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Erste Sitzung. 

Mittwoch, den 13. September, 9 Uhr vormittags. 

Vorsitzender, Geheimer Hofrat Professor Dr. Gärtner (Jena): 

„Meine Damen nnd Herren! Ich eröffne hiermit die SO. Versammlung 
des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege. 

„Es wäre eigentlich am Platze, bei dieser Gelegenheit einen Rückblick 
zu werfen auf die Zeit, die unser Verein durchlebt hat, zurückzublicken auf 
das, was er getan hat, und wie er sich entwickelt hat. Ich glaube aber 
hiervon absehen zu sollen, zunächst weil die uns zur Verfügung stehende 
Zeit recht knapp und die Thesen, die wir bekommen haben, recht lang 
sind, und andererseits, und das ist der Hauptgrund, weil vor wenig Jahren 
in Köln Herr Oberbürgermeister Fuss, der damalige Vorsitzende des Vereins, 
in beredter Weise ein Bild des ganzen Lebens des Vereins entwickelt hat. 

„30 Jahresringe haben sich um den Baum der hygienischen Er¬ 
kenntnis gelegt, seitdem er damals zu Bingen am Rhein gepflanzt worden 
ist, und wenn wieder 30 Jahre in das Land gegangen sein werden, so 
hoffe ich, wird der Baum noch grünen und blühen, er wird seine Äste 
breiten und köstliche Früchte tragen, denn die Wurzeln, die er hat, sind 
die besten, die Liebe zum Volke und die Sorge für sein gesundheitliches 
Wohl. 

„Seien Sie mir alle recht herzlich willkommen, die Sie hier im Saale 
versammelt sind. Vor allen Dingen begrüfle ich den groflherzoglichen 
Landeskommissär, den Vertreter der Regierung, Herrn Geheimen Ober¬ 
regierungsrat Pfisterer. Dann begrüfle ich an dieser Stelle den Herrn 
Oberbürgermeister der Stadt, Beck, ferner den Vertreter der Universität 
Heidelberg, Herrn Professor Knauff, und den Vertreter der Technischen 
Hochschule von Karlsruhe, Herrn Professor Baumeister. 

„Freundlichst auch begrüfle ich unsere Mitglieder und alle, die hier¬ 
hergekommen sind, und wünsche von Herzen, dafl wir kräftig zusammen 
arbeiten und im Widerstreit der Meinungen, der sich ja jedenfalls ent¬ 
wickeln wird, kämpfen zum Nutzen der Volksgesundheit und zur Ehre 
unseres Vereins. 

„Ich gebe nun das Wort Herrn Geheimen Oberregierungsrat Pfisterer.“ 

Landeskommissär Geh. Oberregierungsrat Pfisterer (Mann¬ 
heim) : 

„Meine geehrten Damen und Herren! Mein hoher Chef, Seine Exzellenz 
der Herr Minister des Innern, hat mir den ehrenvollen Auftrag erteilt, der 
30. Generalversammlung des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheits¬ 
pflege als Regierungsvertreter beizuwohnen. Indem ich, meine hochver- 
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ehrten Anwesenden, meiner aufrichtigen Freude Ausdruck gebe darüber, 
daß Sie abermals in einer badischen Stadt Ihre Tagung abhalten, heiße 
ich Sie namens der großherzoglichen Regierung auf das herzlichste will¬ 
kommen. 

„Meine hochgeehrten Herren! Aus dem Werkchen »Die Gesundheits¬ 
pflege in Mannheim« werden Sie entnommen haben, daß die Stadt Mann¬ 
heim in bezug auf wichtige Herstellungen und Anstalten auf dem Gebiete 
der öffentlichen Gesundheitspflege eine ganz heryorragende Stellung ein¬ 
nimmt in dem Kranze der deutschen Städte. Sie werden aus dem Schrift- 
chen ersehen haben, daß sowohl die Stadtgemeinde wichtige hygienische 
Einrichtungen getroffen hat, als auch, daß eine Reihe von wohltätigen An¬ 
stalten hier durch freiwillige Gaben ins Leben gerufen worden ist, die eine 
hervorragende Rolle auf dem Gebiete der Gesundheitspflege in Mannheim 
spielen, und ich hoffe, meine hochverehrten Anwesenden, daß Sie bei dem 
Gange durch die Stadt und durch die Fabriken die Anschauung gewinnen, 
daß auch in den großen Fabrikbetrieben hier die neuesten Anforderungen 
der Hygiene in weitgehendstem Maße berücksichtigt sind. 

„Wenn so auch auf verschiedenen Gebieten die Stadtgemeinde Hervor¬ 
ragendes geleistet hat, so sind doch noch Wünsche übrig, die wohl die 
nächste Zeit ebenfalls der Erfüllung näher bringen wird, Wünsche, die in 
den letzten Jahren durch die Tagesblätter häufig erörtert worden sind, so 
die Frage der Errichtung eines neuen, modernen Krankenhauses, einer 
Markthalle, eines Volksschwimmbades und ähnliche Dinge, an die wohl die 
Stadt in nächster Zeit herantreten wird. 

„Meine hochverehrten Damen und Herren! Nicht nur hier in Mannheim 
ist aber auf dem Gebiete der Hygiene ein reges Leben zu finden. Auch in 
dem ganzen Landesteile, in dem Sie Ihre Tagung abhalten, im badischen 
Unterlande, begegnen Sie überall in den Städten, den Städtchen und den 
Dörfern einer lebhaften Tätigkeit auf dem Gebiete der öffentlichen Gesund¬ 
heitspflege. Ich möchte mir erlauben, wenige besonders wichtige Punkte 
Ihnen kurz vorzuführen. 

„Daß die Stadt Mannheim und die benachbarte Stadt Heidelberg mit 
regelrechten Wasserversorgungen versehen sind, ist ja nichts Besonderes. 
Ich kann Ihnen aber sagen, daß nicht nur die größeren Städte regelrechte 
Wasserversorgungen haben, sondern daß am Ende des Jahres die letzte 
Amtsstadt unseres Landes ebenfalls eine regelrechte Wasserversorgung haben 
wird; und nicht nur die Städte und Städtchen sind es, die diese Wohltat 
ihrer Bevölkerung verschaffen, sondern auch die einfachen Landgemeinden 
haben nach und nach die hygienischen Vorteile, die Wohltaten und die An¬ 
nehmlichkeiten einer regelrechten Wasserversorgung kennen gelernt, so daß 
auch bei diesen kleinen Gemeinwesen überall ein lebhafter Drang nach der 
Einrichtung von Wasserversorgungen wahrzunehmen ist. Und nicht nur 
diejenigen Gemeinden haben regelrechte Wasserversorgungen eingeführt, die 
in der Lage waren, auf billigem Wege, auf dem Wege der Zuleitung von 
Quellwaser, ihre Gemeinde mit der Wohltat der Wasserversorgung zu ver¬ 
sehen, sondern auch die kleineren Gemeinden hier in der Ebene, die kein 
Quellwasser zur Verfügung haben, gehen neuerdings dazu über, daß sie 
nach dem Vorbilde, das Mannheim gegeben hat, das Wasser dem Grund- 
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wasserstrom entnehmen und sich nicht scheuen, die kostspieligen Pump¬ 
anlagen und Wassertürme zu bauen, um der Bevölkerung die Wohltat einer 
regelrechten Wasserversorgung znzuführen. 

„Wenn wir so auf diesem Gebiet im großen und ganzen befriedigende 
Zustande hier vorfinden, so ist das nicht in gleichem Maße der Fall auf 
einem anderen Gebiet, welches mit der Wasserversorgung im engsten Zu¬ 
sammenhang steht, nämlich mit der Frage der Entwässerung, der Weg¬ 
schaffung der Abfallstoffe, insbesondere aus den Städten. Sie haben ja 
wohl alle die Verhandlungen auf diesem Gebiet mit Interesse verfolgt, und 
Sie wissen, daß gerade die Schwemmkanalisation von Mannheim ein sehr 
umstrittenes Gebiet gewesen ist. Die Schwemmkanalisation in Mannheim 
ist ausgebaut, ist vor wenigen Monaten in Betrieb gesetzt, und Sie werden 
ja Gelegenheit haben, diese Einrichtung einer näheren Beaugenscheinigung 
zu unterwerfen. 

„Die Stadt Heidelberg, meine hochgeehrten Anwesenden, ist ja der 
klassische Boden für das Tonnensystem. Aber die Stadt Heidelberg hat 
die Vorteile dieses Systems nicht so schätzen gelernt, daß sie dasselbe unter 
allen Umständen aufrecht erhalten will, denn auch für die Stadt Heidelberg 
ist zurzeit ein Projekt zur Einführung einer Schwemmkanalisation in Aus¬ 
arbeitung, wo die Klärung geplant ist nach dem System Riensch. Das 
Projekt liegt zurzeit der Stadtverwaltung vor. Über das Schicksal des¬ 
selben lassen sich irgendwelche bestimmten Dinge noch nicht sagen. 

„Minder wichtig, meine hochgeehrten Anwesenden, ist die Frage der 
Entfernung der Verunreinigungen für die kleinen Städte und die kleinen 
Gemeinden, weil dort die unangenehmsten Dejekte ihrem naturgemäßen 
Gebrauch, als Düngemittel zu dienen, immer noch zugeführt werden. Wo 
ein Bedürfnis bestand, werden auch in kleinen Gemeinden die Kanalisations¬ 
anlagen allüberall errichtet. 

„Auf einem weiteren Gebiet, meine hochgeehrten Anwesenden, ist 
gerade in jüngster Zeit in der hiesigen Landesgegend eine lebhafte Tätig¬ 
keit entfaltet worden. Es ist das die Irrenfürsorge und die Fürsorge für 
Alte und Kranke. Abgesehen von den älteren Einrichtungen, wie der 
Universitätsirrenklinik in Heidelberg, der Kreispfiegeanstalt in Weinheim, 
sind auf diesem Gebiete in letzter Zeit verschiedene wichtige Neuerungen 
eingeführt worden, die ich in Kürze hier zu erwähnen mir erlauben will. 
Zunächst hat der Kreis Heidelberg in Sinsheim die Kreispflegeanstalt neu 
erbaut. Sie ist bestimmt für etwa 250 Köpfe und hat einen Kostenaufwand 
von ÖOOyOOO bis 600 000 Mark verursacht. Sie ist nach den neuesten Anforde¬ 
rungen und Erfahrungen der Hygiene eingerichtet und kann Ihrer Besich¬ 
tigung nur dringend empfohlen werden. In dem nicht weit von hier ent¬ 
fernten Wiesloch ist zurzeit die Erbauung einer neuen staatlichen Heil- und 
Pflegeanstalt in Arbeit begriffen. Sie ist bestimmt für 1000 bis 1200 Köpfe 
und wird einen Kostenaufwand von 7 bis 8 Millionen verursachen. Die 
Arbeit ist so gefördert, daß im Laufe dieses Jahres, etwa im Oktober, ein 
Teil der Anstalt in Betrieb genommen werden kann. In dem Neckartal, 
in Mosbach, befindet sich eine Idioten- und Epileptikeranstalt. Sie war 
bisher bestimmt für jugendliche Epileptiker und Blödsinnige. Es hat sich 
das Bedürfnis erwiesen, auch für erwachsene Unglückliche dieser Art eine 
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Unterkunftsstätte zu beschaffen, und es wurde vor kurzem der Grundstein 
gelegt zu dem Neubau eines Hauses bei der Idiotenanstalt in Mosbach, um 
auch erwachsenen Blödsinnigen und erwachsenen Epileptikern Unterkunft 
zu gewähren. 

„Ich erlaubte mir, das kurz anzuführen, damit die anwesenden Mit¬ 
glieder des Vereins für öffentliche Gesundheitspflege sich überzeugen, daß 
ihre Bestrebungen bei uns überall in der ganzen Bevölkerung das regste 
Verständnis und das regste Interesse finden werden, und es ist ja, meine 
hochgeehrten Anwesenden, ein Hauptverdienst Ihres Vereins, daß Sie in 
unablässiger Tätigkeit während 30 Jahren das Interesse und das Verständnis 
für hygienische Fragen in den weitesten Kreisen der Bevölkerung geweckt 
haben. Sie haben die Überzeugung von der Wichtigkeit und Bedeutung 
hygienischer Anstalten und Vorkehrungen hineingetragen bis in die untersten 
Schichten der Bevölkerung, und Sie haben dadurch denjenigen, die berufen 
sind, solche Anstalten auszuführen und Maßregeln zur Bekämpfung von 
Krankheiten zu treffen, die Arbeit bedeutend erleichtert. Ich möchte nur 
kurz darauf hin weisen, wie unablässig Sie tätig waren, um das Verständnis 
zu wecken für eine weiträumige Bauweise, für praktische Ortsbaupläne, für 
breite Straßen, für große Höfe usw. Ich will darauf aufmerksam machen, 
wie sehr Sie insbesondere sich betätigt haben in grundlegender Arbeit und 
Tätigkeit um die Schmerzen der großen Städte, um die Beseitigung der 
Abfalle ohne allzu große Verunreinigung der Vorflut, um die Müllbeseitigung, 
Themata, die heute noch nicht zur vollen Zufriedenheit gelöst sind. Ich 
will daran erinnern, wie sehr Sie beigetragen haben, das Verständnis für 
den Charakter und die Bekämpfung der ansteckenden Krankheiten zu 
heben, unter denen zurzeit der Typhus und die Tuberkulose im Vorder¬ 
grund stehen. 

„Für alle diese Arbeiten, meine hochgeehrten Damen und Herren, die 
Ihr Verein geleistet hat, muß Ihnen tatsächlich das ganze deutsche Volk 
und müssen Ihnen die Staats- und Gemeindeverwaltungen aufrichtig dank¬ 
bar sein. 

„Aber nicht nur in dieser Weise haben Sie gewirkt, vielmehr hat Ihr 
Verein durch Wort und Schrift in seiner Vierteljahrsschrift sowohl wie in 
den Generalversammlungen uns manche wertvollen Fingerzeige und An¬ 
deutungen gegeben, wie segensreiche Fortschritte auf dem Gebiete der 
Hygiene zu erreichen sind; und wenn Sie die Gesetze und Verordnungen 
auf diesem Gebiete in den letzten Jahren in die Hand nehmen, so werden 
Sie unwillkürlich da und dort erinnert an so manchen Aufsatz, der in der 
Zeitschrift Ihres Vereins zu lesen war. 

„Meine hochgeehrten Damen und Herren! Sie werden es deshalb durch¬ 
aus begreiflich finden, wenn auch den diesjährigen Verhandlungen Ihrer 
Generalversammlung die großherzogliche Regierung mit dem größten Inter¬ 
esse folgt, und wenn sie gern sich bereit erklärt, die Andeutungen und 
Ratschläge, die hier gegeben werden, um Fortschritte auf dem Gebiete der 
Hygiene zu erzielen, einer genauen und gewissenhaften Prüfung zu unter¬ 
ziehen und dies oder jenes, was praktisch und wertvoll erscheint, durch 
Gesetze, durch Verordnungen oder Institutionen ins praktische Leben zu 
fuhren. 
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„Meine hochgeehrten Anwesenden! Ich schließe mit dem herzlichen 
Wunsche, daß auch die diesjährige Generalversammlung sich den früheren 
Generalversammlungen in ihrer Bedeutung für die Förderung der öffent¬ 
lichen Gesundheitspflege würdig anschließen und wichtige und wertvolle 
Ratschläge zum weiteren Fortschritt auf dem Gebiete der Hygiene geben 
möge. Wenn dieser Wunsch in Erfüllung geht, meine hochgeehrten Damen 
und Herren, dann wird auch die diesjährige Generalversammlung dem 
ganzen deutschen Volke zum Glück und zum Segen gereichen. tt 

Oberbürgermeister Beck (Mannheim): „Meine hochverehrten Damen 
und Herren! Mit freudigem Stolze haben wir den Beschluß des Deutschen 
Vereins für öffentliche Gesundheitspflege, seine diesjährige Versammlung in 
unserer Stadt abzuhalten, aufgenommen. Erblickten wir doch eine ehren¬ 
volle Auszeichnung in dieser Wahl, da sie uns ermöglicht, die hervor¬ 
ragendsten Ärzte und Medizinalbeamten, die berufensten Autoritäten der 
Hoch- und Tiefbautechnik, die zahlreichen Vertreter und Väter der deut¬ 
schen Städte bei uns zu Gast zu sehen. Und von diesen Gefühlen bewegt, 
entbiete ich Ihnen namens des städtischen Kollegiums den herzlichsten 
Willkommensgruß und gebe — freilich in bescheidenem Eingeständnis der 
Tatsache, daß dabei nicht unsere Stadt, sondern nur Ihr Verein seine alt¬ 
bewährte Anziehungskraft entfaltete — der aufrichtigen Freude darüber 
Ausdruck, daß Sie von Nord und Ost dem von der Vereinsleitung ergangenen 
Ruf nach der Süd westecke Deutschlands so zahlreich Heeresfolge geleistet 
haben. 

„In die herzliche Freude über die Einkehr einer so illustren Versamm¬ 
lung mischt sich allerdings ein leises Bangen, ob wir die Prüfung, die ein 
so berufenes, hochansehnliches Richterkollegium wie Ihr Kongreß über 
unsere Leistungen auf dem Gebiete der öffentlichen Gesundheitspflege ab¬ 
nehmen wird, mit Ehren, wenn auch nur mit einer der beiden Unterstufen 
des Doktorprädikats bestehen, und ob wir den wohl auch über das Hygienische 
hinausschweifenden, scharf kritischen Blicken meiner hochverehrten Kollegen 
nur einigermaßen standhalten können. 

„Das von Altmeister Goethe in »Hermann und Dorothea« verewigte 
»freundliche Mannheim, das leicht und beiter gebaut ist«, Anden Sie aller¬ 
dings nicht mehr. Die fortschreitende Industrialisierung duldet keine Idylle 
mehr und zerstört mit grausamer Hand so manche Spur der sogenannten 
»guten alten Zeit«. Aber doch haben die zahlreichen breiten, durchgehenden 
Straßen — ohne romantische Winkel- und Traufgäßchen — trotz schnur¬ 
gerader Anlage nach dem — Goethes ästhetisches Empfinden voll befriedi¬ 
genden und jetzt wohl über Gebühr übelberufenen — Quadratstadtbauplan 
den Bewohnern Licht und Durchlüftung in üppiger Fülle, besonders 
erwünscht in der heißen Rheinebene, gewährt. 

„Wir haben uns erlaubt, in einem bescheidenen Büchlein, das wir 
Ihnen als kleine Festgabe überreichen möchten, die Ergebnisse unserer 
Bemühungen auf hygienischem Gebiete zusammenzustellen und darauf hin- 
zuweisen, wie dieselben in den letzten 15 Jahren vor allem der Präventive 
gewidmet waren, wie aber nunmehr nach kürzlicher Vollendung des letzten 
bedeutsamen Werkes — die Einleitung der sämtlichen Abwässer in den 
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Rhein — noch eine gewaltige Aufgabe auf dem Gebiete der repressiven 
Gesundheitspflege — die Erbauung neuer Krankenhäuser — uns bevorsteht. 
Die letzterwähnte Einleitung der Abwässer hat ja gegen unseren Willen 
eine gewisse unliebsame Berühmtheit erlangt, nicht etwa wegen des für die 
Größe der Stadt ungewöhnlich hohen Kostenaufwandes, sondern wegen des 
besonders hieran sich anknüpfenden Streites über die Reinhaltung der 
Flußläufe, wobei Mannheim nach dem Satze: Duo quum faciunt idem, non 
est idem, als Sünderin am Rheinstrome herausgegriffen wurde. Sie werden 
ja bei Ihrer demnächstigen, hoffentlich recht fröhlichen Rheinfahrt sich 
durch Augenschein überzeugen, in welch erschreckendem Maße wir den 
schönen Rheinstrom »in schmieriges Gerinnsel, schwarz wie Ebenholz, träge 
dahinschleichend« verwandelt haben. 

„Sollten Sie aus der Festschrift und den Besichtigungen die Über¬ 
zeugung gewinnen, daß wir unser Einverständnis mit Ihren Bestrebungen 
nicht bloß heute durch leere Worte, sondern durch vorhergegangene Taten, 
soweit unsere schwachen Kräfte ausreichten, bekundet haben, so wäre dies 
der schönste Lohn für unsere Bemühungen. 

„Das ist ja das erhebendste Gefühl und die größte Genugtuung für 
Ihren Verein, überall in allen Städten, in denen er tagt, auf Schritt und 
Tritt den Spuren Ihrer eigenen Tätigkeit zu begegnen, der Verwirklichung 
Ihrer Bestrebungen, der Umsetzung Ihrer Leisätze in Taten, es ist die 
größte Genugtuung, durch Ihre Erfolge, vor allem durch die Herabdrückung 
der Sterblichkeitsziffer, wesentlich eingeschränkt zu sehen die früheren 
Befürchtungen, es trügen die Stadtbevölkerungen einen hippokratischen 
Zug, es seien die Städte als die Massengräber des Menschengeschlechts 
anzusehen, in denen zwar die Kultur ihre höchste Blüte erreiche, aber den 
Todesrosen auf den Wangen der Schwindsüchtigen gleiche. Wurde früher 
bisweilen noch jene grausame Theorie vertreten, es könne die Verbesserung 
der Hygiene zu einem Rückgänge in der Tüchtigkeit des Volkes führen, 
weil die natürliche Auslese durch solche Veranstaltungen gehemmt werde, 
so haben tausendfältige Erfahrungen die Annahme ad absurdum geführt, 
als ob schlechte gesundheitliche Verhältnisse nur die der Menschheit weniger 
wertvollen Individuen dahinraffen. 

„Was den Städten die Ausführung der kostspieligen Schöpfungen der 
öffentlichen Volksgesundheitspflege besonders erleichterte, war die Über¬ 
zeugung, daß dieser ganze Zweig der Wohlfahrtspflege von dem unsere 
Zeit und namentlich unsere Stadtverwaltungen beherrschenden sozialpoliti¬ 
schen Geiste getragen sei, die Überzeugung nämlich, daß alle diese Werke 
zur Bekämpfung des unheimlichen Feindes vor allem den arbeitenden, 
unbemittelten Klassen zugute kommen, welche einerseits am meisten den 
unsere gesunde Volkskraft bedrohenden Schädlichkeiten ausgesetzt und 
andererseits am wenigsten imstande sind, sich aus eigener Kraft durch Gegen¬ 
maßnahmen zu schützen. 

„Lassen Sie mich meine von Herzen kommende Begrüßung mit dem 
aufrichtigen Wunsche beschließen, Sie möchten nach arbeite- und mühe¬ 
reicher Tätigkeit das Wenige, was unsere Stadt und Bürgerschaft Ihnen in 
bescheidenen Genüssen zu bieten vermag, mit wohlwollender Nachsicht 
aufnehmen und, zu den heimischen Penaten zurückgekehrt, der hier ver- 
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brachten Tage nicht als völlig verlorener in freundlicher Erinnerung 
gedenken. tt 

Geheimer Hofrat Professor Dr. Knauff (Heidelberg): „Hoch¬ 
verehrte Damen und Herren ! Der freundlichen Einladung, welche aus unserer 
Nachbarstadt Mannheim von dem Ausschüsse Ihrer Versammlung an die 
Universität zur Teilnahme an der 30. Versammlung des Vereins für öffent¬ 
liche Gesundheitspflege gerichtet worden ist, konnte leider der berufene 
Vertreter der Universität, der Prorektor, aus äußeren Gründen persönlich 
nicht entsprechen. Er hat mich beauftragt, an seinerStatt die Versammlung 
namens der Universität zu begrüßen. 

„Die Universität anerkennt gern und freudig die führende Rolle, 
welche die Vereinigung von Männern, die zu dem Verein für öffentliche 
Gesundheitspflege zusammengetreten sind, seit Dezennien in Deutschland 
eingenommen hat, und daß sie diese führende Rolle zunächst nicht auf¬ 
zugeben willens ist. Daß sie die Kraft und die Berechtigung hat, diese 
Führung weiter zu leisten, dafür bürgt auch die heurige glänzende Ver¬ 
sammlung. 

„Es entspricht den Verhältnissen in der Entwickelung der praktischen 
und wissenschaftlichen Hygiene, daß die Universitäten, wenigstens die Uni¬ 
versitäten der kleineren Städte, zunächst mehr im Hintergründe blieben und 
hinter den glanzvollen Leistungen des Vereins für öffentliche Gesundheits¬ 
pflege zurücktraten. Sie waren zu einer weiteren Leistung eben nicht 
imstande aus äußeren Gründen, und es ist wieder eines der wesentlichen 
großen Verdienste der Vereinigung jener Männer, die denVerein für öffent¬ 
liche Gesundheitspflege gegründet haben, daß sie anstrebten und im großen 
und ganzen erreichten, daß die wissenschaftliche Behandlung der Gesund¬ 
heitspflege an den Universitäten in den Schematismus des akademischen 
Unterrichts aufgenommen wurde. 

„Die Reihen jener Männer, welche mit Feuereifer für die Vereinigung 
von wissenschaftlicher und praktischer Hygiene in Deutschland gewirkt 
haben, welche lange Zeit die Träger jener mehr und mehr anschwellenden 
und heutzutage mächtig gewordenen Bewegung geworden sind, die Reihen 
jener Männer sind leider stark gelichtet. Aber nicht genug können wir 
ihrem Andenken unseren Dank für ihre Bestrebungen zollen, für Bestre¬ 
bungen, welche zu so glanzvollem Wirken, zu so mächtiger Entwickelung 
geführt haben. Es war das Bestreben der Vereinigung der wissenschaft¬ 
lichen und praktischen Hygiene, welches von Anfang an ins Auge gefaßt 
wurde. Daß nun die Universitäten mit ihren größeren und kleineren Lehr¬ 
anstalten der ihnen zugewiesenen Arbeit, an der wissenschaftlichen Fundie¬ 
rung der Hygiene zu arbeiten, auch die heranwachsende Generation der 
Mediziner mit der Hygiene der modernen Zeit vertraut zu machen — daß 
sie diesem Streben gerecht geworden sind, darüber mögen die Fachgenossen 
urteilen. An dem Willen hat es sicher nicht gefehlt. Leider waren es 
häufig äußere Hindernisse, welche erst überwunden werden mußten, aber 
nach und nach als überwunden betrachtet werden können. 

„Gestatten Sie mir eines persönlichen Momentes hier zu gedenken. 
Es gehört zu den schönsten Erinnerungen meines Lebens, daß ich mit 
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jenen Männern, welche eben zusammentraten, zuerst in einem kleinen 
Kreise, einer Sektion für Hygiene im Anschluß an die Naturforscher¬ 
versammlung, dann zusammentraten zu dem Verein für öffentliche Gesund¬ 
heitspflege, in persönlichen Verkehr zu treten das Glück und die Ehre 
hatte und von jenen wesentlich die Anregungen erhalten habe, denen ich 
während meines ganzen Lebens tren geblieben bin. Es war eben die 
Vereinigung wissenschaftlicher und praktischer Tätigkeit, welche als Ziel 
uns allen vorschwebte, und jene Vereinigung, welche auch, glaube ich, 
heutzutage unser Ziel sein soll. Und daß dieses Ziel fest im Auge 
behalten werde, daß wiederum die heutige Versammlung demselben um 
einige Schritte näher rücken möge, das ist der Wunsch, den ich Ihnen als 
Gegengruß für Ihre freundliche Einladung hiermit biete. tt 

Professor Oberbaurat Baumeister (Karlsruhe): 

„Hochgeehrte Versammlung! Wenn ich es unternehme, im Namen 
der Technischen Hochschule Karlsruhe Sie hier zu begrüßen, so liegt die 
Berechtigung dazu wohl in unserer Tätigkeit. Ich möchte hier ausführen, 
welche Gegenstände der öffentlichen Gesundheitspflege auch in meiner mir 
lieb gewordenen Anstalt, in der Technischen Anstalt in Karlsruhe, gelehrt 
werden. Es ist zuerst eine theoretische Hygiene vom medizinischen Stand¬ 
punkte aus und die Bakteriologie in einem wohlausgestalteten Labora¬ 
torium, und es sind natürlich ganz besonders die technischen Anwendungen 
der öffentlichen Gesundheitspflege, die bei uns eine Lehrstätte gefunden 
haben. Ich nenne die Ventilation und Heizung, die Lebensmittelprüfung, 
die Wasserversorgung, die Städtereinigung, und es ist die Karlsruher Hoch¬ 
schule die erste unter allen deutschen Schwesteranstalten gewesen, in welcher 
das Gesamtgebiet des Städtebaues vor nahezu 20 Jahren als Lehrgegenstand 
und begleitet mit aus der Praxis entnommenen Übungen aufgenommen 
worden ist. 

„So hat die Technische Hochschule es versucht, eine sehr große Anzahl 
von künftigen Ingenieuren, Architekten und Chemikern mit den Kenntnissen 
auszarüsten, welche sie nachher im praktischen Leben verwerten können, 
und wenn Sie, hochgeehrte Herren, heute und in den nächsten Tagen in 
Mannheim Besichtigungen vornehmen, so Anden Sie darin, wie ich glaube, 
einige Spuren dieser Tätigkeit. 

„Wollen Sie dieselben mit Wohlwollen aufnehmen und mit Nachsicht 
beurteilen, und nehmen Sie somit die Versicherung entgegen, daß nicht bloß 
meine herzlich gemeinten Worte, sondern auch dieWerke unserer Studierenden 
Sie hier in Mannheim begrüßen. tt 

Vorsitzender: Geheimer Hofrat Professor Dr. Gärtner: 

„Meine Damen und Herren! Ich bin sicher, daß ich Ihren Auftrag 
habe, den Herren, die uns so liebenswürdig begrüßt haben, zu danken. 

„Zunächst wende ich mich an Sie, Herr Geheimer Regierungsrat 
Pfisterer, den Vertreter der großherzoglichen Regierung, der Sie so 
liebenswürdig waren, uns das, was hier in Baden alles für die Gesundheit 
geschehen ist und noch geschieht, vorzuführen. Ich möchte aber beinahe 
sagen: es war dieses kaum notwendig, denn wir wissen, daß Baden führend 
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gewesen ist und, wie wir hören, noch führend ist in seinen gesundheitlichen 
Bestrebungen und seinen gesundheitlichen Leistungen. Mit Stolz können 
Sie auf das, was hier in Baden geschehen ist und noch geschieht, blicken, 
und als Muster ist Ihr Vaterland in Deutschland bekannt. Es ist uns eine 
Freude, daß wir hier im Badischen Lande vereint sind, daß wir mit 
der Landesregierung Zusammengehen dürfen auf der Bahn, die sie be¬ 
schriften hat. 

„Herr Oberbürgermeister Beck war so liebenswürdig, uns einzuladen, 
die gesundheitlichen Einrichtungen, die in hiesiger Stadt sind, zu besichtigen 
und uns zu bitten, wir möchten Richter sein. Nun, meine Damen und 
Herren, wir wollen ihm diese Bitte freundlichst gewähren, wir wollen 
Kritiker und Richter sein, und zwar strenge Kritiker und Richter. Aber 
eines glaube ich ihm sagen zu dürfen: die Zensur, die er bekommen wird 
— denn von Zensuren hat er gesprochen — wird, wie es im Studentenliede 
heißt: „Nummer 1 cum laude u werden. So ausgezeichnete Einrichtungen, 
wie wir sie hier treffen, werden wir durchaus nicht überall finden. Ich 
spreche hier nicht, meine Damen und Herren, aus der grauen Theorie des¬ 
jenigen heraus, der sehen will, ich kenne vielmehr die Einrichtungen dieser 
Stadt seit einer Reihe von Jahren und habe sie jetzt in diesen Tagen wiederum 
gesehen. Ich versichere Ihnen, wir haben nach der Richtung sehr Inter¬ 
essantes, sehr Lehrreiches zu erwarten. 

„Wir danken dem Herrn Oberbürgermeister ferner dafür, daß er so 
liebenswürdig gewesen ist, den Verein nach Mannheim einzuladen, und daß 
er uns versprochen hat, daß wir eine Rheintour machen und sonstige Ver¬ 
gnügungen genießen sollen. Die Rheintour ist als eine Besichtigung hin¬ 
gestellt, und ich möchte bitten, sie als eine solche in erster Linie zu be¬ 
trachten. Nicht bloß Leipzig ist Seestadt, meine Damen und Herren, auch 
Mannheim. Wir haben hier den größten Binnenhafen Deutschlands, wir 
haben hier eine Handelsstadt allerersten Ranges. 

„Herr Oberbürgermeister Beck hat sich dann in etwas beklagt, daß 
man die Stadt Mannheim beschuldigt habe, den Rhein zu schlecht behandelt 
zu haben. Nun, meine Damen und Herren, der Fluß heißt nun einmal 
„Rhein w und nicht „Unrein u , und man darf ihm nicht alles ohne weiteres 
zuführen. Wir sind uns aber darüber klar, daß die Flüsse dazu da sind, 
eine gewisse Menge von Schmutz aufzunehmen; wir können nicht anders, 
als denselben in sie hineingeben; und das, was hier in Frage stand, war 
nicht das „Was u , sondern das „Wieviel“. Wenn später einmal die Geschichte 
der Verunreinigungen der Flüsse geschrieben wird, dann wird „l’affaire Mann¬ 
heim“ eine große Rolle spielen; wir haben aus den Mannheimer Streitfragen 
vieles gelernt, und mit großem Interesse werden wir später zurücksehen auf 
das, was hier gemacht und was hier geleistet wurde. 

„Dem Herrn Vertreter der Universität Heidelberg bin ich dankbar, daß 
er zu uns gekommen ist und uns gesagt hat, was theoretisch dort und an 
anderen Universitäten für die Volkshygiene geleistet wird. Meine Damen 
und Herren! Wir können nicht bei unseren Versammlungen große wissen¬ 
schaftliche Probleme lösen, wir können uns nicht mit den verschiedenen 
hygienischen Zeit- und Streitfragen beschäftigen, wir müssen uns begnügen, 
zu versuchen, das, was im Laboratorium erarbeitet und durchgearbeitet ist, 
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in die Praxis za übertragen. Wir haben hier die Aufgabe, uns belehren zu 
lassen durch die Herren, die theoretisch arbeiten, und andererseits durch 
die, welche in der Praxis stehen, im Austausch der Meinungen zu hören, 
wie sich das theoretisch Richtige in der Praxis bewährt. Das ist die be¬ 
scheidene Aufgabe, die unser Verein zu erfüllen hat. Aber dessen können 
Sie sicher sein, verehrter Herr Professor Kn au ff, die Wurzeln unseres 
Vereins stecken in der Wissenschaft, aus ihr holen wir unsere Kraft. 

„Was Sie, Herr Professor Knauff, bezüglich der Medizin gesagt haben, 
gilt in gleicher Weise you den technischen Wissenschaften. Ich habe nicht 
die Aufgabe, meine Damen und Herren, Ihnen auseinanderzusetzenJ in 
welcher außerordentlichen Weise sich die Technik gerade nach der gesund¬ 
heitstechnischen Seite entwickelt hat, das möge Berufeneren überlassen 
sein. Aber ich habe die Pflicht und die Aufgabe, Ihnen, Herr Professor 
Baumeister, dem Vertreter der Technischen Hochschule, zu sagen, daß 
wir die Technik unter keinen Umständen in der Hygiene entbehren können. 
Die Medizin lehrt uns in der Gesundheitspflege das „Was tf , die Technik 
lehrt uns das „Wie“. Es kommt im menschlichen Leben nicht auf das 
„Wissen“, sondern es kommt auf das „Können" an, und die Kunst des 
Könnens liegt in erster Linie bei der Technik. Es ist eine große Anzahl 
der Herren Techniker hier vertreten, und sie sind uns von jeher freundliche 
und liebe Mitarbeiter gewesen. Es ist von jeher eine große Zahl von 
Medizinern hier gewesen, und auch sie haben uns geholfen. Wir müssen 
den Herren dankbar sein, und ich glaube das dadurch zum Ausdruck bringen 
zu sollen, daß ich den Vertretern von Medizin und Technik, dem Herrn 
Professor Knauff und dem Herrn Professor Baumeister, sage, daß wir 
uns freuen, von Ihnen an dieser Stelle so freundlich bewillkommnet zu sein. 
Zu gleicher Zeit aber bitte ich, in Ihrer aller Namen den Rektoren der 
beiden Hochschulen unseren Dank sagen zu dürfen dafür, daß sie uns nicht 
irgend einen Professor hergeschickt haben, sondern daß sie uns Herren her¬ 
sandten, die seit lange in unseren Reihen stehen, die uns liebe Freunde, 
treue Mitarbeiter sind. 

„Meine Herren! Diese wenigen Worte als Dank für die freundlichen 
Begrüßungen, die uns allseitig gewährt worden sind. 

„Entsprechend den Bestimmungen unseres Vereins liegt es mir als 
zeitigem Vorsitzenden jetzt ob, das Bureau zu ernennen, und da bitte ich, 
daß der Herr Oberbürgermeister Beck (Mannheim) als erster stellvertretender 
Vorsitzender fungiert. Als zweiten Vorsitzenden bitte ich den Herrn Stadt¬ 
baumeister Peters (Magdeburg) zu mir herüberzukommen, und dann 
ersuche ich den Herrn Schularzt Dr. Stephani (Mannheim) freundlichst, 
als stellvertretender Schriftführer zu fungieren. Ich bitte die Herren, so 
liebenswürdig sein zu wollen, meiner Bitte zu entsprechen. 

„Bevor ich dem Herrn Schriftführer für seine uns darzubringende 
Rechnungslegung und sonstige Mitteilungen das Wort erteile, habe ich Ihnen 
noch eine Mitteilung zu machen. Meine Herren! Bei unserer Anwesenheit 
in Köln gelegentlich der Vorbereitungen für diese Versammlung haben wir 
das von Ihnen beschlossene Ehrendiplom, wie uns der Herr Schriftführer 
nachher noch mitteilen wird, dem Herrn Geheimrat Lent überreicht. 
Damals wurde mitgeteilt, daß Herr Dr. Lent am 10. August sein 50jähriges 
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DoktorJubiläum feiere. Nun wissen Sie alle, meine Herren, es gibt im Leben 
eigentümliche Ecken, wo die Ehrungen sich häufen. In jüngeren Semestern 
kommen sie nicht vor, aber in den älteren sind sie häufiger, und Herr 
Kollege Lent steht nun an so einer zugigen Ecke. Mir ist durch den Aus¬ 
schuß der Auftrag geworden, mich nach Köln zu begeben und Herrn Lent, 
unserem sehr verehrten Ehrenmitgliede, die Gratulation des Vereins zu 
überbringen. Gern, meine Damen und Herren, habe ich dieser Aufforderung 
Folge geleistet, gern bin ich dorthin gegangen, und ich kann Sie versichern, 
ich freue mich, daß ich dort gewesen bin. Die Feier war erhebend; niemals 
hat der alte, ehrwürdige Gürzenichsaal eine solche Ehrung eines Arztes 
gesehen, als sie dort dem Kollegen Lent zuteil wurde. Aber stolz konnte 
ich sagen, daß der Herr, der dort geehrt wurde, schon vorher unser Ehren¬ 
mitglied, unser Freund gewesen ist. 

„Ich weiß mich Ihrer Zustimmung sicher, wenn ich jetzt noch einmal 
persönlich unserem verehrten hier anwesenden Ehrenmitgliede im Namen 
des gesamten Vereins die Gratulation zu seinem 50 jährigen Doktorjubiläum 
wiederhole, und ich spreche in Ihrem Sinne, wenn ich ihm wünsche, daß er 
den 60. und 70. Doktorjubiläumstag mit derselben Grazie und Anmut und 
in derselben Gesundheit und Frische erleben möge, wie er den 50. Jahres¬ 
tag durchlebt hat. 

„Ich bitte nunmehr unseren Schriftführer, Herrn Dr. Pröbsting, uns 
seinen Rechenschaftsbericht zu erstatten.“ 

Der ständige Sekretär Dr. Pröbsting verliest hierauf den 


Rechenscliafts-Bericlit 

des Ausschusses des Deutschen Vereins für öffentliche Gesund¬ 
heitspflege für das Geschäftsjahr 1904/1905. 

„Durch Beschluß der Versammlung in Danzig wurde der Ausschuß 
für das Geschäftsjahr 1904/1905 folgendermaßen zusammengesetzt: 

Oberbürgermeister Beck (Mannheim), 

Präsident des Landesmedizinalkollegiums Geh. Medizinalrat 
Dr. Buschbeck (Dresden), 

Oberbürgermeister Fuss (Kiel), 

Geh. Hofrat Professor Dr. Gärtner (Jena), 

Baurat Professor Genzmer (Danzig), 

Ober- u. Geh. Baurat Dr. Stübben (Berlin-Grunewald). 

„Nach Schluß der Versammlung trat der Ausschuß zu einer Sitzung 
zusammen und wählte gemäß § 7 der Satzungen Herrn Geheimrat Professor 
Dr. Gärtner zum Vorsitzenden für das Geschäftsjahr 1904/1905. Ferner 
wählte er den Berichterstatter definitiv zum ständigen Sekretär. 

„In der ersten Sitzung der voxjährigen Versammlung zu Danzig war 
einstimmig beschlossen worden, den Ausschuß des Vereins mit der schleunigen 
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Einreichung einer Petition an die zuständigen Organe der Kgl. Preußischen 
Staatsregierung zu beauftragen des Inhalts, daß aus dringenden Gründen 
der Öffentlichen Gesundheitspflege dem aus der Initiative des Hauses der 
Abgeordneten hervorgegangenen Entwurf eines Gesetzes zur Abänderung 
des Gesetzes betreffend Ausführung des Schlachtvieh- und Fleischbeschau¬ 
gesetzes vom 28. Juni 1902 die Allerhöchste Sanktion versagt werden möge. 

„Wenn der in Rede stehende Gesetzentwurf auch schon einige Tage 
später veröffentlicht wurde und damit Gesetzeskraft erlangte, so glaubte der 
Ausschuß doch den ihm gewordenen Auftrag ausführen zu müssen und 
reichte demzufolge die Petition beim Minister des Innern ein. Eine Antwort 
ist darauf nicht erfolgt. 

„Die von der Versammlung in Danzig beschlossene Absendung eines 
Fragebogens an alle Städte über 50 000 Einwohner betreffend die Quali¬ 
fikation und Stellung der städtischen Heizingenieure und die Verwaltung 
und Vergebung der Heizanlagen konnte bisher nicht erledigt werden und 
soll dem neu zu bildenden Ausschuß übertragen werden. 

„Der Ausschuß trat satzungsgemäß am 25. und 26. Februar in Köln 
zu einer Sitzung zusammen, erledigte die laufenden Angelegenheiten, wählte 
Mannheim zum Orte der diesjährigen Versammlung, als Zeit die Tage vom 
13. bis 16. September und stellte die Tagesordnung in der den Mitgliedern 
zugegangenen Fassung auf. 

„Hierbei wurde auch unserem Ehrenmitgliede, Herrn Geheimrat Prof. 
Dr. Le nt, das Ehrenmitglied-Diplom überreicht. 

„Die Rechnung s ab läge für das Jahr 1904 wurde von dem Ausschuß 


geprüft und richtig befunden. 

Es betrug danach: 

Kassenbestand am 1. Januar 1904 . 8 635*76 M. 

Einnahmen durch ßeiträge und Zinsen. 10 267*64 „ 

Zusammen . . . 18 903*40 M. 

Ausgaben. 17 046*60 „ 

Somit Kassenbestand für 1905 . . 1 856*80 M. 


„Die Mitgliederzahl des Vereins betrug zu Ende des Jahres 1904: 1684. 
Von diesen sind im laufenden Jahre ausgetreten 117, davon 31 durch Tod. 

Es sind dies die Herren: 

Medizinalrat Dr. Aren8 (Erklenz), 

Kaufmann Charles Bernstiel (Nürnberg), 

Apotheker W. Blum (Breslau), 

Medizinalrat Dr. Brauch (Kehl), 

Medizinalrat Dr. Böttger (Dessau), 

Generalarzt a. D. Dr. Cammerer (Altona), 
Marine-Oberstabsarzt a. D. Dr. Dippe (Genthin) 

Privatier H. Freese (Hamburg), 

Dr. med. Fr icke (Hannover), 

Generalarzt Dr. E. Friedrich (München), 
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XXX. Versammlung des Deutschen Vereins 

Generalarzt Dr. Fritzsche (Friedenau), 

Oberbürgermeister Dr. Giese (Altona), 

Geheimrat Dr. Günther (Dresden), 

Obermedizinalrat Professor Dr. Hilger (München), 

Baurat Ph. Holzmann (Frankfurt), 

Geh. Regierungsrat Professor Intze (Aachen), 

Dr. med. Emil Kirberger (Frankfurt), 

Reg.- u. Geh. Obermedizinalrat Krieger (Straßburg), 

Dr. E. Lembke (Karlsruhe), 

General-Stabsarzt Dr. J. Leiden Ritter von Treberg 
(Gmunden), 

Geh. Medizinalrat Dr. Lorenz (Friedberg), 

Rentner B. Maus (Köln), 

Dr. C. Müller (Leipzig), 

Sanitätsrat Dr. Pichler (Klagenfurt), 

Professor Dr. A. Red er (Wien), 

Ingenieur W. Rothe (Berlin), 

Kommerzienrat Ph. Schöller (Düren), 

Kreisarzt Dr. Schulte (Lippstadt), 

Geh. Baurat E. Schuster (Hannover), 

Fabrikbesitzer Dr. F. Siemens (Dresden), 

Kaufmann J. Stelzmann (Köln). 

„Neu eingetreten sind 135 Mitglieder, so daß der Verein zurzeit 
1702 Mitglieder zählt, von denen 419 als in Mannheim anwesend ge¬ 
meldet sind.“ 

Vorsitzender, Geh. Hofrat Professor Dr. Gärtner: 

„Verehrte Anwesende! Sie haben eben gehört, daß eine große Reihe 
unserer Mitglieder uns verlassen hat, hinausgeschritten ist durch das Tor 
des Todes auf Nimmerwiedersehen. Es kann nicht meine Aufgabe sein, bei 
jedem einzelnen Rechenschaft abzulegen über das, was er dem Verein ge¬ 
wesen ist. Sie alle haben in der glänzendsten Weise sich an unseren Ver¬ 
handlungen betätigt. Sie alle sind uns angenehme, freundliche, liebe Mit¬ 
glieder gewesen. Wir sind ihnen allen dankbar. Wenn ich einige hier 
nenne, so geschieht das deshalb, weil sie die ältesten sind oder in ganz be¬ 
sonderer Weise hervortraten; aber ich möchte die anderen in keiner Weise 
zurücksetzen. 

„Ich erinnere unter den Gestorbenen an den Namen Intze. Ich glaube, 
es genügt, Ihnen ins Gedächtnis zurückzurufen, welch vorzüglichen Vortrag 
er uns vor wenig Jahren in Trier über das Gebiet, auf welchem er eine 
Autorität ersten Ranges war, über das Kapitel der Talsperren, gehalten hat. 
Durch seine genialen Bestrebungen ist es möglich geworden, weite Bezirke 
Deutschlands, die bis dahin mit einem vorwurfsfreien Wasser nicht versorgt 
werden konnten, mit solchem zu versehen. 

„Ich erinnere Sie, meine Herren, an die Namen Dr. Günther (Dresden) 
und Dr. Krieger (Straßburg), die beide lange Jahre an den leitenden 
Stellen ihrer Landesministerien standen. Wir Älteren, die wir regelmäßig 
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bei den Vereinigungen gewesen sind, werden kaum einer Versammlung uns 
entsinnen, an welcher diese Herren nicht teilgenommen hätten. Sehr häufig 
haben sie sich an den Arbeiten des Vereins und an den Ausschußarbeiten 
beteiligt. Auf die Verdienste im einzelnen will ich nicht eingehen, das 
würde zu weit führen. 

„Die letzten Tage haben uns einen weiteren Verlust gebracht. Gestern 
ist unser altes Mitglied, der Herr Oberbürgermeister Dr. Gassner (Mainz), 
zu Grabe getragen worden. Auch ihm wollen wir an dieser Stelle, trotzdem 
er in unserer Totenliste noch nicht verzeichnet ist, ein Wort des Dankes 
in das Jenseits nachrufen. 

„Und nun bitte ich Sie, meine Damen und Herren, zu Ehren unserer 
lieben Toten, wie es schöne Sitte in unserem Verein ist, sich von Ihren 
Plätzen zu erheben. 

„Ich erteile dann das Wort dem Herrn Doktor der Medizin, Ingenieur 
des ponts et chaussees, Imbeaux von Nancy.“ 

Ingenieur Dr. Imbeaux (Nancy): 

„Sehr geehrte Kollegen! Es ist für mich eine große Ehre und Freude, 
Sie hier in Ihrem berühmten Verein begrüßen zu können, und ich bin darum 
— ich darf sagen — als guter Nachbar, aber auch als Vertreter eines 
neuen Vereins gekommen, der sich aus Zivilingenieuren und Hygienikern 
der französischen, belgischen, schweizerischen und luxemburgischen Städte 
gebildet hat. 

„Meine Herren! Sie sind schon lange vereinigt, und Sie haben den 
Vorteil, heute Ihren 30. Kongreß zu halten. Ebenso ist es bei den deutschen 
Technikern, die den Verein der Gas- und Wasserfachmänner bilden. Im 
Gegensatz dazu lebten bisher in den Ländern französischer Zunge die 
Ingenieure und Hygieniker ganz isoliert, und selbst in einer Stadt wie 
Paris bestand keine Verbindung zwischen den Wasserfachmännern und den 
Hygienikern. Jetzt endlich wollen wir uns ein Beispiel an Ihrem deutschen 
Verein und auch an dem englischen und an dem amerikanischen Verein 
nehmen. 

„Lassen Sie mich erzählen, wie der Gedanke dazu entstanden ist. Vor 
vier Jahren, glaube ich, traf ich in Wiesbaden mit meinem verehrten Freunde 
Herrn Dr. Weyl zusammen, der hier im Saale ist, und der riet mir, mit 
meinen Kollegen einen Verein zu gründen. Das habe ich nun getan, und 
so sehen Sie, daß, wenn ich der Vater des neuen Vereins bin, Herr Weyl 
sein Großvater ist. Jetzt haben mir schon etwa 200 städtische Ärzte und 
Ingenieure ihre Teilnahme versprochen. Ich hoffe, es werden noch andere 
dazu kommen, und schon haben mir die Herren Direktoren der Ministerien 
des Innern in Paris, Brüssel, Bern und Luxemburg ihren mächtigen Schutz 
gewährt. Ich kann Ihnen auch mitteilen, daß der ehemalige Präsident der 
französischen Republik, Herr Casimir Perier, unser Ehrenpräsident sein 
wird. Wir haben auch schon einige tausend Francs in der Kasse, um die 
ersten Unkosten zu decken, und so können wir sagen, daß unser neuer 
Verein leben und wirken wird und können Sie zu seinem ersten Kongreß 
am 1. November in Paris einladen. 
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„Unser zukünftiger Verein will nicht für sich leben, er will freundlich 
und brüderlich mit allen übrigen Genossen der ganzen Welt, namentlich 
mit seinen östlichen Nachbarn, gemeinsam wirken. Darum wollen wir auch 
fremde Ingenieure und Hygieniker unter die Zahl unserer korrespondierenden 
Mitglieder aufnehmen. Außer dem Abstimmungsrecht werden diese Teil¬ 
nehmer alle Rechte der ordentlichen Mitglieder besitzen. Sie haben nur 
den jährlichen Beitrag von 20 Francs zu bezahlen, sie erhalten dafür unsere 
technische Zeitschrift „La Technique Sanitaire“, die hoffentlich einen großen 
wissenschaftlichen Wert haben wird, können zu unseren jährlichen Kon¬ 
gressen und Ausflügen kommen und unseren technischen Dienst, den wir 
„Office technique“ nennen, benutzen. Auch hoffen wir, daß wir für unsere 
korrespondierenden Mitglieder für die Reise von der französischen Grenze 
bis Paris eine Herabsetzung der Kosten auf die Hälfte erlangen werden. 
Wir können endlich versprechen, daß wir uns die größte Mühe geben 
werden, Ihnen den Aufenthalt in Paris so angenehm und die Ausflüge so 
interessant als möglich zu machen. 

„Also, meine Herren, ich darf ihnen vielleicht sagen: Auf Wiedersehen 
in Paris, und ich drücke hier den Wunsch aus, daß zwischen beiden Vereinen 
ein freundschaftliches und festes Band geknüpft werden möge. Vielleicht 
kann man schon an eine internationale Verbindung zwischen allen Hygienikern 
und allen hygienischen Vereinen der zivilisierten Welt denken. Gewiß würde 
eine solche Vereinigung aller Gelehrten und aller Bemühungen zu dem 
Fortschritt der wissenschaftlichen und städtischen Hygiene und dadurch zur 
Verlängerung des menschlichen Lebens aufs beste beitragen. Wenn Sie, 
wie ich hoffe, diesen Weg betreten wollen, werden wir in Frankreich gern 
bereit sein, Ihnen nachzufolgen.“ 

Vorsitzender, Geh. Hofrat Professor Dr. Gärtner: 

„Meine Damen und Herren! Ich glaube, wir können es nur mit großer 
Freude begrüßen, wenn in unseren westlichen Nachbarstaaten ein Verein, 
der unserem ähnlich ist, entsteht; und ich bin überzeugt, daß zwischen 
beiden Vereinen bald innige Freundschaft herrschen wird, denn die Hygiene 
mit ihren Bestrebungen kennt keine Landesgrenzen, sie ist international. 
Ich glaube also Herrn Ingenieur Dr. med. Imbeaux unseren Glückwunsch 
aussprechen zu sollen und ihm versprechen zu können, daß, was an uns 
liegt, wir diesen neuen Verein gern unterstützen wollen; ich habe ferner 
die Überzeugung, daß eine Anzahl Herren, vor allem in den Grenzgebieten, 
beiden Vereinen angehören will. Das, was der eine Verein erreicht, wird 
zweifellos das Gemeingut des anderen Vereins werden.“ 

Es wird hierauf in die Beratung des ersten Gegenstandes der Tages¬ 
ordnung eingetreten: 
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Typhusbekämpfung. 

Es lauten die von den Referenten Stabsarzt Dr. YOn Drig&lskl 
(Kassel) (Satz 1 bis 11) und Regierungs- und Medizinalrat Dr. Sprillgfeld 
(Arnsberg) (Satz 12 bis 31) aufgestellten 

Leitsätze: 

1. Die Typhusbekämpfung beruht auf den Ergebnissen der Typhusforschung. 

2. Der Typhus ist nicht eine mehr oder minder lokale Infektion, etwa des 
Darmkanals beim „Darmtyphus“ oder der Luftwege beim „Pneumotyphus“, 
sondern eine Allgemeininfektion (Bakteriämie). 

3. Die Erreger können ausgeschieden werden durch alle möglichen Se- und 
Exkrete, vor allem durch den Harn und Stuhl. 

4. Im Stuhlgang werden die Erreger öfters schon in den ersten Krankheits¬ 
tagen, verhältnismäßig reichlich und häufig aber in der Periode der Ge¬ 
nesung ausgeschieden. 

5. Im Harn und im Stuhl längst Gesundeter können Typhusbazillen jahre¬ 
lang ausgeschieden werden. Die äußere Beschaffenheit dieser Exkrete läßt 
keine Vermutung bezüglich ihrer Infektiosität zu. 

6. Bakteriologisch ist festgestellt, daß die Typhusinfektion sehr mannigfache 
Krankheitsbilder zeitigen kann, welche vollkommen von dem des sog. 
„klinischen Typhus“ abweichen; sie müssen bakteriologisch geklärt werden. 

7. Es liegt wenig Grund vor, den Typhusbazillus in der Außenwelt sehr zu 
fürchten — es sei denn, daß er in Wasser oder Milch gerät. 

8. Die Bekämpfungsmaßregeln riohten sich zunächst gegen den ende¬ 
mischen Typhus: 

a) Untersuchungen der Umgebung des Kranken zur Auffindung der 

Infektionsquelle; 

b) Isolierung der Kranken, wenn möglich Krankenhausbehandlung; 

c) Desinfektion während und nach der Krankheit; 

d) Bakteriologische Überwachung der Genesenden bzw. Genesenen. 

9. Die allgemein hygienischen, insbesondere der Vorbeugung dienenden Maß¬ 
nahmen richten sich gegen bestimmte Gefahren, welche gesetzt werden 

a) durch schlechte Wohnungsverhältnisse; 

b) durch unzweckmäßige Abfallbeseitigung; 

c) durch nicht einwandfreie Wasserversorgung; 

d) durch infizierte Nahrungsmittel. 

10. Der epidemische Typhus erfordert die gleichen Maßnahmen im breiteren 
Umfange, wobei zuweilen besondere Schwierigkeiten der Bekämpfung, 
z. B. durch Berufsinteressen, zu überwinden sind. Die Mitwirkung von 
Behörden und gewerblichen Körperschaften macht sich noch mehr not¬ 
wendig als bei Bekämpfung des endemischen Typhus. 

11. Der Unterleibstyphus ist in Deutschland endemisch verbreitet. 

12. Die Epidemien kommen in der Regel nur zustande durch die Wechsel¬ 
wirkung von gelegentlich eintretenden Massenaussaaten von Bazillen über 
eine größere Anzahl von Personen und größere Gebietsteile und von Einzel¬ 
infektionen in der Umgebung der bei den Massenaussaaten primär Er¬ 
krankten (Kontaktfälle). 

13. Die Masseninfektionen werden ohne Vermittelung des Bodens durch Genuß 
verseuchten Wassers oder verseuchter Milch hervorgerufen. Andere 
Nahrungsmittel spielen dabei praktisch eine geringe Rolle. 

14. Wasserepidemien sind Folgezustände von Stromverseuchungen oder von 
Verseuchungen der Wasserversorgungsanlagen. 

Bei der Mehrzahl aller Stromepidemien waren die Abgänge von Typhus¬ 
kranken direkt und wiederholt in den Strom gelangt. Die Verseuchung 
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der Ströme durch die Laugenwässer der gedüngten Äcker führt selten zu 
Stromepidemien, und die industrielle Verschmutzung der Ströme hindert 
häufig Stromepidemien. 

15. Die Verseuchungen der Wasserleitung sind bisher zustande gekommen: 

al bei den Quellwasserleitungen durch Düngung des tributären Gebietes 
mit Abgängen von Typhuskranken, Auslaugung desselben und Un¬ 
dichtigkeiten der Förderungsanlage; 

b) bei den Flußwasserleitungen: 

a) durch Rohrbrüche oder Kreuzung undichter Kanäle mit Zu¬ 
bringern des Wassers; 

ft) durch Stromverseuchung und Benutzung des unfiltrierten oder 
mangelhaft filtrierten Flußwassers. 

Eine Verseuchung des Meteorgrundwasserstromes ist bisher nicht 
beobachtet worden. 

16. Brunnenepidemien werden in der Regel hervorgerufen durch direktes 
Hineinlaufen der Abgänge von Typhuskranken in die Brunnen, seltener 
durch unterirdische offene Kommunikationen von Dunggruben mit den 
Brunnen. 

17. MasBenaussaaten durch den Milchverkehr sind verhältnismäßig selten nach¬ 
gewiesen. 

Die Infektion der Milch wird bei den Molkereien und in den Milch¬ 
handlungen in der Regel durch verseuchtes Wasser hervorgerufen, seltener 
durch die Hände erkrankter oder mit der Pflege von Typhuskranken be¬ 
schäftigter Personen. 

18. Die Kontaktfalle reihen sich an die ausgesäten Fälle entweder sofort oder 
nach längeren Intervallen an. Die Frühkontakte werden hervorgerufen 
durch Infektionen an Kranken oder gesunden Typhusbazillenträgern, die 
Spätkontakte durch Bazillen, welche sich in der Umgebung der Erkrankten 
gehalten haben. Die Mehrzahl der Fälle sind Frühkontakte. 

19. Die Ausrottung der Typhusepidemien ist hiernach nur möglich durch 
Verhütung und Bekämpfung der Massenaussaaten und Vernichtung der 
Keime in der Nähe der Kontaktfalle. 

20. Da die Typhusseuche durch den Personenverkehr und die Wasser- und 
Milchbewegung einen pandemischen Charakter hat, ist für ihre Bekämpfung 
eine möglichst weitgehende Zentralisation der Beobachtung und Bekämpfung 
notwendig. 

Die bisher übliche Zentralisation in der Kreisinstanz genügt nicht, es 
ist zum mindesten die Zentralisation in der Bezirksinstanz zu‘fordern. 

Die Errichtung besonderer, von den Polizeibehörden verschiedener 
Sanitätsbehörden zur Bekämpfung des Typhus ist zum mindesten unnötig. 

21. Jede Typhusinfektion muß so früh wie möglich den Medizinalbeamten 
zur Kenntnis kommen. Da die Anmeldungen der Ärzte nie vollständig 
sein können, bleibt nichts anderes übrig, als den Rest der Fälle auf¬ 
zusuchen. Dafür bilden die Standesamtsregister, die Bücher der Kranken¬ 
kassen und die Sch ul versäumnislisten wertvolle Unterlagen. Es ist des¬ 
halb notwendig, daß den beamteten Ärzten Abschriften dieser Listen 
allwöchentlich zugefertigt werden. 

22. Der beamtete Arzt hat bei seinen Feststellungen die Wege der Infektionen 
derart zu erforschen, daß er sämtliche Infektionen ermittelt und die Einzel¬ 
fälle als Kontaktfälle oder als Produkte einer Massenaussaat einwandfrei 
zur Darstellung bringen kann. 

23. Zur Feststellung der Infektionen ist die bakteriologische Untersuchung 
vielfach notwendig. Da der Kreisarzt sie nicht ausführen kann, ist ihm 
die Hilfe bakteriologischer Institute zu sichern. Die hygienischen Institute 
der Universitäten reichen bei gehörig organisierter Verbindung mit den 
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beamteten Ärzten hierzu ans, so daß die Errichtung besonderer Typhus¬ 
stationen von Regierungsinstituten erübrigt. 

24. Zur Sicherung der Diagnose, ob Massenaussaat oder Kontaktinfektion vor¬ 
liegt, ist eine sorgfältige Registrierung und statistische Verarbeitung der 
Einzelfälle in der Lokal- und Bezirksinstanz und der Besitz hygienisch¬ 
topographischen Materials für alle Ortschaften dem beamteten Arzte un¬ 
erläßlich. 

25. Die Bekämpfung des Typhus ist dem beamteten Arzte ohne ein gehörig 
vorgebildetes Unterpersonal unmöglich. Es ist deshalb erforderlich, jedem 
beamteten Arzte der Lokalinstanz eine gehörige Anzahl hygienisch ge¬ 
prüfter Unterbeamten mit festem Gehalt zu unterstellen. 

26. Wo eine Isolierung des Typhuskranken in seiner Behausung nicht möglich 
ist oder die Gefahr vorliegt, daß seine Abgänge zu Massenaussaaten von 
Typhusbazillen führen, ist der Erkrankte dem Krankenhause zu überweisen. 

27. Bleibt er in seiner Behausung, so ist eine fortlaufende Desinfektion seiner 
Abgänge neben entsprechender Isolierung nicht nur anzuordnen, sondern 
Fürsorge zu treffen, daß die Isolierung und Desinfektion durch die Unter¬ 
beamten des beamteten Arztes überwacht wird. 

28. Die Schlußdesinfektion der Effekten ist mittels strömenden Wasserdampfes 
vorzunehmen, die der Räume mit Formalin, neben mechanisch chemischer 
Reinigung, die der Aborte usw. mittels Kalkmilch. Die Desinfektion so¬ 
genannter Typhushäuser ist unter Aufsicht der Kreisärzte zu bewirken. 

29. Zur Verhütung von Massenaussaaten durch den Mi Ich verkehr ist der Erlaß 
von Verordnungen erforderlich, welche eine einwandfreie Wasserversorgung 
der Molkereien und Milchhandlungen, die Sauberkeit in der Milch¬ 
behandlung und die Entfernung darmkranker Personen aus den Geschäften 
gewährleisten. 

30. Zur Verhütung von Massenaussaaten durch Wasserleitungen ist ein Gesetz 
erforderlich, welches diese Anlagen dem § 30 d. R.-G.-0. unterstellt, außer¬ 
dem der Erlaß von Polizeiverordnungen, welche den Betrieb derart regeln, 
daß Typhusbazillen nicht in die Leitung gelangen können, endlich sind 
alle Wasserversorgungsanlagen der fortlaufenden Aufsicht der beamteten 
Ärzte zu unterstellen. 

31. Zur Verhütung von Massenaussaaten durch Brunnen ist eine deutsche 
Brunnenordnung notwendig, welche gewährleistet, daß Brunnen nur von 
sachverständigen Personen gebaut werden, daß das Eindringen von krank- 
machenden Bakterien unmöglich ist, und welche eine dauernde Über¬ 
wachung ihres Zustandes durch den beamteten Arzt bzw. seine Organe 
vorsieht. 

Referent, Stabsarzt Dr. von Drigalski (Kassel): 

„Es sind jetzt 3Vs Jahre her, daß einem Aufträge zufolge, an welchem 
das Kultus- und das Kriegsministerium beteiligt waren, eine kleine Schar von 
Ärzten sich in einen von alters her durch Typhus stark heimgesuchten Bezirk 
unseres Reiches begab, um unter der geistigen Führung von R. Koch und 
zunächst unter der unmittelbaren Leitung des Professors P. Frosch an die 
Bekämpfung jener Seuche heranzugehen. Eine Schar eher zagender als 
beherzter Männer; es war uns bewußt, daß manche Schwierigkeit unserer 
harren werde, allein schon dadurch bedingt, daß unsere Kenntnis vom 
Wesen des Typhus Lücken haben konnte, die erst durch Auffindung und Er¬ 
härtung neuer Tatsachen ausgefüllt werden mußten. So war es ja gewesen, 
als man in breiterem Umfange an das Studium und die Unterdrückung der 
Cholera, der Pest und der Malaria gegangen war; anders als im engeren 
Bannkreis der Klinik und des Laboratoriums stellten sich da manche Dinge 
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dar, und geweitet, systematischer und schließlich eigentlich immer einfacher 
wurde unser Wissen über diese unheimlichen Dinge, einfacher, handlicher und 
daher sicherer auch unsere Waffen gegen sie. Jetzt kann man sagen: mit 
der Erkenntnis schwand das Grausen vor der Gefahr, an Stelle der Furcht 
konnte die Vorsicht treten. 

„Das also war das erste: wir mußten prüfen, ob unsere bisherige Kenntnis 
über Typhus und Typhusverbreitung den nackten Tatsachen standhielt, 
wenn man ihnen genau nachging, und, wo das nicht der Fall war, unser 
Wissen dahin zu erweitern suchen, daß wir die Ursachen vorher nicht 
exakt erklärbarer Vorgänge ergründeten. 

„Da stellte sich denn heraus, daß recht Vieles ganz anders war, als man 
vorher angenommen hatte. Und man wird sehen, wie ungeahnte Schwierig¬ 
keiten zugleich für die Praxis in dem Lichte dieser allmählich gesammelten 
Erkenntnis auftauchten, Schwierigkeiten, die in nicht ganz fern liegender 
Analogie mit jenen oben erwähnten Infektionskrankheiten durchaus nicht 
ohne weiteres zu erwarten gewesen sind. Heute fragt man nach dem Er¬ 
folge unserer Bestrebungen. Als einen solchen müssen wir zunächst die 
Tatsache hinstellen, daß unsere Erkenntnis über die Entstehung und 
Verbreitung des Typhus im allgemeinen jetzt als geklärt gelten 
darf, und hierüber Mitteilung zu machen ist im wesentlichen meine Aufgabe. 

„Im Januar des Jahres 1902 wurde eine größere bakteriologische 
Untersuchungsanstalt (mit einem Leiter und drei Assistenten) unter Pro¬ 
fessor Frosch in Trier, Ende September desselben Jahres eine ebensolche 
in Saarbrücken errichtet, welche meiner Leitung unterstellt war. Im 
Sommer des Jahres 1903 wurden dann weitere bakteriologische Stationen 
in Merzig (jetzt Saarlouis), in Idar (für Birkenfeld und die angrenzenden 
Bezirke), in Metz und Diedenhofen für Lothringen, in Straßburg und Saar¬ 
burg für Elsaß, in Landau und Kaiserslautern für die bayerische Pfalz er¬ 
richtet. So war also auf einem umfänglichen Gebiet durch die Unter¬ 
suchungen zahlreicher nebeneinander, wissenschaftlich unabhängig vonein¬ 
ander arbeitender Untersucher die Bedingung gegeben, die anfangs in Trier 
und Saarbrücken und dann auf den übrigen Stationen gewonnenen Ergeb¬ 
nisse gegeneinander zu prüfen in einem Umfange, welcher die Beweis¬ 
kraft allerseits gemeinsam bestätigter oder gefundener Tat¬ 
sachen ziemlich unumstößlich machen wird. Sie erfährt noch eine 
besondere Stütze dadurch, daß ein von nicht ganz gleichartiger Beobachtung 
ausgehender Epidemiologe, mein Herr Mitreferent, in allen Punkten zu fast 
gleichen Ergebnissen gelangt ist. Nur solche habe ich hier mitzuteilen, 
unter Vermeidung zu weit gehender Einzelheiten. 

„Die Ursache des Typhus wird man als (ranz allgemein bekannt 
und feststehend voraussetzen; und doch mußten hier unsere Forschungen 
einsetzen. Daß der Typhus eine Infektionskrankheit ist, wird selbst von 
denjenigen nicht mehr bestritten, die sich noch immer das Vergnügen 
machen, die von Koch und Gaffky zuerst nachgewiesene Erregematur 
des Typhusbazillus zu bezweifeln. Aber seine Ausschließlichkeit als Er¬ 
reger des Typhus war schon erschüttert durch die Untersuchungen von 
Curth und Schottmüller. Je näher man der Natur der verschiedenen 
Infektionen und den Lebenseigenschaften der Krankheitserreger nach- 
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gegangen ist, um so mehr erkannte man dasselbe, was bei allen zoologischen 
und botanischen Formen auftritt: Jede Gattung bestimmter Lebensformen 
zerfällt in Arten, die, an sich individuell streng geschieden, durch ganz 
bestimmte, wichtige, gemeinsame Beziehungen als verwandt sich erkennen 
lassen; oft einander so ähnlich, daß die Unterscheidung (Differenzierung) 
schwieriger ist als die Feststellung der Rassenverwandtschaft. So steht es 
bei der Cholera, der Malaria, der Tuberkulose und so auch beim Typhus. 
Für den Typhus, der klinisch und epidemiologisch als solcher imponiert, 
kennt man bisher mit Sicherheit nur zwei Erreger: den Koch-Eberth- 
Gaffkysehen Bacillus typhosus und den Paratyphusbazillus Curth-Schott- 
müller. Es ist ja nicht absolut auszuschließen, aber bei so umfänglichen, 
stets auf die direkte Auffindung der Erreger gerichteten Untersuchungen 
nicht eben mit größerer Wahrscheinlichkeit zu erwarten, daß für Typhus¬ 
epidemien noch ein anderer Erreger in Betracht kommt. Von diesen 
beiden Arten, den Typhus- und den Paratyphusbazillen, hängt die Typhus¬ 
infektion und -Verbreitung ab. Beide haben wir endemisch und epidemisch 
beobachtet, beide werden fast überall — der Paratyphus nur spärlicher — 
angetroffen, und die von ihnen hervorgerufenen Krankheitserscheinungen 
sind oft so ähnlich, daß sie klinisch überhaupt nicht im einzelnen Fall 
unterscheidbar sind, obwohl die Erreger sich immer in sehr bestimmter 
Weise unterscheiden lassen. Eher, aber auch nicht mit Sicherheit, ist das 
schon bei epidemischem Auftreten der Fall. Von den sonst im Darm an¬ 
getroffenen Spaltpilzen unterscheiden sie sich — wenn man nur genau zu¬ 
sieht — so außerordentlich, daß ich sie als grundverschieden von diesen 
(BB. coli) bezeichnen muß; zufällige einzelne Ähnlichkeiten ändern daran 
nichts. 

„Von den zu ihnen in gewissem Verwandtschafts Verhältnis stehenden 
Bakterien der Fleischvergiftung unterscheiden sie sich gleichfalls deutlich, 
sowohl was die Eigenschaften der Spaltpilze an sich anlangt, wie auch be¬ 
züglich der Veränderungen, die sie im infizierten Menschen bedingen. 

„Ich habe sowohl Einzelfälle, wie auch eine Epidemie 1 ) von Fleisch¬ 
vergiftung gesehen. Mit Typhus (oder Paratyphus) waren sie schon klinisch 
gar nicht zu verwechseln, noch weniger aber epidemiologisch: niemals haben 
sie, wie die Typhuserreger leider so oft, ein größeres Gebiet längere Zeit 
hindurch verseucht, nie sich von Mensch zu Mensch erheblich durch Kon¬ 
takt verbreitet. Was ich nun weiterhin über die Eigentümlichkeiten der 
Typhusinfektion zu sagen habe, gilt in der Hauptsache für den selteneren 
Paratyphus ebenso wie für den eigentlichen „Darm- oder Unterleibstyphus“, 
so daß wir die weitere Besprechung auf diesen beschränken können. 

„Verfolgen wir nun die verderbliche Wirksamkeit der Krankheitserreger, 
indem wir beim Menschen beginnen. Die Ansteckung erfolgt wohl fast 
stets per os; wenigstens können wir per exclusionem feststellen, daß es nie 
zu einer Ansteckung kommt, selbst bei reichlichster Gelegenheit dazu, wenn 
nur der Gefährdete am Schluß seiner Arbeiten stets die Hände desinfiziert, 
wie es bei uns durchweg mit raschen Sublimatwaschungen geschah (siehe 
auch unten). 

*) »Über eine durch Genuß von Pferdefleisch veranlaßte Massenvergiftung“. 
Festschrift für R. Koch. 1904. 
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„Mit liecht gilt die Arbeit mit Typhuskeimen wohl als eine der gefähr¬ 
lichsten Laboratoriumsarbeiten. Wenn wir von Infektionen jahrelang ver¬ 
schont blieben, so verdanken wir das nur unseren einfachen Sublimat¬ 
waschungen, und es ist nicht ganz überflüssig, diesen Punkt zu beachten, 
nachdem neuere Untersuchungen für die Pest nicht nur, sondern für weit 
gröbere Organismen, die Anchylostomalarven, die Möglichkeit des Eindringens 
durch eine unverletzte Haut nahe gelegt haben*). Beim Typhus aber spielt 
das jedenfalls keine Rolle. Vom Munde aus gelangt nun der Erreger in den 
Organismus hinein, und zwar siedelt er sich zumeist nicht etwa nur oder vorzugs¬ 
weise im Darm an, sondern er durch wuchert den ganzen Körper, wie ich 
schon früher dargestellt habe 2 ), so daß man mit großer Regelmäßigkeit die 
Bazillen fast überall findet, vor allem auch in Leber, Galle, in den meisten 
Organen, z. B. auch der Lunge, selbst wenn diese nicht lokal erkrankt er¬ 
scheinen; fast stets habe ich von der Magenschleimhaut, der Speiseröhre, 
mehrfach von den Mandeln an ihrer Oberfläche und in der Tiefe und einige 
Male von der Zunge Typhusbazillen gezüchtet. Im Darm endlich sitzen 
die meisten Erreger gerade da, wo Veränderungen fehlen, dicht 
hinter dem Magen, im Zwölffingerdarm am reichlichsten, während sie an dem 
geschwürig veränderten Dickdarm oft nur spärlich oder gar nicht zu finden 
sind. Es ist oft geradezu unheimlich, von welchen unendlichen Massen 
dieser Giftkeime der Körper durchwachsen ist. Das hat für den Praktiker 
eine gewisse Bedeutung, allein schon bei gewissen kommunalen An¬ 
lagen. Bei der Anlage von Friedhöfen z. B. wird man keine Vorsicht außer 
acht lassen dürfen, da man leider gezwungen ist, zuweilen Typhusleichen, 
die nicht immer, aber sehr häufig, derart mit den Seuchenkeimen beladen 
sind, in ihre Erde zu versenken. Unter keinen Umständen darf man die 
Konzession machen, daß auch nur in einiger Nähe von einem Kirchhofe 
Wassergewinnungsanlagen bestehen. So wirksam die Bodenfiltration bei 
Kies und Sand auch sei, in felsigem Gelände mit Felsspalten oder -kanälen 
könnte ein größerer Grundwasserbezirk — wie ohne weiteres ersichtlich — 
in verhängnisvollster Weise infiziert werden. Ich erinnere ferner an die 
Vorschriften für die Beerdigungsfeiern bei solchen Infektiösen: sie erhalten 
durch die mitgeteilten Tatsachen eine unabweisbare Berechtigung. Des 
weiteren aber weisen diese Verhältnisse auf die vielfachen Möglichkeiten 
hin, welche durch sie für die Äußerung der Typhusinfektion und die 
weitere Verbreitung ihrer Erreger bedingt werden, und damit kommen 
wir zu einem Punkte der Frage: Wie können wir uns anstecken? 

„Dazu müssen wir vor allem wissen, wie man die Typhusinfektion 
erkennt und auf welchen Wegen der Keim den Menschen verläßt. 
Verfolgen wir zunächst diese. 

„Nach dem Gesagten ist es für jeden physiologisch Denkenden klar, 
daß es kaum eine Ausscheidung des Kranken geben wird, die nicht den 
Typhusbazillus enthalten kann; und die bakteriologische Untersuchung hat 

l ) 8. Liefmann, Zeitschr. f. Hygiene 1905. 

*) v. Drigalski, Zentralbl. f. Bakteriol. 1904, H. 6. — Ich habe außerdem 
neuerdings nachgewiesen, und zwar mit Hilfe einer besonderen Kulturplatte, daß 
in wenigen Tropfen Blutes oft Dutzende züchtungsfähiger virulenter 
Typhuskeime enthalten sind. Der Verf. 
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sie tatsächlich in fast allen nachgewiesen. Nur im Schweiß sind sie nicht 
mit Sicherheit festgestellt worden, wohl aber finden sie sich, und zwar 
selten, im Auswurf, häufiger in den Absonderungen von Eiterherden (selbst 
Ohreiter! v. D.), so gut wie immer in der Galle (bei angelegten Gallenfisteln 
nachgewiesen), ziemlich häufig im Harn und auch — durchaus nicht immer, 
aber unangenehm häufig und reichlich — in den Fäces. Eine prozent- 
mäßige Berechnung von 546 Typhusfällen ergibt mir 32 mal = 
rund 6 Proz. das Vorkommen im Harn l ) 9 bei 348 = rund 64 Proz. 
Typhusbazillen im Stuhl. 

„Es ergibt sich danach für das praktische Leben die unbedingte 
Forderung, Auswurf und Exkrete, sowie die mit ihnen in Berührung 
gekommenen Dinge beim Typhuskranken unschädlich zu machen. 

„Die nächste Frage ist, wie lange muß das geschehen, und gibt es 
vielleicht ein äußeres Kennzeichen, an dem wir die Gefährlichkeit 
oder Unschädlichkeit solcher Abgänge erkennen? 

„Das hat man früher in der Tat vielfach angenommen; ein klarer Harn 
galt nicht für infektiös, und nach vollständig normal gewordener Verdauung 
noch eine hohe Infektiosität des Kotes anzunehmen, lag auch nicht ganz nahe. 

„Es fand sich aber, daß auch ein völlig klarer Harn reichlich 
Typbusbazillen enthalten kann, und daß äußerlich in jeder Beziehung 
normale Fäces nicht nur typhuskeimhaltig sein können bis lange in die Ge¬ 
nesung hinein, sondern daß gerade zur Zeit der klinischen Genesung, wenn die 
Verdauung wieder vollkommen geordnet ist, die Ausscheidung der Typhus¬ 
bazillen besonders häufig und so reichlich wird, daß die gesamte Stuhlflora 
zuweilen eine Reinkultur von Typhusbakterien darstellt; Verhältnisse, auf 
die ich schon bei meinen Untersuchungen im Jahre 1902 gestoßen war. 

„Natürlich schwanken diese Befunde in ihrer Häufigkeit, und nicht 
jeder Genesende wird glücklicherweise zu einer solchen Quelle neuer 
Ansteckungsgefahr. Aber eine 1903 auf dem Naturforscherkongreß zu 
Kassel von mir mitgeteilte Zusammenstellung über das zeitliche Vorkommen 
der Typhuskeime in Ausscheidungen hat sich später nur wenig verschoben. 
Es fanden sich bei etwa 15 Proz. in den ersten 5 Tagen schon Typhus¬ 
bazillen, bei 11 Proz. noch nach 8 bis 10 Wochen, bei 4 Proz. länger als 
3 Monate. Also aus äußeren Gründen, weil der Kranke wieder in engere 
Berührung mit seinen Mitmenschen kommt, und aus biologischen, weil 
er um diese Zeit besonders reichlich und relativ häufig die Erreger aus¬ 
scheidet, kann die Periode der Genesung eine besonders gefährliche 
für seine Umgebung werden. 

„Aber diese Gefahr geht noch weiter. Die Beobachtung, daß es 
„ Typhushäuser u gibt, welche wahre Krankheitsnester darstellen, ist alt. Als 
Reste epidemischer oder als Herd endemischer Typhusfälle kennt und findet 
man fast überall einzelne Stätten, die im Gegensatz zur gesundeten Um¬ 
gebung immer wieder von Typhus befallen werden, den Typhus in die ge¬ 
sundete Umgebung also wieder tragen können. Genau erforscht war die 
Ursache dieser eigentümlichen Erscheinung überhaupt noch nicht, der 


l ) Sie finden sich sicher noch weit häufiger im Harn, wenn man diesen täglich 
untersucht. 


Digitized by 


Google 



24 XXX. Versammlung d. D. Vereins f. öffentl. Gesundheitspflege zu Mannheim. 

spekulativen Erklärungen gab es viele. Gewiß war es möglich, daß sich an¬ 
deren Pilzformen ähnlich im Hause, im Boden, also in der Außenwelt der Typhus¬ 
keim hielt und wir haben immer wieder eine Reihe solcher Untersuchungen 
stets mit negativem Resultat angestellt. Wenn diese Ergebnislosigkeit aber 
auch nichts beweisen würde, der positive Ausfall derjenigen Untersuchungen, 
die sich auf die Menschen in solchen Häusern richteten, fiel beweisend 
aus. Professor Frosch hatte von Anfang an die Vermutung, daß eine 
Dauerabscheidung von Typhusbazillen nach außen, wie sie vereinzelt 
schon mit dem Harn beobachtet war, auch mit den Stuhlgängen erfolgen 
könnte, derart, daß eine chronische typhöse Abscedierung im Darm (Wurmfort¬ 
satz) sich bildete. Etwas Ähnliches stellen ja die zuweilen beobachteten 
posttyphösen chronischen Knochenmarkeiterungen dar. In Saarbrücken 
hatte ich Gelegenheit, ganz systematisch, mit Unterstützung der Herren 
Krankenhausleiter, die Typhuspatienten und -rekonvaleszenten zu unter¬ 
suchen, und ging an diese Arbeit mit besonderer Aufmerksamkeit heran, 
weil ähnliche Untersuchungen bei Diphtherie-Genesenen mir früher über¬ 
raschende Resultate ergeben haben. 

„So fand ich in der Saarbrücker Anstalt, daß es nicht patho¬ 
logischer Organ Veränderungen bedarf, sondern daß es ein nicht zu 
seltenes Vorkommnis ist, daß ohne jegliches Krankheitszeichen der längst 
gesundete, gekräftigte Mensch seine Typhusbakterienflora im Darm und 
seinem Inhalt beibehält. Diese Befunde datieren von Anfang 1903, und in 
zwei Jahren habe ich bei rund 900 Erkrankungen 300 solcher Dauer¬ 
ausscheidungen festgestellt, welche länger als 10 Wochen nach der Er¬ 
krankung dauerten = 3*3 Proz. aller ermittelten Fälle. In einem 
Falle währte diese ständige, fast in Reinkultur erfolgende Ab¬ 
scheidung 1 Vi Jahre, in einem über 9 Monate, in zweien über 
7 Monate, in einem 6 Monate, in sieben Fällen noch über 3 Mo¬ 
nate lang. 6 Monate und länger schieden fünf aus. 

„Diese Beobachtung von „Dauerausscheidung tf der Erreger wurde von 
sämtlichen Stationen bestätigt; bestätigt auch meine erste Angabe, daß 
sie ohne jegliches Krankheitssymptom und meist kontinuierlich vorhanden 
sein kann. 

„Man begreift, daß alle, die mit Maßregeln gegen Typhus Verbreitung 
zu tun hatten, keinen geringen Schrecken über diese Tatsachen empfanden, 
welche ihren Bestrebungen ja ganz ungeahnte Schwierigkeiten entgegen¬ 
stellten. Tatsächlich bleibt die Berücksichtigung der Genesenden und ihre 
Überwachung meines Erachtens ein Hauptteil jener Maßnahmen; und für 
unsere Gegenden hat es sich gezeigt, daß endemische Typhusherde, „ Typhus¬ 
häuser u , auf dieses Verharren der Erreger im Menschen zurückzuführen 
sind. Äußerlich unverdächtig infizieren sie, selbst wenn durch Überstehen 
von mehr oder minder schwerem Typhus bei den Insassen eine „regionäre 
Immunität“ (s. Frosch) geschaffen ist, die Neuzuziehenden. Und wird — 
was ja nicht notwendig, aber auch nicht ausgeschlossen ist — einer der 
Infizierten auch wieder zum „Bazillenträger“, so kann eine wenig erfreu¬ 
liche Kette ohne Ende für den Typhus entstehen. 

„Es scheint nun, als ob diese Dauerausscheidung des Giftes bei solchen 
eintritt, die wirkliche Typhuskrankheit überstanden haben, auch wenn sie 
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jahrelang zurückliegt; und offen ist noch die Frage, ob Personen, die vor 
10 und mehr Jahren Typhus gehabt haben, eine bei ihnen festgestellte 
Dauerausscheidung alle diese Jahre hindurch gehabt haben, oder ob sie von 
anderen neu infiziert sind, ohne infolge erworbener Giftfestigkeit zu 
erkranken. Ich neige mehr zu letzterer Annahme. Man hat ferner den 
Eindruck, daß die Häufigkeit dieser allerorts konstatierten Erscheinung 
regionär recht yerschieden ist; so fand Lentz in Idar in einem 
weit kleineren Bezirk viel mehr derartige Bazillenträger als andere An¬ 
stalten. 

„Daß solche Keime ihrerseits Gesunde wieder anstecken können, ist 
durch einwandfreie Beobachtungen ganz sicher erwiesen. Es liegt also aller 
Grund Yor, diesen unbequemen Dingen alle Aufmerksamkeit zu gönnen. 

„Weitere Beobachtungen haben dann wieder einige Beruhigung ein- 
treten lassen. 

„Einmal fand ich für meine sämtlichen Bazillenträger, daß nach aller¬ 
dings teilweise sehr langer Dauer die Ausscheidung allmählich geringer 
wurde, nachließ und schließlich ganz schwand. Und ferner konnte man 
sehen, wie eine sorgfältige Durchführung schonender Vorsichts¬ 
maßnahmen zum Teil wenigstens von einem Erfolge begleitet war, der 
nicht ohne weiteres zu erwarten gewesen wäre. — Der Schwierigkeiten für 
die Praxis aber zeigten sich noch mehrere. 

„Nach der oben angedeuteten Verbreitung der Typhusbazillen durch 
den ganzen Körper ist es verständlich, daß, je nach der vorzugsweisen 
lokalen Wirksamkeit der Bakterien, recht verschiedeneKrankheitsbilder 
auftreten können; und tatsächlich haben wir bei klinisch recht verschieden 
vom „Darmtyphus“, wie ihn die Klinik lehrt, verlaufenden Affektionen 
typhöse Grundlage feststellen können; derTyphus tritt oft „larviert“ auf. 
Besonders häufig sieht man Formen, die der Influenza gleichen, ferner 
Bronchialkatarrhe und Lungenkatarrhe bis zur schweren Lungenentzündung; 
Gallensteinkoliken, vielleicht begünstigt durch das Vorkommen von Typhus¬ 
erregern in der Galle, waren uns schon seit dem Jahre 1902 verdächtig. 
Magen- und Darmkatarrhe sind natürlich stets verdächtig; hin weisen will 
ich nur noch auf das relativ häufige Vorkommen von Halsentzündungen 
(Anginen), die das Krankheitsbild lange zu beherrschen vermögen. Und 
endlich, wie wir es für fast alle anderen Infektionskrankheiten schon 
kannten, kommt es vor, daß der Organismus, ohne erhebliche äußere Ver¬ 
änderungen zu bieten, mit dem Krankheitsgift fertig wird: dann haben 
wir den Typhusbazillus beim Gesunden, ein ziemlich seltener, aber 
doch immer wieder einmal erhobener Befund. Dieser und noch öfters die 
ganz leichten Erkrankungen werden verhältnismäßig oft bei Kindern ge¬ 
funden; eine nicht zu unterschätzende Schwierigkeit, denn Kinder, die 
sich nicht recht krank fühlen, sind kaum zu überwachen, laufen überall 
umher und sind in bezug auf ihre Hände und das, was sie berühren, kaum 
irgendwie von ästhetischem Empfinden angekränkelt. Prof. Frosch hat 
ihnen für endemische Typhusverbreitung fast die Bolle der Ratten bei der 
Pest zugewiesen. 

„Endlich müssen wir nach vielen Beobachtungen annehmen, daß öfters 
ganz wenige Keime zur Infektion genügen (siehe die Wasserinfektionen). 
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„Man sieht also, wie unbequem, um nicht zu sagen erschreckend, die 
Verhältnisse der Infektion beim Menschen liegen; sein Organismus kann 
völlig durchwuchert werden von den Spaltpilzen, sie können in dem Aus¬ 
wurf, Erbrochenen und in den Abgängen erscheinen, sie Anden sich unan¬ 
genehm häufig und reichlich gerade beim Rekonvaleszenten, den die schwere, 
fesselnde Krankheit nicht mehr unschädlich für die Umgebung macht, die 
Infektion ist oft schwer oder auch gar nicht mehr klinisch zu erkennen, 
der Erreger vermag sich im Gesundeten unglaublich lange zu halten und 
wird mit dem Verstorbenen unter Umständen in den ungeheuersten Mengen 
der Erde übergeben. Er gerät also oft in recht reichlichem Maße in 
die Außenwelt. Wie nun verhält er sich hier? 

„ln Mengen, wie sie der Städter kaum annehmen mag, wird mit 
Dungstoffen, wie nach dem oben Ausgeführten klar ist, auch das Typhus¬ 
gift auf Äcker und in Gärten gebracht; es gelangt mit Hausabwässern 
in schlecht kanalisierten Ortschaften in die Straßenrinnen, in den 
Hof oder in den Bach, aus Senk- und Schwindgruben in die 
Erde, mit dem Kanalinhalt größerer Gemeinden in die als Vorfluter 
dienenden Wasserläufe, aus Städten, die an einem Flusse liegen, fast 
stets in diesen Fluß; das geschah bis in die letzten Jahre hinein noch weit 
massenhafter als jetzt, da ein organisierter hygienischer Dienst in Stadt 
und Land arbeitet. Aber niemand von Ihnen wird zweifeln, daß auch 
heute noch manches typhöse Material undesinfiziert in die Außenwelt gelangt. 

„Um diese Dinge haben wir uns nun gar nicht gekümmert, niemand 
überhaupt jemals: Oder wem wollte es beifallen, ganze Äcker oder Flüsse 
zu desinfizieren? Man läßt sie, wie sie waren und sind, und 
sucht nur zu verhüten, daß undesinfiziertes Material noch weiter in 
die äußere Umgebung gelangt, der Gefahren wohl bewußt, die ein 
Zufall hier bringen kann. Die Gefahr, daß ein Boden „verseucht“ wird, 
d. h. nun Menschen anstecken kann, die mit ihm in Berührung kommen, 
liegt vor, und die Möglichkeit leugnet keiner von uns. Aber es kommt — 
wenn überhaupt — jedenfalls nur sehr selten vor; eine seinerzeit darüber 
abgehaltene Enquete von zehn verschiedenen Stationen erbrachte auch noch 
nicht für einen bei Tausenden gut beobachteter Typhen den Beweis für ein 
solches Vorkommnis. Gesucht haben wir nach dem Typhusbazillus bei 
allen endemischen Herden, und gefunden wurde er stets beim Menschen 
(Pfalz!). Tritt in einer Familie, die in einem sehr schmutzigen, dicht belegten 
Quartier wohnt, plötzlich eine Reihe von Erkrankungen auf, finde ich einen 
zeitlich primären Typhusfall und bei diesem Bazillen in den Ausscheidungen, 
stellt sich heraus, daß nur diejenigen erkrankten, die persönlich mit ihm in 
Berührung — in des Wortes wörtlicher Bedeutung! — waren, und daß die 
in demselben schmutzigen Hof Wohnenden, welche solcher Berührung ent¬ 
behrten, auch gesund bleiben, so ist für mich der Indizienbeweis geschlossen: 
Der noch so schmutzige Boden machte die Leute nicht krank, 
sondern sie steckten sich unmittelbar oder auch mittelbar (z. B. durch Ver¬ 
mittelung des Abortes) von dem zuerst Erkrankten an. Diese Beobach¬ 
tungen machten wir bei solchen Endemien immer wieder. 

„Wie lange sich der Typhusbazillus im Boden hält, wissen wir nicht. 
Ich gebe ohne weiteres die Möglichkeit zu, daß er im Boden, in Dungstätten 
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und dergleichen sich recht lange halten mag. Aber er spielt hier praktisch 
keine sehr gefährliche Holle; menschliche und elementare Eingriffe, Heim¬ 
gangs- und Regenwässer usw. verdünnen die etwa abgelagerten Typhus¬ 
mengen stark und schaffen sie großenteils mechanisch von der Oberfläche 
fort. Stärkere Besonnung vernichtet sie sicher, wenn die Strahlen sie direkt 
treffen. Schon in raschen Bachläufen findet schnell eine starke mecha¬ 
nische Verdünnung statt, in Flüssen erst recht; und die Berührung der 
Bevölkerung mit diesem Wasser ist im allgemeinen keine sehr intensive. 
Hat der Fluß erst eine weite Strecke passiert, so ist durch die natürliche 
„Selbstreinigung“ eine wesentliche Verminderung der Keime eingetreten, 
und zwar bei reinem Wasser rascher als bei schmutzigem. 

„So kann ich mich nur zweier Fälle entsinnen, die während dreijähriger 
Beobachtungszeit auf mutmaßliche Dunginfektion zurückzuführen waren, 
weniger auch, bei denen vielleicht das Baden in einem nachweislich stark 
infizierten Fluß als Ansteckungsgelegenheit anzuschuldigen war; aber 
auch nicht eines einzigen, in dem der Boden mit Sicherheit die Infektion 
vermittelt hatte. Dabei hatten wir sehr viel mit Erdarbeitern (z. B. bei 
Kanalisation) zu tun. — Auch die Verschleppung des Typhus durch Staub 
oder Fliegen, die an sich ja denkbar ist, haben wir kaum jemals annehmen 
können. 

„Mag dergleichen auch einmal Vorkommen, die Hauptgefahr und 
-quelle für den Typhus im Lande bildet der infizierte Mensch, bzw. die mittel¬ 
bare durch Kleidung, beschmutzte Gefäße usw. bewirkte Ansteckung oder der 
unmittelbare Kontakt von ihm her, welcher z. B. in Internaten u. dgl. 
solche Ausbreitung gewinnen kann, daß man von einer Kontaktepidemie 
reden darf. Nur auf zwei Wegen wird das Gift in der Außenwelt sehr 
gefährlich, nämlich auf solchen, welche immer rasch zu großen Massen, 
wörtlich in viele Menschen hinein, führen: in der Milch und im Trink¬ 
wasser. Ein Typhusfall in einer Molkerei, aus Geschäftsinteresse ver¬ 
borgen gehalten, hat schon oft genug zur Milchepidemie geführt. 

„Und schützen wir unsere Trinkwasseranlagen nicht vor der Möglich¬ 
keit, daß Schmutzstoffe, Abwässerung, Dung in sie gelangen, lassen wir 
ein mit solchen beladenes unfiltriertes Flußwasser in die Wasserleitung, 
dann wird der in die Außenwelt entleerte Typhuskeim ungemein gefährlich, 
denn er wird geradezu künstlich mit einem geeigneten Vehikel vielen 
Menschen auf schnellstem Wege ein verleibt; das ist natürlich unend¬ 
lich viel wirksamer, als wenn einige Tropfen oder Schlucke Wassers beim 
Baden z. B. über die Lippen kommen. 

„Daher die berechtigte Besorgnis vor Oberflächenzuflüssen zum 
Trinkwasser, die Abneigung gegen jede Milch Verunreinigung, geschehe sie 
auch mit Wasser. In letzter Zeit ist übrigens wieder der direkte Nachweis 
dieses Zusammenhanges mehrfach durch Feststellung der Typhusbazillen in 
dem verdächtigen Wasser geglückt. 

„Stellt man diese Fälle graphisch in Kurven dar, so zeigt naturgemäß 
die typische Kontaktepidemie, da sie langsamer, meist mehr schleichend 
verläuft, niedere Zacken, allmähliches Steigen und Sinken, die Wasser¬ 
epidemie (Milchepidemie) steilen Anstieg, hohe Zacken, rascheren Abfall 
und einen „Schwanz“ meist schwer vermeidbarer Kontaktfälle. 
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„Die Maßnahmen gegen den Typhus, als streng logische Kon¬ 
sequenz bekannter epidemiologischer Tatsachen, im Einzelnen genauer zu 
erörtern, wird Sache meines Herrn Mitreferenten sein, und nur über die 
Grundsätze eines theoretisch und praktisch begründeten Vorgehens darf ich 
mich noch auslassen. 

„Der festgestellte Typhusfall geht uns nur als Quelle möglicher 
neuer Infektionen an; ich sage möglicher, denn nachweislich scheiden 
manche Typhöse vom ersten Beginn bis nach der Krankheit keine (bzw. sehr 
wenige) Typhusbazillen aus. Das erklärt die bekannte Beobachtung, daß 
„einer, der sich gar nicht in acht genommen u , auch bei enger Berührung 
mit den Kranken als Pfleger sich nicht anzustecken braucht. Aber damit 
können wir nicht rechnen; wir desinfizieren also alles, was von dem 
Kranken geht, um es mit einem Wort zu sagen. Und wir fahnden sofort 
in der Umgebung auf etwa Verdächtige, auf nur ganz leicht Kranke, denn 
je früher wir sie herausfinden, desto rascher isolieren wir den ganzen Herd. 
Ganz besonders in kinderreichen Familien muß man jeden zweiten Tag 
nachsehen; es ist erstaunlich, wie rasch oft der Übergang von völliger Ge¬ 
sundheit zu deutlicher Krankheit auch beim Typhus sich vollzieht. Der 
Schulbesuch ist zu verbieten. Auch leichte Magen - Darmstörungen, An¬ 
ginen und stark belegte Zunge sollen als Verdachtsmomente genügen. Hier 
ist die bakteriologische Untersuchung sowohl auf Infektionsanzeichen 
im Blute, wie auf Bazillen direkt sehr angebracht; denn wir sehen, daß 
gerade in den ersten Tagen Öfters ganz reichliche Ausscheidung 
statthat. 

„Was ferner mit allem Bemühen zu erstreben ist, ist die Kranken¬ 
hausbehandlung. Nur hier ist die „Isolierung“, d. h. die Unschädlich¬ 
machung des keimhaltigen Kranken für seine Umgebung durch Abtren¬ 
nung sicher durchführbar, selbst in guten Privathäusern ist sie schwerer 
zu erzielen; abgesehen davon, daß die sehr wichtige Diät und di« Des¬ 
infektion im Spital weit durchgreifender gewährleistet ist. Wir haben, 
und zwar auf mehreren Stationen des Bekämpfungsbezirks, beobachtet, daß 
anscheinend mit mangelhafter Diät Verpflegte eher Bazillenträger werden 
als solche, die in strenger Krankenhausbehandlung waren. 

„Endlich — wenn sie überhaupt ermöglicht ist — kann man von der 
Krankenabteilung aus die bakteriologische Überwachung der Ge¬ 
nesenen weit eher durchführen. Und diese halte ich für sehr wichtig, in 
der Form, daß die Untersuchungen beginnen, sobald der Kranke aufsteht 
und gemischte Kost erhält. Dann werden Stuhl und Harn (nach auswärts 
in zweckmäßiger Verpackung) zur bakteriologischen Untersuchung gesandt, 
und zwar möglichst viermal in Intervallen von drei bis vier Tagen, so daß 
die Kontrolle etwa 14 Tage währt. Oft findet sich zwei-, auch dreimal 
nichts, beim vierten Male erscheinen wieder die Keime. Alsdann — im 
positiven Falle — beginnt die Reihe der Untersuchungen von neuem. 

„Den gleichen Untersuchungen sollen nach Möglichkeit auch unter¬ 
schiedslos die Personen der! Umgebung des Kranken unterzogen werden, 
um hinter das zwar nicht sehr häufige, aber mögliche Vorhandensein ge¬ 
sunder Infizierter oder aber infizierter noch Gesunder, die erst 
nachträglich erkranken, zu kommen (von uns wiederholt beobachtet). Ist eine 
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Untersuchungsanstalt (Laboratorium) vorhanden — was eigentlich in den 
meisten Bezirken heute der Fall ist —, so führen diese jeden Typhusfall in 
ihren Listen, bis er als typhusbakterienfrei gelöscht werden kann. 

„Wissen wir nun, wo Krankheitskeime stecken, so müssen wir ihnen 
auch unmittelbar zu Leibe gehen; denn das ist der Zweck aller früheren 
Ermittelungen. Es hat so rasch und wirksam als möglich die Desinfek¬ 
tion einzusetzen. Mit dieser Frage habe ich mich in ausgedehnten Be¬ 
zirken mehrfach beschäftigen müssen, und gemeinsam mit den zuständigen 
Medizinalbeamten und Verwaltungsbehörden kamen wir dahin, wenigstens 
für stark befallene Kreise einen Desinfektor im Hauptamt zu bestellen. 
Ein solcher lebt durch, also auch für seine Arbeit, bleibt in der Übung und 
unter ständiger Überwachung. Man kann sich auf ihn allmählich weit sicherer 
als auf die stets mehr öder minder ungeübten Desinfektoren verlassen, die 
nebenher dieses so wichtige Amt besorgen. Diese Einrichtung möchte ich 
allgemein sehr empfehlen, denn die Desinfektion ist tatsächlich die wichtigste 
Folgerung und das wichtigste Ziel aller übrigen Anstrengungen. 

„Wie sollen wir desinfizieren? Im Saarbrücker Bezirk kam 
bei der „laufenden“ Desinfektion am Krankenbett, wie für die Schluß¬ 
desinfektion der Wohnung nach Entfernung des Kranken vorzüglich nur 
ein Mittel in Anwendung: Kresolseifenlösung in 3- bis 5 proz. Verdünnung. 

„Alles, was an Wäsche, Waschwasser, Geschirr vom Krankenbett her¬ 
rührt, kommt in Bütten mit dieser Lösung, die Abgänge in eine solche oder 
in ein mit Kalkmilch versetztes Geschirr. Besondere Beachtung ist der 
Überwachung der Abortverhältnisse zuzuwenden. Hier steht am besten 
stets ein Gefäß mit Kresolseifenlösung zu ständigen Waschungen auf dem 
Abort bereit. Bei der Schlußdesinfektion wird zunächst der Fußboden 
mit 5proz. Kresol überschwemmt, die Bettstelle, die Wand in ihrer Nähe, 
die Möbel mit ihr abgewaschen und selbsttätig trocknen gelassen, Wäsche 
und Waschbares kommt in die desinfizierende Lösung, Kleider und Betten 
in den Dampfapparat. — So einfach als möglich soll die Desinfektion sein, 
und auf möglichst sofortige Abtötung der Keime an Ort und Stelle soll 
sie hinzielen. 

„Ich weise hier auf die Arbeiten von Flügge und seinen Mitarbeitern 
in der Zeitschrift für Hygiene 1905 hin, in welchen die bisherigen Des- 
infektionsvorschriften und -methoden einer Prüfung unterzogen werden, die 
eine bedenkliche Reihe nicht zu leugnender Fehler in vielen Desinfektions¬ 
vorschriften nachweist. Vor allem die Verwechselung zwischen 
mechanischer Keimentfernung durch einfaches Waschen und Keim¬ 
tötung: diese Keimvernichtung aber allein muß Aufgabe der Desinfektion 
sein! Die oben erwähnten sehr subtilen Untersuchungen decken noch in 
mehrfacher Hinsicht so viele Fehlerquellen auf, daß man als Praktiker tat¬ 
sächlich ganz besorgt werden kann, ob die gewohnten Maßnahmen jene auch 
wirklich vermieden. Nun, unsere Praxis deckte sich mit den Forderungen von 
Flügge bis auf diejenige der Formalindesinfektion beim Typhus. Ich 
möchte sie auch heute noch nicht mit der chemischen Typhusdesinfektion 
verbinden, denn aus zu vielen praktischen Beispielen weiß ich, wie gern 
sich der Desinfektor auf die schon geschehene Formalinanwendung verläßt 
und die „chemische Reinigung“ flüchtig macht; und das hielte ich für bedenklich. 
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„Wenn diese besonderen Maßnahmen es anstreben, den vom Menschen 
gehenden Typhuskeim möglichst überall zu erreichen und zu vernichten, so 
dienen die allgemein-hygienischen dem Zwecke, etwa nach außen gelangte 
Keime gar nicht an und in den Menschen gelangen zu lassen. 

„Fangen wir bei der Wohnung selbst an: Es ist erschreckend, wie 
oft auch in größeren, wohlhabenden Städten Quartiere gefunden werden, die 
gänzlich überfüllt und so schlecht gelegen sind, daß sie kaum zu reinigen 
sind. Wohnen Familien von 6 Personen und mehr in zwei Bäumen, so 
wird sich jeder sagen, wie leicht da die notwendige Berührung gegebenen¬ 
falls zur Ansteckung werden muß. 

„Die wesentlichste Reinlichkeitsmaßnahme für die Wohnung ist die, 
welche eine sichere Abfallbeseitigung vorsieht. Aber ich kenne Häuser, in 
welchen 6 Familien mit über 30 Personen auf einen einzigen, nicht verschließ¬ 
baren Abort angewiesen sind, der nur zu leicht und zu oft der verderbliche 
Multiplikator für den Typhus wird. 

„Nun denke man sich in solchen Verhältnissen einen Nahrungs- und 
Genußmittelvertrieb, wie ihn kleine Vorkostläden mit Milchabfüllung, Ge¬ 
müseverkauf, Bäckereien, Konditoreien darstellen; alle dem Vertriebe von 
Dingen dienend, die in der Tat von der Hand zum Munde gehen. Ich ent¬ 
halte mich jeder Folgerung. 

„Hier hat die Politik der kleinen Mittel einzusetzen und die segens¬ 
reiche Wirksamkeit kommunaler Gesundheits- und ähnlicher Kommissionen. 
Wir sind da in unseren Forderungen im allgemeinen sehr bescheiden und 
suchen im Interesse des Erreichbaren übermäßige Belastungen der Kom¬ 
munen durchaus zu vermeiden. Nur das Allernötigste zu des Leibes Not¬ 
durft müßte jedem werden! Eine allmähliche Wohnungsverbesserung, die 
vor allem der Abfallbeseitigung (Aborten!) ihr Augenmerk schenkt und dann 
Licht und Luft, d. h. Möglichkeit zur Reinlichkeit schafft, hilft den mittel¬ 
baren und unmittelbaren Kontakt verhindern. Hieran aber hat jedes Ge¬ 
meinwesen — nicht allein im Hinblick auf Typhusverbreitung — ein wesent¬ 
liches Interesse. 

„Halten wir uns ferner vor Augen, daß wir wohl vieler — und-das ist 
sehr wesentlich — aber wohl kaum aller Krankheitskeime habhaft werden, 
und daß von auswärts leicht wieder neue zugetragen werden, so müssen 
wir unter allen Umständen verhüten, daß sie einmal den Abnehmern eines 
unserer Hauptnahrungs- und Genußmittel einverleibt werden, indem 
sie in Trinkwasser geraten. Wir wissen, daß es nicht sehr schlimm 
ist, wenn einmal ein paar Keime auf den Boden fallen oder in die Erde 
versickern. Aber die Sickerwässer dürfen niemals in unsere Trink¬ 
wasserquellen, in Grundwasserbrunnen gelangen, und Flußwasser muß 
sicher filtriert sein, sei es durch Boden- oder Flächenfiltration. Technisch 
sind diese Forderungen immer erfüllbar, die Sicherheit dieser Anlagen durch 
einfache Keimzählungen wohl kontrollierbar. Kanalisation zur raschesten 
und sichersten Beseitigung der Abfälle und Versorgung mit zuverlässigem 
Trinkwasser durch wohlgeschützte Leitungen werden die besten Waffen der 
Städte gegen Seuchen bleiben. Auf dem Lande gilt Ähnliches — mutatis 
mutandis. Nicht jedes Dorf wird sich eine zentrale Wasserleitung anlegen 
können, wohl aber kann es für sichere Brunnenanlagen sorgen. Hier macht 
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die Abfallbe8eitigung größere Schwierigkeiten, die örtliche Desinfek¬ 
tion, bzw. Entfernung des Kranken ans dem Hause ist noch wich¬ 
tiger. Aber sind die Brnnnenanlagen zuverlässig, so werden einige auf 
den Acker gelangte Typhuskeime selten größeres Unheil stiften. 

„Einigermaßen zustatten kommt uns für unsere Zwecke die vielfach 
mit Erfolg gekrönte Bestrebung, im landwirtschaftlichen und dann auch 
hygienischen Interesse wasserdicht gemauerte Dunggruben durchzuführen. 
Aber daß hier auf dem Lande die direkte, möglichst rasche Vernichtung 
einmal aufgefundener Herde von Typhuskeimen womöglich noch wichtiger 
ist, wird jedem einleuchten. Gerade das Land braucht eine orga¬ 
nisierte Typhusbekämpfung, wenn anders es nicht die Stätte 
endemischer Herde bleiben soll. 

„Überall im Reiche haben wir endemischen Typhus, überall also 
Grund, etwas gegen ihn zu tun. Denn von ihm aus entsteht (durch Milch¬ 
oder Wasserverseuchung) erst die Epidemie. Behörden, gewerbliche 
Körperschaften und der Staat haben hier ganz gleiche Interessen. Und es 
ist klar, daß umfassende Maßnahmen nur mit Hilfe der Behörden und durch 
sie, staatliche und städtische bzw. kommunale, durchzuführen sind. Gewerb¬ 
liche Körperschaften vermögen dabei einen sehr segensreichen Druck aus- 
zuühen; so gewährte häufig der Arbeitgeber den Lohn, falls der kranke 
Arbeiter in das Krankenhaus ging; oder die Kasse verlangte dies. 
Es gibt eine ganze Reihe von Wegen, um hier zum Ziele zu kommen. 

„Berechtigt nun ist die Frage: Können wir überhaupt bei solchen 
Schwierigkeiten, wie sie der Typhus macht, mit ihm einigermaßen zu Ende 
kommen; machen diese vielen Untersuchungen, Beobachtungen nicht so viele 
Kosten, daß der Kampf schon rein finanziell bedroht ist? 

„Ich mag darauf durchaus keine bindende Antwort geben, aber ich 
denke mir die Sache so: Wir wissen jetzt, daß durchschnittlich ein Typhöser 
8 bis 10 Wochen lang schwer infektiös sein kann, und daß verborgene 
Herde für Neuinfektionen im Menschen sitzen können. Wir wissen, wie 
wir am besten desinfizieren, und wo wir desinfizieren müssen. Damit 
kommen wir zu gewissen Maximen, die zumeist den Typhösen unschädlich 
machen werden, mit einem gewissen Fehlerkoeffizienten. Der Medizinal¬ 
beamte, der eine strenge und länge währende Krankenhausisolierung, gute 
Abfallbeseitigung, Wohnungskontrolle durchführt — und das alles ist 
möglich — reinigt seinen Bezirk schon ganz wesentlich. Er wird schließ¬ 
lich gewisse Nester haben, aus denen er den Typhus trotzdem nicht 
fortbringt, und hier wird er den Bakteriologen zur Aufklärung heran¬ 
ziehen. Die bakteriologischen Laboratorien werden nie entbehr¬ 
lich sein, aber ich stelle mir vor, daß sie allmählich in erschwingbarem, 
beschränkterem Umfange auf Grund ganz bestimmter bakterio¬ 
logischer Erfahrungen arbeiten werden. Die intensive Dauerverseuchung 
ganzer großer Bezirke ist ja zum Glück nicht die Regel, diese bedürfen 
natürlich intensivster Bearbeitung. Im übrigen aber werden die bakterio¬ 
logischen Institute für besondere Fälle nur eintreten müssen da, wo man 
mit einer Epidemie nicht recht fertig wird oder wo, wie in Typhushäusern, 
die Seuche immer wieder lokales Aufflackern zeigt. Selbst vorausgesetzt, 
daß nicht alles erreicht werden kann, halte ich es für einen enormen Unter- 
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schied, ob viel oder ob unter Vernachlässigung bekannterGefahren nichts 
geschieht. 

„Wieviel die Typhusbekämpfung im Südwesten des Reiches an Erfolg 
erzielt hat, läßt sich jetzt nicht sicher sagen. Drei Jahre sind in einem 
großen, reichbevölkerten Industriebezirk mit so ausgedehnten alten Typhus¬ 
herden eine kurze Spanne. Sieht es jetzt gut aus, so kann man doch nicht 
bindend sagen, ob der Tiefstand der Krankheitsziffer nicht zu den Schwan¬ 
kungen zu rechnen ist, welche jede Epidemie- und Endemiekurve bietet. 
Und wieviel ist verhütet worden? Wer will das bestimmen? Ich habe 
einmal in einem Dorfbrunnen Typhusbazillen gefunden, und er wurde sofort 
geschlossen, als sich erst wenige Fälle ereignet hatten; aber wie vermag 
ich zu sagen, ob sich sonst eine größere Epidemie angeschlossen hätte, oder 
ob die Erreger vielleicht ohne unser Eingreifen zugrunde gegangen wären! 
Dort, denk eich, warten wir das Weitere ab; über die verwaltungstechnische 
Möglichkeit und die Erfolge praktischer Maßnahmen wird Herr Dr. Springfeld, 
der schon länger am Werke ist, vielleicht kompetenteren Aufschluß geben. 

„Es wird meines Erachtens genügen, sich die oben kurz dargestellten, 
wissenschaftlich unwiderleglich nachgewiesenen Tatsachen und die durch 
sie großenteils aufgeklärten Wege für Typhusentstehung und -Verbreitung 
mit ihren logischen Konsequenzen zu vergegenwärtigen. Dann wird es im 
Kreise aller derer, welche über unseres Volkes Gesundheit zu wachen haben 
und an der öffentlichen Gesundheitspflege beteiligt sind, keiner großen Ver¬ 
heißungen blendender, rascher Erfolge bedürfen. Ich weise nur darauf hin, 
daß alles das, was an Einrichtungen auf dem Lande wie in Städten zur 
Eindämmung und Bekämpfung des Typhus geschieht, gegebenenfalles auch 
gegen andere Feinde, die Ruhr, und heute nenne ich nur noch die Cholera, 
unmittelbar mobil gemacht werden kann. Dort sehen wir und sahen wir 
schon früher eine schlagfertige Medizinalpolizei im Bunde mit den bakterio¬ 
logischen Instituten in erfolgreichem Kampfe. Derjenige gegen den Typhus 
ist zweifellos schwerer und langwieriger; aber an solchen noch so un¬ 
bequemen Tatsachen, wie sie durch die Typhusbekämpfung nach 
R. Koch nicht etwa alle neu gefunden, aber nunmehr unwiderleglich er¬ 
wiesen worden sind, kann keine verantwortliche Stelle mehr vorübergehen. 
Gewiß bedarf es nicht geringer Mittel, indessen nicht nur einseitig sind 
diese verwendbar, sondern sie stellen eine geschärfte Waffe für jedwede 
Seuchenbekämpfung dar. 

„Und bedenken Sie, daß diese Bekämpfung der Volkskrankheiten nicht 
schwache sieche Glieder am Volkskörper erhalten will, sondern daß sie 
der Vernichtung blühenden Lebens wehrt, das aus der Fülle der Ge¬ 
sundheit heraus zu oft, allzu oft noch in unseren Tagen den furchtbaren 
Keimen zum Opfer fällt.“ 

Korreferent, Reg.- und Medizinalrat Dr. Springfeld (Arnsberg): 

„Mir ist die Aufgabe zugefallen, die Frage der Typhusbekämpfung 
vom Standpunkte des praktischen Medizinalbeamten zu erörtern, oder ich 
soll zeigen, auf welche Weise man das Gold der bakteriologischen Wissen¬ 
schaft, das Herr von Drigalski in so großer Fülle vor Ihnen ausgebreitet 
hat, in die Scheidemünze des gewöhnlichen Lebens umsetzt. 
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„Diese Aufgabe des Medizinalbeamten scheint mir intellektuell zwar 
weniger schwierig, aber weit mühseliger zu sein als die des Forschers, denn 
von dem Medizinalheamten wird ja nicht allein verlangt, daß er die Bazillen 
aufsucht und ausrottet, nein, er soll den Vernichtungskampf führen mit 
möglichst geringen finanziellen Mitteln, geräuschlos, ohne Beunruhigung 
der Bevölkerung, ohne Hemmung von Handel und Wandel, selbst unter 
Schonung alter lieb gewordener, wenn auch unhygienischer Sitten und Ge¬ 
bräuche, er soll Hand in Hand gehen mit den oftmals doch recht ver¬ 
schieden gearteten Ärzten und Polizeibehörden, die überall mitraten und 
mittaten wollen und müssen, und der erkrankte Volkskörper stellt an den 
Medizinalbeamten oftmals dieselben Anforderungen, wie das kranke Indivi¬ 
duum an den Arzt. Da heißt es bekanntlich: hilf mir, aber ohne Messer 
und ohne Medizin, es darf auch nicht viel kosten, und meine unhygienischen 
Sitten und Gebräuche will ich beibehalten. 

„Der Medizinalbeamte kann nun auch nicht warten, bis eine fort¬ 
schreitende Kultur ein hygienisches Paradies hienieden geschaffen hat, er 
kann nicht überall reine Wohnungen fordern, Kanäle, reine Flüsse, keim¬ 
dichte Abortgruben und in den Nahrungsmittelgeschäften Mettlacher Fliesen. 
Für solche Forderungen oder, wie es Herr von Drigalski eben nannte, 
für eine derartige Politik der kleinen Mittel bekomme ich wenigstens in 
meinem Regierungsbezirk von meinem Regierungspräsidenten keine Unter¬ 
schrift, und wenn ich die bekomme, dann nutzt das auch noch nicht viel, 
denn daun bekomme ich von den Bürgermeistern das Geld nicht. Der 
Medizinalbeamte muß also sehen, ob es nicht möglich ist, selbst unter den ungün¬ 
stigsten hygienischen Verhältnissen, allein durch Handhabung einer allezeit und 
allerorten schlagfertigen Medizinalpolizei, der Schädlinge Herr zu werden. 

„Zur Erreichung dieses Zieles reicht die rein bakteriologische Wissen¬ 
schaft meines Ermessens nicht aus; denn sie schreibt uns im wesentlichen 
nur die Biographie des Schädlings im Laboratorium, zeigt uns das Raubtier 
nur im zoologischen Garten, sagt aber nichts darüber, welche Wege gewohn¬ 
heitsmäßig der auf die Menschheit losgelassene Bazillus einschlägt, um von 
einem Menschenkörper in den anderen zu gelangen. Und nur diese Wege 
kommen praktisch in Betracht, und in ihrer Erforschung ist der Medizinal¬ 
beamte gezwungen, vielfach den epidemiologischen Bahnen zu folgen, die 
Pettenkofer einst vorgezeichnet hat und die dann lange Zeit nur von 
den Medizinalbeamten und einzelnen Hygienikern betreten worden sind. 

„Die Medizinalreform in Preußen hat auch uns Medizinalbeamten die 
Mittel gegeben, Material zur Lösung der Frage zu sammeln, indem sie die 
Feststellung der Einzelfälle durch den beamteten Arzt zuließ. In meinem 
Arnsberger Bezirk ist schon seit früher, seit dem 1. April 1900, über jeden 
Fall ein Fragebogen in der Medizinalabteilung der Regierung niedergelegt, 
zusammen jetzt etwa 8000 Bogen, die Auskunft darüber geben, wie die 
Infektionen im einzelnen zustande gekommen sind. Auf dem Studium dieser 
kreisärztlichen Berichte und meinen eigenen sehr häufigen Feststellungen 
beruhen die Anschauungen, die ich Ihnen vor tragen darf. Ich freue mich 
dabei feststellen zu können, daß diese in keinem wesentlichen Punkte ab¬ 
weichen von denjenigen meines Freundes von Drigalski, der ja ein Schüler 
Robert Kochs ist. 
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„In einer Versammlung, die aus Vertretern der Polizeibehörden und 
Hygienikern der verschiedensten Berufsklassen zusammengesetzt ist, kann 
ich mir den Beweis für die Behauptung ersparen, daß der Typhus in 
allen Teilen des Reiches endemisch verbreitet ist oder auf deutsch gesagt, 
nicht ausstirbt. Wir kennen für das Gesamtgebiet nur die Mortalitäts¬ 
ziffern, können aber auf die Zahl der Infektionen schließen, wenn wir be¬ 
denken, daß die Seuche eine Tödlichkeit von höchstens 6 Proz. hat, wobei 
die leichtesten Erkrankungsfalle mitgezählt sind. Berechnet sich für Deutsch¬ 
land die Mortalitätsziffer auf rund 3*00 pro 10 000 im Durchschnitt des 
letzten Jahrzehnts, so kann man annehmen, daß durchschnittlich im Jahre 
bei einer Bevölkerung von 60 Millionen rund 300 000 Menschen sich sechs 
Wochen lang ins Bett legen müssen, weil sie an Typhus erkrankt sind. 

„Wie ist diese Endemie zu erklären und warum stirbt eine Seuche, deren 
Erreger in der Außenwelt nach den Ergebnissen der bakteriologischen 
Forschung wenig widerstandsfähig sein soll, nicht aus? 

„Hierauf gibt uns die Gruppierung der Einzelfälle nach ihrer Entstehungs¬ 
ursache ohne weiteres Aufschluß. Die Fälle lassen sich gruppieren in 
gleichzeitige von einem Typhusfalle stammende Massenerkrankungen und 
in Ketten von nacheinander eintretenden Einzelinfektionen, und prüft man 
das Verhältnis beider zueinander, so sieht man, daß die Einzelinfektionen 
mit den Masseninfektionen Zusammenhängen, wie die Früchte mit der Saat. 
Die Endemie kommt zustande durch die Wechselwirkung a) von periodisch 
eintretenden Massenaussaaten von Bazillen über eine größere Anzahl von 
Personen und größere Gebietsteile, und b) von Einzelinfektionen in der 
Nähe der bei den Massenaussaaten primär Erkrankten, also von sogenannten 
Kontaktfällen. Hören die Massenaussaaten auf, so sieht man in der Regel 
die Endemie von selbst verschwinden. Jeder Bürgermeister, der eine ein¬ 
wandfreie Wasserleitung erbaut hat, wird erlebt haben, daß auch ohne 
Kanalisation und Flußreinigung häufig der Typhus verschwand, nachdem 
die Massenaussaaten durch Brunnen aufgehört hatten. 

„Die Massenaussaat ist theoretisch so denkbar, daß einmal die Bazillen 
direkt in den Menschenkörper wandern, und sodann so, daß sie zunächst 
auf einen ihrem Leben günstigen Boden gelangen und von ihm aus zum 
Menschenkörper. Bei den Infektionen der großen Wasserleitungen im 
Industriebezirk von mehr als 700 km Rohrlänge sind niemals primär Per¬ 
sonen erkrankt, welche das Wasser nicht direkt getrunken hatten, und alle 
sekundär erkrankten Personen, die kein Wasser getrunken hatten, waren 
durch Berührung infiziert worden. Die Zahl dieser Kontaktfälle betrug 
in maximo 30 Proz. der Gesamtfälle, und die Seuche erlosch bei allen Wasser¬ 
leitungsepidemien trotz der großen Aussaat verhältnismäßig sehr rasch. 
Die Zechenwässer, welche stets Typhusbazillen enthalten, werden in Mengen 
von 80 Millionen Cubikmeter im Jahre in das Land gepumpt, aber es ist 
noch kein Fall ursächlich auf die Zechen Wässer zurückgeführt worden. 
Daraus ist epidemiologisch die Tatsache zu folgern, die auch bakteriologisch 
wahrscheinlich gemacht ist, daß der Boden, selbst wenn er seit Jahrzehnten 
mit Abfallstoffen übersättigt ist, jeder Kanalisation entbehrt, die Ortschafts¬ 
hygiene auf niedriger Stufe steht, wie im Industriebezirke Westfalens, doch 
bei den Massenaussaaten keine nennenswerte Vermittlerrolle spielt. Es 
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würde also z. B. durch eine Wasserleitung, welche die gesamten Werke 
lediglich mit Kesselwasser versorgt und die auch nur so benutzt wird, 
dadurch, daß sie den Boden durchtränkt mit Typhusbazillen, in der Regel 
Massenerkrankungen nicht hervorgerufen werden können. 

„Das Wasser erzeugt also lediglich als Trink-, Hausgebrauchs- und 
Badewasser Masseninfektionen, und zwar entweder, kurz genannt: Strom¬ 
epidemien, Wasserleitungsepidemien, Brunnenepidemien oder Badeepidemien. 

„Die Stromepidemien kommen in der Regel dadurch zustande, daß 
die Abgänge von Typhuskranken direkt in den Strom abgeführt werden, 
seltener durch Auslaugung der Äcker, die man aus typhusbazillenhaltigen 
Dung- oder Abortgruben gedüngt hatte, durch Wäschespülen oder durch 
die Abgänge von Wäschereien. 

„Die industriellen Abwässer wirken der Verseuchung und ihren Folgen 
häufig entgegen, die sauren töten die Bazillen, andere machen mehr durch 
Geschmack-, Färb- oder Geruchsveränderung das Wasser unverwendbar, 
eine Anzahl aber, z. B. die Zellulose- und Papierfabriken, schafft, sofern sie 
Schwebestoffe liefert, Nahrungszentren für die Bazillen. Nach epidemio¬ 
logischen Erfahrungen in meinem Bezirk sind für Masseninfektionen die 
klaren Bäche gefährlicher als die stark verschmutzten, einmal, weil letztere 
seltener benutzt werden, und andererseits, weil die Bazillen in ihnen wohl 
schneller unschädlich beseitigt werden. Epidemiologisch läßt es sich auch 
wahrscheinlich machen, daß es eine Selbstreinigung der Flüsse von Typhus¬ 
bazillen nicht gibt, sondern lediglich eine geringe Verminderung der Gefahr 
durch Verdünnung, Sedimentierung und die Entfernung durch Wegspülen. 
Die Entfernung der Entnahmestelle von der Verseuchungsstelle ist daher 
von keiner erheblichen Bedeutung für den Nachweis des ursächlichen Zu¬ 
sammenhanges der Fälle. Die Stromverseuchungen geben den Typhus¬ 
epidemien einen pandemischen Charakter und erzeugen das Anschwellen 
der Typhusmorbidität im Frühjahr und Herbst. Da es eine Selbstreinigung 
der Flüsse von diesen Bazillen nicht gibt, so ist der Einfluß der Typhus¬ 
fälle im Oberlande, namentlich derjenigen auf einsamen Wasserscheiden, am 
gefährlichsten. Diese Fälle gelangen selten rechtzeitig zur Anmeldung und 
können mehrere Ströme zu gleicher Zeit verseuchen. 

„Die Verseuchungen der Wasserleitungen sind zustande gekommen 

1. bei den Quellwasserleitungen durch Düngung des tributären Ge¬ 

bietes, Auslaugung oder durch Undichtigkeiten des Bassins; 

2. bei den Flußgrundwasserleitungen 

A. durch Rohrbrüche oder Kreuzung undichter Kanäle mit Wasser¬ 

leitungsrohren, 

B. durch Stromverseuchung und zwar 

a) Benutzung unfiltrierten Flußwassers, 

b) durch Undichtigkeiten des Filters. 

„Im übrigen verhalten sich die Massenaussaaten, welche durch Wasser¬ 
leitungen hervorgerufen sind, genau wie die durch Ströme hervorgerufenen. 
Sie zeigen namentlich bei den Flußwasserleitungen die Periodizität und ver¬ 
leihen den Epidemien einen pandemischen Charakter. 

„Die Brunnen Verseuchungen werden hervorgerufen durch Hineinlaufen 
der Abgänge von Typhuskranken in die Brunnen oder durch Wäschespülen 

3* 


Digitized by Google 



36 XXX. Versammlung d. D. Vereins f. öffentl. Gesundheitspflege zu Mannheim. 

am Brunnen, seltener durch unterirdische Kommunikation von Dunggruben 
und Brunnen, sehr häufig aber durch Kommunikation von Brunnen mit 
verseuchten Strömen. Eine totale Verseuchung von Grundwasserströmen 
ist niemals beobachtet worden. 

„Badeepidemien in Flußbadeanstalten oder in Schwimmbassins sind 
mir nicht zur Beobachtung gekommen, auch aus der Literatur nicht bekannt. 

„Die Milchbewegung ist als Vehikel für Masseninfektionen verhältnis¬ 
mäßig selten nachgewiesen: 1. Die Infektion der Milch wird bei den 
Molkereien in der Regel durch das Wasser hervorgerufen, die Infektion 
durch die Hände erkrankter Personen ist nur selten wahrscheinlich gemacht. 
2. In den Milchhandlungen ist es entweder die Hand der beim Milchhandel 
beschäftigten Personen, welche die Infektion bewirkt, oder wiederum das 
Wasser, das zum Spülen der Gefäße oder zum „Taufen“ verwandt wird. 
Die Infektion der Menschen etabliert sich entweder unter den Lieferanten 
durch die Magermilch oder unter den Konsumenten. 3. In Kosthäusern 
oder Küchen mit Großbetrieben haben wir Epidemien durch Milchsuppen 
erlebt. 

„Epidemien durch Butter oder Käse sind trotz aller Nachforschungen 
niemals wahrscheinlich gemacht worden und Epidemiep durch andere Nahrungs¬ 
mittel spielen praktisch auch keine Rolle. 

„Diese Massenaussaaten erklären die Exacerbationen der Typhuskurve, 
die periodischen wie die aperiodischen, die sogenannten Epidemien, in der 
überwiegenden Mehrzahl der Fälle. 

„Die Einzelinfektionen sind entweder auf Einschleppung oder als 
sekundäre Infektionen der Masseninfektion erklärt. Man sollte meinen, daß 
im Industriegebiet mit seinem starken Reiseverkehr und seiner starken 
Fluktuation der Bevölkerung die Einschleppung von Typhusfällen sehr 
häufig sei, aber nicht 10 Proz. der Fälle läßt sich so erklären. Die Einzel¬ 
infektionen sind also im wesentlichen die Produkte früherer Massenaussaaten. 
Man sieht sie gewöhnlich vier Wochen nach dem Primärfall entstehen, und 
zwar gewöhnlich nur in der Nähe der Häuser und der Straßen, die von der 
Massenaussaat betroffen sind, an den zweiten Fall kann sich ein dritter 
reihen und so mit der Zeit ein vielfach verästelter Stammbaum neuer Fälle. 
Ja, es kann so zu gleichzeitigen Massenerkrankungen kommen, die, wenn 
man ihren Verlauf nicht kennt, den Anschein des Explosiven haben und 
dann als Wasser- oder Milchinfektionen imponieren. Gewöhnlich reiht sich 
Fall an Fall wie die Glieder einer Kette aneinander, und der Bazillus wird 
gleichsam von Hand zu Hand weitergegeben, ohne daß er in der Außenwelt den 
für ihn härteren Kampf ums Dasein zu führen braucht (Frühkontakte). Es 
sind indessen die Fälle nicht selten, wo zwischen den ersten Sekundärfällen und 
den späteren eine längere Zeit, manchmal Jahre verstreichen, und darunter gibt 
es solche, bei denen sich an die ersten Fälle in deren Nähe mit einer gewissen 
Periodizität in dürren Jahren die späteren anreihen (Spätkontakte), und daraus 
ist dann die Frage entstanden, ob die späteren Fälle durch unangemeldete 
mit den Primärfällen verknüpft wären oder ob man mit einer Beteiligung 
der Außenwelt bei der Aufbewahrung zu rechnen hat. Die Kochsche 
Schule nimmt das erstere an. Meine Erfahrungen lassen eine Beteiligung 
der Außenwelt an den Wänden, auf dem Erdboden in der Küche, in der 
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Bett- und Leibwäsche und in den Aborten nicht als ausgeschlossen er¬ 
scheinen. Unter Kontaktfällen fasse ich hier also nicht nur die Fälle zu¬ 
sammen, welche durch persönliche Berührung entstanden sind, sondern alle 
sekundären Fälle in der Nähe der Primärfälle, welche nicht auf eine neue 
Massenaussaat zurückgeführt werden können. Im einzelnen kann der Modus 
der Übertragung ganz verschieden sein. Es kann der Bazillus mit der Hand 
oder durch Nahrungsmittel direkt vom Erkrankten oder seinem Pfleger oder 
aus seiner Umgebung weitergegeben sein. Wir haben darüber natürlich nur 
Vermutungen. Aber der gewöhnlichste Weg, den der Bazillus einschlägt, 
um von einem Körper in den anderen zu kommen, ist der der persönlichen 
Berührung. 

Die einzelnen Berufsklassen sind an der Verbreitung der Kontaktfälle 
natürlich in verschiedenem Grade beteiligt, und es ist, um unnütze Auf¬ 
lagen zu vermeiden, wichtig zu wissen, welcher Verbreitungsweg für die 
Bazillen gangbar und breit und welcher selten ist. 

„Anfangs haben wir die Anhäufung von Menschen bei Versammlungen 
oder auf den Arbeitsstätten (Schulen, Kirchen, Messen, Wallfahrten, 
Märkten, Ankleideräumen der Zechen, Fabriken) irrtümlich für gefährlich 
gehalten. Solche Ansammlungen sind praktisch , abgesehen vielleicht von 
den Kleinkinderbewahrschulen, nur gefährlich, wenn sie mit Nachtlager ver¬ 
bunden sind, und dann allerdings führen sie recht häufig Kontakte herbei. 
Die Pennen und Herbergen, die Nachtlager der Rottenarbeiter, verseuchte 
Restaurants, Pensionate, Waisenhäuser, stehen häufig im Verdachte, die 
Typhusübertragung vermittelt zu haben. Hierzu sind auch die Kranken¬ 
häuser zu rechnen, welche keine Isoliereinrichtungen haben und nicht 
gehörig isolieren. Geradezu als Knotenpunkte des Bazillenverkehrs kommen 
aber die Gastwirtschaften und Viktualienhandlungen in Betracht. 

„Sehr ergiebige Kontaktquellen eröffnet die Beseitigung der Abgänge, 
der Effekten und der Leichen. Die Wäschereien der Städte sind ebenso 
wichtige Kontaktquellen wie die Kotbeseitigungsanstalten. Gar nicht in 
Betracht kommt dagegen die Müllbeseitigung. 

„Die einzelnen Berufsarten und Altersklassen sind dem Kontakt ver¬ 
schieden stark ausgesetzt. Am häufigsten erkranken die Pfleger, dann die 
Dienstmädchen, die Anstreicher, Maler und Tapezierer, die Tischler und 
Sargfabrikanten, die Wäscherinnen, die Agenten, Briefboten, Polizisten, die 
Näherinnen, die auf dem Erdboden spielenden Kinder, die Kellner, Ärzte, 
Pfarrer. 

„Naturgemäß kommen Kontakte fast stets so zustande, daß der Kranke 
aufgesucht wird, da die Krankheit ihn ja meistens zur Bettruhe oder doch 
zum Aufenthalt im Zimmer zwingt. Fälle, in denen der Kranke selbst den 
Typhus verschleppt hat, sind aber ebenfalls nicht selten. So verschleppen 
die Dienstmädchen, welche von der Herrschaft entlassen werden, die Bazillen 
in ihre Heimat, und es ist auch beobachtet worden, daß Bazillenträger jahre¬ 
lang eine Kontaktepidemie in einer Ortschaft unterhalten haben. Ich glaube 
aber nicht, daß die Bazillenträger sehr häufig Kontaktepidemien unterhalten. 

„Die Ausrottung des Typhus ist hiernach nur möglich durch Verhütung 
und Beseitigung der Massenaussaaten und durch Vernichtung der Keime 
in der Nähe aller Kontaktfälle. 
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„Dazu ist ein komplizierter Ermittelungs - und Bekämpfungsapparat 
notwendig geworden. 

„Es ist ohne weiteres klar, daß bei dem pandemischen Charakter, den 
der Typhus durch die Stromyerseuchungen, die Verseuchungen der Wasser¬ 
leitungen und durch die Wanderungen der Bevölkerung gewinnt, eine Zen¬ 
tralisation der Beobachtung und Bekämpfung ganz unerläßlich ist, und so 
erscheint, da die Verbreitung dem Wasserlaufe in der Regel folgt, die Ver¬ 
teilung der Unterstationen nach Niederschlagsgebieten als die zweckmäßigste. 

„Letztere scheitert leider an der politischen Einteilung der Bezirke. 
Aber um die Massenaussaaten durch Strom- und Wasserleitungen zu ver¬ 
hindern, ist eine möglichst weitgehende Zentralisation der Beobachtung und 
Bekämpfung doppelt notwendig. Diese ist im Jahre 1900 im Regierungs¬ 
bezirk Arnsberg in der Weise erfolgt, daß die Nachrichten sämtlich in 
Arnsberg zusammenlaufen, hier als Beohachtungsmaterial verarbeitet werden, 
daß von hier aus auch die generellen Anweisungen zur Bekämpfung ergehen 
und hei größeren Epidemien auch die Spezialanweisungen. 

„Wenn der Kampf gegen den Typhus sich beschränkte auf die von 
Ärzten medizinalpolizeilich gemeldeten Fälle, so wäre er aussichtslos. Denn 
diese machten im Jahre 1899 kaum 20 Proz. der Gesamtzahl aus. Ein 
großer Teil der mit Typhusbazillen Infizierten ist überhaupt nicht derart 
krank, daß er Anlaß hätte, den Arzt zu konsultieren, hei anderen sind die 
klinischen Symptome so vieldeutig, daß man die Diagnose „Typhus u nur 
aus dem epidemiologischen Zusammenhänge der Fälle hzw. aus dem bakterio¬ 
logischen Befunde stellen kann, in einer überaus großen Anzahl der Fälle 
endlich, z. B. bei Gastwirten, meldet der Arzt oftmals nicht an, weil er 
fürchtet, sich dadurch in seiner Praxis zu schädigen, und endlich existiert 
in den Köpfen vieler Ärzte noch der Begriff des „gastrischen Fiebers“, dem 
sie im Interesse ihrer Praxis eine möglichst ausdehnende Interpretation gehen. 
Es ist zunächst der Versuch gemacht worden, die Meldungen der Ärzte zu 
vermehren. Gewöhnlich wird die Unterlassung der Anmeldung von den 
Ärzten mit der Behauptung motiviert, daß die Krankheit nicht als Typhus 
erkennbar gewesen sei, und daß die Symptome in ihm auch nicht den Ver¬ 
dacht auf diese Krankheit hätten wachrufen können. Der Strafrichter kann 
diese Behauptung nicht widerlegen und spricht frei. Wir haben uns in 
letzter Zeit dagegen auf den Standpunkt gestellt, daß in einem von Typhus 
endemisch verseuchten Lande jeder fieberhafte Magen- und Darmkatarrh 
den Verdacht auf Typhus erwecken muß, und daß der Arzt die Pflicht hat, 
entweder den Fall durch den Kreisarzt auf klären zu lassen, oder selbst alle 
Hilfsmittel der modernen Hygiene anzuwenden oder anwenden zu lassen, 
um sich Gewißheit zu verschaffen, oh die Voraussetzung zur Anmeldung vor¬ 
liegt. Gleichzeitig aber ist für die Verbreitung des Ficker sehen Diagnosti- 
kums in allen Krankenhäusern gesorgt, die Kreisärzte sind angewiesen, die 
Ficker sehe Diagnose unentgeltlich für Ärzte anzustellen, und endlich ist 
allen Ärzten das Gelsenkirchener Institut unentgeltlich zur Verfügung 
gestellt. Blut-, Kot- und Urinentnahmegefäße befinden sich in jeder Apotheke, 
deren Besitzer die Proben an das Institut befördert. 

„Man irrt aber, wenn man glaubt, daß nun der Arzt alle gastrischen 
Fieber als Typhus verdacht anmelden müßte. Der Arzt will manchmal von 
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einer Hilfswissenschaft, die oftmals seine erste Diagnose umstößt, stets 
aber dem Publikum zeigt, daß er die Diagnose nicht selbständig und sofort 
stellen kann, nichts wissen. Dazu kommt, daß die bakteriologische Unter¬ 
suchung in einer überaus großen Anzahl von klinisch, pathologisch-ana¬ 
tomisch und epidemiologisch ganz unzweideutigen Typhusfällen wenigstens 
bei der ein- oder zweimaligen Untersuchung, auf die man sich in der 
Praxis beschränken muß, negative Resultate ergibt, oder die ärztliche 
Diagnose zu Unrecht angegriffen hat und vor allem, daß sie zu lange 
dauert. Jedenfalls wird man nicht mit einem Schlage die Defekte der ärzt¬ 
lichen Diagnostik verbessern können durch die Bakteriologie, sondern man 
wird mit einem längeren Einbürgerungsprozeß rechnen müssen. 

„Da man in letzter Linie doch auf den guten Willen der Ärzte an¬ 
gewiesen ist, so haben wir Strafanzeigen wegen der Versäumnis der Melde¬ 
pflicht möglichst vermieden — es sind deren etwa fünf bis sechs im letzten 
Jahrfünft erstattet — und wir haben versucht, durch persönliche Beeinflussung 
und Belehrung zu wirken. 

„Letzterer ist es wohl zu danken, daß jetzt das Mißverhältnis zwischen 
der Zahl der standesamtlich gemeldeten Todesfälle und der Zahl der medizinal¬ 
polizeilich gemeldeten Erkrankungsffille geringer geworden ist. Noch im 
Jahre 1899 hätte der Typhus danach eine Mortalität von 40 bis 50 Proz. 
haben müssen, jetzt ergibt sich aus dem Vergleich der Zahlen eine solche 
von 12 bis 15 Proz. 

„Auch diese Ziffer ist sicherlich um das Dreifache zu hoch. Ich habe 
wiederholt die gesamte Bevölkerung einer Ortschaft auf Typhus untersucht 
und dabei mit Einbeziehung aller Infizierten, aber nicht Erkrankten, höch¬ 
stens eine Mortalität von 3 Proz. berechnet, und wenn man diese sog. 
Bazillenträger unberücksichtigt läßt, eine Mortalität der klinisch Kranken 
von 8 Proz. 

„Dieser Rest von nicht ärztlich gemeldeten Fällen läßt sich durch Be¬ 
einflussung der Ärzte nur zum geringen Teile aus der Welt schaffen, es 
bleibt nur übrig, ihn aufzusuchen. 

„Da die leichten Fälle sich herdweise gruppieren um die schweren 
Fälle, so muß man die letzteren zum Ausgangspunkte der Ermittelungen 
nehmen. Die schwereren werden als Todesfälle auf dem Standesamte oder 
als Erkrankungsfälle von den Ärzten gemeldet, und die leichten gehen ihnen 
voraus oder folgen ihnen. Es muß also möglich sein, jeden Fall mit einer 
Massenaussaat zu lückenloser Kette zu verbinden. 

„Daraus ergibt sich zunächst die Notwendigkeit einer ständigen Ver¬ 
bindung der Kreisärzte nicht nur mit den Ärzten, sondern auch mit den 
Standesämtern. 

„Leichtere Fälle, die sich unter dem Bilde des Magen- und Darm¬ 
katarrhs verstecken, machen sich ferner bemerkbar in den Schulversäumnis¬ 
listen und in den Listen der Krankenkassen. Eine Häufung gastrischer 
Erkrankungen und der epidemiologische Zusammenhang der einzelnen Er¬ 
krankungen untereinander liefert in der Regel ohne weiteres den Beweis, 
daß es sich um Typhen handelt. 

„Eine regelmäßige Verbindung der Kreisärzte ist bei uns eingerichtet 
durch Meldungen der Standesämter und soll ausgedehnt werden auch auf 
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Kassen und Schulen. Dieses Nachrichtenmaterial hat der Kreisarzt in der 
Weise zu verarbeiten, daß er einmal die Typhen sondert von den un¬ 
schuldigen Darmerkrankungen und zweitens die Typhen derartig mitein¬ 
ander in Verbindung bringt, daß sie sich in Form eines Stammbaumes an¬ 
einanderreihen lassen. Da ferner jeder Typhusfall die Saat liefert für eine 
neue Gruppe von Kontaktfällen, so muß er feststellen, bei welchen Personen 
voraussichtlich die Volkskrankheit weiterschreiten wird. Nur dann, wenn 
er sämtliche Fälle restlos ermittelt hat, kann er eine Diagnose und Prognose 
der Seuche richtig stellen. 

„Der Kreisarzt ist deshalb nicht nur beauftragt, jeden Verdachtsfall 
festzustellen, sondern es sind ihm als Hilfsorgane das Gelsenkirchener und 
Dortmunder bakteriologische Institut und ein Unterbeamter in der Gestalt 
der bei uns eingeführten Gesundheitsaufseher beigegeben. 

„Die Entscheidung der Frage, welche Fälle sind Typhen, welche nicht, 
muß schnell erfolgen, denn es hängt von ihr die Diagnose und von ihr die 
Therapie der Volksseuche ab, die ja überall Eile hat. Es gibt dafür zwei 
Mittel. Die bakteriologische und die epidemiologische Untersuchung. 

„Wir benutzen sie beide, indem wir keiner völlig vertrauen. Eine 
Vereinigung der Mittel in einer Hand hat sich als undurchführbar erwiesen. 
Die epidemiologische Feststellung erfordert zeitraubendes Herumlaufen und 
die bakteriologische zeitraubendes Sitzen. Ein Ab wechseln zwischen beiden 
ist unmöglich. Beide setzen eine gewisse Technik voraus. Die bakterio¬ 
logische die Technik des Gebrauches des Mikroskops und das kulturelle 
Verfahren usw., die epidemiologische die Technik der epidemiologischen 
Forschung und die genaue Kenntnis aller lokalen hygienischen Gesundheits¬ 
verhältnisse. Jede erfordert eine volle Manneskraft. Selbst wenn man das 
Beamtenpersonal an Zahl verdoppeln und ihre Qualifikation dermaßen stei¬ 
gern wollte, daß man nur Berufsbakteriologen anstellte, würde bei der Ver¬ 
einigung beider Tätigkeiten die Gefahr bestehen, daß der ermittelnde Beamte 
sich in Einzelheiten verliert. Eine Vereinigung ist nur möglich durch Ver¬ 
einfachung des bakteriologischen UntersuchungsVerfahrens, wie dasFicker- 
sche Mittel sie anstrebt, das zu benutzen die Kreisärzte angewiesen sind. 
Aber auch dazu fehlt vielfach die Zeit, und so haben wir den Weg betreten, 
den vor uns längst die Kriminalpolizei gegangen ist, wir haben den Er¬ 
mittelungsdienst „draußen“ getrennt von dem Untersuchungsdienst „drinnen“, 
der Kreisarzt übernimmt den Aufklärungsdienst, und das Gelsenkirchener 
Institut sichert die Diagnose. 

„Wir haben aber bereits bei der Bochumer Typhusepidemie im Jahre 
1900 feststellen können, daß ein großer Prozentsatz der Konsumenten ver¬ 
dächtige Krankheitserscheinungen zeigte, von welchen die nicht angeschlossene 
Bevölkerung frei war, und diese epidemisch auftretenden Krankheitserschei¬ 
nungen stets als Typhen verrechnet, ohne den strikten Beweis dafür 
erbringen zu können, daß es Typhen waren. Es handelte sich um Kopf¬ 
schmerzen, Kreuzschmerzen, Ziehen in den Gliedern, Nasenbluten, Unregel¬ 
mäßigkeiten des Stuhlganges, hartnäckigen Husten, Frost und Fieber, 
Erscheinungen, welche der Laie unter dem Bilde der Influenza zusammenfaßte. 
Oftmals wurden lediglich Husten und Kopfschmerzen, die wochenlang an¬ 
hielten und epidemisch auftraten, angegeben. Seltener ließ sich gleichzeitig 
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Milzschwellung konstatieren. Daß die Anhiebsdiagnose „Typhusbazillen¬ 
infektion “ richtig war, sahen wir aus den Folgezuständen, es entwickelten 
sich aus diesen Fällen regelmäßig Kontaktinfektionen. 

„Diese Erfahrungen haben bei uns seit dem Jahre 1900 dazu geführt, 
die Nachbarschaft gemeldeter Typhusfälle auf das sorgfältigste zu durch¬ 
forschen, und die Kreisärzte sind durch Verfügung vom 23. Mai 1900 an¬ 
gewiesen, dies planmäßig yorzunehmen. 

„Dieses Verfahren hat den Vorzug der Schnelligkeit, besonders wenn 
dem Kreisarzt, wie bei uns, ein von ihm ausgebildeter Unterbeamter zur 
Verfügung steht, der ihm die „Lauferei“ abnimmt, und es ist nicht un¬ 
sicherer als das bakteriologische Verfahren. 

„Möglichst von jedem Verdachtsfall soll Harn, Blut und Kot an drei ver¬ 
schiedenen Tagen untersucht werden. Die Mitteilungen dieser Ergebnisse 
treffen aber oft erst in 8 bis 10 Tagen ein, während welcher Zeit die Sanitäts¬ 
polizei nicht untätig sein darf. Oftmals war das Ergebnis negativ, obwohl 
inzwischen aus den Verdachtsfällen sich Kontakte entwickelt oder die Fälle 
als Typhen klinisch manifest geworden waren. Und dies waren nicht Fehler 
der Technik, sondern Defekte des Verfahrens. Vielleicht hätte man bessere 
Resultate erzielt, wenn man wochenlang täglich untersucht hätte, allein dies 
ist praktisch vollkommen undurchführbar. 

„Wir benutzen daher von beiden Untersuchungen lediglich die posi¬ 
tiven Ergebnisse. 

„Da der Kreisarzt nicht immer ständig am Orte der Epidemie bleiben 
kann, so ist der Gesundheitsaufseher beauftragt, die Personen ständig unauf¬ 
fällig zu überwachen, welche mit dem Erkrankten in Berührung gekommen 
sind, und jeden Verdachtsfall sofort zu melden. 

„Es ist mir bisher noch stets gelungen, fast sämtliche Infizierte auf 
diesem Wege, selbst bei größeren Epidemien, verhältnismäßig schnell zu 
ermitteln. Bei den sog. sporadischen Fällen und den Nachläufern einer 
bereits aufgeklärten Epidemie, endlich wenn man seit Jahren so verfahren 
ist, also den Faden hat, ist es noch viel leichter. 

„Formell ist das Verfahren im Jahre 1900 geregelt wie folgt. 

„Durch die Meldekarte meldet der Meldepflichtige die Krankheit der 
Ortspolizei. Diese trägt den Fall unter Benutzung eines Formulars in das 
für jede Krankheit gesondert zu führende Seuchenjournal ein und sendet die 
Karte sofort an den Kreisarzt ab. Spätestens am Morgen des nächsten 
Tages erhält der Seuchenwärter Mitteilung von der Anmeldung und über¬ 
bringt dem Haushaltungsvorstande eine gedruckte polizeiliche Verfügung, 
betreffend die Behandlung der Kranken in sanitätspolizeilicher Beziehung 
und gleichzeitig die auf polizeiliche Kosten gelieferten Chemikalien, in deren 
Gebrauch er die Pfleger zu unterrichten hat. Der Kreisarzt trägt den Fall 
wie die Ortspolizei in das Seuchenjournal ein, übersendet die Karte sofort 
durch die Hand des Landrats dem Regierungs- und Medizinalrat und begibt 
sich in jedem Falle von Typhus, Ruhr, Kindbettfieber, Genickstarre und in 
jedem ersten Falle von Scharlach und Diphtherie, endlich bei allen größeren 
Epidemien an Ort und Stelle, trifft sofort die nötigen Anordnungen selbst¬ 
ständig und berichtet durch die Hand des Landrates lediglich durch Aus¬ 
füllung der Fragebogen an den Regierungs- und Medizinalrat, nachdem 
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er die entsprechenden Vermerke in das Seuchenjournal gemacht und einen 
Punktierbogen auf dem Laufenden gehalten. Bei der Feststellung erhält 
der Seuchen Wärter Anweisung zur häufigen Kontrolle der polizeilichen Ver¬ 
fügung zur Desinfektion und dergleichen. Im Bureau der Medizinal¬ 
verwaltung der Regierung werden Karten und Fragebogen nach Ortschaften 
chronologisch nach dem festgestellten Beginn der Krankheit und nach den 
Krankheiten mittels Klammern verbunden und kreisweise auf bewahrt. Die 
Registrierung erfolgt wie in den Bureaus der Kreisärzte. Außerdem werden 
Wochenübersichten nach Formular gefertigt und gedruckt, von denen der 
Herr Präsident, jeder Kreisarzt, das Generalkommando und das Kaiserliche 
Gesundheitsamt Abschriften erhalten. Alle sonstigen Berichte und Nach¬ 
weisungen fallen fort. 

„Das Verfahren hat sich sehr bewährt und funktionierte bisher glatt. 

„Die vollständige Ermittelung aller Fälle gestattet nun noch nicht 
immer, eine ätiologische Diagnose zu stellen, welche von den oben genannten 
Formen der Typhusseuche vorliegt, und schnell die notwendigen Mittel 
gegen die Weiterverbreitung anzuwenden. Erforderlich ist dazu noch weiter 
eine sorgfältige Registrierung und statistische Verarbeitung der Fälle und 
für die Erforschung der Ursachen der Besitz topographisch - hygienischen 
Materials. 

„1. Die Fälle werden chronologisch geordnet nach einem Schema, aus 
dem die Zahl der Erkrankten nach Alter, Geschlecht, Beruf, Wohnung 
ersichtlich ist. 

2. Die Trinkwasserquelle, Milchbezugsquellen, Bachwasserbenutzung, 
Arbeitsstätte usw. werden ermittelt. 

3. Auf einer Karte werden die Fälle notiert mit dem Datum des Be¬ 
ginnes der Erkrankung, d. h. dem Beginne des initialen Kopfschmerzes. 

4. Ist eine Seuchenkurve des zeitlichen Verlaufes mit Sonderung der 
Kontaktfälle und der kryptogenetischen Fälle zu zeichnen. 

5. Ein Stammbaum, und 

6. sind die Punktierbogen der Kreise und der Nachbarkreise vor¬ 
rätig zu halten. 

„Es muß sich aus diesen Zusammenstellungen zunächst ergeben, ob 
man gleichzeitige Massenerkrankungen vor sich hat oder nicht. 

„Erstere können die Folge einer schleichenden Kontaktepidemie sein 
oder die Folge einer Massenaussaat, oder es können beide Formen mitein¬ 
ander konkurrieren. 

„Die Kontaktepidemie ist erkennbar durch den Mangel kryptogenetischer 
Fälle, d. h. solcher Fälle, für deren Entstehung sich kein Kontakt nach- 
weisen läßt. Sämtliche oder doch die überwiegende Mehrzahl der Fälle 
läßt sich zu einem Stammbaum aneinanderreihen. Die Kurve des zeitlichen 
Verlaufes ist niedrig und schleichend, nie jäh ansteigend. Die Seuche 
schleicht langsam von Haus zu Haus und zeigt Herdbildungen. Die Fälle 
sind nicht gleichmäßig über das Land zerstreut. Auch besteht in der Regel 
ein Unterschied in dem Befallensein des Alters, Geschlechts und der Berufs¬ 
klassen. Der Verdacht auf Nahrungsmittelinfektion, Trinkwasserinfektion 
oder Strom Verseuchung ist ausgeschlossen durch die Untersuchung der 
bezüglichen Einrichtungen und durch die Statistik. 
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„Schon um diese Diagnose zu sichern, bedarf der Kreisarzt sehr ge¬ 
nauer topographisch-hygienischer Kenntnisse. Mit diesen muß er an die 
Epidemie herantreten, weil er sonst mit der Sammlung des Materials zu 
viel Zeit verliert Will er beurteilen, ob die Wasserleitung als Ursache 
auszuschließen ist, so muß er die Zahl der Erkrankten, welche das Wasser 
getrunken haben, in Verhältnis setzen zur Zahl der Konsumenten, und will 
er den Kontakt in Massenquartieren beschuldigen, so muß er Kenntnis 
haben von deren Existenz und Frequenz. Es ist deshalb die Arnsberger 
Anweisung für Ortsbesichtigung auf die Bekämpfung ansteckender Krank¬ 
heiten zugeschnitten. Der Kreisarzt erhält alljährlich eine Übersicht über 
die Schulen, Verwahrschulen, Bäder, Pennen, Molkereien, Arbeiterkolonien, 
Massenquartiere, Kassen, Kanalisationen, gewerblichen Anlagen, Wasser¬ 
leitungen mit allen Ortsanschlüssen, alle Vierteljahre deren Konsumenten¬ 
zahlen und alle acht Tage die Keimzahlen der einzelnen Schöpfbrunnen, es 
werden Bücher auf den Wasserleitungen geführt, welche die Nachforschung 
erleichtern, und endlich sollte jeder Kreisarzt ein Brunnenverzeichnis besitzen. 

„Nur dadurch wird er in den Stand gesetzt, die sogenannten krypto¬ 
genetischen Fälle bei gleichzeitigen Masseninfektionen aufzuklären. 

„Die Häufung kryptogenetischer Fälle, namentlich im Winter, erweckt 
stets den Verdacht, daß ein Typhusvehikel die Ursache der Erkrankung 
bildet: Wasser oder Milch. 

„Die Verseuchung von Wasserleitungen mit Typhusbazillen gehört zu 
den häufigen Erscheinungen. 

„Der epidemiologische und der bakteriologische Beweis dafür ist aber 
so schwer zu erbringen, daß die Mehrzahl der Leitungswasserepidemien 
kleineren Umfanges unerkannt zu bleiben pflegt. 

„Da es bisher nur in seltenen Fällen gelungen ist, die Typhusbazillen 
im Leitungswasser nachzuweisen, so muß ein komplizierter Indizienbeweis 
angetreten werden, den man für erbracht hält, wenn in relativ seuchenfreier 
Zeit plötzlich und gleichzeitig die Typhusmorbidität lediglich der Wasser¬ 
konsumenten jeden Alters, Geschlechtes und Berufes oder eines räumlich 
scharf abgegrenzten Teiles derselben stark angeschwollen ist, wenn Kontakt¬ 
möglichkeiten für die ersten Fälle ebenso unauffindbar sind wie die Möglichkeit 
von Nahrungsmittelinfektionen, wenn die Wasserversorgungsanlage an einer für 
das Verseuchungsgebiet in Frage kommenden Stelle und in der für den Aus¬ 
bruch der Epidemie in Frage kommenden Zeit nicht keimdicht war, und wenn 
endlich die Sicherheit gegeben ist, daß an dieser Stelle in der kritischen Zeit 
die Abgänge von Typhuskranken die undichte Stelle passiert haben. 

„Jede dieser Feststellungen begegnet oft erheblichen Schwierigkeiten. 

„Am meisten die bakteriologische Untersuchung des Wassers. Die 
fortlaufend ermittelten Keimzahlen geben Aufschluß darüber, ob in der in 
Frage stehenden Zeit das Wasserwerk keimdicht gewesen ist oder nicht. 
Der Nachweis von Typhusbazillen wird natürlich in allen Fällen unmöglich 
sein, wo diese schon wieder während der Inkubationszeit aus dem Wasser 
verschwunden sind. Da dies aber nicht immer der Fall ist, so entnehmen 
wir stets Wasser und Schlammproben aus Brunnen und Bassins zur Unter¬ 
suchung, und es ist uns in einem Falle geglückt, 14 Tage nach Ausbruch 
der Epidemie die Bazillen im Schlamme des Erdbehälters nachzuweisen. 
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„Gelingt der Nachweis nicht, so ist man auf den Indizienbeweis an¬ 
gewiesen, der beginnen muß mit dem Nachweise, daß in der für den Aus¬ 
bruch der Epidemie kritischen Zeit die Abgänge von Typhuskranken eine 
keim undichte Stelle des Wasserwerks passiert haben. 

„Die kritische Zeit ist nicht immer genau zu bestimmen, es kommt 
aber viel darauf an. Wenn der Kreisarzt nicht jeden einzelnen Fall auf 
den Beginn der Krankheit untersuchen kann, so muß man den Beginn der 
ärztlichen Behandlung bzw. Meldung der Rechnung zugrunde legen. Dieser 
rein ärztliche Meldeapparat ist erfahrungsgemäß unsicher und datiert den 
Beginn der Seuche regelmäßig auf einen zu späten Termin. Wenn der 
Kreisarzt ferner nicht bei jedem gemeldeten Falle feststellen kann, ob diesem 
nicht andere, nicht gemeldete Fälle in der Nachbarschaft vorausgegangen 
sind, so entgehen erfahrungsgemäß viele Erkrankungen völlig der Kenntnis 
der Sanitätspolizei. 

„Deshalb ist für den Feststellungsbogen die Frage nach dem Beginne 
der Erkrankung einheitlich durch die Frage nach dem initialen Kopfschmerz, 
der nach meinen Erfahrungen nie fehlt, spezifiziert worden. Nun hat Koch 
gesagt, daß die Wasserepidemien mit steilem Anstieg der Morbidität be¬ 
ginnen, eine Ansicht, die nach meinen Erfahrungen nicht zutrifft. Alle 
die Wasserepidemien meiner Beobachtung hatten, wenn man ihre Fälle 
nach Tagen und nicht, wie es gewöhnlich geschieht, nach Wochen grup¬ 
piert, einen staffelförmigen Anstieg der Kurve. Diese erklärt sich aus 
der individuell verschiedenen Inkubationszeit, die zwischen 7 und 21 Tagen 
schwankt. 

„Es werden zunächst die seltenen Fälle mit kurzer Inkubationsdauer 
zur Anmeldung kommen, dann die häufigen mit der gewöhnlichen In¬ 
kubationsdauer von 14 Tagen und dann wieder die selteneren mit längerer 
Inkubationsdauer. 

„Hat man alle Fälle selbst ermittelt, so wird man vom ersten krypto¬ 
genetischen Falle 7 Tage zurückzählen müssen, um auf den kritischen Tag 
zu kommen, sonst etwa 14 Tage. 

„Der Eintritt von Bakterien in die Leitung ist möglich bei intakter 
und unterbrochener Leitung. 

„Um die Unterbrechung der Leitung noch nachträglich datieren zu 
können, sind die größeren Wasserwerke angewiesen, über alle Rohrbrüche 
und Dückerprüfungen Buch zu führen. Andere zufällige Unterbrechungen, 
wie Kommunikationen mit Kanalisationsröhren, werden in jedem einzelnen 
Falle auf gesucht. 

„Bei intakter Leitung können Bakterien eindringen beim Mangel jeden 
Filters, oder wenn das vorhandene Filter an einer Stelle durchbrochen ist. 
Die Arnsberger Betriebsanweisung bietet die Handhabe und sorgt für das 
Material, um nachträglich für jede Stunde feststellen zu können, welche 
Stellen der Anlage nicht keimdicht waren, und wohin das Wasser von diesen 
Stellen aus gelaufen ist. Der Gesundheitszustand der im Bassin beschäftigten 
Personen, welche dasselbe infizieren können, läßt sich leicht nachträglich 
feststellen. 

„Für die Stellen, welche in der kritischen Zeit nicht keimdicht waren, 
sind die primären Typhusfälle zu ermitteln. 
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„Bei der vorgeschriebenen fortlaufenden Überwachung des ganzen tri¬ 
butären Gebietes hat dies bisher hier Schwierigkeiten noch nicht gemacht. 
Das Niederschlagsgebiet der Talsperren und Wasserleitungen war unschwer 
auch nachträglich abzusuchen, indem Haus bei Haus nachgefragt wurde 
nach typhusverdächtigen Erscheinungen. Bei den Flußgrundwasserleitungen 
fällt der Nachweis mit dem Beweise der Stromverseuchung zusammen, über 
die unten das Nähere mit geteilt wird. 

„Für jeden der in Frage stehenden Typhusfälle muß der Nachweis 
erbracht werden, daß seine Abgänge auch wirklich die keimundichte Stelle 
passiert haben, oder es darf wenigstens nicht wahrscheinlicher sein, daß sie 
auf dem Wege von ihrem Produktionsorte bis zu dieser Stelle zugrunde 
gegangen sind. Die Kreisärzte müssen deshalb diesen Weg genau ver¬ 
folgen nach Länge und Geschwindigkeit, mit welcher die Bakterien ihn 
zurückgelegt haben müssen, die Widerstände (Temperatur, Konkurrenz, 
Feuchtigkeit, Nahrung) ermitteln, welche sie fanden, und die Spuren, welche 
sie auf diesem Wege hätten hinterlassen müssen (Verseuchung anderer 
Wasserleitungen, Infektion von Anliegern, Badenden usw.). 

„Der weitere Beweis betrifft die Kongruenz des Seuchengebietes mit 
dem Wa8server8orgungsgebiete der in Frage stehenden Stelle. 

„Um ihn schnell führen zu können, hat der Kreisarzt genaue Karten 
der verseuchten Ortschaften, Straßen und Häuser vorrätig nebst Verzeich¬ 
nissen der angeschlossenen Bewohner und der Konsummengen, und um auch 
bei partieller Verseuchung eines Konsumtionsgebietes sofort Material zur 
Entscheidung der Frage zu geben, sind die größeren Wasserwerke an¬ 
gewiesen, Bücher und Register zu führen, aus denen sich der Lauf des 
Wassers für jede Stunde des Tages nachträglich berechnen läßt. Sind die 
dem Konsumtionsgebiete benachbarten Gebietsteile frei von kryptogenetischen 
Fällen, so ist dieser Nachweis nicht schwer, sind sie aber z. B. aus dem¬ 
selben verseuchten Strome gespeist, gleichfalls infiziert, so beweist die Tat¬ 
sache der Kongruenz allein nichts. 

„Bei schwachen Verseuchungen brauchen nicht alle Teile befallen zu 
sein, bei starken muß man es voraussetzen. Sehr wertvoll ist uns für 
den Nachweis der Verseuchung die Konfiguration des Konsumtionsgebietes 
gewesen, die sich nicht an die politischen Grenzen hält und oft auch natür¬ 
liche Grenzen ignoriert, unversorgte Teile, Ortschaften, Straßen und Häuser 
als Inseln und Halbinseln umgreift. 

„Von den Konsumenten muß ein gewisser Prozentsatz erkrankt sein, 
es muß eine Steigerung der Typhusmorbidität nachweisbar sein. Es ist 
also zunächst der Nachweis zu erbringen, daß die kryptogenetisch erkrankten 
Personen in der kritischen Zeit dasselbe Wasser aus der verdächtigen Stelle 
getrunken hatten. 

„Früher glaubte man an Wasserepidemien nur, wenn die Mehrzahl der 
Konsumenten plötzlich in Massen erkrankte. 

„Meine Arnsberger Beobachtungen zwingen aber zu der Anschauung, daß 
es alle Abstufungen der Wirkung gibt von gelinder, vorübergehender oder 
dauernder Erhöhung der Typhusmorbidität bis zu den Explosionen, je nach 
Art und Stärke der Verseuchung deB Leitungswassers, eine Anschauung, 
die sich ja auch theoretisch leicht erklären läßt. Die Zahl der Infizierten 
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hängt aber nicht allein von der Stärke der Verseuchung ab. Wir wissen 
überhaupt nichts darüber, wieviel Infektionsmaterial dazu gehört, um einen 
Menschen zu infisieren, zumal die Virulenz der Kultur eine erhebliche Rolle 
dabei spielen muß. Auch bei anscheinend starker Verseuchung erkrankte 
nur ein kleiner Prozentsatz der Konsumenten, der Rest scheint durch Über¬ 
stehung des Typhus oder von Hause aus immun zu sein. Merkwürdiger¬ 
weise ist diese Ziffer bei allen größeren Leitungswasser- und Milchepidemien 
konstant gewesen, sie beträgt 13Proz. 

„Innerhalb des Seuchengebietes werden gewöhnlich alle Teile mehr oder 
weniger gleichmäßig befallen. Die Seuche befällt wie ein Hagelschlag wahl¬ 
los alle Ortschaften, Straßen und Häuser, Alters-, Berufs- und Geschlechts- 
klassen, mit alleiniger Bevorzugung der Wassertrinker. 

„Es sind dementsprechend im Anfänge einer Wasserepidemie, wenn sie 
noch nicht kompliziert ist mit Kontaktfällen, die Kinder, Frauen, Dienst¬ 
mädchen und Personen, die am Feuer arbeiten, Heizer, Kesselwärter, Schlosser, 
Sohmiede, Lokomotivführer, Bäcker, Koksarbeiter stärker befallen als die 
übrigen Berufs-, Alters- und Geschlechtsklassen und in den Häusern die 
oberen Stockwerke, in den Ortschaften, Straßen diejenigen mit Endsträngen, 
wo das Wasser mit niedrigem Druck stagniert. 

„Die ermittelten Fälle müssen ferner kryptogenetische sein, d. h. es 
dürfen sich Kontaktmöglichkeiten oder Nahrungsmittelinfektionen für sie 
nicht wahrscheinlich machen lassen. Dieser Nachweis ist von allen der 
mühevollste, aber auch der notwendigste. Er ist in endemisch verseuchten 
Bezirken manchmal unmöglich, wird aber bei fortlaufender Beobachtung 
und Verminderung der Epidemien und mit wachsender Übung der Kreis¬ 
ärzte täglich leichter. Im Einzelfalle werden Irrtümer darüber, ob Kontakt 
ausgeschlossen ist, möglich sein, aber das Ensemble der Fälle belehrt uns 
doch in der Regel, ob wir es mit kryptogenetischen Fällen zu tun hatten 
oder mit einer Kontaktepidemie. 

„Damit halten wir den Beweis der Wasserleitungsepidemie für erbracht, 
und es entstanden nur noch die Schwierigkeiten, wenn mehrere Stellen als 
Eintrittspforte in Frage kommen, wie z. B. bei der Gelsenkirchener Epidemie, 
von denen die eine eine mehrmalige Infektion hätte bewirken können. Koch 
hat dabei als Merkmal im Gelsenkirchener Prozeß die Dauer der Epidemie 
verwandt, indem er voraus setzte, daß die Bazillen sich nicht lange in der 
Leitung halten. Es ist mir aber zweifelhaft, ob diese Voraussetzung überall 
zutrifft. Verschwinden die Bakterien sofort wieder aus der Leitung, so 
erhält man eine Morbiditätskurve kryptogenetischer Fälle von nur 24 Tagen. 
Aber sämtliche Morbiditätskurven der Leitungswasserepidemien sind be¬ 
deutend länger. Die technische Möglichkeit lange dauernden Aufenthaltes 
korpuskularer Teile in längeren Leitungen, namentlich solchen mit Zirku¬ 
lationssystem, mit verbogenen Röhren, deren Innenwand mit höckerigen 
Inkrustationen besetzt ist, in Endsträngen, einem Rohrnetz, das nicht voll¬ 
ständig entleerbar ist, wurde aber im Gelsenkirchener Prozeß bewiesen, und 
daß Bakterien sich außerdem im Schleim, der die Inkrustationen überzieht, 
festsetzen können, ist sicher. Die Spülung, welche diese Schleimhaut ab¬ 
reißt, vermehrt ja stets die Keimzahl des Wassers. Endlich ist in Haspe 
von uns der Beweis geliefert worden, daß die Bakterien sich auch im 
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Schlamm des Erdbehälters längere Zeit halten können, und die Persistenz 
im Brunnen und Erdreich stand ja schon früher fest Ich glaube also 
nicht, daß man aus der längeren Dauer einer Epidemie auf wiederholte Zu¬ 
flüsse schließen kann. 

„Für den Naohweis einer Massenaussaat durch Strom Verseuchung 
werden folgende Feststellungen verlangt: 

1. Feststellung des primären Typhusfalles, von dem aus Abgänge in der 

kritischen Zeit einmal oder wiederholt in den Strom gelangt sind. 

2. Feststellung, daß die Bakterien nicht auf ihrem Wege vom Produk¬ 

tionsorte zugrunde gegangen sind. 

3. Feststellung, daß die kryptogenetisch erkrankten Personen unter¬ 

halb der infizierten Stelle des Stromes Wasser entnommen haben. 

4. Feststellung, daß ein größerer Prozentsatz der Entnehmer er¬ 

krankt ist. 

5. Feststellung, daß die anderweitig mit Wasser versorgten Unter¬ 

lieger frei sind von kryptogenetischen Fällen. 

6. Nachweis der Bazillen im Strome. 

„Hiervon ist die Feststellung zu 6. noch nicht geglückt, und es mußte 
daher in allen Fällen ein Indizienbeweis angetreten werden. 

„Um das Niederschlagsgebiet der einzelnen Bäche, deren Geschwindig¬ 
keit und Wassermenge leicht übersehen zu können, haben die Mehrzahl der 
Kreisärzte sich die Niederschlagskarten des Landwirtschaftsministeriums 
angeschafft. Ein Vergleich dieser mit den Punktierbogen ergibt, ob Fälle 
im Oberlaufe des Stromes gemeldet sind. Ist dies nicht der Fall, so werden 
sämtliche Häuser durchsucht und besonders diejenigen, welche in früheren 
Jahren befallen waren. Der primäre Fall kann jahrelang zurückliegen, 
wenn seine Bazillen in einen Abort deponiert waren, dessen Inhalt in der 
kritischen Zeit mobil wurde. 

„Die Feststellungen zu 2. und 3. werden so getroffen, wie dies oben 
beschrieben ist. 

„Ad 4. Die Feststellung der Entnehmer ist eine langwierige Arbeit, 
die aber sehr notwendig ist, einerseits um Bazillenträger zu ermitteln, 
andererseits um die Konsumentenzahl für den Strom zu ermitteln. 

„Die Feststellung ad 5. ergibt sich aus den Listen. 

„Gewöhnlich ist die Wirkung einer Strom Verseuchung nicht die einer 
Explosion in den unterliegenden Ortschaften, sondern es erhöht sich nur die 
Typhusmorbidität der unterliegenden Ortschaften mehr oder weniger stark. 
Doch haben wir auch Explosionen beobachtet, wo der Fluß nicht nur zu 
gelegentlicher Entnahme von Wasser oder nicht nur zur Entnahme von 
Gebrauchswasser diente, sondern allgemein als Trinkwasser. Die chronische 
Stromverseuchung zeigt sich in dauernder Erhöhung der Typhusmorbidität 
der Unterlieger. 

„Ähnlich haben die Kreisärzte zu verfahren bei dem Nachweise einer 
Massenaussaat durch verseuchte Brunnen. 

„Früher wurde jeder Untergrund als verseucht, jeder Brunnen als 
Typhusträger bezeichnet. Heute muß der Kreisarzt für jede behauptete 
Bronnenverseuchung denselben Indizienbeweis antreten wie für die Wasser¬ 
leitungsverseuchung. 
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„Der Nachweis von Typhusbazillen im Brunnen ist ja öfters ge¬ 
lungen. Er wird stets versucht durch Entnahme von Wasser und nach 
Auspumpen des Brunnens einer Schlammgrube. Die chemische und bakterio¬ 
logische provisorische Untersuchung belehrt, ob der Brunnen keimdicht war 
oder unreine Zuflüsse hat, deren Herkunft und Geschwindigkeit mit Fluorescin 
festgestellt wird. Meistens lieferte die Auskunft der Bewohner über 
Hantierungen am Brunnen und die Besichtigung derselben schon den Be¬ 
weis oberirdischer Zuflüsse (Küchenspül-, Wasch-Wasser, Gosse) oder unter¬ 
irdischer Kommunikationen (Zusammenhang mit Aborten, mit gedüngten 
Äckern oder verseuchten Gräben usw.). 

„Der primäre Typhusfall ist bei Brunneninfektionen in der Regel 
nicht weit zu suchen. 

„Er kann aber völlig dunkel bleiben in Häusern, deren Abort oder 
Pissoir auch von Fremden benutzt wird, oder wenn er weit zurück liegt. 
Es sind dann sämtliche Häuser und Besitzer der Grundstücke des tributären 
Gebietes des Brunnens zu untersuchen. 

„Endlich ist die Feststellung zu treffen, daß im Konsumtionsgebiete 
kryptogenetische Fälle nach Verseuchung des Brunnens auftreten, von denen 
die anders mit Wasser versorgten Bewohner frei waren. Die Wirkung einer 
akuten Verseuchung eines im Gebrauche befindlichen Brunnens äußert sich 
oftmals als explosive Erkrankung unter den Konsumenten, wie bei den Ver¬ 
seuchungen der Wasserleitungen. Verschwinden die Bakterien nicht daraus, 
oder halten die Zuflüsse an, so kommt es zur chronischen Verseuchung, und 
diese äußert sich nicht stets durch explosive Massenerkrankung kryptogene¬ 
tischer Art, sondern durch unregelmäßige MorbiditätsBteigerungen, das Haus 
wird zum Typhushaus, es kommt zu einer Endemie unter den Konsumenten, 
wie bei chronischer Verseuchung der Wasserleitungen, die durch Explosionen 
nur zu Zeiten der Dürre unterbrochen wird, wenn der Bodensatz des Brunnens 
gebraucht oder Regengüsse die bazillenhaltigen Zuflüsse vermehren. Es ist 
also gleichgültig, wie groß die Zahl der erkrankten Konsumenten ist. Die 
Feststellung der Konsumenten überhaupt ist bei öffentlichen Brunnen und 
wenn zu Zeiten der Wassernot aus einem verseuchten Brunnen viele Fami¬ 
lien oder gar Personen aus entfernten Dörfern schöpfen, nicht leicht. In 
diesem Falle mnß sich die Untersuchung über das Freisein der übrigen 
Bevölkerung auf alle Gegenden erstrecken, in welche das Wasser hingeschafft 
wurde. 

„Massenaussaten durch Bäder sind bei Benutzung von Flußbädern und 
von Schwimmbassins möglich. Die verlangten Feststellungen decken sich 
mit denjenigen, die bei Flußverunreinigungen oder Brunneninfektionen ver¬ 
langt werden. Hier ist natürlich, wenn der Nachweis der Typhusbazillen 
nicht gelingt, der Indizienbeweis besonders schwer, weil oft nicht die Zahl 
der Personen zu ermitteln ist, welche das Bad benutzt haben. Hier hilft 
nur eine öffentliche Aufforderung an die Benutzer, sich zu melden und ihr 
Blut und ihre Abgänge auf Typhusbazillen untersuchen zu lassen. 

„Der Nachweis eines ursächlichen Zusammenhanges zwischen Typhus¬ 
morbidität und Milchhandel ist in der Regel ein epidemiologischer Indizien¬ 
beweis, da mehr noch als bei der Wasserepidemie der bakteriologische Nach¬ 
weis von Typhusbazillen in der Behausung des Milchhändlers versagt und 
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für die meistens genossene Milch oder deren Produkte selbst nach Ausbruch 
der Epidemie überhaupt nicht mehr in Frage kommen kann. 

„Man wird den Nachweis eines Zusammenhanges als erbracht ansehen 
können, wenn in relativ seuchenfreier Zeit plötzlich und gleichzeitig die 
Typhusmorbidität lediglich der an den Milchhandel angeschlossenen Milch¬ 
konsumenten oder Produzenten jeden Alters, Geschlechtes und Berufes oder 
eines Teiles derselben angeschwollen ist, wenn Kontaktmöglichkeiten für 
die ersten Fälle ebenso unauffindbar sind wie die Möglichkeit von Wasser¬ 
infektionen , wenn in die Milch innerhalb einer für den Ausbruch der 
Epidemie in Frage kommenden Zeit' überhaupt Keime geraten und sich 
erhalten konnten, und wenn endlich die Sicherheit gegeben ist, daß es sich 
um Typhuskeime gehandelt haben muß. 

„Den verschiedenen Formen des Milchhandels entsprechend kann man 
Molkereiepidemien von den Milchhandlungsepidemien unterscheiden. Bei 
den ersten werden mit der rückwandernden Magermilch die Produzenten 
oder mit der Verkaufsmilch die Konsumenten gefährdet, bei den letzteren 
handelt es sich um Verseuchung lediglich der Konsumenten. 

„Molkereiepidemien kennen wir bereits eine sehr große Anzahl. Pro¬ 
duktion sgebiet und Konsumtionsgebiet dieser zentralen Milchwirtschaften 
sind so groß, daß ihre Verseuchung ebensowenig übersehen werden kann 
wie die Verseuchung einer größeren Wasserleitung. 

„Milchhändlerepidemien sind meines Wissens selten beschrieben. Das 
Verseuchungsgebiet besteht bei ihnen aus einer großen Zahl von Inseln in¬ 
mitten völlig typhusfreier Stellen oder inmitten von gleichfalls mehr oder 
weniger verseuchten Stellen, und deshalb ist der Indizienbeweis oftmals 
besonders schwer. Besteht bei den Wasserepidemien schon die Schwierig¬ 
keit, daß nicht alle angeschlossenen Bewohner Wassertrinker sind, und daß 
schon deshalb eine totale und gleichmäßige Verseuchung des Konsumtions¬ 
gebietes selten ist, so kommt bei den Milchepidemien noch der Umstand 
hinzu, daß die Milch vielfach abgekocht genossen wird. Und während bei 
Wasserleitungsepidemien in der Regel einwandfrei ermittelt werden kann, 
wohin das Wasser geflossen ist, kann die Abgrenzung des Konsumtions¬ 
gebietes beim Milchhandel, wenn er ein Hausierhandel ohne feste Kund¬ 
schaft ist, sehr schwierig sein. Dies ist wohl der Grund, weshalb Milch¬ 
händlerepidemien sehr selten beschrieben sind. 

„Diese Feststellung wird erleichtert, wenn der Kreisarzt gehalten ist, 
die Listen der Lieferanten, der Molkereien, auf dem laufenden zu halten 
und sich zu vergewissern, welche Personen eine Ortschaft mit Milch ver¬ 
sorgen, und daß die Milchhändler wenigstens über ihre feste Kundschaft 
Buch führen. Ist das Konsumtionsgebiet frei von Typhus, so ist die Kon¬ 
gruenz von Seuchengebiet und Konsumtionsgebiet wegen ihrer Konfiguration 
meistens für die Beweisführung ausschlaggebend gewesen. 

„Die weitere Frage, auf welchem Wege eine Verseuchung stattgefunden 
hat, durch die Hände der Personen, welche mit der Milchproduktion oder 
dem Milchhandel in Berührung gekommen sind, oder durch das Wasser, 
bietet in letzterer Beziehung dieselben Aufgaben wie bei den Wasser¬ 
epidemien, in ersterer Beziehung ist sie aber nur für den lösbar, der Milch¬ 
produktion im allgemeinen und die des fraglichen Ortes im besonderen 

Vierteljahr*schrift fllr Gesundheitspflege, 1906. 4 


Digitized by Google 



50 XXX. Versammlung d. D. Vereins f. öffentl. Gesundheitspflege zu Mannheim. 

kennt. Die Kreisärzte revidieren daher von Zeit zu Zeit sämtliche Molke¬ 
reien und Milchhandlungen nach einem vorgeschriebenen Schema. 

„Die Bekämpfung des Typhus ist eine prophylaktische und thera¬ 
peutische. Gelingt es, die Massenaussaaten unmöglich zu machen, so muß 
der Typhus mit der Zeit von selbst aussterben. 

„Da der Typhus dem Laufe verseuchter Ströme und Wasserleitungen 
folgt, so kommt es, zumal in meinem Bezirke, der im wesentlichen mit 
einem Niederschlagsgebiete, dem der Ruhr, zu rechnen hat und seine Wasser 
aus einem Strom bezieht, darauf an, 1. die Typhusfälle im Oberlande aus- 
auszurotten und unschädlich zu machen; 2. die Wasserleitungen keimdicht 
herzustellen und die Typhusmorbidität der Wasserkonsumenten fortlaufend 
zu beobachten. 

„Die Reinhaltung der Ströme von Typhusbazillen ist nur möglich 
durch sanitätspolizeiliche Wachsamkeit, Abfangen der ersten Fälle und 
Ausrottung des Typhus. Sie hersteilen zu wollen durch Femhaltung aller 
Ortschaftsabgänge oder Klärung derselben, halte ich für eine Utopie und 
sogar für verhängnisvoll, denn die Klärung sondert die Bazillen nicht ab, 
und der Strom ist das von der Natur geschaffene Beseitigungsmittel des 
Unrates. Wehrt man letzterem den Eintritt in die Ströme, so bringt man 
ihn zur Stagnation und leistet der Entstehung anderer Volksseuchen Vor¬ 
schub. Es ist auch ganz unmöglich, die Aborte und Dunggruben überall 
keimdicht herzustellen, weil dazu das Geld fehlt, und wenn es da wäre, 
so würde es nichts nutzen, denn die Bazillen halten sich lange im 
Abortinhalt und in der Ackerkrume, und der Regen schwemmt sie doch 
einmal in den Strom hinein. Eine gut organisierte Medizinalpolizei muß 
endlich auch imstande sein, ohne sterile Ströme Massenaussaaten 
zu verhüten und den Typhus auszurotten, gerade so wie die Feuerwehr 
mit den gegebenen Verhältnissen überall rechnen muß. Nach meinen Er¬ 
fahrungen ist dies auch möglich. 

„Es kommt bei der Behandlung der Einzelfälle darauf an, die Krank¬ 
heitskeime sofort zu vernichten, sobald sie den Körper verlassen haben, 
diese Vernichtung so lange fortzusetzen, als noch Bazillen abgesondert 
werden, und die Bazillen, die schon abgesondert sind, nachträglich durch 
Desinfektion zu beseitigen. 

„Am bequemsten läßt sich diese Aufgabe lösen, wenn man die Patienten 
in Krankenhäusern isoliert. Wir haben den Prozentsatz der Internierten 
bei einzelnen Epidemien bis auf lOOProz. einschließlich aller Bazillenträger 
gebracht. Da ein gesetzlicher Zwang dazu bisher rechtlich nicht einwand¬ 
frei ist und praktisch jedenfalls schwer durchführbar, so haben wir die 
Ursache der Abneigung gegen die Krankenhausbehandlung festzustellen und 
zu beseitigen versucht. Die Typhuskranken werden ohne Verhandlung über 
die Kostenfrage von allen Krankenhäusern aufgenommen, für den Ersatz 
der typhuskranken Hausfrau sorgt der Vaterländische Frauen verein, und 
wenn der Haushaltungsvorstand dem Krankenhause überführt werden muß, 
so wird die Familie mit Naturalien unterstützt. Außerdem wird ein Druck 
ausgeübt durch die den Haushaltungsvorständen ausgehändigte polizeiliche 
Verfügung. Die Internierung im Krankenhause soll so lange dauern, bis die 
Untersuchung des Blutes, Harnes und Kotes an drei Tagen in der Woche 
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ein negatives Resultat ergeben hat. Für die Isolierung in Krankenhäusern 
gelten dieselben Vorschriften wie für die Haushaltungsvorstände. Zur 
Instruierung der Pfleger ist bei R. Schoetz, Berlin, im amtlichen Aufträge 
von Dr. H. A. Stühlen ein Lehrbuch der Isolierung erschienen. Schwierig¬ 
keiten entstehen durch die Kosten der Krankenhauspflege nur bei spora¬ 
dischen Fällen, bei größeren Epidemien und Massenaussaaten haben in der 
Regel die Gemeinden die Kosten der im sanitätspolizeilichen Interesse voll¬ 
zogenen Internierung zu tragen. Auf dem Lande macht sich der Mangel 
nahe gelegener Krankenhäuser fühlbar. Es gelingt leichter, ihn zu über¬ 
winden durch Mieten eines Hauses, als durch Aufschlagen einer Docker- 
sehen Baracke. In größeren Ortschaften ist der Bau kommunaler Epidemien¬ 
häuser angeregt und teilweise in Aussicht genommen. 

„Die Vernichtung der Keime in der Umgebung des Kranken, die 
wichtigste Maßregel, ist durch die oben mitgeteilte Polizeiverfügung geregelt 
worden, die sich auf das Regulativ und den § 10, II, 17 A. L. R. stützt und 
somit rechtlich einwandfrei ist. Ihr Inhalt deckt sich im allgemeinen mit 
dem später herausgegebenen Typhusmerkblatt des Kais. Gesundheitsamtes 
und den früher erschienenen Verhaltungsvorschriften des Geheimrats Roth 
in Potsdam. 

„Es könnte scheinen, als ob den Pflegern in diesen Verfügungen zuviel 
zugemutet sei und als ob deshalb die Verfügung auf Widerspruch stoßen 
müßte. Diese Annahme hat sich als irrtümlich erwiesen. Die Haushaltungs¬ 
vorstände sind froh gewesen, zu erfahren, wie sie sich schützen können. 
Allerdings darf man von dem Rechte der Festsetzung von Geldstrafen 
keinen Gebrauch machen, sondern man muß die Verfügungen auffassen als 
Versuche, unter Anwendung gelinden Zwanges Volksbelehrungen in die 
Menge zu tragen und Gewohnheiten zu schaffen, die nach einer Reihe von 
Jahren selbsttätig wirken. Ich habe mich überzeugt, daß die Durchführung 
der Maßregel auf Schwierigkeiten nicht stößt, zumal wenn man sie, wie oben 
geschildert, überwachen läßt und die Desinfektionsmittel liefert. 

„Die Durchführung dieser Maßregeln setzt ein gut geschultes Unter¬ 
personal voraus, eine Institution, die durch die Ordnung für Gesundheits¬ 
aufseher vom 6. Mai 1901 gegründet und im Laufe der Jahre weiter aus¬ 
gebaut worden ist. Zurzeit gibt es im Reg.-Bez. Arnsberg 250 Gesundheits¬ 
aufseher, in den großen Städten fest angestellt, auf dem Lande auf Honorie¬ 
rung der Einzelleistung gestellt. In Epidemiezeiten werden Ersatzkräfte aus 
anderen Eireisen herangezogen. 

„Die Desinfektoren haben sich nach einem im amtlichen Aufträge vom 
Kreisarzt He ns gen bei Richard Schoetz-Berlin, Luisenstraße 36, heraus¬ 
gegebenen Lehrbuch zu richten und nehmen die Desinfektionen in Des¬ 
infektionsapparaten oder, wo solche fehlen, mittels Formalin nach schrift¬ 
licher Anweisung vor. 

„Ebenso ist natürlich ein geordnetes Desinfektionswesen und Effekten- 
transportwesen die Voraussetzung. Nach meinen Erfahrungen kommt man 
bei Typhus mit der Formalindesinfektion nirgends aus, sondern muß für 
die Desinfektion der Effekten Dampf benutzen, für die der Wohnung For¬ 
malin und besondere Aufmerksamkeit den Abflüssen und Ab¬ 
orten schenken. Das häufige Wiederauftauchen des Typhus in alten 
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Herden findet sich nur da, wo die Gesundheitsaufseher nichts taugen. Am 
sichersten geht man, wenn man die Desinfektion durch den Kreisarzt über¬ 
wachen läßt, was bei uns bei Rezidiven vorgeschrieben ist. 

„Der Gesundheitsaufseher hat die Pflicht, bei seinen Besuchen hygienische 
Übelstände (Brunnen und Dunggruben) festzustellen und dem Kreisarzt zur 
Anzeige zu bringen. Die zur Beseitigung notwendigen Gelder sind vielfach 
auf Kreiskosten übernommen worden. 

„Außer diesen generell an geordneten und automatisch wirkenden Maß¬ 
nahmen sind zur Verhütung und Beseitigung von Massenaussaaten be¬ 
sondere Maßregeln notwendig. Gegen Strom verseuch ungen gibt es nur ein 
prophylaktisches Mittel, den ersten Typhusfall abzufangen und seine Ab¬ 
gänge zu desinfizieren. Da dies nicht immer gelingt, so sind für die Unter¬ 
lieger , namentlich für die unterliegenden, aus dem Strome schöpfenden 
Wasserwerke „Sturmwarnungen“ notwendig. Sie müssen wissen, ob Typhus 
im Oberlande herrscht, und ob Abgänge in den Strom geraten sind. Das 
letztere wird auch regelmäßig mit einem Verbot der Stromwasserbenutzung 
der Bevölkerung mitgeteilt. Kleine Bäche haben wir wohl auch durch 
Grünfärben mit Fluorescin der Benutzung entzogen, gereinigt, und Fluß¬ 
bett und Schlamm mit Schwefelsäure und Chlorkalk oder Kalkmilch des¬ 
infiziert. 

„Verseuchte Brunnen werden geschlossen und nach Desinfektion mit 
Schwefelsäure wieder freigegeben, wenn sie im Bau einwandfrei sind. 

„Einen umfangreichen Apparat erfordert die Verhütung und Beseitigung 
der Leitungswasserinfektionen, die früher hier an der Tagesordnung waren. 
Abgesehen von den Maßnahmen, welche dazu dienen, die Werke keimdicht 
zu machen und Überspannungen der natürlichen und künstlichen Filter 
zu verhüten, kommt hier die dauernde Überwachung der Keimzahlen und 
der Typhusmorbidität in Frage. Die Werke sind selbst gehalten, darüber 
Buch zu führen, und Kreisarzt und Regierung führen dieselben Bücher. Die 
Kurven zeigen besser als alles andere den Zustand und die Betriebsform 
der Werke an und bringen wenigstens erfolgte Infektionen der Leitung 
schnell zur Anzeige. 

„Die erfolgte Infektion kann nur durch Auf suchen der Quelle und, da 
die Bakterien nicht stets aus der Leitung sofort verschwinden, durch Des¬ 
infektion beseitigt werden. Die neueren Anlagen, Bassins und Brunnen 
sind auf Desinfektion zugeschnitten, bei den älteren ist eine Desinfektion 
mit Schwefelsäure schwerer. Die Technik einer Schwefelsäuredesinfektion 
habe ich im Klin. Jahrbuch, Bd. X, S. 322 ff. und Bd. XII, S. 450 be¬ 
schrieben. 

„Ähnliche Maßnahmen sollten zur Verhütung von Massenaussaaten im 
Milchverkehr getroffen werden. Die Desinfektion der Kuhställe, Kannen 
und Molkereien bietet keine Schwierigkeiten, wird aber stets unter Aufsicht 
der Medizinalbeamten ihrer Tragweite wegen vorgenommen. 

„Alle diese Maßregeln sind nur wirksam, wenn sie bis in das Einzelne 
dauernd von einer Zentralstelle überwacht werden. Deshalb läuft das ge¬ 
samte Beobachtungen]aterial in der Medizinalregistratur der Regierung zu¬ 
sammen. Seine Verarbeitung ist leichter, als es den Anschein hat, und 
erfolgt so: 
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„Di© Meldekarten werden in das Haupttyphuajournal eingetragen, in 
der Reihenfolge, wie sie eingehen, und alsdann in eine Mappe gelegt, deren 
für jeden Kreis und jedes Jahr eine vorhanden ist. Der Inhalt der später 
eingehenden Fragebogen des Kreisarztes ergänzt die Eintragungen in das 
Haupt journal. Die Karte wird in den Bogen gesteckt, und die Bogen werden 
nach dem Beginn der Erkrankung und den Ortschaften innerhalb der Kreis¬ 
mappe geklammert. Der Beginn der Erkrankung wird auf dem Punktier¬ 
bogen vermerkt, deren für jeden Kreis einer nach Ortschaften, für jedes 
Wasserwerk nach Ortschaften und für jede größere Stadt einer, nach Straßen 
geordnet, vorhanden ist. An jedem Sonntag wird im Hauptbuche das Ende 
der Wochenmeldungen markiert und die gemeldeten Fälle in einer vor¬ 
läufigen Übersicht zusammengestellt. Diese wird den Kreisärzten usw. und 
allen Nachbarbezirken zur Verfügung gestellt, damit sie wissen, wo im 
Lande Typhus herrscht. 

„Dazu wird dem Herrn Präsidenten ein kurzer, erläuternder Wochen¬ 
bericht erstattet. Bei endemisch verseuchten Städten wird auf Karten der 
Verlauf der Epidemie verfolgt. Die Punktierbogen, Fragebogen, Karten 
und Kurven bieten die Unterlage für den Jahresbericht, der den Unter¬ 
behörden mitgeteilt wird und der Aufschluß gibt über die Ab- und Zunahme 
der Seuche. 

„Die Erfolge dieses Vorgehens sind im Arnsberger Bezirk unleugbar, 
denn die Typhusmortalität ist seit dem Jahre 1900 von 2’53 auf 0*8 auf 
10000 Einwohner herabgegangen. Und dieser ständige Rückgang ist 
erfolgt, obwohl für die Reinhaltung des Bodens absolut nichts geschehen 
und die Verseuchung der Ströme einer Steigerung nicht mehr fähig ist. 

„Ich schließe mit der Bitte an die Herren Verwaltungsbeamten: Geben 
Sie uns eine schlagfertige Medizinalpolizei in die Faust und bauen Sie 
keimdichte Wasserleitungen, und nach einem Menschenalter soll die Ge¬ 
schichte des Typhus nur noch eine düstere Sage sein.“ 

Der Vorsitzende eröffnete hierauf die Diskussion. 

Dr. Th. Wey] (Charlottenburg): „Meine Herren! Ich möchte in aller 
Kürze Ihnen von einer merkwürdigen Beobachtung Rechenschaft geben, die 
sich auf das Thema bezieht, das hier eben zur Diskussion steht. Es hat 
sich nämlich, wie seit langem bekannt, gezeigt, daß die Typhussterblichkeit 
gewissen Schwankungen unterworfen ist, und daß diese Schwankungen sich 
über gewisse weite Zeiträume erstrecken. Ich kann das im einzelnen hier 
nicht weiter ausführen; ich erlaube mir aber, Ihnen diese Kurven vorzulegen, 
die vielleicht Ihr Interesse für wenige Augenblicke fesseln dürften. (Vgl. um¬ 
stehende Tafel.) Ich habe hier auf demselben Koordinatensystem die Sterblich¬ 
keit an Typhus abdominalis für Berlin, für München und für Wien auf¬ 
getragen, und da ergab sich nun das höchst auffällige Faktum, daß diese 
Sterblichkeit ungefähr zu derselben Zeit in allen drei Städten auf ein Mini¬ 
mum heruntergegangen ist. Das kritische Jahr, wenn man erf so bezeichneu 
will, ist ungefähr das Jahr 1880. Während vor dem Jahre 1880 die Typhus¬ 
sterblichkeit in den drei genannten Städten überall dauernd hoch war, ist 
sie nach dem Jahre 1880 in allen drei genannten Städten sehr niedrig 
gewesen. 
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„Sind wir nun in der Lage, diesen Wechsel in der Sterblichkeit zu er¬ 
klären? — Ich glaube, daß das nicht der Fall ist. — Die Frage ist ferner 



ob wir sagen können, daß irgend welche hygienischen Einrichtungen, welche 
in den drei genannten Städten getroffen wurden, auf diese Höhe der Sterb¬ 
lichkeit eingewirkt haben. Ist man doch geneigt, Kanalisation, Wasser- 
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Versorgung und dem ähnliche Einrichtungen ins Treffen zu führen, um das 
Absinken der Typhuserkrankungen zu erklären. 

„Auf dieser Tafel sehen Sie nun die wichtigsten hygienischen Ein¬ 
richtungen, welche während der Berichtszeit in den drei Städten zur Ein¬ 
führung gelangt sind, aufgetragen. Sie werden sich aber sehr bald über¬ 
zeugen, daß von einem deutlich sichtbaren Einfluß dieser Maßnahmen auf 
den Typhus in den drei Städten nicht die Rede gewesen ist. Wenn nun 
auch dieser Schluß kaum angezweifelt werden kann, so möchte ich aus diesen 
Kurven nicht etwa den Schluß ziehen, daß wir nunmehr die Hände im Schoße 
liegen lassen, und daß wir den Typhus nicht bekämpfen sollen. Ich ziehe 
diesen Schluß nicht, sondern ich glaube vielmehr, daß der Gesundheits¬ 
zustand der drei genannten Städte, wenn wir die Hände in den Schoß 
gelegt hätten, ein bei weitem schlechterer geworden wäre. Es folgt nur 
aus den Kurven, daß wir noch nicht genau wissen, durch welche Maßnahmen 
der Typhus zu bekämpfen ist. Ich zweifle nicht, daß wir ihn bekämpfen 
können, aber es liegt auf diesem Gebiet noch ein non liquet vor. u 

Generaloberarzt Professor Dr. Jäger (Straßburg i. E.): „Meine 
Herren! Sowohl in den Thesen der Herren Referenten als auch in ihren 
Ausführungen ist darauf hingewiesen worden, daß es Sache der guten Tech¬ 
niker ist, die Brunnen einwandfrei anzulegen. Wir unterscheiden nun zwei 
Arten von Brunnen: Kesselbrunnen und Röhrenbrunnen. Die Kessel¬ 
brunnen werden im großen und ganzen und wohl mit Recht als mangel¬ 
hafter wie die Röhrenbrunnen bezeichnet. Der Kesselbrunnen ist ja 
selbstverständlich der Verunreinigung von oben her, auch gelegentlich, aber 
seltener, der Verunreinigung von der Seite her ausgesetzt. Der Röhren¬ 
brunnen, der in den Boden und bis ins Grundwasser hineingetrieben 
wird und aus einem Stück oder doch aus sehr dicht durch Verschraubung 
verbundenen Rohrstücken besteht, ist derartigen Verunreinigungen nicht 
ausgesetzt. Es wird nun aber zumeist in den Lehrbüchern gesagt: der 
Röhrenbrunnen ist ein Abessinierbrunnen. Das ist wieder nicht ganz 
richtig, denn es gibt außer den Abessinierbrunnen noch andere Röhren¬ 
brunnen. Der Abessinier- oder Rammbrunnen läßt sich bloß bis auf wenige 
Meter, ungefähr 8 m tief, in den Boden treiben. Wasser aus größerer Tiefe 
zu erschließen, reicht er nicht aus, und in viele Bodenarten läßt er sich 
überhaupt nicht hineintreiben. In solchen Fällen wird nun der Röhren¬ 
brunnen eingerichtet. Man bohrt in die größere Tiefe mit Vorrichtungen, 
die ich ja hier nicht anzugeben brauche, eine Röhre bis ins Grundwasser, 
unter Umständen bis zu mehreren hundert Meter Tiefe. In das vorgebohrte in 
den Boden versenkte Eisenrohr wird nun ein zweites eisernes Rohr, das eigent¬ 
liche Saugrohr, erst eingehängt, und dieses letztere wird über Tag geführt, 
die Pumpe darüber geschraubt, der Brunnen abgedeckt. Nun würde die 
Sache ja gut sein. Aber was bisher meines Wissens nur sehr wenig betont 
worden ist und was außerordentlich wichtig ist, das ist, daß der Techniker 
in solchem Röhrenbohrbrunnen auch einen sogenannten Arbeitsschacht 
oder Revisionsschacht vorsieht, das heißt, er baut einen Schacht, den er 
ausmauert, von 1 bis 2 m Tiefe, auch unter Umständen von vielen Metern 
Tiefe; in diesen Schacht nahe der Sohle desselben mündet nun das Bohrrohr 
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and nur das Saugrohr wird über Tag geführt und die Pumpe darüber ge¬ 
stellt. Die Folge davon ist, daß wir jetzt wieder bei diesem scheinbar ein¬ 
wandfreien Brunnen einen Kessel noch dabei haben — zwar keinen Kessel¬ 
brunnen, aber leider wird er tatsächlich häufig zu einem solchen, denn 
dieser sogenannte Arbeitsschacht läßt bei mangelhafter Bedeckung Ver¬ 
unreinigungen, Schmutzwasser eindringen, und bei mangelhafter Revision 
kommt es gar nicht so selten vor, daß in diesem an der Sohle auszementierten 
Schacht sich das Schmutzwasser ansammelt, bis es oben in das Bohrrohr 
hineinfließt. Ich habe in Ostpreußen in einer Garnison eine Typhusepidemie 
ganz unmittelbar darauf zurückführen können, daß ein solcher Röhren¬ 
brunnen, dessen Bohrrohr neben der Sohle offen mündete, sich mit Schmutz¬ 
wasser angefüllt hatte, so daß das Grundwasser, welches aus großer Tiefe 
ursprünglich rein gekommen war, durch das ins Bohrrohr hineinfließende 
Schmutzwasser verunreinigt wurde. 

„Es gibt aber noch verschiedene andere Konstruktionen, auf die ich nur 
hinweisen möchte. Es gibt die Kombination von Kesselbrunnen mit 
Röhrenbrunnen, wo der Kesselbrunnen zuerst nicht genügend Wasser 
gibt, aber dann durch Röhrenbrunnen vertieft wird, durch einen Abessinier¬ 
brunnen oder einen gebohrten Brunnen und eine ganze Reihe von weiteren 
technischen Einzelheiten, die hygienisch große Bedeutung haben. 

„Noch ein Wort gestatten Sie mir bezüglich der Ventildruckständer, 
deren Konstruktion Beachtung verdient. Man glaubt im allgemeinen, wenn 
man eine ZentralwasBerversorgungsanlage erbaut hat, wenn die Quell¬ 
fassungen gut gelungen sind, alles getan zu haben. — Ich habe in Tilsit 
eine schwere Typhusepidemie bei einem Kavallerieregiment beobachtet, die 
sich ausschließlich auf das Wasser aus einem Ventildruckständer der 
städtischen Leitung zurückführen ließ. In der ganzen Tilsiter Zivilbevölke¬ 
rung war kein Typhus, sondern nur unter zwei Schwadronen, die auf einen 
bestimmten Ventildruckständer dieser Leitung angewiesen waren, herrschte 
derselbe. Als ich den Arbeitsschacht, der bei diesem Ventildruckständer 
sich befand, aufdecken ließ, glaubte ich einen Kesselbrunnen vor mir zu 
haben. Es hatte sich unreines Oberflächenwasser in dem Arbeitsschacht 
angesammelt. Als der Arbeitsschacht leergepumpt war, zeigte sich, daß in 
dem Arbeitsschacht eine Ventilvorrichtung angeordnet war, und daß dieses 
Ventil bei der Öffnung das Wasser aus dem Arbeitsschacht ansog und beim 
Schließen wieder ausstieß. Also einwandfreie Ventil Vorrichtungen bei den 
Bruckständern sind gleichfalls von wesentlicher Wichtigkeit. Von besonderer 
Bedeutung aber erscheint mir die Unterweisung der Mediziner, namentlich 
der beamteten Ärzte, in der Technik der Brunnenkonstruktionen." 

Professor Dr. Fischer (Kiel): „Meine Herren! Wir haben seit 
2V 2 Jahren im hygienischen Institut zu Kiel die Bekämpfung des Typhus 
in der Provinz Schleswig-Holstein in Angriff genommen. Alle Typhus¬ 
erkrankungen und alle typhusverdächtigen Erkrankungen, die bekannt 
wurden, sind von uns bakteriologisch und serodiagnostisch untersucht worden, 
wir haben uns auch über die einzelnen Erkrankungsfälle, soweit als möglich, 
informiert, um zu erfahren, wieweit sie mit den vorangegangenen in Zu¬ 
sammenhang standen, und da hat sich nun im ganzen eine recht gute Über- 
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einstimmung mit den Erfahrungen gezeigt, die uns heute von den beiden 
Referenten hier mitgeteilt worden sind und die für sie die Grundlage ge¬ 
bildet haben für die zu ergreifenden Maßnahmen. 

„Immerhin sind es einige Punkte, bei welchen wir zu abweichenden 
Erfahrungen gekommen sind, und auf die ich deshalb mit einigen Worten 
hier eingehen möchte. So wird z. B. in dem Leitsatz 13 nach Erwähnung 
der Masseninfektionen durch verseuchtes Wasser und verseuchte Milch 
gesagt: „Andere Nahrungsmittel spielen dabei praktisch keine Rolle. u Da 
lauten unsere Erfahrungen etwas anders. Wir haben vor etwas mehr als 
zwei Jahren in Kiel eine Typhusepidemie gehabt, wobei mehr als 80 Er¬ 
krankungen vorkamen, und wir mußten nach den eingehenden Unter. 
Buchungen diese Epidemie auf das Fleisch von einem kranken Tier zurück¬ 
führen. Diese Erfahrung steht nicht vereinzelt da. Drei Jahre vorher, im 
Jahre 1900, ereignete sich etwas ganz Ähnliches. In einem kleinen Orte 
nahe bei Kiel erkrankten gegen 15 Personen gleichzeitig an Typhus, und 
zwar ausschließlich solche, welche das Fleisch von einem kranken Kalbe 
gegessen hatten. Ähnliche epidemiologische Beobachtungen liegen noch vor 
aus dem Kreise Plön. Dann darf ich wohl erwähnen, daß auch früher schon 
Massenerkrankungen an Typhus nach dem Genuß von Fleisch kranker Tiere 
vorgekommen sind. Am bekanntesten ist in dieser Beziehung die Klotener 
Epidemie, bei welcher auf einem Sängerfest mehr als 600 Festteilnebmer 
erkrankten, nachdem sie erwiesenermaßen von dem Fleisch eines kranken 
Kalbes gegessen hatten. 

„Bei der Kieler Epidemie, von der ich gesprochen habe, stellte es sich 
heraus, daß der heute auch schon erwähnte Paratyphusbazillus, nicht der 
eigentliche Typhusbazillus, die Ursache gebildet hat, und es ist möglich, daß 
auch bei den anderen von mir angedeuteten Fleischvergiftungen — die 
unter dem Bilde eines Typhus verliefen — derselbe Paratyphuserreger eine 
Rolle gespielt hat. Zur Vermeidung dieser von dem Fleisch und auch vou 
der Milch kranker Tiere drohenden Typhusgefahr bedürfen wir einer wirk¬ 
sameren Bekämpfung der Tierseuchen, einer sorgfältigen auf alle Schlacht¬ 
tiere sich erstreckenden Fleischbeschau und einer Belehrung des Publikums 
über die mit dem Genuß ungenügend gekochten oder gebratenen Fleisches 
bzw. ungenügend erwärmter Milch verbundenen Gesundheitsgefahren. 

„Weiter möchte ich darauf hin weisen, daß wir im vorigen Jahre einer 
Epidemie in einem kleinen Städtchen Schleswig-Holsteins begegnet sind, 
wobei mehr als 60 Erkrankungen vorkamen und wobei es uns trotz der 
Übung, die wir uns im Laufe der Zeit in dem Nachweis der Krankheits¬ 
erreger in den Dejektionen angeeignet haben, nicht gelungen ist, Typhus¬ 
bazillen oder die bisher bekannten Paratyphusbazillen nacbzuweisen, bei 
welcher auch das Blut sich so verhielt, daß wir sagen mußten: trotz der 
Übereinstimmung in den klinischen Erscheinungen muß hier ein anderer 
Erreger vorliegen. Gestützt auf diese und ähnliche Erfahrungen muß ich 
sagen, daß wahrscheinlich außer den Typhusbazillen und den beiden bisher 
beschriebenen Paratyphuserregern auch noch andere bisher noch unbekannte 
beim Typhus eine Rolle spielen können. Das ist von Wichtigkeit bei der 
ja auch von den Referenten für die Typhusbekämpfung als nötig hingestellten 
bakteriologischen Feststellung. Bei dieser Epidemie war eine solche bakte- 
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riologische Feststellung des Typhus nicht möglich, hier konnte auch nicht 
durch bakteriologische Untersuchung festgestellt werden, von welchem Zeit¬ 
punkte ab die Genesenen mit dem Stuhl bzw. Urin keine Typhuskeime mehr 
ausschieden. 

„Was im übrigen die Verbreitung des Typhus in Schleswig - Holstein 
betrifft, so haben unsere Untersuchungen zu dem merkwürdigen Ergebnis 
geführt, daß wir in den letzten anderthalb Jahren gar keine Wasserepidemie 
angetroffen haben. Ich betrachte das mehr als auf Zufall beruhend, 
denn wir haben ja früher derartige Epidemien zur Genüge in Schleswig- 
Holstein gehabt, so z. B. in Altona, wo sie auf das in Frostperioden un¬ 
genügend filtrierte Elbwasser zu beziehen waren, ferner in der Marsch¬ 
gegend, wo die Leute darauf angewiesen sind, nicht selten durch Dejektionen 
verunreinigte Grabenwasser zu genießen. Auch Brunnenepidemien kamen 
früher öfters vor, wobei es auch einmal gelungen ist, den Typhuserreger in 
dem Wasser, das die Infektion vermittelt hat, nachzuweisen. 

„Zu erwähnen ist, daß wir im vorigen Jahre und in diesem Jahre allein 
drei Milchepidemien beobachtet haben, zwei davon in Kiel, und zwar jedes- 
mal gegen 20 Fälle, und die dritte in diesem Sommer in Preetz. Bei diesen 
Milchepidemien zeigte sich etwas, was auch nicht ganz mit den Beobach¬ 
tungen der Herren Referenten übereinstimmt. Sie waren nämlich nicht 
durch verseuchtes Wasser zu erklären. In dem einen Falle allerdings konnten 
wir das nicht näher feststellen; in den beiden anderen dagegen spielte 
zweifellos das Wasser dabei keine Rolle, sondern da bildeten in der Milch¬ 
wirtschaft bzw. in der Nachbarschaft der Molkerei Erkrankte den Aus¬ 
gangspunkt. 

„Nun, die bei weitem größte Mehrzahl der vorgekommenen und bekannt 
gewordenen Typhusfälle aber beruhte auf Kontakt, und zwar war in der Mehr¬ 
zahl der Fälle auch der Nachweis zu erbringen, daß eine direkte Berührung 
stattgefunden hatte. Diese direkte Berührung ereignete sich am häufigsten 
bei der Pflege der Kranken, und da zeigte sich, daß nicht nur diejenigen 
Erkrankten, die ihre kranken Angehörigen pflegten, sondern daß auch in 
einem recht hohen Prozentsatz das ausgebildete Krankenpflegepersonal in 
Mitleidenschaft gezogen wurde. In Kiel beispielsweise, wo wir im vorigen 
Jahre, in der zweiten Hälfte des Jahres, nur 50 Typhusfälle hatten, er¬ 
krankten allein fünf Krankenpflegeschwestern, im Jahre vorher war gleich¬ 
falls eine Schwester bei der Pflege an Typhus erkrankt. Zwei von den 
Schwestern sind auch gestorben. Es ist ja wohl möglich, daß auch diese 
auBgebildeten Krankenschwestern nicht vorsichtig genug gewesen sind. Das 
ließ sich in einem Falle auch nachweisen, bei den anderen dagegen nicht, 
und wir müssen daher jedenfalls nach dieser Erfahrung uns Bagen, daß es 
außerordentlich schwer ist, eine solche Kontaktinfektion bei der Pflege der 
Kranken zu vermeiden. 

„Ich will ausdrücklich hervorheben, daß nicht nur in Privathäusern, 
sondern auch im Krankenhause derartige Infektionen vorgekommen sind, wo 
mit besonderer Sorgfalt auf die Desinfektion der Ausscheidungen usw. ge¬ 
achtet wurde. Hier ist ein Punkt, wo man sich fragen muß: soll nicht bei 
dieser besonderen Gefährdung des Krankenpflegepersonals die Schutzimpfung 
berücksichtigt werden? Unsere Erfahrungen über die Schutzimpfung sind 
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ja keine großen, und es ist wohl aus diesem Grunde die Schutzimpfung in 
den Leitsätzen nicht erwähnt worden. Vielleicht wäre es immerhin richtiger 
gewesen, wenn in die Leitsätze der Satz aufgenommen worden wäre: unter 
gewissen Umständen, bei besonderer Bedrohung des Personals wäre eine 
wirksame Schutzimpfung erwünscht. 

„Es gibt auch andere Fälle, wo wir von der Schutzimpfung Gebrauch 
machen können und müssen. Da erinnere ich mich an einen Fall, der sich 
in diesem Frühjahr ereignete. In einer Arbeiterkaserne von etwa 200 Ar¬ 
beitern und Arbeiterinnen kamen in kürzester Zeit 30 Erkrankungen vor. 
Diese 30 Fälle wurden so rasch als möglich an das Krankenhaus abgeliefert. 
Das Krankenhaus war aber voll, und es war gar nicht möglich, Platz zu 
schaffen. Es blieb nichts weiter übrig, als die eben in die Genesung Ein¬ 
getretenen, von welchen wir wissen, daß sie noch ganz gewaltige Infektions¬ 
quellen sein können, wieder zurückzuschicken in die Arbeiterkaserne. Das 
war wenigstens noch der beste Ausweg. Da war man sicher, daß die Keime 
nicht überall hin verbreitet wurden, daß sie lokalisiert blieben. Hier wäre 
eine Schutzimpfung recht am Platze gewesen. Es scheint ja, daß die Schutz¬ 
impfung, die bei unseren nach Ostafrika bestimmten Truppen — allerdings 
erst sehr spät — ausgeführt wurde, und die übrigens gewiß noch weiter 
ausgebildet und vervollständigt werden kann, von gutem Erfolg ge¬ 
wesen ist. 

„Die Statistik für Schleswig - Holstein zeigt, daß eine Abnahme der 
Typhussterblichkeit stattgefunden hat im Anfang der 90er Jahre, und das 
hängt wohl zusammen mit der besseren Wasserversorgung und Beseitigung 
der Abfälle, mit der eingeführten Meldepflicht, mit dem Bestreben der Kreis¬ 
ärzte, die Kranken tunlichst zu isolieren und die Abscheidungen zu des¬ 
infizieren. Das ist von Erfolg gewesen. Aber seitdem ist eine weitere 
Abnahme nicht mehr wahrzunehmen. Eine solche werden wir aber sicher 
beobachten, wenn die von den Herren Referenten empfohlenen Bekämpfungs¬ 
maßnahmen eingeführt werden, die sich auch, wie wir gehört haben, mit 
verhältnismäßig geringen Mitteln durchführen lassen. Wird der Typhus in 
dieser Weise bekämpft, dann können wir sicher sein, daß wir — ich denke 
in dieser Beziehung optimistischer als der Herr Referent — schon in kurzer 
Zeit einen Erfolg zu verzeichnen haben, und daß in nicht allzu ferner Zeit 
der Typhus zu denjenigen Krankheiten gehört, die ausgerottet sind. u 

Stadtphysikus und Sanitätsrat Dr. Eberstaller (Graz): „Gestatten 
mir die verehrten Herren, ein paar Fälle hinzuzufügen, die die Verbreitung 
des Typhus durch Milch und dann auch durch ein anderes Getränk, nämlich 
durch das Bier, betreffen. 

„In Graz, wo ich Amtsarzt bin, gehört der Typhus zu den seltenen 
Krankheiten, ich kann mir daher den Luxus gestatten, wenn hin und wieder 
Typhusfälle auftreten, diesen in bezug auf das ätiologische Moment gründlich 
nachzugehen. 

„Am 20. Juni d. J. Wurden nun drei typhusverdächtige Personen: ein 
Jurist, ein Techniker und ein Assistent eines medizinischen Universitäts¬ 
instituts, ins Krankenhaus aufgenommen, Leute, welche sich zu be¬ 
obachten verstanden und welche verhältnismäßig gute Angaben machten. 
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Alle drei erklärten mir in bestimmter Weise: die Infektion müsse ganz 
gewiß gelegentlich einer Partie auf den „Hoch-Lantsch“ am 4. Juni erfolgt 
sein. Genauer konnten sie es mir nicht angeben. Der eine beschuldigte 
einen Fleischgenuß, der andere einen Wein usw. Unglücklicherweise 
waren alle diese drei Personen in allen Wirtshäusern, die an dem Wege 
lagen, eingekehrt. Ich ließ deshalb am selben Tage noch in das gelesenste 
Lokalblatt die Bitte einrücken, es möchten mir Personen, welche am selben 
4. Juni diese Bergpartie gemacht haben, ihre Adresse zukommen lassen. 
Ich bekam darauf hin Zuschriften und Besuche, und es gelang mir, 66 Per¬ 
sonen herauszubekommen, welche an diesem Tage die Bergpartie gemacht 
haben. In der Zwischenzeit war beinahe niemand oben gewesen, weil es 
immer geregnet hatte. Unter diesen 66 Personen waren 11 typisch an 
Typhus erkrankt und boten sichere Typhussymptome (Widal positiv) dar; 
12 weitere waren unpäßlich gewesen und litten zum Teil noch an Kopfschmerz, 
Verdauungsstörungen usw. Diese 23 Erkrankten waren alle in einer und 
derselben Gast Wirtschaft eingekehrt, wo sie Milch getrunken hatten. Von 
denen, die in diesem Gasthause nicht eingekehrt waren, war keiner erkrankt, 
ebenso einige Personen nicht, die etwas anderes wie Milch genommen hatten. 
Nur zwei Personen waren unter den 66, welche dort eingekehrt waren, 
Milch getrunken hatten und gesund geblieben sind. Von diesen zwei aber 
sagte mir der eine: „ Ach wissen Sie, ich habe aber ungefähr ein halbes Liter 
Kognak darauf getrunken“, und der andere war der Direktor einer Spiritus¬ 
fabrik. Ich will nicht verallgemeinern; aber ich möchte denn doch darauf 
hin weisen: man weiß mitunter nicht, wofür es gut ist, und diese Primär¬ 
desinfektion des eigenen Innern könnte mitunter zweckmäßig sein. 

„Auf telephonische Verständigung mit der Landesregierung wurde sofort 
der Bezirksarzt zur Erhebung im Lantschgebiet abgeordnet. Der fand in 
diesem Gasthause bei der Wolkenbruchmutter keinen Kranken. Als er aber 
der Bezugsquelle der Lebensmittel nachging, erfuhr er, daß die Milch aus 
einem benachbarten Bauerngehöfte geliefert wurde, und dort waren fünf 
Typhuskranke. Am 28. Juni wurde diese Milchbezugsquelle unterbunden, 
und am 29. ist bekanntlich Peter und Paul, wo einige hundert Personen 
denselben Weg genommen haben, die infolgedessen dann nicht mehr inflziert 
wurden. 

„Ein anderer Fall ist mir im Vorjahre begegnet. Es erkrankten bei 
uns in Graz in einem Viertel mehrere Personen auffälligerweise an Typhus, 
und zwar Personen der besseren Stände. Alle diese Erkrankten hatten 
kaltes Fleisch zum Abendbrot aus einer in dem Viertel gelegenen Char- 
cuterie bezogen. Weiter war nichts zu eruieren. Licht kam erst in die 
Sache durch die Mitteilung eines Herrn, der mit seiner Schwester und deren 
erwachsenen Kindern zusammen wohnte. Während diese an Typhus er¬ 
krankten, war er ganz gesund geblieben, obwohl er von denselben Speisen 
genossen hatte. Nur Bier hat er nicht wie die anderen im Hause getrunken. 
Darauf ging ich wieder hin und fand, daß bei dem Charcuteriegeschäft 
getrennt in einem anderen Lokal auch eine Flaschenbierfüllerei bestand, 
und dort war vor kurzem der Arbeiter gewechselt worden. Den früheren 
Arbeiter fand ich im Spital, wo er wegen Typhusverdacht in Beobachtung 
stand, und er gab zu, daß er an einem bestimmten Tage, seinem dritten 
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Krankheit8tage, an welchem er bereits heftige Diarrhöe hatte, ein Hektoliter 
Bier in Flaschen abgefüllt hatte. Dieses Füllen besorgte er mit einem 
Schlauch, den er ansaugte, mit dem Finger zudrückte und die Flaschen der 
Reihe nach füllte. 

„Die Folge war, daß wir sämtliche 92 Flaschenbierfüllereien in Graz 
revidierten und allgemein einführten, daß nicht mehr mit dem Mund an¬ 
gesaugt werden darf, sondern mit einem Ballon und mit einem Verschluß¬ 
stück, so daß die Finger nicht mit der unmittelbaren Füllung, mit dem 
Getränk, bzw. mit dem Flaschenmund in Berührung kommen. 

„Es kamen bei dieser Epidemie 24 Erkrankungen mit fünf Todes¬ 
fällen vor.“ 

Professor und Unirersitätsdozent Dr. med. et phil. Griesbach 
(Mülhausen-Basel): „Meine Herren! Ich möchte vom Standpunkt der Schul¬ 
hygiene mit einigen Worten auf die Übertragung der Infektion hin weisen. 
Es veranlaßt mich dazu der Umstand, daß mir vor kurzem wieder mehrere 
Fälle bekannt geworden sind, in welchen durch Schüler die Krankheit über¬ 
tragen worden ist. Die Möglichkeit einer Infektion liegt nahe. Wir haben 
gehört, daß noch wochenlang nach der Genesung virulente Typhuskeime in 
dem betreffenden Organismus vorhanden sein können. Fernerhin ist es 
leicht möglich, daß durch Kinder, die mit verdächtigen Magen- und Darm¬ 
erscheinungen, bzw. mit Erkrankungen der Respirationsorgane die Schule 
besuchen, eine Übertragung des Typhus stattfindet. Die Übertragung kann 
erfolgen durch die Trinkbecher, die von allen Kindern benutzt werden, ferner 
durch die Kleider, durch Bücher und durch alle möglichen Utensilien. 

„Es fragt sich daher: was hat die Schule ev. zu tun, um sich gegen 
die Übertragung zu schützen? Vor allen Dingen scheint es mir notwendig 
zu sein, daß das Anstaltspersonal, insbesondere die Leiter, mit dem Wesen 
und den Gefahren der Krankheit vertraut gemacht werden. Sie wissen alle, 
wie abweisend sich vielfach die Schulbehörden gegen derartige Unter¬ 
weisungen verhalten, daß man in Schulkreisen häufig den Ausspruch hört: 
Die Ärzte wollen sich in unsere Angelegenheiten hineinmischen. Das ist 
ein sehr trauriger Standpunkt! Ich halte es für unbedingt nötig, daß irgend 
welche Maßnahmen ergriffen werden, damit den Schulleitern und überhaupt 
dem Lehrerpersonal hygienische Belehrungen, auch solche über die Über¬ 
tragung von Infektionen, zuteil werden. 

„Dann sollte man darauf achten, daß die Reinigung der Schulräume in 
genügendem Grade vollzogen wird. Die Aborte werden häufig völlig ver¬ 
nachlässigt. Wenn man dort nachforscht, so findet man oft Zustände, die 
wirklich aller Beschreibung spotten. Auch den Trinkbechern müßte die 
größte Aufmerksamkeit zugewendet werden. Vor allen Dingen aber sollte 
jeder Schulleiter sofort amtlich benachrichtigt werden, wenn Kinder seiner 
Anstalt an Typhus, ja überhaupt an Infektionskrankheiten erkrankt sind. 
Es wäre dann die Aufgabe des Schularztes, namentlich diejenige Klasse, 
welcher das betreffende Kind angehört, ganz besonders zu beobachten und 
darauf zu achten, daß dort nicht weitere Verbreitungen Vorkommen. 

„Wenn krankheitsverdächtige Kinder dem Schularzt zugeführt werden 
oder wenn er selbst bei seinen Kontrollgängen solche Kinder kennen lernt y 
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so müßte unbedingt eine bakteriologische Untersuchung angeordnet werden. 
Weiter müßte verlangt werden, daß, wenn mehrere Kinder aus Familien 
vorhanden sind, in denen Typhus ausgebrochen ist, diese Kinder nur nach 
ärztlicher Beobachtung zum Schulunterricht zugelassen werden, und endlich, 
meine Herren, ist es, glaube ich, nach dem, was wir von Herrn von Drigalski 
gehört haben, unbedingt erforderlich, daß vor dem Wiedereintritt genesener 
„Typbuskinder“ eine bakteriologische Kontrolle mit ihnen vorgenommen 
wird, damit man vor Übertragungen sicher ist.“ 

Regierungsmedizinalrat Dr. Denrath (Speyer): „Meine Herren! 
Ich habe mich zum Worte gemeldet, um in Kürze Stellung zu nehmen zu 
der Meinung des Herrn Korreferenten bezüglich der geringen Ansteckungs¬ 
gefahr der Bazillenträger. Ich bin der Ansicht, daß man alle Ursache habe, 
dieselben zu beachten und bakteriologisch überwachen zu lassen. 

„Ich kann Ihnen einen diesbezüglichen Fall anführen, von dem ich 
glaube, daß er Anspruch auf den Wert eines Experimentes hat. In einer 
Krankenpflegeanstalt in der Pfalz kam in einem großen Saale nach und 
nach eine Reihe von Typhuserkrankungen vor, ohne daß man trotz aller 
Gegenmaßregeln dieselben hemmen oder ihren Ursachen auf die Spur kommen 
konnte. Als vor zwei Jahren uns die bakteriologische Station in Landau 
zur Seite gegeben war, beauftragten wir den Leiter derselben, Herrn Stabs¬ 
arzt Hertel, nacbzuforschen, und da fand dieser zwei Typhusträger in dem 
Saale, und als wir diese Typhusträger isoliert hatten, hörten mit einem 
Schlage die neuen Erkrankungen auf. Biese Erkrankungen waren um so 
empflndlicher, als in verhältnismäßig kurzer Zeit — der Saal hatte zwei 
Wärterinnen — alle Wärterinnen, die neu hinzugezogen waren, im ganzen 
sechs, immer erkrankt waren. Den in einer Baracke isolierten zwei Typbus¬ 
trägern wurde als Wärterin eine von denen beigegeben, die den Typhus 
überstanden hatten. Nach etwa einem Jahre — obige beiden sind jetzt immer 
noch Bazillenträger — im Laufe dieses Sommers trat diese Wärterin aus, es 
mußte eine andere Wärterin angestellt werden, und diese neue Wärterin 
bekam nach drei Wochen einen Typhus. 

„Meine Herren! Ich glaube, daß man insbesondere in Pflege- und Irren¬ 
anstalten, auch in Kasernen alle Ursache hat, den Bazillenträgern scharf nach¬ 
zugehen, und nicht bloß hier, auch sonstwo, insbesondere in Häusern, die 
man als Typhusherde erkannte, dürften zumeist die Neuerkrankungen durch 
Bazillenträger verursacht sein.“ 

Ingenieur Smreker (Mannheim): „MeineHerren! Gestatten Sie mir, 
vom technischen Standpunkte aus einige Punkte der uns vorliegenden Leit¬ 
sätze herauszugreifen. 

„Zunächst die Nummer 15, wo es sich um die Verseuchungen der 
Wasserversorgung handelt und insbesondere um die Art und Weise, wie 
diese Verseuchungen zustande kommen können. Als solche Möglichkeiten 
der Verseuchung von Wasserleitungen werden insbesondere aufgeführt: 
a) bei Quellwasserleitungen Düngung des tributären Gebietes mit Abgängen 
von Typbuskranken, Auslaugung desselben und Undichtigkeiten der Förde¬ 
rungsanlage. Es ist klar, daß, wenn Sie Typhusabgänge auf ein derartiges 
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Quellgebiet bringen, nur dann die Quelle selbst nicht infiziert wird, wenn 
sie durch dauernd filtrierende Schichten gedeckt ist. Nach dieser Richtung 
hin sind alle Quellen, die in bezug auf Ergiebigkeit ziemlich unmittelbar mit 
den Regenmengen korrespondieren, als bedenklich anzusehen, und diese 
Bedenklichkeit wird noch erhöht, wenn Quellen periodische Trübungen 
zeigen. Wenn Sie Quellen, die periodische Trübungen zeigen, zu Zwecken 
städtischer Versorgung heranziehen wollen, dann müssen Sie sich unzweifel¬ 
haft darüber ins klare gesetzt haben, daß die Ursachen dieser Verunreini¬ 
gungen und dieser Trübungen nicht organischer Natur sind. Nach meinen 
Erfahrungen sind die Auswaschungen, die solche Trübungen verursachen, 
oft rein mineralischer Natur. Aber für die Frage der Nutzbarmachung 
dieser Quellen muß die Untersuchung vorhergehen. 

„Der zweite Fall: Bei den Flußgrundwasserleitungen wird unter ce) an¬ 
geführt: „durch Rohrbrüche oder Kreuzung undichter Kanäle mit Zubringern 
des Wassers“. Ich interpretiere — und ich glaube wohl im Sinne der 
beiden Herren Referenten zu interpretieren — die Flußgrundwasserleitungen 
als solche Wasserleitungen, wo es sich nicht um Grundwasser allein, sondern 
in der Hauptsache auch um die Beihilfe des Flusses durch Lieferung von 
natürlich filtriertem Wasser handelt. Wenn der Rohrbruch als solcher 
gefährlich ist, dann ist er es zweifelsohne unabhängig davon, ob das Wasser 
einem Fluß entstammt oder einer Quelle oder ob es Flußgrundwasser ist. 
Aber die verschiedenen Untersuchungen der Einflüsse von Rohrbrüchen 
haben bis jetzt nicht zu dem Nachweis geführt, daß ein Rohrbruch eine 
derartige Epidemie verursacht haben soll. 

„Ein Rohrbruch, der eine gewisse Berühmtheit erlangt hat anläßlich 
der Gelsenkirchener Typhusepidemie, ist eingehend untersucht worden, weil 
es nicht nur nachgewiesen werden konnte, daß das Leitungswasser aus der 
Stelle, wo der Rohrbruch stattgefunden hat, in das verseuchte Gebiet 
gelangen konnte, sondern weil auch die Möglichkeit gegeben war, daß an 
der Bruchstelle Typhusbazillen in die Baugrube und dadurch in das Rohr 
gelangen konnten. Aber auch die rigorosesten Untersuchungen nach dieser 
Richtung konnten den Beweis für den Rohrbruch als Ursache der Ver¬ 
seuchung nicht erbringen, und so glaube ich nach dem Standpunkt unserer 
Wasser Versorgungstechnik heute den Rohrbruch als solchen eigentlich aus¬ 
schließen zu dürfen. Den zweiten Fall: Kreuzung undichter Kanäle mit 
Zubringern des Wassers, würde ich aber aus rein theoretischen Erwägungen 
ausschließen. Solange der Zubringer an sich dicht ist und unter Druck 
steht, wie es bei jedem Betrieb der Fall ist, ist die Umgebung nicht 
geeignet, das Wasser in diesem Zubringer schädlich zu beeinflussen. 

„Ich möchte bei der kurzen Zeit, die mir bleibt, nur noch auf Punkt 30 
hinweisen. Hier wird vorgeschlagen, die Betriebe von Wasserleitungen 
unter die Reichsgewerbeordnung, § 30, zu stellen. Meine Herren! Damit 
erreichen Sie nichts. Ich glaube, wir sollen die Polizei mit diesem Punkte 
nicht weiter befassen, als es absolut erforderlich ist. Die Betriebsordnung, 
die ja in nächster Zeit zu erwarten ist, wird die Frage, auf die es hier 
ankommt, wohl in zufriedenstellender Weise lösen, und es ist ja auch dann 
zu erwarten, daß den Betriebsleitern zur Pflicht gemacht wird, wenn in der 
Wasserfassung der Anlagen irgend etwas Verdächtiges vorkommt, das auf 
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eine Infektion schließen läßt, die Abnehmer rechtzeitig vor dem Genuß dieses 
Wassers, wenigstens in natürlichem Zustande, zu warnen. Die Hauptsache 
wird ja immer auf allen diesen Gebieten sein, daß Sie die Wasserfassung 
möglichst rein halten, und wenn nach dieser Richtung hin etwas zu wünschen 
wäre, so wäre zu erwägen, daß uns das Gesetz eigentlich zu wenig Hand¬ 
haben gibt, um beispielsweise — ich greife einen Punkt heraus — Quell- 
fassungs- oder Grundwasserfassungsanlagen auch später zu schützen. Ich 
glaube, daß die gesetzlichen Vorschriften vollständig ausreichen, um Miß¬ 
stände im Betriebe abzustellen, und Herr Regierungs- und Medizinalrat 
Springfeld hat ja durch den praktischen Erfolg gezeigt, daß er in seinem 
Regierungsbezirk mit den bestehenden polizeilichen Verordnungen aus¬ 
gekommen ist. 

„Eines Punktes möchte ich aber noch Erwähnung tun. Es ist vor¬ 
gekommen — glücklicherweise vereinzelt —, daß in Fällen, wo das Leitungs¬ 
wasser als verdächtig angesehen wurde, einfach brevi manu die Leitung 
gesperrt wurde. Meine Herren! Das ist eine Maßregel, die vom Standpunkte 
der Wasserversorgung als absolut unzulässig erklärt werden muß, denn 
unter den beiden Übeln: minderwertiges oder verdächtiges Wasser und gar 
kein Wasser, ist zweifelsohne das letztere, gar kein Wasser, das größere. Ich 
kann mir die Zustände in einer Stadt, die längere Zeit an die Vorzüge 
einer zentralen Wasserversorgung gewöhnt ist, bei einem dauernden Entzug 
von Wasser einfach nicht mehr vorstellen. 

„Meine Herren! Ich wollte noch ein Wort über Brunnen sprechen, 
möchte mich aber darauf beschränken, daß die Brunnen eigentlich nicht so 
sehr gefährlich sind, als sie heute dargestellt wurden. Es hängt bei diesen 
Anlagen weniger von der Konstruktion des Brunnens ab, als von der Art 
und Weise, wie die Brunnen behandelt werden. Die primitivsten Kon¬ 
struktionen haben bis jetzt zu keinen Mißständen Veranlassung gegeben. 
Wohl aber kann auch selbst ein ordentlicher Brunnen durch schlechte 
Behandlung Ursache einer Infektion werden.“ 

Stadtbezirksarzt Dr. Pötter (Chemnitz): „Meine Herren! In den 
beiden Referaten sind uns die Wege, auf welchen der Typhus verbreitet 
wird, in großer Ausführlichkeit geschildert worden. Aber trotzdem ver¬ 
misse ich die Erwähnung eines Weges, für dessen Vorhandensein ich Ihnen 
ein schlagendes Beispiel bieten kann: das ist der Weg durch Vermittelung 
von Insekten. 

„In meinem früheren Wirkungskreise Leipzig wurden in einem einzigen 
Hause einer Vorstadt von Leipzig kurz nacheinander acht Typhusfälle 
gemeldet, die alle auf die eine Haushälfte beschränkt geblieben waren. Es 
waren in dem Hause je zwei Wohnungen in jedem Geschosse vorhanden. 
Nur in den übereinander liegenden Wohnungen der einen (nördlichen) 
HauBhälfte waren die Typhusfälle aufgetreten, in allen Wohnungen der 
anderen Seite war auch nicht ein einziger Fall vorgekommen. 

„Jede Wohnung hatte ihren eigenen Abort. In den Wohnungen der 
vom Typhus befallenen Seite befand sich der Abort innerhalb des Woh¬ 
nungsbereiches, unmittelbar neben der Küche. Für die Wohnungen der 
anderen Seite lagen die Aborte im Treppenhause, ohne direkte Verbindung 
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mit den Wobnräumen. Die Abfallrohre der Aborte waren aus Holzbrettern 
hergestellt and sehr weit, und beim Öffnen der Abortdeckel kam eine Menge 
Fliegen ans den Sitzöffhungen berausgeflogen. 

„Einige Fliegen verschaffte ich mir und ließ sie von meinem Freunde, 
Professor Ficker, im Hygienischen Institut zu Leipzig untersuchen, und 
siehe da, in mehreren gefangenen Exemplaren waren Typbusbazillen in 
großer Anzahl nacbzuweisen. 

„Nach seinen Untersuchungen können Fliegen die aufgenommenen 
Typhuskeime bis zu 23 Tagen lebenskräftig in sich bzw. an sich beherbergen. 

„Entgegen der Ansicht meines Herrn Vorredners glaube ich, daß den 
Brunnen doch eine ganz besondere Bedeutung bei der Typhusverbreitung 
zugemessen werden muß. In einer Vorstadt von Chemnitz, in Hilbersdorf, 
die erst Anfang vorigen Jahres ein verleibt wurde, bestand die Wasserver¬ 
sorgung bis dahin, abgesehen von einzelnen Grenzstraßen, die an der Stadt¬ 
grenze bereits Wasserleitung besaßen, nur aus Brunnen. In dieser Vor¬ 
stadt Hilbersdorf sind in den letzten Jahren fortwährend Typhuserkran¬ 
kungen vorgekommen, so im Jahre 1902 24, im Jahre 1903 sogar 47 Fälle. 

„Sofort nach der Anfang 1904 erfolgten Eingemeindung wurde eine 
systematische Untersuchung der Brunnen in Hilbersdorf vorgenommen, 
wobei sich ergab, daß von 69 Brunnen nur 11 als einwandfrei anzusehen 
waren, während 58 durchaus ungenügend, das heißt durch direkt sichtbare 
Zuflüsse, die durch die Brunnenwand von der Oberfläche her in den Brunnen¬ 
schacht eindrangen, verunreinigt waren. Eine Schließung dieser sämtlichen 
Brunnen und eine beschleunigte Einlegung der Wasserleitung hat es bewirkt, 
daß der Typhus in diesem Vorort in den letzten beiden Jahren, nämlich im 
vorigen und im laufenden Jahre, so gut wie verschwunden ist.“ 

Königlich bayerischer Generalstabsarzt der Armee vonBestel- 
meyer (München): „Meine Herren! Es ist vorhin erwähnt worden, daß die 
Leiter von Schulen über die Gefahren des Typhus und die Ansteckungs¬ 
fähigkeit unterrichtet werden und Kenntnis davon haben sollen. Aber ich 
glaube, man muß noch weiter gehen. Wir müssen meiner Überzeugung 
nach das, was jetzt als Tatsache durch die Wissenschaft festgestellt ist, in 
die weitesten Kreise des Volkes tragen. Die Bevölkerung muß wissen, daß 
der Typhus ansteckend ist von Person zu Person, sie muß Kenntnis haben 
von der Gefahr der Verunreinigung des Trinkwassers und der Milch. 

„Ich meine, man muß durch die Schule, durch die Erziehung, durch 
die Presse arbeiten, um die Erkenntnis dieser Gefahren möglichst zum 
Gemeingut der Bevölkerung zu machen. Ich bin überzeugt, daß wir für 
unser deutsches Vaterland erst dann größere Erfolge in der Bekämpfung 
des Typhus erzielen werden, wenn die Belehrung mit den Fortschritten, wie 
sie die allgemeine Hygiene erzielt, Hand in Hand geht. u 

Direktor des städtischen bakteriologischen Laboratoriums 
Dr. Czaplewski (Köln): „Meine Herren! Die Untersuchungen der letzten 
Jahre haben einwandfrei bewiesen, daß der Typhus nicht bloß eine lokale 
Erkrankung ist, sondern auch eine allgemeine Infektion. Infolgedessen 
haben die Herren Referenten in den Leitsätzen auch ausgeführt: „Der Typhus 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1006 . k 


Digitized by ^ooQle 



66 XXX. Versammlung d. D. Vereins f. öffentl. Gesundheitspflege zu Mannheim. 

ist nicht eine mehr oder minder lokale Infektion, etwa des Dannkanals 
beim „Darmtyphus“ oder der Luftwege beim „Pneumotyphus“, sondern eine 
Allgemeininfektion (Bakteriämie). u Ich möchte dafür sagen: sondern häufig 
eine „ Allgemeininfektion u , denn diese ist durchaus nicht in allen Fällen, 
auch nicht in allen Stadien der Erkrankung vorhanden. 

„Die Herren haben ferner bei ihren Untersuchungen gefunden, daß die 
Typhusleichen vollkommen durchsetzt sein können und häufig durchsetzt 
sind von Typhusbazillen, und infolgedessen hat Herr von Drigalski 
darauf hingewiesen, daß man auch hinsichtlich der Behandlung der Leichen 
darauf Rücksicht nehmen muß. Ich möchte hierzu erwähnen, daß wir eine 
vollkommene Desinfektion der Leichen vornehmen können, und zwar mit 
Formalindampf im Sarg und auch innerlich, indem man in die Körperhöhlen 
Formalin, eventuell mit Zusatz von Glycerin, injiziert. 

„Es wäre ferner sehr wünschenswert, daß mit den Aborteinrichtungen 
auch Waschgelegenbeiten sofort verbunden werden, und dies namentlich 
auch in den Schulen. 

„Dann bezüglich der Anlage von Brunnen möchte ich ganz kurz darauf 
hinweisen, daß nicht bloß die Konstruktion der Brunnen vielfach fehlerhaft 
ist, sondern daß am meisten mit gesündigt wird in der Auswahl des 
Ortes für die Brunnenanlage, indem z. B. der Brunnen viel zu dicht an 
Aborten oder an Schweineställen oder sonst irgendwo unpassend gelegen 
eingerichtet wird. Ferner sollte die Desinfektion der Schulen periodisch 
ausgeführt werden. 

„Die Infektion von Wasserleitungen kann auch auf einem anderen Wege 
erfolgen, der auch in Köln mehrfach beobachtet worden ist, nämlich durch 
Leersaugen der Leitung in Aborten, wenn kein Wasserreservoir vorhanden 
ist. Es entsteht dann, sobald in einem anderen Stockwerk Wasser ent¬ 
nommen wird, ein negativer Druck, und dadurch können aus dem Klosett 
in die Wasserleitung Fäkalien angesaugt werden. 

„Hinsichtlich der Rohrbrüche kann ich einen Fall mitteilen, der mir 
in Königsberg i. Pr. vorgekommen ist. Dicht vor unserem Laboratorium 
platzte ein Rohr, und da ist es uns gelungen, zwar nicht Typhusbazillen, 
aber Bazillen aus der Gruppe der Koli-Bazillen nachzuweisen, und zwar 
reichlich, ebenso in einem anderen Falle zur Gruppe des Prodigiosus gehörige 
Bazillen. Unter Umständen, meine ich, können uns auch die Rohrbrüche 
unreines Material mit Bakterien aus dem Erdreich, eventuell also auch 
Typhuskeime, in die Wasserleitung hineinführen.“ 

Hiermit ist die Diskussion geschlossen, und es erhält das Schlußwort: 
Referent, Stabsarzt Dr. von Drigalski (Kassel): „Ich darf mich 
zum Schluß sehr kurz fassen. Es stellt sich heraus, daß ganz verschiedene 
Beobachter im großen und ganzen auf dem weiten Gebiet zu genau dem¬ 
selben Resultat gekommen sind wie die Koch sehe Schule. Das ist eine der 
größten Genugtuungen, die uns werden kann. Es hat sich gezeigt, daß 
ein Praktiker, der von anderen Gesichtspunkten aus, mehr auf dem Wege 
des Indizienbeweises als epidemiologisch zu seinen Schlüssen gekommen ist, 
Springfeld, praktisch zu genau den gleichen Anregungen, zu genau 
den gleichen Maßregeln gelangt ist wie gleichzeitig oder teilweise etwas 
später wir im Regierungsbezirk Trier. Springfeld differiert ja von mir 
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in kaum einem Punkte. Nur meint er, man könnte die bakteriologische 
Untersuchung stark zurück drängen. Besonders die Bazillenträger hält er 
nicht für sehr gefährlich. Ich erwähnte bereits, das ist regionär ver¬ 
schieden. Ich betonte das schon einmal: Es gibt Bezirke, wo man sie 
tatsächlich selten, andere, wo man sie außerordentlich häufig findet. Aber, 
wenn auf zwei Stationen von allen Typhusfällen bei der einen 3*3 Proz., 
bei der anderen 4 Proz. der Erkrankten gefunden wurden, die nachher 
zu Bazillenträgern, Bazillenausscheidern wurden, dann darf man sie nicht 
vernachlässigen. Ich berufe mich hier nur kurz auf die Erfahrungen des 
Herrn Medizinalrat Demuth über die Typhusbekämpfung in der Pfalz, 
des Herrn Prof. Griesbach, der die bakteriologischen Untersuchungen 
nicht nur bei diesen, sondern auch bei anderen Dingen recht eifrig fordert. 

„Herr Prof. Fischer konstatiert, daß auch andere Nahrungsmittel als 
Milch und Wasser Epidemien von Typhus oder Paratyphus zu erzeugen 
vermögen. Für den Paratyphus kann ich das nur vollkommen bestätigen. 
Ich meine nur, die Hauptgefahr liegt doch immer bei den Nahrungs¬ 
mitteln in der Wasser- und Milchvernnreinigung. Ich selbst habe auch 
schon erwähnt, daß Milchverunreinigungen recht wohl durch die unmittelbare 
Berührung schmutziger Hände eines Typhusinfizierten mit der Milch Vor¬ 
kommen können und von uns beobachtet worden sind. 

„Er schlägt die Schutzimpfung vor und vermißt bedauernd, daß sie 
nicht in den Leitsätzen aufgeführt ist. Ich habe meine Aufgabe nur darin 
gesehen — ebenso Herr Regierungs- und Medizinalrat Springfeld — das, 
was absolut feststeht, vor einen so großen Kreis verschiedener Interessenten, 
wie Sie es sind, zu bringen. Ich habe mich auch streng auf mein Thema 
beschränkt, und das Thema lautete: Typhusbekämpfung. Wir schränken 
gewiß die Zahl der Erkrankungen ein, wenn wir in weiten Kreisen eine 
Schutzimpfung einführen, die sie wohl brauchen können, und ich selbst habe 
sie mehrfach angeregt, habe sie auch selbst mehrfach vorgenommen. Aber 
ob das eine Bekämpfung ist oder nicht, ist mir mindestens noch zweifel¬ 
haft, denn ich habe gesehen, und mehrere andere auch, daß die Immunisie¬ 
rung mit Typhusgift die Typhusbazillenausscheidung kaum beeinflußt. Wenn 
wir auf diese Weise — was noch nicht feststeht, was aber auch noch nicht 
widerlegt ist — dazu kommen sollten, immune Leute zu schaffen, welche, 
typhusinfiziert, ahnungslos zu Bazillenträgern werden würden, so würde das 
eine Gefahr werden, die wir bei der Typhusbekämpfung recht ungern sehen. 
Deswegen habe ich von der Erörterung dieses Punktes Abstand genommen. 

„Die Verbreitung durch Insekten ist jedenfalls selten, ich persönlich 
glaube, ganz außerordentlich selten. Ich gebe zu, sie mag einmal Vor¬ 
kommen, aber eine große Rolle spielt sie nicht. 

„Zum Schlüsse kann ich nur wünschen, daß das, was der bayerische 
Herr Generalstabsarzt geäußert hat, in recht weiten Kreisen durchdringen 
möge, daß nämlich die Tatsachen, die, teilweise ja längst bekannt, nun aber un¬ 
widerleglich erhärtet worden sind, in allerweitesten Kreisen bekannt werden.“ 

Korreferent, Regiernngs- und Medizinalrat Dr. Springfeld 

(Arnsberg) im Schlußwort: „Ich möchte nur eine Bemerkung über die 
Bazillenträger machen. Was die Bazillenträger anbetrifft, so befinde ich 

5 * 
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mich mit meiner Ansicht von ihrer Seltenheit in bester Gesellschaft. Nach 
einer Publikation von Lenz hat Herr Geheimrat Koch im Dezember 1904 
gesagt: „Wir dürfen die Bedeutung der chronischen Bazillenträger auch 
nicht überschätzen; an ihnen wird die Typhusbekämpfung nicht scheitern.“ 

Vorsitzender, Geheimer Hofrat Professor Dr. Gärtner: „Damit 
wäre die Diskussion erschöpft. Ich glaube, es würde sich noch vieles für 
und wider sagen lassen, aber ich freue mich, daß wir eine Beschränkung 
haben ein treten lassen. Die Thesen sind die Expektorationen, wenn ich so 
sagen darf, der Herren Referenten, und unser Verein identifiziert sich nicht 
mit allem dem, was in den Thesen steht. Es sind einige angreifbare Punkte 
da, und ich möchte einen, weil er nicht in der Debatte erwähnt ist, heraus¬ 
nehmen. Es ist gesagt worden, die hygienischen Institute der Universitäten 
möchten zur Typhusbekämpfung, zur Feststellung der Typhusdiagnose heran¬ 
gezogen werden. Es ist das möglich, meine Herren, wenn die Institute 
dem beistimmen; ein Zwang kann auf die Institute jedoch nicht ausgeübt 
werden. Es ist also damit die These hinfällig, welche besagt, daß wir der 
Staatsinstitnte nicht bedürfen. 

„Ich wollte das bloß beiläufig erwähnt haben. Aber, meine Herren, 
einig sind wir alle darin, daß wir den Herren Referenten für ihre aus¬ 
gezeichneten Darlegungen unseren allerbesten Dank sagen müssen. Sie 
werden damit um so mehr übereinstimmen, wenn ich Ihnen mitteile, daß 
der eine der Herren kaum genesen, der andere der Herren direkt vom 
Manövergelände zu uns gekommen ist. 

„Ich sage Ihnen, meine Herren Referenten, unseren verbindlichsten Dank.“ 

Schluß l s / 4 Uhr. 


Der vorgerückten Zeit wegen mußte das zweite Thema auf den folgenden 
Tag verschoben werden. 
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Zweite Sitzung. 

Donnerstag, den 15. September, vormittags 9 Uhr. 

Vorsitzender, Geheimer Hofrat Professor Dr. Gärtner: „Hoch¬ 
verehrte Anwesende! Seine Königliche Hoheit der Großherzog schickt uns 
das folgende Telegramm als Antwort auf unser gestriges Telegramm. Ich 
bitte Sie, sich von Ihren Plätzen zu erheben und es in Empfang zu nehmen: 

Für Ihr wertes Telegramm im Aufträge der Versammlung des 
Deutschen Vereins für Öffentliche Gesundheitspflege sage ich Ihnen 
herzlichsten Dank und ersuche Sie, den versammelten Mitgliedern 
des Vereins meine Dankbarkeit zu übermitteln. Ich bin sehr er¬ 
freut, mit einem Verein in Verbindung zu treten, der schon seit 
30 Jahren diese rühmenswerte Tätigkeit übt. Ich erwidere die mir 
so freundlich gewidmeten Wünsche mit den wärmsten Wünschen 
für eine weitere erfolgreiche Tätigkeit des Vereins. 

Friedrich, Großherzog von Baden.“ 

Hierauf kommt der zweite Gegenstand der Tagesordnung zur Ver¬ 
handlung : 

Die Bedeutung öffentlicher Spiel- 
und Sportplätze für die Volksgesimdheit. 

Es lauten die von den Referenten Sanitätsrat Dr. Ft A. Schmidt 
(Bonn) und Oberbaurat Klette (Dresden) aufgestellten 

- Leitsätze: 

1. Reichliche und regelmäßige Bewegung ist für die Jugend ein unersetzliches 
Lebensbedürfnis zum vollen Wachstum des Körpers. 

2. Neben der Ausbildung der Bewegungsorgane selbst ist vor allem die Ent¬ 
wickelung eines kräftigen Herzens, einer atemtüchtigen und widerstands¬ 
fähigen Lunge, sowie einer gesunden Blutfülle, entsprechende Ernährung 
vorausgesetzt, gebunden an ein reichliches Maß von Bewegung im Freien. 

3. Die Pflege geeigneter Leibesbewegung und Leibesübung ist grundlegend 
für die gesamte spätere Lebensfülle und Arbeitskraft des Individuums und 
anderswie nicht ersetzbar. 

4. Eine Jugend, der das Austummeln im Freien, in frischer Luft und Sonnen¬ 
schein verwehrt oder verkümmert wird, wird blaß, welk, blutarm und 
sucht ihrem Erholungstrieb auf unhygienischen und meist bedenklichen 
Wegen Genüge zu tun. 

5. Das ungeheuerliche Wachstum der Städte, die Zunahme der Bevölkerungs¬ 
dichtigkeit, die immer intensiver sich gestaltende Ausnutzung der bebau¬ 
baren städtischen Bodenfläche, die Beschlagnahme der öffentlichen Straßen 
und zum Teil auch der öffentlichen Plätze für den Straßenbahn verkehr — 
alles das bedeutet für die großen Massen des Volkes die Verkümmerung 
eines ihrer wichtigsten Daseins- und Erholungsbedürfnisse, nämlich der 
unmittelbaren bequemen Gelegenheit zur Bewegung im Freien. 

6. Es ist im Sinne der Volksgesundheitspffege eine unabweisbare Pflicht der 
Gemeinden, in allen Stadtgebieten und ganz besonders in den dichter be- 
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wohnten Arbeiter- und Geschäftsvierteln Plätze frei zu halten, welche der 
bewegungsbedürftigen Jugend ungehindert zur Benutzung stehen. Nach 
dieser Richtung hin muß namentlich auch der Sucht mancher städtischen 
Bau verwalten gen Einhalt geschehen, alle und jede freien Plätze mit um¬ 
gitterten Schmuckanlagen zu bedecken. 

7. Neben diesen bescheidenen Plätzen für die Kleinsten und Kleineren sind 
weiterhin, möglichst auf die Hauptstadtgebiete verteilt, größere Spiel- und 
Sportplätze anzulegen für die gesamte Schuljugend, sowie für die Leibes¬ 
übungen und Spiele der mehr herangewachsenen jungen Leute. 

Am zweckmäßigsten ist es, wenn diese Spielplätze sich inmitten größerer 
Anlagen oder Parks befinden. 

8. Da, wo eine Stadtgemeinde ein größeres Waldgebiet als „Stadtwald“ u. dgl. 
eingerichtet hat, ist eine mit Wald umgebene Fläche mit besonders weiten 
Abmessungen empfehlenswert, um größere Schul-, Jugend- oder Volksfeste 
im Freien abzuhalten. 

Es sollen in solchen größeren öffentlichen Anlagen aber alle Haupt¬ 
rasenplätze so gehalten sein, daß sie unbedenklich einem jeden aus dem 
Volke zur Erholung zugänglich sind. 

9. Alle Spielplätze in Städten sollen so liegen, so angelegt, ausgestattet und 
unterhalten sein, daß sie viel und gern aufgesucht und benutzt werden: 
sie müssen daher den Wohnungen der Spielbedürftigen nahe in freier uud 
gesunder Gegend liegen und bequem zugängig sein. 

10. Für noch nicht schulpflichtige Kinder sollen Spielplätze in reichlicher und 
jedenfalls ausreichender Zahl tunlichst in allen öffentlichen Anlagen vor¬ 
gesehen und eingerichtet werden. 

11. Der schulpflichtigen Jugend, soweit si$ nicht turnpflichtig ist, sind die 
Schulhöfe zur Erlernung und Einübung von seitens der Schule geleiteten 
und beaufsichtigten Bewegungsspielen zu bestimmten Zeiten zu öffnen. 

12. Für die turnpfliohtige Jugend sollen möglichst große Rasenflächen in 
günstiger Lage des Stadtgebietes zu Spielplätzen eingerichtet und so be¬ 
messen und betrieben werden, daß sie auch von der nicht mehr schul¬ 
pflichtigen Jugend und von Erwachsenen mitbenutzt werden können. Sic 
sollen an der Oberfläche frei, eben und möglichst horizontal und so ge¬ 
halten sein, daß jede Staubentwickelung, sowie alle Schlamm- und Pfützen¬ 
bildung ausgeschlossen bleibt, für die Spielenden in unmittelbarer Nähe 
Unterkunftsräume mit Gelegenheit zur Kleiderablage, Verrichtung der 
Notdurft, Aufbewahrung der Spielgeräte, sowie zum Waschen und Trinken 
und für die Zuschauer freie Übersicht, Schatten und Sitzgelegenheit bieten. 

18. Plätze für Lawn-Tennis, Radfahren, Rudern und Schwimmen brauchen nicht 
mit den Spielplätzen in unmittelbarer Verbindung zu stehen. 

Referent, Sanitätsrat Dr. F. A. Schmidt (Bonn): 

„Wohl kaum hat je eine Maßnahme der öffentlichen Gesundheitspflege 
in Deutschland eine derart schnelle Ausbreitung erfahren, als die in den 
letzten acht bis neun Jahren sich vollziehende Anstellung von Schulärzten. 
Schon lange waren solche von den Vertretern der Schulhygiene gefordert, 
indes hatten vor dem Jahre 1896 nur vereinzelte deutsche Städte, so Leipzig, 
Dresden und Nürnberg, wenigstens eine geregelte hygienische Aufsicht über 
die Schulhäuser und deren Einrichtungen durch eigens bestallte Ärzte ein¬ 
geführt 1 ). Dies änderte sich mit einem Schlage, als 1896 zuerst die Stadt 
Wiesbaden durch ihre Dienstordnung die individuelle gesundheitliche 

1 ) Das Nähere siehe in Schubert, Das Schularztwesen in Deutschland. 
Bericht über die Ergebnisse einer Umfrage bei den größeren Städten des Deutschen 
Reiches. Hamburg und Leipzig 1905. Leopold Voss. 
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Überwachung der einzelnen Schüler zur Haupttätigkeit der Schulärzte 
erhob. Diese Wiesbadener Schularztordnung wurde 1898 durch einen Erlaß 
des preußischen Kultusministeriums den Städten zur Einführung besonders 
empfohlen. In schneller Folge stellten seitdem über hundert deutsche Städte 
Schulärzte an, vorab allerdings nur für die Volks- und zum Teil auch für 
die Mittelschulen. Als einziger unter den deutschen Staaten hat bisher 
Sachsen-Meiningen in vorbildlicher Weise den schulärztlichen Dienst bis auf 
jede Dorfschule im Lande ausgedehnt. Die Forderung einer schulhygie¬ 
nischen Überwachung auch der höheren Schulen ist allerdings bislang noch 
ganz unerfüllt geblieben. 

„Fragen wir uns, was die Ursache dieser schnell und hoffnungsvoll be¬ 
gonnenen Entwickelung in den letzten sieben bis acht Jahren war, so können 
wir kurz antworten: es war die Wahrnehmung, welch überraschend großer 
Bruchteil der in unseren Schulen heranwachsenden Schuljugend körperlich 
minderwertig sei. Schon 1882 hatte Axel Hertel in Kopenhagen die Bil¬ 
dung einer Kommission zur Untersuchung der gesundheitlichen Verhältnisse 
bei den Schülern und Schülerinnen an den öffentlichen Schulen veranlaßt. 
Hierbei erwies sich, daß von 17 000 Knaben und 11260 Mädchen nicht 
weniger als 30 Proz. der Knaben und mehr als 50 Proz. der Mädchen mit 
chronischen Übeln behaftet waren 1 ). In ähnlicher Weise stellte Axel Key, 
als Leiter einer hygienischen Schulkommission, Erhebungen an den Schulen 
Stockholms an, wobei neben den untersuchenden Ärzten auch die Eltern 
und die Lehrer in der Weise mitwirkten, daß sie bestimmte Fragebogen über 
ihre an den Kindern gemachten Beobachtungen ausfüllten. Nach dem 1885 
erstatteten Bericht ergab sich auch hier, daß von den Knaben 36 Proz., von 
den Mädchen 60 Proz., also über die Hälfte, als kränklich zu bezeichnen 
waren. Beide skandinavischen Forscher wiesen nach, daß der Prozentsatz 
dieser Minderwertigen während der Schulzeit mit den Klassen stieg. So 
waren in Kopenhagen beim Schuleintritt 25 Proz, der Mädchen kränklich, 
im 10. Lebensjahre 43 Proz., im 13. Lebensjahre aber bereits 51 Proz. Vor 
allem nahmen während der Schulzeit Blutarmut und Bleichsucht zu. So gibt 
Key an, daß in Stockholm nach einjährigem Schulbesuch jeder 13., nach 
dem zweiten Schuljahre jeder 6. bis 7., nach dem dritten Schuljahre jeder 
5. Knabe blutarm und bleichsüchtig war. Es nahmen ferner in stark an¬ 
steigendem Grade zu: häufiger Kopfschmerz, Appetitlosigkeit, häufigeres 
Nasenbluten. Es stieg endlich andauernd während der Schulzeit die Zahl 
der Kinder mit Verkrümmungen der Wirbelsäule. Die meisten von uns 
erinnern sich wohl noch des Aufsehens, welches die bezüglichen Mitteilungen 
in einem Vortrage Axel Keys auf dem Zehnten internationalen medizinischen 
Kongreß in Berlin 1890 allenthalben erregten. Sie weckten das lebhafte 
Verlangen, nun auch in Deutschland auf ähnliche Weise den Gesundheits¬ 
zustand der heranwachsenden Jugend festzustellen. Denn was wir bereits 
hatten — Sterblichkeitsstatistik; Ziffern über das Vorkommen ansteckender 
Krankheiten in den Schulen; vereinzelte Augenuntersuchungen u. dgl. — 
gab durchaus kein Bild über den wirklichen Stand der körperlichen Be¬ 
schaffenheit des in unseren Schulen heranwachsenden Geschlechtes. 

*) Axel Keys gchulhygienische Untersuchungen. In deutscher Bearbeitung 
herausgegeben von O. L. Burgerstein. Hamburg 1889. L. Voss. 
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„Eine probeweise im Jahre 1896 in der schönen und wohlhabenden Bade¬ 
stadt Wiesbaden angestellte Erhebung, die sich auf 7000 Schulkinder er¬ 
streckte, ergab, daß davon nicht weniger als 25 Proz., also ein Viertel aller 
Schulkinder, als kränklich zu bezeichnen waren. Dieser doch recht nieder¬ 
schlagende Befund gab den Anlaß dazu, eine dauernde schulärztliche Über¬ 
wachung aller Schüler anzuordnen. Seitdem haben sich aus zahlreichen 
deutschen Städten die Ergebnisse solcher schulärztlichen Musterungen 
gehäuft a ). 

„Nach Wiesbadener Muster, dem die Mehrzahl der Städte in den Dienst¬ 
anweisungen für ihre Schulärzte gefolgt ist, begleitet ein jedes Schulkind 
die Schulzeit hindurch ein sog. „ Gesundheitsbogen a . Auf diesem werden 
die Ergebnisse der jährlich wiederkehrenden schulärztlichen Untersuchungen, 
die regelmäßig vorzunehmenden Messungen von Körpergröße und Körper¬ 
gewicht usw. eingetragen. Bezüglich der gesamten körperlichen Entwickelung, 
des Kräfte- und des Ernährungszustandes sondert man dabei ziemlich all¬ 
gemein die Kinder in drei Stufen: nämlich in solche mit guter, mit mittlerer 
und mit schlechter Körperkonstitution. Es liegt auf der Hand, daß die Fest¬ 
stellung dieser Grade je nach dem subjektiven Urteil der einzelnen unter¬ 
suchenden Ärzte in manchen Fällen verschieden ausfaUen wird. Es handelt 
sich eben nur um Schätzungswerte. Wenn wir aber gleichwohl sehen, daß 
nach ärztlichem Urteil die Zahl der für ihr Lebensalter vollkräftigen und 
gut entwickelten Kinder in den verschiedensten Städten unseres Vaterlandes 
fast nirgendwo auch nur die Hälfte aller beträgt, vielfach auf ein Drittel, 
ein Viertel, ja auf noch niedrigere Bruchteile herabsinkt 2 ), so müssen wir 
bekennen: es ist keine gesunde, frische und arbeitstüchtige, sondern eher 
eine körperlich minderwertige Jugend, die uns heute in unseren Städten 
heran wächst! 


l ) Bezügliche Angaben hierüber, denen auch die von mir angegebenen Ziffern 
entnommen sind, finden sich zerstreut in den Jahrgängen 1898 bis 1905, Band XI 
bis XVII, der Zeitschrift für Schulgesundheitspflege, red. von Prof. Erismann. 

*) Einige Anführungen mögen genügen. Es war die Körperkonstitution der 
untersuchten Schulkinder in 



Gut 

Proz. 

Mittel 

Proz. 

Schlecht 

Proz. 

Chemnitz (1901/1902). 

7*9 

83*7 

8*4 

Charlottenburg (1900). 

11*5 

84*5 

4*0 

Chemnitz (1902/1903). 

16*3 

73-8 

9-9 

Offenbach (1896). 

20*8 

71*4 

8*3 

Darmstadt (1898). 

26*3 

68*62 

508 

. (1903). 

3275 

6359 

3*64 

Wiesbaden: Volksschulen (1895/1896) . . 

34*4 

58-8 

6*8 

Magdeburg (1904). 

35*5 

59*6 

4*8 

Wiesbaden: Volksschulen (1902/1903) . . 

38*7 

55-7 

56 

„ Mittelschulen (1902/1903) . . 

46*4 

51*2 

24 

Leipzig (1900). 

47-4 

48*4 

4*2 


Die Kinder mit „mittlerer“ Körperkonstitution sind, wie die anderweiten 
Angaben zeigen, nur zum geringen Teil körperlich intakt. 
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„Waren bei der ersten Wiesbadener Erhebung 1895/1896 25 Proz. aller 
Schulkinder als kränklich befunden worden, so erwiesen sich 1900 in Leipzig 
41 Proz. als der ärztlichen Behandlung bedürftig. Im selben Jahre ergaben 
sieh in Schöneberg bei Berlin nicht weniger als 62 Proz. kränklicher Kinder 
in den Volksschulen, und endlich fand im vergangenen Jahre der Stadtarzt 
Dr. Gastpar in den Schulen der Altstadt von Stuttgart nur ein Drittel der 
Schulkinder körperlich intakt: 67 Proz. waren mit Schäden behaftet. Ich 
will diese Ziffern nicht weiter häufen. Nur das eine möchte ich bemerken: 
sie sind das Ergebnis lediglich einer einmaligen ärztlichen Untersuchung. 
Würden wir nach dem Vorgänge von Hertel in Kopenhagen und Key in 
Stockholm auch noch die Lehrer, sowie die Eltern zu Angaben veranlassen 
über anderweitige im Laufe des Schuljahres sich zeigende Schwäche- 
zustände, also über häufige Kopfschmerzen, Nasenbluten, andauernde Appetit¬ 
losigkeit, schlaffes, unlustiges Wesen u. dgl, und würden wir auch diese 
Angaben noch mit in Rechnung ziehen: das Gesamtbild würde sich noch 
trauriger gestalten. 

„Leugnen oder beschönigen lassen sich diese Verhältnisse nicht mehr. 
Sie als unabänderliche hinnehmen und mehr oder weniger übersehen zu 
wollen, wäre ein Verbrechen an unserem Volkstum. Zum Glück ist in unserem 
Zeitalter das soziale und hygienische Gewissen weiter Kreise doch zu geschärft, 
um hier müßig zu bleiben. 

„Das Nächstliegende gegenüber diesen Verhältnissen war, an den 
Symptomen herumzukurieren, das heißt: die vorhandenen gröberen Schäden 
möglichst zu beseitigen oder doch zu mildern. Sicherlich müssen wir es 
als einen großen Gewinn betrachten, wenn die Erkenntnis einzelner Krank- 
heitszuBtände zu deren sachgemäßer Bekämpfung führt; wenn durch die 
Hinweise der Schulärzte den Eltern der Weg gezeigt wird, um Augen-, 
Ohren-, Halsleiden u. dgl. ärztlich, womöglich ohne Entgelt, beseitigen oder 
doch wenigstens zum Stillstand bringen zu lassen. Mit besonderem Danke 
wollen wir ferner es anerkennen, wenn Kinder mit Lungentuberkulose — 
glücklicherweise sind dies nur vereinzelte Fälle! — aus der Schule aus- 
gesondert und den Tuberkuloseheilstätten zugeführt werden ; wenn endlich 
von den außerordentlich zahlreichen Kindern, die an Skrofulöse und Blut¬ 
armut leiden, ein Bruchteil wenigstens aufs Land, in Ferienkolonien oder 
in Soolbäder oder in Seehospize verschickt werden kann. Aber mit alledem 
treffen wir noch nicht die Wurzel dieser Zustände, erfüllen wir noch nicht 
die großen Aufgaben der Sozialhygiene, Aufgaben, die unser Zeitalter zu 
lösen hat, wenn anders unsere Volks kraft und Volksgesundheit erhalten und 
gesteigert werden soll. 

„Kein Zweifel, daß weitverbreitete soziale Mißstände, daß unzweck¬ 
mäßige oder ungenügende Ernährung der Kinder einerseits, daß das 
Wohnungselend des städtischen Proletariats andererseits ein gutes Teil der 
Entartung unserer städtischen Jugend verschulden. In Stuttgart war 
1903 nahezu ein Drittel (29 Proz.) der Schulkinder mangelhaft ernährt: an 
Ehachitis litten 44’2 Proz.; in München wird die Zahl der rhachitischen 
Schulkinder im Jahre 1900 auf 34 Proz. angegeben; in Magdeburg waren 
1903 16*5 Proz. der Schulkinder skrofulös; in Bautzen von den in die Schule 
eintretenden sog. Schulrekruten 1901: 21 Proz., .1902: 19 Proz., 1903: 40 Proz. 
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„Aber es ist doch nicht allein die soziale Notlage der ärmeren Be¬ 
völkerung, welche diese Verhältnisse verschuldet. Denn da, wo auch die 
Kinder aus besser gestellten Schichten der Bevölkerung untersucht wurden, 
und zwar in den Mittelschulen, zeigten sich zwar günstigere, aber doch noch 
sehr unbefriedigende GesundheitsVerhältnisse. Leider steht die Einführung 
einer schulärztlichen Aufsicht auch über die höheren Schulen in Deutschland 
noch so gut wie gänzlich aus. — Noch ein anderes ist besonders hervor¬ 
zuheben. Es heilen naturgemäß während der Schulzeit solche Krankheits¬ 
zustände wie Rhachitis und Skrofulöse zum großen Teil aus, vermindern 
sich stetig von Jahr zu Jahr. Andere Schwächezustände dagegen, das 
zeigten bereits in schlagender Weise Hertel und Key, nehmen während des 
Schulalters andauernd zu. Genauere Angaben für unsere deutschen Ver¬ 
hältnisse liegen bei der Neuheit des schulärztlichen Dienstes nur erst ver¬ 
einzelt vor. Erwähnen will ich aber, daß während der Schulzeit die Zahl 
der blutarmen Kinder in Weimar von 2 auf 5 Proz., in Darmstadt von 6 auf 
13 Proz., in Schöneberg von 14 auf 17 Proz. anstieg. In Chemnitz betrug 
in den Jahren von 1901 bis 1903 die Zahl der anämischen und skrofulösen 
Schulkinder unter den Lernanfängern zwischen 12*2 und 11*6 Proz., für die 
gesamten Schüler aller Jahrgänge aber von 14*2 bis 15*4 Proz. — war also 
in der Schulzeit erheblich angewachsen. — Das Ansteigen der Zahl von 
Rückgratsverkrümmungen im Schulalter, ein Zeichen stark verbreiteter 
Muskelschwäche, ist ja eine schon längst bekannte Tatsache. So müssen wir 
also noch nach anderen, und zwar im Schulleben selbst begründeten Ursachen 
für die gesundheitlichen Mißstände bei unserer Schuljugend suchen. 

„An die Spitze seiner klassischen schulhygienischen Untersuchungen 
stellt Axel Key den Satz 1 ): 

„Die schädlichen Umstände, durch welche die Schule ihre unvorteil¬ 
hafte Einwirkung auf die Gesundheit der Schulkinder ausübt, sind 
zweifellos vor allem das viele Stillesitzen und die damit zu¬ 
sammenhängende Unzulänglichkeit der Körperbewegungen.“ 

Er fährt dann fort: „Man braucht nicht viel Aufmerksamkeit auf 
Kinder zu verwenden, die noch nicht in das Schulalter eingetreten 
sind, um zu finden, wie groß deren Bedarf an Bewegung sein müsse. 
Stillesitzen ist für sie etwas, was offenbar ihrer Natur widerstrebt. 
Solche, die sich ohne unnatürlichen Zwang sehr ruhig verhalten, er¬ 
wecken bei dem mit der Natur des Kindes mehr Vertrauten den Ver¬ 
dacht, daß sie nicht gesund seien.“ 

„In der Tat, der Trieb nach reichlicher, lebhafter Bewegung ist dem 
Kinde von Natur eingepflanzt als ein Lebensbedürfnis von gleicher Stärke, 
wie das Verlangen nach Speise und Trank. Nur ein krankes Kind läßt 
diesen Trieb, der sich in der Freude am lebhaften fröhlichen Bewegungsspiel 
äußert, vermissen. Ihren vollen Wert hat die Bewegung für das Kind erst 
dann, wenn sie in frischer Luft und Sonnenschein erfolgt. Solche Bewegung 
ist es, welche, um einen Ausdruck des unserer Wissenschaft zu früh ent- 


3 ) Axel Keys schulhygienische Untersuchungen. In deutscher Bearbeitung 
von Dr. L. Burgerstein, S. 18. 
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rissenen H. Büchner zu gebrauchen 1 ), zu den „normalen Lebensreizen tt 
zählt und ungestraft hinsichtlich der körperlichen Entwickelung nicht ein¬ 
geschränkt oder gar vernachlässigt werden darf. 

„Die Hälfte unseres Körpergewichts entfällt auf die Gewebsmasse 
unserer willkürlichen Muskeln. Die lebhaften Stoffumsetzungen, welche sich 
in den Muskeln bei deren willkürlicher Tätigkeit abspielen, beeinflussen in 
stärkstem Grade den Gesamtstoffwechsel des Körpers, helfen die schlum¬ 
mernden Energien in den Gewebszellen auslösen und regen damit allseitiges 
kräftiges Wachstum an. Dies gilt nicht nur für das Muskelgewebe selbst, 
dessen Zunahme bei regelmäßiger Tätigkeit oder Übung zu den bekanntesten 
Vorgängen gehört, das gilt ebenso von den bewegten Teilen des Körpers, 
von den Knochen des Skeletts. Die typische Ausgestaltung des Knochen¬ 
gerüstes, seine Festigkeit und Widerstandskraft ist wesentlich bedingt durch das 
Maß der Zugkräfte, durch die Arbeit der Muskeln, welche an ihm wirksam sind. 

„Die lebhafte Steigerung der Stoffwechselvorgänge bei Muskeltätigkeit 
veranlaßt von selbst auch entsprechende Mehrtätigkeit der Atem- und Kreis¬ 
lauforgane. Die Bewegungsarten, welche der Fortbewegung des Körpers 
dienen, setzen vor allem weite Muskelgebiete des Körpers, insbesondere der 
unteren Gliedmaßen, das heißt mehr als die Hälfte der Gesamtmuskulatur, 
gleichzeitig und lebhaft in Tätigkeit. Werden diese Bewegungen längere 
Zeit in mittlerem Zeitmaß und Umfang fortgesetzt, so bezeichnen wir sie als 
Dauerbewegungen. Werden sie in zunehmendem Grade vorübergehend 
aufs Äußerste gesteigert, so nennen wir sie Schnelligkeitsbewegungen. 
Diese BeweguDgsarten steigern selbsttätig und unmittelbar den Atem- 
u in fang je nach der Intensität der Bewegung auf das Mehr-, ja auf das 
Vielfache. Für das Jugendalter ist die physiologisch wirksamste dieser Be¬ 
wegungen der Lauf, die Hauptbewegung jedes frischen Jugendspiels. Dem 
Lauf treten dann später wirksam zur Seite das Marschieren und Bergsteigen, 
das Schwimmen und Rudern 2 ). Keine künstliche Atemgymnastik erreicht 
auch nur annähernd eine solche Ausdehnung der Lungen nach allen Durch¬ 
messern, eine solche Betätigung und Übung der gesamten Atemfläche, als wie 
sie der Knabe, der im Spiel unablässig rennt und läuft, spielend erreicht. 
Auf dem Spiel und Übungsplätze ist es, wo das heran wachsende Kind sich wohl 
entwickelte, atemtüchtige und widerstandsfähige Lungen fürs Leben erwirbt. 

„Ein gleiches gilt für die Entwickelung der Kreislauf Organe. Die 
Herztätigkeit wird bei Schnelligkeitsübungen alsbald auf das Mehrfache 
gesteigert, indem sowohl die Zahl der Herzkontraktioneu vermehrt, als auch 
die bei jeder Kontraktion in die großen Schlagadern gepreßte Blutmenge, 
das Schlagvolum, größer wird. So erfährt der Herzmuskel in wirksamster 
Weise Kräftigung und Übung. Dabei ist auf eins besonders aufmerksam 
zu machen. Schon 1878 wies Beneke in Marburg 8 ) nach, daß beim heran- 


*) Prof. H. Büchner, „Degeneration — Regeneration“. Jahrbuch f. Volks- 
and Jugendspiele, herausgegeben von E.v. Schenckendorf f und Dr. F. A. Schmidt, 
VI. Jahrg., 1897, 8. 8. 

*) Näheres siehe in meiner Schrift: Physiologie der Leibesübungen. Leipzig, 
R. Voigtländer, 1905. 

*) F. W. Beneke, Die anatomischen Grundlagen der Konstitutionsanomalien 
des Menschen. Marburg 1878. 
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wachsenden Kinde ein verhältnismäßig kleines Herz weiten Schlagadern ent¬ 
spricht, so daß sich hier die Kreislauftätigkeit unter anderen Bedingungen 
und vor allem wesentlich leichter vollzieht, als wie dies beim voll Erwachsenen 
der Fall ist. Denn bis zur vollendeten Reifeentwickelung im 17. bis 19. Lebens¬ 
jahre wächst das Volum des Herzens um das Zwölffache, der Umfang der 
großen Schlagadern am Herzen aber nur um das Dreifache. So anhaltend 
zu laufen, sich abzuhetzen bis selbst zur Atemlosigkeit, um gleich darauf wieder 
frisch zu sein und dasselbe Spiel von neuem zu beginnen, wie das Kind und 
der Knabe dies vermag, kann der voll Erwachsene, geschweige denn der 
reife Mann nicht mehr. Die Kreislauf Verhältnisse sind hier andere geworden. 
Weil dem aber so ist, weil die Jugend für diese eingreifenden Bewegungen 
besondere Eignung besitzt, ist die Belebung und Übung der Herzarbeit 
gerade im jugendlichen Alter, in den Jahren vor der Reife, wo der Herz¬ 
muskel von allen Organen das schnellste Wachstum zeigt, von hervorragender 
Bedeutung. Ist doch kaum ein anderes Organ für die gesamte Entwickelung 
des Körpers und für den Bestand der Gesundheit das ganze Leben hindurch 
von größerer Wichtigkeit als das Herz. Mit Recht sagt Beneke: „Wenn 
eine praktische Hygiene Wahrheit werden soll, so sollte sie auch an erster 
Stelle die Entwickelung eines kräftigen Herzens ins Auge fassen !).“ 

„Um so dringlicher ist aber solche Wachstumsanregung und Übung 
des Herzens wie der Lungen für das Schulalter, weil die ruhige Sitzhaltung 
in der Schulbank und am häuslichen Arbeitstisch den Umfang des Atem¬ 
ganges sowohl wie des Blutumlaufs auf ein Mindestmaß herabdrückt. Denn 
beeinträchtigt wird dabei die Brustatmung zugunsten der Bauchatmung; 
erschwert wird der Blutumlauf namentlich in der unteren Körperhälfte. 

„Die Belebung der Organtätigkeiten des Herzens und der Lunge, wie 
sie durch lebhafte Bewegung in freier Luft und im Himmelslicht statthat, 
ist zugleich aber auch — genügende Nahrungszufuhr vorausgesetzt — das 
stärkste natürliche Förderungsmittel zur Mehrung der Blutfülle, zur reich¬ 
licheren Bildung roter Blutkörperchen. Wie verbreitet Blutarmut und Bleich¬ 
sucht im heutigen Geschlecht ist, wissen wir alle. Daß sie während der 
Schulzeit zunimmt, habe ich vorhin ziffernmäßig belegen können. Die Er¬ 
fahrung lehrt ferner, daß diese Steigerung auch noch über die Schulzeit 
hinaus in den Pubertätsjahren, namentlich beim weiblichen Geschlecht anhält. 
Nun ist es sicherlich eine treffliche Sache, wenn blasse, blutarme Kinder für 
einige Wochen im Jahre zu reichlichem Genuß reiner frischer Luft aufs 
Land, ins Gebirge, an die See geschickt werden, um mit frisch geröteten und 
gebräunten Wangen und sonstigen Anzeichen erlangter heilsamer Blutauf¬ 
frischung heimzukehren. Indes, ohne weiter zu untersuchen, wie lange das 
in vielen Fällen auch vorhält, dürfen wir nicht vergessen, daß es doch nur 
ein kleiner Bruchteil aller ist, dem solche Einrichtungen zugute kommen. 
Weitaus bedeutungsvoller für die Gesunderhaltung der Jugend wie des ge¬ 
samten Volkes ist es, wie seine alltägliche Lebensführung beschaffen ist. 
Weitaus dringlicher noch als solche Ausnutzung der Ferienzeit ist es, daß 
wir der gesamten heranwachsenden Jugend die notwendige Bewegung und 
Auffrischung in Licht und Luft stetig und dazu in ausgiebigem Maße gewähren. 


l ) Beneke, a. a. 0., 8. 244. 
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„Nicht das, was wir während einiger Wochen im Jahre unternehmen, 
sondern wie wir tagaus tagein das ganze Jahr hindurch leben, bestimmt 
unser Geschick“ — sagt Sonderegger in seinem trefflichen „Vorposten der 
Gesundheitspflege 1 ). tt 

„Dies Bild, welches uns in kurzen Zügen die gesundheitliche Bedeutung 
des Jugendspiels im Freien auf geeigneten Spielplätzen ins Gedächtnis 
zurückrufen sollte, wäre aber unvollständig, wollten wir den Einfluß der 
Spiele auf das Gemüts- und Nervenleben des Kindes ganz mit Still¬ 
schweigen übergehen. Das Spiel ist für das Kind die gegebene Form, in 
welcher es selbständig, von innen heraus gestaltend, seinen natürlichen Be¬ 
wegungstrieb in die Tat umsetzt. Diese Äußerung des kindlichen Bewegungs- 
dranges ist verbunden mit lebhaften Lustgefühlen. Das strömende Lust¬ 
gefühl der Freude, wie es durch fröhliches Tummeln mit den Altersgenossen 
geweckt wird, bedeutet für das Kind eine mächtige, heilsame Nervenstärkung 
und -belebung. Beim mehr herangewachsenen Knaben und noch mehr beim 
Jüngling geht das Spiel über die harmlosen kindlichen Scherz- und Neck¬ 
spiele weit hinaus; es gewinnt an Inhalt und gestaltet sich aus zum wechsel¬ 
vollen, fein ausgebildeten Kampfspiel, wobei sich gegeneinanderstehende 
Parteien in ihrem besten Können messen. Hier gilt es, um des Sieges 
willen, Geschicklichkeit, Ausdauer, Schlagfertigkeit und Geistesgegenwart ins 
Feld zu führen, frischen Wagemut und eigene zugreifende Initiative zu 
beweisen. Hier wird das Spiel ein Erziehungsmittel zur Selbständigkeit. 
Der so erzielte Gewinn an geistiger wie an körperlicher Spannkraft, an 
Rührigkeit und Frische des Wesens ist von grundlegendem Werte für die 
Arbeitstüchtigkeit und Gesundheitsfreudigkeit des späteren Mannes. 

„Die Spielzeit 44 , bemerkt Ray dt 2 ), „ist die Elementarklasse der 
Lebensschule, wie das Kind spielt, wird es auch einst sein, leben und 
arbeiten.“ 

„Ist das aber eine solche spielfreudige, frische Jugend?“ so fragt man 
sich jedesmal, wenn man die Schar der Schulrekruten zu mustern hat, welche 
der Lernschule überantwortet werden sollen. „Ach nein! Wie kümmerlich 
es vielfach mit dieser Jugend beschaffen ist, haben wir eingangs uns vor 
Augen geführt. Ja, wo sollte denn auch in der heutigen Groß- und Mittel¬ 
stadt sich das heranwachsende Geschlecht regen und tummeln und baden im 
Sonnenschein? Unsere Straßen und Plätze hallen längst nicht mehr wieder 
von fröhlichem Gejauchze der Kinderschar. Da erschallt höchstens noch das 
Sausen und Klingeln der Straßenbahnen, Karrengerassel und neuerdings 
immer mehr das widerliche Getute der Kraftwagen, das Nahen einer eklen 
Wolke von Staub und Benzingestank ankündend. Auf den Plätzen aber der 
Stadt muß das Kind fein sittsam auf den Wegen bleiben. Die schönen 
Rasenflächen, die es da sieht — ach, wie könnte man sich darauf tummeln! — 
sind ringsum vergittert, und jedes Betreten kostet empfindliche Polizeistrafen. 
Diese schönen Flächen sind eben nicht für die Menschen, für die Jugend 
da, sondern nur für das wohlgepflegte Gras und für die steifen Schnörkel 

*) Dr. Sonderegger, Vorposten der Gesundheitspflege im Kampfe ums Dasein 
der einzelnen und ganzer Völker. 2. Aufl. Berlin, G. Peters, 1874. 

*) H. Ray dt, Studiendirektor und Professor, „Spielnachmittage“. Leipzig, 
B. G. Teübner, 1905. 
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und Teppichbeete, welche die Stadtgärtner da aus grünen, grauen, gelben 
und roten Pflänzchen mühsam zusammengekleistert haben. Was fragt das 
Kind danach — bietet doch uns Erwachsenen, mögen wir noch so große 
Blumen- und Pflanzenfreunde sein, diese Art von Garten-Tapezierkunst oft 
nur einen sehr mäßigen Genuß! Von den Straßen und Wegen und Plätzen, 
wo stetig im flutenden Verkehr Gefahr für Leib und Leben droht, ist das 
kleine Volk schon längst vertrieben. Und wie sieht es vielfach hinter den 
hohen Häuserreihen der Städte aus? Freudlose, mit vielstöckigen Hinter¬ 
häusern und Mauerflächen umgebene gepflasterte Höfe findet man da, die 
reinen Schächte, in die sich kein Sonnenstrahl hineinwagt, und an deren 
Grunde kein Pflänzchen auch nur kümmerlich zu gedeihen vermag. Und 
da, auf diesen Lagerplätzen für den Abfall und den Müll der Mietskasernen 
sollen junge Menschenkinder aufblühen, die doch erst recht reiner Luft und 
hellen Himmelslichtes bedürfen? 

„Wir können diese Verhältnisse nicht mehr von Grund aus ändern. Wir 
können nicht, wie ich das in den jungen amerikanischen Großstädten gesehen, 
die Handels-, Geschäfts-, Gewerbe- und Fabrikbetriebe in bestimmten Stadt¬ 
vierteln vereinigen, während sich weithin nach außen ins grüne Feld hinein¬ 
gebaut und vielfach von großen Volksparks unterbrochen die endlose Wohn¬ 
stadt ausdehnt mit ihren kleinen, hübschen Einfamilienhäusehen. Die Be¬ 
sonderheiten unserer Städte, wie sie historisch sich entwickelt, müssen wir 
wohl oder übel hinnehmen und können nur in langen Zeiträumen eine Um¬ 
gestaltung erhoffen. Leider hat auch, soviel ich sehe, noch keine Bau¬ 
ordnung die stete Wertsteigerung des städtischen Grund und Bodens, sowie 
die zunehmende Dichtigkeit der Bebauung im Kern der Städte endgültig 
verhindern können. Ernstlich müssen wir Zusehen, daß unsere Städte keine 
minderwertige Bevölkerung, keine schlechtere Rasse erzeugen und insofern 
zum Grab der Bevölkerung werden, als diese sich nicht vollkräftig erhalten 
und fortwachsen kann ohne stetigen Zufluß lebensfrischer Elemente von 
außen. Wie dem auch sei: die besonderen Verhältnisse des städtischen 
Lebens erfordern auch besondere Maßnahmen zur gesundheitlichen Kräftigung 
der Bevölkerung, zumal diese Kräftigung auch der wirtschaftlichen Leistungs¬ 
fähigkeit voll zugute kommt. Eben darum bedürfen wir in dem Häuser¬ 
gewirr, um nicht zu sagen in der Steinwüste des Stadtgebietes, der Oasen, 
bedürfen Stätten der Erholung für jung und alt, und zwar nicht nur schön 
gepflegte Anlagen als Schmuck- und Schaustücke im Städtebild zur Wandel¬ 
bahn für müßige Spaziergänger, sondern vor allem auch freie, sonnige, grüne 
Plätze für gesunde und kräftigende Bewegung, für Jugendspiel und Sport. 

„Am leichtesten läßt sich das bewerkstelligen mit den bescheidenen 
Spielplätzchen, wie sie für die noch nicht schulpflichtigen Kinder, für 
die Kleinen und Kleinsten erforderlich sind. Solche Kinderplätze fehlen heute 
wohl in keiner gut verwalteten Stadt. Sie sind aber wohl auch in keiner 
Stadt bereits in genügender Zahl vorhanden und fehlen zumeist da, wo sie 
am nötigsten sind, nämlich mitten in dem gedrängten Wohnviertel der Klein¬ 
bürger und der Arbeiter. Der Frau des Handwerkers und des Arbeiters 
fehlt eben Zeit und Gelegenheit, um ihre kleinen Sprößlinge hinauszugeleiten 
zu den größeren städtischen Anlagen. Denn diese liegen doch in den meisten 
Fällen draußen inmitten der vornehmeren Viertel. Darum ist eine plan- 
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mäßige Verteilung von Kleinkinder Spielplätzen über das ganze Stadtgebiet, 
mit besonderer Rücksichtnahme auf die dichter bewohnten Kleinbürger- und 
Arbeiterviertel, eine wichtige Forderung der Volksgesundheitspflege. 

„Ebenso ist darauf zu halten, daß die Kindergärten und die privaten, 
hier im Westen Deutschlands meist von konfessionellen Vereinigungen unter¬ 
haltenen Kinderbewahranstalten mit ausreichendem freien Platz und 
anstoßender offener Spielhalle, zur Unterkunft bei regnerischer Witterung, 
versehen sind. Es ist weiter darauf zu halten, daß in diesen Kinderbewahr¬ 
anstalten die Kinder auch, wenn nur eben möglich, sich draußen im Freien 
aufhalten und spielen und daß sie nicht, während draußen die Sonne lacht, 
in enge Bänkchen zusammengepfercht schon vorzeitig abgerichtet werden 
zum Auswendiglernen und Herplappern von kleinen Gedichten und biblischen 
Geschichten oder zum Anfertigen von solchen Hand- und Papierarbeiten, die 
geradezu augenmörderisch genannt werden müssen. 

„Und nun unsere Schuljugend! Für die Pausen zwischen den Schul¬ 
stunden, für das Turnen, welches doch, wenn eben angängig, ins Freie 
gehört, und endlich für die an Stelle des Turnens tretenden geregelten Spiele 
der kleineren Schüler ist der nächstliegen de Tummelplatz der Schuljugend 
der Schulhof. Soll der Schulhof seinen gesundheitlichen Zwecken ent¬ 
sprechen, so muß er vor allem eine ausreichende Größe haben. Das vielfach 
übliche Maß von 2 ’25 qm für jedes Kind ist ein außerordentlich bescheidenes. 
Es ist ungenügend, wenn diese Platzgröße nur auf dem Grundriß des Schul¬ 
grundstückes vorhanden ist und Treppenanlagen, gepflasterte Zugangswege 
zum Schulhause, umgitterte Anlagestreifen an der Umfassung des Platzes, 
womöglich gar die Abortgebäude und die Winkel an denselben mit in 
die Platzgröße hineingerechnet sind. Der Schulhof soll ferner eine sonnige 
freie Fläche, wenigstens in der Mitte bilden, also nur im Umkreis mit Bäumen 
bepflanzt sein. Auf die beste Art der Bodenbeschaffenheit und Unterhaltung 
der Schulplatzfläche kann ich hier nicht eingehen. Es lag mir aber daran 
alles das zu betonen, weil so viel gesündigt worden ist auch gegen die ele¬ 
mentarsten Anforderungen, die an einen Schulhof, welcher zugleich als Turn¬ 
end Spielplatz dienen soll, gestellt werden müssen. Gänzlich mit Bäumen 
bepflanzte Schulhöfe, auf welche keine Sonne, und unter den Bäumen her 
kaum ein frischer Luftzug gelangt, sind keine Seltenheit. Sie schließen 
durch ihre ungeschickte Bepflanzung jeglichen rechten Turn- und Spiel¬ 
betrieb einfach aus. Ich kenne ferner Schulplätze, z. B. in unserer Reichs- 
bauptstadt, in die man mitten hinein umgitterte Beete mit Strauchwerk 
gesetzt hat. Andere Schulplätze verunstaltete man dadurch, daß in diese 
weit hinein Abortanlagen gebaut und solche durch gedeckte Gänge mit dem 
Schulhause verbunden wurden x ). Ich kenne endlich eine Stadt, in welcher 
man dabei ist, die Schulhöfe ganz und gar mit hartem Steinpflaster zu ver¬ 
sehen. Und auf solchen Plätzen soll sich dann ein fröhliches Jugendleben 
entfalten! Den Anforderungen der Schulhygiene hinsichtlich unserer Schul- 


*) Die Besucher der Mannheimer Versammlung erinnere ich an den Schul¬ 
hof des Realgymnasiums, der bei genügend großer Fläche durch das mitten hinein¬ 
gesetzte runde Abortgebäude ebensowohl wie durch unzweckmäßige Bepflanzung 
für den Tum- und Spielbetrieb so gut wie unbrauchbar gemacht war. 
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hauseinrichtungen, Belichtung, Heizung, Lufterneuerung und Reinigung der 
Schulzimmer, hinsichtlich der Form der Schulbänke usw. kommt man in 
allen Städten, es muß gern anerkannt werden, immer mehr nach. An der 
Zeit wäre aber, daß sich die Schulhygiene mehr wie bisher auch mit den 
Erholungs- und Tummelplätzen der Jugend befaßte und die unerläßlichen 
Forderungen hinsichtlich dieser klarer aufstellte und kräftiger geltend 
machte! 

„Für einen vollen, rechten Spielhetrieb der mehr herangewachsenen, über 
das 10. Lehensjahr hinausgeschrittenen Schuljugend genügt aher nicht der 
Schulhof. Dazu brauchen wir besondere geräumige Spielplätze und auf 
diesen einen geregelten Spielbetrieb. Diesen gesundheitlichen Wert der 
Spiele haben wir uns vorhin vor Augen zu führen gesucht. Es kann aber 
kein Zweifel darüber bestehen: sollen die Spiele im Freien tatsächlich der 
gesamten Schuljugend zu gute kommen, dann müssen wir neben dem Schul¬ 
turnen auch noch eigene Spielnachmittage einrichten und jeden Schüler 
zur Teilnahme an mindestens einem Spielnachmittage in der Woche ver¬ 
pflichten. Noch immer müssen wir hier den Einwand hören: Das Spiel 
vertrage seinem ureignen Charakter nach keinen Zwang, es vertrage keine 
Aufsicht. Es genüge, Spielplätze herzustellen: auf diesen werde die Jugend 
von selbst sich schon einfinden und nach Belieben in voller Freiheit ihr 
Spiel betreiben. Nun, wer solches behauptet, der hat doch wenig Ahnung 
von unseren besseren, gehaltvollen Jugendspielen und von den Vorbedin¬ 
gungen zu deren rechter Ausübung. Solch ungeordnetes Treiben, wie sich 
diese Herren das vorstellen, gäbe niemals ein Spiel, sondern nur Spielerei, 
wahrhaftig nicht wert, daß man ernsthaft davon irgend welches Aufheben 
machte. Nein, ein Spielplatz, auf welchem größere Spielerscharen neben¬ 
einander, in Spielgesellschaften eingeteilt, ihre Kampfspiele ausfechten, ver¬ 
langt schon aus äußeren Gründen eine Aufsicht, eine Stelle, von der aus die 
Spielabteilungen zusammengestellt, ihnen die Plätze angewiesen und die 
Spielgeräte zugeteilt werden. Solche äußere Ordnung ist ganz unerläßlich. 
Es müssen ferner auf dem Spielplätze etwa ausbrechende Streitfragen und 
Streitigkeiten geschlichtet, es müssen Unordnungen und Ausschreitungen 
verhütet werden. Weiter allerdings wünscht niemand die Aufsicht aus¬ 
gedehnt zu sehen. Im Gegenteil, der rechte Spielleiter oder Lehrer wird sich 
bald selbst einer der Spielgruppen anschließen, wird mitspielen und sich un¬ 
beschadet seines Ansehens als guter Spielkamerad unter seinen Schülern und 
jungen Freunden erweisen. Kaum anderswie im Schullehen hat der Lehrer 
eine so schöne Gelegenheit, seinen Schülern menschlich nahe zu treten 
und ihren Charakter so günstig zu beeinflussen als auf dem Spielplatz und r 
so will ich noch hinzufügen, bei gemeinsamen Wanderungen. Sowie aber 
die Beteiligung an den Schulspielen ganz in das Belieben des Schülers gestellt 
ist, so werden sich erfahrungsgemäß gerade diejenigen dem Spielplätze ganz 
fernhalten, welchen die frische Bewegung im Freien am meisten not täte. 
Mein Freund Prof. Dr. Kohlrausch in Hannover hat an seiner Schule, dem 
Kaiser-Wilhelms-Gymnasium in Hannover, wo die Spielbeteiligung den Schülern 
noch frei gestellt ist, eine sehr bezeichnende Erhebung veranstaltet 1 ). Er 


l ) Kay dt, Spielnachmittage, S. 49. Leipzig 1905. 
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fand nämlich, daß von denjenigen Schülern, welche Brüder bis zum Alters¬ 
unterschied von vier Jahren hatten, nur 37 Proz. dem Spielplatz femblieben. 
Von den Einzelsöhnen aber, das heißt von den Schülern ohne Brüder, waren 
es 75 Proz., welche niemals mitspielten. Doppelt so viel von diesen blieben 
dem Spielplatz fern. Das sind eben die eigenwilligen, ungeselligen und ver¬ 
zärtelten Muttersöhnchen, denen aus gesundheitlichen nicht minder wie aus 
erziehlichen Gründen das Spiel mit den Altersgenossen am allermeisten 
not täte. 

„Fest überzeugt sind wir, daß gar bald bei unserer Jugend, wenn sie 
nur in rechter, ja sagen wir kameradschaftlicher Weise zum Spiel angeleitet 
wird, der Zwang gar bald sich in freudigen Willen verwandeln wird. Ray dt 
erzählt 1 ), daß er einst auf einem Spielplatz zu Edinburg einen Knaben frug, 
ob die Spiele bei ihnen compulsory, also obligatorisch seien. Er verstand 
meine Frage nicht; als ich ihn dann aber fragte, ob sie alle zum Spiele 
kämen, leuchteten seine glänzenden Augen auf, und er antwortete: „Selbst¬ 
verständlich kommen wir alle. Nur einige wenige arme, kränkliche Boys 
dürfen nicht kommen, die sind sehr zu bedauern ... u Und doch, fügt Ray dt 
hinzu, hat auch dort manches Muttersöhnchen zuerst gezwungen werden 
müssen, den Spielplatz zu besuchen; mit Groll und Ärger hat mancher Knabe 
das Spiel begonnen, aber noch im Alter hat er den Zwang gesegnet, der ihm 
den geistig und körperlich gesund machenden Born des Jugendspiels er¬ 
schlossen hat. 

„Darum wiederhole ich: nur dann, wenn wir, um die Ausdrücke des 
von Gosslersehen Erlasses vom Jahre 1882 zu gebrauchen, das Spiel an 
unseren Schulen „grundsätzlich in geordnete Pflege“ nehmen, das heißt, wenn 
wir für die Schuljugend allgemein verbindliche Spielnachmittage einführen, 
nur dann kann unsere gesamte Schuljugend tatsächlich aller jener gesund¬ 
heitlichen Einwirkungen teilhaftig werden, welche dem recht betriebenen 
Jugendspiel innewohnen. Das ist natürlich gar nicht anders zu machen, als 
daß eine größere Anzahl von Schulklassen gleichzeitig spielt, und dazu 
gehören selbstverständlich entsprechend große Spielplatzflächen. Welches 
die Abmessungen solcher Plätze bei einer bestimmten Zahl von Schülern 
und Schülerinnen — denn den Mädchen tut reichliche Bewegung in freier 
Luft mindestens so not wie den Knaben! — sein müssen, und welche Ein¬ 
richtungen einem öffentlichen Spielplätze zu geben sind, das wird Herr Ober¬ 
baurat Klette als Korreferent noch nach mir des weiteren ausführen. Ich 
möchte ihm da nicht etwa vorgreifen. Was für Schaffung von Spielplätzen 
in einer Reihe deutscher Städte bereits geschehen ist, kann nur dankbar 
anerkannt werden. Ob aber irgendwo genügende und gut benutzbare Spiel¬ 
platzflächen in solchem Umfange vorhanden sind, daß sie für regelmäßige, 
verbindliche Spielnachmittage der gesamten Schuljugend der Stadt ausreichen, 
möchte ich nach meiner Kenntnis der Dinge in unserem Vaterlande stark 
bezweifeln. Den Wunsch aber kann ich nicht unterdrücken, daß unsere 
städtischen Bauämter bei der Anlage von Spielplätzen nicht unterlassen, den 
Hat erfahrener Spielleiter einzuziehen und die vielfachen Erfahrungen sich 
zunutze zu machen, welche der „Zentralausschuß für Volks- und Jugend- 


*) Baydt, Spielnachmittage, S. 52 f. Leipzig 1905. 
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spiele in Deutschland u gesammelt und in seinen zahlreichen Schriften nieder¬ 
gelegt hat. 

„Vor allem aber möchte ich den Ausdruck der Hoffnung hinzufögen, daß 
auch in Deutschland einmal, so wie dies in England und in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika einfach selbstverständlich ist, keine größere öffent¬ 
liche Parkanlage bestände ohne weite Rasenflächen, die zum Betrieb von 
Spiel und Sport nicht nur den Schulen, sondern während der Feierstunden 
und an den Sonntagen auch allen Spiel Vereinigungen aus dem Volke frei zur 
Benutzung ständen. Wer diese Anlagen in England und Nordamerika ge¬ 
sehen, wer weiß, welch ungeheuren Werte die Spielplätze einer Stadt wie 
London darstellen, und welche Summen zu deren Unterhaltung alljährlich 
im Haushalt der Stadt angewiesen sind 1 ), der hat auch eine Vorstellung 
davon, wie weit wir in diesen Veranstaltungen zur Erholung und Gesundung 
der Jugend zurück sind, wieviel wir nachzuholen haben. Allerdings sind 
in dem letzten Jahrzehnt die deutschen Städte in einen erfreulichen Wett¬ 
bewerb hinsichtlich der Schaffung großer Volksparks getreten. Möchten sie 
auch hinsichtlich der Anlage weiter Spielflächen den englischen Vorbildern 
nacheifern. Denn kann ein Volkspark ein herzerfreuenderes Bild bieten als 
frische Jugend, die im lebensvollen Spiel den weiten grünen Plan belebt? 

„Seit Jahren besteht ein lebhafter Kampf um die Gestaltung unserer 
höheren Schulen, verlangt insbesondere die Schulhygiene wirksame Maß¬ 
nahmen gegen geistige Überbürdung, sowie gebührende Pflege der körper¬ 
lichen Erziehung neben der geistigen. Die auf unseren Gelehrten schulen 
sitzende Jugend ist aber nur ein kleinerer Bruchteil unter den Altersgenossen. 
Es wäre wohl an der Zeit, daß wir uns in höherem Maße als bisher auch 
um das Dasein der Handwerks- und Kaufmannslehrlinge, sowie der an¬ 
gehenden Fabrikarbeiter kümmerten. Wenn wir sehen, wie diese Lehrlinge 
vom vollendeten 14. Lebensjahre ab, noch mitten im Wachstum und der 
Reifeentwickelung begriffen, von früh bis spät in die Luft der Werkstube, 
des Kontors oder des Fabriksaales gebannt sind, um dann womöglich noch 
gezwungen zu sein, sich am späten Abend, nach Arbeitsschluß, wieder auf 
die Schulbank zu setzen, um Fortbildungsunterricht zu genießen, dann 
können wir uns nicht verhehlen, daß hier vielfach Sünde begangen wird an 
der Gesundheit des Volkes, an der doch auch begrenzten Arbeitskraft dieses 
jungen Nachwuchses. Vielleicht kann man da mit weit größerem Recht von 
einer Überbürdung sprechen, als wie dies für unsere Herren Pennäler zutrifft. 
Wir haben gut predigen diesen jungen Leuten des gewerblichen und Arbeiter¬ 
standes, daß sie sich in ihren freien Stunden verwerflicher Art der Erholung, 
daß sie sich insbesondere des frühzeitigen zerrüttenden Alkoholmißbrauchs 
enthalten sollen! Wollen wir diesen jungen Nachwuchs der breitesten Volks¬ 
schichten frisch, arbeitstüchtig und gesund erhalten, dann müssen wir auch 
für sein Erholungsleben Sorge tragen, müssen unseren Lehrlingen eine solche 


l ) Nach dem Berichte des Londoner Stad trat« vom Jahre 1893 hatte dieser 
neben zahlreichen Kinderspielplätzen nicht weniger als 6700 Plätze für Kricket- 
und gegen 1000 Plätze für das Fußballspiel instand setzen lasseu und unter seiner 
Verwaltung. Dazu kommen noch die Klubs und Privaten angehörenden zahlreichen 
Plätze. S. Prof. K. Koch, Der gegenwärtige Stand des englischen Spielwesens. 
Jahrbuch für Volks- und Jugendspiele, IV. Jahrg. 1895, S. 96 ff. 
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Unterhaitang in den Feierstanden und an den freien Sonntagen schaffen, 
welche ebensowohl geistige Auffrischung wie körperliche Kräftigung in sich 
schließt. Vor allem müssen wir an Stelle der Genüsse und Vergnügungen 
— davon hat unser Volk ja übergenug! — wieder Raum schaffen der reinen 
harmlosen Volksfreude im Regen der Körperkräfte in Gottes freier Natur. 
Neben den Wanderungen in Wald und Flur, neben geregelter turnerischer 
Leibesübung ist aber das Jugendspiel hier eins der ersten und besten Mittel. 
Die Möglichkeit hierzu ist zu geben durch Einrichtung von weiten Spiel¬ 
plätzen im Weichbilde der Stadt, sowie durch Einräumen von Waldplätzen 
zur Abhaltung volkstümlicher Waldfeste. Indem wir dies tun, dürfen wir* 
ich hoffe dies dargetan zu haben, uns tragen lassen von dem Bewußtsein, 
daß es sich um eine vaterländische Arbeit handelt, die geschieht zur Er¬ 
haltung und Mehrung unserer Volkskraft und Volkstüchtigkeit ! u 

Korreferent, Oberbaurat Klette (Dresden): 

„Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn die Jugendspiele, wie dar¬ 
getan, notwendig sind für die Förderung der Volksgesundheit, und wenn 
diese Einsicht allgemein wird und sich im Laufe der Zeit das Spielen zum 
Bedürfnis entwickelt, so ist es selbstverständlich auch notwendig, die Mittel 
und Wege zu beschaffen, um dieses Bedürfnis zu befriedigen. Auch die 
Stadtgemeinden und zumal die Verwaltungen der Großstädte werden sich 
mit dieser Frage zu beschäftigen haben und werden sie um so besser lösen, 
je zeitiger sie sich mit ihr befassen und je umsichtiger und weitausschauen¬ 
der sie von ihnen behandelt wird. 

„Es ist aber ein Irrtum, wenn angenommen wird, die Verhältnisse in 
den Städten seien früher für die spielbedürftige Jugend günstiger gewesen 
als heute und die Großstadtentwickelung habe dazu beigetragen, den großen 
Massen die Befriedigung eines ihrer wichtigsten Daseins- und Erholungs¬ 
bedürfnisse, nämlich die unmittelbare bequeme Gelegenheit der Bewegung 
im Freien zu verkümmern. Auch heute gibt es in den Städten große ver¬ 
kehrsarme Viertel, in denen sich die Jugend ungestört austummeln kann, 
aber die Straßen sind breiter, vielfach mit Bäumen bepflanzt, oft zwischen 
Gärten gelegen, und in den neu bebauten Vierteln und insbesondere in den 
dichtbebauten sind immer größere und kleinere Plätze eingefügt, die nur 
teilweise dem Verkehre, zum größeren Teile dem Erholungsbedürfnisse zu 
dienen bestimmt sind. Fast überall zieht sich um die alte Stadt ein Prome¬ 
nadengürtel, und wer weiter hinaus ins Freie strebt, der findet in den Bahnen 
die Mittel, die ihm solches bequem und leicht machen. Ein Vergleich der 
Verhältnisse zwischen früher und jetzt dürfte, wie in vielen Punkten, so 
auch im Vergleich der Erholungsmöglichkeiten durchaus zugunsten der 
Neuzeit ausfallen. Aber zutreffend ist, daß dem Spielbedürfnisse heute noch 
nicht in der wünschenswerten Weise Rechnung getragen wird, und daß 
noch manches geschehen muß, um der Spielbewegung zum vollen Erfolge 
zu verhelfen, diesen zu sichern und dauernd zu machen. Aber, meine 
Herren, dabei muß wohl beachtet werden, daß es sich hierbei nicht um ein 
altes Volksgut handelt, das mühsam errangen wurde und nun vernachlässigt 
oder gefährdet erscheint, sondern um eine Bewegung, die vor kaum 15 Jahren 

6 * 
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einsetzte, die aber im Volke und insbesondere bei denen, die es mit der 
Wohlfahrt des Volkes gut meinen, Anklang und Förderung fand und findet. 

„Heute steht fest, daß die Volks- und Jugendspiele als ein wertvolles 
Mittel, die Volksgesundbeit zu heben, eine kraftvolle, wehrkräftige Bevölke¬ 
rung heranzuziehen und die Volkssitten zu veredeln, hoch, sehr hoch zu 
bewerten sind. 

„Die Stellungnahme, welche die Gemeinden zu den Spielen einnehmen, 
kann daher nur auf Förderung derselben hinauslaufen. Diese wird sich 
nach zwei Richtungen zu erstrecken haben: einmal, daß die Ordnung und 
Leitung der Jugendspiele der Schule übertragen, und das andere Mal, daß die 
Mittel beschafft werden, mit welchen die Spiele zu gedeihlicher Entwickelung 
gebracht werden können. Zu diesen gehört als unstreitig wirksamstes 
die Sorge für ausreichende Spielplätze. 

„In der kleinen trefflichen Schrift des Zentralausschusses zur Förderung 
der Volks- und Jugendspiele in Deutschland „Ratgeber zur Einführung der 
Volks- und Jugendspiele“ von Turninspektor Hermann in Braunschweig 
ist das, was bei Einrichtung der Spielplätze zu beachten, in klarer und be¬ 
stimmter Weise zum Ausdruck gebracht. Ich werde auf das Büchlein noch 
mehrfach Bezug zu nehmen haben. Das, was alle Spielplätze betrifft, ist 
fundamentaler Natur: — ich habe es in den Leitsatz 9 zusammenzufassen 
versucht: 

„Alle Spielplätze in Städten sollen so liegen, so angelegt, ausgestattet 
und unterhalten sein, daß sie viel und gern aufgesucht und benutzt 
werden; sie müssen daher den Wohnungen der Spielbedürftigen 
nahe in freier und gesunder Gegend liegen und bequem zugängigsein.“ 

„ Alles, was hierin gesagt ist, ist selbstverständlich — nur auf eines mag 
hingewiesen werden, nämlich, daß es ein Unterschied ist, ob die Spiele im 
Schulbetrieb, so wie das Turnen, gefordert werden, oder ob es dem ein¬ 
zelnen überlassen ist, sich an ihnen zu beteiligen oder ihnen fernzubleiben- 
Im ersteren Falle, wenn die Schüler von der Schule zum Spielen angehalten 
werden, hat die Entfernung von den Wohnungen, die Lage, die Zugängig¬ 
keit nicht die Bedeutung wie im anderen Falle. Mögen die Spielplätze 
auch weiter abliegen, mag der Weg zu ihnen beschwerlicher sein, sie werden 
trotz alledem benutzt, regelmäßig und viel benutzt werden. Im anderen 
Falle hat die Erfahrung gelehrt, daß nur die Plätze gern und viel auf¬ 
gesucht werden, welche den Schulen nahe gelegen sind, daß aber Plätze, zu 
denen Wege von mehr als 1 km zurückzulegen sind, nahezu unbenutzt 
bleiben. Welchen Einfluß die Entfernung ausübt, dafür gibt ein Vorgang 
in Dresden ein beredtes Beispiel. Hier wurde festgestellt, daß die Eröffnung 
oines zu einer Volksschule günstig gelegenen Platzes zur Folge hatte, daß 
er von 6400 Schülern besucht wurde, während der entfernter gelegene vor¬ 
dem nur 231 mal besucht worden war. Die Kürzung des Weges hatte also 
nahezu eine Verdreißigfachung der Benutzung zur Folge. 

„Wo Spielplätze am zweckmäßigsten, angelegt werden, läßt sich nicht 
allgemein festlegen; zeitliche und örtliche Verhältnisse sind hier allein aus¬ 
schlaggebend. Auch, ob sie neu zu beschaffen oder ob. sie durch Verände¬ 
rung bestehender Anlagen besser gewonnen werden, ist allgemein nicht zu 
beantworten — nur eine Pflicht ist den Verwaltungen ans Herz zu legen : 
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wo Baupläne über noch unbebaute Gebiete neu aufgestellt 
werden, ist Vorsorge zu treffen, daß für Spielzwecke geeignete 
Plätze mit vorgesehen werden. 

„Im übrigen soll sich die Fürsorge der Gemeinden für Spiele und Spiel¬ 
plätze über alle Altersstufen aller Bevölkerungsschichten erstrecken, 
also nicht nur auf die Jugend, die schulpflichtig ist, sondern auch auf 
die, die es noch nicht ist, und nicht minder auf die, die es nicht mehr 
ist. Die Schule soll schon vorbereitete, ans Spielen gewöhnte Bänder auf¬ 
nehmen und soll im Spielen Geschulte entlassen. Die Entlassenen sollen 
an nach Regeln geordnete Spiele gewöhnt sein und die Betätigung im 
Spielen als ein Bedürfnis empfinden, sie sollen es gern befriedigen und da¬ 
nach streben, so lange als nur immer möglich, die Jünglinge mindestens 
bi8 zum Eintritt ins Heer. Nationale Volksfeste sollen alle vereinigen und 
allen Gelegenheit geben, im Spiele um den Preis zu ringen. 

„Die Bedürfnisse der noch nicht schulpflichtigen Jugend sind 
gering und leicht zu befriedigen. 

„Für sie sind Plätze auf ebenem Boden unter Bäumen anzulegen, die 
zwar Schatten geben, nicht aber so dicht stehen, daß die Luft unter ihnen 
stagniert, der Boden dumpf wird und feucht bleibt Die Plätze müssen 
abseits vom Verkehr liegen, so daß einerseits die Kinder nicht in diesen 
hinein geraten können, andererseits sie in ihren Spielen von Passanten nicht 
gestört werden. Die zweckmäßigste Grundform ist die des Kreises von etwa 
15 bis 25 m Durchmesser, der, wenn nötig, gedrückt werden kann zu ellip¬ 
tischer oder ähnlicher Form. Um die Lage abseits zu sichern, ist nur ein 
Zugangs weg anzulegen und dieser flaschenbaisartig an den nächsten Ver¬ 
kehrsweg anzuschließen. Um die Kinder zusammenzuhalten, ist der Platz 
nach außen durch genügend dichte Vergitterung abzuschließen. Vor dieser 
sind Bänke in reichlicher Zahl anzuordnen, in der Mitte des Platzes aber 
Sand anzuhäufen, feinkörniger, wie Dünensand, so daß er zum Formen und 
Bauen sich eignet. Damit er nicht verschleppt werde, erhält er eine etwa 
20 cm hohe Brettumplankung und innerhalb derselben tischartige Platt¬ 
formen. Der Sand ist vor Verunreinigungen tunlichst zu bewahren und 
nach Bedürfnis, jedenfalls aber recht oft, zu erneuern. Das Fernhalten der 
Hunde von diesen Plätzen ist aus Reinlichkeits- und Gesundheitsrücksichten 
geboten, das Mitbringen von Hunden daher durch Anschlag zu untersagen. 
Auch Kinderwagen gehören auf diese Plätze nicht und sind auf andere zu 
verweisen. 

„Derartige Kleinkinderspielplätze lassen sich leicht in alle bestehenden 
Anlagen einfügen und in neu zu schaffenden vorsehen. Ein Überfluß ist 
besser als ein Mangel, sie sollten daher in möglichst reicher Zahl geschaffen 
werden, insbesondere in Vierteln, wo die Wohndichte groß und der Raum 
für Privatgärten beschränkt ist. Wenn hier, wie es in geschlossen gebauten 
Vierteln zumeist der Fall ist, die Erholungsplätze in der Hauptsache mit 
kunstvollen Blumenanlagen bedeckt sind, so ist es angezeigt, diese zu be¬ 
schränken und Kleinkinderspielplätze an ihre Stelle treten zu lassen. 

„Solche sollen und müssen den Wohnungen möglichst nahe liegen* 
damit diese bei Eintritt ungünstiger Witterung rasch und sicher erreicht 
werden können. Es handelt sich hierbei nicht allein um den Schutz der 
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Kleinen, sondern auch um die Bewahrung ihrer Angehörigen vor unnötiger 
Sorge. Schutzhütten gegen die Unbilden der Witterung, auf abgelegenen 
Spielplätzen errichtet, sind nicht geeignet, den Wert des kurzen Weges zur 
Wohnung zu ersetzen. Je näher Kleinkinderspielplätze zur Wohnung der 
Eltern liegen, um so besser erfüllen sie ihren Zweck; daher viel Spielplätze, 
um die Wege zu kürzen, und daher der Leitsatz: 

„Für noch nicht schulpflichtige Kinder sollen Spielplätze in reich¬ 
licher und jedenfalls ausreichender Zahl tunlichst in allen 
öffentlichen Anlagen vorgesehen und eingerichtet werden.“ 

„Anders liegen die Verhältnisse bei der schulpflichtigen Jugend, 
welche alle Kinder zwischen 6 und 14 Jahren umfaßt. Die jüngsten müssen 
noch zu den Kleinen, die ältesten wollen schon zu den Großen gerechnet 
werden. Die Altersunterschiede und die durch diese bedingten Entwicke¬ 
lungsunterschiede sind viel zu große, als daß ihnen nicht besondere Berück¬ 
sichtigung zuteil werden müßte. Dies führt zu einer Trennung in zwei 
Gruppen, deren Grenze durch die Verpflichtung zur Teilnahme an dem Turn¬ 
unterricht in guter Weise gegeben ist. 

„Der jüngere Teil ist der unselbständige, der der Leitung und Aufsicht 
mehr bedarf als der andere — er ist auch den Gefahren des Großstadt¬ 
verkehres mehr ausgesetzt als der andere und bedarf daher besonderen 
Schutzes. Wer anders soll ihn bieten als die Schule? „öffnet die Schulen 
für die Spiele, laßt die Schüler auf den Höfen im Spiele sich aus¬ 
tummeln“, das sind die Forderungen, die vielfach und mit Recht gestellt 
werden. Dann wird das Kapital, das in den Schulgrundstücken angelegt 
ist, besser ausgenutzt und — neben der praktischen Begründung die ideelle: 
dann wird auch zwischen Lehrer und Schüler ein neues, besonders freund¬ 
liches Band geknüpft, der Verkehr zwischen beiden wird vertrauter, und die 
Schule ist dann nicht mehr allein die Stätte strengen Unterrichtes, sondern 
auch die Stätte der Erholung und Freude! 

„Angenommen, das erstrebenswerte Ziel, daß die Schule auch das Spiel 
zu seiner geordneten Tätigkeit übernimmt, sei erreicht — wie sieht es dann 
mit den Spielplätzen aus? Zunächst die Schulhöfe, sind sie hierfür geeignet? 
Sie liegen zumeist inmitten des Bezirkes, in welchem die Schüler wohnen, 
also nahe und bequem. Daß sie in gesunder Lage errichtet sind, muß als 
selbstverständlich gelten, auch wenn sie nicht immer im Freien liegen: sie 
erfüllen also an sich alle Forderungen, die an Spielplätze zu richten sind. 
Aber eines, und das ist das Wesentlichste, fehlt: genügend Raum für 
den geordneten Spielbetrieb, dieser kann sich nicht frei und wechselnd ent¬ 
wickeln. 

„Nach Kerschensteiner u. a. sollen Schulhöfe so bemessen sein, daß 
auf ein Kind 3 qm entfallen, und jedenfalls soll die Gesamtgröße 3000 qm 
betragen. Neu errichtete Schulen entsprechen diesen Forderungen, einige 
gehen auch darüber hinaus, aber die Mehrzahl bleibt hinter ihnen zurück, oft 
ganz unverhältnismäßig. Aus einer Zusammenstellung der Schulhofgrößen 
für Dresden geht hervor, daß hier der Durchschnitt zwischen 2000 und 
1500 liegt, und daß, wenn auch einige auf 4000 qm und mehr steigen, andere 
dafür bis auf 900 und 600 qm herabsinken. 
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„Ohne weiteres leuchtet ein, daß auf den Schulhöfen nicht gerade Fuß¬ 
ball oder Schlagball gespielt werden muß; daß aber auch ein großer Teil 
anderer Spiele, für die der Platz vorhanden sein würde, ausgeschlossen 
bleiben muß mit Rücksicht auf die große Zahl der Spielberechtigten, 
ist so störend, daß die Verwendbarkeit der Schulhöfe — wenigstens je für 
die ganze Schülerschaft — als ausgeschlossen bezeichnet werden muß. 

„Ein Beispiel: Volksschule mit 1200 Schülern. Diese werden auf die 
sechs Wochennachmittage verteilt; mit Rücksicht auf den übrigen Unter¬ 
richt kann außer Mittwoch und Sonnabend nur einmal, an den gedachten 
Tagen aber zweimal gespielt werden. Dann kommen jeweils 150 Spieler 
gleichzeitig zum Spiel, und auf jeden entfallen bei einer spielfreien Hofgröße 
von 3000 qm 20 qm. Von den Ballspielen bleiben nur Grenz- und Stoßball, 
sowie Korbball unter diesem Maße, alle übrigen: Jagdball, Wurf ball, Rundum, 
Tamburinball, Raffball, Faustball, Lawn-Tennis scheiden aus, selbst wenn für 
sie die Mindestmaße bei der Platzbemessung zugrunde gelegt werden. Und 
wie bei den Ballspielen, so ist es bei den Haschspielen: kurz, würde die 
schulpflichtige Jugend mit ihren Spielen nur auf die Schulhöfe angewiesen 
sein, es träte eine so arge Verkümmerung des Spieles ein, daß die Lust an 
diesem mit verkümmern würde, und das wäre das traurigste Ergebnis aller 
Mühen, ein Ergebnis, das insbesondere im Interesse der Entwickelung der 
Spielbewegung mit allen Mitteln vermieden werden muß. 

„Da die Höfe nicht erweitert werden können, muß die Spielerzahl 
vermindert werden, und das führt zur Teilung der Schüler. Wie schon 
erwähnt, wird diese zweckmäßig in der Weise vollzogen, daß die Gesamtheit 
in zwei Gruppen getrennt wird, von denen die eine die Tumpflichtigen, die 
andere die Nichtturn pflichtigen umfaßt. Jede derselben wird in der Spiel¬ 
frage für sich zu behandeln sein. Den Kleinen ist der Schulhof zu über¬ 
lassen — sie wohnen ihm nahe und sie kennen den Weg, der zu ihm führt. 
Die Turnschüler dagegen, die bereits selbständiger sind, werden auf andere 
Plätze zu verweisen sein. 

„Für die bei solchem Gebahren auf etwa die Hälfte gesunkene Spieler- 
schaft der Kleinen dürften selbst kleine Schulhöfe noch genügen, zumal 
auch der Kreis der Spiele für das jugendlichste Alter ein beschränkter ist, 
und es sich hierbei in der Regel nur um solche Hasch- und Kreisspiele 
handelt, die an sich wenig Raum beanspruchen. Bei größeren Schulhöfen 
ließe sich wohl selbst eine Verminderung der Spielnachmittage durch ge¬ 
schickte Teilung der Spielerzahl erreichen. Wie dem auch sei, mögen wenige 
oder viele, häufig oder selten spielen, jedenfalls müssen die Schulhöfe, wenn 
überhaupt auf ihnen gespielt werden soll, spielmäßig eingerichtet werden. 

„Der Spielplan muß frei sein von allen die Spiele beeinträchtigenden 
Hindernissen, daher müssen Bäume, die nicht an den Rändern stehen, ent¬ 
fernt, Wege, die über den Platz führen, eingezogen, etwaige Befestigungen 
mit Platten oder Steinen beseitigt werden. Die Fläche ist einzuebnen, so 
zwar, daß sie mit geringem Gefälle — nicht über 1 : 100 und nicht unter 
1: 300 — nach der Mitte entwässert wird — nach der Mitte um deswillen, 
weil dann unschwer der Spielplan ganz oder zum Teil während des Winters 
in eine Eisbahn umgewandelt werden kann, auf welcher den Kleinen das 
Schlittschuhlaufen zu lehren und zu üben ist. Einige Schwierigkeit bereitet 
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die Oberflächenbefestigung. Sie wird am besten und billigsten in der 
Weise gebildet, daß man auf eine 10 bis 15 cm hohe Schicht eingewalzter 
Kohlenschlacken eine 4 bis 5 cm hohe Schicht laubfreien Straßen Schlammes, 
der aber mindestens ein Jahr lang gelagert haben muß, trocken auf bringt 
und danach unter ständigem Annässen Sand oder durchgeworfenen Kies 
mit einer schweren Handwalze auf- und einwalzt, bis genügende Dichte und 
Festigkeit gewonnen ist. Eine so hergestellte Decke ist kehrbar und daher 
leicht rein zu halten, sie ist elastisch, daher für Kinderspiele besonders ge¬ 
eignet, und sie ist haltbar auf Jahre hinaus, wenn das Einritzen von Spiel¬ 
malen oder das Anlegen von Vertiefungen in dieselbe verboten wird. Die 
Kosten sind gering — in Dresden beispielsweise betragen sie pro Quadrat¬ 
meter rund 40 Pfennige. 

„Wenn die Schule den Spielbetrieb leitet und überwacht, so fällt ihr 
naturgemäß auch die Verantwortung für die Kinder zur Last. Die natür¬ 
liche Folge hiervon muß sein, daß nur die Kinder zum Spiel auf den Schul¬ 
höfen zugelassen werden, die in der Schule Unterricht genießen. Alle anderen 
grundsätzlich auszuschließen, empfiehlt sich, schon um der Gefahr vorzu¬ 
beugen, die für die ganze Schülerschaft besteht, wenn Ansteckungsstoffe 
durch fremde, von der Schule nicht kontrollierte Kinder eingeschleppt werden. 

„Für die nicht auf den Schulhöfen spielenden Schüler und Schülerinnen, 
die Turnschüler, ist in anderer Weise, und in derselben Weise auch für 
die Schüler der höheren Schulen Sorge zu tragen. Sie sind auf die Spiel¬ 
plätze zu verweisen, die ohnehin für die Erwachsenen einzurichten sind. 
Leitsatz 11 deckt sich mit diesen Darlegungen nicht völlig. Ich ändere 
ihn daher dahin ab, daß er lautet: 

„Der schulpflichtigen Jugend, soweit sie nicht turnpflichtig ist, 
sind die Schulhöfe zur Erlernung und Einübung von der Schule 
geleiteter und beaufsichtigter Bewegungsspiele zu bestimmten Zeiten 
zu öffnen.“ 

„Bei Verweisung der Turnschüler auf die Spielplätze der Erwachsenen 
ist die natürliche Voraussetzung, daß, wenn solche Spielplätze nicht in ge¬ 
nügender Zahl vorhanden sind, sie beschafft werden müssen. Notwendiger¬ 
weise wird bei Prüfung des vorhandenen Bestandes als Maßstab der Bedarf 
der Schulen anzulegen sein. Das Ergebnis wird immer Unauskömmliches 
zeigen, und auf Ergänzung und Vermehrung wird wohl überall zuzu¬ 
kommen sein. Darum erscheint es notwendig, die Ansprüche, die die Schulen 
zu stellen haben, festzulegen und scharf zu begrenzen und sie dann allein 
maßgebend sein zu lassen für die Beschaffung und Einrichtung der Spiel¬ 
plätze. Bei der Bemessung ist zu berücksichtigen, daß für diese nunmehr 
nicht die beschränkten Maße für Schülerspielplätze in Frage kommen, son¬ 
dern die Normalmaße, wie sie für Spiele der Erwachsenen festgesetzt sind, 
und weiter bei der Einrichtung des Spielbetriebes, daß die Plätze 
zeitweise von der Benutzung durch die Schulen freizulassen sind zugunsten 
der Erwachsenen und der übrigen nicht mehr schulpflichtigen Jugend. 

„Die erwähnte kleine Schrift des Zentralausschusses erachtet es für 
genügend, wenn die zeitliche Benutzung in der Weise geregelt wird, daß 
von den sieben Wochentagen die ersten fünf der Schule Vorbehalten werden. 
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Es verbleiben dann Sonnabend und Sonntag, an welchen die Plätze den 
übrigen Spielern zur Verfügung stehen. 

„Für die Anlage der Spielplätze sind in erster Linie weite, frei¬ 
gelegene ebene Anger, auf denen zum Zwecke völliger Einebnungen nicht 
erst große Erdbewegungen erforderlich werden, ins Auge zu fassen. Sie 
müssen abseits vom Verkehr liegen, und mit allen Mitteln ist darauf hinzu¬ 
wirken, daß nicht Wege sie durchschneiden oder ihnen entlang geführt 
werden, denn diese erzeugen Staub und hindern die freie ungezwungene 
Spielentwickelung. Bäume und Anpflanzungen anderer Art sind nur außer¬ 
halb an den Bändern zulässig, hier aber erwünscht, damit den Ruhenden 
und Wartenden, sowie den Zuschauern schattiger Aufenthalt gewährt werden 
kann. Durch Beschaffung von Sitzgelegenheiten gewinnt der Aufenthalt an 
Annehmlichkeit; es empfiehlt sich daher, solche in reichlichem Maße vorzu¬ 
sehen. Bei Berücksichtigung all dieser Voraussetzungen erscheinen für 
Spielplatzanlagen Flußniederungen besonders geeignet, und zwar die 
im Hochwasserbereiche liegenden Teile derselben mehr als die anderen. 
Denn solche dürfen nicht bebaut werden: es erhält damit die fortgesetzte 
Benutzung derselben für Spielzwecke größere Gewähr — sie können auch 
anders als landwirtschaftlich nicht benutzt werden; die Rente, die sie 
abwerfen, ist also gering und dementsprechend der Kaufwert niedrig. End¬ 
lich erweisen sich die Nähe des Flusses, der zumeist höhere Grundwasser¬ 
stand, die zeitweisen Überschwemmungen als vorteilhaft, insofern sie dazu 
beitragen, die Grasnarbe in ihrem Wachstum und Bestand zu fördern. Sind 
nun derartige Flußniederungen auch noch eingedeicht, so bieten die Deich¬ 
dämme willkommene und passende Gelegenheit, die Spiele von ihnen aus 
beobachten und verfolgen zu können. 

„Die Spielplätze sollen zwar tunlichst eben liegen, da aber die Ober¬ 
flächen abzuwässern sind, und dies am einfachsten und billigsten und in 
durchaus genügender Weise durch Neigung derselben geschieht, so sind die 
Grenzen festzustellen, bis zu welchen gegangen werden kann, ohne daß der 
Spielbetrieb leidet Nach den Erfahrungen, die wir in Dresden an den Elb¬ 
wiesen bei Antons gemacht haben, kann mit den Neigungen unbedenklich 
bis 1: 250 gegangen werden. 

„Ob die Oberflächenwässer zu sammeln und wie sie zu beseitigen sind, 
das sind Fragen örtlicher Natur, die von Fall zu Fall erörtert und ent¬ 
schiedenwerdenmüssen; das Einfachste, Wirksamste und Billigste ist, wenn 
die Wässer, soweit sie nicht auf den Plätzen versinken, über diese hinweg 
nach außerhalb liegenden Tiefgebieten frei ablaufen können. Dies fördert 
zugleich den Graswuchs und hält Stauberzeugung ebenso hintan wie Pfützen¬ 
bildung. 

„Die erwünschteste Oberflächenbefestigung bietet kurzgehaltener dichter 
Rasen. Er tut den Augen wohl, ist elastisch und weich und unschwer zu 
beschaffen. Schwer dagegen ist seine Erhaltung! An den Stellen, wo die 
Spielbewegung lebhaft zusammendrängt, ist die Abnutzung eine außerordent¬ 
liche, und schon wenige Tage nach Überlassung neu hergerichteter Flächen 
an den Spielbetrieb zeigen sie wunde, abgetretene Stellen, die während der 
Spielzeit weder durch besondere Behandlung, noch durch besondere Pflege 
zum Verschwinden gebracht werden können. Hierunter leidet das Aussehen 
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der Plätze erheblich, und es ist daher zu erwägen, ob nicht Ihr die Fußball¬ 
spiele, die das Wund werden des Rasens hauptsächlich verursachen, eine 
andere Befestigung des Spielplanes zweckmäßig ist. Man könnte daran 
denken, sie wie die Schulhöfe zu befestigen, aber ich bin sicher, daß es ge¬ 
nügt, sie einfach unbesät zu lassen; die Beseitigung des Grases und Un¬ 
krautes, das dann doch noch entstehen würde, verursacht sicher weniger 
Mühe und weniger Kosten als die Beschaffung und Erhaltung des Rasens. 
Auch wird durch Versuche festzustellen sein, ob nicht von besonders guter 
Wirkung die Behandlung unberast bleibender Flächen mit Westrumit ist, 
das, vermischt mit Wasser, jetzt vielfach als Staublöschmittel Verwendung 
findet und bei dessen Anwendung die Straßen Oberfläche ein an den Asphalt 
erinnerndes Aussehen annimmt. Hierüber können nur Versuche Auf¬ 
schluß bringen. Zeitigen diese gute Erfolge, so wird insbesondere auch 
erreicht, daß die Plätze ununterbrochen benutzt werden können und nicht 
zeitweise ruhen müssen, um der Grasnarbe Zeit zu gewähren, sich neu zu 
entwickeln. 

„Alle Spielplätze bedürfen einer besonderen Abwartung. Diese hat 
sich außer auf Reinhaltung und Ordnung in der Hauptsache auf die Er¬ 
haltung des ursprünglichen Zustandes zu richten. Der Rasen ist zu pflegen, 
Vertiefungen und sonstige Unebenheiten im Entstehen zu unterdrücken, bei 
trockenem Wetter ist zu sprengen. Hierzu muß Wasser in ausreichendem 
Maße zur Verfügung stehen, und da nicht daran gedacht werden kann, das 
Wasser durch schwere, furchenziehende Sprengwagen aufzubringen, so sind 
über das ganze Gebiet Hydranten zu verteilen, von denen aus alle Teile 
leicht und bequem besprengt werden können. Ist das Wasser trinkbar, so 
sind einzelne an den Rändern befindliche Hydranten als Trinkwasserentnahme¬ 
stellen einzurichten. Anderenfalls sind ebenda Brunnen oder Druckständer 
mit Anschluß an besondere Trinkwasserleitungen anzulegen. 

„Endlich sind an geeigneten Stellen Unterkunftsräume zu schaffen, die 
ebenso für die Ablegung der Kleider und Wertsachen, wie für die Auf¬ 
bewahrung der Spielgeräte zu dienen haben. Zweckmäßig ist es, wenn in 
ihnen auch Gelegenheit zum Waschen, zum Verrichten der Notdurft und 
zum Trinken von Wasser geboten werden kann. 

„Wo hohe Böschungen die Plätze einrahmen, werden diese Unterkunfts¬ 
räume mit Vorteil in diese eingebaut. Ihr Dach läßt sich dann wohl auch 
zur Pergola ausgestalten, auf der die Preisrichter und bei größeren Ver¬ 
anstaltungen die Ehrengäste die Spiele zu übersehen vermögen. Ein Bei¬ 
spiel solcher Anlage bieten die Dresdener Spielplätze bei Antons, wo das 
Bootshaus einer Rudergesellschaft im Unterbau die Unterkunftsräume, im 
Überbau die laubenförmige Pergola bietet. 

„Nun zu der wichtigsten Frage, der des Landbedarfes zur Anlage 
ausreichend großer Spielplätze! 

„Der mehrerwähnte „Ratgeber“ des Zentralausschusses stellt zunächst 
als Grundsatz auf: „Spielplätze im Freien, welche dem Spielbetrieb ganzer 
Schulen und größeren Spielverbänden Erwachsener dienen sollen, müssen 
mindestens 5 ha groß sein, denn auf ihnen sollen Schlagball, Grenzball, 
Schleuderball, Fußball und ähnliehe Spiele betrieben werden, welche viel 
Raum erfordern.“ 
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„Bei den nun folgenden Berechnungen des Büchleins wird nur auf 
Knaben Bezug genommen unter der Voraussetzung, daß die Mädchen an 
den für die Schulen nicht beanspruchten Tagen mit zum Spielen gelangen. 

„Dabei wird angenommen, daß auf 100000 Einwohner 4000 spiel¬ 
berechtigte Knaben vorhanden sind — in Dresden 4200. Diese sollen das 
ganze Jahr hindurch spielen, also Sommer und Winter. Im Winter soll der 
kurzen Tage wegen nur einmal gespielt werden, und zwar Fußball als das 
beliebteste Winterspiel. Werden die 4000 Schüler auf fünf Nachmittage 
Terteilt, so gelangen an jedem 800 zum Spielen. Diese teilen sich in Ge- 
Bpielschaften von je 25, deren entstehen 32, und da jede Fußball spielt, so 
und auch 32 Spielplätze, jeder rund 8000 qm groß, zusammen also rund 
25ha, Spielplatzland benötigt für je 100 000 Einwohner! 

„Eine Stadt wie Dresden mit 500000 Einwohnern hätte danach für 
Spielplätze im Ausmaße von 125ha zu sorgen, wobei an die Lage und Be¬ 
schaffenheit noch besondere Ansprüche zu stellen sind. 

„Ich habe auf das Exempel die Probe gemacht an Dresden und zu 
ermitteln versucht, welche Flächen überhaupt für Spielplatzanlagen in Frage 
kommen können. Nach den Forderungen des Zentralausschusses handelt 
es flieh um eine Fläche fast so groß wie der gesamte Große Garten. Nehme 
ich alle Flächen zusammen, die überhaupt in Frage kommen können — sie 
liegen im Überschwemmungsgebiete der Elbe —, so gelange ich nur auf 
84 ha und unter Hinzunahme der in der Mitte des linkselbischen Stadtgebietes 
gelegenen, für Spielzwecke schon eingerichteten Güntzwiesen auf rund 87 ha. 
Und, meine Herren, in dieser an sich außerordentlichen Größe müssen alle 
Reserven mit enthalten sein, die die künftige Zunahme der Bevölkerung 
erforderlich macht! 

„Es kann nicht daran gedacht werden, so ungeheure Flächen, wie der 
Zentralausschuß sie berechnet, für Spielzwecke zu erwerben, und noch 
weniger, sie hierfür einzurichten, weder in Dresden noch anderwärts. Es 
muß daher die Berechnung anders geführt werden. 

„Zweifellos tritt im Winter das Spielbedürfnis zurück; es kann daher 
den Winterspielen keineswegs die Bedeutung beigelegt werden, daß sie als 
maßgebend anzusehen sind. Sodann ist es nicht angezeigt, das Fußballspiel 
als ausschlaggebendes Winterspiel gelten zu lassen. Abgesehen davon, ob 
ei die Ärzte für zweckdienlich erachten können, daß in leichter Kleidung 
bei niederer Temperatur ein Spiel betrieben wird, bei dem der Spieler bald 
energisch tätig sein, bald sich ruhig verhalten muß: es kann nicht gespielt 
werden bei Schnee und Eisglätte und bei heftig wehenden Ostwinden. Es 
ist daher auch zwecklos, eine Abminderung des Baumbedarfes auf der 
Grundlage anzustreben oder herbeizuführen, daß die Spielzeiten im Winter 
verlegt oder gekürzt werden, um an Stelle einmaliger Benutzung die zwei¬ 
malige treten zu lassen. 

„Grundsätzlich wird man sich vielmehr dafür aussprechen müssen: daß 
die Spielplätze für die Sommerspiele einzurichten sind, und daß 
die für die Sommerspiele ausreichend bemessenen Plätze auch 
für die Winterspiele zu genügen haben. 

„Aus welchen Erwägungen heraus die Bemessung des Raumes für die 
Sommerspielplätze zu erfolgen hat, sei mir gestattet an einem praktischen 
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Beispiel darzutun, nämlich, wie ich mir denke, daß in Dresden vorzugehen 
sei, um zu einem brauchbaren, aber auch annehmbaren Ergebnis zu gelangen. 

„Unterlage für die Zahlen, mit denen zu rechnen ist, gibt die summa¬ 
rische Übersicht über die öffentlichen und die Privatschulen. Die Fürsorge 
der Stadt hat sich zunächst auf die städtischen Schulen zu erstrecken, 
und zwar in erster Linie auf eine nach den Grundsätzen des Zentralaus¬ 
schusses einzurichtende Befriedigung des Spielbedürfnisses der Knaben. 
Dabei wird angenommen, daß die hiernach zu bemessenden Plätze in Ver¬ 
bindung mit der auf fünf Tage beschränkten Inanspruchnahme durch die 
Schulen sich als ausreichend erweisen, um auch das Spielbedürfnis der 
Mädchen und der Schüler der Privatschulen, sowie der Spielverbände Er¬ 
wachsener befriedigen zu können. Um mit der Anlage der Spielplätze dem 
Bedürfnis folgen zu können, empfiehlt es sich, schon bei dem Landerwerb 
die Möglichkeit zukünftiger Vergrößerung der zunächst zur Ausführung 
vorgesehenen Anlagen ins Auge zu fassen. Für die Bemessung der ein¬ 
zelnen Plätze soll als maßgebend das Fußballspiel angesehen werden. Es 
erfordert bei 110 m Länge 75 m Breite, Raffball erfordert 200 m Länge bei 
50 m Breite. Der Raum für dieses ist gewonnen, wenn zwei Fußballplätze 
hintereinander angeordnet werden oder vier nebeneinander. In dem einen 
Falle entsteht ein Platz von 220 m Länge und 75 m Breite für ein Spiel, 
in dem anderen ein solcher von 200 m Länge und 110m Breite für vier 
Spiele. Jeder Fußballplatz bietet aber auch Raum für vier Schlagballspiele, 
da diese nur 60.25 m erfordern. Alle übrigen Spiele setzen geringere 
Maße voraus, können also in mehr oder minder zahlreichen großen und 
kleinen Gespielschäften gleichfalls auf den für Fußball bemessenen Plätzen 
gespielt werden. Die für erforderlich erachtete Mindestfläche von 5 ha 
reicht gerade aus zur Unterbringung von sechs Fußballspielplätzen, wobei 
vorausgesetzt wird, daß Breitenabmessungen von 75, 110, 150 oder 185 m 
für den Gesamtplatz gewählt werden können. Ein Überschuß von 500 qm 
verbleibt dann für die zu errichtenden Baulichkeiten. 

„Als spiel berechtigt sollen allein die Turnschüler der städtischen Schulen 
angesehen werden. Dresden zählt nach dem Stande vom 1. Juni rund 
21 600 Turnschüler. Davon entfallen auf die neun höheren Schulen rund 
4000 und auf die 60 Volksschulen rund 17 600. Es wird angenommen, 
daß die Schüler die Spielfertigkeit in der Weise sich aneignen, daß in den 
Volksschulen als Endziel Sicherheit im Schlagball, in den höheren Schulen 
Sicherheit im Fußball angesehen wird; ferner, daß für diese Spiele ent¬ 
sprechender Raum zu beschaffen ist je ganz für die eine Hälfte der Schüler, 
d. h. die die Fertigkeit erlangt hat, und je halb für die andere Hälfte, die 
Lernenden. 


„Da nun jeder Spielplatz ein Vielfaches von Fußballspielplätzen sein 
soll, ein Fußballspielplatz aber ausreicht für vier Schlagballspiele, so wird 
die Zahl der Schlagballspieler, um auf Fußballplätze zu gelangen, von 

17 600 

17 600 zunächst zu reduzieren sein auf --— = 4400 Fußballspieler. Es 

4 

ist daher zu rechnen mit zusammen 4000 -j- 4400 = 8400 Fußballspielern. 
Von diesen beansprucht die Hälfte volle Spielplätze, die andere Hälfte halbe. 
I m zu nur vollen Fußballplätzen zu gelangen, ist also die Spielerzahl noch 
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um ein Viertel abzumindern, sie sinkt damit auf 6300. Für diese 6300 
Spieler sind volle Fußballplätze zu beschaffen. 

„In der Woche wird an fünf Tagen in zwei Folgen gespielt, daher 
kommen auf einmal zum Spiel 630 Schüler oder geteilt in Gespielschaften 
zu je 25 rund 25 Gespielschaften, für deren jede ein Fußballspielplatz vor¬ 
zusehen ist. Da ein solcher 8250qm groß sein soll, so ist insgesamt das 
Bedürfnis der spielenden Dresdener Schuljugend zu befriedigen mit 20*625 ha. 

„Das sind nicht mehr die ungeheuerlichen Flächen von vordem, und es 
fällt nicht schwer, für sie entsprechende Plätze im Stadtplan aufzufinden 
und vorzusehen. Bringt man die Güntzwiesen in Verbindung mit einem 
vom Königlichen Großen Garten überlassenen Fußballplatz und die im 
Stadtgebiete verteilten Aushilfsplätze mit in Anschlag, so dürfte es genügen, 
die Spielplatzwiesen bei Antons zu erweitern und den Anfang zu machen 
mit neuen Spielplatzanlagen auf Altstädter Seite — in der Hochwasser¬ 
flutrinne der Elbe — im großen Gehege und auf Neustädter Seite in den 
Elbwiesen unterhalb des Waldschlößchens. Alle drei Plätze würden land¬ 
schaftlich geradezu ideal liegen: nach der einen Seite der Blick auf das 
einzig schöne Stadtbild, nach der anderen Seite über den belebten Strom 
hinweg in die grünenden Berge, und alle drei Plätze umgeben von hoch die 
Spielanlagen überragenden Straßen und Terrassen, die großen Zuschauer- 
mengen den Ausblick in die Landschaft und den Überblick über das Spiel¬ 
getriebe von baumbepflanzten schattigen Plätzen aus gewähren. 

„Bei Verteilung der Schulen auf die einzelnen Plätze wird daran festzu¬ 
halten sein, daß eine räumliche Trennung der Volksschulen von den höheren 
vermieden wird, und daß die Plätze je den ihnen zunächst gelegenen Schulen 
zu dienen haben. Außer Betracht zu lassen sind die Schulen, die auf den 
bereits vorhandenen Plätzen untergebracht sind, sodann die, welche an der 
äußersten Stadtgrenze im Freien gelegen sind; die letzteren in der An¬ 
nahme, daß für sie vorübergehend Plätze unschwer in unmittelbarer Nähe 
eich beschaffen lassen werden. Bei Beachtung des Gesagten würden in 
Dresden von den verbleibenden zu verweisen sein 4 höhere und 13 Volks¬ 
schulen auf die Wiesen bei Antons, 4 höhere Schulen und 17 Volksschulen 
auf die im Gehege und 8 Volksschulen auf die Waldschlößchenwiesen. Er¬ 
reicht wird bei solcher Verteilung, daß durch Hinzunahme weiterer Flächen 
benachbarten Landes jeder der drei Spielplätze für sich auf etwa die doppelte 
Größe gebracht werden kann. 

„Meine Herren! Ähnlich wie in Dresden werden die Verhältnisse in 
vielen anderen Städten sich gestalten lassen. Notwendig wird nur sein, 
eich rechtzeitig geeignetes Land zu sichern und dabei auf genügende Er- 
weiterungsmöglichkeit Rücksicht zu nehmen. 

„Das, was ich über diese Spielplatzanlagen gesagt habe, fasse ich zu¬ 
sammen in den letzten Leitsatz (gegenüber dem gedruckten etwas geändert): 
„Für die turnpflichtige Jugend sollen möglichst große Rasenflächen 
in günstiger Lage des Stadtgebietes zu Spielplätzen eingerichtet 
und so bemessen und betrieben werden, daß sie auch von der nicht 
mehr schulpflichtigen Jugeffd und von Erwachsenen mitbenutzt 
werden können. Sie sollen an der Oberfläche frei, eben und mög¬ 
lichst horizontal und so gehalten sein, daß jede Staubentwickelung, 
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sowie alle Schlamm- und Pfützenbildung ausgeschlossen bleibt, für 
die Spielenden in unmittelbarer Nähe Unterkunftsräume mit Ge¬ 
legenheit zur Kleiderablage, Verrichtung der Notdurft, Aufbewah¬ 
rung der Spielgeräte, sowie zum Waschen und Trinken und für die 
Zuschauer freie Übersicht, Schatten und Sitzgelegenheit bieten. 1 * 

„Es fragt sich endlich, ob es wünschenswert oder gar notwendig ist, 
bei Schaffung von Jugendspielplätzen auf den Sport Rücksicht zu nehmen 
und für diesen besondere Plätze, auf denen auch er sich betätigen kann, 
sogleich mit vorzusehen. Ich rechne zum Sport, der hierbei in Frage kommen 
kann, Radfahren und Lawn-Tennisspiel. Beide vermögen nicht viele zu ver¬ 
einigen, beide erfordern zu ihrer Betätigung kostspielige Mittel. Jugend¬ 
spiele sollen nicht als Sport angesehen werden und nicht sportsmäßig be¬ 
trieben werden; besonders scharf zum Ausdruck wird dies kommen, sobald 
die Schule ihre Fürsorge ihnen zuwendet. 

„Wird dies anerkannt, so ist eine reinliche Scheidung geboten und 
zu empfehlen, die La wn - Tennisspieler und Radfahrer für sich sorgen zu 
lassen. 

„Etwas anders liegt die Sache beim Rudern und Schwimmen; aber 
auch sie scheiden in der Regel aus, ohne weiteres, wenn ihr Element, das 
Wasser, nicht den Spielplätzen unmittelbar benachbart ist, aber auch sonst; 
das Rudern, weil es große Wege fordert, das Schwimmen, weil es nur auf 
beschränktem Raume, zu dem Schwimmer und Zuschauer in nur beschränkter 
Zahl herangelassen werden können, sich abspielen kann. 

„In Dresden liegt die Elbe den Spielplätzen nahe, ebenso die Rennbahn, 
hier kann der Wasser- und Rennsport wenigstens bei Gelegenheit der vater¬ 
ländischen Festspiele sich Geltung verschaffen und zu deren Belebung mit 
beitragen. Aber nicht überall liegen die Verhältnisse gleich günstig. 

„Ich füge daher den vier Leitsätzen einen fünften hinzu: 

„Plätze für Lawn-Tennis, Radfahren, Rudern und Schwimmen 
brauchen nicht mit den Spielplätzen in unmittelbarer Verbindung 
zu stehen.“ 

„Und nun, meine Herren, zum Schluß noch einige Worte der Mahnung 
zur Vorsicht an alle diejenigen, die es mit der Förderung der Spielbewegung 
wohlmeinen: 

„Manch großer Plan ist für unmöglich erklärt und zu Falle gebracht 
worden, weil er zu groß angelegt war oder weil er der Zeit vorauseilte und 
mit der Entwickelung nicht Schritt hielt, und mancher Plan ist verworfen 
worden, weil er das Bestehende in seine Kreise zog und in seinem Bestände 
gefährdete. Darum Maß halten im Fordern, nicht hasten und mit den 
Verhältnissen rechnen! Insbesondere hüte man sich, den Weg zu gehen, 
der vielfach als gangbar und natürlich bezeichnet wird und auf den auch 
das kleine mehrerwähnte Büchlein wiederholt hinweist: die Spielplätze in 
die öffentlichen Anlagen, in Stadtparks und dergleichen zu verlegen. Wo 
solche neu angelegt werden, mag die Forderung berechtigt sein, doch sollte 
sie dann richtiger lauten: „Wenn ihr*Spielplätze anlegt, da vergeßt nicht 
sie mit Anlagen zu umgeben“; wo es sich aber um alten Besitz handelt, 
da sollte man sich immer vor Augen halten, daß man an Stelle grüner 
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Wiesen in anmutiger Bewegung und Umrahmung Platze treten lassen will, 
eben und von rechteckiger Begrenzung mit oft nieder- und abgetretenem 
Rasen, denn es liegt in der Natur des geordneten Spieles, daß es das eine 
zur Voraussetzung und das andere zur Folge hat. Eingriffe in vorhan¬ 
dene Anlagen werden immer wie Angriffe aufgefaßt und erzeugen Gegner, 
Widerspruch und Kampf. Darum ist vorsichtiges Vorgehen das Mindest- 
gebotene. 

„Wo aber Anlagen sich offensichtig für Spielzwecke eignen, wo ihre 
Einrichtung hierfür ohne große Veränderungen und Umwälzungen möglich 
ist, da öffne man sie zunächst der weiblichen Jugend! Mädchen spielen 
nicht Fußball, Mädchen sind leichtfüßig! Die von ihnen geübten Spiele 
erfordern geringeren Raum und nicht immer rechteckige Begrenzungen der 
Spielfelder. Ihnen mögen Spielplätze in den schattigen Anlagen geboten 
werden — die Anmut ihrer Bewegungen möge sich dann vereinigen mit der 
Anmut der Landschaft, sie beleben und ihre Reize erhöhen! 

„Im übrigen aber: Maßhalten in den Forderungen und der Entwicke¬ 
lung Zeit lassen! Klein anfangen, groß aufhören — das sei die Losung!“ 

Der Vorsitzende eröffnet hierauf die Diskussion und erteilt das Wort 
zunächst Herrn 

Stadtschulrat Dr. Sickinger (Mannheim): „Meine Herren! Der 
Begriff der Schulhygiene, ursprünglich identisch mit „Hygiene des Schul- 
hau8e8 u , ist schon längst übergegangen in den Begriff der Hygiene der 
Schüler, und heute ist die Schule ein eminent öffentlicher Faktor geworden, 
so daß die Schulhygiene als ein Teilgebiet der öffentlichen Gesundheits¬ 
pflege bezeichnet werden darf. Freilich gibt es noch Laien und auch Schul¬ 
männer genug, die an der alten Begriffsbestimmung der Schule festhalten, 
die also meinen, die Schule und die ganze Tätigkeit der Schule habe sich 
zu beschränken auf die geistige Ausbildung, alles übrige, was die Er¬ 
ziehung der Jugend betreffe, müsse dem Hause überlassen bleiben. Das 
stimmte wohl für frühere Zeiten; denn die Schule ist keine Institution, die 
?on Anfang an da war, sondern ist eine Hilfsinstitution der häuslichen 
Erziehung; als solche hatte sie natürlich zunächst das Dringlichste zu 
übernehmen gehabt, was das Haus nicht mehr leisten konnte, das ist eben 
die geistige Ausbildung. 

„Aber mit dem Fortschreiten der Zeit und der Bedürfnisse hat sich 
auch der Begriff dessen, was in den Bereich der Schule gehört, naturgemäß 
erweitert, und so kamen wir aus der Überzeugung heraus, daß die häusliche 
Erziehung auch nach der Seite der Körperpflege einer Ergänzung bedürfe, 
zunächst zur Einführung des Turnens in unseren Schulen. Wenn man aber 
bedenkt, daß den zwei bis drei wöchentlichen Turnstunden 30 bis 40 und 
noch mehr Stunden geistiger Anstrengung gegenüberstehen, so kann man 
sich der Einsicht nicht verschließen, daß weder das Maß noch die Art der 
gebotenen Bewegung zu einer ergiebigen Entwickelung des jugendlichen 
Körpers und zu der so notwendigen Erfrischung des jugendlichen Geistes 
ausreicht. Und so sehen wir den Begriff der Schulerziehung und die Auf¬ 
gabe der Schule Schritt für Schritt sich erweitern, am umfassendsten auf 
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dem Gebiete der Volksschule und insbesondere auf dem Gebiete der groß¬ 
städtischen Volksschule, deren Pfiichtenkreis heute unter dem Zwange der 
Verhältnisse neben dem Unterricht eine Reihe von Maßnahmen umfaßt, die 
wir unter dem Begriff „Schulhygiene“ zusammenfassen. So hat sich all¬ 
mählich der Begriff der modernen, der sozialhygienischen Schule heraus¬ 
gebildet: „Die Schule ist die Summe derjenigen Veranstaltungen, die sich 
im Laufe der kulturgeschichtlichen Entwickelung als Ergänzung der häus¬ 
lichen Erziehung als notwendig erwiesen haben.“ Diese Begriffsbestimmung 
der Schule läßt die Bedeutsamkeit und die Notwendigkeit des heute erörter¬ 
ten Themas so recht in die Erscheinung treten. Sind doch selbst die besser 
gestellten Schichten der städtischen Bevölkerung heute nicht mehr in der 
Lage, von sich aus ihren Kindern das zu bieten, was wünschenswert ist, um 
einen entsprechenden Spielbetrieb ins Leben zu rufen, noch viel weniger 
natürlich diejenigen sozialen Schichten, welche ihre Kinder ausschließlich in 
die Volksschule schicken. 

„Indes müssen von den Momenten, welche die Referenten hervor¬ 
gehoben haben, seitens des Vertreters der Schule besonders zwei wegen ihrer 
praktischen Bedeutung nochmals betont werden. Einmal, daß nicht alle 
Plätze von irgend welcher Lage, Größe und Beschaffenheit für den gedachten 
Zweck geeignet sind; sodann, daß mit der Bereitstellung der Plätze nicht 
alles getan ist, sondern, wo es sich um Massen handelt, wie in unseren 
Städten, unbedingt eine Organisation, eine Ordnung der Massen, eine ge¬ 
regelte Spielerlernung und maßvolle Spielleitung erforderlich ist. 
Durch Aufklärung über das, was in dieser Hinsicht not tut, hat sich, wie Sie 
wissen, der Deutsche Verein für Volks- und Jugendspiele hervorragende 
Verdienste erworben. Aber auch Ihr Verein, meine Damen und Herren, 
darf den Anspruch auf Dank bei allen denen erheben, welchen die Er¬ 
ziehung einer frischen, leistungskräftigen Jugend am Herzen liegt, ins¬ 
besondere bei den Bewohnern unserer Stadt. Sie haben Ihre Versamm¬ 
lungen als Wauderversammlungen eingerichtet und verfolgen damit den 
Zweck, durch Ihre Beratungen an den einzelnen Orten Anregung zu geben 
zum Fortschreiten auf den Wegen, die Sie sich vorgezeichnet haben. Nun, 
ich kann Ihnen die Versicherung geben, daß speziell für Mannheim die heute 
gegebenen Anregungen ihre Früchte tragen werden. Gerade in der letzten 
Zeit haben wir in unserer Rhein- und Neckarstadt erfreuliche Anfänge des 
Jugendspiels zu verzeichnen, dank dem Entgegenkommen des Vereins für 
Ferienkolonien und der städtischen Verwaltung. Freilich, Opfer kostet auch 
diese Neuerung, aber Opfer, die der Jugend, unserem eigenen Fleisch und 
Blut, gebracht werden. Zweierlei möge man bei diesen Opfern bedenken: 
einmal, daß dabei nur eine mäßige Erhöhung des Anlagekapitals, das wir 
in unseren Schulen bereits angelegt haben, in Frage kommt, daß aber diese 
verhältnismäßig geringe Steigerung des Anlagekapitals eine wesentliche 
Erhöhung des Zinsenerträgnisses zur Folge haben wird; zweitens möge man 
sich gegenwärtig halten, daß die Steigerung der Leistungsfähigkeit und 
Arbeitskraft der heranwachsenden Jugend eine Steigerung der Steuerkraft 
der künftigen Bürger bedeutet, wie überhaupt jeder bildungspolitische Fort¬ 
schritt, was man immer mehr einsieht, stets auch ein wirtschaftspoliti¬ 
scher Fortschritt ist.“ 
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Professor und Universitätsdozent Dr. med. et phil. Griesbach 

(Mülhausen - Basel): „Hochverehrte Anwesende! Die Frage, die heute hier 
behandelt wird, hängt in der Tat mit der Schul-, insbesondere aber mit der 
Unterrichtshygiene auf das allerinnigste zusammen. Sie haben von dem 
ersten der Herren Referenten gehört, wie es mit der Gesundheit unserer 
Jugend aussieht. Man muß da zwei Jugendabteilungen, wenn ich mich so 
ausdrücken darf, unterscheiden, erstens die Jugend der Volksschule und 
zweitens die Jugend der höheren Schule. Es waren hier Pläne ausgelegt, 
wie Spielplätze einzurichten sind. Es wird immer wieder betont, wie not¬ 
wendig es ist, daß überall solche Spielplätze angelegt werden. Aber, meine 
verehrten Herren, diese Spielplätze bleiben zum größten Teil leer; diejenigen, 
die da spielen sollen, kommen nicht, es sind Umstände vorhanden, die sie 
am Kommen verhindern. Die Volksschüler hätten vielleicht noch dann und 
wann Zeit, in ergiebiger Weise die Plätze zu besuchen. Aber viele von 
ihnen werden des Nachmittags, wenn sie frei sind, zu anderen Dingen heran¬ 
gezogen. Die Schüler der höheren Lehranstalt müssen von morgens früh 
bis mittags und nachmittags von 2 bis 4, bis 5, bis 6 Uhr ihre Sitzzeit aus¬ 
dehnen. Diese unglückliche Sitzzeit, die das Blut stocken macht! Und 
wenn sie dann endlich schulfrei sind und nach Hause kommen, dann müssen 
eie die häuslichen Schularbeiten erledigen, und diese Beschäftigung wird 
nicht selten bis 10, 11, 12 Uhr nachts fortgesetzt. Wo bleibt da noch Zeit 
zu körperlicher Betätigung, zu frohem Jugendspiel, zum Verkehr selbst in 
der Familie? Sie fehlt vollkommen. Und wenn es dann endlich so weit ge¬ 
kommen ist, daß der „höhere Schüler“ und die „höhere Schülerin u mit der 
Schule abschließen und das erreicht haben, was sie erreichen wollten, dann 
ist der Körper welk, es fehlt an Lust, vor allen Dingen es fehlt an Kraft« 
sich den Jugendspielen zu widmen. 

„Sie erkennen jetzt die Beziehung und den Zusammenhang zwischen 
der Frage, die hier heute behandelt wird, und der Unterrichtshygiene. Es 
fragt sich nun: wie sollen denn die Plätze bevölkert werden, was läßt sich 
tun, um Zeit für die körperliche Betätigung der Jugend zu gewinnen? Daß 
eine solche notwendig ist, sehen Sie alle ein. So, wie die Verhältnisse augen¬ 
blicklich liegen in der körperlichen Erziehung der Jugend, kann es meiner 
Ansicht nach nicht weiter gehen. Die aus dem Mangel an Bewegung und 
der übermäßigen Heranziehung zu geistiger Arbeit resultierende Körper- 
entkräftung wird infolge gehäufter Vererbung durch Generationen immer 
erheblicher. Die körperliche Leistungsfähigkeit der Jugend wird immer 
geringer. Verehrte Anwesende! Unsere militärischen Verwaltungen haben 
da auch ein Wort mitzureden. Gewiß sind mehr oder weniger schlechte 
Zustände bei den gewöhnlichen Rekruten vorhanden; aber, soweit ich über 
die Sache unterrichtet bin, nimmt der Prozentsatz an Nichtwehrfähigen in 
den höheren Gesellschaftsschichten von Jahr zu Jahr zu. Unsere Militär¬ 
ärzte könnten davon berichten, wenn sie nur dürften! Nicht ohne Grund 
hat das Kriegsministerium neuerdings Karten ausgegeben, die Ihnen bekannten 
Zählkarten für Einjährig-Freiwillige, um diesen Dingen bei dem Aushebungs¬ 
geschäft etwas näher nachzuforschen. Auf diesen Karten wünschte ich nur 
noch einen Vermerk zu haben, der darauf fehlt. Ich möchte, daß nicht nur 
die Frage darauf stände, welche Schule der Einjährige und bis zu welcher 
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Klasse er sie besucht hat, sondern auch die Frage, in welcher Stadt diese 
Schule liegt, denn dann werden wir bei der mangelnden Einheitlichkeit des 
Schulwesens im Deutschen Reiche ganz sicher weitere Anhaltspunkte be¬ 
kommen hinsichtlich des Schulbetriebes in den einzelnen Bundesstaaten. 

„Ich frage, wie können wir es einrichten, daß die Überbürdung — 
meine Herren, das ist keine leere Phrase, sie ist vorhanden — endlich auf¬ 
hört. Sehen Sie einmal hin auf die Stadt Mannheim. Hier hat man neuer¬ 
dings einen wichtigen Punkt angestrebt, vielleicht auch schon erreicht, der 
mit zur Belebung der Spiel- und Sportplätze beitragen könnte. Ich meine 
die Freiheit des Nachmittags, die endliche Beseitigung des so viel be¬ 
sprochenen, verschrienen Nachmittagsunterrichts. Ich kann hier ja nicht 
alle die Gründe vom rein hygienischen und pädagogischen Standpunkte an¬ 
führen, die gegen ihn sprechen, ich will jetzt nur hervorheben, daß, wenn 
er fällt, sich dann vielleicht die Zeit erübrigen lassen möchte zur Belebung 
und Kräftigung unserer Jugend durch Spiel und Sport. In anderen Städten 
ist man nach dieser Richtung hin sehr rückständig. Ich gebe zu, daß im 
Norden von Deutschland einiges geschehen ist; ich erinnere nur an Ham¬ 
burg, Lübeck, Magdeburg, Berlin; ich finde nicht gleich alle Städte, wo 
jetzt schon der Nachmittagsunterricht zugunsten der Freizeit, zur Ab¬ 
kürzung der Sitzzeit und zum Zwecke körperlicher Übungen ausgeschlossen 
worden ist. Ich glaube, es sind noch andere Möglichkeiten vorhanden, um 
für die Hygiene der Jugend, für Spiel und Sport derselben, für körperliche 
Betätigung nach allen Richtungen hin, item für die Kräftigung des jugend¬ 
lichen Organismus Sorge zu tragen. 

„Wir haben jetzt glücklich vier Vereine, die Bich der Sache annehmen 
können. Unser Verein hier könnte in erster Linie mitarbeiteu, dann ist 
der Deutsche Verein für Schulgesundheitspflege zu nennen, und der ist dieser 
Frage auf seiner letzten Versammlung Pfingsten in Stuttgart näher ge¬ 
treten. Das Verhandlungsheft habe ich zur allgemeinen Einsicht hier mit¬ 
gebracht; dann ist noch vor allen Dingen der Verein für Volks- und Jugend- 
spiele und endlich der Verein für Volkshygiene zu nennen, und, meine 
Herren, ich glaube, wenn diese vier Vereine geschlossen, Hand in Hand 
Zusammenwirken, dann läßt sich etwas erreichen. 

„Wir müssen nicht nur bei den Stadtverwaltungen anklopfen, sondern 
auch bei den Regierungen, wir müssen dahin wirken, daß das Schulwesen 
im Deutschen Reiche ein mehr einheitliches wird, daß nicht jeder der 26 
Bundesstaaten sein eigenes Schulwesen hat. Wir müssen vor allen Dingen 
versuchen, daß wir eine einheitliche Konferenz für das Deutsche Reich 
durchbringen unter der Führung und unter den Auspizien der Regierungen. 
Aber allerdings darf es nicht eine solche Konferenz sein, wie die letzte über 
Fragen des höheren Unterrichts in Berlin 1900, denn zu solchen Konferenzen 
ist, glaube ich, das Vertrauen eines großen Teiles des deutschen Volkes 
erschüttert worden. Dort sind Sie nicht gefragt worden. Die Hygieniker 
sind überhaupt nicht berücksichtigt worden, sondern es sind in erster Linie, 
ja ich kann sagen, fast einzig und allein nur Schulmänner in Betracht ge¬ 
kommen. 

„Gestern habe ich schon hervorgehoben, daß wir unsere Bestrebungen 
hineintragen sollen in die Schulverwaltungen. Wir sollen versuchen, die 
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lehrenden und leitenden Organe über die Hygiene des Körpers und über 
die allgemeine Hygiene aufznklären. Das geschieht noch viel zu wenig. 
Wenn Sie alle mithelfen, wenn die genannten vier Vereine geschlossen Vor¬ 
gehen, dann, glaube ich, ist es möglich. 

„Und nun zum Schluß nur noch einen Hinweis: Daß die Schulhygiene 
nicht nur bei uns in Deutschland an Boden gewinnt, sondern in der ganzen 
Welt, das zeigte der von vielen von Ihnen besuchte Kongreß in Nürnberg, 
der erste internationale schulhygienische Kongreß, dessen Nachfolger wir 
im Jahre 1907 in London entgegensehen. Dafür spricht u. a., daß jetzt 
ein Organ entstanden ist, dfts ich Ihnen hier auch vorlegen möchte: das 
Internationale Archiv für Schulhygiene, welches durch die ganze Welt geht 
and von hervorragenden Männern mit Arbeiten beschickt wird, die unsere 
Bestrebungen zu unterstützen suchen. tt 

Oberlehrer a. D. Hoffmann (Mannheim), Vertreter des Zentral¬ 
verbandes der städtischen Haus- und Grundbesitzervereine Deutschlands: 
„Meine Damen und Herren! Ich bin durchaus mit den Herren Referenten 
einverstanden, wenn sie zur Besserung der gesundheitlichen Verhältnisse 
unserer Kinder Kinderspielplätze verlangen. Spielplätze in den kleineren 
Städten und in den Gemeinden sind nicht nötig, Spielplätze in größeren 
Städten sind absolut nötig. Wer das nicht einsehen kann und will, meine 
Herren, der möge doch einen Fingerzeig betrachten, den uns die Kinder 
selbst geben. Sehen Sie hin an eine Baustelle, wo vielleicht ein Haufen 
Sand liegt. Wie schnell sammeln sich die Kinder der Umgebung dahin, 
um dort zu spielen! Sehen Sie hin, wo ein Baublock, der noch nicht zur 
Benutzung kommt, zur Verfügung steht; wie rasch kommen die Kinder 
dahin, um zu spielen! 

„Also Spielplätze, meine Herren, sind in allererster Linie notwendig 
für eine größere Stadt. Mannheim hat darin einen schönen Anfang ge¬ 
macht und wird hoffentlich noch weiter fortfahren. Aber auch das „Baden“, 
meine Herren, ist notwendig für unsere Schüler und Schülerinnen. Auch 
hierin hat Mannheim einen sehr schönen Anfang gemacht, und Sie werden 
sich freuen und staunen, wenn Sie die Badeeinrichtungen in unseren Schul¬ 
häusern sehen. 

„Meine Herren! Man tut sehr viel für die Erwachsenen; man baut 
Lungenheilstätten und sorgt für Kassenärzte, aber das Übel an der Wurzel 
anzufassen, vergißt man, und die Wurzeln sind hier die Kinder. 

„Aber bei dieser Gelegenheit, meine Herren, möchte ich auch ein Wort 
an die Schule richten. Die Schule selbst sollte eine Änderung eintreten 
lassen. Der Herr Vorredner hat darauf schon hingewiesen. Ich bin näm¬ 
lich gar nicht damit einverstanden — und ich sage gottlob, daß die Volks¬ 
schule noch nicht auf diesen Fehler verfallen ist —, daß die Schule morgens 
um 7 Uhr beginnt und bis nachmittags um 1 Uhr dauert. Man sagt wohl 
von seiten der Schule, die Kinder haben den Nachmittag frei. Das ist nur 
ein illusorischer Gedanke. Wollen wir einmal die Sache etwas näher ins 
Auge fassen. In den Städten haben oftmals Kinder, welche die Mittelschule 
besuchen — diese habe ich jetzt besonders im Auge — einen Weg vom 
30Minuten. Nehmen Sie ein Mädchen von zehn Jahren, das vielleicht einem 
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Weg von 30 Minuten zurückzulegen hat. Es muß um 3 / 4 7 Uhr auf seinem 
Platze sein, dann muß es um 1 / 4 7 Uhr schon auf den Weg gebracht werden, 
dann muß es um 3 / 4 6 Uhr geweckt werden. Wie schmerzlich wird die 
Mutter vor dem Bette ihres Kindes stehen, wenn sie das Kind gewaltsam 
dem Schlafe entreißen muß. Andererseits finde ich es auch durchaus schwer, 
daß Kinder fünf bis sechs Stunden in der Schule sitzen sollen. Daß sie den 
Nachmittag frei haben, ist keine Entschädigung. Bis die Kinder nach 
Hause gekommen sind, bis sie gegessen haben, bis sie sich wirklich aus¬ 
geruht haben, bis sie endlich den nötigen Schlaf etwas nachgeholt haben, 
ist schon ein großer Teil des Nachmittags vorüber, und dann kommen die 
Schulaufgaben. Auch zu dem Punkte „Schulaufgaben", meine Herren, 
möchte ich ein Wort reden und hier den Wunsch aussprechen, daß die 
Schule die Schulaufgaben so sehr als möglich beschränken soll. Ich kann 
mich nicht dazu verstehen, wenn der Herr Vorredner gesagt hat, daß die 
Nachmittage ganz frei sein sollen. Die Schule kann der Nachmittage nicht 
entbehren. Sie hat sonst zu wenig Schulzeit, um ihre Aufgabe zu erfüllen. 
Ein weiterer Punkt, der verlangt wird, sind die „Schulärzte“. Meine 
Herren! Es hat lange gewährt, bis diese Frage in Deutschland in Fluß ge¬ 
kommen ist; aber sie ist jetzt gottlob zum Ausspruch gekommen. Auch 
wir in Mannheim haben einen Schularzt, und zwar einen Schularzt im 
Hauptamt. Darauf lege ich ein großes Gewicht. Wenn in größeren Städten 
Schulärzte im Nebenamt angestellt werden, so ist das nicht das, was ich 
wünsche. Daß der Schularzt sich ganz seinem Berufe widmen kann, ist 
meines Erachtens unbedingt nötig und wünschenswert. Will man noch 
weiter gehen und ist der Schularzt nicht vollständig beschäftigt, dann mag 
man ihm die Behandlung der kranken Armenschüler einer Stadt übertragen. 

„Der erste Redner hat auch vom Wohnungselend gesprochen und 
betont, daß das Wohnungselend an der Krankheit mancher Kinder schuld 
sei. Meine Herren! Das Wort „Wohnungselend“ ist ein geflügeltes Wort 
geworden. Die Gegner der Hausbesitzer haben das Wort sofort zur Hand, 
auch die Presse hat sich dieses Wortes bemächtigt. Die neueren Häuser 
sind aber durchweg gut gebaut, doch die einzelnen Wohnungen werden 
schlecht von den Mietern behandelt, und dort liegt das Wohnungselend. Es 
muß daher eine Wohnungsaufsicht eingerichtet werden, die darin besteht, 
daß die Wohnungen untersucht und daß sie nicht übervölkert werden 
von seiten der Bewohner, namentlich nicht durch die Aftermiete. “ 

Oberbaurat Professor Baumeister (Karlsruhe): „Meine Damen 
und Herren! Der Herr Kollege Klette hat seine Berechnungen auf eine 
ganz bestimmte Art des Spieles, auf das Fußballspiel, gegründet, und hat 
andere Spiele genannt, bei denen .ein Ball das Instrument bildet. Aber, 
meine Herren, es gibt noch andere Spiele eine ganze Menge, die ohne 
Instrument stattfinden. Ich will die Namen hier nicht alle nennen. Denken 
Sie an Anschlägen, Versteckerle, an das Laufspiel, an das Hasch-hasch und 
alle diese Dinge. Ich führe das hier deshalb an, um den Herren Ärzten 
einmal die Frage vorzulegen, ob das aus England importierte Fußballspiel 
wirklich das Zweckmäßigste für die deutsche Jugend ist. Ich glaube es 
nicht, auch nicht in gesundheitlicher Beziehung. Mag es aber seine Vor- 
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züge haben, so folgt doch aus den vorher genannten anderen Spielen, daß 
wir nicht unter allen Umständen so große Plätze brauchen, wie sie das 
Fußballspiel nach den unanfechtbaren Berechnungen des Herrn Baurat 
Klette allerdings erfordert, und daraus folgt wieder, daß die Gemeinden in 
der Lage sein würden, mit kleineren Plätzen, also auch mit geringeren 
Kosten auszukommen. Wenn Sie daher annehmen, daß eine Dezentrali¬ 
sation der Spielplätze zu erstreben sei, während man in Dresden unter den 
dort sehr günstigen örtlichen Verhältnissen mehr zu einer Zentralisation 
gekommen ist, so glaube ich, daß die Gemeindeschulbehörden wohl in der 
Lage sein werden, Spielplätze in kleinerem Umfange für die unserer deut¬ 
schen Jugend lieben und eingewöhnten Spiele in kurzer Zeit zu schaffen, 
und möchte wünschen, daß sie das in Bälde tun. tf 

Stadtverordneter Dr. med. Werner (Leipzig): „Sehr geehrte 
Anwesende! In Punkt 7 der Leitsätze wird gefordert, daß es zweierlei 
Arten von Spielplätzen geben soll: bescheidene, nahe gelegene und größere, 
weiter vom Zentrum gelegene. Aber das unterscheidende Merkmal in bezug 
auf die Benutzung dieser Plätze möchte ich nicht in Altersunterschieden 
der Schüler oder in der Zugehörigkeit zu einer höheren oder niederen Schule 
suchen, sondern in dem Gesundheitszustände, in dem Kräftezustande des 
Schülermaterials. Wir brauchen in der Tat zweierlei Plätze. Wer besucht 
denn im wesentlichen die bis jetzt beschafften Spiel- und Sportplätze? Doch 
der gesundeste Teil, der kräftigste Teil der Schüler. Die weniger gesunden 
Kinder, die blutarmen, die nervenschwachen, die verzärtelten Kinder be¬ 
suchen unsere Spielplätze, wo die Bewegung die Hauptsache ist, gewiß nicht, 
sie bleiben zu Hause; ich meine nun, man fördert die Schulgesundheitspflege 
auch, wenn man sich an diesen körperlich zurückgebliebenen Teil der Jugend 
wendet, wenn man diesem Teil die besondere Fürsorge zuwendet, und das 
kann geschehen durch Schaffung besonderer Plätze eben für diesen minder¬ 
wertigen Teil. Ich meine, daß man diese Plätze in die Nähe zu legen habe, 
daß die körperlich Minderwertigen diese Plätze zu besuchen haben. Unter 
diesen sind besonders zwei Gruppen zu unterscheiden, erstens die Tuber¬ 
kuloseverdächtigen und Engbrüstigen und zweitens die Blutarmen und 
Nervösen. Ich meine, für diese besonders kann ein besonderer Spielplatz 
eingerichtet werden; für die Tuberkulösen, für die Engbrüstigen zu dem 
Zweck, daß sie besondere Atmungsübungen machen, daß dort der Gesang, 
der jetzt vernachlässigt wird, betrieben wird zur Ausdehnung und Kräfti¬ 
gung der Lungen, und für die Nervösen und die Blutarmen sollen Platze 
geschaffen werden, wo dieselben eine größere Ruhe genießen können. 

„Jedenfalls beruht in der Spezialisierung dieser Maßnahmen für den 
körperlich minderwertigen Teil noch ein großes Feld der Tätigkeit der 
Schulgesundheitspflege.“ 

Oberbürgermeister Geheimrat Beutler (Dresden): „Meine Herren! 
Ich möchte zunächst dem ersten Referenten auf zwei Punkte erwidern, wo 
er mir doch vielleicht nicht genügend über die Vorgänge der letzten Jahi- 
zehnte unterrichtet zu sein scheint. Er hat davon gesprochen, daß von 
Rasenplätzen der großen Städte die Kinder ausgeschlossen seien. Nach 
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meinem Dafürhalten ist das Gegenteil als richtig zu bezeichnen. Es hat 
sich wenigstens in den Städten, die mir bekannt sind, die Bewegung so ge¬ 
staltet : Früher galten die Promenaden, die gärtnerischen Anlagen als ein 
Heiligtum des Gärtners. Neuerdings aber hat man diese Anlagen so ver¬ 
vielfältigt und hat so viele Plätze, die früher Staubplätze waren, zu Anlagen 
gestaltet, daß man dazu gelangen konnte, einen Teil der alten Anlagen, wo 
Rasen vorhanden war, den Kindern zu öffnen. 

„Sodann hat Herr Sanitätsrat Schmidt weiter gesagt, daß keine Bau¬ 
ordnung die zunehmende Dichte der Wohnweise oder der Bauweise hindern 
könnte. Auch dem muß ich widersprechen. Alle diejenigen, die gesetz¬ 
geberisch an Baugesetzen haben mitarbeiten können, und alle diejenigen 
Verwaltungsbeamten, die für ihr Stadtgebiet Bauordnungen in den letzten 
Jahrzehnten durchzuberaten und festzustellen hatten, werden mir recht 
geben, wenn ich sage: das erste und wichtigste Bestreben aller Verord¬ 
nungen in dieser Beziehung war mit die Vermeidung zu großer Wohn- 
dichtheit. Dafür haben schon die beteiligten Medizinalbeamten selbst 
gesorgt, daß wir es nicht in dieser Richtung etwa an irgend etwas fehlen 
lassen. 

„Sodann, meine Herren, hat Herr Professor Griesbach sehr lebhaft 
gekämpft gegen die Gewohnheit der höheren Schulen, sich an den Spielen 
nicht zu beteiligen. Aber, wie ich meine, zu Unrecht. Das eigentlich pro¬ 
fessionelle Spiel, wenn ich einmal so sagen darf, ist nicht von den Volks¬ 
schulen ausgegangen, sondern zunächst in erster Linie bei den höheren 
Schulen ausgeführt worden, und wenn gesagt worden ist, daß die höheren 
Schüler die Spielplätze nicht mit bevölkern, so kann ich wenigstens aus den 
mir bekannten Städten das Gegenteil sagen. Die Plätze, die den höheren 
Schulen eröffnet und für sie bestimmt sind, werden am allermeisten benutzt, 
und die Verwaltungen der höheren Schulen — das muß ich dankbarst an¬ 
erkennen — haben den Spielbetrieb in erster Linie eingeführt. 

„Noch mit einem Worte möchte ich dem widersprechen, was man hier 
als selbstverständlich gewissermaßen bezeichnet hat, daß die höheren Schulen 
«ine geringere Zahl Unterrichtsstunden und dafür mehr Stunden für freie 
Bewegung haben sollten. Aber, meine Herren, es darf nicht vergessen 
werden, daß in einer so angesehenen Versammlung wie der unserigen man 
vor allem sich hüten soll, Forderungen aufzustellen, die von anderer Seite 
als über das richtige Maß hinausgehend bezeichnet werden, weil dann die 
Forderungen, die hier gestellt werden, überhaupt nicht mehr ganz mit der 
Wucht, mit dem Ansehen aufzutreten geeignet sind, wie wir es alle wünschen 
müssen. Wenn nun gesagt wird, es ist nötig, daß die höheren Schüler bloß 
noch vormittags Unterricht erhalten und den Nachmittag, abgesehen von 
den Schularbeiten zu Hause, zur Bewegung im Freien erhalten — ja, meine 
Herren, wie soll dann das Unterrichtsziel erreicht werden, welches wir doch 
auch festhalten wollen? Meine Herren! Wir wollen doch unser deutsches 
Volk nicht bloß gesund erhalten, wir wollen es auch als einen wirklichen 
Kulturfaktor erhalten und wollen dafür sorgen, daß wir auch an der Spitze 
unserer Zivilisation marschieren wie bisher. Meine Herren! Nach Deutsch¬ 
land kommen aus der ganzen Welt Leute, die unser Unterrichtssystem stu¬ 
dieren wollen, und ich möchte diesen Umstand doch erhalten wissen. Ich 
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glaube, daß er sich erhalten läßt, auch wenn den wirklich begründeten und 
mit Maß aufgestellten Forderungen der Hygiene Rechnung getragen wird. 
Maßhalten, darum bitte ich auch in dieser Beziehung/ 

Stadtrat Hartwig , Vertreter des Zentral Verbandes der städtischen 
Haus- und Grundbesitzervereine Deutschlands (Dresden): „Meine Herren! 
Auf eins glaube ich hier mit Nachdruck hinweisen zu müssen, was in dem 
Vortrage meines verehrten Herrn Kollegen im Rat zu Dresden, Herrn Ober¬ 
baurat Klette, von ihm selbst erwähnt wurde. Weit abgelegene Spielplätze 
werden von den Kindern weniger gern besucht als nahe gelegene. Wollen 
wir also in so ausgiebigem Maße Spielplätze anlegen, wie er hier empfohlen 
hat — ich bin entsetzt über seine Forderung von 125 Hektar; ich mache 
mir schon ein Bild davon, was das in Dresden kosten würde — wollen wir 
so weit gehen, so müssen wir zunächst in den Herzen der Kinder den 
Willen erwecken, sich zu tummeln, auch wenn der Tummelplatz ein wenig 
entlegen ist, nicht bloß sich tummeln zu wollen, wenn sie ihn in drei, vier 
Minuten erreichen können. 

„Dann weiter: allzuviel dem Spielen Raum zu geben, dazu kann sich 
jemand, der dem Familienleben wohlwollend zugewendet ist, doch nicht 
entschließen, denn wenn die Kinder aus der Schule heimkommen, so will 
sie die Mutter und wollen sie die Geschwister auch ein Weilchen haben. 
Das Kind hilft der Mutter im Haushalt oder spielt mit den Geschwistern, 
und es bildet sich so ein inniges Verhältnis, an das wir später im Alter gar 
oft mit Rührung zurückdenken. Soll nun^das Kind, kaum der Schule ent¬ 
laufen, gleich wieder kommandiert werden zu kommandomäßigem Spielen? 
Das wird doch Wirkungen haben, die nicht ganz erfreulich sind. 

„Und ist denn unser Volk in den Städten in der Tat so entkräftet und 
entnervt und heruntergekommen, daß wir ihm künftig die Spieltätigkeit als 
unentbehrliche Notwendigkeit auferlegen müssen? Im letzten Kriege zählten 
die Berliner Soldaten mit zu den tapfersten, und das damalige Berlin hatte 
noch seine berüchtigten Höfe von 6 m Weite zwischen Häusern von vier, 
fünf Stock Höhe. Unter solchen Verhältnissen war ein starkes Geschlecht 
erwachsen, das im Kriege seinen Mann zu stellen wußte. Wenn unsere 
gegenwärtige Jugend schwach ist, wenn sie nicht so widerstandsfähig ist, 
so liegt es zum großen Teil mit in der Überbürdung der Kinder mit Schul¬ 
arbeiten. Es ist für die reicheren Eltern Mode geworden, den Jungen unter 
allen Umständen studieren zu lassen, auch wenn er seinen Anlagen nach 
mit viel größerem Erfolge den Schusterschemel krönen und dann vielleicht 
zu einem Großfabrikanten werden würde. Er muß aber studieren, anders 
geht es nicht. Und mit der Volksschule ist es ebenso. Wieviel Kinder in 
deutschen Großstädten mit den gehobenen Volksschulen das Schulziel wirk¬ 
lich erreichen! Diese Überbürdung mit Lernstoff in den gehobenen Volks¬ 
schulen der großen Städte einerseits, in den höheren Schichten die Eitelkeit 
der Eltern andererseits sind zum großen Teil mit schuld daran, wenn unsere 
Kinder jetzt etwas schwächer sind als die Jungen, die im Dorfe, wo es gar 
keine Hygiene gibt, herumkollern, schmutzig und mit zerrissenen Hosen, die 
Aber später diejenigen sind, welche uns in den Großstädten die großen und 
schweren Arbeiten verrichten. 
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„Nun noch ein Wort zu den Platzforderungen. Wenn solche Forde¬ 
rungen erhoben werden sollen, wie man sie aus dem Vortrage meines ver¬ 
ehrten Kollegen Klette herleiten kann, dann werden die Großstädte, die 
schon ohnehin genug belastet sind mit Steuern, in eine schlimme Lage ge¬ 
bracht. Aber das braucht man gar nicht. Man rege die Kinder und ihre 
Eltern an, Tummelplätze zu suchen, die eine halbe Stunde von der Stadt 
entfernt liegen, und sage ihnen, schon das Laufen dahin ist auch eine ge¬ 
sunde Beschäftigung, dann hat man ja, was man haben will: spielende, 
laufende, mit dem Herz und den Lungen arbeitende, sich lebhaft bewegende 
Kinder, und man hat die Großstadt befreit von der ungeheuren Last der 
Beschaffung solcher Spiel- und Sportplätze. Es muß doch nicht gerade in 
der Großstadt sein.“ 

Hiermit ist die Diskussion geschlossen und es erhält das Schlußwort 

Referent S&nitätsr&t Dr. Schmidt (Bonn): „Meine Herren! Ich 
kann mich kurz fassen. Ich möchte gegenüber dem letzten Redner nur das 
bemerken: Wenn er das Jahr 1870 anführt für die Volkskraft des deutschen 
Volkes, so vergißt er, daß seitdem 35 Jahre verflossen sind. Wenn er die 
von mir gegebenen Daten der schulärztlichen Berichte — ich habe selbst 
lange genug als Schularzt Kinder untersucht und untersuche sie noch 
heute — anzweifelt, so ist das seine Sache. Ich bin aber der Meinung, daß 
das, was allenthalben gefunden worden ist, wohl zu ernstem Nachdenken 
darüber auffordert, ob das in dieser Weise so weiter geht, oder ob wir nicht 
hygienische Maßnahmen zum Schutze unserer Jugend treffen müssen. 

„Man hat die Sache so dargestellt, als würde von uns gefordert, daß 
Kinder die ganze freie Zeit auf den Spielplätzen verbringen. Ich habe nur 
von einem Spielnachmittag in der Woche gesprochen. Ich glaube, das ist 
ganz etwas anderes, als was der Herr Vorredner gesagt hat, indem er aus¬ 
führte, wir wollten die Kinder der Familie und dem Familienverkehr ganz 
entziehen. Ich will dabei noch erwähnen, ein wie großer Prozentteil der 
Kinder in den Großstädten zu Hause keine Eltern und Geschwister hat. 
Die sind draußen in der Fabrik auf Arbeit, und die Kinder sind sich einfach 
selbst überlassen. 

„Dann möchte ich noch eins sagen. Mein verehrter Herr Korreferent 
hat darauf hingewiesen, daß in dem Programm des Zentralausschusses für 
Volks- und Gesundheitsspiele in bezug auf den Fußball Forderungen auf¬ 
gestellt sind, die, wie ich auch sehr gern anerkenne, weit über das Ziel 
hinausschießen. Es ist auf das Fußballspiel Bezug genommen worden, und 
da möchte ich doch gerade zur Ehrenrettung dieses Spiels das eine betonen: 
Das Fußballspiel, das von den Sportvereinigungen als Wettspiel betrieben 
wird, geschweige denn das Fußballspiel, das Berufsspieler in England treiben, 
wo wir von allen möglichen Verletzungen usw. hören, ist etwas ganz 
anderes als das deutsche Spiel nach wohlgesetzten Regeln, das wir in den 
Schulen betreiben. Wir haben 1896, weil in allen Versammlungen wie 
auch hier gesagt wurde: es ist ein ganz rohes Spiel, das dürfen wir der 
Jugend nicht zumuten, an Sämtliche Direktoren der höheren Schulen, wo 
Fußball gespielt wurde, uns mit Anfragen gewendet und haben gebeten, 
un9 mitzuteilen, wieviel Verletzungen vorgekommen sind und welche Mei- 
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nung man über das Spiel habe. Ich kann Ihnen sagen, daß in dem Jahre 
nicht eine einzige schwerere Verletzung bei dem Fußballspiel vorgekommen 
war. Das deutsche Fußballspiel ist eben ein ganz anderes als das sport¬ 
mäßige. Ich möchte das doch ganz besonders betont haben. 

„Ich möchte auch gegenüber Herrn Professor Baumeister das eine 
sagen: Hasch-hasch und Zeck und alle die schönen Kinderspiele, die die 
Kinder mit 10 Jahren spielen, können wir doch Knaben und Jünglingen 
▼on 10 bis 18 Jahren nicht mehr zumuten! Die müssen doch ein Spiel 
haben, das fesselnd, wechselvoll ist und auch einen Inhalt hat. Ich be¬ 
schränke mich durchaus nicht auf das Fußballspiel. Ich wpnsche, daß 
unser deutsches Nationalspiel, das Schlagballspiel, welches Auge und Hand 
übt, das dominierende an unseren Schulen werden möge. Aber ich will auf 
diese Details nicht weiter eingehen. 

„Geheimrat Beutler aus Dresden hat bemängelt, daß ich von Bau¬ 
ordnungen gesprochen und die Meinung ausgedrüokt habe, daß alle die 
städtischen Bauordnungen nicht verhindert haben, daß der Grund und Boden 
immer teurer wird und die Wohndichte zunimmt. Ich gebe ja gern zu, daß 
für viele Städte diese Meinung nicht so zutrifft. Ich habe mich selbst mit 
derartigen Sachen als langjähriges Mitglied der städtischen Baukommission 
in meiner Stadt genug beschäftigt, um damit Bescheid zu wissen. Aber 
was für Dresden zutrifft, trifft noch lange nicht für andere Städte zu, und 
ebenso liegt es mit den Dresdener Spielplätzen. In Dresden geschieht 
schon heute ganz außerordentlich viel auf diesem Gebiete, nicht bloß auf 
den Spielplätzen in der Stadt, sondern auch in den Anlagen in der Nähe 
von Dresden, den Wiesen an der Elbe, den schönen Parkanlagen, wie Heide¬ 
park und König Albert-Park. Dresden hat sich damit ein treffliches 
Denkmal gesetzt vor allen anderen Städten. 

„Im übrigen danke ich den anderen Herren, namentlich Herrn Stadt¬ 
schulrat Sickinger und Herrn Professor Griesbach für die Ausführungen, 
die ja im wesentlichen manches von dem, was ich gesagt habe, ergänzen.“ 

Korreferent, Oberbaurat Klette (Dresden): „Meine Herren! Ich 
habe nicht viel zu sagen. Nur ist das eine mir zum Bewußtsein gekommen, 
daß nach den Ausführungen einiger der Herren Redner es wohl als er¬ 
wünscht und notwendig zu bezeichnen ist, daß, wenn die Militärverwaltung 
bereits jetzt Mittel und Wege sucht, um das Zurückgehen der Wehrkraft 
hintanzuhalten, sie vielleicht am ehesten berufen wäre, auch der Spiel- 
bewegung Förderung angedeihen zu lassen, dadurch, daß sie die Exerzier¬ 
plätze den Schulen zur Betätigung dieser Spiele zur Verfügung stellt. Wir 
in Dresden sind nicht so glücklich gewesen, daß wir das haben erreichen 
können. Wohl aber ist das Militär so glücklich gewesen, unsere Spielplätze 
für seine Exerzierübungen zu gewinnen. 

„Meine Herren! Ich muß etwas berichtigen. Kollege Hartwig hat 
gesprochen von den 125 Hektar, welche allerdings ausgerechnet worden 
sind in meinem Vortrage auf Grund der Forderungen, welche der Zentral¬ 
ausschuß aufstellt. Er scheint aber überhört zu haben, daß ich die ganze 
Fläche auf rund ein Sechstel reduziert habe, also nur 20 Hektar, unter den 
Voraussetzungen, die meinerseits aufgestellt worden sind, wobei aber der 
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Faßball allerdings mit zu seinem Rechte gekommen ist, obgleich ich gleich¬ 
zeitig auch zum Ausdruck gebracht habe, daß nach meiner Auffassung die 
Berechtigungen, die ihm nach den Forderungen des Zentralausschusses ein¬ 
geräumt werden, wohl nicht voll zu Recht bestehen/ 

Der Vorsitzende spricht den Referenten den Dank der Versammlung 
aus. Da das Thema III auf den nächsten Tag verschoben wird, so folgt 
die Verhandlung über den vierten Gegenstand der Tagesordnung: 


Schwimmbäder und Brausebäder. 


Es lauten die von den Referenten S&nitätsr&t Dr. Kabierske 
(Breslau) und Baurat Beigeordnetem Schultze (Bonn) aufgestellten 


Leitsätze. 


Dr. Kabierske: 

1. Die Brausebäder sind künstliche Duschbäder mit verschieden zu tempe¬ 
rierendem Wasser, die unabhängig von jeder Witterung genommen werden 
können. Sie bezwecken und erreichen in richtiger Anordnung und 
Gebrauchsweise eine möglichst vollkommene Reinigung des Körpers in 
schneller und einfacher Weise und müssen daher für Schulen, Kasernen, 
Fabrikationsbetriebe, öffentliche Verkehrsanstalten, kurz überall, wo das 
engere Zusammenleben der Menschen und deren Arbeitstätigkeit die Ein¬ 
wirkung, Entstehung und Verbreitung gesundheitsschädlicher Stoffe leichter 
möglich macht, als Abwehrmittel gegen Krankheit und Schwächung des 
Körpers aufs nachdrücklichste empfohlen werden. 

2. Eine sinngemäße Anwendung kalter Brausebäder steigert bei regelmäßigem 
Gebrauche die Reaktionskraft der Haut und macht sie wetterfester und 
widerstandsfähiger gegen Erkältungseinflüsse. 

3. Da die Herstellung von Brausebädern, wie ihr Betrieb verhältnismäßig 
billig und wassersparsam ist, können sie gegen geringe Vergütung ver¬ 
abfolgt werden und sind somit für kleinere und ärmere Gemeinden und 
für wasserarme Gegenden heute das empfehlenswerteste Bademittel. 

4. Soweit genügende Badeeinrichtungen fehlen, sollten die Gemeinden im 
Interesse der öffentlichen Gesundheit durch gesetzliche Vorschrift ge¬ 
zwungen werden Brausebäder in genügender Anzahl zu errichten. 

5. Die Schwimmbäder verfolgen andere Zwecke. Bei ihrem Gebrauche liegt 
der Hauptnachdruck nicht auf der Reinigung des Körpers, sondern auf 
seiner Entwickelung, Kräftigung und Festigung. Nicht warmes Wasser 
und Seife spielen hier die Hauptrolle, sondern kaltes Wasser und turnerische 
Arbeit durch Schwimmen, Tauchen und Springen. Das Turnen im Wasser 
ist eine der besten Leibesübungen, welche, jahraus, jahrein regelmäßig 
betrieben, den Körper in seiner ganzen Struktur kräftigt, ihn gegen 
Erkältungseinflüsse abhärtet, die Menschen beherzter und mutiger macht, 
sie gegen die Gefahr des Ertrinkens sichert und zu beherzter Lebens¬ 
rettung unserer Mitmenschen aus Wassersgefahr befähigt. Auch wird ein 
Stück nationaler Wehrkraft damit erworben, was nicht zu unterschätzen 
ist, da seit Einführung der zweijährigen Dienstzeit die Ausbildung unserer 
Armee im Schwimmen in bedauerlichem Rückgänge ist. 

6. Einen ganz hervorragenden Wert hat das Schwimmen für die heran- 
wachsende Jugend. Die Kräftigung der Atmung, Blutbewegung und 
Nerventätigkeit, die vortreffliche Ausbildung des Brustkorbes, die Wider¬ 
standskraft gegen Erkrankung der Luftwege lassen in ihm eines der 
besten prophylaktischen Mittel gegen Schwindsucht erkennen. Die weib- 
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liebe Jugend ist besonders auf den Wert des Schwimmens hinzuweisen, 
da sich bei ihr die Gelegenheiten zu einer kräftigen Ausbildung des 
Körpers weniger bieten und die Eltern ihre Kinder ohne Sorge einer 
Körperübung überlassen können, die sie nächst dem Turnen am besten 
für ihre späteren schweren Körperaufgaben vorbereitet und bildet. 

7. Die modernen Hallenbäder sind als größter Fortschritt der heutigen Bade¬ 
bewegung zu begrüßen, die machtvoll wie zu keiner anderen Zeit die 
ganzen deutschen Lande durchzieht. Sie ermöglichen, unabhängig von 
Wind und Wetter und zu jeder Tages- und Jahreszeit das Schwimmen zu 
üben, und schließen auch die Vorteile der Brausebäder in sich ein; denn 
als Grundsatz gilt bei ihnen: ohne Brausebad kein Schwimmbad. 

Für die Bewohner großer Städte, die zumeist auf den gesunden Auf¬ 
enthalt im Freien und die Bewegung in Sonne und staubfreier Luft ver¬ 
zichten müssen, ist das Hallenbad ein Segen geworden, eine neue Quelle 
der Freude und Kraft; vor allem für unsere Frauenwelt, welche nicht wie 
Männer ihre Kräfte in sportlicher und turnerischer Arbeit stählen kann. 
Für die Frauen ist das Hallenbad der beste Tummelplatz 
ihrer körperlichen Übungen geworden. 

Hinsichtlich der Hallenbäder und deren Bau durch die Kommunen ist 
eine gesetzliche Verpflichtung heute nicht zu verlangen. Es kann den 
städtischen Vertretern aller Kommunen über 10000 Einwohner nur ein¬ 
dringlichst empfohlen werden, eine solche Quelle der Kraft und Gesundheit 
für ihre Mitbürger zu gewinnen und je nach den Mitteln der Stadt unter¬ 
stützend oder selbsttätig einem der besten Fortschritte unserer Zeit zu 
folgen. 

Baurat Schultze: 

8. Zur Erreichung des, gesundheitlichen Nutzens der Bäder ist die Verwen¬ 
dung öffentlicher Mittel für den Bau und Betrieb gemeinnütziger Bade¬ 
anstalten, sowohl solcher mit Brausebädern, wie mit Schwimmbädern 
berechtigt und notwendig. Insbesondere soll die Forderung der von vorn¬ 
herein gesicherten Rentabilität der Anstalten nicht die Vorbedingung ihrer 
Herstellung sein. Die Versorgung mit Brausebädern ist jeder Stadt¬ 
gemeinde finanziell möglich. Durch zahlreiche Beispiele ist nachgewiesen, 
daß die Errichtung und der Betrieb öffentlicher Schwimmhallen nicht nur 
für größere, sondern auch für kleine Städte möglich ist und keine uner¬ 
schwingliche Belastung der Gemeinden darstellt. 

9. Für den Bau von Badeanstalten aus öffentlichen Mitteln soll der Grundsatz, 
daß sie in gemeinnütziger Weise der öffentlichen Gesundheitspflege zu 
dienen haben, stets der in erster Linie maßgebende sein. Zu diesem 
Zwecke sind die Bauwerke auf Grund der besten Erfahrungen zweckmäßig 
und wirtschaftlich herzustellen. Die zu weit gehende Verfolgung neben¬ 
sächlicher Zwecke, z. B. das Streben nach künstlerischen Wirkungen unter 
dem Aufwande erheblicher Mittel hierfür, schädigt den Hauptzweck. 

10. Maßnahmen, welche eine Scheidung der öffentlichen Bäder in besondere 
Anstalten für Bemittelte und für Unbemittelte bezwecken oder das Ziel 
verfolgen, aus öffentlichen Mitteln nur für Unbemittelte Bäder zu errichten, 
können nicht als zweckmäßig empfohlen werden. Öffentliche Badeanstalten 
sollen den gemeinsamen Bedürfnissen der ganzen städtischen Bürgerschaft 
dienen. Im einzelnen können sie den Ansprüchen der Ortsteile und 
Bevölkerungsklassen, für deren Gebrauch sie bestimmt sind, wohl besonders 
angepaßt werden. Unbemittelten ist ihre Benutzung vorzugsweise zu den 
ihnen bequemsten Besuchszeiten bei einem ihren Einkommensverhältnissen 
angemessenen Eintrittsgelde zu gestatten. 

11. Eg erscheint nicht zweckmäßig, in Schwimmbädern eine verschiedenartige 
Behandlung der Besucher insofern durchzuführen, daß man den Unbe- 
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mittelten gemeinsame offene Auskleideplätze anweist; es empfiehlt sich 
vielmehr, für alle erwachsenen Besucher gesonderte Auskeidezellen ein¬ 
zurichten. 

12. Es wird angeregt, auch die Brausebäder so herzustellen, daß bei gesonderten 
Auskleidezellen das Bad gemeinschaftlich im offenen Raume, wie es in 
den Reinigungsräumen der Schwimmhallen geschieht, genommen wird. 
Dies würde eine bequeme Überwachung der Badenden, dadurch größere 
Gewähr für die Erreichung des Zwecks der Körperreinigung, sowie Ver¬ 
hütung von Wasservergeudung und anderen Ungehörigkeiten, endlich 
Zeitersparnis beim Badegeschäft ermöglichen. Die Badeanstalten für 
Brausebäder würden billiger, besser beleuchtet und übersichtlicher her¬ 
gestellt werden können. Dadurch würde auch die weitere Ausbreitung 
des Brausebades auf dem Lande gefördert werden können. 

Sanitätsrat Dr. Kabierske (Breslau): 

„In den letzten Jahren ist eine große Badefreudigkeit in Deutschland 
erwacht. Die Lehren unserer Hygiene von der Allgegenwart schädlicher 
Keime und die Mittel zu ihrer Abwehr, die verständnisvolle Verbreitung 
und Besprechung dieser Lehren in der Presse, die Wiedergeburt der Wasser¬ 
behandlungsmethode durchPriessnitz und Kneipp, ihre wissenschaftliche 
Begründung und Empfehlung durch Winternitz und seine Schule, das 
verführerische Beispiel unserer „netten tt Vettern jenseits des Kanals, die 
agitatorische Tätigkeit der Schwimmvereine, der Bau von Hunderten von 
Hallenbädern, Tausenden von Brausebädern haben eine Bewegung geschaffen, 
die unaufhaltsam durch die deutschen Lande zieht, überall Frohmut und 
Kraft verbreitet und ein Segen für unser Vaterland zu werden verspricht. 

„Zwei Bestrebungen sehen wir hierbei nebeneinander hergehen, welche 
immer neue erfreuliche Fortschritte bewirken. Die eine arbeitet für die 
Verbreitung von Schwimmbädern, die andere für die von Brausebädern, 
nicht ohne sich zu bekämpfen. Die Gegensätze sind besonders in den jähr¬ 
lichen Versammlungen und in den Publikationen der Gesellschaft für Volks¬ 
bäder aufeinandergeplatzt, und noch schwankt der Kampf hin und her, 
welche der beiden Badeformen den Vorzug, besonders als Volksbad, ver¬ 
dienen soll. Die Deutsche Gesellschaft für öffentliche Gesundheitspflege, 
welche dem Badewesen in Deutschland immer fördernd zur Seite stand, hat 
mich heute mit dem Aufträge beehrt, darüber vom ärztlichen Standpunkte 
zu berichten, und gern bin ich der ehrenvollen Aufforderung gefolgt, in der 
Hoffnung, zur Klärung der strittigen Frage beitragen zu können und zu 
zeigen, wie ich gleich vornweg sagen will, daß die Anhänger der einen wie 
der anderen Badeform nicht Gegner, sondern Kämpfer für das gleiche Ziel 
sind und sein sollen, als Förderer der Gesundheitspflege unseres Volkes. 

„Das Brausebad hat alte Vorbilder. Auf griechischen Vasen aus dem 
sechsten vorchristlichen Jahrhundert (Neues Museum, Berlin) sehen wir 
bereits Abbildungen von einem Brausebad für Frauen. Das üppige Haupt¬ 
haar in lange Strähnen geflochten lassen sie das köstliche Naß aus ehernen 
Tierköpfen auf sich herniederrieseln. Diese Sitte ging offenbar verloren, 
denn die Römer kannten sie nicht und benutzten nur Schalen zur kühlenden 
Übergießung des im Schwitzbade überhitzten Körpers. Erst im 11. Jahr¬ 
hundert erfanden die Italiener die Brausen neu und schufen für sie den 
Namen „doccia u , Dusche. Später verwandte man sie als kühlendes Zubehör 
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zu dem warmen Wannenbade, um, wie man sagte, nach dem Bade durch 
kühles Wasser „die Poren der Haut u zu schließen. 

„Eine größere in besondere Räume untergebrachte Verwendung fanden 
die Duschen dann in den seit 1860 auf deutschem Boden sich einbürgernden 
Hallenbädern und in großen Schwitzbäderanlagen, wie in Wien und Pest. 
Unsere Armee ahmte die Brauseeinrichtungen der Hallenbäder nach, nach¬ 
dem sie die Unzulänglichkeit und Schmutzerei der Mannschaftsbäder in 
Badewannen erkannt hatte, und bestimmte 1879 durch Armeebefehl die 
Einrichtung von Brauseräumen bei jedem Kasernenneubau oder -umbau. 
Die Brausen wurden hier in einem gemeinschaftlichen Raume angeordnet, 
auf Kommando wurde gebadet, das Wasser für alle gemeinschaftlich im 
Sommer mit 20°R, im Winter mit 28° R abgegeben und oft ein ganzes 
Bataillon in drei Stunden abgeduscht. In ähnlicher Weise wurden da und 
dort auch Fabrikbäder eingerichtet. Wir sehen sonach die Idee des Brause¬ 
bades als Massenbad nach den Vorbildern der Hallenbäder zuerst in unserer 
Armee entwickelt und wohl bewährt. Seine Übertragung auf das Volk, die 
Verwendung des Brausebades als selbständiges Bademittel in der Öffentlich¬ 
keit, verdanken wir Herrn Professor Lassar, dem hochverdienten Gründer 
und trefflichen Leiter der Deutschen Gesellschaft für Volksbäder, auf dessen 
Anregung hin Herr David Grove 1882 auf der hygienischen Ausstellung 
in Berlin ein Brausebad mit geschlossenen Zellen ausstellte, welches alle 
Vorzüge dieses Badesystems damals schon klar vor Augen führte: nämlich 
auf kleinem Raume mit geringen Mitteln vielen Menschen die Möglichkeit 
zu bieten, billig und schnell ihren Körper gründlich zu reinigen. In der 
Geschichte des Badewesens ist dieses Ereignis epochemachend gewesen, 
denn von jener Stunde ab wurde diese neue Einrichtung nachgeahmt und in 
weiterer Entwickelung den verschiedensten Verhältnissen sinngemäß an¬ 
gepaßt So wurden sie als Schulbäder zuerst in Göttingen, als Arbeiter¬ 
bäder in vielen Fabrikanlagen, als Reinigungsbäder in Gruben und Zechen 
und anderen Betrieben und als städtische Bäder in vielen Kommunen des 
Reiches eingeführt. Auch nach anderen Ländern breiteten sie sich aus, 
nach Frankreich, Rußland, Dänemark, Norwegen und den Vereinigten Staaten, 
und wir können stolz sein, als Deutsche diese praktische Lösung einer der 
wichtigsten Fragen der öffentlichen GesundheitspBege gefunden zu haben, 
wie man bei geringen Mitteln und wenig Wasser der Masse des Volkes die 
Wohltat eines Reinigungsbades für wenig Geld verschaffen kann. 

„Über den Wert der Körperreinigung, die bei richtiger Anwendung 
durch das Brausebad in genügender Weise erreicht werden kann, vor einem 
Kreise so hochansehnlicher Vertreter unserer Gesundheitspflege zu sprechen, 
hieße Holz in den Wald tragen. Wir wissen ja alle, daß sie die Vor¬ 
bedingung ist für die Gesundheit des einzelnen und damit der Menge; daß 
sie mit eine Grundlage ist für die Bildung von Körper und Seele, daß sie 
zur Reinlichkeit erzieht und weiter zur Reinlichkeitsliebe, die alles Schmutzige 
haßt und in diesem Sinne Kleidung, Nahrung, Wohnung, Umgebung und 
den Verkehr mit anderen Menschen betrachtet und regelt. 

„Nur über das Wie dieser Wirkung vergönnen Sie mir einige Worte. 

„Im Brausebade überrieselt das warme Brausewasser den Körper und 
nimmt durch seinen Aufprall und rollendes Abwärtsfließen ein gut Teil von 
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Schweiß, Hautschuppen und leicht aufliegenden Schmutzstoffen von der 
Oberfläche des Körpers. Das Abschäumen mit Seife, das Reiben mit Hand 
und Börste tut weiteres. Die Haut ist durchsetzt von über zwei Millionen 
Talg- und Schweißdrüsen, die alle an ihrer Oberfläche münden. Durch sie 
ist die Haut ein Ausscheidungsorgan, das, wie die Lunge, die Nieren und 
der Darm, eine wichtige Arbeit zu leisten hat und vertretungsweise oft für 
diese Organe eintreten muß. Wir nehmen an, daß beim erwachsenen Ar¬ 
beiter bis zwei Pfund und mehr Schweiß und andere Stoffe binnen 24 Stun¬ 
den durch die Haut ausgeschieden werden. Je verschmutzter der Körper 
ist, desto mehr sind die Drüsenöffnungen verstopft und ihre Funktion be¬ 
hindert. Die Reinigung verschafft sonach nicht nur eine ästhetische Befriedi¬ 
gung, nicht nur ein körperliches Wohlbefinden, sondern einen positiven 
Nutzen, indem sie der Haut Luft schafft zur Arbeit und die Störenfriede 
einer normalen Hautfunktion entfernt. 

„Nun ist es aber nicht der Schmutz allein, den wir mit der Reinigung 
unter der Brause entfernen, es sind nicht nur mechanisch schädigende Stoffe, 
sondern in dem Schmutz der Haut weben und leben Millionen von Mikro¬ 
organismen, Bakterien, Kokken und anderen kleinsten Lebewesen, die meist 
harmloser Natur, oft schwere Feinde unseres Lebens und unserer Gesundheit 
sind. Darum ist ein schmutziger Körper ein so willkommener Angriffspunkt 
für Krankheiten aller Art und überträgt diese leicht auf andere. Darum 
ist aber auch das richtig angewandte Brausebad ein treffliches prophylakti¬ 
sches Mittel gegen die Entstehung und Übertragung von Krankheiten. 

„Fort darum mit dem Schmutz, und Kampf gegen den Aberglauben 
des Volkes, daß „Dreck konserviert“. Wie nötig dieser Kampf noch ist, 
lehrt eine Erzählung von Professor Hüppe aus Prag, daß ein Generalarzt 
ihm gegenüber seinen Unmut aussprach, wie durch die Brausebäder die 
konservierenden Dreck- und Speckschichten der Haut beseitigt würden. Ich 
hoffe, daß der Herr nicht aus Deutschland war. Ein anderes lehrreiches 
Geschichtchen ist mir im Hause eines meiner Patienten vor wenigen Tagen 
passiert. Der hatte seinem Kutscher Wasserleitung nach der Wohnung 
legen lassen, damit die Frau ihrer großen Kinderschar eine bessere Körper¬ 
pflege angedeihen lassen sollte. Das jüngste zweijährige, des Badens völlig 
fremde Kind wird gerade von der Frau ins Badewasser gesteckt, es schreit 
wie am Spieße, als der Herr Vater schnell herbeikommt und die denk¬ 
würdigen Worte spricht: „Nu Weib, bist de verrückt, nu willst de wull das 
Madel bald ei de Grube bringen. Das ist ooch eene von de neuen Ver- 
rücktheeten! Du wirst’s ja schun derleben.“ 

„Noch eine andere mechanische Beeinflussung erfährt die Haut durch 
die Brause dadurch, daß das Badewasser mit einer gewissen Kraft die Haut 
trifft und die Hände, welche mit Seife, oft auch mit Bürste die Haut bear¬ 
beiten, eine massierende Wirkung auf die Hautnerven und Gefäße ausüben. 
Die Haut wird besser durchblutet, wozu auch die gefäßerweiternde Wirkung 
des warmen Wassers beiträgt, der Stoffwechsel wird beschleunigt und die 
Tätigkeit der Hautnerven gesteigert. 

„Noch vielseitiger ist die Wirkung der Brausebäder, wenn sie die An¬ 
wendung von kühlem Brausewasser gestattet. Dann tritt die physiologische 
Wirkung des kühlen Wassers in Erscheinung, die ich später näher besprechen 
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will, und bei regelmäßigem und häufigem Gebrauch ist man wohl imstande, 
die Reaktionskraft der Haut zu stärken, so daß sie den wechselnden Ein¬ 
flüssen der Witterung sich besser anpassen kann und sich abhärtet. 

„Die Anlage eines Brausebades ist nicht kostspielig, besonders wenn 
es sich vorhandenen Anlagen angliedern läßt. Man berechnet die Kosten 
einer Dusche durchschnittlich auf 1000 Mark. Der Betrieb ist billig, der 
Wasserkonsum der denkbar geringste; 30 bis 50 Liter werden für ein Bad 
gerechnet, während man für die Wanne 300 Liter und für ein Schwimmbad 
1500 Liter berechnen muß. Das Bedienungspersonal braucht nicht groß 
zu sein; die Heizungskosten des Wassers und der Räume sind gering, so 
daß die Bäder mit Handtüchern und Seife fast überall mit 10 Pf. ohne Ver¬ 
lust abgegeben werden können. 

„Wir haben somit durch die Brausebäder eine Badeform gewonnen, die 
bei ihrer Wohlfeilheit für die Gesundheit unseres Volkes von unschätzbarem 
Werte geworden ist und weiter werden wird. Gerade deshalb können und 
müssen wir die Forderung erheben, daß jede Kommune, der öffentliche 
Warmbäder fehlen, gesetzlich gehalten werden muß, wenigstens Brausebäder 
in genügender Anzahl zu errichten. Unsere Sanitätspolizei, die sich um 
tausend nützliche Dinge kümmert und die Bürger zu großen Leistungen 
und Ausgaben im Interesse der Allgemeinheit heranzieht für Kanalisation, 
Wasserversorgung, Wohnräume, Lebensmittelkontrolle usw., soll den Mut 
haben, bestimmte Forderungen auch für das Badewesen aufzustellen im 
Interesse der öffentlichen Gesundheit, und zwar zunächst das hygienisch 
Notwendigste und heute Billigste verlangen: Brausebäder als wirkliche Be¬ 
dürfnisanstalten des Volkes. — Der Mensch selber und seine Reinlichkeit 
ist bisher viel zu wenig Gegenstand öffentlicher hygienischer Forderungen 
gewesen. Er ist zu sehr „Privatsache u geblieben, und selbst bei Desinfektion 
nach ansteckenden Krankheiten hat man wohl die Räume und Gegenstände 
des Krankenzimmers gereinigt, vor der Desinfektion des Kranken aber, vor 
allem vor der seiner Pfleger, immer eine begreifliche Scheu gehabt. Bis 
auf große Anstalten, die mit allen Bademitteln ausgerüstet sind, gelten die 
Pfleger heute noch vielfach als sakrosankt an vielen Orten. 

„Warum auch nicht! Der beste Arzt muß sich lächerlich machen, 
wenn er jemandem Bäder zur Reinigung verschreibt, die weit und breit 
nicht existieren. 

„Und dennoch muß der Mensch selbst nicht nur der Zielpunkt, sondern 
auch der Ausgangspunkt aller hygienischen Bestrebungen sein. Hier klafft 
noch eine große Lücke in unserer öffentlichen Gesundheitspflege. In ge¬ 
sundem Selbsterhaltungstriebe müssen wir sie zu schließen suchen. Ein 
Mittel hierzu sind die billig herzustellenden Brausebäder, deren Benutzung 
auch in den ärmsten Gegenden dem Ärmsten im Volke zur Pflege des 
Körpers und dessen Reinigung öffentlich ermöglicht werden muß. Die 
Brausebäder sind eine kategorische Forderung unserer heutigen Gesundheits¬ 
pflege. 

„Diese Empfehlung und Forderung braucht nicht daran zu scheitern, 
daß die Anlage der Brausebäder noch wechselt und die einen offene Br&use- 
räume, die anderen Brausezellen verlangen. 
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„Die Erfahrung spricht dafür, bei der männlichen Jagend offene Brause¬ 
räume anzulegen, weil sie darin lieber und besser ihren Übermut und Be¬ 
wegungstrieb austoben kann. 

„Auch das Militär hält an solchen Anlagen fest und viele Arbeitgeber, 
welche diese Form als praktischer bevorzugen. Die Arbeiter können sich 
beim Reinigen des Körpers gegenseitig helfen und überwachen, der Betrieb 
ist übersichtlicher, schließt Hautkranke mit leichter Mühe aus, die Anlage 
ist billiger, und Unfug ist bei Aufsicht ausgeschlossen. Auch kann ein 
wichtiger Teil der Reinigung abgesondert werden, indem in besonderen 
Fußbadewannen die Füße mit Seife und, was wichtig ist, mit Bürste bear¬ 
beitet werden. Bei Frauen und Mädchen wiederum ist die Anlage offener 
Brauseräume nicht zu empfehlen, da sie solche aus verschiedenen Gründen 
nicht gern benutzen und das Brausen im Badekostüm wenig Wert hat. Auch 
manche Männer sind dieser Ansicht, z. B. Beamte, die, wie in Breslau, in 
großer Anzahl Brausezellen benutzen und sich dann zurückhalten würdeu, 
wenn sie mit Leuten unter ihrem Stande gemeinschaftlich baden müßten. 
Stehen doch sogar bei uns Dienstmädchen, ich hoffe nur wenige, auf dem 
Standpunkte, daß sie Brausebäder nicht besuchen wollen, weil sie es „unter 
ihrer Bildung“ finden. Wie weit hier die Benutzung der Brausebäder durch 
Damen des horizontalen Gewerbes solche Anschauungen befördert hat, weiß 
ich nicht, möchte aber an einen solchen Zusammenhang glauben. Ich meine, 
daß man bei größeren Brausebäderanlagen möglichst beiden Wünschen ent- 
gegenkommen muß durch die Doppelanlage von Brausezellen und Brause¬ 
räumen. 

„Im Hinblick auf meinen hochverehrten Korreferenten Herrn Baurat 
Schnitze, der einer der größten Kenner bautechnischer Badeverhältnisse 
ist und viele schöne Bäder in den rheinischen Landen erbaut hat, darf es 
mir nicht einfallen, über die Konstruktion und Technik von Brausebädern 
zu sprechen. In wenigen Worten möchte ich deshalb nur noch einige un¬ 
günstige Eindrücke von alten und neuen Brausebäderanlagen schildern, die 
ich in letzter Zeit gesehen habe. Die Zellen sind oft zu eng und erlauben 
viel zu wenig Bewegung; der Raum, in welchen die Zellen eingebaut sind, 
ist oft zu niedrig, die Beleuchtung ist mangelhaft, die Ventilation ist meist 
ungenügend, fehlt häufig ganz und gar oder ist nicht im Betriebe. Die 
Reinigung erfolgt nicht von oben nach unten, sondern umgekehrt, was nicht 
richtig ist; es fehlen Fußduschen oder bassinartige Vertiefungen des Fuß¬ 
bodens, aufsteigende Duschen und die Schrägstellung der obersten Brause. 
Auch der nötige Gebrauch von Bürsten ist außer in den Hallenbädern kaum 
eingeführt. 

„Damit hätte ich mein Herz erleichtert und darf nun wohl ohne den 
Vorwurf der Voreingenommenheit zu meinem Lieblingsthema, zu den 
Schwimmbädern, übergehen. 

„Die Schwimmbäder sind noch etwas älteren Datums als unsere Brause¬ 
bäder und verlangen schon als Gegenstand allgemeiner uralter menschlicher 
Übung besondere Beachtung. Denn wohin wir auch rückwärts sehen, bis 
in die graue Vorzeit, überall sind sie zu finden. Wo nur ein kräftiges Volk 
an Flüssen, Seen oder Meeren wohnte, da suchte es vertraut zu werden 
mit dem fremden Element, seine Kraft auch in ihm zu regen und unbewußt 
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oder bewußt durch fleißige Übung im Wasser den Schatz seiner Kräfte zu 
mehren. 

„Die historische Betrachtung des Schwimmens, auf die ich hier nicht 
eingehen kann, zeigt uns am besten den prinzipiellen Unterschied zwischen 
Brausebädern und Schwimmbädern. Die letzteren wollen unter einem 
anderen Gesichtswinkel betrachtet sein, denn sie verfolgen andere Zwecke. 
Bei ihrem Gebrauch liegt der Nachdruck nicht auf der Reinigung des 
Körpers, nicht auf dem Gebrauch von warmem Wasser und Seife, sondern 
auf der Entwickelung, Kräftigung und Festigung des Körpers. Da9 
Schwimmen gehört zu der großen Gruppe der Leibesubungen, die den jugend¬ 
lichen Körper bilden und den erwachsenen leistungsfähiger erhalten sollen 
für den Kampf ums Dasein. Schwimmen, und hierzu gehört Springen und 
Tauchen, ist Turnen im Wasser. Es ist vielleicht die vollendetste aller 
Turnübungen, da sie alle Muskeln des Körpers in Anspruch nimmt und in 
staubfreier Luft ausgeführt wird. Wie unser früherer preußischer Kultus¬ 
minister v. Gossler sagte, gibt es keine körperliche Übung, die einem gut 
geleiteten Schwimmen sich vergleichen ließe. Schon unsere alten großen 
Pädagogen vom Anfang des vorigen Jahrhunderts, Guts Muths, vorher 
Basedow, dann die Lehrer von Schulpforta und den Philanthropinen, die 
das alte griechische Erziehungsideal für uns wieder gewinnen wollten, haben 
uns deshalb die Wege zu ihm gewiesen. Auch Jahn, der in seinem heiligen 
Eifer und seiner großen Liebe zum Vaterlande wie keiner suchte, wie die 
Kräfte der Jugend am besten zu entwickeln und zu stählen wären gegen 
den übermächtigen Feind. 

„In der Tat sehen wir beim Schwimmen eine allseitige Arbeit der 
Muskulatur. Der Kopf wird durch die Nackenmuskeln energisch nach 
hinten gezogen, die Arm- und Schultermuskeln werden durch die Ruder¬ 
bewegungen der Arme besonders angestrengt, die Brustmuskeln werden zu 
ausgiebigster Tätigkeit gebracht, und der Leib strafft sich trefflich während 
der strammen Arbeit, in der die Muskeln des Ober- und Unterschenkels 
fcich rhythmisch regen. Springen und Tauchen übt in besonderer Weise 
durch große Tiefatmung und Verhalten der Atmung die Atmungsmuskulatur, 
nicht zu vergessen, daß beim Springen die verschiedensten Muskeln fest 
zusammengehalten und aufs stärkste angestrengt werden. Die andauernde 
Muskelarbeit beim Schwimmen, die, was wichtig ist, keine Pausen kennt, 
fördert somit die gesamte Muskelstruktur unseres Körpers. Hierzu tritt 
noch die mechanische Einwirkung des Wassers auf den Körper. Das Atmen 
im Wasser wird durch die dem Brustkorb aufliegende Wassermenge er¬ 
schwert, jede Ausatmung durch den Wasserdruck erleichtert und vertieft 
und damit der Umfang der Atmung vergrößert und eine Kräftigung 
der gesamten Atmungsorgane, also auch der Lunge und des Zwerchfells 
erreicht, die auch *der ältere Schwimmer als wohltuend empfindet und die 
ein treffliches prophylaktisches Mittel gegen die Lungenblähung ist. Auch 
auf dem Herzen und dem ganzen Gefäßsystem lastet der Wasserdruck. Sie 
müssen sich der vielfach wechselnden Atmung anpassen lernen und tüchtiger 
arbeiten, um den Widerstand des Wassers zu überwinden. Damit steigert 
sich ihre elastische Kraft und Reaktionsfähigkeit. Daß das ohne besondere 
Erregung von seiten des Herzens geschieht, davon habe ich mich wieder 
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bei dem letzten Breslauer Oder - Meisterschaftsschwimmen über eine Meile 
vor wenigen Tagen überzeugt. Die Strom Verhältnisse waren des niedrigen 
Wasserstandes halber sehr ungünstig, dazu trieb ein kalter Wind den 
Schwimmern kurze Wellen hindernd entgegen, so daß die einzelnen Schwimmer 
80 Minuten und mehr zur Beendigung ihres Wettkampfes brauchten. Trotz 
der großen Leistung zeigte die an den zehn Schwimmern von mir vollzogene 
Messung der Pulsfrequenz keine bemerkenswerte Abweichung. Die Mehr¬ 
zahl der Schwimmer hatte 78 bis 86 Pulse in der Minute und nur drei 
eine Frequenz von 96, 104 und 108. Beim Schwimmen über kurze Di¬ 
stanzen, wo die Schwimmer von Anfang an spurten, läßt sich die Beschleuni¬ 
gung des Herzschlages natürlich nicht aufhalten. Soweit die Einflüsse der 
turnerischen Arbeit im Wasser! 

„Der weitere physiologische Einfluß des Schwimmbades auf den mensch¬ 
lichen Körper deckt sich mit der Einwirkung des kühlen Wassers auf den 
Körper, denn nur selten wird die Temperatur der Schwimmgelegenheit über 
27° C betragen. Auch der sich Brausende kann den Einfluß des kühlen 
Wassers auf sich wirken lassen, doch verspürt ihn der Schwimmer bei 
seinem längeren und vollkommeneren Verweilen im Wasser in weit stärkerem 
Maße. 

„In erster Linie wird von dem Kältereiz die Haut betroffen, die nicht 
nur eines unserer wichtigsten Organe für Ausatmung und Ausscheidung ist, 
sondern vor allem der Regulierung der Körperwärme dient. Ihre gesunde 
Tätigkeit gestattet uns, unter dem Äquator wie in der Nähe der Erdpole 
zu leben; sie ermöglicht uns, in den tiefsten Schlünden der Erde, wie auf 
den höchsten eisigen Gipfeln der Berge unser Dasein durch annähernd 
gleichbleibende Wärme des Körpers zu erhalten. Millionen von Talg- und 
Schweißdrüsen, wie schon erwähnt, durchdringen sie, Millionen von Tast¬ 
organen und wärmeempflndenden Nerven sind aber auch noch in sie ein¬ 
gebettet, und ein Gefäßsystem durchzieht sie von einer Ausdehnung, daß 
zwei Drittel des Körperblutes in ihr Aufnahme Anden können. Von der 
Funktionskraft der Haut hängt ein großer Teil unserer Gesundheit ab, und 
gerade die Schwimmbäder sind imstande, diese Kraft zu stärken und zu 
bewirken, daß wir, wie das Volk sagt, in „einer guten Haut“ stecken. Unter 
der Einwirkung des frischen Wassers beim Schwimmen ziehen sich die 
Hautgefäße zusammen, so daß nur eine geringe Menge des sonst die Haut 
durchflutenden Blutes abgekühlt wird. Die rückwärts liegenden Muskeln 
geraten zur Abwehr der Kälte in eine stärkere Wärmebildung. Man be¬ 
rechnet diese nach ihrer Wärmeabgabe im ruhigen Wannenbade von 23° R 
auf das Dreifache des gewöhnlichen Wärmeverlustes. Beim Schwimmen ist 
sie noch größer, denn einmal tritt hier die Muskelarbeit mit ihrer Wärme¬ 
entwickelung hinzu, das andere Mal wird beim Schwimmen die ausgleichende 
Wärmeschicht um den Körper, welche sich bei der Ruhe im Wannenbade 
bildet, immer wieder zerrissen, und immer neues kühles Wasser tritt an die 
Haut heran, um ihr Wärme zu entziehen. Es wird begreiflich erscheinen, 
daß die Energie dieser Kälteabwebrbestrebungen verschieden sein wird, je 
nach dem Alter, der Konstitution, der jedesmaligen Disposition des Schwim¬ 
menden und nach der Stärke und Dauer des Kältereizes. Die Anpassungs¬ 
fähigkeit der Haut, ihre Reaktionskraft und Angewöhnung an das kühle 
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Wasser läßt sich aber entwickeln, und zwar so weit entwickeln, daß 
Schwimmer stundenlang ohne jeden Schaden im Wasser von 15° C verweilen 
können, ja, daß sje im Winter im Eiswasser Wettschwimmen veranstalten, 
wie die Berliner und Hamburger Schwimm vereine. Wohl aber können wir 
hierbei bemerken, daß die Reaktionskraft eine Grenze hat und um so früher 
erlahmt, je geringwertiger die körperliche Konstitution des Schwimmers ist. 
Bei solchen Schwimmern dringt die Kälte schneller durch die Haut bis tief 
in die Gewebe der Muskulatur und setzt allmählich die Wfirmebildung an 
ihr herab. Die nunmehr folgende Steigerung der Wärmebildung in den 
inneren Organen langt auf die Dauer nicht aus, um die Extremitäten mit 
warmem Blut genügend zu erwärmen; es stellen sich Krämpfe ein, erst 
tonische, dann klonische, Zittern und Frösteln, Waden- und Oberschenkel - 
krampf, die den Schwimmer zwingen, das Wasser zu verlassen. Der bläu¬ 
liche Körper ist erstarrt und in seiner Temperatur herabgesetzt. Geraume 
Zeit vergeht, bis derselbe unter immer sich wiederholendem Zittern und 
Frösteln seine normale Wärme wiedergewinnt. Die Dauer des Schwimmens 
ist demnach nach der Reaktionskraft des einzelnen Körpers zu bemessen. 
Bleibt der Körper nach jedem Schwimmbade blaß und fröstelnd, so war dessen 
Dauer zu lang. Frösteln und Zittern im Wasser muß immer die Aufforde¬ 
rung sein, das Wasser zu verlassen. Die Kräftigeren überstehen den An¬ 
sturm ohne Beschwerde. Die Reaktion tritt wie nach kürzeren Schwimm¬ 
übungen in Bälde ein. Die Hautgefäße erweitern sich und auch die 
Körperwärme steigt an, da die gesteigerte Wärmebildung noch fortdauert 
und von der Luft schlechter wie vom Wasser resorbiert wird. Den Schwimmer 
überkommt das bekannte behagliche Wärmegefühl. 

„Es liegt auf der Hand, daß der kaltwasserfeste Körper im Schutz der 
Kleidung noch besser die kühlenden Einflüsse der Luft vertragen wird, daß 
er wetterfester wird und Erkältungseinflüssen größeren Widerstand entgegen¬ 
setzen kann, ebenso wie die Anwohner der See, die Söhne der Berge und 
auch des flachen Landes, wo die frische Luft eine gleiche Wirkung ausübt. 

„Geehrte Anwesende! Der Kältereiz des Wassers ist ein zu mächtiger 
Lebensreiz, als daß er nicht auch die anderen Triebfedern unseres Körper¬ 
mechanismus beeinflussen sollte. Daß die Lunge, das Herz und der ganze 
Gefäßapparat zur Überwindung des Wasserdruckes und bei der vielfach 
wechselnden Atmung sich kräftiger entwickeln und der ganze Anpassungs- 
mechanismus eine Steigerung seiner Leistungsfähigkeit erfährt, haben wir 
gesehen; aber auch das Blut erfährt durch den Einfluß des Kältereizes be¬ 
deutende Vermehrung seiner zeitigen Elemente. Die Anzahl der weißen 
Blutkörperchen vermehrt sich um das Dreifache, und auch die Anzahl der 
roten Blutkörperchen zeigt sich nach Winternitz im Cubikmillimeter um 
1 800 000 gesteigert. Dem entspricht der Gehalt an Hämoglobin, welches 
eine Zunahme bis 14 Proz. aufweist. Diese Veränderungen, mit welchen 
das Blnt zugleich eine höhere Alkaleszenz und damit eine sich steigernde 
bakterientötende Kraft gewinnt, sind allerdings keine dauernden, doch gehen 
sie erst nach annähernd zwei Stunden zurück. Bei manchen, besonders bei 
anämischen und chlorotischen Menschen bleibt indessen eine gewisse 
Vermehrung der roten Blutkörperchen, deren Zahl durch die Muskelbewegung 
des Schwimmens noch gesteigert wird, dauernd und erklärt uns die Heilung 
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dieser Krankheit mittels kurzer, kalter Schwimmbäder. Vorbedingung für 
diese Einwirkung auf das Blutleben ist indessen der Eintritt der Reaktion, 
die Rötung der Haut und das nach dem Bade sich einstellende Wärme¬ 
gefühl. Bei unvollständiger Reaktion sieht man oft eher eine Verminderung 
von roten, meist auch von weißen Blutzellen eintreten. Wir können nicht 
annehmen, daß diese Milliarden von Blutzellen neu gebildet werden. Es 
sind Reservezellen, welche durch die mächtige Anregung der Zirkulation, 
durch die vermehrte Spannung der Muskeln und Gewebe in den Blutstrom 
hineingedrängt werden und dabei, wenn auch nur vorübergehend, in Arbeit 
treten. Der vermehrte Säftestrom ist aber ein Kräftestrom, und die zahl¬ 
losen roten Blutzellen sind ja Sauerstoflträger, welche dem Körper neues 
Brennmaterial, die Kraft zu neuer Arbeitsleistung, zuführen. Daher das 
Kraftgefühl, welches wir nach jedem Bade empfinden. 

„Und wie das Blut, erfahren auch die Nerven eine bedeutsame Kräfti¬ 
gung. Die stärkenden Nervenreize, welche die Haut empfängt, wirken nicht 
nur auf diese allein, sie werden nach den nervösen Zentralorganen weiter¬ 
gegeben und veranlassen, ganz abgesehen vom Wasserdruck, eine Vertiefung 
der Atmung, bei welcher mehr Sauerstoff eingeatmet und mehr Kohlensäure 
ausgeschieden wird. Das Herz wird zu energischerer Arbeit herangezogen, 
und damit werden auch die Nerven und ihre Zentralorgane besser ernährt 
und leistungsfähiger. 

„Keine Zeit stellte so hohe Ansprüche an die Nervenarbeit der Men¬ 
schen wie die unsere. Das Hasten und Drängen, die Unruhe und Angst 
wird immer größer, und eine nicht geringe Anzahl unserer Mitbrüder 
bricht erschöpft zusammen und unterliegt der reizbaren Nervenschwäche, 
der Neurasthenie, einem Hauptleiden unserer heutigen Beamtenwelt. Kein 
Mittel ist hier wirksamer als frisches Wasser, wie es in neuer Anwendung 
von Priessnitz und Kneipp empirisch gefunden und durch wissenschaft¬ 
liche Forschung zur Heilmethode erhoben, Tausenden und Abertausenden 
die Gesundheit wiedergegeben hat. Und doch sind alle diese Methoden 
nur Notbehelfe einer wasserarmen Gegend, denn durch die Schwimmbäder 
verfügen wir über ein viel stärkeres Mittel zur Heilung. 

„Die Einwirkung der Schwimmbäder auf die absondernden drüsigen 
Organe will ich zu besprechen unterlassen. Ihr Studium ist nicht wünschens¬ 
wert gefördert. So viel dürfen wir indessen schon jetzt sagen, daß das 
Schwimmbad als eine methodisch angewandte Wärmeentziehung unter 
starker Muskelarbeit eine Steigerung der Funktionen aller dieser Organe 
zur Folge hat. Seine Einwirkung auf den Stoffwechsel ist aber noch be¬ 
sonders hervorzuheben. Hier summiert sich der Einfluß des Kältereizes 
mit der körperlichen Arbeit. Er wird vermehrt, schafft darum Eßlust, An¬ 
regung der Darmfunktionen und ist Fettleibigen ein treffliches Mittel, um 
einen guten Teil ihres Körperüberflusses zu vermindern und dem Blutstrom 
freie Bahn zu verschaffen. 

„Zu der Kräftigung der Atmung, der Blutbewegung, des Nervenlebens 
und Stoffwechsels, zu der allseitigen Ausbildung der Muskulatur, der Steige¬ 
rung der Blutmenge und der elastischen Kraft der Gefäße gewinnt der 
Schwimmer aber noch moralische Qualitäten hinzu: Mut, Beherztheit, 
Geistesgegenwart, Entschlossenheit, Ausdauer und Willenskraft. 
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„Das erwähnte Meisterschaftsschwimmen z. B. war ein Kampf mit den 
Elementen. Im Wasser erstarrende Kälte, draußen stürmende Luft, welche 
die Oderwellen den Schwimmern entgegenschlug und ihnen die Atmung 
za r&uben drohte, dazu die lange Dauer der Übung und die verdoppelte 
Anstrengung des Wettschwimmens. Solche Leistungen fordern alles heraus, 
was an Willenskraft und Selbstbeherrschung im Menschen vorhanden ist; 
sie bilden aber auch Männer, die für andere ihr Leben wagen, jeder Ge¬ 
fahr furchtlos gegenüberstehen und im Kampfe fürs Vaterland ihre Pflicht 
tun werden. 

„Wer Gelegenheit hat, jugendliche Schwimmer in ihrem Wachstum zu 
beobachten, wird seine Freude daran haben, im besonderen auch darüber, 
daß so wenig Erkrankungen der Luftwege Vorkommen und, wenn sie Vor¬ 
kommen, leicht überwunden werden. Um mich nicht zu wiederholen, ge¬ 
statte ich mir hier einige Worte aus einer Ansprache von Herrn Stadt¬ 
schulrat Küpper-Gharlottenburg einzuflechten, der bei einem vor wenigen 
Wochen abgehaltenen Schwimmfeste („ Arminia“, Charlottenburg) zu den 
Anwesenden sagte: „Sehen Sie die schlanken Knaben, die herrlichen Jüng¬ 
linge, die kraftvollen Männer an und geben Sie sich Rechenschaft, welcher 
Lebensweise sie die schöne Gestalt, die glänzende Haut, den starken Nacken, 
die prächtigen Schultern, die gewölbte Brust, den straffen Rücken und die 
vollendete Haltung zu verdanken haben. Außer der Anlage müssen wir 
diese Wirkungen der Reinlichkeit, der Frische des Elementes, der strecken¬ 
den und stärkenden Kraft der Schwimmbewegung zuschreiben. Lernen Sie 
diese Jugend näher kennen, so Anden Sie bei ihr auch geistige Eigen¬ 
schaften, die für sie selbst und die Gemeinschaft von hohem Werte sind: 
Geistesgegenwart, unerschrockenen Mut, Entschlossenheit zu rascher Tat, 
keiner ist unter ihnen, der nicht als Krone'seines Lebens es feiern möchte, 
wenn er einem Mitmenschen das Leben im Wasser retten könnte/ 

„Erreicht werden diese Ziele aber nur durch einen regelmäßigen, 
systematischen und disziplinierten Schwimmbetrieb, wie er an noch wenigen 
Orten durch die Schulen, an vielen Orten durch die Tätigkeit der Schwimm - 
vereine erreicht wird, die durch Fortbildung im Schwimmen, Springen, 
Tauchen uns Ärzten wertvolle Bundesgenossen geworden sind im Kampfe 
gegen die schlimmste Krankheit unserer Zeit, die Tuberkulose. Längst hat 
man erkannt, daß es hierbei vornehmlich gilt, die natürlichen Schutzkräfte 
gegen diese Krankheit zu entwickeln. Je kräftiger Herz und Lungen 
heran wachsen, je elastischer und fester sich die Muskeln und Blutgefäße 
entwickeln und gesundes Blut sich mehrt mit der Lebensenergie aller Or¬ 
gane, desto größer wird die Schutzkraft des Körpers gegen die verheerende 
Krankheit, für welche schlaffe Haut und Gefäße, ein kleines Herz, schwache 
Atmungskraft, flacher Brustkorb, mangelhaftes Nahrungsbedürfnis und die 
dem entsprechende Neigung zu Katarrhen disponieren. 

„Doch nicht nur für die männliche Jugend allein verlangen wir das 
Schwimmbad als Mittel zur Kraft und Gesundheit, sondern, wie ich früher 
schon ausgeführt habe, mehr noch für die weibliche Jugend und unsere 
ganze Frauenwelt, deren körperliche Erziehung und Tätigkeit gegenüber 
der der Männer bei uns zurücksteht. Turnen wird von den Mädchen ernst¬ 
lich kaum betrieben, Rücksichten mancher Art, törichte Wünsche der Eltern 
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hindern die besten Absichten der Lehrer. Steife, gemessene Bewegungen 
werden ihnen schon vom heranwachsenden Alter vorgeschrieben. Die Ge¬ 
wandung selbst, die engen Kleider, die unselige Sitte des festen Schnür¬ 
mieders gebieten kleine Schritte und Vermeidung körperlicher Anstrengungen. 
Kräftige Spiele, wie Lawn-Tennis, wofür jetzt mehr Interesse herrscht, sind 
noch lange nicht genügend eingeführt, haben für manche Eltern auch wegen 
des Flirtens gewisse Bedenken. Weitere Spaziergänge verbieten sich ohne 
männliche Begleitung; Rudern, Reiten, Fechten, Kegeln, Bergsteigen treiben 
junge Damen selten oder überhaupt nicht, und das Radfahren hat an vielen 
Orten an Ansehen verloren. Somit bleibt ihnen wirklich fast nur das Tanzen 
übrig, ihrem Bewegungstriebe zu genügen, denn die heutige häusliche 
Tätigkeit ist wenig geeignet, denselben zu befriedigen. Inwieweit aber das 
von der Jugend so geliebte Tanzen in den staubigen und schlecht venti¬ 
lierten Räumen der Gesundheit förderlich ist, wird sich jeder selbst sagen 
können. Und doch beruht auf diesen Mädchep, welche dafür mit Gedächtnis¬ 
kram vollgepfropft werden, deren Sinnestätigkeit nach allen Richtungen hin 
überreizt und abgespannt wird, die Zukunft des Vaterlandes, die Kraft der 
kommenden Geschlechter. Hier muß Wandel geschaffen werden, um so 
mehr, als das in vielen Orten nicht schwer ist. 

„Das Schwimmbad muß die eigentliche Domäne der weiblichen Jugend 
und Frauenwelt werden, der Tummelplatz ihrer Leibesübungen, wie er es 
vielfach schon geworden ist. In ihm liegt die Möglichkeit einer besseren 
und gesünderen Zukunft. Nichts ist geeigneter, dem Körper des Weibes zu 
einer kräftigeren und schöneren Entwickelung zu verhelfen und ihn für die 
vielen Anstrengungen seines eigentlichen Berufes vorzubereiten und tüchtig 
zu erhalten. 

„Meine geehrten Anwesenden! Alles das ist nur möglich im Rahmen 
eines Sommer und Winter geübten Schwimmbetriebes, der einzig und allein 
durch unsere Hallenbäder möglich ist, denn die Sommerzeit ist zu kurz, 
der Bädertage im freien Strom sind zu wenig, zählen wir doch kaum 50 im 
Jahre, als daß das Schwimmen in seiner mächtigen Einwirkung auf den 
Körper zur vollen Entfaltung käme. 

„Die Hallenbäder sind darum eine der preisenswertesten Errungen¬ 
schaften der Neuzeit, ein treffliches Mittel für die körperliche Entwickelung 
der Jugend, ein Jugend- und Schönheitsbrunnen für die älteren Geschlechter. 
Wo deshalb ein leistungsfähiges Kommunalwesen seine Aufgaben höher 
erfaßt, nicht nur an das Notwendigste denkt, sondern auch daran, wie wir 
unseren Kindern aufs beste körperlich vorwärts helfen, unsere Frauen in 
Blüte und Kraft erhalten, wie wir die Alternden vor frühem Greisentum 
bewahren, da hat es die Pflicht, wie Turnhallen auch Hallenbäder zu bauen 
oder deren Anlage nach Kräften zu unterstützen. Denn sie sind keiu 
„Luxuserzeugnis höchster Art“, sondern die Forderung eines gesteigerten 
hygienischen Verständnisses und einer klareren Erkenntnis für die Wachs¬ 
tumsbedingungen des Körpers und die Mittel, ihn tatkräftig und genußfähig 
zu erhalten. 

„Sehr geehrte Anwesende! Die Gymnastik war bei den Griechen eine 
gesetzlich vorgeschriebene Erziehungsmethode und erwarb den Griechen als 
nationalen Schatz die evsglu, Gesundheit und Schönheit, das harmonische 
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Verhältnis zwischen Körper and Seele, die Stärke des Leibes und Geistes. 
Wenn kein Volk bisher die Griechen in Kunst, Weltweisheit, Dichtung und 
Staatenbildung erreicht oder gar übertroffen hat, wenn gerade in Griechen¬ 
land die herrlichsten Erscheinungen der Vaterlandsliebe in Erscheinung 
getreten sind, so ist nach der Griechen eigenem Urteil die Pflege der 
Gymnastik die Haupttriebkraft gewesen, weil sie den starken Körper von 
allem Ungesunden befreite und den Geist von der Erdschwere des Kranken 
und Schwächlichen loslöste, so daß er den kühnsten Flug nach dem Lande 
der Erkenntnis, Schönheit und Wahrheit vollenden durfte. Jene Sitten der 
Griechen können niemals ganz die unseren werden, doch was wir von ihnen 
für uns gewinnen können, wird uns zum Nutzen gereichen. 

„Auch von diesem Standpunkte aus lassen Sie uns die Gymnastik im 
Wasser betrachten, um die Überzeugung zu gewinnen, daß ihre allgemeine 
Verbreitung zugleich mit der gesteigerten Reinlichkeitsliebe durch Brause¬ 
bäder beitragen wird, unserem geliebten deutschen Volke zu einer noch 
höheren Kulturstufe zu verhelfen. Ich aber bleibe bei meinem alten Wahl¬ 
spruche: „Brausen ist gut, Baden ist besser, die Krone aller Wasseranwen¬ 
dungen ist aber das Schwimmbad». 4 

Korreferent, Egl. B&urat und Beigeordneter Bud. Schnitze 

(Bonn): 

„Fast alle technischen Formen der Bäder, deren wir uns heute be¬ 
dienen: die Brausebäder so gut wie die Schwimmbäder, die Wannenbäder 
wie die Schwitzbäder sind das Erbteil älterer Kulturvölker, die gemäß ihren 
Lebensgewohnheiten und der Höhe ihrer technischen Errungenschaften in 
den einzelnen Badeformen wiederholt eigenartige und oft sehr vollkommene 
Ausbildungen erreicht haben. Wohlbekannt ist die reizende antike Dar¬ 
stellung der Frauen - Brausebäder auf einer griechischen Vase des Berliner 
Museums, sie läßt uns ahnen, daß diese Badeart, deren einfache Hilfsmittel 
natürlich sehr vergänglich waren, auch im Altertum eine größere Verbrei¬ 
tung, als uns bekannt ist, besaß. Die Wannenbäder sind von den Zeiten 
Homers bis zu den marmornen Prachtwannen der Römer durch viele Stufen 
technischer und künstlerischer Entwickelung vorgeschritten; die Schwitz¬ 
bäder sind bei Römern und Orientalen als die hervorragend volkstümliche 
Badeform zu einer staunenswerten Höhe technischer Vollkommenheit aus- 
gebildet worden, auch die Hallen-Schwimmbäder haben die Römer in den 
Bereich der in den Thermen dargebotenen Bäderformen einbezogen. Manches 
können wir für die Gestaltung unserer modernen Badeanlagen noch aus den 
antiken Resten lernen: Beispiele für die Einordnung der Bäder in die 
städtische Bebauung als freie Baugruppen oder in eingebauter Lage, Vor¬ 
bilder für eine würdige Gestaltung der Baupläne im ganzen, wie für die 
Ausbildung der Baderäume im einzelnen, den charakteristischen Schmuck 
in Farbe und Form; in allem diesem bieten sie eine unerschöpfliche Fund¬ 
grube der Erkenntnis und des künstlerischen Genusses. 

„Die Anregung zur Schaffung und Vervollkommnung der Bäder ist 
selbstverständlich, zu allen Zeiten von den Bestrebungen der öffentlichen 
Gesundheitspflege ausgegangen und durch sie bedingt worden. Die 
Blüte und volle Zweckerfüllung der Bäder hat daher stets nur so lange ge- 
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dauert, wie der Hauptzweck der Gesundheitspflege rein und unverfälscht 
erhalten blieb. Sobald Nebenzwecke die Oberhand gewannen: Zeitvertreib 
in üppigen Thermensälen, Überwuchern von künstlerischen Bestrebungen 
über sachliche Zweckmäßigkeit, Erniedrigung der Bäder zu Stätten der 
Sittenlosigkeit u. a., begann ihr Verfall und endete die Berechtigung ihres 
Bestandes. Die strenge Beschränkung auf den Hauptzweck ist daher auch 
in unserer Zeit eine Forderung, deren Erfüllung wir uns stets auf das 
dringlichste angelegen sein lassen sollten. 

„Das deutsche Badewesen der Gegenwart, welches seit dem An¬ 
fänge des vorigen Jahrhunderts aus vollständigem Verfall wieder aufgelebt 
ist, leitet seinen Ursprung aus der Wiederbelebung der turnerischen 
Körperübungen nach den Freiheitskriegen ab, indem das Baden und 
Schwimmen, Springen und Tauchen als Fortsetzung und Zubehör des Turnens 
zum Zwecke der körperlichen Abhärtung, der Vermehrung körperlicher Ge¬ 
wandtheit, als Prüfstein persönlichen Mutes geübt und gepflegt wurde. Der 
Wunsch und das Streben, dieses Wasserturnen während der ungünstigen 
Jahreszeit im geschlossenen Baume fortzusetzen, ist also die Entstehungs¬ 
ursache der heutigen deutschen Schwimmhalle gewesen, ihnen verdankt sie 
ihre Ausbildung und Vervollkommnung, in ihnen liegt die Berechtigung und 
die Gewähr ihrer zukünftigen Blüte und weiteren Verbreitung. Eigenartig, 
von früheren und fremden Vorbildern abweichend, hat sich unsere moderne 
deutsche Schwimmhalle ganz allmählich zu einem ihrem Zwecke vortrefflich 
angepaßten Organismus entwickelt, der neben der Benutzung der Fortschritte 
neuerer Bautechnik besonders auf den hochentwickelten Leistungen der In¬ 
stallationstechnik in der Behandlung von Dampf, Wasser, Luft und Wärme, 
in der vollkommenen Lösung der Probleme der Verteilung und Erneuerung 
gleichmäßig erwärmter großer Wassermengen, in der Heizung und zuglosen 
Lüftung großer Räume beruht. Von besonderer Wichtigkeit ist aber für 
den Techniker, wie für die Allgemeinheit das Studium der Entwickelung der 
baulichen Raumausbildung unserer Schwimmhallen, um daraus die Er¬ 
kenntnis zu schöpfen, daß alle Fortschritte auf vermehrten Erfahrungen und 
immer eingehenderem Durchdringen des Gegenstandes beruhen und daß sie 
für Neubauten Beachtung finden müssen, wenn diese auf der Höhe des 
heutigen Standes unserer öffentlichen Gesundheitspflege und technischen 
Wissenschaft stehen sollen. 

„Was zunächst den Bauplatz einer städtischen Schwimmbadeanstalt, 
mit welcher meist noch Wannen- und Schwitzbäder verbunden sind, betrifft, 
so gehen wohl alle Erfahrungen dahin, daß dieser am vorteilhaftesten mitten 
im Verkehrszentrum gelegen sein muß, wenn möglich unter besonderer Be¬ 
rücksichtigung der Nähe von Jugendbildungsanstalten. Wir haben z. B. in 
Bonn den Platz des Hallenschwimmbades in unmittelbarer Nähe des Marktes, 
gegenüber der Universität und in großer Nähe zweier Gymnasien und meh¬ 
rerer Volksschulen ausgewählt. Bei Großstädten wird man für mehrere 
Schwimmbadeanstalten möglichst wieder Nebenzentren des städtischen Ver¬ 
kehrs und die Nähe der Hauptverkehrsadern aufsuchen. In zweiter Linie 
tritt die Frage der Wahl eines Grundstücks in freier Lage oder mit großer 
Straßenfront im Gegensätze zu einem Bauplatze auf Hinterland zur Ent¬ 
scheidung auf. Es unterliegt keinem Zweifel, daß für den Architekten die 
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dankbarere Aufgabe in der Errichtung eines auch nach außen stattlich 
wirkenden, zu den Denkmalbauten der Stadt zählenden Badegeb&udes liegt 
und daß unter Umständen der künstlerische Gewinn, den das Ansehen der 
Stadt hierdurch erlangt, ein größeres finanzielles Opfer wert ist. Aber schon 
die Antike hat uns durch die beiden Bäder in Pompeji: die Forumsthermen 
und die Stabianer Thermen, das Vorbild der Bäderanlagen auf eingebauter 
Baustelle gewiesen und damit den beachtenswerten Fingerzeig zu einer Ver¬ 
billigung der Baustelle für diesen Zweck gegeben. Wie bedeutend die 
finanzielle Wirkung der Wahl eines Hinterlandgrundstückes gegenüber einem 
Front- oder Eckgrundstück sein kann, möge wieder das Beispiel der Bonner 
Badeanstalt erläutern. Wir brauchten für diese ein Hintergrundstück von 
rund 2250 qm im Werte von 94 500 M., dazu als Zugang ein Frontgrund¬ 
stück von 10 m Front und 194 qm Fläche im Werte von 60 800 M., zu¬ 
sammen 155 300 M. Grunderwerbskosten. 

„Dasselbe Grundstück mit einer der Längenausdehnung der Bauten 
entsprechenden Straßenfront von 50 m hätte einen Wert von 355 000 M., 
als Eckbaustelle einen solchen von 500000 M. gehabt. Der Ein wand, den 
kürzlich Professor Hocheder erhob, daß bei der Lage auf Hinterland die 
Schwimmhallen und andere Baderäume auf die unzweckmäßige Beleuchtung 
durch Oberlicht angewiesen seien, ist, wie zahlreiche ausgeführte Beispiele 
von Schwimmhallen zeigen, hinfällig; es kommt hier nur die Geschicklich¬ 
keit des entwerfenden Architekten in Frage. Die Zwecke der öffentlichen 
Gesundheitspflege können in gleicher Weise bei einem eingebauten, wie bei 
einem Frontgrundstück erfüllt werden. Die Auswahl wird also außer von 
örtlichen Verhältnissen wesentlich von finanziellen Erwägungen abhängen. 
Sind aber in zweifelhaften Fällen die Mehraufwendungen für Frontgrund¬ 
stücke erheblich, so handelt man mit der Wahl des billigeren Platzes mehr 
im Sinne der öffentlichen Gesundheitspflege, indem man dafür sorgt, daß 
ihre Forderungen in wirtschaftlicherWeise erfüllt, und daß die Lasten nicht 
zu drückend werden, damit die Anregung zum Fortschritt auf dem gleichen 
Gebiete erhalten bleibt. Noch sei ein Wort über die für Hallenschwimm¬ 
bäder erforderliche Größe des Bauplatzes hinzugefügt. Sie schwankt natür¬ 
lich in weiten Grenzen: Die größten Flächen haben die Badeanstalten zu 
Krefeld, Hannover und München mit rund 5000, 4700 und 3700 qm Fläche 
erfordert, doch ist für eine mittelgroße Badeanstalt mit doppelten Schwimm¬ 
becken, Wannen- und Schwitzbädern eine Bauplatzgröße von 2500 bis 3000 qm, 
für eine solche mit einem Schwimmbecken ein Raum von 1200 bis 1500 qm 
ausreichend. 

„Gehen wir zum Bau der Schwimmhalle selbst über, so bestand sie 
anfänglich in ihren einfachsten Teilen aus dem Bassin mit dem Umgang und 
den an der Außenwand des Raumes angeordneten Auskleidez eilen. Da sich 
aber bald herausstellte, daß das Wasser des Schwimmbeckens durch den 
Gebrauch der Seife stark verunreinigt wurde, so fügte man noch einen 
Nebenraum, der zur Vorreinigung des Körpers mittels Abseifen bestimmt 
und mit Brausen ausgerüstet war, seitlich an die Schwimmhalle an. 

„Von dieser einfachen Gestalt waren die ersten deutschen Schwimm¬ 
bäder: Die 1855 eröffnete Badeanstalt in der Schillingstraße in Berlin, die 
1860 fertiggestellte Bade- und Waschanstalt zu Magdeburg, die 1867 er- 
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richtete Badehalle zu Hannover, das Sophienbad zu Leipzig, die ältere 
Schwimmhalle zu Dortmund und andere, über welche die Herren Robertson 
und F. A. Meyer auf der Versammlung unseres Vereins zu Stuttgart im 
Jahre 1879 ausführlich berichtet haben. Ein großer Fortschritt in der 
eigenartigen Entwickelung der deutschen Schwimmhalle ist dann bei dem 
1875 eröffneten Bassinbad zu Badenweiler gemacht worden. Hier wurde 
um die Auskleidezellen ein besonderer äußerer Umgang zu dem Zwecke 
geschaffen, um das Betreten der eigentlichen Baderänme mit beschuhten 
Füßen zu vermeiden und dadurch eine im Gegensatz zu dem früheren Zu¬ 
stande viel weitergehende Reinhaltung des Schwimmbeckens und seiner Um¬ 
gebung zu erreichen. Diese bei dem Kurbade gemachte Errungenschaft 
wurde alsbald allgemein bei den Stadtbädern angenommen, zuerst in der 
1877 eröffneten Badeanstalt zu Bremen. Merkwürdig erscheint es, daß 
dieser Schritt der Vervollkommnung unserer deutschen Schwimmhalle bei 
der englischen Schwimmhalle, die das Muster der ersten deutschen Hallen 
war und bei der späteren Entwickelung an Zahl mit den deutschen An¬ 
stalten wetteifert, nie getan wurde. Man behalf sich mit einem besonderen 
Schuhraum, in dem die Stiefel mit Pantoffeln vertauscht werden, oder auch 
ohne einen solchen. 

„Die logische Folge der getrennten äußeren und inneren Umgänge ist 
natürlich bei Schwimmhallen, welche obere Galerien mit Auskleidezellen be¬ 
sitzen, auch die Anlage getrennter Treppenaufgänge für die bekleidet zu den 
Zellen gehenden Besucher und für die unbekleidet den Brauseraum auf¬ 
suchenden Badenden. Jede dieser entweder einfach oder doppelt zu ge¬ 
staltenden Treppenanlagen muß an der ihrem Zwecke besonders entsprechen¬ 
den Stelle des Gebäudes in der Halle selbst untergebracht werden, damit 
der Verkehr auf ihnen der Überwachung der Aufsichtsbeamten unterliegt, 
uod damit nicht Unbekleidete gezwungen werden, den gleichmäßig erwärmten 
Raum zu verlassen und sich in kälteren, zugigen Treppenhäusern der Gefahr 
einer Erkältung auszusetzen. 

„Lange Zeit hat es gedauert, bis der Plan der modernen deutschen 
Schwimmhalle noch nach zwei anderen Richtungen hin eine vollkommene 
Lösung erhielt, nämlich durch die richtige Anordnung der Reinigungsräume 
und durch die freie Öffnung der Schwimmhalle an der Eingangsseite zur 
Gewinnung voller Übersichtlichkeit des Raumes beim Eintritt. Wohl hatte 
man längst eingesehen, daß die früheste Anordnung der Reinigungsräume 
in geschlossenen Anbauten neben der Schwimmhalle unzweckmäßig sei. 
Denn die Badenden bedürfen gerade an dieser Stelle der Aufsicht zur Ver¬ 
hinderung der zwecklosen Vergeudung des warmen Brausenwassers. So 
hat man denn schon seit mehr als 20 Jahren die Brauseräume in die Halle 
selbst verlegt, hier aber meist an die Eingangsseite zwischen Treppen, so 
daß sie nicht die genügende Raumentwickelung erhalten konnten und ihrer¬ 
seits mit den Treppen den Eingang zur Halle vollständig verbauten und 
beschränkten. Erst der Plan des 1896 eröffneten Schwimmbades zu Frank¬ 
furt a. M. gab die treffende Lösung dadurch, daß die Reinigungsräume offen, 
übersichtlich und in genügender Größe an die dem Eingänge entgegen¬ 
gesetzte Schmalseite der Halle verlegt wurden. Nun erst konnte die Ein¬ 
gangsseite der Halle frei von Einbauten gestaltet werden und einen freien 
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Überblick über den ganzen Baderaum gewähren, während zugleich der Ver¬ 
kehr der Besucher in seinen Richtungen eine erwünschte Regelung erfuhr. 
Vereinzelte Versuche, den Hauptzugang zur Schwimmhalle in die Mitte einer 
Langseite zu verlegen, haben zu keinen befriedigenden Lösungen geführt. 
So hat sich denn in unserer Zeit aus den Forderungen der Gesundheits¬ 
pflege in Verbindung mit ordnungsmäßiger und wirtschaftlicher Betriebs¬ 
führung eine gewisse Norm der deutschen Schwimmhalle herausgebildet, 
bestehend in der Schaffung einheitlicher, freier und durchsichtiger, die 
Treppen und Nebenräume einschließender, gewölbter Hallen, die eine har¬ 
monische Teilung in Vorraum, Baderaum und Reinigungsraum zeigen. 

„Damit sei nicht die Schablone einer bestimmten Grundrißform emp¬ 
fohlen. Aber gleichwie bei den Kirchengrundrissen mit der überlieferten 
Teilung in Vorhalle, Schiff und Chor die Baumeister ihren Werken die 
mannigfachsten Abwandlungen der Raumbildung und Ausstattung zu geben 
vermochten, so stehen ihnen auch auf der festen Grundlage der Raumteilung 
der Schwimmhalle die größten Freiheiten in der Ausbildung des Raumes 
offen durch die Gestaltung der Wände und Wandstützen, die Lichtzuführung 
zum Raume in basilikaler oder hallenartiger Anordnung, die Ausbildung der 
Decken, die Anlegung der Treppen, ganz abgesehen von Farbe und Einzel- 
formen. 

„Wenn es nun auch neuere Schwimmhallen gibt, bei denen der aus 
50 jähriger Entwickelung gefolgerte Grundsatz der mit den Nebenräumen 
einheitlich verbundenen Halle wieder verlassen ist, bei denen also Treppen, 
Remigungsräume, sogar Auskleideräume als gesonderte, für sich geschlossene 
Nebenräume der Schwimmhalle angefügt sind, so vermag ich im Sinne der 
öffentlichen Gesundheitspflege hierin keinen Fortschritt zu erkennen. 

„Der wichtigste Teil der Schwimmhalle selbst ist natürlich das Schwimm¬ 
bassin. Seine Form nähert sich wohl stets dem Rechteck, wenngleich häufig 
Lang- oder Schmalseiten ausgerundet sind. Der Bodenfläche nach ist es 
meist auf ein Drittel der Länge in einen Raum für Nichtschwimmer, auf 
zwei Drittel in einen solchen für Schwimmer geteilt: Der erstere Teil muß 
dem Reinigungsraum zunächst liegen, Treppen führen von hier zur Sohle 
des Beckens. Die Wandungen des Schwimmbeckens können in verschieden¬ 
artiger Weise aus Mauerwerk von hartgebrannten Ziegelsteinen in Zement¬ 
mörtel, aus gestampftem Zementbeton mit oder ohne Eiseneinlagen, bei be¬ 
sonderen Verhältnissen aus vernieteten eisernen Platten hergestellt werden; 
zweckmäßig erscheint es, das Bassin nach Vollendung des Rohbaues des 
Badegebäudes und ohne Zusammenhang mit den Tragpfeilern des letzteren 
aaszuführen, damit Setzungen des Gebäudes nicht Risse der Bassinwände 
verursachen. Eine Prüfung auf Wasserdichtigkeit muß nach Fertigstellung 
des inneren Feinputzes vor Herstellung der Beplattung erfolgen. 

„Die Einzeleinrichtungen des Schwimmbeckens mit der Fliesen¬ 
bekleidung des Bodens und der Wände, dem Fußsockel und der Haltestange 
für ermüdete Schwimmer, der umlaufenden Überschlagrinne mit Ablauf- und 
Spucklöchern, dem überstehenden Rande des Umganges, endlich den Sprung¬ 
brettern, Ein Steigleitern, kalten Brausen u. a. sind seit längerer Zeit durch¬ 
gebildet und bekannt. Dazu sei noch der Installationseinrichtungen des 
Bassins mit den Apparaten für Füllung und Entleerung, den ständigen Zu- 
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lanf und die Umwälzung des Badewassers gedacht, um zu dem Schlüsse zu 
kommen, daß die richtige Herstellung eines Schwimmbeckens in hohem Maße 
Sorgfalt, Aufmerksamkeit und technische Überlegung erfordert. Die Kenntnis 
einiger „überaus einfachen Normalien“, wie gelegentlich von technischer Seite 
behauptet wurde, dürfte also nicht überall genügen. Die Größe der aus¬ 
geführten deutschen Schwimmbecken schwankt zwischen Längen von 30 bis 
etwa 14m, zwischen Breiten von 15 bis 7m, somit zwischen Wasserober¬ 
flächen von 400 bis 100 qm und einem Wasserinhalt von 600 bis 150 cbm. 
Es ist klar, daß das größere oder geringere Wasserquantum auf die Höhe 
der Betriebskosten für Wasserverbrauch und Wassererwärmung einen be¬ 
deutenden Einfluß ausübt, und es bedarf dieser Umstand beim Entwürfe 
daher eingehender Erwägung. Zu große Schwimmbassins sind unwirtschaft¬ 
lich, weil sie die wünschenswerte häufigere Wassererneuerung verteuern und 
erschweren, auch weil sie die genaue Überwachung der Badenden, rasches 
Erkennen und Eingreifen bei Unglücksfällen behindern. Zweckmäßige 
Mittelmaße für das Männerschwimmbad einer schon recht ansehnlichen 
Badeanstalt sind etwa 20 m Länge bei 10 m Breite mit 200 qm Oberfläche 
und 300 cbm Wasserfüllung. Noch sei bemerkt, daß der Umgang um das 
Schwimmbassin von genügender Breite, frei und unbehindert, an der Bassin¬ 
kante nicht durch Pfeiler unterbrochen sein soll, damit nicht im Notfälle 
eine schnelle Hilfeleistung für Ertrinkende erschwert wird. 

„Die Frage, ob ein aus öffentlichen Mitteln errichtetes städtisches 
Schwimmbad besser mit einem oder mit zwei Schwimmbecken, gesondert 
für Männer und Frauen, auszurüsten ist, wird man in jeder mittelgroßen 
Stadt vom Standpunkte der öffentlichen Gesundheitspflege aus zugunsten 
der doppelten Bassins entscheiden müssen. Wenn man daher in unserer 
ersten Großstadt Berlin die aus öffentlichen Mitteln errichteten Volks¬ 
schwimmbäder bisher durchweg nur mit einem Schwimmbecken versehen 
hat, dessen Benutzung täglich unter den Geschlechtern viermal, noch dazu 
mit veränderten Stunden an einzelnen Tagen, wechselt, so darf man sich 
nicht wundern, daß diese Einrichtung in der Öffentlichkeit zu berechtigten 
Klagen und zu dem Vorwurfe, daß dabei besonders die Frauen in einer 
sozial und hygienisch kaum zu rechtfertigenden Weise zurückgesetzt seien, 
Veranlassung gegeben hat. 

„Vereinzelt sind öffentliche Schwimmbadeanstalten auch mit drei 
Schwimmbecken ausgerüstet worden, so zuerst Köln, später Frankfurt a. M., 
Hannover u. a. Das dritte Schwimmbecken ist dann als sogenanntes Volks¬ 
bad ohne getrennte Auskleidezellen ausgestattet worden. 

„Indem ich mir Vorbehalte, auf die Berechtigung solcher Volksbäder 
noch etwas näher einzugehen, möchte ich im allgemeinen der Meinung sein, 
daß es mir im Interesse der öffentlichen Gesundheitspflege viel empfehlens¬ 
werter erscheint, mehrere Badeanstalten mittlerer Größe mit Doppelbecken 
planmäßig über das Stadtgebiet zu verteilen, anstatt den gesamten Schwimm¬ 
badbetrieb in großem Maßstabe an einer einzigen Stelle zu vereinigen. 

„Das notwendige Zubehör der Schwimmbecken sind die Auskleide- 
zeilen. Der passende Raum zu ihrer Anlage in genügender Zahl ergibt 
sich zwanglos stets an den beiden Langseiten des Beckens, bei größeren 
Anstalten unter Zuhilfenahme eines Obergeschosses. Die Einzelheiten der 
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Zellen bieten gewisse Besonderheiten in ihren Türverschlüssen, den mit 
Klappeneinrichtongen oder auch fest hergerichteten Sitzen, den verschließ¬ 
baren Vorhängen an der Bassinseite. Eine Anzahl sogenannter Volks* 
Schwimmbäder entbehrt überhaupt oder großenteils der geschlossenen Zellen 
und besitzt statt dessen zum Auskleiden der Besucher freie Bänke mit 
Kleiderschranken dahinter. Ich halte diese Einrichtung auch in einem Volks¬ 
bade nicht für empfehlenswert. Des Begriff des sogenannten „Volkes“ um¬ 
faßt in einer Stadt keine gleichmäßig geartete Schicht der Bevölkerung, wie 
z. B. die gemeinsam unter gleichen Bedingungen schaffenden Arbeiter einer 
Fabrik oder eines Bergwerks, sondern sehr verschiedene, der Bildung nach 
zwischen dem Unwissendsten und dem Gelehrten sich bewegende, dem Ver¬ 
mögen nach von größter Armut bis zum Mittelstände reichende, dem Alter 
und der Lebensstellung nach außerordentlich verschieden abgestufte Gesell¬ 
schaftsklassen. Es widerstrebt meines Erachtens dem persönlichen Zart¬ 
gefühl, diesen verschieden gearteten Menschen zuzumuten, sich herdenweise 
im gleichen Baume entkleiden zu müssen und dabei anderen zu Bemerkungen 
über Eigenheiten ihres Körpers und ihrer Kleidung Gelegenheit zu geben. 
In erhöhtem Maße gelten diese Bedenken für das weibliche Geschlecht Die 
Erfahrung lehrt, daß durch solche Einrichtungen viele, die auch im schlichten 
Rocke Feingefühl besitzen, vom Besuche derartiger „Volksbäder“ zurück- 
gehalten werden. Sind die gemeinsamen offenen Auskleideplätze ja doch 
auch in den für den unbemittelten Teil der Bevölkerung besonders ge¬ 
schaffenen Brausebädern niemals anzutreffen. Die vollzogene Entkleidung 
und der Genuß des gemeinsamen Bades stellt dagegen alle Besucher wieder 
auf die gleiche Stufe reiner Menschlichkeit. Man möge daher die Forderung 
getrennter Auskleideräume und gemeinsamer Baderäume unbedenk¬ 
lich als eine Folge des Gebotes persönlicher Selbstachtung und öffentlicher 
Gesundheitspflege erachten. Selbstverständlich halte ich für Schüler ge¬ 
meinsame Auskleideplätze für angängig und zweckmäßig. 

„Als fernerer wesentlicher Bestandteil der Schwimmhalle ist schon 
vorher der Brause- oder Reinigungsraum bezeichnet worden. Er soll 
von jedem, der das Schwimmbad benutzen will, zur Vorreinigung des Körpers 
unter ausgiebiger Anwendung von Seife benutzt werden. Zu dem Zwecke 
ist er mit einer Anzahl von warmen Brausen, sowie mit Fußbecken aus- 
zustatten, die Wände sind mit undurchlässigen Materialien: glasierten Fliesen 
oder geschliffenen Steinplatten, zu bekleiden, der Fußboden ist mit gutem 
Gefälle und hinreichenden Einläufen zu verlegen, so daß kein hier gebrauchtes 
Wasser etwa in das Schwimmbecken gelangen und dieses verunreinigen kann. 

„Meist werden die Brausen gruppenweise in zwei Abteilungen für Er¬ 
wachsene und Jugendliche angeordnet und in den Frauenbädern einige 
Bidetzellen vorgesehen. Man hat neuerdings dem Brauseraum öfters einen 
Wärmeraum angefügt, ein kleines auf 30 bis 35°C temperiertes Warm¬ 
luftbad, um blutarmen Personen, welche gegen die geringe Temperatur des 
Schwimmbassinwassers empfindlich sind, vor und nach dem Bade Gelegen¬ 
heit zur Erwärmung des Körpers zu geben. Ferner hat man mehrfach eine 
unmittelbare Verbindung der Schwitzbäder mit der Schwimmhalle 
durchgeführt, um die Benutzung des Schwimmbades auch in unmittelbarem 
Anschlüsse an das Schwitzbad möglich zu machen. Ob es zweckmäßig ist, 
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für die Folge noch eine engere, für alle Besucher benutzbare Verbindung 
zwischen Schwitzbad und Schwimmbad herzustellen, möge zunächst ärztlicher 
Erwägung anheimgestellt sein. 

„Gehen wir zur Betrachtung der Deckenkonstruktionen der 
Schwimmhallen über, so ist auch hier zu bemerken, daß es lange Zeit ge¬ 
dauert hat, his eine befriedigende Lösung dieses mannigfache Schwierig¬ 
keiten bereitenden Bauteiles gefunden .wurde. Denn bei den bis zu 18 m 
Weite ohne Pfeilerunterstützung zu überdeckenden Räumen hätten massive, 
nach alter Art aus Mauersteinen hergestellte Gewölbe unverhältnismäßig 
große Widerlagstärken, somit viel Raum und bedeutende Kosten erfordert. 
Man verwendete also weit gespannte Konstruktionen in Holz und Eisen. 
Auf beide übt der stets im Raume herrschende Wasserdampf einen un¬ 
günstigen Einfluß aus, nicht selten verursachen die Decken auch einen 
großen Wärmeverlust, endlich geben sichtbare Eisenkonstruktionen eine 
schuppenartige, unbehagliche Raumwirkung. Die neuere Technik hat nun 
in dem Betongewölbe mit Eiseneinlagen für unsere Zwecke ein vortreffliches 
Hilfsmittel geboten, welches den Anforderungen der Wärmehaltung, der 
Sicherheit gegen Angriffe der Feuchtigkeit, den Ansprüchen an eine künst¬ 
lerische Raumwirkung und einer wohlfeilen Herstellung in vollkommenem 
Maße entspricht. Bei den meisten der älteren Schwimmhallen war die Decke 
zur besseren Tagesbeleuchtung mit Oberlichten durchbrochen. Auf die 
praktischen und ästhetischen Mängel dieses Oberlichtes in Schwimmhallen 
hat noch kürzlich Professor Hocheder treffend hingewiesen, der seihst im 
Müllerschen Volkshade zu München die Verwendung seitlichen Hoch¬ 
lichtes nach antikem Muster in vorbildlicher Weise ausgeführt hat. 

„Von nicht geringer Wichtigkeit ist ferner die Frage der künstleri¬ 
schen Ausstattung, denn hier begegnen wir zum Teil Einwürfen, als ob 
der Bau der Schwimmhallen notwendig mit großem Luxus, monumentalen 
Prachtbauten, dem Glanz von Gold und Marmor gleichbedeutend sei und 
Ausgaben erfordere, die mehr solchen repräsentativen Nebenzwecken als 
der öffentlichen Gesundheitspflege zugute kämen. Prüfen wir aber ein¬ 
gehend, was die letztere von einer Schwimmhalle an Ausstattung verlangt, 
so ist es im wesentlichen die Forderung, daß Fußbodeg und Wände, soweit 
Wasser auf sie ein wirken kann und soweit sie der Verunreinigung aus¬ 
gesetzt sind, für Nässe undurchdringlich und abwaschbar hergestellt werden. 
Zu diesem Zwecke sind gesinterte Tonfliesen, glasierte Kacheln und ge¬ 
schliffene Platten natürlichen Gesteins die geeigneten Stoffe. Im übrigen 
genügen fester, guter Mörtelputz der Wände, einfache Verglasung der 
Fenster, Holzwände der Auskleidezellen, und so besitzen wir tatsächlich viele 
sehr zweckmäßige Schwimmhallen von allereinfachster Ausstattung. Die 
Gestaltung der Baustoffe zu einem einheitlichen, harmonischen und charak¬ 
teristischen Raumbilde soll allerdings stets Sache eines künstlerisch gebildeten 
und empfindenden Architekten sein, nicht eines Wasserwerk-Ingenieurs, eines 
Installateurs, eines Badeanstalts- Direktors und anderer Sonderfachmänner, 
deren überaus wertvolle Ratschläge erst durch den auf dem Boden der 
öffentlichen Gesundheitspflege stehenden Architekten in richtiger Form und 
unter kritischer Prüfung der einander entgegenstehenden Momente zur Aus¬ 
führung gelangen können. Mit rechter Lust und Liebe möge sich der aus- 
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führende Architekt in eine sorgfältige Durchbildung aller der Einzelheiten, 
die in einer Badeanstalt für künstlerische Behandlung geeignet erscheinen, 
vertiefen. Aber allein schon die Wahl der Farben für die Beplattung von 
Bassin, Fußboden und Wänden, die Form der Fensteröffnungen, die Bildung 
der Decke können zur Erzielung künstlerischer Raumwirkungen ohne alle 
weiteren Schmuckformen in ausreichendem Maße genügen. Als Dienerin 
der öffentlichen Gesundheitspflege sei die Kunst die feine und zarte Blüte 
am harten Holze der Zweckmäßigkeit und Notwendigkeit, nicht die gleißende 
Wucherblume, die ihrem Nährboden das Mark aussaugt. Weitaus die größte 
Zahl unserer deutschen Schwimmhallen hat sich auch in bezug auf künst¬ 
lerischen Luxus einer durchaus gerechtfertigten Mäßigung und Zurück¬ 
haltung befleißigt, wenngleich das Maß dessen, was jede Stadt bewußter¬ 
weise dem äußeren Eindruck zuliebe leisten will, im einzelnen wohl ver¬ 
schieden sein kann. Eine besondere Stellung nehmen hierbei aber doch die 
neuen sogenannten Berliner Volksbäder ein. Während die Bestimmung und 
die badetechnische Einrichtung durchweg nur für die ärmere Bevölkerungs¬ 
klasse berechnet sind, zeigen palastartige Außenseiten und die mit Bild¬ 
hauerarbeiten erster Meister überaus reich und kostspielig gezierten Bogen¬ 
stellungen der Innenräume einen künstlerischen Luxus, der weit über das 
bei gleichen Bauten übliche Maß hinausgeht und durch den Gegensatz der 
Bestimmung sich förmlich als eine neue Kombination architektonischer Er¬ 
findung, als „Armeleutebäder in Palästen“ darstellt. Solche Übertreibungen 
künstlerischer Ausstattung schaden aber der guten Sache öffentlicher Ge¬ 
sundheitspflege, denn sie entziehen ihr die Mittel, die für gesundheitliche 
Zwecke zur Verfügung gestellt waren, sie bilden durch die Höhe ihrer Kosten 
abschreckende Beispiele für Unternehmungen gleicher Art, und sie geben 
selbst hervorragenden Hygienikern Veranlassung, in irrtümlicher Verallge- 
meineru-ng nun die Schwimmhallen durchweg als „Luxusbedürfnisse höchster 
Art“ zi* kennzeichnen. 

„In neuerer Zeit haben sich lebhafte Erörterungen über die Eignung 
der Schwimmhallenbäder für die Befriedigung des Badebedürfnisses der un¬ 
bemittelten Klassen erhoben. Die Bedenken betreffen die Rentabilität solcher 
Anlagen, die Zweckmäßigkeit als Reinigungsbad, den nur periodisch starken 
Besuch durch die ärmere Klasse u. a. 

„Da ist es in ersterer Beziehung von Interesse, sich der leitenden Ge¬ 
sichtspunkte zu erinnern, welche bei der Anlage des vor nun 50 Jahren 
eröffneten ersten deutschen Schwimmbades maßgebend gewesen sind. Ro¬ 
bertson und F. A. Meyer bezeichnen sie mit den Worten: „Keine vor¬ 
wiegende Rücksicht auf Rentabilität, Hebung der Reinlichkeit in den un¬ 
bemittelten Volksklassen.“ Wir sollten also nach 50 Jahren nun nicht 
engherziger und kleinlicher über die Rentabilität denken als damals, wo 
die öffentliche Gesundheitspflege noch in den Windeln lag. Die Besucher¬ 
zahlen vieler Schwimmhallen zeigen ferner deutlich, daß diesen Bädern von 
den ärmeren Besuchern vor anderen Badearten bei der Möglichkeit einer 
Auswahl der Vorzug gegeben wird. Unberechtigt erscheint mir dagegen 
die aus einer einseitigen Übertreibung der Fürsorge für die sogenannten 
Volksbäder entspringende Forderung, daß die Herstellung von Bädern aus 
öffentlichen Mitteln ausschließlich für arme Leute gerechtfertigt und auf 
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diese za beschränken sei. So sagt u. a. Dr. Maschke (Berlin) in einem 
Vortrage 1 ) in der Gesellschaft für Volksbäder: Es „dürfen in den städti¬ 
schen Anstalten keine Einrichtungen vorhanden sein, die es diesen Kreisen 
(des Mittelstandes) leicht machen, die Abneigung, die sie sonst vor der Be¬ 
rührung mit dem „Volk“ und „Volks“-Anstalten hegen, zu überwinden, d. h. 
es darf in Volksbädern keine Klasseneinteilung geben, und es müssen die 
Preise so niedrig, so volkstümlich sein, daß sie jene Kreise nicht einladen... 
Wenn sie trotzdem kommen, kann es nicht verhindert werden; aber es 
sollte nichts geschehen, ihnen den Zugang zu erleichtern.“ 

„Nach solchen Grundsätzen sind die Berliner Volksbäder dann tatsäch¬ 
lich eingerichtet worden. 

„Wenn die Worte Dr. Maschkes nun auch in erster Linie mit Bezug 
auf Berliner Verhältnisse ausgesprochen sind und dem Ausschluß einer Kon¬ 
kurrenz der öffentlichen Bäder mit den gerade dort sehr dürftigen Privat¬ 
anstalten gelten sollen, so sind doch ähnliche Anschauungen auch schon 
mehrfach verlautbart und als allgemeine Grundsätze empfohlen worden. 
Man möge immerhin auf den verschiedenen Wegen, die es gibt, mit den 
Privatbadeanstalten ein gerechtes Abkommen treffen und sie öffentlichen 
Zwecken mit dienstbar machen. Aber es erscheint weder sozial richtig, 
noch im Interesse der öffentlichen Gesundheitspflege liegend, daß die Bürger 
des Mittelstandes und der wohlhabenden Klassen von derartigen öffentlichen 
Wohlfahrtseinrichtungen, die sie in erster Linie aus ihren Steuermitteln be¬ 
zahlen müssen, ausgeschlossen werden, zumal da sie sich diese anderweit 
oft gar nicht oder vielleicht nur mit großen Umständen verschaffen können. 
Die öffentliche deutsche Schwimmhalle möge einen Mittelpunkt 
bilden, in dem die Bürgerschaft gemeinsam und einig im Zwecke 
der Gesundheitspflege miteinander verkehrt, in dem die starren 
Standesunterschiede etwas gemildert werden, gerade so, wie es bei 
unseren Sommerbädern in Flüssen und Seen der Fall ist, in deren Benutzung, 
wie wir oft gesehen, der Fürstensohn mit dem Bürger sich teilt. 

„Ein abgestufter Benutzungstarif an verschiedenen Tagen unter 
besonderer Berücksichtigung der für die ärmere Bevölkerung am meisten 
bequemen Besuchsstunden ist das zweckmäßige Mittel, jeden Benutzenden 
nach seinem Vermögen zu den Kosten der gemeinsamen Einrichtung heran¬ 
zuziehen und die Rentabilität so günstig, wie es den besonderen Verhält¬ 
nissen nach möglich ist, zu gestalten. Die Höhe der Preise und die Wahl 
der Besuchszeiten lassen sich natürlich nicht allgemein festsetzen, hier 
sprechen örtliche Rücksichten auf den Charakter der Stadt und ihrer Be¬ 
völkerung ein gewichtiges Wort: Die Rentnerstadt und die Industriestadt 
verlangen durchaus verschiedene Maßnahmen. 

„Nach der jüngsten Aufstellung des Regierungs- und Baurats Platt 
(Deutsche Bauzeitung 1904, S. 540) bestehen jetzt in Deutschland 155 
Schwimmhallen, nach der Statistik von Dr. Hi r s c h b e r g von 1900 
(Veröffentl. der Deutschen Ges. f. Volksbäder I, Heft 4, S. 5) 251 Schwimm¬ 
bassins. Mehr als die Hälfte der Schwimmhallen befindet sich in Städten 
unter 50 000 Einwohnern, der Hauptkreis ihrer Verbreitung ist West- und 

‘) Veröffentlichungen der Deutschen Gesellschaft für Volksbäder I, Heft 2, 
S. 35, 45. 
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Mitteldeutschland. Ansehnlich ist die Anzahl derjenigen neuen Schwimm¬ 
bäder, welche in der Vorbereitung und im Bau begriffen sind, so daß wir 
einer gedeihlichen Fortentwickelung auf diesem Gebiete mit froher Zuversicht 
eotgegensehen können. 

„Wenn ich nun zum Schlüsse den Brausebädern noch einige Worte 
widmen darf, so mögen sie als das technisch Einfachere sich eine ent¬ 
sprechend kürzere Behandlung gefallen lassen. Obgleich die Brausebäder, 
wie ich im Eingänge erwähnte, schon antiken Ursprungs sind, wurden sie 
doch erst in neuerer Zeit in unserem Lande wieder neu belebt, und zwar 
zuerst im Jahre 1878 als Kasernenbäder durch Oberstabsarzt Dr.Münnich 
und 1883 als Volksbäder durch Professor Dr. Lassar. Sie haben seitdem 
einen Siegeszug durch Deutschland, Europa bis Amerika vollendet. Technisch 
war das Element des öffentlichen Brausebades bisher die Einzelzelle, und 
zwar Auskleide- und Badezelle innig verbunden, oft völlig vereint. Eine 
Mehrzahl solcher Zellen — in der verschiedenartigsten Weise gruppiert — 
bildete dann die Volksbrauseanstalt. Die Einzelheiten der inneren Einrich¬ 
tung haben sich nur in geringem Maße seit den ersten Anlagen geändert. 
Die Wände aus glasierten Tonplatten oder Marmor, die oben angebrachte, 
scbräg auf den Körper wirkende Brause mit Warm- und Kalt wasser zufluß, 
das Fußbecken mit Ablauf und Überlauf sind gewöhnlich die einfachen Be¬ 
standteile der Brausezelle. Wiederholt ist darauf hingewiesen worden, daß 
das Zellensystem eine Reihe von Nachteilen mit sich bringt. Der 
unmäßige Verbrauch des warmen Wassers in geschlossener Zelle hebt den 
Vorteil der Billigkeit, der bei sparsamer Anwendung ein Hauptvorzug 
der Brausebäder ist, auf. Die Überwachung der Badenden bietet manche 
Schwierigkeiten hinsichtlich ihres Verhaltens, des Erfolges der Reinigung, 
der Zeitdauer des Badens usw. Die Tagesbeleuchtung und eine ausreichende 
Lüftung der vielen engen Zellen können oft nur mangelhaft bewirkt werden. 
Nun sind aber die Zellen — diese Geheimkämmerchen der öffentlichen 
Gesundheitspflege — meines Erachtens gar nichts Wesentliches für den 
Badevorgang des Brausebades. Wir haben in den Reinigungsräumen der 
Schwimmhallen das offenbare Beispiel, daß das Brausebad ebensogut im 
freien Raume gemeinsam genommen werden kann wie in der Zelle. Es 
entsteht dann der Vorteil, daß jeder Badende in bezug auf den wirklichen 
Erfolg der Körperreinigung, den Wasserverbrauch und sein ganzes sonstiges 
Verhalten überwacht werden kann. Das Brausebad kann in einem offenen 
und freien, durch Seitenlicht vortrefflich zu beleuchtenden und bequem zu 
lüftenden Raume so angeordnet werden, daß ein äußerer Umgang zu den 
an beiden Langseiten belegenen Auskleidezellen führt, daß an einem inneren 
Gange vor den Zellen ein etwa 30 cm unter diesem Gangfußboden vertieftes 
größeres Becken liegt, in welches der Badende hineintritt und über welchem 
die Brausen angebracht sind. Die Zahl der Brausen kann dann auch 
gegenüber der Anzahl der Auskleidezellen entsprechend vermindert werden. 
So würde sich ein sehr zweckmäßiges kleines Badehaus ergeben, das sein 
Bildungsgesetz aus der Anordnung der Schwimmhallen erhält: nämlich 
Auskleidezellen mit äußeren und inneren Umgängen, in der Mitte gemein¬ 
sames offenes Bad; von der Eingangsseite her Überblick über den Raum 
und seine Besucherzahl und Gelegenheit, dort zu warten. Aus dem Fortfall 

^ierteljahreschrift für Gesundheitspflege, 1906. tj 
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der in Beschaffung und Unterhaltung teuren Zwischenwände von Kacheln 
oder Steinplatten, ferner der vielen Fenster und Oberlichte wird eine be¬ 
deutende Ersparnis an Baukosten entstehen. Daher wurde ein derart ver¬ 
einfachtes Badehäuschen sich sehr gut zur Verbreitung auf dem Lande, in 
Dörfern und kleinen Städten eignen, wo es zeitweise, an bestimmten Tagen 
in Betrieb genommen, den Zweck, wöchentlich jedem ein Bad zu gewähren, 
wesentlich fördern könnte. 

„Meine Damen und Herren! Ich schließe mit dem Wunsche, daß 
öffentliche Schwimmbäder und Brausebäder, errichtet nach den allein maß¬ 
gebenden Grundsätzen der öffentlichen Gesundheitspflege, für 
das gesamte deutsche Volk in vollstem Umfange eine reine, wahre und 
lautere Quelle körperlicher Gesundheit werden mögen, in höherem Sinne 
auch ein Born geistiger Kraft, so daß äußere Reinlichkeit der inneren Rein¬ 
heit Unterpfand werde.“ 

Der Vorsitzende eröffnet hierauf die Diskussion. 

Oberbürgermeister Fuss (Kiel): „Hochverehrte Damen und Herren! 
Mehr als ich wird unser Herr Präsident berechtigt und befähigt sein, den 
Herren Referenten für ihre vortrefflichen Ausführungen zu danken. Ich 
meinerseits will nur meiner großen Befriedigung Ausdruck geben darüber, 
daß bei einem Thema, das ich zuerst im Ausschuß vorgeschlagen habe, auf 
die Tagesordnung zu setzen, die Herren Referenten ihre Ausführungen nach 
einer Richtung gemacht haben, in der ich sie ganz besonders gemacht zu 
sehen wünschte. 

„Die Herren Referenten haben ihre ausführlichen Leitsätze nicht zur 
Abstimmung bestimmt, und ich glaube auch, daß so ausführliche Leitsätze 
sich nicht eignen, hier von uns einer Beschlußfassung unterworfen zu 
werden. Ich erkenne auch an und habe den Standpunkt häufig in unserem 
Verein vertreten, daß wir vorsichtig sein sollen mit der Fassung von 
Beschlüssen. Wir dürfen uns nicht zu Richtern aufwerfen in umstrittenen 
rein wissenschaftlichen oder technischen Fragen. Wir dürfen uns nicht bei 
Fragen, die noch neu und nicht genügend aufgeklärt sind, zu einer vor¬ 
eiligen Beschlußfassung verleiten lassen. Aber, meine Herren, wir sollen 
doch nicht vergessen, daß wir ein praktischer Verein sind, und daß es Fälle 
gibt, in denen eine Forderung der öffentlichen Gesundheitspflege wissen¬ 
schaftlich so klar begründet erscheint, daß ein Verein wie der unserige 
sich nicht mehr der Aufgabe entziehen kann, Stellung dazu zu nehmen und 
die gewonnene Überzeugung auch nach außen mit Entschiedenheit zu 
vertreten. 

„Von diesem Standpunkt aus gebe ich mir die Ehre, Ihnen vorzu¬ 
schlagen, eine Resolution zu beschließen, die ich mit Erlaubnis des Herrn 
Präsidenten wobl verlesen darf. Sie lautet: 

„Der Deutsche Verein für öffentliche Gesundheitspflege sieht in der 
Schaffung von Volksbrausebädern eine Mindestforderung, die im hygienischen 
Interesse an alle deutschen Städte gestellt werden muß. Er empfiehlt 
jedoch dringend, daneben auch auf die Schaffung von Schwimmhallenbädern 
hinzuwirken, und hält die gegen diese hier und da erhobenen hygienischen 
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Bedenken bei einigermaßen vorsichtiger Einrichtung ihrer Anlage und ihres 
Betriebes nicht für begründet. 

„Diese Resolution haben einige angesehene Mitglieder unseres Kon¬ 
gresses die Güte gehabt zu unterschreiben: Herr Geheimrat Le nt (Köln), 
Herr Geheimrat Pistor (Berlin), Herr Oberbaurat Professor Baumeister 
(Karlsruhe), Herr Präsident des Landesmedizinalkollegiums Buschbeck 
(Dresden), Herr Professor Albrecht (Groß-Lichterfelde), Herr Oberbürger¬ 
meister Beck (Mannheim) und Herr Professor der Hygiene Dr. Fischer 
von der Kieler Universität. 

„Meine Herren! Von sehr hervorragender Stelle in diesem Saale ist 
mir, als ich meine Resolution zeigte, gesagt worden: Sie graben damit das 
Kriegsbeil aus. Nun, meine Herren, ich fürchte den Kampf nicht und 
wurde auch eine eventuelle Niederlage mit dem Mute eines Indianers 
ertragen. Aber bevor Tomahawk gegen Tomahawk fliegt, möchte ich mir 
ein paar Worte freundlicher Verständigung erlauben. 

„Ich unterscheide drei Gruppen der Auffassung, die mir entgegen¬ 
treten können. Eine Gruppe könnte sein, die da sagt: Wir müssen vor 
allem die vermehrte Schaffung von Volksbrausebädern fördern, und jedes 
Einlassen auf die Befürwortung von Schwimmbädern schwächt die Macht 
jener unserer prinzipiellen Forderung. Nun, meine Herren, diesem Stand¬ 
punkte erkenne ich eine lokale Berechtigung zu. Wo noch nicht das Ver¬ 
ständnis dafür erwacht ist, daß Brausebäder geschaffen werden müssen, 
gebe ich zu, sei man vorsichtig, ehe man die kostspieligeren Schwimmbäder 
fordert. Ich gebe auch ohne weiteres zu, daß neben den Schwimmbädern 
Brausebäder überall unentbehrlich sind, weil es Bevölkerungsklassen gibt, 
die nicht die Zeit haben, sich den umständlichen Zeitluxus eines Schwimm¬ 
bades zu gestfttten. Nun glaube ich aber, daß der von dem ersten Herrn 
Referenten schon erwähnte Apostel des hygienischen Badewesens, Herr 
Professor Lassar, jetzt mit Genugtuung auf die Erfolge seiner Tätigkeit 
blicken und sagen kann, es gibt kaum noch eine deutsche Stadt, in der es 
an dem Verständnis für die Notwendigkeit der Brausebäder fehlt. Ich 
erinnere die älteren Mitglieder des Vereins daran, wie wir noch im Jahre 1878 
erstaunt waren, als uns Generalarzt Roth so überzeugend die Vorteile des 
Brausebades und seine Anwendung auf die sächsische Armee entwickelte. 
Dies war einem großen Teil von uns noch eine überraschende Tatsache. 
Dann folgte im Jahre 1879 der Vortrag — den ich auch gehört habe — 
von den beiden hervorragenden Technikern Robertson und Andreas 
Meyer. Aber ausschlaggebend war die Wirkung im Jahre 1886 in Breslau 
auf dem Kongresse unseres Vereins, als Professor Lassar zum erstenmal 
auf den Plan trat und nachwies: es geht gar nicht anders, die Gemeinden 
müssen diese hygienische Wohltat überall kräftig durchführen, und als 
gleichzeitig mein verewigter Kollege Merkel aus Göttingen den Beweis 
führte, wie vorzüglich seine Erfolge mit den Schulbrausebädern waren. 

„Nun, meine Herren, in der Stadt, in der ich wohne, bauen wir längst 
keine Schule mehr ohne ein Schulbrausebad, und wir sind Gott sei Dank 
unter dankenswerter Mitwirkung des Herrn Professor Lassar auch so 
weit gekommen, daß wir zunächst ein sehr gutes Brausebad eingerichtet 
und zwei weitere im Projekt haben. Ich glaube, jetzt können wir unsere 
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Blicke weiter lenken und die nächste hygienische Etappe auf diesem 
Gebiete beschreiten. 

„Die zweite Gruppe, die mir entgegentreten kann, ist, die da sagt: Wie 
haben kein Geld für Schwimmbäder, sie sind zu teuer. Nun, ich will mit 
dieser Gruppe nicht direkt Frieden schließen, ich will ihr aber erwidern, 
daß uns in diesem Falle die Geldfrage nichts angeht; sie muß von jeder 
Stadt daheim erörtert werden. Wir können hier nicht die Etats der ein¬ 
zelnen Städte prüfen, wir müssen es dem Gewissen jeder einzelnen Stadt¬ 
verwaltung überlassen, ob in der Tat für sie nicht die Schaffung von 
Schwimmbädern wichtig genug ist, um dagegen anderes zurücktreten zu 
lassen und diese Aufgabe vorweg zu lösen. 

„Noch bleibt die dritte Gruppe, und der sage ich Fehde an, und ich 
appelliere an die heutige Versammlung, ob ich im Hechte bin oder meine 
Gegner aus dieser Gruppe. Es hat sich nämlich in verschiedenen Stadt¬ 
verwaltungen gegen die Schwimmbäder ein Widerspruch erhoben, der 
mir gefährlich erscheint, weil er von ärztlicher Seite unterstützt wird. In 
meiner Stadt ist es mir passiert, daß bei einer Vorlage, die die Schaffung 
eines öffentlichen Schwimmbassins bezweckte, von medizinisch gebildeten 
Stadtverordneten, unter Führung sogar eines Professors der Universität, mir 
entgegengehalten wurde: Um Gottes willen bauen wir keine Schwimmbäder, 
wer hat denn Lust, da hineinzugehen, mit allem und jedem in demselben 
Bassin zu baden? Es gibt so viele Bakterien in der Welt, die kommen alle 
mit den Badenden in das Schwimmbassin. Der Professor versicherte: „Mich 
kriegt ihr da niemals hinein!“ Das ist natürlich Geschmaoksache, und ich 
muß dem Herrn Professor anheimgeben, ob er seinerzeit unser Schwimmbad 
wird benutzen wollen oder nicht. Aber, meine Herren, sind Sie denn 
wirklich der Meinung, daß eine so weit gehende Bakterienfurcht begründet 
ist? Glauben Sie denn nicht, daß durch einigermaßen vorsichtige Anlage 
der Ankleideräume, durch Einführung einer Vorreinigung, durch möglichst 
kontinuierlichen Wasserabfluß einer möglichen Infektionsgefahr wirksam 
entgegengetreten werden kann? Ich sollte meinen, es ist doch nur eine 
Gefahr, nicht größer als die, daß uns einmal auf der Straße ein Ziegel vom 
Dach auf den Kopf fällt! Sollen wir denn in unserer ganzen Lebensfreudig- 
keit beeinträchtigt werden durch stetige Bakterienfurcht? Nun, meine 
Herren, ich hoffe, die Mehrheit von Ihnen wird so furchtsam nicht sein, sie 
wird sagen: Viel wichtiger ist es, die Körper unserer Mitbürger durch Dar¬ 
bieten von Schwimmbädern zu stählen, widerstandsfähiger zu machen. 
Wenn auch einige pathogene Bazillen — wir haben es heute bei der Typhus¬ 
bekämpfungsfrage gehört — sich nicht so verhalten, daß eine besondere 
Disposition nötig ist, um durch sie infiziert zu werden, so haben wir doch 
bei anderen Vorträgen gehört, daß bei der überwiegenden Mehrzahl eine 
solche Disposition erforderlich ist. Ein kräftiger, gesunder Körper aber 
wird regelmäßig widerstandsfähiger sein. 

„Und nun zum Schluß noch eins, meine Herren. Das Vorhandensein 
öffentlicher Flußläufe — und ich schließe auch Seebecken, wie den Hafen 
bei der Stadt Kiel ein — kann für das fehlende öffentliche Schwimmbassin 
keinen angemessenen Ersatz bieten, schon wegen der Kürze der Zeit, in der 
sie zum Baden benutzbar sind. Und sind nicht die hygienischen Bedenken, 


Digitized by Google 


Schwimmbäder und Brausebäder. 


133 


die den Schwimmbassins entgegengehalten werden, in viel höherem Maße 
vorhanden bei der immerzunehmenden notwendigen Verschmutzung unserer 
Häfen und Flußläufe? 

„Allzu große Peinlichkeit würde die Durchführung wichtigerer hygieni¬ 
scher Fortschritte vereiteln, die notwendig sind im Interesse der großen 
Städte. So hat unser Verein der vollen Kanalisation der Städte das Wort 
geredet und geraten, vor allen Dingen den Unrat aus Haus und Stadt fort¬ 
zuschaffen, wenn auch die beste Kanalisation noch zu Befürchtungen wegen 
Verunreinigung der Flußläufe Anlaß zu geben pflegt. Man sorge zwar 
dafür, daß durch Klärung und ähnliche Maßregeln eine möglichst unschäd¬ 
liche Einführung in die Flußläufe gesichert wird, aber vor allen Dingen man 
kanalisiere. So lassen Sie uns auch hier die gleichen Konsequenzen ziehen: 
Bauen wir ordentliche, gut angelegte Schwimmhallenbäder, und schaffen 
wir diese ausgezeichnete hygienische Möglichkeit, den Körper zu stählen, 
den weitesten Kreisen unserer Bevölkerung.“ 

„Ich bitte Sie um möglichst zahlreiche Zustimmung zu meiner Resolution.“ 

Vorsitzender Geheimer Hofrat Professor Dr. Gärtner: „Meine 
Herren! Ich möchte ein paar Worte sagen, nicht zu dem Thema selbst, 
sondern zu dem Fassen von Resolutionen. Man kann über die Fassung 
von Resolutionen verschiedener Meinung sein. Wird vom Verein eine 
Resolution gefaßt, so macht er sich für das, was darin steht, verant¬ 
wortlich. Er ist dann der Träger dieser Idee, die bis dahin dem Referenten 
von uns zugewiesen war. Die Herren wollen nun überlegen, ob sie diese 
Verantwortung übernehmen wollen. Viel Schlechtes kann daraus nicht 
entstehen, aber es ist möglich, daß eine solche Resolution Sie später einmal 
in Ihren Beschlüssen beschränkt, Ihnen hinderlich ist. So ist mir z. B. 
vorhin mitgeteilt worden, daß gegen die Thesen, die von dem Referenten 
bezüglich der Müllabfuhr vorgeschlagen sind, noch angeführt werden solle, 
daß auf unserem Kongreß vom Jahre 1894 andere Thesen beschlossen 
worden seien. 

„Man kann auch sagen, eine Fassung von Resolutionen ist nicht nötig, 
man ersieht aus der Diskussion, was die Meinung des Vereins ist. Meine 
Herren! Ich nehme absolut keine Stellung zu dieser Frage, wünsche auch 
vorläufig nicht, daß ein Antrag gestellt werde, die Sache zur Diskussion zu 
stellen. Ich möchte aber bitten, daß die Herren sich das Gesagte, während 
weiter gesprochen wird, noch einmal überlegten. Dann kommen wir auf 
diese Angelegenheit am Schlüsse unserer Sitzung zurück.“ 

Profe8SOr Dr« Lassar (Berlin): „Hochgeehrter Herr Präsident! Ihnen 
vor allen Dingen muß ich im Namen der Deutschen Gesellschaft für Volks¬ 
bäder Dank sagen, daß sie der früher in mündlicher Unterredung gegebenen 
Zusage getreu dieses Thema an diesen Ort gebracht haben, wo die Frage 
der Volksbäder einen weiteren Widerhall im Ohre des ganzen Volkes und 
anderer Nationen findet als bei irgend einer anderen Gelegenheit. Und 
das ist ja der Sinn und der Zweck der ganzen Veranstaltung, in deren 
Namen ich hier sprechen darf, die öffentliche Aufmerksamkeit auf die 
gegebenen Mißstände hinzulenken. 
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„Als ich vor nunmehr beinahe 20 Jahren die Ehre hatte, diese Frage 
hier zuerst nach längerer Pause wieder zu besprechen, da wollte ich in 
erster Linie darauf hin weisen, daß es noch recht trübselig in dieser Be¬ 
ziehung im Deutschen Reiche aussehe, und ich bezeichnete als eines der 
empfehlenswertesten Mittel die Brausebäder. Ich muß es von meiner Person 
und von den Herren, die mit mir Zusammenarbeiten, abweisen, als wenn 
wir uns in einer einseitigen Befangenheit verhalten wollten. Wir alle, glaube 
ich, sind vielmehr der Meinung, daß verschiedene Wege zur Hebung des 
Badewesens eingeschlagen werden müssen, je nach Ort und Gelegenheit, je 
nach Neigung oder nach persönlicher Erfahrung. 

„Deshalb kann ich auch nicht zugeben, was mein verehrter Kollege, 
Herr Kabierske, angedeutet hat, daß in unserer Gesellschaft für Volks¬ 
bäder irgend eine Kampfbewegung stattgefunden habe. Wir sind eine 
Tochtergesellschaft dieses Vereins, getreu zu unserem mächtigen und frucht¬ 
baren Vater emporsehend, und haben unser eigenes kleines Haus selbst 
gegründet, und natürlich kommt es in der besten Familie einmal zu Mei¬ 
nungsverschiedenheiten , die sich dann aber immer wieder in der gemein¬ 
samen Devise ausgleichen: Jedem Deutschen wöchentlich ein Bad. Diejenigen 
Herren, welche sich für die Volksbäder in Form der großen, architektonisch 
ausgestalteten Schwimmhallen interessieren, sind meist in der Lage, sie 
auch zu schaffen. Das sind die Vertreter des gesegneten Rheinlandes, das 
sind die führenden Häupter großer emporblühender Gemeinden, und die 
wollen und die sollen ein derartiges Beispiel geben, welches gewiß auch 
befruchtend auf kleine Gemeinwesen zurückwirkt. Aber das ist doch nicht 
überall möglich. Selbst in einer Stadt wie Mannheim mit ihren 130000 
Einwohnern ist bisher der Wunsch nur ein frommer geblieben, eine solche 
Anstalt zu schaffen. Sie wird ja gewiß dank der heutigen Verhandlung 
in irgend einer Form ins Leben treten. Wir Vertreter der Deutschen 
Gesellschaft für Volksbäder wollen hin weisen, daß, wenn auch manches 
geschieht, es doch noch immer viel zu wenig Badeeinrichtungen gibt Zwar 
existierten bereits im Jahre 1900 250 Schwimmhallen, und doch verschwindet 
diese Anzahl gegenüber dem allgemeinen Badebedürfnis. Es bestehen, 
obgleich wir 20 Jahre an der Einrichtung von kleinen Brausebädern arbeiten, 
heute noch nicht 10000 Brausezellen im ganzen Deutschen Reich. Von 
denen kommt auf Mannheim allein fast der hundertste Teil: 72 Brausebäder. 
Es gibt in Mannheim, um hier den Örtlichen Verhältnissen Rechnung zu 
tragen, im ganzen 120 öffentliche Einzelgelegenheiten zum Baden (das 
heißt Einzelwannen und Brausen) für 130000 Einwohner. Wenn man diese 
alle mit Schwimmhallen versorgen kann — um so besser. Ich finde den 
Standpunkt, den der Herr Oberbürgermeister von Kiel anregte, wohl ein¬ 
leuchtend. Vielleicht ist eine Änderung in der Resolution denkbar, denn 
daß, wer es kann, schöne großartige, hygienisch gut geordnete Badeeinrich¬ 
tungen schaffen soll, ist jedenfalls unser aller Wunsch. Es fragt sich nur, 
wie weit das erfüllbar ist. Die kleineren Gemeinden aber wollen sich nicht 
mit einer klein angelegten Badeanstalt behelfen, wenn die Nachbarstadt 
ein großes Hallenbad hat. Da machen sie lieber gar nichts, als etwas Gutes, 
und der Gesichtspunkt, den ich vertrete, ist: Das Beste allen, aber so lange 
dies nicht zu erreichen ist, in den kleineren Gemeinden und auf dem platten 
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Lande, oder wo immer der öffentliche Sinn darauf gelenkt wird, kleine 
bescheidene Badeanstalten. Deshalb scheint mir der Gedanke, den 
Herr Schultze ausgesprochen hat, zutreffend, neben den großen Bädern 
einzelne kleine Brauseanstalten zu empfehlen. Wenn man von einzelnen 
Städten erfährt, daß Millionen ausgegeben werden müssen — um Hamburg 
zu nennen oder Düsseldorf — dann wird doch der Wunsch rege, daß neben 
den großen, über die verschiedenen Stadtteile gerecht verteilten Anstalten 
auch kleine Badebedürfnisanstalten entständen, und da dieses Wort gerade 
fallt, so möchte ich auf die Hygienisierung der Schwimmbäder in einem 
anderen Sinne noch aufmerksam machen, was in dem Verein für öffentliche 
Gesundheitspflege wohl am Platze ist. 

„Woher kommt denn hauptsächlich die Verunreinigung der Schwimm¬ 
bäder, die manche in ganz übertriebener Weise fürchten, denn Fälle von 
Verseuchungen der Badeanstalten sind erst noch zu beweisen. Wir haben 
es auch auf unserer letzten Versammlung der Deutschen Gesellschaft für 
VolkBbäder in München betont, daß es ein Unrecht wäre, dem Publikum in 
dieser Beziehung Furcht einzuflößen. Aber ein gewisser greifbarer Punkt 
liegt vor, bei dem eine technische Verbesserung möglich erscheint, der auch 
bei verschiedenen hygienischen Versammlungen des letzten Jahres zur 
Sprache kam: das ist die mangelhafte Säuberung nach Befriedigung der 
natürlichen Bedürfnisse. Ehe die Leute die Brause benutzen, müßte darauf 
aufmerksam gemacht werden, daß sie ihren physiologischen Funktionen erst 
Rechnung tragen. Nicht ein jeder weiß, daß, wenn er in ein warmes Bad 
kommt oder überhaupt ins Bad kommt, dies sekretionsanreizend mindestens 
auf die Nieren, wenn nicht vielleicht auch auf andere Teile des Körpers 
wirkt, und alle diese Exkrete mischen sich in unästhetischer und jedenfalls 
nicht in hygienisch förderlicher Weise dem Badewasser bei. 

„Wir haben verschiedentlich davon gesprochen, daß die Gelegenheit, 
nach Benutzung eines Abortes sich die Hände zu waschen, eine ganz ver¬ 
einzelte Ausnahme ist, obwohl sie in den Schulen gewiß ein Bedürfnis und 
überall da, wo Menschen sich begegnen, in Restaurationen, in Barbierläden, 
in Bäckergeschäften angemessen wäre. Da wäre volkserzieherisch noch zu 
wirken. Wir müssen dafür sorgen, daß überall Bäder entstehen und auch 
benutzt werden.“ 

Redner überreicht alsdann das vom Maler Roberstein künstlerisch 
entworfene Plakat der Deutschen Gesellschaft, mit dem Aufdruck: „Jedem 
Deutschen wöchentlich ein Bad. Bade Klein und Groß, Jung und Alt, bo 
oft wie möglich, in Fluß, Teich oder See, im Schwimm-, Wannen- oder 
Brausebad, denn in der Reinlichkeit wurzelt die Gesundheit.“ 

Banrat Herzberg (Berlin): „Meine Herren! Die große Bedeutung 
des Badewesens hat mich veranlaßt, seinerzeit dem Rufe meines Freundes 
Professor Lassar zu folgen, durch welchen ich nun schon viele Jahre als 
Generalsekretär der Deutschen Gesellschaft für Volksbäder fungiere. Ich 
habe dadurch außerordentlich viel Gelegenheit, mich mit dem Badewesen 
zu befassen, und zwar nicht einseitig, sondern nach den verschiedensten 
Richtungen. Wenn auch zu meinen Ausführungen nicht viel Zeit zur Ver¬ 
fügung steht, so möchte ich doch die Thesen, die aufgestellt sind, nicht in 
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die Welt gehen lassen, ohne die Irrtümer, die nach meiner Meinung darin 
stecken, zur Sprache zu bringen. Solche Thesen, selbst wenn sie nicht zur 
Abstimmung gelangen, können doch, schon durch ihr Erscheinen in den 
Drucksachen der Gesellschaft, erhebliche Nachteile zur Folge haben, wenn 
ihnen nicht widersprochen worden ist. 

„Ich stehe längst auf dem Standpunkte, daß das Baden Selbstzweck ist, 
und zwar das Baden in dem Sinne, daß man lauwarmes Wasser an den 
Körper bringt, gleichgültig, wie, und deshalb halte ich es auch nicht för 
zweckmäßig, das Baden gewissermaßen als turnerische Übung hinzustellen, 
wie es der erste Referent getan hat. Man muß da immer auf den Einwand 
gefaßt sein: Das Turnen kann man billiger haben als durch ein Schwimm¬ 
bassin ! 

„Die Resolution 3 empfiehlt Brausebäder den ärmeren und kleineren 
Gemeinden. Damit schreckt man eine Gemeinde, die groß und wohlhabend 
ist, geradezu ab, Brausebäder zu errichten. Das wäre aber sehr zu be¬ 
dauern. Man kann ein großer Freund der Schwimmbäder sein — aber 
daß eine große Stadt zahlreiche kleine, bequem zugängliche Bäder außer 
den großen, teueren Hallenbädern haben sollte, darin wird man der Deut¬ 
schen Gesellschaft für Volksbäder doch beipflichten müssen. 

„In der Resolution 4 steht, daß man gesetzlichen — ich verstehe 
darunter polizeilichen — Zwang einführen solle, um Bäder zu errichten. 
Das wäre meiner Überzeugung nach der Anfang vom Ende. Nichts würde 
die gute Bewegung mehr hemmen, als wenn wir jetzt mit polizeilichem 
Zwang an die Verbreitung des Badewesens herangehen wollten. Diese 
Resolution sollte besser ganz gestrichen werden. 

„In der Resolution 5 steht, das Schwimmen wäre bei der Armee zurück¬ 
gegangen. Ich habe davon nichts gehört. Wenn die Tatsache richtig ist, 
was ich nicht recht glaube, so sollten wenigstens einige Belegzahlen dabei 
angegeben sein. 

„Ich habe mich sehr darüber gewundert , daß der zweite Referent die 
künstlerische Ausbildung der Berliner Volksbäder so sehr tadelt. Er ist 
doch selbst Architekt und sollte sich darüber freuen, wenn eine große Stadt¬ 
verwaltung ihre Nutzbauten nicht nüchtern, sondern angemessen künst¬ 
lerisch ausgestaltet. Daß das in Berlin im allerbesten Sinne geschieht, da¬ 
für bürgt unser genialer Stadtbaurat Hoffmann. Auch ist es ein Irrtum, 
daß ein edles Bauwerk erheblich mehr kostet als ein unschönes, ebenso wie 
es ein Irrtum ist, daß die Berliner Volksbäder nur von den sogenannten 
kleinen Leuten benutzt werden. Gerade der Mittelstand liefert die fleißig¬ 
sten Besucher. 

„Herr Professor Lassar hat einen Punkt hervorgehoben — ich hatte 
ihn in München bei der Hauptversammlung der Deutschen Gesellschaft für 
Volksbäder zur Sprache gebracht —, daß man mehr Gelegenheit zum Hände¬ 
waschen bieten möchte, insbesondere nach der Benutzung der Aborte. Ich 
gehe darin viel weiter und sage: die zahlreichen Gelegenheiten zum Hände¬ 
waschen sind ebenso wichtig in hygienischer wie in erzieherischer Hinsicht 
wie das Baden. Ich erinnere nur an die gestrige Diskussion über den 
Typhus und dessen Kontaktverbreitung. Man sollte sofort, wenn man aus 
der Eisenbahn aussteigt, eine unentgeltliche Gelegenheit für jedermann, 
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arm und reich, vorfinden, sich die Hände zu waschen und abzutrocknen. 
Solche Händewaschgelegenheiten, wenn auch nur mit kaltem Wasser, sollten 
an allen öffentlichen Orten, Theatern, Schulen, Gerichten, selbst in beson¬ 
deren Händewaschstuben, Wirtshäusern usw. sein. Ich erinnere nur daran, 
daß man in Restaurationen ein großes Brot auf dem Tische liegen sieht, 
das jeder Gast mit seinen schmutzigen Händen anfassen kann, die Spuren 
dieser Berührung ißt dann ein anderer mit der Rinde. Diese Beschaffung 
von Händewaschgelegenheiten halte ich für außerordentlich wichtig. 

„Die Resolution des Herrn Oberbürgermeisters F u s s würde ich an¬ 
genommen haben, wenn sie nicht durch einen der Redner so einseitig inter¬ 
pretiert worden wäre. Aber ich stehe doch auch auf dem Standpunkte, den 
der Herr Vorsitzende ausgesprochen hat: Wenn die Thesen mit Recht nicht 
zur Abstimmung gestellt sind, so darf man nicht durch eine Resolution, die 
den Inhalt der Thesen im wesentlichen wiedergibt, diese auf einem Umwege 
zur Abstimmung bringen. — Schließlich will ich noch kurz eines irrtüm¬ 
lichen Punktes der Thesen Erwähnung tun, der das gemeinsame Brausebad 
empfiehlt Der große Vorzug des Einzelbades ist, daß der Badende ohne 
Badehose baden kann. Diese ist aber Tom Standpunkte der Reinlichkeit 
aus zu verwerfen. Sie erschwert auch das Baden ungemein, weil der 
Badende doch nicht eine trockene Badehose und nachher eine nasse in der 
Tasche tragen kann. Die Lieferung der Badehosen durch die Badeanstalt 
ist aber außerordentlich lästig." 

Dr. Czaplewski, Direktor des Städtischen bakteriologischen Labora¬ 
toriums (Köln): „Meine Herren! Ich freue mich, daß die von mir gestern 
angeregte Forderung von Waschgelegenheiten zur Reinigung der Hände 
heute eiae solche weitere Unterstützung erfahren hat. Bezüglich der 
Brausebäder möchte ich verlangen, daß auch in den Brausebädern regel¬ 
mäßig hohe Fußbecken mit warmem und kaltem Wasser aufgestellt würden. 
Es ist weiterhin wünschenswert, daß in den Aborten für Schwimmbäder 
außer den Waschgelegenheiten auch Bidets mit Spülung vorhanden sind, 
um Verunreinigungen des Bades nach Benutzung der Klosetts zu verhüten. 

„Die Badegelegenheiten, die heute hier in den Verhandlungen aufgeführt 
sind, beschäftigen sich hauptsächlich mit geschlossenen Badegelegen¬ 
heiten, Brausebädern und geschlossenen Hallenbädern. Im Sommer 
haben wir aber außerdem noch vielfach Flußbäder, und es gibt viele Per¬ 
sonen , die das Baden im Flusse vorziehen, weil sie meinen, es wirke er¬ 
frischender. Man hat vorher auf die Gefahr der Hallenschwimmbäder betreffs 
Übertragung von Infektionskrankheiten hingewiesen. L a s 8 a r betonte 
demgegenüber mit Recht, daß jedoch bis jetzt noch kein Fall einer sicheren 
Übertragung durch Hallenschwimmbäder nachgewiesen ist. Es ist aber 
darauf hinzuweisen, daß das Baden in den Flüssen ebenso oder vielmehr in 
höherem Grade als das Baden in geschlossenen Hallenschwimmbädern Ge¬ 
fahren mit sich bringt, weil gar nicht so selten Übertragungen z. B. von 
Typhus gerade in den Flußbädern erfolgen. So wurde mir kurz vorher 
ein Fall mitgeteilt, der für die Gefahren des Fluß Wassers ein schlagen¬ 
der Beweis ist. Es handelte sich zwar sozusagen um ein unfreiwilliges 
Bad, nämlich um einen Selbstmordversuch durch Ertrinken in typhus- 


Digitized by Google 



138 XXX. Versammlung d. D. Vereins f. öffentl. Gesundheitspflege zu Mannheim. 

freiem Ort zu typhusfreier Zeit. Die betreffende Person wurde aus dem 
Wasser gezogen, wieder zum Leben erweckt und bekam zehn Tage 
danach Typhus. Es sind ferner Badeepidemien beschrieben worden an 
Ikterus usw. Wenn Sie sich nun ein solches Flußwasser, selbst yon unserem 
großen Rhein mit seiner viel gepriesenen Wasserfülle, ansehen, so ist es 
trübe und enthält allerhand suspendierte Bestandteile. Dieses Flußwasser 
halte ich hygienisch für viel bedenklicher als ein Bad in einem gut ge¬ 
leiteten Hallenschwimmbade. Wir haben z. B. im Rhein hei uns in Köln 
im Durchschnitt etwa 5500 ansteigend bis 20000 Keime in 1 ccm. Ich 
habe früher Gelegenheit gehabt, im Hohenstaufenschwimmbade in Köln 
Untersuchungen zu machen, und habe nur eine Keimzahl bis 200 in I ccm 
gefunden. Dabei ist das Wasser klar, während das Wasser im Rhein 
trübe ist. 

„Bei der Frage, welche Art von Bädern wir einrichten sollen, möchte 
ich noch auf einen anderen Typus von Bädern binweisen. Wie ich in 
München studierte, lernte ich ein Bad (Ungererbad) kennen, außerhalb 
Münchens in Schwahing, in welchem offene Schwimmbassins verschiedener 
Größe und Form mit Wasserzu- und -ablauf, mitten in einer Gartenanlage 
eingerichtet waren. Das Bad war sehr viel benutzt. Neuerdings wird ja 
viel für Luft- und Sonnenbäder Propaganda gemacht, und man verbindet 
gerade auch mit anderen Bäderanlagen Sonnenbäder, wie z. B. in München- 
Gladbach. Es fragt sich, ob sich diese Einrichtung auch nicht weiter in 
Verbindung mit offenen Schwimmbädern für den Sommer empfehlen 
würde, so daß man Sport und Sonnenbäder mit Brausebädern, Wannen¬ 
bädern und offenen Schwimmbädern verbinden könnte. Vielleicht könnte 
man zu einer solchen Anlage auch noch die Undosa-Wellenbäder mit hin¬ 
zunehmen. 

„Zum Schluß möchte ich noch die Anregung gehen, ob es nicht gelingen 
möchte — das ist natürlich eine Frage des Kostenpunktes und eine Frage, 
die die Architekten lösen müssen — unsere geschlossenen Hallenbäder für 
den Sommer oben zu öffnen, so daß man Luft und Licht in reicher Menge 
den Zutritt gestatten könnte/ 

Stadtrat Hartwig, Vertreter des Zentralverbandes der Haus- und 
Grundbesitzervereine Deutschlands (Dresden): „Meine Herren! Durch einen 
Typhusfall, der sich in meinem Hause ereignete, bin ich der Typhusgefahr 
und allem, was man zur Abwehr hier anführte, näher gerückt worden. Aus 
diesem Grunde möchte ich entschieden dagegen Einspruch erheben, der 
Resolution des Herrn Oberbürgermeisters Fuss beizustimmen. 

„Nach meinem Hause kam der Arzt wochenlang täglich zweimal, desin¬ 
fizierte sich heim Weggehen nicht; die Wärter haben sich auch nicht des¬ 
infiziert. Wenn nun aber die Annahme in hohem Maße besteht, daß irgend 
etwas von den Dejekten des Kranken an irgend jemand herankommt, so 
kann es auch an den Wärter und an den Arzt kommen. Nun geht einer 
der Herren in das öffentliche Schwimmbad, und wie leicht ist es da mög¬ 
lich, daß ein Typhuskeim von ihm ins Wasser kommt, und da heim Baden 
die Hand wieder sehr häufig zum Munde geführt wird, so kann gerade auf 
diese Weise sehr leicht durch den Typhuskeim ein Gesunder infiziert werden. 
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„Wir hatten in Dresden die Absicht, eins der Albrecht-Schlösser auf 
der Höhe bei Loschwitz zu kaufen, denn es stand bevor, daß dieses Gelände 
bebaut werden würde. Man fürchtete in sehr vorsichtiger Weise, daß bei dem 
Bebauen dieses Geländes vereinzelt dort Dejektionen in den Boden sinken 
könnten und das 1500 m davon entfernte Dresdener Wasserwerk damit 
schädlich beeinflussen könnten. Da erging unter anderen auch ein Gut¬ 
achten von Herrn Hygieniker Hofmann in Leipzig, aus welchem ich mir 
angemerkt habe, daß, wenn ein Typhuskeim da hoch oben, 1500m ent¬ 
fernt von unseren Wasserwerken, in den Boden einsinken und dann den 
Marsch durch die Sandwüste 1500 m weit hindurchmachen würde bis hin¬ 
unter in die großen Sammelbrunnen des Wasserwerkes, von welchen das 
Wasser dann weiter gepumpt wird in die Stadt hinein, bis vielleicht 13000 m 
Entfernung, doch der Keim immer noch jemand krank machen könnte. 
Deswegen nehme ich an, daß der Weg, den ein Typhuskeim von der Hand 
des Wärters oder der des Arztes hinein in das öffentliche Schwimmbad 
und von da in den Mund eines gesunden Menschen zurücklegen kann, doch 
als eine große Gefahr anzuseben ist, auf die hinzuweisen ich die Pflicht 
habe. Die Mahnungen des Vorsitzenden, daß wir keine Resolutionen 
fassen und uns nicht festlegen möchten, sind daher durchaus berechtigt. 
Ich erinnere mich noch lebhaft, wie Herr Oberbürgermeister Fuss — ich 
glaube es war in München, wo wir das 25jährige Jubiläum feierten, es 
kann aber auch in einer anderen Stadt gewesen sein — als einen Vorzug 
unseres Vereins ausdrücklich vermerkt und hervorgehoben hat, daß wir 
uns nicht mit bestimmten Beschlüssen festgelegt haben, sondern immer 
nur Anregungen gegeben haben. Ich glaube, daß der Vorteil, der aus 
dieser Diskussion von heute und aus den gehörten Vorträgen abzuleiten ist, 
in vollstem Maße auch ohne diese Resolution vorhanden ist. Die Resolution 
aber birgt eine gewisse Gefahr in sich, sie legt uns fest, und das halte ich 
nach den bisherigen Erfahrungen, die ich gemacht habe — seit 1889 be¬ 
suche ich den Verein für öffentliche Gesundheitspflege — doch nicht für 
empfehlenswert. “ 

Stadtbaurat Schöllfelder (Elberfeld): „Meine Herren! Auch ich 
möchte mich der Bitte des Vorsitzenden anschließen, die Resolution des 
Herrn Oberbürgermeisters Fuss (Kiel) nicht anzunehmen, freilich aus ganz 
anderen Gesichtspunkten heraus wie der geehrte Herr Vorredner. Ich 
sehe in einer solchen Resolution die Gefahr, daß in denjenigen Städten, in 
denen die Brausebäder noch nicht einen solchen Umfang angenommen 
haben, wie das ja allgemein als erwünscht bezeichnet worden ist, auch von 
den intensivsten und eifrigsten Anhängern der Schwimmbäder, zweifellos 
die Bewegung, die zunächst einmal mit dem Erreichbaren rechnen will, 
nämlich mit den Brausebädern, zurückgedrängt wird. 

„Meine Herren! Sie können sich darauf verlassen, daß es so sein 
wird. Bedenken Sie vielleicht auch das, daß neuerdings durch den Verein 
für Jugendspiele und Jugendbewegung es geradezu als eine Gefahr hin¬ 
gestellt worden ist, die Jugend zu verweichlichen durch lauwarme Brause¬ 
bäder. Eine solche Anschauung findet sich heute bereits in Schulkreisen 
stark vertreten. Ich glaube nicht, daß diese Bewegung von allen Mit- 
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gliedern der hiesigen Versammlung, keinesfalls in Ärztekreisen geteilt wird, 
aber es hat sich tatsächlich ein gewisser Fanatismus bereits gegen die 
Brausebäder herausgebildet, und dieser ist im Begriff, die Brausebäder* 
bewegung stark zurückzudrängen. Ich glaube also, daß durch eine solche 
Resolution, wie sie hier vorgeschlagen wurde, von derart autoritativer Stelle, 
in der Tat der Brausebadbewegung ein energischer Schlag erteilt werden 
könnte. Gewiß, wir sind uns alle nicht darüber zweifelhaft, daß für die 
Jugend gerade und für die gesunde frische Kraft unseres Volkes das 
Schwimmbad in erster Linie anzustreben sein muß. Aber ich bin nicht der 
Meinung, daß die Brausebäder in der Weise hinter den Schwimmbädern zu¬ 
rückgestellt werden sollen. Die Thesen geben in der Beziehung ja voll¬ 
ständig klare Hinweise auf das Wünschenswerte. Durch eine solche Reso¬ 
lution aber, wie die vorgeschlagene, werden Sie, glaube ich, den Brausebad- 
bestrebnngen energisch schaden. a 

Oberbürgermeister Fass (Kiel): „Meine Herren! Nur ein ganz 
kurzes Wort. Herrn Stadtrat Hartwig möchte ich erwidern: wenn er 
meinen Vortrag in der Kölner Jubiläumsversammlung noch einmal durch¬ 
liest, so wird er Anden, daß ich gesagt habe, daß vor voreiligen Beschlüssen 
zu warnen sei, daß aber unter Umständen ein Verein von der praktischen 
Bedeutung wie der unserige, seine Pflicht verkennen würde, wenn er nicht 
zur rechten Zeit auch eine sachgemäße Resolution faßt. Wir haben im 
vorigen Jahre in Danzig eine Resolution aus der gleichen Erwägung ein¬ 
stimmig gefaßt. u 

Geheimrat Prof. Dr. Lent (Köln): „Meine Herren! Ich möchte 
Sie gegenüber den beiden Vorrednern bitten, die Resolution anzunehmen. 
Es ist gar kein Gegensatz in der Resolution zwischen der Empfehlung der 
Brausebäder und der Schwimmhallenbäder. Wir glauben aber, daß es Zeit 
ist, und daß es durchaus gerechtfertigt ist, wenn wir laut hinausrufen und 
unseren Gemeinden zurufen, da, wo Mittel vorhanden sind: Baut Schwimm¬ 
hallen ! Das ist der Sinn dieser Resolution, und aus den Ausführungen des 
ersten Herrn Referenten werden Sie ja doch zugeben müssen, daß hygienisch 
ein großer Unterschied ist zwischen dem Werte der Brausebäder und zwischen 
dem Werte der Schwimmhallen. Wir wollen gerade dieser Körperübung des 
Schwimmens zu ihrem Recht verhelfen, und darin liegt der Sinn des An¬ 
trages des Herrn Oberbürgermeisters F u s s. 

„Daß wir uns nicht bange machen lassen sollen vor der Fassung einer 
Resolution, darauf hat eben schon Oberbürgermeicter Fuss hingewiesen. 
Meine Herren, wir haben Resolutionen gefaßt bei Sachen, wo wir glaubten, 
jetzt ist der Zeitpunkt gekommen, wo wir etwas aussprechen sollen, und 
dieses Aussprechen hat allerdings den Zweck, daß vor allen Dingen die 
Gemeindeverwaltungen und die, die in der Gemeinde mit tätig sind, ihren 
Stadtverordneten womöglich sagen können: die Sache liegt so, daß die Er¬ 
bauung von Schwimmhallen eine Notwendigkeit ist für die Bevölkerung. 
Aus diesem Gesichtspunkte bitte ich Sie, diesem Anträge Ihre Zustimmung 
nicht versagen zu wollen. 

„Sich vor der Gefahr des Typhus bange machen zu lassen — wenn 
ich das eben noch sagen darf, meine Herren —, kommt mir geradezu 
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komisch vor. Die Sache ist ja so unbedeutend, daß der erste Herr Refe¬ 
rent, der die gesundheitlichen Sachen ja dargestellt hat, es nicht für der 
Mühe wert gehalten hat, auf diesen möglichen Einfluß Rücksicht zu nehmen.“ 

Prof* Dr. Lassar (Berlin): „Ich möchte bitten, nicht abzustimmen 
über die Resolution. Wenn wir eine Resolution fassen wollen, dann muß 
sie vorher in aller Hände gedruckt und diskussionsfähig sein. Wir sind 
meiner Ansicht nach nicht kompetent, im Sinne der ganzen Gesellschaft zu 
sprechen. “ 

Oborbfirgormoister Fass (Kiel) (zur Geschäftsordnung): „Meine 
Herren! Wir können auf diejenigen unserer Herren Kollegen, die frühstücken 
und nicht hier sind, meines Erachtens keine Rücksicht nehmen. Ich hätte 
es auch lieber gesehen, vor einem volleren Saal meine Resolution zur Ab¬ 
stimmung gebracht zu sehen. Meine Resolution enthält aber auch nicht 
ein Titelchen Neues gegenüber den Leitsätzen, sondern ist nur ein 
ganz kurzer Extrakt aus den Leitsätzen. Es ist also absolut nicht von 
einer Überrumpelung die Rede, und wenn der Herr Vorsitzende die große 
Güte haben möchte, meine Resolution noch einmal zu verlesen, so bin 
ich überzeugt, daß die Bedenken der Herren Lassar und Baurat Herz¬ 
berg schwinden werden; sie werden sehen, daß auch ich mit großem Nach¬ 
druck für die Brausebäder eingetreten bin, und Sie nur bitte, die hygieni¬ 
schen Bedenken gegen die Schwimmbäder für ungerechtfertigt zu erklären.“ 

Vorsitzender: Geheimer Hofrat Prof. Dr. Gärtner: „Meine 
Herren! Ich glaube, wir können uns jetzt darüber schlüssig werden, ob 
wir über die Resolution abstimmen wollen oder nicht. Ich möchte dazu 
zweierlei bemerken. Ich habe vorhin die Resolution weder befürwortet, 
noch bin ich ihr entgegengetreten. Ich habe objektiv vorgetragen, was der 
Nutzen, was der Schaden einer Resolution sein könne; meine Meinung über 
die Sache selbst habe ich gar nicht geäußert. Dann ist vorhin von Herrn 
Lassar gesagt worden, die Resolution müßte gedruckt vorliegen. Das ist 
nach unseren Statuten nicht Vorschrift. (Zuruf: Aber es ist allgemein 
Brauch!) Aber das Eine ist richtig: Es ist hier — bei der langen Ver¬ 
handlung ist das nicht verwunderlich, und ich möchte die Herren, die früh¬ 
stücken gegangen sind, in Schutz nehmeil — nur eine kleine Zahl von 
Herren versammelt, es ist daher mehr oder minder dem Zufall überlassen, 
wie die Abstimmung ausfällt. Es ist denjenigen, die diese Gewissens¬ 
bedenken haben, möglich, die Resolution umzuwerfen dadurch, daß sie gegen 
eine solche stimmen, obgleich sie vielleicht sonst für die Fusssche These 
stimmen würden. Ich möchte das den Herren zur Erwägung geben, und 
nun bitte ich, durch Aufstehen Ihre Meinung darüber zu äußern, ob eine 
Resolution gefaßt werden soll oder nicht. Ergibt sich eine Mehrheit, so würde 
dann der Wortlaut der Resolution zur Sprache kommen. Ich glaube, der 
Herr AntragsteUer kann damit zufrieden sein, daß für den Fall der An¬ 
nahme seine Resolution verlesen wird, oder soll das jetzt schon geschehen? 
(Oberbürgermeister Fuss: Ich bitte, sie jetzt schon zu verlesen!) Meine 
Herren, ich werde sie also zur Verlesung bringen: 
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„Der Deutsche Verein für öffentliche Gesundheitspflege sieht in 
der Schaffung von Volksbrausebädern eine Mindestforderung, die im 
hygienischen Interesse an alle deutschen Städte gestellt werden muß. 
Er empfiehlt jedoch dringend, daneben auch auf die Schaffung von 
Schwimmhallenbädern hinzuwirken, und hält die gegen diese hier 
und da erhobenen hygienischen Bedenken bei einigermaßen vorsich¬ 
tiger Einrichtung ihrer Anlage und ihres Betriebes nicht für be¬ 
gründet.“ 

„Nunmehr bitte ich die Herren, die für die Fassung einer Resolution 
sind, sich von ihren Plätzen erheben zu wollen (Geschieht.) — Das ist die 
bei weitem größere Mehrzahl. — Ich bitte die Herren, sich zu erheben, die 
gegen die Fassung einer Resolution stimmen wollen.“ (Geschieht.) 

Dr.Pröbsting : „Ich habe 37 Stimmen dafür und 23 dagegen gezählt.“ 

Vorsitzender: Geheimer Hofrat Prof. Dr. Gärtner: „Danach 
ist also die Mehrzahl der Versammlung für die Fassung einer Resolution, 
und nun frage ich, wollen die Herren die Resolution, die hier von Herrn 
Oberbürgermeister Fuss vorgelegt worden ist, annehmen? Die Herren, die 
für die Annahme dieser Resolution sind, mögen sich erheben. (Geschieht.) 
Ich konstatiere, daß das die bei weitem größere Mehrzahl ist. (Prof. Dr. 
Lassar: Der Anwesenden!) — Natürlich, immer der Anwesenden. Damit 
wäre die Frage erledigt.“ 

Sanitätsrat Dr. Kabierske: „Von den verschiedenen Rednern der 
Diskussion hat nur einer meine Thesen angegriffen, Herr Baurat Herzberg, 
der sie beharrlich mit Resolutionen verwechselt. Wie er selbst sagt, steht 
er längst auf dem Standpunkte, daß das Baden Selbstzweck ist, und zwar 
das Baden in dem Sinne, daß man lauwarmes Wasser an den Körper 
bringt, gleichviel wie. Deshalb hält er es auch nicht für zweckmäßig, das 
Baden gewissermaßen als turnerische Übung hinzustellen, wie ich es getan 
haben soll, aber nicht getan habe. Ich denke, die einfache Wiederholung 
dieser Eingangsworte des Redners enthebt mich einer eingehenden Antwort 
vor Mitgliedern des Vereins für öffentliche Gesundheitspflege. In solchen 
von den meinen gänzlich abweichenden Anschauungen liegt ja eine natür¬ 
liche Quelle von Mißverständnissen. Bemerken möchte ich nur, daß der 
von mir bedauerte Rückgang des Schwimmens in unserer Armee nicht auf 
einen Wechsel in der Wertschätzung des Schwimmens zurückzuführen ist; 
er ist die natürliche Folge der zweijährigen Dienstzeit, die zur Heran¬ 
bildung des waffen- und felddienstfähigen Mannes alle Zeit gebraucht und 
das Schwimmen meist nur als fakultativen Unterrichtsgegenstand betreiben 
läßt. Gerade deshalb haben es unsere deutschen Schwimmvereine auch für 
die Lösung einer patriotischen Aufgabe gehalten, wenn sie die heran- 
wachsende Jugend so viel als möglich unentgeltlich im Schwimmen unter¬ 
richteten. 

„Den Schluß der Diskussion möchte ich gern noch benutzen, um meinen 
Standpunkt in der Beurteilung unserer heutigen B&derbewegung zu kenn- 
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zeichnen und dabei einmal Front zu machen gegen die Überschätzung ver¬ 
gangener Zeiten, in die ich früher selber mit eingestimmt habe. Vom 
agitatorischen Standpunkte ist sie richtig und gut, vor strenger Kritik kann 
sie aber nicht bestehen und offene Aussprache kann nur nützen. Gönnen 
wir den Griechen den Ruhm ihrer Fluß- und Seebäder, an denen sie bei ihrem 
gebirgigen Lande und klippenreichen Strande freilich nur in kleiner Anzahl 
Anteil gehabt haben können; wenden wir uns aber gegen die Überschätzung 
der römischen Thermenanlagen, so niederdrückend, weil über alle Begriffe 
großartig, sie uns erscheinen. Sie sind der Ausdruck einer despotischen 
Machtfülle, einer die Erde knechtenden Gewalt, die mit dem Golde der 
ganzen Welt Stützen suchte, um der Menge zu gefallen und die dumpf 
grollenden Volksmassen niederzuhalten. Ein diplomatisches und sozial¬ 
politisches Mittel sind sie, um einen Ausgleich zwischen reich und arm, 
niedrig und hoch zu bewirken, die Enterbten, welche bei dem rauschenden 
Überflüsse der anderen darbten und kärglich ihr Leben fristeten, an eine 
Regierung zu fesseln, welche ihnen damit mehr bot, als selbst die Reichsten 
im Lande sich leisten konnten. Stätten fröhlichen Lebensgenusses, wo 
Konst und Geselligkeit wetteiferten, um körperliche und geistige Erholung 
in der vornehmsten und prächtigsten Form zu bieten. Die Riesenausdeh- 
nung der Stadt und die noch fehlenden Verkehrsmittel zwangen aber die 
neuen Machthaber, um allen gerecht zu werden, immer andere Stadtteile 
mit solchen Bauten zu schmücken und so, sich immer überbietend, eine nie 
wieder gesehene Pracht und Größe im Badeleben Roms zu entwickeln. Die 
Thermen sind nicht der Ausfluß einer hygienischen Volksbewegung, sie 
dienten nicht der Gesundheit und Kraft ihrer Nation, sondern nur dem 
Luxnsbedürfnisse und Größenwahn der weltbeherrsehenden Börger von Rom. 
Unserem bo vielgerühmten Mittelalter aber geht es in bezug auf das Bade¬ 
leben ähnlich wie in so vielen anderen Dingen, wo es überschätzt wird. 
Vorbildlich soll es darin auch heute uns gelten, als lebten wir noch im An¬ 
fang des vorigen Jahrhunderts. Wie im Kunsthandwerk und Zunftleben 
gab es gewiß auch im Badeleben manche erfreuliche, noch nicht erreichte 
Erscheinung, aber Protest, energischen Protest muß ich erheben, Vorkomm¬ 
nisse zu verallgemeinern, die uns von einzelnen Städten erzählt und immer 
und immer wieder vorgetragen werden, gestützt auf ein bedauernswert 
geringes Maß quellengerechter Beweise. Darf man mit Recht, wie gesagt 
wird, annehmen, daß keine Stadt, kein Markt, ja kein Dorf ohne Bade¬ 
haus geblieben, wenn in Breslau nur 6 Badestuben, in Nürnberg 9, in 
Frankfurt und in Wien 29 Badestuben im 15. Jahrhundert urkundlich nach¬ 
gewiesen sind? Nur bei dem reichen Ulm zählte man 168 Badestuben, 
doch ist nicht sicher, wieviel Privatstuben mitgezählt sind. Aber lassen 
wir Ulm! Fragen wir uns doch, wie 20000 Menschen, die Breslau im 
Jahre 1400 gezählt hat, in sechs Badestuben ihre Badebedürfnisse in so 
hervorragender Weise befriedigt haben, daß es uns heute vorbildlich ge¬ 
nannt werden darf! Das gleiche darf man von Nürnberg, Wien usw. 
fragen. Wenn wir bedenken, daß die Stuben eng und klein genannt werden, 
daß sie überdies nicht täglich und nicht den ganzen Tag, sondern meist 
Sonnabend, nur manchmal auch Montag und Donnerstag und vor hohen 
Festen, fast immer aber nur nachmittags geöffnet waren, daß die Badenden 
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darin zwei Stunden verweilten, kann man sich des Lächelns nicht erwehren. 
Rechnen wir, daß in Breslau täglich 180 Leute abgebadet werden konnten, 
so wären mit Ausschluß der Sonntage 57 000 Bäder im Jahre verabreicht 
worden; 1 960 000 Bäder aber müßten wir zählen, wenn jeder Einwohner 
Breslaus nur wöchentlich ein Bad genommen hätte, wie das unsere Deutsche 
Gesellschaft für Volksbäder als Ziel erstrebt. 

„Und das geschah am grünen Holz, in den Städten, den Zentren der 
Intelligenz und gesundheitlicher Bewegungen! Wie mag es auf dem flachen 
Lande ausgesehen haben! Ich meine, viel, viel schlechter wie heute, wo 
nicht wie damals nur jedes Dorf, sondern jedes Gehöft seinen Brunnen 
besitzt und es an Wasser nicht fehlt. Mir schweben in Gedanken die 
Hosen des Herrn v. Bredow vor, der mir in seiner unglaublichen Abneigung 
gegen deren Wäsche eher die Signatur des ländlichen Reinüchkeitsbedürf- 
nisses jener Zeit darstellt, als jene durch nichts bewiesene Annahme 
von einer großartigen allgemeinen Badebewegung auch auf dem Lande. 
Freilich fühlten die armen Leute von Zeit zu Zeit dringend das Be¬ 
dürfnis, ihren von Schmutz und Ungeziefer starrenden Körper endlich 
einmal zu reinigen, Bart, Haare und Nägel zu scheren und wieder Mensch 
zu werden, zumal an hohen Festtagen. Dann wurden sie wie die Brote 
in den noch warmen Backofen geschoben oder krochen in enge, licht¬ 
lose Kammern und ließen sich im heißen Dampfe reiben, kneten und 
quästen in entsetzlicher Luft. In den Städten aber, wo die Einrichtungen 
wohl besser waren, mögen die Innungsmeister ihre zugewanderten Ge¬ 
sellen und arbeitenden Hausgenossen notgedrungen zum Schwitzbade ge¬ 
führt haben, und die größere Annehmlichkeit und die immer amüsanter 
werdende Kurzweil in den Wannenbädern mögen auch viele andere be¬ 
stimmt haben, die Bäder aufzusuchen, um so mehr, als Mangel an Wasser 
und das Fehlen jeder Wasserleitung eine gründliche Reinigung im Hause 
erschwerte. 

„Wo in aller Welt aber finden wir die Tausende von Badestuben, wie 
sie unsere modernen Städte in den Wohnhäusern besitzen, wo die vielen 
Tausende von Fluß-, Wannen- und Brausebädern, die Millionen von Menschen 
den Körper reinigen und erfrischen lassen, wo die Hunderte von Hallen¬ 
bädern, die Jahr aus Jahr ein, unabhängig von Wetter und Wind, das 
Schwimmen Unzähligen gestatten, um ihren Körper kräftig zu entwickeln 
und gesund zu erhalten? Nein, wir brauchen nicht neidisch nach den ver¬ 
gangenen Zeiten zu sehen; wir haben ein Recht, stolz zu sein auf den 
Badefortschritt unserer Zeit, zu dem uns kein Fürst und Kaiser verholfen 
hat, und wir haben die Pflicht, allen denen zu danken, die an dem glänzen¬ 
den Aufschwünge unseres Badelebens mitgearbeitet haben. Doch müssen 
wir auch Sorge tragen, daß die Bewegung nicht verflacht, sondern ihre be¬ 
fruchtenden Wellen weiter trägt über die deutschen Lande, denn viel, un¬ 
endlich viel Arbeit muß noch geschehen, bis unsere Ziele erreicht werden; 
bis ein wasserfrohes, wetterfestes Geschlecht heranwächst, das allein im¬ 
stande ist, die entnervenden und vergiftenden Einflüsse unseres Kultur¬ 
lebens zu überwinden, und bis dann Brausen und Schwimmen zu einem 
Gemeingut des deutschen Volkes geworden sind, um seine Gesundheit und 
Wehrkraft zu vermehren.“ 
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Königl. Baurat und Beigeordneter Bad. Schnitze (Bonn): 
„Als Kenner der Bäderverhältnisse im Rheinlande möchte ich nochmals 
darauf hinweisen, daß sich bei uns die Schaffung von Hallenschwimmbädern 
durchaus nicht auf die großen emporblühenden Gemeinwesen beschränkt, 
sondern zu einem guten Teile gerade in den kleineren, in der Regel mit 
hohen Steuersätzen belasteten Industrieorten zur Durchführung gelangt ist, 
von denen ich z. B. Oberhausen, Solingen, Remscheid, Rheydt, Eschweiler, 
Odenkirchen, Lennep, Dülken, Langenberg nenne. Das lebendige Interesse, 
welches die Bevölkerung an dieser Art der öffentlichen Gesundheitspflege 
nimmt, veranlaßt sie eben auch zu Opfern für diesen Zweck. Hier bei uns 
hat also das Beispiel der großen Gemeinden, welche sich schöne, großartige, 
hygienisch gut geordnete Badeeinrichtungen schufen, gerade im entgegen¬ 
gesetzten Sinne gewirkt, wie es Herr Professor Dr. Lassar darstellt, indem 
es die kleinen Gemeinden zum Wetteifer in der Erbauung gleich zweck¬ 
mäßiger, aber bescheidenerer Anlagen anregte. 

„Herrn Baurat Herzberg habe ich zu erwidern, daß ich bei der Beur¬ 
teilung gemeinnütziger Badeanstalten die volle sachliche Erfüllung der ge¬ 
sundheitlichen Zwecke in die erste Linie, den künstlerischen Luxus in die 
zweite stelle. In dieser Hinsicht finde ich in den neuen Berliner Volks- 
badeanstalten ein Mißverhältnis, das für den erfahrenen Architekten in dem 
Vergleich der Ausstattung und Einrichtung mit den aufgewendeten Bau¬ 
kosten sehr deutlich zum Ausdruck kommt. Wenn diese Volksbäder nicht 
nur von sogenannten kleinen Leuten, sondern gerade auch vom Mittelstände 
fleißig besucht werden, so ist das nur ein Beweis für das große Bedürfnis, 
welches hierfür in Berlin vorliegt, und dafür, daß es notwendig gewesen 
wäre, die Einrichtungen diesem Bedürfnisse entsprechend und nicht mehr 
oder weniger ausschließlich für das „Volk“ herzustellen.“ 


Schluß gegen 2 Uhr. 


Yierteljuhrsschrift für Gesundheitspflege, 1906. 


10 


Digitized by Google 



146 XXX. Versammlung d.D. Vereins f. öffentl. Gesundheitspflege zu Mannheim» 


Dritte Sitzung. 

Freitag, den 15. September 1905, vormittags 9 Uhr. 

Vorsitzender, Geheimer Hofrat Professor Dr. Gärtner 
(Jena): „Meine Damen und Herren! Ich eröffne die letzte unserer 

Sitzungen. 

„Bevor ich das Wort erteile, möchte ich noch eine Mitteilung an die 
Herren machen. Unser verehrter Stenograph, Herr B&ckler, den wir dort 
vor uns sitzen sehen, ist in diesem Jahre zum 25. Male bei uns. Er feiert 
also sein Jubiläum, und ich spreche ihm den Dank der Versammlung dafür 
aus, daß er in all den langen Jahren so treu zu uns gehalten hat, und 
spreche den Wunsch aus, daß zu diesen 25 Jahren, damit die Summe voll 
werde, noch 25 andere hinzukommen, daß er uns in gleicher Frische und 
Liebenswürdigkeit helfen möge, wie er das bis jetzt getan hat.“ 

Sodann erfolgt gemäß § 7 der Satzungen die 

Neuwahl des Ausschusses. 

Auf Antrag des Herrn Oberbürgermeisters Dr. Beck (Chemnitz), wel¬ 
cher vorschlug, drei der Herren, die erst ein Jahr dem Ausschüsse angehören, 
wiederzuwählen und die übrigen drei Herren durch drei neue Mitglieder zu 
ersetzen, erfolgt die Wahl, da kein Widerspruch erhoben wurde, durch Zu¬ 
ruf. Gewählt wurden die Herren: 

Oberbürgermeister Beck (Mannheim), 

Präsident des Landesmedizinalkollegiums Geheimer Medizinalrat 
Dr. Buschbeck (Dresden), 

Baurat Professor Genzmer (Danzig), 

Geheimer Sanitätsrat Professor Dr. Lent (Köln), 
Oberbürgermeister Lentze (Barmen), 

Oberbaurat Schmick (Darmstadt), 

welche in Gemeinschaft mit dem ständigen Sekretär 
Dr. Pröbsting (Köln) 

den Ausschuß für das Geschäftsjahr 1905/1906 bilden. 

Nach Schluß der Versammlung wählte der Ausschuß gemäß § 7, Ab¬ 
satz 3 der Satzungen Herrn Baurat Professor Genzmer zum Vorsitzenden 
für das nächste Jahr. 

Es kommt hierauf das zurückgestellte dritte Thema der Tagesordnung 
zur Verhandlung: 
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Müllbeseitigung und Müllverwertung. 

Es lauten die vom Referenten Dr. Thiesing (Berlin) aufgeetellten 

Leitsätze: 

1. Bei der Beseitigung desHausmülls müssen in erster Linie die Forderungen 
der Gesundheitspflege erfüllt werden. Alle Verfahren, auch die einfachsten* 
wie Aufstapeln des Mülls oder Versenken desselben ins Meer, sind als 
zulässig für die Müllbeseitigung anzusehen, wenn sie diesen Forderungen 
genügen. 

2. Bei einer in jeder Beziehung vollkommenen Müllbeseitigung sind aber auch 
ästhetische und wirtschaftliche Momente zu berücksichtigen, und deshalb 
verdienen namentlich diejenigen Verfahren Beachtung, welche eine hygie¬ 
nisch und ästhetisch völlig einwandfreie Beseitigung des Mülls gewähr¬ 
leisten und gleichzeitig eine möglichst hohe Verwertung desselben gestatten. 

3. Als solche Verfahren kommen in Betracht: 

A. Die Aufbringung des Mülls auf Ödländereien, welche der Bebauung 
voraussichtlich noch längere Zeit entzogen bleiben. Sie ist die einfachste 
Art der Müllverwertung und dann unbedenklich, wenn das Müll gleich 
untergepflügt oder so gelagert wird, daß keine Mißstände (Staubver¬ 
wehungen, Gerüche, Insekten- und Ungezieferplage) herbeigeführt 
werden. 

B. Die Sortierung des Mülls behufs Verwertung seiner einzelnen Bestand¬ 
teile. Die Verwertbarkeit derselben wird durch die schon im Hause 
beginnende Trennung (Separation) in a) Asche und Kehricht, b) Speise¬ 
reste und c) gewerbliche verwertbare Abfälle wesentlich erhöht. In 
den Verkehr zurückgelangende Bestandteile müssen vorher einer Be¬ 
handlung unterzogen werden, welche die Entstehung von Krankheiten 
sicher verhütet. 

C. Die Verbrennung des Mülls. Ihre rationelle Durchführbarkeit hängt 
davon ab, daß das Müll ohne erhebliche Zuschläge (Kohlen) brennt 
und daß dauernder Absatz der Verbrennungsprodukte (Wärme und 
Rückstände) gewährleistet ist. 

4. Eine universelle Bedeutung kommt keinem dieser Verfahren zu, vielmehr 

muß von Fall zu Fall entschieden werden, welches von ihnen unter 
den vorliegenden Verhältnissen den Vorzug verdient, und ob nicht 
etwa eins der einfacheren Verfahren, wie Aufstapeln des Mülls oder 
Versenken desselben ins Meer, in Betracht kommt. 

Referent, Dr. Thiesing (Berlin): 

„Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mehrere Jahre sind ver¬ 
flossen, seit im Deutschen Verein für öffentliche Gesundheitspflege zum 
letzten Male über die Beseitigung des Mülls verhandelt wurde. Das darf 
nicht dahin gedeutet werden, daß dieser Gegenstand anderen Fragen der 
öffentlichen Gesundheitspflege gegenüber von untergeordneter Bedeutung sei 
und einer Erörterung nicht bedürfe. Die Müllbeseitigung ist im Gegenteil 
im hohen Grade aktuell und für die größeren Gemeinwesen teilweise ein 
Gegenstand schwerer Sorge geworden. Während die Schwierigkeiten, welche 
sich der Beseitigung der flüssigen Abfallstoffe, der Abwässer, entgegen¬ 
stellten, von vielen Kommunen glücklich überwunden sind, hat die Frage der 
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rationellen Beseitigung der als Müll bezeichneten festen Abfallstoffe lange 
Zeit allen Lösungsversuchen getrotzt. 

„Nur langsam bat sie sich trotz eifrigster Bemühungen, an denen es 
die interessierten Kommunen erwiesenermaßen nicht haben fehlen lassen, 
entwickeln können; und je größer die Zahl der gemachten und bei ihrer 
versuchsweisen Durchführung nicht bewährten Vorschläge wurde, desto 
unsicherer mußte naturgemäß das Urteil werden. Auch jetzt noch befindet 
sich die Frage im Entwickelungsstadium, aber es beginnen doch schon aus 
der großen Zahl von Beseitigungsmethoden einige herauszukristallisieren, 
welche von mehr als lokalem Interesse sind. 

„Es ist deshalb gewiß verdienstlich vom Verein, daß er das Thema: 
Müllbeseitigung und Müll Verwertung, auf die diesjährige Tages¬ 
ordnung gesetzt hat, und ich habe mich der an mich ergangenen ehren¬ 
vollen Aufforderung, das Referat zu erstatten, gern unterzogen, obgleich 
ich die Schwierigkeiten, die diese Aufgabe bietet, nicht unterschätze. Denn 
gerade in allerjüngster Zeit sind in der Müllheseitigung Fortschritte zu ver¬ 
zeichnen gewesen, deren Tragweite heute noch nicht richtig gewürdigt 
werden kann. Dieser Umstand zwingt natürlich zu großer Vorsicht in 
Schlußfolgerungen und Behauptungen und erschwert eine bestimmte Stellung¬ 
nahme. 

„Gleichwohl will ich versuchen, Ihnen in großen Zügen zu schildern, 
wie sich uns die Frage heute darstellt, und welche Gesichtspunkte nach 
dem augenblicklichen Stande von Wissenschaft und Technik bei Beant¬ 
wortung derselben zu berücksichtigen sind. Auf Einzelheiten kann ich mich 
natürlich in Anbetracht der kurzen mir zur Verfügung stehenden Zeit nur 
so weit einlassen, als sie zum Verständnis des Ganzen unbedingt nötig sind. 
Es kommt ja auch bei diesem Referat mehr auf eine kritische Beleuchtung 
der gesamten Frage, als auf eine detaillierte Beschreibung einzelner Ver¬ 
fahren — die Ihnen ja meistens bekannt sein dürften — an. 

„Damit Sie aber auch eine Schilderung der Fortschritte erhalten, 
welche die Müllbeseitigung gemacht hat, seit Ihnen Andreas Meyer von 
dieser Stelle aus seine Erfolge mit der Hamburger Verbrennungsanstalt 
bekannt gab, soll außer dem Abdruck des Referats in dem üblichen Bericht 
des Ausschusses über diese Versammlung eine erweiterte Bearbeitung er¬ 
scheinen, welche Abbildungen und das notwendige Tatsachenmaterial ent¬ 
halten wird. Ich bin um eine derartig ausführliche Darstellung ersucht 
worden, und ich erfülle diesen Wunsch um so lieber, als mir der Versuch, 
auf diese Weise zur Förderung der Sache beizutragen, eine lohnende und 
dankbare Aufgabe zu sein scheint. 

„Bei der Behandlung des Themas werde ich mich eng im Rahmen der 
Ihnen schon durch die Tagesordnung bekannten Leitsätze halten. Der erste 
dieser Sätze lautet: 

„Bei der Beseitigung des Hausmülls müssen in erster Linie die 
Forderungen der Gesundheitspflege erfüllt werden. Alle Verfahren, 
auch die einfachsten, wie Aufstapeln des Mülls oder Versenken des¬ 
selben ins Meer, sind als zulässig für die Müllbeseitigung anzusehen 
wenn sie diesen Forderungen genügen.“ 
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„Die Anforderungen, welche die Hygiene an die ordnungsmäßige Müll¬ 
beseitigung stellt, laufen bekanntlich im wesentlichen darauf hinaus, zu 
verhüten, daß durch dieselbe Krankheiten entstehen oder verbreitet werden 
können. Völlige Klarheit darüber, welcher Art diese Krankheiten sind, 
herrscht aber nicht, wenn auch eine sehr verbreitete Ansicht dahin geht, 
daß in dieser Beziehung die Infektionskrankheiten hauptsächlich in Frage 
kommen. In daB Müll (so deduziert man) gelangen namentlich, wenn es 
mit Infektionskranken in Berührung gekommen ist, zweifellos pathogene 
Keime, ergo muß es gefährlich sein, und diese Gefährlichkeit erheischt seine 
sorgfältigste Vernichtung. 

„Diese Beweisführung, meine Damen und Herren, wage ich anzugreifen. 
Um das Müll als so gefährlich ansehen zu können, genügt es nicht, zu 
wissen, daß pathogene Keime hineingelangen (daß das der Fall sein kann 
und wird, gebe ich zu), sondern man muß wissen, ob diese Keime im 
Müll auch wirklich leben und namentlich virulent bleiben, oder 
ob sie nicht vielmehr durch die Saprophyten überwuchert und 
zugrunde gerichtet oder durch die teilweise stark alkalische 
Reaktion des Mülls und durch Austrocknung und andere atmo¬ 
sphärische Einflüsse in ihrem Wachstum gehemmt und rasch 
vernichtet werden. Und selbst wenn man die Möglichkeit, daß pathogene 
Keime im Müll virulent bleiben, zugeben wollte, so fehlt es noch an Be¬ 
weisen dafür, daß sie in praxi auch wirklich verschleppt werden. Meines 
Wissens wenigstens ist es noch nie gelungen, eine Infektion mit Sicher¬ 
heit auf Hausmüll zurückzuführen. 

„Auch der einzige mir aus der Literatur bekannt gewordene und in 
Nr. 1 des Jahrgangs VI des „Technischen Gemeindeblatts“ angeführte Fall, 
daß die Medizinalbehörde in Köln noch im Jahre 1902 einen sonst einwand¬ 
freien Abladeplatz verboten hat, weil ihrer Ansicht nach der in der Gegend 
ausgebrochene Typhus auf diesen Abladeplatz zurückzuführen sei, beruht 
nach meinen Informationen auf einem Irrtum. 

„Die Königlich preußische Versuchs- und Prüfungsanstalt für Wasser¬ 
versorgung und Abwässerbeseitigung in Berlin hat sich damals mit der 
Bitte um Aufklärung an den zuständigen Kreisarzt gewendet und von diesem 
die Antwort erhalten, er habe sich keineswegs so bestimmt ausgedrückt, 
daß der Müllabladeplatz die Ursache der dortigen Typhusepidemie ge¬ 
wesen wäre, sondern nur von der Möglichkeit gesprochen, daß der Ablade¬ 
platz eine Verunreinigung des Grundwassers und damit des einen Haus¬ 
brunnens mit Typhuskeimen vielleicht herbeigeführt haben könnte, bzw. daß 
auch die massenhaften Fliegen bei den mangelhaften Abort Verhältnissen 
den Ansteckungsstoff auf Nahrungsmittel usw. verschleppt haben könnten. 
Jedenfalls sei der Müllabladeplatz in solcher Nähe von Wohnungen keines¬ 
wegs einwandfrei gewesen und wäre bei eventuellen Beschwerden von ihm 
geschlossen worden, selbst wenn die Typhusepidemie nicht gekommen wäre. 

„Das klingt ganz anders, als es im „Technischen Gemeindeblatt u zu 
lesen ist. Zunächst war nach Angabe des Kreisarztes der Abladeplatz 
keineswegs einwandfrei, und dann war nach seinen Ermittelungen der 
Typhus nicht auf diesen Platz zurückzuführen, sondern es lag nur die 
Möglichkeit vor, daß der Platz infolge seiner unvollkommenen Beschaffen- 
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heit die Verbreitung der Seuche indirekt fördern könne. Eine solche Mög¬ 
lichkeit soll ja gar nicht bestritten werden, aber sie beweist doch nichts. 
Ich würde Ihnen, meine Herren, sehr dankbar sein, wenn Sie mir Fälle 
nennen könnten und auch in Zukunft nennen wollten, in denen Müllablade¬ 
plätze zweifellos die Ursache einer Epidemie gewesen sind. 

„Noch nicht einmal durch ein Experiment scheint geprüft zu sein, ob 
Infektionskrankheiten durch Hausmüll verschleppt werden. Mir sind wenig¬ 
stens aus der Literatur keine systematischen Versuche darüber bekannt; 
auch nicht darüber, ob und wie lange pathogene Keime im Müll virulent 
bleiben. Die hygienischen Lehrbücher sprechen zwar fast übereinstimmend 
von der Gefährlichkeit des Hausmülls in dieser Hinsicht, aber Versuchs¬ 
ergebnisse führen sie nicht an. Sie stützen demnach ihr Urteil offenbar 
auf theoretische Erwägungen oder bestenfalls auf Deduktionen aus analogen 
Erscheinungen und Beobachtungen. Dieser Modus berechtigt dann aber 
auch zu dem Schlüsse, daß dieser theoretischen Gefährlichkeit des Mülls 
in der Praxis nicht die Bedeutung zukommt, die man ihr beizumessen 
geneigt ist. Das lehren z. B. die auf Rieselfeldern gemachten Erfahrungen. 

„Die Verwaltung der Berliner Rieselfelder schenkt der Ätiologie der 
auf den Feldern vereinzelt auftretenden Typhusfälle dauernd sorgfältige 
Aufmerksamkeit, hat aber nie Beweise für einen ursächlichen Zusammen¬ 
hang zwischen Rieselbetrieb und Typhus finden können. Nach Angabe des 
neuesten Verwaltungsberichtes des Magistrates zu Berlin für das Etatsjahr 
1903 a ) kamen auf einer Rieselfläche von rund 14 000 ha bei einer Bevölke¬ 
rung derselben von etwa 50 000 Seelen im Berichtsjahre nur fünf Typhus¬ 
fälle, die alle in Genesung endeten, vor. In keinem dieser Fälle war als 
Entstehungsursache der Rieselbetrieb anzusehen. Diese Beobachtungen 
decken sich ja auch völlig mit dem, was uns hier vorgestern über Typhus¬ 
bekämpfung vorgetragen wurde. 

„Solche Betrachtungen sind, wie Sie mir zugeben werden, keineswegs 
müßige Spekulationen, und ich glaube sie im Deutschen Verein für öffent¬ 
liche Gesundheitspflege vor das geeignetste Forum zu bringen. Sie bedeuten 
für viele beachtenswerte Müllbeseitigungsmethoden die Lebensfrage und 
sollten für die Hygiene ein Anlaß sein, wirklich einmal sorgfältige Unter¬ 
suchungen darüber anzustellen, ob und wie lange pathogene Keime im Haus¬ 
müll virulent bleiben. Derartige Untersuchungen sind notwendig, um die 
weit auseinandergehenden Anschauungen über die Zweckmäßigkeit und 
Notwendigkeit einzelner Beseitigungsverfahren zu klären. 

„Wenn diese Untersuchungen ergeben, daß das Müll wirklich so in¬ 
fektionsgefährlich ist, daß nur seine sorgfältigste Vernichtung hin¬ 
reichenden Schutz gewährt, dann muß natürlich jede Kommune, auch die 
kleinste, gezwungen werden, ihr Müll auf entsprechende Weise zu beseitigen, 
selbst wenn sie große Geldopfer bringen müßte. Solange aber der Beweis 
dafür nicht erbracht ist, und die Wahrscheinlichkeit dafür spricht, 
daß die Gefährlichkeit des Mülls arg übertrieben wird, er¬ 
fordert die Rücksichtnahme auf die finanzielle Gesunderhaltung 


*) Verwaltungsbericht des Magistrats zu Berlin für das Etatsjahr 1903, 
Nr. 41, 8. 23. 


Digitized by Google 


151 


Müllbeseitigung und Müllverwertung. 

des kommunalen Organismus, daß auch einfachere Methoden, 
sofern sie den elementaren Anforderungen der Gesundheits¬ 
pflege entsprechen, als zulässig angesehen werden. 

„Den beständigen Hinweisen auf die Infektionsgefährlichkeit des aus 
Krankenhäusern stammenden Kehrichts gegenüber stehe ich auf dem Stand¬ 
punkte, daß Eiterlappen und gebrauchte Verbandstoffe überhaupt nicht ins 
Hausmüll gehören, ebensowenig wie andere Operationsabfälle. Übrigens 
dürfen wir diese Anstalten wohl unberücksichtigt lassen, weil sie schon fast 
allgemein das Müll im Hause vernichten. 

„Man darf nun aber daraus, daß die Infektionsgefährlichkeit des Mülls 
noch nicht praktisch bewiesen ist, und daß sie aller Wahrscheinlichkeit 
nach eher zu groß als zu gering angenommen wird, nicht etwa schließen, 
das Müll sei eine absolut harmlose Masse, die in keiner Weise Schaden an- 
richten kann, eine quantite negligeable, an der man achtlos vorübergehen 
darf. Eine derartige Annahme wäre ein ebenso unberechtigtes Extrem 
nach der anderen Seite. 

„Wie Sie wissen, setzt sich das Müll aus drei Hauptbestandteilen zu¬ 
sammen, nämlich: 

1. Asche und Kehricht, 

2. Abfällen animalischer und vegetabilischer Natur, Speiseresten und 
dergleichen, 

3. gewerblich verwertbaren Abfällen, Konservenbüchsen, Lumpen, 
Papier usw. 

„Von diesen Bestandteilen sind die animalischen und vegetabilischen 
Abfälle infolge ihrer großen Fäulnisfähigkeit geeignet, durch widerliches 
Aussehen und unangenehmen Geruch auf das Empfindungsvermögen nach¬ 
teilig zu wirken und dadurch schließlich bei empfindlichen Personen Gesund¬ 
heitsstörungen hervorzurufen. Solchen Schädigungen muß natürlich durch 
Berücksichtigung entsprechender Vorschriften vorgebeugt werden. N am ent¬ 
lieh ist für rasche Abfuhr zu sorgen, damit die Abfälle aus der 
Nähe der Menschen kommen, ehe die Zersetzung beginnt oder doch zu weit 
um sich greift. 

„Die Abfuhr ist von den beiden Phasen der Müllbeseitigung: Abfuhr 
und Unschädlichmachung, die wichtigere und in sanitärer Beziehung be¬ 
deutsamere. Sie ist im großen und ganzen gut durchgebildet und wenig 
verbesserungsbedürftig, und man darf mit Genugtuung konstatieren, daß 
es eine ganze Anzahl beachtenswerter Abfuhreinrichtungen gibt, die je 
nach der Lage des Ortes und der Individualität seiner Bevölkerung be¬ 
stimmte Eigentümlichkeiten aufweisen, auf welche ich hier nicht näher ein- 
gehen kann. 

„Verlangt muß von einer ordnungsmäßigen Abfuhr werden, daß sie 
möglichst staub- und geruchfrei geschieht; ob sie dann in Regie der Kom¬ 
mune oder unter straffer polizeilicher Aufsicht durch Unternehmer, bei Tage 
oder, um die durch den Tagesverkehr stark in Anspruch genommenen 
Straßen zu entlasten, bei Nacht zu betätigen ist, hängt von örtlichen Ver¬ 
hältnissen ab. Oft wird z. B. die Durchführung der Nachtabfuhr daran 
scheitern, daß das Hinausstellen der Sammelgefäße den Verkehr stört oder, 
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zumal in Universitätsstädten, zu Unfug Veranlassung gibt. Andererseits 
ist das Betreten der Höfe während der Nacht zur Abholung der Gefäße vom 
gewöhnlichen Standort nicht jedem Hauswirt angenehm. In Berlin wäre 
letztere Methode vermutlich ohne große Schwierigkeiten durchzuführen, 
weil die Wirtschaftsgenossenschaft Berliner Hausbesitzer, welche fast das 
gesamte Berliner Müll abfährt, gleichzeitig das Nachtwach wesen ausübt und 
so ihre Beamten Hand in Hand arbeiten lassen könnte. 

„Diese Genossenschaft hat übrigens auf Grund der Bundesrats¬ 
verordnung vom 3. Februar 1904, welche für die meines Wissens nur in 
Berlin übliche Bahnverfrachtung von Hausmüll in losem Zustande bestimmte 
Bedingungen vorschreibt, unter Benutzung des Systems „Staubschutz“ vor¬ 
bildliche Einrichtungen für die Eisenbahnverladung getroffen. Durch eigen¬ 
artig eingerichtete Verladehallen, teilweise mit elektrisch betriebenen Auf¬ 
zügen, mittels deren der ganze 7 cbm fassende Abfuhrwagen samt den 
Pferden in 2 i / 2 Minuten über den in der staubdicht verschlossenen Halle 
stehenden Eisenbahnwagen gehoben und in denselben entleert wird, wird 
eine weitgehende und praktisch ausreichende Lokalisierung der Staub¬ 
entwickelung erzielt. Eine Belästigung der Nachbarschaft durch Staub ist 
gänzlich vermieden, und dementsprechend befindet sich eine Verladehalle 
auf dem Hofe eines von zahlreichen Mietsparteien bewohnten Hauses. 

„Durch alle solche Einrichtungen sind Mängel beseitigt worden, die in 
einer Stadt, in welcher der Müllkutscher den Mägden seine Ankunft durch 
Klingeln anzeigt, einen Dichter zu der Ode begeistert haben: 

„Glockengeläute verkündet sein Nahen, 

Mädchen kommen von den Fluren 
Und bringen ihre Gaben dar; 

In Wolken gehüllt zieht er von dannen. 

„Aber diese Mängel liegen mehr auf ästhetischem als auf hygie¬ 
nischem Gebiete, wie denn überhaupt neuerdings namhafte Hygieniker 
geneigt sind, die Müllbeseitigung mehr als eine ästhetische Frage anzusehen. 
Danach erscheint es also wohl gerechtfertigt, zu verlangen, daß die hygie¬ 
nischen Vorschriften sich in Grenzen bewegen, welche eine 
humane Handhabung gestatten und den Betrieb der Müllbesei¬ 
tigung nicht unnötig erschweren. Auch einfachste Verfahren müssen 
geduldet werden, sobald sie diesen Vorschriften genügen. Gegen das Auf¬ 
stapeln des Mülls z. B. ist nichts einzuwenden, wenn es auf einem von 
menschlichen Wohnungen genügend weit entfernten und der Bebauung vor¬ 
aussichtlich dauernd oder doch noch lange Zeit entzogenen Platze geschieht, 
der so gewählt ist, daß eine ungünstige Beeinflussung der Luft, des Bodens 
und des Grundwassers durch das Müll ausgeschlossen ist. Die Anfuhr des 
Kehrichts muß unter Aufsicht eines städtischen Beamten geschehen, und das 
planlose Durchsuchen der Abfälle nach verwertbaren Bestandteilen (das sog» 
Ausschalen durch die „Naturforscher“) ist unbedingt zu verbieten. 

„Ebenso zulässig ist das Versenken des Mülls ins Meer, sofern Vor¬ 
sorge getroffen ist, daß keine Bestandteile desselben wieder ans Ufer zurück¬ 
gelangen, was bei genügend weitem Hinausbringen in die See wohl zu er¬ 
möglichen ist. Dieses Verfahren hat vor dem Stapeln den Vorzug, daß die 
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Abfälle für immer den Blicken entzogen sind, ein Momont, welches für 
ästhetische Ansprüche sehr in Betracht kommt. Man kann aber auch heim 
Stapeln Ähnliches dadurch erreichen, daß man die gelagerten Müllmassen 
so rasch als möglich mit Vegetation besiedelt und dadurch die 
leicht zersetzlichen organischen Stoffe mineralisiert und unschädlich macht. 

„Der so oft, auch an dieser Stelle schon, als Beispiel angeführte Scherhel¬ 
berg in Leipzig zeigt, was sich auf diese Weise erreichen läßt. Ich habe 
ihn noch vor kurzem besichtigt und mich davon überzeugen können, daß er 
oach wie vor die Liehe der Leipziger, die ihn gern als Luginsland be¬ 
nutzen, genießt. Der Gedanke, Müll auf diese Weise zu beseitigen, ist dort 
so populär geworden, daß man sogar den Hügel, auf dem das Völkerschlacht¬ 
denkmal sich erheben wird, mit Hausmüll anfährt, um ihn gärtnerisch an¬ 
mutiger gestalten zu können. Dabei ist der Gesundheitszustand in der 
Umgebung dieser Plätze ein dauernd guter, und von einer Epidemie ist nie 
die Rede gewesen. 

„Auf diese Weise hat man verstanden, aus der Beseitigung dieser Ab¬ 
fälle sogar noch Nutzen zu ziehen, wie es im zweiten Leitsatz als erstrebens¬ 
wertes Ziel hingestellt wird. Der Satz sagt darüber: 

„Bei einer in jeder Beziehung vollkommenen Müllbeseitigung sind 
aber auch ästhetische und wirtschaftliche Momente zu berück¬ 
sichtigen, und deshalb verdienen namentlich diejenigen Verfahren 
Beachtung, welche eine hygienisch und ästhetisch völlig einwand¬ 
freie Beseitigung des Mülls gewährleisten und gleichzeitig eine mög¬ 
lichst hohe Verwertung desselben gestatten.“ 

„Nicht nur die Hygiene, meine Damen und Herren, hat ihr Augenmerk 
auf diese Abfälle gerichtet, sondern auch die Volkswirtschaftslehre, und 
damit ist ein neues Moment in die Müllbeseitigung hineingetragen worden. 
An der Behandlung der Abfallstoffe läßt sich die Kulturstufe eines Volkes 
messen, lehrt uns die Nationalökonomie, Vernachlässigung der Abfälle ist 
Unkultur, ihre Beseitigung Halbkultur, und erst ihre Verwertung ist Voll¬ 
kultur. 

„Die Verwertung derartiger Abfälle ist ja an sich kein neuer Gedanke; 
man verwertet städtische Abwässer auf Rieselfeldern, Fäkalien im ver¬ 
arbeiteten oder unverarbeiteten Zustande als Dünger und verendete Tiere 
als Dünger, Futter oder technische Präparate. Aber der rationellen 
Verwertung des Mülls hat man sich doch erst neuerdings zugewendet. 
Über die Art der Verwertung sagt der dritte Leitsatz: 

„„Al8 solche Verfahren kommen in Betracht: 

A. Die Aufbringung des Mülls auf Ödländereien, welche der Bebauung 
voraussichtlich noch längere Zeit entzogen bleiben. Sie ist die 
einfachste Art der Müllverwertung und dann unbedenklich, wenn 
das Müll gleich untergepflügt oder so gelagert wird, daß keine 
Mißstände (Staubverwehungen, Gerüche, Insekten- und Ungeziefer¬ 
plage) dadurch herbeigeführt werden. 

B. Die Sortierung des Mülls behufs Verwertung seiner einzelnen Be¬ 
standteile. Die Verwertbarkeit derselben wird durch die schon 
im Hause beginnende Trennung (Separation) in a) Asche und 
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Kehricht, b) Speisereste und c) gewerblich verwertbare Abfälle 
wesentlich erhöht. In den Verkehr zurückgelangende Bestandteile 
müssen vorher einer Behandlung unterzogen werden, welche die 
Entstehung von Krankheiten sicher verhütet. 

C. Die Verbrennung des Mülls. Ihre rationelle Durchführbarkeit 
hängt davon ab, daß das Müll ohne erhebliche Zuschläge (Kohlen) 
brennt und daß dauernder Absatz der Verbrennungsprodukte 
(Wärme und Rückstände) gewährleistet ist.“ 

„Das unter A. genannte Verfahren, nämlich die Aufbringung des Mülls 
auf Ödländereien, bezweckt neben der hygienisch einwandfreien Beseitigung 
die landwirtschaftliche Ausnutzung des Mülls. Müll ist ein sehr beachtens¬ 
wertes Mittel zur Verbesserung der physikalischen Beschaffenheit von Böden, 
die sich in schlechtem Kulturzustande befinden, und eignet sich gut für 
nasse saure Wiesen, deren überschüssige Säure es durch seine alkalische 
Beschaffenheit abstumpft. Ebensosehr empfiehlt es sich für ganz leichte, 
sandige Böden, deren Wärmekapazität und wasserhaltende Kraft es günstig 
beeinflußt. Es ist selbstverständlich, daß Staubverwehungen, Gerüchen und 
derartigen Plagen durch geeignete Vorkehrungen, wie Unterpflügen, Be¬ 
decken mit Erde oder dergleichen, vorgebeugt werden muß. Die Errichtung 
von Gebäuden auf den betreffenden Ländereien ist ebenso wie auf den ein¬ 
fachen Stapelplätzen für eine lange Reihe von Jahren ausgeschlossen. 

„Der Umstand, daß einzelne Bestandteile des Mülls, wie Metalle, 
Scherben und dergleichen, der Zersetzung im Boden Widerstand leisten, 
durch Verletzung der Geräte und Zugtiere seine Bearbeitung erschweren 
und dadurch dieser Art der Verwertung hinderlich sind, hat Veranlassung 
zu der unter B. genannten Methode der Müllbeseitigung, der Sortierung, 
gegeben. 

„Wertvolle Bestandteile sind wohl schon immer aus dem Müll aus- 
gelesen und verkauft worden, z. B. von den Arbeitern, welche die Abfuhr 
besorgen. Noch heute muß die Polizei in Berlin ein wachsames Auge haben, 
um dem Verbot des Schälens (Auslesens) auf den Höfen und auf den Abfuhr¬ 
wagen Geltung zu verschaffen. In dieses regellose Auslesen wurde System 
gebracht, als die Landwirte die Beseitigung der obengenannten, für sie 
lästigen Bestandteile verlangten, und so entstand das nach einem in 
Budapest zuerst in größerem Maßstabe durchgeführten Versuche sogenannte 
„Budapester Verfahren“. 

„Dieses Verfahren besteht darin, daß das Müll, nachdem Asche, Staub 
und sonstige feinere Bestandteile ahgesiebt sind, auf einem endlosen Bande 
an einer Reihe von Arbeitern oder Arbeiterinnen vorübergeführt wird. 
Diese Leute haben nun die Aufgabe, alle irgendwie verwertbaren Bestand¬ 
teile aus dem Müll auszulesen, und zwar in der Weise, daß jeder nur eine 
bestimmte Art von Gegenständen heraussucht. Die einzelnen Teile werden 
dann Fabriken zur weiteren Verarbeitung zugeführt. 

„In Puchheim bei München ist das Verfahren zur Verarbeitung des 
aus München kommenden Mülls ebenfalls eingerichtet und in recht sorg¬ 
fältiger Weise durchgeführt. Für Berlin ist eine Anlage projektiert, in 
welcher das Müll mit Hilfe von Setzmaschinen, wie sie zur Erzaufbereitung 
benutzt werden, sortiert werden soll. In dem mit Wasser aufgeschwemmten 
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Müll trennen sich die verwertbaren Bestandteile nach ihrem spezifischen 
Gewicht, und so wird die Menschenarbeit nach Möglichkeit aasgeschaltet. 

„Die hygienischen Ein wände, welche gegen die Sortierung gemacht 
werden, betreffen hauptsächlich die Gefährdung der dieselbe besorgenden 
Personen in gesundheitlicher Beziehung. Auch hier liegen exakte Unter¬ 
suchungen bislang nicht vor, aber die von Sachverständigen gemachten 
Beobachtungen deuten darauf, daß die Gefahr sehr viel geringer ist, als sie 
von ängstlichen Gemütern gewöhnlich hingestellt wird. Durch gut wirkende 
Entstäubungsvorrichtungen und durch entsprechende Kleidung der Arbeiter 
läßt sich, wie der Gesundheitszustand des jeden Tag ärztlich untersuchten 
Puchheimer Betriebspersonals zeigt, die Berechtigung dieser Bedenken auf 
ein Minimum reduzieren. 

„Diese Betriebe sind wohl am ehesten mit Lumpensortieranstalten zu 
vergleichen, und daß diese den hygienischen Anforderungen entsprechend 
eingerichtet werden können, beweist ein Bericht des Königlichen Gewerbe¬ 
rates des Regierungsbezirks Düsseldorf, in welchem es heißt 1 ): 

„Eine vor etwa zwei Jahren in Düsseldorf neu erbaute Lumpen¬ 
sortieranstalt hat in höchst erfreulicher Weise den Beweis geliefert, 
daß auch derartige Betriebe bei entsprechender Einrichtung und 
gewissenhafter Beaufsichtigung weder für die Nachbarschaft irgend 
welche Belästigungen herbeizuführen, noch die in ihnen beschäf¬ 
tigten Personen besonderen Gesundheitsschädlichkeiten auszusetzen 
brauchen.“ 

„Außerdem braucht man ja nur auf die ganz analogen Fälle der 
städtischen Kanalarbeiter und der mit Fäkalien düngenden Landwirte hin- 
zuweisen, um zu zeigen, daß die Gefährlichkeit solcher Arbeit mindestens 
stark übertrieben wird. Trotzdem diese Leute bei ihrer Arbeit beständig 
mit notorisch infektiösem Material in innige Berührung kommen — 
bei Begehung der Kanäle kann man z. B. sehen, wie die Arbeiter ungeniert 
in das Abwasser hineinfassen und später nach ganz oberflächlicher Reini¬ 
gung der Hände ihre Mahlzeiten einnehmen —, gehören Infektionen zu 
den größten Seltenheiten. 

„Man sollte meinen, daß nach solchen Überlegungen niemand mehr 
recht an eine Infektionsgefahr in dieser Hinsicht glauben könnte, aber es 
liegt nun einmal in der Natur des Menschen, sich von Eingebungen des 
Gefühls in bestimmten Fällen leichter leiten zu lassen als von kühlen Er¬ 
wägungen. Der Gedanke, daß man beim Sortieren des Mülls dieses in 
seiner jetzigen Beschaffenheit zweifellos unästhetische Material mit den 
Händen anfassen muß, genügt vielen Leuten, die gesamte Arbeit als im 
höchsten Grade unhygienisch anzusehen. 

„Die Gefährdung desjenigen Teiles der Bevölkerung, welcher die aus¬ 
gesuchten Gegenstände zur weiteren Benutzung übernimmt, läßt sich durch 
eine vorherige Desinfektion wohl vermeiden. So wenig durchführbar die 
Desinfektion einer so ungleichartigen Masse, wie sie das Gesamtmüll dar- 


*) Jahresberichte der Königl. preußischen Hegierungs - und Gewerberäte usw. 
für 1902, 8. 338. Amtliche Ausgabe. Berlin 1903. 
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stellt» erscheint, so verhältnismäßig leicht dürfte wohl eine entsprechende 
Behandlung der assortierten einzelnen Bestandteile, wie z. B. 
Flaschen und dergleichen, sein. Allerdings ist aus ästhetischen Gründen 
nicht zu befürworten, daß die assortierten Gegenstände einzeln in den 
Verkehr zurückgelangen. Rationeller ist es, wenn das gesamte ausgelesene 
Material, bevor es wieder in den Handel kommt, zu ganz neuen Gegen¬ 
ständen irgendwelcher Art umgearbeitet wird. 

„Gegen diese Art der Müllsortierung wird ferner eingewendet, daß 
sie sich nicht in allen Fällen rentiere bzw. daß der Erlös aus den aus* 
sortierten Stoffen nicht immer im richtigen Verhältnis zur auf gewendeten 
Arbeit stehe. In dieser Beziehung ist schwer klar zu sehen, da es, wie bei 
jedem kaufmännischen Geschäfte, wahrscheinlich auch hier von der jeweiligen 
Konjunktur abhängen wird, ob die aussortierten Gegenstände mit ent¬ 
sprechendem Gewinn zu verwerten sein werden. Zwar müssen infolge kurz¬ 
fristiger Verträge oft verhältnismäßig große Abschreibungen gemacht werden,, 
aber andererseits zahlen die Städte auch mit Rücksicht darauf und in An¬ 
betracht der hohen Frachten für die Unterbringung des Feinmülls häufig 
nicht unerhebliche Zuschüsse. 

„Glücklicherweise ist es nun möglich, die Zusammensetzung des Mülls 
durch zweckentsprechende Aufsammlung so zu beeinflussen, daß eine höhere 
Verwertung wohl zu erzielen ist. Das beweisen die Versuche mit dem 
Separations- oder Dreiteilungsverfahren. Dieses Verfahren besteht,, 
kurz gesagt, darin, daß die einzelnen Gruppen von Bestandteilen im Müll 
von Anfang an getrennt gehalten werden. Man sammelt die Abfälle in 
drei Behältern, und zwar im ersten Asche und Kehricht, die in der Land¬ 
wirtschaft zum Düngen Verwendung finden, im zweiten die Speisereste, die 
gedämpft und dann an Mastschweine verfüttert werden, und im dritten die 
gewerblich verwertbaren Bestandteile, die sog. Sperrstoffe, die sortiert und 
zur weiteren Verarbeitung an Fabriken verkauft werden. Durch das ge¬ 
trennte Sammeln bleiben die einzelnen Bestandteile, wie man sich leicht 
vorstellen kann, sauberer und somit wertvoller. 

„Trotzdem dieses Verfahren von der Charlottenburger Abfuhrgesell¬ 
schaft versuchsweise zwei Jahre lang mit Erfolg betrieben worden ist, und 
trotzdem Hygieniker von Ruf die Vorzüge, die in dem in ästhetischer Be¬ 
ziehung viel weniger offensiven Charakter der so gesammelten Abfälle liegen, 
ausdrücklich anerkannt haben, werden gegen das Verfahren immer dieselben 
Einwände erhoben, deren Stichhaltigkeit nicht zugegeben werden kann. 

„Es ist allerdings richtig, daß man hinsichtlich der Durchführung de* 
Separationssystems auf die Mitwirkung der Bevölkerung in einer Weise an¬ 
gewiesen ist, wie man sie bei den bisherigen Methoden nicht kannte. Aus 
dieser nicht zu leugnenden Tatsache glauben manche den Beweis herleiten 
zu dürfen, daß das Separationssystem trotz seiner nicht zu bestreitenden 
Vorzüge niemals zur allgemeinen Durchführung werde gelangen können, 
weil das Publikum sich an eine derartige Trennung der Abfälle nicht ge¬ 
wöhnen würde. 

„Dem ist entgegenzuhalten, daß sich das Publikum auch an eine Sepa¬ 
ration des Mülls von den menschlichen Abfallstoffen hat gewöhnen müssen 
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und gern gewöhnt hat, nachdem es den Wert derselben für die öffentliche 
Gesundheitspflege eingesehen hat. Früher befand sich, selbst in den größten 
St&dten, auf den Höfen der Wohnhäuser eine Grube, in welche alles, was 
der Haushalt an Abfallstoffen produzierte: Fäkalien, Müll, Wirtschaftsw&sser 
und dergleichen, gelangte. Erst mit der Einrichtung systematischer Abfuhr¬ 
methoden wurden die menschlichen Auswürfe von diesen Gruben fern¬ 
gehalten und mit der Einrichtung von Kanalisationen dann auch die Schmutz¬ 
wässer, so daß die Gruben nur noch zur Aufnahme des Mülls dienten. Sie 
erhielten mit der Zeit räumlich eine geringere Ausdehnung, wurden auch, 
anstatt wie früher unter die Erde, zur besseren Entleerung über dieselbe 
gelegt und schließlich von beweglichen Einrichtungen, wie Kisten, Tonnen usw., 
verdrängt. Die ganze Entwickelung der Abfallstoffbeseitigung 
ist somit eigentlich weiter nichts als eine ständige Ausbreitung 
des Separationsgedankens, in der richtigen Erkenntnis, daß in der 
Durchführung einer geschickten Differenzierung eine gewisse Gewähr für 
leichte und bequeme Beseitigung und Unschädlichmachung der Abfälle ge¬ 
geben ist. 

„Es ist also nicht einzusehen, warum sich die Bevölkerung dieser lang¬ 
gewohnten Erkenntnis mit einem Male verschließen sollte, zumal wenn sie 
den Wert und den Nutzen der Separation begreift. Es bedarf wohl nur 
des allerdings häufigeren Hinweises auf die großen Vorzüge eines solchen 
Verfahrens, um sehr bald den einsichtsvolleren Teil der Bevölkerung, 
langsamer, aber wahrscheinlich um so sicherer, den Rest der¬ 
selben für diese Bestrebungen zu gewinnen. Das wird um so leichter sein, 
als auch von anderer Seite solche Ideen vertreten werden. Die Reichspost 
z. B. beteiligt schon seit längerer Zeit das Publikum am Sortieren der Post¬ 
sendungen in der Weise, daß sie für die für den Ort bestimmten andere 
Kästen aufstellt wie für die nach auswärts bestimmten, für Briefe andere 
wie für Drucksachen usw. 

„Die Bevölkerung verhält sich auch gar nicht so ablehnend gegen der¬ 
artige Bestrebungen; dafür zeugt der Umstand, daß die Charlottenburger 
Abfuhrgesellschaft, welche das System zunächst ganz willkürlich in 600 
Wohnungen eingerichtet hatte, innerhalb eines Jahres noch doppelt so viel 
freiwillige Anschlüsse hinzubekam, wohlverstanden ohne behördlichen 
Zwang, nur aus freiem Entschlüsse der betreffenden Hausbesitzer und Haus¬ 
haltungsvorstände. 

„Auch in Potsdam ist das Verfahren mit Erfolg eingeführt worden, 
und die maßgebende Behörde gibt bedingungslos zu, daß die früher unhalt¬ 
baren Zustände durch das Dreiteilungsverfahren eine gewaltige Besserung 
erfahren haben. In Amerika wird das System in den größten Städten, 
z. B. in New York, angeblich ohne Schwierigkeiten betrieben. 

„Zur Sicherung einer rationellen Durchführung dieser Methode müssen 
allerdings die Haushaltungsvorstände gehalten sein, die verwertbaren Gegen¬ 
stände, namentlich die Speisereste, die den wertvollsten Bestandteil dieser 
Abfälle darstellen, dem Abfuhrunternehmer zu überweisen und nicht etwa 
anderweitig zu beseitigen oder zu verwerten. Ob das auf dem Wege einer 
Polizeiverordnung oder durch Privat vertrage zwischen Unternehmer und 
HaushaltungsVorständen zu geschehen hat, ist hier nicht zu entscheiden. 
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„Auch muH die Frage geregelt werden, ob der Inhalt der Abfuhrgefäße 
bedingungslos Eigentum des Unternehmers ist oder nicht, sonst ergeben 
sich ähnliche Schwierigkeiten wie in Puchheim. Dort haben nämlich ver¬ 
schiedene Brauereien die aus dem Müll ausgelesenen, mit ihren Firmen ver¬ 
sehenen, noch verwertbaren Flaschen, welche die Sortieranstalt nach 
entsprechender sorgsamer Peinigung verkaufen wollte, als ihr Eigentum 
reklamiert. Die Sortieranstalt hat diese Eigentumsrechte auch anerkannt, 
will aber die Flaschen nur gegen Erstattung der Spesen herausgeben, wo¬ 
gegen die Brauereien sich sträuben. Auf den Ausgang des noch schweben¬ 
den Prozesses darf man mit Recht gespannt sein. 

„Es muß eben bei dieser Methode, wie ich schon sagte, mehr als bei 
anderen Verfahren — anfänglich wenigstens — auf den guten Willen und 
das Entgegenkommen aller Beteiligten gerechnet werden, und da, wo das 
Verfahren am Platze scheint, müßte in Wort und Schrift auf seine Zweck¬ 
mäßigkeit hingewiesen werden. In Berlin hat sich zu diesem Zweckender 
„Verein für gemeinnützige Abfallverwertung“ gebildet, und Männer jvon 
Rang und Ansehen haben dadurch, daß sie einen entsprechenden Aufruf 
Unterzeichneten, die Wucht ihres Namens in die Wagschale geworfen,]um 
der Idee zum Siege zu verhelfen. 

„Das dritte Verwertungsverfahren ist die mit Recht als vorzügliche 
Methode angesehene Verbrennung, welche eine rasche und sichere Um¬ 
wandlung des Mülls in eine ästhetisch völlig indifferente Masse ermög¬ 
licht. Sie hat sich in England, dem klassischen Lande der großzügigen 
Abfallstoffbeseitigung, seit 25 Jahren bewährt, und nahezu 200 kleinere 
und größere Städte machen dort ihr Müll auf diese Weise unschädlich. 

„Der auch in Deutschland versuchten Durchführung der Methode 
stellten sich anfänglich große Schwierigkeiten entgegen, weil das Müll in 
vielen Fällen nicht ohne erhebliche Kohlenzuschläge brennen wollte. Die 
Ursache für diese Erscheinung ist das fast völlige Fehlen unverbrannter 
Kohleteilchen im Müll zahlreicher Städte, nämlich derjenigen, welche an 
Stelle der Steinkohlen Briketts brennen. Die taube Asche, welche diese 
Briketts beim Verbrennen hinterlassen, macht überdies die an sich schon 
erschwerte Verbrennung ganz unmöglich, weil sie die wenigen brennbaren 
Bestandteile mit einer selbst für das Feuer undurchdringlichen Hülle um¬ 
gibt. Überall da, wo gute Steinkohle gebrannt wird: an der Küste, im 
rheinisch-westfälischen und schlesischen Industriegebiet, hat sich die Müll¬ 
verbrennung von Anfang an als unschwer durchführbar erwiesen, und neuer¬ 
dings ist es durch erhebliche technische Verbesserungen gelungen, auch das 
Müll anderer Städte in einwandfreier Weise zu verbrennen. Die bislang 
übliche Tagesleistung ist von 8 bis 10 Tonnen auf das Doppelte und Drei¬ 
fache gestiegen, und man darf wohl behaupten, daß sich die günstigsten Per¬ 
spektiven für diese Art der Müllverwertung eröffnen. 

„Auch aus anderen Gründen scheinen sich die Aussichten für die Müll¬ 
verbrennung immer günstiger zu gestalten. Da die Einführung der Gas¬ 
feuerung in den Haushaltungen ständig Fortschritte macht, so wird mit der 
Zeit auch wohl der Gehalt des Mülls an tauber Brikettasche abnehmen 
Gleichzeitig können viele brennbare Abfälle, wie Kartoffelschalen, Papier 
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Lumpen usw., die jetzt noch, teils aus Bequemlichkeit, teils aus Sparsam¬ 
keit, gleich in den Haushaltungen auf dem Herde verbrannt werden, nicht 
mehr auf diese Weise beseitigt werden, sondern sie werden ins Müll wandern 
und diesem einen höheren Grad von Brennbarkeit verleihen. Da außerdem 
die mit Koks gefeuerten Zentralheizungen und Warmwasserversorgungen 
immer allgemeiner zur Einführung kommen, so wird auch aus diesem Grunde 
mindestens weniger Brikettasche, vielleicht sogar ein geringes Plus an 
brennbaren Aschebestandteilen ins Müll gelangen. Wie weit diese Ver¬ 
mutungen berechtigt sind, läßt sich noch nicht übersehen. 

„Ich möchte bei dieser Gelegenheit noch ein Wort über den Vor¬ 
schlag sagen, das Müll in den Feuerungen dieser Zentralheizungen, d. h. 
also gleich im Hause, zu verbrennen. Ich halte diesen Vorschlag nicht für 
durchführbar, denn es würde die absolut notwendige Kontrolle über den 
Verbleib dieser Abfälle vollständig fehlen. Man würde nicht verhüten 
können, daß das Müll sich in den Kellern oder wo sonst die Heizungs- 
einrichtungen sich befinden, unter Umständen anhäuft, und dadurch würde 
die wichtigste Forderung, nämlich die rasche Entfernung des Mülls aus der 
Nahe der Menschen, unerfüllt bleiben. 

„Außer von der Brennbarkeit des Mülls hängt die rationelle Durch¬ 
führbarkeit der Verbrennung auch noch ab von der Möglichkeit, die Pro¬ 
dukte der Verbrennung: Wärme und Rückstände, dauernd nutzbringend 
zu verwerten; denn dadurch wird ja die Verbrennung erst zu einem Ver¬ 
wertungsverfahren. Die Rückstände, deren Mengen zwischen 35 bis 50 Proz. 
des zur Verbrennung gelangten Mülls schwanken können, eignen sich nach 
vielen Versuchen vorzüglich zur Beton- und Mörtelbereitung. Sie werden 
voraussichtlich überall da besonders leichten Absatz finden, wo die landes¬ 
üblichen Materialien für Mörtel usw. nicht zu haben sind, wie z. B. in 
Hamburg und Barmen. In Berlin hat sich allerdings trotz günstigst aus¬ 
gefallener Versuche in dieser Beziehung keine dauernde Verwendung für 
die Rückstände gefunden. 

„Das Müll besitzt die durchschnittliche Verdampfungsziffer 1, und die 
beste Art, diese Kraft auszunutzen, ist die Umwandlung der erzeugten Wärme 
in Elektrizität. Aber auch dieses vorzügliche und bequeme Mittel kann, 
wenn vielleicht auch nur in seltenen Fällen, versagen, wie z. B. in Charlotten¬ 
burg, wo sich die Möglichkeit der rationellen Ausnutzung des Dampfüber- 
schusses auf diese Weise nicht ergeben hat. 

„Zur Erzielung eines möglichst hohen Nutzeffektes sind natürlich die 
hohen Verbrennungstemperaturen von 1200° C und darüber am empfehlens¬ 
wertesten, während hygienische Effekte schon mit erheblich niedrigeren 
Wärmegraden sicher erreicht werden. 

„Trotz ihrer großen Vorzüge ist aber auch die an Beliebtheit ständig zu¬ 
nehmende Verbrennung kein Universal verfahren, wie der vierte Leitsatz besagt: 

„Eine universelle Bedeutung kommt keinem dieser Verfahren zu, 
vielmehr muß von Fall zu Fall entschieden werden, welches von 
ihnen unter den vorliegenden Verhältnissen den Vorzug verdient, 
und ob nicht etwa eins der einfacheren Verfahren, wie Auf stapeln 
des Mülls oder Versenken desselben ins Meer, in Betracht kommt.“ 
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„Gegen diesen Satz wird am häufigsten verstoßen; denn fast noch 
mehr als auf den verwandten Gebieten der Abfallstoffbeseitigung hat sich 
auf dem in Hede stehenden die Neigung geltend gemacht, nach einer ge¬ 
wissen Schablone zu verfahren und anderwärts Gesehenes ohne weiteres auf 
die eigenen Verhältnisse zu übertragen. Wer aber so an die Aufgabe 
herangeht, wird sie keiner glücklichen Lösung entgegenführen. 

„Gleichwohl lassen sich gewisse Grundsätze aufstellen, nach denen bei 
Regelung der Müllbeseitigung generell verfahren werden kann. So sind 
bei der Wahl des geeignetsten Verfahrens in erster Linie technische Ge¬ 
sichtspunkte maßgebend, d. h. das gewählte Verfahren muß an dem betreffen¬ 
den Platze und unter den gegebenen Umständen überhaupt ausführbar sein. 
Eine Stadt z. B., die wie Barmen ringsherum keine Landwirtschaft hat, 
wird schon aus technischen Gründen nicht an landwirtschaftliche Ver¬ 
wertung denken können, sondern, weil sie die Produkte der Verbrennung 
günstig verwerten kann, lieber letztere wählen. Andererseits wird eine 
Stadt, die keine Verwendung für Wärme und Rückstände hat, zur Ver¬ 
meidung eines kostspieligen Betriebes von der Verbrennung absehen müssen. 

„Bieten sich nun der Einführung eines Verfahrens keine oder doch 
keine unüberwindlichen technischen Schwierigkeiten, so kommt die peku¬ 
niäre Leistungsfähigkeit der Kommune in Betracht, und wenn auch diese 
außer Frage steht, hängt die Entscheidung an gewissen Imponderabilien, 
als da sind: Ansichten, Neigungen und Lebensgewohnheiten der Bürger; 
Dinge, die bei der Wahl zwischen zwei sonst ganz gleichwertigen Verfahren 
oft einzig und allein den Ausschlag geben. 

„In einer Stadt, welche viel Beziehungen zur Landwirtschaft hat, wird 
man sich unter sonst gleichen Verhältnissen vermutlich leichter für die 
landwirtschaftliche Verwertung, als für die Verbrennung entscheiden. Für 
Orte mit viel Fremdenverkehr kommen unter Umständen nur die Wünsche 
des denselben frequentierenden Publikums in Betracht, und namentlich 
Badeorte von Weltruf müssen in dieser Beziehung häufig weitestgehende 
Konzessionen machen. Wenn dort neben Kanalisation und Wasserleitung 
die Müll Verbrennung als Maßstab für die Beurteilung der sanitären Ver¬ 
hältnisse des Ortes angesehen wird, dann muß die Stadtverwaltung wohl 
oder übel mit dieser Stimmung rechnen. 

„Das alles muß sorgfältig erwogen werden, wenn man sich vor ver- 
hängnisvollen Fehlern schützen will, und es gehört, namentlich in kompli¬ 
zierteren Fällen, ein geschulter Blick dazu, das Richtige zu treffen. Die 
mannigfaltigsten Kombinationen sind da möglich. Die Stadt Kassel wählt 
z. B. offenbar die Müll Verbrennung, weil sie die resultierende Wärme zum 
Betriebe der Klärschlammverwertungsanlage günstig verwenden kann. Das¬ 
selbe gilt mutatis mutandis von Frankfurt. Kiel beabsichtigt die für die 
Verbrennung nötige Gebläseluft der Poudrettefabrik zu entnehmen und 
letztere auf diese Weise quasi kostenlos zu entlüften. Solcher Beispiele 
ließen sich noch mehrere anführen. Sie zeigen, daß ein systematisches 
Ineinanderarbeiten der einzelnen Stadtreinigungsbetriebe nicht nur zulässig, 
sondern sogar sehr zweckmäßig sein kann. 

„Auch verschiedene Variationen sind denkbar. Man könnte z. B. das 
Müll, um seine Brennbarkeit zu erhöhen, vorher von den weniger brenn- 
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baren oder unverbrennlichen Bestandteilen befreien und so einen Teil durch 
Verbrennung, einen anderen landwirtschaftlich oder gewerblich verwerten. 
Auf diese Weise würde es vielleicht möglich sein, den zurzeit leider recht 
schroffen Gegensatz zwischen den einzelnen Verfahren zu mildem und all** 
mählich ganz zu beseitigen. 

„Meine Damen und Herren! Ich bin am Schlüsse meiner Ausführungen 
und würde mich freuen, wenn ich das Bewußtsein mit mir nehmen könnte, 
Ihnen bewiesen zu haben, daß es möglich ist, die Verwertung des Mülls in 
absolut einwandfreier Weise auf die mannigfachste Art durchzuführen. 
Wir können den weiteren Ausbau der Müllbeseitigung am 
meisten dadurch fördern, daß wir den Verwertungsgedanken in 
jeder zulässigen Form unterstützen, damit das Wort zur Wahrheit 
werde: 

Müll ist kein wertloser Abfall, sondern Materie am Unrechten Ort.“ 

Hierauf eröffnet der Vorsitzende die Diskussion. 

Dr« Weyl (Charlottenburg): „Meine Damen und Herren! Diese 
Diskussion sollte eigentlich durch Herrn Stadtbaurat Kölle von Frankfurt 
eingeleitet werden. Leider ist Herr Kölle aber durch eine Magistrats* 
sitzung verhindert, zu erscheinen, und hat mich ersucht, ihn zu vertreten. 

„Der formvollendete Vortrag, den wir soeben gehört haben, macht es 
nicht ganz leicht, einen Angriff zu formulieren, weil der schöne Ban, der 
vor unseren Augen aufgeführt wurde, leicht ins Wanken geraten würde, 
wenn man ihm ein Stück wegnähme. Ich enthalte mich deshalb eines 
Angriffes und will Ihnen nur einige eigene Erfahrungen mitteilen. Viel¬ 
leicht daß dann der eine oder der andere von Ihnen zu Schlüssen kommt, 
die mit denen des Herrn Referenten nicht in allen Punkten übereinstimmen. 
Zunächst erinnere ich aber auf Veranlassung des Herrn Baurat Kölle 
daran, daß die Frage, die uns heute beschäftigt, schon einmal in unserem 
Verein Gegenstand einer sehr eingehenden Diskussion gewesen ist, nämlich 
am 19. September 1894 zu Magdeburg. Bei dieser Gelegenheit wurden auf 
Veranlassung der Herren Reineke und Andreas Meyer aus Hamburg ge¬ 
wisse Leitsätze diskutiert und auch durch Abstimmung angenommen. Diese 
Leitsätze haben nicht nur historischen Wert, sondern sie sind auch heute 
noch, nach 11 Jahren, von großer fundamentaler Bedeutung, und das ist 
der Grund, weshalb es mir angemessen erschien, diese Leitsätze reprodu¬ 
zieren zu lassen. Ich erlaube mir, denjenigen Herren, die sich etwa dafür 
interessieren sollten, ein Exemplar zur Verfügung zu stellen. Diese Leit¬ 
sätze lauten: 

1. Gegen die landwirtschaftliche Verwertung des Kehrichts bestehen 
keine hygienischen Bedenken, wenn derselbe gleich untergepflügt 
oder bei seiner provisorischen Lagerung so verarbeitet oder mit 
Erde bedeckt wird, daß ein Verwehen oder Verstäuben seiner Be¬ 
standteile ausgeschlossen ist. Eine längere Lagerung des Kehrichts 
ohne landwirtschaftliche Verwendung und insbesondere eine An¬ 
häufung desselben auf Plätzen, welche früher oder später zur 
städtischen Bebauung herangezogen werden könnten, ist unstatthaft. 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 190G. 
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Auch muß sicher verhindert werden, daß Lumpensammler nicht 
Teile desselben in die Stadt und in den Verkehr znrückbringen. 

2. Wo diese Bedingungen nicht erfüllt werden können, wo die Land¬ 
wirtschaft nicht imstande ist, die Mengen des städtischen Kehrichts 
zu bewältigen, wo die landwirtschaftliche Verwertung für die Städte 
zu kostspielig wird oder wo Gefahr besteht, daß zu Epidemiezeiten 
die Abnahme des Kehrichts auf Schwierigkeiten stößt, da empfiehlt 
sich die Verbrennung desselben nach englischem Muster. 

„Einstimmig nahm dann der Verein die folgende von den Herren 
Stübben und Gaffky vorgeschlagene Resolution an: 

Indem der Deutsche Verein für öffentliche Gesundheitspflege 
sich den von den Herren Referenten (Medizinalrat J. Reineke 
und Oberingenieur Andr. Meyer [Hamburg]) aufgestellten Leit¬ 
sätzen anschließt, richtet er an die Stadtgemeinden die Bitte, dieser 
Angelegenheit nach den Vorgängen von Berlin und Hamburg die 
größte Aufmerksamkeit zuzuwenden. 

„Zugleich beschließt er die gesonderte Drucklegung der Verhandlungen 
über diesen Gegenstand und deren Übersendung an die Gemeinden. 

„Sie werden aus diesen Leitsätzen ersehen, daß schon damals die Rede 
war entweder von landwirtschaftlicher Verwertung oder von Verbrennung 
des Hausmülls. Diese Möglichkeiten bestehen, wie wir alle wissen, auch 
heute noch. Ob nun die eine oder die andere Methode gewählt wird, hängt 
von örtlichen Verhältnissen und vom allgemeinen Stande der Technik ab. 

„Was nun die Erfahrungen betrifft, von denen ich hier sprechen wollte, 
so beziehen sich diese zunächst einmal auf die Schäden der Ablade¬ 
plätze. Diese Abladeplätze werden von den meisten Hygienikern verurteilt. 
Denn auf ihnen wird eine große Menge von fäulnisfähigen Stoffen aufgehäuft, 
und damit wird gegen einen anerkannten Grundsatz der Hygiene verstoßen. 
Ich spreche namentlich von solchen Abladeplätzen, welche sich in der Nähe 
der Städte befinden. Aber auch ein Abladeplatz, der sich sehr weit außer¬ 
halb der Städte befindet, hat, wie ein Spezialfall Ihnen zeigen wird, zu sehr 
unangenehmen Erörterungen geführt und derjenigen Stadt, welche diesen 
Abladeplatz errichtete, sehr viele, auch finanzielle Unannehmlichkeiten be¬ 
reitet. 

„Der Fall, um den es sich handelt, betrifft den Streit der Stadt Berlin 
mit der kleinen märkischen Stadt Fürstenwalde. Berlin hat in Spreenhagen 
unweit Fürstenwalde, etwa 24 km von Berlin entfernt, auf Ödländereien 
einen Abladeplatz errichtet. Obgleich hier die Aufhäufung des Mülls nach 
allen Regeln der Kunst erfolgte, haben sich die Anwohner über die vom 
Abladeplatz ausgehenden Belästigungen lebhaft beschwert, und diese Klagen 
haben sich dann zu einem Prozesse verdichtet mit dem Ergebnis, daß die 
Stadt Berlin durch das Landgericht verurteilt wurde« die der Stadt Fürsten¬ 
walde in Spreenhagen gehörigen Grundstücke vor den vom Abladeplatz aus¬ 
gehenden üblen Gerüchen, dem Staub, den Insekten usw. zu schützen und 
Fürstenwalde wegen der erwähnten Schädigungen zu entschädigen. Hier¬ 
gegen erkannte aber das Kammergericht in letzter Instanz: 1. Die Klage 
wegen Eindringens von Staub und Insekten in das Grundstück der Stadt 
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Fürstenwalde wird abgewiesen. Dieses Urteil steht, vom hygienischen Stand¬ 
punkt aus betrachtet, etwa auf der gleichen Höhe wie das Erkenntnis des 
höchsten deutschen Gerichtes, als es sich um die Frage handelte, ob Elek¬ 
trizität gestohlen werden kann. 2. Berlin muß Vorkehrungen treffen, durch 
welche das Eindringen von üblen Gerüchen in das Grundstück der Stadt 
Spreenhagen so weit herabgemindert wird, daß nur noch eine unwesentliche 
Beeinträchtigung des Grundstückes stattfindet. 3. Berlin muß den Schaden 
ersetzen, der durch das Eindringen von üblen Gerüchen in das Grundstück 
der Stadt Fürstenwalde entstanden ist oder entstehen wird. 

„Bemerkenswert an diesem Urteil ist, daß das betreffende letztinstanz¬ 
liche Gericht anerkannt hat, daß sich von einem Müllabladeplatz üble Ge¬ 
rüche trotz aller Vorsichtsmaßregeln auf 900 m Entfernung verbreiten 
können. Dagegen hat das Gericht nicht anerkannt, daß Schädigungen 
durch den Staub stattfinden können, eine Entscheidung, die vom hygieni¬ 
schen Standpunkte durchaus unverständlich ist. Es ist ferner anerkannt 
worden, daß die Insekten eine große Plage der Umgebung bilden. Ich will 
diese wichtige Entscheidung nicht weiter diskutieren, sondern mich nur 
auf meine ausführliche Veröffentlichung beziehen, die demnächst im „Gesund¬ 
heitsingenieur“ erfolgen wird. 

„Der zweite Punkt betrifft die landwirtschaftliche Verwertung des Mülls, 
und da möchte ich Ihnen erzählen, was der verstorbene F. Andreas Meyer 
mir seinerzeit mitteilte. Als es sich in Hamburg darum handelte, die Müll¬ 
verbrennung einzuführen, da haben die Landwirte der Umgebung zu 
Andreas Meyer gesagt: Du darfst auf keinen Fall verbrennen, denn wir 
nehmen dir das Müll ab. Andreas Meyer antwortete: Ja, nehmt ihr 
es mir auch im Winter ab? Die Antwort lautete: Im Sommer können wir 
dein MQll gebrauchen, aber im Winter, da kannst du sehen, wo du damit 
bleibst. Und das war der Grund, weshalb man in Hamburg — das ist 
historisch — sich auf die landwirtschaftliche Verwertung nicht einlassen 
konnte. Dieselben Gesichtspunkte sind für viele große Städte maßgebend, 
welche im Winter ihr Müll nicht oder nur mit großen Schwierigkeiten ab¬ 
fahren können. 

„Über das Separationsverfahren möchte ich mich nicht weiter aus- 
lassen. Die Fabrik, die das Münchener Müll sortiert, kenne ich genau. Es 
ist mir auch glaubhaft versichert worden, und zwar von kompetenter Seite, 
daß das finanzielle Ergebnis der Puchheimer Fabrik ein durchaus un¬ 
genügendes ist, und daß die Puchheimer im wesentlichen von den Beiträgen 
leben, die von der Stadt München für den Eisenbahntransport des Mülls 
von München nach Puchheim bezahlt werden; das Sortiergeschäft bringt so 
gut wie nichts ein. 

„Nun noch ein Wort über die Verbrennung! Die Verbrennung des 
Mülls, auch des deutschen Mülls, hat sich nun nach ungefähr 10jährigen 
Kämpfen trotz aller dagegen gemachten Einwendungen als absolut sicher 
erreichbar herausgestellt. Es gibt kein Müll in den deutschen Städten, 
soweit bisher bekannt ist, welches sich mit den neueren Ofenkonstruktionen 
nicht verbrennen läßt. 

„Nun hat zwar unser Herr Referent gesagt, es sei ein Maßstah der 
Kultur, ob die Abfallstoffe Verwendung finden oder verbrannt würden. Ja, 
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da möchte ich mir doch die Gegenfrage gestatten, ob denn die Engländer 
ein Volk von besonderer Unkultur sind; denn die Engländer verwerten 
eben das Müll nicht, sondern sie sind es gerade, welche sich als Bahn¬ 
brecher auf dem Gebiete der Müllverbrennung von diesen unangenehmen 
Abfallstoffen befreit haben. Noch neulich sagte mir ein Engländer: Wie 
werdet ihr denn in Deutschland so töricht sein, im Interesse einer Er¬ 
werbsgesellschaft euer Müll auszusondern; laßt euch doch von der Gesell¬ 
schaft das Äussondern bezahlen oder laßt euch doch das Müll abkaufen I 
Das ist der englische Standpunkt, und deswegen sind die englischen 
Städte fast alle oder zum größten Teil dazu übergegangen, das Müll zu 
verbrennen. 

„In England waren, ich zitiere nach einem der Frankfurter Stadtver¬ 
ordnetenversammlung vorgelegten Berichte des dortigen Tiefbauamtes vom 
17. Mai 1905, im Jahre 1904 in 151 englischen Städten 198 Müll Verbren¬ 
nungsanstalten vorhanden. Diese enthalten rund 1500 Müllöfen (cells) und 
sind imstande, jährlich mehr als 7 Millionen Cubikmeter Kehricht, die Ab¬ 
fälle von fast 25 Millionen Menschen, zu vernichten. Am Ende des Jahre» 
1903 waren von diesen Müllverbrennungsanlagen 74 mit Einrichtungen zur 
Verwertung der Abhitze versehen. Diese lieferten zumeist Elektrizität zur 
Bewegung der Pumpen, Mörtelmaschinen und zur Erzeugung von elektri¬ 
schem Licht. 

„Hoffentlich wird nun auch in Deutschland die Zeit nicht 
mehr fern sein, wo namentlich die größeren Städte von allen 
mehr oder minder zweifelhaften, umständlichen und unhygieni¬ 
schen Verfahren Abstand nehmen und sich der Müllverbrennung 
zuwenden. Erfahrungen werden wir in der allernächsten Zeit in größerer 
Zahl zur Verfügung haben. Ich spreche nicht von Hamburg. Wir wissen 
ja alle, daß die Ergebnisse in der Hamburger Anstalt sich von Jahr zu Jahr 
verbessern. Aber es ist Ihnen bekannt, daß im Augenblick in Wiesbaden 
sehr verheißungsvolle Versuche unternommen werden, daß die Anstalt, die 
dort bereits existiert, vergrößert wird. Es ist ferner bekannt, daß die 
Stadtverordneten von Frankfurt a. M. ungefähr 2 Millionen Mark zur Her¬ 
stellung einer großen Müllverbrennungsanlage bewilligt haben. Auch Kiel 
bereitet, wenn ich recht unterrichtet bin, die Müll Verbrennung vor. Ich 
schließe aus diesen Tatsachen, daß alle größeren Städte gut täten, in 
der Müllfrage nichts zu unternehmen, bevor nicht die Erfah¬ 
rungen von Wiesbaden und Frankfurt vorliegen. Hier wird man 
die allerwichtigsten Dinge über die Verbrennbarkeit des Mülls und Aus¬ 
nutzung der Hitze erfahren. Ja, ich höre, daß man in Frankfurt mit der 
Absicht umgeht, in der Nähe der neuen Müllverbrennungsanlage ein Quar¬ 
tier zu errichten, in welchem der Kleinindustrie billiger elektrischer Strom 
aus der Müllverbrennungsanstalt zu billigem Preise geliefert werden soll. 
Mit einem Wort, es scheint, als wenn nun endlich auch in Deutschland nach 
dem Vorbilde der Engländer die Stunde für die Müll Verbrennung geschlagen 
hat, als wenn man nun endlich anfängt, sich auf das Einfachste zu besinnen 
und frei von allem Streit über die Infektiosität des Mülls, aber auch un¬ 
beirrt durch agrarisches Werben endlich anfängt, sich zur Müll Verbrennung 
zu bekehren.“ 
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Banlnspektor Caspersohn (Hamburg): „Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Es bleibt mir nicht viel zu sagen übrig. Ich möchte nur auch 
noch kurz anknüpfen an die Versammlung von 1894. Nicht allein, daß die 
Leitsätze, die Sie jetzt in Händen haben, dort angenommen wurden, es 
wurde auch beschlossen, in einer besonderen Drucklegung diese Leitsätze 
allen Gemeinden zugänglich zu machen. Wenn man nun die heute von 
Herrn Dr. Thiesing aufgestellten Leitsätze, über die allerdings nicht ab¬ 
gestimmt werden soll, betrachtet und in Vergleich stellt zu den damals an¬ 
genommenen, so kann ich nicht sagen, daß die heute vorliegenden gerade 
einen Fortschritt bedeuten. Im Gegenteil, vom hygienischen Standpunkte 
sind sie eher als ein Rückschritt anzusehen. Damals wurde jegliche An¬ 
häufung des Mülls für unstatthaft erklärt, auch wurde betont, daß absolut 
sichergestellt werden müsse, daß nicht Teile des Mülls von Lumpensamm¬ 
lern in den Verkehr zurückgebracht würden. Mit diesen Anschauungen 
steht aber das Sortierverfahren im Widerspruch, und wir dürfen solches 
deshalb nicht empfehlen. 

„Der Standpunkt von 1894 gilt auch heutigentags noch, und um so 
mehr, als man inzwischen auch in Deutschland mit der Verbrennung gute 
Resultate erzielt hat. 

„Herr Dr. Thiesing hat nach vorgängiger Rücksprache bei Verlesung 

seiner Leitsätze einen kleinen Passus fortgelassen unter 3c, nämlich:- 

daß die Durchführbarkeit der Müllverbrennung davon abhängt, daß das 

Müll ohne erhebliche Zuschläge von Kohle brennt.-Nun, meine Herren, 

dies ist tatsächlich der Fall. — Die rationellste Vernichtung des Mülls wird 
immer die Verbrennung bleiben, und nach den guten Erfahrungen, die wir in 
Hamburg jetzt seit 10 Jahren mit dieser Methode gemacht haben, kann ich Ihnen 
nur dringend diese als die hygienisch einwandfreieste Methode empfehlen/ 

J. Fluck, Chef des Abfuhrwesens (Zürich): „Meine Damen und 
Herren! Die Stadt Zürich, die ich zu vertreten hier die Ehre habe, ent¬ 
ledigt sich seit einiger Zeit des Hausmülls ebenfalls durch die reinigende 
Flamme. Gestatten Sie mir, hier kurz die Gründe zu nennen, die sie hierzu 
geführt hat, und Ihnen einige Resultate aus unserem bisherigen Betriebe 
mitzuteilen. 

„Es ist mir seinerzeit als Landwirt von Rpruf der Entschluß nicht leicht 
gefallen, das Müll zu verbrennen, statt es landwirtschaftlich zu verwerten, 
aber es blieb uns einfach nichts anderes übrig. Wir haben bis vor einem 
Jahre das Müll nach der Peripherie der Stadt hingefahren, daselbst auf¬ 
gestapelt, kompostiert, und es wurde dann die Komposterde zum Teil von 
Landwirten der Umgebung abgeführt, zum Teil wurde sie zur Auffüllung 
verwendet. Nun ist die Umgebung der Stadt Zürich nicht sehr geeignet 
für Müllstapelplätze. Wir haben auf der einen Seite nach Westen den Uto, 
nach Süden den See, nach Osten den Zürichberg. Also diese drei Seiten 
eigneten sich nicht für solche Plätze. Den See wollten wir aus leicht be¬ 
greiflichen Gründen nicht mit Hausmüll anfüllen, sohon deshalb nicht, weil 
das Seebecken das Reservoir bildet für unsere Wasserversorgung, und die 
Hänge des Utos und des Zürichberges eignen sich deshalb nicht, weil die 
Stadt allmählich an den Hängen hinaufwächst. Es blieb also nichts übrig 
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als der Norden, das ist das Limmattal. Dort wäre allerdings noch manche 
Kiesgrube auszufüllen gewesen. Aber man wollte das nicht, weil ja doch 
in Aussicht steht, daß die Stadt sich auch dahinaus vergrößern wird; wir 
wollten so schlechten Baugrund nicht schaffen. Zudem liegen jene Plätze 
direkt in der herrschenden Windrichtung nach der Stadt. Dazu kommt, 
daß die Landwirte der Umgebung immer weniger von diesen Komposterden 
oder dem frischen Kehricht wissen wollten. Das hängt mit der landwirt¬ 
schaftlichen Bewirtschaftung zusammen. Ein Teil des Kehrichts wurde 
immer für die Weinberge am See verwendet, ln den letzten Jahren wollten 
die Landwirte davon auch nichts mehr wissen. Sie sagten, es käme zu viel 
Unkraut in die Weinberge, und sie hätten jetzt schon zu viel zu tun mit 
der Bewirtschaftung und mit der Bekämpfung der verschiedenen Pflanzen¬ 
krankheiten, so daß sie sich nicht mehr der Mühe unterziehen könnten, 
dieses Material zu verwenden. Ackerland finden wir in der Umgebung der 
Stadt Zürich bis weit hinaus nicht mehr viel. Das geht immer mehr zurück, 
wird verdrängt durch den Wiesenbau, und wir haben meistens Wiesen, die 
sich für die Düngung mit Kehricht und Müll absolut nicht eignen. Es be¬ 
steht die Gefahr, daß die verschiedenen Sperrstoffe, Draht, Büchsen, Glas¬ 
scherben, ins Futter kommen und daselbst zu ganz bedenklichen Erschei¬ 
nungen Anlaß geben können. 

„Also es blieb bei Betrachtung aller dieser Verhältnisse nichts übrig 
als die Verbrennung. 

„Da die Verbrennung von Müll nicht nur für die meisten Städte Deutsch¬ 
lands, sondern auch der Schweiz eine wirklich brennende Frage ist, so will 
ich Ihnen einige Erfahrungen über unseren Betrieb mitteilen, zunächst über 
die Brennbarkeit des Mülls. Man hat in der Bürgerschaft und im Rate 
starke Zweifel geäußert, ob der Kehricht brennen würde. Unsere Anstalt 
ist seit über einem Jahre in Betrieb, und ich kann konstatieren, daß wir 
nie irgend einen Zuschlag von irgend einem Brennmaterial machen mußten. 
Der Kehricht hat bis jetzt ohne irgend welche Zuschläge von Kohle oder 
einem anderen Brennmaterial gebrannt. Das ist auch in der schlimmsten 
Zeit im Winter, im Januar, der Fall gewesen. Es hat sich gezeigt, daß 
der Sommerkehricht sehr viel besser brennt als das Wintermüll, trotzdem 
ja im Winter im Kehricht mehr unverbrannte Kohlenstückchen sich be¬ 
finden. Aber es zeigt sich, daß es auf diesen Umstand nicht ankommt, 
sondern mehr darauf, daß weniger Asche sich vorfindet. Die Asche hüllt 
diese Kohlenstückchen ein, und so können sie die Brennbarkeit nicht 
wesentlich erhöhen. Dagegen finden sich im Sommermüll viel mehr sperrige 
Gegenstände, die das Feuer locker machen. Das bewirkt hauptsächlich die 
gute, rasche Verbrennung. Wir haben im September 1894 in 24 Stunden 
im Mittel pro Zelle im Horsfallofen 10*8 Tonnen verbrannt. Dann ist diese 
Leistungsfähigkeit gesunken im Januar bis auf 5*5. Sie beträgt im Durch¬ 
schnitt also von Mai 1904 bis August 1905 7*2 Tonnen, genau 7255 kg. 

„Ein zweiter Punkt betrifft die Belästigung der Umgebung durch 
üblen Geruch oder Staub. Auch diese Befürchtungen sind nicht eingetroffen. 
Bisher wurden keine Klagen laut über Belästigung durch den Geruch in der 
Umgebung, trotzdem die nächsten Wohnungen nur etwa 100m von der 
Anstalt weg sich befinden. 
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„An Rückständen gewannen wir im Durchschnitt 37 Proz. Schlacke 
und 9*7 Proz. Asche; das steigt im Winter: Schlacke bis auf 50 Proz., 
Asche 12 Proz. und sinkt im Sommer bis auf 24 Proz. bzw. 8 Proz. 

„Über andere Resultate, Temperatur, Verdampfungsfähigkeit usw., 
kann ich Ihnen einige Zahlen mitteilen aus einem längeren Versuch, der in 
der letzten Zeit abgeschlossen worden ist. Danach haben wir in dem Rauch¬ 
kanal eine durchschnittliche Temperatur von 612° C, einen Gehalt der Heiz¬ 
gase an Kohlensäure von 6*6 Proz. Bei uns verwandelt 1 kg Kehricht 
0*63 kg Wasser von 0° in Dampf von 100° C, und an Kraft gewinnen wir 
pro Zelle durchschnittlich 11*4 Kilowatt, oder eine Tonne Kehricht leistet 
im Durchschnitt 32*6 Kilowattstunden. 

„Was nun die Kosten anbetrifit, so muß ich in erster Linie darauf 
verweisen, daß die Anstalt heute noch nicht unter günstigen Bedingungen 
arbeitet. Es sind nur 12 Zellen gebaut, während die Anstalt für 18 ein¬ 
gerichtet ist. Das bedingt nun eine verhältnismäßig hohe Verzinsungs- und 
Amortisationsquote. Zu dem kommt, daß wir für die Schlacke vorläufig 
eine genügende Verwertung nicht haben. Diese Frage soll erst noch näher 
studiert werden. So kommen wir unter den gegenwärtigen Verhältnissen 
auf die Summe von durchschnittlich 4 M. reine Verbrennungskosten pro 
1000 kg Kehricht. Wir haben dabei allerdings nicht die Ersparnisse gerechnet, 
die wir durch die Reduktion der Abfuhrkosten erzielen. Sie werden sich 
nicht erhöhen, sondern eher vermindern, würden sich aber erhöhen dann, 
wenn wir das Müll immer weiter hinausfahren müßten. Wenn auch die 
Sache vorläufig noch etwas teurer ist, würden wir sie doch nicht mehr auf¬ 
geben. Wir sind sicher, daß sich die betreffenden Kosten in der Folge, wie 
das in Hamburg ja auch der Fall gewesen ist, reduzieren werden. 

„Ich schließe meine Ausführungen damit, daß ich mich dem anschließe, 
was der Referent Herr Dr. T hie sing gesagt hat, daß bei der Frage der 
Einführung der Verbrennung die örtlichen Verhältnisse die ausschlaggeben¬ 
den sind. a 

Callenbach, Direktor der Wirtschaftsgenossenschaft Berliner Grund¬ 
besitzer (Berlin): „Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Herr 
Referent hat das Thema in sehr erschöpfender Weise behandelt, er hat die 
Müllfrage ganz richtig in zwei Unterfragen getrennt, er unterschied die 
eigentliche Müllbeseitigung von der Müllverbringung bzw. Müllverwertung. 
Ich möchte hier nur auf die verschiedenen Arten der Müll Verwertung, deren 
der Herr Referent Erwähnung getan hat, des näheren eingehen. 

„Der Referent sagte: eine Verbringung des Mülls auf Ödländereien ist 
zu empfehlen. Ja, meine Herren, unter den heutigen Umständen möchte 
ich betonen, daß die Verbringung des Mülls auf Ödländereien bzw. die Auf¬ 
füllung von Ödländereien besonders für größere Städte das allein Richtige 
und Empfehlenswerte ist. 

„Was nun die Sortierung des Mülls durch das Separations-, besser 
gesagt Dreiteilungssystem, dessen der Herr Referent hier Erwähnung getan 
hat, anbelangt, so möchte ich bemerken, daß dieses Verfahren speziell für 
größere Städte zu verwerfen sein dürfte. Die wirtschaftliche Seite dieser 
Frage ist ja hier ganz außer acht zu lassen, trotzdem die pekuniären Vor- 
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teile bei der ganzen Sache dnrchans noch nicht erwiesen sind, und es ist 
ja hier von den Herren Vorrednern ganz richtig auf Puchheim und Budapest 
hingewiesen worden, wo bislang keine finanziell günstigen Resultate erzielt 
worden sind. 

„ Dieses Separations verfahren besteht, wie der Herr Referent ausgeführt 
hat, darin, daß die einzelnen Bestandteile des Mülls bereits in den Haus¬ 
haltungen in gesonderte Gefäße gebracht werden. Eine Verallgemeinerung 
dieses Verfahrens für Großstädte, meine Herren, würde meines Erachtens 
in hygienischer und ästhetischer Beziehung einen Rückschritt um viele 
Jahre bedeuten. Ich stehe auf dem Standpunkt — und ich befinde mich 
da in guter Gesellschaft, sind doch die maßgebenden Faktoren des König¬ 
lichen Polizeipräsidiums in Berlin mit mir der gleichen Ansicht —, daß eine 
schleunige Hinausschaffung der wirtschaftlichen Rückstände, ganz gleich 
welcher Art, aus den Häusern bzw. den Städten ohne jegliche weitere Be¬ 
handlung erforderlich ist. 

„Man bedenke beispielshalber: Im Haushalt wird Geflügel ausgenom¬ 
men oder Gemüse geputzt, und die Rückstände werden dem dazu bestimmten 
Gefäße einverleibt. An besonders heißen Tagen wird selbstverständlich der 
Zersetzungsprozeß dieser Rückstände sehr schnell vor sich gehen, und es 
werden sich Gerüche verbreiten, die, wenn die betreffenden Abfälle mit 
Asche vermengt würden, sich nicht weiter bemerkbar machen. Nun kommt 
das Dienstmädchen — der Herr Referent sagt sehr richtig, es ist auf den 
guten Willen der Hausfrauen und Dienstboten hinzuwirken, daß die Rück¬ 
stände separiert behandelt werden, was auch nicht ganz einfach ist — auf 
den Hof und findet den Kasten, in welchen die betreffenden Rückstände 
hineingehören, gefüllt. Das Mädchen ist wohl oder übel gezwungen, die 
Abfälle in einen danebenstehenden Kasten zu schütten, welcher vielleicht 
für gewerbliche Rückstände oder Kehricht bestimmt ist. Der Zweck des 
ganzen Separationsverfahrens ist damit vereitelt. 

„Auch bei auftretenden Epidemien, speziell unter den augenblicklichen 
Verhältnissen, wo z. B. in Berlin Maßregeln gegen die Einschleppung der 
Choleragefahr getroffen werden, ist die Separation außerordentlich bedenk¬ 
lich. Das Polizeipräsidium hat kürzlich bei der Wirtschaftsgenossenschaft 
Berliner Grundbesitzer angefragt, welche Maßregeln sie getroffen habe, um 
unter den heutigen Verhältnissen eine schleunige Beseitigung des Mülls, 
speziell aus größeren Betrieben, wo täglich große Mengen animalischer und 
vegetabilischer Abfallstoffe erzeugt werden, zu bewerkstelligen. Wir haben 
darauf dem Polizeipräsidium mitgeteilt, daß wir täglich, unter Umständen 
eventuell auch mehrmals täglich, diese Stoffe zu beseitigen beabsichtigen, 
die Kästen desinfizieren und diese in dieselben Grundstücke zurückbringen 
werden, um so dem Zersetzungs- und Fäulnisprozeß der Stoffe im Bereiche 
menschlicher Behausungen möglichst entgegenzuarbeiten. 

„Man hat sich damit einverstanden erklärt und hält diese Maßnahmen 
in ihrem Teil mit für geeignet, als Vorbeugemittel gegen Verbreitung der 
Seuchengefahr zu wirken, die augenblicklich für Berlin und die Städte des 
Ostens der Monarchie besteht. 

„Daher möchte ich mich dahin resümieren, meine Herren, daß man 
speziell in großen Städten dafür besorgt sein muß, das Müll aufs schnellste 
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und in ästhetisch vollkommener Weise aus den einzelnen Behausungen 
fortzu schaffen, sei es zur Stapelung, zur Verbrennung oder zur Auffüllung 
von Ödländereien. Nur auf diese Art und Weise wird den berechtigten 
Anforderungen der Hygiene und Ästhetik in bezug auf die Müllbeseitigung 
genügt.“ 

Stadtbaurat Frobeniug (Wiesbaden): „Meine Herren! Ich möchte 
der Vollständigkeit wegen nicht unterlassen, über unsere Wiesbadener Ver¬ 
hältnisse Ihnen mit einigen Worten Bericht zu erstatten. Wir haben in 
Wiesbaden naturgemäß den ganzen Kampf, der hier augenblicklich auf der 
Bühne tobt, auch durchgemacht. Die Stimmen, die für die Verwertung in 
der Landwirtschaft waren, sind bei uns ebenso laut geworden wie hier, aber 
die Entscheidung ist uns nicht sehr schwer geworden. Die Landwirtschaft 
nahm uns das Müll nämlich einfach nicht ab. Wir bekamen auf diese Weise 
in unserer engen Gemarkung große Kehrichtlagerplätze, auf denen sich in 
darchaus unhygienischer Weise der Kehricht ansammelte, bis die Land¬ 
wirtschaft dann wieder einmal Gelegenheit hatte, ihre Felder damit zu 
düngen und uns den Kehricht abzunehmen, und es entstanden auf diese 
Weise Zustände, die man nicht einwandfrei nennen konnte, und die yor 
allen Dingen auch finanziell die Stadt sehr stark belasteten. Wenn eine 
Zahl genannt werden soll, so haben wir etwa für 200000 M. Kehrichtplätze 
liegen, die doch zweifellos anders besser verwendet werden konnten. 

„Wir verdanken es nun der wirklich liberalen Auffassung der Stadt 
Hamburg, die epochemachend in dieser Sache vorgegangen ist, daß wir Ver¬ 
suche mit unserem Kehricht machen konnten. Es ist nicht genug an¬ 
zuerkennen, daß Hamburg gerade durch diese Liberalität, mit der es jeder 
Stadt erlaubt, in seiner Müll Verbrennungsanstalt Versuche anzustellen, dieser 
Frage weiter hilft. Wir haben uns dort überzeugt, daß unser Kehricht sehr 
gut brennt. Das ist ja natürlicherweise immer eine Vorfrage von großer 
Wichtigkeit, und wir sind jetzt im Begriff, eine Anlage für unseren ganzen 
Bedarf zu bauen. Das Verbrennen ist keine Vernichtung des Kehrichts, 
sondern eine Verwertung desselben. Natürlicherweise wird man eine 
Kehrichtverbrennung in Zusammenhang bringen müssen mit irgend einer 
wirtschaftlichen Anlage, um die Kraft, die aus dem Kehricht gewonnen wird, 
zu verwerten. Wir werden Elektrizität gewinnen. Ich glaube, daß wir ein 
ganz gutes Resultat dabei erzielen und jedenfalls sehr viel besser abschließen 
werden als vorher, wo wir mit der Abfuhr und mit der landwirtschaftlichen 
Abnahme zu tun hatten. Unsere Anlage ist mit zwei Öfen ein Vierteljahr 
lang im Dauerbetrieb gewesen. Wir haben dabei die Überzeugung gewonnen, 
daß alles praktisch durchführbar ist, was wir machen wollen. Wir sind 
augenblicklich im Ausbau und werden noch im Laufe dieses Jahres, vielleicht 
im Dezember, die Anlage von sechs Öfen voll in Betrieb bekommen. 

„Ich möchte den Gegenstand aber nicht verlassen, ohne darauf auf¬ 
merksam zu machen, daß nach meinem Dafürhalten der hygienische Punkt 
der Kehrichtbeseitigung viel weniger darin liegt, wie man das Müll nachher 
beseitigt, ob man es unterpflügt, ob man es verbrennt, ob man es vergast. 
Das sind alles Fragen, die wirtschaftlich und örtlich zu entscheiden sind. 
Die hygienische Frage ist: wie kriegt man das Zeug aus der Stadt heraus, 
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und da möchte ich vor der Separation entschieden warnen. Das würde 
polizeiliche Maßnahmen zur Voraussetzung haben, die sehr schwer durch¬ 
zuführen sind, denn es gibt eine ganze Reihe von Städten, wo diese kleinen 
Hausmüllbehälter nachts auf das Trottoir gestellt werden. Nun stellen Sie 
sich einmal vor, daß jemand drei solcher Behälter auf die Straße stellen 
muß, einen mit Asche, einen mit Küchenabfällen und einen noch mit etwas 
anderem. Das ist nach meinem Dafürhalten eine sehr große Belästigung. 
Man muß diese Sache so schnell und so einfach wie möglich los werden, 
und deshalb möchte ich einer Separation unter keinen Umständen das 
Wort reden.“ 

Professor Erismaim, Vorstand des Gesundheitswesens der Stadt 
Zürich: „Meine Damen und Herren! Es ist, wie einer meiner Vorredner, 
HerrDr. Weyl, sagte, wirklich schwer, den, ich möchte sagen, künstlerischen 
Aufbau des eben gehörten Referats von irgend einer Seite anzugreifen und 
— gestatten Sie mir diesen trivialen Ausdruck — ein Haar in der Suppe 
des Referenten zu finden. Nun glaube ich doch, daß dieses und jenes 
Härchen darin ist, und ich fühle mich von meinem Standpunkt als Hygieniker 
verpflichtet, auf eines dieser Härchen aufmerksam zu machen. Der Herr 
Referent hat ganz richtig darauf aufmerksam gemaoht, daß es schwer zu 
beweisen sein dürfte, daß in der Tat das Müll, wenn es irgendwo außerhalb 
der Städte gelagert ist, zur Verbreitung von Infektionen schon Veranlassung 
gegeben habe. Aber, meine Herren, man braucht vom Standpunkte der 
öffentlichen Gesundheitspflege aus diesen Beweis eigentlich gar nicht ab¬ 
zuwarten, um gegen diese Müllablagerungen vorzugehen. Aufgabe des 
Hygienikers ist doch, wenn der Forderung der Reinlichkeit in irgend einer 
Weise nicht entsprochen wird, einzuschreiten. Meine Herren! Die Reinlich¬ 
keit, davon bin ich überzeugt, ist die halbe Hygiene. Wenn wir die Rein¬ 
lichkeit in allen denjenigen Medien, die uns umgeben, durchführen könnten, 
so hätten wir die Hälfte von dem geleistet, was die öffentliche und private 
Hygiene zu leisten hat, und dieser Anschauung entspricht die Aufstapelung 
des Kehrichts in der Nähe der Städte in keiner Weise. Meine Herren! Man 
hat mit der Kanalisation der Städte nicht gewartet, bis haarscharf bewiesen 
war, daß die Verunreinigung des Bodens mit Verbreitung dieser oder jener 
Infektionskrankheit in ursächlicher Beziehung steht. Ich möchte Sie daran 
erinnern, daß man schon zu einer Zeit begonnen hat, die Städte zu kanali¬ 
sieren, als in wissenschaftlichen Sphären der Streit über den Zusammen¬ 
hang zwischen Infektionskrankheiten und Bodenverhältnissen noch schwebend 
war, und dieser Streit ist ja auch heute, wo schon so viele Städte kanalisiert 
und drainiert sind, durchaus noch nicht ausgetragen. Man hat ferner die 
Wasserversorgung der Städte eingerichtet zu einer Zeit, als auch die Frage, 
inwieweit das Wasser, das wir trinken oder in irgend einer anderen Weise 
benutzen, mit den Infektionskrankheiten in dieser oder jener direkten Ver¬ 
bindung stände, noch in keiner Weise gelöst war. Also ich glaube, auch in 
der Frage der Müllbeseitigung brauchen wir mit praktischen, unserem Rein¬ 
lichkeitsgefühl entsprechenden Maßregeln nicht zu warten, bis uns haar¬ 
scharf bewiesen ist, daß das Müll, wenn es außerhalb der Städte gelagert 
ist, zur Verbreitung von Infektionskrankheiten Veranlassung geben kann. 
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„Es hat allerdings der Herr Referent sehr vorsichtig gesagt: „Wenn 
die Aufstapelung des Kehrichts außerhalb der Städte den Forderungen der 
Gesundheitspflege entspricht, so kann dieselbe gestattet werden. tt Ich glaube 
nun, man kann den Grundsatz aufstellen: sie entspricht gewiß in sehr 
seltenen Fällen den Forderungen der Gesundheitspflege. Wer von Ihnen 
den Roman Turgenjews „Verbrechen und Strafe? gelesen hat, erinnert 
sich wohl, daß dort Marmeladoff zu seiner Tochter Sonja sagt: „Ja, 
Sonja, die Reinlichkeit kostet Geld. tt Nun, meine Herren, die Reinlichkeit 
kostet auch den Städten Geld, und die Städte müssen sie sich im Interesse der 
Volksgesundheit in der Tat etwas kosten lassen. Also auch wenn die den sani¬ 
tären Anforderungen durchaus entsprechende Beseitigung des Kehrichts 
durch Verbrennung Geld kostet, auch wenn die Städte dabei nicht, wie man 
sagt, auf ihre Rechnung kommen, wenn kein Reingewinn herausschaut, wie 
bei den städtischen Gas-, Wasser- oder Elektrizitätswerken, so ist das doch 
kein Grund, diese Art der Beseitigung des Kehrichts nicht zu wählen. 

„Es wäre zwar, werte Anwesende, sehr schön, wenn, wie früher jeder 
Bürger im Jahre eine Anzahl von Klaftern Holz von der Gemeinde zur Ver¬ 
fügung bekam, jetzt, wo das Holz rarer geworden ist, die Stadtväter ihren 
Hausfrauen aus dem, was aus dem Kehricht gewonnen wird, Jahr für Jahr 
ein kleines Geschenk machen könnten. Aber auch wenn dieses Ziel mit der 
Kehrichtverbrennung nicht erreicht würde, so wäre das kein Umstand, der 
einer hygienisch berechtigten Forderung entgegengehalten werden könnte. 
Also, ich glaube, der Instinkt der Reinlichkeit, das Reinlichkeitsbedürfnis, das 
gegenwärtig durch die ganze zivilisierte Menschheit geht, ist von ungemeiner 
Bedeutung für die Bevölkerung, namentlich soweit sie in den großen Städten 
zusammengedrängt lebt; wir müssen ihm folgen und tun gut, wenn wir ihn 
nicht durch andere Gesichtspunkte zurückdrängen lassen. Von dieser Auf¬ 
fassungwaren die Thesen durchdrungen, die unserVerein vor einigen Jahren 
gefaßt hat, und ich glaube, man tut gut, auch heute noch auf dem Stand¬ 
punkt dieser Thesen zu bleiben. 

„Ich möchte Ihnen keine Resolution vorschlagen; ich halte selbst die 
Frage über die beste Art der Müllbeseitigung nach verschiedenen Richtungen 
hin für eine offene, und ich glaube, man tut gut, weitere Erfahrungen, die 
ja in Wiesbaden, Frankfurt, Kassel und an anderen Orten gemacht werden, 
abzuwarten. Wir in Zürich — ich muß das, was hier von unserem Chef 
des Abfuhrwesens, dem die Kehrichtverbrennungsanstalt unterstellt ist, gesagt 
wurde, bestätigen — haben in bezug auf die hygienische Seite des Verfahrens 
nur die besten Erfahrungen gemacht.“ 

Damit ist die Diskussion geschlossen, und es erhält das Schlußwort der 
Referent. 

Referent Dr. Thiesing: „Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich brauche nur auf einige der soeben gemachten Bemerkungen einzugehen; 
denn die meisten decken sich trotz des scheinbaren Widerspruchs voll¬ 
kommen mit dem, was ich gesagt habe. 

„Auch ich bin der Ansicht, daß die Verbrennung eine ganz vorzügliche 
Methode ist, und ich habe das auch klipp und klar ausgesprochen. Aber 
ich stehe nicht auf dem Standpunkte, daß sie aus hygienischen Gründen ab- 
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solut überall notwendig sei. Eine derartige Forderung ist übertrieben und 
wissenschaftlich nicht zu begründen. Es lassen sich hygienisch einwand¬ 
freie Verhältnisse auch mit einfacheren Methoden schaffen. Das muß im 
Interesse der pekuniär weniger leistungsfähigen Kommunen, für welche die 
Rentabilität der Müllverbrennung doch erst nachgewiesen werden müßte, 
mit Nachdruck betont werden. Städte, die Hunderttausende oder gar 
Millionen für die Regelung der Müllbeseitigung ausgeben können, finden 
schon das Richtige; aber denjenigen zu helfen, die sich nicht in dieser be¬ 
neidenswerten Lage befinden, das ist die Hauptsache. 

„Der Abladeplatz der Stadt Berlin in Spreenhagen, von dem Herr 
Dr. Weyl sprach, ist eben nicht so beschaffen, wie er sein müßte, und wie 
ich es in meinen Ausführungen verlangt habe. Darüber, ob so gewaltige 
Massen, wie Berlin sie an Müll produziert, überhaupt noch gestapelt werden 
sollen, erlaube ich mir an dieser Stelle kein Urteil. Daß die Verhältnisse 
in Hamburg, wie schon Andreas Meyer konstatiert hat, für die landwirt¬ 
schaftliche Verwertung des Mülls nicht günstig waren, spricht nicht, wie 
Herr Dr. Weyl glaubt, gegen, sondern für meine Behauptungen. Hier 
kamen eben solche Imponderabilien in Betracht: der Charakter Hamburgs 
als gewaltige, hauptsächlich englische Kohle brennende Hafenstadt und die 
eben überwundene Cholera, deren Schrecken noch frisch in aller Gedächt¬ 
nis war. 

„Als Beweis dafür, daß die Antipathie gegen ordnungsmäßig betriebene 
Stapelplätze nicht berechtigt ist, kann uns außer dem Leipziger Scherbelberg 
hier in Mannheim das Schnickenloch dienen, auf welches mich Herr Ober¬ 
bürgermeister Beck soeben liebenswürdigerweise aufmerksam gemacht hat. 
Dieses Loch, ein alter Sumpf, in welches jahrelang das Müll hineingeschüttet 
ist, ist gärtnerisch ausgeschmückt worden und dient jetzt als Kinder¬ 
spielplatz, ohne daß die Ärzte Mannheims irgend welche Bedenken dagegen 
haben. 

„Wie sich die Bevölkerung zum Separationsverfahren stellen wird, ist 
schließlich Ansichtssache. Ich habe, gestützt auf die Beobachtungen in 
Charlottenburg und Potsdam, zu dem einsichtsvolleren Teil des Publikums 
das Vertrauen, daß er den Nutzen des Verfahrens bald erkennen und dann 
selbst für seine Einführung wirken wird. Kleine Mängel, z. B. das Hinaus¬ 
stellen von drei Gefäßen auf die Straße u. dgl., haften doch nicht am 
System und sind bei einigermaßen gutem Willen zu vermeiden. 

„Einwände und Ausstellungen lassen sich schließlich überall machen 
so habe ich z. B. MüllverwertuDgsanstalten gesehen, die bei im allgemeinen 
tadelloser Einrichtung doch nach meinem Empfinden entschiedene Mängel 
aufwieBen. Ich mache aber für diese Mängel nicht das System verantwort¬ 
lich, sondern die örtliche Ausführung, und bin überzeugt, daß sie unschwer 
zu vermeiden gewesen wären. 

„Und nun die Leitsätze von 1894! — Ich könnte mich einfach auf 
jenen Arzt berufen, der einem Patienten kalte und am nächsten Tage warme 
Umschläge verordnet und dann auf seine verwunderte Frage antwortet: „Ja, 
mein Lieber, was hat die Wissenschaft seit gestern für Fortschritte gemacht ! Ä 
Meine Damen und Herren! Wenn die Leitsätze von 1894 nicht revisions¬ 
bedürftig gewesen wären, würde unser verehrter Vorstand das Thema wahr- 
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scheinlich nicht auf die Tagesordnung gesetzt haben. Meine Leitsätze 
erheben durchaus keinen Anspruch darauf, als unumstößliche Wahrheiten 
angesehen zu werden. Ich habe auch nicht die Absicht, für ein Verfahren 
auf Kosten der anderen Propaganda zu machen, sondern ich wollte Ihnen 
eine möglichst objektive Zusammenstellung aller in Betracht 
kommenden Methoden geben, damit Sie Anhaltspunkte haben, um im 
Bedarfsfälle — ev. unter Anleitung eines unparteiischen Sachverständigen 
— selbst entscheiden zu können, was für Sie das Zweckmäßigste ist.“ 

Vorsitzender, Geheimer Hofrat Professor Dr. Gärtner: „Meine 
Herren! In diesem Falle brauche ich dem Herrn Referenten kaum zu 
danken. Sie haben das bereits selbst getan. Ich glaube, es war für uns 
sehr nützlich, daß wir das Thema der Müllbeseitigung wieder auf die Tages¬ 
ordnung gesetzt haben und daß wir nach zehn Jahren die Besprechung, die 
wir damals hatten, revidierten. Der Herr Referent hat seine Aufgabe in 
der allerbesten Weise gelöst." 

Der Vorsitzende stellt hierauf den letzten Gegenstand der Tagesordnung 
zur Verhandlung: 

Selbstverwaltung und Hygiene. 

Es lauten die von dem Referenten Regierungs- und Geh. Medizinalrat 
Dr. E. Roth (Potsdam) aufgestellten 

Leitsätze: 

1. Den weiteren Kommunal verbänden (Provinzen usw.), denen die 
Fürsorge für die hilfsbedürftigen Geisteskranken, die Idioten, Epileptischen, 
Blinden und Taubstummen übertragen ist, liegt es ob, entsprechend der 
Zunahme der Bevölkerung für Bereitstellung ausreichender Unterkunfts¬ 
räume rechtzeitig Sorge zu tragen. 

2. Die Abgabe hilfsbedürftiger Geisteskranker an solohe Anstalten, in denen 
eine psychiatrische Leitung fehlt, liegt nicht im Interesse dieser Kranken. 

3. Bei Gefahr im Verzüge darf die Aufnahme in die nächste Anstalt nicht 
durch die Aufnahmeverhandlungen (Ermittelung des verpflichteten Armen- 
verbandes u. a.) verzögert werden. 

4. Die Entlastung der Provinzialanstalten wird durch Ausdehnung der fami¬ 
liären Irrenpflege wie durch Schaffung besonderer Trinkerheilanstalten zu 
erstreben sein. 

5. Die Mitwirkung der Kreise (Bezirksämter, Amtshauptmannschaftenusw.) 
ist bei der Regelung der geschlossenen Krankenpflege, insbesondere bei 
der Schaffung von Unterkunftsräumen für ansteckende Kranke wie bei 
der Regelung des Desinfektionswesens nioht zu entbehren. 

6. Eine ihrer wichtigsten Aufgaben ist die Bereitstellung eines entsprechend 
ausgebildeten Pflegepersonals, namentlich auch soweit Gemeindepflegerinnen, 
Haus- und Wochenpflegerinnen in Frage kommen. 

7. In allen größeren Ortschaften sind Gemeindepflegestationen einzurichten, 
die in dünn bevölkerten Gegenden mit den notwendigsten Krankenpflege¬ 
gerätschaften auszurüsten sind. 

8. Auf die Bereitstellung von Armenärzten in einem der Einwohnerzahl und 
den örtlichen Verhältnissen entsprechenden Umfang ist seitens der Kreise 
und entsprechenden Verbände hinzuwirken. 
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9. Auf dem Gebiete der geschlossenen Armen- und Siechenpflege tat die 
ergänzende Mitwirkung der Kreise und der weiteren Kommunal verbände 
gegenüber leistungsunfähigen Gemeinden nicht zu entbehren. 

10. Eine einheitliche Regelung der Nahrungsmittelkontrolle in den Kreisen 
und entsprechenden Verbänden, die sich auf Vereinbarungen mit den 
Untersuchungsanstalten, Art und Zahl der Probeentnahmen, wie unter 
Umständen auf die Errichtung von Untersuchungsanstalten zu erstrecken 
hat, empfiehlt sich aus wirtschaftlichen und gesundheitlichen Gründen. 

11. Auf die Schaffung ausreichender und einwandfreier Wasserversorgungs¬ 
anlagen ist überall hinzuwirken; dabei werden leistungsschwache Gemeinden 
nicht bloß durch Bereithaltung geeigneter Sachverständiger, sondern auch 
durch Gewährung entsprechender Beihilfen seitens der Kreise wie auch 
der weiteren Kommunalverbände zu unterstützen sein. Durch Erlaß ent¬ 
sprechender Brunnenordnungen sind die wichtigsten an die Brunnen - 
anlagen zu stellenden gesundheitlichen Forderungen sicherzustellen. 

12. Bei der Herstellung und Unterhaltung der öffentlichen Verkehrsstraßen 
wird mit Rücksicht auf den zunehmenden Verkehr den auf die möglichste 
Verhütung der Staubgefahr gerichteten Bestrebungen erhöhte Aufmerk¬ 
samkeit zuzuwenden sein. 

13. Dankbar zu begrüßen und im gesundheitlichen Interesse gelegen ist auch 
jede Anregung und Betätigung auf dem Gebiete des ländlichen Arbeiter¬ 
wohnungswesens seitens der Kreise wie der weiteren Kommunalverbände. 

14. Zu den Aufgaben der Gemeindeverwaltung gehört es, diejenigen 
Einrichtungen, die ganz oder hauptsächlich den Straßenkörper, den öffent¬ 
lichen Verkehr und die öffentliche Gesundheitspflege betreffen, in eigener 
Verwaltung herzustellen und zu betreiben. 

15. Grundlegend für die Kommunalhygiene ist die rechtzeitige Feststellung 
zweckentsprechender, den gesundheitlichen Forderungen Rechnung tragender 
Bebauungspläne. 

16. Neben einer zweckentsprechenden Abstufung der Bauordnung, der Unter¬ 
scheidung von Wohn- und Verkehrsstraßen, der Fernhaltung belästigender 
Betriebe von den Wohnstraßen ist die Anlage von freien Plätzen, von 
Volksparks, Promenaden und namentlich von Spiel- und Erholungsplätzen 
von erheblichster Bedeutung für Gesundheit und Wohlbefinden der Be¬ 
wohner, deren gesundheitliche Bedeutung mit der Größe der Ortschaften 
und der Dichtigkeit des Zusammenwohnens zunimmt. 

17. Auf dem Gebiete der Wohnungsfürsorge bleibt neben den Maßnahmen 
zur Verbilligung des Wohnungsbaues das wichtigste eine regelmäßige 
Wohnungszählung und eine fortlaufende Wohnungskontrolle, sei es durch 
amtliche oder ehrenamtliche Organe. Die an Räume zum Wohnen und 
Schlafen zu stellenden Mindestforderungen sind durch Gesetz oder in 
dessen Ermangelung durch Polizeiverordnung festzusetzen. 

18. Soweit besondere Wohnungsämter nicht errichtet werden, sind Wohnungs¬ 
kommissionen (Deputationen) unter Zuziehung von bautechnischen und 
ärztlichen Sachverständigen für die Zwecke der Wohnungsfürsorge nutzbar 
zu machen. Zu demselben Zweck sind auch die Gesundheitskommissionen 
heranzuziehen. 

19. Vom gesundheitlichen Standpunkt ist diejenige Straßenbefestigung die 
beste, die sich am wenigsten abnutzt und den geringsten Staub erzeugt, 
die ferner am wenigsten Geräusch verursacht und sich am schnellsten und 
gründlichsten reinigen läßt. 

20. Die kommunalen Verkehrsmittel müssen neben den sozialen auch den 
hygienischen Forderungen Rechnung tragen. 
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21. Eine den gesundheitlichen Forderungen entsprechende Straßenreinigung 
hat die Übernahme durch die Gemeinde zur Voraussetzung, und das 
gleiche gilt von der Straßenbesprengung. 

22. Alle Bestrebungen und Maßnahmen, die auf die Verhütung der Staub¬ 
entwickelung, die Reinhaltung der Luft von Rauoh und Ruß, von Ver- 
brennungBgasen usw. abzielen, verdienen die tatkräftigste Unterstützung 
und Förderung seitens der Gemeinden. 

23. Für die Herstellung ordnungsmäßiger Entwässerungsanlagen ist die Bereit¬ 
stellung von Höhenlageplänen eine unentbehrliche Voraussetzung. 

24. Die Beseitigung der festen und flüssigen Abfallstoffe hat so zu erfolgen, 
daß Verunreinigungen des Untergrundes, der Brunnen und der Wasserläufe, 
sowie der Luft ausgeschlossen sind. 

25. Gemeinden mit dichter Bebauung haben auf die Herstellung einheitlicher 
unterirdischer Entwässerungsanlagen für die Haus- und Wirtschaftswässer, 
denen in der Regel auch die Fäkalien zuzuführen sind, Bedacht zu nehmen. 
Welches System der Reinigung bzw. Klärung gewählt wird, richtet sich 
nach den besonderen örtlichen Verhältnissen. Soweit irgend möglich, 
empfiehlt sich die Aufnahme der Fabrikabwässer in die gemeinsame 
Entwässerungsanlage, erforderlichenfalls nach voran gegangener Vorklärung. 

26. Unter besonderen Voraussetzungen (einheitliche Regelung, Kontrolle seitens 
der Gemeindeverwaltung usw.) kann das Grubensystem zu gelassen, das 
Tonnensystem als gesundheitlich einwandfrei erachtet werden. 

27. Wie die Straßenreinigung und die Beseitigung des Straßenkehrichts durch 
die Gemeinde, trägt auch die Beseitigung des Hausmülls durch die 
Gemeinde den gesundheitlichen Forderungen am vollkommensten Rechnung. 
Soweit eine alsbaldige landwirtschaftliche Verwertung oder eine Vernich¬ 
tung des Mülls durch Verbrennen nicht erreichbar ist, muß jede Gemeinde 
im Besitz eines geeignet gelegenen Abladeplatzes für Haus- und Straßen¬ 
kehricht sein, dessen Betrieb den gesundheitlichen Forderungen entsprechend 
zu regeln ist. 

28. Aus gesundheitlichen Rücksichten empfiehlt sich die Zwei- bzw. Dreiteilung 
des Mülls. 

29. In jeder Gemeinde muß eine der Einwohnerzahl und der räumlichen Aus¬ 
dehnung entsprechende Anzahl einwandfreier öffentlicher Wasserentnahme - 
stellen vorgesehen sein. 

30. Bei der außerordentlichen Verantwortung, die mit der Errichtung zentraler 
Wasserversorgungsanlagen verbunden ist, ist zu fordern, daß diese Anlagen 
von den Gemeinden oder Gemeindeverbänden betrieben werden, da sie nur 
so ihren Zweck voll und ganz erfüllen können. Der Betrieb ist auf Grund 
eingehender Betriebsvorschriften zu regeln. Ein möglichst bequemer und 
billiger Bezug des Trink- und Brauchwassers liegt im allgemeinen gesund¬ 
heitlichen Interesse wie auch namentlich im Interesse der Bewohner von 
Kleinwohnungen. 

31. Der direkte Anschluß der Klosetts, Badewannen, Wasch-und Spülbecken usw. 
an die Wasserleitung schließt ebenso wie die Verbindung der Leer- und 
Überläufe der Wasserwerke mit Abwässerleitungen und verdächtigem 
Oberflächenwasser die Gefahr des Rücksaugens oder Rückfiießens unreiner 
Flüssigkeiten in die Reinwasserleitung in sich. Durch Anordnung geeig¬ 
neter Zwischenschaltungen, Unterbrechungen u. a. ist dieser Gefahr zu 
begegnen. 

32. Diejenigen Einrichtungen und Maßnahmen, welche die Bereitstellung aus¬ 
reichender und einwandfreier Nahrungs- und Genußmittel bezwecken, sind 
auf alle Weise seitens der Gemeinden zu fördern. 

33. Iminteresse derSäuglingsernährung ist zu fordern, daß eine sauber gewonnene 
und sauber transportierte Milch von gesunden Kühen jederzeit zu einem 
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Preise zur Verfügung steht, der für die Angehörigen der ärmeren Volks¬ 
klassen nicht unerschwinglich ist. ln größeren Städten sind Abgabestellen 
für Säuglingsmilch und weiterhin Fürsorgestellen für Säuglingspflege, die 
ärztlicher Leitung zu -unterstellen sind, einzurichten. Diese Maßnahmen 
der Säuglingsfürsorge müssen in Großstädten ihre Ergänzung in der 
Einrichtung von Säuglingsheimen und Säuglingskrankenhäusern finden. 

34. Eine gesundheitlich einwandfreie Gestaltung des Fleischverkehrs hat die 
Zentralisierung des Schlachthausbetriebes, die Errichtung öffentlicher 
Schlachthäuser seitens der Gemeinden zur Voraussetzung, da nur so alle 
Garantien gegeben sind, daß die Untersuchungen mit der erforderlichen 
Gründlichkeit und Sorgfalt ausgeführt werden. Für vorschriftsmäßige 
Behandlung des bedingt zulässigen wie des beanstandeten Fleisches muß 
gesorgt sein. 

35. Die Förderung von Volks- und Krankenküchen, deren Errichtung in erster 
Linie den privaten und Vereins-Wohlfahrtsbestrebungen zu überlassen ist, 
liegt im Interesse der Gemeinden wie auch namentlich der Krankenkassen. 

36. Die Armen verwalt ungen haben ein außerordentlich großes, zahlenmäßig 
nachweisbares Interesse daran, die Trunksucht als eine der häufigsten 
Ursachen der Verarmung durch Unterstützung aller hierauf gerichteten 
Maßnahmen nach Möglichkeit eiudämmen zu helfen. 

37. Unter den Mitteln, die auf eine Hebung der Volksgesundheit abzielen, 
nimmt die regelmäßige Bäderbenutzung eine der ersten Stellen ein. Deshalb 
verdienen alle auf die Errichtung von Volksbädern gerichteten Bestrebungen 
die tatkräftigste Förderung und Unterstützung der Gemeinden. Art und 
Umfang der Badeeinrichtung richtet sich nach den örtlichen Verhältnissen. 
Die Preise der Bäder sind so zu bemessen, daß sie nicht nur für den 
einzelnen, sondern auch für die Familien der weniger bemittelten Volksklassen 
erschwinglich sind und von der Benutzung der Bäder nicht zurückhalten. 

38. Noch wichtiger wie für die Erwachsenen ist die Bereitstellung von Bade¬ 
gelegenheiten für die Schuljugend. Bei jedem Schulneubau ist die Frage 
der Errichtung eines Schulbrausebades reiflich zu erwägen. 

39. Die Bereitstellung geeigneter und ausreichender Krankenunterkunftsräume 
im Sinne des Reichsgesetzes über den Unterstützungswohnsitz, des Reichs¬ 
gesetzes betr. die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten und der 
einschlägigen Landesgesetze liegt in erster Linie den Gemeinden und in 
Ergänzung den weiteren Kommunalverbänden ob. 

40. Die ärztliche Leitung in den Krankenanstalten, die Aufsicht über das 
Warte- und Pflegepersonal wie über die hygienischen Einrichtungen muß 
eine einheitliche sein. Die leitenden Ärzte sind auf eine Dienstanweisung 
zu verpflichten, wie eine solche auch für das Pflegepersonal zu erlassen ist. 

41. Die Verpflegung ist auf Grund besonderer Kostformen zu regeln, bei 
deren Aufstellung und Kontrolle in den Krankenanstalten wie in den 
sonstigen Gemeindeanstalten (Waisenhäuser, Siechenhäuser u. a.) eine 
ärztliche Mitwirkung nicht zu entbehren ist. 

42. Die Wartung und Pflege in den Krankenanstalten hat durch ein sach¬ 
gemäß ausgebildetes Pflegepersonal zu erfolgen. 

43. Zwecks Vernichtung der Ansteckungsstoffe während der Dauer der Krank¬ 
heit wie nach Ablauf derselben müssen Desinfektionseinrichtungen, Des¬ 
infektionsmittel und amtliche Desinfektoren zur Verfügung stehen. 

44. In den größeren Krankenanstalten sind Untersuchungsstellen einzurichten, 
die bei Verdacht einer ansteckenden Krankheit, nam entlieh von Tuberku 
lose, Diphtherie, Typhus, Gonorrhöe u. a. die Ergänzung der klinischen 
durch die mikroskopische bzw. bakteriologische Diagnose ermöglichen. 
Diese Untersuchungsstellen können für die besonderen Tuberkulosefürsorge- 
steilen nutzbar gemacht werden. 
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45. Das Krankentransport- und Rettungswesen ist der Große der Gemeinden 
entsprechend zu regeln. 

46. Zum Zwecke der Entlastung der Krankenanstalten wird auf die gesonderte 
Unterbringung der Siechen einerseits und der Rekonvaleszenten andererseits 
Bedacht zu nehmen sein. Eine erfolgreiche Genesendenfürsorge hat die 
Bereitstellung von Erholungsheimen zur Voraussetzung, an deren Errich¬ 
tung neben den Gemeinden und Gemeindeverbänden die Krankenkassen, 
Landesversicherungsanstalten und für Personen, welche durch Unfall 
beschädigt sind, die Berufsgenossenschaften zu beteiligen sind. Ergänzend 
tritt die Privat- und Vereinswohltätigkeit hinzu. 

47. Die Fürsorge für bedürftige Wöchnerinnen muß in höherem Maße als 
bisher Gegenstand fürsorgerischer Tätigkeit sein, an der sich die öffeut- 
liche Armenpflege und freie Liebestätigkeit zu beteiligen hat. Für bedürftige 
Wöchnerinnen ist neben der eigentlichen Geburtshilfe sachkundige Pflege 
durch Haus- und Wochenpflegerinnen sicherzustellen. An der wichtigen 
Aufgabe der Bereitstellung eines zuverlässigen Pflegepersonals, das den 
minderbemittelten und unbemittelten Volksklassen zu entsprechend er¬ 
mäßigten Preisen oder unentgeltlich zur Verfügung stehen muß, haben 
sich neben den Stadt- und Landkreisen die Gemeinden und weiterhin die 
kirchliche, Vereins- und Privat Wohltätigkeit zu beteiligen. 

48. Das Bedürfnis der Errichtung von Stadtasylen für Geisteskranke, mit der 
Aufgabe, die Aufnahme von Geisteskranken zu erleichtern und zu 
beschleunigen, muß für größere Städte anerkannt werden. Diese Asyle 
müssen mit psychiatrisch vorgebildeten Ärzten und entsprechend aus¬ 
gebildetem Pflegepersonal ausgestattet sein. 

49. Hinsichtlich der Armenhäuser ist zu fordern, daß sie bezüglich der bau¬ 
lichen und gesundheitlichen Einrichtungen den nach dieser Richtung zu 
stellenden Mindestforderungen entsprechen. 

50. ln den Herbergen und Asylen ist die Beobachtung der Reinlichkeitsmaß¬ 
nahmen wie die Absonderung krankheitsverdächtiger Personen von beson¬ 
derer Wichtigkeit. Den Bade- und Desinfektionseinrichtungen ist deshalb 
besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden. 

51. Auf die Anstellung entsprechend vorgebildeter Schulärzte ist namentlich 
in den Städten und den größeren ländlichen Gemeinden hinzuwirken. In 
dem schulärztlichen Programm muß die Tuberkulosebekämpfung eine 
stärkere Berücksichtigung Anden als bisher. Den Gefahren des Schulstaubes 
ist wirksam zu begegnen, dazu gehört auch, daß die Schulräume, soweit 
irgend möglich, anderen als Schulzwecken nicht dienstbar gemacht werden. 

52. Die auf die Speisung und Kleidung armer Schulkinder gerichteten Bestre¬ 
bungen, die am besten der charitativen Vereinstätigkeit überlassen bleiben, 
bedürfen nachhaltiger Förderung wie desgleichen die auf Überweisung der 
Schulkinder in Ferienkolonien, Kinderheilstätten, Seehospize usw. gerich¬ 
teten Bestrebungen. 

53. In den größeren Gemeinden ist auf die Anstellung besonderer Gemeinde- 
(Stadt-) Ärzte Bedacht zu nehmen, während in den kleineren Gemeinden 
einer der Armenärzte mit den Funktionen des Kommunalarztes als sach¬ 
verständigen Beirats der Gemeindeverwaltung auf allen Gebieten der 
kommunalen Gesundheitspflege zu betrauen ist. 

54* In den Großstädten sind besondere Gesundheitsämter für alle Zweige der 
kommunalen Hygiene mit Einschluß der Statistik einzurichten. 

55. Anf die Einrichtung gesundheitlicher Kommissionen (Deputationen) nach 
Analogie der in Preußen durch das Gesetz, betr. die Dienststellung des 
Kreisarztes usw. vom 16. September 1899, ins Leben gerufenen Gesundheits¬ 
kommissionen ist in allen Bundesstaaten, wo eine derartige Einrichtung 
bisher nicht besteht, innerhalb der Gemeindeverfassung hinzuwirken. Ihre 

^wrteljahrsBchrift für Gesundheitspflege, 1906. ]2 
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Errichtung ist besonders dringend in den Städten und den größeren länd¬ 
lichen Gemeinden, namentlich auch in allen Sommerfrischen, Kur- und 
Badeorten wie in den Indnstriebezirken und den Vororten der Großstädte. 
Neben dem Gemeinde- and Armenarzt, dem Techniker und Chemiker bzw. 
Apotheker und Tierarzt sollen diesen Kommissionen Vertreter derjenigen 
Kommissionen (Deputationen) angehören, die auf dem Gebiete der kommu¬ 
nalen und sozialen Hygiene tätig sind, insbesondere Vertreter der Bau- 
und Wohnungsdeputation, der Armen-, Krankenhaus- usw. Deputation, der 
Innungen und Innungsverbände, der Handwerkskammern und sonstigen 
Berufsverbände, namentlich auch der Krankenkassen, ferner Vertreter der 
Schulen und der größeren gewerblichen Unternehmungen. In den länd¬ 
lichen GesundheitskommisBionen wird auf die Anteilnahme von Vertretern 
der landwirtschaftlichen Vereine und der wirtschaftlichen Genossenschaften 
besonderer Wert zu legen sein. 

56. Die Mitwirkung der Krankenkassen und Landesversioherungs- 
anstalten ist besonders erwünscht bei der Bekämpfung der Volksseuchen, 
insbesondere der Tuberkulose und Geschlechtskrankheiten wie bei der 
Bekämpfung des Alkoholismus. Hinsichtlich der Krankenhausfürsorge ist 
von der im § 7 des Krankenkassengesetzes gegebenen Befugnis in aus¬ 
gedehnterem Maße Gebrauch zu machen. Auch liegt eine weitere Aus¬ 
gestaltung der Genesendenfürsorge im wohlverstandenen Interesse der 
Krankenkassen und Landesversicherungsanstalten. 

57. Mit Rücksicht darauf, daß ein besonderes Selbstverwaltungsrecht bisher 
nur einem kleinen Teil der Krankenkassen zusteht, sowie mit Rücksicht 
auf die besondere Bedeutung der Krankheitsverhütung für die Volks¬ 
wohlfahrt würde die einheitliche Gestaltung der Arbeiterversicherung 
durch Schaffung örtlicher Wohlfahrtsämter und die dabei vorzusehende 
weitere Ausdehnung der Krankenversicherung einen erheblichen Fort¬ 
schritt in hygienischer Hinsicht bedeuten. 

58. Von sonstigen Organisationen mit Selbstverwaltung sind die Innungen 
und Handwerkskammern zu einer Mitbetätigung auf dem Gebiet der 
Hygiene in den handwerksmäßigen Betrieben nicht bloß befugt, sondern 
auch an sich geeignet; zu diesem Zweck würden die Beauftragten der 
Innungen und Handwerkskammern ihre Kontrolle auf die Hygiene der 
Arbeitsstätte und der heran wachsenden Handwerkeijugend auszudehnen 
haben. 

59. Die Arbeitervertretungen (Arbeiterausschüsse) sind ein 
geeignetes Organ, die Arbeiter zur Mit- und Selbstkontrolle bei Durch¬ 
führung der Maßnahmen des Arbeiterschutzes, der Krankheits- und Unfall¬ 
verhütung heranzuziehen. 

60. Auch die privaten Organisationen der Wirtschafts - und Baugenossen¬ 
schaften sind ebenso wie die zahlreichen Vereine und Verbände, 
welche die Förderung der Gesundheits- und Wohlfahrtspflege in ihr 
Programm aufgenommen haben, wertvolle Bundesgenossen in der Aus¬ 
breitung hygienischer und sozialer Erkenntnis wie bei der Durchführung 
hygienischer Maßnahmen. 

Referent Regiernngs- und Geh. Medizinalrat Dr. E. Roth: 

„Der wirtschaftliche Aufschwung, in dem wir uns seit dem letzten 
Drittel des vorigen Jahrhunderts befinden, die außerordentliche Entwicke¬ 
lung, welche die Industrie genommen, das schnelle Emporwachsen der Städte 
legte dem Staat und den Selbstverwaltungskörpern und insbesondere den 
Gemeinden die Verpflichtung auf, die mit der Anhäufung großer Menschen¬ 
massen, mit der Zunahme der Industrie, der Entwickelung des Verkehrs 
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unausbleiblich verbundenen gesundheitlichen Gefahren nach Möglichkeit 
einzuschränken. Es ist kein bloßer Zufall, daß der jüngste Zweig am 
Baume der Medizin, die Hygiene als Wissenschaft, um dieselbe Zeit seine 
ersten Blüten zu treiben beginnt, als dieser wirtschaftliche und industrielle 
Aufschwung einsetzt. Großstädtische Gesundheitswerke waren es, die in 
München in dem Begründer der wissenschaftlichen Hygiene, in Petten- 
kofer, in Berlin in einem ihrer berufensten praktischen Vertreter, in 
Virchow, ihre eifrigsten Förderer fanden. 

„Wie Sie aus den lichtvollen Ausführungen des Oberbürgermeisters 
Adickes „Über die sozialen Aufgaben der Städte“ auf dem Dresdener Städte - 
tage im Jahre 1903 ersehen haben, entwickelte sich der soziale Staat, nach* 
dem der Merkantilismus, der Polizeistaat und die individualistischen Ord¬ 
nungen abgewirtschaftet hatten. Die Forderungen der Sozialpolitik ergeben 
sich mit der zunehmenden Größe der Selbstverwaltungsorganismen von 
selber — dies gilt für den Staat wie für die Gemeinde, für die Betriebs¬ 
unternehmungen wie für die Genossenschaften und Berufsverbände. Mit 
der Größe der Betriebe wuchs die Schwierigkeit der Kontrolle und damit 
die Verantwortung: das gehäufte Zusammensein der Menschen und die 
ungeahnte Entwickelung der Industrie steigerten nicht bloß die wirtschaft¬ 
lichen und sittlichen, sondern auch die gesundheitlichen Gefahren, und in 
demselben Maße machte sich das Bestreben geltend, die Medizin in der 
Hygiene der Allgemeinheit dienstbar zu machen. Neue Aufgaben erstanden, 
altere Aufgaben wurden dringender, und immer lebhafter machte sich das 
Bedürfnis geltend, weitere Kreise zur Mitarbeit und Mitkontrolle heranzuziehen. 

„Es erklärt sich hieraus, daß wir den ersten Äußerungen praktischer 
Sozialpolitik und Gesundheitspflege in den Großstädten und den großen 
Betriebsunternehmungen begegnen. Ganz besonders waren es die großen 
Städte, die auf hygienischem Gebiet beispielgebend vorangingen. Aber 
auch den mittleren und kleineren städtischen und ländlichen Gemeinwesen 
erwuchsen f eue Aufgaben: Die Industrie ging aufs Land, das Land zog in 
die Stadt, und so galt es auch hier einen richtigen gesundheitlichen Aus¬ 
gleich durch Förderung sozialhygienischer Maßnahmen herbeizuführen. So 
wird die Hygiene ein unentbehrliches Glied im Organismus der Selbst¬ 
verwaltung und zugleich ein Maßstab des sozialen Erkenntnisvermögens 
moderner Verwaltungskörper. 

„Bei dem außerordentlichen Umfang der hier vorliegenden Aufgaben 
muß ich mich darauf beschränken, einige Punkte von entscheidender Be¬ 
deutung in wechselnden Licht- und Schattenbildern an Ihrem geistigen Auge 
vorüberziehen zu lassen, nachdem ich vorher Ihre Nachsicht erbeten habe 
wegen der Kühnheit, die darin liegt, daß ich das in Rede stehende schier 
unerschöpfliche Thema übernommen habe — aber niemand entgeht seinem 
Schicksal: vor zwei Jahren hatte ich selber das Thema dem Ausschuß 
unseres Vereins zur Erwägung gestellt, in der Annahme, daß ein Berufenerer 
für die Bearbeitung sich Anden würde. Der verehrte Ausschuß hielt sich 
an den Anstifter, und so bin ich hier, eine milde Beurteilung und verständ¬ 
nisvolle Nachsicht von vornherein erbittend. 

„Von den Selbstverwaltungskörpern im engerenSinne kommen 
die Provinz und die Kreise bzw. die gleichartigen weiteren Kommunal- 
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verbände in den übrigen Bundesstaaten und zuletzt und zuerst die Ge¬ 
meinden in Betracht. Im Anschluß hieran sollen auch die auf Grund 
gesetzlicher Bestimmungen gebildeten korporativen Verbände, 
die innerhalb gegebenen Rahmens ihre Angelegenheiten selbst verwalten, 
wie die Krankenkassen, speziell die Ortskrankenkassen und die Landes¬ 
versicherungsanstalten, die InnungBverbände, Handwerkskam¬ 
mern und Arbeiterausschüsse und zuletzt auch die privaten wirt¬ 
schaftlichen Vereinigungen (Genossenschaften, Berufs verbände usw.), 
die neben ihren wirtschaftlichen Aufgaben die Förderung gesundheitlicher 
und Wohlfahrtsbestrebungen sich zum Ziel gesetzt haben, in den Bereich 
der Erörterung gezogen werden. 

„Nach der Provinzialordnung bildet jede Provinz einen mit den 
Rechten der Korporation ausgestatteten Kommunalverband zur Selbst¬ 
verwaltung seiner Angelegenheiten, und in dem Dotationsgesetz vom 8. Juli 
1875 (G.-S., S. 497) sind als Verwendungszwecke der den Provinzial¬ 
verbänden zu gewährenden Summen im § 4 aufgeführt: „3. Bestreitung der 
Kosten des Landarmen- und Korrigendenwesens, bzw. Gewährung von Bei¬ 
hilfen an die Landarmgnverbände. 4. Fürsorge bzw. Gewährung von Bei¬ 
hilfen für das Irren-, Taubstummen- und Blindenwesen. 5. Unterstützung 
milder Stiftungen, Rettungs-, Idioten- und anderer Wohltätigkeitsanstalten.“ 

„Nach dem Gesetz vom II. Juli 1891, betr. Abänderung der §§ 31, 
65 und 68 des Gesetzes zur Ausführung des Bundesgesetzes über den 
Unterstützungswohnsitz vom 8. März 1871 (G.-S., S. 300) haben die Land¬ 
armenverbände für Bewahrung, Kur und Pflege der hilfsbedürftigen Geistes¬ 
kranken, Idioten, Epileptischen, Taubstummen und Blinden, soweit sie der 
Austaltspflege bedürfen, in geeigneten Anstalten Fürsorge zu treffen. Ver¬ 
pflichtet zur Aufnahme und Bewahrung, zur Gewährung von Kur und Pflege 
ist zunächst derjenige Landarmenverband, welchem der vorläufig unter¬ 
stützungspflichtige Ortsarmen verband angehört. Die allgemeinen Verwal¬ 
tungskosten der Anstalten, einschließlich der Kosten der von^er Anstalt 
selbst bewirkten Beerdigung trägt der Landarmenverband. Der Land¬ 
armenverband ist berechtigt, soweit es sich nicht um einen landarmen 
Hilfsbedürftigen handelt, vorbehaltlich anderweiter Vereinbarungen Ersatz 
der sonstigen Kosten von dem endgültig unterstützungspflichtigen Orts¬ 
armenverband zu verlangen. Der Kreis ist verpflichtet, dem Ortsarmen¬ 
verband mindestens zwei Drittel der von letzterem aufzubringenden Kosten 
als Beihilfen zu gewähren. Gemäß § 31 d können solche Land- und Stadt¬ 
kreise, sowie Ortsarmenverbände, welche für einen der von den Landarmen¬ 
verbänden unmittelbar zu übernehmenden Zweige der Armenpflege bisher 
schon in ausreichender Weise gesorgt haben, solange dies der Fall, nicht 
gegen ihren Willen verpflichtet werden, an der zu treffenden Einrichtung 
des Landarmenverbandes teilzunehmen oder zu den Kosten derselben bei¬ 
zutragen. Sie können mit Genehmigung des Oberpräsidenten auch zu¬ 
künftig die Fürsorge für hilfsbedürftige Geisteskranke, Idioten, Epileptische, 
Taubstumme und Blinde in eigenen Anstalten übernehmen. Nach § 31 c 
sind die Landarmenverbände, Kreise und die aus mehreren Gemeinden und 
Gutsbezirken zusammengesetzten Kommunalverbände auch ferner befugt, 
die Fürsorge für Sieche unmittelbar zu übernehmen. Die gleiche Befugnis 
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verbleibt den Kreisen und den vorbezeichneten Kommunalverbänden hin¬ 
sichtlich der hilfsbedürftigen Kranken. 

„Die hiernach den Landarmen verbänden zukommenden Obliegenheiten 
hat in einer Reihe von Bundesstaaten der Staat übernommen. In Bayern, 
wo die Ersatzpflicht für Armenaufwendung überhaupt deijenigen Gemeinde 
obliegt, in welcher der unterstützte bayerische Staatsangehörige, sei es 
durch Geburt, sei es durch Erfüllung seiner wesentlich an einen mehijäh- 
rigen Aufenthalt geknüpften Bedingungen „heimatsberechtigt“ ist, greift 
eine Zusammenfassung zu weiteren Verbänden nicht Platz. Im Falle des 
Nichtvorhandenseins des Heimatsrechtes besteht ein Anspruch unmittelbar 
an den Staat. Der Kreisarmenpflege liegt in Bayern namentlich die Be¬ 
gründung von Wohltätigkeits- und Beschäftigungsanstalten, Armenkolonien, 
Irrenhäusern und anderen Sanitätsanstalten oh. Demgemäß unterhalten 
die Kreise in Bayern (unseren Provinzialverbänden entsprechend) die Irren-, 
Heil- und Pflegeanstalten, im ganzen 11. 

„In Elsaß-Lothringen ist die Fürsorge für Geisteskranke ebenso wie für 
Waisen- und Findelpflege den Bezirken übertragen, und zwar unter obliga¬ 
torischer Heranziehung der Gemeinden. 

„Am 1. Juli 1893, als das Gesetz vom 11. Juli 1891 in Kraft trat, 
waren von den Landarmenverbänden 21000 bis 22 000 Geisteskranke, Epi¬ 
leptische, Idioten, Blinde und Taubstumme zu übernehmen; vier Jahre 
später, am 1. April 1897, war die Zahl auf nahezu 32 000 gestiegen. 

„In Deutschland stieg die Zahl der Irrenanstalten von 199 mit 
283000 Betten im Jahre 1876 auf 394 mit 870000 Betten im Jahre 1900; 
wesentlich sind hieran die öffentlichen Anstalten beteiligt. 

„Wie sehr das Bedürfnis nach Anstaltspflege gestiegen ist, erhellt daraus, 
daß in Preußen ein Geisteskranker in einer Anstalt für psychisch Kranke 
and physisch Schwache 

im Jahre 1874 auf 1803 Einwohner 

» „ 1881 „ 1406 

n * 1890 „ 905 

„ „ 1898 „ 744 

kam. 

„Wie sehr andererseits die Ausdehnung der Anstaltspflege von der 
größeren oder geringeren Leichtigkeit der Befriedigung dieses Bedürfnisses 
abhängig ist, erhellt daraus, daß beispielsweise in der Provinz Posen im 
Jahre 1898 ein Geisteskranker in der Anstalt auf 1218 Einwohner kam, 
in der Provinz Westpreußen auf 1076, dagegen in Hessen-Nassau auf 496, 
in Westfalen auf 517, in Berlin auf 543, in Hannover auf 672 und in 
Brandenburg auf 695. In Württemberg, Sachsen, Bayern waren diese 
Zahlen im Jahre 1898 538, 613 und 817, und ähnlichen Zahlen begegnen 
wir in den übrigen deutschen Ländern. 

„Notwendig erscheint eine Irrenzählung in Deutschland, wie eine solche 
seit 1871 in Verbindung mit der Volkszählung nicht mehr stattgefunden 
hat. Dagegen liegen Zählungen für Preußen und Sachsen vor, die letzten 
aus dem Jahre 1895. Während nun für Preußen sich ergeben hatte, daß 
die Geisteskranken relativ und absolut zugenommen haben, war in Sachsen 
trotz absoluter Zunahme das Verhältnis der Geisteskranken zur übrigen 
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Bevölkerung günstiger geworden, so daß das Verhalten eines Einzelstaates 
Schlüsse auf Deutschland nicht gestattet. 

„Jedenfalls läßt sich entsprechend der Zunahme der Bevölkerung 
das Bedürfnis der Erweiterung bzw. Vermehrung der Anstalten 
zahlenmäßig feststellen. Nicht im Interesse dieser Kranken liegt es, wenn 
einzelne Provinzialverbände zwecks Entlastung ihrer Anstalten hilfsbedürf¬ 
tige Geisteskranke Anstalten der Kommunen oder Privatanstalten über¬ 
weisen, in denen eine ständige ärztliche Aufsicht durch psychiatrisch vor¬ 
gebildete Ärzte nicht vorgesehen ist, wie dies seitens der Stadt Berlin, der 
Provinzen Hannover, Rheinprovinz, Schleswig-Holstein u. a., sowie seitens 
anderer Bundesstaaten (Württemberg) geschieht. 

„Notwendig erscheint eine beschleunigte Unterbringung frisch 
erkrankter, anstaltspflegebedürfbiger Geisteskranker. Die Erledigung der 
Formalitäten, die Ermittelung der Staatsangehörigkeit, des Unterstützungs¬ 
wohnsitzes usw. bedingt oft Zeitverluste, die verhängnisvoll werden können. 
Bei vorliegender Gefahr müßte die nächste Anstalt vor Erledigung dieser 
Formalitäten sich öffnen, wie dies in Kliniken und Stadtasylen geschieht. 

„Im übrigen wird die Entlastung der Irrenanstalten nach anderen 
Richtungen zu erfolgen haben, einmal durch Ausdehnung der familiären 
Irrenpflege nach dem Vorgang der Provinzen Sachsen, Brandenburg u. a«, 
sodann durch Überweisung der alkoholischen Geisteskranken in die beson¬ 
deren für diesen Zweck bestimmten Anstalten, wie dies seitens einzelner 
Provinzialverbände in Preußen neuerdings bereits geschieht (Brandenburg, 
Sachsen). Außerdem werden die Provinzialverbände die für Bewahrung, 
Kur und Pflege der aus den Strafanstalten entlassenen Geisteskranken er¬ 
forderlichen besonderen Vorkehrungen zu treffen haben, da sie nach der 
Provinzialordnung und den Dotationsgesetzen für die gesamte öffentliche 
Irrenpflege zu sorgen haben. 

„Zu den Aufgaben, deren Lösung immer dringender an Staat und Ge¬ 
meinden berantritt, gehört die Bekämpfung der Trunksucht. Daß der 
geltende Rechtszustand, der lediglich die Entmündigung im Auge hat, unzu¬ 
länglich ist, weil er nicht vorbeugend, nicht heilfürsorgend wirkt, wird 
allgemein zugegeben. Hier einzugreifen und die Fürsorge für Trunksüch¬ 
tige gesetzlich zu regeln, ist Aufgabe des Staates, während als Träger der 
öffentlichen Lasten in Preußen in erster Linie die Provinzen in Frage 
kommen. Wenn von den in den Jahren 1900 und 1901 in Preußen ent¬ 
mündigten 616 Trunksüchtigen nur 68 in Trinkerheilanstalten untergebracht 
waren, so liegt der Grund hierfür vor allem in dem Mangel an geeigneten 
Anstalten für hilfsbedürftige Trunksüchtige und in dem Fehlen von Vor¬ 
schriften für die Aufnahme und Entlassung der Trinker in und aus Trinker¬ 
anstalten. Die in Preußen vorhandenen 27 Trinkerheilanstalten sind sämt¬ 
lich offene Anstalten, welche in erster Linie für die wohlhabenden Klassen 
bestimmt sind. Erst ganz neuerdings ist bei einer dieser Anstalten eine 
geschlossene Abteilung für Provinzialkranke eingerichtet. 

„Wenn wir bedenken, daß im Jahre 1902 in Preußen 576, in Deutsch¬ 
land 903 Personen wegen Trunksucht entmündigt wurden, und daß die 
Zahl der in Irrenanstalten zur Aufnahme gelangenden Trinker in vielen 
derselben ein Drittel der Gesamtaufnahmeu beträgt — im Jahre 1899 be- 
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fanden sich in den preußischen Irren- und Krankenanstalten zusammen 
rnnd 21000 Alkoholiker, davon 7000 in Irrenanstalten und 14000 in 
Krankenanstalten —, so muß die Schaffung geeigneter Trinkerheilanstalten 
als ein dringendes Bedürfnis erachtet werden. Die gewöhnlichen Irren¬ 
anstalten sind für diesen Zweck schon deshalb nicht geeignet, weil die Ab¬ 
stinenz, die Voraussetzung jeder Heilung, nicht mit der Strenge durch¬ 
geführt werden kann wie in den Trinkerheilstätten, weil ferner die Frage 
der Beschäftigung Schwierigkeiten begegnet, auch eine energisch betriebene 
pädagogische Beeinflussung der Trinker, eine systematische Erziehung zur 
Abstinenz nur in besonderen Anstalten unter Leitung überzeugter Absti¬ 
nenten erzielt werden kann. Wohl aber könnten diese Anstalten unter 
selbständiger ärztlicher Leitung an die bestehenden Provinzialanstalten an¬ 
gegliedert werden, soweit diese nach ihrer Lage und Größe eine ausreichende 
Beschäftigung der Kranken in Garten und Feld ermöglichen. Je mehr 
Trinkeranstalten, offene und geschlossene miteinander verbunden, zur Ver¬ 
fügung stehen, um so mehr wird es gelingen, die Trinker so frühzeitig 
ihnen zuzuweisen, daß eine Heilung erwartet werden kann. 

„Fast alle Landarmenverbände haben in Preußen eigene Landarmen- 
undSiechenanstalten errichtet, einige deren mehrere, so Brandenburg vier, 
bedienen sich aber daneben größtenteils noch der Ortsarmenverbände als 
ihrer Organe. Im Großherzogtum Hessen haben die drei Provinzen je eine 
Anstalt zur Aufnahme von Siechen, Verkrüppelten, Gelähmten usw. be¬ 
gründet, in denen Ortsarme, Landarme und auch Selbstzahler aufgenommen 
werden. In Elsaß-Lothringen bestehen drei Bezirks - Siechen - und Pflege- 
anstalten, im übrigen ist hier die Fürsorge der Spitäler ebenso wie die der 
offenen Armenpflege eine fakultative. Auch in den übrigen Bundesstaaten 
sind neben den Ortsarmen verbänden die größeren Verbände an der Siechen¬ 
pflege beteiligt. 

„ Außerdem gewähren die Provinzial verbände in Preußen zur Durch¬ 
führung der Kreisordnung in Gemäßheit des Dotationsgesetzes Beihilfen, zur 
Unterstützung an leistungsschwache Kreise und Gemeinden auf dem Gebiete des 
Armen- und Pflegewesens, ferner Beihilfen an Ortsarmen verbände zu 
den Kosten der ordentlichen und außerordentlichen Armenpflege, 
außerdem Beihilfen für Arbeiterkolonien und Verpflegungsstationen, die da¬ 
durch, daß die vagierende Bevölkerung von unkontrollierbaren Schlupf¬ 
winkeln ferngehalten wird, gleichfalls der Hygiene zugute kommen, endlich 
Beihilfen zur Entsendung armer Kinder in Seehospize usw., sowie Beihilfen 
für Spezialheilstätten, für arme Augenkranke u. a. 

„Auf dem Gebiete der Wasserversorgung haben die Provinzen viel¬ 
fach hilfsbedürftigen Gemeinden bei der Einrichtung zentraler Wasser¬ 
versorgungsanlagen finanzielle Beihilfen gewährt und zu diesem Zweck ent¬ 
sprechende Summen in die Provinzialetats eingestellt. Bei der geringen 
Leistungsfähigkeit vieler, namentlich ländlicher Gemeinden kann die Ge¬ 
währung von Beihilfen zu derartigen über die Leistungsfähigkeit der Einzel¬ 
gemeinde vielfach hinausgehenden größeren gesundheitlichen Anlagen seitens 
der weiteren Kommunalverbände, der Kreise und insbesondere der Provin¬ 
zialverbände und die Bereitstellung entsprechender Mittel im gesundheit¬ 
lichen Interesse nicht dringend genug befürwortet werden. 
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„Nach dem preußischen Gesetz betreffend Bekämpfung ansteckender 
Krankheiten vom 28. August 1905 werden zukünftig gegenüber leistungs¬ 
unfähigen Gemeinden und Gutsbezirken die Provinzen die Mehrkosten für 
sanitäre Einrichtungen in der seuchenfreien Zeit zu tragen und der Staat 
ihnen die Hälfte dieser Kosten zu erstatten haben. 

„Auf dem Gebiete derTuberkulosebekämpfung haben sich bei uns 
wie in anderen Bundesstaaten neben den Gemeinden, Kreisen und Bezirken 
die Provinzen durch Bildung von Provinzial vereinen zur Bekämpfung der 
Tuberkulose beteiligt. So bestehen Provinzialvereine zur Bekämpfung der 
Tuberkulose in Ostpreußen, Posen, Schlesien, Brandenburg, Sachsen, Hessen- 
Nassau, in der Oberpfalz, während Bezirksvereine in den Regierungsbezirken 
Oppeln, Minden, Münster, Koblenz, Trier, Wiesbaden u. a. tätig sind. Im 
Großherzogtum Hessen hat sich zu gleichem Zweck ein Landes verein ge¬ 
bildet. Diese Vereine bezwecken, soweit sie nicht eigene Lungenheilstätten 
unterhalten, die Überweisung Lungenkranker in Heil« oder Heimstätten, 
oder wie der Brandenburger Provinzialverein die Errichtung einer eigenen 
Anstalt für vorgeschrittene Fälle von Tuberkulose. 

„Nach der Kreisordnung bildet jeder Kreis nach näherer Vorschrift 
des Gesetzes einen Kommunalverband zur Selbstverwaltung seiner An¬ 
gelegenheiten mit dem Recht einer Korporation. In den Landkreisen ist 
es neben der vielfach unzureichenden Wohnungsfürsorge, der nicht ein¬ 
wandfreien Wasserversorgung, der unhygienischen Beseitigung der Abfall-* 
stoffe die Krankenfürsorge, die in weiten Teilen des engeren und weiteren 
Vaterlandes zu wünschen übrig läßt, die Entstehung und Verbreitung über¬ 
tragbarer Krankheiten begünstigt und ihre Bekämpfung erschwert. 

„Soweit es sich hierbei um Einrichtungen handelt, deren Herstellung 
und Unterhaltung die Leistungsfähigkeit der einzelnen Gemeinde übersteigt, 
werden die weiteren Kommunalverbände und vor allem die Kreise die Be¬ 
friedigung der hier vorliegenden Bedürfnisse für eine Reihe von Gemeinden 
oder für den Umfang des Kreises sich angelegen sein lassen müssen. Hierzu 
gehört in erster Linie die Bereitstellung ärzlicher Hilfe und eines 
ausreichenden Pflegepersonals. 

„ln Übereinstimmung mit den Beschlüssen des Deutschen Vereins für 
Armenpflege und Wohltätigkeit (20. Jahresversammlung) muß gefordert 
werden, daß überall Armenärzte in einem der Einwohnerzahl und den 
örtlichen Verhältnissen entsprechenden Umfange angestellt werden. Hieraus 
ergibt sich die Folgerung, daß in schwach bevölkerten oder wenig wohl¬ 
habenden Gebieten die Anstellung der Armenärzte aus Mitteln der größeren 
korporativen Verbände, der Gesamtarmen verbände, der Kreise und Distrikte, 
in zweiter Linie der Provinzen und des Staates zu fördern und zu unter¬ 
stützen ist. Abgesehen von Elsaß-Lothringen, wo eine geordnete Kranken¬ 
pflege auf dem Lande dadurch gewährleistet ist, daß die Kantonalärzte die 
armen Kranken unentgeltlich behandeln, sind es nur einzelne der wohl¬ 
habenderen Teile Preußens, insbesondere die westlichen Provinzen, Teile 
von Hannover, Schlesien und Sachsen, ferner die mitteldeutschen und ein 
Teil der süddeutschen Staaten, in denen die Behandlung armer Kranker 
durch Anstellung von Armenärzten in mehr oder weniger großer Ausdeh¬ 
nung auch auf dem Lande sichergestellt ist. Erleichtert wird sie ferner 
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io denjenigen Landesteilen, wo für Zwecke der Armenpflege milde Stif¬ 
tungen oder besondere Armenfonds znr Verfügung stehen. Speziell in den 
östlichen Provinzen Preußens erfolgt die Zuziehung armenärztlicher Hilfe 
nur von Fall zu Fall nach Ermessen des Gemeinde-(Guts-)Vorstehers, wo¬ 
bei der Begriff der Hilfsbedürftigkeit in der Regel sehr eng gezogen wird. 

„Neben der vertragsmäßigen Sicherstellung ärztlicher Hilfe 
erscheint hier eine Mitwirkung ehrenamtlicher Organe unerläßlich. 

„Nicht minder wichtig ist die Bereitstellung eines für Kranken-, 
Haus- und Wöchnerinnenpflege ausreichenden und entsprechend 
vorgebildeten Pflegepersonals. Als wichtigste und dankbarste Aufgabe 
des Vaterländischen Frauenvereins vom Roten Kreuz wurde auf der Dele¬ 
giertenversammlung in Berlin im Jahre 1899 die Einführung einer geordneten 
Krankenpflege namentlich auf dem Lande bezeichnet. Ebenso erklärte der 
Deutsche Verein für Armenpflege und Wohltätigkeit auf seiner 19. Jahres¬ 
versammlung in Breslau im Jahre 1899 die Schaffung einer geordneten 
Krankenpflege auf dem Lande für ein dringendes Bedürfnis, zu dessen Be¬ 
friedigung neben den Kreisen und Gemeinden die Träger der sozialpolitischen 
Gesetzgebung, der Vaterländische Frauen verein, die Vereine für Hauspflege, 
die kirchliche, sowie private*und genossenschaftliche Wohltätigkeit heran¬ 
zuziehen sind. So Hervorragendes bei uns wie in Süddeutschland einzelne 
Stadt- und Landkreise auf diesem Gebiet geleistet haben, in großen Teilen 
des deutschen Vaterlandes harrt die Frage der Krankenpflege und speziell 
derHaus- und Wochenpflege noch ihrer Lösung. Der zunehmende Bedarf 
an Schwestern in der Gemeinde- und Hauspflege wie in der geschlossenen 
Krankenpflege läßt es notwendig erscheinen, daß die Kreise, die Stadt- und 
Landkreise, im Anschluß an ihre Krankenanstalten Schwesterhäuser ein¬ 
richten, in denen sie ihre Pflegerinnen selber ausbilden, wie dies seitens 
einzelner Stadt- und Landkreise wie seitens einzelner allgemeiner und 
Spezialkrankenanstalten (Lungenheilstätten) bereits geschieht. Nur so läßt 
sich das Ziel, das in gesundheitlicher Beziehung erstrebt werden muß, in 
jeder größeren ländlichen Ortschaft eine Gemeindepflegestation 
für die Zwecke der Hauspflege einzurichten, erreichen. Es ist dies um so 
notwendiger, als schon seit lange die evangelischen Diakonissenhäuser, die 
katholischen Ordensgenossenschaften, wie auch die Diakonievereine und die 
Vereine vom Roten Kreuz nicht in der Lage sind, den an sie herantretenden 
Forderungen zu entsprechen, trotz der stattlichen Zahl von 24 000 und 
38000 Schwestern, die in Preußen bzw. Deutschland im Jahre 1900 zur 
Verfügung standen. 

„In dünn bevölkerten Gegenden empfiehlt es sich, die Schwestern¬ 
stationen mit Niederlagen von Krankenpflegegerätschaften zu ver¬ 
binden, eine Einrichtung, die sich nach dem Vorgang in der Schweiz, in 
Frankreich und Elsaß - Lothringen bei uns namentlich in Süddeutschland 
und in einigen westlichen Kreisen Preußens, neuerdings auch im Osten be¬ 
währt hat. Die Verwaltung dieser Stationen ist den Gemeindeschwestern 
nach Maßgabe einer besonderen Anweisung, die sich namentlich auf die 
Reinhaltung und Desinfektion der Gerätschaften nach gemachtem Gebrauch 
zu erstrecken hat, zu übertragen. Demselben Zweck dienen die in Schles¬ 
wig-Holstein eingerichteten Margarethenspenden und die „Charlottenpflege u 
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genannten Einrichtungen von Krankenpflegekästen in Württemberg. Hier¬ 
her gehört auch die von De necke angegebene Leihst&tte für Wochenpflege¬ 
gebrauchsgegenstände „Wanderkorb für Wöchnerinnen u . Die Kontrolle 
dieser Krankenpflegestationen muß dem Medizinalbeamten Vorbehalten 
bleiben. 

„Bei den Einrichtungen der geschlossenen Armenpflege (Armen¬ 
arbeitshäuser, Siechenhäuser, Altersversorgungsanstalten) wird die ergän¬ 
zende Mitwirkung der Kreise gegenüber leistungsschwachen Gemeinden 
durch entsprechende Beihilfen oder durch Übernahme der entsprechenden 
Einrichtungen nicht zu entbehren sein, wie dies schon jetzt vielfach ge¬ 
schieht. Die Kreise werden zu Mitträgern der Ortsarmenlast zu machen 
sein, wofür sie das Recht und die Verpflichtung übernehmen, sich in geeig¬ 
neter Weise an der Verwaltung der Ortsarmen verbände zu beteiligen. Da¬ 
neben bleibt die Bildung von Gesamtarmen verbänden nach sächsischem 
Muster in Preußen gemäß § 128 der Landgemeinde-Ordnung vom 3. Mai 
1891 anzustreben. Von diesem in den meisten Ausführungsgesetzen zum 
Unterstützungswohnsitzgesetz zugelassenen Zusammenschluß mehrerer Ge¬ 
meinden oder Gutsbezirke zu größeren und darum leistungsfähigeren Ver¬ 
bänden ist bisher bei weitem nicht der Gebrauch gemacht worden, wie er 
den Interessen einer geordneten Armenfürsorge entsprochen hätte. 

„Was die Einrichtungen selber betrifft, so bedürfen die größeren 
Armenarbeitshäuser (Kreispflegeanstalten), deren Insassen sich aus geistig 
Gesunden, Gebrechlichen und chronisch Kranken, aus Geistesschwachen, ab¬ 
gelaufenen, nicht mehr anstaltspflegebedürftigen Geisteskranken und geistig 
Minderwertigen, darunter auch Trinker und Vagabonden, rekrutieren, einer 
sachgemäßen Verwaltungs- und hygienischen Kontrolle; derartigen Anstalten 
begegnen wir in Baden, in Sachsen, in Württemberg und in Schleswig- 
Holstein. In diesen Anstalten ist das ärztliche Interesse so weit vorherr¬ 
schend, daß sie, wie dies vereinzelt bereits geschieht, ärztlicher Leitung 
unterstellt werden müssen. Im baulicher Hinsicht empfiehlt sich im Inter¬ 
esse der Individualisierung, wie im Interesse der Absonderung ansteckungs¬ 
verdächtiger Kranker, namentlich Tuberkulöser, das System der zwei¬ 
stöckigen Einzelhäuser, wie dies in einzelnen größeren Siechenanstalten 
und Arbeitshäusern (Berliner Siechenanstalt in der Fröbelstraße, städisches 
Arbeitshaus in Rummelsburg) durchgeführt ist. Bezüglich der Verpflegung 
müssen feste Kostformen verlangt werden, bei deren Aufstellung dem sach¬ 
verständigen Urteil des Arztes gebührender Einfluß zu sichern ist. Im 
allgemeinen wird man zwei Kostformen, 6ine für die jüngeren, kräftigeren 
oder doch noch zu körperlicher Arbeit fähigen Personen und eine zweite 
für die meist alten und siechen, arbeitsunfähigen Personen zu unterscheiden 
haben; daneben sind besondere Diätformen für die eigentlich Kranken vor¬ 
zusehen. Da unter den Heilfaktoren die Zumessung einer den Körper¬ 
kräften angemessenen Arbeit obenan steht, muß für ausreichende Arbeits¬ 
gelegenheit im Freien wie in Werkstätten gesorgt sein. 

„Daß der bauliche Zustand der gewöhnlichen Armenhäuser auf 
dem Lande, aber auch in den kleinen Städten vielfach allen Forderungen 
der Hygiene Hohn spricht, weiß jeder, der diesen Dingen näher zu treten 
Gelegenheit gehabt hat; ich darf hierbei auf mein auf der 27. Versammlung 
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unseres Vereins in München im Jahre 1902 erstattetes Referat „Über die 
Wechselbeziehungen zwischen Stadt und Land und die Sanierung des 
Landes tt Bezog nehmen. Wo ein Ausbau dieser Armenhäuser nicht mehr 
lohnend ist, werden sie durch größere, von einer Mehrzahl von Gemeinden 
oder von den Kreisen zu errichtende Armenarbeitshäuser zu ersetzen sein. 

„Bei der Bekämpfung der gemeingefährlichen und übertrag- 
baren Krankheiten liegt den Kreisen nach Maßgabe der Landesgesetze 
neben und mit den Gemeinden die Aufgabe ob, diejenigen Einrichtungen 
zu treffen, die zur Verhütung der Verbreitung ansteckender Krankheiten in 
Frage kommen. Hierher gehört vor allem die Bereitstellung geeigneter 
Krankenunterkunftsräume. 

„In Preußen sind nach dem Landrecht und dem Polizeigesetz, sowie 
nach dem Gesetz betr. Bekämpfung ansteckender Krankheiten in erster 
Linie die Gemeinden verpflichtet, soweit es sich nicht um landespolizeiliche 
Maßnahmen handelt, diejenigen Einrichtungen zu treffen, die bei einem 
Seuchenausbruch oder bei dem Vorhandensein der Gefahr eines Seuchen¬ 
ausbruches erforderlich sind. In Bayern fallen alle ortspolizeilichen Kosten, 
welche zufolge des Reichsgesetzes vom 30. Juni 1900 aus öffentlichen 
Mitteln zu bestreiten sind, ausschließlich den Gemeinden zur Last; nur 
wenn besondere Umstände vorliegen, kann eine Übernahme von Kosten auf 
die Staatskasse erfolgen (§ 7 des Erlasses vom 14. April 1901). In Sachsen 
trägt nach der Verordnung vom 12. Dezember 1900 der Staat die Kosten 
für die Beteiligung der Bezirksärzte, aber nur insofern die Gemeinden nicht 
eigene Bezirksärzte haben; alle übrigen Kosten trägt die Gemeinde. Ebenso 
fallen die in Rede stehenden Kosten in Baden überwiegend den Gemeinden 
zur Last, während sie in Hessen die Polizeikassen tragen. 

„Während in einzelnen Kreisen in Preußen wie in den entsprechenden 
Verbänden der übrigen Bundesstaaten Hervorragendes auf dem Gebiete der 
geschlossenen Krankenpflege geleistet und die geschlossene Krankenpflege 
vollkommen zentralisiert ist, läßt diese Fürsorge in anderen Kreisen und 
überall dort zu wünschen übrig, wo ausschließlich unzureichende Gemeinde- 
Krankenanstalten zur Verfügung stehen. Eine Zentralisierung der zur 
Bekämpfung der ansteckenden Krankheiten erforderlichen Ein¬ 
richtungen erscheint wie in den Stadtkreisen auch in den Landkreisen 
geboten. Die hier vorliegenden Aufgaben werden wesentlich erleichtert, 
wenn als Anhalt Entwürfe für Krankenanstalten und Seuchenbaracken zur 
Verfügung stehen, und vor allem die Baukosten durch Vermeidung jedes 
unnötigen Aufwandes auf das hygienisch zulässige geringste Maß beschränkt 
werden. 

„Im Interesse einer erfolgreichen Bekämpfung der übertragbaren Krank¬ 
heiten muß ferner eine einheitliche Regelung des Desinfektions¬ 
und Transportwesens in den Stadt- und Landkreisen gefordert werden. 
Nur dann ist eine zuverlässige Seuchentilgung gewährleistet, wenn der 
Kreis oder der entsprechende Kommunalverband die Regelung des Des¬ 
infektionswesens in die Hand nimmt und für Schaffung von Desinfektions¬ 
einrichtungen , Ausbildung, Anstellung und Ausrüstung der Desinfektoren 
Sorge trägt. Für die ländlichen Kreise empfiehlt es sich deshalb, wie es 
schon vielfach geschieht, Kreisdesinfektoren für bestimmte Bezirke anzu- 
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stellen, die vom Kreise besoldet werden. Nachdem inzwischen in einer 
größeren Zahl von Regierungsbezirken in Preußen wie in Verbindung mit 
den hygienischen Instituten Desinfektorenschulen eingerichtet sind, wo die 
Ausbildung der Desinfektoren in neuntägigen Kursen unentgeltlich erfolgtt 
begegnet die Ausbildung der öffentlichen Desinfektoren keinen Schwierig¬ 
keiten mehr, vorausgesetzt, daß geeignete und bereite Leute zur Verfügung 
sind. Zur Übernahme der hierdurch verursachten geringen Kosten haben 
die Stadt- und Landkreise sich bei uns bereit erklärt. 

„Daß in allen Kreisen eine ausreichende Zahl von Desinfektoren jeder¬ 
zeit zur Verfügung steht, ist eine ebenso unabweisbare Forderung wie die 
Bereitstellung von Desinfektionseinrichtungen und Transportgerätschaften 
für die infizierten und desinfizierten Sachen. Da es sich bei der entweder 
durch Polizeiverordnung oder durch polizeiliche Verfügung im Einzelfalle 
angeordneten Schlußdesinfektion nach Ablauf der Krankheit um eine öffent¬ 
liche sanitäre Maßregel handelt, muß darauf hingewirkt werden, daß alle 
im behördlichen Auftrag ausgeführten Desinfektionen, wie es der § 37 des 
Reichsgesetzes vom 30. Juni 1900 vorsieht, unentgeltlich ausgeführt werden t 
wie dies in einer Reihe von Kreisen (Halle, Brandenburg, Stralsund, Span¬ 
dau, Leipzig u. a.) bereits allgemein geschieht. Soweit dies nicht der Fall, 
müssen die Kosten der Desinfektion möglichst niedrig bemessen und den 
Haushaltungsvorständen mit geringerem Einkommen Gebührenfreiheit ge¬ 
währt werden. — Die Dampfdesinfektionsapparate sind von Zeit zu Zeit 
durch bakteriologische Untersuchungen auf ihre Wirksamkeit zu prüfen. 

„Die Schlußdesinfektion gestaltet sich um so einfacher, je mehr schon 
während der Dauer der Krankheit für Tilgung der Ansteckungsstoffe Sorge 
getragen wird. Hier ist eine Überwachung durch die Ärzte und Gemeinde¬ 
schwestern einerseits wie durch die amtlichen Desinfektoren andererseits 
notwendig. Die im Potsdamer Bezirk eingeführten „Schutzmaßregeln bei 
ansteckenden Krankheiten“, die den Ärzten, Krankenschwestern und Des¬ 
infektoren und beim Auftreten einer ansteckenden Krankheit den Haus- 
haltungsvorständen zugängig gemacht werden, haben sich vorzüglich be¬ 
währt. Zu ihrer Durchführung müssen die erforderlichen Desinfektions¬ 
mittel den unbemittelten Volksklassen unentgeltlich zur Verfügung gestellt 
werden. 

„Von besonderen Maßnahmen auf dem Gebiete der Krankheits¬ 
bekämpfung erwähne ich, daß eine Reihe von Kreisen an der Bekämpfung 
der Tuberkulose tätigen Anteil genommen hat. So haben die Kreise 
Altena i. W., Saarbrücken und Wittlich eigene Heilstätten errichtet. In 
den Kreisen Essen Stadt und Land, Rees, Duisburg, Mühlhausen a. d. R., 
sowie Ruhrort und in den Kreisen des Regierungsbezirks Coblenz wird pro 
Kopf der Bevölkerung ein Steuerzuschlag für Heilstättenfürsorge erhoben. 
Als wünschenswert muß es bezeichnet werden, daß in allen Stadt- und 
Landkreisen die Bestrebungen auf dem Gebiete der Tuberkulosebekämpfung 
zentralisiert werden, indem überall Fürsorgestellen für Tuberkulose ins 
Leben gerufen, Heimstätten bzw. Unterkunftsräume für vorgeschrittene 
Tuberkulose bereit gestellt und bezüglich der Überweisung heilbarer Fälle 
mit den benachbarten Heilstätten (Erholungsstätten, Seehospizen usw.) Ver¬ 
einbarungen getroffen werden. 
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„ Hierher gehört ferner die unentgeltliche Bereitstellung des Diphtherie¬ 
serums zu kurativen und namentlich auch zu prophylaktischen Zwecken 
für die ärmere Bevölkerung, wie dies seitens der Kommun&lverbände in 
ausgedehntem Maße und in entgegenkommendster Weise bereits seit Jahren 
geschieht. Das gleiche gilt von der Gewährung jährlicher Beihilfen zur 
Unterbringung von skrofulösen und schwächlichen Kindern in die Kinder¬ 
heilstätten im Gebirge, in Seehospize, Lungenheilstätten, Rekonvaleszenten¬ 
heime u. a. 

„Gin anderes spezielles Bedürfnis auf dem Gebiete der Krankenfürsorge 
ist die Einrichtung von Unfallstationen, am besten in Verbindung mit 
den Gemeindepflegestationen, und die Ausbildung von Samaritern. Noch 
dringender wie in den Stadtkreisen ist die Einrichtung derartiger Stationen 
in den ländlichen Kreisen. Außer der ersten Hilfe bei Unglücksfällen 
wirken sie zugleich zugunsten der Unfall- und Invalidenversicherung. 

„Als erstrebenswert muß die in vielen Kreisen bereits erfolgte Aus¬ 
dehnung der gesetzlichen Krankenversicherung auf die land- und forst¬ 
wirtschaftlichen Arbeiter und, wenn möglich, auch deren Erweiterung auf 
die Familienangehörigen der Versicherten erachtet werden, wie letzteres 
beispielsweise im Kreise Hofgeismar zur Durchführung gekommen ist. 

„Steigende Anforderungen stellt das Hebammenwesen an die Kreise. 
Die Provinzen in Preußen haben nach dem Dotationsgesetz nur die Ver¬ 
pflichtung zur Unterhaltung der ihnen übertragenen Hebammenlehranstalten. 
Dementsprechend fällt nur das Hebammenbildungswesen in den Bereich 
ihrer Fürsorge, nicht aber die ausreichende Versorgung der in öffentlicher 
Stellung fungierenden Hebammen, die vielmehr durch das gleichzeitig mit 
dem Dotationsgesetz beratene Gesetz vom 28. Mai 1875, betr. die Verpflich¬ 
tung zur Unterstützung hilfsbedürftiger Hebammenbezirke in den acht 
älteren Provinzen des preußischen Staates (G.-S., S. 223) den Kreisen auf¬ 
erlegt ist. Wie weit der Staat verpflichtet sein müßte, falls die dringend 
notwendige bessere Versorgung der Bezirkshebammen gesetzlich festgelegt 
würde, leistungsunfähigen Kreisen zu Hilfe zu kommen, kann dahingestellt 
bleiben. Jedenfalls müßte die Anstellung der Bezirkshebammen den Kreisen 
Vorbehalten bleiben, da der Kreis im Gegensatz zu den bisherigen Heb¬ 
ammenbezirken nicht nur einen leistungsfähigeren Träger der Verpflichtung 
darstellt, sondern auch nach seiner kommunalen Organisation und Stellung 
im öffentlichen Leben die Gewähr bietet, daß die hier wahrzunehmenden 
Interessen die ihnen gebührende Würdigung Anden. 

„Aus gesundheitlichen und wirtschaftlichen Gründen empfiehlt sich 
ferner eine einheitliche Regelung der Nahrungsmittelkontrolle 
auch in den Landkreisen, in dem Sinne, daß die Kreise die Verträge mit 
den öffentlichen Untersuchungsanstalten abschließen und die hierdurch ent¬ 
stehenden Kosten entweder auf den Kreis in seiner Gesamtheit übernehmen 
oder auf die einzelnen Polizeibezirke nach der Zahl der Probeentnahmen 
verteilen, ein Verfahren, das sich auch deshalb empfiehlt, weil auf diese 
Weise günstigere Vereinbarungen sich erzielen lassen, als wenn jeder ein¬ 
zelne Polizeibezirk derartige Abmachungen trifft. 

«Über ihre gesetzliche Verpflichtung hinausgehend, haben die Kreise 
vielfach die Wasserversorgung für den ganzen Kreis oder Teile des 
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Kreises in die Hand genommen, wie dies namentlich in den westlichen Pro¬ 
vinzen Preußens und in den Industriebezirken der Fall ist. In anderen 
Kreisen werden unbemittelten ländlichen Gemeinden für Zwecke der Wasser¬ 
versorgung mehr oder weniger erhebliche Beihilfen gewährt: so Anden in 
einigen Kreisen des Ostens die Überschüsse der Kreissparkasse zur Ver¬ 
besserung der Trinkwasserverhältnisse Verwendung, indem hierzu 60 bis 
80 Proz. der Gesamtkosten beigesteuert werden. In anderen Kreisen wird 
in den Jahresetat eine bestimmte Summe eingestellt zur Unterstützung 
leistungsunfähiger Gemeinden bei der Herstellung öffentlicher Brunnen. 
Je weitergehenden Gebrauch die Kreise von der ihnen im § 28 des preußi¬ 
schen Gesetzes, betr. die Bekämpfung ansteckender Krankheiten, gegebenen 
Befugnis machen werden, diejenigen Einrichtungen zu treffen und zu unter¬ 
halten, welche zur Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten notwendig 
sind, um so sicherer wird es vermieden werden, daß derartige Anlagen 
unrationell angelegt werden, wie dies im Osten bezüglich der Einzelbrunnen, 
im Westen bezüglich der Zentralanlagen vielfach der Fall ist. Zum min¬ 
desten müssen die Kreistechniker, soweit erforderlich, hierfür zur Verfügung 
gestellt werden und durch Erlaß von Brunnenordnungen eine sachgemäße 
Herstellung der Einzelanlagen gewährleistet sein. Berücksichtigt man die 
für Beschaffung und Unterhaltung der Brunnenanlagen usw. zu machenden 
Aufwendungen und andererseits die baren Beihilfen und Prämienherab¬ 
setzungen, welche die größeren Feuerversicherungsgesellschaften den bei 
ihr versicherten Bewohnern einer Ortschaft im Falle der Errichtung einer 
geeigneten Wasserleitung zu gewähren pflegen, und zieht man in Rechnung t 
daß jede derartige Anlage den Häuserwert erhöht, so wird toich die Anlage 
einer Wasserleitung selbst in rein ländlichen Ortschaften vielfach schon aus 
wirtschaftlichen Gründen motivieren lassen. 

„Das Bedürfnis einheitlicher Wasserversorgung nimmt zu mit der 
Dichtigkeit des Wohnens, und in dem gleichen Maße macht sich die Not¬ 
wendigkeit einer einheitlichen unterirdischen Ableitung der Haus- und Wirt¬ 
schaftswässer geltend, gesundheitliche Forderungen, die außer in den In¬ 
dustriebezirken in Bade- und Kurorten, in Sommerfrischen usw. wie auch 
in den Vororten der Großstädte besonders dringende sind. 

„Der Befestigung der öffentlichen Verkehrsstraßen, namentlich 
der Kreischausseen, wird auch vom gesundheitlichen Standpunkte erhöhte 
Aufmerksamkeit zuzuwenden sein, indem die Straßenkörper dauerhafter und 
haltbarer hergestellt werden. Leicht zerreibliches Material oder solches, 
das scharfkantigen, splitterigen Staub erzeugt, wie zerkleinerte Schlacken¬ 
rückstände, weicher, splitteriger Granit u. a., dürfen keine Verwendung Anden. 

„Der zunehmende Verkehr, namentlich der durch die Automobile er¬ 
zeugte Staub schafft bei trockener Witterung Zustände, die vom Standpunkte 
des Hygienikers als unhaltbar bezeichnet werden müssen. Durch Anwen¬ 
dung staubbindender Körper (Anwendung von Westrumitbesprengung, 
Petroleum oder dessen Rückständen, Teer, Asphaltin u. a.) wird der Staub¬ 
bildung insbesondere innerhalb der bewohnten Ortschaften nach Möglichkeit zu 
begegnen sein. Bei der Anlage der Chausseen wird ferner auf die verschie¬ 
denen Fahrzeuge und Verkehrsmittel einerseits und den Fußgängerverkehr 
andererseits von vornherein besondere Rücksicht zu nehmen sein. 
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„Schließlich erwähne ich, daß die kommunalen Verbände der preußi¬ 
schen Kreise vereinzelt auf dem Gebiete der Wohnungshygiene, der Her¬ 
stellung guter und gesunder Arbeiterwohnhäuser wie auf dem Gebiete der 
Wohnungsinspektion beispielgebend vorangegangen sind, wie u. a. die Kreise 
Blumenthal und Herzig, Erkelenz, Geilenkirchen und Heinsberg. Hier 
wäre eine tatkräftigere Mitwirkung der Kreise am besten durch Schaffung je 
eines Wohnungsamtes für jeden Kreis wünschenswert. 

„Von den übrigen Bundesstaaten erwähne ich, daß im Königreich Sachsen 
nach § 21 des Gesetzes vom 21. April 1873, betr. die Bildung von Bezirks¬ 
verbänden usw., Einrichtungen zum Zwecke der Armenversorgung, der 
öffentlichen Krankenpflege und zur Abwehr eines allgemeinen Notstandes 
als Bezirksangelegenheiten erklärt sind, und damit dem staatlich größeren 
Verband, der Amtshauptmannschaft, eine Anteilnahme an der Armenpflege 
gesichert ist. 

„ln Bayern ist die Distriktsarmenpflege eine Aufgabe der Distrikts¬ 
gemeinde und umfaßt 1. die Unterstützung der mit Armenlasten überbür¬ 
deten Gemeinden des Bezirkes, 2. die Unterhaltung der bestehenden 
Distrikts-Wohltätigkeits- und -Krankenanstalten, 3. die Einrichtung von 
Distriktsarmenhäusern, Beschäftigungsanstalten, Armenkolonien usw. Da¬ 
bei ist die Hälfte des Aufwandes, welcher den Distriktsgemeinden für die 
Unterstützung der mit Armenlasten überbürdeten Gemeinden des Distriktes 
erwächst, von der Kreisgemeinde der Distriktsgemeinde aus Kreismitteln zu 
ersetzen. Außerdem sind in Bayern vielfach Gemeindeverbände gebildet, 
ausschließlich zum Zweck der Unterhaltung gemeinsamer Krankenanstalten, 
in die allerdings überwiegend auch alterschwache, gebrechliche Leute auf¬ 
genommen werden, so daß sie mehr den Charakter von Armenversorgungs- 
anstalten haben. 

„Wenden wir uns zu den Einzelgemeinden, so stellen diese öffent¬ 
liche Korporationen dar, denen das Recht der Selbstverwaltung nach Maß¬ 
gabe der gesetzlichen Bestimmungen zusteht. Weder das allgemeine Land¬ 
recht noch die Städteordnung oder die Landgemeindeordnung geben eine 
Definition des Begriffes der Gemeinde und ihrer Aufgaben. Es hat des¬ 
halb in dieser Beziehung bei dem gemeinen Recht sein Bewenden behalten. 
Danach umfaßt die deutsche Gemeinde ihrer Entstehung und ihrem Wesen 
nach einen allgemeinen Konflux wirtschaftlicher, gesellschaftlicher und poli¬ 
tischer Zwecke, welche die neuere Gesetzgebung nuf durch das Aufsichts- 
recht des Staates ergänzt hat. „Darin liegt die allgemeine politische Be¬ 
deutung der Gemeinde und das unterscheidende Merkmal ihrer besonderen 
Aufgaben von der der übrigen Korporationen, daß sie nicht einen mehr 
oder weniger vereinzelten Zweck verfolgt, sondern die Bestimmung hat, alle 
Beziehungen des öffentlichen Lebens in sich aufzunehmen und der freien 
Selbstverwaltung des Volkes zuzuführen“ (0. V. G. II, S. 186 u. III, S. 124). 
Es gehören deshalb zu den Gemeindeaufgaben auch alle diejenigen, welche 
die Gemeinde als gemeinsame Begründerin und Pflegerin solcher Anstalten 
und Einrichtungen getroffen, deren Bestand und Unterhaltung für das leib¬ 
liche, geistige und gesellschaftliche Wohl des einzelnen und ihrer gesamten 
Mitglieder unentbehrlich oder erforderlich ist, und welche nur oder am 
besten durch die Gesamtheit und deren Organe errichtet und unterhalten 
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werden, z. B. die Fürsorge für die Sicherung der Gesundheit, des allgemeinen 
Verkehrs, der allgemeinen Geistesbildung und der Sittlichkeit aller einzelnen 
Gemeindemitglieder. Alle diese Angelegenheiten sind allen Gemeinde¬ 
angehörigen gemeinsame und gemeinschaftliche. Hierher gehört auch die 
Fürsorge für solche Anstalten und Einrichtungen, betreffs deren weder die 
Teilnehmer dazu vorher bestimmt sind, noch die Teilnahme daran erzwungen 
werden kann, sondern vielmehr dem freien Ermessen jedes einzelnen über¬ 
lassen bleibt. Es gehören dahin alle Einrichtungen der Gemeinde, welche 
sie nur im Interesse einer großen Anzahl ihrer Mitglieder deshalb herstellt 
und in eigene Verwaltung nimmt, weil dieselben sonst gar nicht oder nicht 
so gut hergestellt und unterhalten werden, und die Vorteile, welche sie ge¬ 
währen, sonst gar nicht oder nicht in so hohem Maße einer Anzahl ihrer 
Mitglieder oder auch der Gesamtheit als solcher zuteil würden, wie Kranken¬ 
häuser, Gasanstalten, Wasserversorgungsanlagen, höhere und Fachschulen, 
Badeanstalten u. a. (Oertel, Kommentar zur Städteordnung). Gemeinde¬ 
angelegenheiten sind ferner auch diejenigen, die nur einzelnen Bevölkerungs¬ 
klassen zugute kommen, wozu vor allem die Armenfürsorge gehört. Die 
Gemeinde kann alles in den Bereich ihrer Wirksamkeit ziehen, was die 
Wohlfahrt des Ganzen, die materiellen Interessen und die geistige Entwicke¬ 
lung des einzelnen fördert; sie kann gemeinnützige Anstalten, welche hierzu 
dienen, einrichten, übernehmen und unterstützen (0. V. G. XIX, S. 176). 
Voraussetzung ist dabei die Wahrung der Interessen der örtlichen Gemein¬ 
schaft. Alle Maßnahmen müssen von der Besonderheit der Verhältnisse 
der örtlichen Gemeinschaft ihren Ausgang nehmen und in dem Schutz und 
der Förderung dieser Verhältnisse ihr Ziel haben. 

„Die hier in Frage kommenden Maßnahmen, Einrichtungen und An¬ 
stalten sind daher entweder solche, die die Allgemeinheit betreffen, Maß¬ 
nahmen der Volkshygiene im allgemeinen oder solche der Armenfürsorge 
im besonderen. 

„Nach den Verhandlungen auf den Deutschen Städtetagen und zahl¬ 
reichen Provinzialstädtetagen gilt es heute als Aufgabe der Stadtverwal¬ 
tungen, diejenigen Betriebe, deren Tätigkeit ganz oder hauptsächlich den 
Straßenkörper, die Sicherheit des Verkehrs und die öffentliche 
Gesundheitspflege betrifft, in eigener Verwaltung herzustellen. Zu den¬ 
jenigen Einrichtungen, die allen genannten drei Zwecken dienen, dem 
Straßenkörper, dem Verkehr und der öffentlichen Gesundheit, gehört die 
Stadtanlage im weitesten Sinne. 

„Das wichtigste bleibt hier die Bereitstellung zweckentsprechender Be¬ 
bauungspläne, die den gesundheitlichen Forderungen Rechnung tragen, 
namentlich auch mit Bezug auf Wasserversorgung und Entwässerung, auf 
Besonnung, Belichtung und Lüftung, sowie auf ausreichende Anlage von 
freien Plätzen, öffentlichen Parks und Gartenflächen, Spiel- und Erholungs¬ 
plätzen. In Übereinstimmung mit den auf der 28. Versammlung unseres Ver¬ 
eins in Dresden über das Thema „Die Bauordnung im Dienste der öffent¬ 
lichen Gesundheitspflege“ von den beiden Referenten Rumpelt und 
Stübben aufgestellten Thesen muß ferner betont werden, daß für die 
Ausführung des Bauplans die gesetzliche Regelung der Grundstücksumlegung 
und die Erweiterung der Enteignungsbefugnisse, insoweit sie jetzt noch auf 
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die für Straßen und Plätze bestimmten Flächen beschränkt ist, insbesondere 
hinsichtlich der Enteignung unbebaubarer Restparzellen und gesundheits¬ 
widriger Baulichkeiten anzustreben ist. Auch ist es in der Regel erforder¬ 
lich, daß die Gemeinden sich die eigene Herstellung der Straßen, Kanäle, 
(Schleusen) und Wasserleitungen, unter Umständen für Rechnung der Grund¬ 
besitzer, Vorbehalten. 

„Je nach der Größe der Städte werden die Bezirke als solche für Groß¬ 
gewerbe und Großhandel, als Geschäftsbezirke und als Wohnbezirke zu 
unterscheiden sein. 

„Wie hier wiederholt hervorgehoben, genügt die Mehrzahl dieser Pläne 
nicht den gesundheitlichen, wirtschaftlichen, sozialen, verkehrstechnischen 
und künstlerischen Ansprüchen. Notwendig ist vor allem eine Begünsti¬ 
gung der Kleinwohnungen und ein geräumigeres und luftigeres 
Wohnen. Die Begutachtung der Bebauungspläne wird besonderen, hier¬ 
für spezialistisch - technisch und auf dem Gebiete des Verwaltungswesens 
entsprechend vorgebildeten Beamten zu übertragen sein. 

„In bezug auf die Zulässigkeit der Bebauung, die Voraussetzung der 
Bebauungsfähigkeit, die Bauweise, die Abstufung nach Ortsteilen, nach Ge¬ 
bäude- und Raumgattungen wird ebenso wie bezüglich der Anforderungen 
au Straßen breite, Straßenrichtung usw. neben den wirtschaftlichen und 
verkehrstechnischen vor allem auch den gesundheitlichen Forderungen 
Rechnung zu tragen sein. Hieraus ergibt sich eine stärkere Heran¬ 
ziehung der Ärzte, speziell der Medizinalbeamten bei der Be¬ 
gutachtung von Bebauungsplänen, Bauanzeigen und Gesuchen um Ausnahme¬ 
bewilligung von Bauvorschriften, sowie die Festlegung der wichtigsten 
Bestimmungen durch Gesetz oder Polizeiverordnung. Daß in neueren Bau¬ 
polizeiverordnungen noch immer Kellerwohnungen, sogar in den kleineren 
Städten und auf dem Lande gestattet werden, muß vom hygienischen Stand¬ 
punkt als durchaus unzulässig erachtet werden. Wo mehrgliedrige Bau- 
kommissionen bestehen, soll, wie Rumpelt und Stübben mit Recht for¬ 
dern, auch ein Arzt zu den Mitgliedern zählen. Von erheblichster Bedeu¬ 
tung für Gesundheit und Wohlbefinden der Bewohner ist neben der Unter¬ 
scheidung von Wohn- und Verkehrsstraßen, der Fernhaltung belästigender 
Gewerbebetriebe von den Wohnstraßen die Anlage von freien Plätzen, 
Baumpflanzungen, vonVolks- un d Arb eite rgärt en, sowie von 
Spiel- und Erholungsplätzen für die heranwachsende Jugend, An¬ 
lagen, deren gesundheitliche Bedeutung mit der Größe der Städte wie der 
Dichtigkeit des Zusammenwohnens als Gegengewicht gegen die Schädigungen 
des modernen Großstadtlebens zunimmt. 

In Verbindung mit den Bebauungsplänen sollten auf Grund der ermit¬ 
telten Geländeordinaten Höhenlinienpläne angefertigt werden, aus 
denen die Neigungsverhältnisse der Stadtfläche klar zu ersehen sind; sie 
gehören ebenso wie die Beobachtung der Grundwasser- und Flußwasser¬ 
stände zu den unentbehrlichen Vorarbeiten für eine geordnete Kanalisation, 
wie sie auch für eine ordnungsmäßige Anlage oberirdischer Entwässerungen 
nicht zu entbehren sind. 

Hieran reiht sich die Wohnungsfürsorge, unterschieden als Für¬ 
sorge für bestehende Wohnungen und Beschaffung neuer Wohnungen, eine 

"Vierteljohrsschrift für Gesundheitspflege, 1906. J3 
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Fürsorge, die ohne rege Mitwirkung der Gemeinden nicht denkbar ist. Die 
Wohnung kann auf die Gesundheit nachteilig wirken entweder durch die 
Beschaffenheit an sich oder durch die Art der Benutzung. Der Zusammen¬ 
hang zwischen Wohn weise und Krankheit ist namentlich in bezug auf die 
Tuberkulose häufig heryorgehoben. Ich darf speziell auf die hier in Mann¬ 
heim ausgeführten Untersuchungen Bezug nehmen, wonach der Anteil der 
Tuberkulose an der Gesamtsterblichkeit im umgekehrten Verhältnis zur 
Größe der Wohnung stand. Neben der ausreichenden Geräumigkeit sind 
Reinlichkeit, Helligkeit und Lüftbarkeit hygienische Grundbedingungen: die 
Wohnung soll nicht feucht, nicht dunkel, nicht besonders kalt, noch über¬ 
mäßig warm, sie soll mit einem Worte wohnlich sein. Hofwohnungen sind 
schädlich, weil die hohen Hinterhäuser einen ausreichenden Luftwechsel un¬ 
möglich machen, und doch hausen in Berlin mehr als die Hälfte der Bewohner 
in*Hofwohnungen. Schmutz und Unreinlichkeit und deren Begleiter, das 
Ungeziefer, kommen als Träger und Verbreiter von Krankheitsstoffen in 
Frage. Alle diese Schäden machen sich um so eher geltend, je weniger 
der Kardinalforderung, der nötigen Geräumigkeit der Wohnung, genügt ist. 
Vielfach werden die Wohnungsschäden und Gesundheitsgefahren durch haus¬ 
industrielle Beschäftigung gesteigert; dazu kommen üble Volkssitten und 
unausrottbare Gewohnheiten (nicht lüftbare und dunkle Schlafgelasse — 
Butzen oder Alkoven —, Sandstreuen u. a.). 

Bezüglich des gegenwärtigen Standes der auf diesem Gebiete vor¬ 
liegenden Verhältnisse darf ich auf die Zusammenstellung verweisen, die 
Ebeling in seinem Bericht über die von den Städten eingegangenen 
Fragebogen, betr. Fürsorge für bestehende und Beschaffung neuer kleiner 
Wohnungen auf der 27. Versammlung unseres Vereins in München gegeben 
hat. Nach dieser auf das Jahr 1901 sich beziehenden Statistik wiesen eine 
einheitliche Regelung auf die Bundesstaaten Hessen, Sachsen, Baden, Bayern, 
Württemberg, Hamburg, Lübeck und Bremen, während sich in Preußen die 
Fürsorge auf die Unterkunftsräume landwirtschaftlicher und gewerblicher 
Arbeiter beschränkte. Erst mit den bekannten Erlassen vom 19. März 
1901 wurde die langersehnte und immer noch hinausgeschobene gesetzliche 
Regelung der Wohnungsfrage in Preußen eingeleitet. Hiervon abgesehen 
bestanden in neun preußischen Regierungsbezirken Poiizeiverordnungen 
über die Benutzung bestehender Wohnungen, in 163 befragten Städten 
bestanden 66 Verordnungen, die sich auf die Gesundheit der Wohnungen 
bezogen; eine Reihe von Städten, darunter auch Mannheim, hatte zum Teil 
mustergültige Bauordnungen erlassen. 

„Neben den Maßnahmen zur Verbilligung des Wohnungsbaues, 
namentlich des Baues von Kleinwohnungen, wie sie in den preußischen 
Ministerialerlassen vom 19. März 1901 zutreffend zusammengestellt sind, 
und die um so wichtiger sind, als das Steigen von Bodenwert und Grund¬ 
rente notwendig zu einem immer größeren Mißverhältnis zwischen Miete 
und Einkommen führt, neben der Herstellung von Eigenwohnungen, von 
Ledigenheimen u. a. bleibt das wichtigste eine regelmäßige Wohnungs¬ 
zählung, um jederzeit über das vorliegende Bedürfnis unterrichtet zu sein, 
und eine fortlaufende Wohnungskontrolle. Wie notwendig eine 
solche Kontrolle ist, beweist die Zahl der beanstandeten Wohnungen in 
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denjenigen Städten, in denen wie in Bremen, Elberfeld, Düsseldorf u. a. 
eine regelmäßige Kontrolle eingeführt ist. Daß aber die Zahl der bean¬ 
standeten Wohnungen in den kleineren Ortschaften nicht hinter der in den 
Großstädten zurückbleibt, lehren die Ergebnisse der Wohnnngsbesichtigungen 
in Hessen, wo bereits seit einem Jahrzehnt ein gutes Wohnungsgesetz in 
Wirksamkeit ist, und wo gerade an den kleinsten Plätzen die Zahl der Be¬ 
anstandungen im Vergleich zu den größeren und mittelgroßen Gemeinden 
am größten war. Nach der Zusammenstellung von Ebel in g hatten von 
den befragten 290 deutschen Städten nur 48 eine ständige Wohnungsauf¬ 
sicht, und zwar wurde dieselbe ausgeführt in 5 Städten durch Wohnungs¬ 
inspektor und Gesundheitskommission, in 12 Gemeinden durch die Polizei, 
in 15 Gemeinden durch die Polizei unter Beihilfe von Technikern, in 16 
Gemeinden durch die Polizei mit Gesundheitskommission. Mit dem 1. April 
1902 hat auch Wiesbaden einen Wohnungsaufseher angestellt, der bis zur 
anderweiten Regelung des Wohnungswesens hauptsächlich die ihm von den 
Organen der Verwaltung des städtischen Armenwesens bezeichneten Woh¬ 
nungen zu besichtigen hat. Ebenso ist für die Stadt Aachen einerseits und 
die Kreise Erkelenz, Geilenkirchen und Heinsburg andererseits je ein Woh¬ 
nungsinspektor angestellt. In Göttingen wurde vom Magistrat eine An¬ 
zahl Burger als Wohnungspfleger bestellt, welche dieses Amt ehrenamtlich 
verwalten; sie bilden einen Ausschuß für Wohnungspflege unter einem vom 
Magistrat zu wählenden Vorsitzenden. In einer Reihe von Städten wurden 
die Gesundheitskommissionen oder besondere Unterkommissionen mit der 
Wohnungsbesichtigung betraut. In Stuttgart wurde zugleich mit dem Woh¬ 
nungsamt im Jahre 1902 die Wohnungsinspektion ins Leben gerufen, die 
ehrenamtlich von Pflegern, im ganzen 210, ausgeübt wird, von denen jeder 
einen Bezirk zu versehen hat, eine Einrichtung, die sich gut bewährt hat, 
dank vor allem der großen Zahl von Hilfskräften, die für diesen Zweck zur 
Verfügung stehen. 

„ Wertvolles Material haben die statistischen Ämter einer Reihe von 
deutschen Städten im letzten Jahrzehnt geliefert. So ist die Behausungs¬ 
ziffer, die durchschnittliche Zahl der in einem Hause wohnenden Menschen, 
überall gestiegen, und zwar stieg diese Zahl im Jahrzehnt von 1890 bis 
1900 in Köln von 14 auf 17, in Düsseldorf von 17 auf 20, in Stuttgart von 
22 auf 23, in München von 28 auf 35, in Breslau von 50 auf 53 und in Berlin 
von 71 auf 77; dabei zeigten einzelne von der Arbeiterbevölkerung bewohnte 
Stadtteile diesen Durchschnitt sehr erheblich übersteigende Zahlen, beispiels¬ 
weise stieg die Behausungsziffer in der östlichen Luisenstadt in Berlin auf 120. 

„Wie die Behausungsziffer zeigt auch die Zahl der in einem Hause 
vorhandenen Wohnungen in den verschiedenen Teilen Deutschlands er¬ 
hebliche Verschiedenheiten, und zwar war am ungünstigsten das östliche 
Deutschland gestellt, während die Wohnungsverhältnisse im Nordwesten 
eich den Verhältnissen von Holland, Belgien und England nähern und der 
Süden zwischen beiden in der Mitte steht. Noch wichtiger in hygienischer 
Hinsicht ist der Begriff der Belegungsdichtigkeit der einzelnen Räume, die 
im allgemeinen im umgekehrten Verhältnis zur Wohlhabenheit steht und 
die insbesondere mit Rücksicht auf die Verbreitung der übertragbaren 
Krankheiten und speziell der Tuberkulose die größte Beachtung verdient. 

13* 
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„Nach der von Ewert (Zar Wohnungsstastik in Preußen, Ztschr. des kgl. 
preuß. statist. Bur. 1902, S. 150) gegebenen Zusammenstellung war Ob¬ 
dachlosigkeit in erheblichem Umfange in einer Reihe von Großstädten fest¬ 
zustellen. Der als Norm für leer stehende Wohnungen angenommene Satz 
von 3 Proz. sank häufig bis unter 1 Proz., und zwar war der Vorrat am 
geringsten bei den einzimmerigen Wohnungen. Die Wohnungen mit höch¬ 
stens einem heizbaren Zimmer machten im Jahre 1900 in Berlin, Magde¬ 
burg, Königsberg, Barmen, Posen mehr als 50 Proz. der Gesamtzahl aus; 
im allgemeinen ist in diesen Wohnungen ein ebenso großer Bruchteil der 
Bevölkerung zusammengedrängt, wie es dem Anteil dieser Wohnungen an 
der Gesamtzahl entspricht, ln einer Reihe von Städten waren es mehr als 
ein Fünftel dieser einzimmerigen Wohnungen, die sechs und mehr Personen 
beherbergten. Von Spezialuntersuchungen mögen noch die Untersuchungen 
von Kahn für Bayreuth, von G. H. Schmidt für Mannheim, ferner die 
Untersuchungen von Romberg und Hä dicke über den Einfluß der Woh¬ 
nung auf die Erkrankungen an Tuberkulose (Deutsches Archiv für klinische 
Med., Bd. 76, Heft 1 und 2), die sich auf Marburg beziehen, Erwähnung 
finden. 

„Auf der 23. Versammlung unseres Vereins in Köln im Jahre 1898 
wurde eine regelmäßige und durchgreifende Wohnungsaufsicht im Deutschen 
Reiche für ein dringendes Bedürfnis erachtet und außerdem der Erlaß von 
Landesgesetzen oder in deren Ermangelung Regelung durch Polizeiver¬ 
ordnung. 

„Es hieße Kohlen nach Oberschlesien bringen, wollte ich in dieser Ver¬ 
sammlung und speziell hier in Mannheim, wo es der Stadtbehörde durch 
eine weitschauende Wohnungspolitik gelungen ist, die private Bautätigkeit 
in hervorragendem Maße für den Bau von Kleinwohnungen nutzbar zu 
machen, mich bei der Notwendigkeit einer energischeren Anteilnahme der 
Gemeinden an der Wohnungsfürsorge noch länger aufhalten, ist doch die 
Wohnungsfrage diejenige Aufgabe, von deren Lösung Gesundheit, körper¬ 
liche Kraft und Sittlichkeit unseres Volkes abhängen — wer die Wohnung 
bessert, bessert den Menschen, nicht nur in gesundheitlicher, sondern auch 
in wirtschaftlicher und sittlicher Hinsicht. Ich darf darauf hinweisen, daß 
die sächsische MinisterialVerordnung vom 31. März 1903 (abgedruckt in 
Rumpelte Kommentar zum Allgemeinen Baugesetz für das Königreich 
Sachsen) eine im allgemeinen erschöpfende Darlegung der Aufgaben der 
Gemeinden auf dem Gebiete der Wohnungsfürsorge enthält. 

„Wollen wir aber das Elend der Wohnungsnot mildern, so muß zu¬ 
nächst ein Organ der Stadtverwaltung da sein, das alle diese Fragen be¬ 
arbeitet. Als solche kommen Wohnungsdeputationen (Kommissionen) und 
Wohnungsämter in Verbindung mit städtischen Wohnungsnachweisen in 
Frage. Sie werden Wohnungserhebuugen zu veranstalten und durch be¬ 
sonders vorgebildete Wohnungsinspektoren unter Mitwirkung der Gemeinde- 
und Armenärzte und der Gesundheitskommissionen Wohnungsbesichtigungen 
namentlich der kleineren Mietwohnungen, ferner derjenigen Wohnungen, 
welche Schlafgänger gegen Entgelt aufnehmen, sowie aller zur gewerbs¬ 
mäßigen Aufnahme von Fremden bestimmten Räume und der Schlafgelasse 
der im Hause des Arbeitgebers oder der Dienstherrschaft wohnenden 
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Arbeiter, Lehrlinge, Dienstboten zu veranlassen haben. Ebenso werden die 
amtsärztlichen Ortsbesichtigungen für diesen Zweck nutzbar zu machen 
sein, wie dies in den letzten Jahren in Preußen vielfach mit Erfolg ge¬ 
schehen ist. 

„Hinsichtlich der Wohnungsbenutzung empfiehlt es sich, um einer 
unhygienischen Wohnungsbenutzung nach Möglichkeit entgegenzuwirken, 
in die Mietsverträge zugleich die wichtigsten gesundheitlichen Ge¬ 
sichtspunkte, die bei der Wohnungsbenutzung in Frage kommen, aufzu- 
nehmen und diese Wohnungsregeln zugleich mit den Miete Verträgen den 
Mietern zu übermitteln. 

„Der zurzeit in Preußen vorliegende Entwurf eines Wohnungsgesetzes 
bezweckt die Herstellung gesunder und billiger Kleinwohnungen und das 
Hintanhalten einer ungesunden Bauspekulation. Der Entwurf regelt daher 
die Feststellung der Baupläne, Baufluchtlinien und Bauordnungen — ab¬ 
gestufte Bauordnung, Sorge für freie Plätze, Herstellung von Straßen 
geringerer Breite und von Baublöcken geringerer Tiefe, Ausscheidung be¬ 
sonderer Straßenzüge und Viertel für die Errichtung von Anlagen, deren 
Betrieb durch Verbreitung schädlicher Dünste, durch starken Rauch und 
ungewöhnliches Geräusch Gefahren, Nachteile oder Belästigungen für die 
Nachbarschaft oder das Publikum überhaupt herbeizuführen geeignet ist, 
sind hygienische Vorzüge des Entwurfs. In Gemeinden mit mehr als 
10000 Einwohnern soll eine Wohnungsordnung, enthaltend allgemeine Vor¬ 
schriften über die Benutzung der Gebäude zum Wohnen und Schlafen, in 
solchen mit mehr als 100000 Einwohnern Wohnungsämter mit einer ge¬ 
nügenden Zahl beamteter Wohnungsaufseher eingerichtet werden. Mehrere 
Gemeinden können sich mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde zu einem 
gemeinsamen Wohnungsamt vereinigen, und unter den gleichen Voraus¬ 
setzungen kann auch ein weiterer Kommunalverband für seinen Bezirk oder 
für Teile seines Bezirkes ein gemeinsames Wohnungsamt errichten. Vom 
gesundheitlichen Standpunkt werden auch in Ortschaften unter 10000 Ein¬ 
wohnern Wohnungsordnungen nicht zu entbehren sein. 

„Die im vorstehenden angedeuteten Maßnahmen der Bau- und Woh¬ 
nungshygiene müssen ihre Ergänzung in einer den sozialen und hygie¬ 
nischen Forderungen Rechnung tragenden Verkehrspolitik finden, in einer 
Erleichterung des Verkehrs nach den Außenbezirken in den großen 
Ortschaften. Zu diesem Zweck ist auf eine entsprechende Entwickelung 
der kommunalen Verkehrsmittel, sowie darauf Bedacht zu nehmen, daß für 
den Verkehr von und nach den Außenbezirken der Arbeiterbevölkerung 
wie insbesondere auch den Schulkindern die erforderlichen Erleichterungen 
gewährt werden. 

„Hinsichtlich der Straßen hygiene ist die gesundheitsgemäße Her¬ 
stellung und Unterhaltung, sowie Reinhaltung der Straßen zu fordern. Die 
verkehrsreichen Straßen der Großstadt bergen mit ihrem Lärm, ihrem Staub 
und Rauch, dem Hasten und Jagen der Fußgänger und Fahrzeuge eine 
Reihe von Gefahren für die Bewohner und Passanten. Der moderne Straßen¬ 
lärm wirkt wie dauernde harte Geräusche in lärmenden Fabrikbetrieben 
auf die Dauer schädigend auf das Gehörorgan. Dazu kommt, daß Ein¬ 
drücke, die wir mit dem Ohr aufnehmen, mehr als alle anderen unsere 
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Nerven in Mitleidenschaft ziehen. Sicher wäre ein etwas langsameres 
Tempo des Fortbewegens für unsere Nerven das beste, auch ließe sich der 
geringe Mehrverbrauch an Zeit vielfach bei einer geringen Einschränkung 
des Vergnügungs- und gesellschaftlichen Programms einholen, ein gleich¬ 
zeitiger Gewinn, der um so höher anzuschlagen ist,-als es zweifellos ist, 
daß die zunehmende Nervenschwäche, die Neurasthenie, eins der drohend¬ 
sten Grundübel unserer Zeit darstellt. 

„Bei der Anlage der Straßen in verkehrsreichen Städten wird von 
vornherein darauf Rücksicht zu nehmen sein, daß die einzelnen Fuhrwerks¬ 
wege und die Gehwege voneinander getrennt werden, um ein späteres 
Wiederaufreißen des Pflasters und Staubentwickelung zu vermeiden. 

„Was die Straßenbefestigung selber betrifft, so hat unser Verein auf 
seiner 26. Versammlung in Rostock im Jahre 1901 bereits anerkannt, daß 
neben der wirtschaftlichen Wertigkeit der Straßenbaumaterialien namentlich 
noch Verkehrsrücksichten und Anforderungen der Hygiene in Betracht 
kommen. Vom hygienischen Standpunkte sind diejenigen Straßenbefesti¬ 
gungen als die besten zu erachten, die sich am wenigsten abnutzen, also 
den geringsten Staub erzeugen, das geringste Geräusch verursachen, die 
Verunreinigung des Untergrundes am sichersten verhindern und sich am 
schnellsten reinigen lassen. Namentlich auf die Herstellung möglichst 
staubfreien und geräuschlosen Pflasters muß mit Rücksicht auf 
das lawinenartig anschwellende Verkehrswesen unserer Großstädte ein be¬ 
sonderer Wert gelegt werden. 

„Die Reinigung der Straßen, die zur möglichsten Vermeidung von 
Belästigungen in allen größeren Städten in den Nachtstunden oder den 
frühesten Morgenstunden auszuführen ist, bleibt unvollkommen, solange 
sie von den Anliegern ausgeführt wird, weil zu einer sachgemäßen Aus¬ 
führung ein geschultes Personal und geeignete Gerätschaften gehören. Sie 
muß deshalb von den Gemeinden übernommen werden, wie dies auch auf 
der Rostocker Versammlung im Jahre 1901 und schon früher auf der 
14. Versammlung in Frankfurt a. M. anerkannt wurde. Je nach der Größe 
der Städte und des Verkehrs hat die Reinigung der Fahrstraßen in kürzeren 
oder längeren Zwischenräumen, mindestens aber zweimal wöchentlich zu 
erfolgen; besondere Verunreinigungen sind sofort zu beseitigen. Die Fuß¬ 
steige müssen überall täglich gereinigt werden. Wenn auch das Bedürfnis 
einer regelmäßigen Reinigung mit der Steigerung des Verkehrs zunimmt, 
daher auf dem Lande — mit Ausnahme der Vororte, Sommerfrischen, Kur¬ 
orte, Industriebezirke — im allgemeinen ein geringeres ist, gehört eine in 
regelmäßigen Zwischenräumen zu wiederholende Reinigung der Dorfstraße 
zu den unabweisbaren Pflichten, die den Selbstverwaltungskörpern auf ge¬ 
sundheitlichem Gebiete obliegen. 

„Daß eine sachgemäße Straßenreinigung bei trockener Witterung nur 
nach voran gegangener Sprengung erfolgen darf, um Staubentwickelung nach 
Möglichkeit zu vermeiden, ist ebenso unbestreitbar wie die Tatsache, daß 
dieser Forderung nur ausnahmsweise entsprochen wird. Aus dem Statisti¬ 
schen Jahrbuche der deutschen Städte ergibt sich, daß es im Jahre 1901 
noch einige Großstädte gab, in denen die Straßenbesprengung nicht auf 
Kosten der Städte erfolgte. Von der Straßenreinigung abgesehen, muß auch 


Digitized by 


Google 




Selbstverwaltung und Hygiene. 


199 


sonst in der wärmeren Jahreszeit die Straßenbesprengung eine ausreichende 
sein; es genügt nicht, wenn sie während der Sommermonate nur einmal am 
Tage stattfindet. Auch sollten allgemein die Sprengwagen nicht nach den 
Kalendertagen, sondern nach dem Wetter mobil gemacht werden. 

„Daß die Unterschiede in der Morbidität der verschiedenen Städte 
durch die Art der Befestigung der Straßen mitbedingt werden, unterliegt 
für mich keinem Zweifel. 

„Der zunehmende Verkehr, namentlich mit Automobilen, legt den Ge¬ 
meinden die Verpflichtung auf, den Versuchen, die Straßen durch staub- 
bindende Mittel staubfrei zu erhalten, besondere Aufmerksamkeit zuzu¬ 
wenden. Dabei erachte ich es nicht für ausgeschlossen, daß es möglich 
sein wird, die Automobilisten in ihren Verbänden, die die Voraussetzung 
eines Automobilgesetzes bilden, zu den Kosten dieser Maßnahmen heranzu¬ 
ziehen. Nachdem gerichtlich entschieden, daß ein Amtsvorsteher seinen 
Bezirk für Automobil verkehr sperren darf, dürfte nichts entgegenstehen, 
die Benutzung der Fahrstraßen den Mitgliedern solcher Vereinigungen unter 
der Bedingung zu gestatten, daß der Verband an den Kosten der Staub¬ 
freihaltung der Straßen partizipiert. 

„Die Abfuhr des Straßenkehrichts hat gleichfalls unter mög¬ 
lichster Vermeidung von Staubentwickelung und Lärm in dichten, festen 
Abfuhrwagen im Anschluß an die Reinigung zu erfolgen. Eine Lagerung 
in Wohnungen, in Gärten oder auf Höfen darf nicht geduldet werden. 

„Außer der Staubentwickelung durch den Verkehr können auch ander¬ 
weite Staubquellen die Gesundheit der Bewohner geschlossener Ortschaften 
ungünstig beeinflussen. Hierher gehört der Staub solcher gewerblichen 
Anlagen, die die weitere Umgebung in Mitleidenschaft ziehen, wie der Staub 
der Schlackenhalden in den Industriebezirken. Hierher gehört ferner der 
Staub unhygienisch eingerichteter Müllabladeplätze, der, durch den Wind 
verweht, zur Verbreitung von Krankheitskeimen Anlaß geben kann. Ganz 
besonders aber wird es einen Unterschied ausmachen, ob ein Ort durch 
vorgelagerten Wald gegen die vorherrschenden Winde mehr oder weniger 
geschützt ist, oder ob er diesen Winden schutzlos preisgegeben ist, und es 
wird für den Gesundheitszustand der Bewohner nicht gleichgültig sein, ob 
Wasser oder Wiesen und festes Land den Ort umgeben, oder ob leicht be¬ 
wegliche Sandberge und Sandflächen, wozu auch die Exerzierplätze gehören, 
unter dem Einfluß des Windes in Bewegung gesetzt werden und in die 
Atemluft der Bewohner dieser Ortschaften gelangen. Daß dieser Faktor, 
die regelmäßige Einatmung eines scharfen, quarzhaltigen Staubes, nicht 
gleichgültig ist, wird von vornherein zuzugeben sein und wird auch durch 
Erfahrungen im Potsdamer Bezirk bestätigt. Es ergibt sich hieraus der 
Wunsch, daß neben der Poesie auch die Hygiene des Waldes sich zu immer 
größerer Geltung und Anerkennung in den deutschen Kommunen, aber auch im 
Staate durchringen möchte. Deshalb verdienen alle auf die Schaffung von 
Gemeindewaldungen und Ankauf von Ödländereien gerichteten Bestrebungen, 
wofür die Mittel der Kreissparkassen und anderer Fonds zu denkbar nie¬ 
drigstem Zinsfuß zur Verfügung stehen, unsere besondere Unterstützung. 

„Neben der Staub- ist es namentlich die Rauch- und Rußplage, 
die die ernsteste Beachtung seitens der Gemeinden verdient. Die Rein- 
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haltung der Luft ist eine Forderung, die mit der zunehmenden industriellen 
Entwickelung immer gebieterischer auftritt und immer dringender sich 
geltend macht. Gesellschaften zur Bekämpfung des Straflenstaubes wie zur 
Bekämpfung der Rauchplage, wie sie neuerdings in München, Wien, Paris 
sich gebildet haben, beweisen, dafl die Wichtigkeit der hier vorliegenden 
Frage mehr und mehr anerkannt wird. Nach einer vom Deutschen Verein 
für öffentliche Gesundheitspflege an alle deutschen Städte mit 15000 und 
mehr Einwohnern ergangenen Rundfrage litten etwa ein Fünftel bis ein 
Viertel der deutschen Städte unter der Rauch- und Ruflbelästigung in mehr 
oder weniger hohem Grade. An dieser Rauch- und Ruflbelästigung haben 
neben den Großbetrieben die Kleinbetriebe und die häuslichen Feuerungs¬ 
stätten wesentlichen Anteil. Ob der Verlauf einzelner Seuchen durch der¬ 
artige Luftverunreinigungen nicht wesentlich mit beeinflußt wird, erscheint 
nicht ausgeschlossen. Ascher will für die Zunahme der Sterblichkeit an 
akuten Lungenkrankbeiten die zunehmende Verunreinigung der Luft durch 
Rauch verantwortlich machen.' Jedenfalls verdienen alle auf Erzielung 
einer möglichst rauchfreien Feuerung gerichteten Maßnahmen die tatkräf¬ 
tigste Unterstützung seitens der Gemeinden. Dahin gehört die fortschreitende 
Verwendung gasförmiger oder weniger rußender Brennstoffe (Koks), sowie 
des Kraftgases und der Elektrizität. Vor allem werden die Städte in ihren 
eigenen städtischen Anlagen wie in ihren öffentlichen Gebäuden beispiel¬ 
gebend voranzugehen bemüht sein müssen. Noch schneller würde dies Ziel 
erreicht, wenn für alle Gewerbe mit Motorbetrieb, die innerhalb des Wohn¬ 
gebietes liegen oder an dasselbe angrenzen, bei Neuanlagen der Übergang 
zum Kraftgasbetrieb oder zu elektrischer Energie gefordert würde. Aus 
dem gleichen Grunde werden in allen Orten mit zunehmender industrieller 
Entwickelung belästigende Anlagen aller Art bestimmten Ortsteilen zuzu¬ 
weisen sein, deren Lage außer von den Verkehrsverhältnissen vor allem 
von der vorherrschenden Windrichtung abhängig ist. Aus diesem Grunde 
wird bei uns überwiegend ihre Lage nach Nordosten in Frage kommen. 

„Neben der Reinheit der Luft ist es vor allem die Reinhaltung des 
Bodens, des Untergrundes und der Wasserläufe, die an die kom¬ 
munale Hygiene besondere und finanziell weittragende Anforderungen stellt. 

„Ein unreiner Boden gefährdet die Bewohner, indem er das Haften 
und die Verschleppung der Krankheitserreger begünstigt, und indem er 
weiterhin zu Verunreinigungen des Grundwassers und der Wasserläufe Anlaß 
gibt. Dazu kommen bei oberirdischer Ableitung der Haus- und Wirtschafts¬ 
wässer die dadurch bedingten Luftverpestungen. 

„Einen der häßlichsten Punkte des gegenwärtigen Straßenbildes stellt 
in der Mehrzahl der kleinen und mittelgroßen Städte wie der ländlichen 
Gemeinden die Art der Beseitigung der Haus- und Wirtschaftswässer dar. 
Nicht bloß an jeder Straßenecke, sondern auch an jedem Übergang und 
vielfach inmitten der Straße stagniert der Inhalt der Rinnsteine, weil sie, 
unzureichend befestigt und ohne genügendes Gefälle angelegt, bei dem 
Mangel ausreichender Spülung eine Fortbewegung des Inhaltes vielfach 
unmöglich machen. Sorgfältige Höhenlagenpläne, Befestigung der Rinn¬ 
steinsohle in Verbindung mit Bordsteinen und möglichst häufige Spülung 
sind geeignet, auch in Städten ohne unterirdische Entwässerung erträgliche 
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Zustände herbeizuführen, vorausgesetzt, daß diese Maßnahmen ihre Er¬ 
gänzung in einer energisch durchgeführten Hof- und Straßenpolizei finden, 
durch die unreine Flüssigkeiten von der Straße ferngehalten werden. 

„Was die Beseitigung der festen Abfallstoffe betrifft, so herrschte im 
Jahre 1896 noch in 92*5 Proz. der Städte mit über 5000 Einwohnern teils 
allein, teils neben einem mehr oder weniger unzureichenden Tonnen- oder 
Kübelsystem das Grubensystem, und wenn auch seitdem Fortschritte ge¬ 
macht sind, so gehen wir doch in der Annahme nicht fehl, daß mindestens 
drei Viertel aller Städte mit über 5000 Einwohnern und, von verschwin¬ 
denden Ausnahmen abgesehen, die sämtlichen Städte unter 5000 Einwohner 
beim Grubensystem geblieben sind, als dem unvollkommensten und un¬ 
hygienischsten aller Systeme. Diese Annahme wird durch die Erhebungen 
des Kaiserlichen Gesundheitsamtes, betreffend die Wasserversorgung und die 
Beseitigung der Abfallstoffe in deutschen Orten mit 15 000 und mehr Ein¬ 
wohnern, bestätigt. Hieraus ergibt sich, daß von den in Frage kommenden 
303 deutschen Orten mit über 15 000 Einwohnern im Jahre 1904 noch 
184 = 60*6 Proz. die Fäkalien ganz, 68 teilweise durch Abfuhr beseitigten, 
zusammen 83*1 Proz. Ein Vergleich der beiden auf Tafeln veranschau¬ 
lichten Zusammenstellungen für die Jahre 1896 und 1904, die mir in einer 
größeren Zahl von Exemplaren durch die Güte des Präsidenten des Kaiser¬ 
lichen Gesundheitsamtes zur Verfügung gestellt sind, ergibt die auf diesem 
Gebiete während des letzten Jahrzehnts gemachten Fortschritte. 

„Soweit das Grubensystem zurzeit nicht entbehrt werden kann, muß 
die wasserdichte Beschaffenheit der Gruben nicht bloß durch strenge polizei¬ 
liche Vorschriften, sondern auch durch häufige Kontrollen nach Möglichkeit 
sichergestellt und die Entleerung der Gruben von den Gemeinden in eigener 
Verwaltung übernommen werden. Nur so werden Verunreinigungen von 
Haus, Hof und Straße, nur so vorschriftswidrige Entleerungen des Gruben¬ 
inhalts in benachbarte Gräben und Flußläufe u. a. vermieden werden. 

„Da alle Gruben mit der Zeit undicht werden, auch eine ausreichende 
Kontrolle kaum durchführbar ist, bedeutet ein rationell eingerichtetes und 
geordnetes Tonnensystem mit regelmäßiger Auswechselung und vorschrifts¬ 
mäßiger Desinfektion der Tonnen einen hygienischen Fortschritt. Wo ge¬ 
nügende und geeignete Ländereien zur Verfügung stehen, kann das Tonnen- 
svatem oder Torfstreukübelsystem bei geordnetem Betrieb als gesundheitlich 
einwandfrei erachtet werden. Immerhin muß auch hier außerdem für eine 
ordnungsmäßige Beseitigung der Haus- und Wirtschaftswässer, die ebenso 
wie die Fäkalien Träger von Infektionskeimen sein können, gesorgt 
werden. Dies ist der Grund, weshalb wir die Städte in ihrer Mehrzahl 
vom Grubensystem zur einheitlichen unterirdischen Abführung der Abwässer 
mit Einschluß der Fäkalien übergehen sehen, ein Vorgehen, das durch die 
meist schon früher erfolgte Herstellung zentraler Wasserversorgungsanlagen 
und die dadurch bedingte Vermehrung der Abwässermengen begünstigt 
wird. Dazu kommt, daß die Kosten der Abfuhr beim Grubensystem, die 
sich pro Kopf und Jahr auf l 1 /» bis 3 M. und höher stellen, und ebenso 
beim Tonnensystem nicht unerheblich ins Gewicht fallen, und daß vor allem 
mit der zunehmenden Größe der Städte auch die Schwierigkeit der land¬ 
wirtschaftlichen Verwertung der festen Abfallstoffe zunimmt. 
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„Städte mit zentraler Wasserversorgung sollten daher, falls nicht be¬ 
sondere Verhältnisse (ausgedehnter landwirtschaftlicher oder Gärtnereibetrieb) 
Ausnahmen rechtfertigen, auf die Herstellung einheitlicher unter¬ 
irdischer Entwässerungen für die Haus- und Wirtschaftswässer Bedacht 
nehmen. Dadurch, daß bei dem Trennsystem Notauslässe in Wegfall 
kommen, ist es in gesundheitlicher Hinsicht dem Schwemmsystem überlegen. 
In England kann der Local Governement Board die Ausführung der Kanali¬ 
sation anordnen und die nötigen Anlagen, gegebenenfalls auch gegen den 
Willen der Gemeinden, auf Kosten derselben ausführen lassen. Bei uns 
würde der § 35 des Reichsgesetzes vom 30. Juni 1900 eine entsprechende 
Handhabe bieten. 

„Welches System gewählt und welche Anforderungen an den Reinheits¬ 
grad der Abwässer vor ihrem Einlaß in die Vorfluter zu stellen sind, ist 
von den örtlichen Verhältnissen abhängig. Ob die Fabrikabwässer aufzu¬ 
nehmen sind, hängt von der örtlichen Lage der Fabriken und vor allem von 
der Menge und Beschaffenheit der Abwässer ab. Soweit irgend möglich, 
empfiehlt sich ihre Aufnahme, erforderlichenfalls nach vorangegangener 
Vorklärung. Von besonderer Wichtigkeit ist es, bei der Projektierung von 
Entwässerungsanlagen sich nicht auf das eigene engste Bedürfnis zu be¬ 
schränken, die Pläne nicht an den Gemeindegrenzen enden zu lassen, son¬ 
dern sie wenigstens in den Hauptzügen bis zu den Wasserscheiden fortzu¬ 
setzen. Es ist dies einer der Gründe, die ein gemeinschaftliches Vorgehen 
der Städte mit ihren Nachbarorten und Vorortgemeinden dringend wünschens¬ 
wert erscheinen lassen. Dazu kommen die gegenseitigen wirtschaftlichen 
und gesundheitlichen Beziehungen, die ein gemeinsames Vorgehen in der 
Form der Bildung von Zweckverbänden nahelegen. Auch unabhängig hier¬ 
von hat sich diese durch die Landgemeindeordnung in Preußen gegebene 
Verbandsform bei der Herstellung und Unterhaltung gemeinschaftlicher 
Kanalisationsanlagen vielfach bewährt, so u. a. in den Industriebezirken 
und in den östlichen und westlichen Berliner Vororten. 

„Hinsichtlich der Anlage der Kanäle als solcher ist zu fordern, daß 
die Straßen- und Hauskanäle, die Senkkästen usw. den heutigen hygienischen 
und technischen Ansprüchen Rechnung tragen, daß insbesondere die Haus¬ 
kanäle mit dichten Wasserverschlüssen versehen werden. Je sachgemäßer 
diese Anlagen ausgeführt werden, um so sicherer gelingt es, die Ratten den 
Kanälen fernzuhalten; im übrigen wird die Sorge dafür, daß das Grundstück 
von Ratten und Ungeziefer verschont bleibt, soweit dies für die Übertragung 
von Krankheiten in Frage kommt, mit Einschluß der Anopheles, den Haus¬ 
besitzern durch polizeiliche Anordnung aufzuerlegen sein. Es liegt ferner 
im gesundheitlichen Interesse, daß in den Häusern möglichst zahlreiche 
Ausgußstellen vorhanden sind, damit das Schmutzwasser überall leicht weg¬ 
geschafft werden kann. Im übrigen sind hierbei die von dem Verbände 
deutscher Architekten- und Ingenieurvereine ausgearbeiteten Normalien für 
Hausentwässerungsanlagen zu berücksichtigen. 

„Hinsichtlich der Hausanschlüsse ist im gesundheitlichen Interesse 
noch zu fordern, daß die Anschlüsse an die• Klosetts, Badewannen, Wasch - 
und Spülbecken und sonstige aus der Wasserleitung gespülte oder gespeiste 
Anlagen ebenso wie die Grundablässe (Hauptbähne der Entleerung) derart 
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eingerichtet werden, daß ein Rückfließen und Rücksaugen von Flüssigkeiten 
und anderen Stoffen in die Reinwasserleitung unter keinen Umständen ein- 
treten kann. Diese Gefahr liegt besonders dann vor, wenn die Zuleitung 
zugefroren, die Ableitung eingefroren oder verstopft, oder wenn bei Repara¬ 
turen das Zuleitungsrohr abgestellt und entleert wird. In einer Reihe von 
Fällen konnten gehäufte Typhus- oder typhusähnliche Erkrankungen auf 
stattgehabte Verseuchung der Trinkwasserleitungen durch Spülklosetts 
zurückgeführt werden, so in Oberschlesien (Ruda), in Thorn, Saarbrücken, 
Olten in der Schweiz u. a. Daß derartige ursächliche Beziehungen häufiger 
in Frage kommen, ohne daß dieser Zusammenhang erkannt wird, unterliegt 
für mich keinem Zweifel. Dieser Gefahr zu begegnen, hat eine Reihe 
von Städten und Bezirken durch entsprechende Polizeiverordnungen den 
direkten Anschluß der Klosetts usw. an die Wasserleitung verboten; ich 
nenne Berlin, Frankfurt a. M., die Regierungsbezirke Potsdam, Danzig u. a. 

„Aus dem gleichen Grunde muß die Verbindung der Wasserleitung mit 
dem Abfallrohr in den Hofklosetts, die die Verhütung des Einfrierens be¬ 
zwecken soll, beseitigt werden. 

„Mit der Größe der Städte wächst die Notwendigkeit der Errichtung 
öffentlicher Bedürfnisanstalten, deren Zahl, wie sich aus dem Statistischen 
Jahrbuch der deutschen Städte ergibt, stetig zugenommen hat. 

„Ebenso wie die Straßenreinigung und die Beseitigung des Straßen¬ 
kehrichts wird auch die Beseitigung des Hauskehrichts, des Mülls, 
von der Gemeinde in Regieverwaltung, sei es durch eigene Organe oder 
durch verpflichtete Unternehmer, zu übernehmen sein, da nur so eine jeder¬ 
zeit pünktliche Abholung und Entleerung der Müllgefäße und eine sach¬ 
gemäße Unterbringung bzw. Unschädlichmachung gewährleistet ist. Die 
Wichtigkeit einer einheitlichen Regelung nimmt mit der Dichtigkeit des 
Wohnens zu. Der Überzeugung, daß die Gemeinden die Beseitigung der 
trockenen Abfallstoffe in eigener Regie auszuführen haben, hat unser Verein 
schon auf seiner Versammlung in Magdeburg im Jahre 1894 Ausdruck 
gegeben. 

„Aus den Jahresberichten über das Gesundheitswesen im Preußischen 
Staate ergibt sich, daß die Zahl der Städte, welche die Abfuhr von Kehricht 
und Hausmüll in Regie übernommen oder durch Ortsstatut geregelt haben, 
in stetiger Zunahme begriffen ist. Bezüglich der Beseitigung des Mülls 
ergab eine von dem Oberbürgermeister Cal sow in Göttingen veranstaltete 
Umfrage bei 94 größeren und mittleren Städten, daß in 19 von diesen 
Städten eine kommunale Regelung nicht bestand, in 44 Städten bestand 
eine städtische Regiebeseitigung ohne Gebührenerhebung, in 31 Städten 
wurden für die Beseitigung in städtischer Regie Gebühren nach verschie¬ 
denem Maßstab erhoben. 

„Wie die Abfuhr des Straßenkehrichts muß auch die Beseitigung des 
Hausmülls möglichst in den frühesten Morgenstunden erfolgen. Daß von 
den Methoden der Müllbeseitigung die Verbrennung vom hygienischen 
Standpunkte die beste ist, ist ebenso unbestritten wie die Tatsache, daß sie 
aus wirtschaftlichen Gründen vorläufig nur in Großstädten ausführbar ist. 
Deshalb wird überall da, wo dies ökonomisch möglich, die landwirtschaft¬ 
liche Verwertung von Haus- und Straßenkehricht anzustreben sein. Wird 
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die Verwendung des Haus- und Straßenkehrichts zur Ausgleichung von 
Terrainungleichheiten, Aufhöhung von Gelände, zur Ausfüllung von Tüm¬ 
peln usw. gestattet, so bleibt zu fordern, daß Verunreinigungen der benach¬ 
barten Wasserläufe wie desgleichen Verunreinigungen des Grundwassers 
ausgeschlossen sind. In jedem Falle müssen, soweit eine sofortige Ver¬ 
wertung oder Mineralisierung des Mülls durch Verbrennen nicht ausführbar 
ist, geeignete Abladeplätze zur Verfügung stehen, an denen es bisher viel¬ 
fach fehlt. Über die Geeignetheit des Platzes und die Art des Betriebes 
wird der Medizinalbeamte zu hören sein. Muß der Müll gelagert werden, 
so empfiehlt sich seine Mischung und Kompostierung mit dem Straßen- 
kehricht, eventuell mit dem Klärschlamm; so wurden in mehreren Städten 
Müll und Kehricht bei der Verarbeitung des beim Rothe -Degn er sehen 
Klärverfahren entstehenden Kohlebreiklärschlammes zu Brennmaterial und 
neuerdings auch zu Vergasungszwecken verwendet. Diese Müllablade¬ 
plätze müssen so gelegen sein, daß weder bereits bestehende, noch in Zu¬ 
kunft zu bebauende Stadtteile durch die hier aufgespeicherten fäulnisfähigen 
Massen, durch die Verunreinigung des Untergrundes, durch Heranziehung 
von Ungeziefer, Insekten usw. gefährdet werden. Der Betrieb auf den Müll¬ 
abladeplätzen ist in einer den gesundheitlichen Forderungen entsprechenden 
Weise zu regeln, wie dies im Potsdamer Bezirk, wo eine größere Zahl von 
Abladeplätzen für Berliner Müll vorhanden ist, durch besondere Polizei¬ 
verordnungen wie durch Betriebsordnungen geschehen ist. 

„Durchaus unzulässig sind die großen Müllberge von fünf und mehr 
Meter Höhe, wie wir sie in den Industriebezirken und in der Umgebung 
der Großstädte bisweilen antreffen. Hier ist, von der Staub- und Geruch¬ 
belästigung abgesehen, die Gefahr einer Keimverschleppung durch Insekten, 
Ratten, Mäuse usw. wie durch die Luftströmungen jederzeit gegeben. 

„Ganz wesentlich können die mit der Lagerung des Hausmülls ver¬ 
bundenen Belästigungen und Gefahren eingeschränkt werden, wenn es ge¬ 
lingt , die Zwei- oder Dreiteilung des Mülls schon im Haushalt zur 
Durchführung zu bringen. Nach dem Vorgang von Charlottenburg ist auch 
in Potsdam die Zweiteilung des Mülls in Speisereste und Küchenabfälle 
einerseits, Asche und sonstige wirtschaftliche Abfälle andererseits durch¬ 
geführt, und da auch das Papier ausgesondert wird, liegt in Wirklichkeit 
eine Dreiteilung vor. Infolge Ausscheidung der Küchenabfälle und Speise¬ 
reste, die zu Viehfuttermitteln verarbeitet werden, verliert der Müll seine 
fäulnisfähigen Eigenschaften. Der Einwand, daß die Voraussetzung hierfür 
ein besonders intelligentes Personal sei, ist nicht zutreffend, da gerade die¬ 
jenigen Bevölkerungskreise, aus denen die Dienstboten sich rekrutieren, die 
Landbevölkerung, an diese Trennung namentlich der Küchenabfälle zur 
Fütterung des Kleinviehs von früh auf gewöhnt sind. Nur bei nicht sach¬ 
gemäßem Betrieb macht sich mitunter hierbei der Übelstand bemerklich, 
daß bei nicht rechtzeitiger Abholung der Speisereste Fäulnisprozesse schon 
auf dem Grundstück zur Entwickelung kommen, ein Übelstand, der indes 
nicht dem System an sich zur Last fällt. 

„Sind so durch Bau-, Wohnungs- und Straßenhygiene wie durch ge¬ 
sundheitsgemäße Beseitigung der Abfallstoffe die Grundlagen der kommunalen 
Hygiene gelegt, die auf die Reinhaltung der Luft, des Bodens und der 
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Wasserläufe gerichtet sein muß, so gilt der weitere Ausbau der Fernhaltung 
von Schädlichkeiten, der Verhütung des Auftretens und der Verbreitung von 
Krankheiten und damit zusammenhängend der Hebung der Widerstands¬ 
kraft der Gesamtheit wie einzelner besonders gefährdeter Volksklassen. 

„Nach allen drei Richtungen nimmt die Sorge für ein einwandfreies 
Trink- und Gebrauchswasser die erste Stelle ein. £s ist eine unab¬ 
weisbare Forderung der öffentlichen Gesundheitspflege, die mit der zuneh¬ 
menden Dichtigkeit des Wohnens immer dringender wird, daß die gewöhn¬ 
lichen Kesselbrunnen durch rationell angelegte Röhrenbrunnen ersetzt werden. 
Zum mindesten muß in jeder Gemeinde eine der Einwohnerzahl und der 
räumlichen Ausdehnung entsprechende Anzahl einwandfreier öffentlicher 
Brunnen den Bewohnern zur Verfügung stehen. 

„Da mit der zunehmenden Dichtigkeit der Bevölkerung und der Zu¬ 
nahme der Industrie die Reinhaltung der Flußläufe immer mehr erschwert 
wird, ist es Aufgabe der Gemeinden, sich von der Benutzung des 
Oberflächenwassers zu Trink- und Wirtschaftszwecken mehr 
und mehr loszumachen und zur Wasserversorgung durch Tiefbrunnen 
überzugehen. In Übereinstimmung mit den von Gärtner im Jahre 1902 in 
München aufgestellten Leitsätzen muß als Grundsatz anerkannt werden, daß 
Flußwasser im allgemeinen zur Wasserversorgung nicht verwendet werden 
darf; nur ganz ausnahmsweise in solchen Ortschaften, die auf andere Weise 
sich kein Trinkwasser beschaffen können, darf Flußwasser zu diesem Zweck 
zugelassen werden. 

„Im Gegensatz zum Süden und Westen Deutschlands, wo zahlreiche, 
in vielen Kreisen fast sämtliche Ortschaften mit Wasserleitungen ausgestattet 
sind, ist der nördliche und östliche Teil infolge Fehlens natürlicher Druck- 
Yerhältnisse überwiegend auf Einzelbrunnen angewiesen. Wie wenig diese 
auf dem Lande, aber auch in den kleinen und mittleren Städten den hygie¬ 
nischen Anforderungen genügen, bestätigen die von den Medizinalbeamten 
bei Gelegenheit der Ortsbesichtigungen in Stadt und Land gemachten Er¬ 
fahrungen. Nicht selten fehlten in ländlichen Gemeinden, aber auch in den 
kleineren Städten, öffentliche Brunnen gänzlich. Zwei Umstände sind es 
hauptsächlich, die hierfür verantwortlich zu machen sind: einmal das Fehlen 
geeigneter Techniker (Brunnenbauer) in den kleineren und mittleren Städten 
und zweitens das Fehlen entsprechender gesundheitlicher Vorschriften in 
den Baupolizeiverordnungen. Wiederholt konnte die Erfahrung gemacht 
werden, daß in der Umgebung größerer Städte, in denen geeignete Techniker 
zur Verfügung standen, auch auf dem Lande der Brunnenbau den hygieni¬ 
schen Anforderungen entsprach, während dies um so weniger der Fall war, 
je mehr sich die Ortschaften von diesem Kulturzentrum entfernten. Wer 
die in unseren preußischen Provinzen gültigen Baupolizeiverordnungen 
kennt, wird mir zugeben, daß sie in ihrer Mehrzahl, namentlich diejenigen 
für das platte Land, aber auch vielfach diejenigen für die Städte, bezüglich 
der baulichen Einrichtungen der Wasserversorgungsanlagen, ihrer Entfer¬ 
nung von Dünger-, Jauche- und Abortgruben entweder überhaupt keine 
Bestimmung enthalten, wie beispielsweise die Baupolizeiverordnungen für 
die Regierungsbezirke Potsdam, Frankfurt a. M., Marienwerder, oder daß 
sie sich auf die Bestimmung beschränken, daß jeder offene Brunnen mit 
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einer Einfriedigung von bestimmter Höhe versehen sein muß. Andere 
Baupolizei Verordnungen schreiben eine bestimmte Entfernung (8 bis 10 m) 
der Wasserentnahmestellen von Aborten und Düngergruben von In Sachsen 
bestimmt das Allgemeine Baugesetz vom 1. Juli 1901, daß Aborte, Dünger¬ 
und Jauchegruben von vorhandenen Brunnen mindestens 10 m entfernt 
bleiben müssen (§ 133), daß sie außerhalb der Umfassungswände der Wohn¬ 
gebäude in angemessener Entfernung von der Straße gelegen und wasser¬ 
dicht hergestellt sein müssen. Die Anlage und Reinhaltung der privaten 
und öffentlichen Brunnen kann durch Ortsgesetz oder ortspolizeiliche Ver¬ 
ordnung geregelt werden. Die Bauordnung für das Königreich Bayern vom 
17. Februar 1901 enthält keine Bestimmung über Anlage der Brunnen, 
während die Anlage und Einrichtung von Aborten usw. durch die Ministerial¬ 
entschließung vom 22. März 1870 und das Polizeistrafgesetz vom 22. Juni 
1900 geregelt ist. 

„Die gesetzliche Handhabe, die so notwendigen Änderungen auf diesem 
Gebiete herbeizuführen, bietet der §35 des Reichsgesetzes vom 30. Juni 
1900 und die einschlägigen Landesgesetze. Nach § 35 des Reichsgesetzes, 
betreffend Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, sind „die dem all¬ 
gemeinen Gebrauch dienenden Einrichtungen für Versorgung mit Trink- 
und Wirtschaftswasser und für Fortschaffung der Abfallstoffe fortlaufend 
durch staatliche Beamte zu überwachen. — Die Gemeinden sind verpflichtet, 
für die Beseitigung der Vorgefundenen gesundheitsgefährlichen Mißstände 
Sorge zu tragen. Sie können nach Maßgabe ihrer Leistungsfähigkeit zur 
Herstellung von Einrichtungen der im Absatz 1 bezeichneten Art, sofern 
dieselben zum Schutze gegen übertragbare Krankheiten erforderlich 
sind, jederzeit angehalten werden." 

„Wie notwendig ein sachverständiger Beirat auf diesem Gebiete 
ist, wird durch Ergebnisse der Besichtigungen dieser Anlagen bewiesen, die 
zu einem großen Teile nicht hygienisch einwandfrei sind, weil sie ohne 
vorangegangene sachverständige hygienische und bautechnische Prüfung 
zum Teil von zweifelhaften Technikern ausgeführt, zum Teil von Erwerbs¬ 
gesellschaften errichtet wurden, die bei zunehmendem Bedarf sich nicht 
scheuten, die Wassermenge durch Zuführung größerer oder geringerer 
Quantitäten nicht einwandfreien Oberflächenwassers zu vermehren. Gleich¬ 
wohl unterliegt es keinem Zweifel, und die Untersuchungen von Kruse 
und Laspeyres (Fortschritte der öffentlichen Gesundheitspflege in Rhein¬ 
land-Westfalen während der letzten Jahrzehnte, Zentralbl. f. all gern. Ge¬ 
sundheitspflege, 22. Jahrgang, 1903) bestätigen dies, daß der Nutzen, der 
durch die Erbauung so zahlreicher Wasserleitungen gestiftet worden, ein 
sehr großer ist, und daß speziell der Abfall der Typhusmortalität im wesent¬ 
lichen darauf zurückzuführen ist. 

„Bei den neuerdings in Preußen durch eine besondere Fachkommission 
ausgeführten Besichtigungen der öffentlichen Wasserwerke war es nach den 
Erfahrungen im Potsdamer Bezirk am häufigsten die Anordnung der Leer- 
und Überläufe und ihre Verbindung mit Schmutzwassergräben, Abwasser¬ 
leitungen usw., die zu Bedenken Anlaß gab, insofern ein Rückstau nicht 
unter allen Umständen ausgeschlossen werden konnte. Als durchaus unzu¬ 
lässig mußte auch die Verbindung der Hauswasserleitung der Zentralanlage 
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mit alten Hofwasserleitungen erachtet werden. Häufig ließen auch die 
Abdichtung der Brunnenrohre, die Abdeckungen der Sammelbrunnen, der 
Schutz der Anlagen gegen Verunreinigungen durch Staub usw. zu wünschen 
übrig. Jedenfalls haben diese Besichtigungen von neuem die Notwendigkeit 
bestätigt, die Wasserwerke einer dauernden sachverständigen Kontrolle zu 
unterstellen und den Betrieb auf Grund einer eingehenden, den hygienischen 
Forderungen Rechnung tragenden Dienstanweisung zu regeln. 

„Bei der außerordentlichen Verantwortung, die mit der Errichtung 
zentraler Wasserversorgungsanlagen verbunden ist, muß es als eine 
unabweisbare Forderung erachtet werden, daß sie von den Gemeinden 
oder Gemeindeverbänden betrieben werden, da sie nur so ihren 
Zweck voll und ganz erfüllen können. Zudem gehören die Wasserwerke 
zu denjenigen Anlagen, die keine Zuschüsse erfordern, sondern in der Regel 
noch Überschüsse erzielen. Hieraus erklärt es sich, daß die Zahl der An¬ 
lagen in Preußen von 998 im Jahre 1900 auf 1596 im Jahre 1902 gestiegen 
ist, von denen 1348 auf die Regierungsbezirke Koblenz, Kassel, Arnsberg, 
Wiesbaden, Köln und Trier entfallen. Von den 303 Ortschaften mit über 
5000 Einwohnern in Deutschland hatten im Jahre 1904 295 zentrale Wasser¬ 
versorgungsanlagen, darunter 65, die neben der zentralen Anlage noch 
Wasserversorgung durch Einzelbrunnen hatten; nur 8 von diesen Ortschaften 
waren ausschließlich auf Einzelbrunnen angewiesen. 

„Wo die einzelne Gemeinde finanziell nicht in der Lage ist, für sich 
eine zentrale Wasserversorgungsanlage herzustellen, oder wo die Dichtigkeit 
des Zusammenwohnens wie in den Industriebezirken oder die örtliche Lage 
ein gemeinschaftliches Vorgehen erforderlich machen, kommen gemeinschaft¬ 
liche oder Gruppen Wasserversorgungen in Frage, an denen eine mehr oder 
weniger große Anzahl von Gemeinden beteiligt ist. Einer der größten 
Gruppen Wasserversorgungen begegnen wir in der Provinz Rheinhessen, 
wo der Wassermangel im Jahre 1904 hierzu Anlaß gab. Ein gemeinsames 
Vorgehen war notwendig, weil die Lösung der Wasserbeschaffungsfrage für 
die auf der Höhe im Innern der Provinz gelegenen Orte immer schwieriger 
wurde. Da eine Wasserbeschaffung nur in den großen Flußtälern der Nahe 
und des Rheins möglich war und bei der Wasserentnahme von dorther die 
Druckhöhe der Pumpwerke und die Kosten der langen Förderleitung sehr 
bedeutend werden mußten, war es nur auf dem Wege einer gemeinsamen 
Versorgung einer größeren Zahl von Gemeinden durchführbar, Wasserwerke 
zu errichten und das Wasser zu einem mäßigen Einheitspreise liefern zu 
können. Das eine Pumpwerk liegt im Nahetal, das andere bei Bodenheim. 
Der Bau von fünf weiteren Gruppen Wasserversorgungen ist in der Vor¬ 
bereitung. Einzelne dieser Anlagen versorgen bis zu 25 Gemeinden; im 
ganzen werden nach Ausführung der sämtlichen Gruppenwasserversorgungen 
insgesamt 85000 Einwohner dadurch mit Wasser versorgt sein. 

„Um Gewinnzwecke bei dem Betrieb der Wasserleitung auszuschließen, 
wurde im Jahre 1902 das Verbandswasserwerk in den Landkreisen Bochum, 
Gelsenkirchen und Hattingen als Gesellschaft mit beschränkter Haftung von 
zehn Gemeinden gegründet. Auch diese Verbandsform hat sich neben der 
des Zweckverbandes als geeignet erwiesen. Die hierbei gemachten Er¬ 
fahrungen zeigen, daß eine Leitung mit natürlichem Druck bei einer Länge 
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bis zu 7 km in Bau und Unterhaltung sich billiger stellt, als Bau und Be¬ 
trieb eines Wasserwerks mit künstlicher Hebung des Wassers in unmittel¬ 
barer Nähe des betreffenden Ortes. 

„Der Umstand, daß neben den zentralen Anlagen in der Regel eine 
große Zahl von Hofbrunnen für industrielle, landwirtschaftliche und andere 
Zwecke bestehen bleibt und eine mißbräuchliche Benutzung dieses Wassers 
sich nicht ausschließen läßt, darf bei der Beurteilung der Erfolge zentraler 
Wasserversorgungsanlagen nicht außer acht gelassen werden. 

„Außer in den Vororten, den Sommerfrischen und Kurorten wird ganz 
besonders in dicht bevölkerten Gegenden, namentlich in den Industrie¬ 
bezirken darauf Bedacht zu nehmen sein, daß die Aufgaben der Gemeinden 
auf dem Gebiete der Wasserversorgung und Entwässerung eine möglichst 
einheitliche, über die Grenzen der Einzelgemeinde hinausgehende Lösung 
und Regelung erfahren, da es bei der fortschreitenden Industrialisierung 
nur noch eine Frage der Zeit ist, bis der ganze Bezirk eine einheitliche 
bebaute Fläche darstellt. Die Möglichkeit der Beschaffung eines einwand¬ 
freien Wassers und einer vorschriftsmäßigen Beseitigung der Abfallstoffe 
muß die Voraussetzung für die Konzessionierung neuer Niederlassungen und 
gewerblicher Unternehmungen bilden. Wie Hervorragendes bei einem 
zielbewußten Zusammenwirken von Staat, Industrie, Stadt- und Landkreisen 
geleistet werden kann, zeigt die in der Vorbereitung begriffene Entwässe¬ 
rung des Emschergebietes. 

„Für die Wasserversorgung von Ortschaften im Gebirge oder in der 
Nähe desselben hat sich vielfach die Wasserversorgung durch Talsperren¬ 
wasser aus günstig gelegenen Gebirgstälern als vorteilhaft erwiesen. Daß 
solches Talsperrenwasser wie Oberflächenwasser behandelt werden muß, daß 
es vor allem ausreichend gegen jede Infektionsgefahr geschützt sein muß, 
ist selbstverständlich. Im übrigen darf hinsichtlich dieser besonderen Art 
der Wasserversorgung auf die Leitsätze und Verhandlungen unseres Vereins 
auf der 25. Jahresversammlung in Trier im Jahre 1900 Bezug genommen 
werden, wo das Thema „Wasserversorgung mittels Talsperren in gesund¬ 
heitlicher Beziehung u in eingehender Weise von C. Fränkel und Intze 
behandelt worden ist. 

„Ist die Forderung, daß zentrale Wasserversorgungsanlagen von der 
Gemeinde betrieben werden, erfüllt, so wird auch die weitere Forderung, 
daß der Preis des Wassers namentlich für die Inhaber der kleinen Woh¬ 
nungen möglichst niedrig zu bemessen ist, keinen Schwierigkeiten begegnen. 
Aus gesundheitlichen Rücksichten sollte den Inhabern kleinerer Wohnungen 
entweder von vornherein ein niedrigerer Einheitspreis zugebilligt oder noch 
besser Wohnungen bis zu einer bestimmten Bodenfläche oder bis zu einem 
bestimmten Mietzins überhaupt nicht mit Wasserzins belegt werden, wie 
dies u. a. in Elberfeld, Danzig, Frankfurt a. M., Hanau, Kassel, Stralsund, 
Remscheid und Trier der Fall ist. 

„Eine berechtigte Forderung der Gemeindehygiene ist ferner die Sorge 
für Bereitstellung einwandfreier und ausreichender Lebens¬ 
mittel, die insbesondere den minderbemittelten Volksklassen zu einem 
angemessenen Preise zur Verfügung stehen müssen. Freilich ist die Lebens¬ 
mittelversorgung zurzeit von der gemeinwirtschaftlichen Basis fast völlig 
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losgelöst. Nur ausnahmsweise treten die Gemeinden, soweit sie Besitzer 
größerer landwirtschaftlich benutzter Flächen und namentlich ausgedehnter 
Rieselwirtschaften sind, mit eigenen Erzeugnissen auf den Markt. Gleich¬ 
wohl ist die Gemeinde auf diesem Gebiete nicht machtlos; sie hat alle Maß¬ 
nahmen zu unterstützen, die auf eine Hebung der Volksernährung abzielen, 
insbesondere die Förderung des Obst- und Gemüsebaues sich angelegen sein 
zu lassen; sie hat ferner die Käufer vor Übervorteilung zu schützen, in¬ 
dem sie verhindert, daß verfälschte oder verdorbene Nahrungsmittel zum 
Verkauf kommen, und sie kann durch entsprechende Verkehrseinrichtungen 
dafür sorgen, daß auch den entferntesten Stadtteilen Lebensmittel zugeführt 
werden. Unter Umständen kann sie auch bei Fleischteuerung genötigt sein, 
die Fleischversorgung in eigene städtische Verwaltung zu nehmen, wie dies 
in Wien durch die Stadtverwaltung in diesem Jahre geschehen und bei uns 
u. a. in Köln in Anregung gebracht ist. 

„Daß die Nahrungsmittelkontrolle namentlich in Norddeutschland eine 
anzureichende ist, ist leider unbestritten. Im Gegensatz zu den Hanse¬ 
städten und zu Süddeutschland ist in Preußen die Einrichtung öffentlicher 
Untersuchungsanstalten den engeren und weiteren Kommunalverbänden 
überlassen. Die Notwendigkeit einer einheitlichen Regelung der gesamten 
Nahrungsmittelkontrolle hat der Reichstag bereits in den Jahren 1901 und 
1903 betont. In der Reichstagssitzung vom 13. März 1905 wurde der An¬ 
trag Bau mann angenommen, die verbündeten Regierungen zu ersuchen, 
dem Reichstag tunlichst bald den Entwurf eines Reichsgesetzes vorzulegen, 
welches die Beaufsichtigung des Verkehrs mit Nahrungs- und Genußmitteln, 
wie deren Durchführung durch die Landesbehörden einheitlich regelt. 

„Eine der unhygienischsten Einrichtungen, die in unser Zeitalter der 
Technik und des Verkehrs wie ein Rest aus der guten alten Zeit der Post¬ 
katsche hineinragt, sind die Wochenmärkte. Sie sind unhygienisch, weil 
die Waren nicht bloß Wind und Wetter, sondern auch Verstaubungen und 
Verschmutzungen aller Art ausgesetzt sind, zumal bei ihrer Lagerung un¬ 
mittelbar auf der Erde oder in geringer Höhe über der Erde, wo jede Kon¬ 
trolle einer sachgemäßen Behandlung fehlt; sie sind aber auch unwirtschaft¬ 
lich wegen des Hin- und Hertransportes, sowie deshalb, weil Güte und Preis¬ 
wertigkeit der Waren der Kontrolle entzogen bleiben, die sich auf den Erlaß 
von Marktordnungen und die Erhebung von Standgeldern im wesentlichen 
beschränkt. In der Mehrzahl der Städte erfolgt die Versorgung mit Lebens¬ 
mitteln, von dem Handel in den Läden abgesehen, durch die Wochenmärkte. 
Die Zahl deijenigen Städte, welche zur Errichtung von Markthallen ge¬ 
schritten sind, ist nicht groß, und noch kleiner ist die Zahl derjenigen 
Städte, wo die Markthallen den gesamten Wochenverkehr auf sich vereinigen. 
Von den 51 an dem Statistischen Jahrbuch der deutschen Städte beteiligten 
Stadtgemeinden mit über 50000 Einwohnern fanden im Jahre 1902 in 
46 Städten offene Wochenmärkte statt, und nur in den fünf Städten mit 
Markthallen (Berlin, Frankfurt a. M., Leipzig, Lübeck, Metz) haben die 
Wochenmärkte infolge des Hailenzwanges aufgehört, während in den übrigen 
12 Städten mit Markthallen daneben Wochenmärkte unter freiem Himmel 
fortdauern. Der Betrag, den die offenen Wochenmärkte für die Stadt¬ 
gemeinden durch Erhebung von Gebühren liefern, ist in den meisten Städten 
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von geringer Bedeutung. Kassel ist die einzige Stadt, in der überhaupt 
keine Standgelder erhoben werden. Da die Ausgaben nicht groß sind, ver¬ 
bleiben aus den Einnahmen in fast allen Städten Überschüsse. 

„Im Jahre 1891 wurden in Preußen 40 öffentliche Untersuchungs¬ 
anstalten gezählt. Im Jahre 1902 gab es 55 öffentliche Untersuchungs¬ 
anstalten (mit Einschluß der städtischen). Von diesen Untersuchungsanstalten 
sind nur wenige wirkliche öffentliche Untersuchungsanstalten, deren An¬ 
gestellte Beamte sind, ohne auf Nebeneinnahmen angewiesen zu sein. Von 
den Untersuchungsanstalten der Landwirtschaftskammern abgesehen, waren 
dies in Deutschland im Jahre 1900 nur die Anstalten in Bremen, Hamburg, 
Karlsruhe, Leipzig, München, Würzburg, Mainz, Kiel, Altona, Bochum, 
Breslau, Dresden, Dortmund, Hannover, Elberfeld, Nürnberg und Stuttgart, 
während die Untersuchungsämter der übrigen Städte und Kreise überwiegend 
zwar als öffentliche im Sinne der § 17 des Nahrungsmittelgesetzes aner¬ 
kannt, aber im Grunde als Privatlaboratorien erachtet werden müssen, deren 
Inhaber mit den Stadt-(Kreis-) Verwaltungen Verträge abgeschlossen haben, 
wonach sie verpflichtet sind, entweder die von der Stadt verlangten Unter¬ 
suchungen für eine Pauschalsumme und die von anderer Seite ergangenen 
Aufträge nach den städtischerseits festgesetzten Gebührentarifen oder alle 
Untersuchungen nach den Sätzen des vereinbarten Tarifs auszuführen. Eine 
Reihe von Großstädten, darunter auch Berlin, hat bisher kein öffentliches 
Untersuchungsamt; in mehreren Bezirken des Westens (Wiesbaden, Aachen, 
Koblenz) standen bisher nur Laboratorien zur Verfügung, die den Charakter 
Öffentlicher Anstalten nicht besaßen, während eine größere Zahl von Regie¬ 
rungsbezirken (Gumbinnen, Danzig, Marienwerder, Stettin, Bromberg, Lieg¬ 
nitz, Magdeburg, Erfurt) überhaupt ohne öffentliches Untersuchungsamt 
war. Im Gegensatz zu Norddeutschland, speziell Preußen, ist im König¬ 
reich Sachsen eine einheitliche Überwachung des Nahrungsmittel verkehrt 
für das ganze Königreich geschaffen worden, indem je einem Nahrangs¬ 
mittelchemiker, der dort nach dem Muster der bewährten bayerischen ambu¬ 
lanten Nahrungsmittelkontrolle die Proben an Ort und Stelle entnehmen 
muß, eine oder mehrere Amtshauptmannschaften zugewiesen sind. Ab¬ 
gesehen von den in Leipzig, Dresden und Chemnitz getroffenen besonderen 
Einrichtungen stehen in Sachsen insgesamt 18 Laboratorien für die Unter¬ 
suchung von Nahrungs- und Genußmitteln und Gebrauchsgegenständen zur 
Verfügung. Die Zahl der alljährlich auszuführenden Untersuchungen ist 
auf 30 auf je 1000 Einwohner festgesetzt, wofür die Gemeinden eine 
Pauschalgebühr von 5 Pfennig pro Kopf der Bevölkerung bezahlen, so daß 
die Gebühren für 30 Untersuchungen nur 50 M. betragen. Bei uns geht 
die Zahl der Probeentnahmen selbst in den mittleren und größeren Städten in 
der Regel nicht über durchschnittlich fünf bis sechs auf 1000 hinaus, nur in 
Düsseldorf wurden im Jahre 1900 25Proben auf je 1000 Einwohner entnommen. 

„Daß die Untersuchungsanstalten einer dauernden Kontrolle zu unter¬ 
stellen sind, wurde bereits auf der Versammlung unseres Vereins in Breslau 
im Jahre 1886 gefordert, eine Forderung, die in Sachsen gleichfalls erfüllt 
ist, ebenso wie die andere auf der Versammlung in Karlsruhe im Jahre 
1897 betonte Notwendigkeit der Mitwirkung eines Sachverständigen bei der 
Probeentnahme. Nur bei einer solchen sachverständigen Mitwirkung ist es 
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möglich, die Inhaber der Verkaufsstellen mit den einschlägigen gesetzlichen 
Bestimmungen bekannt zu machen und ihnen Ratschläge zu erteilen, so daß 
Mißstände abgestellt und Fehler zukünftig vermieden werden. Ebenso 
sachgemäß ist die Probeentnahme in Bayern geregelt, wo Beamte der Unter¬ 
suchungsanstalten in gewissen Zwischenräumen die Verkaufsstellen in den 
einzelnen Gemeinden aufsuchen und Proben entnehmen. In Preußen ist 
nur von Dortmund und Bochum bekannt, daß die Proben durch Angestellte 
der Untersuchungsämter entnommen werden, während in den übrigen Städten 
die Probeentnahme fast ausschließlich durch polizeiliche Organe erfolgt und 
nur in vereinzelten besonderen Fällen (Barmen, Duisburg, Hamburg, Karls¬ 
ruhe, Stuttgart, Breslau, Plauen) oder aus besonderem Anlaß in einigen 
anderen Städten Chemiker zugezogen werden. Besondere Anordnungen 
sind vielfach bezüglich der Bestimmungen des Reichsgesetzes vom 15. Juni 
1897, betreffend den Verkehr mit Butter, Käse, Schmalz und deren Ersatz¬ 
mitteln und vor allem bezüglich der Weinkontrolle getroffen; namentlich 
bei letzterer erfolgt neuerdings die Kellerkontrolle und Probeentnahme auch 
bei uns in weitem Umfange durch Sachverständige der Untersuchungsämter. 

„Für die erheblichen Unterschiede in der Zahl der Beanstandungen 
bei den einzelnen Untersuchungsämtern — für die Gesamtheit der Städte 
betrug die Zahl der Beanstandungen im Jahre 1900, soweit Angaben vor¬ 
liegen, 10*05 Proz. — werden außer der Art der Probeentnahme Verschieden¬ 
heiten in der Art der Beurteilung der Untersuchungsergebnisse, das Vor¬ 
handensein oder Fehlen einschlägiger Polizeiverordnungen, durch die gewisse 
Normen festgesetzt werden (Fettgehalt der Milch u. a.), verantwortlich zu 
machen sein. 

„Was die Deckung der verursachten Kosten betrifft, so schließen die 
städtischen Untersuchungsämter fast sämtlich mit Überschüssen ab (Neefe, 
Statistisches Jahrbuch der deutschen Städte, 11. Jahrgang, S. 246), dem 
gegenüber haben diejenigen Städte, welche Verträge mit Privatchemikern 
abgeschlossen haben, zum Teil recht erhebliche Pauschalsummen oder tarif¬ 
mäßige Gebühren zu zahlen. 

„Aus allen diesen Gründen empfiehlt sich für die größeren Stadt- 
und Landkreise die Schaffung eigener Nahrungsmittelunter¬ 
suchungsanstalten, deren Errichtung von den Gesundheitskommissionen 
wiederholt und zum Teil mit Erfolg in Anregung gebracht wurde. Die 
Vorsteher der öffentlichen Untersuchungsanstalten sind die geborenen Träger 
der gesamten Nahrungsmittelkontrolle (mit Ausnahme der Fleischkontrolle). 
Ein solches Untersuchungsamt, ev. in Verbindung mit einem städtischen 
Gesundheitsamt würde auch dem Zwecke der fortlaufenden Wasserunter¬ 
suchung zu dienen haben und außerdem der Milchkontrolle zugute kommen, 
die heute in der Mehrzahl der Städte außerordentlich im argen liegt. Denn 
daß die gewöhnlichen Untersuchungen mittels der Milch wage, wie sie fast 
überall von Polizeiorganen ausgeübt werden, völlig wertlos sind, weil die 
häufigste und raffinierteste Fälschung, die Verbindung von Entrahmung und 
Wasserzusatz, ihr entgeht, braucht hier nicht weiter ausgeführt zu werden. 
Mit Recht haben deshalb einige Städte wie Plauen auf diese Art der Milch¬ 
kontrolle völlig verzichtet und an ihrer Stelle die regelmäßige chemische 
Untersuchung einer bestimmten Anzahl von Proben angeordnet. 

14 * 


Digitized by Google 



212 XXX. Versammlung d. D. Vereins f. öffentl. Gesundheitspflege zu Mannheim. 

„Wenden wir uns zur speziellen Säuglingsernährung und Säug¬ 
lingspflege, so stellt sie eine der wichtigsten, wenn nicht die wichtigste 
kulturelle Aufgabe unserer Zeit dar, an deren Lösung nicht bloß Ärzte und 
Hygieniker, sondern Staat und Gemeinde wie alle gesellschaftlichen Verbände 
tatkräftig mitzuwirken berufen sind. Es ist eine nicht wegzuleugnende Tat¬ 
sache, daß in bezug auf den vorzeitigen Verlust von lebend geborenen Kindern 
im Laufe des ersten Lebensjahres die deutsche Kation an der Spitze der 
europäischen Kulturstaaten marschiert. Aus der Zusammenstellung von 
v. Oh len für die Jahre 1891 bis 1895 (vgl. Seiffert, Säuglingssterblich¬ 
keit usw. Klinisches Jahrbuch, Jena, G. Fischer, 1905) ergibt sich, daß in 
dem erwähnten Zeitraum das Deutsche Reich mit einem jährlichen Verlust 
im Durchschnitt von über 20 (in Preußen) bis nahezu 28 (in Sachsen) Kindern 
auf 100 Lebendgeborene im ersten Lebensjahre alle Staaten Europas, mit 
alleiniger Ausnahme von Rußland und Ungarn, weit überragt. Dabei bleibt 
zu berücksichtigen, daß die hierfür verantwortlich zu machenden tief¬ 
greifenden sozialen und hygienischen Schäden nicht auf die Sterbefälle als 
solche beschränkt bleiben, sondern ihren Ausdruck außerdem in einer Herab¬ 
setzung der Widerstandsfähigkeit der Überlebenden finden werden. Berück¬ 
sichtigen wir ferner die fortschreitende Industrialisierung und die Ver¬ 
schiebung der Bevölkerung zwischen Stadt und Land, die zu einem stetigen 
Anwachsen der Städte führt — es sei hier nur an die Arbeiten von Kruse, 
von Meissner, von Seiffert, wie auf das vom Berichterstatter auf der 
Münchener Versammlung im Jahre 1902 erstattete Referat „Über die 
Wechselbeziehungen zwischen Stadt und Land usw.“ verwiesen —, vergegen¬ 
wärtigen wir uns, daß, während seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts die 
Einwohnerzahl Deutschlands sich etwa verdoppelt hat, die Bevölkerung der 
Städte annähernd um das Vierfache gestiegen ist, und zwar von 8 Millionen 
auf 31 Millionen, und daß an dieser Zunahme der Bevölkerung am meisten 
die Großstädte mit über 100 000 Einwohnern beteiligt sind, so ergibt sich 
hieraus, daß der Einfluß der Großstädte nicht bloß auf die geistige 
und sittliche, sondern auch auf die körperliche Konstitution des 
Volkes ein immer größerer wird. Hieraus und aus der anderen Tat¬ 
sache, daß die Geburtenziffer in Preußen in den letzten Jahren dauernd 
zurückgegangen ist, erhellt, daß die Frage der Säuglingssterblichkeit und 
Säuglingspflege vom kulturellen und wirtschaftlichen wie vom 
hygienischen Standpunkte eine der bedeutsamsten Aufgaben der 
Stadtgemeinden darstellt. 

„Die größte Kindersterblichkeit zeigen, wie die Erfahrung lehrt, die 
Großstädte: von den 22 Großstädten Preußens mit mehr als 100 000 Ein¬ 
wohnern zeigte im Jahre 1902 die Hälfte eine über den Durchschnitt des 
Staates hinausgehende Säuglingssterblichkeit. Auffallend sind dabei die sehr 
erheblichen Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern wie zwischen den 
einzelnen Städten und Bezirken. So betrug im Jahre 1902 der Unterschied 
der Säuglingssterblichkeit zwischen Barmen und Danzig 178*95 pro Mille. 
Kassel hatte eine Sterblichkeit ’ von 139*83 auf 1000 im ersten Lebensjahr 
stehende Kinder, während sie in Danzig 316*95, in Stettin 303*47 und in 
Breslau 289*21 betrug. Die Ursachen für diese Unterschiede sind in dem 
Vorhandensein oder Fehlen derjenigen sozialen und hygienischen Faktoren 
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gelegen, durch die die Höhe der Kindersterblichkeit bedingt wird, unter 
denen die wirtschaftliche Lage, speziell die Wohnungsverhältnisse, die 
Wartung und Pflege und vor allem die Ernährungsverhältnisse der Neu¬ 
geborenen die erste Stelle einnehmen. 

„ Hinsichtlich der Beziehungen der Wohlhabenheit zur Kindersterblich¬ 
keit darf ich auf das Referat von Prausnitz auf der 25. Jahresversammlung 
unseres Vereins in Trier im Jahre 1900 (Über Ursachen und Bekämpfung 
der Säuglingssterblichkeit) und hinsichtlich der besonderen Gefährdung der 
unehelichen Kinder auf die Arbeiten von Prinzing (Jahrbuch für National¬ 
ökonomie und Statistik, 20. Bd., Heft 5, 1900) Bezug nehmen, aus denen sich 
ergibt, daß die Sterblichkeitszahlen der Unehelichen fast das Doppelte der 
Zahlen für die ehelichen Kinder ausmachen, die sich noch dadurch erhöhen, 
daß ungefähr 10 Proz. der unehelichen Kinder im Laufe des ersten Lebens¬ 
jahres legitimiert werden und demnach in die Lebenschancen der ehelichen 
Kinder einrücken. 

„Der Ursprung der von der Milch ausgehenden Gefahren liegt in der 
Beschaffenheit, der Wartung und Pflege des Milchviehes, der Unsauberkeit 
der Stallungen, der Melkenden, der Gerätschaften und der weiteren Behand¬ 
lung der Milch. Die Kontrolle der Milch hat daher sowohl am Orte ihrer 
Produktion wie am Orte der Verarbeitung und des Vertriebes der Milch 
einzusetzen. Ostertag verlangt eine polizeiliche Genehmigung für alle 
Milchwirtschaften, eine in regelmäßigen Zwischenräumen zu wiederholende 
tierärztliche Untersuchung aller Milchtiere, eine Kontrolle der Fütterung, 
Anzeigepflicht jeder Erkrankung eines Milchtieres an den zuständigen Tier¬ 
arzt, peinlichste Sauberkeit beim Melken wie beim Transport u. a. Eine 
derartige, mit der Anzeigepflicht beginnende Kontrolle ist bisher, soweit be¬ 
kannt geworden, nur im Regierungsbezirk Minden eingerichtet. Diese 
Kontrolle ist um so schwieriger, je größer die Zahl der Stallungen und der 
kleinen Milchhandlungen ist, mit deren Zahl die Milchverunreinigungen, die 
Milchinfektionen und Milchfälschungen fortschreitend zunehmen. 

„Für nicht gleichgültig erachte ich auch die Unterschiede in der Teil¬ 
nahme der Städte an der eigenen Milchproduktion. Während beispielsweise 
Bremen 55*6 Proz., Köln 33*9 Proz., Berlin 17*4 Proz. seines Milchkonsums 
selbst erzeugt, produziert das kleine Gera nur 1*7 Proz., Dresden nur 
3*3 Proz., Breslau nur 2*4 Proz. und Mainz gar nur 0*6 Proz., so daß diese 
Städte fast ausschließlich auf die Zufuhr von außerhalb angewiesen sind. 

„Die auf dem Gebiete der Säuglingsernährung zu stellenden Forde¬ 
rungen lassen sich dahin zusammenfassen, daß eine sauber gewonnene 
und sauber transportierte Milch von gesunden Kühen zum Zwecke 
der Säuglingsernährung der Bevölkerung jederzeit zu einem Preise zur Ver¬ 
fügung steht, der für die Angehörigen der ärmeren Volksklassen nicht uner¬ 
schwinglich ist. Soweit möglich, sollte die für die ärmeren Bevölkerungs¬ 
klassen bestimmte Säuglingsmilch vorher sterilisiert und in dem erforderlichen 
Maße verdünnt sein. Die bisherigen Versuche auf diesem Gebiete, die teils 
von Vereinen und Privaten, teils von den Gemeinden ausgingen, wie in 
Berlin, München, Potsdam, Leipzig, Nürnberg, Karlsruhe, Braunschweig 
Malmedy, Düren u. &., haben ihren Zweck nur teilweise erreicht, weil die 
Produkte entweder zu teuer waren, um der ärmeren Bevölkerung zugute 
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zu kommen, oder weil sie nur einem sehr kleinen Teil der Säuglinge zugänglich 
gemacht werden konnten. In Halle wird seit 1902 auf Anregung von Prof. 
Fränkel gute und vorher durch Erhitzen keimfrei gemachte Milch be¬ 
dürftigen Familien mit Kindern zu einem billigen Preise zur Verfügung 
gestellt. Auch dieser Versuch, der sich zunächst nur auf ein Polizeirevier 
erstreckte, um später auf die ganze Stadt ausgedehnt zu werden, ist zurzeit 
noch nicht abgeschlossen, liefert aber schon jetzt den Beweis, daß derartige 
sanitäre Maßregeln niemals den Charakter einer privaten Wohltat an¬ 
nehmen dürfen, und daß dabei alles vermieden werden muß, was den An¬ 
schein einer Armenunterstützung zu erwecken geeignet ist. Biedert fordert 
ein Institut, das der theoretischen und experimentellen Durcharbeitung und 
der praktischen Förderung der Ernährungsfrage im allgemeinsten Umfang 
gewidmet sein sollte, während Seiffert einer Versuchs- und Prüfungsanstalt 
für Kindermilch Versorgung und zur Bekämpfung der Kindersterblichkeit das 
Wort redet. So empfehlenswert derartige Institute für die Ernährungs¬ 
hygiene als Wissenschaft zu erachten sind, für die praktische Lösung der 
hier vorliegenden Aufgaben kommen sie nicht in Frage. Hier gilt es Vor¬ 
kehrungen zu treffen, daß jederzeit eine einwandfreie Kindermilch zum 
Preise gewöhnlicher Marktmilch der ärmeren Bevölkerung zur Verfügung 
steht, eine Aufgabe, der sich die Gemeinden auf die Dauer nicht werden 
entziehen können, und deren Lösung entweder in der Errichtung eigener 
Milchwirtschaften oder in der vertragsmäßigen Sicherstellung der erforder¬ 
lichen Milchvorräte aus städtischerseits kontrollierten Molkereien oder in 
der Weise zu erstreben ist, daß gemeinnützige, unter Kontrolle der Stadt¬ 
verwaltung stehende Gesellschaften den Betrieb in die Hand nehmen. Jeden¬ 
falls würden Privatunternehmer und Erwerbsgesellschaften nicht in der Lage 
sein, eine Vorzugsmilch zum Preise gewöhnlicher Marktmilch oder zu noch 
niedrigerem Preise abzugeben. 

„Nach Backhaus kann man auf 250 Einwohner oder 10000cbm Ab¬ 
wässer 1 ha Rieselwiese anlegen und hierdurch in eigener Regie oder in 
Verbindung mit benachbarten Land- und Milchwirten jährlich 10000 Liter 
Milch erzeugen, so daß die nötige Kinder« und Qualitätsmilch in nächster 
Nähe mit Hilfe der Rieselfelder erzielt werden könnte, zumal der Einfluß 
des Futters auf die Milch überschätzt und auch mit gewöhnlichem Riesel¬ 
gras gute Milch gewonnen wird. Anfängen einer Kommunalisierung der 
Säuglingsernährung (Gewinnung der Milch auf eigenen Gütern, Behandlung 
und Abgabe in eigener Verwaltung) begegnen wir bereits in einigen 
städtischen Gemeinden, wie in Aachen. 

„Wird die Milch vorher sterilisiert, so muß dahin Fürsorge getroffen 
werden, daß die in gewöhnlicherWeise pasteurisierte oder sterilisierte Milch 
kühl, d. h. unter 18° C auf bewahrt und binnen kürzerer Zeit verbraucht 
wird, da anders Zersetzungen und Giftwirkungen infolge der durch das 
übliche Pasteurisieren nicht getöteten peptonisierenden Bakterien unaus¬ 
bleiblich sind. 

„Außer der Bereitstellung der Milch müssen besondere Ab¬ 
gabestellen und weiterhin besondere Fürsorgestellen für Säug¬ 
lingspflege eingerichtet werden, an deren Einrichtung und Betrieb die 
Vereine vom Roten Kreuz, Armenärzte, Armenpflegerinnen und Gemeinde- 
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Pflegerinnen, sowie Hebammen mitzuwirken berufen sind. Derartige Für¬ 
sorgestellen sind nach dem Vorgänge von Berlin, Rixdorf neuerdings in einer 
größeren Zahl von Ortschaften eingerichtet. Die Einrichtung derartiger 
Fürsorgestellen wie die Belehrung der gebärenden Bevölkerung durch 
Ärzte, Merkblätter, Hebammen u. a. ist um so notwendiger, als die bei 
Gelegenheit der Volkszählung speziell für Berlin erhobenen Feststellungen 
ergeben haben, daß der Prozentsatz der an der Mutterbrust genährten 
Kinder von 55*2 im Jahre 1885 auf 31*4 im Jahre 1900 zurückgegangen 
ist. Jedenfalls darf kein Mittel unversucht bleiben, das geeignet erscheint, 
das Selbststillen der Mütter zu fördern. Jeder einzelne, und allen voran 
die Ärzte sind berufen, darauf hinzuwirken, daß das Selbststillen wieder zur 
Volkssitte wird; sind es doch höchstens 5 Proz. der gebärenden Bevölkerung, 
wo die Mütter aus physischen Gründen nicht in der Lage sind, ihre Kinder 
selbst zu stillen. Ich möchte auch an dieser Stelle nicht unterlassen, den 
Stadtverwaltungen zu empfehlen, Kostkinder, die von der Stadt in Pflege 
gegeben werden, hauptsächlich solchen Schwangeren bzw. Wöchnerinnen — 
ihre sonstige Geeignetheit vorausgesetzt — in Pflege zu geben, die anders 
gezwungen waren, einem Erwerb außerhalb des Hauses nachzugehen, und 
die durch eine derartige Überweisung veranlaßt werden würden, ihre Kinder 
selber zu stillen. 

„In ländlichen Kreisen, namentlich in den Industriebezirken, verdienen 
die auf Hebung der Ziegenzucht gerichteten Bestrebungen, wie solche neuer¬ 
dings im Regierungsbezirk Aachen hervorgetreten sind, im Interesse der 
Säugiingsernährung Nachahmung und Förderung. 

„Diese Maßnahmen der Säuglingsfürsorge müssen in den Großstädten 
ihre weitere Ergänzung in der Errichtung von Säuglingsheimen und 
Säuglings kr ankenhäusern finden. Denn wenn auch in jedem Falle die 
Familienpflege zu erstreben ist, so kommen doch in den Großstädten alle 
Tage Fälle vor, bei denen innerhalb eines Tages oder weniger Stunden für 
einen verlassenen Säugling ein Unterkommen gesucht werden muß; ich 
erinnere nur an die ausgesetzten Kinder, an die unehelichen Mütter, die aus 
den Gebäranstalten entlassen werden und ohne Existenzmittel in der Stadt 
umherirren, an die verlassenen Kinder, deren Mütter plötzlich verstorben 
oder ins Krankenhaus oder in Haft überführt worden sind, an die Kinder, 
die gewissenlosen Ziehmüttern abgenommen wurden, u. a. Daß Säuglings¬ 
heime und Säuglingskrankenhäuser bei richtiger Leitung gute Resultate 
ergeben, lehren die in Dresden und Heidelberg gemachten Erfahrungen. 

„Ein besonderes Interesse beansprucht die Fürsorge für die Zieh- 
und Haltekinder. Außer der Polizei sind das Vormundschaftsgericht, 
der Vormund, der Gemeindewaisenrat, und wenn es sich um ein armes Kind 
handelt, auch die Armenverwaltung berufen, für das uneheliche Kind ein¬ 
zutreten. Dazu ist seit dem 1. April 1901 in Preußen der Kreisarzt als 
überwachendes Organ getreten, dem der § 98 seiner Dienstanweisung zur 
Pflicht macht, die Haltekinderstellen nach Bedarf und tunlichst unvermutet 
zu besichtigen. Außer diesen gesetzlich berufenen Organen sind vielfach 
Frauen im Ehrenamt als Organe des Gemeindewaisenrates und neuerdings 
auch besoldete Aufsichtsdamen bei der Überwachung der Haltekinder 
beteiligt. Ehrenamtlich tätige Frauen finden wir u. a. in Bonn, Breslau, 


Digitized by Google 



216 XXX. Versammlung d. D. Vereins f. öffentl. Gesundheitspflege zu Mannheim. 

Charlottenburg, Frankfurt a. M., Hamburg, Hannover, Mannheim, Posen und 
neuerdings in Köln, wo man die Funktionen des Gemein de waisenrats dem 
Waisenamt als der Zentralinstanz übertragen hat. Die ganze Stadt ist in 
Bezirke eingeteilt, innerhalb deren Kollegien analog den Armenbezirken ge¬ 
bildet sind; diese Kollegien bestehen aus einem Waisenbezirksvorsteher und 
einer dem Bedürfnis entsprechenden Zahl von Waisenpflegerinnen. Besoldete 
Aufsichtsdamen zur Beaufsichtigung der Zieh- und Haltekinder sind nach 
dem Vorgang von Leipzig in Dresden, Halle, Danzig und neuerdings auch 
in Berlin angestellt. In Halle untersteht das Ziehkinderwesen dem Vor- 
sitzenden der Armendirektion, der gleichzeitig Vorsitzender des Gemeinde¬ 
waisenrats ist und die polizeiliche Aufsicht von dem Bürgermeister über¬ 
tragen erhalten hat. Dem Ziehkinderarzt stehen neun besoldete Waisen¬ 
pflegerinnen zur Seite. Die jährlichen Kosten stellen sich auf 9200 M., 
wobei zu bedenken ist, daß die Waisenpflegerinnen zugleich auch in der 
Armenpflege und Waisenpflege tätig sind. Die Erfolge können als beson¬ 
ders günstige bezeichnet werden. In dem heißen Sommer 1901 betrug 
die Sterblichkeit unter den Säuglingen der Haltepflege 17Proz., gegenüber 
einer solchen von 29 Proz. unter den übrigen Säuglingen. Diese Maßnahmen 
finden, worauf in den Verhandlungen des Deutschen Vereins für Armen¬ 
pflege und Wohltätigkeit wiederholt hingewiesen, vorteilhaft ihre Ergänzung 
in der Einführung der Generalvormundschaft für alle in fremde Pflege ge¬ 
gebenen unehelichen Kinder. 

„Neben der Milch ist es das Fleisch, das die sorgfältigste und schärfste 
Kontrolle beansprucht. Die zahlreichen auf den Menschen übertragbaren 
Infektions- und Intoxikationskrankheiten und Parasiten des Fleisches können 
nicht bloß Gesundheitsschädigungen, sondern unter Umständen auch lebens¬ 
gefährliche Folgen nach sich ziehen. 

„Eine gesundheitlich einwandfreie Gestaltung des Fleischverkehrs hat 
die Zentralisierung des Schlachthausbetriebes, die Errichtung 
öffentlicher Schlachthäuser seitens der Gemeinden zur Voraussetzung. 
Nur so sind alle Garantien gegeben, daß die Untersuchungen mit der er¬ 
forderlichen Genauigkeit und Sorgfalt ausgeführt werden. Schon auf einer 
seiner ersten Versammlungen im Jahre 1875 in München beschloß unser 
Verein, beim Reichskanzler zu beantragen, daß im Wege der Reichsgesetz¬ 
gebung verordnet werde: in allen Gemeinden über 10000 Einwohner ist 
seitens der Gemeinde ein öffentliches, ausschließlich zu benutzendes Schlacht¬ 
haus zu errichten und in demselben der allgemeine Schlachtzwang einzu¬ 
führen. 

„Eine gewisse, wenn auch langsame Zunahme im Bau öffentlicher 
Schlachthäuser ist nicht zu verkennen. Speziell in Preußen hatten im 
Jahre 1892 von 917 Städten mit über 2000 Einwohnern 273 öffentliche 
Schlachthäuser oder rund 30Proz.; im Jahre 1902 hatten 418 dieser Städte 
Schlachthäuser = 45*5 Proz. Gleichwohl gab es im Jahre 1902 in Deutsch¬ 
land noch etwa 300 Städte mit über 5000 Einwohnern, die kein öffentliches 
Schlachthaus hatten. 

„Während die Städte bisher für alles eingeführte frische Fleisch auf 
Grund des Schlachthausgesetzes durch Gemeindebeschluß einen Beschau¬ 
zwang in unbeschränktem Umfange anordnen konnten, beschränkte das 
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preußische Ausführungsgesetz zum Schlachtvieh- und Fleischschaugesetz das 
Recht, das Fleisch nachzuuntersuchen, soweit tierärztlich voruntersuchtes 
Fleisch in Frage kam, auf die Feststellung, ob das Fleisch nachträglich ver¬ 
dorben sei, ließ aber die Möglichkeit offen, einen Beschauzwang anzuordnen. 
Diese Möglichkeit beseitigte das Abänderungsgesetz zum preußischen Aus¬ 
führungsgesetz vom 23. September 1904. Danach kann tierärztlich vor¬ 
untersuchtes Fleisch allgemein ohne weiteres eingeführt und auf Märkten, 
in Gastwirtschaften, Metzgereien usw. verarbeitet werden, ohne zur Unter¬ 
suchung vorgelegt zu werden. Daß die Konsumenten hierdurch gefährdet 
werden können, ist zuzugeben, da bei dem eingeführten Fleisch jederzeit 
die Gefahr vorliegt, daß infolge der unzureichenden Einrichtungen auf dem 
Lande Mängel übersehen werden oder das Fleisch nachträglich verdorben 
sein kann oder auch gar nicht untersucht zu sein braucht. Ganz besonders 
ist es das auf dem Lande notgeschlachtete Fleisch, von dem diese Gefahren 
drohen. Welche Mittel zum Schutze gegen diese Gefahren in Anwendung 
zu bringen sind, ob Stempelkontrolle oder gesondertes Feilbieten des von 
auswärts eingeführten Fleisches u. a., wird sich nach den besonderen, 
namentlich nach den Verkehrsverhältnissen richten. Das wichtigste bleibt 
eine häufige und gründliche Kontrolle der Verkaufsstätten, Untersuchung 
der Bestände auf den Fleischmärkten an jedem Verkaufstage und ständige 
Kontrolle der Läden t der Fleischer, soweit sie Fleisch von auswärts ein- 
fuhren. Ein Mangel dieser Revisionen ist darin gelegen, daß das preußische 
Nahrungsmittelgesetz nur eine Revision der Verkaufslokale gestattet, nicht 
aber eine solche der Vorrats- und Betriebsräume, in denen solches ver¬ 
dächtiges Fleisch verarbeitet wird. Abweichend von Preußen haben in 
Sachsen und Süddeutschland die Fleischbeschauer nicht nur das Recht, 
sämtliche Betriebsräume zur Vornahme von Revisionen zu betreten, sondern 
sogar die Pflicht, in gewissen Zwischenräumen solche Revisionen vorzu¬ 
nehmen. Empfehlenswert erscheint auch der vom Schlachthofdirektor 
Haffner in Düren gemachte Vorschlag, den städtischen Gesundheitskom¬ 
missionen bei Revisionen von Schlächtereien einen Tierarzt beizugeben, 
wenn auch nicht aus dem von Haffner angegebenen Grunde, daß diese 
Gesundheitskommissionen Zutritt zu allen Räumen hätten. Ich darf noch 
darauf hinweisen, daß im Regierungsbezirk Düsseldorf eine Polizeiverord¬ 
nung für die Stadt Viersen genehmigt ist, nach welcher für eingeführtes 
und vom Tierarzt voruntersuchtes Fleisch eine nochmalige amtliche Unter¬ 
suchung angeordnet wird, weil dasselbe erfahrungsgemäß auf dem oft weiten 
Transport zur Stadt und bei heißer Witterung verdorben sein könnte. 
(Zentralblatt für allg. Gesundheitspflege, 24. Jahrg., S. 37.) 

„Jedenfalls könnte es im gesundheitlichen Interesse nur aufs lebhafteste 
bedauert werden, wenn infolge des Abänderungsgesetzes vom 23. September 
1904 die Errichtung öffentlicher Schlachthäuser erschwert oder hintan¬ 
gehalten würde. Daß der Schlachthausbetrieb, insbesondere die Reinigungs¬ 
und Kläranlagen vielfach nicht den gesundheitlichen Forderungen ent¬ 
sprechen, bestätigen die hier vorliegenden Erfahrungen, namentlich auch 
der Gesundheitskommissionen. Von besonderer Wichtigkeit ist eine sorg¬ 
fältige Kontrolle des zum Verkauf auf der Freibank zugelassenen 
minderwertigen Fleisches und eine zuverlässige Sterilisierung dieses 
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Fleisches in geeigneten Kochapparaten. Daß derartige Anstalten nicht 
Privatunternehmern überlassen werden dürfen, beweisen die Mißstände und 
Unterschleife, die in einzelnen Schlachthäusern namentlich bei. der Ver¬ 
wendung des Fleisches finniger Tiere aufgedeckt wurden. Um die durch 
das Schlachtvieh- und Fleischbeschaugesetz Torgeschriebene Vernichtung 
beanstandeter Fleisch- und Organteile von kranken Tieren vorschriftsmäßig 
ausführen zu können, ist die Errichtung zweckentsprechender Vernichtungs¬ 
anstalten erforderlich, event. sind die bestehenden und durch Privilegien 
geschützten Abdeckereianlagen entsprechend auszurüsten. 

„Von spezielleren Aufgaben auf dem Gebiete der Ernährung erwähne 
ich noch die Unterstützung von Volks- und Krankenküchen. Wie 
auf der 23. Versammlung des Deutschen Vereins für Armenpflege und Wohl¬ 
tätigkeit anerkannt wurde, sind Volksküchen im Interesse einer rationellen 
Volksernährung für zahlreiche Volksklassen, namentlich für Industriearbeiter 
und für die Bewohner größerer Städte unentbehrlich, wie sie sich auch bei 
der Bekämpfung des Alkoholismus als segensreich erwiesen haben. Ihre 
Leistungen sollen grundsätzlich entgeltlich sein, so daß unter allen Um¬ 
ständen der Charakter des Almosens ausgeschlossen ist. — Ebenso ist eine 
sachgemäße Krankenernährung zur Wiederherstellung der Gesundheit un¬ 
erläßlich; ihre Herstellung erfordert für Minderbemittelte die Einrichtung 
von Krankenküchen, die zu mäßigem Preise Krankenkost abgeben. Ihre 
Förderung wird in erster Linie den Krankenkassen, aber auch den Ein¬ 
richtungen der Armenpflege und Wohltätigkeit zu empfehlen sein. 

„Einer Kontrolle seitens der Gemeindeverwaltungen bedürfen auch die 
Kostformen nicht bloß der Krankenhäuser, sondern auch der Waisenhäuser, 
Siechenhäuser, Armenhäuser, die vielfach hinter den zu fordernden Mindest¬ 
sätzen Zurückbleiben, und zwar überall dort, wo eine ausreichende ärztliche 
und Verwaltungs-Kontrolle fehlt. 

„Daß sich endlich die Gemeinden die Förderung hauswirtschaft¬ 
licher Kenntnisse bei der heranwachsenden weiblichen Jugend auf alle 
Weise durch Einrichtung haus wirtschaftlichen Unterrichts, durch Förderung 
der Einrichtung von Kochschulen usw. angelegen sein lassen sollten, wird 
in dieser Versammlung Widerspruch nicht begegnen. 

„Von hervorragender, nicht bloß hygienischer, sondern auch sozial¬ 
politischer Bedeutung ist die Frage des Alkoholmißbrauchs. Deshalb 
bat die Gemeinde als Trägerin der Sozialpolitik und speziell die Armen¬ 
verwaltung ein außerordentlich großes, zahlenmäßig nachweisbares Interesse 
daran, die Trunksucht nach Möglichkeit einzudämmen. Daß der Alkoholis¬ 
mus namentlich in Norddeutschland eine der häufigsten Ursachen für die 
Aufnahme der Männer in die geschlossene Armenpflege darstellt, darüber 
lassen die Erhebungen von Buehl (Die geschlossene Armenpflege, Schriften 
des Deutschen Vereins für Armenpflege und Wohltätigkeit, 65. Heft) keinen 
Zweifel; fallen doch in Deutschland alljährlich 32 000 Personen wegen Trunk¬ 
sucht der Armenpflege zur Last. Die Tatsache, daß bei der Mehrzahl der 
in Nebenklassen untergebrachten minderbegabten Kinder Alkoholismus der 
Erzeuger Ursache der Degenereszenz ist, bestätigen die Erfahrungen von 
Legrain u. a. Aufgabe der Gemeinden muß es deshalb sein, die gegen den 
Alkoholmißbrauch gerichteten Bestrebungen nach Möglichkeit zu unterstützen. 
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Auf der 21. Versammlung des Deutschen Vereins für Armenpflege und Wohl¬ 
tätigkeit, die am 12. und 13. September 1901 in Lübeck tagte, wnrde die 
außerordentliche Bedeutung, welche die Trunksucht für die Armenpflege 
hat, allgemein anerkannt, wie desgleichen die Notwendigkeit ihrer Ein¬ 
dämmung. Auch wurde es als eine grundsätzliche Pflicht der Armen¬ 
verbände, gegebenenfalls der Landarmen verbände anerkannt, für genügende 
Heilbehandlung der Trunksüchtigen zu sorgen. „Trunksüchtige sind nötigen¬ 
falls unter Androhung des Entmündigungsantrages zum freiwilligen Eintritt 
in eine Trinkerheilanstalt zu bewegen. Gelingt dies nicht, so ist ihre Ent¬ 
mündigung zu beantragen, jedoch darauf hinzuwirken, daß das Gericht gemäß 
§ 681 Z.-Pr.-0. den Trunksüchtigen bestimmt, eine Trinkerheilanstalt auf¬ 
zusuchen. Bleibt auch dies ohne Erfolg, so ist die Entmündigung und eine 
zwangsweise Überführung in die Anstalt herbeizuführen. tt „Unheilbare Trunk¬ 
süchtige, namentlich solche in höherem Lebensalter, die der Armenpflege 
anheimfallen, eignen sich am besten für Anstaltspflege und sind zu ent¬ 
mündigen, um sie in Anstalten zwangsweise festhalten zu können. Sie 
werden dadurch vor weiterem geistigen und körperlichen Verfall tunlichst 
bewahrt und damit zugleich die in ihnen vorhandene Arbeitskraft konserviert, 
die im Interesse der Armen Verwaltung zu verwerten ist. 44 

„Von praktischen Maßnahmen gehören hierher die Bestrebungen des 
Vereins für Gasthausreform, die auf Beseitigung des Trinkzwanges hin¬ 
zuwirken und den Ausschank alkoholfreier Getränke zu fördern suchen, des¬ 
gleichen die Bestrebungen des Deutschen Vereins für Volkshygiene. Sie 
verdienen die Unterstützung aller desjenigen, die die Bekämpfung des Alko¬ 
holismus als eine der dringendsten Aufgaben der Volkshygiene anerkannt 
haben, in erster Linie auch der Gemeinden. Daß die Erteilung neu ent¬ 
stehender Konzessionen eine Verschleuderung von Gemeingut an einzelne 
Bürger darstellt, haben in den letzten Jahren viele Gemeindeverwaltungen 
erkannt. Der Deutsche Verein für Gasthausreform verfügt zurzeit über 
drei Gasthäuser, zwei eigene und ein gepachtetes. Anfängen einer Gast¬ 
hauskommunalisierung begegnen wir im Kreise Greiffenberg in Pommern, 
sowie in den Kreisen Dortmund und Solingen. 

„Unter demjenigen Maßnahmen, die, wie die vorstehend aufgeführten, 
der Krankheitsverhütung zu dienen bestimmt sind, nimmt die Sorge für 
Reinlichkeit, die Befriedigung des Reinlichkeitsbedürfnisses und die Er¬ 
ziehung zur Reinlichkeit eine der ersten Stellen ein. Aus den vor¬ 
liegenden Statistiken wissen wir, daß es im Jahre 1900 in Deutschland noch 
721 Orte mit über 3000 Einwohnern ansteigend bis auf 50000 Einwohner 
gab, in denen eine Bevölkerung von über 4 Millionen sich ohne Warmbade- 
anstalt behelfen mußte. Da die Stadt wie jeder Unternehmer von vorn¬ 
herein für verpflichtet erachtet werden muß, für ihre Arbeiter in den ver- 
. schiedenen Werken, für die Arbeiter der Straßenbahn, der Gaswerke usw. 
Badegelegenheit bereitzustellen, ist es wirtschaftlich richtiger, diese Anlagen 
zugleich weiteren Volkskreisen zugänglich zu maehen, zumal etwas größere 
Anlagen von vornherein rentabler sind als die ganz kleinen Anlagen, wie 
solche nach den Entwurfsskizzen der Deutschen Gesellschaft für Volksbäder 
III. Heft, Berlin 1900, Verlag von A. Hirschwald) schon mit einem Kosten¬ 
aufwand von 20 000 M. hergestellt werden können. Da das Baden in natür- 
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liehen Wässern nur während einer kurzen Zeit des Jahres möglich ist, auch 
nicht für alle Altersklassen geeignet und nur in einigen nach dieser Richtung 
bevorzugten Orten überhaupt in Frage kommt, muß auf die Errichtung 
von Warmbadeanstalten mit allen Kräften hingewirkt werden. Vielfach 
begnügen sich die Städte, soweit überhaupt etwas geschieht, mit der Unter¬ 
stützung von auf diesem Gebiete tätigen gemeinnützigen Vereinen oder 
Aktiengesellschaften, wobei eine planmäßige Organisation des BadeweseDS in 
der Regel ausgeschlossen ist. 

„Je nachdem Mittel zur Verfügung stehen, Krankenkassen und andere 
Verbände sich beteiligen, werden Volksbäder mit Schwimmhallen in Ver¬ 
bindung mit Brausebädern oder Brause- und Wannenbäder zu schaffen 
sein. Während die rheinischen Stadtgemeinden bei der Errichtung der 
Badeanstalten in erster Linie darauf Bedacht nehmen, für die Gesamtheit 
ihrer Bürger zu sorgen, begnügt man sich im Osten vielfach mit der Be¬ 
friedigung des dringendsten Bedürfnisses. Nach dieser Richtung stellt das 
Brausebad ein billiges, leicht zu beschaffendes Reinigungs- und Erfrischungs¬ 
bad dar, während das Schwimmbad als eine der vorzüglichsten Übungs¬ 
stätten für die körperliche Entwickelung allgemein anerkannt ist. Wo daher 
das letztere innerhalb der Grenzen des Erreichbaren gelegen ist, werden die 
Stadtgemeinden von vornherein gut tun, auf die Errichtung öffentlicher, der 
Allgemeinheit dienender Badeanstalten Bedacht zu nehmen, unter Be¬ 
schränkung auf das Zweckmäßige und Notwendige, denen Volksbrausebäder 
anzugliedern sind, und nur, wo das Schwimmbad keinerlei Aussicht auf 
Verwirklichung hat, werden wir uns mit Volksbrausebädern in Verbindung 
mit Wannenbädern begnügen dürfen. 

„Der Betrieb der Badeanstalten muß hinsichtlich der zulässigen Zahl 
der das Schwimmbad gleichzeitig Benutzenden, der Reinigung der Badenden, 
der Erneuerung des Wassers, der Reinhaltung des Bassins, der Wannen usw., 
des Badezeugs, der Handtücher, sowie hinsichtlich des notwendigen Aus¬ 
schlusses von Personen mit ansteckenden Krankheiten allen gesundheitlichen 
Anforderungen entsprechen. 

„Meist erfordert der Betrieb der Anstalten Zuschüsse seitens der Ge¬ 
meinden, aber durchgehende in geringfügiger Höhe; vereinzelt wurden auch 
Überschüsse erzielt, so in Freiburg, Augsburg, Lübeck, Hamburg. Das 
wesentlichste ist, daß die Preise der Bäder so niedrig bemessen werden, daß 
sie nicht bloß für den einzelnen, sondern für die ganze Familie erschwing¬ 
lich sind und von der Benutzung der Bäder nicht abschrecken. Ich erwähne, 
daß Wannenbäder in vielen Städten schon zu 25 Pf., Brausebäder z\i 5 Pf. 
verabfolgt werden, auch wird Seife und Handtuch unentgeltlich geliefert; 
dies sollten jedenfalls für die minderbemittelten Volksklassen die höchsten 
Preise sein, während für die Familien nach der Kopfzahl noch weitere Er¬ 
mäßigungen erwünscht sind. 

„In den Großstädten werden neben den eigentlichen Volksbädern 
Brausebäder für die Bediensteten der städtischen Werke, insbesondere der 
Gasanstalten, der Schlachthäuser, der Desinfektionsanstalten, der Abwasser¬ 
reinigungsanlagen usw. vorzusehen sein. 

„Wo die Möglichkeit der Einrichtung von Volksbadeanstalten im Freien 
an Flüssen und Seen gegeben ist, sollte sie nirgends unbenutzt bleiben. 
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Hier wird sich die hygienische Begutachtung vor allem auf das Fehlen einer 
Infektionsgefahr, sowie darauf zu erstrecken haben, daß, soweit ein Bedürfnis 
vorliegt, die erforderlichen Einrichtungen der ersten Hilfe sachgemäß ge¬ 
troffen und in jedem Augenblick zur Verfügung sind. Die Voraussetzung 
der Bereitstellung von Fluß- und Seebädern ist die möglichste Reinhaltung 
der Wasserläufe, die wieder eine geordnete Ableitung der Abwässer mit 
Einschluß der gewerblichen Abwässer, der menschlichen und tierischen 
Auswurfstoffe, sowie des Straßenkehrichts und der Hausabfälle zur Voraus¬ 
setzung hat. 

„Vielleicht noch wichtiger wie für die Erwachsenen ist die Bereit¬ 
stellung von Badegelegenheiten für die Schuljugend. Je früher 
die Kinder an Reinlichkeit gewöhnt werden, um so sicherer bewahren sie 
diesen Schatz für das ganze Leben. Neben den Volksbädern kommen daher 
für die Schuljugend die besonderen Schulbäder in Betracht. Ein recht¬ 
zeitiger Zusammenschluß der zur Mitarbeit berufenen Organe, der Kreis¬ 
end 0rt8behörden und der Schulaufsichtsbehörden in Verbindung mit den 
Gesundheitskommissionen und Medizinalbeamten wie fortgesetzte Belehrungen 
der Eltern werden dazu beitragen, die Schubadeeinrichtungen nicht bloß in 
den Städten, sondern auch auf dem Lande so zu fordern, daß in absehbarer 
Zeit keine Schule ohne Badeeinrichtung wie ohne Spiel- und Turnplatz an¬ 
getroffen wird. Wieviel auf diesem Gebiet ein zielbewußtes Zusammen¬ 
wirken za leisten vermag, erhellt daraus, daß schon jetzt in einzelnen Land¬ 
kreisen bei jedem Schulbau ein Schulbrausebad vorgesehen wird, wobei der 
Kreis der baupflichtigen Gemeinde zur Einrichtung des Brausebades be¬ 
stimmte Beihilfen gewährt. Auch bei bestehenden Bauten läßt sich vielfach 
schon bei Anwendung geringer Mittel auf dem Hausflur, in der Wasch¬ 
küche oder an einer sonst geeigneten Stelle ein Brausebad hersteilen. 

„Auch nach dieser Richtung wird, wie ich hoffe, von den Ortsbesichti¬ 
gungen der Medizinalbeamten ein günstiger Erfolg zu erwarten sein. Der 
Betrieb der Schulbrausebäder ist auf Grund einer besonderen Dienst¬ 
anweisung zu regeln, für deren sorgfältige Beachtung der Leiter bzw. ein 
von ihm beauftragter Lehrer verantwortlich zu machen ist. 

„In gleicher Weise müssen auch Schulbadeplätze im Freien für die 
wärmere Jahreszeit, soweit dies nach der Örtlichkeit möglich, zur Verfügung 
gestellt und zweckentsprechend eingerichtet werden. In dankenswerter 
Weise haben einige Stadtverwaltungen während der letzten Schuljahre den 
Schülern und Schülerinnen Schwimmunterricht unentgeltlich erteilen lassen, 
so in Frankfurt a. M., Reydt u. a. Auch in Berlin, Breslau, Elberfeld wird 
auf die Erteilung von Schwimmunterricht an Schüler besonderer Wert gelegt, 
und in Königsberg hat sich zu diesem Zwecke ein besonderer Verein ge¬ 
bildet. 

„Eine besondere Bedeutung für die gesundheitliche Enwickelung der 
heranwachsenden Jugend beanspruchen die Turn- und Jugendspiele und die 
Bestrebungen der verschiedenen Sportvereine, die deshalb auf alle Weise 
seitens der Gemeinden zu fördern und zu unterstützen sind. 

„Je mehr diese auf die Gesunderhaltung und Hebung der Widerstands¬ 
kraft der Bevölkerung gerichteten Maßnahmen zur Durchführung kommen, 
einen um so kleineren Raum werden die auf die eigentliche Krankheits- 
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bek&mpfnng abzielenden Maßnahmen in Anspruch nehmen dürfen. Obenan 
stehthier die Bereitstellung ausreichender und geeigneter Kranken- 
unterkunft8räume v wie sie das Reichsgesetz über den Unterst ützungswohn- 
sitz vom 8. März 1871 und das Reichsgesetz vom 30. Juni 1900 betreffs 
Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten nebst den dazu ergangenen 
Landesgesetzen zur Voraussetzung haben. Wenn der § 7 des Kranken¬ 
kassengesetzes in einer großen Zahl von Fällen die Überführung der Zwangs - 
versicherten in die Krankenanstalten vorsieht, allerdings ohne direkte Ver¬ 
pflichtung des KassenVorstandes, so liegt es nicht bloß im Interesse des 
Kranken selber, sondern auch im Interesse der Gemeinden, daß von der 
hier gegebenen Befugnis möglichst umfangreicher Gebrauch gemacht wird, 
denn es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die Heilerfolge im Falle der 
Überführung geeigneter Fälle in die Krankenanstalten sich günstiger ge¬ 
stalten werden, als wenn die Kranken unter ungeeigneten Verhältnissen bei 
unzureichender Wartung und Pflege in der Häuslichkeit verbleiben, um 
später nachträglich in nicht seltenen Fällen die Öffentliche Armenpflege 
in Anspruch zu nehmen. Im Interesse einer möglichsten Förderung der Kran¬ 
kenhauspflege ist es deshalb gelegen, wenn die Krankenhausverwaltungen, 
soweit finanzielle Rücksichten nicht entgegenstehen, den Krankenkassen 
nach dieser Richtung möglichst entgegenkommen. 

„Das Gesetz über den Unterstützungswohnsitz setzt für die Gemeinde 
die gesetzliche Pflicht fest, jedem hilfsbedürftigen Deutschen die erforder¬ 
liche Pflege in Krankheitsfällen zu gewähren, und umfaßt jetzt in der Fassung 
des Reichsgesetzes vom 12. März 1894 (R.-G.-B1. S. 259) alle deutschen 
Bundesstaaten mit Ausnahme von Bayern und Elsaß - Lothringen. Hierzu 
wurden von den einzelnen Bundesstaaten entsprechende Ausführungsgesetze 
erlassen. Das preußische Ausführungsgesetz vom 8. März 1876, abgeändert 
bezüglich der § 31 usw. durch das Gesetz vom 11. Juli 1891, bestimmt im 
§ 1 über den Umfang der Unterstützungspflicht: „Jedem hilfsbedürftigen 
Deutschen ist von dem zu seiner Unterstützung verpflichteten Armen verband 
Obdach, der unentbehrliche Lebensunterhalt, die erforderliche Pflege in 
Krankheitsfällen und im Falle seines Ablebens ein angemessenes Begräbnis 
zu gewähren. Die Unterstützung kann geeignetenfalls, solange dieselbe in 
Anspruch genommen wird, mittels Unterbringung in einem Armen- oder 
Krankenhause wie mittels Anweisung von den Kräften des Hilfsbedürftigen 
entsprechenden Arbeiten außerhalb oder innerhalb eines solchen Hauses ge¬ 
währt werden.“ 

„Von besonderer Wichtigkeit sind die Bestimmungen des § 23 des 
Reichsgesetzes vom 30. Juni 1900 und der dazu ergangenen Landesgesetze, 
von denen schon oben die Rede war. Hierher gehört vor allem die Be¬ 
schaffung von Absonderungs- und Beobachtungsräumen, von Unterkunfts- 
räumen für Kranke, von Desinfektionseinrichtungen, Beförderungsmitteln 
für Kranke und Verstorbene, von Leichenräumen usw. 

„Nach Guttstadt gab es in Deutschland im Jahre 

1876 3000 öffentliche und private Heilanstalten 
für Kranke, Irre, Idioten, Sieche usw. mit zu¬ 
sammen .. . . . . 40 900 Betten 
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1900 6300 öffentliche und private Heilanstalten 
für Kranke, Irre, Idioten, Sieche usw. mit zu¬ 
sammen . 370 000 Betten 

Speziell in Preußen wurden ermittelt 


im Jahre 1876 1506 Heilanstalten mit 73 091 Betten 

„ * 1885 2040 „ „ 109 934 „ 

„ * 1900 3900 „ „ 214 310 „ 

„Allgemeine Krankenanstalten, mit Ausnahme der Anstalten für 
Geisteskranke usw., der Strafanstalts- und Gefängnislazarette gab es in 
Preußen 

im Jahre 1900 1792 mit 103 207 Betten 
„ „ 1903 2114 „ 119 623 „ 

„Danach ist die Anstaltsfürsorge in den lelzten Jahrzehnten außer¬ 
ordentlich gestiegen. Außer den religiösen Genossenschaften und Vereinen, 
den weltlichen Vereinigungen und privaten Wohltätern sind es vor allem 
die Gemeinden, die Stadt- und Landkreise und die Landarmenverbände, die 
sich an der Fürsorge für Kranke und Gebrechliche in hervorragenderWeise 
beteiligt haben. 

„Die Versorgung mit Krankenanstalten ist in den einzelnen Landes¬ 
teilen eine sehr ungleichmäßige und vielfach unzureichende. Während 
beispielsweise im Regierungsbezirk Köln im Jahre 1903 65*86 Betten auf 
10 000 Einwohner entfielen, kamen im Regierungsbezirk Gumbinnen nur 
13*21 Betten auf 10 000 Einwohner und in Stade nur 8*25 auf 10 000, d. b. 
es waren im Regierungsbezirk Köln fünfmal soviel Betten im Verhältnis zur 
Bevölkerung wie im Regierungsbezirk Gumbinnen. Rechnet man, je nach¬ 
dem es sich um städtische oder ländliche Bezirke handelt, als Durchschnitt 
30 bis 50 Betten auf 10 000 Einwohner, so bleibt diese Zahl für die 
Industriebezirke mit ihren hohen Krankenhausaufnahmen, für Universitäts¬ 
städte, Landes- und Provinzialhauptstädte, die viel von Kranken außerhalb 
aufgesucht werden, hinter dem wirklichen Bedürfnis zurück und kann nur 
ganz allgemein und für epidemiefreie Zeiten als Anhalt dienen. Richtiger 
ist es deshalb, die erforderliche Bettenzahl nach der jährlichen Aufnahme 
festzusetzen. Mit Rücksicht auf die durchschnittliche Dauer des Kranken¬ 
hausaufenthaltes wird deshalb in Übereinstimmung mit Gottstein zu 
fordern sein, daß die Bettenzahl einer Gemeinde mindestens den 10. Teil 
der jährlichen Krankenhausaufnahmen betragen soll. 

„Wenn die Zahl der in öffentlichen Krankenanstalten Verpflegten, auf 
10 000 Einwohner berechnet, mit geringen Ausnahmen in Preußen überall 
gestiegen ist, und zwar auch in Bezirken, in denen die Bettenzahl relativ 
zurückgegangen ist, so ist dies darauf zurückzuführen, daß die früheren 
Vorurteile gegen die Krankenanstalten entsprechend ihrer besseren Aus¬ 
gestaltung immer mehr und mehr geschwunden sind. Gleichwohl gibt es 
noch heute eine große Zahl von Städten mit 5000 und mehr Einwohnern, 
die nicht im Besitz eines Krankenhauses sind, so daß anstaltspflegebedürftige 
Kranke überwiegend entweder in den Familien belassen oder benachbarten, 
häufig weit entfernten Krankenhäusern überwiesen werden. Hier Abhilfe 
zu schaffen, sind die Aufsichtsbehörden nach § 23 des Reichsgesetzes betr. 
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die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten vom 30. Juni 1900 und 
der dazu ergangenen Landesgesetze nicht bloß befugt, sondern mit Rücksicht 
auf die mit dem Verkehr zunehmende Gefahr der Einschleppung übertrag¬ 
barer Krankheiten verpflichtet. Deshalb sollten die Gemeinden für sich 
oder in Verbindung mit den weiteren Kommunalverbänden beizeiten darauf 
Bedacht nehmen, ihr Rüstzeug auf dem Gebiete der Krankheitsbekämpfung 
nach dieser Richtung zu vervollständigen. In den Großstädten wird sich 
außerdem eine Dezentralisation der Krankenanstalten nach Schwere und 
Art der Krankheiten immer mehr als notwendig erweisen. 

„Daß die ärztliche Leitung in den Krankenanstalten, die Aufsicht über 
das Warte- und Pflegepersonal wie über die hygienischen Einrichtungen 
und den Betrieb der Anstalt eine einheitliche sein muß, liegt auf der Hand. 
Deshalb muß es als unzulässig erachtet werden, wenn, wie es noch heute 
in kleineren Städten vorkommt, sämtliche oder eine Mehrzahl von Ärzten 
der betreffenden Stadt zur Behandlung im Krankenhause zugelassen sind. 
— Die leitenden Ärzte sind auf eine Dienstanweisung zu verpflichten, wie 
eine solche auch für das Pflegepersonal zu erlassen ist. 

„Ein weiterer Mangel der Krankenhaushygiene namentlich in den 
kleineren Städten ist das gänzlich ungeeignete, weil ungeschulte Pflege¬ 
personal, das sich aus früheren Handwerkern, Arbeitern usw. rekrutiert, ja 
nicht selten den früheren Beruf noch fortsetzt und den Pflegedienst im 
Nebenamt versieht, während die Frau des Krankenwärters die weiblichen 
Kranken und die Küche versieht. Der Grund hierfür ist in der unzu¬ 
reichenden Besoldung des Pflegepersonals gelegen, das darauf angewiesen 
ist, von dem Kostsatz, den es pro Kopf und Tag erhält, auch sich und seine 
Familie zu beköstigen. Es ergibt sich hieraus die Forderung der Bereit¬ 
stellung eines sachgemäß ausgebildeten und entsprechend be¬ 
soldeten Pflegepersonals wie der Aufstellung besonderer Kostformen. 

„Soweit irgend erreichbar, ist die eigentliche Krankenpflege weiblichen 
Pflegekräften vorzubehalten, wenn auch für bestimmte Fälle die Pflege durch 
männliche Personen nicht gut zu entbehren ist. Für jedes öffentliche 
Krankenhaus sind mindestens zwei Pflegerinnen vorzusehen, im übrigen für 
durchschnittlich je zehn Kranke eine geprüfte Krankenpflegerin. 

„Da die klinische Diagnose in einer Reihe von Fällen übertragbarer 
Krankheiten der Ergänzung durch die mikroskopische bzw. bakteriologische 
Diagnose bedarf, müssen in jedem größeren Krankenhause Einrichtungen 
vorgesehen sein, die derartige einfache mikroskopische bzw. bakteriologische 
Untersuchungen ermöglichen. Hauptsächlich ist dies erforderlich bei der 
Feststellung beginnender Tuberkulose, bei verdächtigen Fällen von Diph¬ 
therie, Gonorrhöe und Typhus. Geschieht diese Feststellung nicht, so liegt 
jederzeit die Gefahr vor, daß Einschleppungen in die Krankenanstalt erfolgen 
oder daß Kranke innerhalb der Anstalt infiziert werden, wie auch anderer¬ 
seits jede Kontrolle darüber fehlt, daß die Entlassung nicht zu frühzeitig 
vor dem Schwinden der Krankheitserreger erfolgt. Die Krankenhausvor¬ 
stände der größeren Krankenanstalten im Potsdamer Bezirk haben auf Ver¬ 
anlassung des Regierungspräsidenten entsprechende Einrichtungen getroffen, 
nachdem in einer Reihe von Fällen die Krankenhausärzte in den in Frage 
kommenden Untersuchungsmethoden vorher in der bei der Regierung ein- 
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gerichteten bakteriologischen Untersuchungsstelle entsprechend unterwiesen 
worden waren. In Charlottenburg beschränkt sich die Tätigkeit dieser 
Untersuchungsstelle nicht auf die Insassen des Krankenhauses, sondern sie 
steht als städtisches Untersuchungsamt für ansteckende Krankheiten allen 
Charlottenburger Ärzten zur Verfügung. Inwieweit diese Untersuchungs¬ 
stellen auch für die Bekämpfung der Tuberkulose außerhalb der Kranken¬ 
anstalten nutzbar gemacht werden können, wird später zu erörtern sein. 

„Die an das Krankentransportwesen zu stellenden Forderungen 
richten sich nach den Verkehrs Verhältnissen und der Größe der Gemeinden 
und sind dementsprechend auszugestalten. Mit Rücksicht auf die jederzeit 
vorliegende Gefahr der Verschleppung von Krankheitskeimen durch unge¬ 
eignete, nicht genügend desinfizierbare Transporteinrichtungen bildet die 
Bereitstellung geeigneter und zweckentsprechender Transportmittel zugleich 
anch ein wichtiges Glied zur Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten. 

„An die Fürsorge für die Erkrankten schließt sich notwendig die Für¬ 
sorge für die Genesenden, die einen wichtigen Zweig vorbeugender 
Armenpflege darstellt, insofern sie den Eintritt der Invalidität zeitlich wie 
öberhaupt zu beschränken vermag. Gleichzeitig ist sie geeignet, die so 
notwendige Entlastung der Krankenanstalten herbeizuführen, da die Rekon¬ 
valeszentenhäuser in Bau und Unterhaltung billiger sind, auch geringere 
Anforderungen an Arzt und Pflegepersonal stellen. Außer in der Unter¬ 
bringung in einem Genesungsheim kann die Fürsorge für bedürftige 
Genesende auch in Gestalt von Gewährung kräftigender Nahrungsmittel, 
Befreiung von schweren und unzuträglichen Arbeiten, Verschaffung von 
Landaufenthalt, Entsendung in Kurorte, Erholungsstätten usw. sich äußern. 

„Die Errichtung von Genesungshäusern fällt den größeren Gemeinden 
und Gemeindeverbänden und den weiteren Kommunalverbänden, den 
Krankenkassen, den Landesversicherungsanstalten und für Personen, welche 
durch Unfall geschädigt sind, den Berufsgenossenschaften zu. Ergänzend 
muß bei der Errichtung von Genesungsheimen die Tätigkeit der privaten 
und Vereinswohltätigkeit hinzutreten, um in denjenigen Fällen einzugreifen, 
in denen es an einer durch das Gesetz berufenen Stelle zur Wahrnehmung 
der Genesendenfürsorge fehlt. Auch die Vereine für Hauspflege, von denen 
der erste im Jahre 1872 in Frankfurt a. M. gebildet wurde, und eine große 
Zahl von Frauen vereinen betreiben offene Rekonvaleszentenpflege, indem 
sie Schädlichkeiten von den Genesenden innerhalb der Familie nach Mög¬ 
lichkeit fernzuhalten suchen. 

„Unter Umständen werden sich die Genesungsheime vorteilhaft an die 
bestehenden Krankenhäuser anlehnen, vorausgesetzt, daß die Kranken¬ 
anstalten außerhalb der Ortschaften gelegen sind und genügend Land zur 
Verfügung steht, um den Kranken Gelegenheit zu landwirtschaftlicher und 
gärtnerischer Arbeit zu geben. Abgesehen von einigen Großstädten (Berlin, 
München, Breslau, Dortmund, Dresden, Mainz u. a.) bleibt auf dem Gebiete 
der Genesendenfürsorge noch sehr vieles zu tun. Nicht zum kleinsten Teil 
beruht die Überfüllung der Krankenhäuser darauf, daß Genesungshäuser 
fehlen und die Kranken deshalb länger als notwendig in den Kranken¬ 
anstalten verbleiben müssen. Auch wird sich vielfach eine Verbindung der 
Genesungsheime mit Abteilungen für chronisch Kranke (chronische Herz-, 

Vierte ljahrsschrilt für Gesundheitspflege, 1906. |5 
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Nieren-, Lungenleiden) und Sieche aus wirtschaftlichen Gründen empfehlen, 
namentlich überall da, wo besondere Siechenhäuser nicht vorhanden sind. 

„Von den Spezialkrankenanstalten verdienen die Wöchnerinnenheime, 
die Stadtasyle für Geisteskranke und die Heim- und Heilstätten für Tuber¬ 
kulöse noch eine kurze Erwähnung. 

„Wöchnerinnenheime gab es nach Guttstadt im Jahre 1900 in 
Deutschland 39. Den auf der 17. Versammlung des Deutschen Vereins für 
Armenpflege und Wohltätigkeit in Kiel (1897) von Brinkmann und 
Münsterberg aufgestellten Leitsätzen stimme ich dahin bei, daß die Für¬ 
sorge für bedürftige Wöchnerinnen in höherem Maße als bisher Gegenstand 
fürsorgerischer Tätigkeit sein muß, an der sich die öffentliche Armenpflege 
und freie Liebestätigkeit in wechselseitigem Verständnis zu betätigen haben. 
Die Besserung der Wochenpflege hat die Besserung der Hebammenverhält¬ 
nisse zur Voraussetzung. Für bedürftige Wöchnerinnen ist neben der 
eigentlichen Geburtshilfe sachkundige Pflege durch Haus- und Wochen¬ 
pflegerinnen sicherzustellen; erstere treten in dem Falle ein, wo die Wöchnerin 
ihre Familie verlassen muß und kein Ersatz für ihre häusliche Tätigkeit 
vorhanden ist. Für Ausstattung bedürftiger Wöchnerinnen mit reiner 
Wäsche (Unterlagen, Verbandzeug usw.) ist nach Bedarf Sorge zu tragen. 
Für diesen Zweck hat sich der sog. Wanderkorb für Wöchnerinnen (Denecke) 
vielfach als eine empfehlenswerte Einrichtung erwiesen. 

„Das Bedürfnis der Bereitstellung von Wochenpfiegerinnen ist um so 
dringender, als im Falle des Auftretens von Kindbettfieber oder Verdacht 
des Kindbettfiebers die Hebamme die Pflege der erkrankten Wöchnerin auf¬ 
zugeben und die Frau gerade in dem Augenblicke, wo sie der Hilfe am 
meisten bedarf, sich selbst oder unkundigen Personen zu überlassen ge¬ 
zwungen ist. Aber auch bei normalem Verlauf des Wochenbetts ist die 
Hilfe der Pflegerin nicht zu entbehren, um der gebärenden Bevölkerung die 
zur völligen Wiederherstellung erforderliche Schonzeit sicherzustellen. 

„Das Bedürfnis der Errichtung besonderer städtischer Irrenasyle 
mit oder ohne Verbindung mit bestehenden Krankenanstalten muß nament¬ 
lich für größere Städte anerkannt werden. Mit dem Wachstum der Städte, 
der Zunahme des Verkehrs wächst die Zahl der einer psychiatrischen Pflege 
bedürftig werdenden Fälle. Dieses Bedürfnis wird durch die Anstalten der 
weiteren Kommunal verbände nicht befriedigt, da es sich hierbei nicht bloß 
um direkt Hifsbedürftige handelt. Diese Stadtasyle mit oder ohne Verbin¬ 
dung mit Polikliniken haben die Aufgabe, die Aufnahme von freiwillig 
und unfreiwillig kommenden Geisteskranken zu erleichtern und zu be¬ 
schleunigen. 

„Das psychiatrische Krankenhaus muß leicht zugänglich, ohne Zeit¬ 
verlust für jedermann mühelos erreichbar sein. Die Hauptsache ist ein 
ausreichendes, entsprechend vorgebildetes ärztliches Personal, da nur frische 
Fälle Aufnahme finden, und ein tüchtiges Pflegepersonal, denn das Wesent¬ 
liche und Charakteristische ist die Wachabteilung, außerdem müssen Ein¬ 
richtungen für Dauerbäder vorgesehen sein. Jedenfalls muß das bloße Ein¬ 
sperren frisch erkrankter Geisteskranker in den bei den städtischen Kranken¬ 
anstalten errichteten Irrenzellen, das oft wochen- und monatelang dauert, 
ehe sie psychiatrischer Behandlung in den öffentlichen Anstalten zugeführt 
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werden, einer rationellen psychiatrischen Behandlung weichen. Nach 
Dannemann (Stadtasyle, Halle, Marhold, 1901) gab es im Jahre 1899 in 
14 größeren deutschen Städten über 1500 Geisteskranke, die eine minder¬ 
wertige provisorische Verwahrung ohne Facharzt und zweckentsprechende 
Pflege von oft wochen- und monatelanger Dauer über sich ergehen lassen 
mußten. Diesem Übelstande sollen die Stadtasyle abhelfen. Im Jahre 1900 
hatten von den größeren deutschen Städten 21 Stadtasyle als besondere 
Anlagen (Gastpar, Die Behandlung Geisteskranker vor ihrer Aufnahme in 
die Irrenanstalten usw., Stuttgart, F. Enke, 1902); außerdem besaßen noch 
einige Städte besondere Abteilungen oder Pavillons für Geisteskranke und 
Deliranten, die aber nicht von psychiatrisch vorgebildeten Ärzten geleitet 
wurden. 

„Die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten erfordert vor allem 
Erleichterung der ärztlichen Behandlung (Einrichtung ärztlicher Ambulatorien 
in den großen Städten) und erforderlichenfalls der Aufnahme dieser Kranken 
in die Krankenanstalten. Daneben sind alle Maßnahmen zu unterstützen, 
die geeignet sind, auf die Hebung des geistigen, sittlichen und wirtschaft¬ 
lichen Niveaus der weiblichen Angehörigen der in Betracht kommenden 
Bevölkerungskreise hinzuwirken. Die Bestrebungen des Deutschen Vereins 
zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten verdienen tatkräftige Förderung. 

„Was die Bekämpfung der Tuberkulose betrifft, so haben von den 
Gemeinden bisher Berlin, München, Aachen, Leipzig, Dresden, Fürth eigene 
Heilstätten für Tuberkulöse errichtet. Eine größere Anzahl von Gemeinden 
hat Beiträge zur Unterhaltung derartiger Anstalten oder zur Unterstützung 
Lungenkranker in ihre Etats eingestellt, welche nicht den Charakter von 
Armenunterstützungen haben, oder sie beteiligen sich bei der Kontrolle 
der aus den Heilstätten Entlassenen. So Hervorragendes die Landesver- 
sicherungsanstalten, das Zentralkomitee zur Errichtung von Heilstätten für 
Lungenkranke und die besonderen Heilstättenvereine in dem letzten Jahr¬ 
zehnt auf dem Gebiete der Bekämpfung der Tuberkulose geleistet haben, und 
so hoch die Erfolge der Heilstätten nicht bloß in bezug auf den Einzelfall, 
sondern auch in erzieherischer und vorbeugender Hinsicht anzuschlagen 
sind, so darf doch nicht vergessen werden, daß diese Maßnahmen der Er¬ 
gänzung bedürfen, indem einmal die Tuberkulose des Kindesalters in den 
Bereich der Fürsorge hineinbezogen wird, und indem zweitens die für 
die Heilstätten nicht mehr geeigneten vorgeschrittenen Fälle durch Über¬ 
weisung in die Krankenanstalten oder Heimstätten für ihre Umgebung un¬ 
schädlich gemacht werden. 

„Es ergibt sich hieraus die Notwendigkeit der Unterstützung aller 
Maßnahmen, die die Bekämpfung der Tuberkulose wie der Prätuber¬ 
kulose im Kindesalter zum Gegenstand haben (Überweisung in die See¬ 
hospize, Kinder-Heil- und -Erholungsstätten, Ferienkolonien u. a.) und 
zweitens für die vorgeschritteneren Fälle die Errichtung besonderer 
Heimstätten oder Bereitstellung besonderer Unterkunftsräume 
(Einzelzimmer, Abteilungen, Pavillons) bei den bestehenden Kranken¬ 
anstalten. Voraussetzung ist die möglichst frühzeitige Feststellung aller 
Fälle von Tuberkulose, die wieder die Schaffung der besonderen Fürsorge¬ 
stellen für Tuberkulose erfordert. 

15* 
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„Derartige Fürsorgestellen für Tuberkulöse gab es am 1. Juni 
1905 in Deutschland 42, davon in Preußen 31, speziell in der Provinz 
Brandenburg 12. Die meisten dieser Fürsorgestellen waren von Kommunen 
und privaten Vereinigungen ins Leben gerufen, vielfach unterstützt von 
Krankenkassen und Landesversicherungsanstalten. Wo besondere Fürsorge¬ 
stellen (Polikliniken) nicht eingerichtet sind, werden sie vorteilhaft an die 
Untersuchungsstellen der Krankenanstalten sich anlehnen, in der Weise, daß 
hier die Untersuchung ausgeführt und das Ergebnis dem Vorsitzenden 
der Armendeputation mitgeteilt wird, der alsdann die weiteren Erhebungen 
in der Familie durch die Gemeinde- oder die besonderen Schwestern der 
Fürsorgestelle veranlaßt. In Fällen, wo eine Überweisung in eine Heim¬ 
oder Heilstätte, ein Seehospiz oder in eine Kinderheilstätte nicht in Frage 
kommt oder nicht ausführbar ist, werden die zur Verhütung der Weiter¬ 
verbreitung der Krankheit innerhalb der Familie erforderlichen Maßnahmen 
der möglichsten Isolierung, der Bereitstellung besonderer Eß- und Trink¬ 
geschirre, von Spucknäpfen und Spuckfläschchen, der Versorgung mit aus¬ 
reichender Krankenkost, der Desinfektion der Leib- und Bettwäsche u. a. in 
die Wege zu leiten sein. 

„Daß der springende Punkt der Tuberkulosefürsorge, soweit die minder¬ 
bemittelten Volkskreise in Frage kommen, die Wohnungsfürsorge ist, 
bestätigen u. a. die Untersuchungen von Romberg und Hädicke in Mar¬ 
burg, wonach 59*2 Proz. der Schwindsüchtigen in 33*6 Proz. der von der 
ärmsten Bevölkerung bewohnten Häuser ihr Domizil hatten. Wertvolles 
Material über die Beziehung der Tuberkulose zur Wohnung enthalten die 
Erhebungen, die von einer Anzahl von Krankenkassen in Berlin, Mühl¬ 
hausen, Straßburg, Kiel u. a. veranlaßt worden sind; namentlich waren es 
die von der Krankenkasse der Kaufleute in Berlin ausgeführten Erhebungen, 
die außerordentlich grelle Streiflichter auf das Wohnungselend dieser Be¬ 
völkerungsklassen warfen. Aber auch hier in Mannheim wurde im Jahre 
1904 festgestellt, daß 33*1 Proz. der vorhandenen Tuberkulösen über kein 
Bett verfügten, sondern mit ihren Kindern, Geschwistern oder Ehegatten 
die Lagerstätte teilten. 

Auf der 24. Versammlung des Deutschen Vereins für Armenpflege und 
Wohltätigkeit in Danzig wurden nach dem Bericht von Samter folgende 
Leitsätze angenommen: 

„„Die öffentliche Armenpflege hat, soweit armenrechtliche Hilfsbedürftig¬ 
keit in Frage kommt, die Pflicht, die Tuberkulose mit allen Mitteln zu be¬ 
kämpfen. Im Interesse der Bekämpfung der Tuberkulose als Volkskrank¬ 
heit ist es dringend geboten, der Fürsorge für Lungenkranke nicht den 
Charakter der Armenunterstützung im Sinne der Wahlgesetze zu geben. 
Die Bekämpfung der Tuberkulose umfaßt die Fürsorge für Lungenkranke 
und ihre Familien in den Wohnungen und die Überweisung der heilbaren 
Kranken in Heilstätten, der unheilbaren in Pflegeheime. Zur Lösung dieser 
Aufgaben bedarf es des Zusammenwirkens aller Faktoren der öffentlichen 
Armenpflege, der sozialen Gesetzgebung und der privaten Wohltätigkeit. 
Die Fürsorgestellen für Lungenkranke sind dabei besonders geeignete Hilfs¬ 
mittel. u Bekanntlich hat das Bundesamt für das Heimatwesen als oberste 
Spruchbehörde in Armensachen neuerdings den Grundsatz aufgestellt, daß 
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auch die Unterbringung in Heilstätten dann zu den pflicbtmäßigen Auf¬ 
gaben der öffentlichen Armenpflege gehört, wenn eine solche Unterbringung 
nach ärztlichem Gutachten das einzige, einen wesentlichen Heilerfolg ver¬ 
heißende Mittel darstellt. Dieses Erkenntnis hat wesentlich dazu bei¬ 
getragen, die Bekämpfung der Tuberkulose zu organisieren. Außer Halle 
und Charlottenburg haben Berlin, Kassel, Schöneberg, Rixdorf, Köln und 
andere Orte die Zentralisierung der gesamten Tuberkulosebekämpfung in 
die Wege geleitet. 

„Im Gegensatz zu diesen, der Bevölkerung in ihrer Gesamtheit zugute 
kommenden Maßnahmen bleiben die Maßnahmen der eigentlichen Armen- 
fürsorge auf einen engen Kreis beschränkt 

„Hinsichtlich des Maßes der Armenfürsorge hat das Bundesamt für das 
Heimatwesen ausgeführt, daß, auch wenn eine vollständige Heilung eines 
dauernden Leidens von vornherein ausgeschlossen ist, dem Hilfsbedürftigen 
doch ein armenrechtlicher Anspruch auf diejenige Krankenfürsorge zu¬ 
gestanden werden muß, welche entweder eine wesentliche Besserung des 
Krankheitszustandes herbeizuführen geeignet ist oder doch eine gefährliche 
Verschlimmerung zu verhindern vermag. Nach dem auf der 21. Jahres¬ 
versammlung des Deutschen Vereins für Armenpflege und Wohltätigkeit 
von Fieseh und Soetber erstatteten Berichte ist es die soziale Aufgabe 
der freiwilligen Armenpflege, ihr eigenes Wirken und ihre Organisation in 
einer Art zu gestalten, die, solange keine sozialpolitische Fürsorge getroffen 
ist, es wenigstens gestattet, unverschuldeter Armut besondere Berücksich¬ 
tigung zu gewähren, sowohl was das Maß als was die Art der Unterstützung 
inbelangt. 

„Auf die Notwendigkeit der Bereitstellung eines ausreichenden und 
entsprechend vorgebildeten Pflegepersonals, von Haus- und Wochenpflege¬ 
rinnen als dankbarste Aufgabe der Stadt- und Landkreise, der Gemeinde¬ 
vertretungen und Vereinsorganisationen wurde bereits hingewiesen. 

„Was die Bereitstellung armenärztlicher Hilfe betrifft, so ist diese in 
den Städten im allgemeinen gewährleistet, wenn auch nicht überall in 
einem den örtlichen Verhältnissen entsprechenden Umfang. Das Konkur¬ 
rieren hygienischer Aufgaben in der Tätigkeit der Armenärzte überall da, 
wo besondere Gemeindeärzte nicht angestellt sind, die Notwendigkeit, daß 
die armenärztliche Tätigkeit in ständiger Fühlung mit der armenpflege- 
rischen Tätigkeit bleibt, läßt die Einführung der freien Arztwahl bei der 
armenärztlichen Tätigkeit untunlich erscheinen. Daß Ausnahmen hiervon, 
wie in Reydt, Ludwigshafen und neuerdings Straßburg i. E., wo die freie 
Arztwahl eingeführt ist, Vorkommen, daß Bremen und Worms eine be¬ 
schränkte freie Arztwahl eingeführt haben, daß neuerdings in Frankreich 
in der überwiegenden Mehrzahl der Departements das System der freien 
Arztwahl als Systeme landais weniger aus sozialpolitischen und technischen 
als aus politischen Gründen eingeführt ist, soll ebensowenig verschwiegen 
werden wie die Tatsache, daß in Städten mit 25 000 und mehr Einwohnern, 
wieStargard, Königshütte, Kattowitz, Neumünster, Göttingen, Zeitz, Weißen¬ 
fels, Nordhausen u. a. nur je ein Arzt mit entsprechend höherem Gehalt 
die armenärztlichen Funktionen versieht, und daß in Halle, Bonn und 
Kiel die Behandlung den Universitätskliniken übertragen ist. 
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„Geschlossene Armenpflege kommt nur in Frage, wo ein Arbeitszwang 
unter Aufsicht sich als notwendig erweist, oder wo der körperliche oder 
geistige Zustand der Armen eine Beaufsichtigung oder Pflege erfordert, wie 
sie nur in der geschlossenen Anstalt geboten werden kann. Unter Über¬ 
gehung derjenigen Armenarbeitsanstalten, die ausschließlich für zwangs¬ 
weise Unterbringung sittlich gesunkener und arbeitsscheuer Individuen be¬ 
stimmt sind, wie sie hauptsächlich von den Vereinen für innere Mission in 
Verbindung mit den Provinzial- und Armenbehörden errichtet werden, 
kommen hier in Frage die Armenarbeitsanstalten, Siecbenhäuser 
und Altersversorgungsheime, von denen schon oben die Rede war. 
Daß der Zustand der gewöhnlichen Armenhäuser in den kleinen und mittel¬ 
großen Städten wie auf dem Lande hinsichtlich der baulichen Beschaffen¬ 
heit wie der wirtschaftlichen und gesundheitlichen Leitung vielfach dringend 
abhilfebedürftig ist, weiß jeder, der diesen Verhältnissen näher zu treten 
Gelegenheit hatte. Mangels besonderer Siechenhäuser namentlich in 
den kleineren Städten ist ein großer Teil dieser Siechen in den städtischen 
Krankenanstalten untergebracht. Im Interesse einer Entlastung der Kranken¬ 
häuser ist die Errichtung besonderer Siechenhäuser, an die geringere An¬ 
forderungen nach der gesundheitlichen Seite gestellt werden können, auf 
alle Weise zu fördern. Soweit dabei Krüppel in Frage kommen, werden 
sie entsprechender Fürsorge in den ausschließlich von Wohltätigkeits¬ 
vereinen ins Leben gerufenen Krüppelheimen zuzuführen sein, deren es 
nach Guttstadt im Jahre 1900 bei uns 15 gab. 

• „In jeder Ortschaft, die ein Krankenhaus nicht besitzt, muß zur vor¬ 
übergehenden Unterbringung erkrankter durchreisender Wanderarbeiter 
und einzeln stehender Dorf (Stadt-)bewohner, sowie zur Aufnahme von 
Familien einräumiger Wohnungen während einer amtlich angeordneten Des¬ 
infektion ein geeigneter Raum bereitgestellt sein. Unter Umständen 
können die vorhandenen Armenhäuser, falls sie an sich geeignet sind und 
Raum bieten, für diesen Zweck nutzbar gemacht werden. Für kleinere 
benachbarte ländliche Gemeinden genügt die Bereitstellung eines für diesen 
Zweck bestimmten gemeinsamen Raumes. 

„In den Herbergen und Asylen für Obdachlose muß die Beob¬ 
achtung der Reinlicbkeitsmaßnahmen wie die Absonderung krankheitsver¬ 
dächtiger Elemente jederzeit und in jedem Falle gewährleistet sein. Des¬ 
halb erfordern hier die Bade- und Desinfektionseinrichtungen besondere 
Aufmerksamkeit und stete ärztliche Kontrolle durch den Gemeindearzt. 

„Zu den besonderen, erst neuerdings als solche erkannten Aufgaben 
der Gemeinden gehört die Anstellung von Schulärzten bzw. Schul¬ 
ärztinnen für die städtischen Mädchenschulen (Charlottenburg), die in den 
letzten Jahren zunehmende Fortschritte gemacht hat. Bisher sind in etwa 
250 deutschen Städten über 700 Schulärzte tätig. In einigen Städten 
(Mannheim, Ulm) wurden Schulärzte im Hauptamt angestellt Die mit den 
Schulärzten gemachten Erfahrungen sind entschieden günstige: so ermit¬ 
telten die 36 Schulärzte in Berlin unter 17 000 Kindern, die im Herbst 
1903 neu eingeschult werden sollten, 1100 für den Schulbesuch ungeeig¬ 
nete, die zurückgestellt werden mußten. Insgesamt wurden bei der Unter¬ 
suchung der neu eingeschulten wie derjenigen, die schon länger die Schule 
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besuchten, 12 897 festgestellt, die zwar schulfähig, aber doch nicht völlig 
gesund waren. Nebenklassen mit besonderer Nachhilfe mußten 499 Kinder 
überwiesen werden. Bei den einer Hilfsklasse Überwiesenen Kindern konnte 
vielfach festgestellt werden, daß die häuslichen Verhältnisse zu der trau¬ 
rigen Verfassung der Kinder wesentlich beigetragen hatten. Den durch 
die Schule den Eltern übermittelten ärztlichen Ratschlägen wurde im wesent¬ 
lichen nachgekommen, soweit nicht durch die Befolgung derselben größere 
Ansprüche an den Geldbeutel oder die Zeit der Eltern gestellt wurden. 
Ähnliche ungünstige Ergebnisse wurden aus einer großen Zahl von Städten, 
speziell auch aus Stuttgart, berichtet; in letzterer Stadt wurde zugleich fest¬ 
gestellt, daß 98 Proz. der Schulkinder mehr oder weniger schlechte Zähne 
hatten, und daß ein Drittel der Schüler in überfüllten Räumen schlief. 

„Die Zahl der auf den einzelnen Schularzt entfallenden Schulkinder 
schwankte zwischen 900 und 4000. In Übereinstimmung mit Leubuscher 
wird zu fordern sein, daß auf den einzelnen Schularzt in der Regel nicht 
mehr als 1500 Schüler entfallen sollten. 

„In je weiterem Umfange diese vorbeugende ärztliche Tätigkeit der 
Heranwachsenden Schuljugend zugewandt wird, um so mehr werden die 
dafür angewandten Kosten in einer fortschreitenden gesundheitlichen Be¬ 
lehrung der Bevölkerung und in einer Verminderung der Armen- und 
Krankenpflegekosten sich bezahlt machen. Notwendig erscheint vor allem 
eine Ausdehnung der schulärztlichen Fürsorge auch auf die höheren 
Schulen. 

„In einigen Städten sind Schulärzte Mitglieder des Schulvorstandes 
mit der Aufgabe, die für die Gesundheitspflege in der Schule erforderlichen 
Maßnahmen anzuregen. Wo besondere Kommunalärzte angestellt sind, 
wird diesen die Vertretung zu übertragen sein. Hinsichtlich der Organi¬ 
sation erscheint es fraglich, ob jede Schülerbehandlung seitens der Schul¬ 
ärzte, wie einige wollen, ausgeschlossen werden soll. Ich möchte mich 
nicht für ein vollständiges Verbot aussprechen, namentlich dann nicht, 
wenn für hilfsbedürftige Schüler armenärztliche Hilfe nicht oder nicht schnell 
genug erreichbar ist. Jedenfalls wird überall und namentlich in den Städten 
und den größeren ländlichen Ortschaften auf die Anstellung entsprechend 
vorgebildeter Schulärzte hinzuwirken sein. Daß daneben die amtsärztliche 
Schulaufsicht nicht entbehrt werden kann und nicht entbehrt werden soll, 
bedarf keiner Hervorhebung, wie es auch zweifellos ist, daß die Amtsärzte 
bei ihrer sonstigen umfangreichen Tätigkeit nur ausnahmsweise imstande 
sein werden, die schulärztlichen Funktionen zu übernehmen, wie dies in 
Saddeutschland, speziell in Bayern und Württemberg, geplant zu sein 
scheint. 

„Notwendig ist es ferner, daß die Lehrer mit den wichtigsten Grund¬ 
sätzen der Schulhygiene vertraut und zu einer dauernden Mitkontrolle 
nach dieser Richtung befähigt sind. Je mehr dies geschieht, je mehr ins¬ 
besondere die Kinder zur Ordnungsliebe und Reinlichkeit, zu gesundem 
sittlichen und ästhetischen Empfinden erzogen werden, und je früher sie 
mit den elementarsten Grundsätzen der Krankheitsbekämpfung und Krank¬ 
heitsverhütung bekannt gemacht werden, um so mehr wird die Schule zu 
einem Vorposten auf dem Gebiete der Gesundheitspflege sich entwickeln. 
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Unterstützend können kurzgefaßte Belehrungen wirken, wie ich sie in den 
hier vorgelegten „Gesundheitsregeln für die Schuljugend“ 1 )zusammen- 
gestellt habe. In entsprechender Erweiterung wird in den Fach- und Fort¬ 
bildungsschulen wie in den höheren Schulen die Gesundheitswissenschaft in 
den Lehrplan hineinzubeziehen sein. 

„Eine stärkere Betonung wird in dem schulärztlichen Programm überall 
die Frage der Tuberkulosebekämpfung Anden müssen. Aus den sta¬ 
tistischen Zusammenstellungen von Kirchner ergibt sich, daß der Anteil 
der Tuberkulose an der Gesamtsterblichkeit jenseits des 5. bis zum 25. Lebens¬ 
jahr in den letzten Jahrzehnten nicht ab-, sondern zugenommen bat, daß 
demnach die Abnahme der Tuberkulosemortalität überwiegend den höheren 
Altersklassen zugute kommt. Es ergibt sieb hieraus die Forderung, alle 
Maßnahmen, welche die gesundheitliche Entwickelung der Schuljugend zu 
fördern geeignet sind, wie Turnen, Turnspiele und Sport, auf alle Weise zu 
unterstützen, und zweitens für Fernhaltung der Erreger der Tuberkulose, 
mögen sie von Lehrern oder Schülern in die Klasse hineingetragen werden, 
mehr wie bisher Sorge zu tragen (Ausschließung mit offener Tuberkulose 
behafteter Lehrer und Schüler vom Unterricht, Aufstellung von Spucknäpfen 
oder bei Neubauten an die Abflußleitung angeschlossener Spuckbecken usw.). 

„So bereitwillig zuzugeben ist, daß die Einrichtungen der Schule nach 
der hygienischen Seite im letzten Jahrzehnt fortschreitend bessere geworden 
sind, daß ganz besonders in den Städten vielfach mustergültige Schulbauten 
errichtet worden sind, ist es doch zweifellos, daß unsere Schulen hinsicht¬ 
lich der Belichtung, Heizung, Luftemeuerung, inneren Ausstattung und 
namentlich hinsichtlich der Reinlichkeit den Forderungen, wie sie der Hygie¬ 
niker stellen muß, in der Mehrzahl der Fälle nicht genügen. Diese mangel¬ 
hafte Reinlichkeit Andet ihren sichtbaren Ausdruck in dem Schulstaub. 
Bei Gelegenheit der Schulbesichtigungen überzeugt man sich nur zu oft, 
welche Mengen von Schulstaub unter den Bänken und in den Ecken lagern, 
vergesellschaftet mit Papierschnitzeln, Resten von Nahrungsmitteln und 
ähnlichen Abfällen. Daß der Schulstaub gelegentlich Krankheitserreger 
enthalten kann, ist durch die Untersuchungen von Schwer (Gesundheit 
1903, Nr. 13), von Griesbach (Gesundheit und Schule, Leipzig, Teubner, 
1901) u. a. bewiesen. Daß er gelegentlich auch Diphtherie- und Tuberkel¬ 
bazillen enthält, darf als sicher angenommen werden. Jedenfalls ist die 
stetige Einwirkung eines solchen Staubes in geschlossenen Räumen geeignet, 
günstige Bedingungen für die Aufnahme von Krankheitserregern bei Schülern 
wie Lehrern zu schaffen. Ich sehe hier ab von den sonstigen bei der Be¬ 
kämpfung des Schulstaubes in Frage kommenden Maßnahmen und möchte 
nur betonen, daß den hygienischen Forderungen nur durch eine tägliche 
feuchte Reinigung der Schulzimmer und Verkehrsräume, tägliche feuchte 
Staubabnahme von Bänken, Tischen, Schränken usw. genügt wird, wie eine 
solche Reinigung bei uns leider noch zu den seltenen Ausnahmen gehört 
Wenn in vielen Schulen, darunter auch höheren, nur einige Male im Jahre 
naß aufgewischt wird, so bedeutet das eine hygienische Unterlassungssünde 
ärgster Art 


*) Verlag von R. Schoetz, Berlin 1905. 
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„Da die Gefahr der Staubvermehrung wie der Einschleppung von 
Krankheitskeimen um so näher liegt, je mehr die Schulräume auch anderen 
außerhalb des Rahmens der Schule liegenden Zwecken zur Verfügung ge¬ 
stellt werden, muß im gesundheitlichen Interesse gefordert werden, daß die 
Schul räume ausschließlich den Schülern reserviert bleiben. Muß ausnahms¬ 
weise hiervon abgewichen werden, so ist den Betreffenden, denen die Räume 
überlassen wurden, die alsbaldige gründliche Reinigung der benutzten 
Raume und ihres Inhaltes, sowie der Verkehrsräume zur Pflicht zu machen. 

„Für solche tuberkulösen Lehrer und Schüler, die aus den Heilstätten 
zurückgekehrt sind, wird die Teilnahme an einer Waldschule nach dem 
Muster der Charlottenburger, für besonders empfehlenswert zu erachten sein. 

„Nicht unerwähnt möchte ich lassen, daß die Schüler Verpflegung 
seitens der Schuldiener dann zu Bedenken Anlaß gibt, wenn von den Schul¬ 
kindern zum Genuß von Wasser und sonstigen Getränken nacheinander 
benutzte Gefäße nicht mit der erforderlichen Sorgfalt vorher gereinigt 
werden. 

„Der Einrichtung von Sonderklassen und Hilfsklassen für die 
minderbefähigten und schwachbefähigten Schüler wird seitens der Schul¬ 
verwaltung und der Schulärzte besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden sein. 
Zurzeit gibt es in Deutschland etwa 700 Hilfsschulen mit über 12 000 
Schwachbegabten Kindern. 

„Ohne weiter auf die Frage der Schulhygiene einzugehen, erwähne ich, 
daß die auf die Speisung armer Schulkinder gerichteten Bestrebungen 
in Berlin, Posen und anderwärts außerordentlich segensreich gewirkt haben. 
Aber nicht nur in den Großstädten ist das Bedürfnis ein dringendes, son¬ 
dern auch in den kleinen Städten und nicht minder auf dem Lande stellt 
die Speisung armer Schulkinder, die, wie die bei uns und in der Schweiz 
gemachten Erfahrungen bestätigen, einen außerordentlich günstigen Einfluß 
auf die Gesundheit, den Lerneifer und die Regelmäßigkeit des Schulbesuchs 
zur Folge haben, eine dankenswerte Aufgabe vor allem der Vereins Wohl¬ 
tätigkeit dar. In Übereinstimmung mit den Beschlüssen der 16. Jahres¬ 
versammlung des Deutschen Vereins für Armenpflege und Wohltätigkeit in 
Straßburg ist die Verabreichung von Nahrungsmitteln an Kinder unter Mit¬ 
wirkung der Organe der Schulverwaltung auf die Fälle zu beschränken, in 
denen diese Fürsorge aus unterrichtlichen Gründen erforderlich erscheint 
und nicht durch Unterstützung der Familien gewährt werden kann. Im 
allgemeinen wird die Kleidung wie die Speisung armer Schulkinder besser 
der ergänzenden charitativen Vereinstätigkeit überlassen bleiben, als direkt 
von der Gemeinde übernommen. 

„Einer nachhaltigen Förderung seitens der Gemeinden bedürfen die auf 
Überweisung derKinder in Ferienkolonien, in Kinderheilstätten, 
Seehospize, See- und Soolhäder usw. gerichteten Bestrebungen. Im 
Jahre 1903 wurden in Deutschland im ganzen 43 7S3 Kinder in Sommer¬ 
pflege (Soolbäder, Seehospize, Landaufenthalt und Stadtkolonien) unter¬ 
gebracht. Die Zentralstelle der Vereinigungen für Sommerpflege in Deutsch¬ 
land umfaßte im Jahre 1903 144 Städte mit 219 Vereinen, welche sich mit 
der Entsendung von Kindern in Sommerpflege beschäftigten, Bestrebungen, 
die die tatkräftige Unterstützung aller Bevölkerungskreise wie der Vereine 
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und Gemeindeverwaltungen verdienen. Auch hier hat das Bundesamt für 
das Heimatwesen ausgeführt, daß die Entsendung eines Kindes in die 
Ferienkolonie als nicht über den Rahmen der Aufgaben der öffentlichen 
Armenpflege hinausgehend zu erachten ist, und daß ferner die Gew&hrung 
eines Landaufenthaltes behufs günstigerer Beeinflussung eines mit Atmungs- 
beschwerden verbundenen Lungenleidens zu den Aufgaben der öffentlichen 
Armenpflege gehört. Wünschenswert bleibt vielfach eine Verlängerung der 
Kurdauer über die üblichen vier Wochen hinaus, namentlich, soweit es sich 
hierbei um die Bekämpfung der Scrofulo-Tuberculosis handelt, und eine 
ärztliche Überwachung der Kinder nach ihrer Rückkehr. Namentlich sind 
es die Kinderheilstätten im Gebirge und die Seehospize, deren Bedeutung 
als Vorposten im Kampf gegen die Tuberkulose nicht hoch genug an¬ 
geschlagen und deren Unterstützung den Rekonvaleszentenvereinen, den 
Vereinen für Ferienkolonien, aber auch den Gemeinden nicht dringend genug 
ans Herz gelegt werden kann. Nach Guttstadt standen im Jahre 1903 
17 Seehospize, 36 Badeorte mit Soolbädern und 14 als feste Ferienheime 
zur Verfügung. 

„Meine Herren! Ich habe mich bemüht, im vorstehenden die haupt¬ 
sächlichsten, für die Selbstverwaltungskörper und speziell für die Gemeinden 
in Frage kommenden hygienischen Aufgaben und Einrichtungen in Kürze 
zur Darstellung zu bringen. Daß diese hygienischen Einrichtungen reich¬ 
liche Zinsen tragen, daß die Sterblichkeit namentlich an akuten Infektions¬ 
krankheiten infolge Verbesserungen der gesundheitlichen Gemeindeeinrich¬ 
tungen überall zurückgegangen ist, ist für eine Reihe von Städten zahlen¬ 
mäßig dargetan; das beweist speziell für Rheinland-Westfalen die von 
Kruse und Laspeyres gegebene Statistik, wonach nicht bloß die Zahl der 
akuten ansteckenden Krankheiten, sondern auch die nicht chronischen 
Leiden der Organe, die man gewohnt ist, auf die verminderte Widerstands¬ 
fähigkeit des Körpers zurückzuführen, im letzten Jahrzehnt des vorigen 
Jahrhunderts weit weniger Opfer forderten als in den vorangegangenen 
Jahrzehnten. 

„Wollte man indes aus dem Rückgang der Sterblichkeit im 19. Jahr¬ 
hundert und insbesondere aus dem Rückgang der Tuberkulosesterblichkeit 
seit 1889 den Schluß ziehen, daß es mit der Hygiene gut bestellt sei, so 
wäre das ein verhängnisvoller Trugschluß. Die Häufigkeit der Tuberkulose, 
namentlich im jugendlichen Alter, die Zunahme der nicht tuberkulösen 
Lungenkrankheiten, die hohe Säuglingssterblichkeit, die Zunahme der Herz¬ 
krankheiten und namentlich der neurastbenischen Erkrankungen als Folge 
des heutigen Berufslebens, um nur einiges zu erwähnen, legen den Ge¬ 
meinden die Pflicht auf, weitergehende Fürsorge zu treffen, um den Schäden 
des heutigen Erwerbs - und Kulturlebens beizeiten zu begegnen; dazu 
kommt der schon erwähnte bedenkliche Rückgang der Geburtenziffer. 

„An der Lösung der hier vorliegenden Aufgaben sind, wie schon er¬ 
wähnt, neben den Gemeinden und den weiteren Kommunalverbänden vielfach 
auch die Vereins- und private Wohltätigkeit, die Berufsverbände, Kranken¬ 
kassen usw. beteiligt. Hier gilt es, durch Weckung des Interesses frei¬ 
willige Kräfte heranzuziehen. Namentlich bei der Errichtung von Volks¬ 
bädern, bei der Unterhaltung und Förderung von Ferienkolonien, Erholungs- 
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Stätten usw. y bei der Speisung und Kleidung armer Schulkinder und auf 
vielen anderen Gebieten wird die private und Vereinswohltätigkeit die 
Führung behalten. 

„Je größer die Bevölkerungsdichtigkeit, je lebhafter der Verkehr, um so 
dringender heischen die Aufgaben der kommunalen Hygiene ihre Erfüllung, 
aber auch in den ländlichen Gemeinden müssen die elementarsten, die 
Hebung der Widerstandskraft und Verhütung und Bekämpfung der Krank¬ 
heiten bezweckenden Maßnahmen erfüllt sein; hierher gehört vor allem die 
Hebung des Reinlichkeitssinnes, die Bereitstellung eines einwandfreien Trink- 
und Wirtschaft b was b er8 und die vorschriftsmäßige Beseitigung der Abfall¬ 
stoffe. Es ist eine Binsenwahrheit, daß in einer großen Zahl von Fällen 
unhygienische Wasserversorgungsanlagen, Fehlen von Aborten oder deren 
unsachgemäße Einrichtung und Entleerung zur Typhusverbreitung in 
ursächlicher Beziehung stehen. Über das unbedingt Erforderliche hinaus¬ 
gehend, wird je nach den örtlichen Verhältnissen die eine Aufgabe dring¬ 
licher erscheinen gegenüber anderen, die deshalb zurücktreten müssen. 

„Daß die städtischen Etats durch Aufwendungen für hygienische 
Zwecke im allgemeinen nicht zu sehr belastet werden, lehrt eine Durchsicht 
der Voranschläge einer größeren Zahl von Städten. Soweit die Verschiedenheit 
der Etatspositionen vergleichende Berechnungen zuläßt, machten die Auf¬ 
wendungen für hygienische Maßnahmen (Straßenreinigung, Armen-Kranken¬ 
pflege, Wasserversorgung usw.) in den kleinen Städten bis zu 5000 Ein¬ 
wohnern etwa 1*5 bis 5 Proz. des Gesamtetats aus, in den Städten über 
5000 bis 10000 Einwohnern stieg der Anteil bis zu 10 Proz., um in den 
größeren Städten bis zu 15 und mehr Proz. anzusteigen. Ganz besonders 
bedingt die Unterhaltung von Krankenanstalten und sonstigen größeren 
Gesundheitswerken erhebliche Unterschiede in den Etats sonst annähernd 
gleich großer Städte. 

„Aber, meine Herren, es kann der Beste nicht im Frieden leben, wenn 
es dem bösen Nachbar nicht gefällt —, eine Gemeinde kann die besten ge¬ 
sundheitlichen Einrichtungen getroffen haben und sie bleibt doch durch den 
Verkehr bis zu einem gewissen Grade gefährdet, und zwar wächst dieser 
Grad, je näher die Nachbargemeinde, die sich solcher gesundheitlichen Vor¬ 
züge nicht erfreut, räumlich und wirtschaftlich an die Stadt herantritt. 
Den hieraus entspringenden Gefahren zu begegnen, steht kein anderer Weg 
zu Gebote, als die Eingemeindung der Nachbargemeinde in die 
Stadtgemeinde unter Bildung eines gemeinsamen Kommunal- 
verbandes. Von diesem Mittel ist deshalb auch in ausgedehntem Maße 
Gebrauch gemacht worden. Über die seit 1871 stattgehabten Einverlei¬ 
bungen der Städte und Zunahme der Bevölkerungsdichtigkeit der Groß¬ 
städte wie über das Wachstum der Agglomerationen gibt das Statistische 
Jahrbuch der deutschen Städte Aufschluß. Von Bedeutung ist dabei, welcher 
Anteil an der Gesamtbevölkerung der Agglomeration auf die politische 
Großstadtgemeinde entfällt. Im hygienischen Interesse muß es als wün¬ 
schenswert bezeichnet werden, daß mit zunehmender Bevölkerungsziffer der 
Großstadt auch deren Prozentanteil an der Agglomeration zunimmt. — 
Handelt es sich um bestimmte kommunale Angelegenheiten, deren Wahr¬ 
nehmung ein einheitliches Vorgehen zwischen Stadt- und Vorortgemeinden 
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notwendig oder wünschenswert erscheinen läßt (Wasserversorgungs - nnd 
Kanalisationsanlagen, Schlachthäuser usw.), so bietet in Preußen der § 138 
der Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891 eine geeignete Handhabe, in¬ 
dem er nach Anhörung der beteiligten Gemeinden die Bildung eines Zweck¬ 
verbandes zur Wahrnehmung einzelner kommunaler Angelegenheiten 
vorsieht. Auch im Wege des Vertrages, der Bildung von Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung läßt sich unter Umständen, wie wir sahen, das 
gleiche Ziel erreichen. 

„Alle diese gesundheitlichen Maßnahmen sind um so leichter durch¬ 
führbar, je mehr sie von dem Verständnis und der Mitarbeit derjenigen 
Bevölkerungskreise getragen werden, für die sie bestimmt sind, und je mehr 
sachverständige Berater der Kommune zur Seite stehen, ln dieser Be¬ 
ziehung kommen für die Großstädte städtische Gesundheitsämter, mit 
denen Wohnungsamt, statistisches Amt, Nahrungsmitteluntersuchungsamt 
und bakteriologische Untersuchungsstelle zu verbinden sind, für die Mittel¬ 
und Kleinstädte und das Land Stadt- und Kommunalärzte, Gesund¬ 
heitskommissionen und Medizinalbeamte in Frage. 

„Von der Befugnis des § 3, Abs. 5 des Gesetzes, betreffend die Dienst¬ 
stellung des Kreisarztes und die Bildung von Gesundheitskommissionen, 
vom 16. September 1899. wonach die für Stadtkreise als Kommunalbeamte 
angestellten Stadtärzte vom Minister der Medizinalangelegenheiten mit der 
Wahrnehmung der Obliegenheiten des Kreisarztes beauftragt werden können, 
ist seitens der Stadtkreise nur vereinzelt (Altona, Osnabrück) Gebrauch ge¬ 
macht worden, während umgekehrt den staatlichen Gesundheitsbeamten in 
den Stadtkreisen die Funktionen des Stadtarztes in einer größeren Zahl 
von Stadtgemeinden (Spandau, Essen u. a.) übertragen wurden. In diesem 
letzteren Falle sind die Kreisärzte in Verbindung mit den Gesundheitskom¬ 
missionen von vornherein in der Lage, die gesundheitlichen Einrichtungen 
in den Städten nachhaltig zu fördern. Mit Rücksicht auf den Umfang der 
dienstlichen Obliegenheiten sowohl des Stadtarztes wie des Medizinalbeamten 
kann indes diese Verbindung für die größeren Stadtkreise als empfehlens¬ 
wert nicht erachtet werden. 

„Die in einer Reihe von Städten als kommunale Gesundheitsbeamte 
angestellten Stadtärzte, allen voran Frankfurt a. M., Stuttgart, Düssel¬ 
dorf, Danzig, Köln, Breslau, neuerdings Stettin und München, haben sich 
vorzüglich bewährt. Während in allen großen und Mittelstädten auf die 
Anstellung besonderer Stadtärzte hinzuwirken sein wird, muß in den kleinen 
Städten der Armenarzt oder, falls mehrere Armenärzte angestellt sind, einer 
derselben mit den Funktionen des Kommunalarztes als sachverstän¬ 
digen Beirats der Gemeindeverwaltung betraut werden. Die An¬ 
stellung bzw. Verpflichtung besonderer Gemeindeärzte muß überall dort als 
notwendig erachtet werden, wo größere gesundheitliche Gemeindeeinrich¬ 
tungen (Wasserleitungen, Kanalisationsanlagen u. a.) eine dauernde ärztliche 
Kontrolle erforderlich machen. Je nach den besonderen Verhältnissen wird 
dem Gemeindearzt unter Umständen auch die Leitung der städtischen 
Krankenanstalt und der damit verbundenen Untersuchungsstelle wie der 
schulärztlichen Funktionen zu übertragen sein. Ich möchte der Hoffnung 
Ausdruck geben, daß in absehbarer Zeit die Mehrzahl der Städte ihren be- 
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sonderen Kommunalarzt aus den Reihen der kreisärztlich geprüften, mit 
den praktischen Untersuchungsmethoden der Hygiene und Bakteriologie 
vertrauten Ärzte besitzen wird, und daß sich diese Stadt-(Gemeinde-) Ärzte 
überall zu einem lebenskräftigen Organ der hygienischen Selbstverwaltung 
entwickeln werden. Es ist dies um so dringender zu wünschen, als diese 
Seite der hygienischen Tätigkeit bei uns im Vergleich mit anderen Ländern, 
speziell Österreich, wo das ganze Land mit einem Netz von Gemeindesani¬ 
tätsbeamten überzogen ist, bisher zurückstand. Ich darf darauf hinweisen, 
daß nach Einführung dieser Organisation in Österreich, wonach jede Ge¬ 
meinde verpflichtet ist, zum Zwecke der Besorgung der nach § 5 des Reichs- 
sanitätsgesetzes ihr zugewiesenen sanitären Angelegenheiten entweder für 
sich oder im Verein mit anderen Gemeinden einen Gemeindearzt zu be¬ 
stellen, sich eine erhebliche Abnahme der Infektionskrankheiten bemerklich 
gemacht hat. Besondere Erwähnung verdient auch das Institut der Kan¬ 
tonalärzte in Elsaß-Lothringen, die neben ihren armenärztlichen, impfärzt¬ 
lichen und gerichtsärztlichen Funktionen auch zu den Aufgaben der Medi¬ 
zinal- und Sanitätspolizei herangezogen werden. Im Gegensatz hierzu ist 
bei uns auf dem Lande und in den kleinen Städten von einer Nutzbar¬ 
machung der armenärztlichen Tätigkeit für Zwecke der kommunalen Ge¬ 
sundheitspflege nur ausnahmsweise die Rede. 

„ Aufgabe der Gemeindeärzte ist es, allen im vorstehenden aufgeführten 
gesundheitlichen Einrichtungen und Maßnahmen dauernd ihre Aufmerk¬ 
samkeit zuzuwenden, alle hierher gehörigen Einrichtungen dauernd zu über¬ 
wachen, der Gemeindeverwaltung beratend zur Seite zu stehen in dauernder 
fester Verbindung zu den Armenverbänden (Armendeputationen, Kommis¬ 
sionen) wie zu allen Vereins- und Privatbestrebungen der Armenfürsorge. 
Dazu ist Voraussetzung, daß der Gemeindearzt ein ständiges Mitglied der 
bestehenden Armenämter ist. 

„Als beratende und begutachtende Organe in allen Fragen der öffent¬ 
lichen und kommunalen Hygiene kommen in zweiter Linie die Gesund- 
heitskommissionen in Frage. Je mehr Mitglieder der Kommission 
den Aufgaben der Gemeindehygiene Verständnis und Interesse entgegen¬ 
bringen, um so ersprießlicher werden diese Besichtigungen und Beratungen 
sich gestalten. Ich erachte die Gesundheitskommissionen .ebenso wie die 
Schuldeputationen für eine kommunale Einrichtung, unbeschadet der Teil¬ 
nahme des Kreisarztes bzw. des Bezirksarztes, die wie jede Selbstverwal¬ 
tung ihre Ergänzung in dem Aufsichtsrecht des Staates finden muß. 

„Wenn die Gesundheitskommissionen den in sie gesetzten Erwartungen 
vielfach noch nicht entsprochen haben, wenn auch sie, wie C. Fränkel 
von den alten Sanitätskommissionen mit Recht behauptet, vielfach als Veil¬ 
chen im Verborgenen blühen, so hat dies seinen Grund wesentlich darin, 
daß ihre Zusammensetzung keine zweckentsprechende ist. Den Ge- 
sundheitskommissionen in den Städten müssen einmal neben den Geraeinde- 
nnd Armenärzten, neben dem Techniker und Chemiker bzw. Apotheker und 
dem Tierarzt Vertreter aller derjenigen städtischen Deputationen angehören, 
die auf dem Gebiete der kommunalen und sozialen Hygiene tätig sind, also 
Vertreter der Bau- und Wohnungsdeputation, der Armendeputation, der 
Krankenhausdeputation usw., ihr müssen ferner Vertreter der Innungen und 
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Handwerkskammern und sonstigen Berufs verbände, namentlich der Kranken¬ 
kassen, Vertreter der Schulen und der großen gewerblichen Unternehmungen 
angehören. Nur auf diese Weise ist eine gegenseitige Anregung und Be¬ 
fruchtung wie eine praktische Verwertung der Erfahrungen und Verhand¬ 
lungen der Gesundheitskommissionen gewährleistet. 

„Es muß ferner gefordert werden, daß Gesundheitskommissionen nicht 
bloß in den Städten, sondern auch in allen größeren ländlichen Ortschaften 
gebildet werden, wie dies bisher nur vereinzelt, beispielsweise im größten 
Teile des Regierungsbezirks Minden, der Fall ist. Voraussetzung für eine 
ersprießliche Wirksamkeit der ländlichen Gesundheitskommissionen ist eine 
Mitwirkung von Vertretern landwirtschaftlicher Vereine und 
Genossenschaften. Es darf erwartet werden, daß die Landräte und 
die Kreisausschüsse, die über die Bildung von Gesundheitskommissionen 
auf dem Lande entscheiden, jeder begründeten Anregung nach dieser Rich¬ 
tung entsprechen werden. Ganz besonders gilt dies für die größeren länd¬ 
lichen Ortschaften, für die Sommerfrischen, Kur- und Badeorte und die 
Landgemeinden der Industriebezirke. Speziell auf dem Gebiete der Woh¬ 
nungshygiene werden mangels städtischer Gesundheits- und Wohnungs¬ 
ämter und besonderer und besoldeter Wohnungsinspektoren Fortschritte 
nur zu erreichen sein, wenn die Gesundheitskommissionen die Wohnungs¬ 
hygiene zum Gegenstand dauernder Fürsorge machen. In der Tat ist in 
der Mehrzahl der Bezirke Preußens durch die Ortsbesichtigungen und die 
Tätigkeit der Gesundheitskommissionen und deren Unterkommissionen der 
Anfang zu einer Regelung der Wohnungsbygiene und einer Wohnungs¬ 
besichtigung gemacht. Mehrfach wurden auf Grund der erhaltenen An¬ 
regungen Polizeiverordnungen für die Städte und das Land erlassen. Ein¬ 
zelne Städte haben den Gesundheitskommissionen die ganze Wohnungsfrage 
überwiesen, so Essen und Barmen. 

„Daß die Kommunal- und Armenärzte bei der Wohnungskontrolle mit 
Erfolg Verwendung finden können, lehren die Verhältnisse in Worms, wo 
die drei Armenärzte als Wohnungsinspektoren fungieren, wie das gleiche 
früher auch in Mainz der Fall war. In anderen Städten Hessens übt der 
Kreisarzt im Verein mit einem Bausachverständigen die Wohnungs- 
inspektion aus. 

„Da die Bildung von Gesundheitskommissionen außer in Preußen bisher 
nur in Anhalt und Waldeck und in Elsaß - Lothringen gesetzlich vor¬ 
geschrieben ist, in den übrigen Ländern aber entweder nicht obligatorisch 
ist, wie in Sachsen, oder nur für bestimmte Zwecke (Cholera), wie in Würt¬ 
temberg, oder nur in den großen Städten, wie in Baden, oder überhaupt nicht 
vorgeschrieben ist, wird auf die Einrichtung derartiger hygienischer 
Kommissionen (Deputationen) innerhalb der Gemeindeverfassung überall 
hinzuwirken sein. Die in Hessen in einigen Kreisen und Städten 
(Darmstadt, Mainz u. a.) bestehenden Ortsgesundheitsräte haben sich an¬ 
scheinend nicht bewährt, so daß auch hier die Errichtung besonderer Kom¬ 
missionen anzustreben ist. 

„Im Anschluß an die eigentlichen Selbstverwaltungskörper bedürfen 
noch die auf Grund gesetzlicher Bestimmungen gebildeten korporativen 
Verbände, wie die Krankenkassen, Landesversicherungsanstalten, Innungs- 
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verbände und Handwerkskammern, Arbeiterausschüsse und Berufsverbände, 
und endlich solche privaten wirtschaftlichen Vereinigungen, die neben ihren 
wirtschaftlichen Aufgaben auch gesundheitliche und 'Wohlfahrtsbestrebungen 
sich zum Ziel gesetzt haben, einer kurzen Erwähnung. 

„Daß die Krankenkassen berufen sind, auf dem Gebiete der Kranken- 
försorge ihre Organisation vorbeugenden Zwecken dienstbar zu machen, 
darauf wurde wiederholt hingewiesen. Von den großen Verbänden der 
Knappschaft und der Eisenbahnbetriebskrankenkasse, wo hygienische und 
verwaltungstechnische Erwägungen schon frühzeitig zu einer Berücksich¬ 
tigung hygienischer, Gesichtspunkte nötigten, hat sich die Selbstverwal¬ 
tung der Krankenkassen, speziell der Ortskrankenkassen, bei denen 
allein von einem Selbstverwaltungsrecht die Rede sein kann, bisher über¬ 
wiegend auf die Anstellung und Absetzung der Angestellten mit Einschluß 
der Ärzte beschränkt. Erst neuerdings haben einige Krankenkassen an¬ 
gefangen, die Krankheitsverhütung in ihr Programm aufzunehmen, wie dies 
auf der Jahresversammlung des Zentralverbandes der Ortskrankenkassen 
Deutschlands, die im Jahre 1904 in Hamburg tagte, nach einem Referat 
von Albert Kohn anerkannt wurde, nachdem sie schon vorher ihre Organi¬ 
sation in den Dienst der Wohnungskontrolle gestellt hatten. 

„Nach dem Vorgang der Ortskrankenkasse für den Gewerbebetrieb der 
Kaufleute usw. in Berlin, die seit dem 1. Januar 1903 durch ihre Kassen¬ 
kontrolleure regelmäßige Erhebungen über die WohnungsVerhältnisse der 
erkrankten Kassenmitglieder anstellen läßt, deren Ergebnisse so außer¬ 
ordentlich beschämend für den gegenwärtigen Stand der Wohnungshygiene 
ausfielen, sind unter anderen die Ortskrankenkassen in Magdeburg, Straß» 
bürg, Pforzheim, Kiel, Gera, Sonneberg, Höchst und vor allem die Leipziger 
Krankenkasse diesem Beispiel gefolgt, Wohnungserhebungen, die hauptsäch¬ 
lich der Bekämpfung der Tuberkulose zugute gekommen sind. 
Hiervon abgesehen, haben die Krankenkassen auf diesem besonderen Gebiete 
der Ermittelung und Auslese Lungenkranker ihre Fürsorge gewidmet. Viel¬ 
fach wurden auch besondere Fürsorgestellen ins Leben gerufen oder be¬ 
stehende unterstützt. Eigene Heilstätten haben bisher nur der Knapp¬ 
schaftsverein in Bochum und die Pensionskasse der preußisch - hessischen 
Eisenbahngemeinschaft errichtet. 

„Auf dem Gebiete der Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
haben die Ortskrankenkassen die Herausgabe einer Reihe gemeinverständ¬ 
licher Schriften über die Gefahren und Verhütung der Geschlechtskrank¬ 
heiten, so wie die Verteilung von Merkblättern teils veranlaßt, teils ver¬ 
mittelt, und das gleiche war gegenüber dem Alkoholismus der Fall. 

„Die Ergebnisse der Erhebungen über die Wohnungsverhältnisse er¬ 
krankter Kassenmitglieder lassen den Schluß zu, daß die Kassenvorstände 
von der Befugnis des § 7 des Krankenkassengesetzes (in der Fassung des 
Gesetzes vom 25. Mai 1903) nicht denjenigen Gebrauch gemacht haben, 
wie er im Interesse der Versicherten gelegen ist. Nach § 7 des Kranken¬ 
kassengesetzes kann der Versicherte, auch wenn er verheiratet ist, unab- 
hängig von seiner Zustimmung einem Krankenhause überwiesen werden, 
wenn die Art der Krankheit Anforderungen an die Behandlung oder Ver¬ 
pflegung stellt, welchen in der Familie des Erkrankten nicht genügt werden 
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kann, oder wenn die Krankheit eine ansteckende ist, oder wenn der Kranke 
wiederholt den auf Grund des §6a, Abs. 2, erlassenen Vorschriften zuwider¬ 
handelt, was am häufigsten bei Trinkern der Fall sein wird, oder wenn sein 
Zustand oder sein Verhalten eine fortgesetzte Beobachtung erfordert. Ähn¬ 
liche Bestimmungen enthält das Unfallversicherungsgesetz (§ 22), während 
nach dem Invalidenversicherungsgesetz (§ 18) ein solcher Heilzwang bei 
Verheirateten oder solchen Personen, die einen eigenen Haushalt haben oder 
Mitglied des Haushaltes ihrer Familie sind, unzulässig ist. Es wird Auf¬ 
gabe der Kassenärzte sein, in allen Fällen, in denen entweder ein beson¬ 
deres persönliches Interesse des Kranken, wie bei operativen oder sonstigen 
für Familienpflege nicht geeigneten Fällen, oder in denen ein öffentliches 
Interesse vorliegt, wie bei übertragbaren Krankheiten, soweit eine aus¬ 
reichende Absonderung innerhalb der Familien nicht erreichbar ist, dieses 
Interesse durch Stellung des Antrages auf Überweisung in ein Krankenhaus 
in jedem Falle und unbeschadet des Beschlusses des Kassenvorstandes wahr¬ 
zunehmen, vorausgesetzt, daß geeignete Krankenanstalten mit zweckent¬ 
sprechenden Einrichtungen zur Verfügung stehen. Die Verpflichtung, die 
Überweisung der erkrankten Kassenmitglieder auf die Schwerkranken zu 
beschränken, wie Kampfmeyer will (Die Mission der deutschen Kranken¬ 
kassen auf dem Gebiete der öffentlichen Gesundheitspflege, Frankfurt a. M. 
1903), entspricht nicht den Vorschriften des § 7 des Krankenkassengesetzes. 

„Niemand wird leugnen wollen, daß die Krankenhausbehandlung be¬ 
züglich der Zurückdrängung der Seuchen von außerordentlicher Bedeutung 
ist, wie sie auch speziell bezüglich der Geschlechtskrankheiten bessere 
Resultate ergibt wie die Familienbehandlung (Neisser, Geschlechtskrank¬ 
heiten und Krankenkassen, Arbeiterversorgung, 18. Jahrgang, Nr. 4). Hierin 
liegt zugleich die besondere wirtschaftliche und sanitäre Bedeutung der 
Krankenhauspflege für die Krankenkassen, ohne deshalb einem Kranken¬ 
hauszwang, wie er bei einzelnen Krankenkassen besteht, das Wort zu reden. 
Denn neben der Erkrankung als solcher sind die Wohnungsverhältnisse, der 
Bildungsgrad und die Zuverlässigkeit der Kranken hierbei von entscheiden¬ 
der Bedeutung; auch muß die Gefahr vermieden werden, daß ein derartiger 
Eingriff in das Selbstbestimmungsrecht dazu Anlaß gibt, die Krankheit zu 
verheimlichen und sich entweder überhaupt nicht oder von Kurpfuschern 
behandeln zu lassen. Immerhin ist sicher, daß derartige Zustände, wie sie 
von den Kassenkontrolleuren bezüglich der Unterbringung der Tuberkulösen 
in Berlin und anderen Städten aufgedeckt wurden, nicht zur Feststellung 
hätten kommen können, wenn von der im § 7 des Krankenkassengesetzes 
gegebenen Befugnis in ausgedehnterem Maße Gebrauch gemacht worden 
wäre. 

„Von den Knappschaftsvereinen abgesehen, die in großer Zahl zum 
Teil mustergültige Knappschaftslazarette errichtet haben, sind von den* 
Krankenkassen nur vereinzelt Krankenhäuser errichtet, so von der Kranken¬ 
kasse der Huidschinskisehen Werke in Gleiwitz, von der Ortskranken¬ 
kasse in Benrath u. a. Häufiger wurden einzelne Krankenstuben eingerichtet, 
die indes nur wenig benutzt werden. 

„Eine sehr viel regere Tätigkeit haben die Krankenkassen auf dem Ge¬ 
biete der Genesendenfürsorge entfaltet. So haben die Kranken- 
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kassen in München, Dresden, Chemnitz, Leipzig, Plauen, Stuttgart, die 
Krankenkassen der Allgemeinen Elektrizitätsgesellschaft u. a. eigene Ge¬ 
nesungshäuser errichtet. Gleichwohl bleibt auf diesem Gebiete noch außer¬ 
ordentlich viel zu tun. Nach dem Gesetz ist die Genesendenfürsorge für die 
Ortskrankenkassen und die übrigen Krankenkassen mit Ausnahme der Ge¬ 
meindekranken Versicherung im § 21, Ziffer 3a dahin geregelt, daß für die 
Dauer eines Jahres von Beendigung der Krankenunterstützung ab Fürsorge für 
Rekonvaleszenten, namentlich auch Unterbringung in einer Rekonvales- 
zentenanstalt gewährt werden kann; sie können die Genesenden in Luft¬ 
kurorte oder auf Reisen schicken, ihnen Kräftigungsmittel oder Geldunter¬ 
stützungen zukommen lassen, um sich zu erholen und zu kräftigen, sie 
können sie in Walderholungsstätten schicken und ihnen dort neben freier 
Kur Tagegelder gewähren (aber keine Krankengelder), nur ihr Statut und 
ihre wirtschaftliche Lage bestimmen die Grenzen ihres Tuns. 

„Auf dem Gebiete der Gewerbehygiene und Gewerbekrankheiten 
haben die Vorstände einzelner Krankenkassen wiederholt auf die Gefahren 
hingewiesen, die die Arbeiter in einzelnen Betrieben bedrohen, und Mittel 
zur Abhilfe beim Bundesrat und Reichstag in Vorschlag gebracht, so der 
Zeutralverband der Kranken - und Sterbekasse für die Tapezierer und ver¬ 
wandte Berufe Deutschlands, der Schneiderverband, die Maler, Anstreicher 
und Lackierer u. a. Diese Tätigkeit der Krankenkassen in richtige Bahnen 
zu leiten, ist Aufgabe der Kassenärzte. Nur wenn die Krankenkassen bei 
den Kassenärzten die erforderliche Unterstützung und das erforderliche^ 
Verständnis finden, werden hier Erfolge zu erzielen sein. Dies wird um so 
eher der Fall sein, je mehr die Kassenärzte in ihren im Einzelfalle zu 
treffenden Maßnahmen von den Kassen Vorständen unabhängig sind. Nament-* 
lieh müssen die Kassenkontrolleure bezüglich der bei ihren Kontrollen häufig 
in Frage kommenden gesundheitlichen Gesichtspunkte entsprechend unter¬ 
wiesen werden, Unterweisungen, die, soweit möglich, auf die Kassenmitglieder 
auszudehnen sind, wie solche Unterweisungen beispielsweise in Düsseldorf 
und München seitens der ärztlichen Vereine in die Wege geleitet sind. 

„Mit Rücksicht darauf, daß die Ortskrankenkassen, bei denen allein 
von einem Selbstverwaltungsrecht die Rede sein kann, nur etwa 20 Proz. 
aller Krankenkassen ausmachen, würde die einheitliche Gestaltung der 
Arbeiterversicherung durch Verschmelzung der Kranken- und In¬ 
validenversicherung und die Schaffung von Wohlfahrtsämtern als 
lokaler, öffentlicher Organe der Kranken-, Invaliden- und Hinterbliebenen- 
versicherung, denen die Ausführung der ihnen auf dem Gebiete der Krank- 
beitsverhütung, des Arbeiterschutzes usw. obliegenden Aufgaben zufallen 
würde, einen wesentlichen Fortschritt auch in hygienischer Hinsicht be¬ 
deuten, zumal dabei der Kreis der Versicherten auf alle jetzt der Invaliden- 
Versicherung unterliegenden Klassen wie auf die Hausgewerbetreibenden 
ausgedehnt werden würde. 

„Es kommt hinzu, daß nach einer neuerlichen Entscheidung des Ober¬ 
verwaltungsgerichts vom 13. April 1905 (III. Senat) die Gewährung von 
Unterstützung an die Mitglieder zum Zwecke ihrer Bewahrung vor dem 
Eintritt von Krankheit oder Erwerbsunfähigkeit den Kassen in Ermangelung 
einer besonderen gesetzlichen Ermächtigung, wie sie den In validen versiehe- 

Vierteljahrs »chrift für Gesundheitspflege, 1906. 
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rungsanstalten erteilt worden ist, versagt ist. Statutenmäßige Unter¬ 
stützungen sind im Sinne des Gesetzes nur so weit zulässig, als es sich 
hierbei um Leistungen handelt, zu denen die Kassen durch das Gesetz allen 
Mitgliedern gegenüber verpflichtet oder doch ermächtigt sind; in Betracht 
kommen hierbei Unterstützungen erkrankter Mitglieder oder Angehöriger 
derselben, Unterstützung von Schwangeren, Gewährung von Sterbegeld und 
Fürsorge für Genesende. 

„Die außerordentliche Förderung, die die öffentliche und speziell auch 
die kommunale Hygiene durch die Landesversicherungsanstalten er¬ 
fahren hat, liegt hauptsächlich auf dem Gebiete der Rekonvaleszentenpflege, 
der Tuberkulosebekämpfung und ganz besonders auf dem Gebiete der Woh¬ 
nungsfürsorge. Neben der Errichtung eigener Heilstätten wenden die Ver¬ 
sicherungsanstalten ihre reichen Mittel der Unterbringung und Verpflegung 
unheilbarer Tuberkulöser zu. Die Versicherungsanstalten Berlin, Branden¬ 
burg, Posen, Hannover, Württemberg, Baden, Hessen, Thüringen, Braun¬ 
schweig, der Hansestädte und Elsaß-Lothringen besitzen eigene Heil- bzw. 
Pflegestätten. Soweit sie nicht eigene Heilstätten errichtet haben, fördern 
sie die Tuberkulosebekämpfung dadurch, daß sie erhebliche Kapitalien zu 
billigem Zinsfuß für Heilstättenbauten hergeliehen haben, sowie vor allem 
dadurch, daß sie auf Grund des § 18 des Invalidenversicherungsgesetzes 
fortlaufend ihre Versicherten in die bestehenden Heilstätten entsenden. 
Außer der Tuberkulose haben die Versicherungsanstalten auch die Be¬ 
kämpfung der Syphilis in ihr Programm aufgenommen (Berlin). Hervor¬ 
ragendes haben die Versicherungsanstalten auf dem Gebiete der offenen 
und geschlossenen Genesendenfürsorge geleistet, wie die Anstalten der Ber¬ 
liner, der Schlesischen, Hanseatischen, Brandenburger und anderer Ver¬ 
sicherungsanstalten zeigen. 

„Auf dem Gebiete der Wohnungsfürsorge haben die Landesversiche¬ 
rungsanstalten neben dem Reich und den Bundesstaaten dadurch außer¬ 
ordentlich fördernd gewirkt, daß sie von ihrer gesetzlichen Befugnis, einen 
bestimmten Teil ihres Vermögens in Grundstücken anzulegen, ausgedehnten 
Gebrauch gemacht haben. Bis zum Schlüsse des Jahres 1904 wurden von 
den 31 Versicherungsanstalten Deutschlands Darlehen in Höhe von 133 Mil¬ 
lionen Mark zum Bau billiger und hygienisch einwandfreier Arbeiter Woh¬ 
nungen den Baugenossenschaften und gemeinnötzigen Vereinen bewilligt. 

„Zu erwägen wäre, ob der § 46, Abs. 2 des Invalidenversicherungs¬ 
gesetzes nicht auch der Bekämpfung des Alkoholismus dienstbar gemacht 
werden könnte. 

„Von den sonstigen Organisationen mit Selbstverwaltung sind es vor 
allem die Innungen und Handwerkskammern, die ich zu einer Mit¬ 
betätigung auf dem Gebiete der Gesundheitspflege für berufen erachte. 
Daß die Innungen und Handwerkskammern zu einer Mitwirkung bei der 
Durchführung gesundheitlicher Maßnahmen befugt sind, unterliegt nach den 
Bestimmungen des Gesetzes vom 26. Juli 1897 (R.-G.-Bl. S. 663) keinem 
Zweifel, wenn auch in den §§ 81a und b unter den besonderen Auf¬ 
gaben der Innungen die gesundheitsgemäße Gestaltung der Handwerks¬ 
betriebe als solche nicht genannt ist. Abgesehen davon, daß ein Teil der 
in diesen Paragraphen aufgeführten Veranstaltungen gleichzeitig auch die 
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sittliche Ausbildung der Gesellen und Lehrlinge zu fördern geeignet ist, 
daß sie zu den den Innungsmitgliedern gemeinsamen Interessen gehören, 
ist im § 94c eine Überwachung nach der gesundheitlichen Seite direkt vor¬ 
gesehen. Gemäß § 94c sind die Innungen befugt, die Befolgung der gesetz¬ 
lichen und statutarischen Vorschriften in den zur Innung gehörigen Betrieben 
zu überwachen und von der Einrichtung der Betriebsräume und der 
für die Unterkunft der Lehrlinge bestimmten Räume Kenntnis zu 
nehmen. Die Verpflichteten haben den als solchen legitimierten Beauf¬ 
tragten der beteiligten Innungen auf Erfordern während der Betriebszeit 
Auskunft über alle Umstände zu geben, welche für die Erfüllung ihres Be¬ 
triebes von Bedeutung sind; sie können hierzu auf Antrag der Beauftragten 
von der Ortspolizeibehörde angehalten werden. Andererseits sind die Be¬ 
auftragten verpflichtet, den Gewerbeaufsichtsbeamten über ihre Über¬ 
wachungstätigkeit und deren Ergebnisse Mitteilung zu machen. 

„ln Übereinstimmung hiermit enthält das Musterstatut der Innungen 
die Bestimmung, daß die Beauftragten sich von Zeit zu Zeit von der Art 
der Beschäftigung der Lehrlinge in den Werkstätten und von der Einrich¬ 
tung der für die Unterkunft der Lehrlinge bestimmten Räume Kenntnis 
verschaffen (mit Einschluß der Logier- und Kosthäuser). Hiernach soll das 
Institut der Beauftragten in gewerbepolizeilicher Hinsicht die Tätigkeit der 
Gewerbeaufsichtsbeamten ergänzen. Von dieser Befugnis, an einer gesund¬ 
heitsgemäßen Ausgestaltung der Handwerksbetriebe innerhalb der engen 
Grenzen des Gesetzes mitzuwirken, ist bisher nur in sehr geringem Umfang 
Gebrauch gemacht, insofern nur ein kleiner Teil der Innungen Beauftragte 
ernannt hat, und noch weniger ist von einer über den § 94c des Gesetzes 
hinausgehenden Mitwirkung auf dem Gebiete der sozialen Hygiene und 
einer weitergehenden Selbstkontrolle die Rede. Von dem mangelnden Ver¬ 
ständnis abgesehen, kommt erschwerend der Umstand in Betracht, daß nur 
ein Teil der handwerklichen Betriebe Innungen angehört, daß die freien 
Innungen, zu denen der Beitritt ein freiwilliger ist, gegenüber den Zwangs¬ 
innungen überwiegen, und daß in vielen Ortschaften Innungen überhaupt 
nicht bestehen. 

„Diese Lücke auszufüllen, sind die Handwerkskammern berufen, 
denen die Vertretung der Interessen des Handwerks ihres Bezirks obliegt. 
Nach § 105c ist die Handwerkskammer wie die Innung befugt, Veranstal¬ 
tungen zur Förderung der gewerblichen, technischen und sittlichen Aus¬ 
bildung der Meister, Gesellen (Gehilfen) und Lehrlinge zu treffen, sowie 
Fachschulen zu errichten und zu unterstützen. Die Innungen und Innungs- 
ausschüsse sind verpflichtet, den von der Handwerkskammer innerhalb ihrer 
Zuständigkeit erlassenen Anordnungen Folge zu leisten. Die Handwerks¬ 
kammer ist ebenso wie die Innungen befugt, Beauftragte zu ernennen und 
Zuwiderhandelnde gegen die innerhalb ihrer Zuständigkeit erlassenen Vor¬ 
schriften mit Geldstrafe bis zu 20 Mark zu bedrohen. Die Festsetzung 
dieser Geldstrafen erfolgt auf Antrag des Vorstandes oder eines Beauftragten 
der Handwerkskammer von der unteren Verwaltungsbehörde. Auch wo 
schon Innungsbeauftragte bestehen, können die Handwerkskammern Beauf¬ 
tragte ernennen. In dem Statut der Handwerkskammer zu Berlin heißt es 
im § 49: „Die Kammer ist befugt, durch Beauftragte die Befolgung der 
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gesetzlichen und statutarischen Vorschriften ihres Bezirks zu überwachen 
und von der Einrichtung der Betriebsräume und der für die Unterkunft 
der Lehrlinge bestimmten Räume Kenntnis zu nehmen. u In Sachsen und 
den Hansestädten ist den Gewerbekammern die Befugnis der Handwerks¬ 
kammer übertragen und damit die Befugnis, Beauftragte zu ernennen. 

„In den Beauftragten der Handwerkskammern ist daher ein 
Organ gegeben, das eine Überwachung auch derjenigen Betriebe ermöglicht, 
die keiner Innung angehören. Voraussetzung ist eine im Verhältnis zur 
Zahl der handwerksmäßigen Betriebe ausreichende Zahl von Beauftragten, 
woran es zurzeit noch überall fehlt. Im Interesse einer gesundheitsgemäßen 
Ausgestaltung der Betriebe erscheint ferner eine Erweiterung der im § 94c 
des Gesetzes gestellten Aufgaben unumgänglich. Als solche Aufgaben 
würden in Frage kommen Maßnahmen zur Förderung des Reinlichkeits¬ 
sinnes der heranwachsenden Handwerkerjugend, Sorge für ausreichende 
Beköstigung, für gesundheitsgemäße Ausfüllung der Mußestunden, Pflege 
von Turnen, Spiel und Sport und Hygiene der Arbeitsstätte (Luftraum, 
Reinlichkeit und Reinhaltung der Werkstätten wie der Arbeitsgeräte, aus¬ 
reichende Lufterneuerung, ausreichende Beleuchtung und Erwärmung, Ver¬ 
hütung der Weiterverbreitung ansteckender Krankheiten u. a.). 

„Daß die Handwerksmeister diesen Fragen vielfach kein Verständnis 
entgegenbringen und zur Übernahme sozialer Pflichten meist noch unreif 
sind, bestätigten die Jahresberichte der Gewerbeaufsichtsbeamten. Gleich¬ 
wohl hat mir das Vorgehen im Potsdamer Bezirk den Beweis erbracht, daß 
die Innungen bei der Durchführung und Kontrolle gesundheitspolizeilicher 
Maßnahmen, die einzelne Gewerbebetriebe betreffen, sehr wohl verwend¬ 
bar sind. 

„Als im Jahre 1901 der Erlaß einer Polizeiverordnung, betreffend 
Barbier-, Friseur- und Haarschneidestuben seitens des Ministers in Anregung 
gebracht war, wurde im Potsdamer Bezirk von dem Erlaß einer Bolchen 
Polizeiverordnung abgesehen, von der Erwägung ausgehend, daß Polizei¬ 
verordnungen, welche die dauernde gesundheitsgemäße Ausübung eines 
Hausbetriebes zum Gegenstände haben, der polizeilichen Kontrolle außer¬ 
ordentliche Schwierigkeiten entgegenstellen, und daß, wenn wir die Rein¬ 
lichkeit im Handwerk und in handwerksmäßigen Betrieben heben wollen, 
die Mitwirkung dieser Organisationen und die dadurch gegebene Mit- und 
Selbstkontrolle nicht entbehrt werden kann. Deshalb wurden die gesund¬ 
heitlichen Vorschriften durch Vermittelung der Polizeibehörde den Inhabern 
dieser Geschäfte mit der Weisung zugestellt, sie an sichtbarer Stelle im 
Laden aufzuhängen und die Befolgung der Vorschriften durch Organe der 
Innungen überwachen zu lassen. Durch Kontrollrevisionen seitens der 
Polizeibehörden und Kreisärzte konnte in den folgenden Jahren eine fort¬ 
schreitende Besserung in der gesundheitlichen Handhabung dieser Betriebe 
festgestellt werden, so daß ein gleichartiges Vorgehen gegenüber anderen 
Betrieben, namentlich Bäckereien und Fleischereien, nur empfohlen werden 
kann. Voraussetzung ist, daß die Beauftragten für die ihnen gestellte Auf¬ 
gabe geeignet sind. 

„Ich erachte, daß auf diese Weise in Verbindung mit der Kontrolle 
seitens des Publikums ein gangbarer Weg gegeben ist, gesundheitliche 
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Forderungen in handwerksmäßigen Betrieben zur Durchführung zu bringen, 
and da für jede Handwerkskammer ein staatlicher Kommissar von der Auf¬ 
sichtsbehörde bestellt wird, der zu jeder Sitzung der Handwerkskammer 
einzuladen ist, wäre es ein leichtes, den Handwerkskammern eine weiter¬ 
gehende Fürsorge auf gesundheitlichem Gebiete nahe zu legen. Wie mir 
Herr Dr. Sinzheimer in München mitzuteilen die Güte hatte, beginnt 
auch dort in einem Teile der Innungskreise das Bedürfnis nach gesundheit¬ 
licher und wissenschaftlicher Belehrung zutage zu treten. 

„Die Durchführung der behördlichen Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Gewerbehygiene hat die lebendige Mitwirkung der Unternehmer und 
das Verständnis und die dauernde Mitarbeit und Kontrolle seitens der 
Arbeiter und ihrer Vertreter zur Voraussetzung. Diese Vertretungen, 
wo solche bestehen, müssen über die Arbeitsordnung gehört werden, in die 
Bestimmungen Aufnahme finden, die sich auf das Verhalten der Arbeiter 
beziehen, und zwar nicht nur in sittlicher, sondern auch in gesundheitlicher 
Hinsicht. Die Aufnahme solcher Bestimmungen in die Arbeitsordnung oder, 
wo solche wegen zu geringer Zahl der Arbeiter nicht zulässig ist, in den 
Arbeitsvertrag, muß als eine dankenswerte Aufgabe der Arbeitervertreter 
erachtet werden. 

„Die in einer Reihe von Privat- und Staatsbetrieben, namentlich auch 
im Eisenbahnbetrieb, in den Militärwerkstätten usw. gebildeten Arbeiter- 
aus8chü8se haben sich gut bewährt. Diese Ausschüsse sollen nicht nur 
Anträge, Wünsche und Beschwerden der Arbeiter Vorbringen und sich gut¬ 
achtlich darüber äußern, sondern auch ihre Gutachten über Fragen, die das 
Arbeitsverhältnis betreffen, auf Erfordern abgeben, insbesondere über neue 
Arbeitsordnungen und Einrichtungen zur Verhütung von Unfällen wie zum 
Wohle der Arbeiter und ihrer Angehörigen. 

„Daß das Interesse für hygienische Einrichtungen in den Kreisen der 
Arbeiter ein immer regeres geworden ist, beweisen dahingehende Forde¬ 
rungen der Arbeiterverbände, wie die Denkschrift des Schneiderverbandes u. a. 
Andere Organisationen haben es sich angelegen sein lassen, die Arbeiter 
zur Mit- und Selbstkontrolle bei Durchführung der Maßnahmen des Ar¬ 
beiterschutzes und der Unfallverhütung heranzuziehen, so der Verband der 
Steinarbeiter hinsichtlich der Durchführung der Bundesratsbekanntmachung 
vom 20. März 1902, der zu diesem Zweck ein Flugblatt verbreiten läßt, 
das die Arbeiter über den Inhalt der Bekanntmachung aufklärt und zur 
Mitkontrolle heranzieht. Nicht minder erfreulich ist es, daß Arbeitgeber 
and Arbeitnehmer in steigendem Maße ihr Interesse der Alkoholfrage zu¬ 
wenden: so hat der Verband der Steinmetzen die Bekämpfung des Alkoholis- 
mns in sein Programm aufgenommen. In Baden wie in Württemberg haben 
Organisationen der Arbeiter belehrende Vorträge über die Alkoholfrage 
veranlaßt Bekannt ist die Tätigkeit des Deutschen Arbeiter-Abstinenten- 
Bnndes und der abstinenten Eisenbahner. Die Gewerbeaufsichtsbeamten 
betonen, daß die Bewegung bei der arbeitenden Bevölkerung lebhaften An¬ 
fang und rege Unterstützung findet. 

„Es kann daher nur befürwortet werden, wenn besondere Vertrauens- 
personen aus den Reihen der Arbeiter bei der Überwachung der 
Maßnahmen des persönlichen Arbeiterschutzes, der Unfall- und 
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Krankheitsverhütung zur'Mitkontrolle herangezogen werden. Eine 
in richtige Bahnen geleitete Selbstkontrolle, ein vermehrtes Selbsthandanlegen 
wird auch das Verantwortlichkeitsgefühl der Versicherten wach erhalten 
und damit durch Umbildung und Erziehung des einzelnen Arbeiters der in 
letzter Zeit mit Recht beklagten Zunahme des Simulantentums und der 
männlichen Hysterie entgegenwirken. 

„Von den hierher gehörigen privaten Vereinigungen mit Selbstverwal¬ 
tung innerhalb der durch ihre Organisation gezogenen Grenzen sind es die 
Gewerkschaften und Gewerkschaftsverbände, die Wirtschafts- und Bau¬ 
genossenschaften und deren Verbände, die neben ihren wirtschaftlichen 
Zielen die Förderung der Gesundheits- und Wohlfahrtspflege in ihr Pro¬ 
gramm aufgenommen haben und als Bundesgenossen willkommen sind. 

„Seit dem Jahre 1890 hat ein großer Teil der beruflich organisierten 
Arbeiterschaft Vertrauenspersonen, die in zweijährigen Zwischenräumen in 
Konferenzen zusammentreten, an denen auch die Gewerbeinspiektoren teil¬ 
nehmen, um hier Beschwerden zu untersuchen und Gelegenheit zur Auf¬ 
klärung zu haben. Am Ende des Jahres 1903 gab es ungefähr 100 männ¬ 
liche und 50 weibliche Vertrauenspersonen, und zwar solche der vereinigten 
Gewerkschaften, der Hirsch-Dunckersehen Gewerkschaften, der evangeli¬ 
schen und katholischen Arbeitervereine. Diese Vertrauenspersonen 
der Gewerkschaften haben sich mehr und mehr zu Vertrauenspersonen 
der Gewerbeinspektionen entwickelt, sind aber bisher für Zwecke der eigent¬ 
lichen Krankheits- und Unfallverhütung nicht nutzbar gemacht worden. 

„Von den Wirtschafts-Genossenschaftsverbänden erwähne ich, 
daß der Raiffeisenverband auf dem Gebiete der ländlichen Gesundheits¬ 
und Wohlfahrtspflege in den letzten Jahren mit Erfolg tätig gewesen ist. 
Nach der Statistik des Raiffeisenverbandes hatten im Jahre 1903 mehr als 
ein Viertel aller Vereine Wohlfahrtseinrichtungen geschaffen. 

„Was die Baugenossenschaften betrifft, so gab es nach Albrecht 
im Jahre 1900 384 Organisationen, die sich mit dem gemeinnützigen Klein¬ 
wohnungsbau beschäftigten, davon waren 47 Aktiengesellschaften, 14 Ge¬ 
sellschaften mit beschränkter Haftung, 18 Vereine mit Korporationsrechten, 
16 Stiftungen und 289 Genossenschaften. Die meisten dieser Organisationen 
entfielen auf die Rheinprovinz, Westfalen und Hannover, demnächst Branden¬ 
burg, Schleswig-Holstein, Hessen-Nassau und das Königreich Bayern. Hieran 
schließen sich der rheinische Verein zur Förderung des Arbeiterwohnungs¬ 
wesens und der hessische Zentralverein zur Errichtung billiger Wohnungen, 
die das Ziel verfolgen, die Begründung gemeinnütziger Bauvereine anzu¬ 
regen. Indem diese gemeinnützigen Baugenossenschaften und Vereine 
ihren Arbeitern gesundheitliche Einrichtungen mannigfachster Art (Bade¬ 
einrichtung, Spiel- und Erholungsplätze, Lesehallen, neuerdings auch Kinder- 
bewahranstalt) zur Verfügung stellen, indem sie ferner die Arbeiter zur 
gesundheitsgemäßen Instandhaltung der Wohnungen zu erziehen suchen, 
wirken sie auf weite Volkskreise gesundheitlich fördernd. Der ärgste Ver¬ 
mögensraub ist der Gesundheitsraub, das sollten diejenigen Hausbesitzer 
beherzigen, die die durchaus berechtigten gesundheitlichen Forderungen des 
preußischen Wohnungsgesetzentwurfs, insbesondere diejenigen, daß jede 
Wohnung einen verschließbaren Abort, eine eigene Zapfstelle und einen 
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eigenen Ausguß besitzen muß, als zu weit gehend und unannehmbar be¬ 
kämpfen. 

„ Als ein erfreuliches Zeichen für die werbende Kraft sozial-hygienischer 
Aufgaben erwähne ich, daß der Verband rheinpreußischer landwirtschaft¬ 
licher Genossenschaften die Frage der „Mitwirkung der Genossenschaften 
zur Errichtung ländlicher und Arbeiterwohnungen u in sein Programm auf¬ 
genommen hat. 

„Unentbehrlich ist ferner die hygienische Mit- und Selbstkontrolle 
seitens derjenigen Genossenschaften, die sich mit dem Vertrieb, der 
Gewinnung und Verarbeitung von Nahrungs- und Genußmitteln 
befassen. Hierher gehören yor allem die Molkereigenossenschaften und 
deren Verbände, die Händler und deren Verbände, die Obstverwertungs- 
genossenBchaften u. a. Hinsichtlich ersterer ist zu fordern, daß die wich¬ 
tigsten bei der Überwachung des Gesundheitszustandes des Milchviehes, 
beim Melken, beim Aufbewahren der Milch wie beim Reinigen der Milch¬ 
gefäße zu beobachtenden Vorschriften durch Vertrag oder durch Aufnahme 
in das Genossenschaftsstatut den Lieferanten znr Pflicht gemacht werden 
unter Mitkontrolle seitens der Molkereiverbände, die an einem sauberen und 
gesundheitsgemäßen Milchbetrieb und der Aufnahme entsprechender hygieni¬ 
scher Vorschriften in das Genossenschaftsstatut das größte Interesse haben. 
Ich erwähne, daß neuerdings in Dänemark eine Reihe von Molkereigenossen¬ 
schaften, darunter die große Genossenschaft Trifolium in Kopenhagen, eine 
außerordentlich gewissenhafte Kontrolle durch Kommissionen eingeführt 
hat, die sich aus Milchproduzenten, Mitgliedern milchwirtschaftlicher 
Institute, Ärzten und Tierärzten zusammensetzen. Auch bei uns sind ein¬ 
zelne Genossenschaften und Großindustrielle in ähnlicher Weise vorgegangen. 
Daß ein derartiges Vorgehen zugleich auch auf Viehzucht und Viehhaltung 
einen günstigen Einfluß ausüben muß, ist zweifellos. 

„Daß auch die landwirtschaftlichen Vereine und ihr Berufsorgan, 
die LandwirtschaftBkammern, diesen Aufgaben ihr Interesse zuzuwenden 
beginnen, erhellt daraus, daß einzelne Landwirtschaftskammern, wie die 
ostpreußische, Laboratorien für bakteriologische Milchuntersuchung ein¬ 
gerichtet haben, und daß die verschiedensten Gesellschaften anfangen, die 
Milch ihrer Kühe unter wissenschaftliche Kontrolle zu stellen. Bemerkens¬ 
wert sind auch die Verhandlungen und Beschlüsse der letzten deutschen 
landwirtschaftlichen Genossenschaftstage, in denen gefordert wird, daß die 
für die Hygiene der Milchgewinnung maßgebenden Prinzipien seitens der 
Molkereigenossenschaften innegehalten werden. 

„Von den zahlreichen sonstigen Vereinen, die sich in den Dienst der 
Gesundheits- und Wohlfahrtspflege gestellt haben, erwähne ich zum Schluß 
die Zentralstelle für Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen, den Deutschen Verein 
für Armenpflege und Wohltätigkeit, die Vereine zur Bekämpfung des Alkoho¬ 
lismus, der Tuberkulose, der Syphilis, den Deutschen Verein für Volks- 
bygiene, den Ausschuß für Wohlfahrtspflege auf dem Lande, die Zentralstelle 
für ländliche und städtische Wohlfahrtspflege in der Provinz Hessen-Nassau, 
die unter dem Namen „Soziales Museum u im Jahre 1903 in Frankfurt a. M. 
mB Leben gerufen wurde, den bergischen Verein für Gemeinwohl, den Verein 
zur Fürsorge für kranke Arbeiter in Leipzig, die Sportvereine (Ruder-, 
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Schwimm-, Tarn- asw. Vereine) und ganz besonders auch den Zentralverein 
vom Roten Kreuz, der in jüngster Zeit die Bekämpfung der Tuberkulose 
und der Säuglingssterblichkeit zu seiner besonderen Aufgabe gemacht hat. 

„Auf dem Gebiete der Technik ist die Selbstkontrolle in vieler Be¬ 
ziehung schon weiter vorgeschritten. Ich erinnere an die Dampfkessel- 
revisionsvereine, die durch ihre Beauftragten die Dampfkessel überwachen 
lassen, an das preußische Gesetz, betreffend die Kosten der Prüfung über¬ 
wachungsbedürftiger Anlagen vom 8. Juli 1905, wonach Mitglieder von 
Vereinen zur Überwachung von Aufzügen, Kraftfahrzeugen, Dampffässern, 
Mineralwasserapparaten, Acetylenanlagen, Elektrizitätsanlagen, die den Nach¬ 
weis führen, daß sie die Prüfungen mindestens in dem behördlich vor- 
geschriebenen Umfange durch anerkannte Sachverständige sorgfältig aus¬ 
führen lassen, von den amtlichen Prüfungen ihrer Anlagen durch den Minister 
für Handel und Gewerbe befreit werden können. 

„Überall gilt es, der durch Gesetz oder Vereinbarung gegebenen Form 
einen den heutigen Forderungen entsprechenden sozial-hygie¬ 
nischen Inhalt zu geben. Daß dies vielfach nicht der Fall ist, des zum 
Beweise sei hier nochmals der Gesundheitskommissionen, der Innungen, der 
vielfach rückständigen Gemeindewaisenräte usw. gedacht. 

„Wie die staatliche Aufsicht die Ergänzung der Selbstverwaltung dar¬ 
stellt, so die Hygiene im weitesten Sinne ihr Ziel. 

„Förderung der Volkswohlfahrt muß den Kern jeder kommu¬ 
nalen und staatlichen Tätigkeit bilden. 

„Einen je größeren Raum die gesundheitsfördernden Faktoren in den 
Gemeindeeinrichtungen einnehmen, je mehr es gelingt, krankmachende 
Einflüsse zurückzudrängen, um so besser ist es um die Leitung der Ge¬ 
meinde bestellt. 

„Wirtschaftliche, sittliche und gesundheitliche Erziehung 
und Selbstverwaltung müssen Hand in Hand gehen und ihre Er¬ 
gänzung in der gesundheitlichen Gesetzgebung Anden. Eine Selbst¬ 
verwaltung ist gesund, wenn sie auf die wirtschaftliche und weiterhin die 
sittliche und geistige Hebung derjenigen Volkskreise gerichtet ist, für die 
sie bestimmt ist — und da wirtschaftliche Hebung die Voraussetzung fort¬ 
schreitender Volks Wohlfahrt ist, streben im letzten Grunde Hygiene 
und Sozialpolitik demselben Ziele zu. 

„Je weitere Kreise und Verbände aber zur Mitarbeit auf dem Gebiete 
der Gesundheits- und Wohlfahrtspflege herangezogen werden, um so mehr 
wächst das Gefühl der Selbstverantwortlichkeit, von dessen weiterer 
Entwickelung ein fortschreitender Ausgleich sozialer Gegensätze zu 
erhoffen ist.“ 

Der Vorsitzende eröffnet die Diskussion. 

Stadtverordneter Lnlay (Schöneberg):. „Meine Damen und Herren! 
Nur auf den Leitsatz 33 will ich etwas näher eingehen. 

„Sie haben als Hygieniker in letzter Zeit besonders diejenigen Be¬ 
strebungen mit Freuden aufgenommen, welche auf die Bekämpfung der 
Säuglingssterblichkeit gerichtet waren; Bestrebungen, welche wir im wahren 
Sinne des Wortes als edle bezeichnen müssen. Wenn man sich vergegen- 
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wärtigt, daß, wie ans Herr Professor Dan bar in Dresden geschildert hat, 
jährlich 150000 dieser kleinen Weltbürger hingerafft werden, and zwar an¬ 
geblich vornehmlich infolge des Genasses von schlechter Milch, so müssen 
wir alle dieser großen Frage unsere Aufmerksamkeit zuwenden, in erster 
Linie aber die städtischen Verwaltungen und die Staatsbehörden. Berechtigt 
aber ist der Zweifel, ob die Milch tatsächlich der allein schuldige Teil ist; 
denn wäre das der Fall, so müßte sie für Säuglinge ja geradezu absolut 
verboten werden. Dann würde vielleicht die Säuglingssterblichkeit nicht 
mehr eine so große Anzahl Opfer fordern, wie dies heute geschieht. Aber 
ich glaube doch, wir haben die Verpflichtung, näher auf die Frage ein¬ 
zugehen, wo die Gefahr überhaupt zu suchen ist. Ich habe mit mehreren 
Medizinern über diesen Punkt gesprochen und ihnen die Frage vorgelegt, 
ob immer die Milch daran schuld sei, wenn ein Säugling eine Darmkrank¬ 
beit bekommt, oder ob auch andere Umstände dazu beitragen könnten, eine 
derartige Krankheit herbeizuführen. Wie die Antworten lauteten, brauche 
ich Ihnen nicht erst zu verraten. Meine Herren! Ich glaube, angesichts der 
Wichtigkeit dieser Frage dürfte es angezeigt sein, von unserem Reichs- 
gesundbeitsamt zu verlangen, sich eingehend mit dieser Feststellung zu be¬ 
schäftigen, inwieweit die Säuglingssterblichkeit auf dieses oder jenes Schuld¬ 
konto zu stellen ist. Nach meiner Meinung ist tatsächlich eine ungerecht¬ 
fertigte Beunruhigung gerade in den letzten Jahren eingetreten, da man 
immer und immer im allgemeinen der schlechten Milch die Hauptschuld 
gegeben hat. 

„Nun glaube ich, muß es zunächst die Hauptaufgabe der Staatsbehörden 
sein, einheitliche Grundsätze zur Gewinnung der Milch festzustellen; wenn 
nnr in den Städten die Milchkontrolle ausgeübt wird, die Kontrolle an der 
Prodoktionsstelle dagegen nicht, so werden wir nie und nimmer gesunde 
Verhältnisse bekommen. Der Milcbhändler — so will ich ihn kurzweg be¬ 
zeichnen — ist für grobe Vergehen, grobe Verfälschungen verantwortlich 
gemacht worden, die in Wahrheit an der Produktionsstätte stattgefunden 
haben. Wir haben ferner aus dem Vortrage des Herrn Stabsarzt 
Dr. von Drigalski gehört, wie man doch verschiedener Meinung sein kann 
in bezug auf die Übertragung von Krankheiten. Sie haben gehört, daß der 
Typhus übertragen werden kann durch die Milch, aber auch Bier, Fleisch 
und Wasser. 

„Notwendig ist die Forderung, daß ein für allemal eine einheitliche 
gesetzliche Regelung des Verkehrs mit Milch eingeführt wird. Meine 
Herren! Der einheitlichen Regelung widerspricht es nicht, daß kleine örtliche 
Verschiedenheiten vorhanden sind, daß zufälligerweise in dem und dem 
Bezirk, in der und der Provinz, vielleicht weil dort bessere Viehrassen ge¬ 
halten werden, der Fettprozentsatz sich durchschnittlich um ein kleines Ver¬ 
hältnis erhebt oder erniedrigt- So ist gerade hier die Stadt Mannheim die 
einzige Stadt, welche die Mindestgrenze von 3 Proz. Fett festgesetzt hat; im 
übrigen gilt im allgemeinen die Mindestgrenze von 2‘7 Proz. Fett. Ich will 
durchaus eine Fettgrenze nach unten bestimmt haben, jedoch darf sie nur 
dasjenige fordern, was erreichbar ist. 

„Auch möchte ich nicht unerwähnt lassen, daß einseitige Maßnahmen 
der Staatsbehörden unter Umständen schädlich wirken können. So hat z. B. 
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eine Staatsbehörde, der Oberpräsident der Provinz Brandenburg, die Futter¬ 
mittel für die Kindermilchkühe so einseitig festgesetzt, und zwar so eng be¬ 
grenzt, daß tatsächlich von allen Seiten Bedenken gegen die Zweckmäßig¬ 
keit dieser Festsetzung ausgesprochen worden sind. Hier m&ssen wiederum 
in erster Linie die Fachleute, die wissenschaftlichen sowohl wie die prak¬ 
tischen, der Medizinalbeamte, der Hygieniker, der Tierarzt, der Produzent 
und auch der Milchhändler zum Wort darüber kommen, was hier zweck¬ 
entsprechend und durchführbar ist. 

„Was ferner die sogenannten Hindermilchküchen anbetrifft, deren 
Einrichtung angeregt worden ist, so stehe ich auf dem Standpunkt: alles 
Gute, was zur Verbesserung der Säuglingsernährung vorgeschlagen wird, 
wollen wir unterstützen. Wenn aber diese Einrichtungen schon in ver¬ 
schiedenen Städten vorhanden sind und wenn, wie mir von einem Arzt 
berichtet worden ist, gerade diese Städte, wie München, Köln, Stettin, ganz 
schlechte Resultate erhalten haben, muß man doch, so glaube ich, ehe 
man dieser Frage näher tritt, zunächst sicher feststellen, in welcher Weise 
solche Küchen einwandfrei in den Dienst der Fürsorge für die kleinen Säug- 
linge gestellt werden können. 

„Meine Forderung geht der Hauptsache nach dahin, daß die hier an¬ 
wesenden Vertreter der Städte und der Staatsbehörden dahin wirken mögen, 
daß wir eine reichsgesetzliche Regelung des Verkehrs mit Milch bekommen, 
welche vor allen Dingen festsetzt, daß die behördliche Milchkontrolle nicht 
nur in der Stadt, sondern auch auf dem Lande auszuführen ist, denn Sie 
haben gehört, daß draußen auf dem Lande die Hrankheitskeime in die Milch 
hineinzugelangen pflegen. Eis soll draußen an der Produktionsstätte die 
Kontrolle der Milchgewinnung in gesundheitlicher Beziehung stattfinden, 
und es soll denjenigen, der ein grobes Versehen hierbei begangen hat, auch 
die gebührende Strafe treffen. Das ist eine Forderung, die nicht nur einer 
gerechten Anschauung entspricht, sondern namentlich der Säuglingssterb¬ 
lichkeit in wirksamster Weise entgegenzutreten geeignet ist.“ 

Professor und Universitätsdozent Dr. med. et phil. Griesbach 
(Mülhausen - Basel): „Meine Herren! Ich möchte nur auf einen Punkt, 
nämlich auf die These 51, mit zwei Worten zurückkommen. Es ist hier 
das Schularztwesen von dem Herrn Referenten herangezogen worden, und 
ich glaube, daß, wenn irgend jemand im Schulorganismus mitzureden hat, 
es tatsächlich der Arzt ist. Das wird zwar von vielen Seiten nicht als be¬ 
rechtigt anerkannt, aber in neuerer Zeit mehren sich doch die Stimmen, 
namentlich auch unter den Schulmännern, ganz erheblich, die dieser Ansicht 
huldigen. 

„Ich habe vor einigen Jahren in einer allgemeinen Sitzung der Ärzte- 
und Naturforscherversammlung in Kassel einen Vortrag gehalten über den 
Stand der Schulhygiene in Deutschland und zu diesem Zweck eine Enquete 
angestellt, die mehr als 1000 Anstalten des Deutschen Reiches umfaßt. Ich 
habe sehr viele Antworten bekommen — etwa 400 aus höheren Lehr¬ 
anstalten, wo die Direktoren sowohl als auch die übrigen Lehrer sich 
der Ansicht nicht mehr verschließen, daß der Schularzt auch in der 
höheren Lehranstalt eine unbedingt nötige und wichtige Persönlichkeit ist 
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Bisher haben wir Schulärzte, ausgenommen Meiningen, nur in den Volks¬ 
schulen. Auch hier in Mannheim wirkt der Schularzt im Hauptamt nur 
in diesen. Aber es stellt sich je länger desto deutlicher heraus, daß gerade 
in höheren Schulen schulärztliche Aufsicht vorhanden sein muß. Daß es 
noch immer nicht so weit gekommen ist, beruht auf dem Umstande, daß ge¬ 
wisse Elemente, insbesondere gewisse Schulleiter glauben, der Arzt wolle 
ihnen ins Handwerk pfuschen. Das ist natürlich ein ganz falscher Stand¬ 
punkt, und wir von seiten des Deutschen Vereins für Schulhygiene versuchen 
diesen Standpunkt aus der Welt zu schaffen. In vielen Fällen ist es uns 
gelungen. Die Einsetzung harrt aber noch der Ausführung. 

„Auf die Aufgaben des Schularztes, insbesondere auch in den höheren 
Schulen kann ich natürlich hier jetzt nicht eingehen. Ich will nur auf den 
einen Punkt hindeuten, daß gewisse nervöse Leiden und viele andere Krank¬ 
heiten gerade bei der Schuljugend der höheren Lehranstalten einen be¬ 
sonders hohen Prozentsatz erreichen, und daß da der Schularzt ganz wesent¬ 
lich helfen könnte. Auch die Räumlichkeiten bedürfen dort ebenso wie in 
den Volksschulen der ärztlichen Kontrolle. Ich kenne Lehranstalten, meine 
Herren, viele sogar aus eigener Anschauung, die zehn Jahre lang vom Arzte 
niemals betreten worden sind, und ich versichere Sie, es sieht in solchen 
Schulen grausig aus, nicht nur in bezug auf den hygienischen Betrieb der 
Anstalt selbst, sondern auch vor allen Dingen hinsichtlich gewisser Willkür- 
lichkeit, die dort in den Unterrichtsverhältnissen sich abspielt, und ich 
glaube, auch nach dieser Richtung hin wäre das Eingreifen des Schularztes 
unter Umständen sehr erwünscht. 

„Für die Volksschule hat sich jetzt herausgestellt, daß nicht nur die 
Lehrer, sondern auch die Eltern mit dieser Institution durchaus zufrieden 
sind; es gibt natürlich noch hier und da Ausnahmen. 

„Ich glaube, daß, wenn der Staat das Recht hat, den Schulzwang und 
die pädagogische Beaufsichtigung in allen Schulen auszuüben, er auch die 
Pflicht hat, die gesundheitlichen Verhältnisse nicht nur der Schulräume, 
sondern auch der Schüler ärztlich zu überwachen. 

„Die Zahlen, die hier genannt worden sind durch den verehrten Herrn 
Referenten, treffen nicht mehr ganz zu. Das sind etwa die Zahlen, die ich 
damals in Kassel angegeben habe. Wir haben jetzt bei weitem mehr Städte 
mit schulärztlichem Dienst, und wir haben auch im ganzen Reich viel mehr 
Schulärzte als 700. 

„Wir haben bisher immer — das wurde hier gestern noch von dem 
Herrn Oberbürgermeister von Dresden betont — das Privilegium gehabt, 
in der ganzen Welt das gelehrteste Schulwesen zu besitzen. Gewiß; aber 
wir haben auch zugleich das Privilegium, das Volk der Denker zu heißen. 
Diese Bezeichnung hat einen etwas spöttischen Beigeschmack, sie trifft den 
Mangel an modernen und praktischen Anschauungen, die sich immer mehr 
Geltung verschaffen. Es gingen und gehen vielfach, wie Se. Majestät der 
Kaiser einmal andeutete, aus unseren Lehranstalten Leute mit großer Ge¬ 
lehrsamkeit hervor, aber mit blauen Brillen, die ihnen erst von anderer 
Seite, von anderen Nationen abgenommen oder zerschlagen werden müssen. 
Das hängt zusammen mit der Überbürdung in den höheren Lehranstalten, 
und ich glaube, dieser müßte von ärztlicher Seite entgegengetreten werden. 
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Wie und wo einzugreifen ist, das sind natürlich Fragen, auf die wir uns 
hier nicht näher im einzelnen einlassen können/ 

Oberbürgermeister Fuss (Kiel): „Hochverehrte Versammlung! 
Nach der drakonischen, aber durch die Notlage wohl gerechtfertigten Be¬ 
stimmung des Herrn Vorsitzenden werde ich nun wohl der letzte Redner 
bei diesem Kongreß sein, und ich bitte um Nachsicht, wenn es mir schwer 
fällt, das, was ich auf dem Herzen habe, in dem lapidaren Stil vorzutragen, 
den die Zeit fordert. 

„Ich spreche zu keiner der 60 Thesen, die der Herr Referent den ge¬ 
waltigen Fleiß hatte zusammenzustellen. Das Thema, das der Ausschuß 
unter meiner Mitwirkung gestellt hatte, hatte eigentlich nicht die Absicht, 
dem Herrn Referenten eine so kolossale Arbeit zuzumuten, wie er sie in 
dankenswerter und ausgezeichneter Weise geleistet hat. Er hat uns, den 
Selbstverwaltungsgemeinden, gewissermaßen ein Kompendium geliefert, in 
dem wir nachschlagen können, an welche Aufgaben wir nun heranzutreten 
haben. Daß manche von Ihnen bei dieser oder jener der 60 Thesen eine 
andere Auffassung, eine andere Anschauung vertreten, das kann den Herrn 
Referenten nicht wundernehmen und wird ihn auch nicht verletzen. Es 
verletzt ihn aber auch hoffentlich nicht, wenn ich ausspreche, daß nach 
einer Richtung ich gern aus dem Munde eines so bewährten staatlichen 
hygienischen Beamten noch etwas mehr Belehrung gehofft hätte, nämlich 
in bezug auf das Verhältnis der Hygiene zur Selbstverwaltung im all¬ 
gemeinen, und ich gebe die Hoffnung nicht auf, daß vielleicht in einem der 
späteren Kongresse nach dieser Richtung hin der Herr Referent oder einer 
seiner Kollegen uns einmal einen besonderen Vortrag halten wird. 

„Ganz zum Schluß hat der Herr Referent diese Frage gestreift und in 
einer solchen Weise, daß ich sehe, er steht im wesentlichen mit mir auf 
demselben Boden. Er hat darauf hingewiesen, daß nachhaltig noch heute 
für die Selbstverwaltung die hygienischen Aufgaben im Vordergründe stehen, 
und ich erlaube mir, hier freimütig meine Meinung auszusprechen, daß ich 
nicht anerkenne, daß die kommunalen Aufgaben jetzt ganz in der Sozial¬ 
politik aufgehen könnten. Ich verkenne die hohe Wichtigkeit unserer 
sozialpolitischen Aufgaben nicht; aber ich glaube, noch für weit längere 
Dauer werden die hygienischen Aufgaben uns am Herzen liegen müssen, 
und, wie der Herr Referent ausgezeichnet hervorgehoben hat: die hygieni¬ 
schen Aufgaben begreifen einen großen Teil der sozialpolitischen Aufgaben 
in sich. 

„Nun fragt es sich aber — und das ist die Frage, die ich Ihnen nicht 
in meinen kurzen Worten beantworten, die ich nur stellen kann —: hat die 
Geschichte bisher gezeigt, daß die Selbstverwaltungskörper befähigt waren, 
die Hygiene auf den Standpunkt zu bringen, den sie nach den Postulaten 
unseres nationalen Lebens einnehmen muß? Ich glaube behaupten za 
können, daß in der Vergangenheit die Frage zu bejahen ist. Fast in allen 
wichtigen Fragen sind es die Städte gewesen, die vorangegangen sind, not¬ 
wendig vorangegangen sind mit kostspieligen Versuchen, bei denen noch 
mehr als die Kosten auf dem Spiele stand bei den Männern, die die Ver¬ 
antwortung trugen. Als seinerzeit in Danzig der erste Versuch gemacht 


Digitized by 


Google 



253 


Selbstverwaltung und Hygiene. 

wurde mit einer Schweinmkanalisation im grollen in Verbindung mit Riesel¬ 
feldern, mit welcher Angst haben die Männer der Stadtbehörde auf den 
Augenblick gewartet, daß das Werk in Betrieb genommen werden sollte, 
um zu sehen, ob für dasselbe alles zutreffen würde, was ihnen die aus 
England gekommenen Techniker gerühmt hatten, ob es für die Verhältnisse 
einer deutschen Stadt passen würde. Wie ein Stein fiel es jenen Männern 
vom Herzen, als das Werk die gehegten Erwartungen erfüllte. Und auf 
vielen anderen Gebieten werden uns die verehrten Herren der Staatsver¬ 
waltung, mit denen wir in unserem Verein so gern Zusammenarbeiten, zu¬ 
geben müssen, daß ohne die Initiative der Städte wir noch weit hinter dem 
jetzigen Standpunkte zurück wären. 

„Nun aber die andere Frage: Liegt unser Verdienst nur in der Ver¬ 
gangenheit, oder sind auch heute noch die Selbstverwaltungskörper voll¬ 
kommen befähigt, und unter welchen Begrenzungen sind sie befähigt, an 
der Spitze der hygienischen Fürsorge zu stehen? Endlich die schwierigste 
Frage: Wie weit soll der Staat eingreifen? Soll der Staat — ich denke 
jetzt, wie es der Herr Referent im wesentlichen auch getan hat, an den 
größten deutschen Staat, an den preußischen Staat mit seinem gewaltigen 
Umfang — für sein ganzes Gebiet allgemeine Normen aufstellen und den 
Städten befehlen: nun folgt überall meinen Anweisungen ? — Ich denke nein. 

„Gewiß ist das auch nicht die Meinung unserer einsichtigen Staats¬ 
medizinalbeamten. Aber ein anderes soll der Staat und kann er jetzt: Er 
kann aus den verschiedenen Erfahrungen, die die Städte aus eigener Initia¬ 
tive gemacht haben, abstrahierend, ganz bestimmte Forderungen stellen, 
fordernd, warnend in die Selbstverwaltung eingreifen, das ist seine Pflicht, 
und wir Vertreter der Städte werden die letzten sein, die darüber empfind¬ 
lich sind. 

„Aber andererseits, meine Herren — und das ist das Hauptziel meiner 
Worte — lassen Sie uns — wir sind ja wohl hier in der allergrößten An¬ 
zahl Vertreter der Städte — die Hygiene nach wie vor am Herzen liegen 
und lassen Sie uns eingedenk sein, daß gerade die Selbstverwaltung mehr 
als irgend ein anderer Faktor geeignet ist, die Hygiene in dem Teile zu 
fördern, der der praktische ist. Der Wissenschaft ihr volles Recht: aus ihr 
beziehen wir unsere Anregungen, sie muß unser Leitstern sein. Aber mit 
ihr allein läßt sich praktische Hygiene nicht betreiben, und darum lassen 
Sie uns je nach der Verschiedenheit des Landes, in dem wir wohnen, des 
Bodens, auf dem unsere Städte stehen, der historischen Tradition, in der 
sich unsere Selbstverwaltung bewegt hat, frei und unbehindert von den 
verschiedensten Richtungen die Hygiene verfolgen. Mag hier eine Stadt 
für die Kanalisation schon vollkommen eintreten, eine andere Stadt sich 
noch mit dem Abfuhrsystem begnügen, mögen die Fragen der Grundwasser¬ 
versorgung, der Versorgung aus offenen Flußläufen hier und da noch 
verschieden gelöst werden — die Müllverbrennung wird, wie uns heute 
vorgetragen wurde, noch manche recht verschiedenen Lösungen Anden, — 
gerade darin sehe ich ein Heil und einen Segen, und ich bitte Sie am 
Schlüsse, wenn wir von hier auseinandergehen: Lassen Sie uns in unsere 
Städte die Anregung hineintragen, daß, wenn wir doch nun getrennt ar¬ 
beiten, wir uns aber wieder zu gemeinschaftlicher Arbeit auf dem Boden 
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unseres Vereins zasammenfinden sollen, daß wir nicht nur in öffentlichen 
Vorträgen und in der Diskussion, sondern auch im Gespräch untereinander 
uns mitteilen wollen: was haben wir inzwischen mit Hilfe unserer Selbst¬ 
verwaltung für die Hygiene leisten können? Das wird unseren Städten 
zum Heil gereichen, und ich hoffe, auch eine Garantie dafür bieten, daß 
dieser unser teurer Verein im Bunde mit der Selbstverwaltung weiter 
blühen wird.“ 

Da sich niemand weiter zum Wort gemeldet hat, schließt der Vor¬ 
sitzende die Diskussion und erteilt dem Referenten das Schlußwort. 

Referent, Regierung»- und Geheimer Medizinalrat Dr. Roth 
(Potsdam): „Meine Herren! Ich darf nur meiner Freude und meiner Be¬ 
friedigung Ausdruck geben, daß die Thesen, die ich mir aufzustellen erlaubt 
habe, im großen Ganzen Ihre Zustimmung gefunden haben. Ich darf ferner 
den Dank aussprechen für die Ergänzung, die sie gefunden haben durch 
die Ausführungen der Herren Redner, die sich zu diesem Referat gemeldet 
haben, insbesondere aber Herrn Oberbürgermeister Fuss für die lichtvolle 
Ergänzung und Begründung, die er dem Thema und den Thesen hat zuteil 
werden lassen. 

„Ich möchte dem ersten Redner, der eine einheitliche Regelung der 
Milchfrage für das ganze Reich wünscht, nur erwidern, daß dieser Versuch 
wiederholt gemacht ist, daß in Preußen die beteiligten Staatsministerien 
wiederholt zusammengekommen sind, um allgemeine Grundsätze für den 
Vertrieb der Milch und die Anforderungen, die an die Milch zu stellen sind, 
aufzustellen. Zuletzt ist es im Jahre 1899 geschehen. Es sind Grundsätze 
aufgestellt, die die Grundlage dieser Polizeiverordnung des Herrn Ober¬ 
präsidenten von Brandenburg bilden, auf die hingewiesen wurde. 

„Herr Dr. Griesheim hat den Wunsch ausgesprochen, daß auch die 
höheren Schulen der schulärztlichen Kontrolle unterstellt werden. Das ist 
eine selbstverständliche Forderung, deren Notwendigkeit gar nicht in Zweifel 
gezogen werden kann. Dieser Forderung ist inzwischen in Preußen Rech¬ 
nung getragen. Nach einer Verfügung des Herrn Ministers werden die 
sämtlichen höheren Schulen in fünfjährigen Zwischenräumen von den Kreis¬ 
ärzten besichtigt werden. 

„Den Wunsch des Herrn Oberbürgermeisters Fuss, das vorliegende 
Thema in der Weise später einmal auszubauen, daß das Verhältnis der 
Hygiene zur Selbstverwaltung im allgemeinen zur Darstellung gebracht 
wird, kann ich nur teilen. 

„Im übrigen können wir, glaube ich, Herrn Oberbürgermeister Fuss 
darin beistimmen, daß die Städte ihre Schuldigkeit auf hygienischem Gebiete 
im allgemeinen voll und ganz getan haben; dies gilt speziell von den Groß¬ 
städten. Die Gemeinden und die weiteren Kommunalverbände haben die 
Waffen zu schmieden, die uns befähigen, im Kampfe gegen die Infektions¬ 
krankheiten mit Erfolg vorzugehen, und wenn im großen und ganzen sich 
dieser Kampf immer günstiger gestaltet hat, so haben wir dies in erster 
Linie den Kommunen und den weiteren Kommunalverbänden, sowie der 
sachgemäßen Leitung der Aufsichtsbehörden zu danken. Wenn das hygie¬ 
nische Gesamtbild auch noch mancherlei Lücken aufweist, so sehen wir 
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doch überall Fortschritte, indem den großen die mittleren und den mittleren 
die kleinen Gemeinden allmählich folgen. Dieses stellenweise Zurückbleiben 
erklärt sich aus einem gewissen konservativen Zuge, der namentlich den 
kleinen Städten und dem Lande anhaftet, wo, wie Sie wissen, die laudatores 
temporis acti immer besonders zahlreich vertreten waren. Aber auch hier 
wird das Beispiel, das der Staat und die großen Gemeinden geben, von 
Bedeutung sich erweisen. Es wird die fortschreitende Belehrung von Schule 
und Haus und der fortschreitende Verkehr an seinem Teile dazu beitragen, 
daß die fundamentalsten Forderungen der Hygiene überall erfüllt werden, 
denn auch die kleinste Gemeinde wird sich auf die Dauer der Wahrheit des 
Satzes nicht verschließen dürfen, daß das wertvollste Kapital, das sie zu 
verwalten hat, die Gesundheit des Gemeindeorganismus ist, von dessen 
Gesunderhaltung und Kräftigung die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und 
die Wohlfahrt des einzelnen abhängt. u 

Vorsitzender, Geheimer Hofrat Professor Dr. Gärtner (Jena): 
„Meine Damen und Herren! Wir sind am Schlüsse unserer heutigen Tages* 
Ordnung und zu gleicher Zeit am Schlüsse unserer diesjährigen Verhand¬ 
lungen. 

„Ich hätte ja eigentlich nur noch unserem verehrten Herrn Referenten 
zu danken, und ich tue das gern und aus ganzem Herzen. Er hat uns 
einen Vortrag gebracht, der sicherlich viel Gutes wirken wird. Ich möchte 
aber mit dem Danke an ihn auch noch den an alle übrigen Referenten 
verbinden. Sie haben uns eine Masse des Wissenswerten dargebracht. Ich 
danke auch den Herren, die so rege an der Diskussion sich beteiligt haben. 
Es ist wahr: bei uns liegt ein großer Wert der Verhandlungen in der Dis¬ 
kassion ; das freie Aussprechen, das Beleuchten von den verschiedenen Seiten 
ist es, was unsere Verhandlungen in erster Linie so anregend und so nutz¬ 
bringend macht. 

„Ich habe aber auch noch einen anderen Dank zu sagen, und der gilt 
Ihnen allen, meine Damen und Herren, die Sie hier versammelt sind. Ich 
möchte Ihnen Dank sagen für den Fleiß, für die Aufmerksamkeit, mit welcher 
Sie den Verhandlungen gefolgt sind. Ich bin Professor, also Schullehrer 
meines Zeichens, und da darf ich Ihnen eine Zensur geben. Sie erhalten 
för Aufmerksamkeit und Fleiß das Prädikat „Sehr gut u (Heiterkeit). Zum 
Beweise führe ich an, daß, nachdem wir heute, am letzten Tage, statt eines 
Vortrages deren zwei gehabt haben, und es jetzt schon 3 / 4 l Uhr ist, noch 
ungefähr 150 Herren im Saale anwesend sind. 

„Wenn wir hier eine Menge Anregungen erhalten, so vieles gelernt 
haben, so verdanken wir das den Herren Referenten, aber auch der Stadt 
Mannheim. Sie hat uns in der liebenswürdigsten, gastfreiesten Weise auf- 
genommen, sie hat uns bei den Besichtigungen ihre hygienischen groß¬ 
artigen Anlagen gezeigt. Wir gehen von Mannheim fort mit schönen 
Erinnerungen, die geknüpft sind an diesen schönen Saal als den Hauptort 
unserer wissenschaftlichen Tätigkeit, die geknüpft sind an die Stadt als der 
freundlichen Darbieterin des vielen Schönen und Guten, was wir hier ge¬ 
nossen haben. 
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256 XXX. Versammlung d. D. Vereins f. öffentl. Gesundheitspflege zu Mannheim. 

„Ihr schulden wir besten, herzlichsten Dank; ich könnte Sie auffordern, 
ihn darzubringen in einem kräftigen Hoch auf die Stadt Mannheim, aber 
ich will ihn darbieten in Gestalt einer Drohung: „Herr Oberbürgermeister 
Beck, wenn Sie uns einmal — nach einer Reihe von Jahren — wieder zu 
sich einladen sollten, ich versichere Ihnen, wir kommen wieder. u (Heiterkeit) 
Damit schließe ich die heutige Tagung und zugleich die 30. Versammlung 
des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege/ 

Oberbürgermeister Dr. Wilms (Posen): „Ich glaube, wir dürfen 
diese Tagung nicht schließen, meine hochverehrten Damen und Herren, ohne 
in den Dankeskranz, den der Herr Vorsitzende geflochten hat, noch ein 
Schlußblatt einzuwinden, und das ist der Dank, den wir zu zollen haben 
dem Herrn Präsidenten selbst. (Lebhafter Beifall.) Er hat mit solcher 
Einsicht, Umsicht und Sachkunde, mit Ernst und Liebenswürdigkeit und 
vor allem auch mit einem so gesunden, frischen Humor die Verhandlungen 
geführt, daß wir ihm alle zu großem Dank verpflichtet sind, und daß er 
sich selbst einen großen Teil des Verdienstes zuschreiben darf, wenn auch 
die diesmalige Tagung des Vereins für öffentliche Gesundheitspflege ein 
weiterer Merkstein sein wird auf dem Wege der Förderung der Volks¬ 
gesundheit/ 

Vorsitzender, Geheimer Hofrat Professor Dr. Gärtner (Jena): 
„Ich danke Ihnen, meine Herren! Aber es ist zu viel des Guten von mir 
gesagt worden. Daß die Verhandlungen so glatt abgelaufen sind, haben 
Sie nicht dem Vorsitzenden, sondern sich selbst zu verdanken. (Heiterkeit) 

„Ich schließe hiermit nun definitiv die 30. Versammlung des Deutschen 
Vereins für öffentliche Gesundheitspflege und wünsche, daß wir uns im 
nächsten Jahre frisch und fröhlich wieder zusammenfinden.“ (Beifall.) 


Schluß 12‘V 4 Uhr. 
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Em. Senft: Mikroskopische Untersuchung des Wassers mit 
Bezug auf die in Abwässern und Sohmutzwässern ver¬ 
kommenden Mikroorganismen und Verunreinigungen. 

Mit 180 Figuren und 86 Abbildungen im Texte und 220 Figuren 
auf lithographierten Tafeln. Wien, Josef Saf&r, 1905. 9*60 M. 

Die Absicht des Verfassers war, einen kurzen Leitfaden zur Bestim¬ 
mung der wichtigsten in Abwässern und Schmutz wässern vorkommenden 
Mikroorganismen zu bieten. Der allgemeine Teil behandelt ausführlich das 
Mikroskop und das Arbeiten damit, sowie das Sammeln, Aufbewahren und 
Untersuchen der Wasserproben. Im speziellen Teile sind die wichtigsten 
vorkommenden Abwassermikroorganismen in einer Weise beschrieben, daß 
sie leicht bestimmt werden können. Die Darstellung beschränkt sich nur 
auf das Notwendige, ist klar und übersichtlich; die Abbildungen sind zahl¬ 
reich und gut. Das Buch wird sich also sehr gut zur ersten Einführung 
in das Studium der erwähnten Fragen eignen. Besonders sei noch der 
schöne Druck hervorgehoben. Kisskalt (Gießen). 


H. Boit: Einfache und sichere Identifizierung des Typhus¬ 
bazillus. Jena, Gustav Fischer, 1905. 48 Seiten. 

Der Verf. gibt zunächst einen ausführlichen Überblick über die bisher 
angewendeten Methoden zur Züchtung und Identifizierung des Typhus¬ 
bazillus. Nach seinen eigenen Untersuchungen genügt für letztere, daß 
der Mikroorganismus durch hochwertiges Immunserum agglutiniert wird, 
keinGas bildet und, worauf besonderer Wert gelegt wird, in Lackmusmolke 
charakteristisch wächst. Was die Behauptung von der Umzüchtung des 
B. faecalis alcaligenes in den Typhusbazillus betrifft, so konnte Verf. nach- 
weisen, daß diese auf einem Irrtum beruhte: er fand, daß die Kultur, mit 
der es augeblich gelungen war, überhaupt keine Typhusbazillen enthielt, 
sondern ein Gemisch aus einem typhusähnlichen Stäbchen und dem Faecalis 
alcaligenes darstellte. Kisskalt (Gießen). 


VierteljahrHachrift für Gesundheitspflege, 1906. 
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Prof. Dr. med. Ernst Jessen, Kaiserl. Kreisschulinspektor Th. Motz, 
Regierungsassessor Dominicus: Die Zahnpflege in der 
Schule vom Standpunkte des Arztes, des Schulmannes 
und des V er waltun gsbeamten. Straßburg i. E., Ludolf Beust, 
1905. gr. 8°. 67 Seiten. Mit Abbildungen und Tafeln. 

Jede neue Lehre bedarf, um allgemein anerkannt zu werden, be¬ 
geisterter Apostel, die es verstehen, zum Volke zu sprechen, und die es 
verstehen, zu überzeugen. Die „neue Lehre“, daß die Zahnpflege in der 
Schule eine überaus wichtige hygienische Maßregel darstellt, welche für die 
Gesundheit der Schuljugend von größter Bedeutung ist, hat in Professor 
Jessen den richtigen Apostel gefunden: Begeisterung für die gute Sache, 
gründliche Sachkenntnis und eine überzeugende Kraft des Wortes sichern 
Jessen überall den Erfolg, wo er üher sein Lieblingsthema spricht oder 
schreibt, und so mußte schon seine frühere Arbeit: „Zahnhygiene in 
Schule und Haus“ vom Referenten in dieser Zeitschrift (Bd. XXXV, 
S. 634) als eine überaus verdienstvolle gepriesen werden. 

Das vorliegende Buch stellt im wesentlichen eine „bedeutend erwei¬ 
terte“ Neuauflage der oben erwähnten Arbeit Jessens dar, erweitert durch 
die Ergebnisse der an der Schulzahnklinik in Straßburg durch zwei 
Jahre gewonnenen Erfahrungen, welche den mehr theoretischen Voraus¬ 
setzungen Jessens in seiner ersten Arbeit die volle Bestätigung durch die 
Praxis brachten, erweitert auch dadurch, daß ein Schulmann und ein Ver¬ 
waltungsbeamter durch ihre Mitarbeit und durch ihre Anerkennung der 
Jessenschen Lehren etwaigen Ein würfen, die vom pädagogischen oder vom 
verwaltungs - ökonomischen Standpunkte namentlich gegen die Errichtung 
von städtischen Schulzahnkliniken erhoben werden könnten, von 
vornherein entgegentreten. 

In mustergültiger Weise erläutert Prof. Jessen in dem ersten Kapitel 
des angezeigten Buches „die Einführung der Zahnpflege in die 
Schule“, er fordert: Aufklärung der Schüler durch das lebendige Wort des 
Lehrers, ferner, wo es angeht, praktische Übung der Zahnpflege in der 
Schule (obligatorisch in den Kleinkinderschulen), zweimal im Jahre vorzu¬ 
nehmende Untersuchung des Gebisses, vom dritten Lebensjahre des Kindes 
beginnend, endlich kostenlose zahnärztliche Behandlung der Volksschul¬ 
kinder in einer städtischen Schulzahnklinik, wie Straßburg sie besitzt. 

Kreisschulinspektor Motz führt im zweiten Kapitel Beispiele an, wie 
die Zahnpflege im Unterricht angeregt und gefördert werden kann. 

Das dritte Kapitel liefert einen Bericht über die Gemeinderatsverband¬ 
lungen bezüglich der Begründung einer städtischen Schulzahnklinik. 

Im vierten Kapitel teilt uns Jessen die Ergebnisse mit, welche die 
zahnärztliche Behandlung der Volksschulkinder in der städtischen Schul¬ 
zahnklinik in Straßburg geliefert hat. Im ersten Jahre ihres Bestehens 
vom 15. Oktober 1902 bis zum 1. August 1903 wurden 5343 Kinder unter¬ 
sucht, 2666 behandelt, und zwar mit 699 Füllungen und 2912 Extraktionen; 
im zweiten Jahre, vom 1. Oktober 1903 bis 30. September 1904, wurden 
untersucht 6900 Kinder, behandelt 4967 mit 4822 Füllungen und 6530 Ex- 


Digitized by Google 



259 


Kritiken und Besprechungen. 

traktionen, in sechs Monaten, Tom 1. Oktober 1904 bis Ende März 1905 
wurden 3171 Kinder mit 3520 Füllungen und 4629 Extraktionen behandelt. 

Im fünften Kapitel, „Schulzahnklinik und Schule tf , beantwortet Kreis - 
schulin8pektor Motz die Frage: „Wie verträgt sich die Einrichtung der 
Schulzahnkliniken mit den Schulinteressen ? u Er vermittelt uns den wesent¬ 
lichen Inhalt der von Lehrpersonen eingeforderten Berichte, die sämtlich 
günstig für die Schulzahnkliniken lauten und das beachtenswerte Ergebnis 
liefern, daß die Summe der durch die Untersuchungen und den Besuch der 
Klinik versäumten Schulstunden geringer als die Summe ist, welche der 
Ausfall von Schulstunden infolge der Zahnschmerzen und der Begleit¬ 
erscheinungen erkrankter Zähne beträgt. Motz zieht daraus die Folgerung, 
daß die Untersuchungen der Zähne der Schulkinder, sowie die Errichtung 
Ton Schulzahnkliniken im Interesse der Schule — der Kinder und der Lehrer 
sowohl als des Unterrichtserfolges — liegen und die Bestrebungen auf dem 
Gebiete der Zahnhygiene seitens der Schulbehörde weitestgehende und nach¬ 
drücklichste Unterstützung erfahren sollten. 

Das sechste Kapitel ist die Wiedergabe eines von Prof. Jessen und 
Beigeordnetem Dominicus auf dem schulhygienischen Kongreß in Nürn¬ 
berg erstatteten Referates über „die Errichtung städtischer Schulzahn¬ 
kliniken tt . 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die trotz mancher Über¬ 
wertung des Einflusses der Zahnpflege (besonders bezüglich der Entstehung 
der Infektionskrankheiten) überzeugenden Darlegungen Jessens und seiner 
Mitarbeiter viele städtische Verwaltungen zur Errichtung von Schulzahn¬ 
kliniken veranlassen werden, nachdem die Frage durch die ermunternden 
Straßburger Erfolge als gelöst angesehen werden kann — bis auf einen 
Punkt, der nicht von hygienischer, wohl aber von sozialer Bedeutung ist 
und bisher nicht erwogen zu sein scheint. Es fragt sich nämlich, ob durch 
die unentgeltliche Behandlung der Volksschüler in Schulzahnkliniken die 
Zahnärzte nicht in ihren Erwerbsverhältnissen erheblich geschädigt werden. 
Es ist zwar anzunehmen, daß die wohlhabenderen Eltern ihre Kinder zu¬ 
meist von Privatärzten werden behandeln lassen; aber die Erfahrung lehrt 
bei Polikliniken, daß in vielen Städten auch zahlungsfähige Patienten die 
kostenlose Behandlung in den Polikliniken der Privatbehandlung vorziehen; 
es ist daher gewiß nur recht und billig, zu fordern, daß die Behandlung in 
Schulzahnkliniken nur auf die notorisch zahlungsunfähigen Patienten be¬ 
schränkt bleibt. Durch eine derartige Einschränkung wird der Sache gewiß 
nicht geschadet; man könnte die obligatorische Untersuchung des Gebisses 
durch Schulzahnärzte wohl auf alle Schulkinder ausdehnen, die wohlhaben¬ 
deren Kinder aber den Privatärzten überweisen und nur eine Bestätigung 
verlangen, daß die gefundenen Mängel durch zahnärztliche Behandlung be¬ 
hoben sind, oder richtiger eine Bestätigung, daß das Schulkind in zahnärzt¬ 
licher Behandlung und Kontrolle steht. 

Durch einen derartigen Vorgang wird der sonst unfehlbar eintretende 
Widerstand der Zahnärzte gegen die gewiß überaus wohltätig wirkenden 
Schulzahnkliniken wohl gegenstandslos werden. Daß eine Rücksichtnahme 
auf die praktischen Arzte ratsam ist, beweist u. a. auch eine Artikelserie 
von Dr. Marr in der „Hamburger Ärzte-Korrespondenz“, worin der Ver- 

17* 


Digitized by Google 



260 


Kritiken und Besprechungen. 


f&sser sich gegen die Anstellung von Schnlärzten wendet, weil dadurch 
n wiederum ein großes Gebiet freier ärztlicher Tätigkeit unter einzelne 
privilegierte Ärzte geteilt werden wird“. 

Es ist im Interesse der guten Sache zu wünschen, daß man derartigen 
Anklagen den Boden entzieht, denn jeder Feind kann uns schaden. 

Die typographische Ausstattung und die Abbildungen des angezeigten 
Buches sind tadellos. Altschul (Prag). 


V o r b e r g: Kurpfuscher ! Eine zeitgemäße Betrachtung. Mit einem 
Vorwort von Prof. Dr. H. Sahli. Leipzig und Wien, Franz Deu- 
ticke, 1905. 

Man wirft den Ärzten nicht ganz mit Unrecht vor, daß sie im Kampfe 
gegen die am Marke des Volkes zehrende Kurpfuscherei es vielfach an der 
sachgemäßen Aufklärung des Publikums fehlen lassen, obwohl die Stellung¬ 
nahme meist nur deshalb unterbleibt, um nicht der Mißdeutung ausgesetzt 
zu sein, als ob persönliche Interessen die Triebfeder wären. 

Deshalb ist die vorliegende Schrift besonders wertvoll, weil sie dem 
Arzt ein brauchbares Rüstzeug an die Hand gibt, das Publikum über die 
Hohlheiten, Widersprüche und Wahnvorstellungen der Naturheilkundigen 
und Kurpfuscher aufzuklären. 

In einem ersten Abschnitt werden die Ursachen der Kurpfuscherei, die 
Gefährlichkeit oder doch Wertlosigkeit ihrer Heilmittel an Beispielen aus 
der Praxis besprochen. Der zweite Abschnitt erörtert die einzelnen Kur¬ 
pfuschereisysteme, deren Unwert an treffenden Kritiken und Einzelfällen 
dargetan wird. In einem dritten Abschnitt wird die Naturheilmethode in 
ihrer ganzen Trostlosigkeit und insbesondere auch in ihrem Verhältnis zur 
physikalisch-diätetischen Heilmethode charakterisiert. Eingehend behandelt 
der folgende Abschnitt die Notwendigkeit und Unentbehrlichkeit der Vivi¬ 
sektion und der Schutzpockenimpfung, die besonders beliebte Themata zu 
Hetzreden und Hetzschriften der Naturheilkundigen darstellen. Demgegen¬ 
über weist ein folgender Abschnitt auf die Leistungen der wissenschaftlichen 
Medizin, auf den Rückgang der Sterblichkeit, die Entwickelung der 
Chirurgie usw. hin, um zuletzt die zur Bekämpfung der Kurpfuscherei in 
Frage kommenden Maßnahmen zu erörtern. Der bekannte Kurpfuscherei¬ 
prozeß Schroeter-Tilsit aus dem Jahre 1904 wird zum Schluß in einigen 
der markantesten Phasen der Verhandlung vorgeführt. 

Die Schrift ist eine Fundgrube für Ärzte und Laien, welche im Kampfe 
gegen die Kurpfuscherei stehen und das Volk über Entstehung und Wesen 
des Kurpfuschertums aufzuklären berufen sind. E. Roth (Potsdam). 


L. Rambousek: Lehrbuch der Gewerbehygiene. Mit 64 Ab¬ 
bildungen und 3 Tafeln. Wien und Leipzig, A. Hartlebens Ver¬ 
lag, 1906. 

Das umfangreiche Gebiet der Gewerbehygiene mit Einschluß der Wohl- 
fahrtsein rieh tungen auf 128 Seiten zur Darstellung zu bringen, war nur 
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dadurch möglich, daß derVerf., dem wir eine Reihe wertvoller Monographien 
ans dem Gebiete der praktischen Gewerbehygiene verdanken, sich auf einige 
der hauptsächlichsten für den Unterricht an gewerblichen Unterrichts¬ 
anstalten in Frage kommenden Punkte beschränkte. Für diesen Zweck 
wurde die Schrift durch besonderen ministeriellen Erlaß für zulässig er¬ 
klärt. Diesem Zweck entsprechend wurde überwiegend nur die technische 
Seite der Gewerbehygiene berücksichtigt, während andere, wie namentlich 
die Gewerbekrankheiten, zurücktreten oder überhaupt außer Berücksichti¬ 
gung geblieben sind. 

Im ersten Hauptstück werden die Ursachen der Luftverderbnis und 
die Mittel zu ihrer Verhütung, sodann die sonstigen durch das Arbeits¬ 
material bedingten Gefahren und Nachteile und die Schädigung der Arbeiter¬ 
schaft durch besondere von der Art der Bearbeitung abhängende Umstände 
(Temperatur, Beleuchtung, Muskelarbeit, Körperhaltung u. a.) erörtert. Das 
zweite Hauptstück behandelt die Wohlfahrtseinrichtungen, indem nach¬ 
einander die Arbeiterwohnungen, Arbeitszeit, Arbeitsdauer und Einteilung 
der Arbeit, der Ernährung des Arbeiters, die Körperpflege und die Ein¬ 
richtungen zur Verbesserung und Hebung der sozialen Lage der Arbeiter 
eine kurze Erwähnung erfahren. 

E. Roth (Potsdam). 


R. F linzer: Die Medizinalgesetze und Verordnungen des 
Königreichs Sachsen. Unter Berücksichtigung der Reichs¬ 
gesetzgebung systematisch geordnet und mit Erläuterungen versehen. 
Mit chronologischem und ausführlichem Sachregister. Zweite Auf¬ 
lage. Zwei Bände. Band 172 der Juristischen Handbibliothek von 
Hallbauer und Schalcber. Leipzig, Roßbergsche Verlagsbuch¬ 
handlung, 1905. 

Nachdem zu der im Jahre 1895 erschienenen ersten Auflage schon im 
Jahre 1896 und weiterhin 1899 Nachträge notwendig geworden waren, 
erwies sich die Herausgabe einer Neuauflage der Sammlung immer dringender. 

Ein Vergleich der beiden Auflagen läßt unschwer erkennen, wie groß 
der Aufschwung ist, den die Medizinalpolizei in dem letzten Jahrzehnt ge¬ 
nommen hat. Neu zugefügt ist dem Sachregister ein chronologisches Re¬ 
gister, das die Brauchbarkeit des Werkes wesentlich erleichtert. 

Die Einteilung ist dieselbe wie die der ersten Auflage, und zwar wird 
in der ersten Abteilung die Organisation der Medizinalbehörden — der 
Reichsbehörden, Landesbehörden und die Organisation des ärztlichen 
Standes —.behandelt, während in der zweiten Abteilung die Instruktion 
för die Bezirksärzte und die zu den einzelnen Paragraphen derselben er¬ 
schienenen Gesetze und Verordnungen besprochen werden. 

Die Sammlung ist für jedermann, der sich über die einschlägigen Ver¬ 
hältnisse orientieren will, unentbehrlich. 

E. Roth (Potsdam). 
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Elsässer: Über die sogenannten Bergmannskrankheiten. 

Abzehrung und Wurmkrankheit unter den Bergleuten, auch mit 
Rücksicht auf ihre Gefahren für die Allgemeinheit. Druck und 
Verlag von F. W. Becker, Arnsberg i. W. 

Die kleine Schrift bezweckt, weitere Kreise, insbesondere der berg¬ 
männischen Bevölkerung, für die die Schrift in erster Linie bestimmt war, 
über die Schwindsucht und die Wurmkrankheit, ihre Gefahren und ihre 
Verhütung aufzuklären und zu beruhigen. Kürze und Klarheit der Dar¬ 
stellung zeichnen die kleine Schrift aus und lassen sie für den gedachten 
Zweck geeignet erscheinen. E. Roth (Potsdam). 
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Neu erschienene Schriften über öffentliche 
Gesundheitspflege. 

(108. Verzeichnis.) 


1. Allgemeines. 

Arbeiten aus dem kaiserl. Gesundheitsamte. (Beihefte zu den Veröffentlichungen 
des kaiserlichen Gesundheitsamtes. 23. Bd. 1. Heft. S. 1 bis 313 mit Ab¬ 
bildungen.) Lex.-8°^ Berlin, J. Springer, 1906. 11 M. 

Baur, A.: Gesundheitspflege fürs Haus. 13. bis 18. Lieferung. £111., Schreiber. 
Je — *60 M. 

Blatter, hygienische. Offizielles Organ der deutschen Gesellschaft zur Be¬ 
kämpfung des Kurpfuschertums. Herausgegeben von Dr. Karl Reissig. 
2. Jahrg. Oktober 1905 bis September 1906. 12 Nummern. (Nr. 1. 20 S.) 
gr. 8°. Berlin, E. Grosser. Bar 1*50 M. 

Brouardel, P. et E. Mosny: Traitä d’Hygiene. Fase. I. Atmosphäre et Climat, 
par J. Courmont et Ch. Lesieur. Gr. in-8 avec 2 pl. et 27 fig. 2 free. 
L’ouvrage aura 20 fascicules. 

Chateau, J.: Un danger menaqant pour la sante publique, in-8°. Lib. uni¬ 
verselle. 3*50 fres. 

Congrös fran$ais de medecine, 7« session, Paris 1904. T. II. Comptes rendus. 
Discussions. Communications, in-8°. Masson et Cie. Lee 2 vol. 20 fres. 

Gesundheit, die. Herausgegeben von R. Kossmann und J. Weise. 12. bis 
17. Lieferung. Stuttgart, Union. Je —‘40 M. 

Gesundheit8büohlein. Gemeinfaßliche Anleitung zur Gesundheitspflege. Bear¬ 
beitet im kaiserl. Gesundheitsamte. Mit Abbildungen im Text und 3 farbigen 
Tafeln. 11. Ausg. (X, 266 S.) 8°. Berlin 1905, J. Springer. Kart. 1 M., 

geb. in Leiow. 1*25 M. 

Grasset, le Dr. J.: L’Hygiene sociale, oeuvre de Science et oeuvre morale. 
In-8°. 0*75 frc. 

Handbuch der sozialen Medizin. Herausgegeben von Dr. Mor. Fürst und 
Prof. Dr. F. Wind scheid. Lex.-8°. Jena, G. Fischer. — 8. Bd.: Wind¬ 
scheid, Prof. Dr. Frz.: Der Arzt als Begutachter auf dem Gebiete derünfall- 
und Io validen Versicherung. 1. Abtlg. Innere Erkrankungen mit besonderer 
Berücksichtigung der Unfallnervenkrankheiten. Mit 2 Abbildungen im Text. 
(VIII, 204 S.) 1905. Subskr.-Pr. 4*50 M., geb. 5*50 M., Einzelpr. 5 M., 
geb. 6 M. 

Notter, J. Lane and R. H. Firth: Hygiene, ß^ed. Cr. 8 vo, 506 pp. Long- 
mans. 4/5 sh. 

Pagel, Prof. Dr. Jul.: Grundriß eines Systems der medizinischen Kulturgeschichte. 
Nach Vorlesungen an der Berliner Universität (Wintersemester 1904/1905). 
(112 S.) Lex.-8°. Berlin, S. Karger, 1905. 2*80 M. 

äprigge, S. Squire: Medicine of the Public. Cr. 8vo, 294 pp. Heinemann, 
net 6 sh. 

Veröffentlichungen des Vereins zur Fürsorge für kranke Arbeiter zu Posen, 
gr. 8°. Posen, J. Jolowicz. 
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Vierteljahrsschrift für öffentliche Gesundheitspflege. 37. Bd., 3. Heft. Braun¬ 
schweig, Vieweg. 7*60 M. 

Volksschriften über Gesundheitswesen und Sozialpolitik. 8°. Wien, Wiener 
Volksbuchhandlung.— 6. Bändeben. Ehrmann, Prof. Dr. S.: Belehrungen 
über die Geschlechtskrankheiten. (12 S.) 1905. 0*10 M. 

Wohlfahrtseinrichtungen, die, in Leipzig. (IH, 104 S.) 8°. Leipzig, J. C. Hin- 
richs Verlag, 1905. 1 M. 

Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrankheiten. 50.Bd., 3.Heft. Leipzig, 
Veit & Co. 6 M. — Dasselbe. 51. Bd., 1. und 2. Heft. Ebenda. 12 M. 


2. Statistik und Jahresberichte. 

Bericht des Medizinalrates über die medizinische Statistik des hamburgischen 
Staates für das Jahr 1904. (III, 180 S. mit 5 Abbildungen und 9 Tafeln.) 
Lex.-8°. Hamburg, L. Voss, 1905. 7 M. 

Bericht über das Veterinärwesen im Königreich Sachsen für das Jahr 1204. 

49.Jahrg. (IV, 359 S.) 8°. Dresden, v. Zahn & Jaenscb, 1905. nn 3*50 M. 
Jahresbericht der großherzogl. hessischen Gewerbeinspektionen für das Jahr 
1904. Herausgegeben im Aufträge des großherzogl. Ministeriums des Innern. 
(VIII, 297 S.) gr. 8°. Darmstadt, G.Jonghaus, 1905. 1 M. 

Jahresbericht des Gewerbe-Aufsichtsbeamten des Aufsichtsbezirks Lübeck für 

1904. Von Lorenz. (29 S.) 8°. Berlin 1905. (Lübeck, Lübcke & Nehring.) 
0*50 M. 

Jahresbericht über die Leistungen auf dem Gebiete der Veterinär-Medizin. 
Herausgegeben von Prof. Dr. Ellenberger und Prof. Dr. Schütz. Red. 
von Dr. Ellenberger u. Dr. Otto Zietzschmann. 24. Jahrg. (Jahr 1904.) 
(IV, 353 S.) Lex.-8°. Berlin, A. Hirschwald, 1905. 14 M. 

Jahresbericht, 9., über den öffentlichen Gesundheitszustand und die Verwaltung 
der öffentlichen Gesundheitspflege in Bremen in den Jahren 1893 bis 1903. 
Erstattet vom Gesundheitsrate. (IV, 121 S.) Lex.-8°. Bremen, G. Winter, 

1905. 2 M. 

Jahresbericht über die Fortschritte in der Untersuchung der Nahrungs- und 
Genußmittel, bearbeitet vom Geh. Med.-Rat Prof. Dr. H. Beckurts. Unter 
Mitwirkung von Prof. Dr. G. Frerichs und Assist. Dr. H. Frerichs. 
(Aus: „Jahresbericht der Pharmazie“.) 13. Jahrg., 1903. (266 S.) gr. 8*. 
Göttingen, Vandenhoeck & Ruprecht, 1905. 7 M. 

Jahresbericht über die Verbreitung von Tierseuchen im Deutschen Reiche. 
Bearbeitet im kaiserl. Gesundheitsamts zu Berlin. 19. Jahrg. Das Jahr 1104. 
Mit 4 (farbigen) Übersichtskarten. (VI, 72 und 215 S.) Lex.-8°. Berlin, 
J. Springer, 1905. 10 M. 

Jahrbuch, statistisches, der Stadt Berlin. 29. Jahrg., enth. die Statistik des 
Jahres 1904 (zum Teil auch 1905). Im Aufträge des Magistrats herausgegeben 
vom Direktor Prof. Dr. E. Hirschberg. (XIV, 98 und 421 S. mit 1 farbigen 
Tafel.) gr. 8°. Berlin, P. Stankiewicz, 1905. Kart, bar 10 M. 

Local Government Board, Ireland. Report for 1904/5. 4 sh. 

Local Government Board, Nr. 219. Report to the Local Government Board 
upon the Sanitary State and Administration of the Isle of Wight Rural 
District. 6 d. 

Mitteilungen des bernischen statistischen Bureaus. Jahrg. 1905. 1. Lieferung. 

(II, 92 S.) gr. 8°. Bern, A. Francke, 1905. Bar 1*20 M. 

Mitteilungen des statistischen Amtes der Stadt München. 19. Bd. Lex. -8*. 
München, J. Lindauer, 1905. Bar 2 M. 
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Mitteilungen des statistischen Landesamtes des Königreichs Böhmen. Deutsche 
Ausgabe. VI. Bd. Lex.-8°. Prag, J. G. Calve. 

Mitteilungen, .medizinal-statistische, aus dem kaiserl. Gesundheitsamte. (Bei¬ 
hefte zu den Veröffentlichungen des kaiserl. Gesundheitsamtes.) 9. Bd. 

2. (Schluß-)Heft. (III, S.33 bis 183 und 245 bis 410 mit 3 farbigen Karten.) 
Lex.-8°. Berlin, J. Springer, 1906. 7 M. 

Statistik, österreichische. Herausgegeben von der k. k. statistischen Zentral¬ 
kommission. 60. Bd. gr. 4°. Wien, C. Gerolds Sohn. — III. Heft. Vieh¬ 
zählung, die, vom 31. Dezember 1900 in den im Reichsrate vertretenen König¬ 
reichen und Ländern. 2. Abteilung: Verhältniszahlen. (II, III, XXIX, 
135 S.), 1905. 3*90 M. 

Statistik, österreichische. Herausgegeben von der k. k. statistischen Zentral¬ 
kommission. 76. Bd. gr. 4°. Wien, C. Gerolds Sohn. I. Heft. Statistik 
der Unterrichtsanstalten in den im Reichsrate vertretenen Königreichen und 
Ländern für das Jahr 1902/1903. (II, XXXV, 280 S.), 1905. 9-50 M. 

Veterinär-Sanitätsberieht, statistischer, über die preußische Armee und das 
XIII. (königl. württembergische) Armeekorps für das Rapportjahr 1904. 
(IV, 242 S. mit graphischen Figuren.) 4°. Berlin, £. S. Mittler & Sohn, 
1905. 9 M. 

Vierteljabrshefte zur Statistik des Deutschen Reichs. Herausgegeben vom 
kaiserl. statistischen Amt. Ergänzungshefte zu 1905. 4°. Berlin, Putt¬ 

kammer <fc Mühlbrecht. — I. Heft. Deutschen, die, im Auslande und die 
Ausländer im Deutschen Reich. (IV, 50 und 133 S.) 2 M. — II. Heft. 
Flagge, die deutsche, in außerdeutschen Häfen. 2. Teil. Außereuropäische 
Häfen. 

3. Wasserversorgung, Entwässerung und Abfuhr. 

Debauve, A. et E. Imbeaux: Assainissement des villes. Distributions d’eau. 
2 vol. in-8° et atlas, in-4°, 60 frcs. H. Dunod et E. Pinat. 

Müllenbach, H.: Der derzeitige Stand der Abwasserreinigtingsfrage in Amerika. 
Nach dem Amerikanischen der „Engineering Review“. [Aus: „Gesundheit“.] 
(48 S.) 8°. Leipzig, F. Leineweber, 1905. 1 M. 

Senft, Milit.-Apoth. Dr. ph. Eman.: Mikroskopische Untersuchung des Wassers 
mit Bezug auf die in Abwässern und Schmutzwässern vorkommenden Mikro¬ 
organismen und Verunreinigungen. Mit 180 Fig. in 86 Abbildungen im Text 
und 220 Fig. auf 10 lith. Tafeln. (VIII, 196 S. mit 10 Blättern Erklärungen.) 
Lex.-8°. Wien, J. Salär, 1905. 9*60 M.; geb. in Leinw. 10*80 M. 

Verhandlungen des internationalen Vereines zur Reinhaltung der Flüsse, des 
Bodens und der Luft auf der 27. Generalversammlung am 17. und 18. Juni 
1905 in Frankfurt a. Main. (Nebst einem Verzeichnis der Literatur über die 
Reinhaltung der Flüsse und der Städte als Anhang.) (56 S.) gr. 8°. Ham¬ 
burg, Gebr. Lüdeking, 1905. 120 M. 


4. Straßen-, Ban- und Wohnungshygiene. 

Baupolizeiverordnung für das platte Land des Regierungsbezirks Breslau. (48 S.) 
kl. 8°. Breslau, Schietter, 1905. 0*60 M. 

Bjorling, Philip R.: British Progress in Pumps and Pumping Engines. (National 
Engineering and Trade Lectures assisted by the Board of Trade, Colonial 
and Foreign Offices, Colonial Governments, and leading Technical and Trade 
Institutions.) Vol. 2. Edit. by Ben H. Morgan. With numerous Illusts. 
and a Directory and Classificed List of Pumps and Pumping Engines in 
Great Britain. 4to, pp. XII—92, bds. Constable, net, 6 sh. 
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Building Bye-Laws in Rnral Districts. Return of Places where Bye-Laws are 
in Force and the Character of such Bye-Laws. 9d. 

Graux, J.: Premier congres international d’assainissement et de salubrite de 
l’habitation. in-8°. J. Rousset. 20 frcs. 

Housing. Working-dass Dwellings and Lodging - Houses Accounts, 1904—05. 
887. 1 sh. — Result of the yeaFs working receipts from expenditure on 
dwellings. 

Housing: New Working-dass Accommodation, 1904. 891. 6d. — The addition 
to new working-dass accommodation provided in the county of London and. 
the adjacent districts in 1904, the number of rooms and tenements contained 
in the houses and the average rents. 

Mau, Otto: Wohin? Beitrag zur Selbsthilfe in der Wohnungsreform und 
Wohnnngspflege. (60 S.) 8°. Hamburg 1905. (Leipzig, 0. Zöphel.) 0*30 M., 
mit 2 Plänen 0*50 M. 

Strauch, F.: Baupolizeiverordnung für das platte Land und die Städte des 
Regierungsbezirks Breslau (mit Ausnahme der Stadt Breslau). (IV, 232 S.) 
kl. 8°. Breslau, Schietter, 1905. 2*50 M. 

TeichmOller, Baur. G.: Bauordnung für das Herzogtum Anhalt. Nach der 
Fassung des Gesetzes Nr. 1226 vom 19. Juni 1905. Mit Erläuterungen. (VH, 
100 S.) kl. 8°. Dessau, C. Düunhaupt, 1905. Geb. in Leinw. 1*50 M. 

5. Schulhygiene. 

Dreyfuß, Dr. J.: Das Wesentliche der Schularzt frage. Kurze Darstellung. [Aus: 
„Vereinsbl. der pfälz. Ärzte“.] (18 S.) gr. 8°. Frankenthal, L. Göhring & Co., 
1905. 0*60 M. 

Gruber, Ober-Med.-Rat Prof. Dr.: Schulärzte. Sammelreferat, hervorgegangen 
aus der Tätigkeit der Scbularztkommission des ärztlichen Bezirksvereins 
München, erstattet in der Sitzung dieses Vereins am 12. Juli 1905. (24 S.) 
gr. 8°. München, Seitz & Schauer, 1905. 1 M. 

Jessen^ Dir. Prof. Dr. Ernst, Kreisschulinsp. Th. Motz u. Beigeordn. Reg.-Assess. 
Dominions: Die Zahnpflege in der Schule vom Standpunkte des Arztes, des 
Schulmannes und des Verwaltungsbeamten. (VIII, 67 S. mit Abbildungen, 

5 Tafeln und 3 Blättern Erklärungen.) gr. 8°. Straßburg, L. Beust, 1906. 
Geb. in Leinw. 2 M. 

Jugend; gesunde. Zeitschrift für Gesundheitspflege in Schule und Haus. 5. Jahrg. 
Ergänzungsheft. gr. 8°. Leipzig, B. G. Teubner. — Verhandlungen der 
6. Jahresversammlung des allgemeinen deutschen Vereins für Schulgesund¬ 
heitspflege am 14. und 15. Juni 1905 in Stuttgart. (112 S.) 1905. 1*60 M. 

6. Hospitäler und Krankenpflege. 

Bergä; Dr. A.: Guide de Petudiant ä l’hopital, in-8°, 1 vol. Masson et Cie. 

Billroth; Th.: Die Krankenpflege im Hause und im Hospitale. Ein Handbuch 
für Familie und Krankenpflegerinnen. 7. verbesserte Aufl. Herausgegeben 
von R. Gersuny u. L. Moszkowicz. Mit einem Porträt Th. Billroths, 
13 Fig. im Text und 49 Abbildungen auf 32 Tafeln. (XI, 314 S.) 8*. Wien, 
C. Gerold8 Sohn, 1905. Geb. in Leinw. 5 M. 

Forderungen und Vorschläge der Ärzte zur Abänderung der deutschen 
Arbeiterversicherungsgesetze. Bericht der Krankenkassenkommission des 
Ärztevereinsbundes an den Geschäftsausschuß desselben. (79 S.) 8°. Weimar, 
R. Wagner Sohn, 1905. 1 M. 

Gaupp; Dr. Otto: Die allgemeinen Krankenhäuser Württembergs nach ihrer 
volkswirtschaftlichen Bedeutung. (95 S.) 8°. Borna 1905. (Tübingen, 

F. Fues.) Bar 2*60 M. 
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Kirschstein, Dr. Fritz: Ärzte, Krankenkassen und Leipziger Verband. (64 S.) 

gr. 8°. Berlin, Herrn. Walther, 1905. 1 M. 

Marx, San.-R.Dr.: Handbüchlein der Krankenpflege zu Hause und im Hospitale, 
zugleich ein önterrichtsbuch für angehende Krankenpflegerinnen. Bearbeitet 
von Dr. Alfr. Russell. ö.Aufl. (X, 144 S. mit 16 Abbildungen.) 8°. Pader¬ 
born, F. Schöningh, 1905. Geb. in Leinw. 1*80 M. 
öttingen, Elisabeth v.: Unter dem Roten Krenz im russisch-japanischen Kriege. 
(VI, 248 S. mit 16 Abbildungen und 1 Karte.) 8°. Leipzig, W. Weicher, 
1905. 4 M.; geb. in Leinw. 5 M. 

Pnseh 9 Assist-Arzt Dr. Hans: Die staatliche Überwachung von Privat-Kur- und 
Krankenanstalten vom Standpunkte der öffentlichen Gesundheitspflege. [Aus: 
„Zeitschrift für Krankenanst a .] (66 S.) 8°. Leipzig, F. Leineweber, 1905. 
1*20 M. 

Schanz, Dr. Fritz: Die Krankenfürsorge für Gemeinden. [Aus: „Deutsche med. 
Wochenschr.“] (8 S.) 8°. Leipzig, G. Thieme, 1905. 0*80 M. 

7. Militär- und Schiffshygiene. 

C&ldweU, Robert: Military Hygiene. 8vo, 428 pp. Bailiiere, Tindall & Cox. 
net, 10*6 sh. 

8. Infektionskrankheiten, Bakteriologie und Desinfektion. 

Abel, Reg.- u. Med.-R. Dr. Rud.: Bakteriologisches Taschenbuch, enth. die wich¬ 
tigsten technischen Vorschriften zur bakteriologischen Laboratoriumsarbeit 

9. Aufl. (VI, 117 S.) kl. 8°. Würzburg, A. Stübers Verl., 1905. Geb. in Leinw. 
und durchsch. bar 2 M. 

Auerbach, Dr.: Die Typhusepidemie in Detmold und die Trinkwassertheorie. 
Eine kritische Studie. [Aus: „Journal für Gasbeleuchtung und Wasserver¬ 
sorgung*.] (68 S. mit 7 Abbildungen.) gr. 8°. München, R. Oldenbourg, 
1905. 1-50 M. 

Beiträge zur Klinik der Tuberkulose. Herausgegeben von Dir. Prof. Dr. Ludolph 
Brauer. IV. Bd. (1.Heft, 112 S.) Lex.-8°. Würzburg, A. Stübers Verl., 
1905. Bar 16 M. 

Beiträge zur Typhusforschung von Dr. Dr. Reg.- u. Med.-R. J. Borntraeger, 
Kreisassist.-Arzt Lentz, Jul. Tietz, Stabsärzte Seige und Vage des. Mit 
2Plänen, 4 Kurven, 5 Abbildungen u. 1 Tab. im Text. [Aus: „Klin. Jahrb.“] 
(III, 92 S.) gr. 8°. Jena, G. Fischer, 1905. 3 M. 

Beiträge zur Geburtshilfe und Gynäkologie. 10. Bd. 1. Heft. Leipzig, G. Thieme. 
Subskr.-Pr. 8 M. 

Belehrung, gemeinverständliche, über die Cholera und das während der Cholera¬ 
zeit zu beobachtende Verhalten. [Aus: „Anweisung zur Bekämpfung der 
Cholera, festgestellt in der Sitzung des Bundesrates vom 28. Januar 1904. 
Amtliche Ausgabe“.] (2 S.) 32*5 X 16*6 cm. Berlin, J. Springer, 1905. Bar 
nnn 0 05 M.; 10 Stück nn 0*50 M. 

Chuquet, Dr. A.: Hygiene du tuberculeux, in-16. Masson et Cie. 4 frcs. 
Denys, Prof. J.: Le bouillon filtre du bacille de la tuberculose dang le traitement 
de la tuberculose humaine, in-8°. 0. Doin. 15 frcs. 

Emond, Em.: Tuberculose pulmonaire. In-8°. 1*50 frcs. 

Fölix, le Dr. Jules: Les Epidemies et les maladies coutagieuses au XX° siede. 
In-12°. 3 50 frcs. 

Fridkin, M Ue Ginda: La Fievre recurrente et les spirilloses en general. In-8. 
3 frcs. 

Fürst, Livius: Die intestinale Tuberkulose-Infektion mit besonderer Berücksich¬ 
tigung des Kindesalters. (VII, 319 S.) Lex.-8 A . Stuttgart, F. Enke, 1905. 
10 M. 
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Gesetz, das, betr. die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten vom 28. August 
1905 (Ges.-S. S. 873), nebst der Inkraftsetzungsverordnung vom 10. Oktober 
1905, den Ausführungsbestimmungen des Ministers der Medizinalangelegen¬ 
heiten vom 7. Oktober 1905 und dem Reichsgesetz, betr. die Bekämpfung 
gemeingefährlicher Krankheiten vom 80. Juni 1900 (R.-G.-Bl. S. 306 flg.). 
[Aus: „Ministerialbl. f. Medizinal- u. medizin. Unterrichts-Angelegenheiten“.] 
(36 S.) Lex.-8°. Berlin, J. G. Cotta Nachf. Zweigniederlassung, 1905. 0 50 M. 

Gesetze, die, betr. die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. Das Reichs¬ 
gesetz, betr. die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, vom 30. Juni 
1900, das Gesetz vom 28. August 1905 nebst der Inkraftsetzungsverordnung 
vom 10. Oktober 1905 und den Ausführungsbestimmungen vom 7. Oktober 
1905. (80 S.) 8°. Berlin, A. Hirschwald, 1905. Bar 0*60 M. 

Guinard, le Dr. L.: Causeries familiäres sur la tuberculose et l’hygiene, faites 
au Sanatorium de Bligny. In-8°. 2*50 frcs. — Enseignement du Sanatorium. 

Handbuch der Tropenkrankheiten. Herausgegeben von Dr. Carl Mense. 2. Bd. 
Mit 126 Abbildungen im Text und auf 18 Tafeln. (XI, 472 S.) Lex. -8°. 
Leipzig, J. A. Barth, 1905. 16 M.; geb. in Leinw. bar 17*50 M. 

Köhler, Chefarzt Dr. F.: Tuberkulin und Organismus. Eine kritische und lite¬ 
rarische Studie zur Wertung des Alttuberkulins in der Gegenwart nach 
biologischen Gesichtspunkten und auf Grund der bisherigen Erfahrungen. 
Dem internationalen TuberkulosenkoDgreß zu Paris 1905 gewidmet. (100 S.) 
gr. 8°. Jena, G. Fischer, 1905. 2*50 M. 

Nocht, Hafenarzt, Krankenhaus - Leiter Dr. B.: Über Tropenkrankheiten. (Aus 
dem Seemannskrankenhauee und Institut für Schiffs- u. Tropenkrankheiten.) 
Vortrag. (42 S.) 8°. Leipzig, J. A. Barth, 1905. 1 M. , 

Pirquet, C. Frh. v., und B. Schick, Dr. Dr.: Die Serumkrankheit. (III, 144 S. mit 
eingedruckten Kurven.) Lex-8°. Wien, F. Deuticke, 1905. 4*50 M. 

Ross, Prof. Ronald: Untersuchungen über Malaria. Mit dem Nobelpreis 1902 
gekrönt. Aus dem englischen Original übersetzt von Dr. Schilling. (III, 
101 S. mit 7 Fig. und 9 Taf.) Lex.-8°. Jena, G. Fischer, 1905. 3 M. 

Sahm, Wilh.: Geschichte der Pest in Ostpreußen. (Publikation des Vereins für 
die Geschichte von Ost- und Westpreußen.) (Vni, 184 S.) Leipzig, Duncker 
& Humblot, 1905. 4*20 M. 

Toy, le Dr.: La Reglementation de la defense sanitaire contre la peste, le cholera 
et la fievre jaune. Gr. in-8°. 10 frcs. 

Über Typhus-Schutzimpfungen. (Aus den Akten des konigl. preuß. Ministeriums 
der geistl., Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten.) I. Bericht des In¬ 
stituts für Infektionskrankheiten in Berlin. Von Geb. Med.-Rat Dir. Prof. 
Dr. Gaffky. II. Vergleichende Untersuchungen über verschiedene Verfahren 
der Typhusschutzimpfung. A. Allgemeiner Teil. Von Abteilgs.-Vorst. Prof. 
Dr. W. Kolle. B. Spezieller Teil. Von Stabsärzten DD. Hetsch und 
Kutscher. Mit 6 graphischen Tabellen und 4 Kurven im Text. [Aus: 
„Klin. Jahrb.“] (32 S.) gr. 8°. Jena, G. Fischer, 1905. 1*50 M. 

Volkbausen, Kreisphys. Med.-Rat Dr.: Der Unterleibstyphus in Detmold im 
Sommer und Herbst 1904. Nach dem vorhandenen amtlichen Material dar¬ 
gestellt. [Aus: „Zeitschr. f. Medizinalbeamte“.] (40 S. mit eingedruckten 
Skizzen und 1 Plan.) gr. 8°. Berlin, Fischers medizinische Buchhandlung, 
1905. nn 1 M. 


9. Hygiene des Kindes (fehlt). 

10. Variola und Vaccination. 

Süpfle, Assist. Dr. Karl: Beiträge zur Kenntnis der Vaccinekörperchen. (IV, 
37 S.) gr. 8°. Heidelberg, C. Winter, Verl., 1905. 1*50 M. 
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11. Geschlechtskrankheiten. 

Foumier, Prof. Dr. Alfr.: Die Syphilis, eine soziale Gefahr. Deutsch von 
Dr. Gaston Vorberg. (Flugschrift der französischen Gesellschaft zur Be¬ 
kämpfung der Geschlechtskrankheiten [Societe frangaise de prophylaxie sani- 
taire et morale].) (IV, 82 S.) gr. 8°. Leipzig, F. Dietrich, 1906. 0*60 M. 

- Was hat der Vater seinem 18jährigen Sohne zu sagen? Ratschläge eines 

Arztes an die heranreifende Jugend. Aus dem Franz, von Dr. C. Ravasini. 
(Neue Aufl.) (32 S.) 8 # . Stuttgart, J. H. W. Dietz Nachf., 1905. 0*50 M. 

Hermann, Traug.: Die Prostitution und ihr Anhang. Ein Sittenbild aus Deutsch* 
lands Gegenwart. Erfahrungen und Mitteilungen eines Kriminalpsycbologen 
aus dem Strafvollzüge und der Schutzfürsorge. Allgemein faßlich dargestellt 
und ernster Beachtung dargeboten. (VII, 157 S.) 8°. Leipzig, H. G. Wall¬ 
mann, 1905. 2 M. 

Verhandlungen des 2. Kongresses der deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten in München am 17. und 18. März 1905, heraus¬ 
gegeben vom Vorstande der Gesellschaft. (Zeitschrift für Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten. 4. Bd.) (XVI, 277 S.) gr. 8 # . Leipzig, J. A. Barth, 
1905. 6 M. 


12. Gewerbe- und Berufshygiene. 

Blei-Merkblatt. Bearbeitet im kaiserl. Gesundheitsamte. (2 S.) 31*6 X 15 8 cm. 
Berlin, J. Springer, 1905. f0*10 M.; 10 Stück bar 0*50 M. 

Brat, H.: Über Erfolge der Sauerstofftherapie unter besonderer Berücksichtigung 
der in den Gewerbebetrieben gewonnenen Erfahrungen bei gewerblichen 
Vergiftungen. [Aus: „Klin.Jahrb. tt ] (16 S.) gr.8°. Jena, G. Fischer, 1905. 
0*75 M. 

Gallard, F.: L’hygiene de l’ouvrier aux Etats-Unis, consideree au double point 
de vue du milieu professionnel et de l’assistance administrative, in-8°, 
Berger-Levrault et Cie. 7*50 frcs. 

Rambousek, Dr. Jos.: Lehrbuch der Gewerbehygiene. (VII, 135 S. mit 33 Ab¬ 
bildungen u. 3 Tafeln.) gr. 8 # . Wien, A. Hartleben, 1906. 5 M.; geh. 6 M. 

Schüler, Fabrikinsp. Dr. Fridolin: Ausgewählte Schriften. Auf Veranlassung von 
Freunden desselben herausgegeben von Fabrikinsp. Dr. H. Wegmann. (VIII, 
281 S. mit Bildnis.) gr. 8°. Karlsruhe, G. Braunsche Hofbuchdr., 1905. 6M. 

13. Nahrungsmittel. 

Borax und Bors&ure als Arznei- und Konservierungsmittel. Herausgegeben 
vom Bunde deutscher Nahrungsmittelfabrikanten und -Händler. (118 S.) 
Lex.-8*. Heidelberg, C. Winter, Verl., 1905. 3 M. 

Haflterlik, Untersuchungsanst.-Insp. Dr. Alfr.: Die praktische Lebensmittel¬ 
kontrolle. Ein Leitfaden für die Nahrungs- und Genußmittelpolizei und für 
das Lebensmittelgewerbe. Mit 42 Abbildungen und 1 farbigen Doppeltafel. 
(IV, 171 und 8 S.) 8°. Stuttgart, E. Ulmer, 1906. 3*50 M.; geh. bar 4 M. 

Hueppe, Vorst. Prof. Dr. F.: Untersuchungen über Kakao mit besonderer Be¬ 
rücksichtigung der holländischen Aufscbließungsmethode und mehreren Vor¬ 
schlägen zur gesetzlichen Regelung in Deutschland und Österreich. (48 S.) 
8°. Berlin, A. Hirschwald, 1905. 1 M. 

Lamarche, C. de: La Culture potagere. Lee Bons legumes. In-12°. Cart. 1 frc. 

Liebreich, Prof. Geh. Med.-R. Dr. Ose.: Zur Frage der Bor-Wirkungen. Eine 
Kritik des Dr. Wiley sehen Berichtes an das amerikanische Ackerbau- 
Ministerium. (51 S. mit 4 Taf.) Lex.-8°. Berlin, A. Hirschwald, 1906. 4 M. 

Matthea, Dir. Dr. Herrn.: Die Nahrungsmittelverfälschung und die Maßregeln 
zu ihrer Bekämpfung. [Aus: „Weimar. Zeitg.“] (13 S.) gr. 8°. Weimar, 
H. Böhlaus Nachf., 1905. 0 30 M. 
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Moeller, Prof. Dr. Jos.: Mikroskopie der Nahrungs- und Genußmittel aus dem 
Pflanzenreiche. 2., gänzlich umge$rb. und unter Mitwirkung A. L. Win ton a 
verm. Aufl. (XVI, 599 S. mit 599 Fig.) gr. 8°. Berlin, J. Springer, 1905. 
18 M.; geb. in Leinw. 20 M. 

Nahrungsmittelbueh, deutsches. Herausgegeben vom Bunde deutscher Nah¬ 
rungsmittelfabrikanten und -Händler E. V. (VII, 245 S.) gr. 8°. Heidelberg, 
C. Winter, Verl., 1905. 6‘40 M.; geb. 7*40 M. 

Simons, Gust.: Küchensünden und Volksgesundheit. Ein Buch für Lebenskunst 
und wider die Schablone. 2 Hefte, gr. 8°. Berlin, Buchh. und Verlag „Der 
Naturarzt“, 1905. 1*10 M. 


14. Alkoholismus. 

Popert, Dr. Herrn. M.: Alkohol und Strafgesetz. Vortrag, gehalten auf dem 
III. deutschen Abstinententage zu Dresden, am 9. September 1905. (24 S.) 
8°. Flensburg, Deutschlands Großloge II, 1905. 0 # 25 M. 

15. Verschiedenes. 

Apotheker-Zeitung, schweizerische. (Vormals Chemisch-technischer Anzeiger.) 
Wochenschrift für die Interessen der Pharmazie, Chemie, Hygiene und ver¬ 
wandte Fächer. 1. Jahrg. Oktober 1905 bis September 1906. 52 Nummern. 
(Nr. 1. 8 S. mit Abbildungen.) 4°. Zürich, E. Richter. Viertelj. 2*50 M. 
Audebert, J.: Petit code professionnel de la eage-femme. Resume de ses droits 
et de ses devoirs, in-18°. A. Poinat. 1*50 frcs. 

Axenfeld, Prof. Thdr.: Blindsein und Blindenfürsorge. Prorektoratsrede. (34 S.) 
gr. 8°. Freiburg i. Br.,. Universitätsbuchdr. U. Hochreuther, 1905. (Nur 
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Nagel’s neues Handbuch der Physiologie des Menschen, zu dessen Fertig¬ 
stellung 25 hervorragende Gelehrte Deutschlands, Österreichs, Däne¬ 
marks, Schwedens und Rußlands sich vereinigt haben, ist dazu bestimmt, 
allen denjenigen, die in die Physiologie tiefer eindringen wollen, als es beim Studium 
eines der zahlreichen Lehrbücher oder beim Hören einer Vorlesung über die ge¬ 
samte Physiologie möglich ist, als Hilfsmittel zu dienen. Es soll demnach in erster 
Linie für den Physiologen von Fach ein Nachschlagewerk sein, in dem er die ein¬ 
zelnen Gebiete der Physiologie von kompetenten, gerade auf dem betreffenden Ge¬ 
biete tätigen Forschern bearbeitet findet. Nicht minder willkommen und nützlich 
dürfte indessen die Herausgabe des Werkes für die zahlreichen Forscher sein, 
deren Arbeitsgebiet an die Physiologie angrenzt oder die Beherrschung derselben zur 
Voraussetzung hat. Der Zoologe, der Anatom, der Pathologe, Neurologe, Psycho¬ 
loge, Psychiater, der Ophthalmologe, Oto- und Rhinologe, wie überhaupt alle, welche 
auf irgend einem Gebiet der Medizin wissenschaftlich arbeiten, sind an dem Er¬ 
scheinen des neuen Werkes interessiert. Auch der mit der Wissenschaft fortschrei¬ 
tende praktische Arzt wird es gern begrüßen, daß ihm statt der meist unzuläng¬ 
lichen Studentenlehrbücher ein ausführliches Werk geboten wird, dessen Inhalt 
«ich ganz speziell auf die Physiologie des Menschen bezieht und die Physiologie 
der Tiere nur insoweit heranzieht, als dies wegen mangelnder Erfahrung am 
menschlichen Organismus notwendig ist. 

Bas auf vier Bände berechnete hochbedeutende Werk ist bereits 
von der fachwissenschaftlichen Kritik als ein würdiger Nachfolger 
des vor 25 Jahren erschienenen großen und berühmten Handbuchs 
von L. Hermann allgemein mit dem größten Beifall begrüßt worden 
und sei deshalb hiermit wiederholt der besonderen Beachtung der be¬ 
teiligten wissenschaftlichen Kreise angelegentlich empfohlen. 
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Das staatliche Aufsichtsrecht 
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zentralen Wasserleitungen in Preufsen 
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Krenzlin, 
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Infolge der großen Zunahme der zentralen Wasserleitungsanlagen, welche 
zur Versorgung mit Trinkwasser dienen, sowie bei dem erheblichen An¬ 
wachsen des Versorgungsgebietes vieler Wasserwerke hat die Frage der 
staatlichen Überwachung derartiger Anlagen namentlich in neuerer Zeit 
erhöhte Bedeutung erhalten. In der angezeigten Schrift werden deshalb die 
rechtlichen Grundlagen und die Grenzen des staatlichen Aufsichtsrechtes 
gegenüber zentralen Wasserleitungen im Bereiche der Preußischen Monarchie 
eingehend und unter Heranziehung der Rechtsprechung der höchsten Gerichts¬ 
höfe erörtert. Auch wird geprüft, ob dieses Aufsichtsrecht nach seinem 
gegenwärtigen Umfange genügt, um die Einrichtungen und den Betrieb von 
Wasserleitungsanlagen in einer den gesundheitlichen Anforderungen entspre¬ 
chenden Weise zu regeln, oder ob hierzu eine Ergänzung der Gesetzgebung 
notwendig ist. Der Verfasser gelangt dabei zu dem Ergebnis, daß es eines 
gesetzgeberischen Eingreifens nicht bedarf, wenn die Überwachungsbehörden 
die ihnen zur Verfügung stehenden Handhaben nach Möglichkeit anwenden. 

An einer wissenschaftlichen Behandlung dieses Gegenstandes hat es 
bisher gefehlt. Auch bestanden in der Praxis bezüglich des Umfanges des 
staatlichen Aufsichtsrechtes vielfach Zweifel. Die angezeigte Schrift dürfte 
deshalb namentlich für die beteiligten Behörden und Beamten von Interesse 
sein, zumal ihr praktischer Wert noch durch das als Anhang beigefügte 
Muster einer Polizeiverordnung über die Einrichtung und den Betrieb von 
Wasserleitungen erhöht wird. Auch die Unternehmer und Leiter von Wasser¬ 
werken sowie Hygieniker werden sich durch die auch für den Nicht Juristen 
faßlich geschriebenen Ausführungen über die einschlägigen Rechtsfragen 
unterrichten können. 


Zu beziehen durch, alle Buchhandlungen. 
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Über die Anchylostomiasis *)• 

Von A. Tenholt, Bochum. 


Bereits im 17. Jahrhundert grassierte in Ägypten eine unter dem Namen 
„Ägyptische Ghorose tf bekannte Krankheit unter denselben Erscheinungen 
wie die Anchylostomiasis. Von deren parasitärer Natur hatte man jedoch 
seinerzeit noch keine Ahnung. Erst 1851 wurde von Griesinger und 
Bilharz als Ursache dieser Krankheit das Anchylostomum duodenale fest- 
gestellt, nachdem allerdings Dubini in Mailand den Parasiten bereits im 
Jahre 1838 in einer menschlichen Leiche entdeckt hatte, ohne jedoch 
seine Bedeutung als Krankheitserreger zu erkennen. 

Der Wurm stammt aus den Tropen; wann er das deutsche Gebiet 
erreicht hat, ist nicht bestimmt festgestellt; wahrscheinlich ist er gelegent¬ 
lich des Gotthardtunnelbaues im Jahre 1880 durch zurückkehrende oder 
öbersiedelnde Tunnelarbeiter hierher verschleppt worden. Möglicherweise 
ist er zunächst nach Ungarn durch jene Arbeiter gelangt; jedenfalls — das 
ist festgestellt — haben ungarische Bergleute zu der Verschleppung ins 
rheinisch-westfalische Kohlenrevier beigetragen. Leuckart nimmt an, daß 
der Wurm 1867 diesseits der Alpen noch nicht vorgekommen ist. Das 
Verdienst, die seinerzeit unter den Gotthardtunnelarbeitern ausgebrochene 
Seuche als Anchylostomiasis zuerst erkannt zu haben, gebührt Perroncito. 

Neuerdings ist es fraglich geworden, ob das Anchylostomum duodenale 
als einziger Parasit seiner Art die beim Menschen vorkommende Krankheit 
verursacht, oder ob es in verschiedenen Ländern, namentlich in Brasilien, 
noch eine andere Spezies als Erreger derselben Krankheit gibt. Nach einer 
1905 im medizinischen Institut zu Padua unter Professor A. de Giovanni 
von seinem Assistenten Dr. Siccardi verfaßten Arbeit gibt es eine solche 
Spezies des Anchylostomum americanum, dessen innerer Bau von dem des 
Anchylostomum duodenale etwas abweichen soll. Ein brasilianischer Arzt, 
mit dem ich über diesen Gegenstand korrespondiert habe, kannte nur das 
Anchylostomum duodenale Dubini. Das Wort „duodenale u ist insofern nicht 
ganz richtig, weil der Parasit nur äußerst selten im Duodenum, meistens 
vielmehr im mittleren und unteren Dritteil des Dünndarmes gefunden wird. 
Aber auch der neuerdings gebrauchte Name „Anchylostomum hominis 11 stößt 
auf Widerspruch, denn einige Forscher, darunter auch Loos8 in Kairo, ein 
ehemaliger Schüler Leuckarts, behaupten, daß es, wenn auch selten, ge¬ 
länge, die Anchylostomum - Larven auf junge Hunde bis zum geschlechts- 
reifen Wurm zu übertragen. Meine eigenen wiederholten Versuche an 
Hunden, auch an jüngeren Tieren, worauf Looss Gewicht legt, sind in 


l ) Ich finde keinen Grund, die ursprüngliche Schreibweise »Anchylostomum*, 
den Namen, auf den der Wurm sozusagen getauft ist, in „Ankylostomum“ umzu- 
ändern. 

17* 
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dieser Beziehung erfolglos geblieben; ich komme hierauf noch zuröck. 
Einstweilen müssen wir an dem alten Lehrsatz festhalten: es gibt nur 
einen Wirt für unseren Parasiten und auch keinen Zwischenwirt. Auch 
die in Ungarn von Rathony und anderen ausgegangene Lehre, daß das 
Pferd Träger des Anchylostomum duodenale sei, dürfte auf Irrtum, auf einer 
Verwechselung unseres Wurmes mit dem beim Pferde vorkommenden 
Sclerosthomum equinum beruhen oder auf nicht vorsichtig genug ent¬ 
nommenem UnterBuchungsinaterial. Wenn man, wie es anscheinend in 
Ungarn geschehen ist, den Pferdedünger untersucht, den man im Stalle der 
Grube findet, so kann der Dünger Eier und Larven vom Anchylostomum 
duodenale enthalten, ohne daß sie vom Pferde stammen; die Larven können 
in den Dünger hineingewandert sein, und die Eier können Ratten und Mäuse 
und sonstiges Ungeziefer in der Grube dorthin verschleppt haben. Ich habe 
eine große Masse Pferdedünger von den am meisten verseuchten Gruben 
untersucht, aber niemals darin ein Anchylostomumei gefunden, habe aller¬ 
dings dabei die Roßäpfel frisch auffangen lassen, bevor sie den Boden be¬ 
rührt hatten. 

Das Anchylostomum duodenale scheint über die ganze Erde verbreitet, in 
den Tropen und subtropischen Ländern aber endemisch zu sein, am meisten 
wohl, wie gesagt, unter den Negern, besonders im Kongostaat, in Australien, 
in Vorder- und Hinterindien usw. Im gemäßigten Klima dürfte es fast nur 
in den bergbaulichen Gruben, insbesondere in den Steinkohlengruben Vor¬ 
kommen, stets eingeschleppt aus den tropischen oder subtropischen Ländern. 
Eine Zeitlang galt die Krankheit für eine Berufskrankheit der Ziegelei¬ 
arbeiter (essentielle Anämie der Ziegelbäcker). Allein ich möchte glauben, 
daß hier ein Irrtum obgewaltet hat und daraus entstanden ist, daß in den 
Jahren 1S82 bis 1885 unter den Ziegeleiarbeitern bei Köln am Rhein diese 
Krankheit entdeckt wurde. Aber Leichtenstern selbst, der diese Gelegen¬ 
heit zu seinen wertvollen Arbeiten auf dem Gebiete der Anchylostomiasis 
benutzte, wußte recht gut und hat es deutlich genug ausgesprochen, daß 
es sich bei diesen Leuten um Bergarbeiter, die sog. Wallonen, handelte, die 
im Winter in den Steinkohlengruben bei Lüttich und Mons in Belgien ar¬ 
beiten, im Sommer auf die ausländischen Ziegelfelder ziehen, um die Feld¬ 
brandziegelei zu betreiben. Im Herbst ziehen sie zu ihren Kohlengruben 
zurück. Den Wurm haben sie in den genannten Gruben acquiriert. Nur 
ein Mißverständnis konnte dazu führen, daß man anfangs, als die Wurm¬ 
krankheit im hiesigen Kohlenrevier auftrat, mit allen möglichen Prohibitiv- 
maßnahmen gegen die Wallonen zu Felde zog; man befand sich in einem 
jahrelang fortgesetzten Kampfe gegen einen Feind, der gar nicht vorhanden 
war. Ich konnte nachweisen, daß auf Zeche „Graf Schwerin u , dem Haupt¬ 
herde der Seuche, den auch die Wallonen angeschürt haben sollen, nicht 
Wallonen, sondern Holländer die Feldbrandziegelei seinerzeit betrieben 
hatten, und daß auf Zeche Eiberg, wo wirklich Wallonen ziegelten, unter 
der Belegschaft der Zeche kein Wurmbehafteter zu finden war. Wenn die 
Feldbrandziegler als solche zu der Krankheit disponiert wären, dann müßten 
die lippiBchen Ziegler, die nach wie vor auch im Kohlenrevier ihren Feld¬ 
brand betreiben, längst den Wurm acquiriert haben; aber meines Wissens 
hat bisher keiner dieser emsigen Arbeiter an dem Wurm laboriert. Nichts 


Digitized by Google 



273 


Über die Anchylostomiasis. 

ist auch ungünstiger für die Entwickelung der Larven des Wurmes als der 
heiße, trockene Lehmboden der Ziegeleifelder. 

Der erste Fall von Anchylostomiasis soll 1885 von Dr. AIbers in 
Essen beobachtet worden sein. Dann wurden zwei Fälle im Dortmunder 
Krankenhause bekannt, die von Benkelmann und Fischer 1892 ver¬ 
öffentlicht worden sind, ln den Jahren 1893 bis 1895 sind 23 oder 24 Fälle 
im Krankenhause Bergmannsheil bei Bochum aufgenommen; die meisten 
stammten von Zeche „Graf Schwerin 4 . Unzweifelhaft ist die Krankheit 
hierher von Ungarn aus eingeschleppt worden; im Jahre 1885 haben da¬ 
selbst schon Ungarn unter Tage gearbeitet. Im Jahre 1896 fand ich auf 
Zeche „Unser Fritz 4 einen neu anzulegenden, von Brennberg in Ungarn 
zugezogenen Bergmann mit dem Wurm behaftet, und hiermit begannen 
unsere Abwehrmaßnahmen nicht allein gegen die Ungarn, sondern auch 
gegen die Österreicher. Wenn jetzt, nachdem viele Jahre lang der Zuzug 
der Arbeiter aus diesen Ländern ungehindert sich vollzogen, seit 1896 aber 
eingedämmt worden, unter den wenigen noch vorhandenen Ungarn — die 
Zechen haben sie nach und nach abgeschoben — die Krankheit relativ viel¬ 
leicht nicht häufiger vorkommt als bei unseren einheimischen Bergarbeitern, 
so beweist dies erklärlicherweise nichts gegen die früher stattgehabte Ein¬ 
schleppung der Krankheit aus Ungarn. 

Außer Rheinland-Westfalen sind noch andere Provinzen, wenn auch 
▼iel weniger, von der Seuche heimgesucht worden. Im Jahre 1897 sollen 
im Kreise Rybnick in oberschlesischen Kohlenbecken 18 Fälle vorgekommen 
sein. Wahrscheinlich stammten diese wie auch 20 bis 30 in Nieder-Rydulten 
in demselben Kreise 1899 beobachtete Fälle sämtlich aus Ungarn. Aucb 
1900 waren dort vier Bergarbeiter in Behandlung gekommen, die nachweis¬ 
lich in Brennberg in Ungarn gearbeitet hatten; sie wurden über die Grenze 
zuröckgebracht. Im niederschlesischen Kohlenbecken scheint der Parasit 
bisher keinen festen Boden gewonnen zu haben, ebenso im sächsischen Stein¬ 
kohlenrevier. Dagegen ist die Krankheit im Aachener Revier noch verbreitet, 
namentlich auf Zeche Nordstern und Maria in Höngen. Nach gelegentlicher 
eigener Wahrnehmung hat man aber dort, wenigstens auf einigen Gruben, 
die Zahl der Wurm behafteten ganz erheblich überschätzt, indem man allerlei 
falsche mikroskopische Gebilde für Anchylostomumeier hielt. Ich werde auf 
diesen wunden Punkt in der Bekämpfung der Seuche noch zurückkommen. 

In Süddeutschland, namentlich in der Bayerischen Pfalz und den übrigen 
bayerischen Landesteilen, ist der Kohlenbergbau relativ gering und daher 
wohl die Wurmkrankheit unbekannt. 

Zum weiteren Verständnis unseres Gegenstandes dürfte eine kurze 
Beschreibung der anatomischen und physiologischen Verhältnisse des Anchy- 
lostomum duodenale hier am Platze sein. 

Der Wurm gehört zu den Nematoden, den Rundwürmern, zur Gattung 
Strongylus (Schneider). Leider bedienen sich verschiedene Forscher ver¬ 
schiedener Gattungsnamen. So heißt sie bei Leuckart „Dochmius“, bei 
Fröhlich „Uncinaria“. Der walzenförmige Körper, mit einem nach der 
Röckenfläche etwas gebogenen Kopfe, ist beim Männchen 7 bis 8 mm, bei 
dem etwas dickeren Weibchen 10 bis 12 mm lang; die Größe variiert 
übrigens etwas. Die Mundkapsel ist mit sechs scharfen Chitinzähnen be- 

Vierteljahnschiift für Gesundheitspflege, 1900. io 
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waffnet und setzt sich in den etwa ein Sechstel der Leibeslänge betragenden 
Schlund fort, um in den Chylusdarm überzuführen. Das Geschlechtsorgan 
des Männchens besteht aus dem schirmartig erweiterten hinteren Leibesende 
mit Spicula (der sog. Bursa). Die Geschlechtsöffnung des Weibchens führt 
etwas hinter der Mitte des Körpers zunächst in eine kurze Scheide, weiterhin 
in den mit zahlreichen Windungen den Chylusdarm umspinnenden Eier- 
stock. Die Zahl der vom Weibchen abgesetzten Eier ist eine enorme; 
Leichtenstern fand in 1 g Kot eines Wurmträgers 19000 Eier. Das Ei 
ist von ovaler Gestalt, mit glatter Oberfläche und einem einfachen, sehr 
zarten Chitinhäutchen als Eischale. Die von einigen Autoren gegebene 
Darstellung, wonach das Ei einen doppelten Kontur haben soll, ist nicht 
richtig und hat zu unliebsamen Verwechselungen anderer Entozoeneier mit 
Anchylostomumeiern Anlaß gegeben. Die lediglich im Darme des Wurm¬ 
trägers abgesetzten Eier beginnen hier bereits die Dotterfurchung, gelangen 
hier jedoch nicht zur Embryonalbildung; dazu bedürfen sie des freien 
Sauerstoffs an der Luft, sowie der Feuchtigkeit und einer höheren Tempe¬ 
ratur. Gelangt ein eierhaltiger Kot auf einen so beschaffenen Nährboden, 
der außerdem noch der Einwirkung der Sonnenstrahlen nicht ausgesetzt 
sein darf, so entwickelt sich in einigen Tagen die junge Larve und aus 
dieser nach einigen Tagen die reife, die eingekapselte Larve. Die Dauer 
dieses Entwickelungsganges hängt von dem Grade der Temperatur und der 
Feuchtigkeit des Nährbodens wesentlich ab. Am günstigsten ist eine Tem¬ 
peratur von 25 bis 28° C und eine dünnbreiige bis wässerige, mit fauligen 
Stoffen untermischte Flüssigkeit. Über die Grenzen der erforderlichen, 
bzw. noch hinreichenden Temperatur für die Entwickelung der Larven ist 
ein lebhafter Streit entstanden. In einer kleinen, am 25. August 1904 zu 
Köln am Rhein stattgehabten internationalen Konferenz zur Bekämpfung 
der Wurmkrankheit wurde in dieser Beziehung folgende Resolution an¬ 
genommen: „Bei 22° findet die Entwickelung der Larven mit Sicherheit 
noch statt, es kann aber auch bei niedrigerer Temperatur — eine bestimmte 
Grenze fehlt noch — das Ei sich bis zur encystierten Larve entwickeln, 
wenn auch weit schwieriger und langsamer. tt Nach meinen eigenen Beob¬ 
achtungen und Versuchen im Laboratorium, sowie in der Grube, gelingt es 
wohl im Brutschrank, bei konstanter Temperatur von 20 bis 22°, im eier¬ 
haltigen Kot eine oder die andere Larve zur Einkapselung zu bringen, aber 
nicht in der Grube, wo eine so konstante Temperatur wie im Brutschrank 
fehlt. Außerdem ist die so künstlich gezüchtete Larve weniger widerstands¬ 
fähig im Kampfe ums Dasein; von einem solchen schwachen Gezücht haben 
wir auf die Dauer nichts zu befürchten. 

Die dem Ei entschlüpfte junge Larve zeigt alle Eigentümlichkeiten der 
freilebenden, geschlechtslosen Rhabditis. Sie ist etwa 0'4 bis 0*5 mm lang, 
0*05 bis 0*016 mm dick, mit einer pfriemförmigen Schwanzspitze, die die 
ziemlich lebhafte Eigenbewegung der Larve vermittelt Die kurze Mund¬ 
röhre geht in den spindelförmigen Ösophagus über, dieser in den drei- 
klappigen Magen. Nach einigen Tagen, immer die erforderlichen günstigen 
Außenverhältni88e vorausgesetzt, beginnt die Häutung, die Einkapselung; 
nach Vollendung der Häutung, die sich wiederholen kann, ist die Dauer¬ 
form des Parasiten vollendet; er harrt nun gewissermaßen des Augenblicks, 
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wo er seinen Wirt, den Menschen, erreicht. Wie lange die reife Larve, 
ohne ab 2 U 8 terben, im Dauerzustände in der freien Natur aushalten kann, 
ist noch nicht ganz bestimmt ermittelt, nach meinen eigenen Beobachtungen 
mindestens drei Monate lang. Aber warum sollten sie nicht jahrelang in 
diesem Zustande lebend verharren können? Ich habe noch niemals eine 
eingekapselte verkalkte Larve gefunden; wenn der Verkalkungsprozeß, 
von dem man in der Literatur viel hört, häufig vorkäme, hätten wir bei 
unseren zahlreichen Untersuchungen von Schlamm und Wasser in den ver¬ 
seuchten Gruben doch wohl auf eine verkalkte Larve stoßen müssen. 

Gelangt die reife, noch lebensfähige Larve in den menschlichen Darm, 
so entwickelt sie sich zum geschlechtsreifen Wurm, wie er bereits be¬ 
schrieben ist. Nur die Einwanderung der Larven kann die Anchylostomiasis 
verursachen, nicht die Einwanderung der Eier, die ja stets nur eine passive 
sein könnte, und höchstwahrscheinlich auch nicht das Hineingelangen un¬ 
reifer Larven. Leichtenstern und andere Forscher nahmen an, daß nur 
die eiDgekapselte Larve der Zerstörung durch den Magensaft widerstehen 
könne und die Kapsel erst im alkalischen Darmsafte aufgelöst würde. Diese 
auf der Lehre, daß die Ansteckung immer per os erfolge, fußende Theorie 
ist durch die Loosssche Entdeckung der fakultativen Einwanderung der 
Larven durch die Haut hinfällig geworden. Die einwandernde, die Haut 
durchbohrende eingekapselte Larve wirft die Kapsel unmittelbar vorher ab. 

Früher nahm man auch allgemein an, daß das Anchylostomum ein 
äußerst gieriger Blutsauger sei, nach Leichtenstern ein Luxusparasit, der 
mehr Blut entzieht, als zu seiner Ernährung erforderlich ist. Neuerdings 
ist aber durch Looss und Sangali naohgewiesen, daß der Parasit sioh von 
der menschlichen Darmschleimbaut ernährt; er frißt sich sozusagen in die 
Schleimhaut hinein. Wird hierbei zufällig ein kleines oder größeres Blot¬ 
gefäß angeschnitten, so wird sich Blut dem Schleimhautfutter heimischen. 
Auf der bereits erwähnten Konferenz in Köln war auch Looss anwesend. 
Mit großem Interesse verfolgten wir seine mikroskopischen Präparate, von 
denen einige auch diesen Vorgang, das Hineingefressensein des Wurmes in 
die Schleimhaut, erkennen ließen; man sah, wie noch das Kopfende in der 
Schleimhaut steckte uudder Darm des Wurmes von dem verzehrten Schleim¬ 
hautgewebe vollgepfropft war. Diese Präparate nebst den sich anschließen¬ 
den Vorträgen, sowie die Präparate, welche das Eindringen der Larven 
durch die Haut, ihre Weiter Wanderung auf passivem Wege durch die Blut- 
und Lymphgefäße durch die Anwesenheit von Larven an allen diesen Stellen 
erkennen ließen, machten auf die Mitglieder der Konferenz einen beinahe 
verblüffenden Eindruck, zumal wir sämtlich als Skeptiker der Loos eschen 
Lehre gegenüber erschienen waren. Andererseits aber fand hier mancher 
eine gewisse Erlösung aus dem Widerspruche zwischen seinen eigenen 
klinischen Wahrnehmungen und der früheren Lehre von den blutrünstigen 
Anchylostomen; hatte man doch, so wie ich, unter den abgetriebenen 
Würmern so äußerst selten rote, sondern in der Regel nur weiße, blutarme 
gesehen. Im Lichte der Literatur erscheint es auch gar nicht so wunder¬ 
bar, daß die Anchylostomum - Larven durch die Haut einwandern. Schon 
Leuckart bemerkte gelegentlich, daß andere verwandte Parasiten ihren 
Wirt durch Einbohren in seine Haut zu erreichen suchen. Er glaubte 
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jedoch, daß hiervon Ausnahmen vorkämen, denn es war ihm gelungen, 
das Hunde-Anchyloetomum (Dochmius trigonocephalus) durch direktes Ein- 
führen der Larven in den Verdauungskanal des Hundes zur Geschlechtsreife 
zu bringen. 

Es fragt sich nun, was ist das schließliche Schicksal unseres Wurmes? 
Spontan scheint er seinen Wirt nicht zu verlassen; aber er hat — dafür 
sprechen zahlreiche Beobachtungen — nur eine beschränkte Lebensdauer 
von etwa fünf bis sechs Jahren. Es ließ sich dies auch von mir feststellen, 
einerseits bei Bergleuten, welche vor etwa fünf Jahren, mit dem Wurm be¬ 
haftet, vom Fache abgekehrt waren, seitdem auch keine Gelegenheit, sich 
von neuem anzustecken, gehabt hatten, aber nach wie vor noch mit dem 
Wurm behaftet waren, andererseits in ähnlichen Fällen, nur mit dem Unter¬ 
schiede, daß der Wurm nach etwa sechs Jahren nicht mehr vorhanden war, 
ohne daß inzwischen eine Abtreibungskur stattgefunden hatte. 

Die durch den Wurm verursachte Krankheit nimmt, entsprechend der 
Seßhaftigkeit des Parasiten, im menschlichen Darm in der Regel einen 
chronischen Verlauf. In der bei weitem größeren Mehrzahl der Fälle fehlen 
bei den Wurmträgern sowohl objektive wie auch subjektive Krankheits- 
erscheinungen. Ich unterscheide daher kranke und nicht kranke Wurm¬ 
träger, was nicht nur von theoretischer, sondern auch von praktischer Be¬ 
deutung ist. Zinn und Jacoby (Berliner klinische Wochenschrift 1896, 
Nr. 36) bemerken ganz richtig, daß die Befunde von Anchylostomen beim 
Menschen noch nicht die Anchylostomiasis bedeuten; bei den Negern sei 
der Wurm endemisch, aber noch nicht die Anchylostomiasis. Die Neger 
sind wahrscheinlich durch ihre Rasseneigentümlichkeit gegen den Wurm 
mehr oder minder immun. Besitzt der Wurmträger die natürliche Wider¬ 
standsfähigkeit gegen den Parasiten nicht, so erkrankt er unter den Er¬ 
scheinungen der Anämie, die unter Umständen den Charakter der perniziösen 
Anämie annehmen kann, was meistenteils wohl von der Zahl der beher¬ 
bergten Parasiten abhängt. Die Krankheit kann aber auch schon bei einer 
verhältnismäßig geringen Zahl von Würmern unter dem Bilde der perni¬ 
ziösen Blutarmut verlaufen. Naoh meinen klinischen Wahrnehmungen, die 
sich über mehr als 4000 Fälle erstrecken, muß ich annehmen, daß der 
Parasit ein Stoffwechselgift erzeugt und daß dies, nicht das dem Wirt ent¬ 
zogene Blutquantum, die Anchylostomiasis verursacht. Bereits Bohl and, 
Arslan und Lussano haben nachgewiesen, daß der Wurm ein Gift, welches 
zur Natur der Ptomaine gehört, produziert. Ist der Wurmträger dieser 
toxischen Substanz gegenüber nicht widerstandsfähig genug, so kann er, 
selbst wenn er nur verhältnismäßig wenige Würmer beherbergt, einer akuten 
Anchylostomiasis unterliegen. Einen einschlägigen Fall dieser Art habe 
ich im Jahre 1898 (Zeitschrift für Medizinalbeamte) veröffentlicht. Schon 
in diesem tödlich verlaufenen und zur Obduktion gelangten Falle war der 
äußerst geringe pathologisch-anatomische Befund im allgemeinen, sowie be¬ 
sonders im Darmtraktus auffällig. Auch spätere Obduktionen in Fällen, 
wo die Anchylostomiasis nur die begleitende, nicht die tödlich verlaufene 
Krankheit war, haben mich belehrt, daß die Ulcerationen im Darm, welche 
von manchen Autoren als Folgen der Wurmbisse gedeutet werden, doch 
wohl auf andere Ursachen zurückzuführen sind. Für die toxische Wirkung 
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des Wurmes durch Ausscheidung eines Protoplasmagiftes spricht auch die 
in der Regel bei den anämischen Wurmträgern vorhandene Veränderung 
der Blutkörperchen: die Eosinophilie und die destruktive Beschaffenheit der 
roten Körperchen (Mikrocyten, Makrocyten usw.). 

Behandlung. 

In therapeutischer Beziehung haben wir lediglich die Aufgabe, den 
Wurm abzutreiben, sowie die vorhandenen sekundären Erscheinungen, ins¬ 
besondere die Anämie, zu beseitigen. Als Abtreibungsmittel hat sich bisher 
am besten das Extractum filicis maris, recens paratum, erwiesen; alle übrigen, 
das Thymol nicht ausgeschlossen, sind weniger leistungsfähig. Leider ist 
das Extractum filicis kein ungefährliches Mittel; seine bekannte, höchst 
unliebsame Nebenwirkung, Sehstörungen, sogar plötzliches Erblinden zu 
verursachen, haben wir mehrmals an unseren Klienten erfahren müssen. 
Es ist dies um so bedenklicher, als von mehreren Seiten die Abtreibungs¬ 
kuren als Maßnahmen zur Bekämpfung der Krankheit als Seuche in erster 
Reihe gepriesen werden. Man muß, sagt man, den Wurmträger angreifen, 
um die Wurm keime, die Wurmeier, zu vernichten. Zu diesem Zwecke sind 
zunächst alle Wurmträger zu ermitteln, was durch einfache mikroskopische 
Durchmusterung der Stuhlgänge geschehen kann, zumal die Eier sehr leicht 
zu erkennen sein sollen. Es ist aber kaum glaublich, wie häufig Anchy- 
lostomumeier mit anderen Entozoeneiern, namentlich mit den meines 
Wissens zuerst von mir beschriebenen und so benannten enthüllten Askariden- 
eiern, im Falle, daß diese von ihrer äußeren braunen Schale enthüllt sind, 
verwechselt werden. Schon manche Grubenbesitzer haben sich in unnütze 
Kosten gestürzt, um ihre angeblich verseuchten Gruben von dem Wurm zu 
befreien, bis sich herausstellte, daß hier ein diagnostischer Irrtum obwaltete. 
Auf anderen Gruben hat man wohl die Anchylostomumeier richtig erkannt, 
aber auch die erwähnten Askarideneier mit zu den Anchylostomumeiern 
gezählt und somit die Zahl der wirklich vorhandenen Wurmträger nicht 
unerheblich überschätzt. Auf diese Weise sind Zahlen in die Statistik ge¬ 
langt, die einerseits ein allzu erschreckendes Bild von der Verbreitung der 
Wurmkrankheit gaben, andererseits aber zu einer bedeutenden Über¬ 
schätzung des Erfolges gewisser Maßnahmen gegen die Seuche führten. 
Wenn z. B., wie es nicht selten geschehen ist, die Belegschaft einer Zeche 
bei der ersten mikroskopischen Durchmusterung der Stuhlgänge zufolge 
der irrtümlichen Diagnose zu 60 bis 80 Proz. wurmbehaftet befunden, 
darauf die Abtreibungskur erfolgte, demnächst aber der betreffende Arzt 
über seine falsche Diagnose belehrt wurde und man dann bei einer erneuten 
Durchmusterung nach einigen Monaten nur noch 40 Proz. wurmbehaftet 
fand, so ist dies, zum Teil wenigstens, auf die frühere falsche Diagnose 
zurückzuführen; man hat es aber den erfolgreichen Abtreibungskuren zu¬ 
geschrieben. Nach einem offiziellen Berichte sollen von 12157 Wurm¬ 
behafteten bei der ersten Untersuchung mehrere Monate später bei der 
zweiten Durchmusterung nur noch 4819 Wurmbehaftete gefunden worden 
sein, die Krankheit also in so kurzer Zeit um mehr als 60 Proz. zurück¬ 
gegangen sein. Daß es sich hier nur um einen scheinbaren Erfolg handeln 
konnte, liegt für jeden, der die Sache kennt, auf der Hand. 
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Noch eine andere mißliche Seite hat das systematische Abtreibungs- 
verfahren. Noch vor einigen Jahren glaubte auch ich, daß man in der 
Tat fast alle Wurmbehafteten von ihrem Wurm befreien könnt«. Später 
aber entdeckten wir auf unserem klinischen Laboratorium, daß eine große 
Anzahl von den wirklich wurmbehafteten Bergleuten, die als radikal geheilt 
aus der Anstalt entlassen waren, nach einigen Wochen, wo von einer neuen 
Ansteckung noch keine Rede sein konnte, wieder Wurmeier im Stuhlgange 
darbot. Weitere Untersuchungen ergaben, daß schon zufolge der mit den 
Wurmkuren verbundenen Abführmitteln die Wurmeier aus den Stühlen 
verschwinden können, ohne daß der Wurm selbst abgeht. Man kann daher 
auch durch ein beliebiges drastisches Abführmittel bei einem Wurmträger 
die Eier zum Verschwinden bringen, allerdings nur auf kurze Zeit. Zu¬ 
nächst glaubte ich, daß diese Erscheinung auf einem Lahmlegen der Ge¬ 
schlechtsfunktion der Weibchen beruhe. Spätere Beobachtungen haben 
mich jedoch belehrt, daß die frischen, vom Wurm auf die Darm Schleimhaut 
des Wurmträgers abgesetzten Eier in dem katarrhalischen Sekret des Darmes 
zugrunde gehen. Wir sahen auf drastische Abführmittel, ohne Zusatz eines 
spezifischen Abtreibemittels, in den Stühlen vereinzelte, kaum noch zu er¬ 
kennende Wurmeier von destruktiver Beschaffenheit; einige hatten eine 
glasige Beschaffenheit, die die Dotterfurchung nicht mehr erkennen ließ, 
andere erschienen als Bruchstücke von geplatzten Wurmeiern. Dieselben 
Beobachtungen hat gleichzeitig auch Dr. Dieminger auf Zeche „Graf 
Schwerin" gemacht. 

Daß solche Scheinkuren aber für die Beurteilung des Wertes unserer 
systematischen Abtreibungskuren verhängnisvoll sein können, wurde bereits 
angedeutet. Auf jener Konferenz in Köln, wo Mitglieder maßgebend waren, 
die sich speziell mit der klinischen Behandlung von Wurmkranken befassen, 
wurde unter anderem folgende Resolution gefaßt: „Thymol erzeugt zu¬ 
weilen Kollaps und ist von geringerer Wirkung als Extractum filicis. Ex- 
tractum filicis versagt aber mindestens in 30 bis 40 Proz. der Kuren, so 
daß diese bis ins Bedenkliche wiederholt werden müssen." Insbesondere 
hob Looss hervor, daß auch im Orient Thymol und Extractum filicis allzu 
oft versagen, ebenso das Thymotal. Häufig wiederholte Kuren mit Ex¬ 
tractum filicis schwächen den Körper ungemein; die von den Wurmträgern 
in dieser Beziehung vorgebrachten Klagen darf man nicht kurzweg für un¬ 
begründet halten. 

Hieran knüpft sich weiterhin die Frage, ob es zulässig ist, Wurmträger, 
die nicht wurmkrank, nicht mit der sekundären Anämie behaftet sind, ledig¬ 
lich zwecks Bekämpfung der Anchylostomiasis als Seuche mit den üblichen 
Abtreibungskuren wiederholt zu behandeln, falls die Kuren versagen. Die 
Frage wäre zu bejahen, wenn wir ein zuverlässiges, aber auch ungefährliches 
Abtreibungsmittel hätten, welches dem Wurmträger nicht größeren Schaden 
zufügen könnte als der Wurm selbst. Dies ist aber nicht der Fall; die 
schablonenmäßigen Abtreibungen, selbst wenn nur ganz vereinzelte Eier in 
den Stuhlgängen gefunden werden, schaffen uns schließlich eine schwächliche 
Arbeiterbevölkerung. Ärzte, welche mit dem Wurm behaftet sind, versuchen 
es höchstens ein- oder zweimal mit dem Extractum filicis, gehen dann viel¬ 
leicht noch einmal zum Thymol über, verzichten dann aber bei ausbleiben- 
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dem £rfolge auf weitere Karen, die Spontanheilung abwartend. Gelangt 
aber ein schwerer, unter Erscheinungen der sekundären Anämie Terlaufender 
Fall zur Behandlung, so ist meines Erachtens die Verabreichung des Mittels, 
auch des Extractum filicis, zulässig und die einmalige Wiederholung des¬ 
selben. Nicht zulässig ist die Kur bei Wurmträgern, die sich gesund und 
arbeitsfähig fühlen, auch frei von objektiven Krankheitserscheinungen sind. 

Kein geringes Erstaunen erregte es vor einigen Jahren, als die aus 
dem rheinisch - westfälischen Kohlenrevier stammenden, aus der Armee als 
Reservisten entlassenen Bergleute, die zu ihren Gruben zurückkehren wollten, 
zu einem großen Teile abgewiesen werden mußten, weil sie mit dem Anchy- 
lostomumwurm behaftet waren. Inzwischen war nämlich die Bergpolizei¬ 
verordnung vom 13. Juli 1903 erschienen, nach welcher (§ 3) kein Arbeiter 
oder Beamter zur Arbeit unter Tage zugelassen werden darf, bevor er eine 
auf Grund einer zuverlässigen ärztlichen Untersuchung ausgestellte ärztliche 
Bescheinigung beibringt, daß in seinem Stuhlgang Anchylostomumeier nicht 
vorhanden sind. Jene Leute hatten unzweifelhaft vor ihrer Militärdienst¬ 
zeit auf verseuchten Gruben den Wurm acquiriert, trotz des Wurmes ihren 
Militärdienst absolviert und waren frisch und wohl zurückgekehrt. Anfangs 
glaubte man, daß die Krankheit bereits unter der Armee um sich gegriffen 
hätte, his sich die Sache dahin aufklärte, daß man es lediglich mit dem 
sogenannten „Bergmannswurm u zu tun habe. 

Ich will nicht unerwähnt lassen, daß man bei den kranken Wurm¬ 
trägern im allgemeinen den Wurm leichter abzutreiben vermag als bei den 
nichtkranken. Es entspricht dies der bekannten Tatsache, daß auch andere 
Barmparasiten, z. B. Band- und Spulwürmer, bei einem von einer ander¬ 
weitigen Krankheit gleichzeitig Befallenen leichter abzutreiben sind, nicht 
selten sogar spontan abgehen. Es würde dies allein schon dazu ermahnen, 
die schablonenmäßigen Abtreibungskuren auf die kranken Wurm träger zu 
beschränken. 

Aber was nutzt es, wenn der von dem Wurm Befreite in die verseuchte 
Grube zurückkehrt? In Erkennung dieser Tatsache hatte der Zechenarzt 
Dr. Dieminger den Antrag gestellt, von der systematischen Durchmuste¬ 
rung der Kotproben der ganzen Belegschaft Abstand nehmen und sich auf 
die Ausmusterung der wegen vorhandener Anämie wurmverdächtig erschei¬ 
nenden Leute beschränken zu dürfen. „Seit September 1902 a , so heißt es 
in seinem Anträge, „werden alle Leute ohne Unterschied, ob sie Zeichen 
von Anämie haben oder nicht, zur Untersuchung (d. h. der Kotdurchmuste¬ 
rung) gezogen und die Wurmbehafteten der Abtreibungskur unterworfen. 
Man sieht die Geheilten aus der Baracke scheiden, mit der traurigen Gewiß¬ 
heit, daß sie schon nach einigen Tagen wieder Larven aufgenommen haben 
and in Bälde einer weiteren Kur unterzogen werden müssen/ Dem An¬ 
träge wurde stattgegeben. 

Es ist wohl kein Zufall, daß gerade auf der soeben erwähnten Grube 
das systematische Abtreibungsverfahren so sehr versagt hat. Mit Aus¬ 
nahme des mit aller Schärfe durchgeführten Kotdurchmusterungs- und Ab¬ 
treibungsverfahrens ist im übrigen hier am wenigsten von allen Gruben an 
sonstigen Maßnahmen gegen die Seuche geschehen, da die ungünstige wirt¬ 
schaftliche Lage daselbst größere Aufwände nicht zuließ. Die Betriebs- 


Digitized by Google 



280 


A. Tenholt, 


kosten der sogenannten Wurmbaracken fallen fast ganz der Kasse des All¬ 
gemeinen Knappschaftsvereins zur Last. Ursprünglich wurden, da der 
Verein keine eigenen Krankenhäuser besitzt, die wurmbehafteten Bergleute 
in den ungemein zahlreich im rheinisch - westfälischen Kohlenrevier vor- 
handenen öffentlichen Krankenanstalten untergebracht und behandelt. Aua 
verschiedenen Gründen ging man vor einigen Jahren dazu über, auf den 
größeren Zechen Dock ersehe Baracken für die Wurmbehafteten zu er¬ 
richten. Neben den Baracken, in nächster Nähe der Schachtanlagen, sind 
sogenannte „Kotproben-Abgabestationen tt hergestellt, wo die Bergleute der 
Reihe oder Nummer nach wiederholt unter Aufsicht eines damit beauf¬ 
tragten Beamten oder Arbeiters ihre Stuhlgänge verrichten müssen. Die 
Kottöpfe werden mit Nummern oder auf andere Weise bezeichnet, um die 
Identität des einzelnen Stuhlganges zu sichern. Trotzdem sind Verwechse¬ 
lungen der Kottöpfe, auch Unterschiebungen von falschem Kot, insbesondere 
anfangs bei dem kolossalen Massenbetrieb, nicht selten vorgekommen. Viele 
Leute nehmen am Tage vor der Kotprobenabgabe ein Abführungsraittel, da 
sie dahinter gekommen sind, daß die Wurmeier dadurch in den Stuhlgängen 
verschwinden. Auch dies ist eine recht unliebsame Folge des systematischen 
Kotdurchmusterungsverfahrens; man schwächt seinen eigenen Körper, um 
den Wurm kuren zu entgehen. Einige Ärzte, auf deren Urteil ich viel gebe, 
wollen beobachtet haben, daß das Wurmabtreibungsverfahren in Verbindung 
mit den häufigen Durchfällen, woran die Leute leiden, eine Disposition zur 
Entwickelung der Tuberkulose bzw. eine Verschlimmerung der bereits vor¬ 
handenen Tuberkulose verursacht. 

Nach § 1 der bereits erwähnten Polizeiverordnung des Königl. Ober¬ 
bergamts in Dortmund mußte zunächst der Besitzer eines jeden in Betrieb 
befindlichen Steinkohlenbergwerks durch einen geeigneten, dem Königl. 
Oberbergamte zu benennenden Arzt mindestens 20 Proz. der unterirdischen 
Belegschaft einer jeden selbständigen Schachtanlage auf das Behaftetsein 
mit dem Anchylostomum duodenale untersuchen lassen. Die zur Unter¬ 
suchung Bestimmten sind unter Zuziehung des vorgedachten Arztes auszu- 
mustern; es sollen darunter alle unterirdisch beschäftigten Arbeitsklassen, 
wie Hauer, Schlepper, Schießmeister, Förderaufseher, Pferdetreiber usw., 
vertreten sein. Fanden sich bei diesen prozentualen, den sogenannten 
Stichprobenuntersuchungen, im Kote der Belegschaft Wurmeier, so stand 
es im Ermessen des Königl. Oberbergamtes, dem betreffenden Werksbesitzer 
die mikroskopische Durchmusterung der Stuhlgänge der ganzen unterirdi¬ 
schen Belegschaft auf Grund § 1 einer bergpolizeilichen Anordnung vom 
9. Mai 1903 aufzugeben. Als zuverlässig gilt eine mikroskopische Unter¬ 
suchung im Sinne der Bergpolizei-Verordnung, welche die mikroskopische 
Prüfung von mindestens drei, an verschiedenen Tagen stattgehabten Kot¬ 
entleerungen des Arbeiters oder Beamten umfaßt hat; selbstverständlich ist 
die zweite und dritte Untersuchung überflüssig, wenn schon die erste positiv 
ist, d. h. Wurmeier ergeben hat. Ferner ist jedes Belegschaftsmitglied, 
welches einer Wurmkur unterzogen worden ist, in Zeiträumen von je vier 
Wochen seit Beendigung der letzten Abtreibungskur einer, eventuell minde¬ 
stens dreimal zu wiederholenden mikroskopischen Nachuntersuchung zu 
unterwerfen (§ 4 der bergpolizeilichen Anordnung). Ein neu angelegter 
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Arbeiter oder Beamter muß sich sechs Wochen nach der bereits erwähnten 
ersten Untersuchung, falls er unter Tage weiter arbeiten soll und falls die 
erste Untersuchung negativ ausgefallen ist, einer erneuten Untersuchung 
unterziehen, die sich jedoch auf die Untersuchung eines einzigen Stuhl¬ 
ganges beschränken darf (§ 4 der Bergpolizei-Verordnung). 

Diese Bestimmungen sind entstanden unter den damals noch maß¬ 
gebenden Ansichten Leichtensterns und anderer Autoritäten, wonach die 
Übertragung der Wurmkrankheit lediglich auf passivem Wege, durch 
Bineingelangen der reifen, eingekapselten Larven in den Mund und weiter¬ 
hin in den Darm des Menschen erfolgte. Leichtenstern hatte durch 
Versuche am Menschen selbst, indem einer seiner Assistenten eine Anzahl 
eingekapselter Larven verschluckte, festgestellt, daß von der Einwanderung 
der Larven bis zum Erscheinen der ersten Wurmeier im Stuhlgänge der 
Versuchsperson etwa fünf Wochen vergehen. Fanden sich vier Wochen 
nach einer Abtreibungskur wieder Eier im Stuhlgange, so nahm man an, 
daß die Kur keine radikale gewesen war, es*sich um keine neue Ansteckung 
bandeln konnte. Die Anhänger Leichtensterns scheinen auch jetzt noch 
anzunehmen, daß die Einwanderung der Larven durch den Mund stets die 
Anchylostomiasis zur Folge habe. Einer meiner Assistenten hat aber eine 
Anzahl encystierter Larven verschluckt, ohne daß überhaupt Eier in seinem 
Stuhlgang zum Vorschein gelangt sind, obgleich er monatelang seine Stuhl¬ 
gänge darauf untersucht hat. 

Einwanderung des Wurmes durch die Haut 

Die Lehre von der Einwanderung der Larven durch die Haut hat sich 
in letzter Zeit so weit Bahn gebrochen, daß sie wohl kaum noch von einem 
Forscher bestritten wird. Wie bereits gesagt wurde, gelangen die Larven 
nach Durchbohrung der Haut auf passivem Wege, mittels der Blut- und 
Lymphgefäße, weiter bis zum rechten Herzen, von hier aus in die Lunge, 
in die Bronchien, die Luftröhre bis in den Kehlkopf, um von hier aus teils 
aktiv, teils passiv durch den Ösophagus und den Magen den Darmkanal zu 
erreichen. Angesichts des vielseitigen Widerspruches, dem die Loosssehe 
Lehre, und nicht zum wenigsten die an seinem eigenen Körper vollzogenen 
Versuche, begegnet waren, stellten sich die Mitglieder der bereits erwähnten 
Konferenz in Köln die Aufgabe, die Loosssehen Versuche, die hauptsäch¬ 
lich an Hunden mit dem Dochmius trigonocephalus gemacht waren, an 
Menschen zu wiederholen. Die schönen Ergebnisse, welche die Herren 
Lambinet und Her man in Lüttich bzw. Mons in Belgien teils an sich 
selbst, teils an anderen Personen erzielt haben, sind in belgischen und 
französischen Fachblättern bereits veröffentlicht worden, u. a. im „Avenir 
de Mons“ und „Bulletin de l’Academie“ 1904. Sie decken sich im wesent¬ 
lichen mit eigenen Versuchen, von welchen ich folgenden etwas ausführlicher 
mitteilen möchte: 

Am 16. Dezember v. J. applizierte ich einem jungen Arzte, der sich 
freiwillig, aus eigenem wissenschaftlichen Drange, zu dem Versuche an- 
geboteu hatte, in Gegenwart meiner Assistenten auf die Außenseite seines 
linken Vorderarmes acht bis zehn Tropfen einer eingekapselte Larven ent¬ 
haltenden Flüssigkeit, in welcher etwa 80 bis 100 derartiger Larven vor- 
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handen sein mochten. Die Hautstelle war vorher in keiner Weise präpariert, 
insbesondere auch nicht erwärmt worden. Die Tropfen wurden mit einem 
Glasstäbchen sanft auseinandergebreitet, um zu verdunsten. Etwa eine 
halbe Stunde später war die Hautstelle durchaus trocken; auf derselben 
konnten mit der Lupe keine Larven mehr wahrgenommen werden. Zum 
Schutze des Armes wurde ein trockener Watteverband angelegt. Nach 
sechs Stunden etwa verspürte der Kollege an der betreffenden Stelle ein 
leichtes Jucken, und am anderen Morgen bemerkte er etwa zehn gerötete 
Flecke mit je einem kleinen Knötchen in der Mitte, welche sämtlich an 
Haarwurzeln lagen. Die Flecke verschwanden noch an demselben Tage, 
auch sonstige subjektive und objektive Erscheinungen blieben zunächst aus. 
Um Mitte Januar aber stellte sich ein leichtes Magendrücken ein, dem aber 
eine besondere Bedeutung nicht beigelegt wurde, um so weniger, als die 
Untersuchung des Stuhlganges, die wöchentlich mehrmals stattfand, keine 
Wurmeier ergab. Noch am 25. Januar erhielt ich die Mitteilung, daß keine 
Wurmeier vorhanden seien, obgleich 20 Präparate von einem Stuhlgange 
angefertigt wären. Am 1. Februar kam die Nachricht, daß der Stuhlgang 
Anchylostomumeier enthielte, und zwar vier bis sechs Ovula in jedem Prä¬ 
parat. Einige Tage später erschien der Kollege selbst, um unter der bei 
uns üblichen Kontrolle eine Kotprobe abzugeben. Wir bestätigten die An¬ 
wesenheit von Anchylostomumeiern. Die Zahl der Eier nahm langsam zu, 
was dadurch zu erklären ist, daß die Einwanderung sämtlicher Larven in 
den Darm sich nicht gleichzeitig, sondern nach und nach, die eine nach der 
anderen, vollzieht. 

Ich bemerke, daß der Versuch durchaus einwandfrei ist; jede andere 
Entstehungsweise der nunmehr von dem opferwilligen Kollegen beherbergten 
geschlechtsreifen Anchylostomumwürmer ist ausgeschlossen. Sie haben 
sich aus den am 16. Dezember v. J. auf die Haut übertragenen Larven 
entwickelt. Insbesondere ist es ausgeschlossen, daß gleichzeitig mit der 
Übertragung auf die Haut oder nachher eine Ansteckung per os statt¬ 
gefunden hat. Nach der Entfernung des erwähnten Verbandes wurde die 
Hautstelle mit Seife und Sublimat gereinigt. 

Betreffs des erwähnten Exanthems bemerke ich, daß ich schon viele 
Monate früher auf einer der am meisten verseuchten Zechen unter den 
dortigen Grubenarbeitern einen ähnlichen Hautausscblag festgestellt habe, 
den man dort schon vor Jahren mit dem Namen „Zechenkrätze“ getauft 
hat. Mit der wirklichen Krätze hat der Ausschlag nichts zu tun; es ist 
derselbe Ausschlag, den man auch in England bei den dortigen Wurm¬ 
trägern beobachtet hat (Haldane u. a.). 

Die Versuche Schaudinns im Reichsgesundheitsamte sind gleichfalls 
sehr lehrreich. Es gelang ihm, bei zwei Affen die Larven des Anchylosto- 
mum duodenale durch die Haut zu übertragen; aber die hiernach im Darm 
gefundenen Anchylostomumwürmer waren nicht geschlechtsreif geworden, 
einige schon abgestorben. Ich habe im September und Oktober d. J. von 
den bereits erwähnten vier jungen Hunden, die von demselben Wurf 
stammten, bei zweien reife Larven von Anchylostomum duodenale in reicher 
Menge auf die Haut übertragen, hierbei selbstverständlich die erforderlichen 
Kautelen walten lassen, damit während und nach der Operation ein Be- 
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lecken der bearbeiteten Hautstelle ausgeschlossen blieb. Die Hautstelle 
wurde vorher auch hier in keiner Weise präpariert, nur der Haarwuchs mit 
der Schere abgeschnitten. Der eine Hund wurde 38 Tage nach der Über¬ 
tragung der Larven, da er etwas kränkelte, der Ernährungszustand etwas 
abgenommen hatte, getötet. Es fanden sich im Dünndarm zwei tote, noch 
nicht geschlechtsreife Würmer des Anchylostomum duodenale, und keine 
Wunneier. Dagegen fanden sich mehrere Askariden nebst Askariden eiern. 
Letztere hatte ich schon zu Lebzeiten des Hundes regelmäßig in seinen 
Fäces gefunden. Der zweite Hund blieb gesund und munter, wurde daher 
am Leben erhalten. Gegenwärtig, sieben bis acht Wochen nach dem Ver¬ 
suche, sind noch keine Wurmeier, weder vom Anchylostomum duodenale, 
noch vom Dochmius trigonocephalus gefunden worden, wohl aber Aska- 
rideneier. 

Die Tatsache der Übertragbarkeit der Larven durch die Haut wird für 
unsere hygienischen Maßnahmen von nicht geringer Bedeutung sein. An¬ 
fangs glaubte ich einen Augenblick, daß es einer wesentlichen Änderung 
bei der Bekämpfung der Seuche nicht bedürfe, allein ich habe mich bald 
fiberzeugt, daß dies doch erforderlich ist. Ich glaube, daß die Mehrzahl 
der Ansteckungen bei unseren Bergleuten nicht durch den Mund, sondern 
durch die Haut zustande kommt, und wahrscheinlich noch mehr durch die 
Haut der Füße als durch die der Hände. Bekanntlich werden ja auch in 
Ägypten die Bewohner, welche mit nackten Füßen im Nilschlamm arbeiten, 
fast sämtlich von dem Wurm ergriffen. Angesichts dieser Tatsache ver¬ 
suchte ich festzustellen, ob und eventuell wie viele Grubenarbeiter wohl 
barfuß in der Grube arbeiteten. In einigen wenigen Fällen hatte ich dies 
mit eigenen Augen wahrgenommen; auch hatten mir die Betriebsführer von 
einigen am meisten verseuchten Gruben mitgeteilt, daß ihre Grubenarbeiter 
nicht selten ganz barfuß gingen, daß sie aber vielfach sehr undichte, ab¬ 
gerissene Schuhe und Stiefel trügen. Es gibt einige Gruben, wo mehr als 
die Hälfte der Leute barfuß zur Arbeit geht, und sehr viele, wo sie äußerst 
defektes, mit fingerdicken Löchern behaftetes Fußzeug tragen. Die innere 
Fußbekleidung, Socken und Strümpfe, lassen sie vor der Einfahrt in den 
warmen Baderäumen (sogenannte Waschkauen) über Tage liegen, damit sie 
dieselben nach der Ausfahrt trocken vorfinden. Ich habe nun auf zwei am 
meisten verseuchten Gruben eine kleine Anzahl solcher undichter Schuhe 
und Stiefel von solchen Leuten, die mit nassen Füßen aus der Grube fuhren, 
m der Weise untersucht, daß ich sie mit reinem, jedenfalls larvenfreiem 
Wasser ausspülte, das Spülwasser durch Absetzenlassen und Zentrifugieren 
auf ein Minimum reduzierte und letzteres der mikroskopischen Untersuchung 
unterzog. Es fanden sich in der Tat darin einige Anchylostomumlarven, 
was von der allergrößten Bedeutung insofern ist, als wir jahrelang mindestens 
100mal so viel Grubenschlamm untersucht haben, ohne Eier oder Larven 
am finden. 

Die in Nr. 31 der diesjährigen Münchener medizinischen Wochenschrift 
in einem Aufsatze über die Durch Wanderung der Larven durch die Haut 
von Hajo Bruns und Willy Müller gemachte Bemerkung, es sei fest- 
gestellt, daß in unserem Kohlenrevier nur ausnahmsweise barfuß gearbeitet 
*ird, ist irrtümlich und würde, falls sie Nachachtung finden sollte, einen 
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Hemmschuh für die Bekämpfung der Seuche bedeuten. Ebenso irrtümlich 
ist die Ansicht der genannten Verfasser, daß überhaupt trotz der Ent¬ 
deckung der Übertragbarkeit der Larven durch die Haut an dem bisherigen 
Verfahren bei der Bekämpfung der Wurmkrankheit nichts zu ändern sei. 

Gesundheitspolizeiliche Maßnahmen. 

Vor allen Dingen ist durch Belehrung der Arbeiter, am besten durch 
Warnungsaushang auf den verseuchten Gruben, dafür Sorge zu tragen, daß 
die Grubenarbeiter nicht barfuß zur Arbeit gehen und daß sie nur wasser¬ 
dichte Fußbekleidung, am besten wasserdichte Stiefel, tragen; denn eine 
verseuchte Grube ohne gefüllte Wassergräben (Wasserseigen) und ohne 
kleinere und größere Wassertümpel gibt es nicht. Andererseits gibt es 
unter den trockenen Gruben, unter anderen auf denjenigen, in welchen nur 
Gasflammkohle gefördert wird, keine einzige verseuchte; die Larven be¬ 
dürfen des Wassers, sie wandern zum Wasser und zum wässerigen Schlamm. 
Wir müssen daher weniger den Wurmträger als die verseuchte Grube an¬ 
greifen, für bessere Vorflut der Wasserseigen und Beseitigung der Wasser¬ 
tümpel sorgen. Auch die Desinfektion, insbesondere mit Kalkmilch, ist 
unerläßlich; sie darf sich aber auf die verseuchten Gruben und in diesen 
auch auf die feucht-nassen Strecken, Überhaue usw. beschränken. Die ganz 
verfehlte Behauptung auf anderer Seite, daß die Desinfektion der Grube 
schon der hohen Kosten wegen und auch technisch wegen der ausgedehnten 
unterirdischen Räume untunlich sei, hat leider das Desinfektionsverfahren 
vielfach in Mißkredit gebracht. Auf denjenigen Gruben, wo man es an¬ 
gewandt hat — und es gibt deren eine ganze Anzahl — ist man über den 
Erfolg der Desinfektion erfreut. Auf Zeche „Graf Schwerin“, wo das Durch- 
musterungs- und Abtreibungsverfahren so sehr versagt hatte, kam man 
erst weiter mit der Bekämpfung der Seuche, als man zu einer sachgemäßen 
Desinfektion überging. Bemerkenswert in dieser Beziehung ist ein Bericht 
Dr. Diemingers. Er hatte auf „Graf Schwerin“ diejenigen neu anzu- 
legeuden Arbeiter, welche das erste Mal in ihrem Leben in die Grube kamen 
und schon daher als wurmfrei zu betrachten waren, dennoch vor der An¬ 
legung auf das Vorhandensein des Wurmes untersucht. Diese Arbeiter 
wurden nun nach Verlauf von einigen Monaten wiederum der Untersuchung 
unterworfen, und es fanden sich etwa 15 bis 20Proz. wurmbehaftete da¬ 
runter; diese mußten also auf „Graf Schwerin tt angesteckt sein. Später, 
nachdem man die Kalkmilchdesinfektion in einem Teile der Grube nach Vor¬ 
schrift durchgeführt hatte, fand Dr. Dieminger unter den betreffenden neu 
Angelegten, welche nur in der desinfizierten Abteilung der Grube gearbeitet 
hatten, nach entsprechendem Zeiträume keinen einzigen Wurmbehafteten mehr. 
In dem Berichte Dr. Diemingers hierüber heißt es: „Da alle Zustände in 
der Grube mit Ausnahme der stattgehabten Kalkmilchdesinfektion dieselben 
geblieben sind, so kann ich keine andere Ursache dafür, daß die Leute von 
der Ansteckung frei blieben, finden als die Desinfektion mit Kalkmilch." 

Daß unverdünnte Kalkmilch Eier und Larven sicher tötet, hat noch 
niemand bestritten. Nach Bruns, dem Gegner der Desinfektion, waren in 
einer larvenhaltigen, mit gleichen Teilen Kalkmilch versetzten Flüssigkeit 
nach sechs Stunden alle Larven abgestorben; setzte er halbverdünnte Kalk- 
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milch hinzu, so starben die Larven innerhalb 24 Stunden ab. Nach meinen 
eigenen Versuchen werden die Wurmeier schon durch viel schwächere 
Mischungen vernichtet; ich sah nach Zusatz von einem Teil Kalkmilch auf 
neun Teile eierhaltiger Masse keine Larven mehr zur Entwickelung kommen. 
Wo wir aber die Wurmeier töten, haben wir auch die Entwickelung von 
Larven abgeschnitten. Man muß allerdings die Kalkmilch vorschriftsmäßig, 
insbesondere frisch bereitet, anwenden; bleibt sie längere Zeit an der Luft 
stehen, so bildet sich bekanntlich kohlensaurer Kalk, der nur von sehr 
geringer desinfizierender Wirkung ist. Ein tieferes Eindringen der Milch 
in das Erdreich ist nicht erforderlich; denn die etwa in der Grube ab¬ 
gesetzten Kothaufen bleiben an der Oberfläche liegen, und die etwa vor¬ 
handenen Larven ebenfalls, da sie des Sauerstoffs der Luft bedürfen, finden 
sich doch in den Gruben abortskübeln die Larven auch nur an der Oberfläche. 

Außer Kalkmilch ist als Desinfektionsmittel von anderer Seite Karbol¬ 
säure und Kochsalzlösung empfohlen worden. Auf dem letzten Kongreß 
för Hygiene und Demographie in Brüssel im Jahre 1903 plädierte Perron- 
cito, dem bekanntlich die reichen Erfahrungen während der schon erwähnten 
Epidemie beim Bau des St. Gotthardtunnels zu Gebote standen, für die 
Anwendung von Vjproz. Karbolsäure. Andere, namentlich französische 
Forscher, rühmen die Anwendung von starker Kochsalzlösung. Auch nach 
meinen Versuchen werden Eier und Larven durch eine lOproz. Kochsalz¬ 
lösung abgetötet. Dr. A. Manouvrier hat in einer Arbeit (Mines de Houille 
rendues refractaires ä l’Ankylostome par des eaux salöes de filtration. 
Jules Bousset, Libraire, Paris 1905) die Immunität mehrerer Steinkohlen¬ 
gruben, welche wegen der Nähe der See dem filtrierten Seewasser ausgesetzt 
sind, nachgewiesen. Die Zeche „Pluto I“ in unserem Revier liefert die 
7- bis 8proz. Sole zum Bade „Kaiser Wilhelmsquelle“ in Wanne. Die 
Grube ist ebenfalls als immun zu bezeichnen; sie ist allerdings von Natur 
aus trocken, ich habe daher anfangs das Verschontbleiben der Grube ohne 
weiteres auf diese natürliche Trockenheit zur&ckgeführt, möglicherweise 
hängt aber diese Beschaffenheit mit dem Gehalt des Gebirges an Kochsalz 
zusammen. Die Grube wird regelmäßig zur Verhütung von Kohlenstaub¬ 
explosionen mit Wasser berieselt, also künstlich feucht gehalten; es wird 
daher der Salzgehalt des Wassers in der Grube, soweit sich überhaupt 
Wasser in den Wasserseigen ansammelt, zu der Immunität wenigstens er¬ 
heblich beitragen. Bei der ungemein starken Belegschaft der Grube von 
2555 Mann im Mittel des Jahres 1904 sind daselbst nur 42 Personen inner¬ 
halb des Jahres wurmbehaftet ermittelt worden, und bei diesen Wurm¬ 
trägern mußte angenommen werden, daß sie vorher auf anderen Gruben 
angesteckt waren. Wenn ich nun noch anführe, daß auf der benachbarten 
Zeche „ShamrokI und II“, die verseucht ist, im Jahre 1904 etwa 450 Wurm¬ 
träger ermittelt worden sind, obgleich die Belegschaft eine annähernd gleiche 
Zahl wie auf „Pluto“ hat, und daß zwischen diesen beiden Zechen ein leb¬ 
hafter Belegschaftsweohsel stattfindet, so hieße es doch wohl blind sein, 
wollte man behaupten, es gäbe keine immune Gruben. Ich könnte noch 
eine große Anzahl derartiger immuner Gruben an führen. 

Freilich ist der Temperaturgrad in der Grube, wenn auch keineswegs 
allein, so doch hauptsächlich für die Entwickelung der Larven maßgebend. 
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Anf „Pluto“ beträgt die Temperatur 23 bis 28° C; sie kann also wegen 
mangelhafter Temperatur nicht immun sein. Anders sind die Verhältnisse 
auf Zeche „Zollern II“. Die Grube hatte eine Belegschaft von rund 
1400 Mann im Mittel des Jahres 1904. Es sind daselbst in diesem Jahre 
111 Mann zum erstenmal wurmbehaftet gefunden. Diese Leute waren aber 
sämtlich auf benachbarten Zechen vorher angesteckt worden; unter den 
nur auf Zeche „Zollern“ beschäftigt gewesenen Arbeitern ist kein einziger 
wurmbebaftet gefunden worden. Die Temperatur beträgt daselbst höchstens 
19°. ln einem Referat über den seitens des betreffenden Zechenarztes 
erstatteten Bericht heißt es in Nr. 21 der diesjährigen Sachverständigen¬ 
zeitung: „Verfasser konnte durch seine Untersuchungen anf Zeche „Zollern II“ 
die hier wie auch in Oberschlesien vom Referenten gemachten Erfahrungen 
bestätigen, daß für die Entwickelung der Eier in den Gruben die Temperatur 
von ausschlaggebender Bedeutung ist. Dementsprechend hatte auf Zeche 
„Zollern II“, die eine Temperatur von höchstens 18 1 /* 0 hat, in keinem Falle 
eine Infektion stattgefunden, alle hier als wurmbehaftet Gefundenen waren 
von anderen verseuchten Gruben zugezogen.“ 

Nach meinen eigenen Erfahrungen und Beobachtungen ist eine Tem¬ 
peratur von etwa 22° C die Grenze, unter welcher sich in der Grube keine 
reifen Larven mehr entwickeln. Man hat dies vielfach bestritten und sich 
nicht allein auf Laboratoriums versuche, sondern auch auf Versuche in der 
Grube berufen. Was die Versuche im Laboratorium betrifft, die auch von 
mir in ausgedehntem Maße gemacht worden sind, so kann ich denselben 
keine große Bedeutung beilegen; in den auf den Laboratorien üblichen 
Brutschränken wird andauernd eine konstante Temperatur gehalten, was 
in den Gruben nicht der Fall ist. Außerdem hat man den großen Fehler 
gemacht, die Temperatur in der Grube durch Aufhängen des Thermometers 
in den Strecken zu bestimmen, ln der Streckenluft gibt es aber weder 
Eier noch Larven; an vielen Stellen, wenn auch nicht überall, ist die Tem¬ 
peratur der Streckenluft nicht unerheblich niedriger als im Boden, im 
Schlamm und in den Wasserseigen der Strecken; denn die Wetterführung 
(Ventilation der Grube) ist eine nicht ganz konstante, konstant aber ist die 
Temperatur im Gebirge, und von der Temperatur desselben hängt die des 
Bodens der Strecken ab. So beobachtet man nicht selten in den Wasser¬ 
seigen und im Schlamm eine um zwei bis drei Grad höhere Temperatur 
als in der Streckenluft. Die im Brutschränke ausnahmsweise bei einer 
Temperatur unter 22° C gezüchteten reifen Larven entwickeln sieb viel lang¬ 
samer und kümmerlicher, als bei einer höheren, den Larven zusagenden 
Temperatur, und von solchen kümmerlichen Larven, die im Kampfe ums 
Dasein untergehen, haben wir in Wirklichkeit — ich betone es nochmals — 
nichts zu befürchten. Der Umstand, daß die Temperatur am meisten aus¬ 
schlaggebend ist für die Entwickelung der Larven, erklärt die Tatsache, 
daß die Anchylostomiasis lediglich bei unseren Grubenarbeitern, nicht bei 
der übrigen Bevölkerung vorkommt; sie ist keine Volksseuche, sondern eine 
Berufskrankheit unserer Bergleute. Ich habe eine große Anzahl von Schul¬ 
kindern und Frauen der Bergleute, insbesondere der vorher wurmbehaftet 
gewesenen oder zurzeit noch behafteten Arbeiter, auf das Vorhandensein des 
Wurmes untersuchen lassen. Auch bei anderen Gelegenheiten habe ich auf 


Digitized by Google 


287 


Über die Anchylostomiasis. 

die mir zu Ohren gekommene Nachricht — sei es, daß sie aus den Tages¬ 
blättern, sei es aus anderen Quellen stammte — von dem Vorhandensein 
des Wurmes bei Personen eines anderen Berufes diese Leute selbst einer 
Nachuntersuchung unterzogen und, mit Ausnahme eines einzigen Falles, 
nirgends Wurmeier in den Stühlen finden können, wohl aber andere Ento- 
zoeneier. Der erwähnte Ausnahmefall betraf den etwa achtjährigen Sohn 
eines mit dem Wurm behafteten Bergarbeiters. Er hatte die Gewohnheit, 
die von seinem Vater bei seiner Rückkehr aus der Grube mitgebrachten 
Reste des Butterbrotes zu verzehren, weil auf den Resten sich noch Fleisch¬ 
belag befand. Bemerkenswerterweise hatte ich bereits früher auf einer in 
Berlin stattgehabten Konferenz zur Bekämpfung der Wurmkrankheit die 
Möglichkeit eines solchen Falles signalisiert, als ich erklärte, daß die Wurm¬ 
krankheit lediglich eine Berufskrankheit der Bergarbeiter sei. Ich könnte 
mir, sagte ich damals, allerdings wohl die Möglichkeit einer Übertragung 
des Wurmes auf Personen anderer Berufsart denken, wenn z. B., wie es 
üblich sei bei unseren Bergarbeitern, der aus der Grube zurückkehrende 
Vater die Reste seines in der Regel mit Fleisch belegten Butterbrotes 
seinen Kindern zum Verzehren anböte; der Vater könnte in der Grube 
beim Verspeisen seines Butterbrotes Larven auf dasselbe übertragen haben. 

Daß die Krankheit unter der Gesamtbevölkerung nicht vorkommt, liegt 
hauptsächlich an der mangelhaften Temperatur über Tage. Wenngleich 
dieselbe im Hochsommer nicht selten 22° übersteigt, so ist dies doch nur 
bei Tage der Fall. In der Nacht findet eine erhebliche Abkühlung statt, 
und solche Temperaturschwankungen vertragen sich nicht mit der Entwicke¬ 
lung der Larven bis zur Reife. Alle diesbezüglichen von mir und Die- 
minger gemachten Versuche, reife Larven im Freien über Tage zu züchten, 
sind bisher erfolglos geblieben; es kam höchstens zur Entwickelung von 
jungen Larven, aber niemals bis zur Einkapselung. 

Nach Abschluß der für das Jahr 1904 bearbeiteten Statistik, die sich 
auf die Personalbogen der wegen Wurmkrankheit behandelten Bergleute 
stützt, ist die Seuche um etwas mehr als die Hälfte zurückgegangen. Im 
Jahre 1903 wurden 22 992, im Jahre 1904 noch 10 202 Bergarbeiter der 
Kur unterzogen. Ein besseres Material als diese von der Knappschaft ge¬ 
führten Personalbogen gibt es nicht. Jene Zahl 22 992 ist aber gewiß 
damals in Wirklichkeit zu hoch gegriffen, weil in derselben unzweifelhaft 
mindestens 3000, wahrscheinlich noch mehr Personen aufgeführt sind, die 
bei der damaligen bereits erwähnten Mangelhaftigkeit der ärztlichen 
Diagnostik in der Tat nicht mit dem Wurm behaftet waren — Irrtümer, 
die späterhin, im Jahre 1904, nicht oder doch nur ganz vereinzelt vor¬ 
gekommen sind. Berücksichtigt man dies, so ist in Wirklichkeit die Seuche 
nicht einmal um die Hälfte zurückgegangen. Aber ich denke, wir können 
hiermit zufrieden sein, und ich hoffe, daß wir demnächst noch bessere Fort¬ 
schritte machen, wenn wir unsere Maßnahmen noch mehr gegen die ver¬ 
seuchten Gruben als gegen die Wurmträger richten. Haben wir es doch 
mit einer Krankheit zu tun, deren Ursprung und Herde sich in abgeschlosse¬ 
nen, eng begrenzten Räumen, in den unterirdischen Grubenbauen, befinden. 
Gelingt es, hier die Temperatur überall bis unter 22°C herabzusetzen oder 
die Gruben trocken zu legen, so werden alle übrigen Maßnahmen gänzlich 
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überflüssig sein; die Seuche würde dann von selbst erlöschen, da dem Wurm 
der zusagende Boden, das ihm angestammte Tropenklima entzogen wäre. 
Die erstere Maßnahme ist, wie Beispiele schon gezeigt haben, ausführbar. 
Bereits auf mehreren Zechen hat man durch Verbesserung der Wetter¬ 
führung bzw. der Ventilatoren oder durch Einbau neuer Wetterschächte die 
Temperatur ganz erheblich herabgedrückt. Die Trockenlegung der Gruben 
hat nicht nur ihre Schwierigkeit, sondern auch Bedenken wegen der mit 
der Trockenlegung verbundenen Gefahr der Kohlenstaubexplosionen. Eine 
Abänderung oder Beseitigung der bergpolizeilichen Anordnung, wonach die 
zu Staubexplosionen neigenden Gruben regelmäßig ganz oder teilweise be¬ 
rieselt werden müssen, würde wohl die Zahl der früher, vor Wirkung dieser 
Anordnung so zahlreich vorgekommenen Kohlenstaubexplosionen, die Massen- 
unglücke mit zahlreichen, manchmal über 100 betragenden Todesfällen 
wieder hervorrufen. Es genügt ja aber auch, wie gesagt, einzig und allein 
die Herabsetzung der Temperatur. Freilich sind die erforderlichen Maß¬ 
nahmen dieser Art mit erheblichen Kosten verbunden. Aber es würden 
dann auch die bisherigen übrigen, meines Erachtens zu einem großen Teile 
durchaus unnötigen Kosten wegfallen. Für die Einrichtung und Unter¬ 
haltung der Kotuntersuchungsstationen auf den Zechenplätzen sind etwa 
870000 M., für Einrichtung und Instandhaltung der Wurmbaracken (ein 
Teil ist Eigentum der Zechen) etwa 200000 M., an Zuschüssen bzw. Unter¬ 
stützungen der Wurmträger und ihrer Familien etwa 800 000 M., für wissen¬ 
schaftliche Untersuchungen, Desinfektionen der Gruben etwa 40 000 M., für 
Abortsanlagen über und unter Tage und Desinfektion der Fäkalien etwa 
3 700000 M., zusammen etwa 5 600000 M. allein seitens der Zechenbesitzer 
verwendet worden. Von diesen Aufwänden haben fast nur die für Aborts¬ 
anlagen über und unter Tage, die Desinfektion der Fäkalien in der Grube 
und die Desinfektionen der Gruben selbst im Gesamtbeträge von etwa 
2 000 000 M. zum Rückgänge der Seuche beigetragen, denn sie waren gegen 
die Verunreinigung der Grube durch Fäkalien gerichtet. Von dem Augen¬ 
blicke an, wo diese Verunreinigung aufhörte, mußte die Seuche ihren Rück¬ 
gang antreten; aber sie wird trotz der schärfsten Bestrafung niemals ganz 
aufhören, sei es, daß der Arbeiter absichtlich, der Vorschrift zum Trotze, 
oder auch notgedrungen, weil er den nächsten Abortskübel nicht rechtzeitig 
erreichen kann, seine Notdurft an irgend einer Ecke auf freier Erde ver¬ 
richtet. Auf einigen Zechen sind in nächster Nähe des Schachtes, meistens 
unmittelbar neben der Waschkaue, Spülklosetts für die Bergleute angelegt, 
die den schönsten und feinsten in unseren herrschaftlichen Wohnungen 
nicht nachstehen. Sie werden auch fleißig benutzt, aber sie sind doch kein 
Radikalmittel; denn es ist ja nicht ausgeschlossen, daß gerade ein wurm¬ 
behafteter Bergmann sie nicht benutzt, bevor er in die Grube fährt. 

Wir haben also die Anchylostomiasis als eine Berufskrankheit unserer 
Bergleute kennen gelernt; ihre Bekämpfung liegt weniger in der Offizin, 
als vielmehr auf dem Gebiete der öffentlichen Gesundheitspflege. Die 
Krankheit ist durch hygienische Maßnahmen so weit einzudämmen, daß sie 
auf sporadische Fälle beschränkt bleibt und unserem Steinkohlenbergbau 
keine wirtschaftlichen Schäden mehr zufügen kann. 
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Über die Auskunfts* und Fürsorgestellen 
für Lungenkranke. 

Von Dr. P. Hesse, 

Arzt der Auskunfts- und Fürsorgestellen für Lungenkranke in Berlin. 


Es könnte fraglich erscheinen, ob der heutige Zeitpunkt für eine schrift¬ 
liche Darlegung über die Auskunfts- und Fürsorgestellen für Lungenkranke 
günstig gewählt sei. Denn über die Aufgaben und Ziele dieser Stellen, wie 
über ihre bisherige Tätigkeit ist bereits zumeist für Berlin vor kurzem das 
Nötige klar und erschöpfend von dem Vorsitzenden des Zentralkomitees der 
Auskunfts- und Fürsorgestellen für Berlin und Vororte, Geh. Regierungsrat 
Pütter, geschrieben worden („Die Auskunfts- und Fürsorgestellen tf , Sonder- 
abdrnck aus der Denkschrift des Deutschen Zentralkomitees zur Errichtung 
von Heilstätten für den Internationalen Tuberkulosekongreß in Paris 1905: 
Der Stand der Tuberkulosebekämpfung in Deutschland; sowie „Auskunfts- 
nnd Fürsorgesfeilen für Tuberkulöse tf , Separatabdruck aus „Tuberkulosis“, 
Bd. III, Nr. 11; endlich Pütter und Kayserling, „Die Errichtung und 
Verwaltung von Auskunfts- und Fürsorgestellen für Tuberkulöse 4 , Verlag 
von August Hirschwald, Berlin). Auch dürfte die erst 15 Monate bemessende 
kurze Periode des Bestehens dieser Stellen einen größeren Umblick kaum 
gestatten. Dennoch komme ich der Aufforderung der Redaktion dieser 
Blätter, über die gemachten Erfahrungen in Kürze zu berichten, gern nach, 
zumal die Bewegung für Einrichtung solcher Stellen augenblicklich stark 
in Fluß ist, und Regierungs- und städtische Beamte, sowie Ärzte des In- 
und auch Auslandes neuerdings durch Anfragen und Besuche bei uns sich 
zu orientieren streben. 

Dieses Interesse weiterer Kreise für die Fürsorgestellen, sowie die 
enorme Inanspruchnahme der Berliner Stellen seitens der Bevölkerung 
deuten darauf hin, daß Hoffnung vorliegt, die so gewaltige Zahl der Lungen¬ 
kranken in Deutschland könne hier eine ergiebige Quelle der Abhilfe finden. 
In Berlin sind als von dem oben genannten, am 1. September 1904 in 
praktische Wirksamkeit getretenen Zentralkomitee eingerichtete Stellen bis 
April 1905 zwei in der Königlichen Charitö, von dann ab noch zwei andere 
in Privathäusern befindliche, die eine in der Palisadenstraße für Nordost 
and Ost, die andere in der Neuenburgerstraße für Südost, Süd, Südwest, in 
Arbeit gewesen. Der Vorsitzende und der Generalsekretär, letzterer ein 
Arzt, hatten mit der Erledigung der laufenden Geschäfte wie mit der Unter¬ 
suchung der Kranken eine Fülle von Aufgaben zu bewältigen. Neun 
Krankenschwestern und fünf Ärzte gehen vorläufig ihnen dabei zur Hand. 
An jeder Stelle wird zweimal wöchentlich eine zwei bis drei, ja vier Stunden 
nnd länger dauernde Sprechstunde abgehalten. Die Zahl der auf den 

Viertetyahxsschxift für Gesundheitspflege, 1906. jq 
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Lungenbefund, und zwar vielfach wiederholt Untersuchten betrug im ersten 
Vierteljahr 646, im zweiten 1569, im dritten 2606, nach 12 monatlichem 
Bestehen 8468 in 4753 Familien. 8467 Wohnungsbesuche wurden seitens 
der Schwestern in diesem Zeiträume gemacht. Die rapide Steigerung dieser 
Zahlen dauert anscheinend weiter an. 

Welche sind die Grflnde dieses Zulaufs? Es kann keinem Zweifel 
unterliegen, daß durch die deutsche Heilstättenbewegung die allgemeine 
Aufmerksamkeit auf die Lungentuberkulose auf das regste geweckt ist. 
Man hat die Not und die Gefahr wiederum sich vergegenwärtigen gelernt. 
Die Heilstättenbewegung hat dann ferner gezeigt, daß die minder begüterte, 
die der sozialen Versicherung unterstellte Volksklasse die am meisten durch 
die Krankheit gefährdete ist. Bei ihr ist Erwerbsfähigkeit ein höher einzu¬ 
schätzendes Gut als bei den Wohlhabenden. Gerade diese aber wird durch 
die Schwindsucht schon in verhältnismäßig frühen Stadien der Krankheit 
und bei ihrem häufig in chronischer Form sich äußernden Auftreten für 
lange Jahre auf das schwerste bedroht, gemindert, aufgehoben. Der wirt¬ 
schaftliche Untergang der befallenen Familien ist die nächste Folge. — Auch 
die Krankenversicherung gab durch ihre statistischen Untersuchungen Hand¬ 
haben für Erkennung der höchst bedenklichen Situation : Man hat bedauert, 
daß wir in Deutschland einer Morbiditätsstatistik — abgesehen von den 
Infektionskrankheiten — bar sind. Das trifft freilich für die spezielle, für 
die Morbidität der einzelnen Krankheiten, nicht aber völlig für die allgemeine 
Morbidität zu. Wenn die Krankenversicherungsstatistik uns auch nicht 
direkt über Morbidität aufklärt, so gibt sie doch über die durch Krankheit 
verursachte Erwerbsunfähigkeit, mithin einigermaßen auch über allgemeine 
Morbidität, zuverlässige Auskunft. Diese ist nicht erfreulich: Wir sehen, 
daß die durch Krankheit bedingte Erwerbsunfähigkeit in der versicherten 
Bevölkerungsklasse, die ja ein sehr erheblicher Bruchteil — 18*2 Proz. = 
fast ein Fünftel — der Gesamtbevölkerung ist, erstens eine große und zwei¬ 
tens eine in ständigem Steigen begriffene ist. Es kamen mit Erwerbs¬ 
unfähigkeit verbundene Krankheitstage auf 100 Mitglieder 
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Daß von dieser durch Krankheit bedingten, prozentual hohen und sich im 
Laufe der Jahre stetig mehrenden Erwerbsunfähigkeit im Deutschen Reiche 
die Lungenschwindsucht den Löwenanteil in Anspruch nimmt, ist wohl 
unleugbar. So zeigt sich denn unserem Auge ein in dunkeln Farben ge¬ 
haltenes Gegenwarts- und Zukunftsbild. Andererseits hat die moderne 
medizinische Forschung widerspruchslos festgestellt, daß die Lungen¬ 
tuberkulose eine heilbare Krankheit ist. Sie heilt mit und auch — 
ohne Behandlung. In welchen Prozentsätzen, bleibe hier unerörtert. 
Ziemlich sicher steht weiter fest, daß geeignete Pflege, leibliche Pflege 
— sehen wir dabei hier einmal ganz von dem Ausgang in Heilung ab — 
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für die Erhaltung und Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit oder eines 
Grades derselben bei den Tuberkulösen von hervorragendster Bedeutung 
ist Leider fehlt es an solcher Pflege mehr oder weniger in erster Linie 
deshalb, weil sie Kosten verursacht, deren Erschwingung im Einzelfalle 
seitens der Betroffenen unmöglich ist. Soziale Schwierigkeiten modern¬ 
ster Art, wie Wohnuogskalamitäten und Fleischteuerung, verschärfen die 
Sachlage. 

Da kann es denn nicht wundernehmen, wenn ein Institut, dessen Name 
„Fürsorge“-Stelle schon die Absicht seines Wirkens verrät, ein Institut, 
welches zum Teil aus eigener Tasche, größtenteils aber durch Vermittelung 
und Beschaffung von Pflege sich der armen Lungenkranken, in welchem 
Stadium ihrer Krankheit sie sich auch befinden mögen, annimmt (ohne indes 
in die eigentliche Behandlung irgendwie einzugreifen, um unliebsame Kon¬ 
kurrenz zu vermeiden), welches durch genaue Untersuchung des Krankheits- 
sustandes und der gesamten wirtschaftlichen Lage der Kranken, durch 
Aufklärung, durch stets nachfolgende ärztliche Untersuchung der ganzen 
Familie des Erkrankten, durch hygienische Ratschläge und Darbietungen, 
durch die Erweise tatkräftigen, individualisierenden Eingreifens sich im 
Interesse der Kranken und ihrer Familien abmOht, wenn eine solche, irgend 
welche anderweitige Nebenabsichten in keiner Weise verfolgende Einrichtung 
sich in kurzer Zeit die Sympathien der Bevölkerung erobert hat und seinen 
Wirkungskreis weiter und weiter ausdehnen darf. 

Im speziellen haben sich vor allem mit der Landesversicherungsanstalt 
Berlin intensive Arbeitsbeziehungen ausgebildet. Es ist das ja natürlich: 
Diese Anstalt hat ein naheliegendes Interesse an der Erwerbsfähigkeit ihrer 
Versicherten und kennt die Bedrohung derselben durch die tuberkulöse 
Lungenerkrankung. Es liegt ihr deshalb daran, mit uns, die wir die Be¬ 
kämpfung dieser Seuche und die Pflege der Befallenen auf unsere Fahne 
geschrieben haben, zusammen zu arbeiten. Sie überweist daher gern die 
?on ihr für ein Heilverfahren in ihrer Krankenanstalt Vorgemerkten, wegen 
Platzmangels aber noch nicht Aufnahme finden Könnenden bis zu der meist 
erst nach längeren Wartemonaten gewährten Aufnahme den Fürsorgestellen 
zur Beobachtung, Fürsorge und Pflege. 2011 Kranke wurden im Laufe 
eines Jahres von ihr uns zugeschickt. Die Armendirektion mit 69 Kranken, 
sowie die Kassen- (499 Kranke), Schul- (335 Kranke), und Privatärzte und 
Polikliniken (300 Kranke) überweisen uns ihre Kranken zur Untersuchung 
und materiellen Fürsorge. Nicht ganz selten senden Berliner Kollegen uns 
diagnostisch zweifelhafte Fälle vertraulich zur Begutachtung: Die Klippen 
der hin utod wieder recht schwierigen Lungenuntersuchung werden für 
manche Fälle durch die an vielem Material ausgebildete und in zahlreichen 
täglichen Übungen geschärfte Routine überwunden. Mit dem preußischen 
Ministerium der Medizinalangelegenheiten stehen wir in erfreulichen, zu¬ 
meist personellen Beziehungen, die sich vielleicht im Laufe der Zeit noch 
ergiebiger gestalten könnten zum Wohle der Kranken und zur Bekämpfung 
der Krankheit. Mit dem Reichsgesundheitsamt sind Verbindungen an¬ 
gebahnt. 

Der Vorsitzende des Zentralkomitees, der selber im städtischen Armen¬ 
wesen an leitender Stelle gestanden, jetzt das Amt eines Verwaltungs- 
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direktors der Königlichen Charite bekleidet und Begründer der ganzen 
Organisation der Fürsorgestellen für Lungenkranke ist, legt ein besonderes 
Gewicht auf die Auswahl eines erfahrenen, gut geschulten Ärztestabes, 
sowie einer erprobten Schwesternschaft Letztere, in Kranken- und Armen¬ 
pflege durch praktische Arbeit zuvor hinlänglich geübt und über die Auf¬ 
gaben der Schwindsuchtsbekämpfung noch besonders instruiert, steht zu 
Kirchen- oder anderen Behörden oder Vereinen in keinem Abhängigkeits¬ 
verhältnis und ist dadurch zum Geschäftsverkehr im Interesse der Kranken 
mit Wohltätigkeits- und Wohlfahrts-Vereinen und -Einrichtungen jeglicher 
kirchlicher und neutraler Art hervorragend geeignet. Ihre Wirksamkeit 
ausschließlich an einer der Fürsorgestellen macht die Schwester vertraut 
mit den im betreffenden Bezirk ansässigen erkrankten Familien, sowie den 
für die Pflege einer solchen oder des einzelnen Kranken heranzuziehenden 
mannigfachen Organen der öffentlichen und privaten Armen- und Kranken¬ 
pflege, mit den Kassen- und Schulärzten usw. Von dem Vorhandensein 
eines brauchbaren Schwesternstammes ist ein ersprießliches Wirken der 
Fürsorgestellen in besonderem Maße abhängig und daher hierauf der größte 
Wert zu legen. 

Die beiden Theorien, um welche sich die ganze Tuberkulosefrage heut¬ 
zutage dreht, nämlich Ansteckung oder Übertragbarkeit und Empfänglich¬ 
keit, beide wohl das Richtige mehr oder weniger streifend, ohne jedoch 
noch, wie es scheint, den Kernpunkt zu treffen — diese Anschauungen 
kommen bei der von uns, den Fürsorgestellen, geübten Behandlung — wenn 
ich diesen dem Arzt geläufigen, hier jedoch nicht völlig zutreffenden Aus¬ 
druck gebrauchen darf — oder vielmehr ihrer Fürsorge zum Ausdruck. 
Den Rücksichten auf eine Möglichkeit der Ansteckung wird durch solche 
pflegerischen Maßnahmen Rechnung getragen, welche, sei es in der Häus¬ 
lichkeit einer unnötig und unratsam nahen Berührung mit den gefunden 
Familiengliedern Vorbeugen wollen, welche den Aus wurf, die Kranken wasche 
und das gesamte Mobiliar, auch die Wohnung (Desinfektion des Hauses) 
unschädlich machen, oder die im anderen Falle bei einer in der Häuslichkeit 
nicht in zweckmäßiger Weise herzustellenden relativen Absonderung des 
Kranken seine in der Regel allerdings auch nur vorübergehend zu er¬ 
reichende Aufnahme in Krankenhäusern, in Heil- und Heimstätten für Brust¬ 
kranke oder auch nur in den den Tagesaufenthalt gestattenden Wald¬ 
erholungsstätten erzielen. Die ja glücklicherweise nur in ziemlich 
beschränktem, nicht in absolutem Grade vorliegende Empfänglichkeit der 
gesunden Umgebung des Kranken’ wird tunlichst durch Aufbesserung der 
Wohnungs- und Ernährungsverhältnisse, durch mannigfache Abhilfe sozialer 
Not, soweit solche Maßnahmen im Rahmen der aufzutreibenden Mittel eben 
durchführbar sind, zu mindern gesucht. Das Moment der Vorbeugung und 
damit der sachgemäßen Pflege des Kranken muß in jedem Falle das bei 
unseren Schritten im Auge zu behaltende sein. — 239 Betten wurden inner¬ 
halb der 12 Monate, sei es von der Armendirektion, sei es vom Zentral¬ 
komitee, den Kranken geliefert, damit sie nicht genötigt seien, ihre Schlaf¬ 
stelle mit einem ihrer Angehörigen zu teilen. 1589 M. gewährte das 
Zentralkomitee als Mietszuschüsse in kleinen Raten von 5 bis 8 M., um den 
Kranken die Möglichkeit zu verschaffen, ein eigenes Bett für sich aufzu- 
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stellen oder gänzlich unbrauchbare mit geeigneteren Wohnungen zu ver¬ 
tauschen u. dgl. 373 Kranke wurden vorübergehend in Heimstätten oder 
im Krankenhause in Schleusingen untergebracht, sei es von Stiftungen, 
Krankenkassen oder der Armendirektion; 259 wurden an Krankenhäuser 
in Berlin und Vororten verwiesen; in Heilstätten zurückverwiesen wurden 
136 Kranke; nach Kinderheilstätten wurden 328 Kinder auf Rechnung von 
Stiftungen oder der Armendirektion entsendet, ln Walderholungsstätten 
wurden 977 Kranke auf unseren Antrag von den Krankenkassen, der 
Armendirektion oder dem Zentralkomitee verwiesen. 156 Kranke wurden 
an Ärzte oder Polikliniken verwiesen. Das Zentralkomitee bewilligte in 
Fällen größter Not zur schleunigen Abhilfe 2716 M. Die weitere Hilfe 
leisteten dann die Armen Verwaltung oder Vereine usw. Daher sind die 
Beträge, welche auf unsere motivierte Bitte den Kranken von milden Stif¬ 
tungen, Vereinen usw. gewährt wurden, sehr erheblich. 

Ob der eigentliche Zweck der Fürsorgestellen, die Tuberkulose¬ 
bekämpfung, durch ihre Wirksamkeit direkt erreicht wird, läßt sich 
nach erst 15 monatlichem Bestehen der Berliner Stellen durchaus nicht 
auch nur annähernd erweisen. Dazu gehören längere Beobachtungs¬ 
perioden, wie das von dem Generalsekretär unserer Fürsorgestellen, Dr. 
A. Kayserling, in seinem Aufsatz n Die Tuberkulose in ihrem Ver¬ 
hältnis zur Mortalität in Deutschland" in der dem Internationalen Tuber¬ 
kulosekongreß in Paris 1905 von dem Deutschen Zentralkomitee zur Er¬ 
richtung von Heilstätten für Lungenkranke vorgelegten Denkschrift „Der 
Stand der Tuberkulosebekämpfung in Deutschland" ausführlich erörtert 
ist. Indirekt hingegen wird, was wir heute schon erkennen können, dies 
Ziel sicher erreicht durch unsere pflegerischen Bemühungen um die Tuber¬ 
kulösen. Wir wissen, daß in einem nicht ganz kleinen Prozentsatz der 
Fälle von Erkrankung an Schwindsucht eine gute Pflege Heilung, Er¬ 
haltung und Erhöhung der Erwerbsfähigkeit, Besserung des Befindens be¬ 
wirkt, wo mangelnde Pflege die traurigen Zustände erzeugt, die wir mit 
unseren Augen in Schrecken erregender Deutlichkeit so häufig vor uns 
sehen. Wir werden darum diesen Kleinkrieg gegen den Feind mit Energie 
fortsetzen. 

Nur bei oberflächlicher Betrachtung kann man meinen, daß in bezug 
auf Pflege mit unseren sozialen Versicherungsgesetzen, mit der öffentlichen 
und der viel verzweigten Privat- Armen- und -Krankenpflege bisher alles 
Notwendige, geschweige denn Wünschenswerte geschehen Bei. Es handelt 
sich bei der Schwindsucht um eine heimtückische Krankheit, die sich 
meist in größeren Zeiträumen von fünf, acht, zehn Jahren und länger 
abspielt, die schon früh und auf viele Jahre die Erwerbsfähigkeit des 
Kranken mindert und zeitweise oder gänzlich lahm legt und darum in 
erster Linie den wirtschaftlichen Bestand unserer Familien auf das schwerste 
gefährdet. Die oben genannten Einrichtungen stehen der bei dieser so 
sehr verbreiteten Erkrankung nötigen Pflege durchaus mit ungenügen¬ 
den Waffen gegenüber. Wir befinden uns hier auf einem Gebiete, auf 
dem manche noch schlummernden Kräfte unseres Volkslebens in Aktion 
treten müssen, wenn durchgreifende, Schwindsucht ausrottende Abhilfe 
kommen solL 
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Die Frage, ob, wie bei der Lungenschwindsucht, so auch bei anderen 
Krankheiten, insbesondere bei Krebs, eine organisierte Fürsorge eingerichtet 
werden soll, hat für Berlin bereits eine praktische Bedeutung erlangt. Falls 
sie bejaht werden muß, wird ihr Umfang immerhin erheblich gegen unsere, 
die Lungenkrankenfürsorge, zurückstehen. Denn der Krebs ist erstens eine 
bei weitem nicht so häufig auftretende Erkrankung, zweitens die Dauer 
dieses Leidens und der mit ihm verbundenen Erwerbsunfähigkeit in der 
Regel beträchtlich kürzer, drittens das Alter der Befallenen meist schon ein 
höheres, so daß die Versorgung der heranwachsenden Familie hierbei nicht 
in dem gleichen Maße in Frage gestellt ist wie bei der das jugendlichere 
Lebensalter der jüngeren Familienväter und -mütter bevorzugenden Lungen¬ 
schwindsucht. 
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Bas Wöchnerinnenasyl „Luisenheim“ in Mannheim. 

Von Dr. Albert Eokert, Assistenzarzt. 


Im September dieses Jahres hatten wir gelegentlich des Kongresses für 
öffentliche Gesundheitspflege in Mannheim die Ehre, viele Kongreßteilnehmer 
in unserem Wöchnerinnenasyl begrüßen zu dürfen. Denn der hiesige Ober¬ 
bürgermeister Herr Beck, der gerade für volkswirtschaftliche und hygie¬ 
nische Fortschritte und Bestrebungen ein so reges Interesse hegt und wo 
nur möglich sie fördert, ließ diese Gelegenheit nicht vorübergehen, die 
neuesten Einrichtungen dieser Art seinen zahlreichen Gästen zu zeigen. 
Eines dieser Besichtigungsobjekte war das hiesige Wöchnerinnenasyl. 

Herr Geh. Ober-Medizinalrat Pi stör veranlaßte mich, gelegentlich 
dieser Besichtigung eine kleine Schilderung über den Zweck, den Betrieb, 
die Ökonomie unseres Wöchnerinnenasyls mit einer Beschreibung des Hauses 
and dessen Entwickelung bis in die jüngste Zeit zu liefern. 

Die hiesige Anstalt ist nach dem Aachener und Düsseldorfer Wöch¬ 
nerinnenasyl die älteste in Deutschland. Durch ihre Gründung veranlaßt, 
wurden noch viele andere ähnliche Institute gegründet. Sie ist jetzt die 
größte in Deutschland. 

Unser Wöchnerinnenasyl ist in erster Linie Entbindungsanstalt für 
▼erheiratete, unbemittelte Frauen aus der Stadt Mannheim. Im Gegensatz 
zn anderen ähnlichen Anstalten verlangen wir bei vollständig unentgeltlicher 
Aufnahme nicht eine vorherige Anmeldung bei Vorstandsmitgliedern oder 
die Vorlage eines Armenattestes. Das Verlangen nach unentgeltlicher Auf¬ 
nahme ist uns Beweis genug für die Bedürftigkeit der aufzunehmenden 
Frauen. Und daß wir in diesem Punkte recht behalten, haben vergleichende 
Aufzeichnungen der Wohnungsverhältnisse ergeben im Verhältnis zur Kopf¬ 
zahl der Familie und der vorhandenen Betten. 

Wie einige wenige Wöchnerinnenasyle nehmen wir auch Mädchen zur 
Entbindung auf, für die sonst die Stadt zu sorgen hätte. Das Wöchnerinnen¬ 
asyl dient der Stadt gegenüber als vollständige, nur räumlich getrennte 
geburtshilfliche Abteilung des städtischen allgemeinen Krankenhauses. Dies 
ist besonders deshalb ökonomisch und sanitär von großem Vorteil, weil es 
dadurch der Stadt erspart bleibt, zweimal gleiche, so kostspielige Einrich¬ 
tungen zu treffen, und deshalb, weil in einer Entbindungsanstalt die Gefahr 
einer Infektion viel geringer ist als in einem allgemeinen Krankenhause, 
in dem natürlich die verschiedensten InfektionBkranken aufgenommen werden 
müssen. Für die Verpflegung und Behandlung der Mädchen zahlt die 
Stadtkasse pro Kopf und Tag 2*50 M., für das Kind 50 Pf. täglich. 

Da der Kreis einen Zuschuß leistet, werden auch Frauen aus der Um¬ 
gebung Mannheims aufgenommen, die eine schwere Niederkunft erwarten 
und deshalb ärztliche Hilfe suchen. 

Ziemlich häufig wird das Asyl auch von vermögenden Frauen auf¬ 
gesucht, die in engen Wohnungsverhältnissen zu Hause nicht die nötige 
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Pflege haben, die gestört sind durch die Anwesenheit von größeren Kindern, 
die isoliert wohnen fern von Arzt oder Hebamme, oder von solchen Frauen, 
die voraussichtlich eine schwere Geburt zu überstehen haben. Für solche 
Fälle sind bei uns Einzelzimmer I. und II. Klasse vorgesehen im Preise 
von 8 M. bzw. 4*50 M. pro Tag. 

Seit bald drei Jahren (seit der Errichtung des großen modernen Neu¬ 
baues) ist der Anstalt auch eine Abteilung für Frauenkrankheiten an¬ 
gegliedert worden. Damit hat das Wöchnerinnenasyl den Entwickelungsgang 
durchgemacht, den in den letzten 20 Jahren in Deutschland und der ganzen 
Kulturwelt die Entbindungsanstalten durchgemacht haben: sie sind zu 
Frauenkliniken, d. h. geburtshilflich-gynäkologischen Anstalten geworden. 
Aus den alten Entbindungsanstalten der Universitäten sind die Universitäts- 
Frauenkliniken entstanden. Die Hebammen - Lehranstalten haben nahezu 
alle gynäkologische Abteilungen angegliedert. Die Wöchnerinnenasyle 
müssen, dem modernen Zuge der Geburtshilfe folgend, die sich immer 
chirurgischer entwickelt, schon der Geburtshilfe wegen vollständig die Ein¬ 
richtungen einer operativ gynäkologischen Anstalt besitzen. Ganz abgesehen 
davon, daß es schon nahe liegt, in einem der Neuzeit entsprechenden Opera¬ 
tionssaale nicht nur geburtshilfliche, sondern auch gynäkologische Fälle zu 
operieren, so bietet die gynäkologische Station andererseits auch Gelegen¬ 
heit, durch die durch sie erzielten Einnahmen die Kosten der Anstalt 
wenigstens teilweise zu decken. 

Das Wöchnerinnenasyl ist gleichzeitig Schule und Mutterhaus für 
WochenbettschWestern. Augenblicklich sind 25 Schwestern im Hause, von 
denen ein großer Teil Wochenbettpflege in wohlhabenden Familien außer¬ 
halb der Anstalt ausübt. Die Bezahlung fließt an das Wöchnerinnenasyl, 
während Gehalt, freie Verpflegung und Pensionsberechtigung von der An¬ 
stalt geleistet wird. 

Ferner bietet sich im hiesigen Asyl jüngeren Hebammen reichlich Gelegen¬ 
heit zu praktischer Ausbildung, da stets mindestens drei Unterhebammen im 
Hause notwendig sind, die gewöhnlich nur einige Jahre in der Anstalt bleiben. 

Durch die Tätigkeit der Assistenzärzte und Volontärärzte bietet sich 
auch gleichzeitig jungen Ärzten Gelegenheit zur gründlichen Ausbildung in 
Geburtshilfe und Gynäkologie. 

Ganz neu ist die geplante Schaffung einer Hebammenschule für Frauen 
gebildeter Stände, die am 1. September 1906 beginnen soll. Zugelassen 
sollen nur Damen werden, welche das Absolutorium einer höheren Töchter¬ 
schule gemacht haben, im Alter von 20 bis 30 Jahren; die Unterrichtsdauer 
wird auf neun Monate berechnet; als Entgelt für Unterricht und Pension 
sind 1200 bis 1500 M. veranschlagt. Über die Einrichtung und die End¬ 
ziele dieser von namhaften Gynäkologen schon längst verlangten Neu- 
schöpfung sagte der Direktor des Wöchnerinnenasyls, Herr Medizinalrat 
Dr. Mer mann, bei anderer Gelegenheit, Festrede bei der Eröffnung der 
neuen Anstalt 1903. cf. Festschrift (im Buchhandel zu beziehen durch 
Franz Pietzker, Tübingen) folgendes: 

„Die Anstalt will eine Hebammenschule für Frauen gebildeter Stände 
mit absolvierter Töchterschulbildung schaffen. In beschränkter Zahl und 
einem mindestens neunmonatlichen Kurs sollen Frauen oder Töchter aus 
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gebildeten Ständen zum lohnenden und innerlich befriedigenden Berufe einer 
Geburtshelferin herangebildet werden, und diese werden in Süddeutschland 
und namentlich den rheinischen Städten, wo bisher vielfach der Gebrauch 
besteht, daß Ärzte ohne Hebammen Geburten in wohlhabenden Familien 
leiten, ein reiches Arbeitsfeld finden. Man spricht so viel von Hineindrängen 
der Frauen in männliche Arbeitsgebiete, hier ist ein Arbeitsfeld, wo der 
Mann das Weib aus seiner ureigensten Berufssphäre verdrängt hat. In dem 
Milieu einer gewöhnlichen Hebammenschule können die Damen aus vielerlei 
Gründen nicht herangebildet werden, sie müssen in eigenen, nur ihnen zu¬ 
gängigen Lehranstalten ausgebildet werden, und dazu sind die Wöchnerinnen- 
asyle berufen. Unsere ersten Professoren der Geburtshilfe stellen dieBe 
Forderungen in der schärfsten Weise auf, und sie alle halten Wöchnerinnen- 
msyle für die prädestinierten Anstalten. Diese so ausgebildeten Hebammen 
sollen nicht ein Jota mehr staatliche Berufsberechtigung haben wie die 
jetzigen Hebammen, sie werden aber vermöge ihrer allgemeinen Vorbildung, 
vermöge ihrer Berufsbildung, die dreimal so lange währt wie die der jetzigen 
Hebammen, und durch das mehr als 30 mal größere praktische Lehrmaterial, 
das ihnen hier im Gegensatz zu den anderen Lehranstalten zur Verfügung 
stehen wird, sich den Weg in Kreise öffnen, der den jetzigen Hebammen 
trotz ihres guten Strebens und bei dem besten Berufs- und Pflichteifer nie¬ 
mals zugängig werden wird; eine Konkurrenz wird diesen nicht entstehen, 
im Gegenteil der ganze Stand der Hebammen wird gehoben und auf ein 
höheres soziales Niveau gebracht werden. tf 

Dies der vielseitige Wirkungskreis des Wöchnerinnenasyls, das nicht 
nur einer bestimmten Bevölkerungsschicht zugute kommt, sondern wie fast 
alle sozialen hygienischen Institutionen allen Bevölkerungsgruppen. 

Im Mai des Jahres 1887 bildete sich auf Anregung des jetzigen 
dirigierenden Arztes ein Komitee mit sofortiger Unterstützung der Stadt, 
das die Gründung eines Wöchnerinnenasyls in Mannheim bewerkstelligte. 
Der Frauen verein zur Unterhaltung des Wöchnerinnenasyls, der sofort die 
Rechte einer juristischen Persönlichkeit erhielt, kaufte ein geeignetes Haus 
in zentraler Lage der Stadt zum Preise von 65 000 M. 

Schon am 1. Juli konnte in Gegenwart der Großherzogin von Baden 
die Anstalt eröffnet werden. Sie begann mit nur geringen Mitteln, denn es 
standen anfänglich nur 12 Betten zur Verfügung. Im ersten Halbjahre 
fanden 47 Frauen Aufnahme. Allmählich nahm die Zahl der Aufnahme 
suchenden Frauen zu. Im Jahre 1892 übernahm die Großherzogin das 
Protektorat über das Wöchnerinnenasyl. 

Vom Jahre 1899 an machte sich in dem alten Hause Raummangel 
geltend. Es mußten deshalb in einem Nachbarhause und in einem von der 
Stadt zur Verfügung gestellten provisorischen Krankenhaus Räume mit in 
Benutzung genommen werden. Daß das für die Dauer unhaltbare Verhält¬ 
nisse waren, ist wohl selbstverständlich. Daher wurde der Gedanke an 
einen modernen Neubau immer drängender. Daß ein solcher verwirklicht 
werden konnte, ist der weitgehenden Unterstützung seitens der Stadt, des 
verständnisvollen Entgegenkommens des Oberbürgermeisters und des be¬ 
währten Reorganisators des städtischen Armenwesens, des Bürgermeisters 
v. Holländer, zu danken. 
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Die Ermöglichung des Neubaues war in der Weise durchzuführen, daß 
die Stadt eipen Bauplatz in nicht zu peripherer Lage und im Flächenmaße 
von 1800 qm der neu zu bauenden Anstalt im Erbbaurecht überließ. Für 
die veranschlagte Bausumme des Gebäudes von 200000 M. übernahm die 
Stadt Garantie für Kapital und Zins. Für diese weitgehende finanzielle 
Verpflichtung hat sich die Stadt einen Einfluß derart gesichert, daß sie 
zwei Delegierte in den Vorstand sendet, daß der vom Vorstand gewählte 
ärztliche Direktor der Bestätigung des Stadtrates unterliegt, daß bei einer 
Auflösung das gesamte vorhandene Vermögen an die Stadt fällt und zuletzt, 
daß die Stadt jederzeit erklären kann, daß sie das Wöchnerinnenasyl in 
Eigentum übernehmen will, mit der Verpflichtung, es seinem bisherigen 
Zweck entsprechend als städtische Anstalt weiterzuführen. 

Nachdem 1901 mit dem Bau begonnen war, konnte am 1. März 1903 
der Einzug bewerkstelligt und die feierliche Einweihung des Neubaues am 
13. März 1903 in Gegenwart der Frau Großherzogin von Baden und der 
staatlichen und städtischen Behörden vorgenommen werden. 

Seit 1903 ist der Frauenverein zur Unterhaltung des Wöchnerinnen¬ 
asyls in Mannheim auch Zweigverein des großen Badischen Frauenvereins. 

Die Gesamtleitung des Vereins Wöchnerinnenasyl untersteht einem 
Vorstand, der aus sechs Damen und vier Herren gebildet ist. 

Der ärztliche Dienst wird versehen von dem dirigierenden Arzt, einem 
zweiten Arzt, einem Assistenzarzt und einem Volontärarzt. 

Mit dem wachsenden Betriebe der Anstalt sind auch die Ausgaben 
ständig gewachsen. Die Einnahmen setzen sich zusammen: 

1. aus eigenem Verdienst der Anstalt, 

2. aus Beiträgen aus öffentlichen Mitteln, 

3. aus Beiträgen aus privater Wohltätigkeit. 

Einnahmen aus eigenem Verdienst hat die Anstalt von den Verpflegungs¬ 
geldern der gynäkologischen Station, einschließlich der Bezahlung für ent¬ 
bundene Mädchen und Privatwöchnerinnen, von der Bezahlung für Schwestern 
in Privatwochenbetfpflege. 

Aus öffentlichen Mitteln erhält das Asyl jährlich 5000 M. von der Stadt, 
2000 M. vom Kreise. 

Die Einnahmen aus Privatwohltätigkeit setzen sich zusammen aus den 
regelmäßigen jährlichen Mitgliederbeiträgen, aus den einmaligen Geschenken, 
aus dem Ertrag von zwei Freibetten, aus den Zinsen des Vermögens, aus 
dem Gewinn einer jährlich abgehaltenen Silberlotterie. Größere Grundstocks- 
einnahmen brachten der Anstalt zwei Bazarveranstaltungen, die zusammen 
etwa 50 000 M. ergeben hatten. 

Das Jahresbudget des Asyls beläuft sich jetzt auf 50000 bis 60 000 M. 
in Einnahmen und Ausgaben. 

Eine kurze Zusammenstellung der Einnahmen und Ausgaben vom Jahre 
1904 ergibt folgendes Bild. 

Die Einnahmen betrugen. 52 292*91 M. 

Dieselben setzen sich zusammen aus: 

Jährliche Mitgliedsbeiträge. 7 307*50 M. 

Einmalige Geschenke. 7 315*90 „ 

Zwei Freibetten ä 700 M. 1 400*— * 
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Beitrag der Btadtgemeinde. 5 000'— M. 

Beitrag des Kreisausschusses *). 500*— „ 

Bückvergütung von Versicherungen. 18'62 * 

Zinsen. 1 408*64 „ 

Verpflegungsgelder. . . . . . 12187*71 „ 

Bezahlung für Schwestern in Privatpflege. 10 808'60 „ 

Beingewinn der Öilberlotterie. 6 344*93 „ 

Die Ausgaben betrugen. 58 053*70 M. 

Dieselben setzen sich zusammen aus: 

Gehälter und Gratifikationen des Personals. 8 791*90 M. 

Kranken-, Invalidität»- und Haftpflichtversicherung des 

Personals. 896*55 , 

Verpflegung und Haushaltung.21 017*42 „ 

Neuanschaffungen und laufende Verbrauchsgegenstände 3 774*62 „ 

Heizung. 3 252*10 „ 

Unterhaltung des Hauses. 1 032*05 „ 

Telephon. 310*80 „ 

Beinigen der Wäsche. 4 453*12 „ 

Elektrisches Licht, elektrische Kraft und Gas. 1 846*26 „ 

Wassergeld und Müllabfuhr. 531*96 „ 

Staats-, städtische und Kirchensteuer. 1 313*24 „ 

Feuerversicherung. 277*42 „ 

Verwaltungskosten, Drucksachen, Porto. 503*59 „ 

Zinsen und Amortisation auf das Anstaltsgebäude . . . 10 000*— „ 

Nachträglich eingelieferte rückständige Koupons auf 

das frühere Haus. 52*67 r 

Das Defizit beträgt. 5 761*79 „ 

Das Vermögen des Vereins beträgt am Ende des Jahres 

1904 53 879*60 „ 


Wie die Frequenz, Einnahmen und Ausgaben der Anstalt von Jahr zu 
Jahr gewachsen sind, ist am besten aus umstehender Tabelle ersichtlich. 

Die Kosten des Neubaues beliefen sich insgesamt mit innerer Ein¬ 
richtung und Grund und Boden auf etwa 450000 M., d. i. auf insgesamt 
110 Betten, inklusive etwa 35 Betten für das Personal« auf kaum etwas mehr 
als 4000 M. pro Bett. Wie die nachstehende Baubeschreibung zeigen wird, 
ist dabei der Bau vollständig der einer modernen Frauenklinik, mit allen 
maschinellen und technischen Einrichtungen einer solchen und den weit¬ 
gehendsten Ansprüchen der Asepsis genügend. 

Der Neubau erhebt sich als ein dreietagiges, von zwei mächtigen 
Giebeln gekröntes Gebäude. Die Fassade ist in einfachen Linien gehalten, 
in graugrünem Sandstein ausgeführt, und nur die glatten Flächen der mitt¬ 
leren Partie sind teilweise durch Verputz bekleidet. 

Der Haupteingang befindet sich in der Mitte der Fassade, die Einfahrt 
zum Hof nach der südlichen Seite zu. Direkt vom Haupteingang gelangt 
man in einen abgeschlossenen Vorraum, auf dessen einer Seite das Fenster 
der Portierloge mündet. Auf der anderen Seite, in der Mitte einer großen 
Wandfläche, befindet sich auf einer Marmortafel das überlebensgroße Bronze- 
relief von Semmel weis. Nach Einlaß durch eine Glastür gelangt man zu 

! ) Diese Summe beträgt für das Jahr 1904 in Wirklichkeit 2000 M. Durch 
«in Versehen wurde der für das Jahr 1904 bewilligte weitere Betrag von 1500 M. 
ent im Januar 1905 zur Zahlung angewiesen. 
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der 2*25 m breiten, sehr bequemen steinernen Haupttreppe. Hell erleuchtete, 
2*25 m breite Gänge sind so angelegt, daß sie eine bequeme und übersicht¬ 
liche Verbindung aller Räume ermöglichen. Die einzelnen Zimmer sind in 
der Weise jeweils auf einer Seite der Gänge angeordnet, daß eine gründliche 
Durchlüftung in bequemster Weise möglich ist. Eine zweite steinerne 
Treppe, die vom Keller bis zum Dachstock führt, befindet sich im hinteren 
Teile des Gebäudes. 

Der elektrische Personenaufzug ist groß genug, um eine Kranke im 
Bett in Begleitung einer Wärterin transportieren zu können. Er ist dem 
Operationssaal und den Entbindungssälen gegenüber in der Weise angeord¬ 
net, daß mit ihm Kranke, welche im Wagen ankommen, schon vom Hofe 
aus nach jedem beliebigen Stockwerk verbracht werden können. Es wird 
hiermit auch auf bequemste Weise die Verbindung von den oberen Stock¬ 
werken mit dem Operationssaal und den EntbindungsBälen und von diesen 
wieder mit den Wöchnerinnen- und Krankensälen vermittelt. Der Antrieb 
erfolgt durch einen elektrischen Motor von 6 PS. Das Hauptaugenmerk 
wurde darauf gelegt, möglichst ruhiges und gleichmäßiges Fahren unter 
Vermeidung jeglicher Stöße beim Anfahren und Abstellen zu erreichen. 
Aus diesem Grunde wurden hölzerne Führungsschienen und bewegliche 
Führungen aus Bronze am Fahrstuhl, sowie eine elastische Befestigung der 
Seiltrommel gewählt. Der Aufzug läuft in einem gemauerten Schacht nnd 
wird durch große Fenster, sowie durch Glasscheiben in den Abschlußtüren 
vorzüglich erleuchtet. Zur Verhütung von Unglücksfällen sind natürlich 

l ) Unter diesen Posten fallen nahezu 50 000 M. für innere Einrichtung des 
neuen Anstaltsgebäudes. 
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die nötigen Tür- und Steuersperren Torgesehen. So ist es nicht möglich, 
eine Abschlußtür zu öffnen, wenn nicht der Boden des Fahrstuhles in 
gleicher Höhe Bteht mit dem Fußboden der Gänge. Der Fahrstuhl ist au 
zwei starken Tiegelgußstahl-Drahtseilen aufgehängt, von denen jedes einzelne 
stark genug ist, um mit reichlicher Sicherheit den Fahrstuhl ohne und mit 
Belastung zu tragen. Eine Fangvorrichtung würde bei Bruch oder bei 
übermäßiger Dehnung eines Seiles den Fahrstuhl sofort anhalten. In Ver¬ 
bindung mit dieser Fangvorrichtung ist ein Geschwindigkeitsregulator, 
welcher bei einer zu großen Niederfahrtgeschwindigkeit zur Wirkung kommt; 
der Aufzug ist elektrisch^beleuchtet. 

Neben dem Personenaufzug befindet sich Wäscheaufzug und Wäsche¬ 
abwurf. Der Wäscheaufzug für saubere Wäsche reicht vom Souterrain bis 
zum Dachboden. Der Wäscheabwurf aus glasierten Stein zeugröhren ist 
derartig neben dem Wäscheaufzug angeordnet, daß von jedem Stockwerk 
aus die schmutzige. Wäsche direkt in einen Vorraum vor der Waschküche 
geworfen werden kann. Der Wäscheabwurf kann von jedem Stockwerk aus 
gründlich ausgespült werden; das Spülwasser wird direkt in den Abwasser¬ 
kanal geführt. 

Eine weitere Aufzugsanlage geht durch das ganze Haus und dient der 
Beförderung von Speisen. In unmittelbarer Nähe der im Souterrain gelegenen 
Küche beginnt dieser Aufzug und führt in jedem Stookwerk zu einer Tee- 
kiiche, von wo aus die Verteilung der Speisen vorgenommen wird. 

Vor dem Souterrain ist ein gut entwässerter, 4*3 m breiter Lichthof 
angelegt, dessen Boden noch unter demjenigen der hier untergebrachten 
WirtBchaftsräume gelegen ist. Im Souterrain befinden sich Küche mit Vor¬ 
ratsräumen, Spülküche, Waschküche und daran anschließend die Heizungs¬ 
anlagen. In der einen Ecke des Gebäudes befindet sich ein Sezierraum, der 
jedoch nur vom*Garten aus zugänglich ist. 

Die Heizung geschieht im ganzen Hause durch eine den neuesten An¬ 
forderungen entsprechende Niederdruck-Dampfheizung, die im Kellergeschoß 
angelegt ist. Die Rippenheizkörper sind in den Fensternischen aufgestellt. 
Die Wärmeregulierung erfolgt durch Präzisionsventile. Die frische Luft 
znm Ventilieren wird durch vergitterte Öffnungen unter den Fenstern direkt 
von außen entnommen und tritt so weit vorgewärmt in die Räume, daß jeg¬ 
licher Zug vermieden wird. An diesen Öffnungen sind Schieber mit Stell¬ 
vorrichtungen zur Regulierung angebracht. Die verbrauchte Luft zieht im 
Winter durch Öffnungen direkt über dem Fußboden, im Sommer durch solche 
unter der Decke in Ableitungskanälen ab. 

Als Beleuchtung wurde ausschließlich elektrisches Licht gewählt; doch 
ist für alle Fälle auch Gasleitung vorgesehen. 

Das ganze Haus ist für Bade-, Wasch- und Spülzwecke mit Warm- 
und Kaltwasserleitung versehen; das warme Wasser wird im Winter direkt 
in Verbindung mit der Heizungsanlage erzeugt. Für den Sommer ist zu 
diesem Zweck ein besonderer Apparat neben dem Gliederkessel angebracht. 

Die Böden sämtlicher Gänge, Bäder, Aborte sind aus Terrazzo, ebenso 
diejenigen des Operationssaales und der Entbindungssäle, welch letztere mit 
entsprechender Entwässerungseinrichtung versehen sind. In den Kranken- 
riumen liegt Linoleum. 
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Der Anstrich aller Räume des Hauses, der Gänge, aller Zimmer, samt* 
licher Möbel und Betten ist genau in demselben weißen Ton gehalten wie 
die Wände. Die gesamten Zimmereinrichtungen sind nach den modernsten 
Forderungen der Hygiene durchgeführt. 

Die Zimmer I. und II. Klasse mit je einem Bett sind teilweise mit 
elegantem Komfort eingerichtet. In den Zimmern III. Klasse sind in der 
Regel drei bis höchstens fünf Betten untergebracht. Außer den Neben¬ 
räumen und wirtschaftlichen Räumen enthält das Haus 54 Zimmer mit ins¬ 
gesamt 110 Betten, ohne die Kinderbetten. Im Durchschnitt sind in den 
Wöchnerinnenzimmern für ein Bett 9 bis 10 qm Bodenfläche und 35 bis 
40 cbm Luftraum berechnet. 

Im Erdgeschoß sind untergebracht das Zimmer für den Chef, den 
zweiten Arzt, die Zimmer für die beiden Assistenzärzte, die Wohnung der 
Oberin, das Laboratorium, das Portierzimmer, das Eßzimmer der Schwestern, 
der Operation8saal mit dem Vorbereitungsraum, zwei Krankenzimmer, ein 
Schwesternzimmer, ein Arbeitszimmer für die Schwestern, zwei Bäder und 
zwei Aborte. 

Der Operationssaal ist nach Norden gelegen, 6 m breit und 9 m tief. 
Derselbe ist mit einem großen Teile seines Raumes über die Fluchtlinie des 
Gebäudes hinausgerückt und trägt an dieser Stelle ein großes Oberlicht 
mit doppeltem Glasdach. Außerdem schaffen vier große Fenster eine außer¬ 
ordentlich helle seitliche Beleuchtung des ganzen Saales. Die Wände sind 
glänzend weiß mit Zonkafarbe gestrichen. Operations- und InBtrumenten- 
tieche entsprechen den neuesten Anforderungen. Drei große Waschbecken 
aus englischem Feuerton ruhen auf Rohrträgern mit Gummipuffern und 
stehen etwa 15 cm von der Wand ab. Der Wasserzufluß für warm und 
kalt ist durch die Wand nach der neuen Patenthebelbatterie angeordnet. 
Diese Batterie wird so eingestellt, daß zum Waschen der Hände und Arme 
nur ein Hebel mit dem Ellbogen leicht zur Seite gedreht zu werden 
braucht, um sofort die Brause in Tätigkeit zu versetzen. Der Abfluß wird 
durch ein Schieberventil mit Hebel bedient, das durch den Operateur mit 
dem Knie geöffnet oder geschlossen wird. Seitlich sind je drei Handtuch¬ 
halter aus Nickel eingeschraubt. Zur Aufnahme der Bürsten sind auf 
Spiegelglaskonsolen mit Nickelgalerie Glaskästen aufgestellt. Für die Be¬ 
leuchtung sorgt ein entsprechend konstruierter Spiegelglasreflektor mit 
16 Glühlampen, der das für Operationen erforderliche gleichmäßig zerstreute 
Licht erzeugt. Der Reflektor ist nach unten abgeschlossen und nach oben 
mit reichlicher Ventilation versehen, um die Belästigung der Operateure 
durch Wärmestrahlung zu vermindern. Im Halbkreise sind noch sechs 
Wandarme und sechs Steckkontakte für transportable Lampen angebracht, 
um bei Operationen jedem Lichtbedürfnis genügen zu können. Neben dem 
Operationssaal ist ein großes Vorbereitungs- und Narkosenzimmer. Zur 
Ableitung des sonst so lästigen Dampfes des Sterilisationsapparates hat 
dieser ein Abzugskamin nach Beispiel der chemischen Laboratorien. 

Die zweite und dritte Etage sind ganz gleich eingerichtet und werden 
abwechselnd belegt. In diesen Stockwerken sind je zwei Entbindungs¬ 
zimmer untergebracht mit je zwei Betten, so daß gleichzeitig acht Kreißende 
entbunden werden können. Außerdem sind in jedem Stock sechs größere 
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Wöchnerinnenzimmer und vier kleinere Zimmer, einige Schwesternzimmer, 
eine Teeköche, zwei Bäder und zwei Aborte untergebracht. 

In der dritten Etage ist seit kurzem noch ein kleiner septischer Opera- 
tionssaal und ein septisches Krankenzimmer eingerichtet. 

In den Vorräumen der Aborte befinden sich zum Spülen der Bett- 
schfi8seln aufgestellte Spöltröge aus getriebenem, verzinntem Kupfer. Diese 
besitzen eine Brahse am Boden zum gründlichen Ausspülen der Pfannen 
und außerdem eine kräftige Rundspülung. In den Aborten selbst sind 
überall frei stehende Wasserklosetts. 

Das ganze Haus ist mit Ausnahme von Türen und Fenstern feuer¬ 
sicher gebaut. In jeder Etage sind zunächst der Wasserleitung zwei Ge¬ 
winde von Wasserschläuchen zur sofortigen Benutzung bei eventueller 
Fenersbrunst angebracht. 

Sowohl die ursprüngliche Gründung des Wöchnerinnenasyls, sowie die 
des Neubaues entsprangen der Initiative des Herrn Medizinalrats Dr. Mar¬ 
in tun. Auch die Grundpläne und die ganze innere Einrichtung sind seinen 
Angaben entsprechend geworden. 

Brennecke, der in so verdienstvoller Weise die Idee der Wöchnerinnen¬ 
asyle populär zu machen suchte, hat einen anderen Weg eingeschlagen, als 
er hier in Mannheim gegangen worden ist. Er hatte von vornherein große 
Plane, eine vollständig durchdachte und ins einzelne durchgeführte Organi-. 
s&tion des gesamten deutschen Hebammen Wesens mit der Frage der Wöch- 
nerinnenasyle sich vorgesetzt. Hier wurde einfach mit der Schaffung einer 
kleinen Entbindungsanstalt für verheiratete arme Frauen begonnen. Und 
das jeweilig wachsende Bedürfnis hat fast von Jahr zu Jahr Anlaß gegeben, 
daß sich immer neue, weiter aussehende Bestrebungen praktisch an das 
Wöchnerinnenasyl als ihren festen Kern ankristallisiert haben. Die Mann¬ 
heimer Anstalt hat dann durch ihr rasches Wachsen zur Ausbreitung der 
Wöchnerinnenasyle in Deutschland am meisten beigetragen, da sämtliche 
nachher gegründete (es sind jetzt über 25, davon in Baden 4) auf deren 
Grundlage und alle nach Einsichtnahme der Mannheimer Verhältnisse ins 
Lehen gerufen wurden. Mannheim hat einfach die Propaganda der Existenz 
wirken lassen. Daß diese Annahme nicht getäuscht, hat die Erfahrung 
bewiesen. 
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Die gegenwärtige Tuberkulosenmortalität in Bayern. 

Von Dr. J. Grassl, königl. Bezirksarzt in Lindau i. B. 


Die Infektiosität der Tuberkulose ist erst seit einigen Jahren allgemein 
anerkannt. Vermutet wurde sie ja schon längst. Es ging mit der Tuber¬ 
kulose in Europa ebenso wie mit der Cholera in Asien: man lebt mitten 
darunter, gewöhnt sich an die Häufigkeit und denkt gar nicht an eine An¬ 
steckungsgefahr. In Bayern wurde 1888 die Tuberkulose zum ersten Male 
als Infektionskrankheit amtlich anerkannt, und die Generalsanitätsberichte 
führen sie von da als solche auf. 

Man hat versucht, aus den Todesursachen, welche Symptome der Tuber¬ 
kulose sind, z. B. Blutbrechen, Lungenerweiterung, Zehrfieber, auf die Häufig¬ 
keit der Tuberkulose vor dem Jahre 1888 in Bayern Schlüsse zu ziehen, 
allein das Material ist zu ungleich, um es mit Erfolg vergleichen zu können. 
Man tut daher gut, die Zeit der Vergleichung mit dem Jahre 1888 nach 
rückwärts abzuschließen. Von diesem Jahre an aber kann dies Material 
statistisch als brauchbar betrachtet werden. In Bayern herrscht nämlich 
obligate Leichenschau, ausgeführt von Ärzten und Laien. Die unter Tuber* 
kulose verzeichneten Sterbefälle haben 80 bis 88 Proz. ärztliche Behandlung 
genossen. Die verzeichneten Fälle sind also wohl echte Tuberkulose gewesen, 
um so mehr, als diese Krankheit im Endstadium, und um dieses handelt es 
sich hier, signifikante Krankheitsbilder macht, die auch der Laie zu erkennen 
vermag. Schwieriger ist die Diagnose nur in Fällen des hohen Alters, wo 
die Lebenskraft eine sehr geschwächte ist, so daß bereits schwache Angriffe 
(der Tuberkulosekeime) dieselbe zu vernichten imstande sind. Im hohen 
Alter ist die Todesursache vielfach larviert, und ich stimme der Ansicht der 
bayerischen Generalsanitätsberichte vollständig bei, daß die niedere Zahl 
der Tuberkulosesterblichkeit ein Zählungsfehler ist, indem die Altersschwäche 
statt Tuberkulose als Endursache des Todes angegeben wird. Aber ich 
gebe noch weiter. Ich vermute, daß auch in der frühesten Jugend die 
Tuberkulose vielfach im Anfangsstadium, wo sie schwer zu erkennen ist, als 
Todesursache auftritt. Gestützt wird diese Ansicht durch die weiter unten 
zahlenmäßig belegte Tatsache, daß die Kindertuberkulose außerordentlich 
rasch verläuft und vielfach statt des hyperchronischen Verlaufes einen sub¬ 
akuten Charakter annimmt. Außerdem habe ich als Bezirksarzt die Er¬ 
fahrung gemacht, daß von vornherein tuberkulöse Fälle von empirischen 
Leichenschauern falsch gedeutet wurden. 

In meinem früheren Bezirke, in Viechtach im Bayerischen Walde, wo 
es mir wegen der Einfachheit der Verhältnisse möglich war, den Verlauf 
der Infektionskrankheiten strikte zu verfolgen, hatten wir jahrelang keinen 
Keuchhusten, und doch figurierte Keuchhusten als häufige Todesursache auf 
den Scheinen der empirischen Leichenschauer. 

Ich bin also der Ansicht, daß die Todeshäufigkeit an Tuberkulose im 
hohen Alter sicher höher ist, als die offiziellen Tabellen angeben, in der 
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lartesten Jagend wahrscheinlich höher. Diese Einschränkung maß daher 
bei der Beurteilung der Zahlen immer im Auge behalten werden. 

Eine weitere Vorsicht ist zu gebrauchen bei der Bewertung der Skro¬ 
fulöse. Diese erscheint in der bayerischen Statistik als eigene Krankheit. 
Es ist hier nicht der Ort, über die Identität der Skrofulöse und Tuberkulose 
zu sprechen, aber zweifellos versteckt sich unter dem Ausdruck Skrofulöse 
sehr oft eine chronische, hauptsächlich in den Drüsen ablaufende Tuberkulose, 
insbesondere der Kindheit und der heranwachsenden Jugend. Ich habe es 
deswegen auch für nötig befunden, die Skrofulöse mit in Betracht der Ab¬ 
handlung zu ziehen. 

Im Jahre 1890 zählte Bayern 5 594 982 Einwohner; bei der Volks¬ 
zählung 1900 wurden 6176 057 Einwohner gefunden. Also eine immerhin 
genügend große Einwohnerzahl, um bestimmte Wirkungen als Gesetz erkennen 
zu lassen. Ebenso dürfte die Beobachtungszeit (13 bis 15 Jahrgänge) 
genügen, um Schlüsse zu ziehen. 

Von 1888 bis 1902 wurden in Bayern Tuberkulose-Todesfälle ver¬ 
zeichnet (15 Jahrgänge): 


Jahr 

Geschlecht 

Zahl 

der Gestorbenen 

auf je 100 000 
Einwohner 

auf je 1000 
gestorben 

Jahr 

Geschlecht 

Zahl 

der Gestorbenen 

auf je 100000 
Einwohner 

auf je 1000 

gestorben 


männl. 

9782 

364*2 

123-2 


männl. 

9202 

321*7 

129*6 

1888 

weibl. 

8620 

305*5 

1142 

1896 

weibl. 

8052 

269*8 

124*5 


Summe 

18402 

337-3 

118-9 


Summe 

17 254 

295-2 

127-2 


männl. 

9230 

341*4 

122*2 


männl. 

9342 

324-0 

124-2 

1889 

weibl. 

8249 

290*7 

115*9 

1897 

weibl. 

8462 

2815 

122*25 


Summe 

17479 

315-5 

1190 


Summe 

17804 

202*3 

1233 


männl. 

9807 

360*1 

1259 


männl. 

8925 

303*6 

1208 

1890 

weibl. 

8905 

311-7 

120*5 

1898 

weibl. 

7 966 

261-0 

116-6 


Summe 

18712 

3353 

123*3 


Summe 

16891| 

281*4 

118-8 


männl. 

9579 

3494 

122*3 


männl. 

9245 

310*5 

121-7 

1891 

weibl. 

8904 

309*9 

119*3 

1899 

weibl. 

8060 

260*2 

113*8 


Summe 

18483 

329*1 

120*8 


Summe 

17 305 

284*9 

117*9 


männl. 

9101 

329*7 

116*1 


männl. 

9851 

325*4 

121*5 

1892 

weibl. 

8401 

290 6 

1128 

1900 

weibl. 

8593 

2730 

115-3 


Summe 

17 502 

309 7 

114*5 


Summe 

18444 

298*7 

118*5 


männl. 

9447 

340*0 

118*5 


männl. 

9 557 

315'6 

128*7 

1893 

weibl. 

8432 

290*1 

1126 

1901 

weibl. 

8171 

259*6 

119*4 


Summe 

17879 

314 5 

115 5 


Summe 

17728 

287*9 

124-3 


männl. 

9545 

339*5 

1264 


männl. 

9217 

297*7 

125*4 

1894 

weibl. 

8630 

293*8 

1227 

1902 

weibl. 

8442 

262*7 

123*3 


Summe 

18175 

316*1 

124*6 


Summe 

17659 

279*2 

124*4 


männl. 

9404 

331*5 

1252 






1895 

weibl. 

8 639 

2916 

1231 







Summe 

18043 

311*1 

1242 







Vierteljahrs schrift für Gesundheitspflege, 1906. 
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Seit dem Jahre 1896 ist somit in Bayern die Tuberkulosehäufigkeit 
im Fallen begriffen. Dagegen ist der Anteil an der allgemeinen Sterb¬ 
lichkeit sich gleich geblieben. Dies läßt darauf schließen, daß die spezi¬ 
fische Bekämpfung der Tuberkulose, wie sie sich seit etwa sechs bis acht 
Jahren im Königreich etabliert hat, besondere Fruchte noch nicht getragen 
hat, sondern daß diejenigen Faktoren, welche die allgemeine Sterblichkeit 
herunterdrückten, auch bei der Verminderung der Tuberkulose wirksam 
waren. 

Ferner ist in allen Jahrgängen die Frauentuberkulosesterblichkeit 
bedeutend geringer als die Sterblichkeit der Männer an der gleichen 
Krankheit. Diese Zahlen sind so konstant und so bedeutend geringer, 
daß diese Erscheinung für Bayern in der Gegenwart als Gesetz betrachtet 
werden muß. Die Frauentuberkulosesterblichkeit spielt aber auch bei den 
Todesfällen der Frauen selbst nicht die ausschlaggebende Rolle, wie die 
Tuberkulosetodesfälle der Männer bei der allgemeinen Sterblichkeit der 
Männer. 

Nun ist die Tuberkulosehäufigkeit abhängig erstens von dem Individuum 
als solchem, zweitens von den! Tuberkulosenkeim, drittens von den Um¬ 
ständen, unter welchen der Keim auf die Individuen wirkt oder in den In¬ 
dividuen durch Außenverhältnisse zur Entwickelung kommt. In einem 
oder mehreren dieser drei Entstehungsfaktoren muß sich die bayerische Frau 
zu ihren Gunsten vom Manne unterscheiden. 

Von der Individualeigenschaft des Weibes habe ich x ) nachgewiesen, 
daß die Frau bedeutend lebensfähiger, zäher, widerstandsfähiger ist als der 
Mann. So erreicht die Münchenerin im Jahresdurchschnitt 1890/1901 ein 
Alter von 27*7 Jahren, der Münchener bloß von 24*2 Jahren, und wenn wir das 
erste Lebensjahr außer Betracht lassen, so tritt der Tod bei der Münchenerin 
mit 44*9 Jahren, bei dem Münchener mit 42*3 Jahren ein. Es ist wohl ohne 
Irrtum anzunehmen, daß diese allgemeine Langlebigkeit der Frau sich auch 
bei der Widerstandsfähigkeit gegen die Tuberkulose bemerkbar macht Als 
die Ursache dieser von Ärzten und Soziologen nicht immer genügend gewür¬ 
digten Erscheinung habe ich Keim Varietäten angenommen, herbeigeführt 
durch eine größere Auslese der Keime für das weibliche Kind vor der Be¬ 
fruchtung. Diese Auslesewirkung ist während des ganzen Lebens der Frau 
nicht zu verkennen 9 ). 

Versuchen wir nun, in diese Erscheinung etwas näher einzudringen. 
Ich habe aus den Grundzahlen der bayerischen Generalsanitätsberichte den 
Anteil an der Sterblichkeit für einzelne Altersperioden der Jahre 1890 bis 
1902 berechnet und setze darunter die Zahlen, welche der Bericht 1890 
für die Jahre 1888 bis 1890 gibt. 

*) Blut u. Brot, der Zusammenhang zwischen Biologie und Volkswirtschaft 
im 19. Jahrhundert in Bayern. Von Dr. Grassl, Verlag von Seitz u. Schauer in 
München 1905, ferner Über die biologische Bedeutung des Geschlechts mit beson¬ 
derer Berücksichtigung Bayerns, von Dr. Grassl in Wien, klinischen Rundschau 
Nr. 36, 1905. 

*) Die Tätigkeit des Mannes im täglichen Leben, die damit verbundenen Ge¬ 
fahren und die Abnutzung des Körpers dürften doch an der größeren Sterblichkeit 
der Männer, ganz abgesehen von dem reichlichen Genuß geistiger Getränke, erheb¬ 
lichen Anteil haben. Red. 
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1890 bis 1902. 



1 Jahr 

1 bis 2 Jahr 

3 bis 5 Jahr 

6 bis 10 Jahr 

11 bis 15 Jahr 

16 bis 20 Jahr 

21 bis 30 Jahr 

31 bis 40 Jahr 

41 bis 50 Jahr 

51 bis 60 Jahr 

61 bis 70 Jahr 

71 bis 80 Jahr 

über 80 Jahr 


absolute \ 
Zahlen / 

5601 

4198 

4321 

2903 

2692 

6926 

21983 

19 295 

18796 

17957 

12487 

3422 

92 

1| 

auf 100 000 1 
Männer / 

66*6 

56*0 

155 

8*1 

9*9 

20*7 

43*5 

51*9 

63*1 

74*1 

77 r 8 

48*8 

7*6 

t :cl 

Je 

absolute ) 
Zahlen ) 

4692 

4401 

00 

(N 

t- 

3930 

4958 

CM 

00 

00 

22 443 

18757 

13 284 

11486 

8463 

2419 

162 

l§ 

auf 100 000 \\ 
Frauen / 

56-5 

59*0 

22 0 

12*9 

16*4 

30*0 

44*0 

48*7 

42*4 

43*9 

47*0 

28*7 

10*9 

J! 

auf 100 000 \\ 
Männer \ 

490 

50*5 

>" 

7*0 

6*3 

18*4 

41*1 

48*2 

54*1 

64*0 

70*0 

42*2 

14*2 

M li 

auf 100 000 \ 
Frauen / 

44*2 

51*6 

18*3 

9*7 

12*1 

24*5 

37*5 

43*1 

35*7 

391 

46*2 

27*8 

9*61 

F. j| 


Meine gefundenen Zahlen für 1890 bis 1902 stimmen daher mit denen 
des statistischen Amtes für 1888 bis 1900 gut überein. 

Die graphische Darstellung der Zahlen gibt folgendes Bild (s. Fig. a. f. S.). 

Vergleicht man beide Kurven miteinander, so ist im 1. Lebensjahr das 
männliche Geschlecht etwas mehr belastet, im 2. und 3. bis 5. und 6. bis 
10. Lebensjahr dagegen hat das Mädchen größere Tuberkulosesterblichkeit. 
Hier wirkt anscheinend die stärkere Widerstandsfähigkeit der Mädchen ein. 
Der Knabe unterliegt akut dem ersten Ansturm, das Mädchen rettet sich in- 
ein höheres Alter hinüber, unterliegt aber auch. Bis zum 7. bis 8. Lebens¬ 
jahre ungefähr sind die äußeren Lebensverhältnisse und damit auch die 
Gefahr der Infektion für beide Geschlechter gleich. Also wird wohl die von 
mir gefundene allgemeine Resistenzfähigkeit der Frau an der Tuberkulose¬ 
mortalität-Differenz in der frühesten Jugend schuld sein. Das außerordent¬ 
lich rasche Abfallen der Linien für beide Geschlechter beweist, daß die 
Tuberkulose des Kindes im allgemeinen nich^ über zwei Jahre hinaus zu 
dauern pflegt. Und der erhöhte Ausgangspunkt für beide Geschlechter ist 
nach meiner Auffassung nicht der Ausdruck der Heredität der Tuberkulose, 
sondern die Folge der intrafamiliären Infektion. Natürlich wirkt die von 
tuberkulösen Eltern ererbte geringe Widerstandsfähigkeit mit. Worin dieser 
Mangel an Resistenz besteht, mag hier unerörtert bleiben. 

Mit dem 7. oder 8. Lebensjahre beginnt die Ausscheidung zwischen 
Knabe und Mädchen. Letzteres wird in diesem Alter bereits bei den ärmeren 
Klassen (und die sind die ausschlaggebenden) zu häuslichen Arbeiten mit 
ihren Gefahren herangezogen, während der Knabe noch lange im Freien 
sich tummelt. Noch mehr ist dies in der nächsten Altersperiode der Fall. 
Hier wirkt aber besonders bei der städtischen Bevölkerung ein weiteres 
Moment mit: die beginnende Pubertät. Die große Differenz der Alters¬ 
periode 15 bis 20 Jahre für Mädchen und für Knaben (10 Prom.) hat sicher 
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darin seinen Hauptgrund, daß die Evolution des Weibes einen viel größeren 
Eingriff in die somatischen Verhältnisse bedeutet als die Mannbarkeit für den 
Knaben. Zweifellos geht mit der erhöhten Mortalität eine erhöhte Morbidität 
für die Mädchen in diesen Jahren einher und ich glaube die Beobachtung 
gemacht zu haben, daß die Tuberkulose in Mädchenerziehungsinstituten 
häufiger ist als in Knabenseminarien. Daraus folgt in hygienischer Bezie¬ 
hung, daß man den Mädcheninstituten eine erhöhte Aufmerksamkeit zuwenden 
soll und daß die die Tuberkulose fördernde Einengung in diesem Alter für 
die Mädchen verderblicher ist als für die Knaben. 



Männer -Frauen 


Mit dem 20. Lebensjahre ist für das Weib die Entwickelung vollendet 
und es beginnt die Gefahr der Mutterschaft. Die höchste Fruchtbarkeit der 
bayerischen Frau schwankt (cf. „Blut und Brot“) zwischen dem 22. und 
33. Jahre so, daß die Münchenerin zwischen dem 22. und 24. Lebensjahre 
am häufigsten Mutter wird, die sich spät entwickelnde Waldlerin mit Anfang 
der 30 er Jahre. Bei der Chronizität der Tuberkulose Erwachsener ist die 
Wirkung der Infektion im Wochenbett der Tod im allgemeinen zwischen 
30. und 40. Jahre. Der Anstieg dieser Periode ist also bei der Frau die Folge 
der Häufigkeit der Geburt. Damit hat aber die Linie für die Frau die höchste 
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Stufe erreicht, sie fällt sogar ein wenig, um bei der beginnenden Senes- 
zenz abermals sich zu erheben. 

Oanz anders die männliche Linie! Sie steigt ununterbrochen vom 
Beginn der Mannbarkeit, und gerade im arbeitsfähigen Alter am meisten, 
bis zum Oreisenalter. Diese ganz abweichende Kurvenbewegung hat andere 
Ursachen als Voraussetzung, und es ist naheliegend, anzunehmen, daß die 
ganz anders gestalteten Lebensbedingungen des Mannes diese Abweichung 
hervorrufen. 

Die Zunahme der Tuberkulose der Frau nach zurückgelegter 
Kinderzeit hat also vorzüglich biologische Gründe, die Zu¬ 
nahme der Tuberkulose des Mannes für diese Zeit hat haupt¬ 
sächlich soziale Gründe. 

Mit diesem Nachweis ist in prophylaktischer Beziehung viel gewonnen. 

Geht man von der allem Anscheine nach gut bewiesenen Finalität des 
menschlichen Daseins aus, d. h. zieht man in Betracht, daß der Mensch für 
den jeweiligen Zustand des Menschen das bestgeeignete Geschöpf ist, so ist 
die Frau gerade um so viel resistenter, als sie zur Überwindung der größeren 
Vulnerabilität der Pubertät und der Mutterschaft braucht. Die erhöhten 
Sterbefälle für diese Periode sind nicht von der Natur, sondern von der 
Kunst produziert. Wir belasten unsere Mädchen und Frauen zu stark. In 
der Tat stimmt dieses statistisch und spekulativ gewonnene Resultat mit 
der Erfahrung überein. Ein großer Teil der Frauen muß nicht nur die 
häuslichen Arbeiten verrichten, muß Tag und Nacht an der Pflege der 
Kinder sich aufopfern, sondern muß auch direkt zum Erwerb des* zum 
Leben Notwendigen mitwirken. Das wird offenbar einem Teile der Frauen 
zu viel. Und insofern wirken die sozialen Umstände auch auf das Weib ein. 

Die Kurve zwischen Mann und Frauen schneidet sich anfangs der 30 er 
Jahre, und es muß daher unter Berücksichtigung des chronischen Verlaufes 
der Tuberkulose ungefähr im 20. bis 25. Lebensjahre des Mannes eine Ein¬ 
wirkung stattfinden, die stärker ist als die biologische Verwundbarkeit des 
Weibes. Diese Einwirkung kann nicht in der Familie liegen, nicht in der 
Wohnung, denn die Frau ist mehr in der Familie, in der Wohnung als der 
Mann, ist also den Schädlichkeiten dieses sozialen Institutes mehr ausgesetzt 
als der Mann. Die Tuberkulose des Mannes ist also extra¬ 
familiär. 

Forschen wir nun, wodurch sich der Mann von der Frau in so hohem 
Grade unterscheidet, so scheinen mir zwei Punkte zu prävalieren: die Arbeit 
und das Vergnügen. 

Bei dem Vergnügen überragt eine Art alle anderen: die angeblich alt¬ 
germanische Sitte des Zechens. Bei der Schädigung, welche das Trinken in 
bezug auf die Tuberkulose ausübt, müssen wir zwei Faktoren in Rechnung 
ziehen: die Alkoholwirkung und die Wirkung der Gastlokale. Vom Alkohol 
wird allgemein und wohl mit Recht behauptet, daß er die Widerstands¬ 
fähigkeit, d. h. die Fähigkeit des Menschen, eingedrungene Fremdkörper in 
seinem Innern auf die mannigfachste, von der Medizin bisher teils wirklich 
gezeigte, teils mit hoher Wahrscheinlichkeit vermutete Weise zu umkreisen, 
zu neutralisieren, zu vernichten, daß der Alkohol diese natürliche Immunität 
schwächt, ist also glaubhaft. Der Bayer zeichnete sich von jeher durch hohe 
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Alkoholliebe aus. 17 Millionen Hektoliter Bier, der nötige Branntwein und 
eine nicht unbeträchtliche Menge Wein im Jahre, das will getrunken sein! 
Mit dem Alkohol geht nicht selten der Nikotingebrauch Hand in Hand. 
Ich will meine Landsleute nicht schlecht machen, aber eins taten die alten 
Deutschen nicht: Sie hockten nicht zu Dutzenden in schlecht ventilierten 
Tuberkulosebrutstätten. Ich habe in der Tat das Gefühl, daß ebensoviel 
Leute neben dem Maßkrug als im Maßkrug zugrunde gehen. Die Hygiene 
unserer Trinkstätten läßt noch alles zu wünschen übrig. Weil also der 
Mann durch Alkohol seine Widerstandskraft schwächt und weil er sich in 
Gasthäusern der Gefahr der Infektion aussetzt, deswegen ist seine Sterbe¬ 
ziffer bei Tuberkulose größer als beim Weibe. 

Die Einwirkung der Arbeit auf die Tuberkulosemortalität werde ich 
weiter unten noch erwähnen, wenn ich die Geographie der Tuberkulose 
berühre. 

Ebenso prägnant, wie sich der Mann von dem Weibe unterscheidet, 
differenziert sich das Land von der Stadt. 


Auf je 100000 Einwohner der städtischen bzw. ländlichen Bevölkerung 
sind gestorben 
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1891 
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Die beiden Linien für Stadt- und Landtuberkulose nähern sich immer 
mehr, und zwar dadurch, daß die Stadttuberkulose stärker abfällt als die 
Landtuberkulose. Diese Erscheinung ist um so auffallender, als man 
gemeiniglich gewohnt ist, die Städte als die Herde der Tuberkulose zu 
bezeichnen. In Bayern hatten Einwohner: 



1885 

1890 

1895 

1900 

Die unmittelbaren Städte \ 





4- die 13 größeren Städte > 
der Pfalz J 

1 068 376 

1 287 704 

1445 345 

— 1 757 938 

Die Ämter —die 13 Pfalz-) 
Städte /1 

4 351 823 

4 307 278 

4 373199 

4418119 


Während sich also in Bayern die städtische Bevölkerung um 55 Proz. 
in 15 Jahren vermehrte, traf dies bei der ländlichen Bevölkerung bloß um 
15 Proz. ein. Die städtische Tuberkulosemortalität fiel von 419 auf 313 
= 25 Proz., die ländliche von 305 auf 260 = 14*7 Proz. Die Zunahme der 
Stadtbevölkerung, und zwar die Vergrößerung und damit die Verdichtung der 
Stadtbevölkerung, geht rechnerisch mit einer Abnahme der Tuberkulose einher. 

Die Zunahme der Bevölkerung bedeutet für die Jahre 1895 bis 1900 
durchweg eine Verdichtung, denn während dieser Periode wurden neue 
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Städte in die Reihen der unmittelbaren nicht aufgenommen. Die Jahre 
1885 und 1900 haben also gleiches Zählobjekt. 

Sanguiniker unter den Statistikern und Hygienikern werden daraus 
schlankweg eine Abnahme der städtischen Schädigungen erschließen. Ein 
gewisses Mißtrauen ist aber, wie überall, auch hier angezeigt. 

Eine Änderung ist allerdings eingetreten, aber nicht in den äußeren 
Verhältnissen, sondern im Volksaufbau, da die Städte durchweg unter- 
fruchtig sind (3*7 Geburten auf eine Ehe), während das Land hochfruchtbar 
ist (5*5 Geburten auf eine Ehe) und da die Auswanderung in Bayern seit 
1885 eine geringe ist, so hätte das Land mehr wachsen sollen als die Stadt. 
Gerade das Gegenteil ist der Fall gewesen. Dies ist nur möglich gewesen 
dadurch, daß ein großer Teil der Landbevölkerung in die Stadt zog. Es 
zogen aber in die Stadt die Leute, welche im erwerbsfähigen Alter standen, 
und zwar nur solche, welche den in der Stadt zweifellos verschärften Kampf 
ums Dasein aufzunehmen wagten, also die gesunden. Wie ich in „Blut 
und Brot“ gezeigt habe, verteilt sich die bayerische Bevölkerung derartig, 
daß vom 14. bis 45. Lebensjahr die städtische Bevölkerung relativ und in 
einzelnen Jahrgängen sogar absolut überwiegt, besonders bei den Männern, 
und daß das Kindesalter und das Alter nach dem 45. Jahre auf dem Lande 
stärker besetzt ist. Dieser Anteil der Bevölkerung ist seit 1885 bis 1900 
ganz erheblich gestiegen. Es ist daher zweifellos der Rückgang der Tuber¬ 
kulose der Stadt darauf mit zurückzuführen, daß vom Lande her eine große 
Anzahl Gesunder im erwerbsfähigen Alter in die Stadt wanderte. 

Außerdem sind mit der wachsenden Industrie wiederholt die Arbeiter 
zum Wohnen und zum Sterben auf das Land gedrängt worden, wodurch die 
städtische Tuberkulose geringer wird. 

Tuberkulosemortalität nach Kreisen auf 100000 Einwohner. 
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© 

CS 
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Pfalz 

Oberpfalz 

Oberfranken 

Mittel- 

franken 

Unter¬ 

franken 

Schwaben 

Bayern 

1888 . 

339 

277 

371 

297 

345 

359 

381 i 

297 

334 

1889 . 

328 

263 

359 

271 

311 

344 , 

339 

289 

315 

1890 . 

328 

278 

393 

308 

330 : 

368 | 

365 

304 

335 

1891. 

330 

272 

369 

292 

318 

356 

372 

308 

329 

1892 . 

306 

265 

331 

291 

308 

340 

331 

299 

309 

1893 . 

' 312 

267 

349 

282 

308 

338 

357* 

290 

314 

1894 . 

1 321 

265 

342 

299 

293 

346 ! 

355 

292 

316 

1895 . 

317 

260 

353 

307 

285 

324 

342 

284 

311 

1896 . 

304 

259 

319 

294 

276 

299 

325 

271 

295 

1897 . 

309 

255 

332 

302 

288 

319 

320 

278 

302 

1898 . 

300 

253 

301 

274 

264 

284 

298 

251 

281 

1899 . 

301 

243 

299 | 

300 

260 

290 

308 

! 260 

284 

1900 . 

322 

277 

307 

321 

278 

272 

293 

i 298 

298 

1901. 

302 | 

262 

312 

290 

263 

267 

| 314 

i 267 

287 

1902 . 

290 

239 

311 

282 

260 

259 

309 

272 

279 
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294 
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291 

315 


Digitized by Google 




















312 


l)r. J. Grassl, 


Scheidet man die Tuberknlose nach Kreisen aus, so findet man zwar 
überall einen Rückgang in der Tuberkulosemortalität, aber strikte aus¬ 
gesprochen ist dieser Abfall nur in den industriellen Kreisen: Pfalz und 
drei Franken. Zweifellos hat in diesen Kreisen die Abwanderung sistiert. 
Namentlich die Pfalz und Unterfranken lieferten früher einen nahezu er¬ 
schreckend hohen Prozentsatz der Abwanderer. Diese bleiben nun im 
Kreise und verbessern die Qualität der Bewohner, da, wie ausgeführt, die 
Wanderer wertvolle Volksteile sind. Andererseits hat die aufstrebende 
Industrie anlockend auf die benachbarten minder industriereichen Territorien 
gewirkt. Aber mit dieser biologischen Veränderung geht wohl auch Hand 
in Hand die Verbesserung der allgemeinen Lage der Bewohner der Industrie¬ 
kreise und daher auch der Abfall der Tuberkulosesterblichkeit. 

Die Wechselbeziehungen zwischen Stadt und Land in den einzelnen 
Kreisen zeigt folgende Zusammenstellung. 

Es starben in den Jahren 1889 bis 1902 auf 100000 Einwohner an 
Tuberkulose durchschnittlich: 



Ober- 

Nieder- 

Ober- 

Ober- 

Mittel- 

Unter- 

Schwa- 


bayern 

bayern 

pfalz 

franken 

franken 

franken 

ben 

Stadt . . 

316 

310 

355 

346 

395 

397 

332 

Land . . 

274 

269 

285 

277 

272 

1 

313 

271 


Überall da, wo die Stadt tuberkulosearm ist, ist es auch das Land, 
und wo das Land tuberkulosereich ist, ist es auch die Stadt, offenbar fand 
von jeher nicht bloß eine Einwanderung in die Stadt statt, sondern tuber¬ 
kulöse Städter wanderten auch aufs Land und infizierten die Landbewohner. 


Stellt man die Tuberkulosesterbefälle nach Kreisen mit der Unter¬ 
abteilung zwischen Stadt und Land zusammen, so erhält man folgende Ziffern. 
Es starben auf je 100000 Einwohner an Tuberkulose: 



Ober¬ 

bayern 

Nieder¬ 

bayern 

Ober¬ 

pfalz 

Ober¬ 

franken 

Mittel¬ 

franken 

Unter¬ 

franken 

Schwa¬ 

ben 

-u 

»o 

£ 

w 

Land 

Stadt 

r ö 

fl 

cö 

Stadt 

Land 

Stadt 

Land 

Stadt 

Land 

Stadt 

Land 

Stadt 

Land 

1889 .... 

391 

283 

408 

250 

332 

264 

417 

292 

442 

283 

463 

317 

326 

275 

1890 .... 

383 

294 

461 

262 

301 

309 

414 

314 

423 

316 

509 

339 

335 

296 

1891 .... 

420 

285 

393 

261 

319 

289 

367 

305 

465 

298 

495 

351 

358 

296 

1892 .... 

389 

273 

428 

251 

321 

287 

330 

304 

417 

305 

383 

322 

367 

282 

1893 .... 

418 

275 

408 

256 

378 

293 

451 

285 

474 

336 

345 

280 

345 

230 

1894 .... 

426 

289 

339 

235 

456 

285 

377 

282 

466 

299 

495 

337 

387 

272 

1895 .... 

372 

288 

388 

248 

396 

296 

310 

286 

405 

276 

414 

328 

325 

271 

1896 .... 

362 

268 

384 

247 

386 

283 

307 

269 

372 

254 

368 

317 

336 

252 

1897 .... 

379 

263 

384 

242 

393 

291 

338 

276 

406 

265 

385 

307 

314 

267 

1898 . . . . 

363 

258 

359 

243 

347 

264 

284 

261 

368 

362 

362 

286 

288 

240 

1899 .... 

354 

264 1 

339 

234 

355 

293 

304 

249 

409 

209 

362 

297 

309 

| 

245 

1900 .... 

378 

283 

369 

269 

1387 

313 

325 ! 

267 

317 

231 

331 1 

| 285 

1341 

285 

1901 .... 

360 | 

261 ’ 

364 

251 299 

289 

| 316 

251 

310 

228 

342 

308 ! 281 

263 

1902 .... 

j 346 

i 

253 

| 315 

i 

231 

321 

I 277 ! 

305 

249 

276 

244 

319 
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Es nahm also die Tuberkulose in den Städten mehr ab als auf dem 
Lande. So sehr die Verschiebung der erwerbsfähigen Bevölkerung Einfluß 
auf die Höhe der Tuberkulosesterblichkeit hat, so ist doch die Tatsache, 
daß mit dem Anwachsen der Bevölkerung eine Abnahme der Tuberkulose 
eintritt, geeignet, den Gedanken zu erregen, daß die Städtebildung als solche 
keinen tuberkulosefördernden Einfluß hat. Man ist ja von seiten der Laien 
und auch der Ärzte allzu geneigt, Städtebildung und Tuberkulosefrequenz 
als identisch zu betrachten. Wenn aber die Tuberkulose keine habituelle, 
dem Wesen der Stadt entsprechende Eigenschaft ist, sondern eine ihr zu¬ 
fällig anhaftende, so muß es gelingen, durch geeignete Maßregeln die Tuber¬ 
kulose der Städter auf das Durchschnittsniveau des Landes herabzudröcken. 

hi Preußen nimmt die Frequenz der Tuberkulose von Osten nach 
Westen zu, in Bayern von Süden nach Norden. In beiden Ländern hat die 
Industrie gleiche Bewegungsrichtung angenommen. Es waren nach den 
Berichten der Fabrikinspektoren kontrollpflichtig im Jahre 1902, verglichen 
mit der Bevölkerung 1900: 



Männer and Frauen 

Frauen allein 


Proz. 

Proz. 

Oberbayern. 

44 

1*2 

Niederbayern .... 

3*4 

0*6 

Pfalz. 

83 

3*15 

Oberpfalz. 

1 4 ’ 2 

1*9 

Oberfranken .... 

8*1 

4*4 

Mittelfranken .... 

77 

4*4 

Unterfranken .... 

1 3*5 

0*9 

Schwaben. 

;l 6*5 

4*7 

Bayern. 

II 5-7 

2*5 


Mit Ausnahme von Unterfranken, das weit über seine Fabrikarbeiter 
mit Tuberkulose belastet ist, geht in Bayern der Beschäftigungsanteil der 
Bevölkerung an Fabrikarbeit parallel mit der Tuberkulosehäufigkeit. 

In Unterfranken tritt an Stelle der Fabrik eine ebenso schädliche Heim¬ 
industrie, und außerdem haben sich dort Fabriken etabliert, welche be¬ 
sonders geeignet sind, Tuberkulose zu erzeugen. So ist in Schöllkrippen die 
Zigarrenfabrikation und Perlhäkelei in der Heimindustrie häufig. Für 
Miltenberg wird die Beschäftigung mit der Steinhauerei als Grund der 
häufigen Tuberkulose angegeben. 

Betrachten wir den Zusammenhang der Tuberkulose mit der Dichtheit 
der Bevölkerung, so finden wir: 



Auf 1 km treffen Einwohner 

Stadt 

Land 

zusammen 

Pfalz. 

516 

98 

128 

Mittelfranken. 

2269 

60 

97 

Oberfranken. 

1236 

68 

84 

Unterfranken. 

1010 

63 

75 

Oberbayern. 

2341 

43 

70 

Schwaben. 

1026 

53 

70 

Niederbayern. 

1 1543 

57 

63 

Oberpf a i z . 

346 

48 | 

57 
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Dr. J. Grassl, 


Im allgemeinen nimmt also die Tuberkulosehäufigkeit eines Kreises 
mit der Zahl seiner Einwohner auf 1 qkm zu. Weit über ihre Zahl hinaus 
sind belastet die pfälzischen Städte und das unterfränkische Land. 

Ein ähnliches Bild finden wir, wenn wir die Zahl der Wohngebäude 
mit der Tuberkulosezahl in Beziehung setzen, dagegen ein fast konträres 
Bild, wenn wir die Zahl der Einwohner eines einzelnen Hauses mit der 
Tuberkulose vergleichen. 



Auf 1 km treffen 
Wohngebäude 

Auf ein Wohngebäude 

1 treffen Einwohner 

Land 

! 

Stadt 

zu¬ 

sammen 

; 

j Stadt 

Land 

*u- 

i sammen 

Oberbayem. 

104 

7*3 

8-7 

! 23*6 

6*1 

9*1 

Niederbayern. 

111*4 

93 

9-7 J 

14*5 

6 2 

6*5 

Pfalz. 

551 

18*8 

21*5 

11*2 

5*4 

6*5 

Oberpfalz. 

58-0 

77 

8*3 

14*3 

6*2 ! 

6*9 

Oberfranken. 

92*7 

12*0 

10*8 

14*5 

6*3 

7*2 

Mittelfranken. 

137*3 

104 

13*3 

16*4 

5*5 

8*1 

Unterfranken.I 

73*7 

11-7 

12*4 

15*2 

5*5 

6*2 

Schwaben. 

84*4 

10*5 

11*8 1 

13*1 

5*2 

6*2 

Bayern., 

832 

11*4 

10 *0 

160 

5*8 

7*2 


Auf dem Lande also sind im großen und ganzen die Häuser mit weniger 
Einwohnern diejenigen, welche in ihrer Gesamtheit die meisten Tuberkulösen 
beherbergen. 

Setzt man die Tuberkulösen in Verhältnis zu den Haushaltungen und 
der Zahl der Einwohner einer Haushaltung, so haben wir: 



Auf ein Wohngebäude 
treffen Haushaltungen 

Auf eine Haushaltung 
treffen Einwohner 


Stadt ! 

Land 

zu¬ 

sammen 

Stadt 

1 Land 

zu- 

| sammen 

Oberbayern. 

5*4 

7*2 

19 

43 

5*0 

4*8 

Niederbayern. 

3*2 

1-2 

1*3 

4*5 

5*2 

5*0 

Pfalz. 

2*3 

1*2 

1 4 

4*9 

4*5 

4*6 

Oberpfalz. 

3*1 

1*2 

1*4 

4*6 

5*1 

4*9 

Oberfranken. 

3*2 

1*2 

15 

l 4-5 

5*2 j 

4*8 

Mittelfranken. 

3*6 

1*3 

1*8 

4-5 

4*2 ; 

4*5 

Unterfranken. 

3 3 

1*2 

1*3 

4’6 

4*6 

4*6 

Schwaben. 

2*9 

1 1 

1*2 

4-8 

4*7 

5*i 

Bayern. 

3 5 

1*2 

1*5 

i 4'54 

4*8 

4*8 

l 


Es zeigt sich also auch hier die Tendenz, daß die Haushaltungen mit 
wenig Einwohnern mehr Tuberkulöse haben in ihrer Gesamtheit als die mit 
weit größerer Zahl der Angehörigen. Dies wird teilweise erklärt dadurch, 
daß die Haushaltungen mit mehr Angehörigen auch mehr Kinder in ihrer 
Gemeinschaft haben, und diese sind, mit Ausnahme der ersten zwei Jahre, 
weniger dem Tuberkulosetod unterworfen als die Erwachsenen. 
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Es hatten 

Es waren ver- 

Von je 100 Gestorbenen 


Geburten 

heiratet in 

waren alt 


auf 

Prozenten der 

bis 1 1 2 bis 5 | 6 bis 10 11 bis 20 


1000 Einw. 

Bevölkerung 

Jahr Jahre | Jahre Jahre 


Oberbayern .... 

372 1 

336 

429 

7'2 

1'5 

2*2 

Niederbayern .... 

39*3 

31*32 

45-3 

8-2 

1-7 

2-6 

Pfalz. 

37*5 

3404 

32*4 

103 

1*9 

3*4 

Oberpfalz. 

39*7 , 

32*73 

431 

79 

1-4 

21 

Oberfranken . . . . 

337 

34*33 

291 

8*5 

1*7 

2*7. 

Mittelfranken. . . . | 

30*4 ! 

35*33 

391 

80 

re 

| 2*0 

Unterfranken . . . . | 

349 1 

332 

28-8 

8-0 

1*6 

2*0 

Schwaben.| 

36 9 | 

32*52 

386 

6*4 

1*6 

2*0 


Auf die drei Franken und die Pfalz trifft also eine hohe Zahl der Ehen 
und eine niedere Zahl der Kinder, also sind in diesen Kreisen die auf die 
Ehe treffenden Kinder und somit im allgemeinen auch die Kinder einer 
Haushaltung geringer als in den übrigen Kreisen. Ihre Mehrbelastung an 
Tuberkulosehäufigkeit ist wiederholt erwähnt. Wir müssen also die land¬ 
läufige Ansicht, daß die Tuberkulosefrequenz mit der Anzahl der Kinder 
einhergeht, nahezu in das Gegenteil korrigieren. Auch in Preußen hat der 
kinderarme Osten die stärkere Tuberkulosebelastung. Nicht unbeachtet 
darf ferner gelassen werden, daß die Kreise mit hoher Kindersterblichkeit 
im allgemeinen geringere Tuberkulosesterblichkeit haben, so daß also eine 
Auslese der Fall zu sein scheint. 


Nun wollen wir zur Betrachtung der Bezirke — unmittelbare Städte 
und Bezirksämter — übergehen. 


Bezirk 

1891/99 

Es starb, 
an Tuber¬ 
kulose 
auf 10000 

1879/88 

Auf 100 
Gestorb. 

trafen im 

ersten 

Probejahr 

Bezirk 

1891/99 

Es starb, 
an Tuber¬ 
kulose 

auf 10000 

1879/88 

Auf 100 
Gestorb. 
trafen im 

ersten 

Probejahr 

Oberbayern: 



Friedberg .... 

44 

43 

Stadt 



Garmisch .... 

22 

20 

Freising. 

47 

47 

Ingolstadt .... 

31 

45 

Ingolstadt .... 

50 

41 

Landsberg .... 

27 

29 

Landsberg .... 

54 

34 

Laufen. 

29 

29 

München. 

44 

33 

Miesbach .... 

24 

28 

Bosenheim .... 

30 

28 

Mühldorf .... 

20 

39 

Traunstein .... 

24 

28 

München I . . . . 

30 

44 

Amt 



. II . . . 

20 

32 

Aichach. 

24 

39 

Pfaffenhofen . . . 

20 

44 

Altötting. 

22 

| 33 

Bosenheim .... 

21 

27 

Berchtesgaden . . 

30 

23 

Schongau .... 

25 

32 

Bruck . 

23 

40 

Schrobenhausen 

24 

43 

Dachau. 

30 

; 40 

Tölz. 

27 

23 

Ebersberg .... 

27 

37 

Traunstein .... 

20 

28 

Erding • . . . . 

32 

38 

Wasserburg . . . 

23 

32 

Freising. 

30 

39 

Weilheim .... 

25 

27 
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Dr. J. Grassl, 


Bezirk 

1891/99 

Es starb, 
an Tuber¬ 
kulose 
auf 10000 

1879/88 

Auf 100 
Gestorb. 
trafen im 

ersten 

Probejahr 

Niederbayern: 

Stadt 



Deggendorf . . . 

44 

34 

Landshut .... 

34 

32 

Passau. 

37 

33 

Straubing .... 

44 

37 

Amt 



Bogen . 

30 

35 

Deggendorf . . . 

34 

30 

Dingolfing .... 

22 

34 

Eggenfelden . . . 

22 

34 

Grafenau. 

19 

28 

Griesbach .... 

19 

29 

Kelheim. 

32 

46 

Kötzting. 

19 

29 

Landau . 

25 

35 

Landshut .... 

21 

39 

Mallersdorf.... 

32 

39 

Passau. 

26 

27 

Pfarrkirchen . . . 

23 

35 

Begen . 

19 

29 

Rottenburg . . . 

18 

42 

Straubing .... 

26 

36 

Viechtach .... 

22 

28 

Yilsbiburg .... 

24 

36 

Vilshofen .... 

26 

39 

Wegscheid .... 

26 

27 

Wolfstein .... 

19 

25 

Pfalz: 



Bergzabern .... 

32 

17 

Frankenthal . . . 

36 

20 

Germersheim . . . 

36 

19 

Homburg .... 

27 

13 

Kaiserslautern . . 

29 

14 

Kirchheimbolanden 

26 

15 

Kusel. 

34 

12 

Landau . 

31 

19 

Ludwigshafen . . 

39 

19 

Neustadt. 

34 

17 

Pirmasens .... 

32 

17 

Speyer . 

39 

24 

Zweibrücken . . . 

23 

14 

Oberpfalz: 

Stadt 



Amberg. 

38 

28 

Regensburg . . . 

36 

33 


Bezirk 

1891/99 

Es starb, 
an Tuber¬ 
kulose 
auf 10000 

1879/88 

Auf 100 
Gestorb. 
trafen im 

ersten 

Probejahr 

Amt 



Amberg. 

27 

29 

Beilngries .... 

30 

45 

Burglengenfeld . . 

34 

35 

Cham. 

27 

33 

Eschenbach . . . 

27 

18 

Kemnat. 

30 

16 

Nabburg. 

39 

27 

Neumarkt .... 

40 

40 

Neustadt. 

22 

26 

Neunburg . . . 

19 

18 

Parberg. 

28 

48 

Regensburg . . . 

26 

41 

Roding. 

28 

32 

Stadtamhof . . . 

37 

43 

Sulzbach . • . . . 

32 

25 

Tirschenreut . . . 

23 

17 

Vohenstrauß . . . 

23 

21 

Waldmünchen . . 

23 

27 

Oberfranken: 



Stadt 



Bamberg. 

37 

21 

Bayreuth .... 

36 

16 

Forchheim .... 

38 

9 

Hof. 

23 

20 

Kulmbach .... 

32 

? 

Amt 



Bamberg I . . . . 

29 

25 

. n . . . 

32 

25 

Bayreuth .... 

33 

14 

Berneck . 

27 

15 

Ebermannsstadt 

26 

17 

Forchheim .... 

26 

19 

Höchstädt .... 

35 

21 

Hof. 

22 

14 

Kronach. 

38 

21 

Kulmbach .... 

22 

15 

Lichtenfels .... 

31 

23 

Münchberg .... 

28 

14 

Naila . 

15 

16 

Pegnitz. 

18 

18 

Rehau . 

23 

14 

Stadtsteinach . . . 

1 23 

17 

Staffelstein .... 

II 25 

| 22 
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1891/99 

1879/88 



1891/99 

1879/88 


Auf 100 



Auf 100 

Bezirk 

Es starb, 
an Tuber- 

Gestorb. 
trafen im 

Bezirk 


Es starb. 

an Tuber- 

Gestorb. 
trafen im 


kulose 

ersten 



kulose 

ersten 


auf 10000 

Probejahr 



auf 10000 

Probejahr 

Teuschnitz .... 

35 

? 

Kitzingen . . . 


31 

19 

Wunsiedel .... 

19 

14 

Königshof . . . 


28 

18 

Mittelfranken: 



Lohr. 


31 

19 

Stadt 



Marktheidenleid 


34 

18 

Ansbach. 

34 

24 

Mellrichstadt . . 


18 

15 

Dinkelshühl . . . 

21 

33 

Miltenberg . . . 


37 

18 

Eichstätt .... 

31 

40 

Neustadt .... 


26 

18 

Erlangen .... 

46 

19 

Obernburg . . . 


22 

17 

Förth. 

39 

26 

Ocbsenfurt . . . 


34 

20 

Nürnberg .... 

46 

27 

Schweinfurt . . 


38 

20 

Rothenburg . . . 

26 

29 

Würzburg . . . 


29 

24 

Schwabach .... 

43 

29 

Schwaben: 




Weißenburg . . . 

43 

29 

Stadt 




Amt 



Augsburg . . . 


34 

36 

Ansbach. 

26 

23 

Dillingen . . . 


34 

33 

Dinkelsböhl . . . 

33 

29 

Donauwörth . . 


45 

32 

Eichstätt. 

25 

45 

Günzburg . . . 


30 

41 

Erlangen .... 

34 

23 

Kaufbeuren . . 


39 

36 

Feuchtwangen . . 

19 

28 

Kempten .... 


34 

32 

Förth. 

22 

27 

Lindau .... 


27 

17 

Qunzenhausen . . 

18 

28 

Memmingen . . 


29 

32 

Hersbruck .... 

31 

22 

Neuburg .... 


47 

36 

Hippoltstein . . . 

31 

38 

Neuulm .... 


20 

32 

Neustadt. 

26 

20 

Nördlingen . . . 


23 

9 

Nürnberg .... 

39 

32 

Amt 




Rothenburg . . . 

17 

20 

Augsburg . . . 


31 

42 

Schein fe Id .... 

17 

17 

Dillingen . . . 


25 

38 

Unterfranken: 



Donauwörth . . 


30 

37 

Stadt 



Füssen. 


28 

26 

Ascbaffenburg . . 

27 

15 

Günzburg . . . 


27 

41 

Kitzingen .... 

29 

20 

Ulertissen . . . 


25 

38 

Schweinfurt . . . 

41 

25 

Kaufbeuren . . 


19 

35 

Würzburg .... 

37 

20 

Kempten .... 


26 

29 

Amt 



Lindau .... 


25 1 

38 

Alzenau. 

27 

16 

Memmingen . . 


22 

23 

Aschaffenburg . . 

31 

18 

Mindelsheim . . 


28 

31 

Bröckenau .... 

29 

15 

Neuburg .... 


24 

37 

Ebern. 

22 

21 

Neuulm .... 


23 

38 

Oerolzbofen . . . 

34 

21 

Nördlingen . . . 


26 

37 

Hammelburg . . . 
Baßfurt. 

25 

28 

17 

22 

Oberdorf . . . 
Sonthofen . . . 


18 

30 

32 

30 

Karlstadt .... 

31 

21 

Wertingen . . . 


29 

35 

Kissingen .... 

33 

17 

Z u8m ar hausen . 


27 

35 
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Dr. J. Grassl, 


Die von den Anhängern Darwins so betonte Auslesewirkung stimmt 
also in den einzelnen Bezirken für Bayern nicht. Wenn sie trotzdem 
eine in den Kreisen stimmende Endsumme gibt, so ist zu vermuten, daß 
dieses Übereinstimmen nur zufällig ist. Ebenso ist die in neuerer Zeit 
eingef&hrte Hypothese, daß die Tuberkulose eine Nachwirkung des Nicht¬ 
stillens der Kinder ist, für Bayern nicht nachweisbar, denn gerade die 
stark belasteten Kreise und Bezirke Frankens und der Pfalz stillen ihre 
Kinder 2 ). 

Die tuberkulosereichen Städte und Ämter Bayerns lassen sich in drei 
Gruppen bringen: 1. Bezirke mit vermutlich hohen Infektionskeimen, 2. solche 
mit großer Disposition der Bevölkerung zur Tuberkulose, und 3. solche mit 
beiden Faktoren. 

Zu der ersten Gruppe gehören alle Städte an und für sich, alle Be¬ 
zirke mit Industriebevölkerung, Landbezirke, welche Industriebevölkerung 
beherbergen, z. B. München I, Friedberg (Augsburg), Erlangen, Würzburg, 
sind gerade so infiziert wie die Städte selbst. Die zweite Gruppe teilt sich 
in die Bewohner der tief gelegenen, überhaupt feuchten Gegenden, z. B. 
Dachau, Bruck, die Donauämter usw. Mit Recht führt der erfahrene Bezirks¬ 
arzt von Landsberg die hohe Sterblichkeit dieser Stadt an Tuberkulose auf 
die feuchten Wohnungen zurück. Dann geht von Stadtamhof an der Donau 
bis zum Main in NW-Richtung ein stark belasteter Streifen von Ämtern 
und Städten. Wer je den Schnellzug Würzburg-Regensburg im Sommer be¬ 
nutzte, welcher den Streifen in der Längsrichtung durchschneidet, sieht sofort 
den Grund ein. Die außerordentlich bewegliche, sandige, scharfkantige 
Oberfläche reizt durch Verstaubung die Atmungsorgane und bedingt chro¬ 
nische Erkrankung derselben und dadurch Neigung zur Tuberkulose. 
Ähnliche Faktoren herrschen in den auf dem Lande gelegenen Steinbrüchen, 
welche dann die Tuberkulose hinaufschnellen (Nabburg, Vilshofen, Kehl¬ 
heim usf.). 

Die dritte Hauptgruppe: Großindustrie oder Heimindustrie, kombiniert 
mit ungünstiger Lage: Teile von Franken und die Vorderpfalz. 

Wie sehr eine günstige Lage die Tuberkulose zu verhindern imstande 
ist, sehen wir an der nördlichsten und südlichsten Stadt. Hof mit seiner 
Weberbevölkerung hat infolge des rauhen Klimas geringe Tuberkulose. 
Lindau, welches durch seine Insellage sehr gedrängt wohnende Bevölkerung 
hat, hat geringe Tuberkulose infolge seiner reinen Seeluft und seines milden 
Klimas, das eine viel größere Zeit des Jahres im Freien zuzubringen ge¬ 
stattet. Die Einschleppung der Tuberkelkeime gerade in diese Stadt ist 
infolge ihres verhältnismäßig sehr großen Fremdenverkehres jedenfalls 
sehr groß. 

Es macht sich also in der bayerischen Bevölkerung nicht bloß die In¬ 
fektion, sondern auch die Disposition zur Tuberkulose statistisch geltend. 
Die Inhalationsinfektion übertrifft; jede andere Form der Tuberkulose- 

*) Vogl, Generalstabsarzt a. D., zitiert im Archiv für Rassen- u. Gesellschafts¬ 
biologie, Heft 4, Jahrg. 1905, Seite 605, — erklärt die hohe Belastung der Rhein¬ 
pfalz und der 3 Franken durch infantile Übertragung der Tuberkulose bei der 
Säugung. Aber die nichtstillenden Städter sind doch höher belastet als die stillen¬ 
den Landbewohner. 
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Ansteckung, namentlich die alimentäre. Ich habe schon wiederholt auf 
die geringe Bedeutung der Brust- und Kunstnahrung für die Häufigkeit 
der Tuberkulose hingewiesen. Ebenso ohne ausschlaggebende Wirkung 
ist die Fleischernährung. Die fieischreicheren Städte haben größere Sterb¬ 
lichkeit als die Cerealesser des Landes. In der Zeit der allgemeinen Fleisch¬ 
konsumabnahme (90er Jahre) stieg die Tuberkulose nicht, sondern fiel 
weiter. 

Der Einfluß der Fleischnahrung auf die Tuberkulosehäufigkeit wird 
jedenfalls überschätzt. Überhaupt ist bei Tuberkulose nicht der Ernährungs¬ 
zustand die Hauptsache. Gerade die am schlechtesten genährte, vielfach 
von Brot, Kraut, Kartoffeln allein lebende Landbevölkerung des gebirgigen 
Bayerischen Waldes, des Fichtelgebirges und anderer Erhebungen haben 
geringe Sterblichkeit. Gerade diese Bevölkerung ist aber den Temperatur¬ 
stürzen, den Einflüssen der Natur mehr unterworfen als alle anderen. Und 
wenn an der Behauptung der Ärzte etwas Wahres ist, däß die Freiluft¬ 
behandlung bei Tuberkulose ein wichtiger HeilfAktor ist, so muß sich dieser 
Faktor auch als Prophylaktikum bewähren. Und ich stimme Klebs bei, 
wenn dieser ausführt, daß es anscheinend die anerzogene Unempfindlichkeit 
gegen Wetterwechsel ist, welche in beiden Fällen das Kausale ist. Erst 
nach der Einwirkung der Arbeite- und Wohnart kommt die Bedeutung der 
Ernährung. Unter sonst gleichen Bedingungen unterliegt allerdings der 
schlecht Genährte eher als der Gutgenährte. Gerade bei der Bevölkerung, 
die ohnehin stets im Freien sich aufzuhalten gezwungen ist, scheint der 
Ernährungszustand ceteris paribus Einfluß zu haben. Wiederholt haben 
Ärzte die Erfahrung gemacht, daß die bloße Gewährung der Rente und die 
dadurch erzielte bessere Ernährung den objektiven Lokalbefund des Kranken 
zu bessern vermag, auch wenn der Kranke in seinen gewohnten Verhält¬ 
nissen blieb. Es ist nicht ausgeschlossen, daß der Erfolg der Heilanstalten 
auf diesem Umstande größtenteils beruht; dann aber wäre eine mehr ambu¬ 
lante Art der Versorgung der Tuberkulösen gerade so aussichtsvoll und 
jedenfalls wohlfeiler. 

Ein exakter Nachweis des Zusammenhanges zwischen Ernährung und 
Tuberkulosetod läßt sich selbstredend nicht erbringen, da die Statistik der 
Ernährung hier vollständig im Stiche läßt. 

Ferner macht sich geltend die Jahreszeit. Von den an Tuberkulose 
Oestorbenen treffen auf: 

1888/98 

Winter.24*9 Proz. 

Frühling.31*4 , 

Sommer.24*2 „ 

Herbst.19*5 „ 

Man darf bei der Würdigung dieser Zahlen nicht außer acht lassen, 
daß sie sich bloß auf den Tod beziehen, daß sie also über die Häufigkeit 
der Infektion an Tuberkulose nach den verschiedenen Jahreszeiten gar 
keinen Aufschluß geben. Als Ursache der höheren Belastung des Früh¬ 
jahres hat man die größere Unvorsichtigkeit der Kranken und die Tem¬ 
peraturdifferenzen angegeben. Dies mag zweifellos mitwirken; möglich 
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ist aber auch, daß auch hier wieder ein biologisches Element hineinspielt. 
Wie im Frühjahr der Baum abstirbt, wie im Frühjahr das Tier eingeht, 
weil es, zu neuem Leben ansetzend, seine Kräfte verzettelt, während es im 
Herbst die Lebenskraft konzentriert, so kann es auch bei dem Menschen 
der Fall sein. 

Wenn wir nun auf die Form der Tuberkulose etwas näher eingehen, 
so unterscheidet der bayerische Generalsanitätsbericht seit 1890 Tuber¬ 
kulose 1. der Lungen, 2. der übrigen Organe, inkl. Knochen- und Gelenk¬ 
tuberkulose und Basilarmeningitis. Die Häufigkeit der Tuberkulose der 
übrigen Organe zu der der Lungentuberkulose ist knapp 10 Proz. Das 
Alter macht sich sehr geltend. Ich gebe die absoluten Zahlen für 1895 
bis 1902. 


Lungentuberkulose. 



bisl 

2—5 

6—10 

10—15 16—20 

to 

1 

03 

o 

31—40 

41—50 

51—60 61—70 

71—80 Jahre 

männl. 

2425 

3246 

987 

1617 

3675 

13072 

11239 

10980 

10750 

7356 

1958 

weiblich 

1 2078 

3781 

1578 

2428 

4919 

13531 

10949 

7368 

5996 

4857 

1368 


Tuberkulose der übrigen Organe. 



bis 1 

2—5 

6—10 

10—15 


iim^i 



51-60 

61—70 


männl. 

1452 

2109 

775 

395 

379 

693 

532 

542 

528 

385 

123 

weiblich 

1093 

2064 

813 

451 

336 

595 

495 

372 

349 

371 

162 


Im Gegensatz zu Lungentuberkulose ist also das Alter bis zu zehn 
Jahren mit Tuberkulose der „übrigen Organe" besonders belastet. 

Ebenso verläuft die Skrofulöse: 


1897 

— 

1—2 

iO 

i 

CO 

6—10 

11—15 

16—20 

21—30 

81—40 Jabre 

männlich .... 

161 

105 

57 

13 

5 

16 

2 

1 

weiblich. 

138 

103 

46 

15 

15 

15 

5 

— 


1897 

41—50 

51—60 

61—70 

71—80 

^ über 80 Jahre 

männlich .... 

— 

i 

— 

— 

1 

weiblich. 

2 

1 

1 

1 

— 


Der Abfall der Skrofulöse ist äußerst scharf, und mit der vollendeten 
Entwickelung verschwindet auch diese Krankheit. 

In dem Entwurf eines Ausführungsgesetzes zu dem Reichsgesetz betr. 
die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten vom 30. Juni 1900 (Medi¬ 
zinalbeamtenzeitung 1903, S. 142) gibt Preußen eine Zusammenstellung 
der Lungen- und Kehlkopftuberkulose. Bayern scheidet bloß die Lungen¬ 
tuberkulose von der übrigen Tuberkulose ab; gleichwohl können die Zahlen 
beider Staaten nebeneinander gestellt werden. 
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Auf 100000 Einwohner starben: 


im Jahre 

an Lungen- und 
Kehlkopftuber¬ 
kulose 

in Preußen 

an Lungentuber¬ 
kulose 
in Bayern 

1890 . 

281*1 

324 

1891. 1 

267*2 

318 

1892 .| 

250*1 

298 

1893 . 

249 6 

303 

1894 .1 

238*9 

305 

1895 . 

232*6 

301 

1896 . 

220*7 

285 

1897 . 

218*1 

292 

1898 . 

200*8 

271 

1899 . 

207*1 

273 

1900 . 

211*7 

288 


Also die Lungentuberkulose allein bat in Bayern eine entschieden 
größere Häufigkeit als Kehlkopf- und Lungentuberkulose in Preußen. Die 
Zahlen beider Staaten sind offiziell. 

Ob da die geringere Tuberkulosehäufigkeit des Ostens der preußischen 
Monarchie mit hereinwirkt oder ob die Prophylaxe in den Industriestädten 
Preußens eine stärkere ist oder ob die Bayern eine besondere Disposition 
zu Tuberkulose haben, kann mangels detailstatistischer Arbeiten auoh nicht 
einmal vermutet werden. Möglich ist auch, daß in Bayern die offizielle 
Leichenschau ein exakteres Material gibt als in Preußen, wo die Leichen¬ 
schau nur in einzelnen Kronländern obligat ist. 

Fasse ich die Folgen, welche sich mir aus der statistischen Würdigung 
der bayerischen Zahlen ergeben haben, zusammen, so glaube ich diese also 
geben zu dürfen: 

Die Tuberkulose ist eine in Bayern häufige Krankheit, welche abzu¬ 
nehmen scheint. Alsbald nach der Geburt wird ein großer Teil der Kinder 
von den Eltern infiziert und erliegt rasch. 

Nach dem zweiten Jahre und vor der Pubertät ist die Tuberkulose, 
namentlich die der Lungen, selten. Durch die Pubertät und Maternität wird 
die sonst erhöhte Widerstandsfähigkeit der Frau gegen Tuberkulose ver¬ 
mindert. 

Der Mann acquiriert seine Tuberkulose und die Anlage hierzu größten¬ 
teils außer der Familie. Demgemäß steigt die Tuberkulose der Männer 
parallel der Zeit, welche außerhalb der Familie zugebracht wird. Dabei 
hat der Mann geringere Widerstandsfähigkeit als die Frau. 

Die Städte sind mehr belastet als das Land. 

Die Häufigkeit der Tuberkulose wächst in Bayern von Süden nach 
Norden, entsprechend der Zunahme der Industrie. Sie ist in Unterfranken 
und der Pfalz die größte. 

Die Ursache der Tuberkulosehäufigkeit bei Leuten, welche sich in ge¬ 
schlossenen Räumen aufhalten, ist einerseits die erhöhte Infektionsgefahr, 
andererseits die verminderte Widerstandsfähigkeit. 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1906. Ol 


Digitized by <^.ooQle 














322 Dr. J. Gr&ssl, Die gegenwärtige Tuberkulosenmortalität in Bayern. 

Auf sumpfigem und auf sandigem, beweglichem Boden lebende Be¬ 
völkerung iat weniger widerstandsfähig gegen Tuberkelkeime. Die Gefahr 
für Kinder bei Aufenthalt in geschlossenen Räumen in bezug auf die In¬ 
fektion selbst liegt weniger an der Zahl der Kinder als in der Gesundheit 
der erwachsenen Mitbewohner (Eltern, Lehrer). 

Die Inhalationsinfektion ist die hauptsächlichste Ansteckungsart; die 
alimentäre tritt in den Hintergrund. 

Der Zustand der Atmungsorgane hat demnach mehr Bedeutung als der 
der Verdauungsorgane. 

Für die öffentliche Gesundheitspflege erwachsen aus diesen Sätzen die 
verschiedensten Aufgaben. 
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Noch einmal der preussische Gesetzentwurf zur 
Verbesserung der Wohmin gsVerhältnisse. 

Von Otto Gerland. 


Über diesen Entwurf ist schon viel geredet und geschrieben, er ist 
lebhaft getadelt und verschiedentlich gelobt worden; die Wichtigkeit des 
Gegenstandes mag es rechtfertigen, wenn auch ich, dem Wunsche der ver- 
ehrlicben Schriftleitung dieser Blätter folgend, meine Ansichten über den 
Entwurf hier zum Ausdruck bringe, wobei ich mich aber, meinem Lebens¬ 
berufe entsprechend, auf das polizeiliche Gebiet im engeren Sinne beschränke, 
die hygienischen Fragen, soweit diese in das Gebiet der Medizin fallen, und 
die Beziehungen des Gesetzentwurfs zum Kommunalabgabengesetz außer 
acht lasse, bezüglich der Frage aber, ob es nicht besser sei, statt den 
Artikel I des Entwurfes zum Gesetze zu erheben, lieber eine vollständige 
neue Fassung des Fluchtliniengesetzes zu bewirken, nur bemerke, daß 
dieses letztere Gesetz allerdings einer gründlichen Umarbeitung bedarf, daß 
es aber, wenn nicht das Bessere der Feind des Guten sein soll, angezeigt ist, 
die im Artikel I des Entwurfes erörterten Punkte, die für die Wohnungs¬ 
hygiene von so besonderer Bedeutung sind, bei der sich jetzt bietenden 
Gelegenheit mit zu ordnen und nicht zu warten, bis eine nur nach langen 
und mühsamen Verhandlungen mögliche Umarbeitung des Fluchtlinien¬ 
gesetzes zustande kommt. Daß große Mängel allerorten, auch in den klei¬ 
neren und kleinsten Gemeinden Vorkommen (worüber ich noch Gelegenheit 
finde, mich genauer auszusprechen), ist allseits anerkannt, und dies allein 
schon rechtfertigt, ja verlangt gebieterisch die gesetzliche Regelung der 
einschlagenden Materie, für die allgemeine, alle Ortschaften als Mindest¬ 
forderungen bindende, in ihrem Rahmen aber besondere, den einzelnen 
örtlichen Verhältnissen angepaßte Bestimmungen notwendig sind. Von 
einem Mißtrauen gegen die Stadtgemeinden oder von einem Eingriff in die 
städtische Selbstverwaltung kann dabei, meines Dafürhaltens wenigstens, 
keine Rede sein, zumal ja auf allen die Angelegenheit behandelnden 
Städtetagen die Notwendigkeit, Abhilfe zu schaffen, anerkannt und solche 
zugesagt ist; da ist es ja nur gut, wenn man im Landtage, in dem 
alle Beteiligten vertreten sind, festsetzt, was als Mindestmaß verlangt 
werden muß. 

Ich werde hiernach im nachfolgenden im wesentlichen nur 

A) den Artikel 4, betreffend die Benutzung der Gebäude, und 

B) den Artikel 5, betreffend die Wohnungsaufsicht, des Ent¬ 
wurfes besprechen, will aber im voraus bemerken, daß ja selbstverständlich 
die hauptsächlichste Grundlage meiner Ausführungen nur die Erfahrungen 
bilden können, die ich in meinem Amtsbezirke, dem Stadtkreise Hildesheim, 
gemacht habe, daß ich aber damit keineswegs sagen will, daß in diesem 

21* 
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Bezirke die Verhältnisse so besonders schlecht seien; sie sind anderwärts 
nicht besser, vielleicht noch übler. Ich bemerke dies, weil mein Aufsatz 
im Bd. 25 dieser Zeitschrift (S. 71 ff.) über die Handhabung der Gesund¬ 
heitspolizei in der Stadt Hildesheim während der Jahre 1882 bis 1891 ver¬ 
schiedentlich dahin mißdeutet worden ist, als habe ich damit die Verhältnisse 
dieser Stadt als besonders schlecht schildern wollen. Gehen wir nunmehr 
zum Einzelnen über. 

A. Der Artikel 4 des Entwurfes behandelt die Benutzung 
der Gebäude und enthält 

I. einige allgemeine und 

II. ausführliche besondere Bestimmungen. 

I. Bezüglich der allgemeinen Bestimmungen sei bemerkt, daß 
der Entwurf 

1. zwischen Ortschaften über und solchen unter 10000 Ein¬ 
wohnern unterscheidet. Es ist mindestens zweifelhaft, ob eine solche 
Unterscheidung aufrecht erhalten werden kann. Es ist ja richtig, daß in 
kleineren Orten im allgemeinen eher von einem Abfluß als von einem Zufluß 
der Bevölkerung geredet werden kann, was bezüglich der Dichtigkeit der 
Bevölkerung nicht ohne Bedeutung ist; auch kommt der Bewohner der 
kleineren Ortschaften, namentlich aber der Dörfer, weit mehr mit frischer 
Luft in Berührung als der Bewohner größerer Städte, wodurch mancherlei 
üble Einwirkungen schlechter Wohnungen aufgewogen werden. Aber 
andererseits trifft man doch auch in den kleineren Orten und wiederum 
insbesondere auf Dörfern Wohnungszustände, die aller Beschreibung spotten* 
z. B. bezüglich der Wohnungen von Altenteilern, Auszügern oder wie sie 
genannt werden, in den Armenhäusern, für die Knechte, Mägde und andere 
Arbeiter auf den Gehöften, die kein erleichterter Zufluß frischer Luft aus¬ 
gleicht. Auch verirrt sich das Spekulationshaus für Mietwohnungen zur 
Aufnahme der in den benachbarten Städten usw. beschäftigten Arbeiter und 
deren Familien, ja selbst die Mietkaserne bisweilen bereits auf die Dörfer. 
Es möchte deshalb als wünschenswert erscheinen, daß die Bestimmungen 
des Artikel 4 auf sämtliche Ortschaften mit zwingender Kraft aus¬ 
gedehnt werden. Die Bestimmung, daß der Inhalt des Artikel 4 auf die 
kleineren Ortschaften ausgedehnt werden könne, ist zu unbestimmt, und 
ihre Durchführung hängt von zu vielerlei Faktoren ab, als daß man sich 
damit begnügen könnte. 

2. Der Entwurf fordert ferner den Erlaß von Wohnungsord¬ 
nungen. Hiergegen ist nichts einzuwenden, vielfach werden auoh solche 
in Gestalt vou Bauordnungen, Vorschriften über die Aufnahme von Kost¬ 
oder Schlafgängern usw. bereits vorhanden sein. Die Zusammenfassung 
dieser Bestimmungen in eine übersichtliche Verordnung ist erwünscht, jedoch 
werden die eigentlichen baupolizeilichen Bestimmungen davon aus¬ 
geschlossen werden müssen, da sie auf einem anderen Gebiete liegen. Daß 
für diejenigen Gemeinden, in welchen die Polizei unter mehrere Behörden 
geteilt ist 9 der Minister des Innern die für den Erlaß der Wohnungsord¬ 
nungen zuständige bestimmen soll, ist zutreffend, ja im Hinblick auf die 
Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts bezüglich der Ausdehnung des 
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Begriffes der Baupolizei 2 ), durch die eine unglaubliche Verwirrung in die 
Polizeiverwaltung gebracht ist, geradezu notwendig. Es würde wohl am 
richtigsten sein, wenn die Behörde der allgemeinen Polizei als die zu¬ 
ständige anerkannt würde, sofern diese nicht etwa bloß mit der Sicherheits¬ 
polizei in dem jetzt leider beliebten beschränkten Sinne betraut ist 8 ). Denn 
diese Behörde wird bei der Durchführung der Wohnungsordnungen die 
meiste Tätigkeit zu entfalten haben, sie ist jedenfalls mindestens bei der 
Regelung der Angelegenheit wesentlich interessiert, während der Gemeinde¬ 
vorstand dadurch, daß er die Zustimmung zum Erlaß der betreffenden 
Polizei Verordnung zu erteilen hat, doch zur Vertretung seiner Anschauungen 
gelangt. Wo aber etwa dem Gemeindevorstande die Baupolizei über¬ 
tragen ist, kann die Wohnungspolizei trotzdem von der Behörde der all¬ 
gemeinen Polizei gehandhabt werden, weil es sich dabei nicht um die 
eigentliche Baupolizei, d. h. die Genehmigung neu zu errichtender oder die 
Umänderung bestehender Bauwerke, sondern nur um die angemessene Be¬ 
nutzung der von der Baupolizeibehörde als an und für sich zulässig 
anerkannten Räume (vgl. § 3 des Artikels 4) handelt, in dem Falle aber, wo 
bauliche Auflagen zu machen wären, die Sache an die Baupolizeibehörde 
zur entsprechenden Veranlassung abzugeben wäre. In der Provinz Hannover 
soll § 78, Abs. 2 der revidierten Städteordnung vom 24. Juni 1858 (Han¬ 
noversche G.-S. I, S. 142) Geltung behalten. Dieser Absatz besagt, daß von 
den Städten die Einrichtung einer besonderen städtischen Polizeidirektion 
mit Genehmigung der Regierung angeordnet werden kann. Die Aufrecht¬ 
erhaltung dieser Bestimmung ist sehr erfreulich, nicht weil sie eine han¬ 
noversche Eigentümlichkeit aufrecht erhält, sondern weil sie einem prakti¬ 
schen Bedürfnis entspricht. Nur durch eine solche Trennung der Polizei 
von der Gemeindeverwaltung im engeren Sinne erhält die Polizei die Selb¬ 
ständigkeit, die sie bedarf, um wirklich unabhängig von anderen Interessen 
die ihr gestellten Aufgaben durchführen zu können. Nur dadurch auch 
wird sie von der schiefen Stellung befreit, daß der Oberbürgermeister, 
Bürgermeister oder gar Magistrat sie leiten soll und neben der Erfüllung 
seiner hauptsächlichsten Tätigkeit nicht gut leiten kann, weshalb sie dann 
einem Inspektor oder Kommissar übertragen wird, dem jede Selbständigkeit 
der Stellung abgeht, oder wenn sie auch einem Beigeordneten oder Stadtrat 
zur Leitung übertragen wird, doch immer als Anhängsel der bürgermeister¬ 
lichen usw. Tätigkeit erscheint und sich deshalb nicht leicht zu einer Stel¬ 
lung aufraffen kann, die auch einmal der Gemeindeverwaltung entgegen¬ 
gerichtet sein muß 3 ). 


l ) Vgl. meinen Aufsatz: Das Königliche Oberverwaltungsgericht zu 
Berlin und die Baupolizei in Labands Archiv für öffentliches Hecht, Bd. 14, 
8. 113 ff. 

*) Vgl. meinen Aufsatz: Bemerkungen zum preußischen Gesetz, betr. 
die Kosten königlicher Po lizeiverwaltungen usw., in Labands Archiv für 
öffentliches Hecht, Bd. 8, S. 585. 

•) Vgl. meine Ausführungen in Fraenkels Hygienischer Bundschau, Jahr¬ 
gang 1897, Nr. 1, 8. 1, und die Verhandlungen des Deutschen Vereins für öffent¬ 
liche Gesundheitspflege zu Karlsruhe 1897, Vierteljahrsschrift, Bd. 30, 8. 1 ff., 
namentlich 8. 20 und 51. 
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II. Wir wenden uns zu den besonderen Bestimmungen, die den 
Inhalt der Wohnungsordnungen bilden sollen. Diese Bestimmungen 
stellen nun Mindestforderungen auf, die allerorten erfüllt sein sollen, 
überlassen es aber, was nur als sehr zweckmäßig anerkannt werden muß, den 
einzelnen Gemeinden, mit Rücksicht auf ihre örtlichen Bedürfnisse weiter¬ 
gehende Anforderungen hinsichtlich der Benutzung der Gebäude zum 
Wohnen und Schlafen aufzustellen. Nicht zu billigen aber ist, daß nach 
§10 des Artikels 4 auch von den im Gesetze festzulegenden Mindestforde¬ 
rungen Ausnahmen gestattet werden können. Damit wird das ganze System 
durchlöchert, wieder eine Hintertür geöffnet, durch die man den wohl¬ 
tätigen Bestimmungen des Gesetzes entgehen kann, und wenn auch solche 
Ausnahmen von den Mindestforderungen in der Ministerialinstanz ge¬ 
nehmigt werden müssen, so werden sie immerhin zu erreichen sein, zu Ver¬ 
gleichen auffordern, andere veranlassen, gleiche Ausnahmen zu erlangen zu 
suchen, und so zum Teil Mißstimmung erregen, zum Teil Folgerungen nach 
sich ziehen, an die man nicht gedacht hat. Stelle man die Mindestforde¬ 
rungen noch so gering, aber halte man sie dann auch unbedingt aufrecht. 
Der Entwurf stellt dann, ehe er zu den einzelnen Arten der Wohnungen 
übergeht, als Hauptgrundsatz auf, daß nur solche Raume, als Wohnräume, 
Schlafräume oder Küchen benutzt werden dürfen, welche zum dauernden Auf¬ 
enthalte von Menschen baupolizeilich genehmigt sind. Daß auch die Küchen 
hierher gewiesen werden, ist sehr richtig. Sie dienen breiten Schichten der 
Bevölkerung als Wohnstube, stellenweise sogar als Schlafraum, in ihnen muß 
sich das Küchen- und wohl recht oft überhaupt das gesamte Dienstpersonal 
den ganzen Tag über auf halten; in ihnen verbringt auch die sorgliche 
Hausfrau manche Stunde des Tages. Es ist also durchaus richtig, daß die 
Küchen den Wohn- und Schlafräumen entsprechend behandelt werden. Die 
Frage der Zulässigkeit der Kellerwohnungen wird damit den nach den ört¬ 
lichen Verhältnissen zu erlassenden Bestimmungen der einzelnen Ortschaften 
zu überlassen sein. Der Entwurf behandelt dann im einzelnen 

1. die Mietwohnungen (§ 4 bis 6), 

2. die Schlafräume der Dienstboten und Gewerbegehilfen 

(§ 7), 

3. die zur Aufnahme dritter, nicht zur Familie gehöriger 

Personen zum Wohnen und Schlafen bestimmten 

Räume (§ 6, Abs. 2 und § 8), 

4. die zur Unterbringung von Arbeitern dienenden Räum¬ 

lichkeiten (§ 11). 

Bestimmungen über die Benutzung der eigenen Wohnung sind 
im allgemeinen nicht erlassen, und doch bedürfen diese, wie ich aus eigener 
reicher Erfahrung versichern kann, nur zu oft einer ebenso gründlichen 
Beaufsichtigung wie die Mietwohnungen. Mit der allgemeinen Bestimmung 
des § 3 kommt man dabei nicht aus. Es würde also eine Bestimmung 
einzuschalten sein, daß die Bestimmungen der §§ 4 bis 6 analog auf die 
von den Eigentümern selbst benutzten Wohnungen Anwendung zu finden 
haben, wie dies § 5 für den Fall bestimmt, daß ein Teil der Wohnung ab¬ 
vermietet ist. 
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1. Die bezflglioh der Mietwohnungen erlassenen Bestimmungen 
sollen sich nur auf solche Wohnungen beziehen, welche nach Erlaß der 
Wohnungsordnung (vgl. oben zu I, 2) bezogen werden oder deren Miet¬ 
verhältnis nach diesem Zeitpunkte verlängert oder trotz Zulässigkeit der 
Kündigung fortgesetzt wird. Als solche Wohnungen gelten auch die 
zum Wohnen besonders vermieteten oder weiter vermieteten Teile einer 
ursprünglich nur für eine Familie bestimmten Wohnung, soweit die Ver¬ 
mietung unmöbliert geschieht. Es ist dem Entwürfe darin zuzustimmen, 
daß dem Gesetze keine rückwirkende Kraft beigelegt werden soll, aber es 
ist nicht zu verstehen, weshalb das Inkrafttreten der Bestimmungen erst 
vom Erlaß einer Wohnungsordnung abhängen soll. Der Erlaß einer solchen 
kann, wenn er überhaupt erfolgt, noch recht viel Zeit in Anspruch nehmen, 
und bis dahin würden für die Wohnungen auch nicht einmal die im Gesetz 
enthaltenen Mindestforderungen in Anspruch genommen werden können. 
Es möchte sich daher mehr empfehlen, den Eintritt der Gültigkeit der hier 
in Betracht kommenden Bestimmungen alsbald mit Erlaß des Gesetzes 
in Kraft treten zu lassen. Für die Wohnungsordnungen können leicht 
weitere Übergangsbestimmungen getroffen werden. Wie schon angedeutet, 
ist es durchaus zutreffend, daß die beim Abvermieten von Teilen einer 
Wohnung dem Vermieter verbleibenden Räume denselben Vorschriften 
unterworfen sein sollen wie die ab vermieteten. Im einzelnen wird nun 
folgendes verlangt: 

a) Alle Wohn-, Schlaf- oder Küchenräume müssen zum dauernden 
Aufenthalte von Menschen baupolizeilich zugelassen sein (§ 4, 
Abs. 1), vgl. auch oben vor 1. 

b) Die Räume dürfen nicht baulich verwahrlost und nicht in gesund¬ 
heitsschädlicher Weise feucht sein, müssen auch einen eigenen, durch keinen 
fremden Wohn-, Schlaf- oder Kochraum führenden verschließbaren Zugang 
haben. Dem kann unbedingt zugestimmt werden unter der Voraussetzung, 
daß unter dem verschließbaren Zugänge nicht etwa ein abschließbarer Vor¬ 
platz gemeint sein soll. Ein solcher ist in älteren Häusern meist nirgends 
zu finden und auch nicht anzubringen; da liegen die Türen zu den ver¬ 
schiedenen Räumen oft nebeneinander auf einem von mehreren Parteien 
gemeinschaftlich benutzten Vorplatz, ja die einzelnen Räume einer Partei 
liegen oft nicht einmal zusammen, sondern sind vielfach von Räumen anderer 
Parteien unterbrochen, liegen sogar oft in verschiedenen Geschossen. Diese 
Zustände beseitigen zu wollen, hieße verlangen, daß alle unsere alten Städte 
oder Stadtteile abgebrochen würden, was doch undenkbar ist. Daß von 
diesen Bestimmungen in einzelnen Fällen Ausnahmen von der Ortspolizei¬ 
behörde gestattet werden sollen oder können (§ 10), erscheint durchaus 
unerwünscht. Wie schon oben (vor 1) hervorgehoben, handelt es sich hier 
nur um Mindestforderungen, in dem hier besonders erörterten Falle, daß die in 
Benutzung zu nehmenden Räume nicht baulich verwahrlost oder in gesund¬ 
heitsschädlicher Weise feucht sind. Wie kann man davon Ausnahmen ge¬ 
statten wollen, also zulassen, daß gesundheitsschädlich feuchte Wohnungen 
benutzt und damit die Bewohner mit polizeilicher Unterstützung entgegen 
dem § 10, II, 17 A.-L.-R. nicht vor Gefahren behütet, sondern im Gegenteil 
Gefahren ausgesetzt werden! Es kommt aber noch ein Umstand hinzu. 
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Ist die Ortspolizeibehörde nachgiebig — und dazu wird sie an kleineren 
Orten oder auch an anderen Orten unter dem Drucke der Gemeindebehörden 
nur zu leicht versucht sein —, dann wird der Zweck des Gesetzes vereitelt, 
eine Ausnahme zieht mit Folgerichtigkeit die ändere nach sich. Ist die 
Polizei streng, so wird sie angefochten, weil sie von der ihr gesetzlich ein¬ 
geräumten Befugnis zur Gestattung von Ausnahmen keinen Gebrauch 
machen wolle. 

c) Familien Wohnungen, d. h. Wohnungen für eine gemeinschaft¬ 
liche Haushaltung von zwei und mehr Personen, müssen 

cc) eine den ortsüblichen Verhältnissen entsprechende Kochstelle, 

ß) einen eigenen verschließbaren Abort, 

y) so weit in dem Gebäude Kanalisation angebracht ist, einen eigenen 
Ausguß und 

8) falls in dem Hause eine eigene Wasserleitung angebracht ist, einen 
eigenen Wasserhahn besitzen. 

Hier wird teilweise zu viel verlangt. Das Verlangen nach einer eigenen 
Kochstelle ist gerechtfertigt; auch ist es anzuerkennen, daß nur „im all¬ 
gemeinen von einer den ortsüblichen Verhältnissen entsprechenden Koch¬ 
stelle" die Rede ist. Jeder, der die Wohnungsaufsicht in älteren Stadtteilen 
betreibt, wird zugeben müssen, daß solche Kochstellen oft von ganz ur¬ 
sprünglicher Art sind, auf dem Vorplatze liegen, sich in einem Kamin be¬ 
finden, nur aus einem Kochofen, zum Teil sogar nur aus einem Kanonenofen 
bestehen. Besserungen in dieser Richtung sind anzußtreben, aber ver¬ 
langen kann man nur, daß die Kochstellen nicht feuergefährlich sind und 
unmittelbaren Zugang von Licht und Luft haben, ja schon selbst bei der 
Durchführung dieses Verlangens wird man oft genug Milde walten lassen 
müssen. Ich kann aber aus Erfahrung versichern, daß kleine Anregungen 
oft Anstoß zu weiteren Verbesserungen, zu Umbauten, ja zu Neubauten 
gegeben haben und fortwährend geben, die dann gar nichts mehr zu wün¬ 
schen übrig lassen. Solche Anregungen schon steigern die Ansprüche und 
Bedürfnisse der Mieter, was lebhafte Bundesgenossen der Polizei bei deren 
Bestrebungen für Besserung der Wohnungsverhältnisse sind. 

Daß Aborte verschließbar sein müssen, ist selbstverständlich, die 
Aufnahme einer entsprechenden Bestimmung im Gesetz aber auch erwünscht, 
weil es noch genug solcher Einrichtungen gibt, die unverschlossen, ja sogar 
ohne Tür sind, so daß jedem Vorübergehenden der Blick hinein offen steht. 
Solche Zustände finden sich selbst in Häusern, die im Eigentum öffentlich 
rechtlicher Korporationen stehen. Sehr erwünscht wäre es, wenn jede 
Familie ihren eigenen Abort hätte, und es wird dies auch bei der Errich¬ 
tung neuer Häuser, wo es irgend angeht, durchgeführt, es ist aber oft auch 
bei dem Ersatz alter Häuser durch neue auf engem, beschränktem Raum 
nicht möglich, diesen Wunsch zur Ausführung zu bringen, und man muß 
sioh deshalb schon freuen, wenn man es nur erreicht, daß wenigstens auf 
je zehn Personen ein Abort kommt. Es dürfte sich daher empfehlen, statt 
der unbedingten Forderung eines eigenen Abortes für jede Familie nur zu 
verlangen, daß diese Forderung, wenn möglich, durchgeführt wird. 

Da, wo mehrere Familien auf einem Vorplatze zusammen wohnen und 
auf demselben Raume ihre Kochgelegenheiten haben, wird es auch kaum 
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durchführbar sein, einen eigenen Ausguß für jede Familie anzulegen. 
Sind wirkliche getrennte Küohen vorhanden, dann läßt sich die Forderung 
durchführen, sonst nicht immer, wenn man nicht den Besitzern kleinerer oder 
älterer Häuser übermäßige Kosten auferlegen will. Man sollte sioh also 
auch hier wie bei den Aborten darauf beschränken, zu sagen, daß, 
wenn es möglich sei, ein eigener Ausguß angebracht werden müsse. Ebenso 
ist es in den älteren, von vielen Familien, wie schon gesagt, oft durch¬ 
einander bewohnten Häusern nicht möglich, für jede Familie einen eigenen 
Zapfhahn vorzuschreiben. Auch hier möge es genügen, zu sagen, er solle 
vorhanden sein, wenn es möglich sei. 

Wird nun diese Möglichkeitsklausel eingefügt, dann kann die Bestimmung 
wegen der Zulassung der Ausnahmen (§ 12), sei es für ganze Gemeinden 
durch die Landespolizeibehörde, sei es für einzelne Fälle durch die Orts¬ 
polizeibehörde, wegfallen, indem die Entscheidung, ob die Möglichkeit der 
Anlage vorliegt, schon eine genaue Prüfung der Orts- bzw. Baupolizei¬ 
behörde voraussetzt, und damit dasselbe erzielt wie die Zulässigkeit der 
Gestattung von Ausnahmen, ohne aber die Unbequemlichkeit der Befreiung 
von der Befolgung gesetzlicher Vorschriften im Gefolge zu haben. Ganz 
bedenklich aber ist die Bestimmung, daß die Landespolizeibehörde berechtigt 
sein soll, für ganze Ortschaften die Ausnahmegestattung zu erteilen; denn 
damit wird in der gesamten betreffenden Ortschaft der Fortschritt gehemmt. 
Die Landespolizeibehörde erhält genügend Gelegenheit, als Beschwerdeinstanz 
im einzelnen Falle zu prüfen. Im übrigen mag auf das zu b) wegen der 
Zulassung von Ausnahmen verwiesen werden. 

d) Was den Rauminhalt der vermieteten Gelasse anlangt, so 
entspricht das vom Entwurf geforderte Maß den herkömmlichen Anschau¬ 
ungen. Die medizinisch gebildeten Hygieniker verlangen allerdings die 
Anlegung anderer Maßstäbe für den Rauminhalt. Ich kann mioh hier auf 
das von Landsberger im Jabrg. 37, S. 449 ff. dieser Zeitschrift Dargelegte 
beziehen und werde mich von meinem Standpunkte aus jedes Urteils ent¬ 
halten. Nur muß man wünschen, daß die betreffenden Bestimmungen so 
genau wie möglich gefaßt werden, damit die beteiligten Behörden durchaus 
klar über das sind, was sie anordnen sollen. Wegen der Zulassung von 
Ausnahmen verweise ich auf das zu b) und c) Gesagte. 

e) Durchaus zweckmäßig und im sittlichen Interesse notwendig ist die 
Bestimmung (zu 4), der zufolge so viel Räume vorhanden sein müssen, daß, 
abgesehen von Ehepaaren, alle über 14 Jahre alten Familienglieder, 
naoh dem Geschleoht getrennt, in besonderen Räumen schlafen 
können. In dieser Beziehung kann man die wunderbarsten Erfahrungen 
machen. Im Hinblick aber auf die unbedingte Notwendigkeit dieser Be¬ 
stimmung ist nicht abzusehen, weshalb davon Ausnahmen gestattet werden 
sollen. Sollen überhaupt, was ich nach dem bisher Gesagten nicht hoffe, 
Ausnahmen als zulässig betrachtet werden können, dann muß jedenfalls 
die Möglichkeit dazu bezüglich der hier in Rede stehenden Be¬ 
stimmung in § 10 gestrichen werden. 

2. Wir gelangen zu den Schlafräumen der Dienstboten und 
Gewerbegehilfen, unter welch letzterem Worte gewiß nicht nur die 
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Gewerbegehilfen im Sinne der Reichsgewerbeordnung, sondern wobl aller 
Personen verstanden werden sollen y deren Hilfe sioh der Arbeitgeber 
beim Betriebe seines Gewerbes bedient, also namentlich auch der Lehrlinge. 
Bezüglich der Unterbringung dieser beiden Menschenklassen liegt sehr viel 
im argen, und man kann in dieser Richtung bei Ausübung der Wohnungs¬ 
pflege Wunderdinge erleben. Man denke an die Hängeböden in Küchen 
und Ställen, es mag auf die Schlafräume in Kellern oder auf die nicht gar 
so seltenen, nur aus Brettern zusammengeschlagenen Kammern unter den 
offenen Dachziegeln verwiesen werden, zu denen oft noch der Zugang über 
einen in keiner Weise feuersicher hergerichteten Bodenraum führt. Es mögen 
aber auch die schweren Nachteile hervorgehoben werden, die dadurch ent¬ 
stehen, daß infolge der sehr lebhaften Ausnutzung von Grund und Boden, 
namentlich beim Vermieten der Häuser an mehrere oder gar viele Familien, 
die Wohnungen in den einzelnen Geschossen möglichst knapp bemessen 
werden, weshalb darin ein genügender Raum für eine Gesindekammer nicht 
übrig bleibt und nun die Dienstboten in den Bodenkammern untergebracht 
werden, deren Anlage bei den infolge der Ausdehnung der Häuser vor¬ 
handenen großen Bodenräumen zwecks deren besserer Ausnutzung nur zu 
verlockend erscheint. Es sind dann die Mägde des Hauses ohne jede Auf¬ 
sicht seitens der Herrschaft und oft weit von dieser entfernt in größerer Zahl 
auf dem Boden zur Nachtzeit vereint, und was die eine nicht weiß, lernt 
sie von den anderen. Wo möglich sind zwischen den Kammern der weib¬ 
lichen Dienstboten auch noch solche für Burschen oder Diener untergebracht, 
wovon die Folgen nicht besonders hervorgehoben zu werden brauchen. Es 
sollte möglichst angestrebt werden, daß die Wohnungen in den einzelnen 
Geschossen selbst geräumig genug bemessen werden, um noch Kammern 
für die Dienstboten zu enthalten, die Einrichtung bewohnbarer Dachkammern 
aber sollte ganz verboten werden; denn solange solche angelegt werden 
können, kann man es auch nicht verhindern, daß sie vom Inhaber der zu¬ 
gehörigen Wohnung nach Gefallen benutzt werden, und es werden dann 
selbstverständlich diese für die Benutzung am wenigsten bequemen Räume 
den Dienstboten, Gewerbegehilfen oder Lehrlingen überwiesen. Ist es aus 
wirtschaftlichen Interessen notwendig oder auch nur wünschenswert, den 
Bodenraum anders als nur zur Aufbewahrung von Sachen zu verwenden, 
dann baue man den Boden lieber zu einem selbständigen, ordnungsmäßig 
zu bewohnenden, wena auch nur zu einem billigeren Preise zu vermietenden 
Dachgeschoß aus. Wird in der hier vorgeschlagenen Weise vorgegangen, 
dann wird einesteils einer übermäßigen Ausnutzung von Grund und Boden 
und damit einer ungesunden Wertsteigerung der Grundstücke vorgebeugt, 
andererseits aber nicht nur der Sittlichkeit ein wesentlicher Vorschub ge¬ 
leistet, sondern auch der immer größer werdenden Lockerung der Familien¬ 
zusammengehörigkeit der Dienst- oder Arbeitgeber und der Dienstboten 
oder Gewerbegehilfen entgegengearbeitet. In letzterer Beziehung weiß ich 
sehr wohl, daß gerade eine gewisse Richtung diese Zusammengehörigkeit 
als ein Haupthindernis ihrer Bestrebungen möglichst bekämpft, um so mehr 
aber sollten die auf die Erhaltung des Bestehenden bedachten Kreise sich 
veranlaßt fühlen, alles zu tun, um eine solche Zusammengehörigkeit nach 
Kräften zu stärken. 
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Im einzelnen wiederholt der Entwarf in § 7 für die Schl&fräame der 
Dienstboten and Gewerbegehilfen die für die vom Eigentümer selbst be¬ 
nutzten oder die vermieteten Wohnungen getroffenen Bestimmungen, wes¬ 
halb ich mich auf das dazu unter 1. Gesagte zurückbeziehen kann. Ins¬ 
besondere mag darauf hingewiesen werden, daß unter Ziffer 4. verlangt wird, 
«s Bollen diese Schlafräume den durch die Wohnungsordnung festzusetzenden 
{also wohl auch vor Erlaß einer Wohnordnung den durch das hier be¬ 
sprochene Gesetz) festgesetzten Mindestforderungen hinsichtlich der Ein¬ 
richtung, Ausstattung und Unterhaltung entsprechen. Soll dies der Fall 
sein, dann dürfen aber auch keine Ausnahmen zugelassen werden können, 
wie dies auch für diesen Punkt § 10 vorsieht. Darüber beziehe ich mich 
im übrigen ebenfalls auf das schon mehrfach Gesagte. 

3. Die Aufnahme dritter, nicht zur Familie gehöriger Per¬ 
sonen gegen Entgelt als Zimmermieter (Zimmerherren, Chambre¬ 
garnisten), Einlieger (Einlogierer, Miet-, Kost- und Quartiergänger) oder 
Schlafgänger (Schläfer, Schlafleute, Schlafsteller, Schlafgäste, Schlafburschen 
und -Mädchen) darf nach §8 nur erfolgen, wenn alle diejenigen Vorschriften 
ihre Erfüllung gefunden haben, welche bezüglich der eigenen und der Miet¬ 
wohnungen erlassen sind. Es sind aber einige weitere Vorschriften not¬ 
wendig. Nach Ziffer 1. des § 7 müssen die betreffenden Schlafräume von 
denen des Wohnungsgebers und dessen Familienangehörigen baulich oder 
in einer sonst geeigneten Weise, die den unmittelbaren Verkehr ausschließt, 
getrennt sein, doch ist es alleinstehenden Männern oder Frauen gestattet; 
Einlieger usw. gleichen Geschlechts in ihre Schlafräume aufzunehmen. Des¬ 
gleichen müssen, wenn Personen verschiedenen Geschlechts gleichzeitig auf¬ 
genommen werden, die Schlafräume von Personen des einen Geschlechts 
von denen des anderen Geschlechts voneinander ebenso getrennt sein wie 
von den Wohnräumen des Vermieters. Alle dem ist nur zuzustimmen. Es 
empfehlen sich aber noch einige Zusätze zu den Bestimmungen des Ent¬ 
wurfes. Dieser verlangt, was sehr richtig ist, für die Aufnahme von Kost¬ 
gängern verschiedenen Geschlechts Genehmigung der Ortspolizeibehörde, 
es ist aber weiter zu verlangen, daß diese Genehmigung für die Aufnahme 
von Schlafgängern usw. überhaupt zu erwirken ist. Es würde dies in 
der Weise erreicht werden können, daß unter Ziffer 3. des § 7 die Not¬ 
wendigkeit der polizeilichen Genehmigung gestrichen und statt dessen etwa 
folgende Bestimmung zugesetzt würde, wie sie in der für Hildesheim am 
25. Juli 1893 in Anlehnung an die in zahlreichen anderen Städten erlassene 
Polizeiverordnung als § 7 enthalten ist: „Von der Aufnahme von Schlaf¬ 
gästen ist binnen drei Tagen Anzeige nach (dem unter 1. beigefügten) 
Formular au die Polizeidirektion zu erstatten, welche hierauf, wenn den 
gegebenen Bestimmungen genügt ist, hierüber Bescheinigung (nach Formu¬ 
lar 2) erteilt. Diese Bescheinigung ist von den Schlafstellen Vermietern 
aufzubewahren. — Die Formulare zu diesen Anzeigen werden von der Polizei¬ 
direktion unentgeltlich verabfolgt. — In jedem Schlafraum ist ein Abdruck 
dieser Polizeiverordnung unter Anfügung der Anweisung, wohin sich die 
Schlafgäste mit einer Klage über die Schlafstelle zu wenden haben, sowie 
eine von der Polizeidirektion bescheinigte Nachweisung der höchsten zu¬ 
lässigen Zahl von Schlafgästen für den betreffenden Raum auszuhängen. a 
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Wenn man aus Erfahrung weiß, wie die Schlafleute usw. oft unterge¬ 
bracht werden, wie immer von neuem versucht wird, sie in vollkommen 
ungeeignete Räume zu legen, sie innerhalb der Familienwohnung unterzu¬ 
bringen, und was für geradezu unglaubliche Dinge oft dabei Vorkommen, 
muß man verlangen, daß die Ortspolizeibehörde von jeder Aufnahme solcher 
Leute Kenntnis erhält, um durch ihre Beamten feststellen lassen zu können, 
ob allen Anforderungen genügt ist. Da ferner alle jetzt bestehenden Polizei¬ 
verordnungen über das Schlafstellen wesen durch das Wohnungsgesetz be¬ 
seitigt werden und man, wie schon oben I, 2 gesagt, nicht weiß, bis wann 
die Wohnungsordnungen für die einzelnen Ortschaften zustande kommen, 
so ist es ratsam, alles, was unbedingt bezüglich der Ausstattung dieser 
Schlafräume verlangt werden muß, in das Gesetz aufzunehmen. Da empfiehlt 
es sich, noch folgende Bestimmungen der vorhin erwähnten Polizeiverord¬ 
nungen aufzunehmen: 

Für jeden Schlafgast muß eine besondere Lagerstätte vorhanden sein, 
außer wenn es sich um 

1. Ehegatten, 

2. Kinder unter 12 Jahren und 

3. zu ein und derselben Familie gehörige Personen gleichen Geschlechts 
handelt. 

Jede Lagerstätte muß mindestens aus einem Strohsack, einem Stroh¬ 
kopfkissen und einer wollenen Decke bestehen. 

Bettstellen dürfen nicht übereinander gestellt werden. 

Die Bezüge der Säcke und Kissen, die Überzüge und Bettücher, sowie 
die Decken sind reinlich zu halten, mindestens alle vier Wochen zu waschen 
und, falls sie bei einer Besichtigung durch einen Polizeibeamten schmutzig 
befunden werden, auf dessen Verlangen sofort zu wechseln. 

Das Stroh der Säcke und Kissen ist mindestens alle Vierteljahr oder 
auf besonderes Erfordern des besichtigenden Polizeibeamten zu erneuern. 

Für je zwei Schlafgäste muß mindestens ein Waschzeug, für jeden 
Schlafgast ein Handtuch vorhanden sein; letzteres ist mindestens alle Woche 
oder auf Verlangen des revidierenden Polizei beamten sofort zu erneuern. 

Hölzerne Nachtgeschirre dürfen nicht verwandt werden. 

Die Schlafräume sind reinlich zu halten, es müssen deshalb 

1. die Fußböden täglich am Morgen ausgekehrt und mindestens 
wöchentlich einmal gescheuert, wenn sie aber gestrichen sind, täglich frisch 
aufgenommen werden. 

2. In jedem Schlafraum muß ein mit Wasser gefüllter Spucknapf stehen, 
der jeden Morgen entleert, gereinigt und mit frischem Wasser gefüllt 
werden muß. 

3. Die Zimmerdecke und die nicht tapezierten Wände müssen jährlich 
mindestens einmal geweißt, die mit Ölfarbe gestrichenen Wände mindestens 
zweimal jährlich gründlich abgewaschen werden. 

Daß ich auch hier die Zulässigkeit von Ausnahmen in Gemäßheit des 
§ 10 verwerfen muß, bedarf nach dem schon mehrfach Gesagten keiner 
Bemerkung. 

4. Besondere Vorschriften über die Unterbringung von 
Arbeitern sollen auf dem Wege der Polizeiverordnung erlassen werden, in 
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denen die Mindestforderungen hinsichtlich der Beschaffenheit, Einrichtung, 
Ausstattung und Unterhaltung der Unterkunfbsräume festzulegen sind (§ 11). 
Diese Bestimmung kann auch nur mit Freuden begrüßt werden, erlebt man 
doch auch in dieser Richtung oft genug wunderbare Dinge. In ein Gesetz können 
diese Bestimmungen nicht aufgenommen werden, weil sie nach der Natur 
der einzelnen Gewerbebetriebe zu verschieden ausfallen müssen; man denke 
an die sich von selbst ergebenden Verschiedenheiten bezüglich der Unter¬ 
bringung der landwirtschaftlichen Arbeiter, der Ziegeleiarbeiter, der Arbeiter 
bei größeren Bauten usw. Es sind in dieser Beziehung auch schon zahl¬ 
reiche Polizeiverordnungen in den einzelnen Regierungsbezirken erlassen, 
auf die hier im allgemeinen verwiesen werden kann. 

B. Der zweite Hauptabschnitt dieser Besprechung umfaßt die Wohnungs¬ 
auf sicht, bezüglich deren Artikel 5 des Entwurfes in Betracht kommt. 
Daß eine fortwährende unermüdete Beaufsichtigung der Wohnungen er¬ 
forderlich ist, wie dies die Begründung des Entwurfes hervorhebt, wird 
niemand, der sich einigermaßen mit Wohnungspflege befaßt hat, bezweifeln 
können. Ich kann aus Erfahrung bestätigen, daß man fast bei jeder wieder¬ 
kehrenden Besichtigung immer noch etwas Neues findet, was zu bessern ist, 
daß aber auch andererseits die häufige Wiederholung der Besichtigungen 
in der Bevölkerung doch allmählich ein Gefühl für das, was not tut, hervor¬ 
bringt. Gerade bei überraschenden Besichtigungen dringt man am tiefsten 
in die Verhältnisse ein. Wenn man so, namentlich einmal am Montag 
Morgen, in eine Arbeiterwohnung kommt, da kann man Zustände sehen, .die 
wenig erfreulich sind. Überall liegt noch die Sonntagsgarderobe herum, 
zur Ersparung von Heizung ist auch kein Fenster geöffnet, so daß uns der 
gediegenste Schlafdunst entgegenquillt, während eine Schar ungewaschener 
Kinder am Boden kriecht oder umherhockt, ihre Nachlassenschaften herum¬ 
stehen; der Vater hat vielleicht Nachtschicht gehabt und liegt noch im 
Bette, die Mutter kocht bereits an dem gleichzeitig zur Erwärmung des 
Aufenthaltsraumes dienenden überheizten Kochofen, und die älteste Tochter 
hantiert an der Waschmaschine. Von alledem darf man sich aber nicht 
abhalten lassen, wenn die Wohnungspflege nutzbringend sein soll. Es ist 
dabei auch die Lage der Wohnung, ob sie nach Höfen zugeht, wie sie sich 
zu Abortgruben, Düngerstätten u. dgl. verhält, was in ihrer Nachbarschaft 
vorgeht, auf ihren baulichen Zustand, auf das vorhandene Maß von Rein¬ 
lichkeit, eine etwaige Überfüllung, die Unterbringung der Bewohner darin usw. 
zu achten J ). Daß die Wohnungsaufsicht, wie die Begründung zu unserem 
Gesetzentwurf sagt, nicht immer in genügender Weise gehandhabt wird, 
können selbst diejenigen nicht bestreiten, welche am lebhaftesten gegen den 
Gesetzentwurf eifern. Es sind also in dieser Richtung bessere Zustände zu 
schaffen, es fragt sich dabei nur 

I. durch wen und 

II. wie 8ol 1 die Wohnungsaufsicht geführt werden? 

I. Durch wen soll sie also vor allem geführt werden? Der 
Gesetzentwurf nennt dafür drei Behörden (Art. 5, § 1), nämlich die Orts¬ 
polizeibehörde, den Gemeindevorstand und in Gemeinden mit 

l ) Vgl.meine Ausführungen im Preußischen Verwaltungsblatt, Jahrg.23, 
8. 497 flF. 


Digitized by Google 



834 


Otto Gerland, 


mehr als 10000 Einwohnern ein Wohnungsamt, dem auch ehren¬ 
amtlich tätige Personen als Mitglieder zugesellt werden können. Da¬ 
neben hat jetzt bereits der Kreisarzt 1 ), die Gesundheitskommis- 
sion 3 ), bei gewerblichen Anlagen und allem, was damit zusammenhängt, der 
Gewerbeinspektor die Gebäude und Wohnstätten zu besichtigen, wozu 
schließlich noch in den geeigneten Fällen die Aufsichtsföhrung der Waisen- 
räte, der Armenpfleger und der Beaufsichtiger der Haltekinder 
kommen. Die Heranziehung so verschiedener Behörden kann doch Bedenken 
erregen. Man versteht ja heutzutage vielfach unter Dezentralisation Zer¬ 
splitterung und stattet deshalb nicht die bestehenden Behörden der unteren 
Instanzen mit weiteren Zuständigkeiten aus, sondern man schafft immer 
neue Behörden, die sich gegenseitig Konkurrenz machen, und deren Tätig¬ 
keit sich nur zu oft geradezu durchkreuzt; ein Fortschritt dürfte hierin 
nicht zu finden sein. Die Gewerbeinspektoren, Waisen- und 
Armenpfleger, sowie die Beaufsichtiger der Haltekinder, wie 
auch Kreisarzt und Gesundheitskommission mögen hier außer 
Betracht bleiben. Hier sollen zunächst die drei im Entwurf als mit 
der Wohnungsaufsicht betrauten Behörden, Polizei, Gemeindevor¬ 
stand und Wohnungsamt, in Betracht gezogen werden. Beginnen wir 
1. mit der Polizei. Dieser wird sowohl in der Begründung des Entwürfe* 
als auch von dessen Gegnern ein schweres Mißtrauen entgegengebracht, von 
dem man zum Teil geradezu annehmen möchte, daß es auf Unkenntnis der 
polizeilichen Tätigkeit beruht. 

„Die Wohnungsaufsicht“, sagt der Entwurf, „in erster Linie in die Hand 
der Polizeibehörden zu legen, erscheint bei dem erforderlichen Eindringen in 
die häuslichen Verhältnisse, sowie namentlich auch mit Rücksicht darauf weniger 
angezeigt, daß bei Durchführung der Wohnungsordnungen, der Natur der Sache 
entsprechend, die polizeiliche Seite, soweit dies irgend tunlich, zurückzustellen 
und in erster Linie anregend, belehrend und mahnend und nur dem bösen Willen 
gegenüber mit Zwang vorzugehen sein wird.“ 

Nach § 10, II, 17 A. L. R. gehört die Wohnungspflege gerade erst recht 
zum Gebiete der polizeilichen Tätigkeit, das die „nötigen Anstalten zur 
Abwendung der dem Publikum oder einzelnen Mitgliedern desselben bevor¬ 
stehenden Gefahren“ umfaßt. Mit keinem Worte ist hier gesagt, daß hier¬ 
bei nur mit Zwang vorgegangen werden soll, auch die Theorie, die, um die 
Worte Lönings 8 ) zu gebrauchen, in der Polizei „die staatliche Zwangs¬ 
gewalt tf sieht, „sofern sie zu den Zwecken der inneren Verwaltung gehand- 
habt wird“, verlangt nicht, daß immer mit Zwang vorgegangen werde, 
sondern nur, daß im Notfälle Zwang angewendet werden kann. So 
kann auch die Polizei ohne Zwang beratend, anregend und mahnend 
wirken, ja sie kann dies nicht nur, sondern soll es auch. Als Beispiel 
führe ich eine Stelle aus der Dienstanweisung für die Berliner Schutz¬ 
mannschaft an, der zahlreiche andere Dienstanweisungen nachgebildet sind 
und worin es heißt: 


*) Dienstanweisung für die Kreisärzte vom 23. März 1901, § 62. 

*) Geschäftsanweisung für die Gesundheitskommission vom 13. März 1901, 
§10 ff. 

•) Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts (1884), S. 259. 
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„Der Schutzmann hat sich stets klar zu machen, daß er zum Schutze 
des Publikums gegen die Übertreter des Gesetzes oder die Störung der öffent¬ 
lichen Sitte und Ordnung berufen ist; er soll seine Tätigkeit nicht durch mög¬ 
lichst viele Anzeigen, sondern dadurch beweisen, daß er das Publikum vor Ge¬ 
setzesübertretungen warnt und davon zurüokhält; er wird immer richtig handeln, 
wenn er diesen Grundsatz zur Richtschnur seines Verhaltens macht." 

Was hier für den Schutzmann und insbesondere für das Verhältnis des 
Polizeibeamten zur öffentlichen Ordnung gesagt ist, das gilt für alle Polizei¬ 
beamten und für jeden ihrer Dienstzweige, also auch für die Gesundheits¬ 
und insbesondere die Wohnungspfiege. Ich habe gelegentlich der Versamm¬ 
lung des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege zu Kiel am 
11. September 1896*) aus den Erfahrungen meiner Amtstätigkeit mitteilen 
können, daß bei Durchführung der gesundheitspolizeilichen Anordnungen 
durchaus nicht immer Zwang nötig sei (es handelte sich damals um die 
Bekämpfung ansteckender Krankheiten), daß man vielmehr in den aller¬ 
meisten Fällen ohne solchen auskommen könne und daß das Publikum nach 
erfolgter Belehrung meist sehr gern auf die Anordnungen, deren Wert es 
begreife, eingehe, daß sich gerade die Durchführung der einschlagenden 
Verordnungen, indem man so sanft als möglich vorgehe, sehr gut bewährt 
habe und daß die Polizeibehörde recht human und dabei doch recht kräftig 
Vorgehen könne. Ich will hier gleich noch vorgreifen und weiter sagen, 
daß ich in Hildesheim seit mehr als 23 Jahren in meiner Eigenschaft als 
Polizeidirektor die Wohnungsaufsicht zu führen habe, wobei ich die Unter¬ 
stützung meiner sämtlichen Beamten bis zu den Revier-Polizeisergeanten 
hinab genieße. Diese Aufsicht, in der zu Kiel angedeuteten Weise geführt, 
hat sich sehr gut bewährt, und es ist hier seitens der übrigen Verwaltung 
noch nicht der Wunsch hervorgetreten, diese Tätigkeit auf sich übertragen 
zu sehen; das Publikum ist aber so daran gewöhnt, daß unaufhörlich An¬ 
träge mit und ohne Namensunterschrift einlaufen, es möge doch einmal 
diese oder jene Wohnung überhaupt oder in bezug auf gewisse Mängel 
untersucht werden, und wenn man ein Haus betritt, findet man meist das 
lebhafteste Entgegenkommen. — Damals in Kiel spendete mir niemand 
Geringerer als Oberbürgermeister Zweigert-Essen lebhaftesten Beifall. 
Was aber in Hildesheim durchführbar ist, wird sich auch in jeder anderen 
Stadt durchführen lassen, diesen Satz kann ich gewiß als feststehend be¬ 
trachten. 

Abweichend von seiner in Kiel ausgesprochenen Ansicht hat nun freilich 
Zweigert während der Verhandlungen des preußischen Städtetages am 
1. Dezember 1904 a ) „stürmische Heiterkeit“ damit erregt, daß er sich dahin 
äußerte, als wenn nach dem Entwurf „der Schutzmann, der Polizist und der 
Nachtwächter“ die Wohnungsaufsicht, sogar auch bezüglich der Anlegung 
und des Ausbaues der Straßen und die Errichtung von Neubauten handhaben 
sollte. Diese Heiterkeit erregende Bemerkung kann man wohl einfach über¬ 
gehen, da wohl in jeder Gemeinde über dem Schutzmann usw. ein höherer 
Beamter, in den allergrößten Städten ja sogar der Oberbürgermeister und 


l ) VgL Deutsche Vierteljabrsscbrift f. öffentl. Gesundheitspfl., Bd. 29, 8. 132. 
*) Ich entnehme dies aus den in der Berliner „Post" vom 7. und 8. Dez. 1904 
(Nr. 574 und 575) enthaltenen Mitteilungen über den Städtetag. 
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dessen Beigeordneter steht, Männer, die wohl geeignet sind, Wohnungs¬ 
pflege zu üben und sich dabei ihrer Untergebenen in geeigneter Weise zu 
bedienen, nicht aber diese willkürlich und ohne geeignete Anweisung handeln 
lassen werden. 

Nun erkennt der Entwurf selbst im § 1 des Art. 5 an, daß die Auf¬ 
sicht über die Wohnungen kraft allgemeiner gesetzlicher Befugnisse den 
Ortspolizeibehörden zusteht; diese Behörden müssen daher, wenn sie anders 
ihren gesetzlichen Verpflichtungen nachkommen wollen, schon an und für 
sich die Wohnungspflege üben. In die Wohnungen kommen also die Polizei¬ 
beamten auch ohne das Wohnungsgesetz hinein, zumal sie ja auch gelegent¬ 
lich der Zustellungen, gelegentlich der Feuerschau, gelegentlich der Hand¬ 
habung der Straßenpolizei, z. B. wegen Unterlassung der Reinigung der 
Straßen, der Nichtbefolgung der Vorschriften über Müllabfuhr, gelegentlich 
der Revisionen, gelegentlich von Ermittelungen usw. schon genügend in die 
Häuser und in die einzelnen Wohnungen kommen. Ob man das immer „ein 
Eindringen in die häuslichen Verhältnisse“ nennen soll? Der Revierbeamte, 
der seinem Revier längere Zeit mit Verstand vorsteht, namentlich in kleinen 
und mittleren Orten, ist mit den Bewohnern seines Revieres dermaßen 
bekannt, daß sein Erscheinen gar nichts Aufregendes und Aufdringliches 
enthält, ohne daß er deshalb in ungebührliche Vertraulichkeit zu geraten 
hätte. Daß den Polizeibeamten nicht ohne weiteres technische Kenntnisse 
beiwohnen, bedarf keiner Bemerkung, er steht insoweit auf demselben Stand¬ 
punkte wie der Gemeindevorstand als solcher, und er wird sich deshalb in 
geeigneten Fällen mit den geeigneten technischen Ratgebern, dem Kreisarzt 
und dem Stadtbaubeamten, in Verbindung setzen, sobald es sich um Fragen 
handelt, zu deren Beurteilung besonderes Sachverständnis erforderlich ist. 

Dazu kommt nun noch, daß ja die Polizeibehörde doch nicht umgangen 
werden kann. „So weit die Polizeibeamten zugleich Gemeindebeamte sind, 
werden sie . . . mit Zustimmung der Ortspolizeibehörde zur Ausübung . . . 
der Wohnungsaufsicht herbeigezogen werden können“, sagt die Begründung 
zu § 1 in Abs. 1. Wenn also der Gemeindevorstand nicht die Polizei ver¬ 
waltet, die Polizei aber, wie augenblicklich in den sämtlichen preußischen 
Städten mit wenigen Ausnahmen, namentlich bezüglich der größten Städte, 
städtisch ist, sollen die Polizeibeamten vom Gemeindevorstande zur 
Wohnungsaufsicht verwandt werden, da kommt ja also hinten herum doch 
wieder die Wohnungspflege in die Hände der zuerst für so ganz ungeeignet 
gehaltenen Polizeibeamten; denn daß die Polizeibehörde die Mitwirkung ihrer 
Beamten, wie die Begründung zu § 1 in Abs. 1 offen läßt, verweigern sollte, 
ist nach einem Gesetze mit einem Inhalte, wie ihn der Entwurf bietet, und schon 
im Hinblick auf die auch durch § 1, Abs. 1 anerkannten allgemeinen gesetz¬ 
lichen Befugnisse — und wie ich oben gezeigt habe, Verpflichtungen — der 
Polizei undenkbar. Es soll also nach wie vor die Ortsaufsicht durch die Polizei¬ 
beamten ausgeführt werden, allerdings nicht unter Leitung des Polizeiver¬ 
walters, sondern unter der des Gemeindevorstandes. Ob wohl die Polizeibeamten 
infolge hiervon eine doppelte Seele annehmen, die nach der Begründung zu 
Art. 5 unter 1. angedeutete stramme, zwingende der Polizeibehörde und daneben 
unter Leitung des Gemeindevorstandes die sanft leitende der Gemeindebehörde? 
Ich glaube es nicht. Aber etwas ganz anderes wird geschaffen. Die Polizei- 
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beamten sollen je nachdem ihrem eigentlichen Vorgesetzten oder dem 
Gemeindevorstande gehorchen; der Verfasser des Entwurfes, insbesondere 
der Begründung § 1, Abs. 1 dürfte wohl nie in einer leitenden Stelle prak¬ 
tisch in der Polizei tätig gewesen sein, sonst würde er so etwas nicht vor- 
geschlagen haben. Es werden einfach die Beamten der Polizeibehörden 
ihren Vorgesetzten entzogen und treten während der Wohnungsaufsicht 
unter den Gemeindevorstand. Treffen sie nun gelegentlich der Ausübung 
der Wohnungsaufsicht auf Dinge, die damit nichts zu tun haben, die aber 
doch ihr Einschreiten verlangen würden, sie finden z. B. einen steckbrieflich 
Verfolgten in einer Wohnung, sie nehmen die Spuren eines Diebstahls wahr, 
finden vielleicht gar gestohlene Gegenstände usw., was sollen sie nun tun? 
Sie sind ja während der Wohnungsaufsicht von der Polizei abkommandiert 
und haben deshalb Polizeidienst nicht zu tun. Jedenfalls tritt aber die 
Versuchung an sie heran, einen ihrer Dienstzweige, und zwar den un¬ 
bequemeren, zu vernachlässigen, eine Entschuldigung haben sie nach 
beiden Seiten hin; denn niemand kann zween Herren dienen 1 ). Dem 
Polizei Verwalter, der überhaupt wohl nirgends über allzugroßen Reichtum 
an Polizeisergeanten zu klagen hat, sind seine Beamten während der Ab¬ 
kommandierung zur Wohnungspflege entzogen. Da kann man erwidern, 
ich habe ja selbst die Wohnungsaufsicht für die Polizei verlangt und wenn 
diesem Wunsche nachgegeben würde, dann hätten die Polizeibeamten 
ja doch diese Tätigkeit zu besorgen. Gewiß, aber es ist ein großer Unter¬ 
schied, ob der Vorgesetzte den Dienst seiner Beamten selbst einrichtet 
und da möglichste Zeitersparnis walten läßt, oder ob er sie einer anderen 
Behörde zeitweise abgeben muß und dann zeitweise gar nicht über sie zu 
verfügen bat. Daß das Verhältnis zwischen Polizeiverwalter und Gemeinde¬ 
vorstand durch eine solche Einrichtung ideal gestaltet werde, wird auch 
niemand behaupten wollen, es wird eine Quelle zahlreichster Reibereien 
geschaffen, die auch beim besten Willen auf beiden Seiten, der selbst¬ 
verständlich vorauszusetzen ist, nicht ausbleiben können, da jeder der beiden 
Beamten nur zu leicht dem anderen in die Quere kommt, dessen Tätigkeit 
durchkreuzt. Der untergeordnete Beamte wird dies sehr bald bemerken 
und sich danach zu seinem Vorteil einrichten. Für das Publikum aber ist 
es vollkommen gleichgültig, ob der Polizeisergeant als Abgeordneter der 
Polizei oder des Gemeindevorstandes kommt; es ist immer der Polizeibeamte, 
und deshalb wird das Publikum immer glauben, es handele sich um eine — 
nach der Begründung zu Art. 5 unter I, Abs. 1 so störende — polizeiliche 
Einwirkung. Der Polizeiverwalter erleidet bei seinen Beamten eine capitis 
deminutio, denn sie müssen sich sagen, daß die Tätigkeit der Wohnungsaufsicht 
eine solche sei, welche ihren eigentlichen Vorgesetzten nicht an vertraut werden 
könne; vielleicht gewinnt auch das Publikum eine solche Anschauung. Um¬ 
gekehrt aber wird die Polizeibehörde durch § 3 zu einer Art Popanz 
geschaffen und damit der Gemein de vorst and herabgesetzt, denn sowie Zwang 

*) Ich habe dies in einem Aufsatze: «Über den Begriff der Polizei und ins¬ 
besondere der Sicherheitspolizei nach preußischem Recht* in Labands Archiv 
für öffentliches Recht, Bd. 5, S. 1 ff. genau auseinandergesetzt und darf auf die 
dortigen Ausführungen, namentlich zu 8. 69 ff., verweisen, wo die Folgen einer 
solchen Zersplitterung auseinandergesetzt sind. 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1906. 22 
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nötig ist, so ist das Erforderliche wegen Herbeiführung polizeilichen Ein¬ 
schreitens zu veranlassen! Mit anderen Worten: Wenn der Gemeinde Vorstand 
nicht weiter kann, dann ruft er die Polizei zu Hilfe, und dann hat plötzlich 
der Polizeisergeant seine stramme Seele hervorzukehren. Hat man die 
Polizei doch nötig, dann gebe man ihr nicht nur die Unannehmlichkeiten, 
dann lasse man ihr auch die Annehmlichkeiten, das Bewußtsein, selbst er¬ 
forscht, selbst in belehrender, freundlicher Weise genützt zu haben. Ohne 
das wird sie ungern und vielleicht nicht mit vollem Erfolge, jedenfalls mit 
geringerem arbeiten, in den Augen des Publikums verliert sie aber auch 
dadurch, daß man ihr nur die rauhe Seite der Arbeit überläßt, anstatt dem 
Publikum zu zeigen, daß auch die Polizei das Publikum vor Gefahren 
behüten, nicht aber immer strafend und zwingend einschreiten will. Wird 
Wert darauf gelegt, daß Gemeindemitglieder zugezogen werden, so kann 
das von der Polizeiverwaltung auch geschehen, hierauf werden wir zu 3. 
noch weiter zurückkommen. 

2. Hiernach gelangen wir zu der Wohnungsaufsicht durch den Gemeinde¬ 
vorstand, die allerdings der Entwurf an erste Linie gestellt hat, während 
sie hier der Anordnung der heutigen Ausführungen wegen erst in zweiter 
Reihe erwähnt wird. Es ist sehr richtig, wenn die Begründung zu Art. 5, 
unter I, Abs. 1 es als höchst wünschenswert bezeichnet, daß der Gemeinde¬ 
vorstand genaue Kenntnis der WohnungsVerhältnisse besitze, weil nur da¬ 
durch eine lebendige Anteilnahme der Gemeindeverwaltungen an der Ab¬ 
stellung der Mißstände erwartet werden dürfe; es fragt sich nur, ob der 
Entwurf den richtigen Weg hierzu eingeschlagen hat. Das muß bezweifelt 
werden. Hat der Gemeindevorstand die Polizeiverwaltung in Händen, was 
trotz meiner Ausführungen oben A I, 2 bezüglich der Polizeiverwaltung 
in größeren Orten in kleineren Gemeinden wohl immer der Fall bleiben 
wird, dann erfährt er schon in dieser Eigenschaft, wie es um die Wohnungen 
bestellt ist, da auch die Wohnungsaufsicht Polizeisache ist. Leitet er die 
Polizeiverwaltung nicht, so wird er immer einen großen Teil dessen, was 
man in Anlehnung an die veraltete Anschauung des Allgem. Landrechts 1 ) 
und an das Gesetz über die Kosten Königl. Preuß. Polizei verwalt ungen in Stadt¬ 
gemeinden vom 20. April 1892 (Ges.-Samml. S. 87 a ) als Wohlfahrtspolizei 
bezeichnet, obgleich es gar nicht zum Gebiete der Polizei, sondern zur Ver¬ 
waltung im engeren Sinne gehört, in seinen Händen behalten, wie z. B. die 
Genehmigung von Neubauten, sowie deren Abnahme, und kann daraus Kennt¬ 
nis von den Wohnungsverhältnissen bekommen. Er hat ferner genügende Be¬ 
ziehungen zur Armen- und Waisenpflege, um auch dadurch tiefe Einblicke 
in die Verhältnisse tun zu können. Er kann, wenn alle diese Quellen ver¬ 
sagen sollten, sich ja an Wohnungsbesichtigungen der Polizei beteiligen, 
wie dies jetzt schon, wenigstens in Hildesheim, der Fall ist, oder sich mit 
der Polizei zwecks Aufklärung in Verbindung setzen. Außerdem wird er 
genügende Aufklärung erhalten, wenn es sich darum handelt, Ortsstatuten 


l ) Vgl. meinen bereits angezogenen Aufsatz: .Über den Begriff der Polizei 
und insbesondere der Sicherheitspolizei nach preußischem Beeilt.“ Labands Archiv, 
Bd. 5, S. 1 ff. 

*) Vgl. meinen bereits angezogenen Aufsatz über das Gesetz, namentlich S. 500. 
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zu erlassen, oder wenn die Zustimmung zu einer Polizeiverordnung ver¬ 
langt wird. Es liegt also keine Veranlassung vor, ihn mit einer der 
Natur der Sache nach der Polizeiverwaltung gehörigen Tätigkeit zu belasten. 
Im übrigen kann ich mich auf das zu 1. Gesagte zurückbeziehen. 

3. Der Entwurf geht aber noch weiter und verlangt für Gemeinden 
von über 10000 Einwohnern, ermöglicht aber für kleinere Ortschaften 
die Errichtung eines Wohnungsamtes. Das ist also eine neue Behörde, 
über deren Schaffung im allgemeinen ich mich auf das im Eingänge Gesagte 
beziehen kann. Die sämtlichen dabei zu beschäftigenden Beamten sind 
schon, sei es beim Stadtbauamt, bei der Polizeiverwaltung und sonst vor¬ 
handen, sie bekommen nun aber Konkurrenz oder werden wie die Polizei¬ 
beamten einem zweiten Vorgesetzten untergeordnet. Diesem Wohnungs¬ 
amte sollen auch nach der Begründung zu § 1, Abs. 1 die Polizeibeamten 
unterstellt werden, wodurch die zu 1. bezüglich der Unterstellung der Polizei¬ 
beamten bezüglich der Wohnungsaufsicht unter den Gemeindevorstand zu 
erwartenden Übelstände nur in noch sehr verstärktem Maße hervortreten 
werden. Die Hauptsache scheint aber darin zu liegen, daß das Wohnungs¬ 
amt ehrenamtliche Mitglieder erhalten soll. Hier spielt eine der modernen 
sozialen Ideen ein, deren wir ja gerade aus dem Regierungsbezirk Düssel¬ 
dorf so viele haben hervorgehen sehen; ob immer mit Erfolg, ist freilich 
eine andere Frage. Man beruft sich auch gern darauf, daß eine derartige 
Einrichtung in Göttingen sich gut bewährt habe. Göttingen ist eine ganz 
eigene Stadt, dort spielt die Universität im Verhältnis zur Einwohnerzahl 
eine ganz besondere Rolle, und die städtische Verwaltung hat an den dor¬ 
tigen zahlreichen Professoren, die gern ihre Lehren in die Praxis umsetzen 
und kraft ihrer Stellung zur Einwohnerschaft besondere Bedeutung genießen, 
eine Hilfe, die nicht jeder Stadt zu Gebote stehen kann. In den meisten 
übrigen Städten verhält es sich anders. 

Den Bürgern werden jetzt schon so viele sogenannte ehrenamtliche, 
zagen wir lieber unbezahlte Tätigkeiten auferlegt, daß sie sich kaum noch 
helfen können. Es sei an den Geschworenen- und Schöffendienst, an die 
Teilnahme am Bezirks-, Kreis- oder Städteausschuß, an Gemeinderat und der 
Gemeindevertretung nebst deren zahlreichen Kommissionen, an die kirchlichen 
Selbstverwaltungsorgane, an die Handels- und Gewerbekammern, an die 
Waisen- und Armenpflege, an die zahlreichen Vormundschaften erinnert; 
wenn man das bedenkt, kann man zunächst die Frage aufwerfen, wo die 
Leute nun auch zur Wohnungspflege herkommen sollen. Die von mir 
geleitete Hildesheimer Gesundheitskommission, der ich nur das Zeugnis 
rührigster Mitarbeit an den einschlägigen Fragen geben kann, war ein¬ 
stimmig der Ansicht, daß von der Bestellung ehrenamtlicher Wohnungspfleger 
Abstand zu nehmen sei, weil es zu schwer fallen werde, noch Leute zu 
finden, die sich zur Übernahme dieses Amtes bereit erklären könnten und 
möchten. Man machte gleichzeitig aber auch auf etwas anderes aufmerksam, 
weshalb sich die Einführung von Wohnungspflegern nicht empfehlen möchte: 
nur zu leicht würden diese Pfleger im Vollgefühle ihres Amtes Einwirkungen 
auf ihre Mitbürger versuchen, die diesen sehr lästig fallen könnten, sie 
möchten auch aus geschäftlichen, nachbarlichen und anderen Rücksichten 
entweder nachsichtiger oder strenger auftreten, als es erwünscht sein dürfte. 

22* 
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Diese Einwände sind so recht ans dem Leben genommen und sehr za berück¬ 
sichtigen, wie jeder, der mit derartigen Verhältnissen zu rechnen gewohnt 
ist, bestätigen wird. 

4. Daneben plant dann schließlich der Entwurf noch eine eigene Behörde 
oberer Instanz zur Beaufsichtigung der Wohnungspflege durch die Orts- 
behörden, nämlich Bezirks-Wohnungsaufsichtsbeamte (§ 5). Aller¬ 
dings sollen diese Beamten nur bestellt werden, soweit sich dazu ein 
Bedürfnis ergibt, womit anerkannt wird, daß sie im allgemeinen wohl nicht 
nötig sind. Es sind bereits genug Aufsichtsbeamte für die erste Instanz 
vorhanden, der Landrat für die seinem Kreise angehörigen Orte, der sich 
durch den Kreisarzt und den Kreisbaumeister in genügender Weise unter¬ 
stützen lassen kann. Der Regierungspräsident (bzw. für Berlin der Ober¬ 
präsident) haben ebenfalls so zahlreiche Verwaltungs- und technische Beamte 
zur Verfügung, daß ihnen ein eigener Beamter für die Wohnungspflege 
(der nebenbei eine verzweifelt einseitige Beschäftigung erhalten würde) 
nicht mehr beigegeben zu werden braucht. 

In dieser Richtung würde es also sehr erwünscht sein, wenn der Ent¬ 
wurf nochmals einer gründlichen Durcharbeitung unterzogen würde. Dabei 
wären vor allem die Wohnungsämter auszuscheiden. Ob diese sich in 
Bayern und Württemberg bewährt haben, kann uns in Preußen, wo gänzlich 
andere Verhältnisse herrschen, nicht kümmern. Sollen, trotz aller geäußerter 
Bedenken, Gemeindemitglieder im Ehrenamte mitwirken, so können diese auch 
von der Polizei oder dem Gemeindevorstande zugezogen werden. Am geeig¬ 
netsten wird die Wohnungsaufsicht der Ortspolizeibehörde übertragen werden 
müssen. Sollte aber trotz allem oben Gesagten der Gemeindevorstand damit 
betraut werden müssen, dann ist vor allem, wie auoh der Entwurf voraus¬ 
setzt, eine möglichst genaue Abgrenzung der Befugnisse einerseits des 
Gemeinde Vorstandes und andererseits der Ortspolizeibehörde vorzunehmen; 
der Gemeindevorstand aber wird nicht durch die ihm gar nicht unterstellten 
Polizeibeamten, sondern durch Untergebene des Magistrats die Wohnungs¬ 
aufsicht bewirken lassen müssen. 

II. Die letzte zu beantwortende Frage ist die, wie die Wohnungs¬ 
aufsicht geführt werden soll; darüber handeln die §§ 2 ff. Würde die 
Wohnungsaufsicht durch die Polizeibehörde ausgeführt werden, so würde 
sich der Inhalt dieser Paragraphen von selbst verstehen, indem es auch un¬ 
bedenklich ist, daß auch für sie bestimmt wird, was zu bestimmen bei Hand¬ 
habung der Wohnungsaufsicht durch den Gemeindevorstand oder ein Woh¬ 
nungsamt unbedingt notwendig ist, daß die Aufsichtsbeamten sämtliche in 
Betracht kommende Räume zwecks der Besichtigung zu betreten berechtigt, 
die Bewohner zur Vorzeigung der Wohnung und genauen Auskunfterteilung 
auf alle einschlagenden Fragen verpflichtet sind. Ebenso versteht es sich 
von selbst, daß die betreffenden Beamten beim Betreten der Wohnung den 
Zweck ihres Erscheinens bekannt zu geben und die Besichtigung selbst mit 
möglichster Rücksicht, namentlich auch zu einer passenden Zeit, im all¬ 
gemeinen nur zwischen 6 Uhr morgens und 6 Uhr abends, bei Wohnungen 
mit Schlafgästen „zwischen 6 Uhr morgens und 9 Uhr abends tf vorgenommen 
werde (§ 2). 
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Soweit sich bei Ausübung der Wohnungsaufsicht ergibt, daß die Wohnung 
hinsichtlich ihrer Beschaffenheit oder ihrer Benutzung nicht den an sie zu 
stellenden Anforderungen entspricht, ist nach § 3 Abhilfe, und zwar selbst¬ 
verständlich erweise zumeist duroh Belehrung oder Mahnung zu bewirken. 
Läßt sich auf diese Weise Abhilfe nicht schaffen, so ist das Erforderliche 
wegen Herbeiführung polizeilichen Einschreitens zu veranlassen. Diese letzte 
Bestimmung müßte hinwegfallen, wenn die Wohnungsaufsicht der Polizei¬ 
behörde übertragen würde. Es kann dabei, wie schon 1, 1 angedeutet ist, 
zu Schwierigkeiten kommen, wenn die angerufene Polizeibehörde anderer 
Ansicht sein sollte als die ihre Hilfe in Anspruch nehmende Behörde. 

Für diejenigen Gemeinden, für welche eine Wohnungsordnung erlassen 
ist, soll die Wohnungaufsicht durch eine Dienstordnung geregelt werden, 
die von der Gemeindebehörde unter Zustimmung der Ortspolizeibehörde zu 
erlassen ist. Wird die Aufsicht durch die Polizeibehörde gehandhabt, so 
bedarf diese solcher Dienstordnung nicht; wird die Polizeibehörde dabei aus¬ 
geschaltet, dann ist auch ihre Zustimmung zur Dienstordnung unnötig, diese 
Ordnung kann dann für seine Untergebenen oder für sein Wohnungsamt 
vom Gemeindevorstande allein erlassen werden, die Polizei kommt ja dann 
nur als Zwangsorgan in Betracht, wozu sie keiner Dienstordnung bedürftig ist. 
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Die Reform des Apothekenwesens. 

Von E. Kempf 1 ). 


„Der Staat treibt noch lange nicht 
Staatssozialismus genug.“ 

Fürst Bismarck. 

In einem der letzten Hefte der deutschen Vierteljahrsschrift für öffent¬ 
liche Gesundheitspflege findet sich ein von dem früheren langjährigen 
Dezernenten für das Apothekenwesen im preußischen Kultusministerium, 
dem Herrn Geh. Ober-Medizinalrat Dr. Pistor, verfaßter Aufsatz, in welchem 
die obige Angelegenheit in ebenso eingehender wie sachgemäßer Weise be¬ 
sprochen und auch meiner Reformbestrebungen, die in erster Linie auf eine 
Ablösung der Apotheken werte unter staatlicher Beihilfe und gleichzeitiger 
Einführung der unverkäuflichen und unvererblichen Personal¬ 
konzession für alle Apotheken hinauslaufen, in einer für mich höchst 
ehrenvollen, mich zu neuem Tun anspornenden Weise gedacht wird. Sehr 
zutreffend gibt der Herr Verfasser dieses Aufsatzes sein Votum dahin ab, 
daß bei Lösung dieser Frage in erster Linie darauf Bedacht zu nehmen 
ist, daß der arzneibedürftigen Bevölkerung eine gute, einwandfreie Arznei 
zu nicht zu hohen Preisen, leicht erreichbar und schnell geliefert werden 
muß. „Demnächst“ — so heißt es alsdann weiter — „sind die Apotheker, 
und zwar die heutigen Besitzer, interessiert, welche bei einer Reform de» 
Apothekenwesens vor allen Dingen durch zweckmäßige, zielbewußte Vor¬ 
schläge von ihrer Verschuldung befreit werden müssen. Damit aber 
das Bedürfnis der arzneibedürftigen Bevölkerung im obigen Sinne gedeckt 
werden, eine neue Verschuldung der Apotheker nicht eintreten kann, muß 
jeder Handel und jede Verkäuflichkeit der Apotheken für die Zukunft 
ausgeschaltet werden. Jede Reform, welche das nicht gesetzlich ausschließt, 
ist eine Scheinreform, verzögert nur eine Heilung der bestehenden Schäden, 
vereitelt sie vielleicht ganz, vernichtet schließlich den mit Recht im hohen 
Rufe stehenden deutschen Apothekerstand und macht ihn zum unzuverläß- 
lichen Arzneikrämer 2 ). Viertens soll dem Apotheker die Lust und Liebe 
zu seinem Berufe erhalten bleiben und womöglich erhöht werden, damit er 
weiter wissenschaftlich arbeite und nicht zum Arzneikrämer werde; zu dem 
Ende muß die Apothekenbetriebsberechtigung unter solchen Bedingungen 
erteilt werden, daß eine Spekulation mit derselben zur Unmöglichkeit ge¬ 
macht wird. Dann wird der Apotheker in diejenige Lage kommen, welche 
die preußische revidierte Apothekerordnung vom 11. Oktober 1811 bereits 
im Auge hatte, daß nämlich der Apotheker in seiner Existenz gesichert ist.“ 

Zu meiner großen Freude bin ich nun in der glücklichen Lage, hier 
nachzuweisen, daß allen diesen an eine zeit- und sachgemäße Apotheken- 

l ) Wir haben den nachstehenden Vorschlag des um die Beform des Apo¬ 
thekenwesens unermüdlich tätigen hochverdienten Verfassers mit dem Wunsche 
aufgenommen, daß seine Bemühungen zum Ziele führen mögen, ßedaktion. 

*) Als ein solcher hat der Apotheker, in Anbetracht, daß er unzählige Ge¬ 
heimmittel und Spezialitäten abgibt, die er auf ihre Güte zu prüfen gar nicht in 
der Lage ist, zum Teil ja jetzt schon zu gelten. 
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reform za stellenden Anforderuagen darch den Vollzug meines oben wieder¬ 
gegebenen Reformprogramme8 in vollendetster Weise Rechnung zu tragen 
sein wird, sobald nur mit demselben, entsprechend der Kirchensteuer, 
zugleich auch eine Arzneisteuer in der Weise eingeführt wird, daß alle 
auf ärztliche Verordnungen hin in den Apotheken an gefertigten Arzneien 
für Rechnung der Gemeinden bzw. der Kreise verabfolgt und die daraus 
entstehenden Kosten von diesen in der bei der Kirchensteuer beliebten 
Weise aufgebracht werden. 

Um mir über die Aufnahme Gewißheit zu verschaffen, welche die Ein¬ 
führung einer solchen Steuer bei der Bevölkerung finden wird, hatte ich 
mit einer größeren Anzahl Haushaltungsvorst&nden die 8 er halb Rücksprachen 
genommen, die, mehr oder weniger, zugunsten der Einführung dieser Steuer 
verliefen. So äußerte sich u. a. ein Kommunalbeamter mit einem Ein¬ 
kommen *von 3000 bis 3500 M. zu mir dahin, daß er die 5 bis 6 M., die 
derselbe nach einer von mir aufgestellten ungefähren Berechnung alljährlich 
zu derselben beizutragen hätte, sehr gern und, wenn es sein müßte, auch 
noch mehr zahlen und Gott danken würde, wenn er und seine Familie vor 
jedem Krankheitsfall bewahrt blieben; sollte ein solcher aber einmal ein- 
treten, dann würde ihm bei den sonstigen unvorhergesehenen, oft sehr 
bedeutenden Ausgaben, welche jede Krankheit mit sich bringt, der Fortfall 
der so gepfefferten Apothekerrechnungen sehr willkommen sein. In ähn¬ 
licher Weise sprachen sich zu mir auch die übrigen von mir befragten 
Familienväter aus, so daß hieraus wohl hervorgeht, daß die Einführung 
dieser Steuer als eine staatliche Fürsorge der arzneibedürftigen 
Bevölkerung gegenüber geschätzt werden wird, die zugleich auch für die 
Apothekenreform von allergrößter Bedeutung sein wird. Denn da sich als¬ 
dann wohl niemand, um eben nicht doppelt zu zahlen, dazu verstehen 
wird, gedachte Arzneien anderswo als in der Apotheke anfertigen zu lassen, 
werden die unzähligen Übergriffe der Detaildrogisten und vieler anderer 
Unberufener in die dem Apotheker, im Interesse eines gesicherten 
Arzneimittelverkehres, vorbehaltenen Rechte für immer ausgeschlossen 
sein, welchen Übergriffen in Anbetracht der im Volksmunde schon von Jeher 
sprichwörtlich gewordenen hohen Arzneipreise von dem Publikum nur 
gar zu gern Vorschub geleistet wird. Ebenso wird aber auch der Kur¬ 
pfuscherei, dem Geheim inittelschwindel, dem Spezialitätenkram und allen 
sonstigen derartigen spekulativen Unternehmungen mehr und mehr der 
Nährboden entzogen werden, welche gegenwärtig an dem durch das hohe 
Alter morsch gewordenen Stamme der ihren Aufgaben im modernen 
Staate keineswegs mehr gewachsenen und daher mit aller Welt 
im Streite liegenden Pharmazie, zum größten Schaden unseres gesamten 
Medizinalwesens, das üppigste Schmarotzerleben führen. Auf diese 
Weise wird gleich zum Beginn dieser Apothekenreform dem arzneibedürftigen 
Publikum die Versorgung mit einer guten, einwandfreien Arznei zu nicht 
zu hohen Preisen gesichert sein, welche sich dermaleinst, sobald nur erst 
nach vollendeter Ablösung die Zinsen im Betrage von 10 bis 12 Millionen 
Mark für die Apothekenwerte fortfallen werden (mit welch kolossaler Summe 
der Arzneikonsum im Staate Preußen zurzeit belastet ist), zu der denkbar 
idealsten gestalten wird. Ganz ebenso günstige Erfolge wird diese Reform 
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anch für den Apothekerstand mit sich bringen. Denn da sich für die Folge 
wohl die Ertragsfähigkeit der Apotheken um ein Bedeutendes, keines¬ 
wegs aber ihre Verschuldung steigern wird, werden sich auch die 
Lebensverhältnisse der Pharmazie zu immer günstigeren gestalten, unter 
denen der weitere äußere und innere Ausbau derselben ohne jegliche 
Schwierigkeiten vor sich gehen wird. In diesem im modernen Stile aus¬ 
geführten Ausbau des pharmazeutischen Hauses, in dessen Bereiche infolge 
der Einführung der Personalkonzession vor allem auch das sittliche 
Gebot: „Gleiche Pflichten, aber auch gleiche Rechte für alle“, 
Geltung gefunden haben wird, wird auch allen Apothekern mehr denn je 
Lust und Liebe zu ihrem Berufe und auch wissenschaftliches 
Streben innewohnen, ln den jetzt öde daliegenden Apotheken¬ 
laboratorien wird wieder wissenschaftliches Streben erblühen und so die 
deutsche Pharmazie zu der hohen Blüte und dem hohen Ansehen, früherer 
Zeiten zurückkehren, zu denen für den Apotheker die Worte zu gelten hatten: 

„-Ein dunkler Ehrenmann, 

Der über die Natur und ihre heiligen Kreise 

In Redlichkeit, jedoch auf seine Weise 

Mit grillenhafter Mühe sann.“ 

Im hohen Grade muß es daher nur befremden, daß der deutsche Apo¬ 
thekerverein, der die Wahrung und Förderung der idealen, sitt¬ 
lichen und materiellen Interessen der deutschen Pharmazie auf seine 
Fahne geschrieben hat, diesen Reformbestrebungen, obschon dieselben doch nur 
dahin zielen, die letztere, unter voller Wahrung aller berechtigten In¬ 
teressen der Apothekenbesitzer, aus ihrem Elende der Zerrissenheit 
und Zerfahrenheit zu einem machtvollen und achtunggebietenden Ganzen 
hinzuführen, das allen übrigen Kulturstaaten als ein mustergültiges Beispiel 
voranleuchten soll, in Schrift und Bild mit Hohn und Spott entgegentritt 
und in schlimmster Weise zu verdächtigen bestrebt ist, bei welchem Unter¬ 
nehmen derselbe von einer, teils in seinem Solde stehenden, teils an dem 
Fortbestehen dieser „himmelschreienden 11 Zustände mitinteressierten 
Fachpresse auf das eifrigste unterstützt wird. Dieses sich jedenfalls selbst 
richtende Verhalten deutscher Männer, die unverfroren genug sind, auf 
ihre stark vergilbten Privilegienscheine hin an den Staat das Ver¬ 
langen zu stellen, bei der bevorstehenden Reform die Interessen einiger 
tausend Apothekenbesitzer den Interessen von 60 Millionen Staats¬ 
bürgern, sowie auch denen ihrer besitzlosen Fachgenossen voranzusetzen 
und die alles über die Pharmazie gekommene Unheil verschuldende wüste 
Spekulation mit den Apothekenbetriebsberechtigungen zum 
Schaden des Ganzen weiter fortbestehen zu lassen, soll jedoch keines¬ 
wegs die mir schon von jeher innewohnende Zuversicht in irgend etwas ver¬ 
kümmern, daß sich meine humanen und kulturfortschrittlichen Ideen früher 
oder später zum Wohle des Vaterlandes und der Pharmazie verwirklichen 
und das deutsche Volk, sowie auch eine spätere, einsichtsvollere, für das 
sittliche Gebot: „Salus publica suprema lex“ empfänglichere Genera¬ 
tion des deutschen Apothekerstandes sich meiner dermaleinst in Dankbarkeit 
erinnern werden. 
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Nach einem Gutachten von Th. Weyl (Charlottenburg). 

(Mit 4 Figuren.) 


Je größer eine Stadt wird, um so mehr häufen sich die Schwierigkeiten 
für eine ordnungsgemäße Beseitigung des Mülls. Während nämlich kleineren 
Städten zumeist Areale von ausreichender Größe dicht vor den Toren zur 
Unterbringung des Hausmülls zur Verfügung stehen, pflegt dieses für 
größere Städte nicht der Fall zu sein, weil die nahe gelegenen Ackergründe 
sich in hochwertiges Bauland verwandeln und weil die Vorortsgemeinden 
sich mit Recht dagegen sträuben, in ihren Gemarkungen die Abladeplätze 
der Großstadt zu dulden, ln dieser Lage befindet sich seit ungefähr 1875 
Auch Berlin. Zwar hatte die städtische Verwaltung zur Unterbringung des 
Mülls drei an der Peripherie der Stadt belegene Abladeplätze den Abfuhr¬ 
unternehmern gegen Erlegung einer zuletzt sehr hohen Abladegebühr zur 
Verfügung gestellt. Aber als diese Plätze gefüllt waren und auf dringendes 
Verlangen der Umwohner — natürlich mit großen Geldopfern — entleert 
werden mußten, sah sich der Magistrat genötigt, die Verschickung des Mülls 
auf weitere Entfernung in Aussicht zu nehmen. Zu diesem Zwecke wurden 
•etwa 40 km von Berlin am Finowkanal belegene Ödländereien angekauft, 
um hier das auf dem Wasserwege versandte Hausmüll aufzustapeln. So 
•entstand der Müllabladeplatz in Spreenhagen, der, wie bekannt, zu lang¬ 
jährigen Prozessen zwischen Fürstenwalde i. M. und Berlin führte, bei denen 
Berlin unterlegen ist. In ein neues Stadium trat dann die Angelegenheit, 
als sich Erwerbsgesellschaften bildeten, welche das Müll mit der Eisenbahn 
auf sumpfige Ländereien führen wollten, um diese aufzuhöhen und allmäh¬ 
lich in brauchbares Ackerland zu verwandeln. Die Verfrachtung des Mülls 
ließ sich für diese Zwecke nur in der Nähe der Bahnhöfe ausführen, welche 
mit geeigneten Verladeeinrichtungen zu versehen waren. Mit diesen Ver¬ 
ladehallen beschäftigt sich das im folgenden auszugsweise mitgeteilte Gut¬ 
achten. Es hebt die schweren hygienischen Störungen hervor, welche bei 
ungenügender Ausführung derartiger Anlagen sich einstellen mußten. 

Zum Glück aber hat die Hygiene auch in diesem Falle bei der Technik 
•die erhoffte Unterstützung gefunden. Denn durch die am Schlüsse dieser 
Mitteilung beschriebene, vor kurzem dem Betrieb übergebene Müllentlade- 
stelle in der Mühlenstraße haben die Ingenieure bewiesen, daß sie in der 
Lage sind, auch in dicht bevölkerten Quartieren Anlagen zu schaffen, die 
zu keinerlei hygienischen Bedenken Anlaß geben. 

Gutachten *). 

Die Firma E. und Genossen in B. fordern mich auf, die Frage zu be¬ 
antworten, ob meiner Meinung nach die Anlieger durch die auf dem Hinter¬ 
lande der Häuser Berlin, M . . . . straße Nr. . . zu errichtende Mülleinlade¬ 
stelle hygienische Schädigungen zu erwarten haben. 

l ) Im Auszuge. 
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In dieser Angelegenheit gebe ich das folgende Gutachten ab. Das¬ 
selbe stützt sich: 1. auf eine am Sonnabend, 22. Oktober 1904, in 

Gemeinschaft mit den Herren.vorgenommene Besichtigung des in 

Frage stehenden Terrains; 2. auf die mir von genannten Herren gegebenen 
Erläuterungen; 3. auf meine bei ähnlichen Anlässen gemachten Beobach¬ 
tungen. 

I. Das fragliche Terrain, auf dem die Mülleinladestelle errichtet werden 
soll, liegt zwischen dem Fabrikgrundstück des Herrn E. und der Herren T. 
einerseits und den Häusern und Fabriken in der W . . . straße von Nr. 34 
bis Nr. 51 andererseits. Es ist von den bei der Haltestelle W . . . straße 
vorüberführenden Eisenbahngeleisen und durch einen den Herren T. ge¬ 
hörigen Privatweg zugänglich. Dem Vernehmen nach sollen die mit Müll 
gefüllten Wagen auf Lowren verfrachtet und mittels anzulegender Geleise 
der Trambahn zugeführt werden. 

Meiner Überzeugung nach sind die Anwohner der Mulleinladestelle 
bedroht: 

a) durch ruhestörenden Lärm, 

b) durch unangenehme Gerüche, 

c) durch die Schädigungen des Müllstaubes, 

d) von der Einwanderung von Fliegen und ähnlichen Insekten, 

e) durch Feuersgefahr. 

Zu a): Lärm. 

Der ruhestörende Lärm wird durch die Müllwagen hervorgerufen, 
welche täglich in einer Zahl von mehreren Hunderten das Müll zur Ein¬ 
ladestelle schaffen werden. Der Betrieb der Einladestelle wird es mit sich 
bringen, daß die Wagen nicht nur während der Tagesstunden, sondern 
auch früh morgens und spät abends zur Einladestelle fahren. Hierdurch 
wird den Bewohnern der Häuser M ... straße 4 und 5, ferner W .. .straße 45 
bis 47 ein Teil der für die Gesundheit notwendigen Ruhe verloren gehen. 
Namentlich Frauen und Kinder werden erfahrungsgemäß durch derartigen 
ruhestörenden Lärm beeinträchtigt. Meines Wissens gibt es aber keine 
Möglichkeit, unter den obwaltenden Verhältnissen diesen Lärm zu vermindern. 

Zu b): Unangenehme Gerüche. 

Das Müll besitzt stets einen sehr unangenehmen Geruch. Dieser wird 
aber in der heißen Jahreszeit zu einer fast unerträglichen Plage, so daß 
die Anwohner genötigt sein werden, die Fenster zu schließen und die frische 
Luft zu entbehren, welche für das Leben so notwendig ist. 

Wie weit sich derartige Gerüche verbreiten können, geht aus den Akten 
des Amtsbezirkes R., betreffend die fiskalische Abdeckerei an der Müller¬ 
straße (Vol. 1) hervor. Hier wird berichtet, daß die von der Abdeckerei 
ausgehenden Gerüche sich bis zum Paul-Gerhard-Stift und zum Kaiserin 
Friedrich-Krankenhause, also mindestens über 1000 m verbreitet haben 1 ). 

Auch als gesundheitsschädlich kann dieser Geruch bezeichnet werden, 


*) Die Verlegung der Abdeckerei wird demnächst erfolgen. 
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weil er erfahrungsgemäß den Frauen und Kindern den Appetit verdirbt. 
Diese Personen kommen also in ihrer Ernährung zurück und sind, hierdurch 
geschwächt, manchen Gesundheitsschädigungen, namentlich auch der Ein¬ 
wanderung krankheitserregender Bakterien gegenüber weniger widerstands¬ 
fähig, als Personen, die sich bei gutem Appetit und in gutem Ernährungs¬ 
zustände befinden. 

Die Verbreitung dieser Gerüche läßt sich durch kein in der Praxis 
benutzbares Mittel verhindern, weil die Riechstoffe auch aus geschlossenen 
Wagen entweichen und selbstverständlich freien Austritt haben, wenn die 
Wagen bei der Umladung des Mülls in die Eisenbahnwagen geöffnet werden *)• 

Zu c): Müllstaub. 

Die Gefährlichkeit des Müllstaubes wird dadurch bewiesen, daß Ver¬ 
ladung und Transport des Mülls laut Polizeiverordnung in staubsicheren 
Wagen erfolgen muß. 

Das Verstäuben des Mülls aber beginnt sofort, sobald das Müll in die 
Eisenbahnwagen umgeladen wird. Es könnte nun gegen diese Tatsachen 
eingewandt werden, daß die Verfrachtung des Mülls auf der neuen Einlade¬ 
stelle mit möglichster Vermeidung von Staub in geschlossenen Räumen vor 
sich gehen soll. Meines Wissens läßt sich die Erregung von Staub durch 
derartige Maßnahmen zwar mindern, aber nicht durchaus verhindern. Wenn 
z. B. das Verfrachten des Mülls auf mechanischem Wege in einem ge¬ 
schlossenen Raume erfolgt, wird trotzdem ein Teil des Staubes nach außen 
gelangen, wenn die Müllwagen in diesen geschlossenen Raum hineinfahren 
oder ihn verlassen. 

Dieser Müllstaub kann nun, namentlich wenn er aus Wohnungen 
stammt, in welchen Infektionskranke, Tuberkulöse oder Diphtheriekranke 
sich befinden, die Keime dieser Krankheiten enthalten. Es können daher 
diese Krankheiten durch den Müllstaub verbreitet werden, und zwar ent¬ 
weder, iqdem die durch den Staub verunreinigten Nahrungsmittel genossen 
werden, oder indem der Staub in den Körper durch Nase und Mund ein¬ 
dringt. Namentlich die in den Hinterhäusern der Grundstücke W... straße 
45, 46 und 47 belegenen Wohnungen, aber auch die obersten Stockwerke 
im Hause der Herren T. und schließlich die dem Herrn E. gehörigen Grund¬ 
stücke werden von dem Müllstaube zu leiden haben. 

Es läßt sich diese Verbreitung des Staubes für die erwähnten Grund¬ 
stücke mit Sicherheit erwarten, da die Hinterhäuser der Grundstücke 
W... straße 45 bis 47 nur durch ganz niedere Mauern abgeschlossen werden. 
Auch das Grundstück des Herrn E. ist nur in einer gewissen Ausdehnung 
durch eine hohe Mauer geschützt und das Stallgebäude der Herren T. kann 
höchstens die unteren Stockwerke des T.schen Wohnhauses vor dem Ein¬ 
dringen des Müllstaubes bewahren. 


l ) In 8achen Berlin gegen Fürstenwalde, betreffend den Müllabladeplatz in 
der Gemarkung Fürstenwalde, hat das Kammergericht für nachgewiesen erachtet, 
daß die vom Müll ausgehenden Gerüche noch in einer Entfernung von 800 m wahr¬ 
genommen werden können. Vgl. Th. Weyl, Gesundheitsingenieur 1905, Nr. 26. 
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Fig. 1. Der zu beladende Eisenbahnwagen führt ln die Ladehalle ein« 
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Zu d): Insekten. 

In der wärmeren Jahreszeit sammeln sich auf dem Müll Fliegen und 
andere Insekten in großer Zahl an, welehe sich in den umliegenden Häusern 
verbreiten. Diese Einwanderung ist nicht nur vom ästhetischen, sondern 
auch vom hygienischen Standpunkte aus zu beanstanden. Die Insekten 
setzen sioh nämlich auf allen für sie erreichbaren Nahrungsmitteln nieder 
und mindern ihre Genußfähigkeit. Sie schädigen also die Bewohner, indem 
letztere zu vermeidbaren Ausgaben für Lebensmittel veranlaßt werden oder 
genötigt sind, minderwertige Nahrungsmittel zu genießen. 

Daß diese Gefahren nicht in übertriebener Weise dargestellt wurden, 
ergibt sich aus den Akten des Amtsbezirkes R., betreffend die fiskalische 
Abdeckerei in der M ... straße (Vol. I). Aus dieser drangen die Fliegen in 
so großer Zahl in das Paul-Gerhard-Stift ein, daß man sich ihrer trotz aller 
Gegen maßregeln nicht erwehren konnte. 

Diese Beobachtung beweist auch mit Sicherheit, daß die Fliegen sich 
von ihrem Sammelpunkte aus in weitem Umkreise verbreiten können. 

Aber noch aus einem anderen äußerst schwerwiegenden Grunde wäre 
die Einwanderung der Fliegen und Insekten in die Wohnungen zu beklagen. 

Es können nämlich durch Fliegen und ähnliche Insekten auch lebens¬ 
gefährliche Krankheiten, wie Typhus und Ruhr, vielleicht auch Milzbrand, 
namentlich aber die sogenannten Wundinfektionskrankheiten übertragen 
werden. Daß dieses für Ruhr und Typhus der Fall ist, wird vom Kaiser¬ 
lichen Gesundheitsamte in seinen Merkblättern, betreffend Typhus und Ruhr, 
anerkannt. In den oben zitierten Akten von R. wird auch mitgeteilt, daß 
im Paul-Gerhard-Stift ein Mensch durch den Stich,einer Fliege schwer er¬ 
krankt ist. Übrigens sind solche durch Insektenstiche hervorgerufene In¬ 
fektionen allen Ärzten geläufig. Der Insektenplage werden alle Grundstücke, 
von denen die geplante Einladestelle umgeben ist, ausgesetzt sein, da ihrer 
Verbreitung auch durch höhere Mauern kein Einhalt geboten werden kann. 

Zu e): Feuersgefahr. 

Nicht zu unterschätzen ist auch die Feuersgefahr, in welche die um¬ 
liegenden Häuser und Fabriken gelangen, wenn die leicht entzündlichen 
Anteile des Mülls, z. B. Papier und Stroh, Feuer fangen sollten. Diese 
Gefahr ist um so größer, weil in der anstoßenden Fabrik von E. und in der 
Niederlage der B. Brennspiritus - Aktiengesellschaft große Mengen leicht 
entzündlichen Alkohols aufgespeichert liegen. Ein derartiges Feuer würde 
kaum löschbar sein und den Verkehr der vorbeiführenden Trambahn und 
Stadtbahn in unliebsamster Weise gefährden. 

Die vorstehenden Bemerkungen werden an Bedeutung gewinnen, wenn 
noch mit einigen Worten darauf hingewiesen wird, daß sich die Ausnutzung 
der Terrains, welche die projektierte Einladestelle umgeben, binnen kurzem 
wesentlich ändern dürfte. 

Diese Änderung bezieht sich namentlich auf die Grundstücke W ... .- 
straße Nr. 34 bis 44, auf welchen bis jetzt nur Fabrikgebäude, aber keine 
Wohnhäuser stehen. Bestem Vernehmen nach ist aber hier eine Änderung 
bald zu erwarten, da auf den angegebenen Terrains statt der Fabriken 
Wohnhäuser errichtet werden sollen. Wenn dies geschieht, so werden die 
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Fig. 2. Der zu entladende Müllwagen führt ln den Förderkorb. 
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neuen Wohnhäuser, welche in gleicher Flucht mit den bereits bestehenden 
Wohnhäusern liegen, in gleicher Weise, wie die bereits Torhandenen, allen 
Ton der Einladestelle ausgehenden hygienischen Schädigungen ausgesetzt 
sein *). 

II. Es wäre nun weiterhin zu prüfen, ob etwa die projektierte Ein- 
ladestelle aller der auf den vorstehenden Seiten geschilderten antihygieni¬ 
schen Einflüsse durch gewisse Maßnahmen entkleidet werden könnte. Um 
hierüber ins Klare zu kommen, habe ich die Mülleinladestelle der Wirt- 
schaftsgenossenschaft in der B . . . . straße studiert. Diese Einladestelle 
untersteht derselben Gesellschaft, welche auch die Einladestelle in der 
W . . . straße anlegen will. 

Die in der B ... straße getroffenen Einrichtungen bestehen im wesent¬ 
lichen in folgendem: 

Die Müllwagen fahren in ein auf einer Brücke befindliches Häuschen. 
Dann wird das Einfahrttor mit einem Vorhänge verschlossen, während das 
Ausfahrttor offen bleibt. Zwei Arbeiter öffnen die Brücke unter dem Wagen 
und dann den Boden des Müllwagens. Jetzt fällt das Müll in einen unter 
der Brücke stehenden Eisenbahnwagen. Bei diesem Entleeren des Wagens 
entwickelt sich ein sehr starker, unangenehm riechender oder besser stinken¬ 
der Staub, so daß ich das Häuschen schnell verließ. Die staubfreie Ent¬ 
ladung verdient diesen Namen also nicht. 

Ich habe dann weiter in den die Einladestelle umgebenden Häusern 
Erkundigungen über etwaige schädliche Einwirkungen der Mülleinladestelle 
eingezogen. Hierbei brachte ich folgendes in Erfahrung: 

In der Schänke, die sich in einem auf der B . .. brücke stehenden 
sauberen Fach werkbau befindet, klagte die Besitzerin darüber, daß sie sich 
im Sommer vor Fliegen nicht zu lassen wisse. Auch könnte sie es an 
heißen Tagen vor Gestank nicht aushalten. In dem auf der anderen Seite 
der B ... .straße, dem Bahnhofe schräg gegenüber gelegenen Hause B .. 
straße 44 A wohnt zu ebener Erde ein Gärtner, dessen Frau ich antraf. Sie 
wird durch Gerüche und Fliegen, die von der Einladestelle herstammen, in 
unliebsamster Weise, namentlich in der wärmeren Jahreszeit, belästigt. Sie 
teilte mir ferner mit, daß die gleichen Klagen auch von den Balkonbesitzern 
des Hauses geäußert wurden. Um diese Aussage zu verifizieren, begab ich 
mich in den ersten Stock dieses Hauses und erfuhr in der Wohnung des 
Herrn Sch. durch dessen Sohn und durch eine weibliche Person, daß der 
Geruch und die Fliegenplage im Sommer kaum zu ertragen wären. Die 
gleichen Klagen wurden mir in dem zweiten Stockwerk in der Wohnung 
des Herrn G. ausgesprochen. Im Nebenhause (Nr. 44 B) teilte mir der Wirt, 
Herr H., mit, daß die im Vorderhause belogenen Wohnungen infolge des 
von der Einladestelle ausgehenden Staubes, Gestankes und wegen der Fliegen 
minderwertig geworden seien und sich nur schwierig vermieten ließen. Er 
übergab mir auch die in der Anlage beigefügte Klage seines früheren 
Mieters P. Mit der B...straße bildet die S...straße, welche sich parallel 
der Eisenbahn hinzieht, einen rechten Winkel. Es war daher zu erwarten, 
daß die Bewohner der der Einladestelle nahe gelegenen Häuser in dieser 


*) Diese Terrains werden bereits bebaut (nachträglicher Zusatz). 


Digitized by tjOOQle 




Fig. 3. Der Fbrderkorb mit dem beladenen Müllwagen wird auf die Entladehalle gehoben« 
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Straße in gleicher Weise wie die Bewohner der H&nser B . .. straße 44 A 
und B unter der Einladestelle za leiden haben wßrden. Dieses ist der 
Fall, wie mir Herr H. bestätigte, der S ... straße 3 zu ebener Erde ein 
Restaurant besitzt. Herr H. machte auch darauf aufmerksam, daß die 
Ratten in dem Müll eine gute Nahrung fänden, sich hier ansiedelten und 
Ober die Straße in die Häuser der S...straße einwanderten. 

Diese Erhebungen genügen, um zu zeigen, wie unhygienische Einflüsse 
Ton der Einladestelle in der B... straße ausgehen. Es läßt sich mit Sicher¬ 
heit erwarten, daß die neue, in der W... straße zu errichtende Anstalt sich 
wie ihre ältere Schwester verhalten wird. Ich möchte sogar glauben, daß 
die neue Anlage sich noch viel unangenehmer als die bereits bestehende 
fühlbar machen wird. Die Anlage in der B ... straße liegt nämlich der 
Schätzung nach mindestens 5 m unter Straßenniveau; auch befindet sich 
zwischen der Einladestelle und den Häusern der B... straße beziehentlich 
der S ... straße der mindestens 8 m breite Fahrdamm. Trotzdem machten 
sich in der B... straße und S... straße Fliegenplage und Gestank in un¬ 
liebsamster Weise geltend. In der W...straße aber wird die neue Anstalt 
viel günstigere Bedingungen für die Verbreitung von Gestank, Staub und 
Fliegenplage Anden, weil sie den dortigen Hinterhäusern sich viel näher 
befindet und von drei Seiten durch Bauten umgeben wird. 

Ich glaube hiernach, daß die neue Anstalt nicht besser, d. h. nicht 
hygienischer, funktionieren wird als die alte, wahrscheinlich sogar un¬ 
günstigere hygienische Einflüsse zeitigen wird. 

Schluß. 

Durch die vorstehenden Ermittelungen ist erwiesen, daß die Anwohner 
der Müllab]adestelle am B.-Bahnhof durch die von der Abladestelle aus¬ 
gehenden Gerüche, Staubverwehungen und Fliegen in hohem Maße, nament¬ 
lich während der warmen Jahreszeit, gesundheitlich beeinträchtigt werden. 
Die Bewohner des Erdgeschosses und der oberen Stockwerke konnten vor 
Gestank, Staub und Fliegen zeitweise ihre Fenster nicht öffnen. Gestank 
und Fliegen erfüllten auch ein in der Nähe der Abladestelle belegenes 
Wirtshaus. Trotz dieser Erfahrungen haben die Behörden, denen dem 
Vernehmen nach mein Gutachten Vorgelegen hat, die Abladestelle in der 
Müllerstraße genehmigt. 

Es ließ sich erwarten, daß die Genehmigung erfolgte, nachdem den 
Unternehmern auferlegt war, alle diejenigen Einrichtungen zu treffen, welche 
die oben geschilderten schädlichen Emanationen der Anlage mit Sicherheit 
ausschließen. 

Auf welche Weise dieses erreicht wurde, mag im folgenden 
auf Grund einer von der Berliner Wirtschaftsgenossenschaft 
freundlichst gestatteten Besichtigung kurz geschildert werden. 

Der zu beladende Eisenbahnwagen fährt in die Ladehalle (s. Fig. 1). 
Der bespannte und beladene Müllwagen (System „Staubschutz“) fährt in 
den hausartig gestalteten Förderkorb hinein (s. Fig. 2 ). Nachdem dessen 
Türen geschlossen sind, wird er durch ein elektrisch angetriebenes Hebe¬ 
werk auf das Dach der Entladehalle gehoben und schließt dieses staubdicht 
ab (s. Fig. 3 u. 4). In dieser Halle steht der zu befrachtende Eisenbahn- 

VierteljahrBSchrlft für Gesundheitspflege, 1906. 23 
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Fig.4. Der im Förderkorb befindliche beladene Müllwagen steht auf der Entladehalle und ist zur Entladung bereit« 
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vagen, in welchen das Mail fällt, naohdem die Bodentüren des Müll¬ 
wagens durch ein Hebewerk geöffnet wurden. Der entleerte Förderkorb 
wird darauf vom Dache der Entladehalle abgehoben. Seine Stelle nimmt ein 
neuer Müllwagen ein, der sich in dem zweiten Förderkorbe befindet (Fig. 3 u. 4). 
Die gefüllten Eisenbahnwagen werden mit einem wasserundurchlässigen 
Plantuche verschnürt und mit Hilfe eines elektrisch betriebenen Spils auf 
die Eisenbahngeleise gezogen. Die zur Bewegung des Hebewerkes dienen¬ 
den Motoren sind über der Entladehalle angeordnet. Jeder Förderkorb 
wiegt einschließlich des beladenen Müllwagens, des Kutschers und der 
Pferde etwa 14*4 t. Die beiden Aufzüge werden durch zwei je löpferdige 
Elektromotoren bedient. Zur Querbewegung der beiden Laufkatzen, welche 
den hochgezogenen Förderkorb über die Entladehalle bewegen, sind zwei 
weitere Elektromotoren von je 5 PS vorhanden. Alle Apparate zum An¬ 
lassen , Regulieren und Ausschalten der Motoren befinden sich in dem 
Führerstande, der an einen der Pfeiler des Hebewerkes verlegt ist (Fig. 3 u. 4). 
Die Motoren sind an das Straßenkabel angeschlossen. Das Hebewerk arbeitet 
mit großer Präzision und Schnelligkeit. Vom Einfahren des gefüllten 
Wagens bis zu seiner Entleerung und bis zum Senken des entleerten 
Förderkorbes vergehen nur drei bis fünf Minuten. Da, wie oben berichtet 
ist, zwei Förderkörbe vorhanden sind, die einander ablösen, kann das Hebe¬ 
werk im stündlichen Mittel etwa 25 Müllwagen zu je 7 obm Müll, also stündlich 
7*25 = 175 cbm Müll entladen. 

Die Entladung des Mülls vollzieht sich nahezu staubfrei, 
wenigstens gelangt beim Entleeren der Wagen kein Staub nach 
außen. Üble Gerüche, die sich über den Hof der Anlage ver¬ 
breitet hätten, habe ich beim Entleeren der Wagen nicht wahr¬ 
genommen. Da das Müll bis zur Entleerung in den geschlossenen 
Müllwagen verbleibt, ist eine Verbreitung von Staub und ein 
Ausfliegen von Insekten unmöglich gemacht. Auch die Ansiede¬ 
lung von Ratten im Müll und ihre Verbreitung in die umliegen¬ 
den Häuser scheint völlig ausgeschlossen, weil eine Lagerung 
des Mülls in der Anlage nicht stattfindet; das auf die Eisen¬ 
bahnwagen verfrachtete und mit dem Plantuche bedeckte Müll 
verläßt vielmehr nach wenigen Stunden den Bahnhof. 

So ist denn auf Veranlassung der Wirtschaftsgenossenschaft 
Berliner Grundbesitzer eine Anlage entstanden, die allen hygie¬ 
nischen Anforderungen an eine im Inneren der Stadt belegene 
und von Wohnhäusern dicht umschlossene Müllentladestelle 
in jeder Beziehung genügt. Die Anlage kann allen ähnlichen 
Betrieben mit vollem Recht als ein nachahmenswertes Vorbild 
dienen. 

Anlage. 

Dem Herrn Paul H. bezeuge ich auf seinen Wunsch der Wahrheit gemäß, 
daß ich die in seinem Hanse B . . . straße 44 B vom 1. Oktober 1899 bis zum 
80. September 1902 im Vorderhause zwei Treppen links innegehabte Wohnung, 
die sonst in jeder Beziehung meinen Anforderungen entsprach, nnr wegen der 
gegenüber meiner Wohnung etablierten Müllabladestelle auf dem Bahnhof 
B . . . straße aufgegeben habe. 
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Ich bezeuge ferner, daß in erster Linie der von der Müllabladestelle ver¬ 
ursachte Gestank, in zweiter Linie der aufwirbelnde Staub die Benutzung des 
Vorderzimmers meiner Wohnung stark beeinträchtigte, ja sogar zeitweise un¬ 
möglich machte. 

Ich führe noch an, daß mir Herr Dr. med. B. die Aufgabe der Wohnung 
nur ans Anlaß der Müllabladestelle einer bei mir wohnenden Enkelin wegen, 
die nicht mit bester Gesundheit ausgestattet ist, zur strengen Pflicht machte. 

Es ist mir auch bekannt, daß Mietlustige, denen die Wohnung sonst ge¬ 
fiel, wegen der Müllabladestelle von der Mietung der Wohnung Abstand nahmen. 

B . . . ., den 4. November 1904 (?). 

gez. G. P., pens. Gemeindelehrer. 

Die eigenhändige Unterschrift des Herrn G. P. wird hiermit beglaubigt. 

B . . . ., den 4. November 1904. 

(Stempel.) gez. H., Bezirksvorsteher. 


Während der Korrektur erhalte ich von der Erbauerin des oben 
geschilderten Müllhebewerkes auf meinen Wunsch die nachfolgenden An¬ 
gaben. Das Gewicht des leeren Müllwagens einschl. Pferde, Kutscher und 
Schaffner beträgt 4900 kg, das Gewicht der Ladung des Wagens 2050 kg. 
Die Hubgeschwindigkeit der Fahrkörbe 7*7 m, die Fahrgeschwindigkeit der 
Bühnen 14 m in der Minute. Die Größe des Gegengewichtes für einen 
Fahrkorb ist 10000 kg, das Gewicht eines leeren Fahrkorbes 9350 kg. Die 
Vorrichtung bewältigt in einem Tage 95 bis 100 Wagen. Hierzu ist ein 
Stromverbrauch von etwa 18*5 KW nötig. Der tägliche Verbrauch an 
Staufferfett beläuft sich auf 200 g, an Öl auf 300 g, an Putzwolle auf 40 g. 
Die bisherige Durchschnittsleistung des Müllhebewerkes erreichte pro Monat 
5835 Tonnen. 
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Erfahrungen der Medizinalbeamten 
des Regierungsbezirks Stade mit dem Fickerschen 
Typhusdiagnostikum. 

Von Kreisarzt Dr. Müller in Rotenburg (Hannover). 


Das Fickersche Typhusdiagnostikum wird von den Medizinalbeamten 
des Regierungsbezirks Stade bei ihren amtlichen Ermittelungen seit andert¬ 
halb Jahren angewandt. 

Gemäß der Verfügung des Herrn Regierungspräsidenten vom 27. Sep¬ 
tember d. J. haben sämtliche Medizinalbeamten des Bezirkes mir Mittei¬ 
lungen über ihre mit dem Diagnostikum gewonnenen Erfahrungen gemacht. 

Ein Beamter hat erst einmal Gelegenheit gehabt, die Probe anzustellen, 
und hat dabei nur ein unsicheres Resultat erzielt. 

Ein anderer Medizinalbeamter hat das Reagens bisher nur in drei bis 
vier Fällen benutzt und meint deshalb, ein Urteil über seine Brauchbarkeit 
gegenüber der lebenden Bazillenaufschwemmung noch nicht abgeben zu 
können. 

Drei weitere Amtsärzte geben in ihren Berichten ein zusammenfassen- 
des Urteil ab. Sie halten auf Grund ihrer mit dem Reagens angestellten 
Untersuchungen die Methode für sehr exakt. Falle die Reaktion positiv 
aus, so handele es sich sicher um Typhus. Bei negativem Ausfall sei 
Typhus ausgeschlossen, und stelle sich bei weiterer klinischer Beobachtung 
eine andere Krankheit heraus, wie z. B. in einem beobachteten Falle 
Nephritis. 

Die übrigen fünf Medizinalbeamten des Bezirkes machen eingehendere 
Mitteilungen über ihre einzelnen Untersuchungen. Es handelt sich im 
ganzen, einschließlich von fünf Untersuchungen, bei denen neben der eigent¬ 
lichen Fickerschen Probe auch diejenige mit dem analogen Paratypjkus- 
diagnostikum vorgenommen ist, um 41 Fälle. Von denselben stimmte in 
33 Fällen klinische und bakteriologische Diagnose überein, während in 
8 Fällen die Reaktion mit dem Fickerschen Diagnostikum und die klinische 
Beobachtung zu verschiedenen Ergebnissen führten. Was zunächst die 
33 Fälle betrifft, bei denen bakteriologische nnd klinische Diagnose überein- 
stimmten, so war in 26 Fällen Fickersche Probe und klinischer Verlauf 
positiv, in 5 Fällen die Fickersche Probe mit dem Typhusbazillendiagnosti- 
kum zwar negativ, die Reaktion mit dem Paratyphusdiagnostikum aber und 
der klinische Verlauf positiv und in 2 Fällen Fickersche Probe und 
klinischer Verlauf negativ. 

Die Zusammenstellung der acht Fälle, in denen klinische und bakterio¬ 
logische Diagnose nicht übereinstimmten, ergibt folgendes: 

In drei Fällen leichter Erkrankung war die Fickersche Probe positiv, 
ohne daß typische klinische Symptome beobachtet wurden; in vier Fällen 
war die Fickersche Probe negativ bei positivem klinischen Verlauf. In 


Digitized by 


Google 



858 


Dr. Müller, 


diesen Fällen ist aber keine Probe mit dem Paratyphusdiagnostikum an¬ 
gestellt worden. In einem Falle konnte aber fünf Tage nach dem negatiYen 
Ausfälle der Fickersehen Reaktion sofortige starke Agglutination mittels 
der Widalschen Probe erzielt werden. In einem der acht Fälle schließlich 
sprachen die klinischen Symptome bestimmt für Typhus, während die Unter¬ 
suchungen mit abgestorbenen Typhus- wie Paratyphusbazillen negativ aus¬ 
fielen. Letzteres Resultat wurde durch eine Nachuntersuchung im Bremer 
Hygienischen Institut bestätigt. 

Ich selbst kann, einschließlich eines Falles, der während meiner Beur¬ 
laubung von meinem amtlichen Vertreter beobachtet ist, über 14 Fälle 
berichten, in denen die Untersuchung des Blutes mit dem Ficker sehen 
Reagens ausnahmslos erst nach Ablauf der ersten Krankheitswoche aus¬ 
geführt worden ist. In einem Falle war das Ergebnis negativ, während 
der Krankheitsverlauf bei dem behandelnden Arzte den Verdacht fort- 
bestehen ließ, daß es sich um Typhus handle. Eine Untersuchung mit dem 
Paratyphusdiagnostiknm ist in diesem Falle leider unterblieben. 

In den übrigen 13 Krankheitsfällen wurde das Ergebnis der jedes¬ 
maligen Ficker sehen Probe durch den weiteren Krankheits verlauf voll 
bestätigt. Meine ersten fünf Untersuchungen ließ ich von Herrn Dr. Ritter, 
damals Kreisassistenzarzt in Bremervörde, kontrollieren, indem ich dem¬ 
selben jeweilig dieselbe Blutprobe zur Vornahme der Widalschen Reaktion 
zusandte. Die Resultate unserer Untersuchungen stimmten in allen fünf 
Fällen überein. 

Zwei dieser Fälle halte ich für geboten, kurz zu erwähnen. 

Bei einer 36jährigen, seit Jahren mit Lungentuberkulose behafteten 
Frau traten nach einer starken Durchnässung schwere akute Verschlimme¬ 
rungszustände seitens der Atmungswerkzeuge auf. Daneben stellten sich 
Erscheinungen ein, welche bei dem behandelnden Arzte den Verdacht er¬ 
weckten, daß die Kranke gleichzeitig an Typhus leide. In der dritten 
Krankheitswoche wurden erst an Herrn Dr. Ritter in Bremervörde Urin-, 
Stuhlgang- und Blutprobe geschickt. In ersteren konnten Typhus- und 
Paratyphusbazillen nicht naohgewiesen werden. Die Blutprobe agglutinierte 
weder in Typhus- noch Paratyphusbazillenserum, selbst nicht in Verdün¬ 
nung von nur 1 :20. Eine Woche später entnahm ich eine zweite Blutprobe 
und stellte die Ficker sehe Reaktion an. Auch in der Serumverdünnung 
1 :50 blieb die Probe negativ. Der weitere Verlauf der Krankheit zeigte 
dann auch, daß es sich um schwere septikämische Symptome des dritten 
Tuberkulosestadiums und um Darmorkrankung tuberkulöser Art oder Darm¬ 
amyloid handelte, und daß Typhus nicht in Frage kam. 

Der zweite Fall ist folgender: 

Im Dorfe Gr.-Sottrum erkrankte im Sommer 1904 eine Anzahl Per¬ 
zonen in demselben Hause. Im Dorfe herrschte bald die Ansicht, daß es 
zieh um Nervenfieber, also Typhus, handele. Zur amtlichen Kenntnis ge¬ 
langte dies am 27. Juli durch eine Meldung des Ortsschulinspektors. Die 
von mir darauf vorgenommenen Ermittelungen ergaben, daß der 48 Jahre 
alte Färber P. bereits Anfang Juni erkrankt und Yovp 21. Juni bis Mitte 
Juli bettlägerig krank gewesen war. Die Krankheitserscheinungen hatten 
in Kopfschmerzen, allgemeiner Hinfälligkeit, Fieber und Darmstörungen 
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bestanden. Nacheinander waren dann vier Hausgenossen des P. unter den¬ 
selben Erscheinungen erkrankt, und zwar war als erste seine 23jährige 
Tochter bettlägerig krank geworden, darauf Mitte Juli der Schneider L., 
wieder eine Woche später die Uhrmacherehefrau P., Schwägerin des zuerst 
erkrankten Färbers P., und ihr 3 l /a Jahre alter Sohn, sowie zugleich mit 
diesen letzteren beiden die achtjährige Elisabeth H. y welche im Nachbar¬ 
hause wohnte und täglich im Hause des P. verkehrte. Die beiden Erst¬ 
genannten, Färber P. und seine Tochter, waren [bei meiner Untersuchung 
bereits genesen. Die übrigen vier Personen waren schwer krank und boten 
schon klinisch deutliche Symptome für Typhuserkrankung dar. Von drei 
der letzteren, nämlich der Frau P., dem Sohneider L. und der Elisabeth H., 
entnahm ich Blutproben und untersuchte dieselben nach Ficker. Alle drei 
Proben fielen positiv aus. Die Blutprobe des Schneiders L. sandte ich auoh 
an Herrn Dr. Ritter zur Vornahme der Widalschen Reaktion. Auch diese 
ergab ein positives Resultat. Gleichzeitig entnahm ich dem bereits seit 
drei Wochen genesenen Färber P. eine Blutprobe. Das Serum agglutinierte 
in Verdünnung 1 :60, wie 1 :100 in prompter Weise bei der Fickerschen 
Probe und noch in Verdünnung von 1:1280 nach der Widalschen Methode 
mikroskopisch und makroskopisch die Typhusbazillen. Es wurde also in 
diesem Falle durch die Ficker sehe Probe nachge wiesen — was eine Kon- 
trolluntersuchung nach Widal bekräftigte —, daß es sich bei dem acht 
Wochen vorher erkrankten und seit drei Wochen bereits genesenen Färber P., 
von dem sicher die Hausendemie ausgegangen war, ebenfalls um eine 
Typhuserkrankung gehandelt hatte. 

In dem Hause wohnten eng beieinander die drei Familien des Färbers P., 
dessen Bruders, nämlich des Uhrmachers P., und des Schneiders L. Die 
drei Familien waren nahe miteinander verwandt, der gegenseitige Verkehr 
war infolgedessen ein sehr reger. Dies, sowie die gegenseitige Pflege und 
vielerlei andere Berührungspunkte, wie z. B. der gemeinsame Abort, machen 
es erklärlich, daß einer den anderen ansteckte, zumal den Leuten bis zu 
meiner amtlichen Feststellung ärztlicherseits das Leiden stets als Magen¬ 
katarrh bezeichnet und ihnen kqine Aufklärung über die oder Warnung 
vor der großen Ansteckungsfähigkeit erteilt worden war. 

Diese Endemie gab noch zu weiteren amtlichen Ermittelungen Veran¬ 
lassung. Zwei untersuchte Fälle sind noch bemerkenswert. Eine Kauf¬ 
mannsfrau und deren Dienstmädchen, welche beide, ohne daß sie zu den 
Bewohnern des P.sohen Hauses in irgend welchen Beziehungen gestanden 
hatten, zur Zeit der in Frage stehenden Typhusepidemie unter mehrtägigen 
Erscheinungen von fieberhaftem Darmkatarrh erkrankten und deshalb vom 
behandelnden Arzte als typhusverdächtig bezeichnet wurden. Bei beiden 
machte ich in der zweiten Woche, nachdem sie schon mehrere Tage in der 
Rekonvaleszenz waren, die Fick ersehe Probe mit negativem Ergebnis. Das 
weitere Befinden bestätigte, daß es sich jedenfalls um harmlose Sommer¬ 
diarrhöe gehandelt hatte. 

Die tabellarische Zusammenstellung der 13 von mir beobachteten Fälle, 
bei denen das Ergebnis der Fickerschen Probe mit dem klinischen Verlauf 
Abereinstimmte, ergibt folgendes: In zehn Fällen war die Fickersohe 
Probe positiv und sprach auch der klinische Verlauf für Typhus. In drei 
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Fällen war die Fick er sehe Probe negativ and ergab auch der Verlauf, 
daß es sich nicht um Typhus handle. 

Die Schlußfolgerungen, welche wir aus dieser gesamten Kasuistik ziehen 
können, sind meines Erachtens folgende: 

Das Fick er sehe Typhusdiagnostikum liefert in den bei weitem meisten 
Fällen brauchbare Resultate. Es gibt aber sioher mehr Paratyphusfälle, 
als man bisher angenommen hat. Deshalb ist es notwendig, so oft die 
Probe mit dem Fiok er sehen Reagens negativ ausfallt, eine Ergänzungs¬ 
untersuchung mit dem Merckschen Paratyphusdiagnostikum vorzunehmen. 

Ein Mangel der Ficker sehen Untersuchungsmethode ist, daß die Re¬ 
aktion erst mit Beginn der zweiten Krankheitswoche eintritt. Diesen Mangel 
hat aber die Widalsche Probe ebenfalls. Die Ursache hierfür liegt jedoch 
nicht in der Beschaffenheit des Reagens, sondern bekanntermaßen darin, 
daß sieb die spezifischen Blutveränderungen nicht früher bilden, d. h. im 
Blutserum die Substanzen, welche den Typhusbazillus spezifisch schädigen, 
ihm seine Eigenbeweglichkeit nehmen und die Zusammenballung (Aggluti¬ 
nation) der Bazillen bewirken, erst am Ende der ersten Krankheitswoche 
auftreten. 

Ob mit der Widalsehen Probe die Diagnose vielleicht etwas früher 
gesichert werden kann als mit der Fick er sehen, ob also bei demselben 
Fall ditf Reaktion bei der Benutzung lebender Typhusbazillen nach Widal 
etwas früher auftritt als bei der Verwendung abgestorbener Bazillen nach 
Ficker, diese Frage ist meines Wissens zurzeit noch nicht erörtert und 
geprüft worden. Eine Klärung derselben durch entsprechende vergleichende 
Untersuchungen würde sehr wünschenswert sein. 

Ferner zeigt uns die Kasuistik, daß einzelne, wenn auch seltene Fälle 
Vorkommen, in denen die klinische Beobachtung mit Sicherheit dafür spricht, 
daß es sich um Typhus handelt, und wo doch auch nach Verlauf der ersten 
Krankheitswoche die Probe mit dem Ficker sehen Reagens bzw. auch die 
mit dem Paratyphusdiagnostikum negativ ausfällt. Aber dies kommt bei 
der Widal sehen Probe ebenfalls vor. Auch bei dieser ist es beobachtet, daß 
sichere Typhuskrankheitsfälle erst am 14., 21., ja sogar erst nach der Ent¬ 
fieberung, am 29. Krankheitstage, die Reaktion zeigteu. Es geht aus diesen 
Tatsachen hervor, daß in seltenen Fällen die spezifischen Blutveränderungen 
erst sehr spät auftreten, und daß somit ein negativer Ausfall der Fick er¬ 
sehen Probe auch nach der ersten Krankheitswoche — wie dies auch von 
der Widal sehen Probe gilt — nicht sofort eine für die Diagnose ausschlag¬ 
gebende Bedeutung hat, daß vielmehr in solchen Fällen die Wiederholung 
der Probe naoh einiger Zeit geboten erscheint. 

Ob schließlich solche Typhuserkrankungen Vorkommen, in denen das 
Blut überhaupt zu keiner Zeit die bakteriziden Eigenschaften erlangt, in 
denen infolgedessen Fick er sehe wie Widalsche Probe nie positiv aus- 
fallen, erscheint mir sehr zweifelhaft. Sichere Beweise hierfür liegen zum 
mindesten nicht vor. 

Abgesehen aber von den angeführten Mängeln können besonders wir 
Medizinalbeamte das Fick er sehe Reagens und als dessen Ergänzung das 
Paratyphusdiagnostikum nur als ein sehr wertvolles differentialdiagnostisches 
Mittel begrüßen, das uns insbesondere auch bei der Ermittelung von bereits 
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abgelaufenen Erkrankungen, sowie bei der Feststellung der leiohten ambu¬ 
latorischen Fälle, die ja gerade zur Weiterverbreitung der Krankheit geeig¬ 
neter sind als die schweren bettlägerigen Kranken, im ganzen sehr gute 
Dienste leistet. 

Bei klinisch sicheren Fällen die Fiokersche Reaktion anzustellen, 
halte ich, nachdem die Methode nunmehr hinreichend erprobt ist, nicht 
mehr für nötig. Aber bei allen zweifelhaften Fällen hat nach meiner An¬ 
sicht jeder Medizinalbeamte, der nicht über ein bakteriologisches Labora¬ 
torium verfügt, der also nicht in der Lage ist, die Wi dal sehe Probe anzu¬ 
stellen, die Pflicht, genaue Untersuchungen mit dem Fick er sehen Reagens, 
sowie bei negativem Ausfall auch mit dem Paratyphusdiagnostikum vorzu¬ 
nehmen und diese Untersuchungen nötigenfalls nach einiger Zeit zu wieder¬ 
holen. 
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Die freie Arztwahl 

Tom Standpunkte der öffentlichen Gesundheitspflege. 

Von Dr. Oskar Sohw&rtB, Geh. Medizinalrat in Köln. 


Naoh meiner persönlichen Erfahrung und den betreffenden Berichten 
der politischen und medizinischen Fachpresse bestehen bei der Ausführung 
der deutschen Krankenversicherungsgesetze Tom 15. Juni 1883 und 10. April 
1892 zwischen den Krankenkassen Vorständen und den ärztlichen Lokal¬ 
vereinen noch fortdauernde Kämpfe sowohl in den Großstädten wie in den 
kleinen Industriestädten, welche auf die allgemeine Krankenbehandlung 
sowie auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des ärztlichen Berufsstandes und 
der Krankenkassen sehr nachteilig einwirken müssen. Im ärztlichen Zentral¬ 
anzeiger Nr. 50 er., sowie in den ärztlichen Mitteilungen des Redakteurs 
W. Back in Straßburg werden nicht weniger wie 96 deutsche Städte, teil¬ 
weise Großstädte, angegeben, in welchen die Krankenkassenvorstände Kassen¬ 
ärzte mit fixierten Gehältern ohne Mitwirkung der örtlichen ärztlichen 
Vereine anstellen, während letztere vorwiegend die freie Arztwahl einzu¬ 
führen bestrebt sind. Diese Bestrebungen und Kämpfe der Ärzte für freie 
Arztwahl stimmen überein mit den schon 1895 zur Sache gefaßten Be¬ 
schlüssen des deutschen Ärztetages in Eisenach, nach welchen die freie 
Arztwahl als eine berechtigte Forderung der Kassenmitglieder und 
Ärzte erklärt wurde; aber sie soll nicht eine unbedingt freie sein, son¬ 
dern im Interesse der Krankenbehandlung von bestimmten Bedingungen 
abhängig gemacht werden. Dem Begriffe der bedingt freien Arztwahl ent¬ 
spricht im Sinne des genannten Ärztetages jede Einrichtung, welche allen 
im bestimmten Kassenbezirke ansässigen Ärzten die Berechtigung ge¬ 
währt, bei einer Krankenkasse unter bestimmten, vorher vereinbarten, den 
einzelnen Arzt verpflichtenden Bedingungen als Kassenarzt zu fungieren, 
andererseits jedem Kassenmitgliede in allen Krankheitsfällen die Wahl unter 
diesen Ärzten frei läßt. Der Name „Freie Arztwahl“ bezieht sich also 
hauptsächlich auf die Kassenmitglieder, welchen nach Möglichkeit die Wahl 
ihres Vertrauensarztes belassen werden soll, während die Ärzte sich ver¬ 
pflichten müssen, jedes ihre Hilfe nachsuchende Kassenmitglied bereitwillig 
und sorgfältig zu behandeln. Die absolut freie Arztwahl wird sogar in 
der im Aufträge des Vereins für freie Arztwahl herausgegebenen Broschüre 
der Kölner Ärzte Dr. C. Hützer und Dr. Mestrum S. 8 zutreffend ein in 
der Luft schwebendes Phantasiegebilde genannt, an das von sachver¬ 
ständig ärztlicher Seite niemals gedacht worden sei. Auch der Leiter der 
hiesigen städtischen Augenheilanstalt Dr. A. Pröbsting bezeichnet in einer 
Broschüre: „Zur Reform des Krankenversicherungsgesetzes“, S. 21, die ab¬ 
solut freie Arztwahl als Utopie, als Unsinn, an den kein verständiger Arzt 
jemals gedacht habe. Die Wahl entfernter, am Wohnorte der Kassenmit¬ 
glieder nicht ansässiger Ärzte kann auch erfahrungsgemäß weder aus 
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finanziellen Gründen, noch im Interesse der allgemeinen Krankenbehandlnng 
empfohlen werden, da namentlich die in Fabriken beschäftigten Arbeiter 
Verletzungen, Vergiftungen und anderen Schädlichkeiten ausgesetzt sind, 
die möglichst beschleunigter ärztlicher Hilfe bedürfen, auch schwerere 
innere Erkrankungen öfteren ärztlichen Besuch der Kranken in ihren Woh¬ 
nungen erforderlich machen. Pflegen doch auch bemittelte Familien die 
in ihrem Wohnort ansässigen Ärzte den entfernt wohnenden Ärzten bei der 
Wahl ihrer Hausärzte vorzuziehen. Unter freier Arztwahl ist also niemals 
die absolut freie, sondern nur die an Bedingungen geknüpfte und 
organisierte Arztwahl zu verstehen. 

Welche Bedeutung die Anstellung der Krankenkassenärzte auf die 
öffentliche Gesundheit, sowie die wirtschaftlichen Verhältnisse der Kranken¬ 
kassen und der Ärzte hat, geht aus den Angaben der Viertejjahrsschrift für 
Statistik des Deutschen Reiches hervor (Allg. med. Zentralzeitung, Nr. 24 er.), 
nach welohen im Jahre 1903 nicht weniger als 2327 Krankenkassen mit 
10224297 Mitgliedern in Deutschland betrieben wurden; der Zuwaohs an 
Mitgliedern gegen das Vorjahr betrug 366 000. Die Einnahmen betrugen 
206 730 399 M., die Ausgaben 199 896 723 M., die Krankheitskosten 
180841647 M. 

Nach Dr. R. Rampe (Preußisohe Jahrbücher, Dez. 1904) beläuft sich 
die Zahl derjenigen, welchen der Arzt in Deutschland vermittelst der Be¬ 
stimmungen des Krankenversicherungsgesetzes seine Hilfe leistet, einschließ¬ 
lich der Angehörigen der Mitglieder, auf annähernd 30 Millionen, also 
etwa die Hälfte der Einwohner des Deutschen Reiches (Ärztlicher Zentral¬ 
anzeiger, Nr. 48 er.). 

Nach zuverlässigen Berichten soll in einzelnen Kreisen und Städten 
die freie Arztwahl unter entsprechenden Bedingrungen durch friedliche 
Verständigung der ärztlichen Vereine mit den zuständigen Kassen Vorständen 
eingeführt sein, während bekanntlich in den deutschen Großstädten Leipzig 
und Köln die freie Arztwahl nur durch Einschreiten der staatlichen Auf¬ 
sichtsbehörde und entsprechende Entschädigung der mit fixiertem Gehalt 
angestellten Kassenärzte eingeführt werden konnte. 

In Köln bildete der 1872 zur Pflege der ärztlichen Wissenschaft, Wah¬ 
rung der Standesinteressen, sowie Förderung der Kollegialität und des ärzt¬ 
lichen Gemeinsinns begründete Allgemeine ärztliche Verein (eingetragener 
Verein) eine besondere Abteilung für freie Arztwahl, in welche nur Mit¬ 
glieder des Vereins eintreten können. Unumgängliche Voraussetzung zur 
Teilnahme an der Behandlung von Krankenkassenmitgliedern bildet die 
Abgabe folgender eigenhändiger Erklärung: „Nach Kenntnisnahme der 
Satzung der Abteilung für freie Arztwahl des Allgemeinen ärztlichen Vereins 
zu Köln, der Instruktion für die Mitglieder, sowie des Inhalts der Vertrags¬ 
entwürfe wünsohe ich am 1. Januar 19 . . als Mitglied in die Abteilung für 
freie Arztwahl aufgenommen zu werden. Ich verpflichte mioh durch 
meine Unterschrift, während meiner Mitgliedschaft jeden zwischen der Ab¬ 
teilung und einer Krankenkasse abgeschlossenen Vertrag gleich wie von 
mir in eigener Person geschlossen anzusehen und genau zu beobachten; 
ferner die Satzung der Abteilung, die Instruktion, die Beschlüsse der 
Mitgliederversammlung, sowie die jeweiligen Anordnungen des Vorstandes 
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genau zu befolgen.“ Die Instruktion verpflichtet unter anderem ausdrück¬ 
lich (§ 2), jedes sich genügend ausweisende Mitglied der Krankenkasse 
gewissenhaft zu behandeln (§ 3), seine Sprechstunden in dem alljährlich 
erscheinenden ÄrzteTerzeichnis anzugeben, Kranke, welche die Wohnung 
nicht verlassen können, zu besuchen, so oft es notwendig erscheint. 

Nach dem ärztlichen Vereinsblatt vom 1. Januar er., Nr. 562, hat der 
Verband rheinisch-westfälischer Betriebskrankenkassen dem Reichstage eine 
Denkschrift Überreicht, betreffend das Verhältnis zwischen Krankenkassen 
und Ärzten mit der Bitte, sie bei der in Aussicht stehenden gesetzlichen 
Regelung der ärztlichen Versorgung auf dem Gebiete der reichsgesetzlichen 
Krankenversicherung zu berücksichtigen. Auch ich halte nach meinen 
langjährigen ärztlichen Erfahrungen in Übereinstimmung mit dem vor¬ 
genannten Verbände eine weitere gesetzliche Regelung der ärztlichen Ver¬ 
sorgung auf dem Gebiete der Krankenversicherung für dringend notwendig, 
glaube aber nachgewiesen zu haben, daß diese Regelung ohne Abänderung 
des § 144, Abs. 2 der Reichsgewerbeordnung erfolgen kann und die ge¬ 
fürchtete Einführung einer unbeschränkt freien Arztwahl überhaupt von 
den ärztlichen Vereinen und gesetzlichen Ärztekammern nicht erstrebt 
wird. Zum Schluß gestatte ich mir aber bezüglich der hygienischen 
Mitwirkung der Kassenärzte bei Ausführung des Krankenversicherungs¬ 
gesetzes und deren entsprechende Honorierung aus meinem schon am 18. Sep¬ 
tember 1884 in der allgemeinen Sitzung der Versammlung deutscher Natur¬ 
forscher und Ärzte zu Magdeburg gehaltenen Vortrag: „Die Stellung der 
Hygiene zur allgemeinen praktischen Heilkunde“ wörtlich Nachstehendes 
anzuführen: 

„Die Gewerbehygiene, hauptsächlich durch ärztliche Arbeiten in neuester 
Zeit begründet, wird in Zukunft nur weiter gefördert werden können, wenn 
sieb die in den verschiedenen Gewerbebetrieben angestellten Ärzte mehr 
wie bisher an der Mitarbeit beteiligen und vermöge ihrer Stellung zu den 
Krankenkassen den hygienischen Verhältnissen größere Aufmerksamkeit 
widmen, namentlich durch geregelte Präventiv-Revisionen des Arbeiter¬ 
personals, der Schutzmaßregeln und häuslichen Verhältnisse der Arbeiter. 
Eis kann nicht im Interesse irgend eines gewerblichen Betriebes liegen, 
Krüppel und Schwindsüchtige zu produzieren und die Gemeinden mit Witwen 
und Waisen zu überlasten, sondern erfahrungsgemäß werden diejenigen 
Industriellen die besten Fabrikate liefern, welche die im praktischen Kranken¬ 
dienst gewonnenen Erfahrungen der Kassenärzte benutzen und sich einen 
gesunden und leistungsfähigen Arbeiterstand zu erhalten suchen. Der 
wohltätige Einfluß, welchen das Krankenkassengesetz auf das soziale Wohl 
der Arbeiterbevölkerung auszuüben bestimmt ist, kann erst dann eintreten, 
wenn auch den beteiligten Ärzten eine gesicherte standeswürdige Stel¬ 
lung angewiesen und eine hygienische, den Krankheiten vor¬ 
beugende Wirksamkeit ermöglicht wird.“ 
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Der Kohlenrauch, 

seine Schädlichkeit und seine Abwehr. 

Von Dr. Louis Ascher (Königsberg i. Pr.). 


Mit der Atemluft ging es in der Hygiene ähnlich wie mit den schlechten, 
insbesondere den feuchten Wohnungen. Die Ärzte hatten genügend An¬ 
haltspunkte für ihre Schädlichkeit, aber ein zwingender Beweis ließ sich 
nicht erbringen. Man konnte bei der Atemluft höchstens ex juvantibus 
einen Schluß ziehen: man schickte Lungenkranke in eine von Rauch und 
Staub freie, dem Sonnenlicht Zutritt gestattende Gegend und fand stets 
von neuem die alte Erfahrung bestätigt, daß die kranke Lunge sich hier 
besserte, vielleicht auch ausheilte. Aber eine bestimmte Schädlichkeit in 
der Luft der Städte oder der Fabrikgegend nachzuweisen, die etwa in einer 
großen Statistik oder im Experiment ihre Wirkung erkennen ließ, war nicht 
möglich. Der Staub, der in der Luft dieser Gegenden gefunden wurde, war 
nicht in so großen Mengen vorhanden, daß ihm eine ähnliche, die Atmungs¬ 
organe entzündende Wirkung zugesprochen werden konnte wie etwa in 
bestimmten Gewerben (Steinschläger usw.); und der Kohlenstaub galt als 
unschädlich. Man schloß dieses letztere einmal daraus, daß bei den Kohlen¬ 
arbeitern sich eine geringere Sterblichkeit an Tuberkulose fand als bei 
gleichalterigen Männern anderer Berufe, und zweitens aus Experimenten 
von Arnold 1 ), der eine direkte, entzündungserregende Wirkung des Rußes 
bei den von ihm benutzten Tieren ausschließen zu können glaubte. Indes 
sagte Arnold selbst an einer Stelle seines bekannten Werkes, daß der 
Kohlenstaub beim Kaninchen schwerere Veränderungen hervorgerufen habe 
als Sandstein beim Hunde. Diese Bemerkung, die nicht ganz in die An¬ 
schauungsweise der Mediziner paßte, ist aber von späteren Autoren offenbar 
ebenso übersehen worden wie eine Arbeit von Finkelnburg 2 ), der eine 
sehr merkwürdige Erscheinung bei der Untersuchung der Sterblichkeit von 
Stadt und Land festgestellt hatte. Er fand, daß die Sterblichkeit an Luft¬ 
röhrenentzündung und Lungenkatarrb nicht wie die Lungentuberkulose in 
Städten mit Textilindustrie, sondern in denjenigen mit massenhafter Stein¬ 
kohlenfeuerung ihre größte Höhe erreicht. Diese im Jahre 1882 im Zentral¬ 
blatt für allgemeine Gesundheitspflege erschienene, geradezu fundamental 
wichtige Arbeit fiel in eine Zeit, in der die in der medizinischen Wissen¬ 
schaft unerreicht exakten Arbeiten von Koch das allgemeine Interesse fast 
ausschließlich in Anspruch nahmen. Die Arbeit von Finkelnburg wurde 
dermaßen vergessen, daß kein Hygieniker sie auch nur erwähnte, und erst 
auf der Suche nach der Erklärung für eine von mir gefundene, gleich zu 
besprechende Erscheinung fand ich sie in einem statistischen Aufsatz wegen 
eines ziemlich beiläufigen Befundes erwähnt. 

Diese Erscheinung, für die ich eine Erklärung suchte, war folgende: 
Gewisse gewerbehygienische Unstimmigkeiten, namentlich das merkwürdige 
Verhalten der Tuberkulose bei den Kohlenarbeitern, veranlaßten mich, eine 
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breite Basis für gewerbehygienische Statistiken zn schaffen. Hierbei fand 
ioh zu meiner nicht geringen Überraschung, daß, während in Preußen seit 
1876, dem Beginn der Medizinalstatistik, die Sterblichkeit an Tuberkulose — 
kurzweg von jetzt ab T bezeichnet — abnahm, die an den nicht tuberku¬ 
lösen, akuten Lungenkrankheiten — NT genannt — ständig zunimmt. Das 
war mir mehr als überraschend, da wir seit Jahren yon nichts anderem als 
yon gewaltigen Fortschritten im Gesundheitswesen — mit Ausnahme beim 
Krebs — zu hören gewohnt sind, und es mir unwahrscheinlich erschien, 
daß in einer Zeit, in der das Interesse für gesundheitliche Fragen mit dem 
steigenden Wohlstände und der zunehmenden Wertschätzung der mensch¬ 
lichen Arbeitskraft ein ungewöhnlich lebhaftes geworden ist, eine so große 
Steigerung der Sterblichkeit unvermerkt vor sich gehen konnte. Die Sterb¬ 
lichkeit an den akuten Lungenkrankheiten war nämlich in Preußen (vgl, 
Tab. 1) von 16 in dem Jahrfünft 1875 bis 1879 auf 27 in dem gleichen 
Zeitraum nach 25 Jahren (1900 bis 1904) gestiegen, d. h. um etwa 70Proz. 
Da in der gleichen Zeit T von 31 auf 19» d. h. um 36 Proz., gefallen war, 
lag es nahe, an eine Verschiebung der Diagnose zu denken. Das ließ sich 
aber, wie ich hier nur andeuten kann — ausführlich ist es an anderer 
Stelle s ) beschrieben — aus drei Gründen zurückweisen: Erstens betraf die 
Zunahme von NT in der Hauptsache die extremen Altersklassen, nämlich 
Kinder und Greise, die Abnahme von T aber die mittleren. Zweitens fand 
sich die größte Zunahme von NT in Industriegegenden (rheinischen und 
schlesischen Rauchgegenden), die größte Abnahme von T aber in landwirt¬ 
schaftlichen Kreisen Ostpreußens; und drittens zeigte die Summe T -f- NT, 
die bei einer Verschiebung der Diagnose sich hätte gleichbleiben müssen, 
sehr große Schwankungen, die, wie Tab. 1 zeigt, entsprechend der immer 
zunehmenden Bedeutung von NT, von dessen jeweiliger Höhe abhängt. 


Tabelle 1. 

Sterblichkeit auf 10000 Lebende in Preußen: 


Jahr ' 

T 

NT 

T-f NT 

T/NT in 
Dezimalen 

1875 bi* 

1879 . 

31 

16 

47 

1*93 

1880 , 

1884 . 

31 

20 

51 

1*55 

1885 , 

1889 . 

29 

22 

51 

1*81 

1890 „ 

1894 . 

25 

28 

53 

0*82 

1895 n 

1899 . 

21 

26 

47 

0*80 

1900 „ 

1904 . 

19 

27 

46 

0*70 


Denn das zeigt Tabelle 1 weiter, daß jetzt nicht mehr T die wichtigere 
von beiden Krankheiten ist, sondern NT, und dies um so mehr, als T be¬ 
ständig abnimmt, NT aber stets zunimmt. Allerdings ist T immer noch 
wichtig genug, namentlich da die Tuberkulose gerade dem Arbeitsalter 
(15 bis 60 Jahre) verderblich wird. 

Eine weitere Frage war die, ob diese Steigerung von NT sich auf 
Preußen beschränke; sie konnte an der Hand der Statistik von Bayern 
und Chemnitz, sowie von Nordamerika verneint werden. 

Nordamerika ist besonders deshalb von Interesse, als die Steigerung 
von NT bei gleichzeitigem Sinken von T unabhängig von meiner Unter- 
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Buchung nahezu zu derselben Zeit bemerkt wurde und zur Bildung einer 
Kommission Veranlassung gab. Während der Korrektur der erwähnten 
Arbeit über den Einfluß des Rauches s ) usw. gelang es mir, auch Statistiken 
aus England zu erhalten, auf die ich aber nur in einer Anmerkung Bezug 
nehmen konnte. Ich bringe sie deshalb jetzt etwas ausführlicher und be- 
daure nur, daß es nicht möglich war, sie noch über 1895 hinaus zu 
▼erfolgen; zu bemerken ist, daß 1881 eine neue Rubrizierung eintrat, wes¬ 
halb ich Ton da ab nur die drei Todesursachen: Bronchitis, Pneumonia und 
Pleurisy, bringe, Ton denen die letztere allerdings nur sehr wenig in Be¬ 
tracht kommt (50 bis 60 auf 30000 bis 40000). (Tabelle 2.) 


Nach Tab. 34 a. d, 43. Jahresber. des Registrar General (Abstract of 1880). 
Es starben in England auf 1 Million Lebende: 
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Ebenda starben auf 1000 Lebende (insgesamt) an akuten Lungenkrankheiten: 


Im ersten Lebensjahr 

oder 

im 

Durchschnitt 

1892 . 

. . . 3-41 

1898 . . . . 

. 2*52 

| 1892 

bis 

1897 = 2*99 

1893 . 

. . . 3*56 

1899 . . . . 

. 3*20 

1898 

» 

1903 = 3*08 

1894 . 

. . . 3-35 

1900 . . . . 

. 3*61 



bzw. 

1895 . 

. . . 2*48 

1901 . . . . 

. 2*91 

1892 

bis 

1895 = 3*20 

1896 . 

. . . 2 46 

1902 . . . . 

. 3*06 

1896 

n 

1899 = 2*72 

1897 . 

. . . 2*72 

1903 . . . . 

. 2*95 

1900 

n 

1903 = 3*19 


In Württemberg war also bei der Gesamtbevölkerung keine oder 
höchstens eine kaum nennenswerte Zunahme von NT zu verzeichnen, wohl 
aber eine deutliche, wenn auch geringe bei den Säuglingen. Vergleicht man 
NT bei Säuglingen mit der gleichen Zahl in einem der stärksten Industrie¬ 
kreise Preußens, nämlich dem Landkreise Essen, so findet man, daß 
Württemberg schon 1892 bis 1895 eine höhere NT hatte (21*9), als Eissen 
1900/01 (20*4), somit also einen gewissen Höhepunkt der industriellen 
Entwickelung schon damals hatte, der in bezug auf die Rauchplage wohl 
kaum mehr zu überbieten war, zumal in Württemberg eine eigentliche 
Rauchindustrie fehlt. 

Da die nicht tuberkulösen, also vorwiegend akuten Lungenkrankheiten 
ihren jährlichen Sterblichkeitsgipfel in der ungünstigsten Witterungsperiode 
haben, und, wie ich an anderer Stelle zeigte, von gewissen Schwankungen 
der Witterung abhängen, mußte auch an eine Veränderung des Klimas ge¬ 
dacht werden. Indessen konnte diese ausgeschlossen werden; und es zeigte 
sich auch, daß die größte Zunahme von NT nicht in Ostpreußen sich fand, 
wo 1875 die größte Sterblichkeit an NT war, sondern in dem klimatisch 
günstig gelegenen Rheinland. 

Auch an eine Steigerung der Infektionsgelegenheit mit zunehmender 
Verdichtung der Bevölkerung oder an eine Erhöhung der Giftigkeit von 
eingeatmeten Bakterien mußte gedacht werden. Indes betraf die größte 
Steigerung der Sterblichkeit die sogenannte Bronchitis der Kinder und 
Greise, eine Krankheit, bei der die Rolle der Bakterien eine so unter¬ 
geordnete ist, daß diese Krankheit überhaupt nicht als ansteckend gilt — 
und andererseits hatte die spezifisch infektiöse Krankheit der Lungen, die 
Tuberkulose, ständig abgenommen. Auch die schon erwähnten ansteckenden 
Kinderkrankheiten hatten entweder abgenommen oder Schwankungen gezeigt. 

Eine Verminderung der Widerstandskraft der Bevölkerung, an die 
ebenfalls gedacht wurde, mußte aus verschiedenen Gründen ausgeschlossen 
werden, auch deshalb, weil sonst die Abnahme der Tuberkulosesterblichkeit 
nicht erklärlich gewesen wäre. • 

Beide Sterblichkeitsursachen, T und NT, haben nämlich gewisse charak¬ 
teristische Eigenheiten, die sie von den gewöhnlichen Infektionskrankheiten 
par excellonce, den ansteckenden Kinderkrankheiten, scharf unterscheiden. 
Während diese letzteren, wie ioh 1. c. S. 45 an der Hand einer zehnjährigen 
preußischen Statistik zeigte, mit der Größe der Ortschaften abnehmen, 
nehmen T und NT hierbei konstant zu; diese beiden Gruppen bilden zwei 
sich kreuzende Kurven, deren Höhepunkt bei T und NT in der Großstadt, 
bei den ansteckenden Kinderkrankheiten dagegen auf dem Lande ist. 
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T und NT haben eine zweite gemeinsame Eigenschaft, daß sie nämlich, 
wie ich mit Hilfe der Statistik der Stadt Frankfurt a. M. zeigen konnte, 
ganz außerordentlich von sozialen Verhältnissen, wie Wohlstand und Woh¬ 
nungsdichte, abhängen, während, wie Körösi 6 ) nachwies, dies für die an¬ 
steckenden Kinderkrankheiten nicht in dem gleichen Maße zutrifft. 

Wenn nun, so schloß ich, T und NT, trotzdem sie so große Ähnlich¬ 
keiten in ihren Ursachen haben, wie Abhängigkeit von der Stadtgröße, der 
Wohnungsdichte und dem Wohlstand, ein geradezu entgegengesetztes Ver¬ 
halten im Laufe der letzten Jahrzehnte gezeigt haben, so kann keines der 
genannten Momente hieran die Schuld tragen. Bedenkt man, daß Kinder 
und Greise am meisten von der Zunahme von NT betroffen waren, und am 
meisten in Gegenden starker Gewerbetätigkeit, so kann hier nur eine Ur¬ 
sache vorliegen, die durch das Gewerbe bedingt ist, aber auch im Umkreise 
der gewerblichen Betriebe seine Schädlichkeit entfaltet. Diese Bedingungen 
erfüllt allein der Rauch der Kohlenfeuerung. 

In diesem Stadium der Untersuchung stieß ich auf die erwähnte 
Arbeit von Finkelnburg 2 ), und da Städte, an denen er seine Unter¬ 
suchungen vorgenommen hatte, gewisse, die Statistik komplizierende 
Momente haben (Eingemeindung usw.), untersuchte ich die entsprechenden 
Verhältnisse an Landkreisen. Auch hier zeigte sich das von Finkeln¬ 
burg gefundene Phänomen: Hochstand Ton T im Textilkreise, von 


NT im Rauchkreise. 


Im Kreise Krefeld ist der Bruch ein unechter 

NI 


(jl — 51^, im Kreise Essen dagegen ein echter == 024^. Sogar 

in ein und demselben Kreise, nämlich dem niederschlesischen Kreise Walden¬ 
burg, ließ sich dasselbe Verhältnis nachweisen; in den um Waldenburg 
gelegenen Rauchorten: Hochstand von NT, dagegen in den 14km davon 
entfernten Weberdörfern von T s ). In seiner Besprechung meiner Arbeit in 
Nr. 4 dieses letzten Jahrganges hält Pielecke diese Orte als Beispiele 
schlecht gewählt. Die Weberdörfer seien echte schlesische Gebirgsdörfer, 
die Rauchorte dagegen litten unter der Menschenanhäufung bei hoch ge¬ 
steigerten Bodenwerten. Abgesehen davon, daß man unter einem Gebirgs- 
dorf wohl etwas anderes versteht, als Orte mit Fabriken, die mehrere 
Tausend Arbeiter beschäftigen, wie Wüste Walters dorf usw. (Bleich-, Appretur-, 
Webereifabriken), übersieht er dabei leider die Hauptsache, daß dann 
auch die Tuberkulose in den Rauchgegenden höher stehen müßte als in den 
Webergegenden. Denn, wenn eine Krankheit von Wohnungsdichte usw. 
beeinflußt wird, dann ist es doch gewiß die Tuberkulose. Daß übrigens nicht 
nur Weberdörfer dasselbe Verhalten zeigen, sondern auch Textilstädte, 
das läßt sich auch an einer Reihe von Städten zeigen, wie in der folgenden 
Tabelle, die einer Zusammenstellung aus der Münchener Statistik entstammt: 

Tabelle 5. 1894 bis 1904: 


i 

i T 

NT 

| T/NT 

1 

1 T 

NT 

| T/NT 

Chemnitz .... 

j 21 

1*4 

1*5 

{ Essen.I 

2*2 

4*2 

0*52 

Krefeld. 

1 1*9 

21 

°*9 

1 Königshütte . . . ' 

1*3 

4*2 

0*34 

Gera. 

! 23 

1*4 

1 1>5 

| Oberhansen . . . 

1*9 

5 5 

0*34 

Durchschnitt . . | 

i 21 

1*6 

| 1-3 : 

| Durchschnitt . . | 

| 1*8 

4*6 

0*40 


VierteljahrsBchrilt für Gesundheitspflege, 1906. 24 
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Dazu seien als Vergleich gesetzt: 



T 

NT 

T/NT 

Duisburg. 

2-1 

40 

0*5 

Bochum. 

21 

3*5 

0*6 

Dortmund. 

1*8 

3*9 

0*4 


Daß die allgemeine Entwickelung: die Abnahme Ton T und die Zu¬ 
nahme von NT, nicht Yor einzelnen Städten Halt macht, ist natürlich, so 
daß es nicht auffallen kann, wenn Krefeld, das noch im Jahrfünft 1894/98 
T 

T 2 # 3 und NT 2*1, also = l’l hatte, 1899/1903 eine höhere NT als 
T erhielt. 

Auch in Chemnitz zeigte sich nicht nur, wie oben erwähnt, bei den 
Säuglingen, sondern auch bei der Gesamteinwohnerschaft eine Zunahme 
von NT, nämlich von 1*2 (1894/99) auf 1*6 (1899/03), so daß wahrschein¬ 
lich auch in den Textilgegenden bei einer späteren Untersuchung sich eben- 

T 

falls eine höhere NT als T zeigen, d. h. der Bruch ein echter sein wird. 

Deshalb ist es doppelt notwendig, gerade jetzt die Untersuchungen zu 
beschleunigen und sie auf möglichst lange Jahresreihen auszudehnen. 

Jedenfalls trifft man das Finkelnburgsche Phänomen auch jetzt 
noch, wenn man nur charakteristische Gegenden aussucht. 

Es war nun von großem Interesse, die Verhältnisse von T und NT 
bei Arbeitern in Gegenden mit starker Rauchentwickelung zu unter¬ 
suchen, und da zeigte es sich, daß, während im allgemeinen im Alter von 
15 bis 60 Jahren T höher als NT ist, bei den Bergleuten im Ruhrgebiet 
das umgekehrte Verhältnis zu finden war. Bei weiterer Untersuchung 
klärten sich auch die merkwürdigen Verhältnisse in der Statistik der Kohlen¬ 
bergarbeiter auf. Es hatten die Mitglieder des Bochumer Knappschafts¬ 
vereins (etwa eine Viertelmillion Arbeiter, fast ausschließlich Kohlenberg¬ 
leute) folgende Sterblichkeit: 



T 1 

NT 

T + NT 

T/NT 

1897 bis 1902 . 

dagegen die 15 - bis 60jäbrigen männ¬ 
lichen Preußen . 

131 

28-8 

0 

392 | 52*3 

! 

16*5 45*3 

/gl. auch den Anhi 

0*32 

1*74 

mg-) 


Somit hatten die ersteren eine um etwa 130 Proz. höhere Sterblichkeit 
an akuten Lungenkrankheiten und dadurch trotz geringerer Tuberkulose¬ 
sterblichkeit eine höhere Sterblichkeit an allen Lungenkrankheiten zusammen 
als die gleichalterigen Männer in Preußen. Und hier noch machte sich ein 
Unterschied insofern geltend, als die einheimischen Kohlenbergarbeiter eine 
höhere Sterblichkeit hatten als die aus den landwirtschaftlichen Gebieten 
des Ostens Zugewanderten (1. c. S. 48), trotzdem die pekuniäre Lage und 
die WohnungsVerhältnisse bei den letzteren ungünstiger waren. 

Gleichzeitig ließ sich noch eine andere Erscheinung nachweisen, näm¬ 
lich ein schneller Verlauf der Tuberkulose. 
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Ich zog aas all den erwähnten Tatsachen den Schluß, daß Rauch eine 
Disposition für akute Lungenkrankheiten bedingt und den Ver¬ 
lauf der Tuberkulose beschleunigt. 

Für die Überführung des sozialwissenschaftlich Gewonnenen auf das 
medizinische Gebiet war es notwendig, Lungen von Säuglingen aus ver¬ 
schiedenen Gegenden auf Unterschiede in der Rußmenge zu untersuchen. 
Das gelang nur unvollkommen an der trotz aller Bemühungen geringen Zahl 
der eingesandten Lungen. Nur gelang es wenigstens, ein Bild von der schon 
im frühen Säuglingsalter bestehenden Verrußung zu erhalten. Ein ähnlicher 
Grad wurde nun bei einer Zahl von 18 jüngeren Kaninchen durch 
Einatmung geringer Rauch mengen erzeugt und hierbei das statistische 
Ergebnis bestätigt, daß nämlich Rauch, schon in relativ geringen Mengen, 
eine Disposition für akute Lungenkrankheiten schafft und den Verlauf der 
Tuberkulose beschleunigt. 

Da aber Rauch einen Komplex von Schädlichkeiten darstellt (mechani¬ 
schen, d. h. Ruß und gasförmigen), wurden Versuche mit der im Rauch 
enthaltenen mechanischen Schädlichkeit, dem Ruß, gemacht und in acht 
Versuchen eine, wenn auch geringere Disposition für akute Lungenkrank¬ 
heiten beim Kaninchen erzeugt. (Vgl. den Anhang.) 

Aber auch auf diesem Wege werden sich nicht alle Zweifel und Be¬ 
denken gegen die Annahme beseitigen lassen, daß der Rauch allein schuld 
an der Zunahme der akuten Lungenkrankheiten und der Beschleunigung 
der Tuberkulose sei. Wahrscheinlich werden hier, wie bei den meisten 
wissenschaftlichen Fragen, so auch bei der Tuberkulose eine Reihe von 
Hilfsursachen im Laufe der Untersuchung eine jetzt noch nicht übersehbare 
Bedeutung erlangen. Schon jetzt läßt es sich erkennen, daß eine ganz 
neue methodische Luftuntersuchung mit neuen Apparaten notwendig werden 
wird, um zu erkennen, welche Quellen der Rauchentwickelung wichtiger 
sind, die gewerblichen oder die häuslichen, und welche Art des Rauches 
schädlicher wirkt. Auch wird die medizinische Statistik, und damit zu¬ 
gleich die Beobachtung überhaupt — denn Statistik ist nur eine kritische 
Form der Massenbeobachtung — in ganz anderer Weise als bisher von der 
Hygiene gewürdigt werden müssen. Wer aber medizinische Statistik be¬ 
treiben will, muß wissen, daß sie ein Teil der Bevölkerungslehre und damit 
ein Teil der Sozialwissenschaften ist, und deshalb sich auch mit diesen 
Wissenschaften, mindestens aber einem Teile derselben, so vertraut machen wie 
mit der Medizin. Aber auch dann wird es dem einzelnen unmöglich werden, 
die letzten Erklärungen für die wichtigsten hygienischen Fragen der Gegen¬ 
wart, die Zunahme der akuten Lungenkrankheiten und die Beschleunigung 
des Verlaufs der Tuberkulose, zu finden, wenn nicht ein methodisches Zu¬ 
sammenarbeiten derjenigen Körperschaften eingeleitet wird, die im Besitz des 
statistischen Urmaterials sich befinden: des Kaiserl. Gesundheitsamtes, der 
statistischen Ämter der verschiedenen Länder und Städte und des Reichs¬ 
versicherungsamtes. Dieses letztere hat nämlich deshalb ein großes Interesse 
an den erwähnten Fragen, als durch den schnelleren Verlauf der Tuberkulose 
auch eine frühere Invalidisierung, also auch eine größere Rentenzahlung ein- 
treten muß, und zwar um so mehr, je mehr sich Deutschland industrialisiert. 
Auch hierüber finden sich 1. c. S. 36 und 37 einige Ausführungen. 

24 ♦ 
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Glücklicherweise bedarf es aber nicht der Lösung der letzten wissen¬ 
schaftlichen Fragen, um zu einer energischen Bekämpfung der Raucli- 
schäden oder, wie es bisher in bezug auf den Kohlenrauch hieß, der 
Rauchbelästigung, die menschliche Gesellschaft und ihre Organe zu 
veranlassen. Die Unterschiede zwischen einer reinen Landluft und der 
Rauchatmosphäre zeigen sich den Sinnen schon viel früher als dem Ver¬ 
stände, und so konnte es nicht ausbleiben, daß gegen die Verschmutzung 
der Luft und die Entziehung des Sonnenscheins durch Rauchwolken sich 
eine gewisse Erbitterung geltend machte. Unterstützt wurden diese Gefühle 
durch die Berechnung, daß der in die Luft gehende Rauch eine Verschwen¬ 
dung von Feuerungsmaterial bedeutet. 

Von hygienischer Seite wurde gegen die Verunreinigung der mensch¬ 
lichen Atemluft wiederholt Verwahrung eingelegt, u. a. auch von Rubner, 
der bei der Bekämpfung der Tuberkulose 6 ) darauf hinwies, daß Ruß, der 
mechanische Bestandteil des Rauches, durchaus nicht dem Kohlenstaub 
gleich zu setzen wäre, da sich in ihm, in den Kohlenpartikelchen, wie in 
Schwämmchen aufgesaugt, Säuren befinden, schweflige Säure, Salzsäure bis 
zu lOProz., und daß daneben in einer solchen Luft noch freie, saure Gase 
und gewisse Oxydationsprodukte, sowie Flugstaub und eine Reihe teeriger 
Produkte nachzuweisen sind. Derselbe Gedankengang findet sich auch in 
zwei Gutachten, die er allein 7 ) und in Gemeinschaft mit Landolt 8 ) als 
Referent der Preußischen wissenschaftlichen Deputation für das Medizinal¬ 
wesen abgab, als es sich darum handelte, gröbere Verunreinigungen der 
Luft durch Essen zu verhindern. Indes handelt es sich hier um außer¬ 
gewöhnliche Verhältnisse und größere Verunreinigungen, d. h. Mengen, die 
man allgemein und nach dem Sprachgebrauch der Gerichte als Belästi¬ 
gungen anzusehen gewohnt war. Das muß aber scharf hervorgehoben 
werden: bei meinen Ergebnissen handelt es sich nicht bloß um große, son¬ 
dern auch um geringere Mengen, die nicht allein als Belästigungen, sondern 
als Schädigungen angesehen werden müssen. Und deshalb muß sich 
auch durch die Anerkennung des Rauches als schädigenden Momentes 
unsere Auffassung von der Bekämpfung des Rauches von seiten der Be¬ 
hörden (staatlicher und kommunaler) wesentlich verschärfen; nicht nur gegen 
die Fabrikschornsteine, sondern auch gegen die Hausfeuerung muß 
der Angriff gerichtet werden. Dazu sind natürlich noch viele Vorarbeiten 
nötig. 

Glücklicherweise sind diese aber schon im Gange, allerdings in der 
Hauptsache in England. Die große Belästigung durch die Rauchmengen 
einer hoch' entwickelten Industrie und einer Zusammendrängung großer 
Menschen- und Häusermassen wurde hier noch dadurch verschärft, daß 
zeitweilige Nebel den Rauch niederschlugen und dem Londoner Nebel zu 
einer gewissen Berühmtheit verhalfen. Es sei hierbei kurz erwähnt, daß 
in meinen Versuchen (1. c. S. 23) der feuchte Ruß eine viel stärkere Ver¬ 
rußung der Lunge bewirkte als der trockene. Es kann deshalb nicht 
wundernehmen, daß der Londoner Nebel gefürchtet wurde, und daß der 
starke Niederschlag von Ruß, den er hinterließ, zu einer intensiveren Be¬ 
kämpfung mindestens der Belästigungen durch Rauch und Ruß führte. 
Es muß als Jein besonders glücklicher Gedanke bezeichnet werden, daß im 
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letzten Dezember (vgl. Times vom 13. bis 16. Dezember 1905) in London 
von dem Royal Sanitary Institute und der Coal-Smoke Abatement Society 
eine Versammlung und eine Ausstellung arrangiert wurde, um in metho¬ 
discher Weise alle vorhandenen Mittel zur Rauchbekämpfung (Smoke 
Abatement) kennen zu lernen. Leider liegen vorläufig nur Zeitungsberichte 
vor; indes lassen schon diese die wirklich sorgfältige Vorbereitung und 
Verteilung der einzelnen Aufgaben erkennen. Aus dem vorläufigen Bericht 
geht hervor, daß der Erforschung der Verbreitung und der Ursachen der 
Rauchentwickelung eine große Aufmerksamkeit geschenkt wird. Nach der 
Eröffnung des Kongresses verlas Sir William Richmond den Bericht des 
erkrankten Sir Oliver Lodge, dessen Inhalt dahin zusammengefaßt werden 
kann, daß den drei Bedingungen: Reinheit des Heizmaterials, Verbrennung 
ohne Staub und Schmutz und Ausnutzung der Wärme ohne Verlust, nur die 
Gasheizung genüge. Indessen sei diese vorläufig noch verbesserungsbedürftig. 

Von weiterem Interesse ist das Werk der Rauchbekämpfungsgesell¬ 
schaft in Leeds (Professor Cohen), die, 1890 gegründet, sich drei Unter¬ 
suchungsgegenstände zur Hauptaufgabe gemacht hat: Wesen und Ausdehnung 
der Verunreinigung der Luft durch Kohlenrauch, zweitens Verwendung der 
Kohle für Dampfmaschinen, Hochöfen und Hausfeuerung, und drittens Wirk¬ 
samkeit der gegenwärtigen Rauchkontrolle. Nach seinen Berechnungen 
werden täglich über 20 tons Ruß in der City von Leeds produziert, von 
denen VlO = 20 Zentner in dem Gebiete von Leeds sich ablagern. Ein 
Viertel bis zur Hälfte des Sonnenscheines geht durch diese Atmosphäre 
verloren. 

Über die im Rauch enthaltenen Säuren sprach Rideal; nach seiner 
Berechnung müssen zwischen einer halben und einer Million Tonnen Schwefel¬ 
säure jährlich durch die Kohlenfeuerung in London entwickelt werden, deren 
Wirkung sich im Rosten der Metalle und Zerbröckeln der Steine an Ge¬ 
bäuden und Statuen äußert. 

Derselbe Autor hatte auch eine Arbeit über die „Rauchverhütung in 
Fabriken u verfaßt, in der er geschicktes und sorgfältiges Heizen empfahl. 
Auch die preußischen Heizerschulen wurden erwähnt (von Caborne). 

Vielen Beifall fand die Hamburger Rau chverhütungsgesell- 
schaft, eine auf dem Prinzip der Selbsthilfe beruhende Vereinigung von 
Dampfkesselbesitzern, die durch Ingenieure und Heizsachverständige die 
Heizung zu Ersparniszwecken kontrollieren lassen. 

Wie Sir Primrose auseinandersetzte, hat in Glasgow die Stadtver¬ 
waltung seit einigen Jahren Luftproben methodisch untersuchen lassen und 
an Regenproben eine Besserung der Luft gezeigt (eine Folge des Alkali¬ 
gesetzes). Nach demselben Autor ist Nottingham die einzige Stadt, die 
durch klare Vorschriften und strenge Strafen an Heizern wie an Unter¬ 
nehmern das starke Rauchen der Schornsteine verhütet. 

Die englische Gesetzgebung wurde auf ihre Wirksamkeit gegen die 
Rauchbelästigung von verschiedenen Autoren besprochen, so auch von Mr. 
Josef Hurst; nach letzterem ist der Rauch erstens ein nuisance nach 
dem allgemeinen Recht, zweitens verstößt er gegen die Vorschriften des 
für England (mit Ausnahme von London) geltenden Public Health Act von 
1875 oder gegen ähnliche lokale Verfügungen, und drittens für London 
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gegen den Public Health (London) Act Ton 1891. Diese beiden letzteren 
Gesetze wären die wirksameren. Er wendet sich namentlich gegen die 
Auffassung, als ob nur der sichtbare Rauch schädlich sei. 

Wenn dann der Sekretär der Coal Abatemeut Society, Chubb, sich 
über die Lässigkeit in der Ausführung der Gesetze beklagt, so glaube ich, 
daß diese Klage, so gerechtfertigt sie ist, erst dann aufhören wird, wenn 
die Gerichte den Rauch als eine. Schädlichkeit, nicht bloß als Belästi¬ 
gung anerkennen werden. 

Jedenfalls sind der Gesundheitspflege jetzt neue Aufgaben gestellt, 
denen sie sich schon deshalb nicht entziehen darf, weil täglich eine Ent¬ 
scheidung herbeigeführt werden kann, die die Schädlichkeit des Rauches 
anzuerkennen hätte. Damit wären aber unübersehbare Folgen herbeigeführt, 
denen man nur begegnen kann, wenn möglichst bald ein auf der neuen 
Auffassung des Rauches aufgebauter Plan vorhanden wäre. Dieser Plan 
hätte zwei Gesichtspunkte ins Auge zu fassen: Rauchverhütung und 
Rauchverdünnung. 

Für den ersteren Punkt könnten wir aus der Londoner Versammlung 
vieles lernen, für den zweiten wäre die Wohnungsgesetzgebung anzurufen. 

Jedenfalls darf auoh in Deutschland die Gesundheitspflege wie die 
Staatsgewalt sich nicht lange mehr einer methodischen Rauchbekfimpfung 
entziehen. 

Erwägt man die in der Geschichte der Gesundheitspflege bisher einzig 
dastehende ununterbrochene Zunahme der Sterblichkeit an akuten Lungen¬ 
krankheiten, die im Jahre 1903 allein in Preußen 96 235 Opfer forderte 
(die Tuberkulose 70049), so wird man gewiß die Ansicht, daß hier die viel¬ 
leicht wichtigste hygienische Aufgabe der Gegenwart vorliegt, nicht für 
übertrieben halten können. 


Anhang. 

Ein Teil der Rußexperimente wurde mit Material vorgenommen, das 
durch Auffangen von Rauch aus Schornsteinen in Säcken gewonnen war, 
um für die Erzeugung der Verrußung ein Material zu erhalten, das genau 
dem in der Städteluft enthaltenen entspricht. Trotz seiner großen Feinheit, 
die an Schnupftabak erinnerte, enthielt dieser Ruß fast 50 Proz. Asche 
und in dieser große Mengen Kieselsäure. Dieses Ergebnis stimmt mit eng¬ 
lischen Untersuchungen überein, bei denen im Ruß bis zu 25*7 Proz. Sand 
gefunden wurden. 

Weitere Untersuchungen der englischen Statistik, insbesondere aus 
dem Supplement zum 55. Jahresbericht des Registrar General, bestätigten 
meine früheren Befunde. 

So starben im Alter von 15 bis 65 Jahren an: 



T 

NT 

T/NT 

Arbeiter auf dem Lande (Occupied males in agri¬ 
cultural districts) . 

18*8 

18*6 

1*01 

Kohlenarbeiter. 

140 

32*6 1 

0*43 

Kohlenträger. 

29*7 

65*6 | 

0*46 

Kaminkehrer und Rußhändler. 

37*1 

431 

0*86 
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Während also ebenso wie in Preußen die Kohlenarbeiter (Coal Miner) 
ein ausgesuchter Menschenschlag in guten Lohnverhältnissen mit kurzen 
Arbeitszeiten, eine kleinere Sterblichkeit an Tuberkulose zeigten als die Land¬ 
arbeiter, hatten sie, ebenso wie im Ruhrgebiet, eine bedeutend höhere an 
den akuten Lungenkrankheiten. Diese höhere NT zeigt sich schon in den 
frühesten Arbeitsjahren, in denen es also noch nicht zur Ausbildung der 
Lungencirrhose gekommen sein kann, wie die folgende Statistik lehrt. 


Es starben an NT im Alter von: 



115—20 

20—25 

25—35 

35—45 

45—55 

55—65 

65 u. m. 

Landarbeiter. 

2-1 

5*2 

8*4 

16*7 

324 

65*9 

239*5 

Kohlenarbeiter. 

5*2 

10‘3 

15-9 

29*4 

87*4 

239*6 

548-3 


Aber auch der schnellere Verlauf der Lungentuberkulose bei den 
Kohlenarbeitern — trotz geringeren Vorkommens dieser Todesursache — 
läßt sich nachweisen. Denn während bei den Landarbeitern unter 6826 
an Tuberkulose Gestorbenen 1024= 15Proz. das 55. Lebensjahr erreichten, 
waren dies bei den Kohlenarbeitern von 426 nur 53 = 12 Proz. 
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Hygienische Betrachtungen 
über offene und geschlossene Bauweise, 
über Kleinhaus und Mietskaserne. ' 

Von Dr. med. Gemünd, 

Privatdozent für Hygiene an der technischen Hochschule za Aachen. 


In letzter Zeit ist die Frage nach der gesundheitlichen Bedeutung von 
Kleinhaus bzw. Einfamilienhaus einerseits und Mietshaus oder Mietskaserne 
andererseits wieder sehr aktuell geworden. Die bekannte Schrift Voigt- 
Geldners 1 ) hat ein wertvolles, umfassendes Material zur Beurteilung vor 
allem der diesbezüglichen wirtschaftlichen Fragen beigebracht. Sie liefert 
sicher jedem, der sich für Wohnungswesen interessiert, mag er es nun in 
seiner Eigenschaft als Techniker, Wohnungshygieniker oder Politiker tun, 
eine Fülle von Anregungen und Belehrungen und gibt ihm zur Beurteilung 
der teilweise recht komplizierten wirtschaftlichen Verhältnisse, die dabei 
als ausschlaggebende Faktoren mit in den Kreis der Beobachtungen zu 
ziehen sind, einen sicheren Wegweiser an die Hand. Daneben sind auch 
vielfach, wie schon im Titel 'angedeutet, die hygienischen Fragen mit be¬ 
rührt. Natürlich sind dieselben keineswegs erschöpfend behandelt, wie das 
wohl auch nicht die Absicht der Verfasser war. Dazu gehört ja ein inten¬ 
siveres Eindringen in die gesundheitliche Seite der Materie, wie sie nicht 
einmal der Hygieniker schlechtweg, sondern in der Regel nur der Woh¬ 
nungshygieniker als engerer Fachmann besitzt. Die eigenartige Ver¬ 
knüpfung der hier auftretenden Fragen mit technischen Problemen macht 
ja des öfteren neben den mehr medizinisch-hygienischen Kenntnissen eine 
Bekanntschaft und Vertrautheit mit technischen Dingen nötig, die nur durch 
eingehende diesbezügliche Studien erworben werden kann. 

So ist es denn auch nicht zu verwundern, daß 68 gerade, was die 
hygienischen Gesichtspunkte anlangt, in genannter Schrift nicht an Miß¬ 
verständnissen und teilweise recht scharfen Angriffen fehlt. Überhaupt 
kommt der Hygieniker schlecht weg, keineswegs nur in dieser Schrift, son¬ 
dern auch in mancher anderen, die in früheren Jahren ähnliche Tendenz 
verfolgten. In ihnen allen macht sich, gelinde gesagt, eine gewisse Miß¬ 
stimmung gegen die führende Rolle bemerkbar, welche die Hygiene seit 
längerer Zeit auf dem Gebiete des Wohnungswesens und Städtebaues ein¬ 
genommen hat, und diese führt gelegentlich zu recht scharfen Anklagen, 
wie sie z. B. in den Ausführungen des genannten Werkes 2 ): »»Die Woh¬ 
nungshygiene scheint auf den Ruf einer exakten Wissenschaft kein Gewicht 
zu legen u , und anderen zutage treten. 

Es ist selbstverständlich und wird wohl auch von keinem vorurteils¬ 
freien Vertreter der Hygiene bestritten werden, daß zur Zeit, als die hygie- 
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nische Wissenschaft noch in den Kinderschuhen steckte, manche Unrichtig¬ 
keiten und übertriebene Forderungen mit untergelaufen sind. Das ist 
durchaus natürlich und hat in jeder anderen neubegründeten Disziplin sein 
Analogon. Aber eben so natürlich w&re es auch, daß dies von der Gegner¬ 
schaft berücksichtigt würde. Vielfach aber klammert man sich an das, 
was vor vielen Jahren einmal von irgend einem Vertreter der Hygiene ge¬ 
fordert wurde und bekämpft es in der schärfsten Weise, ohne zu wissen, 
daß das längst abgetane Dinge sind, daß die modernen Hygieniker längst 
zu anderen Anschauungen gelangten und daß ihre Ansichten vielfach in 
den strittigen Fragen kaum mehr nennenswert von denen der Techniker 
und Volkswirtschaften die hier hauptsächlich als Gegner auftreten, ab¬ 
weichen, jedenfalls nicht in praxi. 

In besonders ausgesprochener Weise prägen sich diese Verhältnisse 
aus in den Angriffen, die vielfach von eben erwähnter Seite gegen den 
Deutschen Verein für öffentliche Gesundheitspflege *) erhoben wurden. Man 
betrachtet denselben mit Recht als den Vertreter der hygienischen An¬ 
schauungen und Forderungen in allen die Wohnungs- und Städtehygiene 
betreffenden praktischen Fragen, und so ist es natürlich, daß vieles von dem, 
was von seiten Andersdenkender gegen die Hygiene vorgehracht wird, sich 
dementsprechend auch gegen den genannten Verein richtet. Aber jedem, 
der diese Verhältnisse vorurteilsfrei verfolgt, muß klar werden, in wie ein¬ 
seitiger Weise oft dem Verein oder seinen Referenten Behauptungen unter¬ 
geschoben werden, an die sie nie gedacht haben, oder doch nie in dem 
extremen Sinne. Diese auch im Interesse der Sache beklagenswerten Ver¬ 
hältnisse erklären sich wohl aus einem Mangel an gegenseitiger Fühlung 
und Wertschätzung. Verfasser möchte deshalb den Versuch machen, 
die verschiedenen Gesichtspunkte, welche sich vom hygienischen Stand¬ 
punkte bezüglich der Frage, ob Kleinhaus, ob Mietskaserne ergeben, 
etwas eingehender im Zusammenhang zu erörtern. Gerade auf diesem 
Gebiete wird ja sehr häufig die Stellungnahme der Hygiene verkannt 
und angefochten. Da im übrigen diese Frage eng verbunden ist mit 
der Frage der offenen oder geschlossenen Bauweise, des weiteren dem 
ganzen Werdegang, den die hygienischen Bestrebungen im Städtebau ge¬ 
nommen haben, so mögen auch diese Verhältnisse, so weit als nötig er¬ 
scheint, in den Rahmen der nachfolgenden Betrachtungen mit aufgenommen 
werden. 

Eine derartige Darstellung ist kaum möglich, ohne mehrfach die Tätig¬ 
keit des D. V. f. ö. G. zu erwähnen. Ist es doch seinen Bestrebungen und 
Forderungen in letzter Linie zu verdanken, daß sich die Gesundheitsverhält¬ 
nisse unserer modernen Städte so außerordentlich gebessert haben. Gerade 
deshalb möchte Verfasser aber auch versuchen, bei dieser Gelegenheit allerlei 
Angriffe, die gegen die Hygiene im allgemeinen und die Tätigkeit des 
D. V. f. ö. G. auf städtebaulichem Gebiet im besonderen erhoben wurden, 
zurückzuweisen oder auf die zugrundeliegenden Mißverständnisse zurückzu- 


*) Um ständige Wiederholung zu vermeiden, wird weiterhin der „Deutsche 
Verein für öffentliche Gesundheitspflege" durch die Abkürzung „D. V. f. ö. Ö.“ 
ersetzt. 
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führen*). Wenn dann schließlich der Verfasser, um das gleich vorgreifend 
zu erwähnen, bezüglich der Wahl der Bauweise, der Frage, ob Einfamilien¬ 
haus oder Mietskaserne usw., zu demselben Endresultat kommt wie Voigt- 
Gel dner und andere, welche diese Fragen Überwiegend vom wirtschaft¬ 
lichen und technischen Standpunkte aus behandeln, so könnte das dartun, 
daß Hygiene und Teohnik hier sehr wohl Hand in Hand gehen können und 
kein Grund zu so heftiger Polemik vorliegt, wie sie obige Autoren und 
andere einschlagen. 

Des weiteren möchte Verfasser aber auch die Ärztewelt, für welche 
gleichfalls diese und ähnliche Fragen großes Interesse haben, mehr als es 
bisher vielfach der Fall ist, für diese Materie interessieren. Die Ärzte sind 
ja doch vor allem dazu berufen, die Anschauungen und Lehren der Hygiene 
in weitere Kreise zu tragen und als Vermittler zwischen Wissenschaft und 
Praxis auf klärend und belehrend auf die Laien einzuwirken. Aber gerade 
auch bei der Wohnungsfürsorge für die ärmeren Volksklassen, also bei der 
Frage der Kleinwohnungen, ist die Mitarbeiterschaft der Ärzte wertvoll und 
wichtig. Gerade sie sind es ja, vor allem die Armenärzte, welche am 
genauesten die Wohnverhältnisse der unbemittelten Volksklassen kennen 
lernen; sie wissen am besten zu würdigen, welche außerordentlichen 
Schwierigkeiten für eine einigermaßen gesundheitsgemäße Lebensführung, 
namentlich aber auch für die Kinderaufziehung und die Krankenpflege hier 
oft die Wohnverhältnisse bilden. Ihnen gebührt daher mit an erster Stelle 
das Wort, wenn es sich um Fragen der Wohnungsfürsorge für Leute mit 
kleinem Einkommen handelt. Andererseits darf nicht verkannt werden, 
daß manche derselben infolge der idealen Lebensauffassung, die ja ihr 
ganzes Berufsleben durchzieht und sie veranlaßt hat, den dornenvollen 
Beruf des praktischen Arztes zu ergreifen, in ihren diesbezüglichen Forde¬ 
rungen zu weit gehen, allzu sehr Ideale anstreben. Um so wichtiger ist 
es, daß auch sie sich mit den engen Grenzen bekannt machen, welche die 
Rücksicht auf die wirtschaftlichen Möglichkeiten bei der Wohnungsbeschafifung 
für die ärmeren Volksklassen, zum mindesten in den großen Städten, nun 
einmal gebieterisch fordert. Gerade deshalb sollen wirtschaftliche Fragen 
möglichst mit in den Bereich der Betrachtung gezogen werden, und so 
mögen es die engeren Fachgenossen verzeihen, wenn manches mit unter¬ 
läuft, was dem Fachmann bekannt ist. 

Der primitive Urzustand der menschlichen Heimstätte war überall die 
isoliert liegende Hütte, wenn man so sagen will, das „Einzel- oder Ein¬ 
familienhaus “. Erst bei weiterem Fortschreiten der Kultur traten an Stelle 
dieser noch zerstreut liegenden Anwesen kleinere und größere Ansiedelungen, 
als Weiler, Dörfer, Ortschaften, aber immer noch liegen die einzelnen Häuser 
getrennt durch Hof und Garten, immer noch bleibt das einzelne Haus die 
Heimstätte nur einer einzigen Familie mit ihrem Anhang. 

*) Verfasser glaubt sich um so mehr zu dieser Aufgabe berechtigt, als er 
sich bemüht hat, nach mehljähriger wissenschaftlicher Tätigkeit am hygienischen 
Institut zu München durch ein dreijähriges, ausschließlich technischen und archi¬ 
tektonischen Fragen gewidmetes Studium an verschiedenen technischen Hoch¬ 
schulen mehr Fühlung und Verständnis für die praktischen Fragen der Wohnungs¬ 
und Städtehygiene zu gewinnen, als das bei dem herkömmlichen Studiengang der 
Hygiene möglich ist. 
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Je mehr aber das Kulturniveau eines Volkes sich hebt, je mehr diese 
kleinen Siedelungen zu Städten, schließlich zu Großstädten werden, um so 
mehr tritt an Stelle dieser alten, primitiven Wohnform eine neue« Die 
Zwischenräume zwischen den einzelnen Häusern verringern sich immer mehr 
und mehr, bis die Gebäude schließlich in geschlossener Zeile hart aneinander 
stehen, an die Stelle der „offenen landhausmäßigen Bebauung“ tritt die 
„geschlossene Bauweise“, der „Reihenbau“. 

Immer aber bleiben diese in geschlossener Zeile stehenden Gebäude 
nooh mehr oder weniger Einfamilienhäuser, ein Wohntyp, wie er ja auch 
jetzt noch in Teilen Englands, Belgiens und Hollands, sowie in einigen 
Städten Nord Westdeutschlands, so in Aachen, Bremen, Teilen Kölns usw. 
erhalten ist oder vorherrscht. 

Erst in dem Maße, wie die Städte sich noch mehr vergrößerten, wie 
namentlich bei uns in Deutschland bei dem allmählichen Übergang vom 
Bauernvolk zum Industriestaat — einem Zustand, der sich ja in allen 
Kulturländern in gleicher Weise einstellt oder eingestellt hat — große 
Mengen wenig seßhafter Arbeiter in die Städte gelangten, vollzog sich ein 
allmählicher Umschwung im Wohnungswesen. Immer mehr machte sich 
das Bedürfnis nach einer Wohnform geltend, die diesen gänzlich veränderten 
Bedingungen, vor allem der in der Industrie beschäftigten Bevölkerungs¬ 
klasse Rechnung trägt. So entstand denn eine neue Wohnform, die zwar 
auch früher schon in Anläufen vorhanden war, aber doch verschwindend 
gering gegen das Eigenhaus. Die Platzbeschränkung, der Wunsch, mög¬ 
lichst viele Menschen auf dem knapp und deshalb wertvoll gewordenen 
städtischen Untergrund unterzubringen, zwang zu einer intensiveren Terrain¬ 
ausnutzung, als es das neue, nur wenige Stookwerke besitzende und oben¬ 
drein vielfach freiliegende, von Hof und Garten umgebene Einfamilienhaus 
erlaubte. Und so häuften sich denn die einzelnen Wohnstätten nicht nur 
neben-, sondern auoh übereinander: an Stelle des Kleinhauses, des Ein¬ 
familienhauses trat die Mietswohnung und ihre Häufung, das Etagenhaus, 
die Mietskaserne, wie man heutzutage vielfach mit verächtlichem Bei¬ 
geschmack zu sagen pflegt. 

So weit war also alles seinen ganz natürlichen Weg gegangen, hatte 
sich in völlig zweckentsprechender Weise den veränderten Bedingungen, 
unter denen jetzt ein großer Teil der städtischen Bevölkerung lebte, an¬ 
gepaßt, und brauchte deshalb, vorsichtig gesprochen, absolut nicht schlecht 
zu sein. Deshalb lag denn auch, wie bei allem, was sich als vollkommen 
logische Konsequenz natürlicher Entwiokelung vollzieht, kein Grund vor, 
sich darüber aufzuregen. So Anden wir denn im Gegenteil, daß einsichts¬ 
volle Staatslenker schon vor langer Zeit den hohen Wert der Mietskaserne 
erkannt haben und sie geradezu protegierten. So ist ja schon von Friedrich 
dem Großen bekannt, daß er die Mietswohnung in Berlin zur Einführung 
zu bringen suchte. 

Bei weiterer Entwickelung dieses neuen Wohnsystems stellten sich aber 
doch ernstliche Mißstände ein. Dasselbe Moment, welches überhaupt den 
Bau von Mietswohnungen veranlaßte, nämlich der Wunsch oder die Not¬ 
wendigkeit, mit dem knapp gewordenen Raum haushälterischer umzugehen, 
trieb auch zu Auswüchsen, zu einer derart intensiven Ausnutzung des vor- 
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handenen Raumes in horizontalem und vertikalem Sinne, daß erhebliche 
gesundheitliche Mißstände eintreten mußten. 

Um also gleich vorgreifend zu bemerken, nicht das System an und für 
sich, sondern diese Auswüchse waren es, die für die in der Folgezeit auf¬ 
tretenden sanitär bedenklichen Zustände verantwortlich zu machen waren. 
Diesen Umstand hatte man allerdings anfänglich, als die heftige Reaktion 
gegen diese Mißstände einsetzte, vielfach übersehen. 

Ein besonderes Moment kam hier erschwerend hinzu. So lange das 
Einfamilienhaus vorherrschte, jeder sein eigenes Heim bewohnte, war auch 
jeder mehr oder weniger sein eigener Bauherr. Darin lag eine gewisse 
Garantie für zweckentsprechenden und wenigstens in wichtigen Dingen nicht 
direkt gesundheitsschädlichen Bau. Denn jeder spürte die Schäden alsbald 
am eigenen Leibe und trachtete demnach nach Besserung. 

Mit dem Überwiegen der Mietskaserne wurde das anders. Jetzt bildete 
sich ein besonderer Stand heraus, das Bauunternehmertum, welches die 
Herstellung der Wohnungen, speziell der Etagen Wohnungen, als besonderes 
Gewerbe betrieb, nicht um sie selbst zu bewohnen, sondern um sie möglichst 
vorteilhaft zu verkaufen oder zu vermieten. Lange Zeit hat man von seiten 
der Wohnungshygieniker und Politiker diesem Stande fast feindselig gegen¬ 
übergestanden. Es fehlte nicht an Leuten, auch heutzutage gibt es noch 
solche, die in jedem Miethausbesitzer und jedem Bauunternehmer einen 
gewissenlosen Halsabschneider oder Spekulanten erblicken wollen, der sich 
auf Kosten seiner Mieter bereichern wolle. Auf diesem Gebiete hat sich in 
den letzten Jahren ein erfreulicher Umschwung vollzogen. Man hat ein- 
gesehen, daß dieser Stand so gut wie jeder andere die Berechtigung nicht 
nur, sondern auch die Pflicht hat, aus seinem Gewerbe entsprechenden 
Nutzen zu ziehen, um damit die Mittel zum eigenen Unterhalte sowohl als 
auch dem der Familie aufzubringen. Man hat fernerhin auch eingesehen, 
daß dieser Stand aus einem zwingenden Bedürfnis heraus entstanden ist, 
daß der Übergang zur Mietswohnung unbedingt dazu führen mußte, ohne 
denselben überhaupt undenkbar war, und so wird jetzt fast allgemein aner¬ 
kannt, daß das gewerbsmäßige Bauunternehmertum große, wichtige Auf¬ 
gaben zu erfüllen hat und auch tatsächlich erfüllt hat. Diese veränderte 
Auffassung spricht sich auch deutlich in den letzten Verhandlungen des 
D. V. f. ö. G. aus. So führte Stübben als Referent desselben schon 1900 
auf der Versammlung in Trier aus 8 ), „daß die private Bautätigkeit eben 
durch das berufsmäßige Bauunternehmertum nicht entbehrt werden könne 
und daher alles sorgfältig vermeiden müsse, was einer gesunden Privat¬ 
tätigkeit hindernd in den Weg trete tt . 

Dieses an und für sich wohlberechtigte Streben nach Erwerb trieb 
allerdings in der Zeit des rapiden Wachstums der Großstädte, so etwa um 
die Mitte des vorigen Jahrhunderts, wie nun einmal damals die Verhältnisse 
lagen, zu einer übertriebenen, weil über den Rahmen der gesundheitlichen 
Interessen hinausgehenden Intensität der Bebauung, weil dadurch ja die 
Rente, die aus dem betreffenden Grundstück herausgewirtschaftet werden 
konnte, stieg. 

So entstanden denn jene für die Innenzonen mancher älteren Städte 
fast typischen Viertel, in denen an schmalen Straßen, die für die ursprüng- 
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lieh nur ein- und zweistöckigen Häuser bestimmt und dafür auch völlig 
breit genug waren, vielstöckige Gebäude sich türmten, die oft die Straßen¬ 
breite um ein vielfaches überragten. Während früher nur die Straßenfront 
der Baublöcke mit Gebäuden belegt wurde, die zwischenliegenden Hinter¬ 
terrains aber als Gärten und Hofräume frei blieben und so eine Versorgung 
der rückwärts gelegenen Räume mit Luft und Licht garantierten, wurden 
jetzt auch diese zur Bebauung herangezogen. Es entstanden die Hinter¬ 
häuser und Hinterwohnungen, die oft untereinander und dem Vordergebäude 
so nahe auf den Leib rückten, daß die zwischenliegenden Höfe immer mehr 
zu engen Lichtschächten wurden, die auch den denkbar geringsten An¬ 
sprüchen an Luft- und Lichtversorgung nicht mehr genügten und obendrein 
io ihrem untersten Teile vielfach als Ablagerungsstätte für den Haus- und 
Straßenkehricht, den Müll usw. dienten. Stadtteile dieser Art findet man 
ja noch vielfach in den Zentren alter Städte, wenn auch die Neuzeit energisch 
mit dem alten Gerümpel aufgeräumt hat. 

Beim Anblick derartiger Zustände fühlt sich der Hygieniker versucht, 
zu fragen, wie früher die Verwaltungsorgane der Städte so etwas entstehen 
lassen konnten. Aber es war damals alles so natürlich gekommen. Die 
enormen Menschenmengen, die in die sich rapid vergrößernden Städte 
hineinströmten, wollten untergebracht sein, und zwar möglichst nahe dem 
Geld und Erwerb versprechenden Zentrum derselben und diesem Wunsche 
kamen die Grundbesitzer und Unternehmer nur allzu bereitwillig nach. 
Heutzutage würde man fragen: wo blieb denn die Bauordnung, die Bau¬ 
polizei? Die hätte doch hemmend und regulierend eingreifen müssen? Aber 
eine Bauordnung im modernen Sinne, also eine Sammlung von Bau* 
beschränkungen aus überwiegend gesundheitlichen Interessen gab es damals 
noch nicht. Solange jeder sein eigen Heim baute, war sie nicht nötig, und 
als dann die ungeahnt schnelle Entwickelung der Städte kam, konnte man 
sie nicht ohne weiteres aus der Erde stampfen. Auch heutzutage braucht 
die Aufstellung und selbst nur die Revision baupolizeilicher Bestimmungen 
lange Zeit, wie viel mehr aber damals, wo noch keine entsprechenden Vor¬ 
bilder zur Verfügung standen. 

So darf man sich derlb nicht wundern, daß die Bauordnungen den 
Ereignissen hinten nachhinkten. Erst als vieles recht schlecht geworden 
war, erkannte man langsam, wie man es besser hätte machen können, und 
wie so oft, folgten den schlechten Sitten erst die guten Gesetze nach. Der 
um die gesundheitliche Entwickelung der Städte hochverdiente Oberbürger¬ 
meister Adiek es von Frankfurt a. M. hat die Entwickelung der Bauord¬ 
nung einmal treffend charakterisiert, indem er sagte 4 ): 

„Ursprünglich habe es sich hierbei nur um die Fragen der Feuersicherheit 
und Festigkeit gehandelt, später habe man auch die Anforderungen des Ver¬ 
kehrs berücksichtigt, aber erst in neuerer und neuester Zeit sei sie unter den 
immer gebieterischer hervortretenden Gesichtspunkten der Gesundheitspflege 
und der Sozialpolitik ein wichtiger Bestandteil der gesamten öffentlichen Woh¬ 
nungsfürsorge geworden." 

Damit ist gleichzeitig der Hauptgrund angegeben, weshalb man in jener 
Sturm- und Drangperiode der Städte noch keine entsprechende Bauordnung 
hatte. Es fehlte eben überhaupt noch das Verständnis für öffentliche Gesund- 
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heitspflege, und so dachte man naturgemäß auch nicht daran, die durch die 
bauliche Entwickelung der Städte gefährdete Gesundheit ihrer Bewohner 
zu schütsen. 

Überhaupt hatte mau diese Gefahren als solche noch nicht erkannt. 
Dazu bedurfte es erst noch ziffernmäßiger Aufschlüsse über die Gesundheits- 
Verhältnisse der Großstädte, speziell auch Zahlenangaben, die einen Ver¬ 
gleich gestatteten zwischen den Gesundheitsverhältnissen von Stadt und 
Land und so die ungünstigeren Verhältnisse der ersteren hätten dartun 
können. 

Da trat gegen Mitte des vorigen Jahrhunderts ein Wendepunkt ein; 
ein neuer Faktor kam in das gesundheitliche Dasein der Städte. Mit der 
rapiden Vergrößerung derselben, der damit verbundenen Hebung des natio¬ 
nalen Wohlstandes hatten auch die Wissenschaften sich mächtig entfaltet; 
alte waren ausgebaut worden uud neue aufgetaucht. So hatte sich von 
den medizinischen Wissenschaften ein Zweig abgegliedert, welcher sich im 
Anschluß an die bahnbrechenden Arbeiten von Pettenkofers den Schutz 
der Gesundheit, speziell auch den staatlichen Schutz derselben als Haupt- 
arbeitsfeld erwählte. Diese junge, sich mehr und mehr von der medizini¬ 
schen Mutterwissenschaft loslösende, zur Selbständigkeit emporstrebende 
Wissenschaft, die Hygiene, hat von Anfang an ihr Hauptaugenmerk den großen 
Städten zugewandt. Hier waren ja die sanitären Mißstände am augen¬ 
fälligsten; hier verlangten sie am dringendsten Abhilfe. So begann man 
sich denn immer mehr für die Gesundheitsverhältnisse und Todesfälle in 
Stadt und Land zu interessieren und versuchte entsprechende Statistiken 
aufzustellen. Da erfuhr man denn alsbald, wie außerordentlich viel un¬ 
günstiger damals die diesbezüglichen Verhältnisse in den großen Städten 
waren als auf dem Lande. Man lernte, daß in vielen derselben die Zahl 
der jährlichen Todesfälle die Zahl der Geburten weit übertraf, daß sich die¬ 
selben also nur durch steten Zuzug vom Lande auf ihrer Zahl erhalten 
konnten und daß man sie nicht mit Unrecht als die großen Gräber der Land¬ 
bevölkerung ansehen mußte. 

Späterhin lehrten hauptsächlich englische Statistiken, daß die Gesund- 
heitsVerhältnisse in den Städten sich parallel* der Wohndichtigkeit ver¬ 
schlechterten, daß zwischen dieser und den Sterblichkeitsziffern ein direkter 
Zusammenhang bestehe insofern, als eben überall da, wo mehr Menschen 
auf engem Raume zusammenwohnten, auch die Zahl der Todesfälle eine 
relativ größere sei. Wir wissen heutzutage, daß diese Statistiken nicht ganz 
einwandfrei sind, daß sie nicht nur eine Statistik der Wohndichtigkeit, son¬ 
dern vor allem auch der Wohlhabenheit sind, weil naturgemäß der ärmste 
Teil der Bevölkerung auch am dichtgedrängtesten zusammenwohnt. Über¬ 
haupt lernte man immer mehr einsehen, wie schwer es ist, statistisch ein 
bestimmtes Moment, welches auf das Menschenleben schädigend oder störend 
einwirken könnte, herauszugreifen. Des Menschen Leben ist so vielfachen 
Einwirkungen, so vielen Zufälligkeiten und mit jedem einzelnen Individuum 
völlig wechselnden Bedingungen unterworfen, daß derartige Zahlenangaben 
wohl nie unanfechtbare, einwandfreie Tatsachen ergeben werden. Immerhin 
kann man verstehen, daß obige Statistiken in Verbindung mit den Beobach¬ 
tungen über die äußerst ungünstigen Gesundheitsverhältnisse der Städte 
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überhaupt den Anstoß gaben zu einer erst schwächer, dann aber immer 
stärker auftretenden und immer weitere Kreise heranziehenden Reaktion 
gegen die bestehenden Mißstände in den Städten, speziell in der Bauweise 
derselben. 

Naturgemäß waren es zunächst die Ärzte und Hygieniker als die be¬ 
rufenen Wächter der Yolksgesundheit, die hier nach Abhilfe und Umkehr 
verlangten, aber diesem Rufe folgten bald auch staatliche und städtische 
Behörden, Vertreter der Technik usw., kurz alle, denen das öffentliche Wohl, 
speziell auch die gedeihliche Entwickelung der Städte am Herzen lag. 

In Deutschland wurde der Sammelpunkt dieser Bestrebungen der 
D. V. f. ö. G., der nunmehr seit bereits 30 Jahren besteht und bald eine 
führende Rolle auf dem Gebiete der öffentlichen Gesundheitspflege und 
angewandten Hygiene erlangte. Von Anfang an setzte derselbe neben 
anderem die wichtigen Fragen der Städte- und Wohnungshygiene auf das 
Programm seiner alljährlich stattfindenden Versammlungen. Von der Er¬ 
kenntnis ausgehend, daß vor allem die übertrieben dichte Bebauung und 
die dadurch veranlaßte allzu große Wohndichtigkeit zu bekämpfen seien, 
erstrebte er in erster Linie wieder die Rückkehr zu einer weiträumigen 
Bebauung. Licht und Luft sollten wieder in reichlicher Menge den Häusern 
und Wohnungen zugeführt werden, die Hinterhäuser verschwinden oder 
wenigstens auf ein sanitär unbedenkliches Maß reduziert werden. Weil 
man einsah, daß bei der eigentümlichen Herstellungsweise der städtischen 
Mietswohnungen durch das gewerbsmäßige Bauunternehmertum nur eine 
entsprechend strenge, in erster Linie die gesundheitlichen Forderungen 
berücksichtigende Bauordnung eine gesundheitsgemäße Bebauung der Städte 
erzwingen könne, wandte man dieser wichtigen Frage ein besonderes 
Interesse zu. 

Dank der führenden Rolle, welche der genannte Verein alsbald auf 
dem Gebiete der öffentlichen Gesundheitspflege einnahm, dank dem leb¬ 
haften Interesse, mit welchem die Behörden, die Regierungskreise usw. den 
Verhandlungen des Vereines folgten, gelang es in unerwartet kurzer Zeit, 
eine ganze Reihe von Städten zur Einführung der in demselben vor¬ 
geschlagenen Reformen zu veranlassen. Man kann wohl ohne Übertreibung 
sagen, daß die Mehrzahl unserer deutschen Großstädte, speziell die Stadt¬ 
erweiterungsgebiete, ihr gegenwärtiges Gepräge den Anschauungen des 
D. V. f. ö. G. verdanken, speziell der von ihm lange Zeit warm befürworteten 
Zonenbauordnung. 

Um die Erfolge, welche die Tätigkeit des Vereins auf diesem Gebiete 
begleiteten, voll und ohne Ungerechtigkeit würdigen zu können, muß man 
sich zunächst lediglich auf die rein gesundheitliche Seite der Sache be¬ 
schränken; speziell muß man die ästhetische Seite, die Frage, ob denn auch 
vom künstlerischen Standpunkte aus die Wandlungen, die sich im Leben der 
Städte vollzogen, eine Besserung bedeuteten, außer acht lassen; nicht minder 
die wirtschaftliche Seite, die Frage, ob sich denn diese Bestrebungen in 
dem anfänglich vertretenen Umfange mit den wirtschaftlichen Möglichkeiten, 
dem hohen Preise des städtischen Baulandes usw., vereinbaren ließen. Bei 
den schreienden Mißständen, die sich damals überall in den Städten zeigten, 
bei den äußerst ungünstigen Gesundheitsverhältnissen derselben, angesichts 
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der großen Verheerungen, welche die großen Volksseuchen in der städtischen 
Bevölkerung anrichteten, war es nicht wunderbar, daß man sich anfänglich 
ausschließlich der gesundheitlichen Seite des Städtebaues zuwandte und 
nicht daran dachte, ängstlich dieselbe gegenüber den übrigen mitlaufenden 
und gleiche Beachtung beanspruchenden Interessen abzuwiegen. Dazu 
waren auch diese letzteren, also namentlich die ästhetischen und wirtschaft¬ 
lichen Gesichtspunkte, noch viel zu wenig sicher begründet. Um so mehr 
konnte und mußte man sich anfänglich auf die hygienischen Fragen be¬ 
schränken, erst hier die dringend nötige Besserung schaffen und dann die 
Annäherung an die übrigen Forderungen suchen. 

Von diesem Standpunkte aus betrachtet muß wohl allgemein zugegeben 
werden, daß die Erfolge des D. V. f. ö. G. geradezu beispiellos waren. Es 
ist ja allgemein bekannt, wie außerordentlich sich in den letzten Dezennien 
unter der Einwirkung der mannigfachen hygienischen Maßnahmen die Ge¬ 
sundheitsverhältnisse unserer Großstädte gebessert haben, wie die Sterblich- 
keitsziffern von 30 und mehr auf 20 und weniger herabgesunken sind und 
gegenwärtig die Gesundheitsverhältnisse in denselben die gleichen, mancher¬ 
orts selbst bessere sind als auf dem Lande, ein Erfolg, der früher geradezu 
unmöglich schien. Selbstverständlich haben an dieser Aufbesserung eine 
ganze Reihe der verschiedensten Faktoren mitgewirkt, so namentlich die 
enormen Fortschritte, welche die medizinische Wissenschaft seit dem Ausbau 
der Bakteriologie in der Bekämpfung der ansteckenden Krankheiten gemacht 
hat. Aber jeder, der weiß, wie wesentlich bei der Entstehung und Ver¬ 
breitung der Volkskrankheiten die Wohnverhältnisse sind, wie überall da, 
wo viele Menschen dichtgedrängt in engen, finsteren und namentlich über¬ 
füllten Wohnungen beisammen wohnen, die Gelegenheit zur Übertragung 
der ansteckenden Krankheiten am günstigsten ist und auch sicherlich die 
meisten Infektionen Vorkommen, wird verstehen, daß derartige Erfolge nur 
erzielt werden konnten bei einer gleichzeitig mit den vorher zitierten Er¬ 
rungenschaften sich vollziehenden Aufbesserung der Wohnverhältnisse, über¬ 
haupt der baulichen Verhältnisse der Städte. Diese verdanken wir aber 
fast ausschließlich den Bestrebungen des D. V. f. ö. G., der immer und 
immer wieder nach Besserungen und Abhilfe auf diesem Gebiete verlangte, 
und nicht zum wenigsten auch den Männern, die seit Jahrzehnten fast zu 
Referenten für die betreffenden Themata erwählt waren. 

Wer würde bei diesen zweifellos großen Erfolgen den Bestrebungen 
der Hygieniker, dem D. V. f. ö. G. einen Vorwurf daraus machen, daß er 
vielleicht anfänglich in seinen städtebaulichen Bestrebungen in manchen 
Punkten etwas weiter ging, als unumgänglich nötig war, darüber klagen, 
daß die hygienischen Interessen tatsächlich lange Zeit im Vordergründe der 
Interessen im Städtebau und bei Stadterweiterungen gestanden haben. Wer 
das tut, muß doch völlig vergessen bzw. kann nie gewußt haben, wie elend 
es noch vor einigen Dezennien um die Gesundheitsverhältnisse der Städte 
bestellt war. Er kann sich nie klar gemacht haben, daß eine moderne 
Großstadt nicht einfach ein Ding ist, das von selbst ohne viel Zutun heran¬ 
wächst, sondern, vom gesundheitlichen Standpunkte betrachtet, ein Problem 
ist, das nur durch eine Reihe von einschneidenden hygienischen Maßnahmen 
ermöglicht wird, wenigstens mit den günstigen Gesundheitsverhältnissen, 
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wie sie heutzutage iu der Mehrzahl unserer Städte bestehen. Er kann nie 
darüber nachgedacht haben, was aus unseren Städten würde, wenn sie jetzt 
auf einmal all’ der hygienischen Einrichtungen entbehren sollten, seien es 
nun Kanalisation, Wasserleitung, Bauordnung, Wohnungskontrolle, Nah¬ 
rungsmittelkontrolle und tausend anderes mehr. Sonst müßte er einsehen, 
daß auch heutzutage noch die hygienischen Interessen im Vordergründe der 
städtebaulichen Bestrebungen stehen müssen, daß sie überhaupt erst die 
Großstadt und insofern die Beachtung und Wahrung der übrigen mitlaufen¬ 
den Interessen ästhetischer, wirtschaftlicher und verkehrstechnischer Art 
ermöglichen. 

Das wird allerdings vielfach nooh von seiten der übrigen Interessenten 
an Städtebaufragen übersehen. Dem unbefangenen Beobachter der ein¬ 
schlägigen Literatur muß auffallen, wie häufig noch immer über die Be¬ 
strebungen der Bau-, Wohnungs- und Städtehygiene abfällig geurteilt wird, 
wie häufig speziell auch die Bestrebungen des D. V. f. ö. G. auf dem Ge¬ 
biete des Städtebaues angegriffen werden. 

So schreibt z. B. Rettig, einer der verdienstvollsten Vorkämpfer zu¬ 
gunsten der wirtschaftlichen Interessen im Städtebau in seinem sonst so 
trefflichen Gutachten zur Stuttgarter Stadterweiterung 5 ): 

„Was die hygienischen Interessen betrifft, so weiß man, daß sie überall 
das dominierende Schlagwort für die moderne Stadterweiterung geworden sind, 
Ihre Pflege, und sollte sie noch so* einseitig und schablonenhaft sein, sichert 
jedem Stadterweiterungsprojekt von vornherein den Beifall zahlreicher hygieni¬ 
scher Autoritäten, die über laute Stimmen verfügen. Um so dringender wird 
die Pflicht des Sozialpolitikers, darauf hinzuweisen und zu zeigen, daß auch die 
großstädtische Gesundheitspflege nicht lediglich ein technisch hygienisches 
Problem ist, das mit wissenschaftlichen Formeln und im Laboratorium des For¬ 
schers von einem Platz aus für alle anderen gelöst werden kann, sondern daß 
es sich auch hier vor allem um eine breite, soziale, aber in ortseigentümlichen 
Rahmen gefaßte Angelegenheit handelt. 14 

Jeder wird sich wohl völlig mit dem letzten Teile dieser Ausführungen 
einverstanden erklären, insbesondere auch alle Hygieniker, die sich ernstlich 
mit Städtebaufragen befassen. Im übrigen scheint aber auch Rettig mit 
anderen zu vergessen, daß die Hygiene nicht von selbst das „dominierende 
Schlagwort a geworden ist, sondern nur deshalb, weil sie tatsächlich in 
unseren modernen Städten so große Erfolge errungen hat, weil sie hier 
nicht als Luxus auftritt, sondern als conditio sine qua non. Und des wei¬ 
teren, daß „hygienische Autoritäten“ gleichfalls nicht einfach der Wunsch, 
als solche aufgefaßt zu werden, gezeitigt hat, sondern im allgemeinen auch 
in der Hygiene der gleiche Grundsatz wie auch sonst gilt, daß nur diejenigen 
zu anerkannter Autorität gelangen, die es durch entsprechende Leistungen 
und entsprechendes Wissen verdient haben, und daß diesen dann auch ein 
gutes Recht zukommt, über „laute Stimmen“ zu verfügen. Wenn Rettig 
dann weiterhin 6 ) die Tatsache anführt, „daß das heutige Stuttgart eine erheb¬ 
lich geringere Sterblichkeit aufweist als das umliegende Land“ und hieraus 
den Schluß zieht, „daß die Gefahr für die Gesundheit der Bewohner an sich 
schon in ungeheuerlicher Weise übertrieben worden oder die nachteilige 
Wirkung gar nicht vorhanden oder doch so gering sei, daß sie durch die 
sonstigen gesundheitlichen Vorteile, die das Leben in der Stadt bietet, nicht 

Viexteljahrssohrift ftir Gesundheitspflege, 1906. 25 


Digitized by Google 



886 


Dr. med. Gemünd, 


nur völlig beseitigt wird, sondern daß dadurch in der Stadt überdies noch 
ein wesentlich besserer Gesundheitszustand erzielt werden kann, als er auf 
dem Lande vorhanden ist tt , so ist er auch darin im Recht, oder teilweise im 
Recht. Er vergißt aber hier anscheinend ganz, daß die gesundheitlichen 
Vorteile des städtischen Lebens keineswegs als selbstverständliches Gut mit 
der Stadt verknüpft sind, sondern nur dank der unablässigen Bemühungen 
der Hygiene erzielt wurden und an Stelle der früheren gesundheitlichen 
Nachteile getreten sind. Demnach hätte also Rettig billigerweise seinen 
Folgerungen den weiteren Schluß hinzufögen müssen, wie unbedingt nötig 
und wichtig die Wahrung der hygienischen Interessen sei, während er eher 
die Tatsache, daß das heutige Stuttgart so erheblich geringere Sterblichkeit 
aufweist als das umliegende Land, zu dem Schluß verwenden möchte, daß 
man jetzt die Hygiene etwas zur Seite schieben könne. 

Allerdings waren ja die hygienischen Forderungen und ihre Berück¬ 
sichtigung im Stuttgarter Stadterweiterungsplan, gegen die sich Rettig 
wandte, sehr hoch gespannt und gingen wohl vielfach über das unbedingt 
Nötige hinaus. Das ist um so bedauerlicher, als ja ohnehin von seiten der 
Technik vielfach die Hygiene als unbequeme Schulmeisterin, ihre Forde¬ 
rungen als hemmender Zwang empfunden wird und übertriebene, namentlich 
mit den wirtschaftlichen Möglichkeiten unvereinbare Forderungen dies 
bittere Gefühl noch mehr aufkommen lassen. Sicherlich liegt aber diese 
Mißachtung odef wenigstens Geringschätzung, denen der Hygieniker vielfach 
noch in den Kreisen der Techniker begegnet, zum großen Teil auch daran, 
daß dieselben vielfach sich absolut nicht klar sind über die Ziele und Auf¬ 
gaben und die Notwendigkeit der hygienischen Forderungen. Dazu mag 
beitragen, daß an den wenigsten Hochschulen Vorlesungen und Kurse über 
Hygiene gehalten werden, und selbst da, wo es der Fall ist, den Studieren¬ 
den nicht ihr Besuch zur Pflicht gemacht ist. Diese völlige Ignorierung 
führt natürlich nicht zur gegenseitigen Wertschätzung. 

Auch Voigt-Geldner geben ihrem Mißmut gegen die hygienischen 
Anforderungen vielfach Ausdruck, so in der anfänglich zitierten Bemerkung: 
„die Wohnungshygiene scheine auf den Ruf einer exakten Wissenschaft 
keinen Wert zu legen“ 7 ). Diese Bemerkung ist bereits von Nussbaum 8 ) 
in seiner Besprechung der Schrift Voigt-Geldners widerlegt worden und 
Verfasser möchte dessen treffenden Ausführungen nur hinzufügen, daß die 
Verfasser sicherlich nicht zu einer so weittragenden, verallgemeinernden 
Behauptung gelangt wären, wenn sie etwas mehr die wirklich wissenschaft¬ 
lich geschriebenen Werke und Aufsätze auf dem Gebiete der Hygiene ge¬ 
kannt hätten und vor allem auch sich über die tatsächlichen Leistungen 
und Erfolge derselben, speziell auf dem Gebiete der Städtehygiene und 
Wohnungshygiene, klar wären. 

Eine derartige Unkenntnis muß natürlich zur Mißachtung der hygieni¬ 
schen Wissenschaft führen. Wenn jemand nichts davon weiß, wie elend 
früher die Gesundheitsverhältnisse unserer Städte sich gestalteten, wie große 
Epidemien, stets vorhandene Volksseuchen die Bevölkerung dezimierten, 
wie erst seit Einsetzen der hygienischen Bestrebungen die Sterblichkeits¬ 
ziffern sich von Jahr zu Jahr besserten, einzelne derartige Errungenschaften 
fast sofort von greifbaren Erfolgen begleitet waren, wenn man in dem 
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Wahne lebt, die jetzigen relativ günstigen Gesundheit^Verhältnisse unserer 
Städte seien immer so gewesen und beständen ohne besonderes Zutun, dann 
muß die Hygiene allerdings in merkwürdigem Lichte, als völlig überflüssig 
und zwecklos erscheinen. 

Wenn Voigt-Geldner 9 ) weiterhin anführen: „Das Allerneueste auf 
dem Gebiete des Wohnungswesens ist, daß man die hygienischen Anforde¬ 
rungen, wenigstens soweit sie das Innere der Wohnung betreffen, überhaupt 
perhorresziert“, so kann hier doch höchstens der Wunsch Vater des Ge¬ 
dankens sein, denn davon ist trotz aller Mißachtung, der die Hygiene viel¬ 
fach begegnet, doch kaum die Rede. Stübben 10 ) hat bereits bei einer 
Besprechung der Schrift Voigt-Geldners darauf hingewiesen, daß es sich 
hier um ein grobes Verkennen des Strebens nach Erleichterungen für das 
kleine Haus handle. Nicht, weil man die hygienischen Forderungen per- 
horresziert, strebt man solche Erleichterungen an, sondern weil man im 
Gegenteil die vielfachen hygienischen Vorzüge des Einfamilienhauses, natür¬ 
lich nur da, wo es wirtschaftlich möglich ist, einer möglichst großen Zahl 
vonMensohen zuteil werden lassen will, sucht man die vielfach überflüssigen 
Baubeschränkungen, die diesem in gleicher Weise wie dem großen Miets¬ 
hause auferlegt werden, zu reduzieren. 

Am heftigsten und erbittertsten aber sind stets die Angriffe gegen die 
von der Hygiene, speziell vom D. V. f. ö. G. geforderte Weiträumigkeit der 
Bebauung gewesen. Allerdings ist hier tatsächlich des öfteren mit Nach¬ 
druck gegenüber der baulichen Entwickelung, welche die Städte im Anfang 
und um die Mitte des vorigen Jahrhunderts genommen hatten, betont wor¬ 
den, daß nur durch Rückkehr zu einer gewissen Weiträumigkeit der Be¬ 
bauung eine Besserung der Gesundheitsverhältnisse erzielt werden könne; 
ebenso ist hier des öfteren darauf hingewiesen worden, daß das Ideal einer 
Wohnform das Kleinhaus, das Einfamilienhaus sei, aber gerade diese An¬ 
schauung wird auch von den erbittertsten Gegnern der weiträumigen Bau¬ 
weise geteilt; sie alle sind ja Gegner derselben, nicht etwa weil sie dieselbe 
für die schlechtere Bauweise, sondern weil sie dieselbe in unseren modernen 
Städten für wirtschaftlich unmöglich halten. Vielfach ist dann aber die 
Sache von seiten der Gegnerschaft so dargestellt worden, als suchten die 
Hygieniker nun in einseitigster Weise dieses ihr Ideal der Wohnform auch 
überall durchzudrücken, als dächten sie tatsächlich daran, moderne Städte 
aus Landhäuschen „mit Gärtchen drum tt zu erbauen. In diesem Sinne ist 
es doch zu verstehen, wenn Voigt-Geldner 11 ) nach einer Besprechung der 
Wirkung der Zonenbauordnung (die übrigens in dem von ihnen bekämpften 
schematischen Sinne längst verlassen ist zugunsten einer streng den ver¬ 
schiedenen örtlichen Eigentümlichkeiten angepaßten abgestuften Bauordnung) 
fortfahren: 

„An die Stelle der Höhenausdehnung würde die Flächenausdehnung treten. 
Unsere Großstädte würden uferlos ins Land hinausfluten und die Bebauungs- 
grenze sich mit einer Geschwindigkeit vorwärts bewegen, die ein Vielfaches 
der heutigen Geschwindigkeit betragen würde.“ 

Und weiterhin fahren sie fort: 

„Es wäre eine interessante Aufgabe für unsere Städtestatistiker, zu ermitteln, 
eine wie große Fläche unsere Städte bedecken würden und wieviel weiter infolge- 
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dessen die „Verstadtlichung" und damit die Industrialisierung Deutschlands fort¬ 
geschritten wäre, wenn unsere Städte den Idealen der Kleinbaupolitiker, die 
zugleich notwendig Städteexpansionspolitiker sind, entsprächen." 

In Wirklichkeit haben aber auch die „Kleinbaupolitiker“ niemals daran 
gedacht, ihre „Ideale“ schlechtweg überall durchzufübren und die hier ge¬ 
schilderten Zustände herbeizuführen, sondern auch sie oder doch diejenigen 
von ihnen, die ernst zu nehmen sind, haben immer betont, daß diese Ideale 
sich nur da verwirklichen lassen, wo das Baugelände noch reichlich vor¬ 
handen und billig ist, und ein Unterschied gegenüber den Anschauungen 
Voigt-Geldners und anderer besteht höchstens darin, daß die Meinungen 
über die Grenzen, innerhalb deren sich die Ideale tatsächlich durchführen 
lassen (im allgemeinen liegt ja schon in dem Worte „Ideale“ die Konzession, 
daß sie sich nur höchst selten erreichen lassen), etwas auseinandergehen. 

Wer wirklich vorurteilsfrei und aufmerksam, nicht mit der vorgefaßten 
Meinung, als hätten die Hygieniker, der ganze D. V. f. Ö. G., dessen Mit¬ 
glieder hauptsächlich unter jenen „Kleinbaupolitikern“ gemeint sind, Utopien 
angestrebt, die Verhandlungen des genannten Vereines durchsieht, wird 
keineswegs zu der Überzeugung kommen, die Abele 13 ) ausspricht: 

„Von besonderem Interesse ist aus dieser Aufzeichnuog zu entnehmen, wie 
der genannte Verein zwar wiederholt die wirtschaftliche Seite des Städtebaues 
gestreift hat, wie er aber niemals näher darauf eiugegangen ist und insbesondere 
niemals den Versuch gemacht hat, den engen ursächlichen Zusammenhang des 
hygienischen Moments mit dem wirtschaftlichen zu prüfen und nicht nur aus 
den abstrakten hygienischen Forderungen, sondern auch atro den wirtschaftlichen 
Möglichkeiten die Grundlagen einer positiven Gesundheitslehre der großen Städte 
zu gewinnen." 

Wenn z. B. Stübben 18 ) als Referent auf der Versammlung des D. V. 
f. ö. G. zu Trier 1900 anführt: 

„Wo der bereits hoch gestiegene Boden wert das große Mietshaus notwendig 
macht, darf die Bauordnung nicht verbietend eingreifen; die wirtschaftlichen 
Schädigungen können sonst leicht schlimmer sein als diejenigen Übelstände, die 
man bekämpfen will. Wo aber die Boden werfe noch mit dem landwirtschaft¬ 
lichen Maße gemessen werden, da hat das polizeiliche Verbot von Mietskasernen 
nicht die geringste üble Wirkung.“ 

wo liegt da eine Mißachtung wirtschaftlicher Interessen oder der Ver¬ 
such, das hygienische Ideal des kleinen, freiliegenden Einfamilienhauses 
überall durchzudrücken? Und doch ist gerade Stübben einer der „wenigen 
Männer“, die nach Abele 14 ) „Jahrzehnte hindurch immer ihre Ansichten 
über das Zuträgliche und Zweckmäßige im Städtebau in den Versammlungen 
des Vereines vortrugen und ihnen durch die Resolutionen des letzteren den 
Anschein einer Beglaubigung seitens der gesamten wissenschaftlichen Welt 
zu gewinnen wußten“; man muß und darf also die hier geäußerten An¬ 
sichten Stübbens auch als die Meinung des genannten Vereines auffassen. 
Das gleiche gilt von der Art und Weise 15 ), wie er später auf der Versamm¬ 
lung zu Dresden 1903 zu der gleichen Frage Stellung nimmt: „Denn wirt¬ 
schaftliche Rücksichten nötigen uns, die Theorie einzudämmen und auf dem 
Boden der Wirklichkeit zu bleiben. In Stadtteilen, wo der Baugrund bereits 
einen allgemein anerkannten Wert und eine bestimmte Höhe besitzt, die in 
Kauf und Beleihung, Nutznießung und Besteuerung zum Ausdruck gekommen 
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ist, da ist diese Werthöhe als etwas Gegebenes zu berücksichtigen. Und 
wenn sie nur zur Rente gebracht werden kann durch Erbauung größerer 
Mietshäuser, dann muß der Sozialpolitiker und Hygieniker vor der wirt¬ 
schaftlichen Notwendigkeit die Segel streichen. Wir sind nicht so einseitig 
und unverständig, zu verlangen, daß die Erweiterung unserer Städte 'sich 
ausschließlich durch den Bau kleiner Einzelhäuser, umgeben von Gärten, 
vollzieht, in denen jedermann seinen eigenen Kohl pflanzt. u Wenn man 
diejenigen Äußerungen, die von den Referenten zugunsten einer weit¬ 
räumigeren Bauweise im D. V. f. ö. G. vorgetragen wurden, ohne weiteres 
mit den Ansichten des Vereines identifiziert, muß man das gleiche mit 
den hier vorgetragenen tun, denn auch sie sind durch die Resolutionen 
desselben und die widerspruchslose Annahme des Referates als solche 
anerkannt worden. Eine ausgiebigere Betonung des wirtschaftlichen 
Standpunktes aber kann wohl kaum gedacht werden; wie reimt sich das 
nun damit, daß der genannte Verein zwar wiederholt die wirtschaftliche 
Seite des Städtebaues gestreift habe, daß er aber niemals näher darauf 
eingegangen sei? 

Nun ist ja allerdings die letztzitierte Äußerung drei Jahre nach Ent¬ 
stehung der Abeleschen Schrift im D. V. f. ö. G. abgegeben worden, man 
braucht aber nur die früheren Referate des gleichen Autors über den gleichen 
Gegenstand durchzusehen, um ähnliche Gedanken, wenn auch vielleicht nicht 
so präzisiert, wiederzufinden. So z. B. bereits im Jahre 1896 in der Ab¬ 
handlung über Städtebau im Handbuch der Hygiene 16 ). Auch hier ist die 
Rücksichtnahme auf die wirtschaftlichen Interessen ausdrücklich betont und 
für die einmal bestehenden Werte in den Vordergrund gestellt. Auch der 
Gedanke der abgestuften Bauordnung und der ihr vorausgegangenen Zonen¬ 
bauordnung, die ja in dem D. V. f. ö. G. ihren Hauptbefürworter fand, ist 
direkt wirtschaftlichen Grundsätzen entsprungen. Gerade die Überlegung, 
daß es nicht angängig sei, das ganze Stadtgebiet einheitlich mit der Bau¬ 
ordnung zu fassen, sondern daß es nötig sei, dieselbe entsprechend den 
von außen nach innen stetig zunehmenden Bodenwerten in ähnlicher Weise 
abzustufen, um so doch die verschiedenen Grundstücke in gleicher Weise 
zur Rente bringen zu können, die Überlegung, daß vor allem die einmal 
bestehenden hohen Werte im Stadtinnern, im Stadtkern in ausgiebigster 
Weise berücksichtigt werden müssen, ist doch eine offensichtliche Rücksicht¬ 
nahme auf wirtschaftliche Verhältnisse. Wenn demnach Stübben selbst bei 
seiner Besprechung des Voigt-Geldnersehen Werkes zu dem Schluß 
kommt 17 ), 

„daß die in demselben für die Praxis, besonders das Bauordnungswesen ge¬ 
zogenen Folgerungen von dem, was heute fast allgemein (auch im D. V. f. ö. G.) 
als richtig erkannt und ausgeübt wird, nicht so abweichend sind, wie man nach 
der Lebhaftigkeit des theoretischen Kampfes erwarten sollte", 

so wird ihm wohl jeder, der unbefangen dem Verlauf der Dinge gefolgt ist, 
darin recht geben. 

Auch die vielfachen Versuche, dem D. V. f. ö. G. das Bestreben unterzu¬ 
schieben, er beabsichtige überhaupt die Unterdrückung der Mietswohnungen 
und der Mietskaserne, beruhen auf ähnlichen Entstellungen oder Übertrei¬ 
bungen. Allerdings gehen ja die Ansichten darüber, was man als Miets- 
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kaserne bezeichnen darf oder soll, ziemlich auseinander. Im allgemeinen 
versteht wohl der Laie unter Mietskaserne jedes größere Mietshaus, sagen 
wir mit vier oder fünf Geschossen und entsprechend großer Eamilienzahl; 
das wäre also die allgemein gehaltene Definition der Mietskaserne im wei¬ 
teren Sinne. Mietskasernen dieser Art hat wohl nie der D. V. f. ö. G. für 
unzulässig erkannt. So schreibt S t ü b b e n 1S ) 1903 über diesen Gegenstand: 

„Aber auch das kleine Mietshaus ist gesundheitlich nicht zu beanstanden, 
selbst das mittelgroße Mietshaus ist erträglich, — bedenklich unter allen Um¬ 
ständen ist die Mietskaserne." 

Aber selbst von dieser gibt er weiterhin zu: „Wenn die Werthöhe 
des städtischen Bodens nur zur Rente gebracht werden kann durch Er¬ 
bauung größerer Mietshäuser, dann muß der Sozialpolitiker und Hygieniker 
vor der wirtschaftlichen Möglichkeit die Segel streichen. tt 

Rudolf Eberstadt zieht den Begriff der Mietskaserne wesentlich 
enger. Er versteht darunter das große vierstöckige Mietshaus mit Hinter¬ 
gebäuden und Höfen, und auch im D. V. f. ö. G. versteht man im wesent¬ 
lichen unter Mietskaserne nur das große Massenmietshaus, etwa mit 20 und 
mehr Familien. Zweifellos ist ein großer Teil unnötiger Polemik dadurch 
entstanden, daß die engere und weitere Definition nicht immer streng ge¬ 
schieden wurde. 

Sicherlich hat der D. V. f. ö. G. von jeher die Mietskaserne im engeren 
Sinne, also Massenmietshäuser von 20 bis 100 Familien, bekämpft oder nach 
Möglichkeit zu bekämpfen gesucht. Dadurch haben dann aber manche die 
Berechtigung zu der Annahme hergeleitet, er sei überhaupt gegen jede Art 
der Mietswohnungen vorgegangen, weil sie selbst unter Mietskaserne jede 
Art von Mietswohnung zusammenfaßten, und so ihre weitere Definition der 
engeren des D. V. f. ö. G. unterschoben. Daraus mag dann die durchaus 
unzutreffende Ansicht entstanden sein, als wolle der D. V. f. ö. G. tatsächlich 
große Städte nur aus frei in Gärten liegenden Kleinwohnungen bzw. Einzel 
familienhäuschen aufbauen. 

Diese ermüdenden Gegenüberstellungen schienen dem Verfasser wichtig, 
weil gerade der Fachhygieniker es doppelt schmerzlich empfinden muß, 
wenn durch derartige und ähnliche Beschuldigungen, die gegen den D. V. 
f. ö. G. und seine Referenten erhoben werden, das Ansehen der Hygiene 
bei der Technik untergraben wird. Ohnehin pflegt vielfach in der Technik 
das Vertrauen auf die hygienische Wissenschaft kein allzu großes zu sein, 
einmal weil eben die nur teilweise in ihrer Begründung auch dem Laien 
verständlichen Forderungen derselben vielfach als unangenehme Belästigung 
empfunden werden, die nicht selten große Kosten machen, während sonst in 
der Technik das ökonomische Prinzip, die Forderung, daß mit möglichst 
wenig Mitteln möglichst viel erreicht werden soll, im weitesten Umfange 
beobachtet werden muß, schon wegen der großen Konkurrenz auf allen Ge¬ 
bieten; dann namentlich, weil die wenigsten Techniker genügende Kennt¬ 
nisse auf hygienischem Gebiete besitzen, eben als Folge des schon erwähnten 
Umstandes, daß die Hygiene, die in so mannigfacher Beziehung zu den 
verschiedensten Zweigen der Technik, vor allem der Architektur und dem 
Bauingenieurfach, tritt, noch auf den allerwenigsten Hochschulen als voll¬ 
berechtigtes Lehrfach anerkannt ist. Für viele Techniker besteht das 
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einzige, was sie von der Hygiene erfahren, in den Verhandlungen des D. V. 
f. ö. G., der ja die bedeutungsvolle Rolle übernommen hat, die theoretischen 
Gesetze der wissenschaftlichen Hygiene auf praktische Fragen anzuwenden 
und daraus allgemeine, für die Praxis gültige Forderungen und leitende 
Ideen abzuleiten. Vielfach werden aber auch diese nicht im Wortlaut, 
sondern nur in den in den technischen Zeitschriften erscheinenden Referaten 
gelesen. Gerade die erwähnten und andere Werke, welche in beschriebener 
Weise gegen den D. V. f. ö. G. und damit gegen die Hygiene als solche 
polemisieren, finden ihre Leser fast überwiegend in technischen Kreisen. 
Kein Wunder also, wenn sich hier mit der Zeit beim Mangel anderweitiger 
Aufklärung der Glaube einnistet, die gesamte Hygiene sei tatsächlich eine 
so unpraktische, aus allerlei Unrichtigkeiten und Trugschlüssen aufgebaute 
Wissenschaft, die obendrein noch nichts Nennenswertes geleistet habe. Um 
so schärfer sind daher alle ganz oder teilweise unrichtigen Anklagen gegen 
den D. V. f. 5. G. im besonderen und die hygienische Wissenschaft im all¬ 
gemeinen zurückzuweisen. 

Daß natürlich auch von seiten einzelner Hygieniker Forderungen 
erhoben wurden, die auf unrichtigen Voraussetzungen beruhten, die tat¬ 
sächlich mit anderen wichtigen Interessen kollidierten und deshalb unaus¬ 
führbar waren, ist selbstverständlich. So ist auch nur zu natürlich, daß in 
dem Eifer, die notorisch schlechten Zustände in den Städten zu bessern, 
die beschriebene Reaktion gegen dieselben anfänglich vielerorts etwas allzu 
heftig einsetzte, daß man ab und zu in das entgegengesetzte Extrem verfiel 
und so neben dringend nötigen Reformen anfänglich noch manches gefordert 
wurde, was sich späterhin als zu weitgehend herausstellte. Das ist ein so 
weitverbreiteter, allgemein menschlicher Fehler, der auch auf tausend anderen 
Gebieten sein Analogon findet, daß es höchst sonderbar wäre, wenn die 
Hygiene in ihren ersten Anfängen davon freigeblieben wäre. Eben deshalb 
braucht man ihr aher auch keinen besonderen Vorwurf daraus zu formu¬ 
lieren. 

So entwickelte sich beispielsweise aus dem Bestreben, mit den ungesunden 
baulichen Verhältnissen der Städte zu brechen, ein förmlicher Vernichtungs¬ 
kampf gegen alles Alte. In dem Bestreben, möglichst viel Luft und Licht 
in die Städte zu lassen, ging man vielfach rücksichtslos jedem alten Bau¬ 
werk zu Leibe. Alte Stadttore, früher ein künstlicher Schmuck der Städte, 
wurden niedergerissen, die alten Dome aus den sie umrahmenden Häusern 
herausgeschält und auf große, zugige Plätze gestellt, alles in dem Streben, 
im Sinne der Hygiene möglichst viel Luft und Licht in die Städte herein zu 
bekommen. Vor allem erklärte man von seiten vieler „Hygieniker“ der 
Mietskaserne den Krieg. Auf einmal wurde man sich schaudernd der Ge¬ 
fahren bewußt, die ein solches Zusammendrängen vieler Familien unter ein 
Dach mit sich bringe. Die Übelstände, die zweifellos mancher der alten 
Zinskasernen anhafteten, wurden ohne weiteres auf alle übertragen, nach 
einigen extremen Mißständen schien jedes größere Mietshaus ein Ort des 
Grauens, eine Stätte, wo in finsteren, lichtlosen Winkeln Not, Elend, Krank¬ 
heit, Verbrechen sich zusammendränge. Man vergaß ganz, daß alle diese 
Dinge doch schließlich nur die Notlage eines kleinen Prozentsatzes jeder 
großstädtischen Bevölkerung darstellten, wie sie sich nun einmal überall an 
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den Parias der menschlichen Gesellschaft bemerkbar macht, daß sie aber 
keineswegs mit der Mietskaserne verknüpft sind oder gar als Folge des 
Wohnens in derselben auftreten, sondern ebenso gut im Kleinhause, im über¬ 
füllten Dreifensterhause, in der freiliegenden Hütte auftreten, sobald sie eben 
solchen Elementen als Schlupfwinkel dient. So kam es, daß das Kleinhaus, 
das vom Garten umrahmte Einfamilienhaus wieder als Ideal der Wohnweise 
anerkannt wurde, und das ja auch mit Recht, daß man es aber in weit 
höherem Maße, als es überhaupt mit dem eigentümlichen Wesen der groß¬ 
städtischen Verhältnisse möglich war, auch in den Städten zur Einführung 
zu bringen suchte. Und weil die Mietskaserne naturgemäß mit der ge¬ 
schlossenen Bauweise vereint war, beide verdanken ja ein und derselben 
Ursache, dem Raummangel, ihre Entstehung, erklärte man auch dieser den 
Krieg; nur in der Rückkehr zur offenen Bebauung erblicken viele die Mög¬ 
lichkeit einer sanitären Reform der Städte. Keineswegs aber gehörte zu 
diesen der D. V. f. ö. G.; diejenigen, die solche extremen Forderungen auf- 
stellten, waren Idealisten, Leute, die mit den praktischen Verhältnissen des 
Wohnwesens der Städte nicht vertraut waren und sich deshalb keine Rechen¬ 
schaft darüber gaben, ob das, was allgemein wohl als Ideal anerkannt wurde, 
auch tatsächlich in der nüchternen Wirklichkeit realisierbar war. 

Das muß ja allerdings zugegeben werden, daß auch von seiten derer, 
die vor den einmal bestehenden Verhältnissen in den Städten Halt machten, 
anfänglich bei Neuanlagen in den Gebieten der Stadterweiterungen in allzu 
umfangreichem Maße Gebiete der offenen, landhausmäßigen Bebauung be¬ 
stimmt wurden, daß man nicht selten um die Altstadt einen Zirkelschlag 
zog und die ganze Außenzone für die erwähnte Bebauungsart bestimmte. 
Wie man bei dem rücksichtslosen Vernichtungskampfe gegen alles Alte 
vielfach die künstlerischen Interessen des Städtebaues völlig außer acht 
gelassen hatte, so vernachlässigte man hier sicherlich mancherseits anfäng¬ 
lich auch die wirtschaftlichen, die Frage, ob denn der teuere städtische 
Untergrund nicht gebieterisch eine intensivere Ausnutzung erheische, ob 
jene Landhaus viertel nicht für den doch relativ sehr geringen Prozentsatz 
der gut situierten Bewohner zu groß bemessen seien und dadurch der ver¬ 
fügbare Raum zur Erstellung von Kleinwohnungen für den unbemittelten 
Teil der Bevölkerung allzu knapp werde. 

So konnte es denn nicht ausbleiben, daß gegenüber der anfänglichen, 
in mancher Hinsicht übertriebenen Reaktion auf dem Gebiete des Städte¬ 
baues allmählich wieder Stimmen zu Recht kommen, die gleich von Anfang 
an zur Vorsicht gemahnt, vor Überstürzung gewarnt hatten, die aber in 
dem Freudentaumel über die bald bemerkbaren Erfolge anfänglich ungehört 
verhallt waren. Schließlich aber zeigte die Entwickelung der Dinge, daß 
sie recht hatten und so veranlaßten sie geradezu eine Gegenströmung gegen 
jene Freilegungswut und die Bestrebungen zur Unterdrückung oder inten¬ 
siven Beschränkung der geschlossenen Bauweise. Nach den Hauptgesichts¬ 
punkten, von denen dieselben ausgingen, kann man geradezu zwei Rich¬ 
tungen unterscheiden, die ich als die ästhetische und die wirtschaftliche 
bezeichnen möchte. 

Die erstere, die ästhetische, ging von folgenden Gedanken aus: Das 
„neue System" hatte nach uud nach zu einer völligen Veränderung des 
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Städtebildes geführt. Die zahlreichen Abbrüche und Freilegungen, die 
langen, oft übertrieben breiten und krampfhaft geraden Straßenzüge, die 
oft ganze Stadtviertel in genau die gleichen, rechtwinkeligen Baubldcke zer¬ 
legten, hatten eine Einförmigkeit und Nüchternheit in die architektonische 
Gestaltung der Städte und der Straßenbilder hineingetragen, die bei den 
künstlerisch empfindenden Verehrern der malerischen Reize alter Städte auf 
lebhaften Widerspruch stieß. Keineswegs aber waren alle diese Dinge 
hygienischen Beweggründen entsprungen, wie mancherseits behauptet wird; 
zum größten Teile verdankten sie ihre Entstehung der gedankenlosen Manier, 
mit der noch vor drei oder vier Jahrzehnten überhaupt Stadtpläne gefertigt 
wurden, die die Neuzeit treffend als Reißbrettmache charakterisiert hat, weil 
es fast den Anschein erweckt, als hätten die damaligen Städtebauer, um 
sich die Arbeit zu erleichtern, die Straßenzüge so geführt, wie sie auf dem 
Reißbrett am bequemsten für den Gebrauch von Schiene und Winkel zu 
zeichnen waren. Hygienische Gesichtspunkte haben dabei sicher keine 
Rolle gespielt. (Schluß folgt.) 
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Die Gesetze, 

betr. die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. 


Die Bekämpfung der gemeingefährlichen und übertragbaren Krank¬ 
heiten steht so im Vordergründe der öffentlichen Gesundheitspflege, daß 
eine Veröffentlichung des Reichsgesetzes vom 30. Juni 1900 und des durch 
die Königliche Verordnung vom 10. Oktober 1905 in Kraft getretenen 
preußischen Gesetzes, betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 
vom 28. August 1905 mit den dazu ergangenen Ausführungsbestimmungen 
vom 7. Oktober 1905 nebst Anlagen in dieser Zeitschrift erforderlich ist. 

Redaktion. 


I. 

Reichsgesetz, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten. 

Vom 30. Juni 1900. 

(Reichsges. - Bl., 8. 306 u. flg.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 
Preußen usw. verordnen im Namen des Reichs nach erfolgter Zustimmung 
des Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 

Anzeigepflioht. 

§ i- 

Jede Erkrankung und jeder Todesfall an 

Aussatz (Lepra), Cholera (asiatischer), Fleckfieber (Flecktyphus), 
Gelbfieber, Pest (orientalischer Beulenpest), Pocken (Blattern), 
sowie jeder Fall, welcher den Verdacht einer dieser Krankheiten erweckt, 
ist der für den Aufenthaltsort des Erkrankten oder den Sterbeort zustän¬ 
digen Polizeibehörde unverzüglich anzuzeigen. 

Wechselt der Erkrankte den Aufenthaltort, so ist dies unverzüglich 
bei der Polizeibehörde des bisherigen und des neuen Aufenthaltsortes zur 
Anzeige zu bringen. 

§ 2 . 

Zur Anzeige sind verpflichtet: 

1. der zugezogene Arzt, 

2. der Haushaltungsvorstaud, 

3. jede sonst mit der Behandlung oder Pflege des Erkrankten be¬ 

schäftigte Person, 

4. derjenige, in dessen Wohnung oder Behausung der Erkrankungs¬ 

oder Todesfall sich ereignet hat, 

5. der Leichenschauer. 

Die Verpflichtung der unter Nr,. 2 bis 5 genannten Personen tritt nur 
dann ein, wenn ein früher genannter Verpflichteter nicht vorhanden ist. 
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§ 3. 

Für Krankheits- und Todesfälle, welche sich in öffentlichen Kranken-, 
EntbindungsPflege-, Gefangenen- und ähnlichen Anstalten ereignen, ist 
der Vorsteher der Anstalt oder die von der zuständigen Stelle damit be¬ 
auftragte Person ausschließlich zur Erstattung der Anzeige verpflichtet. 

Auf Schiffen oder Flößen gilt als der zur Erstattung der Anzeige ver¬ 
pflichtete Haushaltungsvorstand der Schiffer oder Floßführer oder deren 
Stellvertreter. Der Bundesrat ist ermächtigt, Bestimmungen darüber zu 
erlassen, an wen bei Krankheits- und Todesfällen, welche auf Schiffen oder 
Flößen Vorkommen, die Anzeige zu erstatten ist. 

§ 4. 

Die Anzeige kann mündlich oder schriftlich erstattet werden. Die 
Polizeibehörden haben auf Verlangen Meldekarten für schriftliche Anzeigen 
unentgeltlich zu verabfolgen. 

§ 5. 

Landesrechtliche Bestimmungen, welche eine weitergehende Anzeige¬ 
pflicht begründen, werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 

Durch Beschluß des Bundesrats können die Vorschriften über die An¬ 
zeigepflicht (§§ 1 bis 4) auf andere als die im § 1, Abs. 1 genannten über¬ 
tragbaren Krankheiten ausgedehnt werden. 

Ermittelung der Krankheit. 

§ 6 . 

Die Polizeibehörde muß, sobald sie von dem Ausbruch oder dem Ver¬ 
dachte des Auftretens einer der im § 1, Abs. 1 genannten Krankheiten 
(gemeingefährliche Krankheiten) Kenntnis erhält, den zuständigen beamteten 
Arzt benachrichtigen. Dieser hat alsdann unverzüglich an Ort und Stelle 
Ermittelungen über die Art, den Stand und die Ursache der Krankheit 
vorzunehmen und der Polizeibehörde eine Erklärung darüber abzugeben, ob 
der Ausbruch der Krankheit festgestellt oder der Verdacht des Ausbruchs 
begründet ist. 

In Ortschaften mit mehr als 10000 Einwohnern ist nach den Bestim¬ 
mungen des Abs. 1 auch dann zu verfahren, wenn Erkrankungs- oder Todes¬ 
fälle in einem räumlich abgegrenzten Teile der Ortschaft, welcher von der 
Krankheit bis dahin verschont geblieben war, Vorkommen. 

Die höhere Verwaltungsbehörde kann Ermittelungen über jeden ein- 
zeluen Krankheits- oder Todesfall anordnen. Solange eine solche Anord¬ 
nung nicht getroffen ist, sind nach der ersten Feststellung der Krankheit 
von dem beamteten Arzt Ermittelungen nur im Einverständnisse mit der 
unteren Verwaltungsbehörde und nur insoweit vorzunehmen, als dies erforder¬ 
lich ist, um die Ausbreitung der Krankheit örtlich und zeitlich zu verfolgen. 

§ 7. 

Dem beamteten Arzt ist, soweit er es zur Feststellung der Krankheit 
für erforderlich und ohne Schädigung des Kranken für zulässig hält, der 
Zutritt zu dem Kranken oder zur Leiche und die Vornahme der zu den 
Ermittelungen über die Krankheit erforderlichen Untersuchungen zu ge- 
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statten. Auch kann bei Cholera-, Gelbfieber- and Pestverdacht eine Öffnung 
der Leiche polizeilich angeordnet werden, insoweit der beamtete Arzt dies 
zur Feststellung der Krankheit für erforderlich hält. 

Der behandelnde Arzt ist berechtigt, den Untersuchungen, insbesondere 
auch der Leichenöffnung, beizuwohnen. 

Die in §§ 2 und 3 aufgeführten Personen sind verpflichtet, über alle 
für die Entstehung und den Verlauf der Krankheit wichtigen Umstände 
dem beamteten Arzt und der zuständigen Behörde auf Befragen Auskunft 
zu erteilen. 

§ 8. 

Ist nach dem Gutachten des beamteteten Arztes der Ausbruch der 
Krankheit festgestellt oder der Verdacht des Ausbruchs begründet, so hat 
die Polizeibehörde unverzüglich die erforderlichen Schutzmaßregeln zu treffen. 

§ 9 - 

Bei Gefahr im Verzüge kann der beamtete Arzt schon vor dem Ein¬ 
schreiten der Polizeibehörde die zur Verhütung der Verbreitung der Krank¬ 
heit zunächst erforderlichen Maßregeln anordnen. Der Vorsteher der Ort¬ 
schaft hat den von dem beamteten Arzte getroffenen Anordnungen Folge 
zu leisten. Von den Anordnungen hat der beamtete Arzt der Polizeibehörde 
sofort schriftliche Mitteilung zu machen; sie bleiben so lange in Kraft, bis 
von der zuständigen Behörde anderweitige Verfügung getroffen wird. 

§ 10 . 

Für Ortschaften und Bezirke, welche von einer gemeingefährlichen 
Krankheit befallen oder bedroht sind, kann durch die zuständige Behörde 
angeordnet werden, daß jede Leiche vor der Bestattung einer amtlichen 
Besichtigung (Leichenschau) zu unterwerfen ist. 

Sohutzmaßregeln. 

§ ii. 

Zur Verhütung der Verbreitung der gemeingefährlichen Krankheiten 
können für die Dauer der Krankheitsgefahr Absperrungs- und Aufsichts¬ 
maßregeln nach Maßgabe der §§ 12 bis 21 polizeilich angeordnet werden. 

Die Anfechtung der Anordnungen hat keine aufschiebende Wirkung. 

§ 12 . 

Kranke und krankheits- oder ansteckungsverdächtige Personen können 
einer Beobachtung unterworfen werden. Eine Beschränkung in der Wahl 
des Aufenthalts oder der Arbeitsstätte ist zu diesem Zwecke nur bei Per¬ 
sonen zulässig, welche obdachlos oder ohne festen Wohnsitz sind oder be- 
rufs- oder gewohnheitsmäßig umherziehen. 

§ 13. 

Die höhere Verwaltungsbehörde kann für den Umfang ihres Bezirkes 
oder für Teile desselben anordnen, daß zureisende Personen, sofern sie sich 
innerhalb einer zu bestimmenden Frist vor ihrer Ankunft in Ortschaften 
oder Bezirken aufgehalten haben, in welchen eine gemeingefährliche Krankheit 
ausgebrochen ist, nach ihrer Ankunft der Ortspolizeibehörde zu melden sind. 
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§ 14. 

Für kranke und krankheits- oder ansteckungsverdächtige Personen 
kann eine Absonderung angeordnet werden. 

Die Absonderung kranker Personen hat derart zu erfolgen, daß der 
Kranke mit anderen als den zu seiner Pflege bestimmten Personen, dem 
Arzt oder dem Seelsorger, nicht in Berührung kommt und eine Verbreitung 
der Krankheit tunlichst ausgeschlossen ist. Angehörigen und Urkunds¬ 
personen ist, insoweit es zur Erledigung wichtiger und dringender Angelegen¬ 
heit geboten ist, der Zutritt zu dem Kranken unter Beobachtung der erforder¬ 
lichen Maßregeln gegen eine Weiterverbreitung der Krankheit gestattet. 
Werden auf Erfordern der Polizeibehörde in der Behausung des Kranken die 
nach dem Gutachten des beamteten Arztes zum Zwecke der Absonderung 
notwendigen Einrichtungen nicht getroffen, so kann, falls der beamtete Arzt es 
für unerläßlich und der behandelnde Arzt es ohne Schädigung des Kranken 
für zulässig erklärt, die Überführung des Kranken in ein geeignetes Kranken¬ 
haus oder in einen anderen geeigneten Unterkunftsraum angeordnet werden. 

Auf die Absonderung krankheits- oder ansteckungsverdächtiger Per¬ 
sonen finden die Bestimmungen des Abs. 2 sinngemäße Anwendung. Jedoch 
dürfen krankheits- oder ansteckungsverdächtige Personen nioht in demselben 
Raume mit kranken Personen untergebracht werden. Ansteckungsverdächtige 
Personen dürfen in demselben Raume mit krankheitsverdächtigen Personen 
nur untergebracht werden, soweit der beamtete Arzt es für zulässig hält. 

Wohnungen oder Häuser, in welchen erkrankte Personen sich befinden, 
können kenntlich gemacht werden. 

Für das berufsmäßige Pflegepersonal können Verkehrsbeschränkungen 
angeordnet werden. 

§ 15. 

Die Landesbehörden sind befugt, für Ortschaften und Bezirke, welche 
von einer gemeingefährlichen Krankheit befallen oder bedroht sind, 

1. hinsichtlich der gewerbsmäßigen Herstellung, Behandlung und Auf¬ 
bewahrung, sowie hinsichtlich des Vertriebes von Gegenständen, 
welche geeignet sind, die Krankheit zu verbreiten, eine gesundheits¬ 
polizeiliche Überwachung und die zur Verhütung und Verbreitung 
der Krankheit erforderlichen Maßregeln anzuordnen; die Ausfuhr 
von Gegenständen der bezeichneten Art darf aber nur für Ort¬ 
schaften verboten werden, in denen Cholera, Fleckfieber, Pest oder 
Pocken ausgebrochen sind, 

2. Gegenstände der in Nr. 1 bezeichneten Art vom Gewerbebetrieb 
im Umherziehen auszuschließen, 

3. die Abhaltung von Märkten, Messen und anderen Veranstaltungen, 
welche eine Ansammlung größerer Menschenmengen mit sich bringen, 
zu verbieten oder zu beschränken, 

4. die in der Schiffahrt, der Flößerei und sonstigen Transportbetrieben 
beschäftigten Personen einer gesundheitspolizeilichen Überwachung 
zu unterwerfen und kranke, krankheits- oder ansteckungsverdäch¬ 
tige Personen sowie Gegenstände, von denen anzunehmen ist, daß 
sie mit dem Krankheitsstoffe behaftet sind, von der Beförderung 
auszuschließen. 
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5. den Schiffahrts- und Flößereiverkehr auf bestimmte Tageszeiten zu 
beschränken. 

§ 16. 

Jugendliche Personen aus Behausungen, in denen Erkrankungen vor¬ 
gekommen sind, können zeitweilig vom Schul- und Unterrichtsbesuche fern¬ 
gehalten werden. Hinsichtlich der sonstigen für die Schulen anzuordnenden 
Schutzmaßregeln bewendet es bei den landesrechtlichen Bestimmungen. 

§ 17 . 

In Ortschaften, welche von Cholera, Fleckfieber, Pest oder Pocken be¬ 
fallen oder bedroht sind, sowie in deren Umgegend kann die Benutzung 
von Brunnen, Teichen, Seen, Wasserläufen, Wasserleitungen sowie der dem 
öffentlichen Gebrauche dienenden Bade-, Schwimm-, Wasch- und Bedürfnis¬ 
anstalten verboten oder beschränkt werden. 

§ 18. 

Die gänzliche oder teilweise Räumung von Wohnungen und Gebäuden, 
in denen Erkrankungen vorgekommen sind, kann, insoweit der beamtete 
Arzt es zur wirksamen Bekämpfung der Krankheit für unerläßlich erklärt, 
angeordnet werden. Den betroffenen Bewohnern ist anderweit geeignete Unter¬ 
kunft unentgeltlich zu bieten. 

§ 19. 

Für Gegenstände und Räume, von denen anzunehmen ist, daß sie mit 
dem Krankheitsstoffe behaftet sind, kann eine Desinfektion angeordnet werden. 

Für Reisegepäck und Handelswaren ist bei Aussatz, Cholera und Gelb¬ 
fieber die Anordnung der Desinfektion nur dann zulässig, wenn die An¬ 
nahme, daß die Gegenstände mit dem Krankheitsstoffe behaftet sind, durch 
besondere Umstände begründet ist. 

Ist die Desinfektion nicht ausführbar oder im Verhältnis zum Werte 
der Gegenstände zu kostspielig, so kann die Vernichtung angeordnet werden.* 

§ 20 . 

Zum Schutze gegen Pest können Maßregeln zur Vertilgung und Fern¬ 
haltung von Ratten, Mäusen und anderem Ungeziefer angeordnet werden. 

§ 21 . 

Für die Aufbewahrung, Einsargung, Beförderung und Bestattung der 
Leichen von Personen, welche an einer gemeingefährlichen Krankheit ge¬ 
storben sind, können besondere Vorsichtsmaßregeln angeordnet werden. 

§ 22 . 

Die Bestimmungen über die Ausführung der in den §§12 bis 21 vor¬ 
gesehenen Schutzmaßregeln, insbesondere der Desinfektion, werden vom 
Bundesrat erlassen. 

§ 23. 

Die zuständige Landesbehörde kann die Gemeinden oder die weiteren 
Kommunalverbände dazu anhalten, diejenigen Einrichtungen, welche zur 
Bekämpfung der gemeingefährlichen Krankheiten notwendig sind, zu treffen. 
Wegen Aufbringung der erforderlichen Kosten findet die Bestimmung des 
§ 37, Abs. 2 Anwendung. 
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§ 24. 

Zur Verhütung der Einschleppung der gemeingefährlichen Krankheiten 
aus dem Auslande kann der Einlaß der Seeschiffe von der Erfüllung gesund¬ 
heitspolizeilicher Vorschriften abhängig gemacht, sowie 

1. der Einlaß anderer dem Personen- oder Frachtverkehr dienenden 

Fahrzeuge, 

2. die Ein- und Durchfuhr von Waren und Gebrauchsgegenständen, 

3. der Eintritt und die Beförderung von Personen, welche aus dem 

von der Krankheit befallenen Lande kommen, 
verboten oder beschränkt werden. 

Der Bundesrat ist ermächtigt, Vorschriften über die hiernach zu 
treffenden Maßregeln zu beschließen. Soweit sich diese Vorschriften auf 
die gesundheitspolizeiliche Überwachung der Seeschiffe beziehen, können 
sie auf den Schiffsverkehr zwischen deutschen Häfen erstreckt werden. 

§ 25. 

Wenn eine gemeingefährliche Krankheit im Auslande oder im Küsten¬ 
gebiete des Reichs ausgebrochen ist, so bestimmt der Reichskanzler oder 
für das Gebiet des zunächst bedrohten Bundesstaates im Einvernehmen mit 
dem Reichskanzler die Landesregierung, wann und in welchem Umfange 
die gemäß § 24, Abs. 2 erlassenen Vorschriften in Vollzug zu setzen sind. 

§ 26. 

Der Bundesrat ist ermächtigt, Vorschriften über die Ausstellung von 
Gesundheitspässen für die aus deutschen Häfen ausgehenden Seeschiffe zu 
beschließen. 

§ 27. 

Der Bundesrat ist ermächtigt, über die bei der Ausführung wissen¬ 
schaftlicher Arbeiten mit Krankheitserregern zu beobachtenden Vorsichts¬ 
maßregeln sowie über den Verkehr mit Krankheitserregern und deren Auf¬ 
bewahrung Vorschriften zu erlassen. 

Entschädigungen. 

§ 28. 

Personen, welche der Invalidenversicherung unterliegen, haben für die 
Zeit, während der sie auf Grund des § 12 in der Wahl des Aufenthalts 
oder der Arbeitsstätte beschränkt oder auf Grund des § 14 abgesondert 
sind, Anspruch auf eine Entschädigung wegen des ihnen dadurch ent¬ 
gangenen Arbeitsverdienstes, bei deren Berechnung als Tagesarbeitsverdienst 
der dreihundertste Teil des für die Invalidenversicherung maßgebenden 
Jahresarbeitsverdienstes zugrunde zu legen ist. 

Dieser Anspruch fällt weg, insoweit auf Grund einer auf gesetzlicher 
Verpflichtung beruhenden Versicherung wegen einer mit Erwerbsunfähigkeit 
verbundenen Krankheit Unterstützung gewährt wird oder wenn eine Ver¬ 
pflegung auf öffentliche Kosten stattfindet. 

§ 29. 

Für Gegenstände, welche infolge einer nach Maßgabe dieses Gesetzes 
polizeilich angeordneten und überwachten Desinfektion derart beschädigt 
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worden sind, daß sie zu ihrem bestimmungsmäßigen Gebrauche nicht weiter 
verwendet werden können, oder welche auf polizeiliche Anordnung ver¬ 
nichtet worden sind, ist, vorbehaltlich der in §§ 32 und 33 angegebenen 
Ausnahmen, auf Antrag Entschädigung zu gewähren. 

§ 30. 

Als Entschädigung soll der gemeine Wert des Gegenstandes gewährt 
werden, ohne Rücksicht auf die Minderung des Wertes, welche sich aus 
der Annahme ergibt, daß der Gegenstand mit Krankheitsstoff behaftet sei. 
Wird der Gegenstand nur beschädigt oder teilweise vernichtet, so ist der 
verbleibende Wert auf die Entschädigung abzurechnen. 

§ 31. 

Die Entschädigung wird, sofern ein anderer Berechtigter nicht bekannt 
ist, demjenigen gezahlt, in dessen Gewahrsam sich der beschädigte oder 
vernichtete Gegenstand zur Zeit der Desinfektion befand. Mit dieser Zah¬ 
lung erlischt jede Entschädigungsverpflichtung aus § 29. 

§ 32. 

Eine Entschädigung auf Grund dieses Gesetzes wird nicht gewährt: 

1. für Gegenstände, welche im Eigentume des Reiches, eines Bundes¬ 

staates oder einer kommunalen Körperschaft sich befinden; * 

2. für Gegenstände, welche entgegen einem auf Grund des § 15, Nr. 1 

oder des § 24 erlassenen Verbot aus- oder eingeführt worden sind« 

§ 33. 

Der Anspruch auf Entschädigung fällt weg: * 

1. wenn derjenige, welchem die Entschädigung zustehen würde, die 
beschädigten oder vernichteten Gegenstände oder einzelne der¬ 
selben an sich gebracht hat, obwohl er wußte oder den Umständen 
nach annehmen mußte, daß dieselben bereits mit dem Krankheits¬ 
stoffe behaftet oder auf polizeiliche Anordnung zu desinfizieren 
waren; 

2. wenn derjenige, welchem die Entschädigung zustehen würde oder 
in dessen Gewahrsam die beschädigten oder vernichteten Gegen¬ 
stände sich befanden, zu der Desinfektion durch eine Zuwider¬ 
handlung gegen dieses Gesetz oder eine auf Grund desselben ge¬ 
troffene Anordnung Veranlassung gegeben hat. 

§ 34. 

Die Kosten der Entschädigungen sind aus öffentlichen Mitteln zu be¬ 
streiten. Im übrigen bleibt der landesrechtlichen Regelung Vorbehalten, 
Bestimmungen darüber zu treffen: 

1. von wem die Entschädigung zu gewähren und wie dieselbe auf¬ 

zubringen ist, 

2. binnen welcher Frist der Entschädigungsanspruch geltend zu 

machen ist, 

3. wie die Entschädigung zu ermitteln und festzustellen ist. 
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Allgemeine Vorschriften. 

§ 35. 

Die dem allgemeinen Gebrauche dienenden Einrichtungen für Ver¬ 
sorgung mit Trink- oder Wirtschaftswasser und für Fortschaffung der Ab¬ 
fallstoffe sind fortlaufend durch staatliche Beamte zu überwachen. 

Die Gemeinden sind verpflichtet, für die Beseitigung der Vorgefundenen 
gesundheitsgefährlichen Mißstände Sorge zu tragen. Sie können nach Maß¬ 
gabe ihrer Leistungsfähigkeit zur Herstellung von Einrichtungen der im 
Abs. 1 bezeichneten Art, sofern dieselben zum Schutze gegen übertragbare 
Krankheiten erforderlich sind, jederzeit angehalten werden. 

Das Verfahren, in welchem über die hiernach gegen die Gemeinden 
zulässigen Anordnungen zu entscheiden ist, richtet sich nach Landesrecht. 

§ 36. 

Beamtete Ärzte im Sinne dieses Gesetzes sind Ärzte, welche vom Staate 
angestellt sind oder deren Anstellung mit Zustimmung des Staates erfolgt ist. 

An Stelle der beamteten Ärzte können im Falle ihrer Behinderung 
oder aus sonstigen dringenden Gründen andere Ärzte zugezogen werden. 
Innerhalb des von ihnen übernommenen Auftrages gelten die letzteren als 
beamtete Ärzte und sind befugt und verpflichtet, diejenigen Amtsverrich¬ 
tungen wahrzunehmen, welche in diesem Gesetz oder in den hierzu er¬ 
gangenen Ausführungsbestimmungen den beamteten Ärzten übertragen sind. 

§ 37. 

Die Anordnung und Leitung der Abwehr- und Unterdrückungsmaßregeln 
liegt den Landesregierungen und deren Organen ob. 

Die Zuständigkeit der Behörden und die Aufbringung der entstehenden 
Kosten regelt sich nach Landesrecht. 

Die Kosten der auf Grund des § 6 angestellten behördlichen Ermitte¬ 
lungen, der Beobachtung in den Fällen des § 12, ferner auf Antrag die 
Kosten der auf Grund des §21 angeordneten besonderen Vorsichtsmaßregeln 
für die Aufbewahrung, Einsargung, Beförderung und Bestattung der Leichen 
sind aus öffentlichen Mitteln zu bestreiten. 

Die Landesregierungen bestimmen, welche Körperschaften unter der 
Bezeichnung Gemeinde, weiterer Kommunalverband und kommunale Körper¬ 
schaft zu verstehen sind. 

§ 38. 

Die Behörden der Bundesstaaten sind verpflichtet, sich bei der Be¬ 
kämpfung übertragbarer Krankheiten gegenseitig zu unterstützen. 

§ 39. 

Die Ausführung der nach Maßgabe dieses Gesetzes zu ergreifenden 
Schutzmaßregeln liegt, insoweit davon 

1. dem aktiven Heer oder der aktiven Marine angehörende Militär¬ 

personen, 

2. Personen, welche in militärischen Dienstgebäuden oder auf den 

zur Kaiserlichen Marine gehörigen oder von ihr gemieteten Schiffen 
und Fahrzeugen untergebracht sind, 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1906. 26 
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3. marschierende oder auf dem Transporte befindliche Militärpersonen 

und Truppenteile des Heeres und der Marine, sowie die Aus- 
. rüstungs- und Gebrauchsgegenstände derselben, 

4. ausschließlich von der Militär- oder Marineverwaltung benutzte 

Grundstücke und Einrichtungen 
betroffen werden, den Militär- und Marinebehörden ob. 

Auf Truppenübungen finden die nach diesem Gesetze zulässigen Ver¬ 
kehrsbeschränkungen keine Anwendung. 

Der Bundesrat hat darüber Bestimmung zu treffen, inwieweit von dem 
Auftreten des Verdachts und von dem Ausbruch einer übertragbaren Krank¬ 
heit, sowie von dem Verlauf und dem Erlöschen der Krankheit sich die 
Militär- und Polizeibehörden gegenseitig in Kenntnis zu setzen haben. 

§ 40. 

Für den Eisenbahn-, Post- und Telegraphenverkehr, sowie für die 
Schiffahrtsbetriebe, welche im Anschluß an den Eisenbahnverkehr geführt 
werden und der staatlichen Eisenbahnaufsichtsbehörde unterstellt sind, liegt 
die Ausführung der nach Maßgabe dieses Gesetzes zu ergreifenden Schutz¬ 
maßregeln ausschließlich den zuständigen Reichs- und Landesbehörden ob. 

Inwieweit die auf Grund dieses Gesetzes polizeilich angeordneten Ver¬ 
kehrsbeschränkungen und Desinfektionsmaßnahmen 

1. auf Personen, welche während der Beförderung als krank, krank- 

heits- oder ansteckungsverdächtig befunden werden, 

2. auf die im Dienste befindlichen oder aus dienstlicher Veranlassung 

vorübergehend außerhalb ihres Wohnsitzes sich aufhaltenden 

Beamten und Arbeiter der Eisenbahn-, Post- und Telegraphen¬ 
verwaltungen, sowie der genannten Schiffahrtsbetriebe 
Anwendung finden, bestimmt der Bundesrat. 

§ 41. 

Dem Reichskanzler liegt ob, die Ausführung dieses Gesetzes und der 
auf Grund desselben erlassenen Anordnungen zu überwachen. 

Wenn zur Bekämpfung der gemeingefährlichen Krankheiten Maßregeln 
erforderlich sind, von welchen die Gebiete mehrerer Bundesstaaten betroffen 
werden, so hat der Reichskanzler oder ein von ihm bestellter Kommissar 
für Herstellung und Erhaltung der Einheit in den Anordnungen der Landes¬ 
behörden zu sorgen und zu diesem Behufe das Erforderliche zu bestimmen, 
in dringenden Fällen auch die Landesbehörden unmittelbar mit Anwei¬ 
sungen zu versehen. 

§ 42. 

Ist in einer Ortschaft der Ausbruch einer gemeingefährlichen Krank¬ 
heit festgestellt, so ist das Kaiserliche Gesundheitsamt hiervon sofort auf 
kürzestem Wege zu benachrichtigen. Der Bundesrat ist ermächtigt, zu be¬ 
stimmen, inwieweit im späteren Verlaufe dem Kaiserlichen Gesundheitsamte 
Mitteilungen über Erkrankungs- und Todesfälle zu machen sind. 

§ 43. 

In Verbindung mit dem Kaiserlichen Gesundheitsamte wird ein Reichs¬ 
gesundheitsrat gebildet. Die Geschäftsordnung wird vom Reichskanzler mit 
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Zustimmung des Bundesrats festgestellt. Die Mitglieder werden vom 
Bundesrate gewählt. 

Der Reichsgesundheitsrat hat das Gesundheitsamt bei der Erfüllung 
der diesem Amte zugewiesenen Aufgaben zu unterstützen. Er ist befugt, 
den Landesbehörden auf Ansuchen Rat zu erteilen. Er kann sich, um 
Auskunft zu erhalten, mit den ihm zu diesem Zwecke zu bezeichnenden 
Landesbehörden unmittelbar in Verbindung setzen, sowie Vertreter absenden, 
welche unter Mitwirkung der zuständigen Landesbehörden Aufklärungen an 
Ort und Stelle einziehen. 


Strafvorschriften. 

§ 44. 

Mit Gefängnis bis zu drei Jahren wird bestraft: 

1. wer wissentlich bewegliche Gegenstände, für welche eine Desinfek¬ 
tion polizeilich angeordnet war, vor Ausführung der angeordneten 
Desinfektion in Gebrauch nimmt, an andere überläßt oder sonst 
in Verkehr bringt; 

2. wer wissentlich Kleidungsstücke, Leibwäsche, Bettzeug oder son¬ 
stige bewegliche Gegenstände, welche von Personen, die an einer 
gemeingefährlichen Krankheit litten, während der Erkrankung ge¬ 
braucht oder bei deren Behandlung oder Pflege benutzt worden 
sind, in Gebrauch nimmt, an andere überläßt oder sonst in Ver¬ 
kehr bringt, bevor sie den auf Grund des § 22 vom Bundesrate 
beschlossenen Bestimmungen entsprechend desinfiziert worden sind; 

3. wer wissentlich Fahrzeuge oder sonstige Gerätschaften, welche zur 
Beförderung von Kranken oder Verstorbenen der in Nr. 2 bezeich- 
neten Art gedient haben, vor Ausführung der polizeilich angeord¬ 
neten Desinfektion benutzt oder anderen zur Benutzung überläßt. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann auf Geldstrafe bis zu 
eintausendfünfhundert Mark erkannt werden. 

§ 45. 

Mit Geldstrafe von zehn bis einhundertfünfzig Mark oder mit Haft 
nicht unter einer Woche wird bestraft: 

1. wer die ihm nach den §§ 2, 3 oder nach den auf Grund des § 5 
vom Bundesrate beschlossenen Vorschriften obliegende Anzeige 

• unterläßt oder länger als 24 Stunden, nachdem er von der anzu¬ 
zeigenden Tatsache Kenntnis erhalten hat, verzögert. Die Straf¬ 
verfolgung tritt nicht ein, wenn die Anzeige, obwohl nicht von 
dem zunächst Verpflichteten, doch rechtzeitig gemacht worden ist; 

2. wer im Falle des § 7 dem beamteten Arzte den Zutritt zu dem 
Kranken oder zur Leiche oder die Vornahme der erforderlichen 
Untersuchungen verweigert; 

3. wer den Bestimmungen im § 7, Abs. 3 zuwider über die daselbst 
bezeichneten Umstände dem beamteten Arzt oder der zuständigen 
Behörde die Auskunft verweigert oder wissentlich unrichtige An¬ 
gaben macht; 

4. wer den auf Grund des § 13 erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt. 

2(i* 
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§ 46. 

Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft wird, so¬ 
fern nicht nach den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen eine höhere 
Strafe verwirkt ist, bestraft: 

1. wer den im Falle des § 9 von dem beamteten Arzte oder dem 
Vorsteher der Ortschaft getroffenen vorläufigen Anordnungen oder 
den auf Grund des § 10 von der zuständigen Behörde erlassenen 
Anordnungen zuwiderhandelt; 

2. wer den auf Grund des § 12, des § 14, Abs. 5, der §§ 15, 17, 19 
bis 22 getroffenen polizeilichen Anordnungen zuwiderhandelt; 

3. wer den auf Grund der §§ 24, 26, 27 erlassenen Vorschriften zu¬ 
widerhandelt. 


8 chluflbeztimmun gen. 

§ 47. 

Die vom Bundesrate zur Ausführung dieses Gesetzes erlassenen all¬ 
gemeinen Bestimmungen sind dem Reichstage zur Kenntnis mitzuteilen. 

§ 48. 

Landesrechtliche Vorschriften über die Bekämpfung anderer als der 
im § 1, Abs. 1 genannten übertragbaren Krankheiten werden durch dieses 
Gesetz nicht berührt. 

§ 49. 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und bei- 
gedrucktem Kaiserlichen Insiegel. 

Gegeben Travemünde, den 30. Juni 1900. 

(Siegel.) Wilhelm. 

Gr. v. Posadowsky. 


II. 

Preußisches Gesetz, betreffend die Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten. Vom 28. August 1905. 

(Ges.-Samml., S. 373.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen usw. verordnen 
mit Zustimmung beider Häuser des Landtages Unserer Monarchie für den 
Umfang derselben, was folgt: 

Erster Abschnitt. 

Anzeigepflicht. 

§ i. 

Außer den in dem § 1 des Reichsgesetzes, betreffend die Bekämpfung 
gemeingefährlicher Krankheiten, vom 30. Juni 1900 (RGBl. S. 306 u. flg.) 
aufgeführten Fällen der Anzeigepflicht — bei Aussatz (Lepra), Cholera 
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(asiatischer), Fleckfieber (Flecktyphus), Gelbfieber, Pest (orientalischer 
Beulenpest), Pocken (Blattern) — ist jede Erkrankung und jeder Todesfall an: 
Diphtherie (Rachenbräune), 

Genickstarre, übertragbarer, 

Kindbettfieber (Wochenbett-, Puerperalfieber), 

Körnerkrankheit (Granulöse, Trachom), 

Rückfallfieber (Febris recurrens), * 

Ruhr, übertragbarer (Dysenterie), 

Scharlach (Scharlachfieber), 

Typhus (Unterleibstyphus), 

Milzbrand, 

Rotz, 

Tollwut (Lyssa), sowie Bißverletzungen durch tolle oder der Toll¬ 
wut verdächtige Tiere, 

Fleisch-, Fisch- und Wurstvergiftung, 

Trichinose, 

der für den Aufenthaltsort des Erkrankten oder den Sterbeort zuständigen 
Polizeibehörde innerhalb vierundzwanzig Stunden nach erlangter Kenntnis 
anzuzeigen. 

Wechselt der Erkrankte die Wohnung oder den Aufenthaltsort, so ist 
dies innerhalb vierundzwanzig Stunden nach erlangter Kenntnis bei der 
Polizeibehörde, bei einem Wechsel des Aufenthaltsortes auch bei deijenigen 
des neuen Aufenthaltsortes, zur Anzeige zu bringen. 

In Gemäßheit der Bestimmung des Abs. 1 ist auch jeder Todesfall an 
Lungen- und Kehlkopftuberkulose anzuzeigen. 

§ 2 . 

Zur Anzeige sind verpflichtet: 

1. der zugezogene Arzt, 

2. der HaushaltungsVorstand, 

3. jede sonst mit der Behandlung oder Pflege des Erkrankten be¬ 

schäftigte Person, 

4. derjenige, in dessen Wohnung oder Behausung der Erkrankungs¬ 

oder Todesfall sich ereignet hat, 

5. der Leichenschauer. 

Die Verpflichtung der unter Nr. 2 bis 5 genannten Personen tritt nur 
dann ein, wenn ein früher genannter Verpflichteter nicht vorhanden ist. 

§ 3 . 

Für Krankheits- und Todesfälle, welche sich in öffentlichen Kranken-, 
Entbindungs-, Pflege-, Gefangenen- und ähnlichen Anstalten ereignen, ist 
der Vorsteher der Anstalt oder die von der zuständigen Stelle damit be¬ 
auftragte Person ausschließlich zur Erstattung der Anzeige verpflichtet. 

Auf Schiffen oder Flößen gilt als der zur Erstattung der Anzeige ver¬ 
pflichtete Haushaltungsvorstand der Schiffer oder Floßführer oder deren 
Stellvertreter. 

Der Minister der Medizinalangelegenheiten ist ermächtigt, im Ein¬ 
vernehmen mit dem Minister für Handel und Gewerbe Bestimmungen 
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darüber zu erlassen, an wen bei Krankheits- und Todesfällen, welche auf 
Schiffen oder Flößen Vorkommen, die Anzeige zu erstatten ist. 

§ 4 . 

Die Anzeige kann mündlich oder schriftlich erstattet werden. Mit 
Aufgabe zur Post gilt die schriftliche Anzeige als erstattet. Die Polizei¬ 
behörden haben auf Verlangen Meldekarten für schriftliche Anzeigen un¬ 
entgeltlich zu verabfolgen. 

§ 5 ; 

Das Staatsministerium ist ermächtigt, die in den §§ 1 bis 4 des gegen¬ 
wärtigen Gesetzes enthaltenen Bestimmungen über die Anzeigepflicht für 
einzelne Teile oder den ganzen Umfang der Monarchie auch auf andere 
übertragbare Krankheiten vorübergehend auszudehnen, wenn und solange 
dieselben in epidemischer Verbreitung auftreten. 

Zweiter Abschnitt. 

Ermittelung der Krankheit. 

§ 6 . 

Auf Erkrankungen, Verdacht der Erkrankungen und Todesfälle an 
Kindbettfieber, 

Typhus (Unterleibstyphus), 
sowie Erkrankungen und Todesfälle an 
Genickstarre, übertragbarer, 

Rückfallfieber, 

Ruhr, übertragbarer, 

Milzbrand, 

Rotz, 

Tollwut, Biß Verletzungen durch tolle oder der Tollwut verdächtige 
Tiere, 

Fleisch-, Fisch- und Wurstvergiftung, 

Trichinose 

finden die in den §§ 6 bis 10 des Reichsgesetzes, betreffend die Bekämpfung 
gemeingefährlicher Krankheiten, enthaltenen Bestimmungen über die Er¬ 
mittelung der Krankheit entsprechende Anwendung. Befindet sich jedoch 
der Kranke in ärztlicher Behandlung, so ist dem beamteten Arzte der Zu¬ 
tritt untersagt, wenn der behandelnde Arzt erklärt, daß von dem Zutritt 
des beamteten Arztes eine Gefährdung der Gesundheit oder des Lebens des 
Kranken zu befürchten ist. Vor dem Zutritt des beamteten Arztes ist dem 
behandelnden Arzt Gelegenheit zu dieser Erklärung zu geben. 

Außerdem ist bei Kindbettfieber oder Verdacht desselben dem be¬ 
amteten Arzte der Zutritt nur mit Zustimmung des Haushaltungsvorstandes 
gestattet. 

Auch kann bei Typhus- oder Rotzverdacht eine Öffnung der Leiche 
polizeilich angeordnet werden, insoweit der beamtete Arzt dies zur Fest¬ 
stellung der Krankheit für erforderlich hält. 

Bei Diphtherie, Körnerkrankheit und Scharlach hat die Ortspolizei¬ 
behörde nur die ersten Fälle ärztlich feststellen zu lassen und dies auch 
nur dann, wenn sie nicht von einem Arzt angezeigt sind. 
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§ 7. 

Das Staatsministerium ist ermächtigt, die in dem § 6, Abs. 1 des gegen¬ 
wärtigen Gesetzes bezeichneten Bestimmungen ganz oder teilweise für ein¬ 
zelne Teile oder den ganzen Umfang der Monarchie auch auf andere als 
die daselbst aufgeführten übertragbaren Krankheiten vorübergehend aus¬ 
zudehnen, wenn und solange dieselben in epidemischer Verbreitung auf- 
treten. 

Dritter Abschnitt. 

B ohutzmaßregeln. 

§ 8 - 

Zar Verhütung der Verbreitung der nachstehend genannten Krank¬ 
heiten können für die Dauer der Krankheitsgefahr die Absperrungs- und 
Aufsichtsmaßregeln der §§12 bis 19 und 21 des Reichsgesetzes, betreffend 
die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten nach Maßgabe der nach¬ 
stehenden Bestimmungen polizeilich angeordnet werden und zwar bei: 

1. Diphtherie (Rachenbräune): Absonderung kranker Personen (§14, 
Abs. 2), jedoch mit der Maßgabe, daß die Überführung von Kin¬ 
dern in ein Krankenhaus oder in einen anderen geeigneten Unter¬ 
kunftsraum gegen den Widerspruch der Eltern nicht angeordnet 
werden darf, wenn nach der Ansicht des beamteten Arztes oder 
des behandelnden Arztes eine ausreichende Absonderung in der 
Wohnung sichergestellt ist, Verkehrsbeschränkungen für das be¬ 
rufsmäßige Pflegepersonal (§ 14, Abs. 5), Überwachung der gewerbs¬ 
mäßigen Herstellung, Behandlung und Aufbewahrung sowie des 
Vertriebes von Gegenständen, welche geeignet sind, die Krankheit 
zu verbreiten, nebst den zur Verhütung der Verbreitung der Krank¬ 
heit erforderlichen Maßregeln (§ 15, Nr. 1 und 2), mit der Maßgabe, 
daß diese Anordnungen nur für Ortschaften zulässig sind, welche 
von der Krankheit befallen sind, Fernhaltung von dem Schul- und 
Unterrichtsbesuche (§ 16), Desinfektion (§ 19, Abs. 1 und 3), Vor¬ 
sichtsmaßregeln bezüglich der Leichen (§ 21); 

2. Genickstarre, übertragbarer: Absonderung kranker Personen (§ 14, 
Abs. 2), Desinfektion (§ 19, Abs. 1 und 3); 

3. Kindbettfieber (Wochenbett-, Puerperalfieber): Verkehrsbeschrän¬ 
kungen für Hebammen und Wochenbettpflegerinnen (§ 14, Abs. 5), 
Desinfektion (§ 19, Abs. 1 und 3). 

Ärzte sowie andere die Heilkunde gewerbsmäßig betreibende 
Personen haben in jedem Falle, in welchem sie zur Behandlung 
einer an Kindbettfieber Erkrankten zugezogen werden, unverzüg¬ 
lich die bei derselben tätige oder tätig gewesene Hebamme zu be¬ 
nachrichtigen. 

Hebammen oder Wochenbettpflegerinnen, welche bei einer an 
Kindbettfieber Erkrankten während der Entbindung oder im Wochen¬ 
bette tätig sind, ist während der Dauer der Beschäftigung bei der 
Erkrankten und innerhalb einer Frist von acht Tagen nach Be¬ 
endigung derselben jede anderweite Tätigkeit als Hebamme oder 
Wochenbettpflegerin untersagt. Auch nach Ablauf der achttägigen 
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Frist ist eine Wiederaufnahme der Tätigkeit nur nach gründlicher 
Reinigung und Desinfektion ihres Körpers, ihrer Wäsche, Kleidung 
und Instrumente nach Anweisung des beamteten Arztes gestattet. 
Die Wiederaufnahme der Berufstätigkeit vor Ablauf der acht¬ 
tägigen Frist ist jedoch zulässig, wenn der beamtete Arzt dies für 
unbedenklich erklärt; 

4. Körnerkrankheit (Granulöse, Trachom): Beobachtung kranker und 
krankheitsverdächtiger Personen (§ 12), Meldepflicht (§ 13), Des¬ 
infektion (§ 19, Abs. 1 und 3); 

5. Lungen- und Kehlkopfstuberkulose: Desinfektion (§ 19, Abs. 1 
und 3); 

6. Rückfallfieber (Febris recurrens): Beobachtung kranker Personen 
(§ 12), Meldepflicht (§ 13), Absonderung kranker Personen (§ 14, 
Abs. 2 und 3), Kennzeichnung der Wohnungen und Häuser (§ 14, 
Abs. 4), Verkehrsbeschränkungen für das berufsmäßige Pflege¬ 
personal (§ 14, Abs. 5), Verbot oder Beschränkung der Ansamm¬ 
lung größerer Menschenmengen (§ 15, Nr. 3), sobald die Krankheit 
einen epidemischen Charakter angenommen hat, Überwachung der 
Schiffahrt (§ 15, Nr. 4 und 5), Fernhaltung von dem Schul- und 
Unterrichtsbesuche (§ 16), Räumung von Wohnungen und Ge¬ 
bäuden (§ 18), Desinfektion (§ 19, Abs. 1 und 3); 

7. Ruhr, übertragbarer (Dysenterie): Absonderung kranker Personen 
(§ 14, Abs. 2), Verbot oder Beschränkung der Ansammlung größerer 
Menschenmengen (§ 15, Nr. 3), sobald die Krankheit einen epi¬ 
demischen Charakter angenommen hat, Fernhaltung von dem 
Schul- und Unterrichtsbesuche (§ 16), Verbot oder Beschränkung 
der Benutzung von Wasserversorgungsanlagen usw. (§ 17), Räu¬ 
mung von Wohnungen und Gebäuden (§ 18), Desinfektion (§ 19, 
Abs. 1 und 3), Vorsichtsmaßregeln bezüglich der Leichen (§ 21); 

8. Scharlach: wie zu Nr. 1; 

9. Syphilis, Tripper und Schanker, bei Personen, welche gewerbs¬ 
mäßig Unzucht treiben: Beobachtung kranker, krankheits- und 
ansteckungsverdächtiger Personen (§ 12), Absonderung kranker 
Personen (§ 14, Abs. 2); 

10. Typhus (Unterleibstyphus): Beobachtung kranker Personen (§ 12); 
Meldepflicht (§ 13); Absonderung kranker Personen (§ 14, Abs. 2 
und Satz 1), Kennzeichnung der Wohnungen und Häuser (§ 14, 
Abs. 4), Verkehrsbeschränkungen für das berufsmäßige Pflege¬ 
personal (§ 14, Abs. 5), Überwachung der gewerbsmäßigen Her¬ 
stellung, Behandlung und Aufbewahrung sowie des Vertriebes von 
Gegenständen, welche geeignet sind, die Krankheit zu verbreiten, 
nebst den zur Verhütung der Verbreitung der Krankheit erforder¬ 
lichen Maßregeln (§ 15, Nr. 1 und 2), mit der in Nr. 1 bezeich¬ 
ne ten Maßgabe, Verbot oder Beschränkung der Ansammlung 
größerer Menschenmengen (§ 15, Nr. 3), sobald die Krankheit einen 
epidemischen Charakter angenommen .hat, Fernhaltung von dem 
Schul- und Unterrichtsbesuche (§ 16), Verbot oder Beschränkung 
der Benutzung von Wasserversorgungsanlagen usw. (§ 17), Räu- 


Digitized by 


Google 



409 


betr. die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. 

mung von Wohnungen und Gebäuden (§ 18), Desinfektion (§ 19, 
Abs. 1 und 3), Vorsichtsmaßregeln bezüglich der Leichen (§ 21); 

11. Milzbrand: Überwachung der gewerbsmäßigen Herstellung, Be¬ 
handlung und Aufbewahrung sowie des Vertriebes von Gegen¬ 
ständen, welche geeignet sind, die Krankheit zu verbreiten, nebst 
den zur Verhütung der Verbreitung der Krankheit erforderlichen 
Maßregeln (§ 15, Nr. 1 und 2), mit der in Nr. 1 bezeichneten 
Maßgabe, Desinfektion (§ 19, Abs. 1 und 3), Vorsichtsmaßregeln 
bezüglich der Leichen (§ 21); 

12. Rotz: Beobachtung kranker Personen (§ 12), Absonderung kranker 
Personen (§ 14, Abs. 2 und 3, Satz 1), Desinfektion (§ 19, Ab. 1 
und 3), Vorsichtsmaßregeln bezüglich der Leichen (§ 21); 

13. Tollwut: Beobachtung gebissener Personen (§ 12), Absonderung 
kranker Personen (§ 14, Abs. 2). 

Erkrankungsfälle, in welchen Verdacht von Kindbettfieber (Nr. 3), 
Rückfallfieber (Nr. 6), Typhus (Nr. 10) und Rotz (Nr. 12) vorliegt, sind bis 
zur Beseitigung dieses Verdachtes wie die Krankheit selbst zu behandeln. 

§ 9. 

Personen, welche an Körnerkrankheit leiden, können, wenn sie nicht 
glaubhaft nachweisen, daß sie sich in ärztlicher Behandlung befinden, zu 
einer solchen zwangsweise angehalten werden. 

Bei Syphilis, Tripper und Schanker kann eine zwangsweise Behandlung 
der erkrankten Personen, sofern sie gewerbsmäßig Unzucht treiben, an¬ 
geordnet werden, wenn dies zur wirksamen Verhütung der Ausbreitung 
der Krankheit erforderlich erscheint. 


§ 10 . 

Die Verkehrsbeschränkungen aus den §§ 24 und 25 des Reichsgesetzes, 
betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, finden auf 
Körnerkrankheit, Rückfallfieber und Typhus mit der Maßgabe entsprechende 
Anwendung, daß das Staatsministerium ermächtigt ist, Vorschriften über 
die zu treffenden Maßnahmen zu beschließen und zu bestimmen, wann 
und in welchem Umfange dieselben in Vollzug zu setzen sind. 

§ ii. 

Das Staatsministerium ist ermächtigt, die in dem § 8 des gegenwärtigen 
Gesetzes bezeichneten Absperrung« - und Aufsichtsmaßregeln für einzelne 
Teile oder den ganzen Umfang der Monarchie auch auf andere in dem § 8 
des gegenwärtigen Gesetzes nicht genannte übertragbare Krankheiten in 
besonderen Ausnahmefällen vorübergehend auszudehnen, wenn und solange 
dieselben in epidemischer Verbreitung auftreten. 

Die auf Grund der vorstehenden Bestimmung und auf Grund der §§ 5 
und 7 ergangenen Verordnungen sind dem Landtage, wenn er versammelt 
ist, sofort, andernfalls bei seinem nächsten Zusammentreten vorzulegen. 
Sie sind außer Kraft zu setzen, soweit der Landtag seine Zustimmung 
versagt. 
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Vierter Abschnitt. 

Verfahren und Behörden. 

§ 12 . 

Die in dem Reichsgesetze, betreffend die Bek&mpfung gemeingefähr¬ 
licher Krankheiten, und in dem gegenwärtigen Gesetze den Polizeibehörden 
überwiesenen Obliegenheiten werden, soweit das gegenwärtige Gesetz nicht 
ein anderes bestimmt, von den Ortspolizeibehörden wahrgenommen. Der 
Landrat ist befugt, die Amts Verrichtungen der Ortspolizeibehörden für den 
einzelnen Fall einer übertragbaren Krankheit zu übernehmen. 

Die Zuständigkeit der Landespolizeibehörden auf dem Gebiete der 
Seuchenbekämpfung wird durch die Bestimmung des Abs. 1 nicht berührt. 

Gegen die Anordnungen der Polizeibehörde finden die durch das 
Landesverwaltungsgesetz gegebenen Rechtsmittel statt. 

Die Anfechtung der Anordnungen hat keine aufschiebende Wirkung. 

§ 13. 

Beamtete Ärzte im Sinne des Reichsgesetzes, betreffend die Bekämpfung 
gemeingefährlicher Krankheiten, und des gegenwärtigen Gesetzes sind die 
Kreisärzte, die Kreisassistenzärzte, soweit sie mit der Stellvertretung von 
Kreisärzten beauftragt sind, sowie die mit der Wahrnehmung der kreisärzt¬ 
lichen Obliegenheiten beauftragten Stadtärzte in Stadtkreisen, die Hafen- 
und Quarantäneärzte in Hafenorten, außerdem die als Kommissare der 
Regierungspräsidenten, der Oberpräsidenten oder des Ministers der Medi¬ 
zinalangelegenheiten an Ort und Stelle entsandten Medizinalbeamten. 

Die Vorschrift deB § 36, Abs. 2 des vorbezeichneten Reichsgesetzes 
findet auf die in dem § 1 des gegenwärtigen Gesetzes bezeichneten Krank¬ 
heiten entsprechende Anwendung. 

Fünfter Abschnitt. 

Entschädigungen. 

§ 14. 

Die Bestimmungen der §§ 29 bis 34, Satz 1 des Reichsgesetzes, betref¬ 
fend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, finden auf diejenigen 
Fälle entsprechende Anwendung, in welchen auf Grund der §§ 8 und 11 
des gegenwärtigen Gesetzes die Desinfektion oder Vernichtung von Gegen¬ 
ständen polizeilich angeordnet worden ist. Der Anspruch auf Entschä¬ 
digung fällt jedoch weg, wenn der Antragsteller den Verlust ohne Be¬ 
einträchtigung des für ihn und seine Familie notwendigen Unterhalts zu 
tragen vermag. 

§ 15 . 

Die Festsetzung der Entschädigungen in den Fällen der §§ 28 bis 33 des 
Reichsgesetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, 
und des § 14 des gegenwärtigen Gesetzes erfolgt durch die Ortspolizeibehörde. 

Gegen die Entscheidung findet unter Ausschluß des Rechtsweges inner¬ 
halb einer Frist von einem Monat nur die Beschwerde an die Aufsichts¬ 
behörde, in Berlin an den Oberpräsidenten, statt. Die Entscheidung dieser 
Beschwerdeinstanz ist endgültig. 
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§ 16 . 

Die Ermittelung und Festsetzung der Entschädigungen aus § 28 des 
Reichsgesetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, 
geschieht von Amtswegen. 

Die Entschädigungen sind nach Ablauf jeder Woche zu zahlen. 

§ 17 . 

Bei Gegenständen, welche auf polizeiliche Anordnung vernichtet werden 
sollen, ist vor der Vernichtung der gemeine Wert durch Sachverständige 
abzuschätzen. 

§ 18. 

Sind bei einer polizeilich angeordneten und überwachten Desinfektion 
Gegenstände derart beschädigt worden, daß dieselben zu ihrem bestimmungs¬ 
mäßigen Gebrauche nicht weiter verwendet werden können, so ist sowohl 
der Grad dieser Beschädigung wie der gemeine Wert der Gegenstände vor 
ihrer Rückgabe an den Empfangsberechtigten durch Sachverständige ab¬ 
zuschätzen. 

§ 19. 

Bei den Abschätzungen gemäß den §§17 und 18 des gegenwärtigen 
Gesetzes sollen die Berechtigten tunlichst gehört werden. 

§ 20 . 

In den Fällen der §§ 17 und 18 des gegenwärtigen Gesetzes bedarf 
es der Abschätzung nicht, wenn feststeht, daß ein Entschädigungsanspruch 
gesetzlich ausgeschlossen ist oder wenn der Berechtigte auf eine Entschä¬ 
digung verzichtet hat. 

§ 21 . 

Für jeden Kreis sollen von dem Kreisausschusse, in Stadtkreisen von 
der Gemeindevertretung, aus den sachverständigen Eingesessenen des Be¬ 
zirks auf die Dauer von drei Jahren diejenigen Personen in der erforder¬ 
lichen Zahl bezeichnet werden, welche zu dem Amt eines Sachverständigen 
zugezogen werden können. Als Sachverständige können auch Frauen be¬ 
zeichnet werden. 

Aus der Zahl dieser Personen hat die Ortspolizeibehörde die Sach¬ 
verständigen für den einzelnen Schätzungsfall zu ernennen. In besonderen 
Fällen ist die Polizeibehörde ermächtigt, andere Sachverständige zuzuziehen. 

Die Sachverständigen sind von der Polizeibehörde durch Handschlag 
zu verpflichten. Sie verwalten ihr Amt als Ehrenamt und haben nur An¬ 
spruch auf Ersatz der baren Auslagen. 

Auf das Amt der Sachverständigen finden die Vorschriften über die 
Übernahme unbesoldeter Ämter in der Verwaltung der Gemeinden und 
Kommunalverbände entsprechende Anwendung. 

§ 22 . 

Personen, bei welchen für den einzelnen Fall eine Befangenheit zu 
besorgen ist, sollen zu Sachverständigen nicht ernannt werden. 

Ausgeschlossen von der Teilnahme an der Schätzung ist jeder: 

1. in eigener Sache; 
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2. in Sachen seines Ehegatten, auch wenn die Ehe nicht mehr besteht; 

3. in Sachen einer Person, mit welcher er in gerader Linie oder im 
zweiten Grade der Seitenlinie verwandt oder verschwägert ist, 
auch wenn die Ehe, durch welche die Schwägerschaft begründet 
ist, nicht mehr besteht. 

Personen, welche sich nicht im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte 
befinden, sind unfähig, an einer Schätzung teilzunehmen. 

§23. 

Die Sachverständigen haben über die Schätzung eine von ihnen zu 
unterzeichnende Urkunde aufzunehmen und der Ortspolizeibehörde zur 
Festsetzung der Entschädigung zu übersenden. 

Hat eine ausgeschlossene oder unfähige Person (§ 22, Abs. 2 und 3) an 
der Schätzung teilgenommen, so ist die Schätzung nichtig und zu wieder¬ 
holen. Ist die Wiederholung unausführbar, so erfolgt die Festsetzung nach 
freier Würdigung des Schadens. 

§ 24. 

Die Entschädigung für vernichtete oder infolge der Desinfektion be¬ 
schädigte Gegenstände wird nur auf Antrag gewährt. 

Der Antrag ist bei Vermeidung des Verlustes des Anspruches binnen 
einer Frist von einem Monat bei der Ortspolizeibehörde, welche die Ver¬ 
nichtung oder Desinfektion angeordnet hat, zu stellen. 

Die Frist beginnt bei vernichteten Gegenständen mit dem Zeitpunkte, 
in welchem der Entschädigungsberechtigte von der Vernichtung Kenntnis 
erhalten hat, bei Gegenständen, welche der Desinfektion unterworfen sind, 
mit der Wiederaushändigung. 

Bei unverschuldeter Versäumnis der Antragsfrist kann die Ortspolizei¬ 
behörde Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gewähren. 

Sechster Abschnitt. 

Kosten. 

§ 25. 

Die Kosten, welche durch die amtliche Beteiligung des beamteten 
Arztes bei der Ausführung des Reichsgesetzes, betreffend die Bekämpfung 
gemeingefährlicher Krankheiten, sowie bei der Ausführung des gegen¬ 
wärtigen Gesetzes entstehen, fallen der Staatskasse zur Last. Das gleiche 
ist der Fall, wenn es sich um die ärztliche Feststellung von Scharlach, 
Körnerkrankheit und Diphtherie handelt (§ 6, Abs. 4). 

§ 26. 

Im übrigen findet die Vorschrift des § 37, Abs. 3 des Reichsgesetzes, 
betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, auf diejenigen 
Fälle, in welchen die daselbst bezeichneten Schutzmaßregeln auf Grund der 
Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes angeordnet werden, mit der 
Maßgabe entsprechende Anwendung, daß die Kosten der Desinfektion und 
der besonderen Vorsichtsmaßregeln für die Aufbewahrung, Einsargung, Be¬ 
förderung und Bestattung der Leichen nur dann aus öffentlichen Mitteln 


Digitized by Google 



betr. die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. 


413 


zu bestreiten sind, wenn nach Feststellung der Polizeibehörde der Zahlungs¬ 
pflichtige ohne Beeinträchtigung des für ihn und seine Familie notwendigen 
Unterhalts diese Kosten nicht zu tragen vermag. Unter den gleichen 
Voraussetzungen sind die Kosten, welche durch die nach § 8 des gegen¬ 
wärtigen Gesetzes oder nach § 14 des vorbezeichneten Reichgesetzes vor¬ 
gesehene Absonderung in Krankenhäusern oder in anderen geeigneten 
Unterkunftsräumen entstehen, aus öffentlichen Mitteln zu bestreiten, wenn 
die abgesonderten Personen während der Dauer der Absonderung nicht in 
einer ihre Arbeitsfähigkeit beeinträchtigenden Weise erkranken. Wegen 
der Anfechtung der hierüber ergangenen Entscheidung findet die Vorschrift 
des § 15, Abs. 2 Anwendung. 

Wem die nach dem vorbezeichneten Reichsgesetze und nach dem 
gegenwärtigen Gesetz aus öffentlichen Mitteln zu bestreitenden Kosten 
und Entschädigungen einschließlich der den Sachverständigen nach § 21 
des gegenwärtigen Gesetzes zu erstattenden baren Auslagen und die son¬ 
stigen Kosten der Ausführung der Schutzmaßregeln zur Last fallen, be¬ 
stimmt sich, soweit das gegenwärtige Gesetz nicht ein anderes vorschreibt, 
nach den Vorschriften des bestehenden Rechts. 

§ 27. 

Übersteigen die nach den Vorschriften einer Gemeinde mit weniger 
als 5000 Einwohnern zur Last fallenden Kosten in einem Etatsjahre 
5 Prozent des nach den Vorschriften des Kommunalabgabengesetzes der 
Gemeindebesteuerung zagrunde zu legenden Veranlagungssolls an Staats- 
eiukommensteuer einschließlich der fingierten Normalsteuersätze (§ 38 des 
Kommunalabgabengesetzes, § 74 des Einkommensteuergesetzes), so ist der 
Mehrbetrag der Gemeinde auf ihren Antrag zu zwei Dritteln vom Kreise 
zu erstatten. 

Die Erstattung findet jedoch nur statt, wenn entweder der Bedarf an 
direkten Gemeindesteuern einschließlich der in Geld zu veranschlagenden 
Naturaldienste mehr als das Einundeinhalbfache des seiner Verteilung zu¬ 
grunde zu legenden Veranlagungssolls an Einkommensteuer (einschließ¬ 
lich der fingierten Normalsteuersätze) und Realsteuern betrug, oder wenn 
diese Belastungsgrenze durch die geforderte Leistung überschritten wird. 
Liegt die Unterhaltung der öffentlichen Volksschulen besonderen Schul¬ 
sozietäten ob, so sind die von den Angehörigen der Gemeinde an diese 
Sozietäten entrichteten baren Abgaben dem Gemeindesteuerbedarf hinzu¬ 
zurechnen. 

Den Kreisen ist die Hälfte der in Gemäßheit der vorstehenden Vor¬ 
schrift geleisteten Ausgaben vom Staate zu erstatten. 

Streitigkeiten zwischen den Gemeinden und den Kreisen über die zu 
erstattenden Beträge unterliegen der Entscheidung im Verwaltungsstreit¬ 
verfahren. Zuständig in erster Instanz ist der Bezirksausschuß, in zweiter 
das Oberverwaltungsgericht. 

Den Gutsbezirken kann im Fall ihrer Leistungsunfähigkeit ein ent¬ 
sprechender Teil der aufgewendeten Kosten vom Kreise erstattet werden. 
Dem Kreise ist die Hälfte der demgemäß geleisteten Ausgaben vom Staate 
zu erstatten. 
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§ 28. 

Steht ein Gutsbezirk nicht ausschließlich im Eigentum des Guts¬ 
besitzers, so ist auf dessen Antrag ein Statut zu erlassen, welches die Auf¬ 
bringung der durch das Reichsgesetz, betreffend die Bekämpfung gemein¬ 
gefährlicher Krankheiten, und das gegenwärtige Gesetz entstehenden Kosten 
anderweit regelt und den mitheranzuziehenden Grundbesitzern oder Ein¬ 
wohnern eine entsprechende Beteiligung bei der Beschlußfassung über die 
Ausführung der erforderlichen Leistungen einräumt. 

Das Statut wird nach Anhörung der Beteiligten durch den Kreis- 
ausschuß festgestellt und muß hinsichtlich der Beitragspflicht den gesetz¬ 
lichen Bestimmungen über die Verteilung der Kommunallasten in den länd¬ 
lichen Gemeinden folgen. Dasselbe unterliegt der Bestätigung des Bezirks¬ 
ausschusses. 

§ 29. 

Die Gemeinden sind verpflichtet, diejenigen Einrichtungen, welche zur 
Bekämpfung der übertragbaren (§ 1, Abs. 1) Krankheiten notwendig sind, 
zu treffen und für deren ordnungsmäßige Unterhaltung zu sorgen. 

Die Kreise sind befugt, diese Einrichtungen an Stelle der Gemeinden 
zu treffen und zu unterhalten. 

§ 30. 

Die Anordnung zur Beschaffung der in § 29 bezeichneten Einrichtungen 
erläßt die Kommunalaufsichtsbehörde. 

Gegen die Anordnung findet innerhalb zwei Wochen die Beschwerde 
und zwar bei Landgemeinden an den Kreisausschuß, in den Hohenzollern- 
schen Landen an den Amtsausschuß, bei Stadtgemeinden an den Bezirks¬ 
ausschuß und mit Ausnahme der Hohenzollernschen Lande in weiterer In¬ 
stanz an den Provinzialrat statt. Wird die Beschwerde auf die Behauptung 
mangelnder Leistungsfähigkeit zur Ausführung der Anordnung gestützt, so 
ist auch über die Höhe der von der Gemeinde zu gewährenden Leistung zu 
beschließen. Gegen die Entscheidung des Provinzialrats, in den Hohen¬ 
zollernschen Landen gegen die Entscheidung des Bezirksausschusses, steht 
den Parteien die Klage im Verwaltungsstreit verfahren innerhalb derselben 
Frist beim Oberverwaltungsgericht zu. Auf diese Klage findet die Vor¬ 
schrift des § 127, Abs. 3 des Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883 entsprechende Anwendung. Sofern die Provinz an den 
Kosten teilzunehmen hat, steht die Beschwerde bzw. Klage auch der Pro¬ 
vinzialverwaltung zu. 

§ 31. 

Reicht die im Beschlußverfahren festgesetzte Leistung der Gemeinde 
nicht zur Ausführung der angeordneten Einrichtnng aus, so trägt, sofern 
die Kommunalaufsichtsbehörde ihre Anordnung aufrecht hält, die Provinz 
die Mehrkosten. Die Hälfte derselben ist vom Staate zu erstatten. 

§ 32. 

Bei dringender Gefahr im Verzüge kann die Kommunalaufsichtsbehörde 
nach Anhörung der Kommunalbehörde die Anordnung zur Durchführung 
bringen, bevor das Verfahren nach § 30 eingeleitet oder zum Abschluß ge¬ 
bracht ist. 
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Die Kosten der Einrichtung trägt in diesem Falle der Staat, sofern die 
Anordnung der Kommunalaufsichtsbehörde aufgehoben wird. 

Reicht die im Beschlußverfahren festgesetzte Leistung zur Deckung 
der Kosten nicht aus, so greift die Bestimmung des § 31 Platz. 

§ 33. 

Unberührt bleibt die Verpflichtung des Staates, diejenigen Kosten zu 
tragen, welche durch landespolizeiliche Maßnahmen zur Bekämpfung über¬ 
tragbarer Krankheiten entstehen. 

Siebenter Abschnitt. 

Strafvorschriften. 

§ 34. 

Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu sechs¬ 
hundert Mark wird bestraft: 

1. wer wissentlich bewegliche Gegenstände, für welche auf Grund der 
§§ 8 und 11 des gegenwärtigen Gesetzes eine Desinfektion polizei¬ 
lich angeordnet war, vor Ausführung der angeordneten Desinfek¬ 
tion in Gebrauch nimmt, an andere überläßt oder sonst in Verkehr 
bringt; 

2. wer wissentlich Kleidungsstücke, Leibwäsche, Bettzeug oder sonstige 
bewegliche Gegenstände, welche von Personen, die an Diphtherie, 
Genickstarre, Kindbettfieber, Lungen- und Kehlkopftuberkulose, 
Rückfallfieber, Ruhr, Scharlach, Typhus, Milzbrand und Rotz litten, 
während der Erkrankung gebraucht oder bei deren Behandlung 
und Pflege benutzt worden sind, in Gebrauch nimmt, an andere 
überläßt oder sonst in Verkehr bringt, bevor sie den von dem 
Minister der Medizinalangelegenheiten erlassenen Bestimmungen 
entsprechend desinfiziert worden sind; 

3. wer wissentlich Fahrzeuge oder sonstige Gerätschaften, welche zur 
Beförderung von Kranken oder Verstorbenen der in Nr. 2 bezeich- 
neten Art gedient haben, vor Ausführung der polizeilich angeord¬ 
neten Desinfektion benutzt oder anderen zur Benutzung überläßt. 

§ 35. 

Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft wird 
bestraft: 

1. wer die ihm nach den §§ i bis 3 oder nach den auf Grund des 
§ 5 des gegenwärtigen Gesetzes von dem Staatsministerium er¬ 
lassenen Vorschriften obliegende Anzeige schuldhaft unterläßt. Die 
Strafverfolgung tritt nicht ein, wenn die Anzeige, obwohl nicht 
von dem zunächst Verpflichteten, doch rechtzeitig gemacht worden ist; 

2. wer bei den in dem § 6, Abs. 1 des gegenwärtigen Gesetzes auf¬ 
geführten Krankheiten, sowie in den Fällen des § 7 dem beamteten 
Arzte den Zutritt zu dem Kranken oder zur Leiche oder die Vor¬ 
nahme der erforderlichen Untersuchungen verweigert; 

3. wer bei den übertragbaren Krankheiten, auf welche die Bestim¬ 
mungen des § 7, Abs. 3 des Reichsgesetzes, betreffend die Be- 
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kämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, für anwendbar erklärt 
worden sind (§§ 6, Aba. 1, 7 des gegenwärtigen Gesetzes), diesen 
Bestimmungen zuwider über die daselbst bezeichneten Umstände 
dem beamteten Arzt oder der zuständigen Behörde die Auskunft 
verweigert oder wissentlich unrichtige Angaben macht; 

4. wer den auf Grund der §§ 8 und 11 des gegenwärtigen Gesetzes 
in Verbindung mit § 13 des vorbezeichneten Reichsgesetzes über 
die Meldepflicht erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt. 

§ 36. 

Mit Geldstrafe bis zu einhundertundfünfzig Mark oder mit Haft wird, 
sofern nicht nach den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen eine höhere 
Strafe verwirkt ist, bestraft: 

1. wer bei den in dem § 6, Abs. 1 des gegenwärtigen Gesetzes be- 
zeichneten Krankheiten sowie in den Fällen des § 7 den nach § 9 
des Reichsgesetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher 
Krankheiten, von dem beamteten Arzte oder dem Vorsteher der 
Ortschaft getroffenen vorläufigen Anordnungen oder den nach 
§ 10 des vorbezeichnet en Reichsgesetzes von der zuständigen Be¬ 
hörde erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt; 

2. wer bei den in dem § 8 des gegenwärtigen Gesetzes aufgeführten 
Krankheiten sowie in den Fällen des § 11 den nach § 12, § 14, 
Abs. 5, §§ 15, 17, 19 und 21 des vorbezeichneten Reichsgesetzes 
getroffenen polizeilichen Anordnungen zuwiderhandelt; 

3. wer bei den in dem § 10 des gegenwärtigen Gesetzes aufgeführten 
Krankheiten den nach § 24 des vorbezeichneten Reichsgesetzes 
erlassenen Vorschriften zuwiderhandelt; 

4. Ärzte, sowie andere die Heilkunde gewerbsmäßig betreibende Per¬ 
sonen, Hebammen oder Wochenbettpflegerinnen, welche den Vor¬ 
schriften in dem § 8, Nr. 3, Abs. 2 und 3 des gegenwärtigen Gesetzes 
zuwiderhandeln. 


Achter Abschnitt. 

Schlußbestimmungen. 

§ 37. 

Mit dem Zeitpunkte des Inkrafttretens des gegenwärtigen Gesetzes 
werden die zurzeit bestehenden gesetzlichen Bestimmungen über die Be¬ 
kämpfung ansteckender Krankheiten aufgehoben. 

Insbesondere treten die Vorschriften des Regulativs vom 8. August 1835 
(Ges.-S., S. 240), jedoch unbeschadet der Bestimmung des § 10, Abs. 3 des 
Gesetzes, betreffend die Dienststellung des Kreisarztes und die Bildung 
von Gesundheitskommissionen, vom 16. September 1899 (Ges.-S., S. 172), 
über die Belassung der Sanitätskommissionen in größeren Städten, außer 
Kraft. 

Unberührt bleiben auch die Vorschriften des § 55 des Regulativs, sowie 
die sonst bestehenden gesetzlichen Vorschriften über Zwangsimpfungen bei 
dem Ausbruch einer Pockenepidemie. 
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§ 38. 


Diejenigen Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzes, welche sich auf 
Genickstarre beziehen, treten mit dem Tage der Verkündigung dieses Ge¬ 
setzes in Kraft 

Im übrigen wird der Zeitpunkt des Inkrafttretens des gegenwärtigen 
Gesetzes durch Königliche Verordnung bestimmt. 

Der Minister der Medizinalangelegenheiten erläßt, und zwar, soweit 
der Geschäftsbereich anderer Minister beteiligt ist, im Einvernehmen mit 
diesen, die zur Ausführung des Gesetzes erforderlichen Bestimmungen. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und hai- 
gedrucktem Königlichen Insiegel. 


Neues Palais, den 28. August 1905. 


(L. S.) 

Fürst v. Bülow. 
v. Podhielski. 
v. Einem. 


Wilhelm. 

Zugleich für den Finanzminister. 
Studt. 

Möller. v. Budde, 

v. Bethmann-Hollweg. 


Verordnung über das Inkrafttreten des Gesetzes, betreffend die 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. Vom 10. Oktober 1905. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen usw., verordnen 
auf Grund des § 38 des Gesetzes, betreffend die Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten, vom 28. August d. J. was folgt: 

Einziger Paragraph. 

Das Gesetz, betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, 
vom 28. August d. J. tritt, soweit es nicht mit dem Tage der Verkündigung 
in Kraft getreten ist, am 20. Oktober d. J. in Kraft. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und bei¬ 
gedrucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Glücksburg, den 10. Oktober 1905. 

(L. 8.) Wilhelm. 

Fürst v. Bülow. Schönstedt. Gr. v. Posadowsky. v. Tirpitz. 
Studt. Frhr. v. Rhein haben. Möller. v. Budde. v. Einem. 

Frhr. v. Richthofen. v. Bethmann-Hollweg. 


III. 

Ausführungsbestimmungeii zu dem Gesetze, betreffend die Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten. Vom 28. August 1905. 

(Ges.-ßamml., S. 373.) 

Auf Grund des § 38, Abs. 3 des Gesetzes, betreffend die Bekämpfung über¬ 
tragbarer Krankheiten vom 28. August 1905, erlasse ich zu diesem Gesetz im 
Einvernehmen mit den Herren Ministern der Finanzen, des Innern und für 

VierteljahrsBchrift für Gesundheitspflege, 1906. 27 
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Handel und Gewerbe unter dem Vorbehalte demnächstiger weiterer Vorschriften 
die nachstehenden Ausführungsbestimmungen: 

Zu § 1. 

Die Anzeigepflicht bei Lungen- und Kehlkopftuberkulose erstreckt 
sich sowohl auf Todesfälle an Lungen- als auch auf solche an Kehlkopftuber- 
kulose. 

Zu § 2. 

Unter den mit der Behandlung oder Pflege des Erkrankten be¬ 
schäftigten Personen (Abs. 1, Nr. 3) sind nur solche Personen zu verstehen, 
welche die Behandlung oder Pflege Erkrankter berufsmäßig ausüben. 

Zu § 3. 

Bei Krankheits- und Todesfällen, welche .auf Seeschiffen Vorkommen, ist die 
Anzeige an die Polizeibehörde des ersten preußischen Hafenplatzes, welchen das 
Schiff nach Eintritt der anzeigepflichtigen Tatsache anläuft, zu erstatten. 

Für Binnenschiffe und Flöße ist die Anzeige an die Polizeibehörde der 
nächstgelegenen Anlagestelle zu richten. Sind jedoch an der betreffenden Wasser¬ 
straße Überwachungsstellen zur gesundheitlichen Überwachung des Schiffahrts- 
und Flößereiverkehrs eingerichtet, so ist die Anzeige an die nächstgelegene 
Überwachungsstelle zu richten. 

Zu § 4. 

Zur Erleichterung der Anzeigeerstattung empfiehlt sich die Benutzung von 
Kartenbriefen, welche auf der Innenseite den aus der Anlage 1 ersichtlichen 
Vordruck aufweisen. Es ist Sorge dafür zu tragen, daß aus ihrer Benutzung 
den Anzeigepflichtigen Kosten nicht erwachsen. 

Im Interesse der Kostenersparnis haben die Regierungspräsidenten den 
Bedarf an diesen Kartenbriefen für ihren Bezirk einheitlich herstellen zu lassen 
und an die Ortspolizeibehörden gegen Erstattung der Selbstkosten abzugeben. 
Die Kosten fallen als ortspolizeiliche demjenigen zur Last, welcher nach dem 
bestehenden Rechte die Kosten der örtlichen Polizeiverwaltung zu tragen hat 

Die Kartenbriefe sind seitens der Polizeibehörde im voraus mit dem Ab¬ 
druck des Dienstsiegels oder Dienststempels, sowie tunlichst mit der Adresse 
des Empfängers zu versehen und an die zur Anzeige verpflichteten Personen 
unentgeltlich zu verabfolgen. Geschieht die Verabfolgung an Ärzte oder ärzt¬ 
liches Hilfspersonal oder zum Zwecke der Beförderung im Fernverkehr, so sind 
die Kartenbriefe außerdem mit dem Aversionierungsvermerk zu versehen. 

Die Kartenbriefe werden nach der Ausfüllung im Fernverkehr unfrankiert 
befördert. Die Ärzte und das ärztliche Hilfspersonal sind berechtigt, die mit 
dem Aversionierungsvermerk^ versehenen Kartenbriefe auch im Ortsverkehr durch 
die Post beförden zu lassen. 

Auf Grund der erstatteten Anzeige haben die Polizeibehörden für jede der 
anzeigepflichtigen übertragbaren Krankheiten eine besondere Liste nach dem 
beigefügten Muster (Anlage 2) fortlaufend zu führen. 

Sobald in einer Ortschaft oder in einem Bezirk eine der in dem § 1 ge¬ 
nannten übertragbaren Krankheiten in epidemischer Verbreitung auftritt, wird 
es sich empfehlen, daß der Regierungspräsident durch öffentliche Bekannt¬ 
machungen die gesetzliche Anzeigepflicht für diese Krankheit in Erinnerung 
bringen und die Bevölkerung in geeigneter Weise über das Wesen, die Ver¬ 
hütung und Bekämpfung der Krankheit belehren läßt. Jedoch ist eine unnötige 
Beunruhigung der Bevölkerung tunlichst zu vermeiden. 

Wegen der Abfassung zur Verteilung an die Bevölkerung geeigneter ge¬ 
meinverständlicher Belehrungen über die einzelnen übertragbaren Krankheiten 
behalte ich mir einstweilen weitere Anordnung vor. 

Es wird sich empfehlen, die Bekanntmachungen während der Dauer der 
Epidemie von acht zu acht Tagen zu wiederholen. 
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Zu §§ 5, 7 und 11. 

Die Regierungspräsidenten haben Vorsorge zu treffen, daß sie von dem epi¬ 
demischen Ausbruch einer der in dem § 1 nicht aufgeführten übei tragbaren 
Krankheiten tunlichst bald Kenntnis erhalten. Nach erlangter Kenntnis haben 
sie unverzüglich an den Minister der Medizinalangelegenheiten über Umfang 
und Charakter der Epidemie zu berichten. Dabei haben sie sich, sofern die 
Verhältnisse es angezeigt erscheinen lassen, zugleioh gutachtlich darüber zu 
äußern, ob und inwieweit es sich empfiehlt, von den in den §§ 5, 7 und 11 ent¬ 
haltenen Ermächtigungen des Staatsministeriums Gebrauch zu machen. 

Zu § 6. 

Die Polizeibehörden haben von den ihnen auf Grund des § 1 zugehenden 
Anzeigen jedesmal ungesäumt unter Übersendung der betreffenden Kartenbriefe 
in Ur- oder in Abschrift dem Kreisarzt Mitteilung zu machen. 

Auch haben sie den Kreisarzt, wenn sie auf andere Weise von dem Aus¬ 
bruch einer der in dem § 1 genannten Krankheiten Kenntnis erhalten, hiervon 
ungesäumt zu benachrichtigen. 

Wird behufs Beschleunigung der Mitteilung der Fernsprecher oder der 
Telegraph benutzt, so hat gleichzeitig die schriftliche Benachrichtigung zu er¬ 
folgen. 

Der beamtete Arzt hat in den ersten Fällen der in dem § 1 genannten 
Erkrankungen — jedoch mit Ausnahme von Diphtherie, Körnerkrankheit und 
Scharlach — sowie in Verdachts fällen von Kindbettfieber und Typhus unverzüg¬ 
lich an Ort und Stelle Ermittelungen über die Art, den Stand und die Ursache 
der Krankheit vorzunehmen und falls nach Lage des Falles erforderlich, eine 
bakteriologische Untersuchung zu veranlassen. Auch hat er der Polizeibehörde 
eine Erklärung darüber abzugeben, ob der Ausbruch der Krankheit festgestellt 
oder der Verdacht begründet ist. 

In Notfällen kann der beamtete Arzt die Ermittelung auch vornehmen, 
ohne daß ihm eine Nachricht der Polizeibehörde zugeht. 

Der beamtete Arzt hat in jedem Falle, bevor er seine Ermittelungen vor¬ 
nimmt, festzu8tellen, ob der Kranke sich in ärztlicher Behandlung befindet, und, 
wenn dies der Fall, den behandelnden Arzt von seiner Absicht, den Kranken 
aufzusuchen, so zeitig in Kenntnis zu setzen, daß dieser sich spätestens gleich¬ 
zeitig mit dem beamteten Arzt in der Wohnnng des Kranken einzufinden vermag. 
Auch hat er den behandelnden Arzt, soweit dieser es wünscht, zu den Unter¬ 
suchungen, welche zu den Ermittelungen über die Krankheit erforderlich sind, 
namentlich auch zu einer etwa erforderlichen Leichenöffnung, rechtzeitig vorher 
einzuladen. 

Die Anordnung der Leichenöffnung zum Zwecke der Feststellung der Krank¬ 
heit ist außer bei Cholera-, Gelbfieber- und Pest verdacht nur bei Rotz- und 
Typhus verdacht zulässig und soll nur dann stattfinden, wenn die bakteriologische 
Untersuchung der Absonderungen und des Blutes (Agglutination) zur Fest¬ 
stellung nicht ausreicht oder nach Lage des Falles nicht ausführbar ist. 

In Ortschaften mit mehr als 10000 Einwohnern, in welchen die Seuche 
bereits festgestellt ist, haben die vorstehend bezeichneten Ermittelungen und 
Feststellungen auch dann zu geschehen, wenn Erkrankungs- oder Todesfälle in 
einem räumlich abgegrenzten, bis dahin aber verschont gebliebenen Teile der 
Ortschaft Vorkommen. 

Mit der Ermittelung und Feststellung der ersten Fälle von Diphtherie, 
Körnerkrankheit und Scharlach, sofern sie nicht von einem Arzt angezeigt 
sind, hat die Polizeibehörde einen Arzt zu beauftragen; sie kann dazu auch 
einen nicht beamteten Arzt heranziehen, doch hat sie dazu in jedem Falle behufs 
Kostenersparnis den nächst erreichbaren Arzt zu wählen. 

Die Regierungspräsidenten können Ermittelungen über jeden einzelnen 
Krankheits- oder Todesfall anordnen. Solange eine solche Anordnung nicht ge- 
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troffen ist, sind nach der ersten Feststellung der Krankheit von dem beamteten 
Arzt Ermittelungen nur im Einverständnisse mit dem Landrat, in Stadtkreisen 
der Polizeibehörde, und nur insoweit vorzunehmen, als dies erforderlich ist, um 
die Ausbreitung der Krankheit örtlich und zeitlich zu verfolgen. 

Die in den §§ 2 und 3 des Gesetzes aufgeführten Personen sind verpflichtet, 
über alle für die Entstehung und den Verlauf der Krankheit wichtigen Um¬ 
stände dem beamteten Arzt und der zuständigen Behörde auf Befragen Aus¬ 
kunft zu erteilen. 

Ist nach dem Gutachten des beamteten Arztes — bei Diphtherie, Körner¬ 
krankheit und Scharlach des mit der Feststellung beauftragten Arztes — der 
Ausbruch der Krankheit festgestellt, oder bei Kindbettfieber, Rotz, Rückfallfieber 
oder Typhus der Verdacht der Krankheit begründet, so hat die Polizeibehörde 
unverzüglich die erforderlichen Schutzmaßregeln zu treffen. 

Bei Gefahr im Verzüge kann der beamtete Arzt schon vor dem Einschreiten 
der Polizeibehörde die zur Verhütung der Verbreitung der Krankheit zunächst 
erforderlichen Maßregeln anordnen. Diese Anordnungen sind dem Betroffenen 
schriftlich zu geben. Der Gemeindevorsteher hat, falls er nicht selbst die Polizei¬ 
verwaltung führt, den von dem beamteten Arzte getroffenen Anordnungen Folge 
zu leisten. Von den Anordnungen hat der beamtete Arzt der Polizeibehörde 
sofort schriftliche Mitteilung zu maohen; sie bleiben so lange in Kraft, bis von 
der Polizeibehörde anderweite Verfügung getroffen wird. 

Für Ortschaften und Bezirke, welche von Milzbrand, Rotz, Ruhr oder Typhus 
befallen sind, und in welchen ein allgemeiner Leichenschauzwang nicht besteht, 
kann geeignetenfalls im Polizeiverordnungswege angeordnet werden, daß jede 
Leiche vor der Bestattung einer amtlichen Besichtigung (Leichenschau) womög¬ 
lich durch einen Arzt zu unterwerfen ist. 

Die Landräte, in Stadtkreisen die Ortspolizeibehörden, haben dem Re¬ 
gierungspräsidenten an jedem Montag eine Nachweisung über die in dem Kreis 
in der vorhergehenden Woche amtlich gemeldeten Erkrankungen und Todes¬ 
fälle an übertragbaren Krankheiten nach anliegendem Muster (Anlage 3) einzu¬ 
reichen. 

Auf Grund dieser Nachweisung haben die Regierungspräsidenten Wochen- 
naohweisungen über die in dem Regierungsbezirke vorgekommenen Erkrankungen 
und Todesfälle der bezeichneten Art nach anliegendem Muster (Anlage 4) auf¬ 
stellen zu lassen, und je ein Exemplar derselben dem Oberpräsidenten und dem 
Minister der Medizinalangelegenheiten, letzterem direkt und so zeitig einzu- 
reicben, daß sie spätestens am Mittwoch Abend jeder Woche dort eingehen. 

Zu § 7. 

Ist die Anzeigepflicht auf eine der in dem § 1 nicht aufgeführten übertrag¬ 
baren Krankheiten für einzelne Teile oder den ganzen Umfang der Monarchie 
ausgedehnt worden, so findet die Bestimmung zu § 4 entsprechende Anwendung. 
Wegen der Art der Ermittelung und Feststellung der ersten Fälle wird zugleich 
mit der Einführung der Anzeigepflicht für diese Krankheiten das Erforderliche 
angeordnet werden. 

Zu § 8. 

Die in dem § 8 bei den einzelnen Krankheiten aufgeführten Absperrungs¬ 
und Aufsichtsmaßregeln bezeichnen, vorbehaltlich der Bestimmung des § 9, das 
Höchstmaß dessen, was bei den betreffenden Krankheiten im äußersten Falle 
polizeilich angeordnet werden darf. 

Die Polizeibehörden sollen in der Regel nicht alle diese Maßregeln in jedem 
Falle zur Anwendung bringen, sondern sich auf diejenigen beschränken, welche 
nach Lage des Falles ausreichend erscheinen, um eine Weiterverbreitung der 
Krankheit zu verhüten. Die beamteten Ärzte haben diese Gesichtspunkte bei 
ihren den Polizeibehörden zu machenden Vorschlägen zu berücksichtigen. 
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Bei der Auswahl der Maßregeln ist einerseits nichts zu unterlassen, was 
zur Verhütung der Ausbreitung der Krankheit notwendig ist, andererseits aber 
dafür Sorge zu tragen, daß nicht durch Anwendung einer nach Lage des Falles 
zu weitgehenden Maßregel unnötig in die persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Bevölkerung eingegriffen wird oder vermeidbare Kosten ent¬ 
stehen. 

I. Einer Beobachtung (§ 12 des Reichsgesetzes) können unterworfen 
werden: 

1. kranke und krankheitsverdächtige Personen bei Kömerkrankheit, Rotz, 
Rückfalliieber und Typhus; 

2. kranke, krankheitsverdächtige und ansteckungsverdächtige Personen, sofern 
sie gewerbsmäßig Unzucht treiben, bei Syphilis, Tripper und Schanker; 

3. ansteckungsverdächtige Personen bei Tollwut, d. h. solche Personen, welche 
von einem tollen oder tollwutverdächtigen Tiere gebissen worden sind. 

Krank im Sinne des Gesetzes sind solche Personen, bei welchen eine der 
in dem § 1 aufgeführten Krankheiten festgestellt ist. 

Krankheitsverdächtig sind solche Personen, welche unter Erscheinungen 
erkrankt sind, die den Ausbruch einer der in dem § 1 aufgeführten Krankheiten 
befürchten lassen. 

Ansteckungsverdächtig sind solche Personen, bei welchen zwar Krank¬ 
heitserscheinungen noch nicht vorliegen, bei denen aber infolge ihrer nahen Be¬ 
rührung mit Kranken die Besorgnis gerechtfertigt ist, daß sie den Ansteckungs- 
stoff einer der in dem § 1 aufgeführten Krankheiten in sich aufgenommen 
haben. 

Anscheinend gesunde Personen in der Umgebung von Typhus kranken, 
welche in ihren Ausleerungen Typhusbazillen ausscheiden, sind auf die Gefahr, 
welche sie für ihre Umgebung bilden, aufmerksam zu machen und zur Be¬ 
folgung der erforderlichen Desinfektionsmaßnahmen anzuhalten. 

Die Beobachtung hat in schonender Form und so zu geschehen, daß Be¬ 
lästigungen tunlichst vermieden werden. Sie wird, abgesehen von den etwa 
erforderlichen bakteriologischen Untersuchungen, in der Regel darauf beschränkt 
werden können, daß durch einen Arzt oder eine sonst geeignete Person in an¬ 
gemessenen Zwischenräumen Erkundigungen über den Gesundheitszustand der 
betreffenden Person eingezogen werden. Die Dauer der zulässigen Beobachtung 
ansteckungsverdächtiger Personen richtet sich nach der Zeit, welche erfahrungs¬ 
gemäß zwischen der Ansteckung und dem Ausbruche der Krankheit liegt, und 
wird noch besonders geregelt werden. 

Eine verschärfte Art der Beobachtung, verbunden mit Beschränkungen in 
der Wahl des Aufenthalts oder der Arbeitsstätte, ist nur solchen Personen gegen¬ 
über zulässig, welche obdachlos oder ohne festen Wohnsitz sind oder berufs- 
oder gewohnheitsmäßig umherziehen. 

II. Die Regierungspräsidenten können für den Umfang ihres Bezirkes oder 
für Teile desselben im Polizeiverordnungswege vorschreiben, daß zureisende 
Personen, sofern sie sich innerhalb einer der Inkubationszeit entsprechend zu 
bestimmenden Frist vor ihrer Ankunft in Ortschaften oder Bezirken aufgehalten 
haben, in welchen Körnerkrankheit, Rückfallheber oder Typhus ausgebrochen 
ist, nach ihrer Ankunft der Ortspolizeibehörde schriftlich oder mündlich 
zu melden sind (§ 13 des Reichsgesetzes). 

Unter zureisenden Personen sind nicht nur ortsfremde Personen, die von 
auswärts eintreffen, sondern auch ortsangehörige Personen zu verstehen, die 
nach längerem oder kürzerem Verbleiben in einer von der betreffenden Krank¬ 
heit betroffenen Ortschaft oder in einem solchen Bezirke nach Hause zurück¬ 
kehren. 

III. Einer Absonderung (§ 14, Abs.2 des Reichsgesetzes) können unter¬ 
worfen werden: 
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1. kranke Personen, und zwar: 

a) ohne Einschränkung bei übertragbarer Genickstarre, Ruhr und Toll, 
wut; Erwachsene auch bei Diphtherie und Scharlach; 

b) bei Diphtherie und Scharlach unterliegen auch Kinder der Absonde- 
rung, jedoch mit der Maßgabe, daß ihre Überführung in ein Kranken¬ 
haus oder in einen anderen geeigneten Unterkunftsraum gegen den 
Widerspruch der Eltern nicht angewendet werden darf, wenn nach der 
Ansicht des beamteten Arztes oder des behandelnden Arztes eine aus¬ 
reichende Absonderung in der Wohnung sichergestellt ist; 

c) kranke Personen, welche gewerbsmäßig Unzucht treiben, bei Syphilis, 
Tripper und Schanker. 

2. kranke und krankheitsverdächtige Personen bei Rotz, Rückfallfieber und 

Typhus. 

Die Absonderung kranker und krankheitsverdächtiger Personen hat derart 
zu erfolgen, daß der Kranke mit anderen als den zu seiner Pflege bestimmten 
Personen, dem Arzt oder dem Seelsorger nicht in Berührung kommt, und eine 
Verbreitung der Krankheit tunlichst ausgeschlossen ist. Angehörigen und 
Urkundspersonen ist, insoweit es zur Erledigung wichtiger und dringender An¬ 
gelegenheiten geboten ist, der Zutritt zu dem Kranken unter Beobachtung der 
erforderlichen Maßregeln gegen eine Weiterverbreitung der Krankheit gestattet. 
Werden auf Erfordern der Polizeibehörde in der Behausung des Kranken die 
nach dem Gutachten des beamteten Arztes zum Zwecke der Absonderung not¬ 
wendigen Einrichtungen nicht getroffen, so kann, falls der beamtete Arzt es für 
unerläßlich und der behandelnde Arzt es ohne Schädigung des Kranken für 
zulässig erklärt, die Überführung des Kranken in ein geeignetes Krankenhaus 
oder in einen anderen geeigneten Unterkunftsraum angeordnet werden. 

Sache des beamteten Arztes in Verbindung mit dem behandelnden Arzte 
wird es sein, die Absonderung womöglich in der Behausung des Kranken durch¬ 
zuführen; in Fällen aber, wo dies nach den Verhältnissen nicht möglich ist, 
durch entsprechende Vorstellungen nach Möglichkeit dafür zu sorgen, daß der 
Kranke sich freiwillig in ein geeignetes Krankenhaus überführen läßt. Dies gilt 
namentlich von solchen Kranken, welche sich in engen, dicht bevölkerten Woh¬ 
nungen, in öffentlichen Gebäuden, Schulen, Kasernen, Gefängnissen usw. oder 
in Räumen neben Milch- und Speisewirtschaften oder auf Gehöften, welche 
Milchlieferungen besorgen, befinden, sowie von Personen, welche kein beson¬ 
deres Pflegepersonal zur Verfügung haben, sondern von ihren zugleich ander¬ 
weitig in Anspruch genommenen Angehörigen gepflegt werden müssen. 

IV. Wohnungen oder Häuser, in welchen an Rückfallfieber oderTyphus 
erkrankte Personen sich befinden, können kenntlich gemacht werden (§ 14, 
Abs. 4 des Reichsgesetzes). 

Dies hat bei Tage durch eine gelbe Tafel mit dem Namen der betreffenden 
Krankheit, bei Nacht durch eine gelbe Laterne zu geschehen, welche an einer 
in die Augen fallenden Stelle anzubringen sind. 

Ungeachtet der Schwierigkeiten, mit welchen die erfolgreiche Durchführung 
unter Umständen, z. B. in Großstädten, verbunden sein mag, wird doch ge- 
eignetenfalls von dieser Maßnahme, namentlich in Ortschaften mit dicht zu- 
sammenwohnender Bevölkerung, z. B. in Industriegebieten, Gebrauch gemacht 
werden müssen. 

V. Für das berufsmäßige Pflegepersonal können Verkehrs¬ 
beschränkungen angeordnet werden bei Diphtherie, Kindbettfieber, Rückfall¬ 
fieber, Scharlach und Typhus (§ 14, Abs. 5 des Reichsgesetzes). 

Diese Beschränkungen werden in der Regel darin zu bestehen haben, daß 
Pflegepersonen, welche einen mit einer dieser Krankheiten behafteten Kranken in 
Pflege haben, nicht gleichzeitig eine andere Pflege übernehmen dürfen, daß sie 
während der Pflege ein waschbares Überkleid zu tragen, die Vorschriften des be- 
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amteten Arztes bezüglich Desinfektion gewissenhaft zu befolgen und den Verkehr 
mit anderen Personen und in öffentlichen Lokalen tunlichst zu meiden haben. 

Geben sie die Pflege des Kranken auf, so ist ihnen zu untersagen, die 
Pflege eines anderen Kranken zu übernehmen, bevor sie sich selbst, ihre Wäsche 
und Kleidung einer gründlichen Reinigung und Desinfektion unterzogen haben. 

VI. Für Ortschaften und Bezirke, in welchen Diphtherie, Milzbrand, Schar¬ 
lach oder Typhus gehäuft Vorkommen, können hinsichtlich der gewerbs¬ 
mäßigen Herstellung, Behandlung und Aufbewahrung, sowie hinsicht¬ 
lich des Vertriebes von Gegenständen, welche geeignet sind, die Krankheit zu 
verbreiten, eine gesundheitspolizeiliche Überwachung und die zur Ver¬ 
hütung der Verbreitung der Krankheit erforderlichen Maßregeln angeordnet, 
auch können Gegenstände der bezeichneten Art vorübergehend vom Gewerbe¬ 
betriebe im Umherziehen ausgeschlossen werden (§ 15, Ziff. 1 und 2 des Reichs¬ 
gesetzes). 

Von den hierhergehörigen Betrieben kommen namentlich in Betracht: 
Vorkosthandlungen bei Diphtherie und Scharlach, Molkereien und Milchhand¬ 
lungen bei diesen beiden Krankheiten und bei Typhus, Abdeckereien, Gerbe¬ 
reien, Lumpenhandlungen, Papierfabriken, Roßhaarspinnereien, Schlächtereien 
und Wollsortierereien bei Milzbrand. 

Mit dem Zeitpunkte, in welchem der Kranke in ein Krankenhaus über¬ 
geführt und die Wohnung wirksam desinfiziert ist, siud die Beschränkungen 
unverzüglich wieder aufzuheben. 

VII. Für Ortschaften und Bezirke, in welchen Rückfallfieber, Ruhr oder 
Typhus aufgetreten ist, kann die Abhaltung von Märkten, Messen und 
anderen Veranstaltungen, welche eine Ansammlung größerer Menschen¬ 
mengen mit sich bringen, verboten oder beschränkt werden, sobald die Krank¬ 
heit einen epidemischen Charakter angenommen hat. 

Vor Erlaß derartiger Anordnungen ist sorgfältig zu prüfen, ob die Größe 
der abzuwendenden Gefahr mit den damit verbundenen wirtschaftlichen Nach¬ 
teilen für die Bevölkerung in einem entsprechenden Verhältnisse steht. 

VIII. Jugendliche Personen aus Behausungen, in welchen eine Er¬ 
krankung an Diphtherie, Rückfallfieber, Ruhr, Scharlach oder Typhus vor¬ 
gekommen ist, müssen, soweit und solange eine Weiterverbreitung der Krankheit 
aus diesen Behausungen zu befürchten ist, vom Schul- und Unterrichts- 
besuche ferngehalten werden (§ 16 des Reichsgesetzes). 

Auch ist darauf hinzuwirken, daß der Verkehr dieser Personen mit anderen 
Kindern, insbesondere auf öffentlichen Straßen und Plätzen, möglichst ein¬ 
geschränkt wird. 

IX. In Ortschaften, welche von Ruhr oder Typhus befallen oder bedroht 
sind, sowie in deren Umgegend, kann die Benutzung von Brunnen, Teichen, 
Seen, Wasserläufen, Wasserleitungen, sowie der dem öffentlichen Ge¬ 
brauche dienenden Bade-, Schwimm-, Wasch- und Bedürfnisanstalten 
verboten oder beschränkt werden (§ 17 des Reichsgesetzes). 

Vor dem Erlaß einer solchen Anordnung ist sorgfältig zu prüfen, ob die 
betreffende Anlage ihrer Lage, Bauart und Einrichtung nach geeignet ist, zur 
Verbreitung der Krankheit beizutragen. Die Entscheidung hierüber ist nicht 
ohne vorherige Anhörung des beamteten Arztes zu treffen. In Zweifelsfällen 
ist eine bakteriologische Untersuchung zu veranlassen. 

X. Die gänzliche oder teilweise Räumung von Wohnungen und 
Gebäuden, in denen Erkrankungen an Rückfallfieber, Ruhr oder Typhus vor¬ 
gekommen sind, kann, insoweit der beamtete Arzt es zur wirksamen Bekämpfung 
der Krankheit für unerläßlich erklärt, angeordnet werden. Den betroffenen Be¬ 
wohnern ist anderweit geeignete Unterkunft unentgeltlich zu bieten (§ 18 des 
Reichsgesetzes). 
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Diese einschneidende, nicht selten erhebliohe Aufwendungen bedingende 
Maßregel darf nur ausnahmsweise in Fällen dringender Not, z. B. dann ange¬ 
ordnet werden, wenn die betreffenden Wohnungen und Gebäude so schlecht 
gehalten oder so überfüllt sind, daß sie die Bildung eines Seuchenherdes ver¬ 
anlaßt haben oder befürchten lassen. 

XL Für Gegenstände und Räume, von denen anzunehmen ist, daß sie mit 
dem Krankheitsstoffe behaftet sind, kann eine Desinfektion angeordnet werden. 
Ist die Desinfektion nicht ausführbar oder im Verhältnis zum Werte der Gegen¬ 
stände zu kostspielig, so kann die Vernichtung angeordnet werden (§ 19, Abs. 1 
und 3 des Reiohsgesetzes). 

Für die Ausführung der Desinfektion ist die anliegende Desinfektions- 
anweisung (Anlage 5) maßgebend. 

Abgesehen von der Wäsche, Kleidung, den persönlichen Gebrauchsgegen- 
ständen und dem Wohnzimmer des Kranken sind bei der Desinfektion besonders 
zu berücksichtigen: 

der Nasen- und Rachenschleim, sowie die Gurgelwässer bei Diphtherie, 
Genickstarre, Lungen- und Kehlkopftuberkulose und Scharlach, 
die Stuhlentleerungen bei Ruhr und Typhus, 
der Urin bei Typhus, 

die eiterigen Absonderungen und Verbandmittel bei Kindbettfieber, Milz¬ 
brand und Rotz. 

Es ist regelmäßig anzuordnen und sorgfältig darüber zu wachen, daß nicht 
nur nach der Genesung oder dem Tode des Erkrankten eine sogenannte Schluß- 
desinfektion stattfindet, sondern daß während der ganzen Dauer der Krankheit 
die Vorschriften der Desinfektionsanweisung peinlich befolgt werden. Es ist 
Aufgabe der Polizeibehörde, der beamteten und praktischen Ärzte, die Bevölke¬ 
rung hierauf bei jeder sich darbietenden Gelegenheit hinzuweisen. 

XII. Für die Aufbewahrung, Einsargung, Beförderung und Be¬ 
stattung der Leichen von Personen, welche an Diphtherie, Ruhr, Scharlach, 
Typhus, Milzbrand oder Rotz gestorben sind, können besondere Vorsichts¬ 
maßregeln angeordnet werden (§ 21 des Reichsgesetzes). 

Als solche kommen in Betracht: 

Einhüllen der Leichen in Tücher, welche mit einer desinfizierenden Flüssig¬ 
keit getränkt sind, baldige Einsargung, Füllung des Sargbodens mit einem auf- 
saugenden Stoffe, baldige Schließung des Sarges, Überführung des Sarges in 
ein Leichenhaus oder einen anderen geeigneten Absonderungsraum, Verbot der 
Ausstellung der Leiche im Sterbehause oder im offenen Sarge, Beschränkung des 
Leichengefolges, Verbot der Leiohenschmäuse, baldige Bestattung, Vorschrift der 
Beobachtung von Desinfektionsmaßregeln seitens der Leichenträger. 

Die Begleitung der Leichen der an Diphtherie oder Scharlach verstorbenen 
Personen durch Schulkinder und das Singen der Schulkinder am offenen Grabe 
dieser Leichen ist zu verbieten. 

Zu § 9. 

1. Die zwangsweise Anhaltung zur ärztlichen Behandlung von 
Personen, welche an Körnerkrankheit leiden, soll nur in Orten und iu Bezirken 
stattfinden, in welchen eine planmäßige Bekämpfung der Körnerkrankheit 
stattfindet. 

Die zwangsweise Behandlung kann in öffentlichen ärztlichen Sprechstunden 
oder in einem geeigneten Krankenhause stattfinden, die Unterbringung in einem 
Krankenhause, jedoch nur dann, wenn zur Heilung des Falles die Vornahme 
einer Operation erforderlich ist. Die Vornahme einer solchen ist nur mit Zu¬ 
stimmung des Kranken zulässig. 

Findet die Behandlung in einer öffentlichen Sprechstunde statt, so können 
die Kranken angehalten werden, sich an bestimmten Orten zu bestimmten Tagen 
und Stunden zur Untersuchung und Behandlung einzufinden. 
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2. Personen, welche gewerbsmäßig Unzucht treiben, sind anzuhalten, sioh 
an bestimmten Orten und zu bestimmten Tagen und Stunden zur Untersuchung 
einzufinden. Wird bei dieser Untersuchung festgestellt, daß sie an Syphilis, 
Tripper oder Schanker leiden, so sind sie anzuhalten, sich ärztlich behandeln 
zu lassen. 

Es empfiehlt sich, durch Einrichtung öffentlicher ärztlicher Sprechstunden 
diese Behandlung möglichst zu erleichtern. Können die betreffenden Personen 
nicht nachweiBen, daß sie diese Sprechstunden in dem erforderlichen Umfange 
besuchen, oder besteht begründeter Verdacht, daß sie trotz ihrer Erkrankung 
den Betrieb der gewerbsmäßigen Unzucht fortsetzen, so sind sie unverzüglich 
in ein geeignetes Krankenhaus zu überführen und aus demselben nicht zu ent¬ 
lassen, bevor sie geheilt sind. 

Zu § 13, Abs. 2. 

Sollen an Stelle der beamteten Ärzte im Falle ihrer Behinderung oder aus 
sonstigen dringenden Gründen zur Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 
andere Ärzte zugezogen werden, so ist meine Entscheidung einzuholen. Im 
Falle dringender Notwendigkeit ist ein entsprechender Antrag vom Regierungs¬ 
präsidenten telegraphisch zu stellen. Dabei sind in erster Linie solche Ärzte in 
Vorschlag zu bringen, welche die kreisärztliche Prüfung mit Erfolg abgelegt 
haben. 

Zu §§ 14 bis 20. 

Die vorliegenden Paragraphen machen den Polizeibehörden ein Handeln 
von Amts wegen in zwei Fällen zur Pflicht: 

1. Wird eine der Invalidenversicherung unterliegende Person einer mit Be¬ 
schränkung der Wahl des Aufenthaltsortes oder der Arbeitsstätte ver¬ 
bundenen Beobachtung oder einer Absonderung unterworfen, weil sie an 
Aussatz, Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, Pest oder Pocken erkrankt oder 
der Erkrankung oder Ansteckung an einer dieser Krankheiten verdächtig 
ist, so hat die Polizeibehörde, sofern die Person nicht während der Dauer 
jener Maßregel aus öffentlichen Mitteln verpflegt wird, die ihr gebührende 
Entschädigung wegen des entgangenen Arbeitsverdienstes alsbald fest¬ 
zusetzen. Ein Antrag ist nicht abzuwarten. 

Die Entschädigung beträgt für jeden Arbeitstag den dreihundertsten 
Teil des für die Invalidenversicherung maßgebenden Jahresarbeits¬ 
verdienstes (§ 34 des InvalidenversicherungsgesetzeB), abzüglich des der 
abgesonderten oder beobachteten Person etwa seitens einer Krankenkasse 
im Sinne des Krankenversicherungsgesetzes gewährten gesetzlichen Kranken¬ 
geldes oder abzüglich des von ihr trotz der polizeilichen Beschränkungen 
etwa erzielten Arbeitsverdienstes. 

Die erfolgte Festsetzung der Entschädigung ist sowohl der ent¬ 
schädigungsberechtigten Person als auch derjenigen Behörde zuzustellen, 
welche den nach § 26, Abs. 2 des Gesetzes in Betracht kommenden Zah¬ 
lungspflichtigen Verband vertritt. 

2. Will die Polizeibehörde Gegenstände, von denen anzunehmen ist, daß sie 
mit dem Krankheitsstoff von Aussatz, Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, 
Pest, Pocken, Diphtherie, Genickstarre, Kindbettfieber, Körnerkrankheit, 
Lungen- oder Kehlkopftuberkulose, Rückfallfieber, Ruhr, Scharlach, Typhus, 
Milzbrand oder Rotz behaftet sind, vernichten lassen, so hat sie ihren 
gemeinen Wert vor der Vernichtung durch zwei Sachverständige im Sinne 
der §§ 21 und 22 des Gesetzes abschätzen zu lassen. Wenn tunlich, ist 
der Eigentümer oder Inhaber der Gegenstände zuzuziehen und anzuhören. 
Die Sachverständigen sind anzuhalten, daß sie der Polizeibehörde eine von 
ihnen Unterzeichnete Urkunde über die Schätzung zugehen lassen. 

Ebenso ist zu verfahren, wenn bei der Desinfektion eines Gegen¬ 
standes, von welchem anzunehmen war, daß er mit Krankheitsstoff einer 
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der benannten Krankheiten behaftet sei, der Gegenstand so beschädigt 
worden ist, daß er zu seinem bestimmangsgemäßen Gebrauch nicht 
weiter verwendet werden kann. In diesem Fall ist die Abschätzung vor der 
Rückgabe des Gegenstandes an den Empfangsberechtigten herbeizuführen. 

Die Abschätzung vernichteter oder durch Desinfektion gebrauchs¬ 
unfähig gewordener Gegenstände darf nur unterbleiben, wenn von vorn¬ 
herein feststeht, daß ein Entschädigungsanspruch ausgeschlossen ist (vgl. 
die §§ 82 und 83 des Reichsgesetzes), oder wenn der Berechtigte auf eine 
Entschädigung verzichtet oder sich mit der Polizeibehörde über die Höhe 
des Schadenersatzes geeinigt hat. 

Ein Entschädigungsanspruch ist ausgeschlossen, wenn 

a) die betreffenden Gegenstände im Eigentums des Reiches, eines Bundes¬ 
staates oder einer kommunalen Körperschaft sich befinden, oder wenn 
sie trotz Verbotes ein- oder ausgeführt sind; 

b) der Entschädigungsberechtigte die Gegenstände oder einzelne derselben 
an sich gebracht hatte, obwohl er wußte oder annehmen mußte, daß 
dieselben bereits mit dem Krankheitsstoffe behaftet oder daß sie auf 
polizeiliche Anordnung zu desinfizieren waren, oder wenn er zur Des¬ 
infektion durch eine Zuwiderhandlung gegen seuchenrechtliche Vor¬ 
schriften Veranlassung gegeben hat. Ferner ist, wenn es sich um 
Diphtherie, Genickstarre, Kindbettfieber, Körnerkrankheit, Lungen¬ 
oder Kehlkopftuberkulose, Rückfallfieber, Ruhr, Scharlach, Typhus, 
Milzbrand, Rotz handelt, eine Entschädigung nicht zu zahlen, wenn 
der Beschädigte den Verlust ohne Beeinträchtigung des für ihn und 
seine Familie notwendigen Unterhalts zu tragen vermag. 

Ist die Schätzungsurkunde bei der Polizeibehörde eingegangen, so ist nichts 
weiteres zu veranlassen, falls nicht ein Antrag auf Entschädigung von seiten 
des Eigentümers des vernichteten oder beschädigten Gegenstandes oder desjenigen, 
in dessen Gewahrsam sich derselbe vor der Vernichtung oder zur Zeit der Des¬ 
infektion befand, gestellt wird. Ist die Antragsfrist gewahrt, so erfolgt die Fest¬ 
stellung der Entschädigung, andernfalls Ablehnung wegen Fristversäumnis. Der 
Bescheid ist dem Antragsteller zuzustellen. 

Zu § 25. 

1. Als amtliche Beteiligung gilt jede Beteiligung des beamteten Arztes, welche 
ihm durch Gesetz, Dienstanweisung oder durch Einzelauftrag der Vor¬ 
gesetzten Dienstbehörde übertragen ist. Hierher gehört insbesondere seine 
Tätigkeit gemäß §§ 6 bis 9, 14, Abs. 2 und 3, 18 des Reichsgesetzes, und 
§§ 6, Abs. 1 bis 3, 8, Nr. 1 und 3 des gegenwärtigen Gesetzes. 

2. Ärzte, welche gemäß § 6, Abs. 4 des gegenwärtigen Gesetzes mit Fest¬ 
stellung von Diphtherie, Körnerkrankheit oder Scharlach beauftragt worden 
sind, haben gemäß § 2 der Gebührenordnung für approbierte Ärzte und 
Zahnärzte vom 15. Mai 1896 nur Anspruch auf Vergütung nach den 
niedrigsten Sätzen, da die Zahlung aus Staatsfonds erfolgt. 

Die Polizeibehörden haben die bei ihnen infolge der Zuziehung von Ärzten 
behufs Feststellung einer dieser Krankheiten eingehenden Liquidationen mit 
einer Bescheinigung darüber, daß es sich um eine Feststellung im Sinne des § 6, 
Abs. 4 handelt, dem Landrat einzureichen. Dieser veranlaßt eine Prüfung der 
Liquidation durch den Kreisarzt und reicht demnächst die Liquidationen ge¬ 
sammelt in der Zeit zwischen dem 1. und 15. Tage jedes Kalendervierteljahres 
dem Regierungspräsidenten ein. 

Die Zahlung an den Arzt hat durch die Ortspolizeibehörde, welche ihn 
zugezogen hat, zu erfolgen. 

Zu § 27. 

I. Will eine Gemeinde wegen der ihr in einem Etatsjahr erwachsenen 
Kosten einen Erstattungsanspruch auf Grund dieser Vorschrift erbeben, so hat 
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alsbald nach Ablauf dieses Etatsjahres der Gemein devor stand eine Nach Weisung 
an den Vorsitzenden des Kreisausschusses einzureichen, aus welcher sich ergibt: 

1. die Einwohnerzahl, berechnet naoh der letzten Volkszählung; 

2. die Art und Höhe der hierher gehörigen Kosten; dabei ist streng darauf 
zu achten, daß nur die nach §§ 26 und 27 des Gesetzes den Gemeinden 
zur Last fallenden Kosten Aufnahme finden, nicht aber die aus § 29 ihnen 
erwachsenden oder solche Kosten, welche anderen Trägern rechtlich ob¬ 
liegen ; 

3. die in der Gemeinde umlagefähigen Sollbeträge an Einkommensteuer, ein¬ 
schließlich der fingierten Normalsteuersätze, sowie an Grund-, Gebäude-, 
Gewerbe- und Betriebssteuer; 

4. das etatsmäßige direkte Gemeindesteuersoll — d. h. der ziffernmäßige Be¬ 
trag der Zuschläge zur Einkommen-, Grund-, Gebäude-, Gewerbe- und 
BetriebBsteuer bzw. der veranlagten besonderen direkten Gemeindesteuern; 

5. die Art, der Umfang und der Geldwert der Naturaldienste, welche etats¬ 
mäßig oder nach den Gemeindebeschlüssen zu leisten waren; 

6. falls die Schulabgaben nicht bereits in den allgemeinen Gemeindeabgaben 
enthalten, sondern als Sozietätslasten erhoben worden sind, die Höhe der 
etatsmäßigen Sohulabgaben. 

Die Angabe zu 2. ist durch die betreffenden Rechnungsbelege, die Angaben 
zu 3. bis 6. durch den Gemeindehaushaltsetat bzw. Schulhaushaltsetat des Jahres, 
in welchem die Kosten entstanden sind, sowie durch eine Bescheinigung des 
Gemeindevorstandes, daß die Anforderung an Gemeindesteuern, Naturaldiensten 
und gegebenenfalls Schulabgaben in der angegebenen Höhe bzw. Bewertung für 
das genannte Jahr tatsächlich erfolgt ist, zu belegen. 

II. Für einen Gutsbezirk, welcher einen entsprechenden Erstattungsantrag 
stellen will, hat der Gutsvorsteher gleichfalls alsbald nach Ablauf des betreffenden 
Etatsjahres eine Nach Weisung an den Vorsitzenden des Kreisausschusses einzu¬ 
reichen, aus welcher sich ergibt: 

1. die Höhe der hierher gehörigen Kosten (vgl. unter I, 2); 

2. die Höhe der Einkommensteuer und Ergänzungssteaer, sowie der staatlich 
veranlagten Realsteuern des Besitzers des Gutsbezirks; 

3. die Höhe der Kreis- und Amtsabgaben, zu welchen der Besitzer heran¬ 
gezogen worden ist; 

4. die Höhe der kommunalen Aufwendungen des Gutsbesitzers für Volks¬ 
schule, Armen- und Wegewesen, einschließlich der gesondert nachzuwei¬ 
senden und zu schätzenden Naturallaaten; 

5. im Falle des Bestehens statuarischer Bestimmungen über die Beteiligung 
von Gutsin8a8sen an den Kosten der Seuchenpolizei (§ 28 des gegen¬ 
wärtigen Gesetzes) die Höhe dieser Beiträge, sowie die Belastung der 
GutBinsassen mit Armen- (§ 8, Abs. 2 des Gesetzes vom 8. März 1871 — 
G. S., S. 130 —), Schul-, Kreis- und Provinziallasten. 

Die Angaben zu 1. sind durch die Rechnungsbelege, die Angaben zu 2. 
und 3. durch die Veranlagungsschreiben, diejenigen zu 5. durch die Einnahme¬ 
belege zu begründen, die sonstigen Angaben sind von dem GutsVorsteher, und 
wenn dieser selbst der Gutsbesitzer ist, von seinem Stellvertreter, als der Wahr¬ 
heit entsprechend zu bescheinigen. Alle Angaben haben sich auf dasjenige 
Etatsjahr zu beziehen, in welchem die Kosten (zu I) entstanden sind. 

III. Nachprüfung der Unterlagen hat der Vorsitzende des Kreisausschusses 
das Weitere bezüglich der Herbeiführung eines Beschlusses über die teilweise 
Erstattung der Kosten durch den Kreis zu veranlassen. Dabei hat im Fall 
eines von einem Gutsbezirk ausgehenden Antrages tunlichst eine entsprechende 
Anwendung der Abs. 1 und 2 des § 27 zu erfolgen. 

IV. Ist eine Erstattung seitens des Kreises an eine Stadt- oder Land¬ 
gemeinde erfolgt, so reicht der Vorsitzende des Kreisausschusses die gesamten 
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Unterlagen an den Regierungspräsidenten mit dem Anträge auf Erstattung der 
Hälfte der gezahlten Summe ein. Der Regierungspräsident hat dem Anträge 
stattzugeben, soweit eine genaue Prüfung der Unterlagen die Berechtigung der 
vom Kreise gezahlten Erstattungssumme ergibt. 

Wird gegen einen Kreis von einer Gemeinde Klage im Verwaltungsstreit¬ 
verfahren gemäß Abs. 4 des § 27 erhoben, so hat der Kreis die Beiladung 
des Regierungspräsidenten als Vertreters des Fiskus zu beantragen. Sollte der 
Kreis dies verabsäumen, so wird sich die Beiladung von Amts wegen gemäß 
§ 70 des LandesverwaltungBgeBetzes empfehlen. Ist die Zahlungspflicht des 
Kreises nach Beiladung des Regierungspräsidenten durch rechtskräftiges Urteil 
festgestellt, so genügt lediglich die Vorlegung einer mit der Bescheinigung der 
Rechtskraft versehenen Urteilsausfertigung. In diesem Falle hat die Erstattung 
der Hälfte der im Urteile festgestellten Summe ohne weiteres zu erfolgen. 

V. Hat ein Kreis einem Gutsbezirk auf Grund des § 27, Abs. 5 eine 
Zahlung geleistet, so ist dem Antrag auf Erstattung der Hälfte ein eingehender 
Nachweis darüber beizufügen, daß der Gutsbezirk tatsächlich leistungsunfähig 
ist, und daß sich die Beihilfe in denjenigen Grenzen gehalten hat, innerhalb 
deren ein Erstattungsanspruch seitens einer Landgemeinde unter 5000 Ein¬ 
wohnern nach den Vorschriften des § 27, Abs. 1 besteht. Nur insoweit diese 
Nachweise als erbracht zu erachten sind, hat der Regierungspräsident dem Er- 
stattungsantrage stattzugeben. 

Zu § 29. 

Einrichtungen im Sinne des § 29 sind lediglich solche, welche zur Durch¬ 
führung der in dem § 8 des gegenwärtigen Gesetzes in Verbindung mit den 
§§ 12 bis 19 und 21 des Reichsgesetzes vorgesehenen Schutzmaßregeln erforder¬ 
lich sind, als insbesondere: Beobachtungs- und Absonderungsräume, Unterkunfts- 
Stätten für Kranke, Desinfektionsapparate, Beförderungsmittel für Kranke und 
Verstorbene, Räume zur Aufbewahrung von Leichen und Beerdigungsplätze, 
sei es, daß diese Einrichtungen dauernd, sei es, daß sie nur vorübergehend für 
die Dauer einer Krankheitsgefahr getroffen werden. Nicht dagegen gehören 
hierher die der regelmäßigen Krankenpflege dienenden oder die im § 35 des 
Reichsgesetzes aufgeführten Einrichtungen zur allgemeinen Verbesserung der 
hygienischen Verhältnisse (Versorgung mit Trink- oder Wirtschaftswasser, Fort¬ 
schaffung der Abfallstoffe). 

Da die Einrichtungen im Sinne des § 29 für einzelne kleinere Gemeinden 
unverhältnismäßig hohe Aufwendungen erfordern würden und vielfach unbe¬ 
schadet ihrer Wirksamkeit für eine größere Anzahl von Gemeinden zusammen 
getroffen werden können, so wird es in der Regel zweckmäßig sein, daß ent¬ 
weder nach Maßgabe der bestehenden Vorschriften Zweckverbände zu diesem 
Behufe gebildet werden, oder daß die Kreise von der in Abs. 2 ausdrücklich 
anerkannten Befugnis Gebrauch machen, wie dies bereits bisher in weitem Um¬ 
fange geschehen ist. 

Wegen der Bereitstellung von Baracken durch den Preußischen Landes¬ 
verein vom Roten Kreuz bei Epidemien von Aussatz, Cholera, Fleckfieber, Gelb¬ 
fieber, Pest, Pocken, Typhus, Ruhr, Granulöse, Scharlach und Diphtherie ver¬ 
weise ich auf die zufolge des Ministerialerlasses vom 25. März 1905 (Min.-Bl. f. 
Medizinal- und medizinische Unterrichtsangelegenheiten, S. 175ff.) hierüber ab¬ 
geschlossenen Verträge. 

Zu § 30. 

Die Kommunalaufsichtsbehörden haben nach Möglichkeit dahin zu wirken, 
daß die von ihnen erforderlich erachteten Einrichtungen im Sinne des § 29 von 
den Kommunalverbänden freiwillig beschafft werden. Insbesondere wird sich 
zu diesem Zwecke vielfach die Verhandlung mit den Kreisen empfehlen. 

Wird ein Einverständnis mit dem Kreise oder mit der Gemeinde nicht 
erzielt, so hat die Aufsichtsbehörde die Anordnung gemäß § 30 auf das Maß 
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des unbedingt Erforderlichen zu beschränken und dabei in ihrer Anforde¬ 
rung nicht weiter zu gehen, als nach ihreiü pflichtmäßigen Ermessen die Ge¬ 
meinde vermöge ihrer Finanzkraft zu leisten vermag. 

Zu § 81. 

Ist im Beschlußverfahren eine Einrichtung zur Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten, deren Beschaffung die Kommunalaufsichtsbehörde angeordnet hat, 
als nötig anerkannt, andererseits aber die Leistungsfähigkeit der Gemeinde verneint 
oder deren Leistung niedriger bemessen worden, als daß damit die Anordnung 
durchgeführt werden könnte, so hat die Kommunalaufsichtshehörde vor weiterer 
Veranlassung jedesmal an mich zu berichten. 

Zu § 32. 

Von der Befugnis zur sofortigen Durchführung einer Anordnung, welcher 
eine Gemeinde auch nach erneuter, angemessen befristeter Anhörung Folge zu 
leisten sich weigert, ist nur dann Gebrauch zu machen, wenn von der Unter¬ 
lassung eine unmittelbare dringende Gefahr für das öffentliche Wohl zu be¬ 
sorgen ist. 

Auch in solchen Fällen ist, wenn tunlich, vorgängig an mich zu berichten. 
Ist dies nach Lage der Verhältnisse nicht angängig, so ist mir jedesmal sofort 
unter Darlegung des Sachverhalts Anzeige zu erstatten. 

Berlin, den 7. Oktober 1906. 

Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten. 

Studt. 


Anlage 1. 

Anzeige eines Falles von 

1. Aussatz (Lepra) oder Aussatzverdacht. — 2. Bißverletzung 
durch ein tolles oder tollwutverdächtiges Tier. — 3. Cholera (asiatische) oder 
Choleraverdacht. — 4. Diphtherie (Rachenbräune). — 6. Fleckfieber 
(Flecktyphus) oder Fleckfieberverdacht. — 6. Fleisch-, Fisch- oder 
Wurstvergiftung. — 7. Gelbfieber oder Gelbfieberverdacht. — 8. Ge¬ 
nickstarre (übertragbare). — 9. Kindbettfieber (Wochenbett- — Puerperal¬ 
fieber). — 10. Körnerkrankheit (Granulöse, Trachom). — 11. Lungen- und 
Kehlkopftuberkulose (nur bei Todesfällen). — 12. Milzbrand. — 13. Pest 
(orientalische Beulenpest) oder Pestverdacht. — 14. Pocken (Blattern) oder 
Pockenverdacht. — 15. Rotz. — 16. Rückfallfieber (Febris recurrens). — 
17. Ruhr, übertragbare (Dysenterie). — 18. Scharlach (Scharlachfieber). — 
19. Tollwut (Lyssa). — 20. Trichinose. — 21. Typhus (Unterleibstyphus). 

(Das Zutreffende ist zu unterstreichen.) 


Ort der Erkrankung:. 

Wohnung (Straße, Hausnummer, Stockwerk):. 

des Erkrankten.. . . 

Familienname:. 

Geschlecht: männlich, weiblich. (Zutreffendes ist zu unterstreichen.) . . 

Alter:. 

Stand oder Gewerbe:. 

Stelle der Beschäftigung:. 

Tag der Erkrankung:. 

Tag des Todes:. 

Sind schulpflichtige Kinder in dem Hausstande vorhanden? . . . 

Name und Wohnung des behandelnden Arztes:. 

Bemerkungen (insbesondere auch ob, wann und woher zugereist): 
.. den . . t** .19 . . 

(Unterschrift.) 
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Liste der Fälle von 


Anlage 2. 
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Anlage 5. 


Desinfektionsanweisung. 

I. Desinfektionsmittel. 

1. Karbolsäure. 

a) Starke Karbolsänrelösung (etwa 5proz.). 

1 Gewichtsteil verflüssigte Karbolsäure (Aoidum carbolicum liquefactum 
des Arzneibuches für das Deutsche Reich) wird in 18 Gewichtsteilen 
Wasser gelöst. 

b) Schwache Karbolsäurelösung (etwa 3proz.). 

1 Gewiohtsteil verflüssigte Karbolsäure (Acidum carbolicum liquefactum 
d. A.-B. f. d. D. R.) wird mit 20 Gewiohtsteilen Wasser gemischt. 

Die Wirksamkeit der Karbolsäurelösungen kann erheblich erhöht werden 
durch Zusatz von 5 proz. Kochsalz (auch Viehsalz). 

2. Kresol. 

a) KresolwasBer (5proz.). Zur Herstellung wird 1 Gewichtsteil Kresol- 
seifenlößung (Liquor Cresoli saponatus d. A.-B. f. d. D. R.) mit 9 Gewichts¬ 
teilen Wasser gemischt. 100 Gewichtsteile enthalten 5 Gewichtsteile rohes 
Kresol. 

b) Verdünntes Kresolwasser (2*5proz.). Zur Herstellung wird 1 Ge¬ 
wichtsteil Kresolseifenlösung (Liquor Cresoli saponatus d. A.-B. f. d. D. R.) 
mit 19 Gewichtsteilen Wasser gemischt. 100 Gewichtsteile enthalten 
2*5 Gewichtsteile rohes Kresol. 

3. Kresolscbwefelsäure. 

Zur Herstellung werden 2 Gewichtsteile (2 Raumteile) rohes Kresol 
(Cresolum crudum d. A.-B. f. d. D. R.) mit 1*8 Gewichtsteilen (etwa 1 Raum- 
teil) roher Schwefelsäure (Acidum sulfuricum crudum d. A.-B. f. d. D. R.) 
bei gewöhnlicher Temperatur gemischt und 24 Stunden stehen gelassen. 

Durch Lösen von 3 Raumteilen dieser Mischung in 97 Raumteilen 
Wasser wird die gebrauchsfähige Kresolschwefelsäurelösung (etwa 
3*8 proz.) hergeBtellt. 

Das Gemisch darf zur Herstellung der Lösung frühestens 24 Stunden 
nach seiner Bereitung benutzt werden; es behält seine volle Wirksamkeit 
bei Aufbewahrung in gut verschlossenen Gefäßen etwa 6 Monate lang. 

Die Kresolschwefelsäurelösung soll nicht länger als 24 Stunden nach 
der Zubereitung verwendet werden. 

4. Kalk. 

Frisch gebrannter Kalk (Calcaria usta d. A.-B. f. d. D. R.), sog. Ätz¬ 
kalk. Er ist vor dem Gebrauche zu löschen; zu diesem Zwecke wird er 
unzerkleinert in ein geräumiges Gefäß gelegt und mit Wasser (etwa der 
halben Gewichtsmenge des Kalkes) gleichmäßig besprengt; er zerfällt hier¬ 
bei unter starker Erwärmung und unter Aufblähen zu Pulver. 

Frisch gebrannter Kalk wird verwendet: 

a) in trockener Form als Pulver; 

b) als dicke Kalkmilch; sie wird bereitet aus annähernd gleichen Raum¬ 
teilen Kalkpulver und Wasser; das Wasser ist allmählich unter stetem 

Rühren zuzusetzen; 

c) als dünne Kalkmilch; sie wird in der Weise hergestellt, daß dicke 

Kalkmilch (zu b) mit gleichen Raum teilen Wasser verrührt wird. 

Zu a) bis c). Kalk und Kalkmilch verlieren, wenn sie nicht innerhalb 
weniger Stunden nach der Bereitung Verwendung finden oder in gut ge¬ 
schlossenen Gefäßen aufbewahrt werden, an ihrer Wirksamkeit; Kalkmilch 
ist vor dem Gebrauch umzuschütteln oder umzurühren. 
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5. Chlorkalk. 

Chlorkalk (Calcaria chlorata d. A.-B. f. d. D. R.) hat nur dann eine 
ausreichende desinfizierende Wirkung, wenn er frisch bereitet oder in 
dicht geschlossenen Gefäßen aufbewahrt ist; er soll einen chlorähnlichen 
Geruch haben und auf Zusatz von Essig reichlich Chlor entwickeln. 

Chlorkalk wird verwendet: 

a) in trockener Form als Pulver; 

b) als dicke Chlorkalkmilch; sie wird bereitet durch Zusatz von 3 Raum¬ 
teilen Wasser zu 1 Raumteil Chlorkalkpulver; 

c) als dünne Chlorkalkmilch; sie wird bereitet durch Zusatz von 20 Raum¬ 
teilen Wasser zu 1 Raumteil Chlorkalkpulver. 

Chlorkalkmilch muß jedesmal frisch vor dem Gebrauche bereitet werden. 

Die Wirkung des Chlorkalks und der Chlorkalkmilch kann in geeigneten 
Fällen dadurch erhöht werden, daß man der zu desinfizierenden Flüssig¬ 
keit eine Säure (Essig oder dergl.) zusetzt. 

6. Schmierseife. 

(Etwa 3proz. Lösung.) 3 Gewichtsteile Schmierseife (Sapo kalinus 
venalis d. A.-B. f. d. D. R.), sog. grüne oder schwarze Seife, werden in 
100 Gewichtsteilen siedend heißem Wasser gelöst (z. B. V*kg Seife in 
17 Liter Wasser). Die Lösung ist heiß zu verwenden. 

7. Sodalösung. 

(Etwa 2proz.) Zur Herstellung werden mindestens 2 Gewichtsteile 
Soda (Natrium carbouicum crudum d. A.-B. f. d. D. R.) in 100 Gewichts¬ 
teilen warmen Wassers gelöst (z. B. 200 g Soda in 10 Liter Wasser). Die 
Lösung ist heiß zu verwenden. (An Stelle der Sodalösung kann im Not¬ 
fälle, aber nur zu der der Desinfektion vorausgehenden Reinigung, Holz¬ 
aschen- oder Seifensiederlauge verwendet werden.) 

8. Formaldehyd. 

(Etwa 35proz. Lösung.) Formaldehyd ist ein stechend riechendes, auf 
die Schleimhäute der Luftwege, der Nase, der Augen reizend wirkendes 
Gas, das sich entweder durch Zerstäuben mit Wasserdampf aus der etwa 
35 Proz. Formaldehyd enthaltenden käuflichen, wässerigen Formaldehyd¬ 
lösung (Formaldehydum solutum d. A.-B. f. d. D. R.) oder durch ein 
anderes zweckdienliches Verfahren entwickeln läßt. Die Formaldehyd- 
lösung ist bis zur Benutzung gut verschlossen und vor Licht geschützt 
aufzubewahren. Bei längerem Aufbewahren kann sich aus der wässerigen 
Formaldehydlösung eine weiße, weiche, flockige Masse absoheiden (Para- 
formaldehyd), wodurch die Lösung weniger wirksam, unter Umständen 
sogar vollkommen unwirksam wird. Sobald sich eine stärkere flockige 
Ausscheidung in der Lösung bemerkbar macht, ist sie für Desinfektions- 
zwecke nicht mehr zu benutzen. 

9. Wasserdampf. 

Der Wasserdampf muß die Temperatur des bei Atmosphärendruck 
siedenden Wassers haben. Zur Desinfektion mit Wasserdampf sind nur 
solche Apparate und Einrichtungen zu verwenden, welche von Sach¬ 
verständigen geprüft und geeignet befunden worden sind. 

Die Prüfung derartiger Apparate und Einrichtungen hat sich zu er¬ 
strecken namentlich auf die Anordnung der Dampfzuleitung und -ableitung, 
auf die Handhabungsweise und auf die für eine ausreichende Desinfektion 
erforderliche Dauer der Dampfein Wirkung. 

Auoh Notbehelfeinrichtungen können unter Umständen ausreiohen, so 
z. B. auf Dampfern, die Benutzung von Badewannen mit Dampfzuleitung, 
Badekammern, Tanks, Holzbottichen, Baljen u. dergl. Jedoch ist es auch 
hier nötig, daß sie zuvor von Sachverständigen geprüft werden, und daß 
bei jeder neuen Desinfektion genau dieselbe Anordnung in der Dampf- 

Vierteljahrs schrift für Gesundheitspflege, 1906. 28 
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Zuleitung und -ausströmung, derselbe Dampfdruck und dieselbe Dauer der 
DampfeinWirkung innegehalten werden, welche bei der Prüfung als zweck¬ 
mäßig befunden worden sind. 

Die Bedienung der Apparate usw. ist, wenn irgend angängig, geprüften 
Desinfektoren zu übertragen. 

10. Siedehitze. 

Auskochen in Wasser, Salzwasser, Sodalösung oder Lauge (Ziffer 7, 
Ab8. 2) wirkt desinfizierend. Die Flüssigkeit muß die Gegenstände voll¬ 
ständig bedecken und das Wasser 1 Stunde, die Sodalösung oder Lauge 
aber mindestens l / 8 Stunde im Sieden gehalten werden. 

11. Feuer. 

Verbrennen im offenen Feuer bei Gegenständen von geringem Werte. 

Feuerfeste Gegenstände werden durch Einlegen in Feuer — Flamm- 
feuer oder glühende Kohle — desinfiziert. 

Die Oberfläche mancher Gegenstände kann durch gründliches Ansengen 
desinfiziert werden. 

12. Vergraben. 

Die in Betracht kommenden Gegenstände (Tierkörper, Dünger u. dergl.) 
sind so zu vergraben, daß sie mit einer mindestens 1 m starken Erdschicht 
bedeckt werden. 

18. Steinkohlen- oder Holzteer. 

Unter den angeführten Desinfektionsmitteln ist die Auswahl nach Lage 
der Umstände zu treffen. In Ausnahmefällen dürfen seitens der beamteten 
Ärzte unter Umständen auch andere in bezug auf ihre desinfizierende 
Wirksamkeit erprobte Mittel angewendet werden, jedoch müssen die 
Mischungs- bzw. Lösungsverhältnisse, sowie die Verwendungsweise solcher 
Mittel so gewählt werden, daß der Erfolg einer mit den unter 1 bis 12 
bezeichneten Mitteln ausgeführten Desinfektion nicht nachsteht. 

II. Anwendung der Desinfektionsmittel im einzelnen. 

1. Alle AusBscheidungen der Kranken (Wund- und Geschwürausschei¬ 
dungen, Blut, Auswurf, Erbrochenes, Rachen- und Nasenschleim, etwaige bei 
Sterbenden aus Mund und Nase hervorgequollene schaumige Flüssigkeit, Urin und 
Stuhlgang) sind mit dem unter I, 2 a beschriebenen verdünnten Kresolwasser oder 
durch Siedehitze (I, 10) zu desinfizieren. Es empfiehlt sich, solche Ausschei¬ 
dungen unmittelbar in Gefäßen aufzufangen, welche die Desinfektionsflüssigkeit 
in mindestens gleicher Menge enthalten, und sie hiermit gründlich zu verrühren. 
Verbandgegenstände sind, wenn das Verbrennen derselben (1,11) nicht angängig 
ist, unmittelbar nach dem Gebrauch ebenfalls in solche mit verdünntem Kresol- 
wasser (I, 2b) beschickte Gefäße zu legen, so daß sie von der Flüssigkeit voll¬ 
ständig bedeckt sind. 

Die Gemische sollen mindestens zwei Stunden stehen bleiben und dürfen 
erst dann beseitigt werden. 

Der Fußboden des Krankenzimmers ist täglich mit desinfizierenden 
Flüssigkeiten aufzuwaschen, Kehricht ist zu desinfizieren oder zu verbrennen. 

Schmutzwässer sind mit Chlorkalk oder Kalkmilch zu desinfizieren, und 
zwar ist vom Chlorkalk so viel zuzusetzen, bis die Flüssigkeit stark nach Chlor 
riecht, von Kalkmilch so viel, daß das Gemisch rotes Lackmuspapier stark und 
dauernd blau färbt. In allen Fällen darf die Flüssigkeit erst nach zwei Stunden 
abgegOBsen werden. Badewässer sind wie Schmutzwässer zu behandeln. 

2. Hände und sonstige Körperteile müssen jedesmal, wenn sie mit 
infizierten Dingen (Ausscheidungen der Kranken, beschmutzter Wäsche usw.) in 
Berührung gekommen sind, durch gründliches Waschen mit schwacher Karbol- 
8äurelÖBung (I, 1 b) oder verdünntem Kresolwasser (I, 2 b) desinfiziert werden. 
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8. Bett- und Leibwäsche, sowie waschbare Kleidungsstücke u.dgl. 
sind entweder auszukochen (I, 10) oder in ein Gefäß mit verdünntem Kresolwasser 
oder Karbolsäurelösung (I, 2 b, lb) zu stecken. Die Flüssigkeit muß in den 
Gefäßen die eingetauchten Gegenstände vollständig bedecken. In dem Kresol- 
wasser oder der Karbolsäurelösung bleiben die Gegenstände wenigstens zwei 
Stunden. Dann werden sie mit Wasser gespült und weiter gereinigt. Das dabei 
ablaufende Wasser kann als unverdächtig behandelt werden. 

4. Kleidungsstücke, die nicht gewaschen werden können, Matratzen, 
Teppiche, und alles, was sich zur Dampfdesinfektion eignet, sind in Dampf¬ 
apparaten zu desinfizieren (I, 9). 

5. Alle diese zu desinfizierenden Gegenstände sind beim Zusammenpacken 
und bevor sie nach den Desinfektionsanstalten oder -apparaten geschafft werden, 
in Tücher, welche mit Karbolsäurelösung (I, lb) angefeuchtet sind, einzuschlagen 
und, wenn möglich, in gut schließenden Gefäßen zu verwahren. 

Wer solche Wäsche ubw. vor der Desinfektion angefaßt hat, muß seine 
Hände in der unter Ziffer 2 angegebenen Weise desinfizieren. 

6. Zur Desinfektion infizierter oder der Infektion verdächtiger Räume, 
namentlich solcher, in denen Kranke sich aufgehalten haben, sind zunächst die 
Lagerstellen, Gerätschaften u. dergl., ferner die Wände und der Fußboden, unter 
Umständen auch die Decke mittels Lappen, die mit verdünntem Kresolwasser 
oder Karbolsäurelösung (I, 2b, lb) getränkt sind, gründlich abzuwaschen; be¬ 
sonders ist darauf zu achten, daß diese Lösungen auch in alle Spalten, Risse und 
Fugen eindringen. 

Die Lagerstellen von Kranken oder von Verstorbenen und die in der 
Umgebung auf wenigstens 2m Entfernung befindlichen Gerätschaften, Wand- 
und Fußhodenflächen sind bei dieser Desinfektion besonders zu berücksichtigen. 

Alsdann sind die Räumlichkeiten und Gerätschaften mit einer reichlichen 
Menge Wasser oder Schmierseifenlösung (I, 6) zu spülen. Nach ausgeführter 
Desinfektion ist gründlich zu lüften. 

7. Die Anwendung des Formaldehyds (1,9) empfiehlt sich besonders zur 
sogenannten Oberfläohendesinfektion. Außerdem gewährt sie den Des¬ 
infektoren einen gewissen Schutz vor einer Infektion bei mechanischen Des¬ 
infektion Barbeiten; sie ist möglichst vor dem Beginne sonstiger Desinfektion in 
der Weise auszuführen, daß die zu desinfizierenden Räumlichkeiten erst nach 
der beendeten Formaldehyddesinfektion betreten zu werden brauchen. 

Nach voraufgegangener Desinfektion mittels Formaldehyds können nur die 
Wände, die Zimmerdecke, die freien, glatten Flächen der Gerätschaften als des¬ 
infiziert gelten. Alles übrige, namentlich alle diejenigen Teile, welche Risse 
und Fugen aufweisen, sind gemäß den vorstehend gegebenen Vorschriften noch 
besonders zu desinfizieren. 

8. Gegenstände aus Leder, Holz- und Metallteile von Möbeln, 
sowie ähnliche Gegenstände werden sorgfältig und wiederholt mit Lappen ab¬ 
gerieben, die mit verdünntem Kresolwasser oder Karbolsäurelösung (I, 2 b, 1 b) 
befeuchtet sind. Die gebrauchten Lappen sind zu verbrennen. 

Pelz werk wird auf der Haarseite bis auf die Haarwurzel mit verdünntem 
Kresolwasser oder Karbolsäurelösung (I, 2b, lb) durchweicht. Nach zwölf- 
stündiger Einwirkung der Desinfektionsfiüssigkeit darf es ausgewaschen und 
weiter gereinigt werden. 

Plüsch- und ähnliche Möbelbezüge werden nach Ziffer 3 und 4 
desinfiziert oder mit verdünntem Kresolwasser oder Karbolsäurelösung (I, 2b, lb) 
durchfeuchtet, feucht gebürstet und mehrere Tage hintereinander gelüftet und 
dem Sonnenlichte ausgesetzt. 

Von Kranken benutzte Eß- und Trinkgeschirre oder Geräte sind ent¬ 
weder auBzukochen (I, 10) oder mit heißer Schmierseifenlösung (I, 6) V* Stunde 
lang stehen zu lassen und dann gründlich zu spülen. Waschbecken, Spuck- 

28* 
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näpfe, Nachttöpfe und dergleichen werden nach Desinfektion des Inhalts 
(Ziffer 1) gründlich mit verdünntem Kreso 1 wasser ausgesoheuert. 

9. Gegenstände von geringem Werte (Inhalt von Strohsäcken, ge¬ 
brauchte Lappen u. dergl.) sind zu verbrennen (I, 11). 

10. Soll »ich die Desinfektion auch auf Personen erstrecken, so ist 
dafür Sorge zu tragen, daß sie ihren ganzen Körper mit Seife abwaschen und 
ein vollständiges Bad nehmen. Ihre Kleider und Effekten sind nach Ziffer 3 
und 4 zu behandeln, das Badewasser nach Ziffer 1. 

11. Die Leichen der Gestorbenen sind in Tücher zu hüllen, welche mit 
einer der unter I, 1 und 2 aufgeführten desinfizierenden Flüssigkeiten getränkt 
sind, und alsdann in dichte Särge zu legen, welche am Boden mit einer 
reichlichen Schicht Sagemehl, Torfmull oder anderen aufsaugenden Stoffen be¬ 
deckt sind. 

12. Abweichungen von den Vorschriften unter Ziffer 1 bis 13 sind zulässig, 
soweit nach dem Gutachten des beamteten Arztes die Wirkung der Desinfektion 
gesichert ist. 


Digitized by Google 




Kritiken and Besprechungen. 


437 


Kritiken und Besprechungen. 


Zeitschrift für Infektionskrankheiten, parasitäre Krank¬ 
heiten und Hygiene der Haustiere. Herausgegeben von 
Dr. R. Ostertag, Professor an der Tierarzt]. Hochschule zu Berlin, 
Dr. E. Joest, Professor an der Tierärztl. Hochschule zu Dresden, 
und Dr. K. Wolffhügel, Professor an der Landwirtschaft!, und 
Tierärztl. Hochschule zu Buenos Aires. Berlin, Richard Schötz, 
1905. Preis 20 M. 

Die Veterinärhygiene ist unzweifelhaft nicht nur einer der modernsten, 
sondern auch wichtigsten Zweige der Tiermedizin. Es kann daher nur 
begrüßt werden, wenn die in der Fachliteratur zerstreut veröffentlichten, 
in dies Gebiet fallenden Abhandlungen in einer besonderen Zeitschrift ge¬ 
sammelt werden. Das vorliegende erste Heft, dem in zwangloser Reihen¬ 
folge weitere folgen werden, so daß insgesamt 30 Druckbogen einen Band 
bilden, wie die Namen der Herausgeber bürgen dafür, daß die neue Zeit¬ 
schrift Gediegenes bieten wird, zumal neben Originalartikeln eingehende 
Referate einen Gesamtüberblick über die einschlägige Literatur ermöglichen. 
Allerdings ist die Zahl der Interessenten nicht allzu groß, und da bereits 
seit zwei Jahren eine gut geleitete Zeitschrift auf diesem Gebiete (Fort¬ 
schritte der Veterinärhygiene, redigiert von Dr. Profe in Köln) besteht, so 
wird die Zukunft lehren müssen, ob beide sich nebeneinander werden 
halten können. Dr. Bündle. 


Die Beseitigung, Vernichtung und Verarbeitung der 
Schlachthofabfälle und Tierleichen unter besonderer Be¬ 
rücksichtigung des Anwohner- und Arbeiterschutzes. Von Dr. 
R. Fischer, Königl. Gewerbeinspektor zu Berlin SO. Mit 12 in 
den Text gedruckten Abbildungen. Stuttgart, Ferdinand Enke, 1905. 
159 Seiten Lexikonformat. Preis 4 M. 

Mit der rapid steigenden Einwohnerzahl der Großstädte und dem ent¬ 
sprechend wachsenden Fleischverbrauch ist auch die Menge der Abfallstoffe 
und der Konfiskate der Fleischbeschau sehr erheblich geworden. Um diese 
Stoffe so weit als möglich zu verwerten und um durch ihre einfache Ver¬ 
nichtung dem Nationalvermögen nicht mehr zu entziehen, als unbedingt 
notwendig erscheint, sind fast auf allen größeren Schlachthöfen besondere 
Einrichtungen und Fabrikanlagen geschaffen worden, die jedoch vielfach 
den Nachteil haben, daß ihr Betrieb nicht ohne Belästigung der Umwohner 
durch üble Gerüche u. dgl. unangenehme Begleiterscheinungen der Um¬ 
arbeitung tierischer Produkte vor sich geht. Es ist daher eine wichtige 
Aufgabe der Stadtverwaltungen, die sich durch diese Betriebe ergebenden 
Belästigungen und Schädigungen, die sich oft nicht nur auf die nächste 
Umgebung beschränken, sondern sogar größere Stadtteile in Mitleidenschaft 
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ziehen können, nach Möglichkeit za beseitigen and dadurch den vielen Be¬ 
schwerden und Einwendungen der Anwohner zu begegnen. Das vorliegende 
Werk wird daher allen Verwaltungen hochwillkommen sein. Bringt es 
auch viel Bekanntes, so hat es doch den unbestreitbaren Vorzug, in seinen 
elf Kapiteln in knapper Form und guter Übersicht die gesamte Materie, 
namentlich vom gewerbepolizeilichen Standpunkte aus, zu beleuchten und 
wertvolle Fingerzeige zu geben. Namentlich die Ausführungen über die 
Verarbeitung des Blutes, des Magen- und Darminhaltes, der Därme und des 
Darmschleimes, der Haut, über Leimgewinnung, die Talgverarbeitung, die 
Margarinefabrikation, die Gewinnung der Fettsäuren, die Seifensiederei, die 
Glyceringewinnung, die Verarbeitung der Knochen, der Haare und der Tier¬ 
kadaver verdienen volle Beachtung. Da auch die buchhändlerische Aus¬ 
stattung nichts zu wünschen übrig läßt und der Text an verschiedenen 
Stellen durch gute Abbildungen illustriert wird, so kann das Buch als wert¬ 
volle Bereicherung der Schlachthof - Literatur gelten und bestens empfohlen 
werden. Dr. Bündle. 

Aus dem Institut für Hygiene und Bakteriologie der Universität Straß¬ 
burg i. E.: Das Straßburger Verfahren der rormalin- 
desinföktion , von Dr. Heinrich Kayser. Straßburger medizi¬ 
nische Zeitung, 3. Heft, 1905. 

Man muß Förster, unterdessen Ägide die Arbeit ihren Weg gefunden 
hat, großen Dank wissen, daß das in Elsaß-Lothringen sich mehr und mehr 
einbürgernde Straßburger Verfahren der Formalindesinfektion in genannter 
Zeitschrift von Kayser genauer beschrieben wurde. Dieses System ist ein¬ 
facher und billiger als das Scheringsche und Flüggesche. Kayser 
schildert uns eingehend folgende Hauptpunkte des Verfahrens nach gleich¬ 
mäßiger Temperierung des Raumes: 1. Herrichtung des Desinfektoranzuges 
— Mund-Nasenschwamm — Tuch mitKresol-Seifenlösung auf die Türschwelle. 
2. Abwaschen des Fußbodens mit Öproz. Kresol-Seifenlösung. 3. Beginn 
der Wasserverdampfung (laut Tabelle). Die Tür bleibt jetzt möglichst 
eingeklinkt. 4. Vorschriftsmäßiges Einpacken und Entfernen des nicht in 
Formaldebyd zu desinfizierenden Materiales (Betten, Kleidungsstücke, Leib¬ 
und leinene Bettwäsche usw.). 5. Abwaschung der grob beschmutzten 
Zimmerstellen mit öproz. Liquor Cresoli saponat. Dichtungsarbeiten, Aus- 
breiten der Geräte und Stoffe eventuell auf Stricken, offene Schränke und 
Kommoden usw. von der Wand rücken, Bilder schräg stellen, Bücher offen 
stellen usw.; Löschen der Flamme, wenn das Wasser bis zur Marke ver¬ 
dunstet ist. 6. Anzünden der gemäß der Tabelle beschickten Formalin¬ 
lampe nach der Beendigung dieser Arbeiten. Verschließen und Dichten der 
Tür nach Herausnahme der Wasserlampe. Der Desinfektor läßt seine 
Überkleider und Werkzeug im Zimmer zurück, wäscht sich außerhalb Hände 
und Gesicht mit Sublimat oder Kresol-Seifenlösung. 7. Nach 8Vs bis 
10 Stunden rasches Einschieben der beschickten, brennenden Ammoniak¬ 
lampe (s. Tabelle) unter Schutz des Gesichtes mit Schwamm und Brille und 
Verdampfung. 8. Nach 1 bis 2 Stunden öffnen, Lüften, Abtrocknen der 
Möbel und Metallgegenstände. Sigmund Merkel (Nürnberg). 
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A. Chantemesse et Fred6ric Borei: MOUStiqueS et FiöVPÖ 
jaune. Avee deux eartes. Paris, J. B. Bailliere et dis. 

In dem als Folgebändchen von „Les actualites medicales“ erschienenen 
Werke geben die Verfasser einen Abriß der Theorie yon der Verbreitung 
des Gelben Fiebers durch die Mücke Stegomya fasciata. Nach Schilderung 
der Lebensbedingungen und der geographischen Ausbreitung der Stegomya, 
so wie nach gegebenem geschichtlichem Überblick über die Verbreitung des 
Gelben Fiebers in Europa wird die Infektionsmöglichkeit durch die Schiff¬ 
fahrt besprochen und gezeigt, daß diese mit der fortschreitenden Sohiffs- 
technik und Schiffshygiene fast zur Unmöglichkeit geworden ist. An der 
Hand einer Reihe von durch Gelbes Fieber verursachten Krankheits- bzw. 
Todesfällen, welche im vergangenen Jahrhundert in verschiedenen Hafen¬ 
orten Europas beobachtet und beschrieben wurden, weisen sodann die Ver¬ 
fasser nach, daß dieselben mit der neuen Lehre von der Übertragung des 
Gelben Fiebers durch die Stegomya fasciata in Einklang stehen. Eingehend 
werden darauf die alten und neuen Theorien über die Verbreitung des 
Gelben Fiebers unter der Mitwirkung der verschiedenen Faktoren erläutert 
und dargetan, daß eine Infektion oder die Ausbreitung einer bereits statt¬ 
gehabten Infektion nur möglich ist unter der Voraussetzung, daß auch für 
die Stegomya fasciata die nötigen Lebensbedingungen vorhanden sind. Eine 
Schilderung der prophylaktischen Maßnahmen, welche gegen die Über¬ 
tragung des Gelben Fiebers durch die Schiffahrt ergriffen werden können, 
schließt die interessanten Darlegungen, welche zwar vorwiegend für fran¬ 
zösische Verhältnisse geschrieben, jedoch auch für deutsche anwendbar sind 
und nicht ohne Interesse gelesen werden können. 

Sigmund Merkel (Nürnberg). 


Arbeiten aus dem Kaiserlieben Oesundbeitsamte. (Beihefte 

zu den Veröffentlichungen des Amtes.) 22. Band. Berlin, Julius 
Springer, 1904/05. 

Ergebnisse der Weinstatistik für 1902. Die Entwickelung 
der amtlichen Weinstatistik. Auf Grund des im Kaiserlichen 
Gesundheitsamte vorhandenen Aktenmaterials dargestellt von Dr. 
H. Schmidt, technischem Hilfsarbeiter im Kaiser]. Gesundheitsarate. 

Die Arbeit wird eingeleitet durch einen Überblick über die Entwicke¬ 
lung der Weinstatistik* und die dabei hervorgetretenen Schwierigkeiten, einen 
Weg zu finden, der mit einiger Sicherheit Irrtümer vermeiden läßt. Nach 
mehrfachen Beratungen unter Weinchemikern und Verwaltungsbeamten, 
welche im Kaiserlichen Gesundheitsamt und in Kolmar stattfanden, einigte 
man sich über feste Grundsätze betreffs der Proben für die Untersuchung, 
den Gang der letzteren, sowie über die zu stellenden Anforderungen. Die 
Bestimmung von Grenzzahlen erschien wiederholt bedenklich, wurde aber 
schließlich doch als das sicherste Mittel zur Erkennung von Weinfälschungen 
anerkannt. Dabei übersah man nicht, daß diese Zahlen nach weiteren 
Untersuchungen leicht der Abänderung verfallen könnten. Auch die Frage, 
ob der Most der Prüfung zu unterwerfen sei, wurde wieder aufgenommen 
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und bejahend beantwortet. Es folgen dje Ergebnisse der Mostuntersuchungen 
aus den Weinbaugebieten der einzelnen Bundesstaaten in sehr ins einzelne 
gehenden Tabellen, endlich eine gleiche Statistik der reinen Naturweine des 
Jahres 1902 nach den Berichten der staatlichen Untersuchungsanstalten, 
gesammelt im Kaiserlichen Gesundheitsamte. Die WitterungsVerhältnisse 
des Jahres und deren Einfluß auf die Trauben werden mitgeteilt und darauf 
die Ergebnisse der Analysen, Extraktgehalt, Säuregehalt im allgemeinen 
besprochen. Einzelheiten ergeben sich aus den zahlreichen Tabellen, auf 
welche verwiesen wird. 

In gleicher Weise werden „Die Ergebnisse der Moststatistik für 1903 tf 
mit einem Anhang über die Weinmosternte im Jahre 1903 berichtet. 

Zur Kenntnis der Blei-Zinnlegierungen, von Dr. Otto Sackur, 
Hilfsarbeiter im Kaiserlichen Gesundheitsamte. Zweite Mitteilung. 

Der erste Teil der Untersuchungen (1) ist im Band XX der Arbeiten 
aus dem Kaiserlichen Gesundheitsamte, S. 512 veröffentlicht und im 
Bd. XXXVI, S. 560, dieser Zeitschrift kurz besprochen. Nachdem die 
Konstitutionsbestimmungen von Legierungen unter Anführung und Ver¬ 
gleichung von und mit älteren Beobachtungen, die Bestimmung der 
Lösungstension des Bleies in den Legierungen und ebenso des 
Zinnes theoretisch und auf Grund neuer Versuche erörtert und mit den 
älteren Forschungsergebnissen und Anschauungen verglichen worden sind, 
kommt Verfasser zu dem Schlußergebnis, daß, wie schon ältere Unter¬ 
suchungen bewiesen haben, Blei und Zinn keine chemische Verbindung und 
kein unbegrenzt isomorphes Gemisch bilden können. Betreffs der Löslich¬ 
keit von Blei-Zinnlegierungen wurde ermittelt, daß Blei in Legierungen mit 
über 10 Proz. Blei dieselbe Lösungstension besitze wie als reines Metall, 
welches in bleiärmeren Legierungen fortwährend abnimmt. 

Es folgt Abschnitt III. Mitteilung: Die Angreifbarkeit der Blei-Zinn¬ 
legierungen durch verdünnte Säuren von demselben Verfasser, der nun in 
sechs Einzelabschnitten die Angreifbarkeit der beiden reinen Metalle, die 
Theorie ihrer Auflösungsgeschwindigkeit, die Angreifbarkeit der Legierungen 
durch verdünnte Essigsäure und verdünnte Milchsäure, den Einfluß der 
Oberflächenbehandlung, die Angreifbarkeit von Legierungen mit 2 Proz. 
Kupfer bespricht, dann Parallelen mit älteren Untersuchungen zieht und 
darauf folgendes Schlußergebnis zusammenfaßt: 

Reines Blei wird von verdünnten Säuren nur bei Gegenwart von Sauer¬ 
stoff angegriffen; reines Zinn wird unter derselben Bedingung von ver¬ 
dünnter Essig- und Milchsäure nur spurenweise angegriffen. Konzentrierte 
Säuren wirken stärker lösend, jedoch weniger auf Zinn als auf Blei. 

Die Angreifbarkeit von Blei-Zinnlegierungen wächst in verdünnten 
Säuren stetig mit dem Gehalte der Legierungen an Blei. 

Durch verdünnte Säuren wird von der Legierung fast nur Blei und 
wenig Zinn, von konzentrierteren mehr Zinn als Blei aufgelöst. 

Die übrigen Sätze haben eine mehr theoretische Bedeutung. Die ganze 
sehr interessante Arbeit von I bis III dürfte bei ihren wesentlich rein 
theoretischen Erörterungen besser in einem Archiv für Chemie Platz ge¬ 
funden haben, als in den Arbeiten aus dem Kaiserlichen Gesundheitsamte. 
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Untersuchungen über den Einfluß der Herstellung, Ver¬ 
packung und des Kochsalzgehaltes der Butter auf ihre 
Haltbarkeit mit besonderer Berücksichtigung des Ver¬ 
sands in die Tropen, und 

Untersuchungen über die Haltbarkeit der Margarine, mit 
besonderer Berücksichtigung des Versands in die Tropen. 
Von Dr. H. Kraus, wissenschaftlichem Hilfsarbeiter im Kaiserlichen 
Gesundheitsamte. 

Die sehr sorgfältigen Untersuchungen bestätigen zunächst die längst 
bekannte Tatsache, daß die Aufbewahrung in kühlen und kalten Räumen, 
ein gewisser Kochsalzgehalt — etwa 3 Proz. genügen — die Haltbarkeit 
der Butter günstig beeinflussen. Die größte Haltbarkeit wird durch sorg¬ 
fältige und äußerst reinliche Herstellung, am besten aus zweimal pasteuri¬ 
siertem saurem Rahm unter Anwendung von Reinkulturen und unter Zusatz 
von 3 Proz. Kochsalz bei gehöriger Kühlung auf 6 bis 8°C erzielt. Ein 
hoher Wassergehalt vermindert die Haltbarkeit. Dauerbutter wird am 
zweckmäßigsten in fest verschlossenen Glasbehältern verpackt und zum 
Versand in die Tropen in kühlen Räumen aufbewahrt. 

ln einem Anhänge zum ersten Teile der Untersuchungen sind die gesetz¬ 
lichen Bestimmungen über die Zusammensetzung der Butter in verschie¬ 
denen Ländern und ein Literaturverzeichnis mitgeteilt. 

Ähnliche Ergebnisse sind in der zweiten Arbeit für die Haltbarkeit 
der Margarine und des Margarineschmalzes erzielt worden. 

Es folgt die Fortsetzung der Sammlung von Gutachten Über Fluß¬ 
verunreinigung mit einem solchen über die Reinigung und Beseitigung 
der Abwässer der Stadt Altenburg, namens des Reichsgesundheitsamtes 
erstattet von dem Geheimen Medizinalrat Professor Dr. Löffler und Ge¬ 
heimen Ober-Medizinalrat Professor Dr. Schmidtmann mit den Schluß¬ 
sätzen, daß der Staukanal zu Altenburg durch die eingeleiteten Abwässer 
derartig verunreinigt wird, daß eine Vorreinigung derselben durch das be¬ 
kannte biologische Klärverfahren erforderlich ist. 


Studien über Strongyloides stercoralis (Bavay) (Anguillula 
intestinalis und stercoralis nebst Bemerkungen über 
Anchylostomum duodenale). Von Otto Leichtenstern. 
(Nach dem Tode des Verfassers im Aufträge der Witwe heraus¬ 
gegeben von Fritz Schaudinn.) 

Nach Mitteilungen über die Entdeckung der Anguillula durch Leichten¬ 
stern, Normau und Bavay, namentlich über die eingehenden Unter¬ 
suchungen und Studien dieses zuerst bei aus Kochinchina heimkehrenden 
französischen Soldaten entdeckten Parasiten und über das Vorkommen 
der Nematoden in Italien und dem übrigen Europa, sowie die vielfachen 
Studien des Parasiten durch deutsche (Leuckart) und italienische Forscher 
(Grassi) über seine Entwickelung aus den Larven im menschlichen Körper 
wird das Vorkommen des in den Tropen heimischen Wurmes auf den Kölner 
Ziegelfeldern bei deutschen rheinischen Arbeitern vom Berichterstatter be- 
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richtet. Bis za dieser Berichterstattang war Anguillula in Enropa nur in 
Italien und den Kölner Ziegelfeldern gefunden. Sie findet sich fast immer 
zugleich mit Anchylostomum duodenale und gehört zu den Rhabditiden. 
Die Unterschiede beider Parasiten werden besprochen, namentlich die Kopf¬ 
form genau beschrieben und durch Abbildungen veranschaulicht, sorgfältig 
bestimmte Größenverhältnisse mitgeteilt. In den frischen Fäces von 
Anchyloßtoma-Trägern findet man niemals Larven, sondern nur Eier, meist 
in Teilung begriffen, in den frischen Fäces von Anguillula-Trägern fast 
niemals Eier, sondern nur die charakteristischen Embryonen. 

Zum Schluß dieser durch den gegebenen Raum leider nur kurz be¬ 
messenen Besprechung sei das Studium dieser hochinteressanten Arbeit 
warm empfohlen. 

Studien über Säugetiertrypanosomen. Von Dr. S. Prowazek 
(Rovigno). 

Nach einer kurzen Einleitung über den zeitigen (Juli 1904) Stand der 
Forschungen in der Trypanosomenfrage wird der Entwickelungsgang von 
Trypanosoma Lewisi (Kent) besprochen; die Messungsergebnisse, die An¬ 
sichten über Kopf und Schwanz des Parasiten, Lagerung und Beschaffenheit 
seiner Organe nach den Untersuchungen der zuverlässigsten Forscher, wie 
Rabinowitsch-Kempner, Laveran, Martini u. a. mitgeteilt. Verfasser 
hat sich lediglich mit dem Verhalten von Trypanosoma in Ratten beschäftigt, 
mußte das lebende Material dazu aus Berlin, Wien und Triest beziehen, 
weil die in Rovigno gefangenen Ratten stets parasitenfrei waren. 

Übrigens sei auf das Original verwiesen, dessen sehr ins einzelne 
gehenden sorgfältigen Untersuchungen in einem Referat nicht wiederzu¬ 
geben sind. 

Die Entwickelungsgeschichte von Trypanosoma Brucei wird im zweiten 
Abschnitte besprochen. Das Verständnis wird durch vier Textfiguren und 
sechs farbige Tafeln wesentlich gefördert. Am Schluß folgt ein umfang¬ 
reiches Literaturverzeichnis. 


Über den Erreger der Kohlhernie PIasmodiophora Brassicae 
und die Einschlüsse in den Carcinomzellen. Von demselben 
Verfasser. 

Diese Untersuchungen sind ausgeführt, um festzustellen, inwieweit 
die parasitischen Protisten, welche in der Kohlhernie oder dem Kohlkrebs 
sich finden, mit dem Inhalte der Carcinomzellen verglichen werden können. 

Welche Veränderungen entstehen nach Einspritzung von 
Bakterien, Hefen, Schimmelpilzen und Bakteriengiften 
in die vordere Augenkammer? Von F. Koske, technischem 
Hilfsarbeiter im Kaiserlichen Gesundheitsamte. 

Dem Berichterstatter kam es vor allen Dingen darauf an, nachzuweisen, 
inwieweit die benutzten, zum Teil nicht pathogenen Bakterien, Hefe- und 
Sproßpilze imstande sind, sich innerhalb der vorderen Abschnitte des Auges 
zu vermehren, von hier in die hinteren Teile des Auges einzudringen und 
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eine eiterige Augenentzündung zu erzeugen. Sodann sollte versucht werden, 
klarzustellen, ob die Bakterien als solche oder ob ihre Stofiwechselprodukte 
die Veränderungen im Auge hervorrufen. 

Meines Erachtens gehört diese Untersuchung in ein pathologisches 
Institut, aber nicht in ein Laboratorium des Kaiserlichen Gesundheitsamtes, 
dessen Tätigkeit nur dem öffentlichen Gesundheitswesen gewidmet sein 
soll, welches ohnehin Arbeiten zur Genüge bietet. 

Untersuchungen über Schweineseuche, mit besonderer Be¬ 
rücksichtigung der Immunitätsfrage. Von Prof. Dr. Beck, 
Regierungsrat, und F. Koske, technischem Hilfsarbeiter im Kaiser¬ 
lichen Gesundheitsamte. Mit einer Tafel (VIII). 

Die Schweine werden von drei Seuchen befallen: dem Rotlauf, der 
Schweineseuche und der Schweinepest, deren pathologische Verschiedenheit 
erst durch die Bakteriologie ermittelt worden ist. Die hier veröffentlichten 
Untersuchungen beschäftigen sich mit der Schweineseuche und widmen der 
Immunisierungsfrage mit Recht einen großen Raum, da die Schweineseuche 
die Volkswirtschaft ungemein durch die leichte Übertragbarkeit, ihre Ver¬ 
breitung und Vernichtung der Tiere schädigt. 

Nach einem kurzen Rückblick auf die bisherigen Forschungen werden 
die morphologischen Eigenschaften der Schweineseuchenbazillen, ihr Ver¬ 
halten gegen Einwirkung von Hitze, Kälte, Eintrocknen und Licht, ihr 
Wachstum auf verschiedenen Nährböden, ihre Giftwirkung besprochen. 
Dann folgen Tierversuche und eine Erörterung der von den Verfassern 
untersuchten Stämme der Schweineseuche, oder eine Schilderung des klini¬ 
schen Bildes und der pathologisch-anatomischen Befunde, der Mischinfektion 
und der Art der Übertragung. 

Nachdem noch der volkswirtschaftliche Schaden, den die Seuche in 
den Schweineherden anrichtet, ziffernmäßig für die Jahre 1897 bis 1903 
(zwischen 11420 und 73 655 Erkrankungen mit 70‘8 bis 85*14 Todesfällen) 
erwiesen ist, wird die Immunität sehr eingehend betrachtet. Auf Grund 
zahlreicher Versuche kommen die Berichterstatter zu dem Schlüsse, daß 
jetzt, nachdem die schleichende Form der Schweineseuche an Stelle der 
akuten aufgetreten ist, eine Serum-Immunisierung wenig Erfolg verspricht, 
daher der aktiven Immunisierung der Vorzug zu geben sein dürfte. 

Zur Frage der Übertragbarkeit der Schweineseuche auf Ge¬ 
flügel und der Geflügelcholera auf Schweine durch Ver- 
fütterung. Von Koske. 

Sichere Unterschiede zwischen beiden Bakterienarten ließen sich nicht 
nachweisen, wenn auch einzelne Übertragungsversuche ein positives Er¬ 
gebnis hatten. Jedoch ist es zweckmäßig, bei gleichzeitiger Haltung von 
Schweinen und Geflügel auf die Trennung der Fütterung und der Aufent¬ 
haltsplätze zu halten. 

Vorläufiger Bericht über das Vorkommen von Spirochaeten in 
syphilitischen Krankheitsprodukten und bei Papillomen. 
Von Dr. Fritz Schaudinn, Regierungsrat, und Dr. Erich Hoff- 
mann, Privatdosent. 
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Untersuchungen über die Vaccine I. Von Dr. S. Prowazek 
(Rovigno). 

Es handelt sich um Untersuchungen über das Wesen des Pocken¬ 
erregers auf Grund von Untersuchungen der geimpften Kaninchenhornhaut. 

Beiträge zur Untersuchung yon Schweineschmalz und Butter. 
Von Dr. Eduard Polenske. 

Die in der Arbeit mitgeteilten Prüfungen auf Beimischung von minder¬ 
wertigen Fetten, namentlich Pflanzenölen, zu Butter und Schweineschmalz, 
sowie des Einflusses der Fütterung von Schweinen mit Baumwollsamenöl 
haben ergeben, daß, wenn die bekannten Untersuchungsverfahren auf das 
chemische und physikalische Verhalten des reinen Schmalzes und des reinen 
Butterfettes (Reichert-Meisslsche Zahl, Jodzahl, Verseifungszahl, Hehnersche 
Zahl, Refraktometerzahl) versagen, die Phytosterinacetatprohe noch sehr 
wertvolle Dienste zu leisten vermag. 

Es folgen Beiträge zur Untersuchung des Schweineschmalzes von 
demselben Hilfsarbeiter. 

Studien über Formaldehyd. I. Mitteilung: Formaldehyd in 
wässeriger Lösung. Von Dr. Friedrich Auerbach, zum Teil 
gemeinsam mit Dr. Hermann Barschall. 

Eine sehr sorgfältige Arbeit über chemische und physikalische Eigen¬ 
schaften des Formaldehyds, welche aber wieder besser in einem Archiv 
für Chemie hätte veröffentlicht werden sollen. Das Gesundheitsamt soll 
sich meines Erachtens mit praktischen Fragen der öffentlichen Gesundheits¬ 
pflege, nicht mit wissenschaftlichen theoretischen Arbeiten beschäftigen; 
derartige Untersuchungen gehören in die Sonder-Laboratorien und Institute. 
Wenn im Gesundheitsamte solche Untersuchungen dauernd ausgeführt 
worden sind, so ist es erklärlieh, zu welchem Zweck eine immer größere 
Zahl von Mitgliedern und Hilfsarbeitern vom Reichstage gefordert wurde. 

Die Ergebnisse einer biologischen Probeuntersuchung des 
Rheines. Von Prof. Dr. Lauterborn in Ludwigshafen am Rhein. 

Die biologischen Untersuchungen des Oberrheins auf Verschmutzung 
durch die Abwässer der zahlreichen Industriestätten an seinen Ufern haben 
ergeben, daß der große und schnell fließende Strom bis jetzt noch durch 
seine Selbstreinigungskraft die Schädigungen zu überwinden vermag, und 
daß die zahlreichen Pilze und Algen die organischen Stoffe verarbeiten. 
Das war eine Arbeit für die Zwecke des Kaiserlichen Gesundheitsamtes. 

M. Pistor. 


Handbuch der gerichtlichen Medizin. Herausgegeben von 
Prof. Dr. A. Schmidtmann, Geh. Ober-Medizinalrat und Vortragen¬ 
dem Rat im Königl. preußischen Ministerium der geistlichen, Unter¬ 
richts- und Medizinal-Angelegenheiten in Berlin. Unter Mitwirkung 
der Professoren Dr. A. Haberda in Wien, Dr. Kockel in Leipzig, 
Dr. Wachholz in Krakau, Dr. Puppe in Königsberg, Dr. Ziemke 
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in Halle und den Geh. Medizinalräten Profi Dr. Ungar in Bonn, 
Prof. Br. Siemerling in Kiel. Neunte Auflage des Caspar-Li- 
m an sehen Handbuches. I. Band, mit 40 Abbildungen im Text. 
Berlin NW., Unter den Linden 68, August Hirschwald, 1905. 

Der sehr zeitgemäßen Aufgabe, eine neue Auflage des Casper-Liman- 
schen Handbuches der gerichtlichen Medizin herauszugeben, hat sich 
Schmidtmann unter Mitwirkung anerkannt tüchtiger Forscher auf diesem 
Gebiete mit dankenswertem Ergebnis unterzogen, soweit der vorliegende 
erste Band dies erkennen läßt. 

Den allgemeinen Teil hat der Herausgeber selbst bearbeitet und dabei 
der neueren Gesetzgebung unter Anlehnung an die achte Auflage in der 
Besprechung der einzelnen Abschnitte (Kapitel) Rechnung getragen. 

Im speziellen Teile sind wie in der früheren Auflage die streitigen 
geschlechtlichen Verhältnisse an erster Stelle von Haberda in Wien ein¬ 
gehend unter Berücksichtigung der inzwischen gewonnenen Ergebnisse der 
wissenschaftlichen Forschungen besprochen. Es sei besonders auf die 
Zeugungsunfähigkeit des Mannes infolge früher überstandener Tripper mit 
Entzündung der Nebenhoden usw. hingewiesen. Der ganze Abschnitt ist 
wesentlich erweitert worden; die Krankheitszustände als Folgen geschlecht¬ 
lichen Mißbrauches, der Lustmord usw. sind in eigenen Paragraphen ab¬ 
gehandelt; alle Einzelheiten werden durch eine fast zu umfangreiche 
Kasuistik anschaulich gemacht. 

Das dritte Kapitel dieses Abschnittes ist der streitigen Schwangerschaft 
und Geburt, sowie der Fruchtabtreibung gewidmet. Hier wie in allen 
anderen Kapiteln sind die gesetzlichen Bestimmungen der deutschen und 
österreichischen Straf- und Zivilgesetzgebung angeführt, ln diesem Kapitel 
ist die Fruchtabtreibung durch Gifte und innere Mittel im Gegensätze su 
der achten Auflage, sowie die mechanische Fruchtabtreibung außerordentlich 
eingehend erörtert und die Diagnose des provozierten Abortus, sowie dessen 
port mortem-Erscheinungen mit großer Sachkenntnis abgehandelt. Dabei 
wird sehr sorgfältige Abwägung der subjektiven wie objektiven Erschei¬ 
nungen behufs Stellung einer sicheren Diagnose und Abgabe eines gewissen¬ 
haften Gutachtens empfohlen und im letzten Satze der Rat gegeben, daß 
der begutachtende Gerichtsarzt immer die Möglichkeit eines spontanen 
Abortus im Auge behalten muß. 

In einem Anhänge zu diesem Abschnitte wird das kunstwidrige und 
fahrlässige Handeln in der Geburtshilfe besprochen. 

Der zweite Abschnitt handelt von den nicht tödlichen Körperverletzungen 
und schließt sich in der Reihenfolge der Anordnung der früheren Auflage 
an, während der dritte Abschnitt nicht mehr den Geisteskrankheiten, son¬ 
dern den gewaltsamen Todesarten und am Schlüsse des ersten Bandes den 
Arten des Vergiftungstodes gewidmet ist. 

Professor Ko ekel hat sich mit großer Sorgfalt des ersten und zweiten 
Kapitels, Wachholz in gleicher Weise der Besprechung der Vergiftungen 
unterzogen. Man vertieft sich gern in diese Kapitel, die allen Fortschritten 
der Wissenschaft und den praktischen Erfahrungen gerecht werden; hier 
sei nur auf die Haar- und Blutuntersuchungen, Unterscheidung von Tier- 
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und Menschenblut, die neuesten Vorschriften über gerichtliche Leichen¬ 
öffnungen, für Vergiftungen auf die Tierreaktionen usw. hingewiesen. 

Kurz das Buch sei als ein großer Gewinn für das Studium der gericht¬ 
lichen Medizin Ärzten und Gerichtsärzten, wie allen, welche sich für ge¬ 
richtliche Medizin interessieren oder interessieren müssen, warm empfohlen. 

M. P. 


Die Gerichtsverhandlungen über die Gelsenkirchener 
Typhusepidemie im Jahre 1901. Von E. Grahn, Zivil¬ 
ingenieur in Hannover. Mit einem Anhang: Die Bedeutung des 
Jahres 1901 für die Wasserwerke. Sonderabdruck aus dem „Journal 
für Gasbeleuchtung und Wasserversorgung“. Herausgegeben von 
H. Bunte. München und Berlin, R. Oldenbourg, 1905. 

Der Anhang dieser Veröffentlichung, nicht die Mitteilung der Gerichts¬ 
verhandlung gibt die Veranlassung zu einem kurzen Referat; die Gerichts¬ 
verhandlungen durften bekannt sein. 

Grahn bespricht in dem Rückblicke zu dem Gelsenkirchener Prozeß 
und in dem folgenden Anhänge die Entwickelung der Zentral-Wasserver¬ 
sorgungsanlagen und weist mit Recht darauf hin, daß die Einrichtung von 
Zentralwasserwerken in den ersten Zeiten der zweiten Hälfte des ver¬ 
flossenen Jahrhunderts fast ausschließlich in der Hand der Fachmänner für 
Wasserversorgung gelegen habe, die sich, wo es erforderlich schien, des 
Beirates von Ärzten und Chemikern bedient hätten. Die beamteten Ärzte 
seien ebensowenig wie sonstige staatliche Sachverständige oder wie die 
Gesundheitsbehörden dabei beteiligt gewesen. Vergeblich hätten die Fach¬ 
männer für Wasserversorgung seitens der Hygieniker oder der Staats¬ 
behörden bestimmte Forderungen für ein einwandfreies, gesundheitsgemäßes 
Wasser und dessen Eigenschaften verlangt. Grahn weist daher alle Vor¬ 
würfe, welche den Wasserfachmännern gemacht wurden, mit Nachdruck und 
mit Recht zurück. Erst die Entdeckungen R. Kochs und die Cholera¬ 
epidemie in Hamburg 1892 habe die Gesundheitsbehörden veranlaßt, Vor¬ 
schriften für Errichtung und Betrieb der Wasserwerke und über die Be¬ 
schaffenheit eines einwandfreien Trinkwassers zu erlassen, obwohl der 
Deutsche Verein für öffentliche Gesundheitspflege diese Frage schon 1874 
in seiner Danziger und 1876 in seiner Düsseldorfer Tagung eingehend 
erörtert und dadurch genügende Anregung gegeben habe. 

Die zurzeit bestehenden Vorschriften werden dann erwähnt und darauf 
hingewiesen, daß die infolge der Gelsenkirchener Epidemie von dem preußi¬ 
schen Minister der Medizinalangelegenheiten eingeleiteten Ermittelungen, 
welche unter Mitwirkung eines Wasserfachmannes stattfinden sollen, und 
die neuen Beratungen im Kaiserlichen Gesundheitsamte hoffentlich den 
Begriff eines „einwandfreien Trink wassere“ feststellen und den Wasser¬ 
versorgungsfachmännern nutzbringende Anhaltspunkte für ihre Schöpfungen 
liefern werden. 

Über zwei Punkte habe die Gelsenkirchener Epidemie mit der an¬ 
geschlossenen Gerichtsverhandlung zum erstenmal eine positive Belehrung 
gebracht: 
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1. Ein Trinkwasser, das die Gesundheit zu schädigen geeignet ist, zu 
liefern, ist nach der vom Landgericht in Essen ausgesprochenen Entschei¬ 
dung strafbar. 

2. Jede Beimengung von Ruhrwasser zu übrigens ordnungsmäßig 

filtriertem Wasser ist nach dem Obergutachten der Preußischen wissen¬ 
schaftlichen Deputation für das Medizinal wesen geeignet, die menschliche 
Gesundheit zu schädigen. M. P. 


Die Lungenkrankheiten Königsbergs, von Dr. Ascher. Wil¬ 
helm Koch, Königsberg i. Pr. 

Ascher hat durch Gegenüberstellung der in der Königsberger Gemein¬ 
samen Ortskrankenkasse zur Meldung gekommenen Erkrankungen der 
Respirationsorgane einerseits und der in der dortigen meteorologischen 
Station gleichzeitig genau bestimmten Faktoren der Witterung andererseits 
die interessante Tatsache konstatieren können, daß auf die Höhe der Zahl 
derartiger Erkrankungen weit mehr als Wind und Niederschläge die Tem¬ 
peraturschwankungen eines Tages und die zwischen zwei Tagen (intra- 
und interdiurne Temperaturschwankung) von ausschlaggebender Bedeutung 
sind, namentlich dann, wenn es zu einer Kombination dieser beiden Formen 
von Temperatur schwank ungen kommt. Im Winter treten mehr die inter¬ 
diurnen, im Sommer daneben auch die intradiurnen Schwankungen der 
Temperatur in den Vordergrund. 

Mit Bezug auf die Mortalitätsstatistik hat Ascher feststellen können, 
daß auch in Königsberg eine Abnahme der Todesfälle an Tuberkulose der 
AtmungBorgane eingetreten ist, wenn auch hier der Rückgang kein so 
großer ist als an anderen Orten des Reiches, wo die Mortalität an Tuber¬ 
kulose auch früher eine weit höhere war als gerade in Königsberg. Anderer¬ 
seits führte aber die Statistik zu dem auffallenden Ergebnis, daß die Todes¬ 
fälle an nicht tuberkulösen Erkrankungen der Atmungsorgane in Königsberg 
nicht, wie sonst fast allgemein festgestellt werden kann, zugenommen, son¬ 
dern im Gegenteil abgenommen haben. Diese Erscheinung steht auch im 
Gegensatz zu der hier wie an anderer Stelle vom Verfasser vertretenen An¬ 
sicht, daß die zunehmende Verrußung der Luft, die auch für Königsberg 
angenommen werden muß, das Ansteigen der Mortalität an nicht tuberku¬ 
lösen Erkrankungen der Respirationsorgane bedingt. Die Erklärung, die 
Verfasser gibt, um trotz dieses statistischen Ergebnisses auch für Königs¬ 
berg die Richtigkeit seiner Ansicht zu beweisen, hat wenig Überzeugendes 
an sich. Pickert-Beelitz. 


Die intestinale Tuberkuloseinfektion mit besonderer Be¬ 
rücksichtigung des Kindesalters, von Livius Fürst Stutt¬ 
gart, Ferdinand Enke. 

Fürst behandelt in der vorliegenden umfangreichen Monographie unter 
ausgiebigster kritischer Benutzung der zugehörigen Literatur diese gerade 
jetzt so aktuelle Frage in der Absicht, zu prüfen, ob, bzw. wie weit noch 
trotz der von Koch und anderen Autoren vertretenen Ansicht über die 
Nichtidentität von Menschen- und Rindertuberkulose mit einer intestinalen 
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Tuberkuloseinfektion gerechnet werden muß und wie weit noch die bisher 
geübte Vorsicht beim Genuß von Milch und sonstigen animalen Nahrungs¬ 
mitteln, bei denen die Übertragbarkeit von Tuberkulose bis jetzt als möglich 
angesehen wurde, gerechtfertigt erscheint. Fürst schließt sich der Ansicht 
von Baumgarten an, daß die beiden hauptsächlich hier in Frage kommen¬ 
den Arten des Tuberkelbazillus — Typus humanus und Typus bovinus — 
einer identischen Grundform entstammen, die durch Fortzüchtung im Wirts¬ 
körper allmählich differenziert ist. Die kritische Sichtung der einschlägigen 
Literatur führt ihn zu der Überzeugung, die inzwischen ja auch durch die 
neuesten Veröffentlichungen aus dem Kaiserlichen Gesundheitsamts ihre 
vollgültige Bestätigung gefunden hat, daß die Differenzierung dieser beiden 
Typen des Tuberkelbazillus doch nicht so groß ist, daß die Pathogenität 
des einen Typus für den anderen Wirtskörper aufgehoben wird, und daß 
deshalb die Möglichkeit einer intestinalen Infektion unbestreitbar vorhanden 
ist. So kommt Verfasser auch folgerichtig zu dem Schluß, daß die bis¬ 
herigen Schutzmaßregeln beim Genuß von Milch und sonstigen animalen 
Nahrungsmitteln beizubehalten sind. 

Wer sich für das genaue Studium dieser Frage interessiert, dem kann 
die Lektüre dieses Buches angelegentlich empfohlen werden, namentlich 
auch in Hinsicht auf die wohl als vollständig zu bezeichnende hier benutzte 
Literatur. Daß die Monographie mancherlei enthält, was mit dem eigent¬ 
lichen Thema nur in sehr losem Zusammenhang steht, mag erwähnt werden; 
als Fehler kann es aber wohl kaum angesehen werden. 

Pickert-Beelitz. 


Zur Tuberkulosebekämpfung 1006. Verhandlungen des Deut¬ 
schen Zentralkomitees zur Errichtung von Heilstätten für Lungen¬ 
kranke. Redigiert von Oberstabsarzt Dr. Nietn er. 

Das kleine Buch enthält neben einem Geschäftsbericht die auf der 
vorjährigen Generalversammlung des Zentralkomitees gehaltenen Vorträge: 
„Die Entwickelung der Auskünfte- und Fürsorgestellen in Deutschland“, 
„Resultate der neuesten Tuberkuloseforschungen“, „Die Bedeutung der 
Volksbelehrung im Kampf gegen die Tuberkulose". Von besonderem Inter¬ 
esse dürfte der erste Vortrag über Fürsorgestellen und die sich daran an¬ 
schließende Debatte sein, in der Geheimrat Pütter über seine großen 
praktischen Erfahrungen auf diesem Gebiete wie auch über die bisher in 
Berlin erzielten recht erfreulichen Resultate berichtete. 

Jedem, der sich für die Tuberkulosebekämpfung interessiert, besonders 
aber jedem, der sich mit der jetzt an vielen Orten geplanten oder in der 
Ausführung begriffenen Einrichtung von Fürsorgestellen beschäftigt, wird 
dies kleine Buch zur eigenen Information gewiß recht willkommen sein. 

Pickert-Beelitz. 
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Sitzung des Deutschen Tereins 
für öffentliche Gesundheitspflege 1906, 


Die diesjährige Sitzung findet in 

Augsburg 

vom 11. bis 16. September statt 


Vorläufige Tagesordnung. 

Erster Tag: 

1« Bekämpfung der Tollwut« 

2. Mllchversorgung der Städte mit besonderer Berücksichtigung der 
Säuglingsernährung. 

Zweiter Tag: 

1. Walderholungsstätten und Genesungsheime. 

2. Die Bekämpfung des Staubes im Hause und auf der Straße. 

Dritter Tag: 

Welche Forderungen sind an die Beschaffenheit de* Wohnungen, be¬ 
sonders der Kleinwohnungen, mindestens zu stellen. 

Das definitive Programm erscheint im 3. Heft. 


Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1906. 
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Neu erschienene Schriften. 


Neu erschienene Schriften über öffentliche 
Gesundheitspflege. 

(109. Verzeichnis.) 


1. Allgemeines. 

Almanaeh de la sante et de Fhygiene, ä l’usage des familles et des communautäs 
religieuses. In-16°. Aubanel fräres, ä Avignon. 0*60 frcs. 

Arbeiten auf dem Gebiete der pathologischen Anatomie und Bakteriologie aus 
dem pathologisch-anatomischen Institut zu Tübingen, herausgegeben von 
Prof. Dr. P. v. Baumgarten. V.Bd. 2. Heft. (S. 156—354, mit 3 Figuren 
und 4 Tafeln.) gr.-8°. Leipzig, S. Hirzel, 1905. 12 M. 

Arbeiten aus dem hygienischen Institut der königl. tierärztlichen Hochschule 
zu Berlin. Leiter: Prof. Dr. Ostertag. Nr. 7. D’heil, Tierarzt Rud.: Bei¬ 
trag zur Frage des Bakteriengehaltes der Milch und des Euters. (48 S.) 
1906. Lex.-8°. Berlin, R. Schoetz. 1*20 M. 

Archiv, internationales, für Schulhygiene. Archive9 internationales d’hygiene 
scolaire. International magazine of school hygiene, publiees par Dr. Alb. 
Mathieu, ed. by Dr. Sir Lau der Brunton, herausgegeben von Proff. 
Dr. Dr. Axel Johannessen und Herrn. Griesbach. 2. Bd. 4 Hefte. 
(1. und 2. Heft 225, 93 und 10 S. mit 40 Figuren.) gr.-8°. Leipzig, W. Engel¬ 
mann, 1906. 30 M. 

Archiv für Schiffs- und Tropen hygiene, unter besonderer Berücksichtigung der 
Pathologie und Therapie, herausgegeben von Dr. C. Mense. 10. Bd. Jahr¬ 
gang 1905. 24 Hefte. (1. Heft 36 S. mit 1 Abbildung und 1 Tafel.) gr.-8°. 
Leipzig, J. A. Barth. Bar 20 M.; einzelne Hefte 1*20 M. 

Blätter für Volksgesundheitspflege. Gemeinverständliche Zeitschrift. Mit Viertel¬ 
jahrsbeilage: „Gesundheitsgemäße Bekleidung.“ Herausgeber: Dr. Dr. Wirkl. 
Geh.Ober-Reg.-Rat Bödiker, Graf Douglas, Geh. Med.-Räte Proff. v. Leyden, 
Rubner. Schriftleitung: Dr.Dr.K.Beerwald, Geh.Reg.-Rat, Vortragender 
Rat G. Kautz, Prof. Ficker. 6. Jahrg. 1906. 24 Hefte. (1. Heft 24 S.) 
Lex.-8°. Berlin, Deutscher Verlag für Volks Wohlfahrt (durch Thormann 
& Goetsch). Bar 4 M.; einzelne Hefte 0*30 M. 

Barrington, C., A Manual of Practical Hygiene. 3rd ed. 8 vo. H. Kimpton, net 21. 

Kleintjes, Dr. L. L., Hygiene in den Bergen. (21 S.) gr.-8°. München, Verlag 
der ärztlichen Rundschau, 1906. 0*50 M. 

Local Government Board, Model Byelaws. No. 2. Prevention of Nuisances 
arising from Snow, Filth, Dust, Ashes, and Rubbish. Prevention of the 
Keeping of Animais on any Premises so as to be Injurious to Health. 2d. 

Local Government Board, Sale of Food and Drugs Acts. Extract from the 
Annual Report for 1904/1905. 4d. 

Local Government Board, Boarding-out of Pauper Children. Extract from 
the Annual Report for 1904/1905. 2 d. 

Local Government Board, Memorandum on the Sanitary Requirements of 
Burial Grounds. 2 d. 

Local Government Board, Preliminary Report on a New] Plague Prophylactic. 
By Dr. Klein, F. R. S. 1 d. 

Local Government Board, A Statement of the County Boroughs, Other 
Boroughs, Urban Districts, other than Boroughs, and Rural Districts, in 
England and Wales (excluding the Metropolis) on April 1, 1904. 2/6. 
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Medisin und Hygiene , soziale (vormals Monatsschrift für soziale Medizin). 
Herausgegeben von Dr. Dr. Reg.- nnd Med.-Rat R. Abel, Prof. E. Francke, 
M. Fürst u. a. Red. von Dr. Dr. M. Fürst und K. Jaffe. 1. Bd. 12 Num¬ 
mern. (Nr. 1 66 S.) gr.-8°. Hamburg, L. Voss. Halbjährlich bar 8 M. 

Mireur, Dr., L’Avarie, etude d’hygiene sociale. In-18°. P.-V. Stock. 2*50 frcs. 

Reform, medizinische. Wochenschrift für soziale Medizin, Hygiene und Medi¬ 
zinalstatistik. Herausgeber und Redakteur: Dr. Rud. Lennhoff. 14. Jahr¬ 
gang. 1906. 52 Nummern. (Nr. 1 16 S.) 4°. Berlin, „Gutenberg“, Druckerei 
und Verlag. Vierteljährlich bar 1*50 M.; einzelne Nummern 0*30 M. 

Singer, Dr. Karl: Die Einrichtung eines Institutes für soziale Arbeit und die 
Organisation der Wohltätigkeit in München. (47 S.) 8°. München. J. Lan¬ 
dauer, 1906. 0*60 M. 

Sommerville, David: Practical Sanitary Science: A Handbook for the Public 
Health Laboratory. 8vo, pp. 320. Bailliere, Tindall & Cox. net 10/6. 

Spohr, Oberst a. D.: Die Naturheilkunde und ihre Gegner. Betrachtungen über 
Wesen und Ursachen der Krankheiten, über Bakteriologie und Biologie. 
2. Tausend. (96 S.) 8°. Leipzig, K. Lentze, 1905. 1*50 M. 

Valentine), Dr. C.: Notes sur finde, serpents, hygiene, medecine, apergus eco- 
nomiques sur finde frangaise. In-16°. F. Alcan. 4 frcs. 

Veröffentlichungen der deutschen Gesellschaft für Volksbäder. Herausgegeben 
von dem geschäftsführenden Ausschuß. Red.: P. Erb. 3.Bd. 4.Heft. (IV und 
S. 375—500, mit Abbildungen.) gr.-8°. Berlin, A. Hirschwald, 1905. Bar 1 M. 

Vierteljahr88chrift, deutsche, für öffentliche Gesundheitspflege. Organ des 
„Deutschen Vereins für öffentl. Gesundheitspflege“. Red. von Mor. Pistor. 
36. Bd. Suppl. gr.-8°. Jahresbericht, 21., über die Fortschritte und Lei¬ 
stungen auf dem Gebiete der Hygiene. Begründet von weil. Prof. J. Uffel- 
mann. Jahrgang 1903. Herausgegeben vom Reg.- und Geh. Med.-Rat Dr. 
A. Pfeiffer. (X, 673 S.) Braunschweig, Friedr. Vieweg & Sohn, 1905. 13 M. 

Vierteljahrsschrift für gerichtliche Medizin und öffentliches Sanitätswesen. 
Herausgegeben von Proff. Dr. Dr. Geh. Ober-Med.- u. vortr. Rat A. Schmidt¬ 
mann und Geh. Med.-Rat Gerichtsarzt Dir. Fritz Strassmann. 3. Folge. 
31. Bd. Suppl.-Heft. Jahrgang 1906. (III, 246 S. mit 11 Abbildungen.) gr.-8°. 
Berlin, A. Hirschwald. 6 M. 

Volkswohlfahrt und Volksgeselligkeit nach den Erfahrungen des Dresdener Ver¬ 
eins für Volkswobl. Mit 26 Bildern (im Text und auf 7 Tafeln) und 1 Plan. 
Herausgegeben vom Verein Volkswohl. (127 S.) 8°. Dresden, 0. V. Böhmert, 
1906. 2 M. 


2. Statistik und Jahresberichte. 

Bericht über die GesundheitsVerhältnisse und Gesundheitsanstalten in Nürnberg. 
Herausgegeben vom Verein für öffentliche Gesundheitspflege unter Mit¬ 
wirkung des Stadtmagistrats. Jahrgang 1904. (VII, 296 S. mit 1 Fig. und 
1 Tabelle.) gr.-8°. Nürnberg, J. L. Schräg, 1905. 3 M. 

Conrad, Dr. Else: Der Verein f. Sozialpolitik u. seine Wirksamkeit auf dem Gebiete 
der gewerbl. Arbeiterfrage. (VII, 195 S.) gr.-8°. Jena, G. Fischer, 1906. 4 M. 

Generalbericht über die Sanitätsverwaltung im Königreich Bayern. Heraus¬ 
gegeben vom k. Staatsministerium des Innern. Bearbeitet im k. statistischen 
Bureau. 34. Bd. (Neue Folge 23. Bd.), das Jahr 1903 umfassend. Mit 24 
Tabellen, 7 Kartogrammen und 6 Diagrammen. (V, 292 und 64 S.) Lex.-8°. 
München, F. Bassermann, 1906. 10 M. 

Jahresbericht über die Fortschritte in der Lehre von den pathogenen Mikro¬ 
organismen, umfassend Bakterien, Pilze und Protozoen. Unter Mitwirkung 
von Fachgenossen bearbeitet und herausgegeben von Proff. Dr. Dr. P. von 
Baumgarten und F. Tan gl. 19. Jahrgang 1903. (XII, 1220 S.) gr.-8 # . 
Leipzig, S. Hirzel, 1905. 36 M. 
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Local Government Board, Reports of Medical Inspectors. No. 220. Report 
by Dr. E. P. Manby upon the Sanitary Circumstances and Administration 
of the Barnard Castle and Stratforth Rural Districts, comprised within the 
Teesdale Union. 4 d. 

Local Government Board, Reports of Medical InspeotorB. No. 221. Dr. F ar r ar’s 
Report upon an Outbreak of Enteric Fever in the Borough of Basingstoke. 1 d. 

Mitteilungen, medizinal-statistische, aus dem kaiserl. Gesundheitsamte. (Beihefte 
zu den Veröffentlichungen des kaiserl. Gesundheitsamtes.) 10. Bd. 1. Heft. 
(77 und 99 S. mit 4 farbigen Karten.) Lex.-8°. Berlin, J. Springer, 1905. 4 M. 

Sanit&tsbericht des österreichischen Küstenlandes für die Jahre 1901 bis 1903. 
Verf. v. Dr. Dr. Statthaltereirat Landes-Sanitätsref. Adalb. Bohata und 
Ober-Bez.-Arzt Joh. Tamaro. (IV, 197 S. mit 1 Karte.) Lex.-8°. Triest, 
F. H. Schimpff, 1905. nn. 3 M. 

Sanit&tsbericht über die königl. preußische Armee, das Xll. und XIX. (1. und 

2. königl. sächsische) und das XIII. (königl. württembergische) Armeekorps 
sowie über die kaiserl. ostasiatische Besatzungs-Brigade für den Berichts¬ 
zeitraum vom 1. Oktober 1902 bis 30. September 1903. Bearbeitet von der 
Medizinalabteilung des königl. preußischen Kriegsministeriums. Mit 30 Karten 
und 12 graphischen Darstellungen. (VII, 226, 194 und 37 S.) Lex.-8°. Berlin, 
E. S. Mittler & Sohn, 1905. 12*75 M. 

Statistik, schweizerische, üerausgegeben vom statistischen Bureau des eid¬ 
genössischen Departements des Innern. Lex.-8°. 146. Lieferung. Prüfung, 

pädagogische, bei der Rekrutierung im Herbste 1904. (8 und 16 S. mit 1 far¬ 
bigen Karte.) Bern, A. Francke, 1905. Bar 1*50 M.; französische Ausgabe 1*50 M. 

3. Wasserversorgung, Entwässerung und Abfuhr. 

Calmette, le Dr. A.: Recherches sur l’äpuration biologique et chimique des 
eaux d’egout effectuees ä l’Institut Pasteur de Lille et ä la Station experi¬ 
mentale de la Madeleine. Gr. in-8° avec 29 fig. et 2 pl. 6 frcs. 

Dünkelberg, Dir. a. D., Geh. Reg.-Rat Prof. Dr. Friedr. Wilh.: Die Reinigung 
des Wassers für kommunale, häusliche und gewerbliche Zwecke durch ein 
neues, bereits erprobtes, in Deutschland und Österreich patentiertes Filter¬ 
system, erfunden und kritisch bearbeitet nebst einer populären Anweisung 
zur Maßanalyse und Härtebestimmung des Wassers von Versuchstat.-Dir. 
Dr. Hanamann. (VII, 98 S. mit 14 Holzschnitten.) gr.-8°. Berlin, Poly¬ 
technische Buchhandlung A. Seydel, 1906. 2*40 M. 

Mitteilungen aus der königl. Prüfungsanstalt für Wasserversorgung und Ab¬ 
wässerbeseitigung zu Berlin. Herausgegeben von Proff. Dr. Dr. Geh. Ober- 
Med.- und vortr. Rat, Anstaltsleiter A. Schmidtmann und Geh. Med.-Rat, 
Anstaltsvorsteher Carl Günther. 6. Heft. (III, 182 S. mit 10 Abildungen 
und 1 Tafel.) gr.-8°. Berlin, A. Hirschwald, 1906. 6 M. 

Salomon, Reg.- und Med.-Rat Dr. Herrn.: Die städtische Abwässerbeseitigung in 
Deutschland. Wörterbuchartig angeordnete Nachrichten und Beschreibungen 
städtischer Kanalisation»- und Kläranlagen in deutschen Wohnplätzen. (Ab¬ 
wässer-Lexikon.) 1. Bd.: Das deutsche Maas-, Rhein- und Donaugebiet um¬ 
fassend, nebst einem Anhang: Abwässerbeseitigungsanlagen in größeren An¬ 
stalten. Mit 40 Tafeln, 1 geographischen Karte und 9 Abbildungen im Text. 
(XI, 576 S.) gr.-8°. Jena, G. Fischer, 1906. 20 M. 

4. Straßen-, Ban- und Wohnungshygiene. 

Baupolizei-Verordnung für die Städte und einige Landgemeinden mit städtischer 
Bauart des Reg.-Bez. Bromberg. (68 S.) 8°. Bromberg, Mittler, 1906. 0*75 M. 

Untersuchung der Wohnungen der minder bemittelten Klassen in Bremen. 
Im Aufträge der Deputation wegen Wohnungsinspektion veranstaltet im 
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April 1904 und bearbeitet vom Bremer statistischen Amt. (IV, 122 S. mit 
Abbildungen, 1 Plan und 1 Formular.) Lex.-8°. Bremen, F. Leuwer, 1905. 3 M. 

5. Schulhygiene (fehlt). 

6. Hospitäler und Krankenpflege. 

Meyer, Prof. Dr. George: Der Einfluß der Zentrale der Berliner Rettungs¬ 
gesellschaft auf die Krankenversorgung Berlins. Mit 1 Plan und 4 Kurven 
im Text. (Aus: „Klin. Jahrb.“) (48 S.) gr.-8°. Jena, G. Fischer, 1905. 1*80 M. 

Chuchul, P.: Das Rote Kreuz. Ein die Geschichte, Organisation und Bedeutung 
der Bestrebungen unter dem Roten Kreuz behandelnder Vortrag. 3. Aufl. 
(45 S.) 8°. Kassel, Gebr. Gotthelft, 1905. 1 M. 

Moßetig-Moorhof ? Prof. Dr. v.: Leitfaden zur Krankenpflege. 1. Teil: Der 
menschliche Organismus und seine Funktionen. (IV, 112 S. mit 20 Abbil¬ 
dungen.) kl.-8°. Wien, F. Deuticke, 1906. 1*80 M. 

Petersen, Oberinsp. Th.: Das Krankenversicherungsgesetz vom 15. Juni 1883, in 
der Fassung der Gesetze vom 10. April 1892, vom 26. Juli 1897, vom 30. Juni 
1900 und vom 25. Mai 1903, nebst dem Gesetz über die eingeschriebenen 
HilfBkassen vom 7. März 1876 in der Fassung des Gesetzes vom 1. Juni 1884 
und den in den Unfallversicherungsgesetzen vom 6. Juni 1884, 5. Mai 1886 
und vom 30. Juni 1900, sowie in dem Invalidenversicherungsgesetz vom 
13. Juli 1899 enthaltenen, die Krankenversicherung betreffenden Bestimmungen. 
Mit Berücksichtigung der Materialien, der Ausführungsbestimmungen und 
insbesondere auch der Rechtsprechung bearbeitet. 5., neu bearbeitete und 
erheblich vermehrte Auflage. (XIII, 840 S.) Lex.-8°. Hamburg, Grefe 
& Tiedemann, 1906. 12 M.; geb. nn. 15 M. 

7. Militär- und Schiffshygiene. 

Veröffentlichungen aus dem Gebiete des Militär-Sanitätswesens. Herausgegeben 
von der Medizinalabteilung des königl. preuß. Kriegsministeriums. Lex.-8°. 
32. Heft. Collin, Stabsarzt Dr.: Zur Kenntnis und Diagnose der angeborenen 
Farbensinnstörungen. (V, 55 S.) Berlin, A. Hirschwald, 1906. 1*20 M. 

8. Infektionskrankheiten, Bakteriologie und Desinfektion. 

Bekämpfung, die, übertragbarer Krankheiten. Gesetze und Verordnungen. 
TextauBgabe. (III, 83 S.) kl.-8°. Berlin, C. Hey mann, 1905. 050 M. 

Chantemesse et Borei: Mouches et cholera, in-16°. J.-B. Bailiiere et fils. 1*50 frcs. 

Dainmann, Prof. Dr., und Fr. Mussemeier: Untersuchungen über die Bezie¬ 
hungen zwischen der Tuberkulose des Menschen und der Tiere. Im Auf¬ 
träge des Herrn Ministers für Landwirtschaft, Domänen und Forsten aus¬ 
geführt. Mit 45 Kurven- und 3 Bakterientafeln. (IV, 143 S.) Lex.-8°. 
Hannover, M. & H. Schaper, 1905. 9 M. 

Denys, J.: Le Bouillon filtre du bacille de la tuberculose dans le traitement de 
la tuberculose humaine. Gr. in*8° avec 10J fig. et 6 pl. 15 frcs. 

Dudgeon, Leonard, and Sargent, Percy W. G.: The Bacteriology of Peritonitis. 
8vo. pp. 256. Constable. 7/6. 

Ergebnisse des vpn der Landes-Versicherungsanstalt der Hansestädte eingeleiteten 
Heilverfahrens bei lungenkranken Versicherten bis Ende 1904. (47 S. mit 
Tabellen.) gr.-8°. Hamburg (Lübeck, R. Quitzow) 1906. nn. 4 M. 

Grassberger, R., und A. Schattenfroh: Antitoxische und antiinfektiöse Im¬ 
munität. [Aus: „Sitzungsberichte der kaiserl. Akademie der Wissenschaften.“] 
(50 S.) gr.-8°. Wien, A. Holder, 1905. 1 M. 

Günther, Geh. Med.-Rat Prof. Vorst. Dr. Carl: Einführung in das Studium der 
Bakteriologie mit besonderer Berücksichtigung der mikroskopischen Technik. 
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Für Ärzte und Studierende der Medizin. Sechste, vermehrte und verbesserte 
Auflage. Mit 93 vom Verfasser hergestellten Photogrammen. (XII, 904 S.) 
Lex.-8°. Leipzig, 6. Thieme, 1905. 13 M.; geh. in Halbfrz. 16*80 M. 

Guinard, Dr. L.: Causeries familiäres sur la tuberculose et Phygiene, in -16°. 
Masson et Cie. 250 fres. 

Kirstein, Kreisarzt Dr. Fritz: Leitfaden für Desinfektoren in Frage und Ant¬ 
wort. 3., verbesserte Auflage. (55 S. und 15 Anlagen.) kl.-8°. Berlin, 
J. Springer, 1906. Geb. in Leinw. 1*40 M. 

Koch, R.: Über die Unterscheidung der Trypanosomenarten. [Aus: „Sitzungs¬ 
berichte der preuß. Akademie der Wissenschaften.*] (5 S.) Lex.-8°. Berlin, 
G. Reimer, 1905. Bar 0*50 M. 

Kollo, Prof. W., und E. Meineoke, Dr. Dr.: Untersuchungen an den in El Tor 
isolierten Vibrionenkulturen. [Aus: „Klin. Jahrbuch.“] (12 S.) gr.-8°. Jena, 
G. Fischer, 1905. 0*60 M. 

Manson, Sir Patrick, Lectures on Tropical Diseases. Being the Lane Lectures 
for 1905, delivered at Cooper Medical College, San Francisco, U. S. A., August 
1905. 8vo, pp. 238. Constable, net 7/8. 

Martineek, Oberarzt Dr.: Einführung in das preußische Seuchengesetz vom 
28. August 1905, nebst einem Anhang über die sich daraus ergebenden 
Rechte und Pflichten des praktischen Arztes. (83 S.) gr.-8°. Berlin, Urban 
& Schwarzenberg, 1906. 1*60 M. 

Pautet, Les maladies contagieuses et la police sanitaire des animaux domestiques, 
in-12°, 1 vol. Ch. Amat. rel. 4 fres. 

Roepke, Chefarzt Dr. 0.: Zur Aufklärung und Belehrung über die Tuberkulose, 
ihre Entstehung, Verhütung und Heilung. Im Aufträge des Vorstandes der 
Pensionskasse für die Arbeiter der preußisch - hessischen Eisenbahn-Gemein¬ 
schaft verfaßt. 1 .—30. Tausend. (37 S.) 8°. Melsungen, A. Bernecker, 1905. 
nn.0*50 M. 

Sohmedding, Landesrat Landt.-Abg. A.: Die Gesetze betr. Bekämpfung an¬ 
steckender Krankheiten, und zwar 1. Reichsgesetz betr. die Bekämpfung 
gemeingefährlicher Krankheiten vom 30. Juni 1900 (R.-G.-B1. S. 306 fl*.), 
2. preußisches Gesetz betr. die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten vom 
28. August 1905 (G.-S. S. 373 ff.), nebst Ausführungsbestimmungen, erläutert 
für Preußen. Geb. in Leinw. 2*60 M. 

Sersiron, Dr. G.: Rapport sur le paludisme en Algerie considere comme maladie 
sociale, in-8°. 0. Doin. 1 frc. 

Weirauch, Stadt-Sekr. M.: Die Bekämpfung ansteckender Krankheiten. Eine 
Zusammenstellung der hierauf bezüglichen Gesetze, Verordnungen und Aus¬ 
führungs-Anweisungen, nebst Erläuterungen, Anmerkungen und Formular¬ 
mustern. (336 S.) 8°. Trier, A. Sonnenburg, 1905. Kart, bar 1*50 M. 

Wyder, Prof. Dir. Dr. Thdr.: Die Ursachen des Kindbettfiebers und ihre Ent¬ 
deckung durch I. Ph. Semmelweis. Einem allgemein gebildeten Leser¬ 
kreise geschildert. Mit Semmelweis’ Bildnis. (VIII, 40 S.) 8°. Berlin, 
J. Springer, 1906. 1 M. 

9. Hygiene des Kindes. 

Ausset, Dr.: Elements d’hygiene infantile, in-12°, cart. Ch. Delagrave. 1 frc. 

Grawitz, Prof. E., und J. Trumpp, Dr. Dr.: Gesunde Jugend. Ärztlich-hygien. 
Ratschläge. 2 Tie. in 1 Bd. (154 und 140 S.) kl.-8°. Stuttgart, E. H. Moritz, 
1905. Geb. in Leinw. 2 M. 

Hygiene, Scheines of Instruction in First Aid, Infant Care, Home Nursing, and 
Hygiene. 1 d. 

SohäfFer, 0., und J. Trumpp, Dr. Dr.: Mutter und Kind. Ärztlich-hygienische 
Ratschläge. 2 Tie. in 1 Bd. (123 und 119 S. mit Abbildungen und 1 Tafel.) 
kl-8°. Stuttgart, E. H. Moritz, 1905. Geb. in Leinw. 2 M. 
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10. Variola und Vaccination (fehlt). 

11. Geschlechtskrankheiten. 

Brenneoke, San.-Rat Dr.: Wie ist der Kampf gegen die Geschlechtskrankheiten 
zu führen? Referat, erstattet am 2. Oktober 1905 in der 17. allgemeinen 
Konferenz der deutschen Sittlichkeitsvereine zu Magdeburg. (VII, 25 S.) 
8°. Berlin 1905. (Leipzig, H. H. Wallmann.) 0*50 M. 

Butte, Dr.: Prostitution et syphilis. La survaillance medicale des prostituees 
a Paris de 1872 ä 1904, in-8°. Ch. Delagrave. 1 frc. 

Hammer, Dr. Wilh.: Über Prostitution und Homosexualität, zugleich ein Beitrag 
zur Lehre von den Enthaltsamkeitsstörungen. [Aus: „Monatsschr. f. Harn¬ 
krankheiten und sexuelle Hygiene.“] (8 S.) gr.-8°. Leipzig, Verlag der 

Monatsschrift für Harnkrankheiten, 1905. 0*60 M. 

Kraus, Priv.-Doz. Dr. R.: Studien über Immunität und ätiologische Therapie 
der Syphilis. (I. Mitteilung.) [Aus: „Sitzungsberichte der kaiserl. Akademie 
der Wissenschaften.“] (21 S.) gr.-8°. Wien, A. Holder, 1905. 0*50 M. 

Mann, Dr. H.: Die Kunst der sexuellen Lebensführung. Ein Leitfaden der prakt. 
Geschlechtshygiene für die erwachsene Großstadtjugend, sowie für Eltern 
und Erzieher. (157 S.) 8°. Oranienburg, Orania-Verlag, 1906. 2M.;geb. 3M. 

Prager, Dr.: Das moderne Geschlechtsleben und seine Gefahren vom Stand¬ 
punkte der Ethik und Hygiene. (34 S.) 8°. Langensalza, Verlag Gesundes 
Leben, 1905. 1 M. 

Weiss, Dr. Thdr.: Die Prostitutionsfrage in der Schweiz und das schweizerische 
Strafgesetzbuch. Materialien, Betrachtungen und Vorschläge. (XI, 236 S.) 
gr.-8°. Bern, Stämpfli & Co., 1905. 4*20 M. 

Wüst, Fritz: Die geschlechtliche Betätigung des Menschen unter besonderer 
Berücksichtigung der Homosexualität. (Eine Vorrede zu meinem Hauptwerk: 
Über die Wahrheit.) (1.—3. Tausend.) (168 S.) gr.-8°. Dresden, Moderner 
Dresdener Verlag, 1906. 2 M. 


12. Gewerbe- und Berufshygiene. 

Bauer, Dr. Frdr.: Ärzte als Gewerbeinspektoren. Referat, erstattet in der ober- 
bayer. Ärztekammer. (17 S.) gr.-8°. München, Seitz & Schauer, 1905. Bar 1 M. 

Bleivergiftungen in hüttenmännischen und gewerblichen Betrieben. Ursachen 
u. Bekämpfung. Herausgeg. vom k. k. arbeitsstat. Amt im Handelsministerium. 
II. Teil. Bericht üb. die Erhebungen in Bleiweiß- und Bleioxydfabriken. Mit 
33 Bildern und 4 Plänen. (VII, 37 S.) 4°. Wien, A. Holder, 1905. 2*60 M. 

Faotory and Workshop. Dangerous and Unhealthy Industries. Regulations, 
dated October 17, 1905, made by the Secretary of State, in respect of the 
Process of Spinning by Self-acting Mules. 1 d. 

Heiss, CL, und A. Koppel, Dr. Dr.: Heimarbeit und Hausindustrie in Deutsch¬ 
land. Ihre Lohn- und Arbeitsverhältnisse. Herausgegeben im Zusammen¬ 
hänge mit der deutschen Heimarbeit-Ausstellung 1906 in Berlin vom Bureau 
für Sozialpolitik. (232 S. mit 1 Formular.) Lex-8°. Berlin, Puttkammer 
& Mühlbrecht, 1906. 3 M. 

Jastrow, Lehr. Johs.: Das Gesetz vom 30. März 1903 betr. Kinderarbeit in gewerb¬ 
lichen Betrieben und die Mitwirkung der Lehrer u. Lehrerinnen bei der Durch¬ 
führung desselben. Vortr., geh. auf einer Lehrerkonf. d. Kreisschulinspektion 
Borlin-Niederbarnim. (36 S.) 8°. Berlin, F. Zillesseu, 1905. Bar 0*50 M. 

Order of the Local Government Board, dated November 21, 1905, amending the 
Organization (Unemployed Workmen) Establishment Order, 1905. 1 d. 

Wilbrandt, Priv.-Doz. Dr. Rob.: Arbeiterinnenschutz und Heimarbeit. Mit einem 
Beitrag von Dora Lande. (V, 208 S.) gr.-8°. Jena, G. Fischer, 1906. 4M. 
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13. Nahrungsmittel. 

Brouardel et Mosny, Traite d’hygiene. Fase. IV. Hygiene alimentaire, in*8°. 
J.-B. Bailiiere et fils. 1 vol. 6 fres. 

Pr&etorius, Ob.-Apotheker Dr.: Milch und Milchuntersuchung. [Aus: „Zeitschr. 
für Krankenanstalten. u ] (18 S.) 8°. Leipzig, F. Leineweber, 1905. 0*50 M. 

Ostertag, Robert: Handbook of Meat Inspection. 2nd. English Edition. Trans- 
lated from the 5th German Edition, and editby E. Yernon Wilcox. Intro- 
duction by J. R. Möhler. Roy. 8vo, pp. 922. Bailiiere, Tindall & Cox. 
net 31/6. 

14. Alkoholismus. 

Clufl, Prof. Dr. Adf.: Die Alkoholfrage vom physiologischen, sozialen und wirt¬ 
schaftlichen Standpunkte. (VI, 206 S.) gr.*8°. Berlin, P. Parey, 1906. 2*50 M. 

Denkschriften der medizinisch-naturwissenschaftlichen Gesellschaft zu Jena. 
7. Bd. 4°. 

Delaunay, H., L’Alcoolisme, in-8°. 1 vol. Yigot fre res. 1*50 fres. 

15. Verschiedenes. 

Arzneitaxe, deutsche, 1906. Amtliche Ausgabe. (93 S.) 8°. Berlin, Weidmann, 
1906. Geb. in Leinwand 1*20 M. 

Bibliothek der Gesundheitspflege. kl.-8°. 19. Bd. Jaeger, Gen.-Oberarzt Prof. 
Dr. Heinr. u. Frau Anna Jaeger: Hygiene der Kleidung. Mit 94 Abbil¬ 
dungen. Darunter 15 Tafeln auf Kunstdruckpapier. (220 S.) Stuttgart, 
E. H. Moritz, 1906. 2*50 M.; geh. in Leinw. 3 M. 

Busse, Prof. Dr. Otto: Das Obduktionsprotokoll. 3., vermehrte und veränderte 
Auflage. (IV, 159 S. mit Abbildungen und 1 Tafel.) gr.-8°. Mit Anhang: 
Schemata für Obduktionsprotokolle. (30 S.) 8°. Berlin, R. Schoetz, 1906. 
Geb. und geh. bar 5 M. 
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Hygienische Betrachtungen 
über offene nnd geschlossene Bauweise, 
über Eleinhans und Mietskaserne. 

Von Dr. med. Gemünd, 

Privatdozent für Hygiene an der technischen Hochschule zu Aachen. 

— “~ (Schluß.) 

Im weiteren führte die Zonenbauordnung, die ja allerdings von gesund¬ 
heitlichen Gedanken ausging, in ihrer anfänglich schematischen, aber längst 
verlassenen Ausgestaltung zu einer gewissen SchabloniBierung des Städte¬ 
bildes. Das tut aber bis zu einem gewissen Grade jede Bauordnung, mag 
6B nun die Zonen-, abgestufte oder die gleiche Bauordnung schlechtweg für 
die ganze Stadt sein. Daß aber eine Bauordnung überhaupt zur Wahrung 
der dringenden Anforderungen der öffentlichen Gesundheitspflege nötig ist, 
ist eine wohl allgemein anerkannte Tatsache, und insofern muß dann auch 
eine gewisse Nüchternheit in der architektonischen Gestaltung der modernen 
Stadt mit in Häuf genommen werden. Es läßt sich ja schließlich noch die 
Frage aufwerfen, ob denn diese gleichartige Behandlung der Baublöcke, der 
einzelnen Bauwerke usw., wie sie sich mit der Zeit überall als Folge bau¬ 
polizeilicher Bestimmungen einstellen muß, tatsächlich als ein künstlerischer 
Verlust ^aufzufassen ist, ob dieselbe nicht im Gegenteil eine Erscheinung 
darstellt, welche mit der ganzen baulichen Entwickelung der modernen 
Großstadt aufs innigste verknüpft ist, demnach geradezu ihr Wesen charak¬ 
terisiert Und so nach dem heutzutage oft vertretenen Grundsatz, daß alles, 
was wirklich zweckmäßig und aus dem Bedürfnis herausgewachsen ist, in 
der Regel auch schön ist, auch einer gewissen Schönheit nicht entbehrt« 
Zum mindesten prägt sich darin doch die Gleichartigkeit aus, der heutzutage 
die Menschen überhaupt, speziell in der Großstadt, weit mehr unterworfen 
sind als früher, der soziale, fast demokratische Zug, der nun einmal durch 
unser ganzes modernes Kulturleben hindurchgeht. Warum soll er sich also 
nicht auch im architektonischen Bilde der Städte äußern dürfen? 

Daß jede Bauordnung, durchaus nicht nur die Zonenbauordnung, die 
erwähnte Wirkung hervorbringen muß, wenigstens nach einiger Zeit, ist 
leicht verständlich. Bei der eigentümlichen Herstellung der überwiegenden 
Mehrzahl der städtischen Mietswohpungen durch das gewerbsmäßige Bau¬ 
unternehmertum ist ja natürlich, daß jeder Erbauer eines städtischen Miets¬ 
hauses in all den Dingen, die für ihn von pekuniärem Nutzen sind, also 
bezüglich Stockwerkzahl, Geschoßhöhe, Zimmergröße usw., bis zu der Grenze 
herauf- oder heruntergeht, welche eben von der Bauordnung noch zugelassen 
wird. So wird beispielsweise die Zulassung von vier Stockwerken in irgend 
einer Stadt oder einem Stadtteil nicht auf einmal natürlich, aber Bicher in 
dem Maße, wie die alten Häuser niedergerissen und durch neue ersetzt 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1906. 29* 


Digitized by Google 



458 


Dr. med. Gemünd, 


werden, dazu führen, daß alle Gebäude auch* tatsächlich diese Höhe er¬ 
reichen. So wirkt auch jede Mindestforderung. Die Feststellung eines 
Mindestluftraumes z. B. von 10 cbm für eine Mädchenkammer wird mit der 
Zeit bewirken, daß kein Unternehmer mehr eine wesentlich größere baut, 
er ist ja durch die Mindestforderung gedeckt. Kurz, die in der Bauordnung 
als zulässig bezeichneten Grenzen werden mit der Zeit geradezu als von 
der Baupolizeibehörde sanktionierte Norm gelten, als Schema, welches dem 
ganzen Bezirk, der ganzen „Zone“, der ganzen Stadt seinen Stempel auf- 
drückt. Insofern muß man, wenn man also überhaupt die Berechtigung 
einer Bauordnung und der Mindestforderungen anerkennt, und das kann 
doch im Ernste niemand abstreiten, auch diese Gleichförmigkeit mit in Kauf 
nehmen und ist nicht berechtigt, die Hygiene für dieselbe verantwortlich 
zu machen oder besser, ihr einen Vorwurf daraus zu machen. In besonders 
starkem Maße wurde ja allerdings ein derartiger Schematismus durch die 
anfängliche Form der Zonenbauordnung, bei der die einzelnen Zonen ring¬ 
förmig im Sinne einer geometrischen Figur den Stadtkern umgaben, hervor¬ 
gerufen; vielfach wurden dadurch Bezirke, die ihrer ganzen räumlichen 
Lage nach zusammengehörten und eine einheitliche Bebauung erheischten, 
auseinandergerisBen und verschiedener Bebauung zugewiesen. Aber diese 
anfängliche Idee, aus der heraus sich überhaupt eigentlich erst die Zonen¬ 
bauordnung entwickelt, zur jetzigen abgestuften Bauordnung mit keineswegs 
mehr ausschließlich ringförmiger, sondern wo es not tut, auch radialer An¬ 
ordnung der einzelnen Baubezirke vervollkommnet hat, bestand doch tat¬ 
sächlich nur in den allerersten Anfängen. Schon 1896 schreibt Stübben 19 ): 

„Die Zonen sind nicht etwa im geometrischen Sinne des Wortes Ring¬ 
flächen, sondern es sind Geländeteile von unregelmäßiger Gestalt, deren Grenzen 
sich danach richten, ob für Fabrikbauten oder Villenbezirke die geeigneten 
Vorbedingungen vorhanden sind, ob es sich um eine Geschäftslage oder eine 
bloße Wohngegend, um billigere oder teuere Grundstücke handelt." 

Späterhin 20 ) ist dann das Wort „Zonenbauordnung“ überhaupt fallen 
gelassen und durch „abgestufte Bauordnung“ ersetzt worden und „die Um¬ 
grenzung der Bezirke für verschiedene Bauklassen in der Folge immer 
verschiedener nach den »lokalen Verhältnissen, insbesondere nach den wirt¬ 
schaftlichen Möglichkeiten und den sozialen Bedürfnissen der Einwohner¬ 
schaft« festgesetzt worden, so daß die irrtümliche, dem Wortsinn entnom¬ 
mene Ansicht, die Zonenbauordnung »im bisherigen Sinne« lege einfach 
grundsätzlich um jede Stadt Gürtel immer dünner werdender Bebauung, 
von der tatsächlichen Entwickelung längst überholt ist“. 

Voigt-Geldner hätten sich also die heftige Polemik, die sie gegen 
die Zonenbauordnung im anfänglichen Sinne richteten 31 ), sparen können; 
zur Zeit der Abfassung ihrer Schrift war dieser Standpunkt längst, seit 
einem Jahrzehnt etwa, verlassen (siehe obige Bemerkung Stübbens von 
1896). In ähnlicher Weise werden aber auch die vielen Anklagen, die 
von anderer Seite gegen die Zonenbauordnung und die hygienischen Be¬ 
strebungen im Städtebau, denen sie ihre Entstehung verdanken, gerichtet 
werden, ad absurdum geführt. 

Gegen diese hauptsächlich durch die Zonenbauordnung herbeigeführte 
Einförmigkeit und Schabionisierung wandte sich also die ästhetische Gegen- 


Digitized by Google 


Hygienische Betrachtungen über offene und geschlossene Bauweise usw. 459 

Strömung. Natürlich wollte auch sie gesunde St&dte, gesunde Bauweise, 
aber ohne diese künstlerische Degradierung mit in Kauf zu nehmen. Aber 
wie die Verhältnisse nun einmal lagen, wie jede Bauordnung, die wirksam 
die gesundheitlichen Interessen vertreten wollte, mochte sie sich im übrigen 
nennen wie sie wollte, eine Gleichförmigkeit und Nüchternheit der städtischen 
Wohnbauten erzwingen mußte, bildete sich ein gewisser Widerstreit der 
hygienischen und ästhetischen Richtung heraus. Es schien, wenigstens 
anfänglich, so, als ob sich diese beiderseitigen Interessen unvereinbar 
gegenüberständen. 

Noch mehr gilt das für die zweite der erwähnten Gegenströmungen, 
die wirtschaftliche. Aber während die Gegensätze zwischen hygienischen 
und ästhetischen Gesichtspunkten mehr oder weniger scheinbare sind, be¬ 
stehen hier tatsächliche ernste Widersprüche. Die Hygiene verlangte weite, 
offene oder zum mindesten weiträumige, geschlossene Bebauung, viel Luft 
und Licht, dementsprechend möglichst geringe Terrainausnutzung; dagegen 
wies die moderne Wirtschaftslehre nach, daß der hohe Wert des städtischen 
Untergrundes gebieterisch eine andere Art der Bebauung erheische als 
draußen auf dem Lande, wo der Boden nur nach seiner Fähigkeit, Getreide 
und andere Feldprodukte hervorzubringen, gewertet wird. Die viel um¬ 
strittene städtische Bodenfrage trat auf den Plan. Zwar obliegt nicht dem 
Hygieniker die Kontrolle und Prüfung der verschiedenen sich hier teilweise 
lebhaft befehdenden Anschauungen, da gebührt dem Volkswirtschafter das 
letzte Wort. Aber auch für den Hygieniker hat die Beantwortung der hier 
auftyetenden Fragen in dem einen oder anderen Sinne größtes Interesse; 
auch er muß, wenn er tatsächlich auf dem Boden der Wirklichkeit bleiben 
will, seine im Interesse der Gesundheit gestellten Forderungen mit diesen 
wirtschaftlichen Problemen in Einklang zu bringen suchen, und so mag zu 
Nutz und Frommen derer, die sich noch wenig oder gar nicht um die ein¬ 
schlägigen Verhältnisse gekümmert haben, eine kurze Gegenüberstellung 
der beiden hauptsächlich vertretenen Anschauungen folgen. Rud. Eber¬ 
stadt vertritt in seinen Schriften: „Städtische Bodenfragen“ 2 *) und „Rhei¬ 
nische Wohnverhältnisse“ a3 ) den Standpunkt, daß erst die Zulässigkeit 
großer Bodenausnutzuug, eben die durch die Mietskaserne gegebene über¬ 
trieben intensive Terrainausnutzung, die hohen städtischen Bodenwerte 
erzeugt habe, insofern, als sie es eben ermöglicht habe, eine größere Rente 
aus dem betreffenden Grundstücke herauszuwirtschaften, und diese habe 
dann wertbestimmend auf den Bodenpreis eingewirkt. Also nicht die hohen 
Bodenpreise seien das Primäre gewesen, wie man vorher annahm, und hätten 
dann zu einer dichteren Bebauung und intensiveren Grundausnutzung ge¬ 
trieben, sondern im Gegenteil erst diese, wie sie vor allem im Bau der 
Mietskasernen gegeben sei, habe die Bodenpreise auf eine so schwindelnde 
Höhe getrieben. Die so erzeugten hohen Bodenpreise seien dann die Ur¬ 
sache der hohen Mietpreise und da sei es bezeichnend, daß die übertriebene 
. Intensität der Bebauung keineswegs zu einer Verbilligung, sondern zu einer 
Verteuerung der Wohnungen führe. Die Mietskaserne beherberge nicht 
nur die schlechtesten, sondern auch die teuersten Wohnungen. Im übrigen 
sieht er ein wesentliches, unterstützendes Moment bei der Entstehung der 
hohen Bodenpreise in der Bodenspekulation und in ihren Auswüchsen, dem 
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Bodenwucher. Dieser sei imstande, durch längeres Ausschließen baureifen 
Landes von der Bebauung eine natürliche Preisentwickelung desselben un¬ 
möglich zu machen und eine künstliche, weit über den reellen Grundstücks¬ 
wert hinausgehende Preistreiberei zu erzeugen. Folgerichtig sieht er in 
der Bekämpfung der Bodenspekulation durch alle möglichen Baubeschrän- 
kungen, in der Rückkehr zu einer viel weniger intensiven Grundausnutzung 
die einzige Möglichkeit, verbilligend auf die Bodenpreise und damit auf die 
Mieten einzuwirken. 

Auf einen wesentlich anderen Standpunkt stellen sich andere Vertreter 
der Volkswirtschaft. Abele, Rettig und namentlich Voigt-Geldner 
bekämpfen demnach die Eberstadtschen Theorien. Namentlich letztere 
gehen von der Überzeugung aus, daß der hohe Preis des städtischen Bodens 
eine absolut natürliche Wertsteigerung sei, die sich auch ganz ohne Ein¬ 
setzen einer Bodenspekulation entwickle. Wie der Preis jeder Ware, werde 
auch der des Bodens nur durch das Verhältnis von Nachfrage und Angebot 
geregelt und richte sich vor allem nach der Rente, die aus dem betreffenden 
Grundstück herausgewirtschaftet werden könne. In letzterem Punkte 
stimmen sie also mit Eberstadt überein. Während aber dieser die Mög¬ 
lichkeit, eine hohe Rente herauszuwirtschaften, erst durch die Mietskaserne 
als gegeben betrachtet, führen jene aus 24 ), daß in „dem fast stetigen Wachs¬ 
tum unserer Städte, dem immer intensiver werdenden Verkehrswesen und 
der Zunahme des Handels u die Ursache der Bodenpreissteigerung in unseren 
Städten zu suchen sei. Natürlich steigt durch alles das die Rente, die aus 
einem in einer derartigen Stadt gelegenen Grundstück herausgewirtschaftet 
werden kann und damit der Bodenpreis. Die Logik dieser Tatsachen muß 
doch wohl allgemein einleuchten. Daß die Rente, die aus irgend einem 
bebauten Grundstücke, welches z. B. im Zentrum einer Großstadt gelegen 
ist, mag es nun als Geschäftshaus, Restaurant, Anwaltskanzlei usw. gemietet 
sein, herausgewirtschaftet werden kann, naturgemäß eine viel größere ist, 
als wenn dasselbe Gebäude in einer kleinen Stadt oder gar auf dem Lande 
läge, liegt auf der Hand. Es ist eben die Erwerbsmöglichkeit für die ver¬ 
schiedenen Betriebe in dem Hause eine größere und demnach zahlen auch 
die betreffenden Betriebs- oder Geschäftsinhaber freiwillig, durch die Kon¬ 
kurrenz der Mieter selbst, höhere Mieten. Und diese Erwerbsmöglichkeiten 
steigern sich in dem Maße, als eine Stadt sich vergrößert und vorwärts 
kommt, als mit der Zunahme der Einwohnerschaft auch der Umsatz eines 
Geschäftes, Restaurants usw. sich vergrößert, und demnach müssen, ganz 
abgesehen von der Spekulation, die Bodenpreise einer auf blühenden Stadt 
in stetem Emporsteigen begriffen sein. Demnach kommen Voigt-Geldner 
zu der Ansicht, daß nicht die Spekulation die Ursache der hohen Boden¬ 
preise sei, sondern daß sie sich zu dieser natürlichen Wertsteigerung als 
sekundäres Moment hinzugesellt, genau wie sich bei jeder anderen Ware, 
die auf dem Weltmarkt rasch im Preise steigt und fällt und dadurch die 
Möglichkeit rascher Gewinne bietet, eine ähnliche Spekulation einstellt: 
„Die normale Spekulation treibt nicht die Preise in die Höhe, sondern wo 
die Preise eine steigende Tendenz haben, stellt sie sich ein, um ihre Ge¬ 
winne einzuheimsen, ihre Ernte zu halten.“ Und während Eberstadt 
glaubt, die Bodenspekulation könne willkürlich die Bodenpreise, lediglich 
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durch ihren Wunsch, daß dem so sei, in die Höhe treiben, weit über ihren 
reellen Wert, führt Voigt aus, daß ebensowenig wie der Verkäufer irgend 
einer anderen Ware, der Grundbesitzer es in der Hand habe, allein die 
Preise festzusetzen, sondern daß auch er im großen und ganzen nur den 
Preis erhalte, den die Konsumenten, in diesem Falle die Bauunternehmer 
oder die Mieter der Wohnungen, ihm freiwillig in Wahrung ihrer eigenen 
Interessen zahlen können. 

Diese Anschauungen decken sich völlig mit denen, die Professor Pohle 35 ) 
auf dem Frankfurter Wohnungskongreß vertreten hat. Er kommt zu der 
Ansicht, „daß auch in einem sozialistisch verwalteten Gemeinwesen, in dem 
der Grund und Boden der Gesamtheit gehörte und die von der Zentral¬ 
behörde gebauten Wohnungen an den Meistbietenden vermietet würden, 
trotzdem die Bodenspekulation vollkommen ausgeschaltet wäre, die Miets¬ 
preise nicht niedriger sein würden, als sie heute in einer Stadt unter sonst 
gleichen Umständen sich bilden“. Und ähnlich sind die Anschauungen, wie 
sie von Abele, Rettig und Nussbaum bereits 1900 in ihren Gutachten 
zur Stuttgarter Stadterweiterung 36 ) geäußert und gegen die Eberstadt- 
schen Theorien zu Felde geführt wurden. 

Wenn nun aber die Spekulation nicht die Ursache, sondern nur eine 
Begleiterscheinung der Bodenpreissteigerung unserer Städte ist, so würde 
aber auch jeder Versuch, etwa durch Bekämpfung derselben die Bodenpreise 
herabdrücken zu wollen, fehlschlagen, und folgerichtig kommen die genannten 
Autoren zu dem Schluß, daß es unmöglich sei, auf diese Weise Resultate, 
d. h. eine Verbilligung der Wohnungen herbeizuführen. Sie warnen viel¬ 
mehr vor dem Versuch, durch Baubeschränkungen aller Art, übertriebene 
Steuerlasten usw. den Grundstückshandel zu verteuern, das Bauen zu er¬ 
schweren oder gar auf diese Weise auf dem nun einmal teueren städtischen 
Boden eine weiträumigere Bauweise erzwingen zu wollen. Alles das würde 
nicht nur nicht zu einer Verbilligung des städtischen Bodens führen, sondern 
im Gegenteil das Bauen und damit die Mietpreise verteuern und somit das 
Gegenteil von dem erreichen, was beabsichtigt war. Man Bieht, von welcher 
Tragweite die besprochenen Fragen sind; kommen doch diese Autoren zu 
dem gerade entgegengesetzten Resultat wie Eberstadt. Er sieht alles 
Heil in der Bekämpfung der Spekulation, der seiner Ansicht nach möglichen 
Herabsetzung und künstlichen Niederhaltung der Bodenpreise durch allerlei 
Baubeschränkungen, die eine extensive Bauweise erzwingen sollen. Dem 
Hygieniker, der, gleichsam abseits über dem Streite der Parteien stehend, 
sich ein ruhiges, unbefangenes Urteil bilden soll, liegt es nicht ob, hier mit 
Gründen für und gegen einzugreifen, die Austragung des Streites bis zu 
den letzten unwiderlegbaren Beweisgründen muß den Volkswirtschaftern 
überlassen werden. Aber Stellung nehmen muß er zu der Angelegenheit, 
dazu ist die Bedeutung der Fragen für die Forderungen, die er im Interesse 
der Volksgesundheit an die Städtebauer richten muß, viel zu weittragend, 
das Recht der Meinungsäußerung steht ihm zu, und so werden gleich dem 
Verfasser viele andere den genannten Autoren Dank wissen, daß sie durch 
ihre klaren, wenn auch stark polemisierenden Ausführungen die Allein¬ 
herrschaft der Eberstadt sehen Theorien erschüttert haben. Wie mancher 
hat sich wohl durch dieselben von seinem natürlichen Empfinden abbringen 
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lassen, daß es ja Behr schön und im hygienischen Interesse wünschenswert 
wäre, wenn man die großstädtische Bevölkerung weit weniger als bisher in 
Mietswohnungen und Mietskasernen unterbringen könnte, daß das aber der 
leidigen Kostenfrage wegen nun einmal nicht gehe und daß es immer noch 
besser sei, Bich mit einer guten, billigen Etagenwohnung, deren Preis die 
gesamte übrige Wirtschaftsführung nicht allzusehr belaste, zu behelfen, 
als eine vielleicht bessere, aber ungleich teurere Wohnung im Einfamilien¬ 
hause mit einem Verzicht auf viele andere zum Leben und zur Gesundheit 
nötigen Dinge erkaufen zu müssen. Wie gesagt, den Gedanken hat wohl 
mancher instinktiv gehabt und deshalb das Mietshaus und die Mietskaserne 
als das aufgefaßt, was sie wirklich sind: als eine aus den veränderten Ver¬ 
hältnissen der großstädtischen Existenz sich mit Naturnotwendigkeit er¬ 
gebende Wohnform, hat die Aufgabe der Hygiene nicht daran erblickt, sie 
zu unterdrücken, sondern die zweifellos mit ihr verknüpften Mängel zu 
beseitigen. Dann kamen die Eberstadt sehen Theorien und das natürliche, 
instinktive Empfinden trat zugunsten der wissenschaftlichen Beweise zurück. 
An die Stelle jener ruhigen Auffassung, die keinen Zweifel ließ, wie man 
sich im einzelnen zu verhalten habe, trat Verworrenheit und Unklarheit, 
die Überzeugung, daß die Mietskaserne zwar die Quelle alles Übels und zu 
bekämpfen sei, daß aber das, was man als ihren Ersatz empfahl, keineswegs 
so einfach zu verwirklichen war, und so wußte denn schließlich niemand 
mehr, wie man nun eigentlich der städtischen Bevölkerung bessere und 
doch dem Preise nach erschwingliche Wohnungen schaffen solle. Hier den 
richtigen Weg gewiesen zu haben, das, was als reine Empirie der Besitz 
vieler war, auf streng exakte, wissenschaftliche Basis gestellt und so vor 
wissenschaftlichen Irrungen geschützt zu haben und auch in der Folgezeit 
zu schützen, ist das große Verdienst der mehrfach erwähnten Autoren. 

Aber auch diejenigen, welche sich bei der Beurteilung der städtischen 
Bodenfrage noch abwartend verhalten, noch umfassenderes Beweismaterial 
zusammengebracht haben wollen, müssen in der Mehrzahl unserer Städte 
mit den nun einmal vorhandenen hohen Bodenwerten, mag ihre Entstehungs¬ 
ursache sein, welche sie wolle, rechnen und auf die hier einmal geschaffenen 
Werte Rücksicht nehmen. Dementsprechend lehrt weiterhin die Wirtschafts¬ 
lehre, daß naturgemäß die Ausnutzung des städtischen Untergrundes eine 
ganz andere, weit intensivere sein müsse als auf dem noch jungfräulichen, 
ländlichen Boden. Es würde eben nötig, den zwar der Flächeneinheit nach 
absolut hohen Bodenpreis durch Verteilung auf eine möglichst große Kopf¬ 
zahl, dadurch, daß man auf dieser Fläche eine möglichst große Zahl von 
Bewohnern unterbringt, zu einem relativ billigen zu machen. Das ermög¬ 
licht aber nur die geschlossene Bauweise, nicht die offene, das ermöglicht 
überall da, wo die Werte bereits noch höher emporgestiegen sind, nur mehr 
die vielstöckige Mietskaserne. Speziell aber ist diese Wohnform im Inneren 
unserer Städte nötig für Kleinwohnungen, also die Wohnungen aller Leute 
mit relativ geringem Einkommen. Das ist aber der weit überwiegende Teil 
der städtischen Bevölkerung und deshalb muß die in geschlossener Zeile 
stehende Mietskaserne die normale Bauform unserer großen Städte sein. 

Das sind ja allerdings scharfe Gegensätze zu den Forderungen, wie 
sie zu stellen wären, wenn allein die hygienischen Gesichtspunkte berück- 
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sichtigt werden konnten; insofern besteht tatsächlich hier ein gewisser 
unvereinbarer Interessengegensatz und ist es nötig, beiderseits in praxi 
erhebliche Konzessionen zu machen. 

Wenn nun auch die Zahl derer, die noch immer versuchen möchten, 
auch für unsere Städte die offene landhausmäßige Bebauung zu erzwingen, 
in verschwindendem Abnehmen begriffen ist, wenn auch namentlich nach 
den früher beigebrachten Zitaten allen gegenteiligen Behauptungen und 
Anklagen zum. Trotz der D. V. f. ö. G. seine ursprünglich vielleicht etwas 
schroffen Forderungen wesentlich reduziert hat und gleichfalls offen und 
entschieden für die Mietskaserne eintritt, wo sie wirtschaftlich nötig ist, so 
fehlt es doch andererseits auch heutzutage nicht an Leuten, die noch immer 
an der Anschauung festhalten, daß das größere Mietshaus, mag man es nun 
Mietskaserne nennen oder nicht, eine Wohnform darstelle, mit der sich die 
hygienischen Ansprüche und der Komfort deB Lebens nicht vereinbaren 
lasse. Dazu gehört vor allem auch das gebildete, gut situierte Laientum, 
das häufig diese Verhältnisse allzusehr nach den eigenen Wünschen und 
Anschauungen beurteilt, danach, wie es selbst wohnen und untergebracht 
sein möchte. Und wenn dieses dann auch selbst die wirtschaftliche Not¬ 
wendigkeit der Mietskaserne für die Großstädte einsehen lernt, so fühlt man 
doch immer ein gewisses Bedauern heraus, die Empfindung, daß man da 
einen großen Teil der Menschen in Wohnverhältnisse hineindränge, denen 
der Fluch der gesundheitlichen Minderwertigkeit ein für allemal anhafte. 

Längst ist die Praxis diesen Anschauungen vorausgeeilt, und die großen 
Mietshäuser, welche in vielen Orten z. B. durch die gemeinnützigen Bau- 
gesellschaften hergestellt worden sind, die Zufriedenheit ihrer Bewohner 
und die günstigen, völlig den Durchschnittszahlen entsprechenden Gesund¬ 
heitsverhältnisse derselben haben den Beweis erbracht, daß jene auf die 
alten Mietskasernen passenden Anschauungen keineswegs mehr auf die 
modernen, unter Berücksichtigung aller zwingenden hygienischen Anforde¬ 
rungen erbauten Mietshäuser anwendbar sind. Ich erwähne nur die von 
Prof. Neisser 27 ) auf dem Frankfurter Wohnungskongreß 1904 beigebrachte 
Tatsache, daß für die drei letzten Jahre die Statistik der Frankfurter Aktien- 
Baugesellschaft für kleine Wohnungen dartat, daß bei einem jährlichen 
Bestände von annähernd 2000 Kindern unter 14 Jahren in den durch¬ 
schnittlich fünfköpfigen Familien jährlich etwa 13 vom Tausend starben, 
während in derselben Zeit für ganz Frankfurt die entsprechende Zahl etwa 
25 auf 1000 beträgt. 

Um nun diese teilweise ja noch immer bestehenden Vorurteile gegen 
die Mietskaserne zu zerstreuen, dürfte es sich verlohnen, diesen scheinbaren 
Widerstreit zwischen Theorie und Praxis etwas weiter zu verfolgen und 
im einzelnen die Einwände und Bedenken, die man vielerseits auch heut¬ 
zutage noch immer gegen die Mietskaserne vorbringt, vom gesundheitlichen 
Standpunkte aus einer sachlichen Kritik zu unterziehen. 

Ich habe schon erwähnt, daß es nur zu natürlich war, daß die anfäng¬ 
liche Reaktion gegen die bestehenden Mißstände des Städtebaues und das 
städtische Wohnwesen allzu heftig einsetzte und vielfach über das direkt 
Nötige hinausging. Man hatte erkannt, daß mit der geschlossenen Bauweise, 
dem damaligen Typ der Mietskasernen, offenbar ernste gesundheitliche 
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Schäden verknüpft waren — das bewiesen ja die miserabeln Gesundheits- 
Yerhältnisse der großen Städte —, daß Tor allem die großen Volksseuchen, 
speziell auch die Tuberkulose, enorme Opfer forderten. Nun war man aber 
damals über die Natur dieser Erkrankungen noch sehr wenig im klaren, man 
wußte eigentlich nur durch die früher erwähnten Statistiken, daß sie irgend¬ 
wie mit der Wohndichtigkeit zusammenhingen, daß sie in den schmutzigen, 
alten Massenquartieren der Großstädte am Yerheerendsten auftraten. Kein 
Wunder, daß man sich also an diese eine wenigstens sicherstehende Er¬ 
kenntnis klammerte und nur durch Yöllige Aufgabe des ganzen alten Systems 
eine radikale Besserung für möglich hielt. In dem Maße erst, wie sich 
unsere Kenntnisse über die Natur der ansteckenden Krankheiten und großen 
Volksseuchen erweiterten, wie die Bakteriologie den Weg der Übertragung 
lehrte und dadurch in ganz anderem Maße als bisher eine Bekämpfung 
derselben ermöglichte, sah man ein oder hätte Yielfach einsehen müssen, 
daß es absolut nicht nötig gewesen wäre, in so radikaler Weise gleichsam 
das Kind mit dem Bade auszuschütten, sondern daß es genügt hätte, allerlei 
Übelstände und Mißstände zu beseitigen, die zwar mit dem alten System 
verknüpft waren, ihm aber nicht notwendig anhafteten. 

Sich diesen kausalen Zusammenhang der Dinge klar zu machen, ist 
nötig, um jenen anfänglichen Übereifer nicht ungerecht zu beurteilen. Da¬ 
neben sind dann auch natürlich vielfach Unklarheiten und Mißverständnisse 
untergelaufen. So hat man z. B. von Anfang an in manchen Kreisen, 
welchen die nötigen technischen Kenntnisse zur Beurteilung der einschlägigen 
Verhältnisse fehlten, die geschlossene Bauweise ohne weiteres mit enger 
oder allzu enger Bebauung identifiziert und dementsprechend geglaubt, die 
hygienisch wünschenswerte Weiträumigkeit ließe sich nur bei der offenen 
Bebauung, der landhausmäßigen Bauweise erreichen. Viele, die noch ober¬ 
flächlicher die Verhältnisse beurteilten, haben dann überhaupt ohne weiteres 
die geschlossene Bauweise mit allzu großer Wohndichtigkeit und der Miets¬ 
kaserne schlimmster Art identifiziert. Es ist das Verdienst Nussbaums, 
in seinem Gutachten zur Stuttgarter Stadterweiterung 28 ) diesen Irrtum ein 
für allemal klargelegt zu haben, überhaupt als erster Hygieniker nicht 
nur dort, sondern auch in seinen früheren Schriften 29 ) energisch die offen¬ 
sichtlichen Vorzüge, die bei zweckentsprechender Anlage der geschlossenen 
Bauweise für die Städte anhaften, betont zu haben. Des weiteren hat er 
auch stets gerade die wirtschaftliche Notwendigkeit der geschlossenen Bau¬ 
weise und der größeren Mietshäuser für das Bauwesen der Städte erkannt 
und vertreten. 

Wer in diesem Irrtum befangen war, mußte natürlich in der Rückkehr 
zur offenen Bebauung, zum vom Garten umgebenen Einfamilienhause den 
einzig möglichen Weg erblicken, die hygienisch anzustrebende Weiträumig¬ 
keit der Bebauung zu erzielen. Heutzutage denkt man wohl allgemein 
korrekter. Man weiß, daß es bei der Frage, ob irgend ein Stadtviertel eng- 
oder weiträumig bebaut sei, nur darauf ankommt, in welchem Verhältnis 
das bebaute zum unbebauten Terrain steht, oder wieviel freier, d. b. hy¬ 
gienischer Luftraum zwischen dem umbauten Luftraum verbleibt, daß sich 
also bei entsprechend großen Abständen, seien es nun die Straßen-, Hof¬ 
oder Gartenbreiten, mit der geschlossenen Bauweise ebensowohl die nötige 
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Weiträumigkeit verbinden lasse wie mit der offenen Bauweise. Gerade 
Nu88bäum bat des öfteren 30 ) darauf hingewiesen, daß ein größerer Bau- 
block, der ringsum mit Gebäuden in geschlossener Zeile umbaut ist, im 
Inneren aber einen genügend großen, freien, zusammenhängenden Luftraum 
zur Verfügung hat, der als Hof oder Garten den rückwärts gelegenen 
Räumen die nötige Luft- und Lichtzufuhr garantiert, ebenso günstige hy¬ 
gienische Verhältnisse für die Bewohner aufweisen kann wie ein offen um¬ 
bauter Baublock, bei dem zwar hinreichend breite Abstände (Bauwiche) 
zwischen den einzelnen Gebäuden seitlich vorhanden sind, dieser Raum aber 
meist durch stärkere Ausnutzung oder geringere räumliche Maße der Hinter¬ 
terrains wieder einzubringen gesucht wird. 

Des weiteren ist vielfach die Mietskaserne und das größere Mietshaus — 
eine strenge Scheidung wollen wir ja hier,* dem allgemeinen Sprachgebrauch 
folgend, nicht machen — als der Typ der überfüllten Wohnung hingestellt 
worden. Weil naturgemäß die Mietskaserne ihrem Wesen nach mehr Menschen, 
mehr Familien aufnimmt, als das Einfamilienhaus, schloß man, daß sie überfüllt 
sei. Auch hier liegt eine Verwechselung vor, die allerdings durch die früher 
vielfach bestehende Überfüllung der Mietskasernen nahegelegt wurde. Man 
hat übersehen, daß eine Wohnung nicht schlechtweg dann überfüllt ist, 
wenn sehr viele Menschen in ihr untergebracht sind, sondern erst dann, 
wenn in dem Verhältnis der verfügbaren Wohnräume oder besser noch der ver¬ 
fügbaren Cubikmeter Wohnraum zur Zahl der Bewohner ein offensichtliches 
Mißverhältnis besteht und daß dieses Mißverhältnis ebensowohl im kleinen 
und kleinsten Einfamilienhause als in der größten Mietskaserne bestehen 
kann. Auch hier denkt man heutzutage korrekter, man weiß, daß die Be¬ 
hausungsziffer, d. h. die Zahl, die angibt, wieviel Menschen in einem Ge¬ 
bäude untergebracht sind, keineswegs identisch ist mit der Belegungsdichte, 
der Zahl, die besagt, wieviel Menschen in einer einzelnen Wohnung oder 
dem einzelnen Raum untergebracht sind. Nicht eine große Behausungs¬ 
ziffer, sondern eine große Belegungsdichte macht die Überfüllung. Tat¬ 
sächlich haben ja denn auch mehrfache diesbezügliche Beobachtungen gezeigt, 
daß in manchen städtischen Klein- und Einfamilienhäusern eine ebenso 
große oder größere Überfüllung als in vielen verschrieenen Mietskasernen 
besteht, weil eben die schlechtere Grundausnutzung, der relativ größere 
Beitrag zu den hohen Kosten der städtischen Straßenzüge usw. zwingt, 
durch stärkere Belegung der einzelnen Wohnungen eine Kompensation zu 
suchen. 

Vielerseits hat man offenbar nicht gewußt, wie oft das Einfamilienhaus 
durch Aufnahme zahlreicher Aftermieter, Schlafgänger usw. seiner sonst 
zweifellosen Vorzüge entkleidet wird, eine Beobachtung, die z. B. Verfasser 
des öfteren beim Aachener Dreifensterhause machen konnte. Nicht selten 
hat man z. B. in ganz einseitiger Weise das Schlafgängerwesen mit all 
seinen sozialen und sittlichen Mißständen der Mietskaserne in die Schuhe 
geschoben. 

So nannte Dr. Oppenheimer 31 ) auf dem Frankfurter Wohnungs¬ 
kongreß 1904 die Mietskaserne das Monstrum einer menschlichen Massen¬ 
behausung, führt im weiteren aus, daß sie nicht nur die teuerste, sondern 
auch die überfüllteste Art der Wohnungen enthält, und zitiert dann all die 

VierteljahrsBchrift für Gesundheitspflege, 1906. qq 
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gesundheitlichen und sittlichen Nachteile der Überfüllung und des Schlafgänger¬ 
wesens als Argumente gegen die Mietskaserne, ohne auch nur anzudeuten, daß 
derartige Zustände überhaupt typisch sind für jede Wohnungsnot, daß sie im 
überfüllten Kleinhause genau ebenso oft Vorkommen können, oft noch schlimmer 
sind. Schließlich spricht er die Überzeugung aus, daß das fernere, fast das 
fernste Ziel der Wohnungsreform nur zu erblicken sei in der Dezentralisation 
der Großstädte, in ihrer Auflösung in einen Kranz von Gartenstädten. 

„Die Gartenstadt, in das Grün ihrer Gartenanlagen gebettet, umspült von 
Licht und Luft, und doch saniert wie eine Großstadt, das ist das letzte Ideal 
der Wobnungsreform und Wohnungshygiene.“ 

Derartige und ähnliche Idealschilderungen sollen, wollen wohl auch 
nur Ideale sein, beabsichtigen nicht, direkt als Richtschnur für die Praxis 
zu dienen. Vielfach werden von seiten der Gegnerschaft aber derartige 
Äußerungen mißverstanden. Man kann ja bei derartigen Fragen von dem 
Gedanken ausgehen, überhaupt das denkbar Beste, ganz abgesehen davon, 
ob es realisierbar sei, zu ermitteln, und das als das hygienische Ideal hin¬ 
stellen. Das ist die Aufgabe der rein wissenschaftlichen Hygiene, die zu¬ 
nächst lediglich ihren Forschungen nachgeht, ohne sich viel um die prak¬ 
tische Nutzanwendung derselben zu kümmern. Sache der praktischen, der 
angewandten Hygiene aber ist, diese Idealforderungen abzuwägen gegen die 
sonst noch auftretenden Interessen und dann soviel als möglich für Bie zu 
retten. Da entstehen dann ganz andere Forderungen, weit entfernt von 
jenen blendenden Idealen. So führte 1899 auf einer Sitzung des Münchener 
Vereins zur Besserung der Wohnungsverhältnisse Prof. Büchner 82 ) aus: 
„Keineswegs handelt es sich bei der Wohnungsfrage um eine Frage des 
Komforts, der Lebensbequemlichkeit, sondern es handelt sich, mit dürren 
Worten gesagt, um die Frage des Mindestluftraumes.“ Er verlangt also 
weder Einfamilienhäuser noch weiträumige Bauweise, sondern zunächst als 
erste und wichtigste Bedingung den nötigen Luftraum in der Wohnung für 
jeden einzelnen Bewohner, und ähnlich spricht sich auf dem Frankfurter 
Wohnungskongreß Prof. Neisser 83 ) aus. Auch er kommt nach sachlicher 
Besprechung aller Faktoren, die von seiten der Wohnung auf den Menschen 
einwirken, zu dem Schlüsse, daß vor allem die Geräumigkeit in der Wohnung 
der Kardinalpunkt sei, um den sich alles drehe und dessen Erfüllung unsere 
erste Pflicht sei. Und er warnt weiterhin vor Forderungen hygienischer 
und baupolizeilicher Art, die auf Kosten der Geräumigkeit gehen, vor Bau¬ 
beschränkungen, die wohl kleine hygienische Vorteile, aber den enormen 
Nachteil der Wohnungsverteuerung und damit der Belegungsdichtigkeit nach 
sich ziehen. Dabei gehören die beiden letztgenannten Autoren zu jenen 
Leuten, die „mit wissenschaftlichen Formeln und im Laboratorium groß¬ 
städtische Gesundheitspflege“ treiben 84 ). Daß eine derartige Tätigkeit 
also keineswegs hindert, mit den Dingen des praktischen Lebens in Fühlung 
zu bleiben, daß nicht die wissenschaftliche Hygiene schlechtweg Unmögliches 
anstrebt, wie so gern von seiten der Gegnerschaft behauptet wird, sondern 
im Gegenteil die wissenschaftlichen Ergebnisse gleichfalls für praktisch lös¬ 
bare Aufgaben anzuwenden versteht, könnten die angeführten Zitate dartun. 

Dementsprechend kann man wohl den modernen Standpunkt dahin zu¬ 
sammenfassen, daß es bei der Herstellung großstädtischer Kleinwohnungelt 
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in erster Linie darauf ankommt, jedem Bewohner die nötige Zahl von Cubik- 
meter Luftraum in der Wohnung zur Verfügung zu stellen, selbstverständlich 
unter Wahrung der nötigen Luft- und Lichtzufuhr. Und das nicht nur aus 
wirtschaftlichen Gründen, sondern ebenso sehr auch aus hygienischen, weil 
eben die Wohnungsüberfüllung der schwerwiegendste sanitäre Mißstand ist, 
der zuerst und unter allen Umständen vermieden werden muß. Wenn man 
also nicht einfach in der Wahl der Mittel unbeschränkt ist, und das ist 
bei städtischen Kleinwohnungen — die „herrschaftlichen“ Arbeiterkolonien 
einzelner außerordentlich florierender InduBtriewerke auf dem Lande können 
hier absolut nicht zum Vergleich herbeigezogen werden — nie der Fall, 
so ist im allgemeinen von zwei Wohnungen dieser Art diejenige die ge¬ 
sundere, in welcher unter sonst gleichen Verhältnissen dieser Luftraum der 
größere ist. Weil nun aber bei Leuten mit kleinem Einkommen, das sind 
eben die Bewohner der städtischen Kleinwohnungen, dem Preise der Wohnung 
eine sehr große Bedeutung zukommt, weil die im Verhältnis zum Einkommen 
zu teure Wohnung die übrigen Existenzmittel, vor allem die gesundheitlich 
nicht minder schwer ins Gewicht fallende Ernährung beeinträchtigt, so kann 
man den Satz noch dahin erweitern, daß von zwei Wohnungen unter sonBt 
gleichen Verhältnissen diejenige die gesündere ist, welche dem Bewohner zu 
einem möglichst geringen Preise eine möglichst große Zahl von Cubikmeter 
Wohnraum in der Wohnung zur Verfügung stellt, selbstverständlich wieder 
unter Wahrung der hygienischen Mindestforderungen. Dadurch wird die 
Anlage von Kleinwohnungen, die Frage nach der gesünderen Bauweise in 
Großstädten, wo man mit den nun einmal bestehenden hohen Bodenwerten 
und ihrem vermutlich weiteren Ansteigen, dem dadurch bedingten Raum¬ 
mangel rechnen muß, zu einem rein rechnerischen Problem; es ist eben, mit 
dürren,. nüchternen Worten gesagt, diejenige Bauweise, welche es unter 
diesen Umständen ermöglicht, dem Bewohner für möglichst wenig Geld mög¬ 
lichst viel Wohnraum zur Verfügung zu stellen, die gesündere. Das ist 
eine Erkenntnis, der sich auch die wissenschaftliche Hygiene nicht ver¬ 
schließen darf und, wie die angeführten Beispiele zeigen, auch nicht ver¬ 
schließt. 

Vielfache Berechnungen und Überlegungen, nicht zum mindesten auch 
die von Voigt-Geldner beigebrachten Tatsachen, aber auch die praktische 
Erfahrung und einfache Überlegung tun dar, daß diese Bedingung auf dem 
teuren städtischen Boden nur das in geschlossener Zeile stehende Mietshaus, 
mag man es nun einfach so oder Mietskaserne nennen, zu leisten vermag. 
Nur so gelingt es, den absolut teuren Boden durch Verteilung auf eine mög¬ 
lichst große Kopfzahl zu einem relativ billigen zu machen, nur so die 
enormen Kosten der städtischen Straßenzüge auf möglichst viele Anwohner 
zu verteilen. 

Wie wenig korrekt beim Kampf gegen die Mietskaserne vielfach vor¬ 
gegangen wird, zeigt auch die oft erhobene Behauptung, die Mietskaserne 
oder die geschlossene Bauweise begünstige im Gegensatz zur offenen Be¬ 
bauung die Entstehung von Hinterhäusern. Man braucht nur die nach dem 
offenen, sogenannten Wichsystem erbauten Stadtteile mancher Städte zu 
durchwandern, um zu erfahren, daß auch hier ebenso oft Hinterhäuser Hof 
und Garten verdrängt haben wie bei der geschlossenen Bauweise, daß man 
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im Gegenteil den am Bauwich verlorenen Raum wieder auf den Hinter¬ 
terrains einzusparen Bucht. Solange nicht gesetzliche Handhaben dazu 
gegeben sind, wird man weder bei der geschlossenen noch der offenen Bau¬ 
weise den Bau von Hinterwohnungen verhüten können, keineswegs aber 
sind diese Zustände direkt notwendig mit der geschlossenen Bauweise ver¬ 
knüpft. 

Von alters her hat man hftuffg der Mietskaserne ihre große Stockwerk¬ 
zahl vorgeworfen und Hand in Hand mit der früher vielfach behaupteten 
Ungesundheit des Wohnens in den hochgelegenen Wohnungen daraus 
weitere Anklagen gegen dieselbe formuliert. Die Zusammenstellungen der 
Sterblichkeitsziffern der verschiedenen Stockwerkbewohner in der Stadt 
Berlin nach v. Boekhs statistischen Ergebnissen 
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hatten vor einigen Jahrzehnten den Nachweis geführt, daß die Zahl der 
Todesfälle und demnach rückschließend die GesundheitBverhältnisse unter 
den Bewohnern der oberen Stockwerke wesentlich ungünstigere seien al$ 
unter denen der tiefer gelegenen. Man hatte zunächst den naheliegenden 
Schluß daraus gezogen, daß daran eben die Höhenlage der Wohnungen 
schuld sein müBse. Diese Beobachtungen und Schlüsse wurden der eigent¬ 
liche Ausgangspunkt für die Polemik gegen die hochgelegenen Wohnungen. 
Später erinnerte man sich, daß ja auch die sozialen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Bewohner hochgelegener Stockwerke so viel ungünstigere 
seien, und so erkannte Prof. Schwalbe 35 ) 1875 diese Erscheinung als von 
der Höhenlage abhängig nicht an, führte dieselbe vielmehr ausschließlich 
auf obige Verhältnisse zurück. Entsprechend erklärte er auch die höheren 
Sterblichkeitsziffern der Kellerbewohner. Zweifellos spielen die von ihm 
angegebenen Momente die ausschlaggebende Rolle, aber ein Einfluß der 
Höhenlage war doch sicher mitbeteiligt, wenn auch andere Schlüsse daraus 
zu ziehen sind, als für gewöhnlich geschieht. So führt Dölger 36 ) an, daß 
progressiv mit der Zahl der Stockwerke in den Wohnungen die Geschoß¬ 
höhe, der Luftraum, der auf den einzelnen Bewohner entfällt, die Licht¬ 
verhältnisse U8w. sich verschlechtern, und das gilt sicherlich auch noch für 
andere bauliche Verhältnisse. Tatsächlich waren und sind auch heute noch 
vielfach diese in den höheren Stockwerken schlechter als in den mittleren 
Lagen, nur vergißt man auch hier, daß sie nicht ohne weiteres damit zu 
identifizieren sind, sondern daß es ebensogut möglich wäre und durch ent¬ 
sprechende Baupolizeivorschriften sich erzwingen ließe, daß sie, abgesehen 
von der Höhenlage, in nichts, was für die Gesuudheitsverhältnisse der Be¬ 
wohner wesentlich wäre, voneinander differierten. 
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Zwei Arten von Wohnungen sind dabei allerdings ausgeschlossen. 
Einmal die Dachwohnungen. Die Untersuchungen Flügges 87 ) haben dar¬ 
getan, wie außerordentlich ungünstig sich unter dem Einfluß der Sonnen¬ 
bestrahlung in denselben im Hochsommer die Temperaturverhältnisse ger 
stalten; weil hier natürlich die Sonnenstrahlen am längsten und intensivsten 
ein wirken und so die Wände und Dacheindeckungen bei längerem Fort¬ 
bestände sonniger Witterung enorme Wärmemengen aufspeichern, die dann 
ihrerseits die Lufttemperatur der Wohnungen entsprechend steigern. Daß 
hiermit in engstem Zusammenhänge die hohe Kindersterblichkeit steht, wie 
sie in Berliner Dachwohnungen im Hochsommer beobachtet wird, ist ein 
naheliegender Schluß, der durch den völlig parallelen Verlauf der Tempe¬ 
raturkurve und der betreffenden Krankheitskurve bestätigt wird 83 ). Es 
haben eben an dieser hohen Säuglingssterblichkeit vor allem die Erkran¬ 
kungen des Verdauungstraktus mitgewirkt, und sicherlich spielen dabei die 
Zersetzungen der Milch und der zur Kinderernährung dienenden Surrogate 
derselben, wie sie eben durch die hohen sommerlichen Temperaturen hervor- 
gerufen werden, eine Hauptrolle. Im übrigen aber muß man daran fest- 
halten, daß dieser Nachteil nicht einfach den hochgelegenen Wohnungen 
schlechtweg, sondern nur den Dachwohnungen zukommt, daß derartige 
direkt unter der Dacheindeckung gelegene Wohnungen überhaupt bau¬ 
polizeilich zu verbieten wären, wie das auch auf den Verhandlungen des 
D. V. f. ö. G. 1903 betont worden 89 ), wo es in den Leitsätzen heißt, daß 
Dachwohnungen nur unmittelbar über dem obersten Vollgeschoß, nicht über 
dem Krehlgebälk zulässig sind. Der auf diese Weise erzwungene Bodenraum 
zwischen Zimmerdecke und Dacheindeckung wird dann als eine Art Luft¬ 
isolierschacht die darunter gelegenen Wohnungen vor extremen Tempe¬ 
raturen schützen. Im übrigen aber ist diese Beschaffenheit der Dach¬ 
wohnungen ganz unabhängig von der Stockwerkzahl der betreffenden 
Gebäude, wird in der etwa aftervermieteten Dachwohnung eines kleinen Ein¬ 
familienhauses ebenso schlecht sein wie in einer vielstöckigen Mietskaserne. 
Auf die darunter gelegenen Stockwerke übt diese Schädlichkeit gar keinen 
Einfluß mehr aus. 

Eine zweite Gruppe von Wohnungen, die sich nie ganz ihrer gesund¬ 
heitlichen Nachteile entkleiden lassen werden, sind die Kellerwohnungen. 
Auch sie zeigen auf der Tabelle in den Jahren 1875/76 und auch noch 
1880/81 eine sehr hohe Sterblichkeitsziffer. Sicherlich haben dabei auch 
hier neben den schlechteren wirtschaftlichen usw. Verhältnissen der Be¬ 
wohner die tatsächlichen baulichen Mängel derartiger Wohnungen, vor allem 
die häufig konstatierte Feuchtigkeit mit all den Schädlichkeiten, die mit ihr 
verknüpft sind, mitgewirkt. So hat Solbrig 40 ) in seinen Untersuchungen 
über die Liegnitzer Arbeiterwohnungsverhältnisse nachweisen können, daß 
unter den Kellerwohnungen 52 Proz. an Feuchtigkeit litten, und so wird es 
wohl auch sonst vielfach sein. Aber auch hier muß es möglich sein und ist 
auch in einer ganzen Reihe von Fällen tatsächlich ermöglicht worden, durch 
entsprechend sachgemäße Herstellung, Isolierung gegen seitlich eindringende 
und aufsteigende Bodenfeuchtigkeit diese Mängel praktisch nahezu aufzuheben. 

Bei der Durchsicht der Tabelle sieht man dann weiterhin, daß schon 
in den Jahren 1881/86 die Differenzen der Sterblichkeitsziffern in den 
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einzelnen Stockwerken nahezu aufgehoben oder doch so gering geworden 
sind, daß sie sich leicht durch die Terschiedenen sozialen Verhältnisse der 
Bewohner erklären lassen, und im Jahre 1890/91 besteht ein nennenswerter 
Unterschied überhaupt nicht mehr. 

Dölger 41 ) führt diese erfreuliche Erscheinung mit Recht darauf zurück, 
daß die vielfachen sanitären Besserungen auf städtehygienischem Gebiete 
die Macht der großen Epidemien gebrochen haben und sich dieser Erfolg 
einmal, wie ja die Tabelle zeigt, in allen Wohnungslagen in günstigster 
Weise geltend machte, daß dann des weiteren die Keller- und höchst¬ 
gelegenen Wohnungen den Hauptvorteil aus diesen hygienischen Ein¬ 
richtungen gezogen haben. 

Nun finden sich aber gerade die Keller- und höchstgelegenen Woh¬ 
nungen, zumal in der Stadt Berlin, die ja geradezu die Heimat der Miets¬ 
kaserne ist, fast ausschließlich in den großen Mietshäusern, und es bringt 
demnach das außerordentliche Herabsinken der Sterblichkeitsziffern in diesen 
Wohnungen, z. B. 22*8 in den Jahren 1890/91 gegen 36*5 in den Jahren 
1875/76, den ziffernmäßigen Beleg dafür, wie sehr sich die Gesundheits¬ 
verhältnisse gerade auch in den Mietskasernen gebessert haben müssen. 
Das geht im weiteren aber auch aus den Sterblichkeitsziffern der großen 
Städte schlechtweg hervor. In ihnen allen, nicht nur in Berlin, ist die 
Mietskaserne immer mehr zur dominierenden Wohnform geworden, und wenn 
gleichwohl hier fast die gleichen, nicht selten bessere Gesundheitsverhältnisse 
herrschen als in vielen kleineren Orten, wo noch das Einfamilienhaus vor¬ 
herrscht, so beweist auch das wieder, daß von einer nennenswerten, direkt 
die GeBundheitBverhältnisse der ganzen städtischen Bevölkerung nachteilig 
beeinflussenden Einwirkung der Mietskaserne keine Rede sein kann, 
wenigstens nicht mehr unter den heutigen Verhältnissen. Nach Abnahme 
der großen Epidemien hat die Mietskaserne eines ihrer gefährlichsten Mo¬ 
mente verloren, eben die enorme Disposition, die in dem Zusammendrängen 
so vieler Menschen unter einem Dache für die Verbreitung der Volksseuchen 
gegeben ist. 

Überhaupt beweist gerade die von Jahr zu Jahr in den Sterblichkeits¬ 
ziffern sich ausdrückende Besserung der Gesundheitsverhältnisse der Be¬ 
völkerung schlechtweg, daß auch die Wohnverhältnisse ganz allgemein sich 
erheblich gebessert haben müssen. Denn jeder, der sich einmal den innigen 
Zusammenhang zwischen Wohnung und Gesundheit ihrer Bewohner, die 
Bedeutung derselben für die Übertragung ansteckender Krankheiten klar 
gemacht hat, wird zugeben, daß eine so intensive Abnahme der Sterblich¬ 
keitsziffern nicht allein durch die allgemeinen sanitären Maßnahmen auf 
dem Gebiete der Städtehygiene erzielt werden konnte, wenn sie nicht gleich¬ 
zeitig unterstützt wordeü wäre durch eine ganz erhebliche, Hand in Hand 
damit fortschreitende Besserung der Wohnverhältnisse. Freilich wird sich 
ja bei der Unsumme von Faktoren, die auf das menschliche Leben ein¬ 
wirken, nie das eine oder andere Moment allein statistisch erfassen lassen, 
auch nicht die Einwirkung von seiten der Wohnung, aber große, ernstliche 
Mißstände mußten doch das Durchschnittsresultat erheblich beeinträchtigen. 

Prof. Pohle hat auf dem Frankfurter Wohnungskongreß 1904 42 ) die 
heftigsten Angriffe über sich ergehen lassen müssen, weil er behauptete, die 
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Wohnverhältnisse seien bei uns in einer stetigen, wenn auch allmählichen 
Besserung begriffen. Man hat ihm geradezu vorgeworfen, diese Angaben 
machten den ganzen Kongreß überflüssig, weil man nicht über Reform- 
Vorschläge zusammen mit den Tatsachen diskutieren könne, die sie über¬ 
flüssig machen würden. Nun ist doch schon an und für sich nach der 
ganzen Art und Weise, wie in den letzten Jahren auf dem gesamten Gebiete der 
öffentlichen Gesundheitspflege, auch auf dem des Wohnungswesens gearbeitet 
wurde, eine derartige Besserung zu erwarten. Was hätten denn sonst all 
die Umwälzungen, die reformierenden Ideen auf dem Gebiete des Städte¬ 
baues und der Städtehygiene, wie sie vor allem auf Betreiben des D. V. f. 
ö. G. in fast allen Städten durchgeführt wurden, für einen Zweck gehabt? 
Man braucht doch nur einmal die neueren Stadtanlagen und Stadt¬ 
erweiterungsgebiete mit den Zuständen in den Altstädten, sofern sie nicht 
gleichfalls „saniert“ sind, zu vergleichen, um sofort den Eindruck zu 
empfangen, wie vieles da gegen früher besser geworden ist, und keineswegs 
ist diese Besserung nur Herrschaftswohnungen zugute gekommen, sondern 
auch einer ganzen Zahl von Kleinwohnungen, die da entstanden sind und 
an der allgemeinen Besserung mit profitiert haben. Man braucht sich doch 
weiterhin nur der zahlreichen Bauten der gemeinnützigen Baugesellschaften, 
der vielen Maßnahmen der Städte zur Erbauung und Erleichterung des 
Baues von Kleinwohnungen, Arbeiterwohnungen usw. zu erinnern, um einzu¬ 
sehen, wie außerordentlich gerade auf diesem Gebiete fortgeschritten wird. 
Es wird aber auch diese zu erwartende Besserung durch die obigen Über¬ 
legungen bezüglich der Abnahme der Sterblichkeitsziffern direkt bewiesen. 

Um nun auf den Einfluß der Höhenlage der Wohnungen zurück¬ 
zukommen, so lassen sich bei sachgemäßer Prüfung unter Berücksichtigung 
der vorerwähnten Verhältnisse eine ganze Reihe von Momenten aufzählen, 
die als Vorzüge der Höhenlage anzuführen sind. Dies sind einmal die 
günstigeren Lichtverhältnisse. Wenn man zur Beurteilung derselben den 
hygienischen Einfallswinkel in Betracht zieht, also den Winkel, welchen der 
von der Fenstersohlbank des betreffenden Wohnraums ausgehende und das 
vis-a-vis liegende Gebäude eben noch tangierende Sehstrahl mit der Hori¬ 
zontalen bildet, so ist ja ohne weiteres selbstverständlich, daß bei den Ver¬ 
hältnissen, wie sie in den heutigen Städten sich vorffnden, wo die beider¬ 
seits der Straßen usw. gelegenen Häuser annähernd die gleiche Höhe haben, 
die Lichtverhältnisse mit jeder Erhebung um ein Stockwerk sich günstiger 
gestalten. Während in den tiefer gelegenen nur die in unmittelbarer Nähe 
des Fensters gelegene Bodenfläche direktes Himmelslicht empfängt, sind in 
den oberen Stockwerken successive mehr und mehr die ganze Bodenfläche 
und ein Teil der Wände der Belichtung zugänglich, und kommen demnach 
derartigen Wohnungen all die bekannten günstigen Wirkungen des Sonnen- 
und diffusen Tageslichtes in erhöhtem Maße zugute. 

Ähnlich gestalten sich die Durchlüftungsverhältnisse günstiger in den 
hochgelegenen Wohnungen. Gerade bei den Kleinwohnungen kommt dieser 
Frage erhöhte Bedeutung zu, weil erfahrungsgemäß aus Unverstand, Spar¬ 
samkeitsrücksichten usw. um so weniger für künstliche Lüftung, und wenn 
es auch nur ausgiebiges Öffnen der Fenster wäre, gesorgt wird, je geringer 
die sozialen Verhältnisse der Bewohner sind. Nun weiß man ja, daß der 
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natürlichen Ventilation durch die Poren des Mauerwerks selbst nur eine 
sehr geringe Bedeutung beizumessen ist, daß aber durch die Mörtelfugen, 
Risse im Maurerwerk, namentlich aber durch schlecht schließende Fugen 
der Fenster und Türen bei stärkerem Winddruck doch eine recht erhebliche 
Durchlüftung resultieren kann. Diese Triebkraft ist aber in den höher 
gelegenen Stockwerken, die ja den Windstößen erheblich leichter zugänglich 
sind als die tiefer liegenden Geschosse, am größten, und so ergeben sich 
aus dem geschilderten Verhalten für die Extreme, Kellerwohnungen einer¬ 
seits, hochgelegene Etagen andererseits, recht erhebliche Unterschiede. 

Auch bezüglich des Staubeindringens sind die hochgelegenen Wohnungen 
wesentlich günstiger gestellt. Der gewöhnliche Straßenstaub, der ja über¬ 
wiegend in unseren Großstädten zur Staubplage führt, ist vorwiegend mine¬ 
ralischer Natur, demnach sehr schwer und wird deshalb nur zu relativ ge¬ 
ringen Höhen emporgeführt, wenigstens seiner Hauptmasse nach und bei 
den gewöhnlichen Luftbewegungen. Aus dem gleichen Grunde setzt er sich 
auch ziemlich schnell ab, so daß ernstliche Störungen durch denselben in 
den höheren Stockwerken kaum Vorkommen. Das ist eine Erfahrung, von 
der jeder berichten kann, der einmal im dritten oder vierten Stock eine 
Wohnung innegehabt und danach eine Parterrewohnung bezogen hat. Die 
Räume stauben in letzteren außerordentlich viel schneller ein. Diese an 
und für sich selbstverständliche Tatsache ist auch mehrfach durch ent¬ 
sprechende Staubzählungen festgestellt worden, so durch die Zählungen von 
Vörner-Stich 43 ). Sie fanden nach ihrer Methode — nähere Angaben im 
Original nachzulesen — am Fuße eines vierstöckigen Hauses 260, auf dem 
Dache 167, nach einer zweiten Messung 242 und 158, nach einer dritten 
290 und 180 Staubteilchen im Quadratcentimeter ihrer Zählfläche. Mag 
man nun dem Straßenstaub eine größere oder geringere Bedeutung als ge¬ 
sundheitsschädliches Moment zusprechen — bekanntlich hat man ja relativ 
selten pathogene Mikroorganismen in demselben nach weisen können, und 
es ist auch wahrscheinlich, daß die Mehrzahl derselben in ihm sehr bald 
durch Licht und Austrocknung zugrunde geht — so ist doch schon allein die 
Belästigung durch denselben mit in Rechnung zu ziehen. Sicherlich leidet 
bei stärkerem Staubandrang auch die Lüftung der Räume, weil es dann an 
windigen Tagen in den tiefer gelegenen Stockwerken geradezu zur Un¬ 
möglichkeit wird, die nach der Straße hin gerichteten Fenster zwecks 
Lüftung der Räume längere Zeit geöffnet zu halten. 

Als weiterer nicht zu unterschätzender Vorzug käme dann noch für 
die höheren Stockwerke in Betracht, daß der ganze Lärm der Straße, die 
Summe all der vielen Geräusche, die den Großstadtlärm bedingen, dort weit 
weniger stark zur Geltung kommt, ein Faktor, der wenigstens für nervöse 
Personen nicht zu unterschätzen ist. 

Von mancher Seite ist dagegen in dem Zwang zum Treppensteigen 
eine nachteilige Zugabe der hochgelegenen Stockwerke erblickt worden. 
Man hat darauf hingewiesen, daß für viele kränkelnde Personen, herz- und 
lungenleidende, schwächliche alte Personen, für Frauen in der letzten Zeit 
der Schwangerschaft usw. das Treppensteigen eine sehr nachteilige Wirkung 
ausübe, daß es zum mindesten derartige und auch solche gesunde Personen, 
die durch viele Arbeit, große Kinderzahl usw. sehr in ihrer Zeit beschränkt 
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seien, verhindere, sich Erholung durch Bewegung in freier Luft zu gönnen. 
Für gesunde Menschen kann aber in dem Zwang, einigemal am Tage vier 
oder fünf Stockwerke emporsteigen zu müssen, keinerlei, gesundheitlicher 
Nachteil erblickt werden. Man sieht also, daß die Höhenlage einer Etagen¬ 
wohnung keineswegs schwerwiegende gesundheitliche Nachteile mit sich 
bringt und demnach auch gegen die Mietskaserne kein diesbezüglicher Vor¬ 
wurf gerichtet werden kann. 

Ein sehr schwerwiegendes gesundheitsschädliches Moment mußte dagegen 
von jeher in dem Umstande erblickt werden, daß in jedem größeren Miets¬ 
hause durch die Zusammenhäufung so vieler Menschen unter einem Dach, 
den viel innigeren Kontakt, in welchen dieselben dadurch miteinander 
treten, eine außerordentliche Disposition gegeben ist für die Übertragung 
ansteckender Krankheiten und so auch die Entstehung großer Epidemien 
begünstigt wird. Natürlich ist, von diesem Gesichtspunkte betrachtet, auch 
das überfüllteste und unter den unhygienischsten Bedingungen stehende 
Kleinhaus und Einfamilienhaus immer noch im Vorteil; es stehen eben 
weniger Menschen in demselben der direkten Kontaktinfektion zur Ver¬ 
fügung. 

So wie in früheren Zeiten demnach die Verhältnisse lagen, mußten die 
Hygieniker unter allen Umständen gegen die Massenquartiere in den Miets¬ 
kasernen Vorgehen. Wie hätte man sonst hoffen können, endlich einmal 
mit den großen Volkskrankheiten und Seuchen aufräumen zu können! Die¬ 
jenigen, welche den auf Beseitigung der Mietskasernen gerichteten Be¬ 
strebungen Einseitigkeit vorwerfen, sich darauf berufen, daß in den modernen 
Mietskasernen vielfach recht gute Gesundheitsverhältnisse herrschen und 
demnach die ganze Polemik gegen dieselben unnötig gewesen sei, vergessen 
ganz, wie anders eben früher diese Verhältnisse lagen, vergessen, daß diese 
Polemik sich auch nicht gegen unsere modernen, mit allen Raffinements der 
Gesundheitstechnik ausgestatteten Mietshäuser richtete, sondern gegen die 
elenden Massenquartiere der früheren Zeit. Wer hier Vergleiche zieht, 
findet, daß sich außerordentlich viel in der baulichen Ausgestaltung moderner 
Mietshäuser gebessert hat und daß erst durch diese Verbesserungen vieles 
von dem, was man früher gegen die Mietskasernen vorbrachte, hinfällig 
geworden ist. 

Es hat sich überhaupt auf diesem Gebiete mancherlei geändert, was 
uns die ganze Sachlage in wesentlich anderem Lichte erscheinen läßt. Ein¬ 
mal in unserer Kenntnis über die Natur der ansteckenden Krankheiten. 
Früher hatte man über die Entstehungsursache und Verbreitungsart der¬ 
selben nur ganz dunkle, fast mystische Vorstellungen; man wußte nicht, ob 
sich dieselben durch Berührung, durch Zwischenträger in Gestalt von Speisen 
und Getränken usw. fortpflanzten; vielfach nahm man an, sie könnten sich 
direkt durch die Luft übertragen, und dachte selbst daran, sie könnten so 
auf dem Wege der natürlichen Ventilation durch Decken und Wände in die 
übrigen Geschosse und die Nachbarräume hineingeschleppt werden und so 
die Krankheit übertragen. Und praktisch hatte man die Erfahrung gemacht, 
daß es viel leichter gelang, in einem kleinen, nur wenige Menschen be¬ 
herbergenden Hause eine ansteckende Krankheit zu isolieren, als in einer 
großen Mietskaserne. Es war also ganz natürlich, durchaus berechtigt 
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und den damaligen Kenntnissen entsprechend, daß man, um endlich einmal 
mit den jedes Jahrzehnt die großstädtische Bevölkerung dezimierenden 
Epidemien fertig zu werden, sich an diese eine wenigstens sicherstehende 
Tatsache hielt und jedem größeren Massenquartier den Krieg erklärte. 

Heutzutage wissen wir genau, wie sich jene Krankheiten verbreiten, 
wissen, daß die Krankheitskeime, eben die spezifischen Erreger, an gatfz 
bestimmten Ausscheidungen des Kranken haften und daß es demnach bei 
peinlichster Sorgfalt, sofortiger Desinfektion und Beseitigung dieser die 
Krankheitskeime enthaltenden Abgänge gelingen muß, eine weitere Über¬ 
tragung zu verhüten. Speziell weiß man auch, daß eine Übertragung durch 
die Luft und mit dieser durch Decken und Wände hindurch ausgeschlossen 
ist, und man hat sich demnach vielfach nicht gescheut, z. B. Typhus- und 
selbst Cholerakranke in große Krankensäle gemeinsam mit anderen Kranken 
zu legen. Alle diese Kenntnisse lassen uns nun die moderne Mietskaserne 
in ganz anderem Lichte erscheinen. Wir wissen, daß es auch hier bei ent¬ 
sprechender Bauart, bei gut eingerichteter Sanitätspolizei, wo jeder schwerere 
Krankheitsfall sofort zur Anzeige gelangt, bei sorgfältiger Desinfektion der 
Abgänge usw. gelingen muß, eine schwere Krankheitsform, sagen wir einmal 
einen Typhus- oder Cholerafall, auf seinen Herd zu beschränken. Man 
könnte heutzutage bei entsprechender sachverständiger Kontrolle ruhig das 
Experiment machen, einen Cholerakranken in eine vollbesetzte Mietskaserne 
zu legen, und fast Garantie dafür übernehmen, daß es gelingen müsse, die 
übrigen Bewohner vor der Seuche zu bewahren. Solche Experimente macht 
man natürlich nicht, aber die Natur selbst gibt Fälle derart genug zur 
Beobachtung, wo trotz Auftreten erster Krankheitsfälle in großen Massen- 
quartieren dennoch eine weitere Übertragung auf die Mitbewohner ver¬ 
hindert werden konnte. 

Damit verliert die Mietskaserne schon viel von ihrem früheren Schrecken. 
Des weiteren hat sich aber auch in ihr selbst sehr vieles gegen früher ge¬ 
ändert. Früher war von einer genügenden Separierung, einem getrennten 
Verschluß der einzelnen Wohnungen in derselben keine Rede. Abgeschlossene 
Etagenwohnungen in unserem Sinne gab es wohl nur in den besseren, für 
Herrschaften bestimmten Häusern, nicht aber in den für die kleinen Leute 
bestimmten; gerade ! bier, wo eine bessere Separierung erst recht nötig ge¬ 
wesen wäre, häufte sich alles bunt durcheinander, und der intime Verkehr 
mußte auch die Übertragung der Infektionskrankheiten, die man obendrein 
nicht genügend kannte, begünstigen. Man denke nur daran, wie häufig für 
die sämtlichen Bewohner eines derartigen großen Hauses mit seiner Unzahl 
von Familien und Köpfen ein einziger Abort vorhanden war, ohne Wasser¬ 
spülung, ohne Kanalisation, daran, daß vielfach für das ganze Haus ein 
einziger, schlecht verwahrter Brunnen im Hofe der Wasserentnahme diente« 
daß Müllbeseitigung, Kehrichtabfuhr usw. meist fehlte oder in sehr primi¬ 
tiver Weise vorhanden war, nicht selten sogar irgend ein Winkel im Hofe 
als Kehrichtablagestätte diente. In einer solchen Mietskaserne alten Stils 
— damit soll nicht gesagt sein, daß es nicht auch heute noch solche gäbe — 
denke man sich einmal einen Cholerafall oder Typhusfall vorkommend und 
überlege sich einmal im Anschluß daran die Infektionsmöglichkeiten für die 
übrigen Bewohner, obendrein zu einer Zeit, wo man von der tatsächlichen 
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Natur der betreffenden Erreger und dem ganzen Übertragungsmodus keine 
Ahnung hatte. Man stelle sich nur vor, wie die Abgänge in die schlecht 
▼erwahrte Abortgrube im Hofe gelangen, der gleichfalls infizierte Müll und 
Kehricht dort in einem Winkel lagert, wo Kinder und Haustiere spielen 
und mit dem Schmutz an ihren Schuhen oder Füßen auch die Infektions¬ 
keime in die übrigen Wohnungen des Hauses hineintragen, wie der Regen 
die Infektionskeime wegschwemrat, überall hinführt und so wieder erneute 
Gelegenheit zu Infektionen gegeben wird, wie bei dieser sorglosen Beseiti¬ 
gung der Abgänge auch die Übertragung durch Insekten — namentlich 
Fliegen — in Betracht kommt, von all den vielen direkten Infektions¬ 
möglichkeiten einmal ganz abgesehen. Dann vergleiche man damit eine 
moderne Mietskaserne, die alle gesundheitstechnischen Errungenschaften 
der Neuzeit aufweist. Jede Wohnung ist völlig getrennt, hat ihren eigenen 
Zugang, ihre besondere Küche und Speisekammer oder Speiseschrank, ihren 
besonderen Abort mit Wasserspülung und Anschluß an die Kanalisation, 
geregelte Müllbeseitigung, einwandfreie Wasserversorgung durch Zentral¬ 
wasserleitungen usw. Undurchlässige Deckenkonstruktionen verhindern die 
Kommunikation der Luft zwischen den einzelnen Etagen und die Ansamm¬ 
lung fäulnisfähiger Substanzen unter den Fußböden. Wie ganz anders liegt 
der Fall, wenn hier eine ansteckende Krankheit, um bei dem Beispiel zu 
bleiben, ein Cholerafall oder Typhusfall vorkommt. Wieviel leichter ist da 
eine Isolierung, eine Beschränkung auf den ursprünglichen Herd möglich, 
und gerade, wenn man bedenkt, daß bei diesen Krankheiten die Infektions¬ 
keime vor allem oder fast ausschließlich an den Darmentleerungen haften, 
muß man sich klar machen, welch großer Unterschied darin liegt, ob diese 
wochenlang in einer schlecht verschlossenen Abortgrube oder gar offen im 
Müll und Kehricht im Hofe lagern, oder ob dieselben alsbald nach der Ent¬ 
leerung, wenn auch in undesinfiziertem Zustande, in die Kanäle gelangen 
und so aus den Wohnungen und der Stadt entfernt werden. Damit ist 
dann ja doch in der Regel jede weitere Infektionsmöglichkeit ausgeschlossen. 
Gerade durch die geregelte Beseitigung der Abfallstoffe in Verbindung mit 
Wasserleitung und Kanalisation, also durch alle die Maßnahmen auf dem 
Gebiete der Hygiene, die man unter dem Ausdruck „Städtereinigung“ zu¬ 
sammenfaßt, hat auch die Mietskaserne, die Anhäufung vieler Menschen 
unter einem Dache, ihren Schrecken verloren. Das zeigen ja auch die früher 
angeführten Zahlen für Berlin, wo sich gerade in den höchsten Stockwerken, 
wie sie ja speziell der Mietskaserne angehören, am augenfälligsten die enorme 
Besserung bemerkbar macht, die seit Einführung der städtehygienischen 
Maßnahmen, vor allem auf dem Gebiete der Beseitigung der Abfallstoffe 
eingetreten ist. 

Gerade deshalb ist aber auch bei Neuanlagen so außerordentlich großer 
Wert darauf zu legen, daß in diesem wichtigsten Punkte nichts versäumt 
werde, geradezu die Erlaubnis zum Baue großer Mietskasernen davon ab¬ 
hängig zu machen. Nur die schleunigste und einwandfreieste Beseitigung 
der Abfallstoffe des Menschen, mögen sie im übrigen der verschiedensten 
Herkunft und Beschaffenheit sein, garantiert selbst für den Fall, daß die 
betreffende ansteckende Erkrankung nicht als solche sofort erkannt und 
gemeldet wird, eine schleunige Beseitigung und Vernichtung etwaiger In- 
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fektionskeime, die bei längerem Verweilen in nächster Nähe des Menschen, 
der Wohnungen usw. sonst leicht die Veranlassung zu weiteren Erkran¬ 
kungen gehen können. Alle diesbezüglichen Forderungen gehören deshalb 
zu den zwingendsten, welche die öffentliche Gesundheitspflege stellen kann. 
Mag man im Interesse der wirtschaftlichen Möglichkeiten, um den Bau von 
Kleinwohnungen in genügender Zahl auf teurem städtischem Boden über¬ 
haupt zu ermöglichen, noch so weitgehende Konzessionen machen, mag man 
aus diesem Grunde, wo die Verhältnisse es nun einmal nicht anders erlauben, 
unbedenklich der Erbauung großer und selbst größter Mietskasernen das 
Wort reden, in diesem einen Punkte gibt es keine Konzession, die geringste 
Nachlässigkeit auf diesem Gebiete könnten die schwersten Folgen nach sich 
ziehen, um so mehr, je größer die betreffende Behausung ist, je mehr 
Menschen sie unter ihrem Dache vereint. 

Die vorgebrachten Überlegungen könnten wohl dartun, wie wenig von 
dem, was in früheren Zeiten gegen die Mietskaserne vorgebracht wurde, 
einer ruhigen, sachgemäßen Kritik gegenüber standhält, wenigstens, wenu 
man die Verhältnisse der modernen, auf der Höhe der Zeit stehenden Ge¬ 
bäude derart in Betracht zieht. Die beigebrachten Zitate könnten des 
weiteren wohl den Beweis erbringen, daß es der Mehrzahl der modernen 
Hygieniker auch gar nicht mehr einfällt, von vornherein gegen jede Miets¬ 
kaserne in unseren Großstädten zu eifern. Vielfach spielen übrigens beim 
Kampf gegen die Mietskaserne auch ganz andere Beweggründe mit Man 
darf nicht vergessen, daß manches von dem, was gegen die Mietskaserne 
vorgebracht wurde, auf agitatorischer Hetze gegen die besitzende Klasse, 
speziell die Hausbesitzer, die man hier in einer ihrer Haupteinnahmequellen 
zu treffen sucht, zurückzuführen ist. 

Im übrigen bezwecken die vorliegenden Ausführungen keineswegs, die 
Mietskaserne größeren oder kleineren Stils, mag man sie nennen, wie man 
will, als allein selig machende Wohnfbrm hinzustellen. Dieselben beziehen 
sich vielmehr lediglich auf die Errichtung von städtischen Wohnungen und 
auch hier noch speziell von Kleinwohnungen. Wenn hier die unerbittlichen 
Wirtschaftsgesetze einzig und allein durch die Errichtung großer Miets¬ 
kasernen die Erstellung der nötigen Zahl von entsprechend geräumigen und 
billigen Kleinwohnungen ermöglichen, so kann bei sachgemäßer, die Forde¬ 
rungen der Gesundheitspflege tunlichst berücksichtigender Bauweise der¬ 
selben auch der Hygieniker sich damit zufrieden geben. Es läßt sich eben, 
wie so oft im Leben, das absolut Beste, das Ideal, nicht immer verwirklichen. 
Dieses Ideal derWohnform bleibt nach wie vor das Kleinhaus, das in eiüen 
Kranz von Gärten eingebettete Einfamilienhaus. Das ist ein Zugeständnis, 
welches ja auch alle diejenigen machen, welche zuerst, dem Drucke wirt¬ 
schaftlicher Gesetze folgend, sich für die geschlossene Bauweise, die Er¬ 
richtung von Mietskasernen aussprachen. Auch sie wollen nicht die Miets¬ 
kaserne, weil es die beste, sondern die unter den gegebenen Verhältnissen 
einzig mögliche Wohnform ist. Aber das Einfamilienhaus ist das Ideal 
derWohnform vor allem aus ethischen und sittlichen Gründen, deshalb, weil 
es das Familienleben und den Familiensinn fördert, nicht mehr in dem aus¬ 
schließlichen Sinne wie früher, auch aus gesundheitlichen Gründen. Wenn 
wir heutzutage da, wo räumliche Beschränkung, hohe Bodenwerte, enorme 
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Straßen kosten und knappe Mittel die Mietskaserne nötig machen, einem 
großen Teil der städtischen Bevölkerung diese als normale Wohnform 
zuweisen, so können wir es bei sachgemäßer, alle Errungenschaften der 
Gesundheitstechnik berücksichtigender Herstellungsweise mit dem Gefühl 
tun, daß zwar nicht die absolut beste, aber doch eine Wohnform geboten 
wird, welcher der Fluch gesundheitlicher Minderwertigkeit nicht mehr 
an haftet. 

So ist denn zu hoffen, daß die zurzeit auf diesem Gebiete sich teil¬ 
weise noch lebhaft bekämpfenden Ansichten mehr und mehr zu einem gegen¬ 
seitigen Einverständnis gelangen, daß in dem Maße, wie die verschiedenen 
an dieser Frage beteiligten Disziplinen nicht mehr nur ihren eigenen, engen 
Interessenkreis zu wahren bestrebt sind, sondern miteinander immer mehr 
Fühlung und dadurch Achtung voreinander gewinnen, die verschiedenen 
Meinungen sich dem Endziel aller menschlichen Streitigkeiten nähern, dem 
allen Anforderungen tunlichst Rechnung tragenden Kompromiß. Als einen 
solchen muß man für die in den Großstädten nun einmal bestehenden Ver¬ 
hältnisse die moderne, auf der Höhe der Zeit stehende Mietskaserne be¬ 
trachten; sie vermag sicherlich den verschiedenen Anforderungen, wie sie 
von seiten der Hygiene, Volkswirtschaft und Ästhetik gestellt werden, zu 
genügen. 


Literatur. 


lfl ) 8. oben 16, 8. 451. 

*°) J. Stiibben, Zur Frage der Stuttgarter Bauordnung. D. Vierteljahrsschr. 
f. öff. Gesundheitspflege 1903, Bd. XXXV, 8. 349. 

*') 8. oben 1, 8. 277. 

**) Dr. Rudolf Eberstadt, Städtische Bodenfragen, 1894. 

“) Derselbe, Rheinische Wohnverhältnisse und ihre Bedeutung für das 
Wohnungswesen in Deutschland. 

* 4 ) S. oben 1, 8. 149. 

* 5 ) Pohle, Die tatsächliche Entwickelung der Wohnungsverhältnisse in 
Deutschland in den letzten Jahrzehnten. Bericht über den I. Allgemeinen Woh¬ 
nungskongreß in Frankfurt a. M. im Oktober 1904, 8. 171. 

,# ) Die Stuttgarter Stadterweiterung mit volkswirtschaftlichen, hygienischen 
und künstlerischen Gutachten, herausgegeben vom Stadtschultheißenamt Stuttgart. 
Stuttgart 1901. 

* 7 ) Prof. Dr. R. Neisser, Wohnungsfrage und Volkskrankheiten. Bericht 
über den I. Allgemeinen Wohnungskongreß in Frankfurt a. M. im Oktober 1904, 
8. 381. 

* B ) 8. oben 26, Hygienisches Gutachten von Prof. H. Christian Nussbaum 
in Hannover, 8. 145 und 166. 

* 9 ) C h r. N u s s b a u m, Das Wohnhaus, im Handbuch der Hygiene von T h. W e y 1, 
vierter Band. — Derselbe, Leidfaden der Hygiene. München - Berlin 1902. 

80 ) Ebenda. 

81 ) Dr. med. Franz Oppenheimer, Wohnungsfrage und Volkskrankheiten. 
Bericht über den I. Allgemeinen deutschen Wohnungskongreß in Frankfurt a. M. 
im Oktober 1904, 8. 371. 

* 8 ) Zitiert aus dem Gutachten Rettigs zur Stuttgarter Stadterweiterung, 
s. oben 26, 8. 80. 

S3 ) 8. oben 27, 8. 382. 

84 ) Die Stuttgarter Stadterweiterung, s. oben 26, 8. 31. 


Digitized by tjOOQle 



478 Dr. med. Gemünd, Hyg. Betrachtungen über offene u. geschlossene Bauweise usw. 

a5 ) Schwalbe, Einfluß der verschiedenen Wohnungen auf die Gesundheit 
ihrer Bewohner, soweit sie sich statistisch nachweisen läßt. Vierteljahrsschr. f. 
off. Gesundheitspflege 1875, Bd. VII. 

**) Dölger, Was ist bisher über den Einfluß der Höhenlage (8tockwerklage) 
der Wohuungen in den Großstädten statistisch festgestellt? Wie läßt sich dieser 
Einfluß erklären? D. Vierteljahrsschr. f. öff. Gesundheitspflege 1901, Bd.XXXIII, 
S. 447. 

* 7 ) C. Flügge, Das Hochsommerklima unserer Wohnungen. Beiträge zur 
Hygiene, Leipzig 1879. 

“) S. oben 35, 8. 453. 

39 ) Vierteljahrsschr. f. öff. Gesundheitspflege 1904, Bd. XXXVI, 8. 155. 

40 ) So Ihrig, Die Wohnungsverhältnisse der Liegnitzer Arbeiterbevölkerung 
vom hygienischen Standpunkte aus. Zentralbl. f. allg. Gesundheitspflege, Bd. XVII, 
Braunschweig 1885. 

41 ) 8. oben 36, 8. 446. 

4 *) Bericht über den I. Allgemeinen deutschen Wohnungskongreß zu Frank¬ 
furt a. M. im Oktober 1904, 8. 175. 

43 ) Eine neue Methode zur Bestimmung des Luftstaubes und ihre Verwen¬ 
dung zur Prüfung eines neuen Wassersprengapparates, von Dr. Konrad Stich. 
D. Vierteljahrsschr. f. öff. Gesundheitspflege 1904, Bd. XXXVI, 8. 661. 


Digitized by Google 



M. Pistor, Zur Medizinalreform in Preußen. 


479 


Zur Medizinalreform in Preussen. 

Von M. Pistor. 


Mehr als 30 Jahre nach Abfassung des ersten Teiles der folgenden 
Arbeit übergebe ich meine derzeitigen Vorschläge der Öffentlichkeit als 
Beitrag zur geschichtlichen Entwickelung der Medizinalreform in Preußen 
und scheue auch nicht vor der wörtlichen Drucklegung zurück in vollem 
Bewußtsein, daß meine damaligen wissenschaftlichen Anschauungen vielfach 
veraltet, oft irrtümliche Auffassungen unterlaufen sind und der Stil manches 
zu wünschen läßt. 

Über die Weiterführung der Reform der preußischen Medizinalverwal- 
tung werde ich mich im zweiten Teil äußern. 

Dem verewigten Minister der Medizinalangelegenheiten, Dr. Adal¬ 
bert Falk, überreichte ich als Kreisarzt in Demmin am 5. Dezember 1872 
die zunächst folgenden Vorschläge und erhielt das Original auf meine Bitte 
mittels Erlasses vom 14. Juni 1877 uneingeschränkt zurück. Nach meinem 
Übertritt in den Ruhestand erscheint mir die Veröffentlichung zweckmäßig, 
um daran, gestützt auf eine jahrzehntelange Erfahrung, über die Ver¬ 
vollständigung der Medizinalreform weitere Vorschläge zu reihen, wie sie 
mir seit den ersten Jahren meiner Tätigkeit an der Regierung in Oppeln 
vorgeschwebt und sich im Laufe der Jahre immer mehr befestigt haben. 

Teil I. 

Zur amtlichen Medizinalreform in Preußen. 

Die Frage einer Medizinalreform ist im Laufe des letzten Jahrzehntes 
eine brennende geworden, nicht nur soweit sie die Stellung der Ärzte im 
ganzen anlangt, sondern namentlich bezüglich des amtlichen Medizinal¬ 
wesens in Preußen. Daß dieses Drängen nach einer neuen Organisation 
des ganzen amtlichen Medizinalwesens in erster Linie abhängig ist von dem 
Fortschritte auf dem Gebiete der Naturwissenschaften im ganzen, von den 
praktischen Erfahrungen, die andere Länder, insbesondere England und 
Belgien, bereits zum Nutzen ihrer Bürger gemacht haben, weiß jeder, der 
der Sache auch nur ein wenig näher getreten ist. Eine neue praktische 
Wissenschaft, die öffentliche Gesundheitspflege, ist schnell emporgediehen 
und findet ihre Anhänger nicht allein unter den Ärzten und Chemikern, 
unter den Architekten, Technologen und Ingenieuren; sie verzweigt sich 
bereits tief ins Volk hinein, dank den Bemühungen einzelner Männer wie 
ganzer Vereine, die es sich zur Aufgabe gemacht haben, die Laien darüber 
aufzuklären, daß es leichter und jedenfalls staatsökonomischer ist, Krank¬ 
heiten, insbesondere Epidemien, zu verhüten, als vorhandene zu heilen oder 
mit Erfolg zu bekämpfen. Kurz, es lernt das Volk allmählich der öffent¬ 
lichen Gesundheitspflege Nutzen und Notwendigkeit einsehen und hält die 
Verbesserung der allgemeinen Gesundheitsverhältnisse nicht mehr für eine 
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bloße Humanitätsforderung oder gar für einen bloßen Komfort. Unter solchen 
Verhältnissen dürfte es an der Zeit sein, daß der Staat den alten Zivil¬ 
medizinalkarren, wenn möglich, in eine modernere Form mit schnellerem und 
mehr sicherem Gangwerk umwandelt oder durch ein ganz neues Gefährt 
ersetzt. Alt genug ist unsere amtliche Medizinalverfassung ohne wesent¬ 
liche Abänderung geworden; bat sie sich auch vielfach bewährt, so sind 
doch eine solche Menge von Verordnungen und Gesetzen, die sich zum Teil 
widersprechen, hinein gekommen, andererseits aber besonders dem heutigen 
wissenschaftlichen Standpunkt nicht mehr entsprechende Gedanken darin 
vertreten, daß die Zeit einer gründlichen Reform reichlich erfüllt sein dürfte. 
Nachdem bereits so viel über den fraglichen Gegenstand der Medizinal¬ 
reform geschrieben und gesprochen ist, möchte es meinerseits gewagt, ja 
vielleicht überflüssig erscheinen, diese Frage noch einmal zu erörtern. Wenn 
ich auch nicht hoffen darf, erheblich Neues vorzubringen, so könnte die 
Betrachtung von anderen Gesichtspunkten als den bisherigen vielleicht 
nutzbringend sein. Allein eine Anregung in großen Fragen zu geben, ge¬ 
währt Befriedigung. So will ich denn frei und offen mit meinen Gedanken 
hervortreten ohne Sorge vor tadelnder Kritik, die, wenn gerecht, nur günstig 
auf den Getroffenen wirken kann. 

Wie schon der Titel sagt, werde ich mich allein mit der amtlichen 
Medizinalreform beschäftigen und die allgemeine medizinische Reform nur 
berühren, soweit dies für amtliche Verhältnisse Wert hat. 

Zugleich mit der neuen Gesetzgebung müssen die Medizinalbeamten so 
situiert werden, mit einer solchen Instruktion und vor allen einer solchen 
Ausbildung versehen werden, daß sie nicht lediglich hinter dem grünen 
Tische sitzen, sondern praktisch vorbereitet im praktischen Leben wirken 
können. Die Medizinalbeamten aller Kategorien müssen mit den For¬ 
schungen und Forderungen der Hygiene vertraut sein, ehe sie das 
kleinste Staatsamt bekleiden können. Danach muß die künftige Prü¬ 
fung gestaltet werden. Dann aber müssen sie in allen Dingen der 
Staatsmedizin mit dem Recht und der Pflicht versehen werden, die Initiative 
allen Behörden gegenüber ergreifen zu dürfen; sie müssen in dringenden 
Fällen eine, wenn auch beschränkte, Exekutive haben. Diese Anforde¬ 
rungen, welche ich an die künftigen Medizinalbeamten stelle, sollen die 
Reform nicht verzögern; man beginne immerhin schon jetzt damit, auf ge¬ 
setzlichem Wege hygienische Ordnung herzustellen, und sorge vorläufig nur 
dafür, daß die älteren Kreismedizinalbeamten von tüchtigen Vorgesetzten, 
die den heutigen Anforderungen gewachsen und mit Interesse und Liebe 
zur Sache erfüllt sind, überwacht werden; dann werden diese alten Beamten 
wenigstens mechanisch ihre Schuldigkeit so gut tun wie andere alte Beamte 
unter neuen Verhältnissen. 

Mit Betrachtung der einzelnen Medizinalbeamten, vom Kreiswundarzt 
beginnend, werde ich mich eingehender mit den Rechten und Pflichten der 
einzelnen Beamten wie der ganzen Behörden befassen, insonderheit aus 
eigener Erfahrung die Verhältnisse der Kreismedizinalbeamten erörtern. 
Über die Funktionen der bei den Regierungen angestellten Medizinalbeamten, 
wie über die Zentralmedizinalstelle im Ministerium und ihre Vertreter 
enthalte ich mich jedes UrteÜB, weil ich über diese Verhältnisse nicht 
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genugsam orientiert sein kann. Hier kann nur von Ansichten über die 
Zukunftseinrichtungen die Hede sein. Zum Schluß mag es mir dann ge¬ 
stattet sein,* über einige notwendig erscheinende neue Gesetze kurze Andeu¬ 
tungen zu geben. 

Der niederste Beamte der Medizin alverwaltung ist der Kreis Wundarzt. 
In den verschiedenen Kreisen, die ich teils aus eigener Anschauung, teils 
durch Kollegen kenne, liegt die Sache so: Der Kreiswundarzt wird ernannt, 
erhält 300 M. Gehalt; dafür bewahrt er treulich ein großes Dienstsiegel 
auf, dessen er sich höchstens bedient, um etwaige Zirkulare, die ihm vom 
Physikus zugehen, weiter zu befördern. Außerdem ist er verpflichtet, jeder 
gerichtlichen Zitation, was bei Obduktionen insonderheit von Bedeutung 
sein soll, Folge zu leisten. Für Gutachten in Wahnsinns- und Blödsinnig¬ 
keitserklärungen sind nur die jüngeren Beamten gesetzlich zulässig, soweit 
sie promoviert sind; ob neuerdings auch Wundärzte erster Klasse, nachdem 
sie amtlich die Berechtigung erlangt haben, sich praktische Ärzte nennen 
zu dürfen, also alle Kreiswundärzte diese Gutachten abgeben dürfen, weiß 
ich nicht, bezweifle aber, daß die Richter die Kompetenz der Kreiswundärzte 
acceptieren werden. 

Der Kreiswundarzt soll den Kreisphysikus in sanitäts- und medizinal¬ 
polizeilichen Geschäften unterstützen ev. vertreten, z. B. beim Ausbruch 
epidemischer Krankheiten, wobei wenigstens in unserer Zeit erinnert werden 
muß, daß der Physikus kaum selbst Gelegenheit hat, Vorkehrungen gegen 
Epidemien zu treffen, da die Landratsämter meist diese Frage mit Hilfe der 
Gendarmen und Schulzen nach eigenem Ermessen ordnen. Davon später; 
nur soviel, es geschieht dies zur Ersparung von Kosten. Weiter haben die 
Kreiswundärzte keine, auch nur problematische Verpflichtungen (vgl. Horn, 
Preuß. Medizinal wesen, Teil II), und da erlaube ich mir doch die Frage 
aufzuwerfen, sind die Kreis Wundärzte überhaupt noch notwendig? 
Ich sage entschieden: Nein! Die gerichtlichen Geschäfte kann jeder 
praktische Arzt besorgen und besorgt sie bei Gemütszustandsuntersuchungen 
fast immer, bei Obduktionen häufig. Der Staat braucht sich für Obduk¬ 
tionen nicht zu sichern; nach Emanation der neuen Taxe für die Medizinal¬ 
beamten wird sich allerorten leicht ein praktischer Arzt finden lassen, der 
für das zustehende Honorar sich immer und ein- für allemal zur Übernahme 
der Kreiswundarztfunktionen bereit erklärt. Und für Sanitäts- und Medi¬ 
zinalpolizei ist der Kreiswundarzt, glaube ich, bis dato seit seiner Ernennung 
und Kreierung nie in Betracht gekommen. Man streiche die Stelle 
und gebe das Gehalt den Physikern, die möglichst gut gestellt 
werden müssen, .dafür aber ganz andere Leistungen schuldig 
sind als heute. 

Während die Physiker bei Errichtung der Physikate in erster Linie 
die staatlichen Gerichtsärzte xar v waren, demnächst die Medizinal¬ 

polizei repräsentierten und endlich als Zugabe sanitätspolizeiliche Geschäfte 
zu besorgen, also die öffentliche Gesundheitspflege gewissermaßen als An¬ 
hängsel ihres Amtes wahrzunehmen hatten, muß sich heute das Tätigkeits¬ 
verhältnis gerade umgekehrt gestalten. Der Physikus muß in erster Linie 
Gesundheitsbeamter, d. i. Pfleger und Hüter der allgemeinen und öffentlichen 
Gesundheitsbedingungen sein; er muß alle Schädlichkeiten auf diesem Felde 
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wegzuräumen streben; daneben versieht er die Medizinalpolizei und ist 
schließlich der öffentliche Vertrauensarzt in gerichtlichen Fällen. Diese 
Änderung der Verhältnisse hat sich für die gerichtliche Medizin von selbst 
schon vollzogen, wenn sie auch in der Medizinalverfassung noch nicht aus¬ 
gesprochen ist, und ist begründet in der Entwickelung der medizinischen 
Wissenschaft im ganzen, sowie der daraus folgenden größeren und um¬ 
fassenderen Ausbildung ihrer Vertreter. Zu Ende des vorigen wie Anfang 
dieses Jahrhunderts war von öffentlicher Gesundheitspflege, diesem Lieb¬ 
lingskinde der letzten beiden Jahrzehnte, überhaupt noch nicht die Hede; 
bei ansteckenden Krankheiten zog man allenfalls Kordons und richtete 
Quarantänen ein; allgemeine Impfungen wurden erst 1830 bis 1840, so¬ 
viel mir bekannt, obligatorisch. Was hatte damals ein Gesundheitsbeamter 
zu tun? 

Dagegen kamen Fragen der gerichtlichen Medizin viel häufiger als 
jetzt vor, da die sittliche Bildung noch nicht so tief eingedrungen und die 
Kriminalverbrechen häufiger waren. Die Zeit war eine rohere, Mord und 
Totschlag häufiger; vor allen Dingen aber gaben die Ärzte bei der ver¬ 
schiedenen Ausbildung, die ihnen von Staats wegen zugestanden wurde 
(promovierte Ärzte, Wundärzte erster und zweiter Klasse), eine ebenso ver¬ 
schiedene Garantie ihres Wissens, Könnens und Urteilens. Der Staat mußte 
sich also im Interesse des Allgemeinwohles Vorbehalten, Vertrauensärzte 
mit öffentlichem Charakter zu ernennen, deren Urteil, Gutachten usw. in allen 
gerichtlichen Sachen damals allein gültig war. Er verlangte aber von 
diesen Vertrauensmännern neben der nachgewiesenen Befähigung zugleich 
einen makellosen Charakter, und dies mit Recht; denn in den Händen der 
Physiker ruhte damals wie heute das Wohl und Wehe Einzelner wie ganzer 
Familien. Heute stehen wir in wissenschaftlicher Beziehung auf einem 
ganz anderen Standpunkte, und jeder einzelne Arzt ist verpflichtet, diesen 
Standpunkt einzunehmen, um die Berechtigung zur Ausübung der Praxis 
zu erlangen. Es unterliegt keinem Zweifel, daß die meisten Gutachten und 
Atteste von praktischen Ärzten abgegeben werden können und in der Tat 
heute abgegeben werden. Es bleibt dem Physikus mithin nur die Tätigkeit, 
die das Gericht ihm durch Obduktionen oder Feststellung zweifelhafter 
Gemütszustände auferlegt; eine unter den gewöhnlichen Verhältnissen in den 
weitaus meisten Kreisen nicht ausgiebige Beschäftigung. 

Während so die forensischen Pflichten und Rechte im Laufe der Zeit 
beschränkt worden sind, stellt die Wissenschaft immer höhere Anforde¬ 
rungen in hygienischer Beziehung, und, fußend auf guten Resultaten, welche 
England, Belgien und Amerika in dieser Hinsicht durch rastlose Tätigkeit 
erzielt haben, drängt sie das Deutsche Reich, die deutschen Regierungen, auf 
diesem Gebiete energisch und nachhaltig vorzugehen. 

Wenn man berücksichtigt, wie gewaltig die Fortschritte auf diesem 
kleinen Gebiete in kurzer Zeit gewesen sind, so wird man es nicht miß¬ 
verstehen, wenn ich der Ansicht bin, der Schwerpunkt der Physikatsgeschäfte 
müsse auf dieses Gebiet verlegt werden, müsse in der öffentlichen 
Hygiene liegen. 

Welche Anforderungen stellt nun die Wissenschaft Hygiene an den 
Staat bzw. an seine ausführenden Beamten? 
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1. Wegräumung aller die Gesundheit schädigenden Momente in der 
Luft, im Boden, im Trinkwasser. Dieser Punkt allein erfordert eine dauernde 
und nicht geringe Tätigkeit des Beamten, der hier oft der Unterstützung 
seiner Mitbürger oder der exekutiven Polizei bedarf (vgl. Gesundheitsrat 
oder Sanitätskommis8ion). 

Es gehört hierher die Regelung der Abfuhr, die Wegräumung der Ab¬ 
falle inkl. der menschlichen und tierischen Exkremente in einem für die 
allgemeine Salubrität am wenigsten nachteiligen Verhältnis; solange es 
Senkgruben und sogenannte Rinnsteine gibt, strenge Überwachung derselben; 
womöglich aber müssen dieselben durch bessere Einrichtungen, namentlich 
Kanalisation, fosses mobiles, die unter Luftabschluß entleert werden, ander¬ 
weitig geregelte Abfuhr ersetzt werden.. 

Überwachung der Viehställe in kleinen Städten. Schließung der durch 
ihre Ausdünstungen die Luft verpestenden Anlagen, wie Gerbereien, Leim¬ 
siedereien, chemische Fabriken usw., mitten in den Städten. Beobachtung 
des Grundwasserstandes, Untersuchung des Trinkwassers und der Brunnen¬ 
anlagen. 

2. Beaufsichtigung und Überwachung aller Räume, in welchen viele 
Menschen verkehren, in erster Linie der Schulen betreffs der Besetzung der 
Klassen, richtiger Ventilation, richtiger Subsellien, Anlage von Turnplätzen 
und Spielhöfen. Überwachung der Armenhäuser, der Altersspitäler und der 
Wohnungen der ärmeren Klassen; der Logierhäuser, selbst besserer Gast¬ 
höfe, um Anhäufung zu vieler Menschen in kleinen Räumen zu hindern. 
Hierbei ist passende Heizung und Ventilation zu berücksichtigen. 

In allen öffentlichen Gebäuden, Gasthöfen, Logierhäusern usw. ist die 
Anlage der Öfen mit Rauchklappen zu untersagen; vorhandene Klappen 
sind zu entfernen. Dieser Eingriff darf nicht als eine Beschränkung der 
persönlichen Freiheit gemißbilligt werden; wo das Allgemeinwohl gefährdet 
ist, muß das Einzelwesen sich gesetzliche Beschränkungen gefallen lassen. 
Möchten wir doch hierin das so oft gepriesene England zum Vorbild nehmen! 
So wird am besten den Kohlendunstvergiftungen vorgebeugt, wenn auch 
Private durch Schrift und Wort immer wieder über die Nachteile belehrt 
werden. 

3. Kontrolle der Fabriken betreffs richtiger Verteilung der Arbeit und 
Einhaltung der Arbeitszeit, ebenso der Kohlengruben und Bergwerke. Zu 
junge Arbeiter müssen entfernt werden. 

4. Besondere Vorkehrungen gegen den Ausbruch ansteckender Krank¬ 
heiten zu treffen und dort, wo der Ausbruch stattgehabt, womöglich Ein¬ 
schränkung der Seuche herbeizuführen. Zu jenen Präventivmaßregeln 
rechne ich die Belehrung des Publikums zu allen Zeiten durch Schrift und 
Wort, und zwar durch populäre Vorträge in Handwerker- und polytech¬ 
nischen Vereinen, durch gemeinverständliche Aufsätze in Kreisblättern usw. 
Nicht allein die arme und mittlere Bevölkerung, sondern die sogenannten 
höheren Klassen, die oft in solchen Dingen unglaubliche Vorurteile, um 
nicht zu sagen Unwissenheit zu Platz bringen, bedürfen der Aufklärung. 

Von den epidemischen Krankheiten werden heute für uns in praktischer 
Beziehung nur noch in Betracht kommen: Cholera, Typhus, Ruhr, Pocken. 

31* 
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Der Typhus und die Ruhr werden uns bei vereinzelten Erkrankungen 
nur Veranlassung geben, die Ursache für ihre Entstehung zu erforschen: 
sobald die Fälle sich mehren oder die Krankheiten en- bzw. epidemisch 
auftreten, ist durch Evakuierung überfüllter Wohnungen, Isolierung der 
Kranken, Desinfektion usw. gegen die Epidemie einzuschreiten. Einzelne 
Fälle kommen statistisch stets in Betracht, aber selten hygienisch. 

Dasselbe gilt von der Ruhr; Diphtheritis, Meningitis cerebrospinalis 
muß von Sanitätsbeamten aufmerksam mit beobachtet werden, um zur Er¬ 
gründung der Ursachen beizutragen. 

Die Maßregeln gegen die drei ersten Krankheiten lassen sich sehr gut 
basieren auf das meist vorzügliche Regulativ vom 8. August 1835, aus 
welchem sonst vieles schwinden kann. Die speziellen Anordnungen müssen 
den wissenschaftlichen Fortschritten entsprechend zurzeit getroffen werden; 
eslassen sich beiden noch immer dunkeln Ursachen dieser Krankheiten nicht 
dauernd feste Vorschriften geben. Die Konstatierung der epidemischen 
und kontagiösen Krankheiten muß Sache der Sanitätsbeamten, nicht der 
Gendarmen und Ortspolizei sein; ebenso kann die Anordnung der zu treffen¬ 
den Verhütungsmaßregeln, der Sperre und Desinfektion, die Überwachung 
der Ausführung solcher Maßregeln nur Sache der Physiker sein. Es muß 
als ein Nonsens bezeichnet werden, daß au8 falscher Sparsamkeit mit dem 
Treffen und Ausführen der qu. Anordnungen Beamte betraut werden, welche 
bei bestem Wollen ohne Verständnis und Einsicht an ihren Auftrag gehen 
müssen. Die Folgen davon sieht man als Physikus, wenn irgend ein Um¬ 
stand wirklich zum amtlichen Einschreiten Veranlassung gibt. Dies geschieht 
natürlich erst dann, wenn die betreffende Krankheit sich gründlich aus¬ 
gebreitet hat, also ein Verhüten oder Beschränken der Weiter Verbreitung 
unmöglich geworden ist. Unsere Maßregeln haben aber nur dann Aussicht 
auf Erfolg, wenn wir den oder die ersten Fälle absperren ev. unschädlich 
machen können. Dies gilt am meisten für Pocken. 

Wenn die Behörde sich auf die Hilfe der praktischen Ärzte verläßt, so ist 
sie meist schlecht beraten; es wird dabei außer acht gelassen, daß alle durch¬ 
greifenden Maßregeln Kosten und Umstände veranlassen, die das Publikum 
scheut. Der praktische Arzt aber muß seine Klienten berücksichtigen und 
wird daher mehr im privaten wie allgemeinen Interesse handeln. So lasse 
man denn die praktischen Ärzte ihre Anzeigen an das Physikat machen, 
dessen Vertreter die Pflicht hat, sofort zu konstatieren und einzuschreiten! 

In einer günstigeren Situation als bei den übrigen ansteckenden Krank¬ 
heiten befinden wir uns gegenüber den Pocken. Über diese Seuche, ihre 
Entstehung und Verhütung sind die Ansichten bereits zum Abschluß ge¬ 
kommen. Tritt auch hier und da noch Widerspruch gegen die Impfung 
auf, so ist derselbe doch verschwindend klein gegen die große Zahl der 
sachverständigen Gutachten, die dafür sprechen. Die Frage ist so oft und 
vielseitig ventiliert worden, daß ich die Frage des Dafür gegen das Dawider 
wohl übergehen darf und mich nur als unbedingten Anhänger obligatorischer 
Vaccination, selbst periodischer Revaccination bis zur Konfirmation, und 
Erwachsener beim Auftreten der Variola bekenne. 

Ich wünsche die Impfung in die Hand der öffentlichen Beamten 
gelegt und habe dafür folgende Gründe: Zuerst ist die Impfung so recht 
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eigentlich ein Mittel der öffentlichen Hygiene, gehört also zum Ressort der 
Gesundheitsbeamten. Dann aber ist mit dieser jährlich wiederkehrenden 
Beschäftigung der Physikus imstande, sich über die Verhältnisse in jedem 
größeren Dorfe des Kreises genügend zu orientieren; gleichzeig kann er die 
Hebammen prüfen; endlich aber hat der Beamte der ungebildeten Bevölke¬ 
rung gegenüber eine größere Autorität und bietet dem Staate auch größere 
Garantie, daß die Geimpften auch revidiert werden. Daß dieses von den 
praktischen Ärzten nicht zu gewissenhaft geschieht, dafür Beispiele beizu¬ 
bringen, dürfte nicht schwierig sein; habe ich es doch erlebt, daß praktische 
Ärzte die Impfung den Barbieren oder Lehrern übertrugen, bzw. ihre Impf¬ 
scheine auf Aussagen solcher Laien ausstellten; ja ohne je das geimpfte 
Kind wiedergesehen zu haben, wird der Schein um Gewinn von 50 Pf. 
ruhig ausgefertigt. Sieht man nach einigen Jahren den bescheinigten Impf¬ 
ling, so fehlen die Narben, und eine neue Impfung gibt das beste Resultat. 

Wo die Zahl der Impflinge zu groß ist, wie in unseren Hauptstädten, 
in denen die übrigen Physikatsgeschäfte auch umfangreicherund zeitrauben¬ 
der sind, wird schon nichts übrig bleiben, als eine Zivilassistenz ein für 
allemal zu beschaffen. Doch muß der betreffende Arzt die Verpflichtung 
für exakte Durchführung übernehmen. Dies werden aber vereinzelte Fälle 
sein, vielleicht 10 bis 15 Städte im ganzen Königreich. Über die Impfungen 
müssen durchaus genaue Listen geführt werden, Vaccinations- und Revac- 
cinatioD88cheine ausgegeben werden. Wenn ich dann pro Kopf durch¬ 
schnittlich 1 M. festsetze, so glaube ich diesen Taxsatz nur den jetzigen 
Verhältnissen entsprechend normiert zu haben. Daß Fuhrentschädigungen 
außerdem stattfinden, und die Schemata für Tabellen und Scheine geliefert 
werden müssen, ist selbstredend. Am besten wird immer ein Pausch¬ 
quantum nach dieser Norm gezahlt, die Meilengelder mit berechnet, dafür 
allgemeine freie Impfung gewährt, jährlich in einem bestimmten Zeiträume 
mit Kontrolle. Dann wird die Impfung und Wiederimpfung den größten 
Erfolg haben und am wenigsten Opposition Anden. 

5. Zur Verhütung ansteckender wie anderer Krankheiten gehört auch 
die Kontrolle der Nahrungsmittel. Der Sanitätsbeamte ist ex officio mit dieser 
Untersuchung betraut, hat die Gemüse- wie Fleisch* und Viehmärkte zu 
besuchen, auch was die Herrichtung anlangt, auszuüben, insonderheit 
Schweinefleisch auf Trichinen oder Finnen zu untersuchen ev. untersuchen 
zu lassen. Diese fast mechanische Arbeit wird am besten Laien überlassen, 
damit der Sanitätsbeamte seine Zeit nicht verliert; er aber muß die an- 
gestellten Fleischbeschauer überwachen. 

Wo Markt- und Schlachthallen existieren, müssen diese revidiert, be¬ 
sonders den Gefäßen rücksichtlich der Sauberkeit Aufmerksamkeit geschenkt 
werden. 

Zur Kontrolle der Nahrungsmittel gehört auch die Revision der Material¬ 
handlungen, die oft recht schlechte und verfälschte Nahrungs- und Genuß¬ 
mittel führen und gar sehr der Aufsicht bedürfen, namentlich bei der zu¬ 
nehmenden Konkurrenz; aber jährlich und ohne Aufforderung der Polizei 
muß der Sanitätsbeamte revidieren. Der Gesundheitsbeamte darf nicht von 
der Laune, von dem Nichtverstehen oder Nichtwollen eines Polizeibeamten 
abhängig sein. Die Revisionen finden plötzlich (und hierauf lege ich 
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nach meiner kurzen Erfahrung ein bedeutendes Gewicht) statt, ohne Requi¬ 
sition, ohne Teilnahme anderer Beamten. Sonst wird das Geheimnis nicht 
gewahrt, wie ich zum größten Verdruß oft erfahren habe. Vorher bekannte 
Revisionen, wem sie auch gelten mögen, sind eine elende Spiegelfechterei; 
wer tüchtig und rechtschaffen ist, hat eine Revision weder bei Tage noch 
bei Nacht zu fürchten, ihm gilt die Kontrolle nur der Form wegen; der 
Untüchtige, Unreelle aber muß überfallen werden, dann wird der Revisor 
wenigstens einige Schäden finden. Das gilt für die Materialgeschäfte wie 
später für die Apotheken, Krankenhäuser, Gefängnisse usw. 1 )* 

Der Medizinalbeamte hat später die Notwendigkeit seines Verfahrens, 
der etwa entstandenen Kosten usw. nachzuweisen, damit er nicht auf bloßes 
Gerede hin große Reisen über.Land unternimmt und so die Staatskasse 
belastet. Ein kurzes Protokoll muß stets zu den Akten genommen werden 
und halbjährlich oder jährlich ein ganz kurzer Bericht an die höhere Behörde 
(Regierung) erstattet werden. So wird gleichzeitig viel unnütze Schreiberei 
vermieden. 

Aber auch eine gewisse Exekutive muß der Sanitätsbeamte haben, 
soll anders er Ansehen dem gewöhnlichen Manne gegenüber haben, soll 
seine Wirksamkeit durch bureaukratische Langweiligkeit nicht in Frage 
gestellt werden. Ich führe als Beispiel nur an: Bei ansteckenden Krank¬ 
heiten müssen die vom Medizinalbeamten gemachten Anordnungen über 
Sperre oder Desinfektion sofort ausgeführt werden; andererseits muß es 
seine Sache sein, die Sperre wieder aufzuheben, z. B. die Pockentafeln von 
den Türen oder Häusern wieder entfernen zu lassen. In bestimmten unauf¬ 
schiebbaren Fällen muß er Strafen bis zu einer gewissen Höhe verhängen 
können, die die Polizeibehörde zu sanktionieren hat ohne Änderung. In 
anderen Fällen darf er nur handeln in Übereinstimmung mit der Polizei 
oder dem später zu erwähnenden Gesundheitsrate, dessen Mitglied er unter 
allen Umständen sein muß. Die Exekutive der Medizinalbeamten zu weit 
auszudehnen, dafür bin ich deswegen fcicht, weil mir wohl bekannt ist, daß 
Ärzte selten mit den Formen sehr vertraut sind, und vor allen Dingen, weil 
oft administrative und juristische Punkte in Erwägung kommen, von denen 
ein Medizinalbeamter keine Ahnung haben kann. 

Aber vollständige Initiative allen Behörden gegenüber in allen 
sanitäts- wie medizinalpolizeilichen Angelegenheiten und eine größere Exeku¬ 
tive wie heute, das ist, soll der Beamte gedeihlich und mit Erfolg wirken, 
unumgänglich notwendig. 

6. Überwachung der Prostitution. 

Die Prostitution hat in den letzten Jahrzehnten so kolossale Dimen¬ 
sionen angenommen, daß sie bei der heutigen Gesetzgebung einmal nicht 
mehr zu übersehen oder zu zügeln ist und andererseits die Gesellschaft 
geradezu in Gefahr bringt, wie Berlin und andere große Städte am schla¬ 
gendsten bewiesen haben und beweisen. Aber auch in kleineren Städten 
tritt die Gemeinheit immer offener auf. Ich suche den Grund dafür neben 
den sozialen Mißständen, der erschwerten Heirat usw. entschieden in der 


*) Dieses Verfahren empfiehlt sieh noch heute für alle amtlichen Revisionen 
auch durch die höchsten Beamten. P. 
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Aufhebung der Bordelle und bin der Ansicht, daß der Staat nicht öffentlich 
verbieten darf, was er im stillen duldet. Sind unsere Verhältnisse nun ein¬ 
mal trotz alles Prahlens so französisch, d. h. depraviert worden, daß dieses 
Übel als ein vorhandenes und notwendiges angesehen werden muß, bedingt 
durch Übervölkerung, Luxus usw., bedingt dadurch, daß der Mann bei 
heutigen Ansprüchen nicht mehr in der Lage ist, zeitig eine Familie zu 
gründen, doch aber selten sittliche Kraft genug hat, ohne Gefahr für sein 
körperliches Wohl den Trieben den Zügel anzulegen, nun wohl, dann müssen 
wir dahin streben, diesen Mißstand abzustellen. Das geschieht nicht durch 
Duldung der Winkelhurerei, um den erbärmlichen Schein zu wahren; nein, 
dem Ding muß die Maske abgerissen, nackt muß es zunächst hingestellt 
werden, damit wir es dann an den Ort bringen, wohin es gehört, hinter 
Schloß und Riegel, d. h. in die streng überwachten Bordelle. Daneben aber 
muß jede Winkelhure auf das strengste bestraft werden. Dann werden wir 
wieder Ruhe und Ordnung hersteilen, und der bessere Teil der Gesellschaft 
wird von dem Auswurf nicht bei Tag und Nacht behelligt werden. Wir 
werden außerdem jener schrecklichen Geißel, der Syphilis, besser Herr werden 
und die kommenden Generationen vor Verkümmerung und Elend bewahren, 
wenn wir in den Bordellen die nötigen Vorsichtsmaßregeln treffen. In 
dieser Beziehung scheinen mir die neueren Einrichtungen in Leipzig und 
Köln die besten zu sein. 

Den Kreisärzten aber muß die Kontrolle über diese Sittlichkeitsanstalten 
(das sind Bordelle in der Tat) übertragen werden; nicht die Untersuchung 
der Dirnen, das wäre zu viel verlangt, und manchem Kollegen wäre dadurch 
eine einträgliche und wertvolle Beschäftigung genommen. 

7. Zu den weiteren Funktionen der Kreisärzte würde die Führung aller 
statistischen Tabellen gehören, die Sammlung der Totenscheine, die hoffent¬ 
lich bald allgemein eingeführt werden. 

8. Hierher gehört ferner die Begutachtung von Neubauten, Fabrik¬ 
anlagen, öffentlichen Gebäuden betreffs der Zweckmäßigkeit vor ihrer Aus¬ 
führung. In Gemeinschaft mit den Bausachverständigen muß der Kreisarzt 
hier entscheiden, ob aus diesen Anlagen Schädlichkeiten für die allgemeine 
Gesundheit erwachsen; ob die Latrinen, solange wir kein besseres System 
haben, zweckmäßig und ohne Belästigung für die Nachbarschaft, ohne Gefahr 
für das Trinkwasser angelegt sind, ebenso die Senkgruben und Viehställe 
in kleineren Orten. Wer sich nicht um diese Dinge speziell bekümmert 
hat, wer nicht selbst alle Hofstellen seiner Stadt und alle öffentlichen Ge¬ 
bäude revidiert hat, der glaubt nicht, wieviel hygienische Vergehen hier 
begangen werden. 

9. Die Beaufsichtigung der vorhandenen Schindanger ist notwendig; 
bei neuer Anlage solcher Plätze die Wahl eines passenden Platzes. Ebenso 
ist die Anlage neuer Friedhöfe nicht dem Ermessen der Geistlichen, der 
Ortsobrigkeit allein zu überlassen; ihre Wünsche müssen gehört werden, doch 
muß in der Hauptsache die hygienische Instanz entscheiden. 

10. Auf der Grenze zwischen Medizinal- und Sanitätspolizei (wenn 
beides überhaupt genau zu trennen ist) steht die Sorge um die richtige 
Pflege der Haltekinder, jener unglücklichen Wesen, die, durch Leichtsinn in 
die Welt gesetzt, meist langsam Hungers sterben oder so schlecht ernährt 
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werden, daß sie später die Zahl der Siechen und Krüppel vermehren. Alle 
Personen , welche dergleichen Kinder in Pflege nehmen wollen, dürfen dies 
nur mit besonderer Erlaubnis der Polizeibehörde und des Physikus tun. 
Letzterer muß ein genaues Verzeichnis dieser Pflegemütter haben und 
Nachweis darüber führen, daß er selbige quartaliter mindestens kontrolliert 
hat. Wiederholt gefundene schlechte Ernährung, Mißhandlung usw. hat 
Konzessionsentziehung zur Folge. So wäre vielleicht jenen unglücklichen 
Wesen ein erträgliches Los zu bereiten, der Staat aber vor Krüppeln und 
weiterer elender Propagation zu bewahren. 

11. Bei Epidemien muß der Gesundheitsbehörde, dem Kreisärzte, das 
Recht zustehen, es muß seine Pflicht sein, überfüllte Wohnungen, wenn 
nicht anders, mit Hilfe der Polizei zu evakuieren. Dazu ist natürlich 
unerläßlich, daß er stets über den Stand der Krankheit genau orientiert sei, 
sich also auch selbst in sogenannten Kasernements, wie Armenhäuser, noto¬ 
rische Armenwohnungen usw., von dem Stande der Dinge überzeugt, um 
dann Abhilfe zu schaffen. 

12. Es ist Pflicht der Gesundheitsbeamten, genaue klimatische Beob¬ 
achtungen zu machen, also Thermometer-, Barometer- und Psychrometer¬ 
stand täglich zweimal zu verzeichnen, daneben Studien über den Stand des 
Grundwassers anzustellen. Diese Verhältnisse müssen mit den herrschenden 
Krankheiten verglichen und in dem Sanitätsbericht, der nach wie vor viertel¬ 
jährlich, nur ausführlicher als jetzt, zu erstatten ist, genau aufgenommen 
werden. Die mittleren Zahlen für Monate, Quartal und Jahr sind auszu¬ 
ziehen und anzugeben. Auf solche Weise allein können wir allmählich zu 
einem Überblick über die nosologischen, wie über die ätiologischen Ver¬ 
hältnisse der einzelnen Landesteile kommen zum Nutzen und Frommen der 
Gesamtheit. 

Das sind in Kürze die Forderungen, die meines Erachtens an den 
Kreisarzt als Sanitätsbeamten gestellt werden müssen. Soll er aber mit 
einigermaßen sicherem Erfolg wirken, dann muß er Einfluß auf seine Kol¬ 
legen und das Publikum haben. 

ln ersterer Hinsicht ist ein gutes Einvernehmen mit den Kollegen drin¬ 
gend nötig; dies wird um so eher stattfinden, je weniger der Kreisarzt 
zugleich praktischer Arzt ist. Daß Neid die Wurzel vieler Übel ist, bewährt 
sich kaum in einem Berufe mehr als in dem ärztlichen. Beim Fehlen der 
Konkurrenz wird sich ohne weiteres ein besseres Verhältnis zwischen beam¬ 
teten und praktizierenden Ärzten herausstellen. Der Kreisarzt muß Mitglied 
der auch bei uns im Osten hoffentlich bald ins Leben tretenden Kreis¬ 
vereine sein. Hier kann er unbemerkt das wissenschaftliche Leben fördern, 
kann Tagesfragen, namentlich hygienische Angelegenheiten, zur Sprache 
bringen usw. 

Was den zweiten Punkt anbelangt, so muß der Kreisarzt nicht allein 
zur Zeit epidemischer Krankheiten durch Schrift und Wort das Publikum 
in der angegebenen Weise zu belehren und zu beruhigen suchen, sondern 
er muß auch sonstige Gelegenheiten wahrnehmen, wo es auch sei, die Schäden 
aufzudecken und das Verständnis für Hygiene zu wecken. 
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Der geeignetste Platz für diesen Zweck sind einmal die allerseits so 
sehr gewünschten Gesundheitsräte und zweitens die Kreistage, deren 
Mitglied der Sanitätsbeamte nach meinem Dafürhalten sein muß. 

Zu Recht bestehen augenblicklich in allen Städten über 5000 Ein¬ 
wohner permanente Sanitätskommissionen, deren Zusammensetzung oft eine 
wunderbare ist, hauptsächlich deshalb, weil niemand den Wert dieser Kom¬ 
mission erkennen konnte. 

Die Kommissionen haben weder eine nutzbringende Initiative, noch 
irgend eine Exekutive. Sie tagen und beraten, und wenn es den betreffenden 
Kommunen bzw. einer hohen Polizei gefällt, die Gedanken der Kommission 
zu acceptieren, dann werden die betreffenden Abänderungen gemacht; meist 
aber wird durch den nachgerade berühmten Bureauschneckengang die An¬ 
gelegenheit totgeschwiegen, oder aber erledigt, wenn z. B. die Epidemie 
erloschen ist. Außerdem tagen die sogenannten permanenten Sanitätskom¬ 
missionen, soweit mir bekannt ist, in den meisten kleinen Städten nur zur 
Zeit von drohenden Epidemien und vertagen sich nach Ablauf derselben 
wohl bis zum Anrücken der nächsten Cholera- oder Pockenseuche usw. 
Jedenfalls wird mit Hilfe dieser alten schwerfälligen Maschine mit alten 
unbrauchbaren Rädern nichts geleistet, wenn auch die beste motorische 
Kraft hineingebracht wird. Es kann zu nichts führen, solche Behörden, in 
denen in allen Städten bis zu 25000 Einwohnern meist Leute sitzen, die 
von der Sache nichts verstehen, auch sich nicht bemühen, Verständnis zu 
erlangen, weiter bestehen zu lassen. 

Eine Sanitätskommission oder meinetwegen auch ein Gesundheitsrat, 
wenn man denn auch im Namen englisch werden will (mir liegt freilich an 
der englischen Einrichtung selbst mehr), darf nicht über fünf ordentliche 
Mitglieder auf 10000 Einwohner zählen. In kleineren Städten genügen 
drei Mitglieder, und zwar muß unter allen Umständen ein Arzt, der Interesse 
für Hygiene hat, ein Magistratsmitglied bzw. der Polizeidirektor und ein 
sonstiger Bürger, wenn möglich der Apotheker, dabei sein. In Kreisstädten 
muß der Kreisarzt, Physikus, stets Mitglied der Kommission sein, welcher 
der Polizeidirigent präsidiert; außerdem ein Magistratsmitglied, der Bau¬ 
inspektor oder Baumeister und vielleicht der Apotheker, den man bei vielen 
Untersuchungen nicht entbehren kann. Eine größere Anzahl von Mit¬ 
gliedern erschwert die Verhandlungen und die Schlüssigkeit der Kommission, 
ohne nutzbringend zu sein; fünf Mitglieder höchstens halte ich für mehr als 
ausreichend. 

Diese ordentlichen Mitglieder halten mindestens alle Monat eine Sitzung, 
zurZeit von Epidemien nach Bedürfnis mehr. Sie erwägen in gewöhnlichen 
Zeiten alle früher erörterten Punkte, soweit dieselben kommunaler Natur 
sind, und, wo sie entschieden gesundheitswidrige Verhältnisse finden, haben 
sie das Recht, dieselben kategorisch wegzuschaffen. Im Notfall gibt die 
Polizeiverwaltung ihre Exekutivbeamten zur Ausführung her. 

Beim Auftreten einer Epidemie ergänzt sich die Kommission aus den 
Ärzten und Bürgern der Stadt nach Bedürfnis; die Anträge der Subkommis¬ 
sion werden der Hauptkommission übergeben zur weiteren Veranlassung. 
Die Hauptkommission steht durch den Physikus mit der Regierung und so 
mit der Zentralstelle in Berlin in Verbindung. Der Physikus teilt viertel- 
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jährlich, bei Epidemien sofort, die Resultate ev. Beschlüsse der Kommission 
an die Regierung mit usw. 

Bei einer solchen Einrichtung ist es möglich, die öffentlichen Gesund¬ 
heitsbedingungen zu verbessern, vorausgesetzt, daß der Physikus tüchtig ist 
und Interesse zur Sache hat. Er als geborenes Mitglied der Kom¬ 
mission ist zugleich das Herz derselben; wenn ich ihm nicht den 
Vorsitz zu weise, so geschieht dies, weil ich wohl weiß, daß wir Ärzte mit 
Formalien selten vertraut sind und darum nicht genügen für das Präsidium. 
Bei Behinderung des Polizeidirigenten würde der Physikus immer die Ver¬ 
tretung haben, da ich ihn für ebenso befähigt halte wie die übrigen Mit¬ 
glieder. Also Gesundheitsräte mit wenigen, aber tüchtigen Mitgliedern, zu 
denen in der Kreisstadt stets der Kreisarzt gehört. 

Daß in Städten von 25000 Einwohnern und mehr eine Kommission 
schon in normalen Zeiten kaum aus reicht, ist klar; es sind dann Er¬ 
gänzungsmitglieder notwendig. In Städten von 50 000 Einwohnern und 
darüber müssen immer mehrere Kommissionen tagen, die aber unter 
einheitlicher Leitung des Physikus und Polizeidirigenten stehen; mindestens 
muß der Gesundheitsbeamte stets Fühlung mit den Kommissionsbeschlüssen 
haben, bei denen er nicht direkt beteiligt ist. In dieser Kommission oder 
Kommissionen findet der Sanitätsbeamte die beste Gelegenheit, die Vertreter 
einzelner Bevölkerungsschichten zu belehren und ihre Ansichten zu läutern. 

Damit er denselben Zweck aber auch für das platte Land erreiche, 
muß er notwendig beratendes Mitglied des Kreistages oder Kreis¬ 
ausschusses sein, stimmberechtigt ist er nur in sanitätlichen 
Angelegenheiten; in solchen aber muß er gehört werden. Bei der 
Emanation der neuen Kreisordnung hat man die Physiker leider wieder 
fallen lassen als Mitglied des Ausschusses. Aber ich glaube, man wird sich 
früher oder später von der Notwendigkeit ihrer Ratschläge in dieser Ver¬ 
sammlung überzeugen. 

Wie dringend gerade für unsere ländlichen Kreise noch eine Aufklärung 
notwendig ist, wie wenig man dort von allgemeiner Gesundheitspflege weiß 
oder wissen will, das ist wirklich unglaublich. Die jüngere Generation wird 
halb gezwungen, sich in die Sache hineinzuleben; die ältere aber verschließt 
meist hartnäckig den Fortschritten der Wissenschaft ihr Ohr. 

Also Mitglied des Kreistages muß der Physikus sein; endlich 
auch Mitglied der Armenvereine, wenigstens muß in Sachen der Armenpflege 
der Sanitätsbeamte mitsprechen; er kennt die^Not, wenn er, wie ich es 
wünsche, Armenarzt ist, gewöhnlich besser als der Geistliche und weiß, 
wie dem Übel am sichersten zu steuern ist. 

Damit wäre die sanitätspolizeiliche Seite erledigt, und es blieben noch 
einige Worte, zu sagen über die Pflichten, welche die Medizinalpolizei auflegt: 

1. Beaufsichtigung der Apotheken des eigenen und jährliche Revision 
der Apotheken eines Nachbarkreises. 

Es ist nicht ratsam, die Apotheken des eigenen Kreises revidieren zu 
lassen, da zahlreiche Beispiele beweisen, daß sich leicht ein intimes oder 
pikantes Verhältnis, sei es auch nur durch den geselligen Verkehr, zwischen 
Physikus und Apotheker, namentlich der Kreisstadt, ausbildet. Die Apo- 
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theken aber müssen, namentlich, weun sie noch vermehrt werden, oder wenn 
wir ja auf den Humbug der Gewerbefreiheit verfallen sollten, einer sehr 
strengen und unvorhergesehenen Kontrolle unterzogen werden. 

2. Revision der Krankenhäuser des Kreises, ebenfalls in einem be¬ 
stimmten Turnus, aber unangemeldet, nicht wie die Regierungsverfügung 
vom 17. Juni 1867 vorschreibt, in Begleitung eines Magistratsdeputierten, 
sondern allein und ohne vorherige Anmeldung. 

3. Alljährliche Prüfung und Kontrolle der Hebammen, solange noch 
Bezirkshebammen existieren. Ein dreijähriger Turnus ist meines Erachtens 
nicht genügend; die Frauen werden träge, vergessen das Gelernte, werden 
nachlässig und erlauben sich alle möglichen Übergriffe. Wichtig für diesen 
Zweck ist jedenfalls, daß der Kreisarzt durch die praktischen Ärzte auf 
Übergriffe der Hebammen aufmerksam gemacht wird. Er muß natürlich 
die Fehler rügen, ohne den praktischen Arzt zu nennen, damit derselbe 
nicht durch die immer noch einflußreichen Hebammen in seiner Praxis ge¬ 
schädigt werde. 

4. Revision der Drogenhandlungen, Brauereien, Materialhandlungen, 
Destillationen, Weinhandlungen usw., Industrieanlagen, Fabriken usw., wie 
schon erwähnt. Übelstände müssen direkt der Polizei angezeigt werden, 
die zu strafen bat. 

5. Beaufsichtigung der Heilbäder für Trink- und Badekuren, der öffent¬ 
lichen und privaten Badeanstalten betreffs der Einrichtungen, Reinlichkeit und 
Verwaltung usw. Dabei ist dahin zu streben, Freibäder für Unbemittelte her¬ 
zustellen, durch Anregung teils der Kommunal-, teils der Privatwohltätigkeit. 

6. Seitens des beamteten Arztes muß dafür Sorge getragen werden, 
daß auch in kleinen Orten fern vom Wohnorte des Arztes eine zuver¬ 
lässige Persönlichkeit damit vertraut ist, Verunglückten in geeigneterWeise 
zu Hilfe zu kommen. Im Besitz dieser Person (Geistliche, Schullehrer, 
Hebammen, Heildiener eignen sich unstreitig dazu am besten) müssen die 
nötigsten Utensilien und Medikamente für solche Fälle sein. Außerdem 
dürfte es wohl zu empfehlen sein, spielend den älteren Kindern in den Volks¬ 
schulen die nötigen Unterweisungen an die Hand zu geben. 

7. Die im Kreise lebenden ungefährlichen Geisteskranken müssen dem 
Physikus bekannt sein. Bei irgend einer Verschlimmerung des Leidens 
muß ihm die Anzeige sofort gemacht werden; ebenso müssen akute Geistes¬ 
krankheiten von irgend welcher Bedeutung sofort dahin gemeldet werden. 
Nach Konstatierung des Falles an Ort und Stelle muß ev. den übrigen Be¬ 
hörden (Polizei, Gericht) sofort Anzeige zur weiteren Veranlassung gemacht 
werden. 

8. Während Epidemien herrschen, müssen amtlich die Armenwohnungen 
revidiert und bei Mangel an Raum die Kranken zwangsweise in die Kranken¬ 
häuser evakuiert werden. 

Für alle diese medizinalpolizeilichen wie die sanitätspolizeilichen Fälle 
muß der Beamte auch die Exekutive haben, damit er Mängel wirklich 
abstellen, selbst Ordnungsstrafen verhängen kann. 

9. In den jetzt üblichen Sanitätsberichten muß vorschriftsmäßig auch 
eine gewisse Zensur über die Kollegen des Kreises mit einfließen. Diesen 
Passus würde ich lieber schwinden sehen, da die praktischen Ärzte in 
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keinerlei abhängigem Verhältnis zum Physikat stehen. Besondere Verdienste 
kommen schon ohne halbjährliche Zensur an die rechte Glocke. 

Viele dieser Geschäfte können im Kreise am besten während des Impf- 
geschäftes besorgt werden und verursachen dann keine besonderen Kosten. 

Über die gerichtliche Tätigkeit des Sanitätsbeamten habe ich bereits 
gesprochen und füge nur noch hinzu, daß ich die Verbindung der foren¬ 
sischen Tätigkeit mit der hygienischen für sehr gut möglich und zweck¬ 
mäßig halte. Der Staat muß einen Arzt mit öffentlichem Charakter als 
Vertrauensmann haben, auf den er in allen öffentlichen und gemeinschäd¬ 
lichen Fragen der Justiz rekurrieren kann. Soll er fort und fort in diesen 
Personen wechseln, indem er dem praktischen Arzt Obduktionen und thanato- 
logische wie biologische Gutachten überläßt, so entzieht er die Gelegen¬ 
heit, daß wenigstens ein Arzt sich eine gewisse Fertigkeit, einen Überblick 
durch einige wenn auch nicht häufige Übung aneignet. Darum lasse man 
die Vertretung des Staates in solchen Dingen den Sanitätsbeamten und 
beauftrage mit der Obduktion einen praktischen Arzt, ebenso mit dem Kor¬ 
referat in Gemütszustandsuntersuchungen. 

Das sind die Obliegenheiten eines Physikus in meinem Sinne. 

Über diese seine Verpflichtungen und Rechte müssen dem Beamten 
beim Eintritt in den königlichen Dienst bestimmte und klare Instruk¬ 
tionen gegeben werden, damit er nicht Jahre hindurch tasten muß, wie¬ 
weit seine Kompetenz geht. 

Jeder praktische Arzt müßte durch das Physikat eine ähnliche Instruktion 
erhalten, aus welcher er ersehen könnte, daß und welche Pflichten er gegen den 
Staat in sanitätspolizeilicher Beziehung zu erfüllen hat. Heute werden wirklich 
hygienischen Anforderungen oft die albernsten Einwendungen entgegengehal¬ 
ten, begründet teils in der hygienischen Unwissenheit weitaus der meisten Prak¬ 
tiker, teils in einer kleinlichen Opposition, basierend auf Neid und Mißgunst. 

Ich glaube nicht zu viel zu verlangen, wenn ich für diese, mir scheint 
es fast wichtigsten und einflußreichsten Beamten der ganzen Hygiene, ein 
sicheres Einkommen beanspruche, damit sie ihrer Pflicht voll genügen 
können. Ein festes Einkommen von 3000 M. muß jedem Kreisarzt gesichert 
sein, für mittlere Städte 3600 M. und für große Städte 4500 M. 

Die Kreisphysiker haben heute eigentliche Instruktionen gar nicht; es 
wird von ihnen gewünscht, aber nichts oder wenig bestimmt verlangt. Wer 
es gewissenhaft mit diesem Amte meint, der hat auch jetzt ausreichend 
Material trotz der lückenhaften Gesetzgebung zur Arbeit, aber auch zum 
Ärger. Widerstand aller Art seitens der Kommunen und Privaten findet 
sich. Dabei fehlt vielen Physikern selbst die Einsicht für die Notwendig¬ 
keit der Wegräumung allgemeiner Schädlichkeiten, und diejenigen, die sich 
darüber klar sind, daß hier ein Augiasstall zu säubern ist, haben selten die 
Kraft und ebenso selten den Mut des notwendigen Herkules. Wer mit 
einem einsichtigen Landrat und einem energischen Bürgermeister zusammen 
arbeitet, führt wenigstens noch einige zweckmäßige Reformen durch. Und 
das ermutigt zu neuer Tätigkeit. Aber wie oft trifft denn das zu? Wieviel 
öfter das Gegenteil und dann wird der Physikus vom Herrn Landrat für 
einen Querulanten, von den Kommunalbehörden und Privaten für einen 
Denunzianten gehalten. 
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Gegen diese Behörden wie gegen die Privaten vorzugehen, dazu gehört 
nicht der augenblickliche persönliche Mut eines Kavaliers, sondern der aus¬ 
dauernde moralische Mut, der sich über alle persönlichen Rücksichten hin¬ 
wegsetzt und nur die gute Sache, die Erreichung des für notwendig und 
recht Erachteten im Auge behält. Dieser Mut verlangt vor allem zähe 
Ausdauer, aber auch Aufgeben eigener materieller Vorteile. Die Mehrzahl 
der Menschen unterscheidet Sache und Person nicht; und wer für eine Sache 
vollständig eintritt, ohne durch seine Stellung geschützt zu sein, muß es 
meistens an seinem Leibe büßen, d. h. als Arzt erfährt er oft sehr bittere 
materielle Schädigungen in seiner Praxis, wenn er nicht wissenschaftlich so 
hoch und gleichzeitig ohne ebenbürtige Konkurrenz dasteht, daß das Publikum 
seiner immer wieder bedarf. So reich ausgestattet in geistiger Beziehung 
sind aber immerhin nur wenige Menschen. 

Wird die Sorge um die Existenz vermehrt durch eine zahlreiche Familie, 
so ist der materielle Hemmschuh im Amte noch größer. Wenn die Familien¬ 
existenz nicht gesichert ist, wenn die Kinder über Hunger schreien, dann 
sinkt des stärksten Mannes Mut wohl in den meisten Fällen, und er tut 
seine Pflicht nach dem Buchstaben, aber nicht nach der Überzeugung und 
aus Liebe zur Sache. Und das ist verzeihlich. 

Je höhere Anforderungen der Staat an Beamte stellt, desto besser muß 
er sie besolden. Ein gewissermaßen Polizeibeamter, und ein solcher ist ein 
guter Physikus in der Tat, darf nicht von der Gnade des Publikums ab¬ 
hängig sein; der Beamte kommt sonst leicht in Zwiespalt mit sich selbst. 
Die Physiker müssen also, sollen sie wahre Gesundheitsbeamte werden, 
auskömmlich besoldet sein und von der Privatpraxis direkt oder 
indirekt ausgeschlossen werden. 

Selbst wenn der Staat das ganze meinerseits für die Physikate bean¬ 
spruchte Gehalt hergäbe, würde er in Zukunft in finanzieller Beziehung 
nur gewinnen; eine gute Gesundheitspflege erspart in der Armenpflege 
durch Verhütung epidemischer Krankheiten, durch Einschränkung des Siech¬ 
werdens infolge schlechter Ernährung und schlechter Wohnungen, infolge 
zu zeitiger Anstrengung jugendlicher Individuen in den Fabriken, Berg¬ 
werken usw. Daß diese Vorteile nicht sofort erkennbar sein werden, ist 
klar; aber nach Dezennien wird noch die lebende Generation erfahren, was 
eine geregelte Gesundheitspflege geleistet hat. 

Ich erinnere in dieser Beziehung an England, das schon heute die 
Früchte seiner hygienischen Reformen genießt durch Einschränkung der 
Tuberkulose, der Skrofulöse, des Typhus usw. 

Und welch immenser Vorteil wird daraus für die späteren Generationen 
erwachsen! Man denke nur an die Erblichkeit von Tuberkulose und Skro¬ 
fulöse! Das Heiraten lassen sich ja doch solche Kranke nicht verbieten, so 
sehr dies oft im Interesse der kommenden Generation liegt. Und die 
Menschen möchten wohl auf dem Erdenrund zählbar sein, die die Folgen 
ihrer Handlungen so weit überlegten, daß sie im Interesse künftiger Kinder 
bei bekannter erblicher Krankheitsanlage auf den Zeugungsakt Verzicht 
leisteten. Also heißt es keine Utopien, sondern praktische Verbesserungen 
im realen Leben, wie es nun einmal ist. 
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Hohe Anforderungen stelle man an die Physikate, gebe aber dement¬ 
sprechende Besoldung, so daß der Gesundheitsbeamte frei dasteht wie ein 
Richter, unbeeinflußt von der Gunst oder Ungunst des Publikums seinen 
Amtspflichten nachkommen kann. Damit dies so vollkommen als möglich 
geschehen kann, fordere ich, daß die künftigen Physiker von der 
eigentlichen Privatpraxis ganz ausgeschlossen werden, als wirklich 
behandelnde Ärzte niemals fungieren dürfen, sondern nur als konsul¬ 
tierende Kollegen ärztlich auftreten können. Dafür habe ich folgende 
Gründe: 

Goethes Ansspruch: „Am Golde hängt, nach Golde drängt zuletzt 
dochalle8 u , hat für jeden Menschen mehr oder weniger doch seine Wahrheit. 
In unserer so materiellen Zeit wird das Ringen nach dem Golde immer 
größer. Läßt man nun den Beamten die Praxis offen, so wird nicht selten 
der Fäll eintreten, daß die Praxis in erster Linie des einträglicheren Er¬ 
werbes wegen berücksichtigt wird und das Amt darunter leidet, wenn auch 
nicht direkt, so doch indirekt. Der Mann zersplittert seine Kräfte vor¬ 
wiegend für ein einträgliches Nebengeschäft und wickelt seine Amtsgeschäfte 
nach der herkömmlichen Schablone ab. Er läßt sich nichts Besonderes zu¬ 
schulden kommen, aber er erfüllt eben nur, was seine Instruktionen dem 
Buchstaben gemäß fordern. 

Zweitens tritt er vermöge der Privatpraxis in eine intimere Beziehung 
zum Publikum, die gar leicht zu laxer Handhabung der Sanitätspolizei, wie 
der forensischen Seite bezüglich etwaiger Atteste führt und beim Übergang 
zur Neuerung erst recht zu vermeiden ist. 

Endlich drittens, was schon Hofmann v. Steinfurt 1869 betont hat, 
ist der Physikus jetzt seinen Kollegen fast immer ein Dorn im Auge, wird 
gewissermaßen als Räuber der Praxis angesehen. Deswegen werden ihm 
gerade von seinen Kollegen oft die größten Schwierigkeiten durch Inter¬ 
ventionen, durch Aufwiegeln des Publikums, durch direkten Wider¬ 
spruch usw. gemacht. 

Mit Untersagung der Privatpraxis hört der Neid auf und damit auch 
die Opposition. Konsultative Praxis in und außer dem Hause kann 
den Beamten ruhig belassen werden; sie wird nie groß werden und 
überhaupt nur in Anschlag zu bringen sein, wenn der Beamte zugleich ein 
tüchtiger Arzt ist. 

Um nun aber die ärztliche Tätigkeit des Beamten nicht ganz lahm zu 
legen, erscheint es zweckmäßig, die Armenpraxis in der Kreisstadt und auf 
dem Lande mit dem Physikat zu verbinden und, wo es irgend angeht, die 
Kreis- und Stadtlazarette den Physikern zu sichern. Nur in dieser Weise 
wird es möglich sein, das praktische Wissen des Mannes in therapeutischer 
Beziehung au niveau zu erhalten, und das ist auch für sein Amt von Wich¬ 
tigkeit, damit er den Einblick in das praktische Leben sich erhalte. Man 
kann sagen, es sei gewagt, das Lazarett in die Hände des Beamten zu 
geben, der die Kontrolle üben soll; ich gestehe, daß mir dieser Umstand 
auch bedenklich ist; indessen lassen sich Lässigkeiten bei der meinerseits ge¬ 
wollten Tätigkeit der Regierungs-Medizinalräte leicht entdecken und abstellen. 

Gleichzeitig eignen sich die Physiker am besten zu Gefängnisärzten. 
Bei Ausschluß der Privatpraxis fallen alle Rücksichten, Familienbeziehun- 
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gen nsw. gegen Gefangene fort. Freilich müßte der Justizfiskus etwas 
besser honorieren, namentlich in den kleineren Städten. Hier kann bei 
heutiger finanzieller Stellung der Gefangenenärzte ein gewissenhafter Arzt 
den Anforderungen nicht genügen. Ich scheue mich nicht, meine unmaß¬ 
gebliche Ansicht frei dahin auszusprechen, daß den betreffenden Ansprüchen 
der Gerichte, die wöchentliche Kontrolle der Gefängnisse, Revision der 
Speisen, selten genügt wird. Indessen das tut ja nichts; wenn’s nur auf 
dem Papier steht, das genügt in dieser Zeit des Scheines vollständig. Also 
man honoriere diese Stellen besser, verlange auf dem Papier nicht viel und 
nichts Unnötiges, aber, was man verlangt, auch gründlich und ohne Augen- 
zudrücken. Unter solchen Bedingungen gebe man die Gefängnispraxis in 
den Kreisstädten den Physikern. 

Um nun den Beamten möglichst frei von äußeren Einflüssen hinzu¬ 
stellen, um ihn in die Lage zu bringen, daß er seine Pflichten ohne Gefahr 
des Darbens erfüllen kann, sichere man ihm ein Minimalgehalt von 2400 
bis 3000 M. für kleinere Städte unter 20000 Einwohnern, von 3600 M. 
in Städten bis zu 50000 Einwohnern und von 4500 M. in den übrigen 
Städten des Reiches. 

Wie ist diese Summe aufzubringen ohne erheblicheren Zuschuß seitens 
des Staates, als solcher jetzt projektiert wird? 

Wie verlautet, soll das Gehalt der Physiker auf 1500 M. normiert 
werden; wenn der Staat diese Proposition macht, wird der Landtag sicher 
bewilligen; dann möge man aber für größere Städte 600 M. mehr in Ansatz 
bringen, also 2100 M. Hierzu gebe man das Gehalt der in Wegfall 
kommenden Kreiswundärzte mit 300 M. 

Ja man kann doch die Kreiswundärzte nicht auf einmal sämtlich suspen¬ 
dieren ! Da gibt es einen Ausweg. Sämtliche jüngeren Kreiswundärzte sind 
pro physicatu geprüft; haben sie sich brauchbar in ihrer bisherigen Stellung 
gezeigt, so müssen selbige ohne Rücksicht auf anderweitige Bewerbungen 
zuerst angestellt werden. Wer unbrauchbar ist, erhält als Wartegeld 
150 M. bis an sein Lebensende, also die Hälfte des Gehaltes. Mit den 
alten Medico-Chirurgen, die solche Stellen innehaben, wird in derselben 
Weise verfahren. Ähnlich ist ja der Staat bei neuen Einrichtungen wieder¬ 
holt verfahren; ich erinnere nur an Steuerbeamte, die überflüssig wurden, 
als 1867 die Zollgrenze schwand. Auf solche Weise würde man diese 
Beamtenklassen, deren Unnötigsein ich glaube evident bewiesen zu haben, 
ohne viele Umstände und Kosten verschwinden lassen und gleichzeitig eine 
Erhöhung der Physikatsgehälter um 300 M. erzielt haben, also 1800 M. 
und 2400 M. gewähren. 

Es bleiben noch 1200 bis 1800 M. zu schaffen. Diese sollen nach 
meiner Ansicht teilweise durch die Impfgebühren gedeckt werden, und das 
trifft zu für 600 M., sobald man auf gesetzmäßigem Wege die Impffrage 
derartig reguliert, daß die Vaccination obligatorisch ist, und die Ausführung 
für den ganzen Kreis dem Physikus allein überträgt. Die Zweckmäßigkeit, 
ja Notwendigkeit dieser Einrichtung ist bereits erwähnt. Daß die reinen 
Emolumente für das Impfgeschäft exkl. Fuhrkosten und Druckkosten überall 
600 M. abwerfen, ist leicht zu berechnen. Man rechne auf jedes Physikat 
nur 30000 Seelen, so würde die Zahl der zu impfenden Kinder etwa 900 
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betragen und, pro Kopf 1 M. berechnet, immerhin 600 M. liefern. Die 
fehlenden 600 bis 1200 M. würden teils durch die Armenpraxis in den 
Städten, ev. durch Stellungen an den Kreislazaretten und Gefängnissen 
gedeckt werden. Wo diese Unterstützungen fehlen, müßte freilich der Staat 
wieder eintreten. Und wenn diese Forderung auch hoch erscheint, nament¬ 
lich den Finanzmännern, so liegt das nur daran, daß man bei uns trotz der 
Erfahrungen anderer Nationen immer noch nicht einsehen kann, welche 
Ersparungen in staatsökonomischer Beziehung durch diese Einrichtung ge¬ 
macht werden, und nicht daran denkt, daß der Staat in Sachen der Hygiene 
ein halbes Jahrhundert nicht nur gespart, nein, sit venia verbo, gegeizt hat* 

Kommt nun hierzu noch allerorten freie Konsultationspraxis im Hause 
und auf Wunsch der Kollegen, kommen ferner dazu die Emolumente für 
Dienstgeschäfte und die Einnahmen für gerichtliche Obduktionen usw., so 
ist je nach der Leistung des Physikus ein sehr gutes Einkommen gesichert. 
Der Staat ist noch in der Lage, ältere Kollegen mit zahlreicher Familie 
besser zu situieren, da die Krankenhäuser nicht überall dasselbe Einkommen 
gewähren dürften. 

Für ganz große Städte bleibt allerdings bei der dort teuren Lebens¬ 
weise, bei den Wohnungsverhältnissen eine weitere Staatszulage von 1500M. 
unerläßlich, die aber für Preußen den Etat nur mit wenigen Tausend Mark 
belastet, da wir nur 15 Städte über 50000 Einwohner haben. 

Ohne eine Sicherstellung dieser Art in pekuniärer Beziehung kann der 
Staat die Forderungen, welche nach meiner Anschauung die Wissenschaft 
Gesundheitspflege und die darin gemachte Erfahrung an die heutige Gene¬ 
ration richtet, den Gesundheitsbeamten nicht stellen. Daß die heutigen 
Physikate aber in keiner Weise den Anforderungen entsprechen, die die 
Hygiene an ihre Vertreter macht, das nachweisen zu wollen, hieße Eulen 
nach Athen tragen für diejenigen, die Verständnis und guten Willen für die 
Sache haben. 

Daß die Kreisärzte pensionsberechtigt sein müssen, liegt auf 
der Hand und dürfte kaum Widerspruch finden. 

Einen Ubelstand muß ich noch erwähnen, der der Regulierung bedarf; 
es muß dem Kreisarzt gestattet sein, sich auf vier bis fünf Tage selbst zu 
beurlauben, natürlich unter der Bedingung einer passenden Stellvertretung, 
welche er für solche Fälle der Regierung ein für allemal anzumelden hat. 
Heute ist dies nur auf Umwegen möglich, indem man Praxis vorschiebt und 
entferntere Kranke besucht, die sich selbstredend immer erfinden lassen. 
So gut wie Bauinspektoren und Landräte müssen sich auch die Physiker als 
Einzelbeamte gerades Weges und nicht auf Schleichwegen selbst beurlauben 
können. Es ist lästig für die oberen Behörden und peinlich für einen selbst¬ 
ständigen Beamten, wenn er um einen Tag, will er gewissenhaft sein, seine 
Vorgesetzte Behörde um nachträglichen Urlaub bitten soll. 

Klarheit und Wahrheit sind die ersten Bedingungen eines gedeih¬ 
lichen Wirkens. 

Wenn ich jetzt zur Stellung der Regierungs- und Medizinalräte über¬ 
gehe, so habe ich im voraus bemerkt, daß ich hier mehr meinen Wunsch 
für die Zukunft äußere, als vorhandene Verhältnisse einer Kritik unterziehen 
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kann und darf, da mein Urteil über die heutigen Rechte und Pflichten dieser 
Beamtenkla88e nur ein beschränktes sein kann. An die Instruktionen kehre 
ich mich nicht, weil mir nur zu bekannt ist, daß das geduldige Papier vieles 
birgt an Wünschen, welche nie perfekt werden; das Raisonnement des ärzt¬ 
lichen Publikums kümmert mich nicht, weil ich weiß, daß immer geschwatzt 
wird und nur zu oft ohne Grund. 

Die Stellung der künftigen Regierungsräte, zweite Instanz der Hygiene, 
muß eine durchaus praktische sein. Der Regierungs- und Medizinalrat 
muß seinen Bezirk mindestens alle zwei Jahre ganz inspiziert haben; er 
darf sich nicht auf die Apotheken beschränken, deren Visitation nicht, wie 
heute, vorher bekannt sein darf, sondern wie ein Dieb in der Nacht kommen 
muß. Eine solche Überfallsrevision ist nirgend nötiger als bei Apotheken 
und Krankenhäusern. Ist die Ankunft des Revisors 12 Stunden vorher 
bekannt, so genügt dies vollständig, grobe Unordnungen und Unsauberkeit 
zu beseitigen, und das geschieht reichlich. 

Um in dieser Hinsicht jeden Verrat durch Mitwisser zu hindern, 
muß meines Erachtens nicht wochenlang vorher ein solches Kommissorium 
erteilt werden, sondern es muß dem Medizinalbeamten die Bestimmung 
des Revisionstermins und Ortes allein überlassen werden. Das Kol¬ 
legium prüft später die vorgelegten Revisionen und sanktioniert die 
Reisen. Der mitreisende Apotheker muß auf Diskretion direkt vereidigt 
werden; besser würde sich die Sache schwerlich machen lassen. Mit den 
Apothekenrevisionen würden Revisionen der Krankenhäuser, der natür¬ 
lichen und künstlichen Heilbäder, der Drogen-, Materialhandlungen und 
Brunnenanstalten, hier und da eine Hebammennachprüfung und Revisionen 
der Instrumente und Bücher verbunden; Kontrolle der Physikatsakten, 
Untersuchung der in einzelnenen Städten gemachten Fortschritte in hygie¬ 
nischer Beziehung; Schlichtung von Streitfragen zwischen Sanitätspolizei 
und Kommunen. 

Zur näheren Beleuchtung solcher Fragen kommen die Regierungs¬ 
medizinalräte einer Provinz jährlich ein- oder zweimal am Sitz des Ober¬ 
präsidiums auf einen oder zwei Tage oder auf besondere Veranlassung öfter 
und länger zusammen; hierüber hat die Zentralmedizinalbehörde in Berlin 
zu entscheiden. 

Ob man gelegentlich dieser Zusammenkünfte die revidierten gericht¬ 
lichen Gutachten der Physiker der ganzen Provinz noch einer gemeinsamen 
Beurteilung unterzieht oder ob man diese von dem Regierungs- und Medi¬ 
zinalrat superrevidierten Schriftstücke direkt an die Wissenschaftliche Depu¬ 
tation gelangen lassen will, das lasse ich dahingestellt; mir persönlich 
scheint es einfacher, daß der Regierungsrat prüft und mit seinen Rand¬ 
bemerkungen der Zentralbehörde übersendet. In den jetzigen Medizinal¬ 
kollegien zensiert ja doch auch vor allen Dingen der Referent, und das 
Kollegium acceptiert meist ohne Umstände. Warum also den weitläufigen 
Weg? 

Was ich über die Medizinalkollegien, um diese Frage gleich zu erledigen, 
sagen soll, weiß ich kaum, da ich von ihrem Dasein nur aus der Medizinal¬ 
verfassung und durch die Rezension meiner Gutachten weiß. Sonstige 
Leistungen sind mir von keiner dieser Behörden bekannt geworden; doch 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1906. 32 
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ist meine Unkenntnis der Verhältnisse vielleicht an dieser Unwissenheit 
schuld. Solange ich indessen nicht eines Besseren überführt werde, kann 
ich nicht umhin, die Medizinalkollegien für mindestens überflüssig 
zu halten. Ihre Obergutachten könnten, solange wir drei Rechtsinstanzen 
haben, den Universitäten überwiesen werden, die jedenfalls dazu mindestens 
ebenso geeignete Begutachter haben. Die Rezension der Protokolle und 
Gutachten über zweifelhafte Gemütszustände können die Regierungsräte 
besorgen; alle übVigen Leistungen bedürfen keines Ersatzes. Man spart 
auf diese Weise Geld, das besser verwandt werden kann, und Titel, die 
nur der Eitelkeit einzelner Männer Vorschub leisten 1 ). 

Für die Regierungsräte aber verlange ich dafür vollständige Gleich¬ 
stellung mit den übrigen Räten der Behörde an Gehalt und Rang wie an 
Beförderung. Dafür müssen sie von der Privatpraxis als solcher ganz aus¬ 
geschlossen sein, dürfen keine zweite Stellung an Krankenhäusern usw. 
haben und nur konsultative Praxis treiben. Es ist nach meinen Begriffen 
unvereinbar mit der Stellung eines Regierungs-Medizinalrats, wenn derselbe 
Konkurrent des oder der ihm untergeordneten Physiker wird; und dahin kommt 
es stets, wenn der Regierungsrat praktizierender Arzt ist. Wie unangenehm 
eine solche Situation ist, weiß nur der, welcher das Ding selbst gesehen oder 
von zuverlässigen unbeteiligten Kollegen gehört hat. Also volles Gehalt 
den Regierungsräten, aber keine Privatpraxis. 

Die Regierungsräte sind ferner die Vermittler der statistischen Nach¬ 
richten über Mortalität, Morbidität usw., die sie jährlich bis zu einem be¬ 
stimmten Termine für das vorhergehende Jahr an die Zentralbehörde einzu¬ 
reichen haben. 

Daß auch alle übrigen Berichte peinlichst bis in das Ministerium 
gelangen, scheint mir eine unnötige Schreiberei; es muß auch in dieser 
Hinsicht dezentralisiert werden, damit die Arbeiten der Provinzial- und 
Regierungsbehörden weniger mechanisch und selbständiger werden. Es soll 
damit nicht ausgeschlossen werden, daß die obersten Behörden in jeder Be¬ 
ziehung orientiert sind, aber die mittleren und unteren Behörden sollen 
nicht gedankenlose Räder einer Maschine sein, sondern selbständig arbeiten 
und entscheiden. 

Was endlich die Zentralbehörde des gesamten Medizinalwesens anlangt, 
so kann ich dem anonym ausgesprochenen Wunsche eines Medizinalmini¬ 
steriums nicht zustimmen. Eine Abteilung im Ministerium des Kultus oder 
des Innern (letzteres möchte als Sitz der Polizei mit den Medizinalangelegen¬ 
heiten mehr koinzidieren als das Kultusministerium) scheint mir ausreichend, 
wenn diese Abteilung einen eigenen Dirigenten bat. 

Vorläufig, d. h. bis dahin, daß die Medizinalbeamten selbst sich mehr 
in die Administration eingearbeitet haben, würde diese Charge wohl immer 
besser in den Händen eines Verwaltungsbeamten von Fach sein, vielleicht 
immer, da sehr viele, ja die meisten Fragen ohne juristischen und admini¬ 
strativen Beirat sich nicht entscheiden lassen. Warum wollen wir uns diesen 
nützlichen, vor vielen Verwickelungen schützenden Konsulenten verbitten? 


l ) In den seit Abfassung dieser Schrift nun verflossenen 30 Jahren habe ich 
zur Änderung meiner Ansicht keinen Grund gefunden. 
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Stehen doch auch an der Spitze anderer Ressorts, z. B. der kirchlichen und 
Schulangelegenheiten, immer Juristen oder Verwaltungsbeamte. Ich halte 
diese Forderung einer voraussichtlich nicht nutzbringenden Selbstdirektion 
für einen kleinlichen Ehrgeiz oder für Eitelkeit. Es ist genügend, daß die 
betreffenden Fachmänner für Sanitätspolizei, für Medizinalpolizei, forensische 
Medizin, Apothekenwesen, Veterinärmedizin, Irrenwesen die entsprechende 
Stellung in dieser Abteilung haben. Diese Mitglieder müssen stets die 
amtliche Karriere ganz durchgemacht haben, damit sie mit dem praktischen 
und amtlichen Leben, namentlich der Misere des kleinen Dienstes, gründlich 
vertraut sind. Sollte eines dieser Mitglieder den Vorsitz früher oder später 
führen, so würde ein juristischer oder administrativer Beirat in Gestalt eines 
Syndikus immer unentbehrlich sein. Neben den Ärzten dürfen die Techniker 
nicht fehlen, ohne deren Mitwirkung einzelne praktische Fragen bei bestem 
medizinischen und hygienischen Wissen nicht entschieden werden können. 
Dahin gehört ein Architekt, ein Ingenieur, ein Chemiker und Technologe 1 ). 

Eins aber halte ich für dringend notwendig, daß die Abteilung nicht 
bloß eine beratende Versammlung ist, die auf Befragen antwortet, sondern 
ohne weitere Anregung vorgeht, selbst anregt und Ideen in Handlungen 
umsetzt; kurz die Zentralabteilung für das Medizinalwesen muß Initiative 
und eine bestimmte Exekutive haben, und damit sie in letzterer Beziehung 
nicht gegen Gesetze verstößt, muß sie juristischen Beirat oder Vorsitz haben. 
Ob diese Abteilung aus der jetzigen wissenschaftlichen Deputation hervor¬ 
gehen, ob sie getrennt von derselben oder gemeinsam mit ihr bestehen kann 
und soll, darüber erlaube ich mir kein Urteil. Nur das eine füge ich noch 
hinzu, ihr muß alles, was man unter Staatsarzneikunde, Sanitäts- und 
Medizinalpolizei, forensischer Medizin versteht, unterstellt sein, sie muß sich 
in einzelnen schwierigen und wichtigen Fällen auch praktisch durch per¬ 
sönlichen Einblick des mitsprechenden Mitgliedes um die einschlägigen 
Fragen kümmern und dieselben nicht nach immerhin subjektiven Berichten 
vom grünen Tisch her entscheiden. 

Werden die Prüfungen der praktischen Ärzte weiterhin auch von den 
Universitäten abgehalten (jedenfalls ist dieser Modus besser wie die Prü¬ 
fung durch Bezirkskommissionen praktischer Ärzte, ein Vorschlag, der 
meines Erachtens unausführbar ist, abgesehen davon, daß die Examinanden 
am meisten zu beklagen wären), so müssen die Medizinalbeamten von Mit¬ 
gliedern der Zentralbehörde geprüft werden. Die Anstellung der beam¬ 
teten Ärzte erfolge durch diese Behörde, ebenso die Beförderung zu höheren 
Stellen unter stets freier Konkurrenz der qualifizierten Bewerber. 

Daß in dieser Abteilung alle hygienischen Gesetze vorbereitet, ev. bei 
Vorlagen derselben durch den Referenten vor dem Landtage vertreten werden, 
ist selbstredend. 

Bei Rekursen in hygienischen, medizinalpolizeilichen usw. Angelegen¬ 
heiten ist die Medizinalabteilung letzte Instanz. Die Obergutachten in den 
genannten Zweigen werden hier abgegeben. 

Disziplinarvergehen der Medizinalbeamten gehören vor dieses Forum, 
das in diesen Fällen vielleicht zweckmäßig durch eine bestimmte Anzahl 

l ) Über die Leitung der Zentralmedizinalverwaltung haben sich meine An¬ 
sichten inzwischen geändert. 
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von lediglich praktischen Ärzten ergänzt würde. Diese außerordentlichen 
Mitglieder könnten im voraus auf je drei bis fünf Jahre designiert sein, 
vielleicht durch den Minister auf Vorschlag ärztlicher Vereine, z. B. der 
Medizinischen Gesellschaft in Berlin oder des Niederrheinischen Vereins 
der Ärzte und ähnlicher ärztlicher Assoziationen, die sich hoffentlich bald 
mehren möchten, ernannt werden. 

Damit glaube ich die wesentlichen Grundzüge einer amtlichen Medi¬ 
zinalreform angedeutet zu haben und füge nur noch hinzu, welche Gesetze 
nach meinem Dafürhalten einer entschiedenen Neuerung, den Fortschritten 
der Wissenschaft entsprechend, bedürfen: 

1. Eine Instruktion für sämtliche Medizinalbeamte, insonderheit aber 
für die Physiker, halte ich für dringend notwendig, des Inhaltes, daß daraus 
klar nach den vorhergehenden Auseinandersetzungen ersichtlich, welche 
Pflichten und Rechte die Beamten haben; wieweit bei voller Initiative die 
Exekutive gehandhabt werden darf. 

2. Ein in den Grundzügen allgemein gültiges Impfgesetz, dessen weniger 
wichtige Sätze der Lokalobservanz angepaßt werden könnten. Hauptsache 
bleibt: Impfzwang im ganzen Staat oder Reich, Revaccination vom 12. bis 
14. Lebensjahre, Revaccination im Notfall zwangsweise für alle Bewohner 
eines Ortes, sobald der erste Pockenfall auftritt. Ausübung der Impfung 
lediglich durch Medizinalbeamte mit strenger Kontrolle der Geimpften. 

3. Zeitgemäße Änderung des Regulativs gegen die Verbreitung an¬ 
steckender Krankheiten, insbesondere: Cholera, Pocken, Typhus, Ruhr, 
Diphtheritis, bösartiger Scharlach, ebenso gegen Epizootien. 

4. Zeitgemäße Regelung der Prostitutionsverhältnisse durch ein Gesetz, 
das die Dirnen in die unter strengster Kontrolle stehenden Bordelle verweist, 
nach Art der Verordnungen für Leipzig und Köln. Größere Machtvoll¬ 
kommenheit der Polizei gegen dies Gesindel und seinen Anhang. 

5. Gesetz über die Pflege der Haltekinder, deren Pflegemütter unter 
sanitätspolizeilicher Aufsicht stehen müssen. (Jetzt bereits in Angriff ge¬ 
nommen.) 

6. Gesetz betreffend die amtliche Totenschau, Eintragung in die amt¬ 
lichen Register behufs Herstellung einer besseren Statistik für Morbidität 
und Mortalität. 

7. Gesetz über die Kontrolle der Nahrungsmittel auf Märkten und 
in Handlungen, offizielle Fleischschau, wo Schlachthäuser existieren, öftere 
Revision der Fleischerläden an anderen Orten. 

Daß es nicht möglich ist, alle diese Änderungen im Medizinalwesen mit 
einem Federstriche zu vollziehen, muß jedermann einsehen; eine solche 
Reform will Zeit haben. Aber mit der Einführung der neuen Kreisordnung 
sollte eine Änderung der Physikatsverhältnisse in Rechten, Pflichten und 
Stellung zum Staat, zur Kommune und im Gehalt vorgenommen werden. 
Diese neue Organisation scheint mir die beste Gelegenheit zum Beginn einer 
Medizinalreform zu geben, die nach meinem Dafürhalten von unten nach 
oben fortschreiten muß unter gleichzeitiger oder nach kurz vorhergegangener 
Emanation der betreffenden Gesetze. Plötzliche Änderungen können leicht 
zu Überstürzungen führen; doch ließen sich einige Veränderungen schon 
anbahnen vor der Generalreform, z. B. Aufhebung der Medizinalkollegien, 
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Übergeben der Gutachten an die Universitäten, Einziehung der Kreiswund- 
arztstellen bei jeder Erledigung, Überweisung der gesamten Impfung an die 
Medizinalbeamten usw. 

Sollte hier und da etwas übersehen oder übergangen sein, so bitte ich 
um Nachsicht; die Gedanken sind nicht aus reiner Lust zur Neuerung oder 
Einmischung hervorgegangen oder zu Papier gebracht, sondern lediglich, 
um nach besten Kräften einer nach meiner Überzeugung großen, der Mensch¬ 
heit nützlichen Sache zu dienen. Und wäre es mir gelungen, auch nur ein 
wenig Mörtel zu dem großen Bau herbeizutragen, so hätte die Arbeit ihren 
Zweck nicht verfehlt. 


Teil II. 

Vorschläge zu einer Weiterführung der Reform der Medizinal¬ 
verwaltung in Preußen. 

Viele Anregungen der vorstehenden Denkschrift von 1872 haben im 
Laufe der verflossenen drei Jahrzehnte dank der Einsicht des verewigten 
Medizinalministers Dr. Bosse, dessen reges Interesse für die Medizinalver¬ 
waltung und deren Fortentwickelung offenkundig war, ihre Erfüllung ge¬ 
funden. Ich weise nur auf die gehobene Stellung der Kreisärzte, Erweite¬ 
rung ihrer Befugnisse, bessere Besoldung, Pensionsberechtigung, Wegfall 
der Kreiswundärzte, Bildung von Gesundheitskommissionen hin. 

Drei wichtige Teile der Reform der Medizinalverwaltung aber stehen 
noch aus: 

1. Die Leitung der Medizinalabteilung durch einen ärztlichen Verwal¬ 
tungsbeamten als Ministerialdirektor der Abteilung; 

2. die Leitung der Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinal¬ 
wesen durch ein ärztliches Mitglied derselben, falls der Ministerialdirektor 
der Abteilung ein Arzt ist, durch diesen, 

dementsprechend die Leitung der Provinzialmedizinalkollegien durch 
einen Arzt, falls sie fortbestehen sollten, was ich auch heute noch für über¬ 
flüssig halte (vgl. Teil I); 

3. der Übergang der Medizinalabteilung und der Wissenschaftlichen 
Deputation für das Medizinalwesen vom Kultus- zum Ministerium des Innern 
als Schlußstein der Reform. 

1. Während die Medizinalabteilung im Kriegsministerium schon seit 
1872 durch einen Militärarzt, die Forstabteilung im Ministerium für Land¬ 
wirtschaft durch einen Forstmann, die Domänenabteilung ebendaselbst seit 
1896, ni fallor, durch einen Landwirt, die Bergabteilung im Handelsministe¬ 
rium durch einen Bergmann und endlich die Bauabteilung im Ministerium 
der öffentlichen Arbeiten seit zwei Jahren wiederum durch einen Bau¬ 
sachverständigen geleitet wird und in dem neuen Staatshaushalt 1906 eine 
zweite Direktorstelle für die Wasserbau Verwaltung bewilligt ist, die auch 
einen Bausachverständigen erhalten hat, ist die Leitung der Medizinal¬ 
abteilung im preußischen Kultusministerium nach wie vor einem Juristen 
überwiesen. 

Und welchen Aufschwung hat das Militär-Medizinalwesen seit 1872 
dank der Leitung durch v. Grimm und v. Coler erfahren, welche Stellung 
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nehmen die Militärärzte heute ein! Der heutige Generalstabsarzt der Armee 
Dr. Schierning hält dem Könige Immediatvortrag! Daß die Forstver- 
waltung unter juristischer Leitung nicht gediehen war und erst unter der 
sachverständigen Leitung durch Hagen und seine Nachfolger zum staats- 
und forstwirtschaftlichen Nutzen aufgeblüht ist, das pfiffen die Spatzen 
schon vor zehn Jahren von den Dächern. 

Die Bergverwaltung hat meines Wissens das Glück gehabt, immer 
durch einen Fachmann geleitet zu werden. 

In der Bauverwaltung hat sich die Führung durch Fachmänner so 
deutlich geltend gemacht, daß nun seit zwei Jahren Sachverständige für 
Hoch- und Wasserbau zu Direktoren der Abteilungen ernannt sind. Und 
die Zivil - Medizinalabteilung! ? 

Zur Vertretung auf internationalen medizinischen und hygienischen 
Kongressen wurden und werden auch Juristen entsandt, ja sogar als Führer 
der Delegierten. Dieses Prestige hat nur die preußische Medizinal Verwal¬ 
tung unter den Großstaaten errungen. England, Frankreich, Italien, Öster¬ 
reich-Ungarn haben meines Wissens keine Juristen zu solchen Kongressen 
entsandt. 

Kaum in einem der vorgenannten Fächer haben infolge der Fortschritte 
im Wissen und Können so tiefgreifende und umfangreiche Veränderungen 
der Verwaltung stattgefunden wie auf dem medizinischen Gebiete, ins¬ 
besondere soweit dabei das öffentliche Gesundheitswesen in Frage kommt. 
Die preußische Medizinalverwaltung kennt die Hygiene erst seit etwa 
40 Jahren; was in früheren Jahren so genannt wurde, war kaum mehr als 
eine Überwachung des Heilmittelwesens in Krankenhäusern, der Apotheken, 
der Hebammen, des Ganges der ansteckenden Krankheiten. Eine rationelle 
amtliche öffentliche Gesundheitspflege hat erst begonnen, seitdem Männer 
wie Max v. Pettenkofer, John Simon, Buchanan, James Ho- 
brecht, G. Varrentrapp, Virchow, Leopold v. Winter den 
Wert der Gesundheitspflege für die Volkswohlfahrt erkannt und er¬ 
wiesen, und seitdem Pasteur, Robert Koch und ihre Schüler die wirk¬ 
lichen Ursachen dieser Krankheiten ans Licht gefördert und darauf begründete 
Bekämpfungsmaßnahmen empfohlen haben. Die früheren Maßregeln gegen 
die übertragbaren Krankheiten, wie Absperrungen der Grenzen durch Kor¬ 
dons, Desinfizierung der Reisenden usw. waren polizeiliche Maßregeln, welche 
zum Teil wie die Desinfektion ohne Kenntnis der Wirksamkeit der an¬ 
gewandten Mittel und der getroffenen Einrichtungen nicht nur nichts 
nützten, sondern sogar die Desinfizierten oft noch gesundheitlich schädigten 
oder zur Farce wurden. Antwortete doch ein Schiffer in der Desinfektions¬ 
anstalt in Schilno dem verstorbenen Professor August Hirsch auf seine 
Frage nach der Wirksamkeit der Desinfektion: „Davon sterben ja nicht 
einmal die Läuse.“ Heute verfährt man rationell auf Grund der von ge¬ 
lehrten Ärzten ersonnenen und begründeten, von ärztlichen Verwaltungs¬ 
beamten erprobten Maßregeln, man übt Gesundheitspolizei mit Erfolg auf 
medizinisch-wissenschaftlicher Grundlage aus. 

Da dürfte es denn doch wohl zeitgemäß sein, an die Spitze der Medi¬ 
zinalverwaltung einen ärztlichen Direktor, d. h. einen sachverständigen 
Mann zu stellen, der, mit umfangreichem Wissen ausgestattet, sich als 
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Medizinal-Verwaltungsbeamter in der Provinz durch Umsicht, weiten 
Blick und praktisch ausführbare Maßnahmen bewährt und den Beweis 
geliefert hat, daß er das reale Leben kennt und seinen gesundheitlichen 
Bedürfnissen Rechnung zu tragen weiß. Ein Direktor der Medizinal¬ 
verwaltung muß nicht ein Vielwisser sein, sondern seine Wissenschaft 
gründlich kennen, vor allem auch ein praktischer Mann sein, der das im 
Leben Erreichbare, den grünen Baum des Lebens von der grauen Theorie 
zu unterscheiden weiß. Können geht über Wissen, Verwalten ist eine 
K u n 81, die durch keine vorzüglich bestandene Prüfung und gelehrtes Rä¬ 
sonnement gewährleistet wird, sondern lediglich durch die erzielten Erfolge 
sich zu erkennen gibt. Wer sein ärztliches medizinisches Wissen den Be¬ 
dürfnissen, den Forderungen der öffentlichen Gesundheitspflege dienstbar 
zu machen weiß, der ist ein ärztlicher Verwaltungsbeamter. 

Nun bedenke man, welche Angelegenheiten zur Entscheidung des 
Ministerialdirektors und unter seiner Mitwirkung zur Entscheidung des 
Ministers kommen. 

An erster Stelle müssen die Maßregeln zur Verhütung des Ausbruches 
und der Verbreitung der Infektionskrankheiten genannt werden, deren 
Entstehung und Verbreitung dem Juristen gerade so vertraut ist, wie dem 
Mediziner etwa das Bürgerliche Gesetzbuch oder das Preußische Gesetz über 
die Landesverwaltung, nur mit dem Unterschiede, daß der Mediziner die 
auf Grund der Gesetze zu treffenden Entscheidungen und nichttechnischen 
Maßnahmen dem Sachverständigen, also dem Juristen überläßt, während 
Juristen über gesundheitliche Maßregeln sich nicht selten äußern, urteilen 
und entscheiden. 

Nahrungsmittelpolizei, deren Ausübung doch mindestens geringe 
chemische und für Fleisch, Milch und Parasiten unter Umständen sogar 
spezielle tierärztliche Kenntnisse erfordert, von denen ein Jurist nichts 
wissen kann. Habe ich es doch erlebt, daß ein juristischer Veterinär¬ 
dezernent die Schweine zu den Wiederkäuern zählte! Wenn nun solch ein 
Sachverständiger ohne technischen Adjutanten dem Chef Vortrag hält, sich 
vielleicht auf das chemische Gebiet der Nahrungsmittelfälschungen begibt 
und etwas Gott weiß wo Gehörtes oder Gelesenes bei dem Minister gegen¬ 
über einem schüchternen Mediziner durchsetzt, welche Folgen können daraus 
entstehen ? 

Nehme man Wasserversorgung, Entfernung der Abfallstoffe, Kranken¬ 
häuser, Apotheken, ärztlichen Beruf, Kurpfuscherei, die Sache bleibt die¬ 
selbe, der Jurist versteht von der Hygiene gerade so viel wie der Mediziner 
von der Rechtskunde, d. h. nichts, und kann deshalb oft ein Hemmschuh 
für einen zeitgemäßen Fortschritt auf dem Gebiete des öffentlichen Gesund¬ 
heitswesens werden. Ich erinnere nur an die Schwierigkeiten, mit welchen 
die Seuchengesetzgebung und die Reform des Krankenhaus- und des Apo¬ 
theken wesens Jahrzehnte hindurch zu kämpfen gehabt haben und zum Teil 
heute noch kämpfen. 

Der Leiter einer Zentral Verwaltung muß die Materie beherrschen, muß 
sachverständig sein. 

Was soll man sagen, wenn juristische Ministerialdirektoren die Impf¬ 
gewinnungsanstalten, Irrenanstalten, Krankenhäuser mit einem Vortragenden 
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Medizinalrat revidieren; was versteht denn der Justizmann davon!, würde 
Friedrich der Große gesagt haben. 

Für die gesetzlichen Maßregeln, für die Formgebung muß dem Medi¬ 
ziner selbstverständlich ein tüchtiger Jurist mit weitem Blick und ohne 
Engherzigkeit zur Seite stehen, ein Jurist, der in der Verwaltung auf¬ 
gewachsen, nicht aus einer beliebigen Gerichtsstelle als Justitiar ein¬ 
berufen ist. Für die Mitwirkung eines Juristen in der Medizinal Verwaltung 
als Justitiarius ist es meines Erachtens unerläßlich, daß er von Haar¬ 
spalterei und jener Engherzigkeit frei ist, welche, wie Fürst Bismarck einmal 
sagte, die richtige Stellung des Tüpfels über dem Buchstaben „i tt verlangt, 
damit kein Unrecht geschehe. Der Justitiarius einer Zentral-Medizinal- 
verwaltung muß Sorge tragen, daß die bestehenden Gesetze durch technische 
Anordnungen nicht verletzt werden, darf aber die Strenge der Recht¬ 
sprechung nicht auf reine Verwaltungsreglements anwenden; stets muß er 
sinngemäß dem praktischen Bedürfnisse entsprechend, niemals darf er poli¬ 
tisch interpretieren, unter keinen Umständen Wortklauberei treiben. 

Übrigens hat auch die Medizinalverwaltung in Preußen schon in den 
Händen von Medizinern gelegen. 

Der König Friedrich Wilhelm I. berief 1713 den Hallenser Professor 
der Medizin Georg Ernst Stahl an die Spitze des Oberkollegium Medicum 
und ernannte ihn am 2. November 1715 zum Präsidenten desselben. Als 
solcher hatte Stahl unmittelbaren Vortrag bei dem Könige; er hat in Ge¬ 
meinschaft mit dem Leibarzt Ellen das heute noch von Medizinern und 
Juristen hoch geschätzte Medizinaledikt vom 27. September 1725 verfaßt. 

Friedrich der Große richtete gegen die Übertragung der Leitung des 
Oberkollegiums an einen Juristen die wörtlich folgende Kabinettsorder vom 
1. Februar 1784 an den Minister v. Hagen: 

VeBter Rat, Besonders lieber Getreuer! 

Es hatt mich gewundert, aus Eurem Bericht vom 30. Ja- 
nuari zu ersehen, daß der beim Kammergericht gestandene 
Praesident von Reboeur, zugleich die Direktor-Stelle beym 
Ober-Collegio Medico, mit einem Tractament von 200 T-aler 
gehabt hat: Wie schickt sich denn ein Justiz Mann zu dem 
Medecin’schen Fach; davon versteht er ja nichts, und soll 
auch keiner dergleichen wieder dabei gesetzt werden. Viel¬ 
mehr gehört dazu ein guter und vernünftiger Medicus, und 
muß man suchen, einen solchen dazu vorzuschlagen; der 
schickt sich eher dahin, als einer von der Justiz, welches 
Ich Euch also hierdurch zu erkennen geben wollen, umb Euch 
hiernach zu achten. Ich bin Euer gnädiger König. 

gez. Friedrich. 

2. Die Wissenschaftliche Deputation für das Medizinalwesen 
wurde als unmittelbare Unterbehörde der Abteilung für Medizinalsachen im 
Ministerium des Innern gemäß § 16 und 17 der Verordnung, betreffend die 
veränderte Verfassung der obersten Staatsbehörden vom 16. Dezember 1808 
(von Rönne und Simon, Medizinalwesen des preußischen Staates, I. Teil, 
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S. 66) zur Besorgung des wissenschaftlichen Teiles der Medizinalsachen 
errichtet und erhielt unter dem 23. Januar 1817 eine Instruktion, der zufolge 
„sie eine wissenschaftliche konsultative Behörde ist, welche die theoretische 
Ausbildung der medizinischen Disziplinen verfolgen und zu deren Vervoll¬ 
kommnung mitwirken und durch Benutzung der Resultate, welche zu jeder 
angegebenen Zeit diese Ausbildung liefert, die Leitung der Medizinalver¬ 
waltung erleichtern soll tt . „Sie hat sich also als eine Versammlung 
von Sachverständigen anzusehen tt und ... Dieser letzte Satz ist später 
fortgelassen und in der Geschäftsanweisung vom 22. September 1888 (Mi¬ 
nisterialblatt für die innere Verwaltung 1888, S. 193) durch folgenden 
Wortlaut ersetzt: „als oberste sachverständige Fachbehörde in gerichtlich 
medizinischen Angelegenheiten u tätig zu sein; also nur in diesen? Diese 
FaBSungsänderung macht den Eindruck, als ob die neuere Geschäftsanwei¬ 
sung ohne Mitwirkung der Deputation oder eines Vortragenden Medizinal¬ 
rates gemacht worden sei. Daß ein beteiligter Mediziner der Verwandlung 
jenes ersten Satzes nicht widersprochen haben sollte, will ich zu seiner 
Ehre nicht annehmen. Weshalb hat man nun jene Änderung vorgenommen? 
Anscheinend um die Leitung der Deputation durch einen Juristen seit 1858 
formell zu ermöglichen. In „einer Versammlung von Sachverständigen tf hat 
für jene Leitung ein Jurist doch wohl kaum Platz, weil er nicht sachverständig 
ist. In einer „obersten sachverständigen Fachbehörde in gerichtlich medi¬ 
zinischen Angelegenheiten* 4 kann die Leitung durch einen Juristen nicht 
bemängelt werden; der Verfasser der Geschäftsanweisung von 1888 konnte 
sagen: „Salvavi animam mearn!** 

Tatsächlich führten in der Deputation seit ihrem Inslebentreten bis 
zum Tode des letzten ärztlichen Vorsitzenden, Geh. Obermedizinalrates Dr. 
Klug, Mediziner den Vorsitz, außer dem Geh. Oberbergrat Reil aus Halle, 
der sich aber so wenig bewährte, daß er nur vom 8. Oktober 1810 bis zum 
31. Dezember 1811 in dieser Stellung blieb. Es folgte dann der Geh. Ober¬ 
medizinalrat Dr. Langermann, den Rust, ein anerkannt scharfer Kri¬ 
tiker, in seinem Buche: „Die Medizinalverfassung Preußens**, als einen 
besonders hervorragenden Medizinalverwaltungsbeamten bezeichnet. Auf 
Langermann, der Ende 1812 die Leitung der Deputation wieder abgab, 
folgten die Geheimen Obermedizinalräte Knape bis 1817, Berendes bis zu 
seinem Tode 1828, endlich der letzte Mediziner im Vorsitze Klug bis zu seinem 
1858 erfolgten Tode. Dann .übernahm der Unterstaatssekretär Lehnert 
den Vorsitz; aus welchen Gründen der Jurist an die Spitze trat, habe ich 
nicht ermitteln können. Damit war ein neues, bequemes Nebenamt für 
Juristen geschaffen, der aber nur eine formelle Leitung üben kann und wird, 
denn bei sachlicher Einmischung gegen die sachverständigen Meinungs¬ 
äußerungen kann er sich unangenehmen Zurückweisungen seitens der Mit¬ 
glieder aussetzen. 

Ein ärztlicher Vorsitzender kann und muß sich mit den Arbeiten der 
Mitglieder sachlich befassen; er vermag den Inhalt und Gehalt derselben 
zu beurteilen. Das kann ein Jurist so wenig, wie der Mediziner einen 
Rechtsfall zu beurteilen vermag. Und nun soll der juristische Leiter der 
Deputation bei Entscheidungen über Dinge, die er nicht versteht, nicht 
allein mitstimmen, sondern bei Stimmengleichheit sogar den Ausschlag geben. 
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Da wäre es wohl ebenso logisch, bei Stimmengleichheit die Entscheidung 
den Würfeln oder Bild und Schrift einer Münz^ anzuvertrauen. 

Man erwäge einmal, welche Angelegenheiten der Deputation in Ge¬ 
mäßheit der Geschäftsanweisung zur Begutachtung usw. zugehen: teile 
gerichtlich - medizinische, teils medizinal - polizeiliche und endlich überaus 
wichtige Fragen aus dem Gebiete der öffentlichen Gesundheitspflege im 
engeren Sinne. Juristische Fragen hat die Deputation weder zu prüfen y 
noch zu entscheiden. Für die Beantwortung formeller Fragen und die 
richtige Bezugnahme auf bestehende Gesetze, ein seltenes Vorkommnis nach 
der Geschäftsordnung, reicht ein tüchtiger Fachjurist als Beisitzer aus. 

Ich gestatte mir, Beispiele aus den drei von mir genannten Gruppen 
des öffentlichen Gesundheitswesens zur Begründung meiner Ansicht, daß die 
Leitung der Deputation in der Hand eines geeigneten ärztlichen Mit¬ 
gliedes liegen muß, anzuführen. 

Zur Beurteilung einer Körperverletzung, einer Vergiftung, eines zweifel¬ 
haften Geisteszustandes sind umfassende ärztliche Kenntnisse notwendig, 
welche bei der Wahl der Mitglieder der Deputation für die Zentralstelle 
allein maßgebend sein müssen. Wenn nun auch mit der Abfassung der 
einzelnen Gutachten die Sondersachverständigen oder mindestens einer der¬ 
selben betraut werden, so kann doch ein begründetes Urteil nach dem 
Vortrage des Gutachtens in der Sitzung nur von ärztlich vorgebildeten Mit¬ 
gliedern und danach die Stimme für oder wider das Gutachten abgegeben 
werden. Dem Direktor muß es obliegen, jedes Gutachten vor dem Vortrage 
in der Sitzung nicht nur zu sehen, sondern auch sorgfältig nach Einsicht 
der Akten zu prüfen, um dann in der Sitzung zweifelhafte Punkte zur Er¬ 
örterung zu bringen. Wie der Vorsitzende eines Gerichtshofes muß er das 
Aktenmaterial und das Gutachten vom ärztlichen Standpunkte in der 
Sitzung zergliedern. Das kann ein Jurist so wenig, wie ein Mediziner eine 
Rechtsfrage zutreffend erörtern oder gar zur Entscheidung bringen kann. 
Durch eine solche ärztliche Leitung, wie sie im Interesse der Sache erforder¬ 
lich ist, werden die Gutachten der Deputation tatsächlich Gutachten der 
Gesamtheit der Mitglieder, die außerdem durch solche Leitung Anregung 
erhalten zur Erörterung von Einzelheiten, welche nur bei genauer Kenntnis 
der Akten in die Beratung hineingezogen werden können. 

Nicht anders steht es mit den Gutachten, welche die Deputation in 
medizinal- und sanitätspolizeilichen Fragen zu erstatten hat. Wie will ein 
Jurist sachverständig entscheiden, ob ein Krankenhaus zweckmäßig und 
hygienisch einwandfrei gebaut ist oder betrieben wird, ob ein Arzt oder 
eine andere Medizinalperson kunstwidrig oder vorschriftswidrig gehandelt 
hat, ob eine Kanalisationsanlage, eine Wasserversorgung einwandfrei an¬ 
gelegt ist und funktioniert, ob die in Aussicht genommenen Vorschriften 
zur Bekämpfung gemeingefährlicher oder sonst übertragbarer Krankheiten 
wissenschaftlich und erfahrungsgemäß begründet sind usw. 

Ein sachliches Urteil über Fragen aus den drei Gebieten kann nur ein 
Sachverständiger, ein forensisch und hygienisch vorgebildeter Arzt haben, aber 
kein Laie, wenn er auch die Prüfung als Regierungsassessor mit Nummer 
Eins cum laude bestanden hat. Sollen aber die von den Referenten aus¬ 
gearbeiteten und vorgetragenen Gutachten, die unter Umständen über Leben 
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und Tod eines Menschen entscheiden, schwere Strafen oder Einsperrung in 
eine Irrenanstalt nach sich ziehen, große Kosten Gemeinden oder Einzelnen 
auferlegen können, nach dieser ihrer Wichtigkeit erwogen und beraten 
werden, dann muß der Vorsitzende am Schlüsse der Beratung einen ge¬ 
drängten Überblick über dieselbe (Resümee) geben. 

Die Leitung der Deputation liegt zurzeit in den Händen eines Mannes, 
an dessen hervorragender geistiger Bedeutung kein objektiv urteilender Mensch 
zweifeln kann, dem aber bei dem großen Umfange seiner Tätigkeit begreif¬ 
licherweise für diese Angelegenheiten kaum Zeit bleiben kann. Diese meine 
Ansicht erhält eine Stütze durch die Tatsache, daß die Vertreter der Ärzte¬ 
kammern, welche nach § 11 der Geschäftsanweisung für die Wissenschaft¬ 
liche Deputation vom 22. September 1888 in der Regel einmal jährlich 
nach Bestimmung des Ministers der Medizinalangelegenheiten auf Vorschlag 
der Wissenschaftlichen Deputation mit den ordentlichen Mitgliedern der¬ 
selben zusammentreten sollen, seit dem April 1902 nicht einberufen sind. 
Eine vierjährige Unterbrechung der Einberufung dürfte der Vorschrift, „in der 
Regel einmal jährlich" nach der üblichen Auffassung nicht entsprechen. 

Um die rechtskundige Leitung zu vervollständigen, ist seit 1900 noch 
der Direktor der Medizinalabteilung als Mitglied der Deputation einberufen, 
der ebenfalls Jurist, sogar von Hause aus Fachjurist, eine ärztliche Mitglied¬ 
stelle erhalten hat, ohne Arzt zu sein; für zwei Juristen ist m. E. selbst im 
Sinne der GeschäftsanWeisung von 1888 kein Platz. 

Eine sachgemäße Leitung der Wissenschaftlichen Deputation für das 
Medizinalwesen kann nur durch einen dazu geeigneten Arzt geübt 
werden. Nicht jeder Professor oder jeder Vortragende Medizinalrat ist dazu 
geeignet, so wenig wie jeder Jurist ein guter Direktor oder Präsident oder 
gar Schwurgerichtspräsident, jeder Philologe ein guter Schuldirektor ist 
oder werden kann. 

Wie einst Georg Ernst Stahl, ein Professor, mit Geschick und großem 
Erfolg das Oberkollegium Medicum und später mehrere Vortragende Räte, 
zuletzt Dr. Klug, die Wissenschaftliche Deputation mit Erfolg geleitet haben, 
sind auch heute unter den Mitgliedern für die Leitung der Deputation 
geeignete Persönlichkeiten, sei es nun ein Vortragender Rat, sei es ein 
Professor, zu finden. Sache des Ministers ist es, wie Friedrich der Große 
in jener Kabinettsorder sehr klar macht, die geeignete Person zu finden. 
Wenn der Direktor der Medizinalabteilung ein Arzt wäre, könnte er zweck¬ 
mäßig auch die Leitung der Wissenschaftlichen Deputation übernehmen. 
Die erforderliche juristische Unterstützung der Deputation kann durch jeden 
tüchtigen Gerichtsassessor ausreichend gewährt werden. 

Ein ärztlicher Direktor muß auf die von mir in Anregung gebrachte 
Tätigkeit verpflichtet werden und es außerdem übernehmen, die von den 
Mitgliedern über die schriftlichen kreisärztlichen Prüfungsaufgaben abge¬ 
gebenen Zensuren darauf zu prüfen, ob die Zensur eingehend begründet 
und zutreffend ist, wie es in den Kommissionen für die Staatsprüfungen 
der Fach- und Verwaltungsjuristen seit langen Jahren geschieht. 

Diese meine Ansichten über die Leitung der Medizinalabteilung wie der 
Wissenschaftlichen Deputation wurden von objektiven Juristen schon vor 
Jahrzehnten und werden von solchen heute noch geteilt. Hochachtung vor 
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den Deutschen Juristen! aber: suum cuique. Dem Juristen das Rechtswesen, 
dem Mediziner das Gesundheitswesen. 

3. Die Medizinalabteilung war bei ihrem Inslebentreten seit 1809 dem 
Ministerium des Innern angegliedert, das aber bald so umfangreich wurde, 
daß eine Entlastung erforderlich schien. Mit anderen Verwaltungszweigen, 
z. B. der Wasser-, Wege-, Gewerbepolizei usw., an das Ministerium für 
Handel, Gewerbe und Verkehr wurde auch der medizinal - polizeiliche Teil 
der öffentlichen Gesundheitspflege im Jahre 1817 ganz von dem Ministerium 
des Innern abgezweigt und dem neu gebildeten Ministerium der geistlichen, 
Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten überwiesen, während die so¬ 
genannte Sanitätspolizei dem Ministerium des Innern yerblieb. Eine weitere 
Abzweigung ordnete die Kabinettsorder vom 29. Januar 1825 an; dem¬ 
gemäß sollten (vgl. ▼. Rönne und Simon, Medizinalwesen in Preußen, Teill, 
S. 61) die Pockenimpfungen, die Irren-Heilanstalten und Aufbewahrungs¬ 
anstalten, sowie das Charite - Krankenhaus mit sämtlichen Unterrichtsan¬ 
gelegenheiten, der Wissenschaftlichen Deputation und den medizinischen 
Prüfungen an das Kultusministerium abgegeben werden, die sanitätspolizei¬ 
lichen Angelegenheiten und die Sorge für ärztliche Hilfe, sowie für arme 
Kranke, die Leitung der Heilinstitute und die Aufbewahrungsanstalten für 
unheilbare Kranke bei dem Ministerium des Innern verbleiben. 

Durch die Allerhöchste Order vom 22. Juni 1849 wurden die Medizinal¬ 
angelegenheiten vollständig dem Kultusministerium übertragen; das Ministe¬ 
rium des Innern behielt dieBeteiligung in reinen Polizeisachen, wie Polizeiver¬ 
ordnungen, Reglements usw. Diese Gestaltung wurde durch die Auffassung 
herbeigeführt, daß das öffentliche Gesundheitswesen von dem medizinischen 
Unterricht nicht getrennt werden dürfe. Rust hat diese Vereinigung in 
seinem Buche: „Die Medizinalverfassung Preußens, wie sie war und wie sie 
ist“ (Berlin 1838, Th. Fr. Chr. Enslin) als einen gelungenen Griff bezeichnet. 

Ich muß offen gestehen, daß ich keinerlei Nutzen für das öffentliche 
Gesundheitswesen daraus habe hervorgehen sehen; denn ein größeres Still¬ 
leben wie in den Jahren von 1849 bis gegen das Jahr 1890 hat die Medi¬ 
zinal Verwaltung, solange eine solche in Preußen besteht, kaum geführt; sie 
war auf einen toten Strang geraten und konnte fast 50 Jahre ungeachtet 
mehrfacher Versuche kein fahrbares Geleise wieder erreichen. Erst das 
unablässige Drängen des verstorbenen Geh. Sanitätsrates Dr. Eduard Graf 
und anderer Mitglieder des Preußischen Hauses der Abgeordneten auf eine 
Reform des Medizinalwesens, des Apothekenwesens, insbesondere das Drängen 
auf die Ablösung der gesamten Medizinal Verwaltung von dem Kultusministerium 
belebte die erstarrten Glieder. So wurde der Mangel an sachverständiger 
Leitung der Medizinalabteilung von außen ersetzt. Nun endlich kamen die seit 
Jahrzehnten angeregten Reformen in Fluß und zum Teil zur Entscheidung. Vor 
allen Dingen erschien das seit Jahrzehnten in Aussicht gestellte Gesetz über die 
Dienststellung des Kreisarztes und die Bildung von Gesundheitskommissionen, 
ferner das Gesetz über die ärztlichen Ehrengerichte und das Umlagerecht 
der Ärztekammern vom 25. Sept. 1899, reglementarische Bestimmungen über 
Anlage, Betrieb von Krankenhäusern, Apothekenbetriebsordnung, Einführung 
der unveräußerlichen und unvererblichen Apothekenbetriebsberechtigungen, 
das Gesetz, betreffend die Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten u. a. m. 
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Diese erheblichen Fortschritte der preußischen Medizinalverwaltung 
wird und muß jeder vorurteilsfreie Beurteiler anerkennen und es denen, die 
als Väter des geistigen Eigentums wie als Nutznießer desselben an den 
Reformen mitgewirkt haben, Dank wissen. 

Aber hat denn die Medizinal Verwaltung nicht erhebliche Vorteile durch 
ihre Vereinigung mit der Unterrichtsabteilung unter einem Dache, wie zu¬ 
gunsten des bestehenden Verhältnisses behauptet worden ist und behauptet 
wird? Ich habe mich vergeblich bemüht, für das Leben der Medizinal¬ 
verwaltung im kühlenden Schatten der Uuterrichtsabteilung einen prak¬ 
tischen Erfolg herauszufinden. Der theoretische Zusammenhang, der ja 
insofern besteht, als es sich in beiden Teilen um „Medizin“ handelt, 
dürfte oft hemmend für die Medizinalverwaltung gewesen sein, darauf 
deuten einzelne Erlasse der Medizinalabteilung im Vereine mit der Unter¬ 
richtsabteilung, ohne daß ein innerer Grund für die Mitwirkung der 
Unterrichtsabteilung sich ergibt. Als Beispiel führe ich nur Erlasse, be¬ 
treffend die Ernennung der Prüfungskommissionen für Nahrungsmittel¬ 
chemiker an. 

Sollen etwa die Mitglieder der Medizinalabteilung ihr Wissen bei der 
Unterrichtsabteilung vervollkommnen nach Ansicht derer, die beide Abtei¬ 
lungen unter einem Chef vereinigt wissen wollen? Ich wüßte nicht, wie 
das möglich wäre, da die Unterrichtsabteilung keine medizinischen Lehrer, 
sondern nur Juristen hat. Die medizinischen Kliniken, Kurse und Institute 
sind die Lehrstätten, in denen die Vortragenden Medizinalräte sich weiter 
bilden können. Dazu bedürfen sie keiner Mitwirkung der Unterrichts¬ 
abteilung. Letztere bedarf wohl eines ärztlichen Mitgliedes, um viele Teile 
des medizinischen Unterrichts zutreffend beurteilen zu können; einen solchen 
sachverständigen Beirat hat sie und entlehnt sie jetzt in einem Mitglieds 
der Medizinalabteilung und würde sie auch von dort bei der Zugehörigkeit 
derselben zum Ministerium des Innern erhalten können. 

Die Unterrichtsinstitute, insbesondere die Laboratorien, bakteriologi¬ 
schen Untersuchungsanstalten usw. sind nicht Eigentum der Unterrichts¬ 
abteilung, sondern Staatseigentum; ihre Benutzung steht also ebenso 
dem Minister des Innern wie dem Kultusminister frei. 

Durch die Angliederung der Medizinalabteilung an das Ministerium 
des Innern, d. h. die Zurückführung derselben in ihr ursprüngliches Haus 
würde aber eine wesentliche Vereinfachung der Arbeit eintreten insofern, 
als alle Anordnungen auf dem polizeilichen Gebiete des öffentlichen Gesund¬ 
heitswesens nur von dem Minister des Innern, dem zugleich die Polizei 
unterstellt ist, erlassen und also auch verfaßt und gezeichnet werden würden, 
während jetzt der Kultusminister und der Minister des Innern in gesund¬ 
heitspolizeilichen Angelegenheiten zeichnen. Welche Zeitvergeudung! 

Ferner wäre die Zuröckverlegung der Medizinalabteilung zum Ministe¬ 
rium des Innern folgerichtiger als der Verbleib bei dem Kultusministerium; 
die Medizinalverwaltung liegt von der Kreisverwaltung bis zum Oberpräsi¬ 
dium in der Hand der Polizeibehörden und springt dann über in ein wesent¬ 
lich technisches Ministerium, dessen politische Beteiligung an den konfessio¬ 
nellen Sachen doch für die Medizinalverwaltung und die Gesundheitspflege 
mindestens gleichgültig ist. 
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Endlich ist der Kultusminister durch die konglomeratartige Zusammen¬ 
setzung seines Ressorts so belastet, daß von berufener Seite, der man weder 
Mangel an Befähigung, noch Mangel an Arbeitskraft yorwerfen konnte, ein¬ 
mal geäußert wurde: „Das Ganze dieses Ressorts kann der höchstbefähigte 
und arbeitsfreudigste Mann weder übersehen noch beherrschen. u 

Sachlich wie folgerichtig gehört die Medizinalabteilung zum Ministerium 
des Innern unter sachverständiger Leitung, d. h. durch einen Medizinal¬ 
beamten. 

Wenn die Erfüllung dieser Wünsche, insbesondere die Übertragung 
der Leitung der Medizinalabteilung auf einen ärztlichen Ministerialdirektor 
und die Leitung der Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen 
auf ein ärztliches Mitglied derselben durch Vermittelung des jeweiligen 
Ministers der Medizinalangelegenheiten nicht zu erreichen sein sollte, so 
steht nichts entgegen, daß die preußischen Ärzte ihre Wünsche dem Könige 
direkt unterbreiten und dabei Sr. Majestät anheimstellen, den Immediat- 
vortrag darüber einem Arzte zu übertragen, der die Angelegenheit beherrscht 
und zu begründen vermag. Die Ärzte wenden sich nur an den Landesvater, 
dessen Ohr jedem seiner Untertanen allzeit offen steht. 
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Die verschiedenen Arten des Strassenpflasters vom 
hygienischen Standpunkte aus. 

Von Magistratsbaurat G. Pinkenburg (Berlin). 

Um die Mitte de* vorigen Jahrhunderts wäre es noch unmöglich ge¬ 
wesen, einen derartigen Gesprächsstoff zu stellen. Für wen hätte er Be¬ 
deutung gehabt? Für die Männer der Wissenschaft schwerlich, für das 
große Publikum sicher nicht. 

Die Hygiene hatte kaum angefangen, sich zu entwickeln, und das 
Publikum ging achtlos an solch bedeutsamen Fragen vorüber. Aber hier 
darf man nicht ungerecht sein. Die Städte, auf die es bei der Behandlung 
der vorliegenden Frage zumeist ankommt, hatten selbst keine Ahnung davon, 
zu welcher Bedeutung sie im Laufe eines halben Jahrhunderts gelangen 
würden. 

Ein kurzer Rückblick in die Vergangenheit sei gestattet 1 ). Im Alter¬ 
tum hatte der Straßenbau keinerlei Bedeutung, bis zu der Zeit, wo die 
Römer anfingen, ihre Militärstraßen als Kunststraßen auszubilden, die das 
ganze unermeßliche Reich, in dessen Mitte Rom wie eine dicke Spinne saß, 
durohzogen. 

Mit der Völkerwanderung verfielen diese Prachtbauten nach und nach 
wieder, und im Mittelalter waren die Straßen überhaupt bei schlechtem 
Wetter grundlos, während sie bei heißem und trockenem große Mengen an 
Staub entwickelten. Das Bedürfnis, hier eine Änderung eintreten zu lassen, 
lag um so weniger vor, als die besser situierten Stände durchweg zu reiten 
pflegten und außerdem die Seßhaftigkeit der Bevölkerung bekanntermaßen 
eine bei weitem größere war als heutzutage. 

Napoleon I. war es Vorbehalten, hier zunächst bis zu einem gewissen 
Grade Wandlung zu schaffen und zwar ira Interesse seiner militärischen 
Zwecke. Unter den Straßen, die auf Beinern Befehl entstanden sind, nehmen 
die Simplonstraße und die über den Mont Cenis den ersten Rang ein. Für 
chaussierte Straßen kommen zu Ende des 18. Jahrhunderts und zu Anfang 
des 19. Jahrhunderts als Konstrukteure bereits der Franzose Tresagnet 
und der bekannte englische Ingenieur Mac Adam in Betracht. 

Im 19. Jahrhundert beginnt dann der Straßenbau sich zunächst langsam, 
nach und nach immer schneller auf wissenschaftlicher Grundlage zu ent¬ 
wickeln, sowohl was die Trassierung, die Auswahl der Materialien, als auch 
was die technische Herstellung der Straßen anlangt. So ist es gekommen, 
daß den Landstraßen im allgemeinen größere Aufmerksamkeit geschenkt 
worden ist, als den städtischen Straßen, wenn man von solchen Verkehrs¬ 
mittelpunkten wie London und Paris absieht. Dagegen ist Berlin erst sehr 
spät zu gutem Pflaster übergegangen, was darin begründet ist, daß das 
Straßenpflaster der ganzen inneren Stadt, die von der alten Befestigungs¬ 
mauer eingefaßt war, dem Fiskus gehörte, der nur sehr geringe Mittel zur 
Verfügung hatte, um das Pflaster in einem ordnungsmäßigen Zustande zu 

') Siehe Handbuch der Ingenieurwissenschaften: Der Straßenbau, von Professor 
Laissle. Stuttgart. 
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erhalten. Erst durch Vertrag vom Jahre 1875/76 ging auch diese Pflaster¬ 
fläche, 1500000 qm, an die Stadtgemeinde über, die dann mit rühmenswertem 
Eifer begann, das alte Pflaster zu beseitigen und durch neues, gutes, den 
Anforderungen der Wissenschaft entsprechendes zu ersetzen. Es ist nicht 
zu viel behauptet, wenn man sagt, daß Berlin heute eine der bestgepflasterten 
und reinlichsten Städte der Welt ist, letzteres aber erst von dem Zeit¬ 
punkte an, wo die Straßenreinigung, die bis dahin dem Fiskus oblag, eben¬ 
falls in den Besitz der Stadt übergegangen ist. 

Da nun die heute üblichen besseren Pflasterarten fast auf der ganzen 
Welt die gleichen sind, dürfte es genügen, die für die Hygiene in Betracht 
kommenden Eigenschaften des Pflasters aus Steinen an dem Berliner Pflaster 
zu besprechen, ln gleicher Weise gilt dies vom Asphaltpflaster. Hierin 
steht Berlin obenan, da die Stadt am 1. April 1905 bereits 2381087 qm 
Asphaltpflaster besaß; am 1. April 1906 dürften es fast 2500000 qm ge¬ 
worden sein. 

Nach den schlechten Erfahrungen mit Holzpflaster in den achtziger 
Jahren hat die Stadtgemeinde sich nicht entschließen können, Holzpflaster 
in größerem Umfange wieder zu verlegen. Seine Anwendung bleibt auf 
solche Straßenstrecken beschränkt, deren Steigung zu groß ist, um Asphalt 
ohne Gefahr für das Ausgleiten der Pferde (1 : 70) zu verwenden. 

An Ausbreitung des Holzpflasters sind uns Paris und London bei weitem 
überlegen. Da indessen die Verlegungsart des Holzpflasters ebenfalls so 
ziemlich Gemeingut aller Städte geworden ist, dürfte es auch genügen, die 
hygienischen Eigenschaften des Holzpflasters an dem in Berlin liegenden zu 
betrachten, wobei nicht ausgeschlossen ist, auf die anderen Großstädte 
zurückzugreifen. 

Wir haben also zu besprechen: A. Steinpflaster, B. Asphaltpflaster, 
C. Holzpflaster, D. Verschiedene in der Neuzeit aufgetauchte Pflasterarten. 

A. Steinpflaster. 

Das Steinpflaster kann aus natürlichen oder künstlichen Steinen her- 
gestellt sein. Wir betrachten zunächst das aus natürlichen Steinen her¬ 
gestellte Pflaster und zwar das der Chausseen, die das Land durchziehen und 
die Verbindung zwischen den Städten, Flecken und Dörfern herstellen. 

Die Steinbahnen 1 ) dieser chaussierten Straßen können aus einer Grund¬ 
lage von größeren Steinen, Packlage, und einer oberen Decklage, Schütte 
aus kleingeschlagenen Steinen, bestehen, oder die ganze Steinbahn besteht 
aus einer Lage kleingeschlagener Steine unter Weglassung der Grund¬ 
lage, welche Konstruktion um 1820 durch den englischen Ingenieur Mac- 
Adam eingeführt worden ist. Nach ihm haben solche Chausseen den Namen 
„macadamisierte“ Straßen erhalten. Sie Anden sich indessen auch in den 
Städten. Es sei, um nur zwei Beispiele anzuführen, an die Chaussierung der 
Boulevards von Paris erinnert und an die des Tiergartens in Berlin. Dort 
ersetzt man das Mac-Adam- durch Holzpflaster, hier durch Asphalt. 

Vom hygienischen Standpunkte aus ist diese Art der Straßenpflaste¬ 
rung die denkbar schlechteste. Bei trockenem Wetter entwickelt sie infolge 

l ) Siehe Handbuch der Ingenieurwissenschaften, vierte Abteilung: Der Straßen¬ 
bau, von F. Laissle, Seite 49. 
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der schnellen Abnutzung des Materials einen entsetzlichen Staub, der sich 
wie Mehlstaub auf die Kleidung legt und für alle die, deren Atmungsorgane 
nicht in Ordnung sind, das reine Gift ist. Bei nassem Wetter hingegen 
starren diese Straßen von Schmutz, von dem man ein gut Teil mit nach 
Hause bringt. Nach dem Trocknen der Kleider und Stiefel werden dann 
beim Ausklopfen und beim Putzen wieder erhebliche Wolken von Staub 
aufgewirbelt, die für die Atmungsorgaue derjenigen, welche diese Arbeit 
auszuführen haben, ebenfalls nichts weniger als zuträglich sind. 

In den Städten ist man darauf bedacht, durch reichliches Besprengen 
solcher Straßen der Staubplage Herr zu werden. Auf den meilenlangen 
Landstraßen ist dies natürlich unmöglich und man muß bis jetzt den Staub 
mit in den Kauf nehmen. Es dürfte bekannt sein, daß die Straße an der 
Riviera di Ponente von Nizza nach Monte Carlo infolge des lebhaften Auto¬ 
mobilverkehrs für Fußgänger so gut wie unbenutzbar geworden ist. Indessen 
auch die Besprengung der Macadamstraßen hat in den Städten ihre Grenze, 
da das Wasser bei heißem trockenem Wetter sehr schnell verdunstet und 
alsdann der alte Zustand wieder eintritt. Wird dagegen stärker gesprengt, 
so überzieht sich die Oberfläche der Straße mit einer Schlammlage, unter 
der sowohl die Fuhrwerke, wie auch die Fußgänger durch Bespritzen zu 
leiden haben. 

Ganz neuerdings hat man ausgedehnte Versuche gemacht, der lästigen 
Staubbildung durch Besprengung der Oberflächen der Steinbahnen mit 
Petroleum und dergleichen nicht verdunstenden Stoffen Herr zu werden. 
Natürlich hat dieser Gedanke eine Fülle von Flüssigkeiten entstehen lassen, 
von denen eine immer noch besser als die andere sein soll. Abgeschlossen 
sind die Versuche jedenfalls noch nicht. 

Eine wesentliche Rolle spielt natürlich das Material, welches zur 
Herstellung der Stein schlagbahnen verwendet wird. Zu dem Steinschlag 
der Landstraßen benutzt man naturgemäß diejenigen Steinsorten, welche 
in der Nähe der ersteren zu haben sind. Es sei erinnert an die Kalkstein¬ 
straßen der Dolomiten in Südtirol, an die Granitstraßen in der Mark Branden¬ 
burg, die man aus Findlingen herstellte, und endlich an die Basaltstraßen 
in der Gegend von Dransfeld usw. 

Für die nächste Umgebung von Berlin suchte man sich früher die durch 
hundertjährige Witterungseinflüsse bereits morsch gewordenen Granitflndlinge 
der Mark zusammen und zerschlug sie zu Steinschlag. Das dauerte bis in die 
achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts, bis die städtische Bauverwaltung 
einsah, daß die Chausseen, welche ihr unterstanden, infolge des schlechten 
Materials gewaltige Unterhaltungskosten erforderten. Daher wurde von der 
Verwendung der märkischen Granitflndlinge Abstand genommen und an¬ 
geordnet, daß in der Hauptsache der harte Basalt verarbeitet werden sollte. 
Gut eignen sich für Steinschlagbahnen fast alle Eruptivgesteine aus ge¬ 
wachsenem Felsen, wie Granit, Syenit, Gabbro, Grünstein, Diorit und Porphyr. 
Die meisten von diesen Steinen sind aber nicht in den Mengen vorhanden, 
wie sie der Bedarf der Städte an Pflastermaterial verlangt. 

Immerhin aber bleibt Tatsache, daß die Steinschlagbahnen infolge der 
Staubbildung und umgekehrt wegen des Schmutzes bei nassem Wetter vom 
hygienischen Standpunkte aus die schlechteste Straßenbefestigung bilden. 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1906. 33 
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Wir wenden uns zu der Betrachtung der aus Bruchsteinen her- 
gestellten Straßen. Sie dienten in der Hauptsache zur Befestigung der 
städtischen Straßen und haben in den letzten 30 Jahren in ihrer Herstellung 
eine große Umbildung erfahren. 

Das Straßenpflaster um die Mitte des vorigen Jahrhunderts ist wohl 
durchweg, mit unseren heutigen Ansprüchen gemessen, geradezu als erbärm¬ 
lich zu bezeichnen. Zur Verwendung gelangten Steine der verschiedensten 
Arten, die regellos in den Untergrund gerammt wurden, wobei nicht selten 
Steine der verschiedensten Härte nebeneinander lagen. Bei der Wichtigkeit, 
welche die hygienischen Anforderungen an ein gutes Steinpflaster stellen, 
kann ich es mir nicht versagen, die Herstellung eines solchen Pflasters nach¬ 
stehend etwas näher zu schildern: 

Die Pflastersteine von unregelmäßiger Kopfform, nach unten meistens 
stark verjüngt, ungleich in der Höbe, werden durch die Arbeiter in eine 
Unterbettung von Sand oder Kies nebeneinander gesetzt, ohne daß dabei 
auf einen regelmäßigen Verband der Steine untereinander, welcher sich in 
den meisten Fällen auch nicht herstellen läßt, gesehen wird, so daß die Ober¬ 
fläche eines solchen Pflasters ein mosaikartiges Aussehen zeigt. Die be¬ 
treffenden Steine werden um ein gewisses Maß, welches sich nach verschiedenen 
Umständen richtet, höher gestellt als die Oberfläche der Straße später werden 
soll. Nachdem diese Arbeiten beendet sind, werden die Steine mit Hilfe 
von Handrammen abgerammt und dabei wird gleichzeitig die Profillinie des 
Dammes, dem richtigen Quergefälle entsprechend, möglichst eben hergerichtet. 
Dann wird das Pflaster mit feinem Kies überworfen und dieser unter reich¬ 
licher Verwendung von Wasser in die Fugen eingefegt. Zum Schluß erfolgt 
eine nochmalige Überwerfung des Pflasters mit Kies und Sand. 

Es liegt auf der Hand, daß die Festigkeit, mithin die Dauerhaftigkeit 
dieses Pflasters in erster Linie auf dem Maße beruht, um welches die Steine 
in die Unterbettung bzw. den Untergrund eingetrieben sind, sowie auf der 
Menge des Kieses oder Sandes, der sich zwischen den einzelnen Steinen be¬ 
findet. Bei der beschriebenen Herstellungsweise ist der erste Punkt ab¬ 
hängig von der Pflichttreue, mit welcher die Arbeiter ihre unüberwachbare 
Arbeit des Abrammens — und daB ist eine der schwachen Seiten der ganzen 
Pflasterungsart — verrichten. Nach Fertigstellung der Oberfläche ist nie¬ 
mand imstande, zu beurteilen, ob alle Steine gleichmäßig und genügend tief 
in die Bettung eingetrieben worden sind. Es darf aber angenommen werden, 
daß der Arbeiter bestrebt sein wird, sich die Arbeit so leicht wie möglich 
zu machen. Hierzu kommt, daß der Arbeiter bei der Ungleichförmigkeit 
der Steine nach Höhe und nach Größe der Fußflächen auch nicht in der 
Lage ist, alle Steine gleich stark einzutreiben, da er anderenfalls niemals 
die erforderliche Profillinie des Dammes herzustellen vermöchte. An¬ 
genommen, der Arbeiter, welcher die Steine zu setzen hat, hätte verschieden 
hohe Steine in die im übrigen gleichförmig hohe Unterbettung gesetzt, so 
wird der nachfolgende Rammer die höchsten Steine am ehesten so fest ein¬ 
treiben, daß ihr weiteres Eindringen unmöglich ist; bei den kleineren, welche 
sich mit Leichtigkeit noch weiter eintreiben ließen, wird er hierauf verzichten 
müssen, da ihm sonst die ebene und gleichförmige Oberfläche des Pflasters 
verloren geht. Was den zweiten Punkt anlangt, so werden beim Einschlämmen 
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in einzelne Fügen mehr grobkörnige Kieskörner, in andere mehr feinkörniger 
Sand gelangen. Hier werden sich die Flächen zweier benachbarten Steine 
sehr eng berühren, so daß der unterliegende Hohlraum nicht genügend aus¬ 
gefüllt werden kann, dort wieder werden weite und klaffende Fugen ent¬ 
stehen. Da nun der Halt der Steine gegeneinander, also auch ihr Wider¬ 
stand gegen Kippen und Verschiebungen, von der Summe des zwischen 
ihnen lagernden Bettungsmaterials abhängt, so wird auch in dieser Beziehung 
eine ungleiche Widerstandsfähigkeit das Ergebnis sein. Hierzu kommt noch 
die verschiedene Härte der verwendeten Steine, welche nur selten einem 
Bruche entnommen wurden, sondern meistens aus auf dem Felde zusammen¬ 
gelesenen Findlingen verschiedenster Gesteinsarten bestanden. Ein der¬ 
artiges Pflaster trägt also den Keim der Zerstörung im vollsten Sinne des 
Wortes in sich, wobei deren Schnelligkeit selbstverständlich in erster Linie 
von der Größe und Schwere des Verkehrs, welcher sich über das Pflaster 
bewegt, abhängt. Kaum ist das Pflaster fertig und dem Verkehr übergeben, 
so machen sich die Übelstände der Herstellungsweise geltend. Die Räder, 
welche über die nicht bis zu voller Festigkeit eingetriebenen Steine gehen, 
drücken diese zunächst nieder. So bilden sich überall Vertiefungen und 
Erhöhungen und das Pflaster wird immer holpriger. Gegen die höher stehen¬ 
den Steine stoßen die Räder der Wagen, stemmen sich die Hufe der Pferde 
und bringen die Steine um so eher zum Kippen, je geringer die Fußflächen 
sind, je weniger Bettungsmaterial in den Fugen lagert, je weniger Reibungs¬ 
widerstände zu überwinden sind. Die weitere Folge ist, daß das Bettungs¬ 
material und die Fugenverfüllung nach oben auf die Straße gequetscht 
werden und dort den Staub oder den Schlamm vermehren. So verlieren 
die Steine nach und nach fdlen Halt und das stark gelockerte Pflaster fällt 
mit der Zeit in sich zusammen. Hierzu gesellen sich als Folgeerscheinungen: 
betäubender Straßenlärm, indem die Räder nicht mehr über das Pflaster 
weg rollen, sondern gewissermaßen fortwährend von den höheren Steinen 
auf die tiefer stehenden hinabfallen; vergrößerte Zugwiderstände, weil die 
Pferde die Räder aus den Vertiefungen wieder in die Höhe ziehen müssen; 
erhöhter Straßenschmutz, da das Wasser in den Vertiefungen stehen bleibt, 
so daß derartige Straßen bei nassem Wetter vollständig mit Kot überzogen 
sind; vermehrter Staub als Folge der aus den Fugen dringenden zerriebenen 
Kies- und Sandteilchen. 

Ein solches Pflaster bedingt daher größere Ausgaben für Reinigung 
und Besprengung. Vor allem aber stellen sich die Unterhaltungskosten sehr 
erheblich; Ausbesserungen sind fast dauernd erforderlich und nach wenigen 
Jahren ist auch das Steinmaterial derartig verbraucht, daß es durchweg er¬ 
neuert werden muß. 

Die Mängel dieser alten, auch heute noch vielfach zur Verwendung kommen¬ 
den Pflasterungsweise, namentlich da, wo der Stadtsäckel so schon genügend 
belastet ist, oder in Straßen mit geringem Verkehr, sind so offenkundige, daß 
man sich wundern muß, wie man nicht längst darauf gekommen war, wenig¬ 
stens die größten Fehler zu vermeiden. Für Deutschland kommt hierfür die 
Zeit seit Ausgang der sechsziger Jahre des vorigen Jahrhunderts in Betracht. 

Zunächst wandte man seine Aufmerksamkeit den Steinen zu. Ihre 
hauptsächlichsten Mängel bestanden in der Unregelmäßigkeit der Form der 

33* 
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Kopffläche, der ungleichen Höhe, der meist zu geringen Ausdehnung der 
Fußfläche, mit der dadurch bedingten Vergrößerung des Druckes auf die 
Einheit der Unterbettung. Man ging mithin dazu über, die Steine sorg¬ 
fältiger zu behauen und auf ein besseres Verhältnis der Kopffläche zur Fuß¬ 
fläche zu halten, namentlich aber die Steine für eine und dieselbe Pflasterung 
gleich hoch zu machen. Die Regelmäßigkeit der Form der Steine hatte 
weiter zur Folge, daß nun auch das mosaikartige Neben: und Durcheinander¬ 
setzen der ungleichmäßig gestalteten Steine aufgegeben, diese vielmehr in 
parallelen Reihen mit regelrechtem Verbände nebeneinander versetzt wer¬ 
den konnten. Durch diese Fortschritte wurden gleichzeitig einige andere 
Übelstände, wenn auch nicht gänzlich beseitigt, so doch wesentlich gemindert. 
So war namentlich das ungleichförmige Abrammen der ungleich hohen Steine 
nicht mehr möglich; die Vergrößerung der Fußfläche wirkte dem Kippen 
der Steine wesentlich entgegen, die gleich breiten Fugen ließen sich besser 
Verfällen. Immer aber blieben die durch die Witterung bedingten Übel¬ 
stände bestehen und führten, wenn auch in verlangsamter Weise, die Zer¬ 
störung des Pflasters herbei: das Durchweichen des Pflasters durch den 
Regen, das Auffrieren der Steine bei Frost, das Herausquetscben des Sandes 
und des Kieses aus den Fugen und damit das Schwinden der Unterbettung, 
das allmähliche Versacken der Steine. Infolgedessen wurde nach wie vor 
bei einer Umlegung des Pflasters nicht bloß eine Neupflasterung, sondern 
auch eine Neubeschaffung der inzwischen in alle Winde zerstiebten Unter¬ 
bettung erforderlich. 

Es war daher ein Gedanke von weittragender Bedeutung und durch¬ 
greifender Wirkung, die Unterbettung als einen in sich festen Körper her¬ 
zustellen, welcher von einer Umlegung des eigentlichen Pflasters unberührt 
bleibt, so tragfähig, daß er in der Lage ist, dem Drucke der größten über 
ihn gehenden Verkehrslast genügenden Widerstand zu leisten, ohne aus- 
weichen zu können und daher den über ihm liegenden Pflastersteinen die 
Möglichkeit des Sackens zu bieten, dagegen die aus Pflastermaterial her- 
gestellte Decke als einen Teil zu betrachten, welcher die Verkehrslasten 
sicher zu leiten imstande ist, aber unter den Einwirkungen dieser der Zer¬ 
störung allmählich entgegengeht, daher von Zeit zu Zeit erneuert wer¬ 
den muß. 

Die Ge8amtkon8truktion besteht mithin aus zwei streng gesonderten 
Teilen: der Unterbettung, welche als etwaB Dauerndes, und der Pflasterdecke, 
welche als etwas Vergängliches anzusehen ist. Seitdem sich diese Anschauungen 
in der Praxis Eingang verschafft haben, kann man in Wahrheit erst wieder 
von einem Straßenbau reden, vermag man die Pflasterung städtischer Straßen 
auf wissenschaftlicher Grundlage aufzubauen. 

An ein gutes Pflaster in städtischen Straßen, vornehmlich mit leb¬ 
haftem Verkehr, sind mithin nach dem Gesagten folgende Anforderungen 
zu stellen: 

1. Die Oberfläche des Pflasters muß eine möglichst vollkommene Fläche 
bilden, damit: 

a) den Bewegungen der Pferde und dem Rollen der Räder der ge¬ 
ringste Widerstand entgegengesetzt wird, 

b) das Pflaster sich gut reinigen läßt, 
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c) die Abführung des Meteor- und des Sprengwassers eine möglichst 
vollkommene ist. 

2. Die Oberfläche muß den Pferden genügende Sicherheit gegen das 
Ausgleiten bieten. 

3. Material und Konstruktion des Pflasters müssen daher so gewählt 
werden, daß die unter 1. und 2. an die Oberfläche gestellten Ansprüche — 
allen auf die Zerstörung des Pflasters oder der gleichförmigen Oberfläche 
gerichteten Angriffen zum Trotz — solange wie irgend möglich erfüllt werden. 

4. Die Kosten für Anlage und Unterhaltung des Pflasters zusammen¬ 
genommen müssen möglichst gering sein. 

Diese Forderungen stehen in einem ursächlichen Zusammenhänge. 1. 
und 2. fassen die Forderungen, welche Verkehr und Hygiene an das Pflaster 
zu stellen berechtigt sind, zusammen; hieran knüpft 3. die Forderung, die 
Konstruktion so zu wählen, daß die Forderungen ad 1. und 2. möglichst 
lange erfüllt bleiben und endlich erhebt 4. vom wirtschaftlichen Standpunkte 
aus den Anspruch, die Konstruktion auch so einzurichten, daß mit dem 
geringsten Aufwande an Kosten ein größtmögliches Maß an Wirkung er¬ 
zielt wird. 

Was die Herstellung eines solchen Pflasters auf fester Unterbettung 
anlangt, so wird zunächst die letztere in zweierlei Weise ausgeführt, ent¬ 
weder aus Kiesbeton oder aus einer Schotterschüttung. 

Der Kiesbeton, eine Mischung von grobkörnigem Kiese und Zement, im 
Verhältnis von 1:5 bis 1:8 gemengt, wird in einer Stärke von 15 bis 20 cm 
auf den vorher einigermaßen geebneten Straßenuntergrund aufgebracht und 
die Oberfläche nach der der Pflasteroberfläche zu gebenden Proflllinie ab¬ 
geglichen. Hierauf muß der Erhärtungsprozeß abgewartet werden. 

Die Scbotterbettung, gemeiniglich 20*0 cm stark, wird aus zwei Lagen 
von Steinen gebildet, einer unteren 10*0 cm starken Packlage, deren Steine, 
die größeren Flächen nach unten gekehrt, von den Arbeitern dicht neben¬ 
einander auf den Boden gesetzt werden, und einer oberen, welche aus Schütt¬ 
steinen besteht und ebenfalls 10*0 cm hoch ist. Darauf erfolgt das Abwalzen 
dieser Massen durch kräftige Walzen (Pferde- oder Dampfwalzen), wobei darauf 
zu achten ist, daß die Profillinie der demnächstigen Straßenoberfläche sofort mit 
hergestellt wird. Ist die Masse in sich genügend fest zusammengewalzt, so 
wird die Oberfläche 2 bis 3 cm hoch mit Kies überschüttet und dieser als¬ 
dann zwischen die Fugen des Schotters eingewalzt. Auf den so hergestellten 
Unterbettungen erfolgt nunmehr unter Zuhilfenahme einer weiteren dünnen 
Kiesschicht das Versetzen der regelrecht behauenen Steine in ordnungsmäßigem 
Verbände. Ist dieses beendet, so handelt es sich noch um die Ausfüllung 
der Fugen. Bewirkt wird diese zunächst durch Verfüllung mit gesiebtem 
Kies — Perlkies — bis etwa auf Vs der Höhe der Steine und des weiteren 
durch Ausgießen der Fugen entweder mit Zementmörtel oder mit bituminösen 
Mischungen. Hierdurch ist eine beinahe absolute Unverrückbarkeit der 
Steine gegeneinander erreicht und ebenso ist ihr Ausweichen nach unten 
nicht mehr möglich, da die Unterbettung solches nicht zuläßt und die Kies- 
körner nicht mehr aus den geschlossenen Fugen entweichen können. Was 
die Anordnung der Pflastersteine anlangt, so sind zwei verschiedene Arten 
in Gebrauch. Entweder versetzt man die Steine derart, daß die zwischen 
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zwei benachbarten Steinreihen durchlaufenden Fugen senkrecht zur Längs¬ 
achse der Straße stehen oder unter 45° gegen diese geneigt sind: Diagonal¬ 
pflasterung. Um einen regelrechten Verband zwischen den Steinen zu er¬ 
zielen, bedarf man bei der letzteren Pflasterart außer den gewöhnlichen 
Steinen noch einiger anderer Sorten und zwar der Binder-, der Doppel- 
und der Fünfeck- bzw. der Dreiecksteine. Zu den Diagonalpflasterungen 
gebraucht man lediglich würfelförmige Steine, während sonst prismatische 
Steine ausgedehnte Anwendung Anden. 

Prüfen wir diese Art Pflaster auf die Erfüllung der oben gestellten 
Anforderungen, so zeigt sich zunächst, daß die Oberfläche zufolge der regel¬ 
rechten Bearbeitung der Steine und der Enge der Fugen eine möglichst 
vollkommene ist, welche dem Rollen der Räder nur geringen Widerstand 
entgegensetzt, sich mit den üblichen Kehrmaschinen gut reinigen läßt und 
die Abführung des Meteorwassers nicht hindert. Den Pferden bietet das 
Pflaster durch die nicht zu glatte Oberfläche und durch das Vorhandensein 
der Fugen genügende Sicherheit gegen das Ausgleiten. Die Konstruktion 
des Pflasters, derzufolge ein Versacken der Steine ebensowenig wie ein 
Kippen stattflnden kann, gibt Gewähr, daß die Oberfläche allen Angriffen 
zum Trotz möglichst lange erhalten bleibt. 

Die Abnutzung des Pflasters ist nur von drei Faktoren abhängig: von 
der Gesteinart, von den Fugen und von der Wahl des Steinformates. Daß 
die Wahl der Gesteinsart für die Erhaltung des Pflasters von der größten 
Wichtigkeit ist, liegt auf der Hand; von ihr hängt die Abnutzung der Ober¬ 
fläche als solcher ab. Sehr harte und spröde Steine werden sich vornehm¬ 
lich an den Kanten abnutzen, während weniger harte, aber aus zähem 
Material bestehende Steine eine mehr gleichmäßige Abnutzung zeigen werden. 
Hier die richtige Wahl zu treffen, ist eine der Hauptaufgaben des Straßen¬ 
ingenieurs, die um so wichtiger ist, als den Stadtgemeinden gerade aus der 
Beschaffung der Pflastersteine jährlich sehr erhebliche Ausgaben erwachsen. 
Vorzugsweise bilden die Fugen für Räder und Pferdehufe die naturgemäßen 
Angriffspunkte. Hier werden sich zunächst Vertiefungen bilden und von 
diesen Stellen ab wird daher die Abnutzung und Zerstörung des Stein¬ 
materials ihren Hauptausgangspunkt nehmen. Die Hufe der Pferde und 
die Räder werden beim Aufschlagen auf die Kanten der Steine gerade hier 
Steinteilchen abBprengen. Mit der Zeit erweitern sich die Fugen, indem die 
Steine an den Kanten immer mehr Material verlieren. Die über das Pflaster 
rollenden Räder werden von der höheren Mitte des Steines auf die tiefer 
liegende Kante des zunächst in ihrer Fahrrichtung befindlichen Steines 
hinabfallen und hierdurch die Stoß- und Schlagwirkung noch erheblich ver¬ 
mehren. Allmählich geht auf diese Weise die zuerst ebene Oberfläche der 
einzelnen Steine in eine gekrümmte über und das ganze Pflaster gewinnt 
das Aussehen regelmäßig miteinander abwechselnder Hügel und Täler, und 
die Übelstände der älteren Pflasterarten: großer Lärm, schlechte Fahrt, 
vermehrter Widerstand treten in immer erhöhterem Maße wieder auf. Diese 
Ausarbeitung der Fugen kann man indessen durch richtige Abmessungen 
der Steine, enge Fugen, wie auch bei Würfelsteinen durch Diagonalpflasterung, 
erheblich verzögern. Als ein Hauptgrundsatz muß hingestellt werden, für 
ein und dieselbe Straße jedenfalls nur ein in jeder Beziehung gleichmäßiges 
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Material zu verwenden, um eine möglichst gleichförmige Abnutzung zu er¬ 
halten. Aber auch bei dem besseren Steinpflaster vermindert sich das Ge¬ 
räusch nicht in dem Maße, wie es für die Anwohner, zumal in großen Städten, 
hygienisch wünschenswert ist. 

Zu Pflastersteinen eignen sich eine ganze Anzahl natürlicher Gesteine, 
als Granite, Porphyre, Syenite und Trachyte, ferner Diorit, Gabbro, Diabas, 
dann Basalt und endlich harte Kohlensandsteine. Dies sind nur einige der 
wichtigsten unter der großen Anzahl von natürlichen Steinen, die für die 
Pflasterung städtischer Straßen in Betracht kommen. Die Güte der einzelnen 
Gesteinsarten zu Zwecken der Straßenpflasterung ist allerdings verschieden. 
Beispielsweise wird von den Graniten mehr an Steinsplitterchen durch die 
Hufe der Pferde und über das Pflaster dahinrollender Räder abgesprengt 
als vom Basalt. Dagegen hat dieser den Nachteil, daß er unter den Ein¬ 
wirkungen des Verkehrs bald glatt wird und so eine Gefahr für das Aus¬ 
gleiten der Pferde bildet. Gerade die am besten geeigneten Steine, wie 
Diorit, Gabbro und Diabas (Grünstein), sind leider sehr spärlich vorhanden, 
so daß ihre Verwendung nur in beschränktem Maße möglich ist. Für 
Straßen mit starkem Verkehre sind die Kohlensandsteine unbrauchbar, da 
sie sich zu schnell abnutzen. 

Die Verwendung der einen oder anderen Steinsorte hängt sehr von 
der geographischen Lage der Städte ab. So wird in Berlin überwiegend 
schwedischer Granit verwendet, der auf dem Wasserwege zu uns befördert 
wird. Das gleiche gilt auch von den Städten der Ostsee und denen des 
Hinterlandes. Breslau wird wohl in der Hauptsache den Granit des Riesen¬ 
gebirges verarbeiten, Bayern den des Fichtelgebirges. Die Umgebung der 
Eifel wird die Basaltlava bevorzugen. Die Stadt Hannover nebst Umgegend 
weist vorzugsweise Basalt auf, der den Brüchen bei Dransfeld bei Göttingen 
entstammt. In den sechziger Jahren des vorigen Jahrhunderts konnte man 
auch noch Diabas, Diorit und Gabbro verwenden, die im Harze gebrochen 
wurden. 

Wenden wir uns nun zu der Betrachtung des Steinpflasters in hygienischer 
Beziehung. 

Da darf ohne weiteres behauptet werden, daß bei den heutigen An¬ 
forderungen, welche die öffentliche Gesundheitspflege stellt, auch das beste 
Steinpflaster zu mancherlei Bedenken Veranlassung gibt. Es ist schon 
darauf hingewiesen worden, in welcher Weise sich das Pflaster abnutzt. 
Durch das Abbröckeln kleinster Teile wird eine Menge Staub erzeugt, der 
sich mit den Exkrementen der Tiere und anderen auf die Straße geworfenen 
Abfallstoffen mischt. Die Folge ist die Entwickelung einer erheblichen 
Menge Staubes, die bei trockenem Frostwetter und heißen Sommertagen 
durch den Wind zu Wolken aufgewirbelt wird und den Atmungsorganen 
der Fußgänger entschieden schädlich ist. Hier kann nur eine gute und 
ausgiebige Straßenbesprengung und eine peinlich durchgeführte Straßen¬ 
reinigung einigermaßen Abhilfe schaffen. Andererseits dringen bei jedem 
Steinpflaster ohne Fugenverguß alle flüssigen Teile des Straßenschlammes, 
also auch der Urin der Pferde, durch die Fugen in den Untergrund und 
vexjauchen diesen mit der Zeit vollständig. Durch die auf die Oberfläche 
der Straße scheinende Sonne bilden sich höchst unerquickliche und wohl 
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auch gesundheitsschädliche Dünste. Außerdem ist es nicht ausgeschlossen, 
daß die in den Untergrund eindringenden gesundheitswidrigen Stoffe bis ins 
Grundwasser gelangen, namentlich da, wo dieses ziemlich hoch steht, wie 
beispielsweise in Berlin, und dann auch das Wasser verseuchen, so daß die 
öffentlichen Straßenbrunnen schlechtes und ungesundes Wasser liefern. Nach 
Möglichkeit vermieden werden diese hygienischen Schädlichkeiten nur bei 
bestem Steinpflaster mit Fugenverguß aus Zement oder Asphalt. 

Ein Punkt indessen, dem von den Hygienikern, den Stadtverwaltungen 
und den Behörden immer noch zu geringe Bedeutung beigemessen wird und 
zu dessen Abhilfe viel zu wenig geschieht, ist der Lärm, der durch die 
Fuhrwerke beim Fahren auf dem Steinpflaster erzeugt wird. Über diesen 
Punkt haben bereits 1892 die Münchener Neuesten Naohrichten eine Um¬ 
frage bei den Ärzten Münchens veranstaltet und deren Ergebnisse unter 
dem Titel: „Was die Ärzte über das geräuschlose Pflaster sagen“, veröffent¬ 
licht. Der Raum gestattet natürlich nicht, uns mit der kleinen, in Broschüren¬ 
form herausgegebenen Schrift eingehend zu befassen. Von besonderem 
Interesse ist hier für uns die erste an die hervorragendsten Ärzte Münchens 
gerichtete Frage: „Welches sind, vom hygienischen Standpunkte aus be¬ 
trachtet, die hauptsächlichsten Vorzüge des geräuschlosen Pflasters vor Stein¬ 
pflaster und Macadam?“ 

Bezeichend sind die Worte, welche der Professor v. Ziemssen im Jahre 
1891 in seiner Rektoratsrede: „Übung und Schonung“ gesprochen hat. Dort 
heißt es: 

„Ganz besonders angreifend aber für das arbeitende Nervensystem ist Un¬ 
ruhe und Geräusch in der Umgebung, insbesondere das Wagenrasseln auf den 
Straßen. Die wechselnde Erschütterung, welche die Gehörnerven immer von 
neuem trifft, wirkt auf das arbeitende Gehirn für die Dauer geradezu erschöpfend. 
Es ist deshalb wenigstens für die Großstädte die Beschaffung eines geräuschlosen 
Pflasters nicht mehr allein Sache finanzieller Erwägung seitens der Gemeinde¬ 
vertretung, sondern sie ist eine im eminentesten Sinne praktische Forderung 
der öffentlichen Gesundheitspflege, eine nervenhygienische Notwendigkeit. Wer 
die Ruhe und Stille, in welcher sich der Verkehr in den asphaltierten Straßen 
der Reichshauptstadt abwickelt, in rascher Aufeinanderfolge vergleicht mit dem 
markerschütternden Gerassel in den Straßen Hamburgs und Kiels, der wird nicht 
wohl mehr zweifeln, für welches Pflaster sich die Gemeindevertretungen zu ent¬ 
scheiden haben. Die Großstädte von heute gleichen nervösen Individuen, deren 
Nervenzentra geschont werden müssen, wenn sie den wachsenden Anforderungen 
gegenüber leistungsfähig bleiben sollen." 

Über diese so außerordentlich wichtige Frage habe ich mich in einem 
Aufsatze: „Der Lärm in den Städten und seine Verhinderung“, der im Hand¬ 
buche der Hygiene erschienen ist (herausgegeben von Dr. Th. Weyl in 
Berlin; dritter Supplementband, erste Lieferung, 1903) eingehend geäußert. 
Es dürfte genügen, auf diesen Aufsatz zu verweisen, da das Handbuch der 
Hygiene jedem leicht zugänglich ist. 

B. Asphaltpflaster. 

Der vorstehend geschilderte Lärm, der durch die Wagenräder und die 
Hufe der Zugtiere hervorgerufen wird, wurde besonders für die durch andere 
Einflüsse — Überarbeitung, Schlaflosigkeit, Vergnügungssucht usw. — an- 
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gegriffenen Nerven der Großstädter bei der bedeutenden Verkehrszunahme 
geradezu unerträglich. In verkehrsreichen Straßen war kaum an ein öffnen 
der Fenster im Sommer zu denken, da der Lärm dann ganz unerträglich 
wurde und außerdem bei stärkerem Winde durch die geöffneten Fenster 
der unteren Stockwerke wahre Staubwolken eindrangen. Die Ingenieure 
des Straßenbaues suchten deshalb nach Baustoffen, die den Lärm zu ver- 
ringern, oder doch wenigstens erheblich zu vermindern imstande waren und 
bei denen die Staubentwickelung nicht so groß war wie beim Steinpflaster. 
Zwei Baustoffe sind es, die sich für diese Zwecke als geeignet erwiesen und 
in neuerer Zeit die größte Verbreitung gefunden haben: der Asphalt und 
das Holz. 

Beschäftigen wir uns zunächst mit dem Asphalte (griechisch rj atfqpaArog, 
lateinisch bitumen). Die beiden Worte bedeuten ganz genau dasselbe. Leider 
ist in neuerer Zeit *eine Verwirrung in die richtige Bezeichnung dieser Bau¬ 
stoffe hineingekommen, welche höchst störend für das Verständnis ist. Der 
Baustoff nämlich, den wir zu unseren Straßenpflasterungen benutzen, ist 
kein reiner Asphalt, sondern ein mit Asphalt oder Bitumen durchtränkter 
Kalkstein, dessen Entstehung hauptsächlich in die Jura-Kreide- und Tertiär¬ 
zeit fällt. Wissenschaftlich richtig müssen wir also von einem Asphaltkalk¬ 
steine oder einem bituminösen Kalksteine reden. Asphalt oder Bitumen 
sind Kohlenwasserstoffe, die nach früherer Annahme durch Sauerstoff oxydiert 
worden sind. Neuerdings neigen aber die Chemiker — und es haben sich 
eine ganze Reihe hervorragender Chemiker mit diesem Stoffe beschäftigt — 
mehr der Ansicht zu, daß der Asphalt aus dem Petroleum oder der Naphtha 
durch Polymerisation entstanden sei. Indessen damit begeben wir uns auf 
ein Gebiet, welches nicht in den Rahmen dieses Aufsatzes gehört. 

Über die Geschichte 1 ) des Asphaltes seien hier nur wenige Worte gesagt. 
Der Asphalt oder das Bitumen war den Alten bereits gut bekannt und wurde 
von ihnen zu mancherlei Zwecken benutzt. So lesen wir in der Bibel, daß 
Noah die Fugen zwischen den Brettern seiner Arche mit Bitumen verpichte 
und daß die Mutter des Moses ebenfalls das Kästchen, in dem der Kleine 
lag, mit Bitumen ausschmierte. Nach Ägypten kam der Asphalt vom Toten 
Meere, wo er ja auch noch jetzt gefunden wird. Die Ägypter balsamierten 
ihre Verstorbenen damit ein. Ganz besonders bekannt aber war der Ge¬ 
brauch dieses Baustoffes in Babylon, wo er in der Nähe dem Erdboden ent¬ 
quoll. Hierüber teilt Herodot Näheres mit. Nach einer Bauinschrift des 
Königs Sanherib aus Ninive Anden wir den Asphalt bereits zu Bauzwecken 
verarbeitet und ähnliches erfahren wir von Nebukadnezar II. So wird der 
Asphalt verwendet im Baugewerbe, im Kleingewerbe, beispielsweise zum 
Dichten des Inneren von Tonkrügen, und endlich auch zu Heilzwecken. 

Die Zahl der griechischen und römischen Autoren, die den Asphalt er¬ 
wähnen, ist eine recht große. Bemerkt sei noch kurz, daß sich Asphalt 
an vielen Orten des den Alten bekannten Erdkreises vorfand. So nament¬ 
lich in Dalmatien und Albanien. 

Unter den Stürmen der Völkerwanderung, dem Vordrängen des Islams, 
ging die Kenntnis des reinen Bitumens gänzlich verloren. Die westeuropäischen 

l ) Technisches Gemeindeblatt, Jahrgang 1903, Nr. 5 und 6. Pinkenburg: 
Das Vorkommen und die Verwendung des Asphaltes im Altertum. 
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Völker des Mittelalters hatten keinerlei Kenntnisse von ihm. Bezeichnend 
hierfür ist, daß Luther die Worte aöqxxkzog oder Bitumen stets mehrfach mit 
Ton übersetzt hat. Es bedurfte einer völligen Neuentdeckung des Materials. 
Diese geschah in den zwanziger Jahren des 18. Jahrhunderts durch einen 
griechischen Arzt Eyrinnys de Eyrinnys, der bei der Stadt Bern in der 
Schweiz angestellt war. Von dort wandte er sich nach Neuchätel und ge¬ 
langte von hier nach dem Val de Travers, welches von der Reuse durch¬ 
strömt wird. In dem Val de Travers fand er ein schokoladenfarbenes bis 
schwarzes Gestein, welches zutage trat und von den Anwohnern teils über 
offenem Feuer gewissetmaßen ausgelaugt, teils gekocht wurde. Als ge¬ 
lehrtem Griechen und vielgereistem Manne mochte ihm das Vorhandensein 
des Bitumens, welches im Orient ja auch zu Heilzwecken benutzt wurde, 
bekannt sein. Kurz und gut, er erkannte den aus dem Felsen ausgeschmorten 
Stoff als Asphalt und ging nun daran, in zweckmäßiger Weise den Abbau 
des Felsens, sowie seine Benutzung in die Wege zu leiten. Besonders ist 
hervorzuheben, daß er nicht reines Bitumen, wie ihn das Tote Meer und die 
Quellen bei Babylon aufwiesen, antraf, sondern einen mit Asphalt innig im¬ 
prägnierten Kalkstein. Selbstverständlich schwitzte dieser unter den Strahlen 
der Sonne auch reines Bitumen aus. Was dort von den Einwohnern her¬ 
gestellt wurde, war das, was wir heute Gußasphalt oder Mastix nennen, der 
zum Dichten von Grundmauern, Gewölben, Bassins verwendet wurde. Es 
würde zu weit führen und den Rahmen des mir zur Verfügung stehenden 
Raumes weit überschreiten, wollte ich die interessante und höchst wechsel¬ 
reiche Geschichte der Asphaltgruben des Val des Travers hier näher be¬ 
schreiben. Heute befinden sich die Gruben im Besitze einer englischen 
Gesellschaft der Neuchätel Asphalte Company, Limited, die ihren Sitz in 
London hat. Eyrinnys muß es nicht lange in Neuchatel behagt haben, denn 
nach einigen Jahren finden wir ihn in Lobsann und Pecheibronn im Niederelsaß, 
wo er mit gleichem Glücke bituminösen Kalkstein und bituminöse Sande ent¬ 
deckte. Auch die Schicksale der Lobsanner Grubenfelder sind sehr interessant. 

Im 18. Jahrhundert wurde dann noch ein drittes Vorkommen von Asphalt¬ 
kalk entdeckt, nämlich das von Pyrimont-Seyssel an der Rhöne unterhalb 
Genf. Der Hauptabnehmer für den durch Einschmelzen des Rohmaterials 
gewonnenen Gußasphalt war Frankreich, insbesondere die Stadt Paris, seit¬ 
dem man dort Ende der dreißiger Jahre des 19. Jahrhunderts begonnen 
hatte, die Bürgersteige mit Gußasphalt zu belegen. Zu Anfang der vierziger 
Jahre des 19. Jahrhunderts erfolgte die Entdeckung der Gruben bei Limmer 
bei Hannover und zu Anfang der sechsziger Jahre die Erschließung der 
mächtigen Lager am Hils im Braunschweigischen in der Nähe von Eschers¬ 
hausen. Dieser Asphalt ist im Handel am meisten bekannt unter dem 
Namen Vorwohler Asphalt, welche Ortschaft an der Bahn von Holzminden 
naoh Altenbeken liegt. Ebenfalls bereits in den sechsziger Jahren erfolgte 
die Erschließung der Gruben in Südfrankreich bei Lovagny, Häute-Savoie 
und bei St. Jean de Marnöjols östlich von Grenoble. 

Eine außerordentliche Bedeutung haben die Grubenfelder in Sizilien, 
bei Ragusa und in Mittelitalien in den Abruzzen gefunden. Bei Ragusa 
sind geradezu unerschöpfliche Mengen von Asphaltgestein vorhanden und 
nicht minder ergiebig sind die Lager am Fuße des Majellagebirges in der 
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Provinz Chieti in den Abruzzen. Neuerdings wendet man seine Aufmerk¬ 
samkeit den Asphaltvorkommen in Dalmatien und in Albanien zu, die bereits 
den Alten bekannt waren. 

Aus den vorstehend aufgeführten Gruben beziehen die Asphaltunter¬ 
nehmer ihr Rohmaterial, welches sie teils zu Stampfasphalt, teils zu Gußasphalt 
(Mastix) verarbeiten. Reines Bitumen, wie es das Tote Meer liefert, findet sich 
in großer Menge im Pechsee auf der Insel Trinidad, in Venezuela und an an¬ 
deren Stellen der Neuen Welt. Im übrigen kommt der Asphalt in allen Welt¬ 
teilen vor; er ist nur noch nicht überall für den Gewerbebetrieb erschlossen. 

Wir betrachten nun die Anwendungsweise des bituminösen Kalksteines, 
der für unsere Zwecke in erster Linie in Betracht kommt, den Stampfasphalt, 
wie er in städtischen Straßen gebraucht wird. 

Das Jahr 1850 *) kann als die Geburtszeit der Asphaltstraßen aus 
komprimiertem Asphaltkalk betrachtet werden. Dietrich schreibt: 

„Es war in den Gruben von Val de Travers, Pyrimont-Seyssel und von 
Lobsann die übereinstimmende Beobachtung gemacht worden, daß der Fußboden 
der Schuppen, die Höfe und die Wege in und bei den Gruben durch die bei der 
Verarbeitung und beim Transport des bituminösen Kalksteines unvermeidlichen 
Streu Verluste eine harte und trefflich ebene Abdeckung erhielten. Tatsache ist, 
daß erst um das Jahr 1850 der Schweizer Ingenieur Merian einen Teil der von 
dem Örtchen Travers durch das Val de Travers nach Pontarlier führenden Chaussee 
in der Art befestigte, daß er Aspbaltkalkstein, den er vorher durch Erhitzuug zu 
Pulver zerfallen ließ, auf der alten Steinschlagbahn ausbreitete und festwalzte; somit 
war dies die Geburtsstunde der heutigen Asphaltstraße aus komprimiertem Asphalt/ 

Die Herstellung der Straßen aus natürlichem Asphaltkalke beruht mithin 
auf seiner Eigenschaft, bei einem Hitzegrade von 100° bis 120° C in Pulver 
zu zerfallen und alsdann, auf den Straßendämmen in noch heißem Zustande 
in einer Schicht von etwa 7 cm Stärke ausgebreitet, mit heißen eisernen 
Stampfen und Walzen bearbeitet wieder zu erhärten und mit der Zeit unter 
den Einwirkungen des Verkehrs die ursprüngliche Festigkeit des Felsens 
wieder anzunehmen. Er bildet somit eine fugenlose Oberfläche. Die erste 
1854 auf diese Weise hergestellte städtische Straße ist die Rue de Bergöre 
in Paris. Diese kleine, enge und kurze Straße (350 m lang) hat damals 
die Augen wohl aller Stadtbauingenieure auf sich gezogen. Statt des Stein- 
schlages verwendete man eine 20 cm starke Betonunterbettung, die von da 
ab bis auf den heutigen Tag üblich ist. 

Von 1854 beginnt der Siegeszug des Asphaltkalkes zur Herstellung 
geräuschloser städtischer Straßen. Zunächst waren es die Riesenstädte Paris 
und London, die sich dieses ausgezeichneten Baustoffes bedienten. Ab¬ 
gesehen von kleinen Versuchen ist man in Berlin erst seit 1878 mit dem 
Bau von Asphaltstraßen systematisch vorgegangen und zwar in einer Weise, 
daß Berlin zurzeit Paris und London bei weitem in der Quadratmeterzahl 
an Stampf asphalt überflügelt hat. 

Es lagen: 


1877 . 2 556 qm 1889/90 . 656 000 qm 

1880 . 106 223 „ 1894/95 . 1 191082 „ 

1884/85 . 322 000 „ 1. April 1905 . . 2 381087 „ 


In den letzten zehn Jahren hat sich die Asphaltpflasterfläche also mehr 
als verdoppelt. 

') Siehe Dietrich: Die Asphaltstraßen 1882, S. 66, 
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Eine Umfrage bei den Städteverwaltungen mit mehr als 30000 Ein¬ 
wohnern vom Jahre 1900 ergab, daß damals im ganzen Deutschen Reiche 
2 676 970 qm Dammflächen mit Stampfasphalt belegt waren. Hiervon ent¬ 
fielen auf die Reichshauptstadt allein 1549866 qm. Soviel über die Ver¬ 
breitung des Asphaltpflasters. Paris und London bevorzugen das Holzpflaster, 
worüber später das Nähere mitgeteilt werden wird. 

Wir wenden uns nun zu einer kurzen Beschreibung der Herstellung 
des Stampfasphaltes, zu seinen Vorzügen und Nachteilen. Der in den 
Brüchen gewonnene Rohasphaltkalkstein wird zunächst zu Pulver gemahlen 
und alsdann je nach der Zusammensetzung auf 100 bis 120° C erhitzt. 

Die auf fester Betonunterbettung von meist 20 cm Stärke hergestellte 
Asphaltdecke von rund 5*0 cm Stärke, welche für sich allein keine genügende 
Tragfähigkeit besitzt, erhält diese durch erstere; es kommt mithin auf die 
Güte der Unterbettung, ihre hinreichende Festigkeit usw. sehr viel, ja fast 
alles an. Vor allem ist darauf zu sehen, daß bei der Herstellung der Decke 
die Betonunterlage gut trocken ist, da sonst die Gefahr vorliegt, daß beim 
Aufbringen des heißen Asphaltpulvers sich Wasserdämpfe bilden, welche 
aufsteigend das noch lose Asphaltpulver durchsetzen und so den durch 
Stampfen oder Walzen angestrebten Wiedereintritt in den ursprünglichen 
Zustand hindern. Oder die Wasserdämpfe bilden zwischen Beton und Asphalt 
ein elastisches Polster, so daß die Asphaltdecke nicht fest auf dem Beton 
aufliegt. Die Folge ist die baldige Zerstörung der Decke, welche den An¬ 
griffen des Verkehrs bald zum Opfer fällt. Das lose aufgetragene Asphalt¬ 
pulver wird durch das Stampfen oder Walzen auf rund 70Proz. seiner ur¬ 
sprünglichen Höhe zusammengedrückt und in sich verdichtet, weshalb es bei 
der Arbeit entsprechend stärker aufgetragen werden muß, um die beab¬ 
sichtigte Stärke der fertigen Decke zu erzielen. Da aber auch diese unter 
dem durch keinerlei Behandlungsweise bei der Herstellung zu ersetzen¬ 
den Drucke des Verkehrs noch weiter zusammengepreßt wird, gibt man der 
Decke noch eine weitere Überhöhung von 1 bis 1*5 cm gegenüber den in 
Straßenhöhe liegenden Deckeln der Einsteigeschächte, Pferdebahngeleise usw., 
damit letztere nach dem Zusammendrücken der Asphaltdecke nicht über 
diese emporragen. Es ist ferner darauf hinzuweisen, daß das Bitumen des 
in den Straßen verlegten Asphaltkalkes von den Sonnenstrahlen bis zu einem 
bestimmten Grade ausgesogen wird, das heißt, es verflüchtigt sich ein gewisser 
Prozentsatz des Bitumens. Überhaupt ist die Einwirkung der Sonne auf das 
Bitumen nicht zu unterschätzen. Es muß daher das für die verschiedenen Straßen 
zu verwendende Rohmaterial, je nachdem erstere der Sonne mehr oder weniger 
ausgesetzt sind, anders gemischt sein, das heißt man fügt bald dem mageren 
Rohasphaltkalke mehr oder weniger fetten, bald dem fetten Rohasphaltkalke 
mehr oder weniger mageren hinzu. Erfahrene Asphaltfabrikanten, welche die 
Zusammensetzung ihrer Rohmaterialien genau kennen, besitzen eine große Ge¬ 
schicklichkeit, die für den einzelnen Fall richtige Mischung zu bestimmen. 

Als wesentlich zu bezeichnendes Merkmal des Asphaltpflasters, welches 
ihm besonders sein eigenartiges Gepräge verleiht, ist zunächst die fugen¬ 
lose Oberfläche hervorzuheben. Die Oberfläche ist daher eine so gut wie 
vollkommene, welche dem Rollen der Räder nur geringen Widerstand ent¬ 
gegensetzt. Die Sicherheit, die den Pferden unter normalen Umständen 
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geboten wird, ist durchaus ausreichend; auf diesen Punkt wird indessen noch 
zurückzukommen sein. Da das Material der Asphaltdecke eine im allgemeinen 
gleichartige Masse und eine ebene Fläche bildet, so werden keine ihrer Teile 
den Angriffen des Verkehrs in besonderem Maße ausgesetzt sein, die Ab¬ 
nutzung wird sich mithin meist durchaus gleichmäßig vollziehen. Das 
Pflaster ist ferner wegen der Vollkommenheit seiner Oberfläche vorzüglich 
geeignet, alle Abwässer möglichst schnell abzuführen, nach Regenfällen sehr 
schnell abzutrocknen und sich sehr leicht und vollkommen reinigen zu lassen. 
Dabei können keinerlei Infektionsstoffe zwischen das Pflaster bzw. in den 
Boden gelangen. — Die Geräuschlosigkeit, welcher Eigenschaft das Pflaster 
hauptsächlich seine Verbreitung verdankt, ist keine vollständige, da zwar 
alle rollenden Lasten fast hörlos über das Pflaster hinwegrollen, dafür aber 
das Aufschlagen der Pferdehufe um so unangenehmer hervortritt. 

Den bedeutenden Vorzügen des Asphaltpflasters stehen, wie nicht anders 
zu erwarten ist, auch gewisse Mängel gegenüber. Zunächst sei die unan¬ 
genehme Eigenschaft erwähnt, welche längere Zeit hindurch dem Asphalt- 
pflaster viele Feinde verschafft hat. Bei eintretendem Regenwetter, oder 
beim leichten Besprengen verbindet sich der auf dem Asphalte verteilte Staub 
mit dem Wasser gewissermaßen zu einer Schmiere, welche das Pflaster er¬ 
heblich schlüpfrig macht und den Pferden sehr gefährlich wird, da sie nicht 
mehr den genügenden Halt Anden und daher leicht zum Stürzen kommen, 
wenn die Kutscher sie nicht fest im Zügel halten. Sobald aber dieser Schmutz 
durch Fortdauer des Regens oder durch ein wirkliches Abspülen beseitigt 
ist, ist auch der gefahrvolle Zustand vorüber und die Pferde laufen wieder 
durchaus sicher auf dem Asphaltpflaster. In der ersten Zeit der Anwendung 
des Asphaltpflasters sind bekanntlich vielfach Klagen in dieser Beziehung 
laut geworden. Nachdem man aber gelernt hat, den Asphalt besser zu be¬ 
handeln und namentlich eine sorgfältige Reinigung erfolgt, sind die Klagen 
mehr und mehr verstummt. In der Natur des Materials ist ferner begründet, 
daß die Asphaltstraßen an heißen Sommertagen noch lange, nachdem die 
Strahlen der Sonne selbst nicht mehr das Pflaster treffen, eine erhebliche 
Wärmemenge ausstrahlen. 

Mit der Vollkommenheit der Oberfläche hängt als weiterer Übelstand 
zusammen, daß die Asphaltstraßen bei trockenem windigem Wettter die 
Fortbewegung der Staubteilchen erheblich begünstigen, da diese nirgends 
Anhalte- und Ruhepunkte Anden und so mit Leichtigkeit fortgewirbelt werden, 
während andererseits hervorgehoben werden muß, daß die Staubbildung 
selbst nur eine geringfügige ist, da die Abnutzung des Materials unter den 
Einwirkungen des Verkehrs ebenfalls eine ganz geringe ist und kaum in 
Betracht gezogen zu werden braucht. 

Die beiden hauptsächlichsten Fälle, in welchen Ausbesserungen erforder¬ 
lich werden, sind folgende: 

Einmal kann die Asphaltdecke infolge Erwärmung durch die Sonnen¬ 
strahlen so weit erweichen, daß unter der Einwirkung der Verkehrslasten 
Schiebungen in ihr eintreten. Die Decke wird wellig und hügelig, schiebt 
und ballt sich an einzelnen Punkten derart zusammen, daß an anderen 
Stellen die Betonunterlage sichtbar wird. Ferner Anden sich an einzelnen 
Stellen Fremdkörper, welche bei Herstellung des Pflasters aus irgend einem 
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Grunde zwischen das Pulver gelangt und mit eingestampft sind. Wo diese 
nahe unter der Oberfläche liegen, tritt unter den Einwirkungen des Verkehrs 
bald eine Zerstörung der Decke ein. An den betreffenden Stellen entstehen 
Löcher und hier erfolgt unter Umständen — wenn anders der Verkehr ein 
erheblicher ist — eine unverhältnismäßig schnelle Zerstörung der Decke, da 
die Asphaltmasse nicht imstande ist, den schrägen Stößen der Räder und Hufe 
zu widerstehen. Die Ränder eines solchen Loches bröckeln rasch ab, so daß es 
sich zusehends vergrößert. Die erforderliche Ausbesserung der schadhaften 
Stellen selbst läßt sich indessen mit Leichtigkeit und ohne jedwede Störung des 
Verkehrs ausführen. Die Asphaltstraßen bedürfen einer unausgesetzten Be¬ 
aufsichtigung, namentlich einer sorgfältigen Reinigung vom Pferdedünger, 
da dieser die Oberfläche glatt macht und das Stürzen der Pferde begünstigt. 

Grenzen der Anwendbarkeit sind dem Asphalt durch Schwere und 
Größe des Verkehrs nicht gesetzt. Ein gewisser Verkehr ist für den guten 
Zustand des Pflasters Bogar erforderlich, da das nicht befahrene oder be¬ 
tretene Asphaltpflaster leicht rissig wird. Dagegen ist nach der vorherrschen¬ 
den Meinung Asphaltpflaster bei Steigungen stärker als 1: 70 nicht gut zu 
verwenden, da die Pferde alsdann, namentlich bei schlüpfrigem Boden, nicht 
mehr imstande sind, ihre Last bergan zu ziehen. 

Was nun im besonderen die hygienische Bedeutung des Stampfasphalt- 
pflasters anlangt, so geht diese aus dem bereits Gesagten eigentlich schon 
zur Genüge hervor. Da ist es zunächst die fugenlose elastische Oberfläche, 
durch die der Lärm, den die Fuhrwerke auf dem Steinpflaster verursachen, 
so gut wie ganz behoben wird. Ein Eindringen des Straßenschmutzes jeg¬ 
licher Art, wodurch eine Verseuchung des Untergrundes stattflnden kann, 
ist vollkommen ausgeschlossen. Die Abnutzung und die dadurch erzeugte 
Staubmenge ist äußerst gering, solange die Oberfläche glatt ist. Das Material 
selbst ist, hygienisch betrachtet, tadellos, da der Kalkstein an daB Bitumen 
so innig gebunden ist, daß der Baustoff für die Atmungsorgane als voll¬ 
kommen einwandfrei betrachtet werden darf. Sollen indessen die vorzüg¬ 
lichen Eigenschaften des Asphaltpflasters vollkommen zur Geltung kommen, 
so bedarf es einer steten gründlichen Abspülung und ausgiebiger Reinigung, 
die veranlaßt, daß der durch die Besprengung aufgeweichte Schmutz sofort 
den Gullies der Kanalisation zugeführt wird. Die Reinigung des Asphalt¬ 
pflasters an heißen Sommertagen und bei windigem Wetter muß um so 
häufiger geschehen, als die Oberfläche des Pflasters sehr schnell wieder ab¬ 
trocknet und dann die Staubbewegung von neuem beginnt. 

Viel zu wenig wird leider auf die Abspülung der Asphaltstraßen bis 
jetzt gegeben. Unter den Einwirkungen der Sonnenstrahlen wird die Asphalt¬ 
decke ein einziges großes Wärmereservoir, auf dem der Pferdeurin und die 
im Pferdemist enthaltenen flüssigen Teile sehr bald verdunsten. So kommt 
es, daß der Aufenthalt in den Asphaltstraßen an heißen Sommertagen nichts 
weniger als angenehm ist, um so weniger, als die Nerven der Großstädter 
des Abends bereits vielfach an der Grenze ihrer Leistungsfähigkeit angelangt 
sind. Trotz einiger Mängel, die ja jedem Baustoffe anhaften, stehe ich nicht 
an, den Asphaltkalkstein als den idealsten Baustoff zur Befestigung städtischer 
Straßen zu bezeichnen, den wir zurzeit besitzen. (Schluß folgt.) 
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Swakopmund zu Beginn des Hottentottenaufstandes 
in hygienischer Beziehung. 

Von Stabsarzt Dr. GlatzeL 
(Mit einem Lageplan und einem Grundriß.) 


Als ich im Oktober 1904 in Swakopmund eintraf, dauerte im Norden 
unserer Kolonie der Kampf gegen die Hereros noch ungeschwächt fort, 
während im Süden der Hottentottenaufstand ausgebrochen War. Größere 
Transporte via Lüderitzbucht nach dem südlichen Kriegsschauplätze zu 
dirigieren, verbot sich wegen der überaus schwierigen Wasserverhältnisse J ) 
daselbst und der fehlenden Bahnverbindung ins Innere von selbst. Swakop¬ 
mund als Haupteingangspforte in das Schutzgebiet gewann daher jetzt noch 
erhöhtere Bedeutung und mußte zur Aufnahme der nun folgenden 
großen Truppen-, Pferde-, Vieh- und Kriegsmaterialtransporte seine Vor¬ 
bereitungen treffen. 

Bezüglich der geographischen Lage, der allgemeinen meteorologischen 
und klimatischen Verhältnisse Swakopmunds möge folgendes hier voraus¬ 
geschickt werden. 

Swakopmund liegt unter einer geographischen Breite von etwa 22° 42' 2 ), 
mithin 44' nördlich vom Wendekreis des Steinbockes, also noch in den 
Tropen. Seine geographische Länge beträgt etwa 14° 3 ) östlich von Green¬ 
wich; Swakopmund hat demnach ungefähr die gleiche Uhrzeit wie Berlin. 

Im Gegensatz zu der mit Deutschland etwa gleichen Tageszeit sind 
die Jahreszeiten des Schutzgebietes bzw. Swakopmunds seiner geographischen 
Lage entsprechend denen unserer Heimat entgegengesetzte. Am 21. De¬ 
zember beginnt im Schutzgebiet der Sommer; die Monate Dezember, 
Januar, Februar und März sind die heißesten. Die Sonne, welche am 21. De¬ 
zember über dem südlichen Wendekreis (23° 27') steht, um sich von diesem 
Zeitpunkte an wieder nach Norden zu wenden, befindet sich an zwei inner¬ 
halb weniger Wochen aufeinanderfolgenden Tagen, nämlich am 8. Dezember 
und 3. Januar, im Zenit Swakopmunds. Um die Wintersonnenwende des 
Schutzgebietes, d. h. am 21. Juni, wenn die Sonne den nördlichen Wende¬ 
kreis erreicht hat, ist sie um Mittag bis 46° 10' vom Zenit zum Horizont 
hinabgesunken und hat damit ihren tiefsten Stand erreicht; sie steht dann 
etwa so hoch, wie in Berlin 6. April. Aus diesen Verhältnissen ergibt sich, 
daß für Swakopmund die Sonne ihren täglichen von Ost nach West gerichteten 
Lauf für den größten Teil des Jahres (nämlich vom 3. Januar bis zum 
8. Dezember) über die Nordhälfte des Himmelsgewölbes nehmen muß, mithin 

*) Mußte doch bis zur Fertigstellung der vergrößerten Meerwasser-Konden- 
s&tionsanlage in Lüderitzbucht das Wasser zum Preise von 4 bis 5 M. pro Kubik¬ 
meter auf dem Seewege aus Kapstadt bezogen werden. 

*) Genau 22° 41' 54*4". 

a ) Genau 14° 32' 4*54". 
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also über 11 Monate im Jahre die Südseite die Schattenseite, die 
Nordseite die Sonnenseite ist, ein Umstand, der bei Anlage menschlicher 
Unterkunftsräume, besonders solcher für Kranke, in Berücksichtigung ge¬ 
zogen zu werden verdient. 

Bezüglich der Tageslänge ist hervorzuheben, daß der längste Tag in 
der Breite von Swakopmund (21. Dezember) nur etwa 13V2 Stunden dauert 
(in Berlin der 21 . Juni als längster Tag I 6 Y 2 Stunden), so daß die Nacht 
in der heißesten Zeit infolge ihrer längeren Dauer eine größere Erfrischung 
gewährleistet als in unserer Heimat. 

Alle durch die Lage eines Ortes auf die menschliche Gesundheit 
wirkenden Einflüsse nennt man sein Klima; dasselbe wird, abgesehen von 
der geographischen Breite, hauptsächlich durch lokale Verhältnisse bestimmt, 
wie Verteilung von Land und Wasser, Meeresströmungen, Bodenformationen, 
Höhenlage usw. Die bedeutungsvollsten Faktoren, aus denen sich das Klima 
zusammensetzt, sind: die Lufttemperatur, die Luftbewegung (Winde, Wind¬ 
richtung), die Wärmestrahlung (Sonnenscheindauer, Bewölkung) und die Luft¬ 
feuchtigkeit (Regen, Nebel). 

Swakopmund nimmt, als an der Küste des Atlantischen Ozeans gelegen, 
eine von den klimatischen Verhältnissen der inneren Landschaften stark 
abweichende Stellung ein. Es besitzt ausgesprochenes Seeklima, d. h. im 
wesentlichen die Schwankungen der täglichen, wie monatlichen Temperatur¬ 
extreme sind viel geringer alB im Binnenlande. Die absoluten Luft¬ 
temperaturen (im Schatten gemessen) sind durchaus gemäßigte zu nennen. 
In den Sommermonaten überschreiten sie nach meinen Messungen im Mittel 
20 bis 25° C nicht, in den Wintermonaten dürften sie im Mittel nicht unter 
15° C heruntergehen. Die häufigen morgendlichen und abendlichen Nebel, 
deren später bei Besprechung der Luftfeuchtigkeit noch Erwähnung ge¬ 
schehen soll, üben gleichfalls eine regulierende Wirkung auf die Luft¬ 
temperatur aus. Sie absorbieren die Sonnenstrahlen, halten aber auch die 
von der Erde des Nachts ausgestrahlte Wärme länger zurück. Erniedrigend 
auf die Lufttemperatur Swakopmunds wirkt die kalte antarktische Meeres¬ 
strömung, die, von Südamerika kommend, in ost-nord-östlicher Richtung 
weiter geht und an der Westküste Südafrikas fast bis zum Äquator hinauf¬ 
gelangt. Die am Ausgang der Sommermonate (März und April) mehrfach 
von mir vorgenommenen thermometrischen Messungen des Seewassers ergaben 
Temperaturen zwischen 15° und 18°C, Temperaturen, wie sie etwa in 
unseren Nordseebädern im Spätsommer Vorkommen, für die Breite Swakop¬ 
munds also als relativ niedrig bezeichnet werden müssen. 

Durch die ungleiche Erwärmung von Wasser und Land wird in Swa¬ 
kopmund ein ständiger See-, d. h. Westwind, bedingt, der meist schon am 
Vormittag einsetzt und bis zum Abend anhält. Der Sand des über 100 km 
breiten Wüstenstreifens an der Küste (der sog. Namib), wie auch die Luft¬ 
schicht über demselben, erwärmt sich rascher und intensiver l ) wie das Meer¬ 
wasser, und bewirkt so eiue Luftströmung der kälteren Seeluft nach dem 
Lande zu, die meist eine mehr südwestliche, seltener eine mehr nordwest- 


*) Die Sandtemperaturen betrugen im März und April nach meinen Mes¬ 
sungen zwischen 27° und 37° C; einmal (bei Ostwind) wurden 43° gemessen. 
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liehe Richtung annimmt, stete aber fast absolut staubfrei und optisch rein 
ist. Nur wenn die Windstärke, wie dies während der Zeit des Voll- oder 
Neumondes öfter der Fall ist, einen höheren Grad erreicht, kommt es zu 
gelegentlichen, meist nur einige Nachmittagsstunden anhaltenden Sand¬ 
stürmen, die für Augen und Atmungsorgane lästig sind. An vereinzelten 
Tagen des Winterhalbjahres (meist im April und Mai, im Jahre 1905 be¬ 
sonders stark und anhaltend im Juli) weht aus Ost ein föhnartiger heißer 
Wind, der so reichlichen feinen Sandstaub aus der Namib mit sich führt, daß 
man im Freien kaum zu atmen und die Augen zu öffnen vermag. Die Tem¬ 
peratur erreicht dann außerordentliche Hitzegrade und es macht sich zugleich 
eine ungewöhnliche Trockenheit der Luft geltend. 

Zumeist herrscht aber, besonders im Winterhalbjahr (21. März bis 
21. September) in den Morgen- und Abendstunden eine feuchte, naß¬ 
kalte, nebelige Luft, deren Folgen bald an allen Gegenständen, die aus 
einem von Rost angreifbaren Metalle gefertigt sind, sichtbar werden. Nicht 
nur Wellblech wände werden angefressen, auch Gebrauchsgegenstände aller 
Art, besonders chirurgische Instrumente, leiden stark durch den Rost, wenn 
sie nicht täglich revidiert oder eingefettet werden. Während der Nacht 
kommt es häufig zu starker Kondensation des Nebels, so daß gegen Morgen 
das Wasser von den Dächern tropft und der Boden bisweilen wie nach 
einem Regen befeuchtet erscheint. Entfernt man aber mit einem Stocke 
die oberste Bodenschicht, so sieht man, wie schon wenige Gentimeter tief 
unter der Oberfläche der Sand gänzlich staubtrocken ist. 

Wirklicher Regen ist in Swakopmund und dem angrenzenden Wüsten- 
streifen etwas so seltenes, daß man kaum einmal in jedem Jahre mit Sicher¬ 
heit auf einen ergiebigen Regenfall rechnen kann; die Niederschlagsmenge 
ist also gleich Null zu erachten. Ganz Swakopmund steht hiernach auf 
einem vollkommen bodentrockenen Untergründe, ein Umstand, der 
einer Ausbreitung der Malaria durchaus ungünstig ist. Der 
Feuchtigkeitsgehalt der Luft ist der Nähe des Ozeans wegen stets ein relativ 
hoher, es werden daher die im Verhältnis zum Inneren viel niedrigeren 
Lufttemperaturen weit drückender empfunden und wirken besonders in den 
Mittagsstunden merklich erschlaffend auf die nervöse und geistige Spann¬ 
kraft des Menschen ein. 

Eine Bewölkung des Himmels an der Küste bzw. auch in Swa¬ 
kopmund ist, abgesehen von dem schon geschilderten Nebeldunste, ent¬ 
sprechend den minimalen Regenmengen etwas seltenes. Im Sommerhalbjahr 
(21. September bis 21. März) sind die Tage zumeist hell und heiter und 
weisen zahlreiche — durchschnittlich acht bis zehn — Sonnenschein stunden 
auf. Während des Hochstandes der Sonne ist dann bei klarem Himmel die 
Lichtfälle und Strahlung eine so intensive, daß das Auge zweckmäßig durch 
graue Gläser vor einer Überblendung der Netzhaut geschützt wird. Die 
Kopfbedeckung darf auch für kurze Zeit nicht fortgelassen werden, wenn 
nicht Kopfschmerzen usw. die Folge sein sollen. Auch Hautverbrennungen 
ersten und zweiten Grades an Gliedmaßen, die nur kürzere Zeit entblößt 
waren, wurden beobachtet. Andererseits birgt das strahlende Sonnenlicht 
eine nicht zu unterschätzende desinfizierende Kraft in sich, die den Lebens- 
bedingungen pathogener Mikroorganismen ungünstig sein muß. 

Vierteljahrsachrift für Gesundheitspflege, 1906. 04 
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Neben den klimatischen Verhältnissen eines Ortes spielt in hygienischer 
Hinsicht die Wasserversorgung eine wichtige Rolle. 

Swakopmund besitzt seit Oktober 1899 eine Wasserleitung. Die 
Anlage besteht aus einer am ausgetrockneten Swakopbette gelegenen Pump¬ 
station, dem Wasserhochreservoir und der Rohrleitung, vermöge 
deren das Wasser mittels natürlichen Gefälles zu den verschiedenen Zapf¬ 
stellen geführt wird. 

Da, wie bereits erwähnt, die Niederschlagsmenge in Swakopmund eine 
minimale ist, muß der Wasserbedarf gänzlich durch das unterirdisch aus 
dem Inneren des Landes herabströmende Wasser im Swakopbett gedeckt 
werden. Versuche, an anderen Stellen des Ortes Brunnen anzulegen, sind 
meines Wissens bisher nicht gemacht worden. Ob es gelingen würde, bei 
erheblicheren Tiefbohrungen Wasser an beliebigen Stellen des Ortes in 
genügender Menge aufzubringen, ist mir zweifelhaft, weil einmal die Regen¬ 
menge, wie erwähnt, Jahr aus Jahr ein eine ganz geringe ist, und zum 
anderen das aus dem inneren Hochplateau unterirdisch herabfließende 
Wasser nur die ihm von der Natur in den Flußläufen vorgezeichneten Wege 
zu nehmen scheint. 

An der Pumpstation befindet sich ein gemauerter Brunnen von 1*25 m 
Durchmesser, 4*25 m Tiefe und einer durchschnittlichen Wasserstandshöhe 
von etwa 1 m, die sich auch während der Trockenzeit trotz ständigen Pum- 
pens bei Tag und Nacht ziemlich auf gleicher Höhe hält, ein Beweis dafür, 
daß die unterirdische Strömung im Swakopbett eine reichliche sein muß. 
Über dem Brunnen ist eine doppeltwirkende Saug- und Druckpumpe von 
etwa 7 cbm Leistung in der Stunde aufgestellt, die von einem 4‘5pferdigen 
Petroleummotor mittels eines Zahnradvorgeleges angetrieben wird. Das 
Wasser gelangt mittels einer 700 m langen Druckleitung von 0*064 m Durch¬ 
messer in ein massives, 13 m höher gelegenes Reservoir von 75 cbm Inhalt. 
Bei gefülltem Reservoir beträgt die Wasserstandshöhe etwa 3m; in dieser 
Höhe ist ein Abflußrohr angebracht, durch welches sodann das Wasser ab¬ 
fließen würde. Aus dem Reservoir gelangt das Wasser durch eine etwa 
20 cm über der Sohle desselben gelegene Abflußöffnung mit natürlichem 
Gefälle in die Rohre der Straßennetze von durchschnittlich 0*04 m Durch¬ 
messer und aus diesen zu den einzelnen mit Wasseruhren versehenen 
Zapfstellen. 

Was die Quantität des Wassers betrifft, so lieferte das Pumpwerk 
am Brunnen bei täglich 12 ständiger Arbeitszeit 84 cbm Wasser, eine Menge, 
welche für die vor dem Aufstande etwa 900 Weiße und 900 Schwarze be¬ 
tragende Bevölkerungsziffer genügt haben mag. 

Während des Hereroaufstandes wurden nun durch den Zuzug von Sol¬ 
daten, Vieh, Pferden und Maultieren ganz bedeutend höhere Anforderungen 
an die Wasserversorgungsanlage gestellt. Es waren vorübergehend und 
zum Teil gleichzeitig in Swakopmund anwesend: 

1000 Soldaten und mehr 1000 Maultiere und mehr 

600 Pferde „ „ 1000 Schafe „ „ 

2000 Ochsen „ „ 

Dazu kamen noch mehrere hundert Treiber und über 3000 schwarze und 
weiße Einwohner Swakopmunds. 
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Rechnet man, wie üblich, pro Kopf und Tag: 
für den Weißen (zum Trinken, Reinigen, für Wäsche, Bäder usw.) 50 Liter 


„ „ Schwarzen.20 „ 

„ „ Ochsen.50 „ 

„ das Pferd oder Maultier.80 „ 

„ den Esel (donkey).20 „ 


Wasser, so ist ohne weiteres einleuchtend, daß die vorhandene Wasserver- 
sorgungsanlage nicht entfernt den Anforderungen genügen konnte. Würden 
doch 2000 Ochsen allein täglich etwa 100 cbm Wasser konsumiert haben. 
Auch die Anforderungen an den Wasserverbrauch für gewerbliche Zwecke, 
Bauten, Gartenbesprengung usw. waren bei dem verhältnismäßig regen 
Baubetrieb nicht unbedeutende. T»g- und Nachtbetrieb, der zunächst in 
der Pumpstation eingeführt wurde, erhöhten zwar das täglich lieferbare 
Wasserquantum auf 168cbm; auch dieses genügte aber, wie obige Zu¬ 
sammenstellungen ergeben, bei weitem nicht, den Bedarf zu decken. Infolge 
des übergroßen Wasserverbrauches war der Wasserstand im Reservoir be¬ 
sonders des Nachmittags ein so niedriger (30 bis 50 cm), daß verschiedene, 
etwas höher gelegene Zapfstellen infolge zu geringen Wasserdruckes über¬ 
haupt kein Wasser gaben. Um diesen Übelständen abzuhelfen und weitere 
Wasserquantitäten für ein neu zu errichtendes Badehaus flüssig zu machen, 
wurde die etwa 400 m stromaufwärts, gleichfalls im trockenen Swakopbett 
gelegene Pumpstation der Otavibahngesellschaft zur Füllung des fiskalischen 
Reservoirs herangezogen und zu diesem Zwecke eine Anschlußleitung an 
den Rohrstrang der Otavibahn hergestellt. Die Pumpe der Otavibahn 
schaffte 6*5 cbm in der Stunde. Um jedoch von der Otavibahn, welche die 
Wasserentnahme immer erst gestattete, nachdem sie den eigenen Bedarf 
gedeckt hatte, unabhängig zu sein, ist die Anlage einer zweiten fiskalischen 
Pumpstation am Swakop ins Auge gefaßt und das dazu notwendige Material 
in Deutschland bestellt worden. Mit dem Bau dieser Anlage konnte aller¬ 
dings erst im Juni 1905 begonnen werden. 

Die großen Wasserquantitäten, welche für die Vieh-und Pferdetränkung 
notwendig waren, wurden, um sie nicht dem fiskalischen Reservoir zu ent¬ 
ziehen, einem neuen, für diese Zwecke im Swakopbette angelegten Brunnen 
mittels eines 5 cbm pro Stunde liefernden Göpelwerkes entnommen und in 
ein etwa 150 m entferntes, etwas höher gelegenes Reservoir gepumpt, aus 
dem es mit natürlichem Gefälle in die Viehtränke hinabfloß. Infolge aller 
dieser Maßnahmen gelang es, den Wasserstand im fiskalischen Reservoir 
beträchtlich und fast dauernd zu erhöhen (auf 2*50 m und darüber), so daß 
auch auf den höher gelegenen Grundstücken am Bahnhof, auf denen die 
Zapfstellen monatelang kein Wasser gegeben hatten, dasselbe nunmehr 
zumeist reichlich floß. 

Eine eigentliche Wassersnot kann in Swakopmund kaum je eintreten. 
Im Swakopbett ist bisher stets Wasser in genügender Menge vorhanden 
gewesen. Selbst am Ende der Trockenzeit sank trotz ständigen Pump¬ 
betriebes der Wasserstand im fiskalischen Brunnen nur um ein geringes. 
In jedem 4 bis 5 m tiefen Loch im trockenen Swakopbette sammelt sich 
nach kurzer Zeit Wasser von etwa 1 m Höhe an. 

Was die Qualität des Wassers anbetrifft, so mußte zunächst die 
Herkunft als einwandfrei bezeichnet werden. Das Swakopbett besteht bis 

34* 
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zur Brunnentiefe aus reinem Sandboden. Eine künstliche Filtration findet 
nicht statt. 

Die physikalische Untersuchung des Wassers ergab folgendes: 
Nach fünf Minuten langem Ausfließen aus dem Zapfhahn betrug die Tem¬ 
peratur des Wassers 21° C. Das Wasser war yollkommen klar; ein Ver¬ 
gleich mit destilliertem Wasser ergab keinen Unterschied. Zuweilen waren 
gröbere Sand- bzw. Schlammpartikel in Wasserkrügen als Bodensatz nach¬ 
weisbar; sie stammten zum Teil wohl aus verschmutzten Leitungsröhren 
oder Zapfstellen. Ein Geruch war auch an dem bis auf 30° C erwärmten 
Wasser nicht wahrzunehmen. Der Geschmack war ein leicht salziger, 
brackiger, die Reaktion neutral. 

Die chemische Untersuchung hat, soweit es sich um eine genaue 
quantitative Analyse der im Wasser enthaltenen Stoffe handelt, auf meine 
Veranlassung Herr Oherapotheker Ferie ausgeführt. Die Ergebnisse sind 
folgende: In 100000 Teilen des der Leitung entnommenen Swakopmunder 


Wassers sind enthalten: 

CO, Kalk im Mittel.26*25 

MgO, Magnesium „ „ 6*95 

CI, Chlor „ „ 53*25 

SO„ Schwefelsäure „ „ .13 20 

Permanganat (Oxydation) „ „ . 0*472 

NH a , Ammoniak: frei 


NO s , Salpetersäure: Spuren (sporadisch) 

NO*, Salpetrige Säure: „ „ 

Neben dem hohen Gehalt an Kalk und Magnesia ist in dem Ergebnis 
der bedeutende Prozentsatz an Chlor sehr bemerkenswert. Die Oxydierbar¬ 
keit des Wassers ist außerordentlich gering. Das sporadische Auftreten 
von Salpetersäure und salpetriger Säure im Wasser machte weitere Unter¬ 
suchungen wünschenswert. 

Mit Bezug auf die sogenannte Swakopmunder Krankheit (akuter, 
fieberhafter hzw. fieberloser, meist binnen einigen Tagen vorübergehender 
Magen-Darmkatarrh), von der fast kein Fremder verschont blieb, habe ich 
in Berücksichtigung des Umstandes, daß Wasser mit erheblichen 
permanenten Härtegraden bei vielen Personen Diarrhöe erzeugt, 
einige Wochen hindurch Härtebestimmungen ausgeführt. Die permanente 
Härte eines Wassers wird, wie bekannt, besonders bedingt durch seinen 
Gebalt an Gips bzw. Verbindungen der Bittererde, wogegen die sogenannte 
transitorische, durch Kochen fällbare Härte *) hauptsächlich eine Folge der 
Anwesenheit von kohlensaurem Kalk ist. Während die Gesamthärte 
(Kalk und Bittererde) eines guten Trinkwassers nicht mehr als 32 bis 36 
französische Härtegrade (= 18 bis 20 deutsche) betragen soll, schwankte 
der Gesamthärtegrad des Swakopmunder Wassers zwischen 38 und 44 fran¬ 
zösischen Härtegraden, der permanente Härtegrad zwischen 31 und 34 fran¬ 
zösischen Härtegraden. Bezüglich der Technik der Untersuchung sei 
bemerkt, daß erst, wenn feinblasiger Schaum fünf Minuten lang stehen 


l ) Die Bicarbonate der alkalischen Erden verlieren durch Kochen OO t , wer¬ 
den dann in Wasser unlöslich und fallen aus. 
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blieb, die Härtegrade yon der Tropfbürette abgelesen wnrden. Das Swa- 
kopmunder Wasser ist hiernach als ein sehr hartes zu bezeichnen, und 
die Swakopmunder Krankheit, die ja an und für sich kein schweres Leiden 
repräsentiert, aber doch als prädisponierendes Moment für typhöse Erkran¬ 
kungen eine Rolle spielen dürfte, wohl zum Teil als durch dasselbe bedingt 
anzusprechen. — Auch das oft so schwer zu beißende harte Fleisch, über das in 
Swakopmund vielfach Klage geführt wurde, ist mit als eine Folge des harten 
Wassers anzusehen; Fleisch wie auch Hülsenfrüchte kochen erfahrungs¬ 
gemäß in hartem Wasser schlecht, weil die Eiweißkörper mit den Erdsalzen 
des Wassers unlösliche Verbindungen eingehen. Desgleichen ist zu vielen 
industriellen Verwendungen, z. B. beim Bierbrauen, zum Speisen von Dampf¬ 
kesseln x ) permanent hartes Wasser schlecht geeignet. 

Die bakteriologische Untersuchung des Wassers hat je nach 
der Entnahmestelle oder der Art der Entnahme einen stark wechselnden 
Keimgehalt ergeben. Es wurde stets der Keimgehalt in 1 ccm nach zwei- 
bis dreitägigem Wachstum bestimmt. Entnahm ich die Wasserprohe sofort 
nach dem öffnen des Zapfhahnes, so wurden durchgehende erheblich mehr 
Keime gezählt als bei Entnahme nach fünf Minuten langem Abfließen. Des¬ 
gleichen zeigte der Pumpbrunnen der Stadt einen erheblich höheren Keim¬ 
gehalt als derjenige der Otavibahn. Rechnet man bei geordnetem Filtrations¬ 
betriebe in modernen Wasserversorgungsanlagen mit 50 bis 100 Keimen im 
Cubikcentimeter, so wurden in Wasserproben, die dem städtischen Pump¬ 
brunnen entnommen waren, ganz erheblich mehr Keime gezählt (700 bis 
2600), ein Beweis dafür, daß eine ziemlich starke Verunreinigung stattflnden 
mußte. Der Pumphrunnen der Otavibahn, der in einwandfreier Weise ab¬ 
gedeckt und etwa 5 m vom Pumpwerke entfernt ist, wies dagegen in 1 ccm 
nur 15 bis 33 Keime auf, lieferte daher ein Wasser, das bakteriologisch 
dem bestflltrierten an Güte gleichkommt, jedenfalls eine Filtration völlig 
unnötig machte. 

Die städtische Wasserversorgungsanlage Swakopmunds wies hiernach 
eine Anzahl Mängel auf, deren Abstellung nach Möglichkeit angestrebt wurde. 

Das Pumpwerk durfte nicht, wie dies der Fall ist, direkt über dem 
Brunnenkessel, sondern mußte, damit eine Verunreinigung des Brunnen¬ 
wassers durch herabfließendes öl usw. verhütet wurde, abseits stehen; das 
Saugrohr mußte zu diesem Zwecke nach dem Brunnenkessel zu seitwärts 
abgebogen sein. Zum mindesten war die hölzerne Abdeckung fest und 
durch überliegende, die Fugen bedeckende Leisten so dicht herzustellen, 
daß ein Hineingelangen von Schmutzstoffen ausgeschlossen war. 

Am Boden des Reservoirs setzte sich wahrscheinlich durch das Pumpen 
mitgerissener Schlamm und Sand ab, der etwa alle drei Monate eine Höhe 
von etwa 10 cm erreichte und dann beseitigt werden mußte, da das Abfluß¬ 
rohr des Reservoirs nur etwa 20 cm. über der Sohle desselben liegt, somit 
bei längerem Zuwarten ein Mitgerissenwerden von Schlammpartikeln in die 
Wasserleitungsrohre und eine Verschmutzung derselben unvermeidlich ge¬ 
wesen wäre. Die Reinigung des Reservoirs geschah nun in primitiver 
Weise derart, daß nach Ablassen des Wassers der Schlamm durch ein- 


l ) Worüber besonders die Bahnverwaltung Klagen führt. 
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geborene Arbeiter, die in das Reservoir einstiegen, mittels Eimern nach 
außen befördert wurde. Die Wände des Reservoirs wurden sodann mit 
Bürsten gescheuert und schließlich mit reinem Wasser nachgespült. Da 
immerhin das Bedenken bestehen blieb, daß durch die im Reservoir tätigen 
schwarzen Arbeiter gelegentlich pathogene bzw. Typhuskeime in das Bassin, 
somit in die Wasserleitung gelangen konnten, so wurde eine ärztliche Unter¬ 
suchung dieser Reinigungsarbeiter vor Beginn ihrer Arbeit bzw. die Nach- 
spftlung des Reservoirs mit einer desinfizierenden Flüssigkeit, zum mindesten 
heißer Seifenlauge, vor Neueinfüllung des Wassers für notwendig erachtet. 

Während der Reinigung des Reservoirs mußte die Wasserzuführung in 
der ganzen Stadt für sechs bis acht Stunden unterbrochen bleiben. Da 
zeitweise auch größere Reparaturen am Reservoir nötig werden mußten, so 
erklärte ich, um der Stadt eine ununterbrochene Wasserzuführung zu ge¬ 
währleisten, die Anlage eines zweiten Wasserreservoirs für ein 
dringendes Bedürfnis. 

Als fernerer Übelstand wurde die zu geringe Höhenlage des 
Wasserreservoirs empfunden. Sie ist überhaupt nur verständlich, wenn 
man die Entstehungsgeschichte der Wasserleitung verfolgt und berücksich¬ 
tigt, daß die Anlage ursprünglich nur für den verhältnismäßig tief gelegenen 
Bauhof de9 Hafenbauamtes bestimmt war. Für die am Bahnhof gelegenen 
Grundstücke, deren Zapfhähne durchschnittlich 15’30m über dem Meeres¬ 
spiegel gelegen sind, konnte ein Wasserabfluß aus dem mit seiner Sohle 
13*70 m über dem Meeresspiegel gelegenen Reservoir erst stattfinden, wenn 
der Wasserstand im Reservoir über 1*60 m betrug, was anfänglich verhältnis¬ 
mäßig sehr selten der Fall war. Beiläufig sei bemerkt, daß auch mit Rück¬ 
sicht auf die Feuersgefahr l ) die Höhenlage des Hauptreservoirs eine derartige 
sein sollte, daß das Wasser direkt aus den Straßenhydranten im freien 
Strahl noch 5 bis 10 m hoch steigt. Da nach den Terrainverhältnissen ein 
so hoch gelegenes Reservoir ausgeschlossen erschien, mußte die Anlage eines 
Wasserturmes ins Auge gefaßt werden. 

Um eine Verschmutzung der Zapfhähne zu verhindern, hatte ich ver¬ 
anlaßt, letztere durch ein Holzgestell dem direkten Anlegen des Mundes 
unzugänglich zu machen. Die schwarze Bevölkerung wie auch viele 
Arbeiter, bei denen die Syphilis ziemlich verbreitet war, pflegten nämlich mit 
Vorliebe ihren Durst durch direktes Anlegen des Mundes an den Zapfhahn 
zu stillen. Das konnte, abgesehen von der Unappetitlichkeit des Vorganges, 
zu gelegentlichen Infektionen führen, mußte daher verhindert werden. 

Nächst der Wasserversorgung spielt die Beseitigung der mensch¬ 
lichen Abfallstoffe (Fäkalien und Müll) in hygienischer Beziehung eine 
wichtige Rolle in jeder Garnison; sie geschieht in Swakopmund durch das 
sogenannte Tonnensystem und die Müllabfuhr. Durch bezirksamt- 
liche Verfügung vom 24. Oktober 1902 waren im Anschluß an eine vom 
Dezember 1901 bis Juli 1902 dauernde schwere Typhusepidemie bezüglich 
der Abfuhr eine Anzahl Bestimmungen erlassen worden, die auch für die 
Abfuhr der Militärfäkalien bindend waren. Jeder Dienstherr wurde 


l ) In Swakopmund, als dom Etappenanfangsort, lagern stets eine große 
Menge Kriegsbestände aller Art. 
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verpflichtet, auch für seine Eingeborenen Aborte aufzustellen und diese in 
sauberem Zustande zu erhalten. Die Aborte mußten abschließbar und mit 
Sitzbrett und Brille versehen sein. Für je 20 Eingeborene war eine Brille 
zu schaffen. Zu Fäkalienbehältern durften nur metallene, wasserdichte, die 
Sitzbrille umfassende Gefäße benutzt werden. Die Stadtverwaltung hatte 
im Laufe der letzten Jahre im ganzen etwa 246 Klosettkübel und 74 Pissoir¬ 
kübel, die Militärverwaltung 167 Klosettkübel und 34 Pissoirkübel auf¬ 
gestellt. Die Garnisongebäudeordnung erachtet für 20 Gemeine eine 
Brille als ausreichend; die vorhandenen 167 Klosettkübel mußten also für 
20 x 167 = 3340 Mann genügen. Da der Mannscbaftsbestand eine so 
hohe Ziffer auch vorübergehend nicht erreicht hat, so sind sicher nie alle 
Klosettkübel gleichzeitig in Benutzung gewesen 1 ). Die gemeinsame Abfuhr 
sämtlicher städtischer Abfallstoffe (Fäkalien und Müll), wie die Entleerung 
der militärflskalischen Abortgefäße — die Abfuhr des militärflskalischen 
Mülls wurde durch gefangene Hereroweiber unter Aufsicht eines Unter¬ 
offiziers besorgt — war einem Abfuhrunternehmer übertragen, der außer 
verschiedenen Betriebsmitteln (zwei Latrinenwagen nebst Zubehör und Ge¬ 
spannen von je sechs kräftigen Pferden oder acht kräftigen Mauleseln und 
Gespannrationen usw.) für seine Mühewaltung die jährliche Vergütung von 
15 000 M. (Stadt) und 7500 M. (Militärfiskus), in Summa 22500 M. (!) 
erhielt, also eine Summe, wie sie in der Heimat etwa höhere Staatsbeamte 
beziehen. Von derselben hatte der Unternehmer zwar seine schwarzen 
Arbeiter mit zu entlohnen, da ihm dieselben aber oft entliefen — vermutlich, 
weil er sie zu schlecht bezahlte — mußten ihm auch noch gefangene Hereros 
als Arbeiter gestellt werden, um die Abfuhr nicht ganz ins Stocken geraten 
zu lassen. 

Da trotz der angeführten, meiner Ansicht nach äußerst günstigen Ent¬ 
lohnung des Mannes die Abfuhr nach jeder Richtung hin nur in höchst 
mangelhafter Weise ausgeführt wurde, hatte ich die Kündigung seines 
Vertrages wenigstens mit der Militärverwaltung durchgesetzt und als ge¬ 
nügend gefangene Eingeborene in Swakopmund vorhanden waren, die Militär¬ 
abfuhr kostenlos durch diese unter Aufsicht eines Sanitätsunteroffiziers be¬ 
sorgen lassen. 

Die Schattenseiten, welche im allgemeinen dem Tonnensystem anhaften, 
traten in Swakopmund in besonders bemerkenswerter Weise in die Er¬ 
scheinung. Vorweg sei bemerkt, daß eine Kanalisation wegen zu teuren 
Wassers — für 10 Liter mußte ein Wasserzins von 1 Pf. erhoben werden — 
nicht durchführbar war. Bei den tiefsandigen Straßen Swakopmunds ist die 
Benutzung derselben zu Abfuhrzwecken ausgeschlossen, es müssen dazu, wie 
zur Beförderung von Gütern in Swakopmund überhaupt, die Bahngeleise 
benutzt werden, die jedoch während der Kriegszeit bei Tag und oft auch 
bei Nacht zum Transport von Proviant, Kriegsmaterial usw. gebraucht wur¬ 
den, so daß täglich Schwierigkeiten entstanden. 

Die Metallkübel unterlagen in dem stets feuchten Swakopmund einer 
raschen Zerstörung durch Rost 2 ). Dichte Holztonnen dürften haltbarer sein. 

l ) Eine Feststellung, die für die zu leistende Arbeit des Abfuhranternehmers 
von Wichtigkeit war. 

*) In großer Anzahl lagerten solche rostzerfressenen Kübel an der Abfuhrstelle. 
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Um den durch das Tonnensystem bedingten üblen Geruch nach Mög¬ 
lichkeit zu beseitigen, wurde die Aufstellung von Chlorkalk in den Latrinen 
angeordnet zur Bestreuung der Fäkalien nach der Defäkation; dadurch 
wurde gleichzeitig die lästige Fliegen plage, die auch für eventuelle Krank¬ 
heitsübertragungen wohl nicht bedeutungslos ist, wesentlich eingeschränkt. 
Das vielfach geklagte ungenaue Unterstellen der Kübel unter die Sitzbrille, 
das eine Verschmutzung des Klosetts zur Folge haben mußte, ließ sich 
durch Anbringung von hölzernen Leitschienen, wie durch bessere Schulung 
des Personals beseitigen. 

Eine Ausnutzung des Kübelinhaltes zu Düngerzwecken hatte bislang 
wenigstens in größerem Umfange noch nicht stattgefunden. Ob der Sand¬ 
boden und die vorläufig noch knappen Wasserverhältnisse einer solchen 
Verwendung der Fäkalien absolut hindernd im Wege stehen, wird die 
Zukunft lehren. 

Der Kübelinhalt wurde von einem kleinen, in die See hinausgebauten 
Steg dem Meere oder richtiger gesagt, da der Steg nicht weit genug 
in die See hinausreichte, dem Strande überantwortet. Eine Verlänge¬ 
rung desselben um etwa 10m wurde für notwendig erklärt, wenn nicht 
die Verschmutzung des Strandes in unangenehmer Weise überhandnehmen 
sollte. 

Die Art der Müllaufbewahrung und -beseitigung wurde ebenso 
unhygienisch wie unökonomisch gehandhabt. Der gesamte Müll 0 wurde in 
großen, nicht transportablen, zumeist gemauerten Müllbehältern in der Nähe der 
menschlichen Behausungen angesammelt. Da das Müllgemisch, wie bekannt, 
zu etwa 25 Proz. aus leicht zersetzlichen Speiseresten und Küchenabfällen 
besteht [s. Anmerkung a)], die schnell in Fäulnis übergehen, so herrschte 
in der Umgebung solcher Müllbehälter fast immer ein widerlicher, Ekel 
erregender Geruch, und Myriaden von Fliegen bezeichneten schon von 
weitem solche Sammelstellen. Daher auch die zu vielen Hunderten zählenden 
Fliegen im Inneren fast aller Wohnungen, so daß der Aufenthalt in ihnen 
oft zur Qual wurde. 

Die Müllbeseitigung geschah in der Weise, daß diese Müllmassen 
in primitivster Weise von gefangenen Hereroweibern mit den Händen in 
Säcke gepackt und diese dann erst wieder unter mehr oder weniger starker 
Staubentwickelung in offene Kastenwagen geschüttet wurden, welche schließ¬ 
lich offen nach der Müllabladestelle fuhren. 

Um die Müllbeseitigung ökonomisch und hygienisch zu gestalten, hatte 
ich vorgeschlagen: 1. die Einführung eines Teilungssystems des Mülls in 
die unter a) und b) (Anmerkung) angeführten Kategorien. 2. Die 
Abschaffung der gemauerten und nicht transportablen großen Müllbehälter; 
an ihrer Stelle sollten für die unter a) aufgeführten Müllarten dichte, feste, 
mit leicht auf- und zuklappbarem Deckel versehene Tonnen treten, die in 


l ) Es gehören dazu etwa: a) Speisereste und Küchenabfalle, wie Fleisch*, 
Gemüse-, Obst-, Fischreste, altes Brot, Kartoffelschalen usw.; b) gewerbliche Ab¬ 
fälle, wie ausrangierte Haushaltungs- und persönliche Gebrauchsgegenstände, wie 
Papier, Stoffe, Lumpen, Konservenbüchsen, Stroh, zerbrochenes Geschirr, Flaschen, 
Metall, altes Schuhwerk, Kehricht, ÄBche usw. 
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gefälltem Zustande sieh mittels zweier Handhaben noch gut yon zwei Arbei¬ 
tern eine Strecke weit tragen lassen; für die unter b) namhaft gemachten 
Müllarten mittelgroße, handliche Holzkisten, die in gefülltem Zustande 
gleichfalls noch gut durch zwei Leute transportabel blieben. Die Tonnen 
für die Speisereste sollten zur Erleichterung der Durchführung dieses Tei- 
lungssystems ganz in der Nähe der Küche oder in der Küche selbst Auf¬ 
stellung finden. Die angenehmen Folgen, als wohltuende Sauberkeit und 
Ausbleiben jeden üblen Geruches, sowie Beseitigung der Fliegenplage, mußten 
sich bald bemerkbar machen. Die gesondert aufgefangenen Speisereste und 
Küchenabfälle konnten in ökonomischer Weise als Vieh- oder Schweinefutter 
Verwendung finden. Eine Schweineaufzucht in größerem Maßstabe würde 
wegen der dann zu erwartenden Abwechselung in der monotonen Fleisch¬ 
kost jeder in Swakopmund mit Freuden begrüßen. Die Nachfrage nach 
diesen organischen Abfallstoffen ist in Städten, in denen derartige Ein¬ 
richtungen bereits bestehen, stets eine so rege gewesen, daß eine offizielle 
Abfuhr bzw. Beseitigung derselben kaum notwendig war. Die unter b) 
genannten Müllmassen konnten dann, da sie der Fäulnis nicht unterworfen 
sind, ohne hygienische Bedenken auch länger in der Nähe menschlicher 
Wohnungen verbleiben. 

Auch für die Ordnung und Sauberkeit der in großem Umfange und 
stark verschmutzten Abfuhrstelle mußte das Zweiteilungssystem von Be¬ 
deutung sein. Die unter b) genannten Müllmassen sind zum größten Teil 
durch Feuer zu vernichten. Sie sollten daher auf einem abzugrenzenden 
Platze in der Nähe der Abfuhrstelle abgeladen und in gewissen Zeiträumen 
in Brand gesteckt werden. Wenn Glas und Blech dabei der Feuerglut 
widerstanden hätte, so wäre dies hygienisch bedeutungslos; die etwa in 
Konservenbüchsen oder Flaschen noch vorhandenen Reste organischer Sub¬ 
stanzen wären dabei sicher in der Feuerglut vernichtet worden. 

Für zu beseitigende Schmutzwässer, die bisher einfach auf die Boden¬ 
oberfläche gegossen wurden, hatte ich, um der Boden Verunreinigung zu 
steuern, Sickertonnen empfohlen; auch diese sind seitens de/* Stadt und 
militärischerseits mehrfach aufgestellt worden. 

Die Mannschaft Bunterbringung in Swakopmund war eine fast 
durchweg unzureichende; sie geschah in Zelten und Wellblechbaracken. 

Die Unterbringung in großen Zelten für etwa 150 bis 200 Mann, so¬ 
genannten Stall- und Magazinzelten, entsprach nach keiner Richtung hin den 
Anforderungen, die man in hygienischer Beziehung an menschliche Unter- 
kunftsräume stellen muß; schon der Name der Zelte besagt, daß sie anderen 
Zwecken zu dienen bestimmt waren: sie mußten faute de mieux als Not¬ 
behelf dienen, bis bessere Unterkunftsgelegenheiten geschaffen waren. Einmal 
haben derartige Massenquartiere in epidemiologischer Hinsicht ihre Bedenken; 
kommen in ihnen Typhus, Ruhr oder andere ansteckende Krankheitsfälle 
vor, so müssen nach den heutigen Anschauungen streng genommen sämt¬ 
liche Mitbewohner des Zeltes als „verdächtig 11 angesehen werden. Das 
Abbrechen und Wieder auf bauen solcher großen Zelte an anderen Stellen, 
das auch ohne den oben angegebenen Grund von Zeit zu Zeit der Boden- 
verschmutzung wegen ratsam wird, ist eine, besonders bei Mangel an Arbeits¬ 
kräften, umständliche und zeitraubende Sache. Kleinere Zelte für etwa 
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20 Mann, etwa wie sie die Feldlazarette hatten, halte ich, solange nicht 
solidere Unterkunftsräume zur Verfügung stehen, für zweckentsprechender. 

Da die Zelte nicht gedielt waren, trat in ihnen rasch eine starke 
Bodenverschmutzung ein. Trotz strengen Verbotes war besonders des 
Nachts aus Bequemlichkeit Harn einfach auf den Zeltboden entleert worden. 
Bei den oft herrschenden hohen Temperaturen in den Zelten — ich habe 
selbst in dem kühleren Swakopmund Temperaturen bis zu 40° C gemessen — 
entwickelt sich in ihnen leicht Ungeziefer aller Art in massenhafter Weise, 
so daß die Leute mit Flohstichen förmlich übersäet waren. Nur Abbrechen 
des Zeltes und Abbrennen des Bodens nach Begießen mit Petroleum hatte 
schließlich Erfolg gehabt. 

Die Ventilationseinrichtungen in den Magazinzelten bestehen aus 
vier Luftlöchern im Dache, sind also für derartige Massenquartiere ganz 
unzureichend. Bei den Stallzelten befinden sich an beiden Seitenwänden 
acht bis neun kleine, durch schwer zu handhabende Tuchklappen verschließ¬ 
bare Fensteröffnungen, außerdem am Dachfirst jederseits fünf Luken, Lüf- 
tungseinrichtungen, die gleichfalls nur notdürftig genügten. 

Wesentlich bessere Truppenunterkunftsräume stellten die Wellblech¬ 
baracken dar, von denen jedoch bis zum Juli 1905, also etwa IV 2 Jahre 
nach Beginn des Hererofeldzuges, erst zwei aufgestellt waren. Dieselben 
sind gedielt, durch Fenster und Dachreiter gut ventilierbar, durch Zwischen¬ 
wände in eine Anzahl kleinerer Räume teilbar und bieten bei den in Swa¬ 
kopmund, besonders in der schlechteren Jahreszeit (April bis September) 
häufig herrschenden Nebeln und naßkalten Nächten weit mehr Schutz gegen 
die Unbilden der Witterung als die Zelte. Für längere Zeit in Swakopmund 
garnisonierende Truppen hatte ich aus gesundheitlichem Interesse, wenn 
man nicht gleich an den Bau solider, gemauerter Unterkunftsräume gehen 
wollte, mindestens die Unterbringung in solchen Wellblechbaracken für 
notwendig erklärt. Aber auch im Interesse der nur vorübergebend in Swa¬ 
kopmund anwesenden Truppenteile (Proviant- und Munitionskolonnen usw., 
die daselbst, mobil gemacht wurden) lag es, ihren Gesundheitszustand durch 
Gewährleistung bester hygienischer Verhältnisse nach jeder Richtung hin 
so lange wie möglich intakt zu erhalten. Wie ich höre, hat man nunmehr 
mit dem Bau einer massiven Kaserne begonnen. 

Die Unterbringung von Offizieren geschah zum kleineren Teil in einer 
Wellblechbaracke, zum größeren Teil in primitiven sogenannten Hotels und 
Privatwohnungen. 

Kranke Mannschaften fanden in der Revierkrankenstube oder 
dem Etappenlazarett Aufnahme. 

Der sogenannte Revierdienst hatte insofern eine ganz andere Bedeutung 
in Swakopmund, als während desselben nicht nur kranken Soldaten, sondern 
auch Zivilpersonen, Regierungsarbeitern, Treibern, zum Teil herunter¬ 
gekommenen Individuen verschiedenster Nationalität (Buren, Griechen, 
Portugiesen, Italienern, Engländern usw.) wie auch den Eingeborenen ärzt¬ 
liche Hilfe zu teil wurde. Eine Lazarettaufnahme fand im allgemeinen erst 
statt, wenn der Kranke das Revier passiert hatte und der Lazarettbehand¬ 
lung für bedürftig erklärt worden war. So hatte ich, da ich diesen Dienst 
nicht aus der Hand gab, stets einen guten Überblick über den allgemeinen 
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Gesundheitszustand Swakopmunds und konnte besonders bei typhusyerdäch- 
tigen Fällen sofort die notwendigen prophylaktischen Maßnahmen usw. 
anordnen. 

Lazarettkranke wurden in dem am Südwestausgange des Ortes liegenden 
Etappenlazarett untergebracht; dasselbe bestand aus folgenden Gebäuden, 
deren Lage zueinander aus beiliegendem Situationsplane ersichtlich ist: 

a) dem Hauptgebäude, b) dem Wirtschaftsgebäude mit Küche und Vorrats¬ 
räumen, c) dem Depotgebäude, d) dem Desinfektionshause mit großem Dampf¬ 
desinfektionsapparat yon der Firma Rietschel und Henneberg, e) dem Isolier¬ 
gebäude, f) zwei Latrinengebäuden mit insgesamt etwa zehn Brillen, g) einer 
Wellblechbaracke, h) einer halben Wellblechbaracke, i) dem Eingeborenen¬ 
lazarett, k) dem Leichenhause, 1) einer Döckerschen Baracke. 

Das Lazarett bot insgesamt Raum für Unterbringung yon etwa 100 Pa¬ 
tienten. Daneben beherbergte es das Krankenpflegepersonal, die Beamten, 
den Apotheker und zwei Hilfsärzte. Da es in teilweisem Umbau begriffen 


Situationsplan 
der Lazarettbaulichkeiten. 

a) Krankenhaus. 

b) Wirtschaftsgebäude. 

c) Depotgebäude. 

d) Desinfektionsschuppen. 

e) Isoliergebäude. 

f) Latrinen. 

g) ’/r Wellblechbaracke. 

h) */,- 

i) Eingeborenenlazarett. 

k) Leichenhaus. 

l) Dock ersehe Baracke. 


war — so wurde z. B. durch Unterbringung de9 Lazarett-Reservedepots in 
einem gesonderten Wellblechschuppen das Depotgebäude für andere Zwecke 
frei — wird eine Erhöhung der Belegungsziffer wahrscheinlich. 

In dem Eingeborenenlazarett konnten etwa 30 Patienten untergebracht 
werden. Dasselbe war durch einen Bretterzaun yon den übrigen Lazarett¬ 
baulichkeiten getrennt. 

Im Ostflügel der langen Wellblechbaracke (g) war ein Raum als Speise- 
anstalt für die Sanitätsoffiziere und Beamten des Lazaretts hergerichtet worden. 

In dem am Nordausgange yon Swakopmund gelegenen Gefangenenlager 
der Hereros und Hottentotten hatte ich einen Untersuchungs- und Kranken¬ 
raum für etwa 30 Kranke errichten lassen, damit auch dort die notwen¬ 
digste ärztliche Hilfe geleistet werden konnte. 

Um eine geregelte Hautpflege bei den Mannschaften zu ermög¬ 
lichen, ist in unmittelbarer Nähe des Etappenkommandanturgebäudes ein 
Badehaus gebaut worden. Dasselbe bestand aus zwei Auskleideräumen, 
dem Doucheraum mit zehn Brausen x ), einem Wannenbrausebad für Unter- 

l ) Dieselben sind zurzeit nicht abschraubbar uud geben kein ordentliches 
Regenbad, sollen daher durch neue ersetzt werden. 
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Offiziere und einem Wannenbad für Offiziere. Ein auf dem Dache des 
Badehauses eingemauertes, 6 cbm Wasser fassendes Reservoir ließ das 
Wasser aus den Douchen unter dem nötigen Drucke ausfiießen; in das 


Hochreservoir mußte es mittels Handpumpe aus einem unter der Erde 
gelegenen Wasserbehälter gepumpt werden. Ein Raum des Badehauses 
diente als Waschraum für die Garnison Wäsche. Zwei Waschkessel lieferten 
genügende Mengen heißen Wassers. Die Wäsche wurde durch Hererofrauen 
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besorgt.—Außer dem Badehause stand das Meer mit seinem prächtigen W eilen - 
schlage den Wasserfreunden zur Verfügung. Daß eine zu niedrige Tem¬ 
peratur des Meerwassers ein Seebaden unmöglich mache, glaube ich durch 
direkte Messungen des Wassers widerlegt zu haben (s. S. 527). Haifische, 
von denen man fabelte, würden sich, so glaube ich, dem flachen Ufer nie 
so nähern können, daß sie Seebadenden gefährlich werden könnten. In der 
Tat war auch bisher trotz recht vieler Badender nie irgend ein Unglück 
passiert. Es bedurfte meines Erachtens zunächst nur einer gewissen Ab¬ 
grenzung der Badestelle durch Pfähle und Stricke, sowie der Errichtung 
eines Aus- und Ankleideraumes, um die Wohltat eines Seebades der Garnison 
bzw. den Einwohnern Swakopmunds offiziell zugängig zu machen. Nur wenige 
Tage oder Wochen im Jahr, in denen der abkommende Swakop das Meer¬ 
wasser und den Strand stark verschmutzt, würden für ein Seebaden ausfallen. 

Die Verpflegung, insbesondere die MannschaftsVerpflegung, war 
in Swakopmund eine reichliche und gute, der häuslichen Kasernen Verpflegung 
stand sie jedoch in mancher Beziehung nach. Die wiederholten, in den 
verschiedenen Küchen 1 ) genommenen Kostproben ergaben, daß das Fleisch 
fast stets hart und zähe war. Abgesehen davon, daß man von alten Treck- 
ochßen nicht verlangen konnte, daß sie wie zartes Kalbfleisch schmeckten, 
lag die fast regelmäßig konstatierte Zähigkeit des Fleisches wohl auch daran, 
daß letzteres zu frisch nach dem Schlachten (meist etwa 12 Stunden nach 
demselben) zubereitet werden mußte; es ist bekannt, daß Fleisch nach 
längerem Hängen wahrscheinlich infolge Aufhörens der Totenstarre und 
auftretender saurer Reaktion im Muskel weicher und mürber wird. Die in 
Swakopmund zumeist herrschende feuchtwarme Temperatur, der Mangel an 
Eis und die Fliegenplage verboten ein längeres Aufbewahren von größeren 
Fleischmengen. Für sonstige Prozeduren, Einlegen in Essiglösung, Auf¬ 
hängen in vor Fliegen sicheren, der bewegten Luft zugänglichen Behältern 
oder dergleichen fehlte es an den dazu nötigen Einrichtungen. 

Es war zu bedauern, daß der Fischreicbtum des Meeres an schmack¬ 
haften Fischen es nicht vermocht hat, einige tüchtige deutsche Fischer von 
Beruf nach Swakopmund zu ziehen. Ob die Brandungs- und schwierigen 
LandungsVerhältnisse Fischereibetrieb unrentabel machen würden, erscheint 
mir noch zweifelhaft. Auch den Mannschaften wenigstens einmal wöchent¬ 
lich die nahrhafte und leicht verdauliche Fischkost zu teil werden zu lassen, 
wäre in hohem Grade wünschenswert gewesen. — Bezüglich der Gemüse 
waren die Soldaten ganz auf Dörr- oder Büchsengemüse angewiesen; daneben 
wurden Hülsenfrüchte und Reis gereicht. Auch Kartoffeln mußten im¬ 
portiert werden, waren daher zeitweise sehr spärlich. Die etwa noch 
fehlende Menge an Kohlehydraten konnte durch die pro Tag zuständigen 
750g Brot, das eine Feldbäckerei lieferte, gedeckt werden. 

In Swakopmund herrschte der Typhus endemisch, ein Umstand, der 
um so beachtenswerter war, als fast alle ins Innere abgehenden Truppen¬ 
teile den Ort passieren und mehr oder weniger lange Zeit sich darin auf- 

l ) Außer den sogenannten fliegenden Küchen passierender Truppenteile waren 
in Swakopmund drei stabile Küchen vorhanden: die Küche der Eisenbahnbetriebs- 
kompagnie (am Bahnhof), die Etappenküche im Etappenhof, die Küche der Eisen¬ 
bahnbaukompagnie (am Lazarett). 
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halten mußten. Daß die Kontaktinfektion bei der Verbreitung des Typhus 
in Swakopmund die Hauptrolle spielte, ergab sich aus der Art der Epidemie; 
es bandelte sich nicht etwa um explosionsartige Ausbrüche der Krankheit, 
sondern um sporadische Erkrankungsfälle, die seit Monaten über ganz 
Swakopmund zerstreut — allwöchentlich durchschnittlich etwa zwei bis vier 
Neuerkrankungen — in Zugang kamen. 

Die Hauptschwierigkeit bei der Prophylaxe liegt meiner Ansicht nach 
darin, daß es nie gelingen wird, Typhuskranke frühzeitig genug zu iso¬ 
lieren. Wiederholt hatten sich namentlich Zivilarbeiter erst krank gemeldet, 
nachdem ihre Krankheit schon weit fortgeschritten war; hohes, kontinuier¬ 
liches Fieber, deutlicher Milztumor usw. wiesen auf das Ende der zweiten 
Woche hin; trotzdem hatten die Leute bis kurz vor ihrer Krankmeldung 
noch gearbeitet. Daß solche Patienten einer Weiterverbreitung der Krank¬ 
heit Vorschub leisten müssen, ist ohne weiteres verständlich. Lassen sich 
auch bei der Truppe durch häufige Gesundheitsbesichtigungen derartige 
späte Krankmeldungen verhüten, bei der großen Menge der in Swakopmund 
beschäftigten Zivilarbeiter und ihrem häufigen Wechsel ist eine solche Maß¬ 
nahme schlechterdings undurchführbar. Das Ficker sehe Typhusdiagnosti- 
kum wurde wiederholt angewendet, ohne daß mit ihm besondere Resultate 
gezeitigt worden wären; mehrfach war die Reaktion in der ersten Krank¬ 
heitswoche noch negativ, wenn das klinische Krankheitsbild bezüglich der 
Typhusdiagnose bereits keinen Zweifel mehr ließ. Auch in anfänglich 
klinisch zweifelhaften Fällen kam ich mit dem Diagnostikum zumeist nicht 
weiter, so daß ich nur bestätigen kann, was schon mehrfach hervorgehoben 
worden ist, daß nämlich eine positive Reaktion in der ersten Krankheits- 
woche, in der ein sicheres diagnostisches Hilfsmittel besonders erwünscht 
wäre, ein recht seltenes Vorkommnis bildet. — Als weitere Infektionsquelle 
mußten die Typhus rekonvaleszenten gelten, nachdem neuere Unter¬ 
suchungen dargetan haben, daß bei ihnen noch monatelang nach Über¬ 
stehen der Krankheit virulente Typhusbazillen im Harn und im Stuhl vor¬ 
handen sein können. Ich hatte daher die gesonderte Unterbringung (mit 
gesonderter, abschließbarer Latrine) der Typhusrekonvaleszenten veranlaßt; 
eine solche der Zivilarbeiter wurde angestrebt. 

Selbstverständlich unterblieb keine der sonst bei der Typhusprophylaxe 
üblichen Maßnahmen, als Desinfektion der Bett- und Leibwäsche, der Um¬ 
gebung des Bettplatzes der Erkrankten, Beobachtung und Isolierung der 
Typhusverdächtigen usw., trotzdem gelang es nicht, Neuerkrankungen zu 
verhindern. Typhus-Schutzimpfungen wurden in größerer Anzahl ausgeführt. 
Die Fiebertemperaturen stiegen danach bis 40° und darüber; Kopfschmerzen, 
Übelkeit, Erbrechen, allgemeines Krankheitsgefühl wurden mehrfach beob¬ 
achtet. An der Impfstelle (linke Brustseite, bandbreit unterhalb des 
Schlüsselbeines) war zumeist eine mehr oder minder druckempfindliche, 
umschriebene Hautrötung sichtbar; auch bestand öfter Schwerbeweglichkeit 
des linken Armes. Die meisten Erscheinungen gingen binnen zwei bis drei 
Tagen zurück. Wenn, wie behauptet wurde und es den Anschein hatte 1 ), 

*) Mir ist ein dreimal geimpfter Oberarzt bekannt, bei dem die letzte Impfung 
an Bord etwa acht Tage vor der Landung vorgenommen worden war, der bald 
nach der Landung einen ganz schweren Typhus durchgemacht hatte. 
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die Disposition für Aufnahme des Typhusgiftes innerhalb der der Impfung 
folgenden vier bis sechs Wochen erhöht ist, so mußte dieser Umstand eine 
Empfehlung der Schutzimpfung an Mannschaften in dem typhusdurch- 
seuchten Swakopmund inopportun erscheinen lassen. Es mußte vielmehr 
die zwei- bis dreimalige Impfung bereits in Deutschland, und zwar so zeitig 
erfolgen, daß zwischen derselben und der Ankunft auf afrikanischem Boden 
diese vier bis sechs kritischen Wochen bereits vergangen waren. 

Auch Ruhrerkrankungen, und zwar zum Teil recht hartnäckige, 
kamen in Behandlung. Die prophylaktischen Maßnahmen dabei deckten 
sich im wesentlichen mit denen bei Typhuserkrankungen. 

Pocken wurden unter den Eingeborenen häufiger beobachtet. Trotz 
massenhafter Pockeneruption auf dem ganzen Körper wie im Gesicht, mit 
tagelangem hohem Fieber blieben in diesen Fällen die Schleimhäute frei, 
auch eine Narbenbildung trat nicht ein. Es erscheint mir daher fast als 
sicher, daß es sich nur um sogenannte Windpocken mit allerdings ungewöhn¬ 
lich reichlicher Pockeneruption gehandelt hat. Schließlich hätte auch bei 
Vorliegen echter Pocken eine Gefahr für die Truppe kaum bestanden, da 
sämtliche Mannschaften gut durcbgeimpft waren. 

Bezüglich der Prophylaxe der Geschlechtskrankheiten bebe ich 
hervor, daß eine Untersuchung der weißen Prostituierten allwöchentlich 
durch den Regierungsarzt stattfand. Bei der schwarzen weiblichen Be¬ 
völkerung war eine derartige Kontrolle aus verschiedenen Gründen schwie¬ 
riger durchführbar. Bezüglich der persönlichen Prophylaxe nach dem Bei¬ 
schlaf hatte eine wiederholte Belehrung der Leute, dahingehend, daß sie sich 
nach dem Koitus behufs Reinigung der Eichel und Einträufelung einer 
Flüssigkeit in die Harnröhre (Protargol, Arg. nitr.) im Revier melden sollten, 
keinen Erfolg, die Leute genierten sich entweder oder waren zu bequem, 
der Instruktion nachzukommen. Um daher wenigstens die große Zahl der 
oft langwierige Behandlung erfordernden Gonorrhcefälle herabzudrücken, 
wurden sogenannte Samariter (Protargollösung oder dergleichen zur Ein¬ 
träufelung nach dem Beischlaf) an sämtliche Mannschaften ausgeteilt. Der 
Erfolg blieb abzuwarten. 

Ans vorstehendem, glaube icb, geht hervor, wie schwierig es war, die 
hygienischen Verhältnisse Swakopmunds so zu gestalten, daß sie einiger¬ 
maßen den heimischen ähnlich wurden. Wenn dabei noch vieles frommer 
Wunsch blieb, so mag berücksichtigt werden, daß Swakopmund selbst so 
gut wie nichts bot, sondern alles Notwendige erst aus der Heimat beschafft 
werden mußte, und daß es selbst unter heimischen Verhältnissen nicht leicht 
gewesen wäre, so plötzlich sich steigernden hygienischen Anforderungen 
nach jeder Richtung hin sofort gerecht zu werden. 

Immerhin wird Swakopmund aus dem Kriege in vieler Beziehung Vor¬ 
teile gezogen haben, Vorteile, die der Kolonie auch nach Beendigung des 
Krieges dauernd zugute kommen werden. 
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Einfluss der Rasse und Häufigkeit des Krebses nach 
dessen Verbreitung im Kanton Bern. 

Von Dr. Karl Kolb in München. 

(Mit 2 Karten.) 

Die Ansichten über den Einfluß der Rasse auf die Häufigkeit des Krebses, 
d. h. aller bösartigen Neubildungen, geben bis jetzt recht weit auseinander. 
Unzweifelhaft bat man ihn früher weit überschätzt, hauptsächlich verführt 
durch Angaben über seine Seltenheit oder sein vollständiges Fehlen bei 
außereuropäischen Völkern. So konnte man noch vor wenigen Jahren die 
Behauptung von Erichsen wiederholen, nach welcher der Krebs in kalten 
Gegenden unbekannt, in heißen wenig bekannt sei 0* 

Von mannigfachen neueren Berichten seien nur folgende kurz erwähnt. 
Die Felachen in Ägypten, Hamiten, haben nach Becker 9 ) nur ausnahms¬ 
weise Krebs. Nach Engel :{ ) in Kairo waren unter 19529 Todesfällen von 
Eingeborenen im Jahre 1891 nur 19 als Krebs angegeben, und von 
12950 Patienten des Spitals Kasl-el-Aini während der Jahre 1889 bis 1891 
hatten nur 77 Krebs. Ebenso selten sei er unter den Eingeborenen von 
Tunis, Algier und Marokko. Schüller 4 ) ist der Ansicht, daß unter den 
Menschenrassen augenscheinlich die weiße von Krebs besonders bevorzugt 
sei. Auffällig erscheint ihm auch die Tatsache, daß die eingewanderten 
Rassen erheblich mehr der Krebserkrankung unterworfen sind als die Ein¬ 
geborenen, so in Buffalo nach Lyon 4 1 / 2 mal mehr. Er nimmt für die Ein¬ 
gewanderten eine gewisse allgemeine Schwächung durch die Kämpfe um 
die Existenz an. Ähnlich gibt Cook-Adams 5 ) an, daß die in Australien 
eingewanderten Rassen mehr befallen sind als die Eingeborenen; auf die 
Million Lebender sollen von ersteren 841, von letzteren 81 Krebstodesfälle 
kommen. 

Aus Europa führe ich nur an: Ein Gebiet hoher Krebssterblichkeit 
besteht im Nordosten Irlands mit den Grafschaften Armagh, Tyrone, London- 
derry und Antrim, dessen Bevölkerung in großem Maße englischen und 
schottischen Ursprungs ist, undWolff 0 ) meint, daß es nicht unwahrschein¬ 
lich ist, daß Rassenunterschied einigen Einfluß hat, insofern die rein keltische 
Bevölkerung in den anderen Landesteilen eine geringere Disposition besitze. 
Auch für das französische Gebiet hoher Krebssterblichkeit, welches die 
Normandie, Pikardie, Ile de France mit dem nördlichen Teile der Cham¬ 
pagne begreift, nimmt er die Einwirkung der stärkeren germanischen 

l ) Behla, Die geographische Verbreitung des Krebses auf der Erde. Zen- 
tralbl. f. Bakteriol., 26. Bd., S. 594. 

*) Münch. Medizin. Wochenschr. 1904, S. 391. 

•) Williams, British Medical Journal 1902, 2. Bd., S. 917. 

4 ) Arch. f. Bassen- und Gesellschaftsbiologie 1904, 1. Jahrg., 6. Heft. 

6 ) Bef. in „Karzinomliteratur“ 1905, S. 31. 

*) A comparative Statistical study of cancer mortality. British Medical Journal 
1903, April und Mai. 
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Mischung an. Ebenso erseheint ihm wahrscheinlich, daß die verschiedene 
Krebssterblichkeit in einzelnen Teilen der Vereinigten Staaten durch die 
Mischung der Rassen zu erklären sei. Er schließt mit dem Satze, daß 
gewisse Rassen eine besondere Disposition haben, besonders die skandina¬ 
vische und verschiedene [andere] Zweige der germanischen. Dies zeige 
sich bei ganzen Ländern und einzelnen Provinzen, wie in Österreich, Frank¬ 
reich und Preußen. 

Überblickt man diese Berichte, so ist zunächst einschränkend zu be¬ 
merken, daß alle Mitteilungen über Völker, bei denen es keine ständigen 
Ärzte gibt und jede Beobachtung eines Krebsfalles vom Zufall abhängt, 
von wenig Wert sind. Daher stellten sich auch alle darauf beruhenden 
Behauptungen von Immunität eines Volkes als irrtümlich heraus. Die um¬ 
fassenden Forschungen des englischen Krebskomitees *) haben vollständig 
bestätigt, daß „Krebs bei allen Rassen und bei jedem Klima im ganzen eng¬ 
lischen Kaiserreiche zu finden ist und daß kein Grund für die Annahme 
vorhanden ist, daß irgend eine Menschenrasse von dem Leiden frei sei“. 

Es kann sich also nur darum fragen, ob überhaupt und in welchem 
Grade Unterschiede in der Häufigkeit des Krebses bei den ein¬ 
zelnen Rassen. Vorkommen. Jeder Vergleich zwischen zwei Rassen, 
der nur nach strenger statistischer Methode geführt werden sollte, ist aber 
sehr leicht trügerisch, weil er nur dann einigermaßen beweisend ist, wenn 
alle die Fehlerquellen, welche bei der gefundenen Höhe der Sterblichkeit im 
allgemeinen und im besonderen bei der des Krebses berücksichtigt werden 
müssen, möglichst ausgeschieden werden können. Sind Wohlhabenheit und 
Bildung, von welchen die größere oder geringere Benutzung ärztlicher Be¬ 
handlung abhängen, hochgradig verschieden, ist die obligatorische Leichen¬ 
schau da gut geordnet, dort nicht vorhanden oder nur zum Schein gehand- 
habt, sind die Alterszusammensetzung, die Dichtigkeit der Bevölkerung, die 
Berufs-, Wohnungs-, Ernährungsverhältnisse sehr verschieden, so beweisen 
natürlich abweichende Sterbeziffern der zwei Rassen sehr wenig. So hat 
denn De Bovis 2 ) in seiner Zusammenstellung über die bisher bekannt 
gewordenen Hilfsursachen, „causes accessoires“ des Krebses, mit Recht zur 
Entscheidung der Frage die Vergleichung von Rassen verlangt, welche unter 
möglichst gleichen Bedingungen nebeneinander leben, so daß also die Wir¬ 
kung der Rasse möglichst rein hervortreten kann. Er will deshalb auch 
nur eine der bis jetzt veröffentlichten derartigen Gegenüberstellungen als 
richtig gelten lassen. Es ist dies eine mit Ausscheidung der Ortsfremden 
berechnete Krakauer Statistik, nach der für die Bevölkerung über 
30 Jahren dort 3110 Todesfälle an Krebs auf 1 Million Christen, 2660 auf 
die Israeliten kommen. De Bovis zieht übrigens doch aus sämtlichen bis¬ 
her veröffentlichten, hierher gehörigen Beobachtungen den Schluß, daß die 
südlichen Rassen (Italiener, Neger, Israeliten) eine etwas geringere Dispo¬ 
sition fürKrebs als die nördlichen haben, und unter diesen wären die Ober¬ 
deutschen und Skandinavier vielleicht am meisten disponiert, „mais ce point 
a besoin d’etre soumis ä une revision sörieuse“. 

l ) Scientific report on the investigations of the Imperial Cancer Research 
Fund by Rashford. Nr. 2, Part 1, 1905, p. 46. 

*) Semaine m4dicale 1902, Nr. 37 und 38. 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1906. 35 
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Zu ähnlichen, ja noch weiter gehenden Ergebnissen betreib der Juden 
ist seither Kleinwächter ] ) gekommen. Von 153 Christinnen im Alter 
der Menopause hatten 39 = 18*9 Proz., von 586 Jüdinnen 18 = 3*07 Proz. 
Uteruskarzinom; ferner unter allen gynäkologischen Kranken ohne Rück¬ 
sicht auf das Alter hatten es von 994 Christinnen 64 = 6*5 Proz., von 
5987 Jüdinnen 38 = 0*6 Proz. Berücksichtigt man das Karzinom über¬ 
haupt, nicht nur das des Uterus, so hatten bei dem gynäkologisch-geburts¬ 
hilflichen Material von 1228 Christinnen 70 = 6*3, von 6672 Jüdinnen 
65 = 0*97 Proz. diese Krankheit. Danach erkrankten also die Christinnen 
6 mal so häufig als die Jüdinnen, wenn auch Klein Wächter diese Zahlen 
nicht als absolute Werte hinstellen will. Abgesehen von der Kleinheit der 
Zahlen bei der ersten und dem Mangel der Altersberücksichtigung bei den 
folgenden Gegenüberstellungen, lassen die Fehlerquellen, welche in jeder 
Anstalts- bzw. in jeder Statistik aus der Praxis eines einzelnen Arztes liegen, 
keinen unzweifelhaften Schluß zu; die Beobachtungen verdienen indessen 
durchaus eine gebührende Beachtung. 

Von gegenteiligen negativen Ergebnissen möchte ich nur anführen, daß 
nach meinen Untersuchungen 3 ) die großen Unterschiede der Krebshäufigkeit 
in Süddeutschland nicht durch Verschiedenheit der in Betracht kommenden 
Volksstämme erklärt werden können und daß auch Prinzing*) bezüglich 
Österreichs zu dem Schlüsse gekommen ist, daß der Einfluß der Rasse zu 
verneinen sei. 

Neben dem allgemeinen Interesse, welches diese Frage des Rassen- 
einflusses bietet, lag für mich noch ein besonderer Grund vor, mich mit ihr 
zu beschäftigen. Ich hatte gefunden, daß die Krebssterblichkeit im nörd¬ 
lichen Alpenvorlande südlich der Donau in Deutschland und Österreich eine 
hervorragend hohe ist, und dies hatte mich veranlaßt, auch das Vorkommen 
der bösartigen Neubildungen in die Schweiz weiter zu verfolgen. Hier fand 
sich gleichfalls nördlich von den Alpen dieselbe, ja stellenweise eine noch 
größere Krebssterblichkeit vor. Im allgemeinen trifft diese die ganze Nord¬ 
ost-Schweiz. In ihr ist die Verhältniszahl der Krebstoten auf eine Million 
Lebender über 40 Jahr — welches Verhältnis in dieser Untersuchung 
mit Verhältniszahl bezeichnet werden soll — überall mit Ausnahme des 
kleinen Kantons Schaffhausen (3640) und des Halbkantons Nidwalden 
(3854) über 4000, mit dem Minimum von 4237 in Appenzell a. Rh.; ja in 
den drei am unteren Teile des Vierwaldstätter Sees liegenden Kantonen 
Luzern, Zug und Schwyz über 5000, das Maximum im letztgenannten 
Kanton mit 5686 4 ). Zum Vergleich sei angeführt, daß von den 313 Ver¬ 
waltungsbezirken Süddeutscblands nur 38 über 4000, darunter nur 4 über 
5000 Krebstodesfälle auf 1 Million Lebender über 40 Jahr haben. Die 
Grenze gegenüber der weniger befallenen Westschweiz wird im wesentlichen 
beim Überschreiten der Kantone Baselland und Bern erreicht. Diese und 
die noch mehr westlich gelegenen Kantone haben als ganze Kantone die 
Verhältniszabl von 3000 bis 4000, nur der unter AusnahmsVerhältnissen 

l ) Zeitschr. f. Geburtshilfe u. Gynäkologie, 47. Bd., 1. Heft, 1902. 

*) Zeitschr. f. Hyg., 40. Bd., 8. 374 ff., 1902. 

8 ) Zentralbl. f. öftVntl. Gesundheitspfl., 23. Jahrg., Bonn 1904, 8. 209 ff. 

4 ) A. a. O. 8. 458, Tabelle VII. 
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stehende Kanton Genf mit einer überwiegenden Stadtbevölkerung hat 
wieder 4224. 

Noch viel weniger befallen sind die drei Kantone der Südschweiz: 
Wallis, Tessin und Graubünden, mit Verhältniszahlen unter 3000, d. h. 
zwischen 1149 und 2789. Diese Verhältnisse sind aus Karte I ersichtlich, 
auf welcher die rote Linie im groben die Trennungslinie zwischen deutscher 
und französischer Bevölkerung bezeichnet. 

Schon Nencki 1 ), welcher als erster das Vorkommen des Krebses in 
der Schweiz bearbeitet hat, war die verschiedene Häufigkeit des Krebses 
in den einzelnen Teilen der Schweiz aufgefallen. Er sagt S. 357: „Sehr 
auffallend ist die relative Seltenheit im Kanton Tessin, und unwillkürlich 
drängt sich der Gedanke auf, ob nicht auch die Verschiedenheit der Rasse 
in dieser Frage mitspielt. 

„Durchschnittlich haben wir in den Kantonen franzögischer Zunge nie¬ 
drigere Zahlen als in denen deutscher Zunge, und auffällig sind die Zahlen 
im Kanton Bern, und es wäre nicht undenkbar, daß einesteils die jurassische 
Bodenformation und anderenteils die französische Bevölkerung die relativ 
niedrigen Zahlen erklären/ 

Nencki hatte übrigens seine Zahlen nur für die Kantone als Ganzes 
und nicht für ihre Teile, z. B. die des Kantons Bern, berechnet. 

Später hat Kruse 2 ) darauf hingewiesen, daß Krebssterblichkeit und 
Körpergröße in Italien in einem ganz bestimmten Verhältnisse stehen. „An 
der Spitze stehen die Landschaften Emilia und Toscana mit der größten 
Krebssterblichkeit und den größten Leuten/ Ebenso wie in Italien habe 
der Krebs aber im Süden der süddeutschen Staaten, in Salzburg, Tirol, 
Steiermark, Ober- und Nieder-Österreich eine maximale Ausdehnung. Dies 
stimme ganz gut zu den anthropologischen Beobachtungen, die uns die Exi¬ 
stenz einer von den Alpen als Zentrum nach Norditalien und Süddeutschland 
vorgeschobenen Rasse nahelegten. — Bezüglich der Einwände, welche gegen 
diese Ansicht sprechen, sei auf meine Erörterungen in der Zeitschrift für 
Hygiene hingewiesen 3 ). 

Es war nun eine naheliegende Aufgabe, zu untersuchen, ob jene der 
beiden von Nencki aufgestellten Möglichkeiten tatsächlich zutreffe, wonach 
die so auffallenden Unterschiede der Krebshäufigkeit im nördlichen Alpen- 
vorlande der Schweiz durch die Verschiedenheit der Rassen begründet seien. 

Außerdem bestimmte mich noch ein weiterer Umstand dazu, gerade in 
dieser Bevölkerung den Einfluß der Rasse zu untersuchen: es war die Treff¬ 
lichkeit der schweizerischen Medizinalstatistik. 

Es sei in dieser Zeitschrift, in welcher schon so oft die Notwendigkeit 
einer besseren amtlichen Medizinalstatistik besprochen wurde, eine kleine 
Abschweifung über diese gestattet. Bis zur Erfüllung dieser unabweislichen 
Forderung ist es immer wieder geboten, auszusprechen, wie mangelhaft die 
Leichenschau, diese conditio sine qua non einer voll unterrichteten Ge¬ 
sundheitspflege, in dem größten Teile Deutschlands, namentlich in Nord¬ 
deutschland, im Gegensatz zu der anderer Länder ist. 

l ) Zeitschr. f. schweizerische Statistik, 36. Jahrgang, Bern 1900, S. 332 bis 357. 

*) Münch, medizin. Wochenschr. 1901, S. 451. 

8 ) 40. Bd., S. 412 und 413. 

35 * 
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Einzelne Kantone der Schweiz, Zürich, Basel, Genf und Neuenburg, 
gehörten zu den ersten Ländern, welche nach England (1837) und mit 
Bayern (1839) die allgemeine Leichenschau mit Angabe der Todesursache 
einführten, und zwar, wie in England, ausgesprochener- und bewußtermaßen 
nicht zu den sehr nebensächlichen juristischen, sondern zu Zwecken der 
öffentlichen Gesundheitspflege. Während die genannten und dann 
später die übrigen süddeutschen Staaten (Elsaß gehört auch heute noch 
nicht dazu), ferner Österreich und Italien die eingeführte obligatorische 
Leichenschau fortgesetzt verbesserten, hat im Deutschen Reiche als solchem 
allerdings die vor 32 Jahren (1874) in Berlin zusammenberufene Koinmis- 
sion zur Vorbereitung einer Medizinalstatistik in erster Linie auch die Ein¬ 
führung der obligatorischen Leichenschau durch Reichsgesetz befürwortet 
und der Bundesrat daraufhin beschlossen, das Reichskanzleramt zur Aus¬ 
arbeitung eines diesbezüglichen Gesetzes aufzufordern. Es erfolgte aber 
nichts, und selbst als im Jahre 1900 der Reichstag ein Gesuch an den 
Reichskanzler beschloß, einen Gesetzentwurf für obligatorische Leichenschau 
vorzulegen, wurde dies vom Bundesrat abgelehnt! Preußen kann sich bei 
diesem Widerstande gegen die dringende Forderung der Wissenschaft und 
des Volkswohles nur damit entschuldigen, daß es in Frankreich in dieser 
Frage einen Genossen hat und im übrigen mit Ländern wie Rußland, Türkei 
und Spanien Arm in Arm gebt, österlen schrieb schon vor 40 Jahren 1 ) 
in gerechtfertigter Entrüstung: „Daß aber die Dutzende von Medizinal¬ 
kollegien Deutschlands nicht einmal das zustande bringen und ausführen, 
was die so gut wie unbesoldeten der Schweiz, wie die des Kantons Zürich 
seit Dezennien, scheint geradezu unbegreiflich.So mußte es denn auch 
kommen, daß für die Erforschung der Krebshäufigkeit in Norddeutschland 
gar keine zuverlässige amtliche Statistik (abgesehen von einigen kleineren 
Gebieten) zur Verfügung steht und darum Enqueten ad hoc als Ersatz ver¬ 
anstaltet werden mußten, über deren Wert im Auslande von De Bovis 2 ) 
und dem englischen Krebskomitee so streng geurteilt wurde. 

Für die ganze Schweiz verlangte schon ein Bundesgesetz vom Jahre 
1874 vom Zivilstandsbeamten wenn immer möglich den Nachweis der ärzt¬ 
lichen Bescheinigung der Todesursache. Trotzdem zeigten sich auch hier 
manche Mängel, welche erst nach und nach seit 1891 abgestellt wurden. 
Der behandelnde oder nach dem Tode zugezogene Arzt schreibt jetzt selbst 
die Todesursache auf die Sterbekarte, namentlich auch mit möglichst genauer 
Bestimmung der primären Todesursache. Diese Karte wird dann ver¬ 
schlossen an das eidgenössische statistische Bureau gesandt, das alle Sterbe¬ 
karten des ganzen Landes, wie in Baden und Württemberg, aber im Gegensatz 
zu anderen Staaten, sammelt und für wissenschaftliche Bearbeitung 
zugänglich aufbewahrt. Von Leichenschauern, die nicht patentierte Ärzte 
sind, angegebene Todesursachen werden nicht in Betracht gezogen, sondern 
als unbescheinigt angesehen 3 ). Rühmend ist ferner hervorzuheben, daß, 

l ) Handb. der medizin. Statistik 1865, S. 359. Schon damals, noch mehr 
jetzt durfte er nur von Norddeutschland reden. 

*) De Bovis a. a. O.: ... „ces bruyantes enquetes qui n’ont guere de valeur 
qu’au point de vue de l’anamnese personelle des cancöreux.“ 

8 ) Schweizerische Statistik, 137. Lieferung, S. 1 ff. 
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auch von seiten der Krankenanstalten, neben dem Sterbe* auch derHeimat- 
und Wohnort aufgezeichnet wird, was allein eine richtige örtliche Ausschei¬ 
dung der Todesfälle ermöglicht und gleichwohl, soviel mir bekannt, außerdem 
nur in Schottland geschieht. 

Ziemt es, nach so vielem Vorbildlichen, auch auf kleine Mängel der 
schweizerischen Sterbekarte aufmerksam zu machen? Jene Ausscheidung 
könnte wohl noch sicherer erfolgen, wenn direkt nach dem „Orte der Er¬ 
krankung“ oder nach der Dauer der Krankheit, wie in Bayern, gefragt 
würde. So wird namentlich öfter ein Fall der Gemeinde einer Heilanstalt 
zugerechnet, der, nach der kurzen Aufenthaltszeit in dieser zu schließen, 
viel eher dem früheren Wohnorte zuzuschreiben ist, zumal viele diese An¬ 
stalten erst darum aufgesucht haben werden, weil sie schon an dem tödlichen 
Leiden erkrankt waren. Ich führe als Beispiele u. a. nur folgende drei 
Fälle an: ein 42jähriger Gerber von Payerne, Kanton Waadt, stirbt nach 
11 Tagen Aufenthalt an Darmkatarrh im Inselspital in Bern an Darmkrebs, 
ein 57 jähriger Mann von Luzern stirbt nach 49 Tagen an Speiseröhrenkrebs 
in der Diakonissenanstalt Salem in Bern und ein 70 jähriger Knecht aus 
Chaux-de-fonds, Kanton Neuenburg, an derselben Krankheit nach 56 Tagen 
im Inselspital Bern, und alle drei werden der Stadt Bern zugerechnet. 

Eine weitere Ungenauigkeit ergibt sich daraus, daß bei den 22 Num¬ 
mern von Krebslokalisationen der schweizerischen Statistik unter Nr. 75 
„Krankheiten der Vorsteherdrüse“ zusammengefaßt werden. Es kommen 
daher offenbar auch die Fälle von Prostatahypertrophie, welche doch etwa 
10mal häufiger als Prostatakrebs sein dürften, in die Krebsstatistik. Da 
die unter Nr. 75 eingetragenen Fälle immerhin ziemlich zahlreich sind — 
sie machen nach den Zahlen von Nencki (S. 338) 950, d. h. 2 1 /* Proz. aller 
Krebsfälle der Schweiz aus — so kann man schließen, daß die Krebsstatistik 
der Schweiz infolge davon überhaupt um 2 Proz. zu hoch berechnet wird. Es 
wurde darum auch von mir bei Nr. 75 nur dann Krebs angenommen, wenn 
dieser ausdrücklich auf der Karte angegeben war. Einige andere unvoll¬ 
ständig ausgeschiedene Nummern sind von geringerer Bedeutung. — Ferner 
ist nicht immer deutlich ersichtlich, ob der unterschriebene Arzt auch den 
Verstorbenen behandelt hatte oder ob er erst nach dem Tode zugezogen 
wurde, was natürlich den Wert seiner Angabe sehr vermindert. Endlich 
könnte für die Lokalforschung der Zusatz von Vor- und Zunamen manche 
Fingerzeige geben. Er ließe sich bei der rücksichtsvollen Behandlung 
der Leichenscheine in der Schweiz vielleicht doch durchsetzen, da er z. B. 
selbst in Bayern trotz der offenen Weitergabe der Scheine nicht bean¬ 
standet wird. 

Indes das sind kleine Mängel, die nur aus dem Wunsche angeführt 
werden, auch sie möchten noch auszumerzen sein. Abgesehen von ihnen 
sind die schweizerischen Sterbekarten ebenso vorbildlich wie die Freigebig¬ 
keit, mit welcher die Erlaubnis ihrer Bearbeitung vom hochverdienten 
Direktor des eidgenössischen statistischen Bureaus, Dr. med. Guillaume, 
auch dem Ausländer gewährt wird. 

Zur Kenntnis des Landes dieser Untersuchung seien nur kurz betreffs 
derjenigen Verhältnisse, welche man schon mit der Ätiologie des Krebses 
in Verbindung gebracht hat, folgende Mitteilungen gemacht. 
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Der weitaus größte Teil des Kantons, das Oberaargau, Seeland, Mittel - 
l&nd und Emmental, gehört der ebenen Schweiz und den Voralpen, geologisch 
dem Tertiär, Diluvium und Alluvium an — das Oberland den Hochalpen, 
hauptsächlich mit Jura, Eocän, Kreide, Gneis und Granit —, der Landesteil 
Jura nebst dem Bezirk Biel und Teilen des Bezirks Nidau geographisch und 
geologisch dem Jura. Doch ist zu beachten, daß große Teile der Berner Jura¬ 
formation von Molasse überdeckt sind und hier wie im Oberlande gerade in den 
volkreicheren Tälern Diluvium und Alluvium über den älteren Schichten liegen. 

Die Niederschlagsmenge ist im Mittellande verhältnismäßig ziem¬ 
lich gering, in der Stadt Bern nach 10jährigem Mittel 824mm; dagegen 
steigt sie im Jura auf 1000 und erreicht am Fuße der Alpen 1200, an den 
Bergwänden selbst 2000 mm jährlich. Sie war z. B. 1899 in der Stadt Bern 
719, auf Station Beatenberg bei Interlaken 1420 mm, nahezu das Doppelte. 

Vom gesamten Areal des Kantons, 6900qkm, nimmt die produktive 
Fläche 5369 qkm ein, davon Waldungen 22*8 Proz., Weiden 19*5, Äcker und 
Gärten 19*4, Wiesen 16*0, Weinreben 0*1 Proz.; unproduktives Land 22 Proz. J ). 
Im einzelnen beträgt 



Verhältnis¬ 
zahl der 
Krebssterb¬ 
lichkeit 

Wald¬ 

fläche 

Wiesen¬ 

fläche 

Beide 

zus. 

Weide¬ 

fläche 

Oberaargau. 

t- 

00 

* 

30*2 

16*4 

46*6 

1*0 

Seeland. 

3709 

23*7 

247 

49*4 

0*5 

Mittelland. 

3566 

26*4 

18-1 

34*5 

6*0 

Jura . 

3148 

31-6 

24*3 

55*9 

136 

Oberland .. . . j 

2996 

168 

10*9 

27*7 

32*0 

Emmental.| 

2944 

190 

9*0 

28*0 

1 

22*0 


Ein deutlicher Zusammenhang, wie er mehrfach angenommen wird, 
zwischen dem Bebauungszustande des Landes und der Häufigkeit des Krebses 
geht daraus nicht hervor, wenn man auch zugeben kann, daß ausgedehntes 
Wiesenland oder dieses mit Waldland zusammen mehr mit Häufigkeit, aus¬ 
gedehntes Weideland mehr mit Seltenheit des Krebses Zusammentreffen. 

Die Bevölkerung des Kantons hatte 1888 eine Dichte von 78, im 
Jahre 1900 von 86 Einwohnern auf den Quadratkilometer. Für die ein¬ 
zelnen Landesteile ergeben sich folgende Zahlen für die Bevölkerung und 
die sonstigen wichtigsten sozialen Verhältnisse: 



t 

1 Bevölke- 
| rangsdichte 

In Gewerbe*) 
und Industrie 
beschäftigt 

1889 

Steuerkapi¬ 
tal*) auf den 
Kopf der 
Bevölkerung 
1897 

Unter* 

stetste*) 

1898 

! 1888 j 

1900 

Oberaargau. 

152 

155 

15*9 Proz. 

3876 Fr. 

65*2 pro Mille 

Seeland. 

142 1 

168 

181 „ 

5192 „ 

32*1 

• » 

Mittelland. 

149 

169 

o> 

00 

7040 „ 

70*3 

a * 

Jura. 

71 

76 

! 23*6 „ 

3946 „ 

21*8 

a a 

Oberland . 

32 

35 

1 13*9 „ 

4155 „ 

60*9 

a a 

Emmental. 

95 

95 

j 6*9 „ 

3183 „ 

81*1 

n n 


*) Mitteilungen des bernisohen Statist. Bureaus. Jahrg. 1900, Lief. 1, S. 5 u. 8. 
*) Ebenda, S. 55, 83, 95. 
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Von den Berufen gehörten der Urproduktion (Landwirtschaft) im 
Jahre 1888 40*9 Proz. an, Gewerbe und Industrie 35*2, dem Handel 6, dem 
Verkehr 3*6, der öffentlichen Verwaltung 4*5; unbestimmbar oder unbekannt 
waren 9*8 Proz. Neuere Zählungen, welche mir fehlen, würden, wie schon die 
oben mitgeteilte Bevölkerungsbewegung andeutet, eine geringe relative 
Abnahme der Landwirtschaft und eine Zunahme der Industrie im Mittelland 
und Seeland ergeben. Eine ausgedehntere Industrie besteht nur im Ober¬ 
aargau, Seeland und Jura; sie begreift in beiden letzteren Landesteilen be¬ 
sonders Uhrmacherei, in etwa 1000 Betrieben. 

Die dichter bevölkerten Landesteile haben eine größere Krebshäufigkeit; 
sie sind im Durchschnitt auch etwas wohlhabender. Jenes würde die Be¬ 
hauptung von Laspeyres 1 ): „Mit Zunahme der Bevölkerungsdichtigkeit 
steigt die Höhe der relativen Krebssterblichkeit tt , bestätigen, aber die all¬ 
gemeine Richtigkeit des Satzes, welcher an sich schon verschiedene Erklä¬ 
rungen zuläßt, wird durch andere Erfahrungen widerlegt, z. B. die oben 
angeführte maximale Häufigkeit des Krebses im dünner bevölkerten Kanton 
Schwyz, im Bezirk Salzburg (ohne die Stadt), wie unter der zerstreut woh¬ 
nenden Bevölkerung Schwedens und Norwegens und durch das stärkere 
Befallensein zahlreicher Landbezirke Bayerns gegenüber ihren Städten 2 ). 
Man kann der größeren Bevölkerungsdichte wohl einen schäd¬ 
lichen Einfluß zuschreiben; derselbe ist dann aber nioht so aus¬ 
schlaggebend, daß er überall hervortritt. Er wird gewiß oft durch 
mächtigere andere Einflüsse verdeckt oder selbst aufgehoben werden. Des¬ 
halb aber seine Einwirkung überhaupt zu leugnen, wie dies vor allen 
Nichtstatistiker auch bezüglich anderer „Hilfsursachen“ des Krebses tun, 
ist ebenso unlogisch wie die Schädlichkeit der Erkältung, des Alkoholmiß¬ 
brauchs, speziell in der Krebsätiologie die der Traumen darum leugnen zu 
wollen, weil sie in ungezählten Fällen nicht eintritt oder nicht nachweisbar ist. 

.Betrachten wir nun die Verhältnisse der Nationalität. Der Kanton 
Bern hat nach der Zählung von 1900 als ortsanwesende Bevölkerung neben 
486 892 Deutschen 98032 Franzosen. Letztere nehmen, abgesehen von 
Minderheiten in der Stadt Bern, wo sie 3*6, und des Bezirks (Stadt) Biel, 
wo sie 32 Proz. ausmachen, die sechs Jurabezirke ein: Franches Montagnes, 
Freibergen, mit 94 Proz. französischer Bevölkerung, Porrentruy, Pruntrut, 
mit 93*6, Courtelary und Neuveville, Neuenstadt, mit 79*3, Delemont, Dels- 
berg, mit 74*7, Moutier, Münster, mit 67*2 Proz. Der siebente Jurabezirk, 
Laufen, ist dagegen deutsch. — Die absoluten Zahlen sind: 



i 1 Deutsch 

1 zosisch i 


Fran¬ 

zösisch 

Deutsch 

Freibergen. 

Pruntrut. 

9 843 

24 508 

572 

1 684 

Biel. 

Bern (Stadt) . . . . 1 

1 7 820 
j 3 243 

16 697 

88 458 

Courtelary. 

Neuenstadt. 

21 580 

3 336 

5 633 

869 

I 11 063 

105 155 

Delsberg. 

Münster. 

11646 

12 683 

3 937 

6 183 

Bez. Laufen .... 

220 

6 994 

Diese 6 Jurabezirke . 

1 83 596 

18 878 

i! 



*) Zentralbl. f. öff. Gesundheitspfl. 1901, S. 370. — *) Ztscbr. f. Hyg., 40. Bd., S. 386. 
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Dr. Karl Kolb, 


Für die Berechnung der Krebssterblichkeit wurden die Leichen¬ 
schauscheine des Kantons aus den Jahren 1891 bis 1900, deren Bearbeitung 
mir vom eidgenössischen statistischen Bureau gestattet wurde, benutzt. Es 
betreffen diese 5368 Krebstodesfälle, wovon 2736 bei Männern, 2632 bei 
Frauen eintraten. Die Sterblichkeit wurde berechnet auf 1 Million Lebender 
der Gesamtbevölkerung, dann auf die gleiche Zahl der Bevölkerung von 40 
bis 60 Jahren, von über 60 Jahren und endlich der Bevölkerung der beiden 
letzteren Altersklassen zusammen, also von über 40 Jahren. Diese Ver- 
hältniszabl erscheint als die maßgebendste 1 ). 

Der Berechnung der ortsanwesenden Gesamtbevölkerung liegen die 
Zählungen von 1888 und 1900 zugrunde. Von diesen wurde das arith¬ 
metische Mittel als Durchschnittsbevölkerung für den Zeitraum von 1891 
bis 1900 angenommen. Die Zahlen können allerdings nicht vollkommen 
der Wirklichkeit entsprechen, da die Mitte zwischen diesen Zählungen Mitte 
1894, die der untersuchten Epoche Ende 1895 ist, jene also lVs Jahre 
früher liegt, die Zunahme der Bevölkerung auch nirgends im Laufe dieses 
Zeitraumes eine gleichmäßige war. 

Die Alterszusammensetzung der Bevölkerung konnte ich nur für 
das Jahr 1900 erhalten. Um für sie ebenfalls annähernd die Durchschnitts¬ 
zahlen für die Beobachtungszeit zu erhalten, mußten die auf die eben an¬ 
gegebene Weise für die Gesamtbevölkerung erhaltenen Mittelzahlen mit der 
Zählung von 1900 verglichen werden. Je nachdem letztere bei der Gesamt¬ 
bevölkerung größer oder kleiner war als die erhaltenen Mittelzahlen, wurden 
entsprechende Prozente von den Zahlen der einzelnen Altersklassen des 
Jahres 1900 abgerechnet oder ihnen zugefügt. (Siehe Tab. S. 553 u.554.) 

Bei einer Vergleichung der Krebssterblichkeit der deutschen und fran¬ 
zösischen Bevölkerung ist es zweckmäßig, die Städte Bern und Biel, die 
einzigen größeren Städte des Kantons, eben wegen dieser Eigenschaft und 
wegen der Mischung ihrer Bevölkerung wegzulassen und von den übrig¬ 
bleibenden 29 Bezirken die 6 französischen den 23 deutschen, d. h. ein¬ 
schließlich Bern (Land), gegenüberzustellen. Wir erhalten dann folgende 
Übersicht. 


E8 kommen Krebsfälle auf 1 Million Lebender: 



Männer 

Frauen 

M.u.F. 

2 

M. 

F. 

M.u.F. 

2 

im Alter von f 

l| 

40 , 
bis 

1 60 

über 

60 

über, 

! 40 ! 

bis 

60 j 

über 

60 

über 

40 

über 
! 40 

der Gesamt¬ 
bevölkerung 

a) Städte Bern und 
Biel. 

2829 

8902 

4192 

12588 

6837 

3792 

3992 

1050 

999 

1024t 

b) Kanton ohne sie 

2257 

6272 

3538 

2061 

5067 

3078 

3308 

962 

852 

907 

c) die 6 französi¬ 











schen Bezirke . 

2164 

6665 

3493 

j 2111 

| 3544 

2740 

3116i 

907 

732 

819t 

d) die 23 deutschen 











Bezirke . . . . 1 

2280 

6187 

3549 

2048 

5340 

3163 

3356 

976 

884 

930 

d : c = | 

— 

— 

101-0 

Proz. 

— 

— 

115-4 

Proz. | 

107-7 

Proz. 

107*6 

Proz. 

120*8 

Proz. 

113*5 

Proz. 


*) 8. darüber Zeitschr. f. Hyg., 40. Bd., S. 376 bis 378. 
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KrebstodeBfälle im Kanton Bern in den 10 Jahren 1891 bis 1900 

nach Altersklassen. 


Männer 


Frauen 


Jahre 

0 

bis 

10 

10 

bis 

20 

20 30 

bis bis 

30 40 

40 

bis 

60 

60 

bis 

60 

60 

bis 

70 

70 

u. 

m. 

Zus. 

0 

bis 

10 

10 

80 

30 

40 

60 

60 

70 

u. 

m. 

Zus. 

Zus. 
M. u. 

Fr. 

1. Oberhasli . . 



— 

1 

- 

>1 

— 

“TT 

16 

10 

38 

_ 

— 

— 

— 

1 

12 

13 

8 

84 

72 

2. Interlaken . . 



— 

1 

— 

4 

6 

26 

34 

10 

79 

1 

— 

1 

6 

21 

37 

33 

16 

114«) 

193 

3. Frutigen . . . 



— 

— 

— 

1 

6 

4 

16 

13 

39 

— 

— 

1 

1 

8 

12 

16 

9 

47 

86 

4. Saanen .... 



— 

— 


— 

4 

6 

9 

4 

22 

— 

— 

— 

— 

7 

8 

6 

8 

23 

45 

6. N.-Simmental 



1 

— 

— 

3 

6 

19 

19 

9 

67 

— 

— 

_ 

4 

6 

18 

19 

2 

48 

100 

6. O.-Sünmental 



— 

1 

— 

- 

4 

6 

6 

3 

20 



Cö 

2 

6 

2 

6 

1 

18 

38 

7. Thun .... 




— 

2 

7 

24 

38 

61 

31 

164 0 

B 

B 

B 

6 

23 

41 

66 

33 

162 

316 

Oberland .... 

i 

3 

2 

1« 

4S 

108 

160 

80 

409 

1 


7 

18 

71 

120 

147 

76 

441 *) 

860 

8. Signau .... 



_ 

1 

1 

3 

12 

37 

30 

19 

103 

1 

— 

2 

7 

17 

28 

26 

19 

100 

203 

9. Trachselwald . 



2 

— 

3 

2 

12 

41 

87 

16 

118 


1 

2 

1 

22 

o<» 

27 

28 

101 

214 

Emmental . . . . 

2 

1 

4 

»1 

24 

E3 

67 

36 

216 

1 

1 

♦ 

8 

39 

48 

63 

47 

201 

417 

10. Konolflngen . 



_ 

i 

1 

3 

8 

30 

49 

27 

119 

_ 

1 

1 

6 

24 

28 

47 

29 

186 

255 

11. Seltigen . . . 



— 

— 

— 

6 

11 

82 

46 

26 

119 

— 

— 

1 

4 

16 

34 

29 

24 

108 

227 

12. Schwarzenburg 



— 

— 

— 

1 

4 

19 

10 

12 

52 

— 

1 

— 

1 

10 

15 

9 

6 

42 *0 

94 

13. Laupen . . . 



— 

— 

— 

— 

3 

16 

18 

6 

42 

— 

— 

— 

2 

2 

18 

10 

7 

34 

76 

14. Bern, Stadt . 



1 

2 

6 

17 

38 

97 

76 

45 

282 

— 

2 

4 

16 

60 

94 

101 

66 

332 

614 

Bern, Land . 



1 

1 

2 

6 

17 

61 

41 

26 

144 

1 

1 

8 

3 

11 

26 

42 

27 

114 

258 

16. Fraubrunnen . 



— 

— 

9 

3 

7 

22 

34 

24 

92 

— 

1 

— 

2 

6 

21 

18 

12 

60 

152 

16. Burgdorf. . . 



i 



4 

21 

33 

49 

22 

180 


2 

2 

7 

10 

34 

87 

27 

120 <) 

260 

Mittelland .... 

~ T 

4 

11 

38 

109 

800 

| 388 

1 187 

980 

1 

- 


«1 

129 

265 i 

293 

198 

948 

1926 

17. Aarwangen . . 




— 

1 

6 

21 

61 

1 66 

33 

178 

H 

D 

B 

m 

18 

40 

'■7 

41 

' 162 

340 

18. Wangen . . . 




- 

8 

1 *| 

14 

82 

98 

22 

101 

H 

B 

B 

■fl 

6 

1 91 

32 

26 

92 *) 

193 

Oberaargau . . . 



j_ 

8 ! 

i 36 | 

93 

84 

1 55 

279 


1 

3 


24 

61 

1 89 

66 

254 

633 

1». Büren .... 



1 

1 


2 1 

9 

16 

18 

10 

67 

_ 

_ 


1 

6 

11 

18 

14 

60 

107 

20. Biel. 



! i 

— 

1 

4 

1 11 

88 

26 

17 

92 

1 

1 

2 

6 

1 24 

34 

26 

20 

118 

205 

21. Nidau .... 



1— 


1 

3 

I 13 

26 

26 

10 

77 

1 

2 

1 

2 

15 

15 

28 

12 

76 

153 

22. Aarberg . . . 



i 


2 

4 

1 13 

26 

35 

1 19 

100 

— 

1 

— 

2 

8 

28 

35 

12 

86 

186 

23. Erlach .... 



i 


1 


1 1 

9 

1 10 

9 

31 


— 

1 

1 

3 

10 

i 10 

11 

36 

67 

Seeland. 1 

[7j 

1 

6 

13 | 

47 

109 

| 113 

! 66 

367 

2 


4 

12 

66 | 

1 ® 8 I 

116 

69 

861 

718 

24 Neuenstadt . . 




1_ 


_ 

_ 

6 


6 

17 

_ 

_ 

- 

1 

3 1 

ß 

7 

4 

21 

38 

26. Courtelary . . 



— 

— 

2 

2 

12 

32 

39 

24 

111 

1 

— 

1 

8 

16 

36 

30 

18 

109 

220 

26. Münster . . . 



i 

3 

2 

1 

16 

24 

19 

14 

80 

— 

— 

1 

7 

13 

18 

18 

7 

54 

134 

27. Freibergen . . 



— 

— 

1 

2 

8 

17 

21 

10 

69 

— 

— 

— 

— 

6 

13 

10 

13 

42 

101 

28. Pruntrut . . . 



— 

1 

2 

8 

14 

82 

45 

21 

118 

— 

— 

— 

6 

19, 

29 

31 

16 

101 

219 

29. Delsberg . . . 



— 

— 

2 

4 

8 

21 

22 

16 

73«) 

— 


3 

4 

9 

27 

18 

18 

74 

147 

80. Laufen .... 



id 



2 ! 

1 4 

9 

11 

13 

39 



— 

1 

3 1 

9 

8 

6 

26 

65 

Jura. 

‘1 

4 

| ö| 

_üi 

62 

140 

163 

103 | 

497 

1 


6 

27 

69 

132 

117 

76 

427 

924 

Klanton. 

|n 

13 

H 

94 | 

I 32& 

828 j 

905 

526 | 

2738 

6 

14 

34 

116 

I 388 1 

724 

815 

630 

2630 

6368 


l ) Einschließlich 
*) 

*) 

4 ) 

ft ) 

# ) 


1 Mann unbekannten Alters. 
1 Frau n „ 

1 * 

1 

l n 

1 Mann „ 
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Dr. Karl Kolb, 


Verhältnis zahlen. 


Es kommen Krebsfälle auf 1 Million Lebender: 


im Alter von | 

Männer 

Frauen 

M.u.F. 

2 

M. 

F. 

M.U.F. 

2 

40 

bis 

60 

über 

60 

über 

40 

40 

bis 

60 

über 

60 

über 

40 

über 

40 

der Gesamt¬ 
bevölkerung 

1. Oberhasii . . . 

2. Interlaken . . . 

3. Frutigen . . . 

4. Saanen .... 

5. N.-Siinmental 

6i O.-Simmental . 

7. Thun. 

1517 

1283 

875 

1682 

2569 

1449 

2272 

6427 

3964 

6531 

5078 

6048 

2267 

6447 

3232 

2147 

2575 

2781 

3091 

1748 

3624 

1813 

2555 

2056 

2092 

1848 

1210 

2190 

5738 

4340 

5342 

5372 

4086 

1719 

6607 

3139 

3169 

3123 

3194 

2021 

1386 

3584 

3185 

2658 

2849 

2987 

3156 

1507 

3004 

1060 

612 

697 

853 

1058 

547 

967 

978 

902 

877 

929 

826 

525 

1020 

1019 

757 

787 

891 

942 

536 

993 

Oberland . . . 

1730 

5311 

2899 

2123 

5078 

3093 

2990 

I 824 

910 

8 »'>7 

8. Signau .... 

9. Trachselwald . 

2184 

2441 

4340 

4801 

2905 

:52:$7 

2018 

1930 

4193 

4770 

2725 

2914 

2815 

3075 

810 

930 

817 

862 

813 

896 

Emmental . . 

2310 

4568 


1975 

4492 

2320 

2944 

' 869 

840 

854 

10. Konolfingen . . 

11. Seftigen .... 

12. Schwarzenburg 

13. Laupen .... 

14. Bern, Stadt . . 
Bern, Land . . 

15. Fraubrunnen 

16. Burgdorf . . . | 

1544 

2270 

2444 

2303 

2962 

2915 

2383 

2048 

6403 

6598 

5691 

5823 

8865 

6262 

10507 

6833 

3125 

3838 

3558 

3443 

4323 

3967 

4918 

3400 

2083 
| 2626 
2700 

1807 

2473 

1581 

2198 

1558 

6051 

5086 

2929 

4509 

7058 

6377 

4644 

4950 

3412 

3490 

2849 

2051 

3792 

3098 

3042 

2048 

3268 

3067 

3204 

3(47 

4057 

3532 

3980 

3024 

870 

1196 

931 

899 

1124 

1044 

1355 

864 

1031 

1132 

. 776 

785 

1107 

868 

930 

799 

950 

1164 

854 

842 

1115 

956 

1142 

831 i 

Mittelland . . 1 

2425 

7177 

3843 

2145 

5733 

3290 

3500 

1036 

976 

1006^ 

17. Aarwangen . . 

18. Wangen . . . . 

3682 

'3174 

7485 

6527 

5006 

4334 

2280 

1606 

6975 

5677 

3950 

3100 

4478 1 
1 3750 

1338 

1150 

1198 

1044 

1268 

1097 

Oberaargau . . 

; 3482 

7110 

4742 

2012 

6435 

3033 

4187 

1263 

1137 

1200 

19. Büren. 

20. Biel. 

21. Nidau. 

22. Aarberg .... 

23. Erlach .... 

2874 

2486 

2856 

2514 

1506 

7609 

9013 

6284 

6775 

6207 

42811 

3846 

3867 

3961 

2990 

| 1832 
,2925 
2185 

2263 

2281 

6491 

6131 

6042 

5609 

5915 

3451 

3791 

3440 

3417 

3676 

; 3866 
3818 
3053 
3689 
3333 

1 1091 
873 | 
939 

1134 

860 

972 

, 998 

944 

1034 , 

1126 

1031 

935 

941 

1084 

993 

Seeland . . . . 

2522 

7133 

3K<!0 

2390 

6003 

3559 

3709 

981 

I 1002 | 

992 4 

24. Neuenstadt . . 

25. Courtelary . . . 

26. Münster .... 

27. Freibergen . . 

28. Pruntrut . . . 

29. Delsberg . . . 

30. Laufen . . . . 

i 1351 

1937 

2894 

2572 

1898 

2202 

2188 

6593 

7618 

5670 

7094 
6414 j 
6446 

9917 

3085 

3453 

3717 

3974 

3244 

3543 

4426 

2225 

2230 , 

1860 

1987 

1892 

2624 

2091 

4783 ! 
4598 

2744 

5679 
| 3331 
4460 

4101 

3155 

2972 

2162 

3086 

2400 

3241 

2800 

3120 

3212 

2939 

3530 

2825 

3392 

3610 

798 

821 

902 

1082 

909 

973 

1154 

936 

792 

613 

810 i 

777 

995 

777 , 

867 

806 

758 

946 

843 

984 

965 

Jura .....! 

2165 1 6868 

3552 

(2110 

3995 2744 

3148 

923 794 

8593 

Kanton . . . . 

2330 

6482 

3614 

2140 

5242 3178 

:i31H) 

973 934 

! 953 
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Diese Vergleichung gibt also für die französische Bevölkerung die Vor* 
hältniszahl 3116, für die deutsche 3356. Die deutsche hat somit für die 
entscheidenden Altersklassen über 40 Jahr einen Überschuß von 7*7 Proz., 
bei den Männern nur von l’6Proz., bei den Frauen allerdings von 15*4 Proz. 
Ob dieser Unterschied indessen auch nur in dieser Höhe in der Wirklichkeit 
besteht, wird durchaus fraglich, wenn man beachtet, daß gerade die fran¬ 
zösischen Bezirke des Kantons Berns eine mangelhaftere Leichenschau be¬ 
sitzen. Im deutschen Kantonsteile besitzen mit Ausnahme von 3 Bezirken 
(Frutigen mit 80, Laufen und Laupen mit 82 Proz.) alle übrigen 20 Bezirke 
auf 91 bis 100 Proz. der Sterbekarten die ärztliche Bescheinigung der Todes¬ 
ursachen. Dagegen hat von den französischen nur einer, Courtelary, 96 Proz. 
beglaubigte Leichenscheine, aber Neuenstadt nur 82, Pruntrut 80, Mün¬ 
ster 71, Freibergen 69 und Delsberg 66 Proz.; es werden also in diesen 
Bezirken l / h bis % der Gestorbenen gar nicht gezählt. 

Es ist weiter zu beachten, daß der ungünstigste Jurabezirk, Laufen, 
wohl ein deutscher ist, daß ihm aber Freibergen sehr nahe kommt, 3530 
gegen 3610, trotzdem dieser noch 13 Proz. weniger beglaubigte Todesfälle 
hat, und daß der Bezirk Freibergen trotz seiner ausfallenden Scheine und 
trotzdem er die wenigsten deutschen Einwohner, nur 5 l / 2 Proz., hat, die 
größte Sterblichkeit von allen französischen Bezirken zeigt, während anderer¬ 
seits Münster, welches die meisten Deutschen unter seinen Bewohnern, ein 
Drittel der Bevölkerung, begreift, nach Pruntrut die günstigste Krebssterb¬ 
lichkeit, 2940, besitzt. 

Die beiden deutschen Landesteile Emmental, 2944, und Oberland, 2996, 
haben übrigens noch erheblich günstigere Verhältnisse als der Jura. 

Sollte ein Einfluß der Rassen in irgend einem Lande hervortreten, so 
wäre es möglich, daß dieser sich auch in Unterschieden in der Häufigkeit 
der Lokalisation des Krebses in den einzelnen Organen zeigen könnte. 
Freilich ist dabei sofort daran zu denken, daß die einzelnen Organerkran¬ 
kungen nicht gleich leicht diagnostizierbAr sind und daß eine weniger gute 
Leichenschau deshalb bei Buchung der Magen- und anderer innerer Krebse 
um so mehr das Ergebnis stören muß. Ich habe deshalb in der folgenden 
Tabelle Gruppen von Organerkrankungen je nach der Schwierigkeit ihrer 
Diagnose, unter Berücksichtigung der Einteilungen von Bashford, Prin- 
zing usw. zusammengestellt. Es enthält Reihe 

1. den Krebs der Lippe, Zunge, Schilddrüse, des Gesichtes und der 
Haut, d. h. Nr. 49, 53, 54, 165 der schweizerischen Todesstatistik, 

2. den Mammakrebs Nr. 149, 

3. den Krebs von Speiseröhre und Kehlkopf Nr. 57 und 84, 

4. Krebs von Vagina und Uterus Nr. 141 und 148, 

5. Karzinose, allgemein oder ohne Angabe des Sitzes, Sarkom, Nr. 190, 

6. Krebs von Magen, Darm mit Rectum, Milz, Pankreas, Bauchfell, 

Lunge, Brustfell, Nieren, Blase und Prostata, Nr. 60, 67, 71, 74, 75, 
78, 97, 99, 130, 136, 137 und 147. (S. Tabelle I auf folg. Seite.) 

Bei der Vergleichung dieser Gruppen findet man für die Männer keine 
größeren Unterschiede in der Häufigkeit des Befallenwerdens, eher noch bei 
den Frauen. Sie sind übrigens lange nicht so bedeutend, als sie unter den 
deutschen Bezirken selbst Vorkommen, worüber weiteres unten gesagt wird. 
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In den 6 französischen Bezirken. 234 82 — 238 849 97 — 757 .461 282 2159 1523 

In den 23 deutschen Bezirken. 223 107 — 318 829 115 - 631 876 358 2807 1887 
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Ich möchte nur noch darauf hinweisen, daß die am schwersten erkennbaren 
Formen in den französischen Bezirken seltener sind, bei den Männern um 
3*4 Proz., bei den Frauen um 3*5 Proz., und daß dies ebenfalls eine mangel¬ 
haftere Leichenschau an nehmen läßt. 

Zu einem ähnlichen Schlüsse kommt man bezüglich der Männer, wenn 
man die absolute Zahl der Krebsfälle der einzelnen Organgruppen mit der 
Bevölkerung über 40 Jahr vergleicht, wobei allerdings der Einfachheit 
wegen die Fälle, welche Personen unter 40 Jahr betrafen, nicht aus¬ 
geschieden wurden. (Sie machen im Kanton Bern nur 6 Proz. aller Krebs- 
todesfälle aus.) (S. nebenstehende Tabelle II.) 

Man sieht, daß in den französischen Bezirken bei deD Männern die 
Verhältniszahlen bei allen Gruppen größer sind als in den deutschen, mit 
Ausnahme der schwerer zu diagnostizierbaren Gruppe 6. Bei den Frauen 
sind dagegen alle Lokalisationen mit Ausnahme des Uteruskrebses in den 
französischen Bezirken seltener. Es wäre möglich, daß dieses seltenere 
Vorkommen immerhin zum Teil durch Rassenunterschied verursacht sein 
könnte. Aber wahrscheinlich ist es nicht, daß die Rasse, wenigstens inso¬ 
weit sie als besondere Leibesbeschaffenheit aufgefaßt und mit ihr nicht 
auch die besondere Lebenshaltung zusammengeworfen wird, bei den 
Männern ohne oder von disponierendem, bei den Frauen aber von schützen¬ 
dem Einfluß sein sollte. 

Wenn man das bisher Erörterte zusammenfaßt, wenn man beachtet, 
daß der ganze Unterschied in der Häufigkeit des Krebses in den französi¬ 
schen und deutschen Bezirken des Kantons Bern nur 7*7 Proz., bei den 
Männern sogar nur 1*6 Proz. und selbst so viel jedenfalls nur infolge der 
mangelhafteren Leichenschau in ersteren beträgt, so wird man zu der An¬ 
sicht kommen, daß die verschiedene Häufigkeit des Krebses im Kanton 
Bern nicht durch die verschiedene Nationalität erklärt werden kann. Noch 
viel größere Unterschiede finden sich ja zwischen den deutschen Bezirken 
selbst. Die Verhältniszahlen bewegen sich bei ihnen zwischen 1507 im 
Ober-Simmental und 4478 in Aarwangen; sie schwanken also bis zum Drei¬ 
fachen ! 

Auch bei den Lokalisationen des Krebses in den einzelnen Organen — 
um noch einmal auf diesen oben schon berührten Gegenstand zurückzu¬ 
kommen — bestehen in den einzelnen deutschen Bezirken die größten 
Schwankungen. Ganz auffallend ist z. B. das Verhalten des Krebses der 
Speiseröhre bei den Männern. Im Bezirk Aarwangen kamen davon 
49 Fälle vor, d. h. nicht weniger als 27 Proz. aller Krebstodesfälle der 
Männer und auf 1 Million lebender Männer aller Alter jährlich nicht weniger 
als 368 Fälle. In dem ganz damit zusammenhängenden Bezirke Wangen 
(sie bilden gemeinsam den Landesteil Oberaargau) waren es sogar 37 Fälle 
= 36 Proz. aller Krebsfälle oder 421 auf 1 Million Lebender! 
Das sind die höchsten Zahlen, die mir für diese Krankheit aus irgend einer 
Gegend bekannt sind. — Man vergleiche nun damit den Bezirk Interlaken. 
Auf ihn treffen 7 Fälle = 8 Proz. aller Krebsgestorbenen, und auf die Million 
Männer kommen hier jährlich 52 Todesfälle an ösophaguskrebs statt 421, 
also nur der achte Teil. Zum Vergleiche seien weiter angeführt: Bei der Ber¬ 
liner Enquete von 1902 machte im Deutschen Reiche der Krebs der Speise* 
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röhre 11*3 Proz. aller Krebsfälle aus. Rieck 1 ) fand ihn im Münchener 
Krankenhause nur bei 6*5 Proz. aller Krebstoten. Noch seltener fand ich 
den Speisenröhrenkrebs, welcher doch immerhin verhältnismäßig leicht zu 
erkennen ist, in den Leichenschauscheinen der Stadt Passau, nur zu 3*4 Proz. 
und mit jährlich 20 Fällen auf 1 Million Männer und in den Scheinen des 
Bezirkes Zusmarshausen (Bayern) nur mit 2 2 / 2 Proz., 26 Fällen auf die Million. 

öfter findet man in der Literatur Angaben über die ebenso auffallende 
relative Seltenheit des Zungen- und Ösophaguskrebses bei den Frauen. Im 
Deutschen Reiche betrug letzterer nach der Berliner Enquete nur 1 / 1 bis Vs 
von der Zahl bei den Männern, in München nach Rieck V fl ; — ganz ähn¬ 
lich in Interlaken V 7 , i Q Wangen Vs» in Aarwangen 1 / 5 bis 1 / 6 . — Nebenbei 
bemerkt, diese überraschend nahe Übereinstimmung in ganz verschiedenen 
Ländern bei einem doch recht spezialisierten Gegenstände spricht nicht nur 
für eine gewisse „Gesetzmäßigkeit“ dieser Erscheinung, sondern auch für 
die Tatsächlichkeit von Ergebnissen einer richtigen Medizinalstatistik. 

Wie jene großen Schwankungen im Auftreten des Ösophaguskrebses 
der Männer in den verschiedenen von derselben Rasse bewohnten Gegenden 
sich nicht durch Rassenunterschiede, so lassen sich auch diese mehr oder 
minder konstanten, höchst merkwürdigen Verschiedenheiten der Häufigkeit 
bei Männern einer- und Frauen andererseits bei einem Organ, das mit den 
geschlechtlichen Funktionen nichts zu tun hat, kaum durch angeborene An¬ 
lagen erklären. Liegt es hier nicht greifbar nahe, an äußere Einflüsse im 
weitesten Sinne, namentlich an Lebensgewohnheiten zu denken? Die 
„Branntweinpest“ hat früher in einzelnen Gegenden des KantonB Berns eine 
recht bedenkliche Höhe erreicht; ob es besonders im Oberaargau der Fall 
war, ist mir nicht bekannt, ebensowenig ob der gerade in der Schweiz so 
rühmenswert und erfolgreich betriebene Kampf gegen den Alkohol auch 
dort schon Erfolge errungen hat. Natürlich ist auch an Tabakmißbrauch 
zu denken. 

Es ist hier nicht tunlich, die möglichen Gründe für die Unterschiede 
der Häufigkeit des Krebses in den Berner Bezirken ausführlich zu erörtern, 
nachdem die uns beschäftigende Frage nach dem Einfluß der Nationalität 
dahin beantwortet werden konnte, daß sie die großen Unterschiede jeden¬ 
falls nicht verursachen kann. Über alle die Verhältnisse, die man sonst 
mit der örtlichen Verbreitung des Krebses in kausalen Zusammenhang bringt, 
wurde oben schon das Nötige angeführt. 

Es sei hier nur kurz auf folgende Tatsachen hingewiesen: Die größte 
Krebssterblichkeit zeigt im großen das Mittel- und Seeland, dann, mit dem 
Maximum, der Oberaargau, d. h. das Land im und in der Umgebung des 
Aartales vom Thuner See abwärts. Etwas genauer betrachtet, zeigt der 
Kanton (s. Karte 1) folgendes Bild. Abgesehen von den beiden Jura¬ 
bezirken Laufen und Freibergen findet sich die größte Krebssterblichkeit 
in dem Teile des Diluvial- und tertiären Landes, der vom unteren Ende 
des Thuner Sees an die Bezirke am weiteren Verlaufe der Aare und am 
unteren Teile des Bieler Sees (Seeland) umfaßt. Die Krebssterblichkeit 


l ) Krebsstatistik nach den Befunden des pathologischen Instituts zu München 
vom Jahre 1854 bis 1903. Inaug.-Pissert. München 1904. 
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beträgt ziemlich gleichmäßig (abgesehen von dem auf dem rechten Aarufer 
liegenden Bezirk Konolfingen mit 3268) zwischen 3604 und 3866, fast 
durchgehende von oben nach unten zunehmend. Thun hat 3604, Seftigen 
3667, Bern (Land) 3532, Aarberg 3689, Nidau 3653, Biel 3818, Büren 
3866, Wangen 3750 und Aarwangen, der tiefste Bezirk an der Aare, der 
Mittelschweiz angrenzend, hat noch bedeutend mehr, 4478. 


Karte 1. 

Krebs-Sterblichkeit 
des Kantons Bern. 


Bezirke: 



4478 

4057 

3980 

3866 

3818 

3750 

3689 

3667 

3653 

3616 

3604 

3532 

3530 

3392 

3333 

3268 

3212 

3204 

3185 

3156 

3120 

3075 

3047 

3024 

2987 

2939 

2849 

2825 

2815 

2658 

1567 


Aarwangen 
Bern Stadt 
Fraubnumen 
Büren 
Biel 

Wangen 

Aarberg 

Seftigen 

Nidau 

Laufen 

T\un 

Bern Land 

Freibergen (franz.) 

Delsberg (franz.) 

Erlach 

Konolfingen 

Courtelary (franz.) 

Sch warzenburg 

Oberhasli 

Nieder-Simmental 

Neuen stadt (franz.) 

Trachselwald 

Laupen 

Burgdorf 

Haimm 

Münster (franz.) 

Frutigen 

Pruntrut (franz.) 

Signau 

Interlaken 

Ober-Simmental 


Meines Erachtens ist ein wesentlicher Grund für diese Steigerung der 
Frequenz der tieferen Lagen in der Bodenbeschaffenheit zu suchen, nament¬ 
lich in der zu vermutenden größeren Feuchtigkeit des Bodens und wohl 
auch der Häuser 1 ). 

l ) Vgl. Kolb, Der Einfluß von Boden und Haus auf die Häufigkeit des 
Krebses. München, Lehmann, 1904. 
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Doch kehren wir wieder zur Frage der Rasse zurück. Betrachtet man 
nicht nur die Verhältnisse im Kanton Bern, sondern in der ganzen Schweiz 
(s. Karte 2), so drängt sich noch viel entschiedener die Ansicht auf, daß es nicht 
die Verschiedenheit der deutschen und französischen Nationalität ist, welche 
den Krebs so ungleich über die Schweiz verteilt. Man könnte nur die Bevor¬ 
zugung der Südschweiz damit in Verbindung bringen — sie hat von Westen 
nach Osten französische, deutsche, italienische, romanische und dann wieder 
deutsche Bewohner —, aber es wirken in diesem Hochalpenlande vielerlei 
Einflüsse, die erst vor jedem Urteile gründlich untersucht werden müßten. 

Mit dem obigen Aussprüche soll die Möglichkeit eines Rasseneinflusses 
im allgemeinen nicht bestritten werden. Indessen bis jetzt ist ein solcher 
nur durch die Krakauer Statistik und die Beobachtungen von Klein wächter 
etwas besser begründet, sonst aber nirgends als wesentlicher Faktor über¬ 
zeugend nachgewiesen worden, insbesondere nicht für Unterschiede der 
Krebshäuflgkeit zwischen gemischten Völkern, wie sie die Grenzländer von 
Frankreich und Deutschland und speziell in der Schweiz bewohnen. Man 
erinnere sich daran, daß in Westdeutschand und dem Rheingebiete die 
romanisch sprechende Bevölkerung nicht vertrieben wurde und daß es in 
den Rheinlanden ein weites Gebiet gab, wo Deutsche und Romanen friedlich 
nebeneinander wohnten. In der Westschweiz beschränkten sich die aleman¬ 
nischen Niederlassungen nicht auf das Gebiet, das Östlich von der heutigen 
Sprachgrenze liegt, und dies gilt besonders auch vom Berner Jura. Für 
das einst im Berner Jura angesessene, heute untergegangene alemannische 
Volkstum zeugt nach Hunziker u. a. die große Anzahl urkundlich über¬ 
lieferter und heute noch gebräuchlicher deutscher Orts- und Gaunamen* 
Westlich von der Saane (im Kanton Freiburg) wurden die wenigen Ale¬ 
mannen von den einrückenden Burgundern absorbiert 1 ). Indessen auch 
diese verloren hier bald ihre Sprache, und es läßt sich nicht einmal im groben 
abschätzen, wie viel keltisch-romanisches, wieviel germanisches Blut, zumal 
bei dem heute bestehenden interkantonalen Volksaustausch, in der franzö¬ 
sischen Schweiz vorhanden ist. 

Selbst wenn man nicht die Grenzbewohner, sondern die ganzen Nationen 
Mitteleuropas in Betracht zieht, wo findet man da eine halbwegs reine 
Rasse? Einst galt der Unterschied von Dolicho- und Brachykephalen als 
einschneidendes Merkmal der Rassen, und doch erklärte schon Virchow 2 ), 
daß er persönlich es noch nie zustande gebracht habe, zu erkennen, welches 
ein slawischer und welches ein germanischer Schädel ist. Bälz 3 ) sagt: Überall 
gibt es Lang- und Kurzschädel. Ja selbst die als reine Rasse angesehenen 
Juden stellten schon in Palästina lange vor der christlichen Zeitrechnung 
ein ethnisch bunt zusammengewürfeltes Volkstum dar, an dem neben den 
überwiegenden semitischen Elementen das indogermanische und wahrschein¬ 
lich auch das mongolische einen nicht unwesentlichen Anteil hat 4 ), und dazu 
kommen die späteren Mischungen namentlich im Osten Europas. Unter den 
Indogermanen, betont Ratzel 5 ), gibt es dunkle und helle, lang- und kurz- 

l ) Hunziker, Die Schweiz. München, Lehmann, 1898. 

8 ) Korrespondenzbl. der Gesellsch. f. Anthropologie 1900, 8. 111. 

3 ) Ebend., Jahrg. 1901, 8. 62. 

4 ) Alsberg, Die Rassenmischung im Judentum. Hamburg 1891. 

*) Archiv f. Rassen- und Gesellschaftsbiologie, 1. Jahrgang. 1904, 8. 383. 
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1 1—2000 Krebsfälle auf 1 Mill. Lebender über 40 
I 1 2-3000 

f 1 3-4000 

4- 5000 

5- 6000 
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Friedr. Vieweg & Sohn in Braunschweig. 


Die Grenzen des Kantons Bern 
sind Breiter gezeichnet. 


Karte 2. 


Grenzlinie zw. deutsch, 
u. franz. Sprach-Gebiet. 


Krebs-Sterblichkeit 
in der Schweiz. 
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köpfige, kleine und große; „die Rasseeinheit der Völker, die indogermanische 
Sprachen sprechen, ist aufzugeben“. 

Die einseitigen Vertreter der Bedeutung der Rasse für die körper¬ 
liche und geistige Beschaffenheit des Individuums, ja für alle Gebiete des 
Staatslebens, stützen ihre Behauptungen zum großen Teil nicht auf Tat¬ 
sachen, sondern nur auf Theorien; namentlich suchen sie auf Grund der 
Weismannschen Theorie der Nichtvererbbarkeit erworbener Eigenschaften 
die Grenzen der Einwirkung der tausendfach während des Lebens auf den 
Menschen eindringenden Kräfte aufs engste zu ziehen. Gewisse Verände¬ 
rungen des Keimplasmas durch äußere Einflüsse werden aber doch durch 
Weismann selbst zugegeben. Weiter geht noch Plate 1 ); er sagt: die 
Vererbung gewisser somatogener Erwerbungen ist bewiesen durch die Ver¬ 
suche von Standfuss, Fischer und Schröder. Es seien ferner nur als 
Beispiele noch erwähnt: die vererbbaren erworbenen Eigenschaften der in 
die Perche gebrachten Pferde (Dünkelberg), der Einfluß der Wärme auf 
die Flügelfärbung der Falter mit Vererbbarkeit (Gräfin v. Linden 2 ), die 
erbliche Übertragbarkeit der Wachstumsveränderungen von ihrer Schilddrüse 
beraubten Tieren 3 ). 

Indessen solange man über so grundlegende Fragen, wie über die 
Ursache der Entwickelung von Varietäten, namentlich der Einzelvarietäten 
(single variations von Darwin), auf welche man neuestens im Gegensatz 
zu den individuellen Varietäten das Hauptgewicht legt, ferner über den 
Nutzen und den wahrscheinlich schließlich noch viel größeren Schaden der 
dauernden Inzucht nichts Bestimmteres weiß, dürfte es doch geraten sein, 
nur mit Vorsicht auf Theorien neue Lehrsätze für die Hygiene oder gar 
Vorschriften für ihre praktische Ausführung zu begründen. Es braucht 
die ganze unbewußte oder absichtliche Einseitigkeit jener Theoretiker, um 
nicht zu sehen, was jeden Tag zu sehen ist, z. B. welche Verheerungen 
Syphilis und Alkohol nicht nur an dem Schwächling, welcher ihnen unter¬ 
liegt, sondern auch an seinen Kindern anrichtet. Es wird ja nicht nur der 
Trinker vertiert, sondern auch vier Fünftel der Kinder degenerieren 4 ). 

Bezüglich ganzer Völker ist ein Ausspruch von Balz 5 ) bezeichnend: 
„Wie auffallend der Mensch von seiner Umwelt beeinflußt wird, sehen wir 
in Amerika, wo die Nachkommenschaft des europäischen Einwanderers schon 
im Laufe weniger Generationen eine ganz auffallende Umänderung ihres 
Äußeren erfährt.“ Was das geistige und Staatsleben betrifft, so kann dem 
Jetztlebenden kein Zweifel bestehen über die überwältigende, indirekt gewiß 
auch die körperlichen Eigenschaften eines Volkes umändernde Macht selbst 
rein geistiger Faktoren; ihm, der selbst erlebt hat, welche Wandlungen in 
wenigen Dezennien Japan von asiatischer zu vorgeschrittener europäischer 
Kultur gemacht hat. Solche Erfahrungen beweisen doch die Stärke der 
umbildenden äußeren Einflüsse auf das Individuum, wie auf die doch keines¬ 
wegs seit Jahrtausenden starr gewordene Rasse. Ein charakteristisches 

l ) Archiv f. Rassen- und Gesellschaftsbiologie, 1. Jahrgang, 1904, S. 383. 

*) Ebend., S. 442. 

3 ) Münch, medizin. Wochenschr. 1905, S. 881. 

4 ) Demme, ref. im Arch. f. Rassen- u. Gesellschaftsbiol., 1. Jahrg., S. 238. 

5 ) Balz, a. a. 0., S. 62. 

Vierteljahr«*chrift für Ocaumlhdt^pllrge, 190G. yß 
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Paradigma für die Wirkung äußerer Einflüsse im Gegensatz zur Rasse, und 
zwar gerade in unserer Frage des Krebses, wäre die übrigens bisher nicht 
angefochtene. Mitteilung von Davidson 1 ), wonach die Bewohner der 
Färöerinseln zu Hause nicht an Krebs erkranken, während die in Dänemark 
lebenden Mitglieder derselben Rasse daran mehr als die meisten anderen 
Völker leiden. Er schließt sogar, daß der Krebs eine Krankheit der Loka¬ 
lität, nicht der Rasse sei. 

Unsere Untersuchungen haben gezeigt, daß auch auf dem 
bearbeiteten Gebiete der Schweiz nicht im Rassenunterschiede, 
sondern in anderen äußeren Einflüssen der Grund für die ört' 
liehe verschiedene Häufigkeit des Krebses gesucht werden muß. 

Dies ist auch praktisch nicht ohne Bedeutung, wie es überhaupt auch 
bei anderen Fragen der öffentlichen Gesundheitspflege tröstlich ist, wenn 
die heutigen Übertreibungen von der Lehre der Rasse auf das richtige Maß 
zurückgeführt werden können. Bei der Rasse handelt es sich, trotz aller 
VerbesserungsVorschläge, zunächst noch um eine fatalistisch wirkende 
Ursache, bei den äußeren Einflüssen aber um Dinge, auf welche die indi¬ 
viduelle und öffentliche Hygiene mit Erfolg einwirken kann. 

Nachtrag. 

Leider wurde mir erst nach Absendung des Manuskriptes die mir bis 
dahin ganz unbekannte treffliche Arbeit von Köhl: Über die Verbreitung 
des Krebses in der Schweiz mit spezieller Berücksichtigung des 
Kantons Graubünden, Zeitschrift für schweizerische Statistik, 42. Jahrg., 
1906, zugeschickt. Köhl kommt hierin zu folgendem Schlüsse: Es steht 
zweifellos fest, daß der italienische Typus in Graubünden am wenigsten durch 
Krebs leidet, der deutsche die Mitte einhält und der romanische (im engeren 
Sinne) am stärksten befallen ist. Dazu ist aus dem reichen Inhalt bezüglich 
der Nationalitäten wenigstens noch anzuführen, daß die deutsche Bevölke¬ 
rung, meist von demselben alemannischen Stamme, wie die Bevölkerung des 
Nordostens der Schweiz, nicht die von vornherein erwartete hohe Krebs¬ 
sterblichkeit dieses Nordostens (1400 auf die Million Gesamtbevölkerung) 
hat und daß auch die über 4000 Einwohner betragende, im 13. Jahrhundert 
aus dem Ober-Wallis eingewanderte Bevölkerung der „Wallisergemeinden“, 
nach Köhl ebenfalls alemannischer, doch vielleicht eher gotischer Abkunft, 
ungefähr die mittlere Krebssterblichkeit hat, während der ganze Kanton 
Wallis und wahrscheinlich (?) auch sein oberer Teil eine sehr geringe besitzt. 
Köhl stellt die Einzelgruppen nach Ausschluß zahlreicher, nur temporär 
sich auf haltender Fremden zusammen und erhält so für die italienische 
Wohnbevölkerung 993, die deutsche 1049, die romanische 1229. — Es ist 
bei dieser verdienstvollen Arbeit nur zu bedauern, daß wahrscheinlich wegen 
Fehlens der Unterlagen auf die Alterszusammensetzung der einzelnen Rassen 
keine Rücksicht genommen werden konnte. 

l ) British medical Journal vom 11. Januar 1902. 
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Das öffentliche Badewesen im Regierungsbezirk 

Arnsberg. 

Von Dr. Solbrig, Kreisarzt und Hilfsarbeiter bei der Königlichen Regierung 

zu Arnsberg. 


Das Badewesen hat bei uns in Deutschland zweifellos einen erfreulichen 
Aufschwung genommen; nicht nur in den großen, sondern auch in kleineren 
Städten wird mehr und mehr die Notwendigkeit erkannt, im allgemeinen 
hygienischen Interesse öffentliche Badeanstalten zu errichten und in den 
Wohnungen wenigstens der Bemittelteren Badeeinrichtungen vorzusehen. 

Während bezüglich Einrichtung von Wannenbädern, vielfach verbunden 
mit Waschanstalten, und später von Schwimmhallen in England wohl zuerst 
ein neuer Anstoß Mitte des vorigen Jahrhunderts erfolgte, können wir 
Deutschen uns rühmen, eine Form des öffentlichen Bades praktisch ver¬ 
wirklicht zu haben, die bei geringen Mitteln und wenig Wasserverbrauch 
der Masse des Volkes ein wohltätiges Reinigungsbad für wenig Geld ver¬ 
schaffen kann, die „Brausebäder", um deren Einführung als öffentliches 
Bademittel sich der bekannte Gründer und Leiter der „Deutschen Gesell¬ 
schaft für Volksbäder“, Prof. Lassar, die größten Verdienste erworben hat. 

Man hat vielfach gemeint, daß wir mit diesem hygienischen Fortschritte 
wieder auf dem besten Wege sind, das, was in der „guten, alten“ Zeit 
bereits alles schon an Badeeinrichtungen vorhanden war, wieder zu ge¬ 
winnen; da hat jedoch der begeisterte Bade- und Schwimmfreund Kabierske 
in seinem so interessanten, fesselnden Vortrage auf der letzten Versammlung 
des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege in Mannheim den 
Nachweis geliefert, daß wir durchaus nicht neidisch nach den vergangenen 
Zeiten zu sehen brauchen, vielmehr weit alle früher vorhandenen Ein¬ 
richtungen dieser Art überholt haben und stolz auf den glänzenden Auf¬ 
schwung unseres Badelebens sein können. 

Diese erfreulichen Fortschritte sollen uns jedoch nicht verführen, wie 
Kabierske ebenfalls betonte, nun die Arme in den Schoß zu legen; es ist 
vielmehr noch recht viel zu tun, ehe die Ziele erreicht sind, bis „ein wasser¬ 
frohes, wetterfestes Geschlecht heranwächst, das allein imstande ist, die 
entnervenden und vergiftenden Einflüsse unseres Kulturlebens zu überwinden, 
und bis das Brausen und Schwimmen zu einem Gemeingut des deutschen 
Volkes geworden sind, um die Gesundheit und Wehrkraft zu vermehren". 

Von dem Ziele, das sich die deutsche Gesellschaft für öffentliche Ge¬ 
sundheitspflege in Berlin nach einem Vortrage von Lassar im Jahre 1901 
gestellt hat: „daß in allen Mietshäusern und anderen Neubauten sauber zu 
haltende Hausbäder einzurichten, jeder Wohnort mit zahlreichen, insbesondere 
kleineren und für den Verkehr bequem gelegenen Badeanstalten zu ver¬ 
sehenist", und dem Ziele: „jedem Menschen wöchentlich ein Bad!" (Lassar), 
sind wir allerdings noch weit entfernt. 

36 * 
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Es würde nun gewiß nicht nur statistisch interessant, sondern auch 
fördernd für die Badebewegung sein, über den wirklichen Stand des Bade¬ 
wesens in Deutschland, in den verschiedenen Ländern und Provinzen ein 
genaues Bild zu haben, um Vergleiche zu ziehen und aufmerksam machen 
zu können, wo und was zu loben und zu tadeln ist. Die Deutsche Gesell¬ 
schaft für Volksbäder sammelt durch Entsendung von Fragebogen an die 
einzelnen Bezirksregierungen, die ihrerseits durch die Kreisärzte für jeden 
Kreis die betreffenden Erhebungen veranstalten lassen, Material. Ob 
letzteres schon bearbeitet und veröffentlicht ist, habe ich nicht feststellen 
können; auch sonst habe ich genauere Zusammenstellungen hierüber in der 
mir zugänglichen Literatur nicht gefunden bis auf einige spärliche Notizen, 
von denen gleich die Rede sein wird. 

Im nachfolgenden will ich den derzeitigen Stand des Badewesens, be¬ 
sonders des öffentlichen, im Regierungsbezirke Arnsberg kurz zu schildern 
versuchen, in der Hoffnung, daß dadurch vielleicht Anregung zu weiteren 
Zusammenstellungen gegeben und so das Volksbadewesen gefördert wird. 
Das Material ist kürzlich durch Umfrage in den einzelnen Kreisen ge¬ 
sammelt. 

In Deutschland waren im Jahre 1900 nicht ganz 3000 öffentliche Bade¬ 
anstalten, in denen warme Reinigungsbäder verabreicht wurden; darunter 
waren rund 250 Schwimmhallen, fast 20000 einzelne Wannen und 7000 bis 
8000 Brausebäder. 

Im Jahre 1903 hatte der Bezirk Breslau: 

51 Kalt- und 73 Warmbadeanstalten, 

5 Schulbrausebäder, 

2 Volksbadeanstalten; 

der Bezirk Trier: 

38 Kalt- und 40 Warmbadeanstalten; 
der Bezirk Merseburg: 

48 Warmbadeanstalten, 

4 Schulbrausebäder. 

Im Regierungsbezirke Arnsberg — mit einer Einwohnerzahl von rund 
2 Millionen nach der letzten Volkszählung — waren am Ende des Jahres 
1905 an öffentlichen Badeanstalten vorhanden: 

36 Kalt- und 47 Warmbadeanstalten, 

24 Schulbrausebäder, 

1 Volksbrausebad. 

Hierbei sind nicht mitgerechnet die Brause- und Wannenbadanlagen 
in Fabriken, staatlichen und sonstigen größeren Betrieben (besonders auch 
Zechen), die in großer Anzahl vorhanden sind und den Angestellten und 
Arbeitern kostenlos zur Verfügung stehen. 

1. Kaltbadeanstalten. 

Die Zahl dieser ist im Verhältnis zu dem großen Bezirke und der 
großen Zahl der Einwohner gering, was darauf zurückzuführen ist, daß 
Seen ganz fehlen, größere Flußläufe auch kaum vorhanden sind, die vor¬ 
handenen Flußläufe in ihrem oberen Laufe vielfach recht kaltes, zum Baden 
im Freien deshalb wenig geeignetes Wasser führen, in ihrem unteren Laufe 


Digitized by Google 


Das öffentliche Badewesen im Regierungsbezirk Arnsberg. 566 

häufig wegen der in den Industriegebieten oft erheblichen und kaum ver¬ 
meidlichen Verunreinigungen zum Baden wenig einladend sind. 

Die vorhandenen 36 Anstalten finden sich hauptsächlich in den Kreisen 
des eigentlichen Sauerlandes und in den ländlichen Gegenden, während 
solche in den Industriegegenden, also besonders den Kreisen Hagen, Bochum, 
Dortmund und Gelsenkirchen, fehlen.. In den Zentren dieses Industrie¬ 
gebietes sind dafür Warmbadeanstalten mit Schwimmhallen vorhanden. 

Besonders hervorzuheben ist, daß an vier Orten Bade* und Schwimm¬ 
vereine bestehen und Besitzer der Kaltbadeanstalten sind, daß eine höhere 
Schule und eine Präparandenanstalt eigene Schwimmanstalten in Flüssen 
zur freien Benutzung für ihre Schüler besitzen und schließlich, daß in einem 
kleinen, nur 525 Einwohner zählenden Dorfe eine Schwimmanstalt von der 
Gemeinde durch freiwillige Beiträge unterhalten wird, die allen Einwohnern 
zur freien Benutzung zur Verfügung steht. 

Die Preise der kalten Bäder sind im Durchschnitt etwa folgende: 

Einzelschwimmbad für den Erwachsenen 10 bis 30 Pf., 

„ „ die Kinder die Hälfte, 

„ „ Schüler und Lehrlinge (zu bestimmten Stunden) 5 Pf., 

Abonnement für Schwimmbäder 3 bis 6 M. (zuweilen höher, bis zu 10 M., 
einmal auch nur 1 M.), 

Zellenbäder 20 bis 40 Pf. 

Aus 14 Ortschaften mit Kaltbadeanstalten stehen die Zahlen über die 
im letzten Sommer gebrauchten Bäder zur Verfügung. Es waren in diesen 
14 Ortschaften 242 300 Einwohner und es wurden abgegeben 133000 ein¬ 
zelne kalte Bäder; daneben waren 1300 Abonnenten vorhanden. Sieht man 
von letzteren, fleißigeren Besuchern der Badeanstalten ab, so würde auf den 
Kopf der Bevölkerung dieser 14 Ortschaften auf das Jahr noch nicht ein 
kaltes Bad (genauer 0*6) kommen! 

Und fünf Sechstel der Gesamtbewohner des Regierungsbezirkes haben 
mangels entsprechender Einrichtungen an ihrem Wohnorte überhaupt keine 
Gelegenheit, ein Bad im Freien zu nehmen! 

2. Warmbadeanstalten. 

Warmbadeanstalten, einfachere, nur mit Wannen, auch mit Brausen, 
größere mit Wannen-, Brausebädern und mit Schwimmhallen (daneben auch 
mit Heißluft-, Dampf- und anderen Bädern) eingerichtet, sind im ganzen 47 
öffentliche vorhanden; davon befinden sich 10 im Kommunalbesitz und 
werden 3 gemeinnützig und 34 geschäftlich betrieben. 

8 von diesen Anstalten enthalten Schwimmhallen, darunter 3 je eine 
Halle für Männer und für Frauen, während im übrigen den Frauen zu be¬ 
stimmten Stunden die Schwimmbassins zur Verfügung stehen. Badewannen 
sind in den Anstalten zusammen 364 und Brausezellen 295 vorhanden. 

Die 11 Schwimmhallen in 8 Badeanstalten sind in 7 verschiedenen Ort¬ 
schaften; von letzteren hat eine (Arnsberg) unter 10000 Einwohner, drei 
(Lüdenscheid, Siegen und Hagen, letzteres mit 2 Hallen) zwischen 25000 
und 100000 Einwohner, drei (Bochum, Gelsenkirchen mit 2, Dortmund 
mit 3 Hallen) über 100000 Einwohner. 
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Schwimmhallen fehlen im Bezirke in 13 Städten über 25000 Einwohner. 
Orte über 3000 Einwohner ohne öffentliche Warmbadeanstalten überhaupt 
sind 73 vorhanden, darunter 8 über 10000 und eine Stadt noch über 25 000 
Einwohner. 

Was die Preise für Benutzung der warmen Bäder betrifft, so wird im 
Durchschnitt gezahlt: 


Für Schwimmbäder einzeln 40 bis 50 Pf. für Erwachsene, 

„ „ „20 Pf. für Kinder, 

„ „ „ 10 „ „ Volksschüler, 

„ „ „ 10 „ „ Volksbäder (an gewissen Tagen und 

Stunden), 

„ „im Jahresabonnement 20 M., 

„ Wannenbäder von 30 Pf. bis 1*20 M. (je nach der Klasse), 

„ Brausebäder 10 bis 20 Pf. 


Über die Benutzung der Warmbadeanstalten stehen aus 33 Anstalten 
genauere Zahlen zur Verfügung. Rechnet man dies zusammen, so sind in 
den betreffenden Ortschaften insgesamt rund 735000 Einwohner vorhanden 
und sind zusammen rund 1 Million Einzelbäder (Schwimm-, Wannen-, 
Brausebäder) abgegeben, so daß auf den Kopf der Bevölkerung etwa 1*4 Bäder 
pro Jahr kommen. Ein bescheidenes Resultat! 

Vergleicht man nun die Angaben aus den Städten mit Schwimmhallen — 
wobei man a priori annehmen sollte, daß die Durchschnittszahl nicht un¬ 
erheblich höher ausfallen müßte — so findet man, daß im Durchschnitt auf 
den Kopf der Bevölkerung im Jahre fallen in 


Gelsenkirchen 
Arnsberg . . 
Bochum . . 
Hagen . . . 
Siegen . . . 
Dortmund . 


0*8 Bäder, 
1*7 R 
1*8 „ 

1*9 u 

1*9 TI 


Die kleinste Ortschaft mit einer Warmbadeanstalt (Wannen- und Brause¬ 
bäder) ist ein Dorf mit nur 491 Einwohnern; die Zahl der im letzten Jahre 
hier abgegebenen Einzelbäder betrug 1900. 

Aus diesen Angaben geht hervor, daß noch viel zu wenig gebadet wird, 
selbst da, wo es an guten und billigen Badegelegenheiten nicht fehlt. Die 
angegebenen Durchschnittszahlen erfahren nun aber erfreulicherweise da¬ 
durch eine Modifikation, daß in den großen Industriebetrieben, in Fabriken 
und Werkstätten vielfach in Form von Brause-, zum Teil auch von Wannen¬ 
bädern für die Arbeiter und Angestellten Badeeinrichtungen vorhanden sind, 
die zum Teil als mustergültige bezeichnet werden und sich durchweg eines 
regen Zuspruchs erfreuen. Genaue Angaben über die Zahl dieser Badeein¬ 
richtungen lassen sich zurzeit nicht geben; einen ungefähren Begriff kann 
man sich darüber machen, wenn ich angebe, daß im Bezirk Arnsberg 61 
derartige Fabrik- usw. Bäder namentlich aufgezählt werden und außerdem 
aus drei großen industriellen Kreisen bemerkt wird, daß in allen größeren 
industriellen Werken solche Badeanlagen bestehen. Die Gesamtzahl ist 
hiernach mindestens auf 100 derartiger Badeeinrichtungen zu veranschlagen. 
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Über den Umfang und den Betrieb dieser Anlagen möge noch folgendes 
Einzelne als wohl interessierend bemerkt werden. Im Stadtkreise Gelsen¬ 
kirchen befinden sich bei 15 größeren Fabriken und Zechen Badeeinrich¬ 
tungen mit zusammen 114 Brausezellen (und mehrfach auch Wannen), in 
denen, soweit hierüber Feststellungen gemacht wurden (bei 11 von den 
15 Betrieben), im Jahre 2800000 Bäder abgegeben wurden. Eine Zeche 
allein besitzt 52 Brausezellen, in denen 360000 Bäder jährlich genommen 
wurden. 

Der Kreis Hörde hat in 21 Betrieben zusammen über 500 Brausezellen; 
in manchen Zechen beträgt die Zahl der jährlich benutzten Bäder 300000 
und mehr. 

Besonderer Erwähnung wert erscheint eine Badeanstalt in Bochum, 
für die 1200 Arbeiter einer besonderen Kolonie bestimmt und yon einem 
Verein gegründet, bestehend aus 9 Waschstuben und 34 Einzelbrausebädern; 
den Arbeitern stehen diese Einrichtungen zur freien Benutzung zur Ver¬ 
fügung. 

3. Schulbrausebäder. 

Im ganzen Bezirke sind 24 Schulen mit Schulbrausebädern ausgestattet, 
das bedeutet, da 1653 Schulen yorhanden sind, nur 1*5 Proz. aller Schulen. 
Die Stadt Hagen besitzt allein 10 Schulbäder. Hier ist noch die Einrich¬ 
tung getroffen, daß jede der 10 yorhandenen Badeanstalten auch yon be¬ 
nachbarten Schulen ohne Badeeinrichtung mit benutzt wird. So genießen 
im ganzen 12956 Schulkinder in Hagen — dies wird annähernd die Ge¬ 
samtzahl der Schüler sein — den Nutzen der Brausebäder. Von dieser 
Anzahl sind im ganzen während des letzten Jahres i89 000 Bäder genom¬ 
men, d. h. es kommen auf jedes Kind im Jahre etwa 15 Brausebäder. Die 
Einrichtung dort ist die, daß in jeder Anlage 9 Warm wasserbrausen und 
eine Brause für kaltes Wasser vorhanden sind. 

Abgesehen von dieser nachahmenswerten Einrichtung sind die übrigen 
im Bezirke yorhandenen Schulbäder erst als bescheidene Anfänge einer 
hoffentlich bald mehr und mehr in Aufnahme kommenden schulhygienischen 
Errungenschaft anzusehen. Erfreulicherweise werden bei Entwürfen von 
Neuanlagen von Schulen, besonders in den großen Städten, aber auch sonst, 
vielfach jetzt Schulbrausebäder vorgesehen. 

Die Zahl der Schüler der mit Brausebädern eingerichteten Schulen 
beträgt im ganzen Bezirke jetzt 24050, daran ist, wie oben gesagt, die Stadt 
Hagen mit über der Hälfte beteiligt. 

Im allgemeinen finden sich diese Schulbäder nur in Volksschulen; ein¬ 
mal ist diese Einrichtung auch in einem Gymnasium getroffen. 

In sechs Schulen sind an bestimmten Tagen auch den Erwachsenen 
gegen ein geringes Entgelt (10 Pf.) die Bäder zugänglich. 

Zum Schlüsse mögen die vorhandenen Kalt- und Warmbadeanstalten 
und die Schulbrausebäder nach der Zahl und der Größe der Ortschaften 
kurz in folgender Tabelle verzeichnet werden (s. die Tabelle a. f. S.). 

Diese 107 Badeeinrichtungen befinden sich jedoch nach obigen Aus¬ 
führungen nicht an 107 verschiedenen Orten, vielmehr sind z. B. die 17 Warm¬ 
badeanstalten in den Ortschaften zwischen 10000 und 25000 Einwohnern 
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Anzahl der 


Ortschaften mit einer Einwohnerzahl 

! 

Kalt- Warm- 

Badeanstalten 

Schul¬ 

brausebäder 

Zu¬ 

sammen 

bis lOOu . 


3 

3 

o 

1 

8 

von 1000 

bis 3000 . 1 

6 1 

1 | 


7 

„ 3000 

3 

C' 

o 

o 

3 

3 ! 

1 

I 7 

„ 5000 

„ 100OO. 

11 

6 

2 

19 

„ 10000 

„ 25 000 . 

5 

17 

3 

25 

„ 25000 

„ 100000 . 

8 

10 

15 

33 

über 100000 . 

— 

7 

i 1 

i 8 


Zusammen . . . i 

36 ! 

47 

24 1 

107 


nur an 9 verschiedenen Orten, die 15 Schulbrausebäder in der nächsten Ort¬ 
schaftsspalte nur an 4 verschiedenen Orten usw. 

Hiermit ist die anspruchslose Beschreibung der Verhältnisse bezüglich 
des öffentlichen Badewesens im Regierungsbezirke Arnsberg beendigt. Es 
läßt sich ersehen, daß manches Erfreuliche schon geschaffen ist, daß aber 
auch noch vieles weiter geschaffen werden muß, um das Volksbadewesen 
auf eine Stufe zu bringen, die allen sonstigen hygienischen Fortschritten 
und Errungenschaften auf anderem Gebiete entspricht. 
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Die Wassergewinnung durch Talsperren. 

Von Professor H. Chr. Nussbaum (Hannover). 


Fünf Jahre sind vergangen, seit dieser Gegenstand auf der Tagesord¬ 
nung des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege gestanden 
hat und in lichtvoller Weise durch die Herren Professoren Intze und 
Dr. C. Fraenkel dargelegt worden ist. Diese kurze Zeitspanne konnte 
nicht genügen, um ein abschließendes Urteil über die volkswirtschaftliche 
Bedeutung und den gesundheitlichen Wert von Stauseeanlagen zu gewinnen. 
Aber es lassen sich auf Grund der bisherigen Erfahrungen doch einige neue 
Gesichtspunkte aufstellen, welche allgemeines Interesse bieten, und es ist 
über den Wert des Stauseewassers für Trinkwasserversorgungen das Urteil 
doch geklärter als damals. So mag der Versuch am Platze sein, jene treff¬ 
lichen Berichte wenigstens in denjenigen Beziehungen zu ergänzen, welche 
für die Fortentwickelung des in Deutschland eben begonnenen Werkes nütz¬ 
lich zu werden vermögen. 

Durch das Lichten oder Ausroden von Bergwaldungen, wie durch das 
„Korrigieren“ der Wasserläufe ist in Deutschland fast allgemein ein zu 
rascher Ablauf und ein zu starkes Verdunsten der Niederschläge hervor¬ 
gerufen worden. Sie vermögen infolgedessen Verheerungen herbeizuführen 
und verlassen die Niederschlagsgebiete wie die unterhalb derselben gelegenen 
Gelände zu schnell, um die für den Pflanzenwuchs notwendige Feuchtigkeit 
ständig zu bieten, die erforderlichen Grundwassermengen zu bilden und die 
Wasserläufe dauernd mit Naß ausreichend zu versorgen. 

Das Bedürfnis nach Wasser und der Bedarf an Wasserkräften 
sind aber im raschen Wachsen begriffen. Denn die starke Vermehrung 
unseres Volkes ergibt daB Erfordernis, den Boden besser auszunutzen, Vieh¬ 
zucht und Fischzucht in vermehrtem Grade zu treiben, die Industrie zu 
fördern und dem Auslande gegenüber wettbewerbsfähig zu erhalten. Außer¬ 
dem gilt es, die gewaltigen Mengen an Trink- und an Brauchwasser zu 
beschaffen, welche die großen Städte benötigen, ihren Verwaltungen und 
ihrer Bevölkerung preiswert zur Verfügung zu stellen. Auch die rasche 
und starke Abnahme der Kohlenschätze Deutschlands läßt es ratsam er¬ 
scheinen, ständig und bleibend zur Verfügung stehende Wasserkräfte in 
irgend erreichbarer Menge zu gewinnen. Endlich ist die Schiffbarerhaltung 
der Wasserläufe und Kanäle eine wichtige Aufgabe. 

Zum Erreichen dieser Ziele ist ein Vorgehen nach zwei Richtungen er¬ 
forderlich. Erstens erscheint es geraten, möglichst große Berggebiete, 
mindestens die Bergkronen, wieder zu bewalden, in den Wäldern tunlichst 
viele geschlossene Hochwaldbestände zu erhalten oder zu schaffen und auch 
sonst für eine gedeihliche, den Wasserabfluß verlangsamende, die Wasser- 
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Verdunstung abschwächende Forstwirtschaft Sorge zu tragen. Manche im 
Laufe des letzten Jahrhunderts entstandenen Mißstände würden hierdurch 
bereits wieder verschwinden. Dem wachsenden Bedürfnis nach Wasser 
und Wasserkräften kann allerdings durch dieses Vorgehen allein nicht Genüge 
geleistet werden, noch würde der erreichte Schutz gegen Hochwassergefahr 
ein vollkommener sein. Jedenfalls würden die mit Steilhängen umgebenen 
Täler auch nach deren vollkommener Bewaldung einen zu raschen Abfluß 
der Niederschläge zulassen. Hier kann nur Abhilfe geschaffen werden durch 
die Anlage von Stauseen. Und gerade die Geländegestaltung dieser Täler 
pflegt deren Errichtung zu begünstigen. Wir bedürfen für Stauseen tiefer 
Becken von verhältnismäßig kleiner Oberfiächeninanspruchnahme, die durch 
Sperrmauern von möglichst geringer Längenausdehnung sich gewinnen lassen. 
Diese Eigentümlichkeiten bietet die Mehrzahl der von Steilhängen gebildeten 
Täler, während ihre Ausnutzungsfahigkeit durch Äcker u. dgl. eine geringe 
zu sein pflegt, jedenfalls aber mit dem Oberflächenmaß der Talsohle ab¬ 
nimmt, weil die Bewirtschaftung von Steilhängen eine im Verhältnis zum 
Ertrag schwierige und kostspielige ist. Der Nutzen der Teichwirtschaft 
wird hier den der Acker- oder Gartenwirtschaft zumeist erreichen oder über¬ 
treten. Ohne jeden volkswirtschaftlichen Nachteil darf man daher die 
Umgestaltung solcher Täler zu Stauseen vornehmen. Die für diesen 
Zweck wünschenswerte vollkommene Aufforstung der sie umgebenden Berg¬ 
hänge und Bergkronen wird auch volkswirtschaftlich nur einen Nutzen 
bedeuten. 

In wirtschaftlicher Beziehung ist daher ausschließlich die Frage zu er¬ 
heben, ob der Ausbau sämtlicher geeigneter, günstig gelegener und gestalteter 
Täler Deutschlands zu Stauseen durchführbar ist, ohne unser Geschlecht 
wesentlich zu belasten. 

Zur Beantwortung dieser Frage habe ich eingehende Berechnungen an- 
gestellt, welche sie bejahen lassen, sobald der Ausbau der Stauanlagen 
allmählich erfolgt und die Reineinnahmen aus den fertig gestellten Stauseen 
zur weiteren Ausgestaltung des Gesamtwerkes benutzt werden, bis dessen 
Fertigstellung erreicht ist. 

Ausschließlich der Staat ist allerdings in der Lage, einen derartigen 
allmählichen Ausbau dieses Riesenwerkes vorzunehmen, weil es in diesem 
Falle erBt nach seiner Gesamtvollendung Überschüsse abwirft. Aber für 
den Staat würde das nach 80 bis 100 Jahren fertig gestellte Werk einen 
ungemein fruchtbringenden Besitz darstellen, weil seine Instandhaltung und 
Betriebskosten verschwindend klein ausfallen, der Wert des Wassers und 
der Wasserkräfte aber mit der Bevölkerungszunahme und der Kohlenabnahme 
wachsen dürfte. 

Solange Gemeinden oder Verbände einzelne Stauweiher errichten, wird 
man die zu ihrer Anlage erforderlichen Beträge als Anleihen aufnehmen und 
allmählich tilgen müssen. Diese Art der Geldbeschaffung ist aber kost¬ 
spielig, und zwar um so kostspieliger, je geringer die Tilgung gewählt wird. 
Für den Staat würde ein solches Vorgehen daher ein unersprießliches sein. 
Folgende Berechnungen zeigen dies. 

Bei der Annahme einer Verzinsung mit 3 1 2 Proz. kosten 100 Millionen 
Mark: 
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1. bei einer Tilgung mit 1 Proz. (in 427* Jahren) 
100000 000 


100 


X 4 5 x 42 75 = 192375000 M. 


2. bei einer Tilgung mit 2 Proz. (in 28 1 /* Jahren) 

"~ 100 ~ x 5-5 x 285 = 156750000 M. 

3. bei einer Tilgung mit 10 Proz. (in 87a Jahren) 

100000000 


100 


x 13-5 x 8-5 = 114750000 M. 


Wollte man also die für die Errichtung von Stauwerken erforderlich 
werdenden Summen als Anleihen aufnehmen und in der üblichen Weise mit 
1 Proz. oder 2 Proz. tilgen, dann würde man bald eine drückende Belastung 
des Etats herbeiführen, weil durch die langjährige Verzinsung die Geld¬ 
beschaffung teuer wird, weitere Anleihen gemacht werden müßten, ehe die 
früheren getilgt worden sind, und die Einnahmen aus den fertig gestellten 
Stauseen nicht ausreichen würden, in absehbarer Zeit die Aufwendungen zu 
decken. Aber selbst das Tilgen der Anleihen mit 10 oder mehr Prozent 
würde nicht eine Erleichterung, sondern eine Mehrbelastung des Jahresetats 
bedeuten. 

Werden dagegen die zum Ankäufe des Geländes, Bau usw. erforder¬ 
lichen Summen ohne weiteres in den Etat eingesetzt, dann lassen sich diese 
Einsätze nach wenigen Jahren ermäßigen, weil die nun fertigen, in Betrieb 
genommenen Stauseen erhebliche Reineinnahmen ergeben. 

Durch ein Beispiel läßt sich dieses leicht erweisen. Die ihm dienenden 
Grundlagen mögen absichtlich ungünstige Verhältnisse darstellen, um von 
vornherein jeden Verdacht des „Schönfärbens“ auszuschließen. 

Nimmt man an, daß vom Baubeginn bis zur Betriebseröffnung der 
Stauseen je ein Zeitraum von fünf Jahren erforderlich sei und daß der Rein¬ 
ertrag aus ihnen durchschnittlich nur 3 79 Proz. vom Anlagekapital betrage, 
dann erzielt man bei einem Bauaufwand von jährlich 10 Millionen Mark 
folgendes Ergebnis: 


Es sind 

in den Etat jährlich 
einzusetzen 

Zusammen 

Erbauter Wert 

Yom 1. bis 5. Jahre 

10000000 M. 

= 50000000 M. 

Nach 5 Jahren 

= 50 000 000 M. 

- 6. - 

io. „ 

8250000 „ 

= 42250000 „ 


10 

n 

= 100000000 

„ 

* 11. „ 

15. „ 

6500 000 „ 

= 32500000 „ 

r 

15 

* 

=150000000 

rt 

» 16. „ 

20. „ 

4750 000 „ 

= 23750000 „ 

n 

20 

r 

= 200000000 

ff 

„ 21. , 

25. „ 

3000000 „ 

= 15000000 „ 


25 

w 

= 250000000 

V 

* 26. „ 

30. „ 

1250000 * 

= 6 250000 „ 


30 

n 

= 300000000 

» 


Gesamtaufwendungen in 30 Jahren = 169 750 000 M. i • Er . b ’ w 

6 | in 30 Jahren = 300 000 000 M. 


Vom 31. Jahre ab werden ausschließlich die gesamten, von fünf zu 
fünf Jahren sich mehrenden Reinerträge aus den in Betrieb genommenen 
Stauseen zur Errichtung weiterer Werke benutzt. 
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Man vermag jährlich aufzuweuden Wert der fertigen Anlagen 


Vom 

31. bis 35. 

Jahre . 

10 500 000 M. 

Nach 

35 Jahren 

. . 352 500 000 M. 


36. „ 

40. 


. 12 337 500 „ 

51 

40 


. . 414187 500 , 


41. „ 

45. 

„ 

14496 562-5 . 

n 

45 

n 

. . 486 670312*5 „ 


46. , 

50. 

„ 

. 17 033461 „ 

1 

50 


. . 571 837 617*5 , 


51. „ 

55. 

_ 

20 014 316*6 „ 

n 

55 

,, 

. . 671 909 200 , 

„ 

56- n 

60. 

n 

23 516 822 „ 

51 

60 

„ 

. . 789 493 310 „ 

„ 

61. * 

65. 

n 

27 632 265*9 „ 

1* 

65 


. . 927 654 639 „ 

„ 

66. „ 

70. 

n 

32467 912 ., 


70 


. . 1089904199 „ 

,, 

71. „ 

75. 

J1 

. 38 149 797 „ ( 


75 

„ 

. . 1 280 743 184 „ 


76. „ 

80. 

51 

. 44 826 012 „ 


80 


. . 15Q48T3244 , 

1 

81. „ 

85. 

'1 

. 52670 563 „ 

•5 

85 


. . 1 768 226 062 „ 

n 

86. „ 

90. 

1» 

. 61 887 910 „ 

51 

90 

n 

. . 2077665612 w 

n 

91. „ 

95. 

51 * 

. 72 718 296 „ 1 


95 

v 

. . 2 441 257 094 „ 


96. „ 

100. 

51 

. 85 443 998*5 „ 

51 

100 

<i 

. . 2 868 477 086 „ 

n 

101. „ 

105. 

51 

.100 396 695 „ 

n 

105 

55 

. . 3370460561 n 


Errichtet man zunächst die wirtschaftlich wertvollsten Anlagen und erst 
in späteren Jahrzehnten die weniger Ertrag versprechenden Stauseen, dann 
kommt man zu einem ganz wesentlich günstigeren Gesamtergebnis, weil die 
Reineinnahmen die erforderlichen Aufwendungen in erheblich kürzerer Frist 
au8zugleichen und zu übersteigen vermögen. 

Nimmt man z. B. einen Reinertrag von 5 Proz. des Anlagekapitals aus 
den zunächst fertiggestellten Stauseen an, dann stellt sich das Ergebnis: 


Es sind jährlich in den Etat 
einzusetzen 

i 

Zusammen 

Erbauter Wert 

Vom 1. bis 5. Jahre 10000000 M. 

„ 6. „ 10. „ 7500 000 „ 

. n- . 15- 5. 5000000 „ 

„ 16. „ 20. „ 2 500000 „ 

= 50 000 000 M. ' 
= 37 50Ö000 „ ! 
= 25 000 000 „ 
= 12 500000 „ j 

Nach 5 Jahren = 50 000 000 M. 
„ 10 „ =100000000 „ 

„ 15 =150000000 „ 

„ 20 „ =200000000 „ 

Gesamtaufwendungen in 20 Jahren = 125 000000 M. 

Erb. Gesamtw. = 200000000 M. 


Es ist also ersichtlich, daß selbst unter der Annahme einer billigen 
Hergabe des Wassers und der Wasserkräfte — zugunsten des Gemeinwohls — 
aus den Stauseen Deutschlands ein gewinnbringendes Werk sich hersteilen 
lassen würde, das nach seiner Vollendung nur geringfügige Kosten hervor¬ 
ruft und bis in eine ferne Zukunft dem Staat und dem VolkBwohl dienstbar 
bleibt. Die Errichtung dieses Werkes ist insofern als eine Pflicht des Staates 
zu bezeichnen, als die durch das Ausroden der Bergwälder und Korrigieren 
der Wasserläufe geschaffenen Mißstände nicht zu bleibenden werden dürfen. 

Die hohen Kosten der Stauseeanlagen lassen sich durch sorgfältige 
Auswahl der Stautäler und ihres Abschlußplatzes wesentlich vermindern. 
Man bedarf, wie bereits erwähnt, tiefer Becken von verhältnismäßig geringem 
Oberflächenmaß, während die Staumauern eine tunlichst geringe Längen- 
ausdebnung erhalten sollen und ihr Untergrund schwierige oder besonders 
tiefe Gründungen unnötig machen muß. Es ist ferner notwendig, geeignetes 
Gestein für den Bau der Sperrmauern in ihrer unmittelbaren Nähe zu finden 
und ein billiges Verfahren zu ihrer Herstellung einzuschlagen. 
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In gleicher Weise wirkt die vollkommene Ausnutzung der Wasserkräfte 
und die günstige Verwertung des von den Stauweihern sonst gebotenen 
Nutzens dahin, die wirtschaftlichen Grundlagen des Unternehmens zu ver¬ 
bessern. Neben den volkswirtschaftlichen und gesundheitlichen Aufgaben 
müssen daher sämtliche Möglichkeiten, den wirtschaftlichen Nutzen der 
Stauseen zu mehren, in den Vordergrund gestellt werden, örtlich werden 
in dieser Hinsicht die Verhältnisse verschiedenartig gelagert sein. Jeder 
einzelne Stausee wird besonderen Zwecken dienstbar gemacht werden müssen. 
Nur selten wird er sämtliche Aufgaben zu erfüllen haben oder erfüllen können, 
die an Stauanlagen überhaupt herantreten. Jedenfalls geht es meines Er¬ 
achtens nicht an, weitgehende Ansprüche an die Reinerhaltung ihrer Um¬ 
gebung und ihres Wassers dann zu stellen, wenn der wirtschaftliche Nutzen 
der Stauseen dadurch eine erhebliche Verminderung erfährt oder die Ent¬ 
eignung des Geländes übermäßige Kosten hervorruft. Man wird vielmehr 
die Reinigungsart des zu Trinkwasserversorgungszwecken dienenden Stau¬ 
seewassers in jedem Einzelfalle so zu wählen haben, daß die durch eine voll¬ 
kommene wirtschaftliche Ausnutzung des Stausees und seiner Umgebung 
etwa entstehenden Bedenken oder Nachteile aufgehoben werden. 

So scheinen mir die Ansprüche etwas zu weit zu gehen, die Professor 
Dr. C. Fraenkel (im Jahre 1901) an den vollständigen Abschluß derjenigen 
Stauseen gestellt hat, welche der Trinkwasserversorgung dienen. Der hohe 
landschaftliche Reiz, den auch der künstlich geschaffene See hervorzu¬ 
rufen pflegt, wird ihn stets zu einem Anziehungspunkte für nah und fern 
Wohnende machen. Soll man den hierdurch sich bietenden Vorteil ungenutzt 
lassen, indem man den See mit dichten Tannenhecken umschließt, wodurch 
zugleich sein landschaftlicher Reiz vermindert zu werden vermag? Das 
will mir nicht richtig erscheinen. Legt man die am See zu errichtenden 
Gasthäuser nebst ihren Gärten, Tummelplätzen u. a. unterhalb des Wasser¬ 
spiegels an und vermeidet man eine Schiffahrtsart auf ihm, die seinem 
Wasser Verunreinigungen zuführt, dann dürften ernste Bedenken auch durch 
einen starken Besuch der geschaffenen „Landschaftsperle“ kaum entstehen. 
Denn es pflegen gesunde Menschen zu sein, die hierher wandern. Tierisches 
Leben und tierische Abgänge aber vermögen wir einem offenen Gewässer 
niemals fernzuhalten. Die niederen Wassertiere siedeln sich bald an, ihnen 
folgen die höheren. Das Wild und die Vögel suchen die Seeufer und die 
ihnen zufließenden Bäche mit Vorliebe auf, Wasservögel pflegen sich eben¬ 
falls einzustellen, kleine und größere Tierleichen dem See zugespült zu 
werden oder sonst in ihn zu geraten oder in ihm zu entstehen. Daher halte 
ich es für richtig, von vornherein das zu tun, was allein eine vollkommene 
Selbstreinigung des Wassers zu gewährleisten vermag, eine gedeihliche 
Teichwirtschaft für die Stauseen zur Durchführung zu bringen. Die 
niederen Wassertiere und die Tierleichen dienen dann den höheren Wasser¬ 
tieren, namentlich den Raubfischen, zur Nahrung; ihr Verfaulen im See wird 
vermieden; im Winter wird das Absterben großer Massen der niederen Tiere 
(unter der Eisdecke) mit seinen höchst unangenehmen Einwirkungen auf 
die Schmackhaftigkeit und den Geruch des Wassers verhindert, weil man 
der Fischzucht wegen für einen ausreichenden Sauerstoffzutritt zum See 
Sorge trägt. Zu diesen gesundheitlichen Vorzügen gesellt sich der wirt- 
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schaftliche Nutzen, der aus der Fischzucht sich erzielen läßt. Wenn ein¬ 
gewendet werden sollte, daß das Fischleben eine neue Verunreinigungsquelle 
für den Stausee bedeute, so muß ich dem widersprechen. Wo das Fisch¬ 
leben fehlt, vermehren sich die Lurche (Frösche, Molche u. dgl.) in so starker 
Weise, daß sie gleich große Verunreinigungen deB Wassers hervorrufen, 
während die von ihnen ausgehende Reinerhaltung des WaBsers eine weit 
weniger vollkommene ist, ihr wirtschaftlicher Nutzen teils fehlt, teils gering 
bleibt. 

Die übrigen Ausnutzungsmöglichkeiten der Stauseen bedürfen hier nur 
einer kurzen Zusammenfassung. Wichtig ist es vor allem, die infolge ihrer 
Iiochlage stets in ihnen ruhende Wasserkraft zur Anwendung zu bringen, 
weil in ihr hohe Werte zu stecken pflegen. Sodann bieten die Seen stets 
Brauchwasser für die Industrie, die Landwirtschaft, die Dörfer und Städte, 
und sie vermögen in vorteilhaftester Weise zur Speisung der Kanäle, wie 
der Wasserläufe während Zeiten der Dürre zu dienen. Hierdurch sichern 
sie zugleich eine ausreichende Vorflut derjenigen Gewässer, welche die Ab¬ 
wässer der Ortschaften und Städte aufzunehmen haben, und ermöglichen da¬ 
durch häufig die Beibehaltung billiger Klärverfahren. 

In sehr vielen Fällen liegt der Hauptwert der Stauseen endlich in der 
Möglichkeit, die unterhalb gelegenen Gemeinwesen bis auf viele Kilometer 
mit Trinkwasser in ausreichender Menge zu versorgen. Diese Bedeutung 
der Stauanlagen ist von lntze in so mustergültiger WeiBe dargelegt worden, 
daß der Hinweis auf seine Darlegungen in dieser Zeitschrift 1 ) genügt. 

Die Stauseen verringern die Hochwassergefahr und beheben zugleich 
den Wassermangel zu Zeiten der Dürre, indem sie die WasserüberschüSBe 
sammeln, die bei heftigen oder lange dauernden Niederschlägen, wie bei 
der Schneeschmelze im Gebirge, entstehen. Sie bieten der Landwirtschaft 
die Möglichkeit, Wiesen, Weingärten und Äcker zu berieseln, nicht ver¬ 
siegende Tränken für das Vieh zu schaffen, die Fischteiche vor dem Aus¬ 
trocknen zu bewahren. Das weiche, gleichmäßig temperierte Wasser der 
Stauseen ist für diese Zwecke ebenso vorteilhaft wie für alle Bedürfnisse der 
Industrie. Zu diesem Nutzen gesellen sich alle diejenigen Vorteile, welche 
die Fülle an billigem Wasser den Städten und Ortschaften bietet, indem sie 
die Staubfreihaltung der Straßen und Plätze, das Sprengen der Gärten, das 
gründliche Spülen der Kanäle, die ausreichende Verdünnung ihres Inhaltes u. a. 
gestattet. 

Daher ist trotz der bedeutenden Kosten das Schaffen inhaltreicher Stau¬ 
seen im volkswirtschaftlichen wie im wirtschaftlichen Sinne ein gewinn¬ 
bringendes Werk von hervorragendster Bedeutung. Je früher es begonnen 
wird, mit um so geringeren Kosten läßt es sich schaffen, weil sowohl die 
Boden werte wie die Arbeitslöhne in stetem Steigen begriffen sind. 

Wo beim Ankauf oder der Enteignung für das Gelände hohe Preise 
gezahlt werden müssen, lassen sie sich herauswirtschaften, indem wertvolle, 
rasch wachsende Baumarten, wie Roteiche, Esche, Ahorn, Kastanie und Wal¬ 
nuß, zum Bewalden der Berghänge und Höhen in der Umgebung des Stau¬ 
sees gewählt werden, während unterhalb desselben Wein- und Obstgärten, 
Rieselwiesen und Gemüseäcker einen vorteilhaften Platz finden. Denn er 

l j Bd. 33, Heft 1. 
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bietet die Möglichkeit der künstlichen Bewässerung, feuchte Luft und viel¬ 
fach eine windgeschützte Lage. 

Die bautechnische Seite der Stauanlagen will ich an dieser 
Stelle nur flüchtig streifen 1 ). Die deutsche Technik hat auch auf diesem 
Gebiete manches Mustergültige geschaffen, obgleich sie erst während einer 
kurzen Zeitspanne ihm ihre Aufmerksamkeit geschenkt hat. Aber es gilt 
meines Erachtens, beim weiteren Bau von Sperrmauern zu lernen, auf welche 
Weise mit geringstem Kostenaufwand ein dauernd dichter und standfester 
Talabschluß gewonnen werden kann. Die bisher bevorzugte Bauart, das 
Bruchsteinmauerwerk, weist in diesen Hinsichten einige Mängel auf, die ich 
für bedeutungsvoll halte. Die ungleichmäßige Form der Steine ruft eine 
geringe Belastung der Mörtelbänder hervor; die Lagerfugen fallen auf dem 
weitaus größten Teile ihres Gesamtmaßes weit aus und bleiben gerade hier 
unbelastet, die stehenden Fugen entbehren der Belastung völlig und sind 
ebenfalls zum Teil recht weit. Ausschließlich der während der Erhärtungs- 
zeit belastete (oder sonst mechanisch bearbeitete) Mörtel vermag aber das 
Höchstmaß seiner Dichte und Festigkeit zu erreichen. Würde es gelingen, 
eine gleichmäßige Pressung im gesamten Mörtel der Staumauern hervorzu¬ 
rufen, dann ließe sich mit eiuem sandreicheren und dadurch preiswerteren 
Mörtel eine höhere Dichtigkeit und Festigkeit erzielen, als sie gegenwärtig 
mit den allerbesten teueren Mörtelgemengen erreicht wird. Da Werkstein¬ 
mauerwerk zu kostspielig ist und seine stehenden Fugen ebenfalls unbelastet 
bleiben, so sehe ich im Beton die günstigste Bauweise für die Sperrmauern. 
Bei einer sachgemäßen Wahl der Steingröße wird im Beton eine verhältnis¬ 
mäßig hohe und nahezu gleichmäßige Pressung aller Mörtelteile hervor¬ 
gerufen, während schon das für seine Ausführung erforderliche Stampfen 
eine erhebliche Erhöhung der Mörteldichte herbeiführt. Als weitere Vor¬ 
züge des Betonmauerwerks sind anzuführen: Die etwaigen Mängel des am 
Orte gefundenen Gesteins werden verringert oder aufgehoben, weil jeder 
Stein mit einer Schicht wetterbeständigen und nahezu undurchlässigen 
Mörtels überzogen wird. Die Steingewinnung fällt in der Regel billiger aus, 
weil die Sprengungen im größeren Maßstabe ausgeführt werden dürfen, ohne 
für die Güte des Mauerwerks eine Verminderung gewärtigen zu müssen. 
Die Maschinenarbeit kann an die Stelle der Handarbeit treten. Mit dem 
Steigen der Arbeitslöbne und der Vervollkommnung der Baumaschinen wird 
dieser Vorzug in Zukunft an Bedeutung gewinnen. 

Körper aus einem wesentlich sandreicheren Traßmörtelgemenge, als es 
für Staumauern zur Verwendung gelangt, wurden nach meinen Versuchen 
sowohl durch mechanische Bearbeitung während der Erhärtungszeit mit 
einem Holzhammer als auch unter erheblichem Drucke vollkommen undurch¬ 
lässig für Flüssigkeiten, während die aus sandarmen Gemengen hergestellten 
Probekörper durchlässig blieben, sobald man sie während ihrer Erhärtung 
so schwach belastete, wie es die Mörtelbänder des Bruchsteinmauerwerks in 
ihrem weitaus größten Ausmaß bleiben. 

Ein völlig dichter Abschluß ist daher meines Erachtens durch Bruch¬ 
steinmauerwerk niemals zu erzielen, während ein Traßbeton ihn mit geringeren 

*) In einer technischen Zeitschrift gedenke ich eingehender über sie zu be¬ 
richten. 
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Kosten erreichen lassen dürfte, sobald die Steingröße so weit vermindert wird, 
wie die Druckfestigkeit des zur Verfügung stehenden Gesteins und die Ver¬ 
kleinerungskosten es zulassen. 

Die Reinheit und der Geschmack des StauweiherwasserB 
hängen von örtlichen und zeitlichen Verhältnissen ab, unterliegen daher 
Schwankungen, sind aber im allgemeinen als der Trinkwasserversorgung 
günstig befunden worden. Selbst dort, wo das Gelände oberhalb des Stau¬ 
sees nicht unberührt von menschlichen Einflüssen bleibt oder wo Verun¬ 
reinigungen anderer Art, z. B. Auslaugungen von Dung, ihm zufließen, er¬ 
wies sich das Wasser an der Entnahmestelle (nahe der Sperrmauer) bei 
sämtlichen Untersuchungen in beiden Richtungen als einwandfrei, während 
sein Wärmegrad durch die Tiefe der Entnahmestelle geregelt und ständig 
zu einem vorteilhaften gemacht werden kann. Der Wasserspiegel eines der 
Trinkwasserversorgung dienenden Stausees darf nicht unter 10 m (über dem 
Seeboden) herabsinken. Das Regenwasser ist (nach den Untersuchungen 
von Professor Dr. W. Kohlrausch u. a.) in großen Höhen bis herab zu 
1500 bis 1000 m vollkommen rein, wird aber dann beim Niedersinken durch 
die niederen Luftschichten um so mehr verunreinigt, je stärker diese den 
Einflüssen der Ortschaften und der Industrie unterliegen. Beim Ablauf des 
Regenwassers über Pflanzen und den Boden erfährt es stets eine erhebliche 
Verunreinigung durch die Einflüsse des tierischen Lebens, während bei 
seinem Durchsickern der oberen Bodenschichten sämtliche Verunreinigungen 
teÜB von diesen zurückbehalten, teils zersetzt werden und der Geschmack 
verbessert zu werden pflegt. Bei schwachem Regen und langsamer Schnee¬ 
schmelze rieselt daher den Stauseen in der Regel ein reines Wasser zu, 
während starke Regengüsse und plötzliche Schneeschmelze ihnen ein an 
organischen wie an anorganischen Stoffen stark verunreinigtes WasBer zu¬ 
zuführen pflegen. Auch das tierische Leben im und am See ruft eine gewisse 
Verunreinigung seines Wassers ständig hervor, gelegentliche Verunreinigungen 
durch die Abgänge und selbst durch die Leichen von Menschen lassen sich 
nicht ausscbließen. Obgleich die Bäche, welche den Stauseen zufließen, 
zum großen Teil durch Quellen und Grundwasser gespeist werden, vermögen 
auch sie gelegentlich stark verunreinigtes Wasser zu führen. Trotzdem ist 
das Wasser der Stauseen ein verhältnismäßig reines, weil ihre gewaltige 
Wassermasse durch die ihnen gelegentlich zugeführten Verunreinigungen nur 
wenig beeinflußt wird, die Abgänge der Schiffahrt, die Abwässer der Industrie, 
der Ortschaften und Städte ihnen fembleiben. Da die rasche Bewegung des 
durch die Bäche und von den Hängen zugeführten Wassers im Stausee sofort 
eine erhebliche Verminderung erfährt, gelangen die Sinkstoffe nicht weit, son¬ 
dern werden nahe den Ufern bereits ausgefällt. Die zugeführten Bakterien 
pflegen mit ihnen in die Tiefe zu gelangen, wo die niedere Wassertemperatur der 
Vermehrung der Krankheitserreger des Warmblüters Schranken zu setzen 
scheint. Die niederen Tiere wirken ihr dnrch Vertilgen von Bakterien ebenfalls 
entgegen. So erklären sich die überraschend günstigen Befunde über die Rein¬ 
heit und den Wohlgeschmack des Stauseewassers, dessen Wärmegrad bereits 
in Tiefen von 7 bis 10 m dauernd ein nahezu gleichmäßig günstiger bleibt. 

Nahe dem Seeboden vergrößert sich der Gehalt des Wassers an Bakterien 
und organischen Stoffen. Eine Wasserentnahme aus dieser Tiefe ist daher 


Digitized by Google 



577 


Die Wassergewinnung durch Talsperren. 

nicht ratlich, wird unter Deutschlands Witterungsverhältnissen aber kaum 
jemals zum Erfordernis werden. 

Das Wasser der Stauseen darf demnach mit dem der Wasserläufe über¬ 
haupt nicht in Vergleich gestellt werden und unterscheidet sich von dem 
derLandseen in vorteilhafterWeise, weil letztere höheren und bedenklicheren 
Verunreinigungen ausgesetzt Bind, die Infektionsgefahr für die Stauseen da¬ 
gegen eine geringe ist, in der Mehrzahl der Fälle eine AuBnahmeerscheinung 
bleiben dürfte. 

Für die Reinigung des zu Trinkwasserversorgungszwecken den Stau¬ 
weihern entnommenen Wassers wird daher in der Regel das Hauptaugen¬ 
merk auf die vollständige Entfernung der Wassertiere und auf tunlichste 
Verringerung des Gehaltes an organischen Stoffen zu richten sein, welcher 
durch die Lebenstätigkeit der Wassertiere unter allen Umständen ein er¬ 
heblicher sein wird. Bei dieser Reinigung erfährt zugleich der Bakterien - 
gehalt des Wassers eine sachgemäße Verminderung. Sie ist dort zu mög¬ 
lichster Vollkommenheit zu steigern, wo die örtlichen Verhältnisse die 
Infektionsgefahr zeitweilig oder ständig als gegeben erscheinen lassen. 

In der Mehrzahl der Fälle wird also die von Intze vorgeschlagene 
und mehrfach durchgeführte Wiesenrieselung als durchaus zweckent¬ 
sprechende Reinigungsart des Stauseewassers bezeichnet werden dürfen. 
Verhältnismäßig selten nur wird man zu kostspieligeren Reinigungsanlagen 
sich gezwungen sehen. In diesen wenigen Fällen stellt meines Erachtens 
das Ozonverfahren die zweckentsprechendste Reinigungsart dar, weil es 
vollkommene Sicherheit gegen Infektionsgefahr bietet und zugleich den Ge¬ 
halt des Wassers an organischen Stoffen bis auf Spuren vernichtet. 

Jedenfalls ist dort, wo die Kosten einer weitgehenden Wasserreinigung 
nicht gescheut zu werden brauchen, durch das Ozonverfahren uns ein Mittel 
gegeben, auch das Wasser der ungünstig beeinflußten Stauseen für die 
Trinkwasserversorgung verwenden zu dürfen. Da in Zukunft auf die Fülle 
des Wassers der ständig steigende Hauptwert gelegt werden muß, so ist 
diese Möglichkeit für die nahe dem Gebirge gelegenen Städte und Industrie¬ 
bezirke von hoher Bedeutung, weil es schwer hält, für sie ausreichende 
Grundwassermengen zu beschaffen. Die Durchführung jeneB an sich teueren 
Verfahrens zur Reinigung des Stauseewassers wird aber in der Mehrzahl 
der Fälle wirtschaftlich möglich werden, weil die hohen Kosten für das 
Hochpumpen in Fortfall kommen, das für die Trinkwasserversorgung mit 
Grundwa8ser erforderlich ist. In Hinsicht auf Wohlgeschmack und Wärme¬ 
grad pflegt das StauBeewasser dem Grundwasser nicht nachzustehen. 


Vierteljahrsßchrift für Gesundheitspflege, 1906. 
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Kritische Betrachtungen über 
die Zweckmässigkeit der Yerteilungseinrichtungen 
biologischer Tropfkörperanlagen. 

Von A. Kajet, Ingenieur. 


Von den beiden biologischen Abwasserreinigungs-Verfahren mit An¬ 
wendung von Oxydationskörpern, dem Füll- und dem Tropfverfahren, ver¬ 
dient das letztere nach dem heutigen Stande der Wissenschaft und den 
Erfahrungen des letzten Jahrzehnts zweifellos den Vorzug, weil es unter 
sonst gleichen Verhältnissen in der Bedienung und Unterhaltung wesentlich 
einfacher ist und einer verhältnismäßig geringeren Oberfläche bedarf, auch 
an der Menge des erforderlichen Oxydationsmaterials erfahrungsgemäß 
ökonomische Vorteile bietet. Nach den Erfahrungen mit den in den letzten 
Jahren ausgeführten Tropfkörperanlagen tritt daher nachweisbar bei der 
Wahl zwischen diesen beiden Systemen das Füll verfahren an zweite Stelle. 
Nur beim Mangel an natürlichem Gefälle zur Ableitung der gereinigten Ab¬ 
wässer und unter der Bedingung, eine künstliche Hebung der Abwässer zu 
vermeiden, findet das Füllverfahren zweckentsprechende Anwendung, weil 
es die Erfordernisse einer geringen Eonstruktionshöhe erfüllt. Aus Gründen 
einer den biologischen Prozeß befördernden rationellen Sauerstoffzuführung 
ist die Grenze der Oxydationsfüllkörper schon bei 1*5 m Konstruktionshöhe 
erreicht, während bei 0*80 bis 1*0 m Materialhöhe noch für die Praxis 
brauchbare Erfolge erzielt werden. Einen einzigen, für die Praxis nicht 
hoch genug zu schätzenden Vorzug hat dagegen das Füll verfahren vor dem 
Tropfsystem voraus: es gewährt ohne weiteres eine absolut gleichmäßige 
und vollkommene Ausnutzung des Oxydationsmaterials, und bei richtig an¬ 
gewendeter Menge des letzteren kann es in bezug auf den zu erreichenden 
Reinheitsgrad den Wettbewerb mit dem Tropfkörperverfahren in jedem 
Falle aushalten, allerdings nicht, ohne einem ungleich höheren Bedienungs¬ 
und Betriebsaufwande unterworfen werden zu müssen. 

Darüber ist sich die Fachwelt längst einig, daß nur dann ein guter 
Reinheitsgrad des Abwassers erreicht werden kann, wenn in der Tat die 
einer bestimmten Abwassermenge entsprechende Menge an Oxydations¬ 
material in Funktion tritt und zur Ausnutzung gelangt. Dies zu erreichen, 
erstreben auch die vielen Kombinationen von Einrichtungen zur gleichmäßigen 
Verteilung des Abwassers über der Oxydationsoberfläche, und sowohl die 
wissenschaftlichen als auch die kaufmännisch hieran interessierten Kreise 
stehen in stetem Wettbewerb miteinander. Die Erfahrung und die ver¬ 
hältnismäßig noch junge Praxis des Abwasserreinigungsgebietes haben bereits 
mit ziemlicher Genauigkeit das Verhältnis der für jeden Fall anzuwendenden 
Oxydationsmenge zu der Menge des täglich zu reinigenden Abwassers fest¬ 
gestellt, und eingehende wissenschaftliche Untersuchungen haben gezeigt, 
daß das, was in kleinem Maße als richtig anerkannt werden konnte, auch 
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im großen unter Zugrundelegung gleichartiger Verhältnisse seine Geltung 
behält. Aber was nutzen alle praktischen Erfahrungen und ihre Anwendungen, 
wenn die vorhandene Menge von Oxydationsmaterial von Tropfkörpern einen 
ganz anderen Wirkungsgrad zeitigt, als bei der Herstellung der Anlage 
vorausgesetzt. Auch darüber dürften wir uns einig sein, daß in den überaus 
meisten Fällen von Mißerfolgen diese mangelhafte Ausnutzung, die ungleich¬ 
mäßige Beschickung des Oxydationsmaterials, Träger der Schuld ist. Wenn 
man früher der Korngröße des Materials, sowie der Höhe der Oxydations¬ 
schicht einen Einfluß auf den Reinheitsgrad des Abwassers zuzuschreiben 
neigte, so haben heute die Erfahrungen gezeigt, daß diese Faktoren keinen 
bestimmenden Einfluß ausüben. Unter Voraussetzung einer guten Durch¬ 
lüftung des Materials und seiner Regenerationsmöglichkeit spielt die Korn¬ 
größe eine nur unwesentliche Rolle und in bezug auf die Höhe des Oxy¬ 
dationskörpers weist das 7. Heft der Mitteilungen der Königlichen Versuchs¬ 
und Prüfungsanstalt für Wasserversorgung und Abwässerbeseitigung nach, 
daß das, was man früher für absolut unzweckmäßig gehalten hat, durch den 
Betrieb der Naumburger Kläranlage richtiggestellt werden konnte, indem 
bei der daselbst angewendeten Kokshöhe von 6 m die besten Resultate 
erzielt werden, woraus die bezeichneten Mitteilungen die Tatsache bestätigen, 
daß die Höhe des Oxydationskörpers als unbegrenzt gelten kann. Diese 
Unbegrenztheit kann naturgemäß nur im Rahmen der technischen Möglich¬ 
keit und ökonomischen Durchführbarkeit anerkannt werden, aber sie zeigt, 
daß unter Benutzung einer möglichst kleinen Oberfläche die Bestimmung 
der Dimensionen unter ganz anderen Gesichtspunkten erfolgt wie bei den 
Filterkörpern von Wasserversorgungsanlagen, während man früher glaubte, 
bei Oxydationskörpern ähnliche Rücksichten walten lassen zu müssen. Es 
braucht wohl nicht weiter erörtert zu werden, daß es sich hier nur um Oxy¬ 
dation stropfkörper handelt, da die Beziehungen der in nur geringerer Höhe 
eine rationelle Durchlüftung ermöglichenden Füllkörper, welche, wie vorher 
erwähnt, bei dem heutigen Stande der Wissenschaft erst in zweiter Reihe in 
Frage kommen, wesentlich andere sind. 

Die folgenden Zeilen sollen eine kritische Beleuchtung der bisher im 
Gebrauche befindlichen und vorgeschlagenen Einrichtungen zur rationellen 
Verteilung des Abwassers über dem Oxydationsmaterial darstellen, und es 
soll hiernach eine Anregung gegeben werden, auf welche Weise den durch 
die mangelhafte Verteilung des Abwassers naturgemäß immer von neuem 
auftretenden Mißerfolgen begegnet werden kann. Verf. hat infolge seiner 
Tätigkeit auf dem Gebiete der Abwasserreinigung des öfteren Gelegenheit 
gehabt, die im Betriebe befindlichen Anlagen in bezug auf ihren Wirkungs¬ 
grad einer vergleichenden Würdigung zu unterziehen, und konnte durch 
praktische Versuche und Gegenüberstellung der bisher angewendeten Mittel 
feststellen, daß die technische Durchführbarkeit solcher Verteilungseinrich¬ 
tungen, welchen ein rationeller Erfolg gesichert ist, nicht im Rahmen der 
Unmöglichkeit liegt. Von den Einrichtungen kleinerer Haus- und Einzel¬ 
anlagen, deren Behandlung eine ganz individuelle ist, soll hier abgesehen 
werden, vielmehr bezwecken vorliegende Zeilen eine Besprechung der Ver¬ 
teilungseinrichtungen im Großbetriebe und derjenigen Anlagen, welche der 
Reinigung städtischer Abwässer dienen. 

37* 


Digitized by Google 



680 


A. Kajet, 


Unsere ersten Erfahrungen auf dem Gebiete der biologischen Abwasser¬ 
reinigung haben wir aus dem Betriebe der englischen Abwasserreinigungs¬ 
anlagen geschöpft. Wenn auch anerkanntermaßen die klimatischen und 
Vorfluterverhältnisse Englands nicht für unsere Verhältnisse zutreffen, so 
konnten wir doch unter richtiger Anpassung an die gegebenen Verhältnisse 
diejenigen Lehren ziehen, welche der biologischen Abwasserreinigung in 
Deutschland über das Anfangsstadium hinauBgeholfen haben, und mehr als 
in der Anordnung und Dimensionierung unserer Anlagen selbst haben wir 
uns die englischen Einrichtungen zunutze gemacht, welche zur Verteilung des 
vorgereinigten Abwassers über dem Oxydationsmaterial dienen. Hierbei 
haben wir erkannt, daß die idealste Einrichtung für diesen Zweck der 
Sprinkler ist, weil er das Wasser nicht nur tropfenweise mit der Luft in 
Berührung bringt, sondern vornehmlich aus dem Grunde, weil er, in lang¬ 
samer Drehung befindlich, den Oxydationskörper in seiner ganzen Oberfläche 
zu benetzen imstande ist und dadurch die volle Ausnutzung der als not¬ 
wendig anerkannten Oxydationsmenge gewährleistet. Durch eine derartige 
rationelle Ausnutzung allein können wir die Erfahrungen für die richtigen 
Verhältnisse zwischen Abwasser und Oxydationsmaterial feststellen, um bei 
mangelndem Erfolge weitere Anordnungen zu treffen. Leider konnten wir 
uns aber der Erkenntnis nicht verschließen, daß der Sprinkler ein mecha¬ 
nisches Werk ist, welches nur unter ganz bestimmten Voraussetzungen das 
leistet, wozu es bestimmt ist. Der ideale Sprinkler soll durch die Kraft 
der ihm zugeführten und von ihm zum Zwecke der Reinigung wieder ab¬ 
zugebenden Wassermenge in drehende Funktion gesetzt werden. Er beruht 
auf dem Prinzip des Segnersehen Wasserrades, indem durch eine einseitige 
Auflösung der Kraft Arbeit erzeugt wird. Die vorher erwähnten bestimmten 
Voraussetzungen für den Betrieb des Sprinklers bestehen darin, daß ihm 
entsprechend seinem Rohrquerschnitte und dem Gesamtquerschnitte der 
AuBtrittsöffnungen eine ganz bestimmte Wassermenge zugeführt wird. Ist 
diese Menge zu gering, so wird das Wasser aus den Öffnungen heraustreten, 
ohne eine Arbeit auszuüben, es wird einfach herausrieseln, bevor der Rohr¬ 
querschnitt in der ganzen Rohrlänge vollgefüllt ist, um die einseitige Druck¬ 
auflösung zu bewirken. Der Rohrquerschnitt ist also in diesem Falle zu 
reichlich bemessen. Ist dagegen die dem Sprinkler zugeführte Wassermenge 
größer als das Fassungs- und Ableitungsvermögen der Rohrarme, so wird 
wohl die drehende Bewegung der KonBtruktionsteile nicht gehemmt werden, 
dieselbe wird vielmehr eine nicht zweckmäßige Beschleunigung erfahren, 
welche zwar nicht störend einwirken dürfte, dagegen wird jedoch eine An¬ 
stauung der zufließenden Wassermenge eintreten, welche unliebsame rück¬ 
wirkende Folgen nach sich ziehen muß. Diesem Übelstande ist bei der 
vorher bezeichneten Naumburger Anlage dadurch sinngemäß abgeholfen 
worden, daß sechs Sprinkler voneinander unabhängig in Tätigkeit treten 
können, so daß bei einer Überlastung deB einen oder mehrerer Sprinkler 
immer ein weiterer Sprinkler in Funktion tritt, bis nach Erreichung der 
höchsten Abwassermenge, welche, wie festgestellt, erst nach Jahren ein¬ 
treten wird, sämtliche Apparate in Tätigkeit sein werden. Der vorhin be- 
regte Übelstand, daß bei zu geringer Wassermenge eine selbsttätige Drehung 
nicht stattflnden kann, ist in Naumburg deutlich in Erscheinung getreten, 
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da die Dimensionen der Sprinklerarme and der Ausflußöffnungen zu reichlich 
bemessen waren. Man ist gegenwärtig damit beschäftigt, diese Dimensionen 
zu reduzieren, um bei der gegenwärtig zufließenden Abwassermenge zu¬ 
gleich mehrere der sechs Apparate in Funktion treten zu lassen und so 
nach Möglichkeit eine Ausnutzung einer solchen Menge des Oxydations¬ 
materials zu bewirken, wie sie durch die Menge der Abwässer geboten ist. 

Findet eine künstliche Hebung der Abwässer statt, so ist die Frage 
der selbsttätigen Bewegung des Sprinklers und der hierdurch gebotenen 
gleichmäßigen Verteilung des Abwassers über dem Oxydationsmaterial in 
leichterer Weise zu lösen alB bei dem durch natürliches Gefälle erzeugten 
Kraftaufwand. Man hat es bei der künstlichen Hebung in der Hand, die 
motorische Leistung innerhalb bestimmter Grenzen derart zu regulieren, daß 
die erforderliche Wassermenge in der Zeiteinheit stets gefördert werden 
kann. Aber auch hier wird die Querschnittsbestimmung der Sprinklerarme 
und -Abflußöffnungen mit der Bestimmung der motorischen Leistung Hand 
in Hand gehen müssen, da ein Überschuß des einen Faktors stets einen 
Mangel des anderen Faktors zur Folge haben muß. Eine derartige Ein¬ 
richtung besteht bei der biologischen Kläranlage des Invalidenbauses in 
Neubabelsberg bei Potsdam, welcher in den vorher bezeichneten Mitteilungen 
der Königlichen Versuchs- und Prüfungsanstalt ebenfalls Erwähnung getan 
ist, sowie unter anderen auch bei der Schlachthofkläranlage in Zerbst i. Anh. 
Anlagen, welche unter diesem Gesichtspunkte für städtische Abwasserreinigung 
ausgeführt sind, bestehen bisher in Deutschland nicht, doch hat es sich bei 
den bezeichneten Anlagen, welche immerhin einen mittleren Großbetrieb 
darstellen, gezeigt, daß unter der Einwirkung des künstlich erzeugten Wasser¬ 
druckes eine zufriedenstellende Sprinklerfunktion zu erwarten ist. Man 
wird aus diesem Grunde den Sprinkler dort anzuwenden berechtigt sein, wo 
entweder ein reichliches Gefälle zur Verfügung steht oder wo bei Mangel 
an natürlichem Gefälle eine künstliche Hebung des Wassers auf den Oxy¬ 
dationskörper nicht gescheut wird. Es gibt allerdings noch einen Mittel- 
weg, geringes, sonst unzureichendes Gefälle unter Zwischenschaltung eines 
automatisch wirkenden Entleerungsbassins nutzbar zu machen, jedoch wird 
die Beschickung des Oxydationsmaterials hierbei nur periodenweise statt¬ 
finden, zudem ist diese Einrichtung auch nur bei geringeren Wassermengen 
mit Erfolg anzuwenden, da sonst die Größenverhältnitfse des Bassins die 
Funktion in Frage stellen müssen. Die Berichte von Bredtschneider und 
Thumm über die biologischen Abwassereinigungs-Anlagen in England 
weisen einige derartige Fälle nach, jedoch können diese Fälle bei den 
meistens beschränkten Raumverhältnissen in Deutschland nur bedingungs¬ 
weise Nachahmung finden. Im übrigen stellt ein derartiger automatischer 
Entleerungsapparat einen mehr oder weniger komplizierten Mechanismus 
dar, dessen Hauptbestandteile, durch die Säuren des Abwassers angegriffen, 
in ihrer unbeschränkten Funktion leicht gestört werden können, weshalb 
zur Vermeidung von Vorflutstörungen jeder Mechanismus nach Möglichkeit 
vermieden werden muß. 

Eine Sprinklerabart stellt die mit direktem motorischem Antrieb ver¬ 
sehene drehbare Verteilungseinrichtuug dar, welche unabhängig von der ihr 
zufließenden Abwassermenge ihre Funktion ausübt. Um eine Mittelachse 
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drehbar and in der Peripherie auf einem Laufkranze ruhend, stellt diese 
Einrichtung besonders schwere Konstruktionen dar und erfordert infolge¬ 
dessen für ihre Drehung einen verhältnismäßig hohen Kraftaufwand. Sie 
wird daher in Fällen, wo es sich um sehr große Abwassermengen handelt, 
mit Erfolg Anwendung finden, da sie die gleichmäßige Verteilung des Ab¬ 
wassers bei jeder ihr zufließenden Wassermenge gewährleistet. Auf diese 
Konstruktion näher einzugehen, erübrigt sich, da dieselbe den jeweiligen 
Verhältnissen und Abmessungen der Gesamtanlage entsprechend in den 
verschiedensten Kombinationen zur Darstellung gebracht werden kann. Es 
sei nur festgestellt, daß diese Verteilungseinrichtung, wenn sie den vor¬ 
liegenden Verhältnissen zweckentsprechend angepaßt ist, trotz der erforder¬ 
lichen Betriebskosten in hervorragenderWeise zu denjenigen Mitteln gezählt 
werden kann, welche insgesamt einen hohen Reinheitsgrad des Abwassers 
erhoffen lassen. 

Unterscheiden wir verschiedene Kategorien von Abwasser-Verteilungs- 
einrichtungen, oder, wie sie im Folgenden bezeichnet werden sollen, von 
Oxydationszubringern, so kennen wir zwei Hauptkategorien, deren eine 
der Sprinkler mit seinen Unterarten darstellt, und deren andere Kategorie 
alle anderen Zubringer umfaßt, da sie unter demselben Prinzip ihren Zweck 
verfolgen. Wie dem Konstrukteur bekannt ist, wird er den Sprinkler in 
der Hauptsache überall dort anwenden, wo eine relativ kleine Grundfläche 
zur Verfügung steht. Glücklicherweise werden diese Fälle entgegen der 
früher verbreiteten Ansicht unter Anwendung möglichst großer Konstruktions¬ 
höhe, soweit es die vorliegenden Verhältnisse gestatten, das erstrebenswerte 
Ziel des Ingenieurs sein. Wo jedoch die erforderlichen Mittel versagen, 
müssen wir zu anderen Hilfsmitteln unsere Zuflucht nehmen. Wir kommen 
also zu der zweiten Hauptkategorie von Oxydationszubringern, welche im 
Gegensatz zu den „radialen Zubringern“, den Sprinklern, mit „Flächen¬ 
zubringer“ bezeichnet werden können. 

Auch hier haben sich verschiedene Einrichtungen in der Praxis der 
Abwasserreinigung herausgebildet, und ebenso wie bei den Sprinklern befinden 
sich auch hier die beteiligten Kreise in stetem Wettbewerb. Aber leider 
nicht mit dem gleichen Erfolge, denn wir besitzen in der Tat keine einzige 
Flächen-Zubringereinrichtung, welche den an sie zu stellenden Anforderungen 
entspricht, sowohl in technisch-ökonomischer Hinsicht als auch mit Rücksicht 
auf den zu erreichenden Reinheitsgrad des Abwassers. 

Die Flächenzubringer finden überall dort Anwendung, wo mit einer 
großen Oxydationsoberfläche zu rechnen ist, welche wegen Mangel an natür¬ 
lichem Gefälle und unter Vermeidung künstlicher Abwasserhebung nicht 
umgangen werden kann. Als solche Einrichtungen kennen wir in der Praxis 
Verteilungsrinnen, welche durch die Oxydationsoberfläche selbst gebildet 
werden, halbierte Verteilungsröhren über der Oxydationsoberfläche und 
geschlossene, durchlochte Verteilungsröhren über oder in der Höhe der Ober¬ 
fläche. Diese Zubringer stellen ein Verteilungssystem dar, dessen einzelne 
Glieder durch einen gemeinsamen Zuführungsstrang miteinander in Verbindung 
stehen. Theoretisch müssen alle durch den Zuführungsstrang gespeisten 
Glieder des Verteilungssystems in gleicher Menge mit Abwasser beschickt 
werden, es wird aber nicht genügend anerkannt, daß die Theorie auch durch 
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richtige praktische Anwendung Unterstützung finden muß, und wenn die 
einzelnen Glieder ihrem Fassungsvermögen entsprechend nicht in dem rich¬ 
tigen Verhältnis stehen zu der ihnen zugeführten und wieder von ihnen 
abzugebenden Wassermenge, so kann von ihnen auch nicht gut erwartet 
werden, daß sie ihren Zweck erfüllen. Gerade hierin ist das größte Ver¬ 
gehen der Konstrukteure zu erblicken. Wohl sind wir gewöhnt, bei der 
Projektierung von Wasserversorgungs-, Entwässerungsleitungen u. dgl. stets 
deren Fassungs- und Ableitungsvermögen mit der rechnerisch ermittelten 
Wassermenge in ein ganz bestimmtes Verhältnis zu bringen, und eingehende 
Untersuchungen der wissenschaftlichen Kreise haben uns Mittel an die Hand 
gegeben, dieses Verhältnis auch nach Möglichkeit der praktischen Wirklich¬ 
keit nahe zu bringen. Mit welchem Rechte soll daher bei der Berechnung der 
Oxydationszubringer jede dem praktischen Leistungsvermögen annähernd 
entsprechende Abmessung außer acht gelassen werden? Sind diese doch 
demselben Zwecke dienstbar zu machen wie die vorher bezeichneten Leitungs¬ 
röhren und Kanäle, nämlich eine bestimmte Abwassermenge aufnehraen und 
ohne Zuhilfenahme mechanischer Vorkehrungen in gleichem Verhältnis wieder 
abgeben zu können. 

Unter diesen Gesichtspunkten wollen wir die einzelnen in der Praxis 
angewendeten Flächenzubringer einer kritischen Betrachtung unterziehen. 

Die einfachsten Einrichtungen sind die Verteilungsrinnen, welche da¬ 
durch gebildet werden, daß man die Oberfläche des Oxydationsmaterials 
rinnenartig ausgestaltet und das Abwasser selbsttätig den Furchenvertiefungen 
zuführt, mit der Absicht, daß es sich hier anstauen und dadurch der be¬ 
nachbarten Fläche zugeführt werden soll. Die Rinnen haben einen be¬ 
stimmten Abstand voneinander, so daß also die Zwischenräume gewisser¬ 
maßen das Inundationsgebiet der wasserführenden Furchen darstellen. 
Immerhin Btellt diese Rinnenzubringereinrichtung die in der Praxis sich 
am wenigsten als brauchbar erwiesene dar, was ohne weiteres einleuchtet, 
wenn wir den Vorgang ihrer Funktion verfolgen. Um das Wasser nicht 
sofort nach dem Eintritt zum Abfluß in das Innere des Oxydationskörpers 
gelangen zu lassen, ist die Oberfläche der Rinne aus einer feinkörnigen 
Koks- oder Schlackenschicht hergestellt. Hierdurch wird tatsächlich ein 
Verweilen des Abwassers erreicht, so daß also die abtropfende Menge geringer 
ist als die zufließende. Es tritt also bis zu einer gewissen Grenze ein Stau 
ein, welchen man dazu ausnutzen will, allmählich die ganze, ebenfalls aus 
feinkörnigem Material bestehende Oxydationsoberfläche zu inundieren. Es 
kann nicht abgestritten werden, daß unter gewissen Voraussetzungen diese 
Funktion auch eintreten wird, aber diese Voraussetzungen sind derart 
bestimmte, daß eine geringe Abweichung die Funktion des Zubringers in 
Frage stellen muß. Es muß nämlich unter Ausnutzung der gesamten Ober¬ 
fläche 80 viel Abwasser in der Zeiteinheit zum Abfluß gelangen, als die Zu¬ 
flußmenge beträgt; denn bei größerem Abflußvermögen wird das zufließende 
Wasser bereits zum Abtropfen gelangt sein, bevor es die ganze Oberfläche 
benetzt hat, es wird also eine mangelhafte Ausnutzung des Oxydations- 
materials stattfinden; andererseits wird bei zu geringem Abflußvermögen 
die Anstauung auf der Oberfläche nach einer gewissen Zeit einen Höhepunkt 
erreicht haben, der das Wasser zum Überfließen über den Rand des Oxy- 
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dationskörpers bringt. Dieser Vorgang hat bereits allgemeine Anerkennung 
gefunden, indem in vielen Fällen die Ränder erhöht angelegt wurden, um 
ein Überfließen hintan zu halten. In manchen Fällen wird sich diese An¬ 
ordnung in der Praxis so lange bewähren, als durch die veränderte Zufluß* 
menge im Laufe eines Tages ein Ausgleich geschaffen wird und die Feinheit 
der Oberfläche derart ist, daß niemals die abtropfende Wassermenge größer 
ist als die zufließende. Im anderen Falle tritt der vorher beregte Übelstand 
ein. Bei einem regelrechten Betrieb deB Oxydationskörpers wäre es also 
Aufgabe, die Feinheit der Oberfläche im richtigen Verhältnis zu der zu¬ 
fließenden Wassermenge zu gestalten. Diese Feinheit ist aber ein Problem, 
über welches hinaus wir niemals gelangen können, da die ständig sich ver¬ 
ändernde Zuflußmenge ihren Einfluß geltend macht. Die von Herrn 
Prof. Dun bar vorgeschlagene Verteilungsschale wird aus den vorbezeich- 
neten Gründen ebensowenig in der Funktion des Zubringers einen Ausgleich 
mit der stetig wechselnden Wassermenge zu schaffen in der Lage sein, denn 
auch hier wird eine Definition des Begriffes „feines Oberflächen material“ 
nicht gegeben werden können, da nur Zufälligkeiten eine bestimmende Rolle 
hierbei spielen. Die Schale ist nichts anderes als eine Erweiterung der 
Rinne; bei zu geringer Zuflußmenge wird eine gleichmäßige Ausbreitung des 
Abwassers nicht stattfinden können und bei zu großer Zuflußmenge wird 
ein Übertritt desselben über die Beckenränder die unausbleibliche Folge 
sein. Hiergegen anzukämpfen, versagen die unB zur Verfügung stehenden 
Mittel. Auch eine mit der Vermehrung der Wassermenge zu vermehrende 
Zahl von Oxydationskörpern wird den erwarteten Erfolg nicht zeitigen 
können, da eine Selbstregulierung der Wasser Verteilung nicht angängig ist. 
Es sei denn, daß durch ständige Bedienung der einzelnen Körper, Ein- und 
Ausschaltung derselben der erwünschte Ausgleich geschaffen ist. Hierdurch 
würden aber die nach Möglichkeit zu vermeidenden Bedienungerfordernisse 
eine in vieler Hinsicht unerwünschte Belastung darstellen. Verfasser hatte 
Gelegenheit, die Oxydationskörperanlage der Stadt Beuthen i. Oberschi, vor 
kurzer Zeit zu besichtigen und fand hierbei die vorher bezeichneten Übel¬ 
stände bestätigt. Diese 1*80 m hohen, frei aufgeschütteten Oxydationskörper 
besitzen eine feine Oberfläche aus Schlackenasche, in deren Mitte ein durch- 
lochtes Zuführungsrohr zur Speisung dient. Diejenigen Körper, welche nur 
geringen Wasserzufluß erhielten, zeigten deutlich das sofortige Abtropfen 
des Wassers in der nächsten Umgebung des Zuführungsrohres, während 
allerdings der größere Teil der im Betriebe gewesenen Oxydationskörper 
eine gleichmäßige Verteilung des Abwassers aufwies, welche aber unstreitig 
nur auf Kosten einer gewissenhaften ständigen Bedienung erreicht werden 
konnte. Es konnte zweifellos konstatiert werden, daß das L'berfließen des 
Abwassers über die erhöhten Ränder nicht außer dem Bereiche der Möglich¬ 
keit lag. Welcher Betriebsaufwand bei Anwendung dieser Schale erforderlich 
ist, konnte gerade im vorliegenden Falle festgestellt werden. Es befinden 
sich in Beuthen einige fünfzig Oxydationskörper von durchschnittlich etwa 
75 qm Oberfläche bei der gegenwärtig daselbst vorhandenen Maximal¬ 
abwassermenge im Betriebe, während noch weitere 40 Körper zur Reserve 
und für spätere Vermehrung der Abwassermenge vorhanden sind. Nur bei¬ 
läufig sei bemerkt, daß eine in verhältnismäßig kurzen Zeiträumen erforder- 
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liehe Erneuerung bzw. Beseitigung der feinen Oberfläche (etwa alle vier 
Wochen) gewiß nicht zu den Annehmlichkeiten des Betriebes gehört. 

Wenn vorher gesagt ist, daß die feinkörnige Verteilungsrinne — nichts 
weiter als eine erweiterte Rinne stellt die bezeichnete Schale dar — die am 
wenigsten wirksame Flächen-Zubringereinrichtung ist, so wird dieser Um¬ 
stand auch besonders dadurch bekräftigt, daß uns für die Anordnung der 
Rinne jede theoretische Grundlage fehlt, ohne welche wir nicht imstande 
sind, eine wirksame Anwendung für die Praxis zu erreichen. Aber noch 
eine weitere Gefahr für eine einwandfreie Abwasserklärung liegt in der 
Verwendung der feinkörnigen Oberfläche, und zwar diejenige des Einfrierens. 
Wenn auch das Abwasser »rfokrungsgemäß bei strenger Kälte stets in einer 
Temperatur von einigen Graden über Null erhalten wird, so wird eine 
niedrige Wintertemperatur dem an der freien Oberfläche in Ruhe befind¬ 
lichen Abwasser ihren schädigenden Einfluß nicht vorenthalten können, wie 
auch vorliegende Fälle zur Genüge beweisen. 

Eine Abart der Verteilungsrinne ist das halbierte Verteilungsrohr. Das 
Abwasser steige bis zur Überlaufhöhe desselben und gelangt von hier aus 
auf das Oxydationsmaterial, dieses in mehr oder weniger vollkommener 
Weise benetzend. Auch hier wird nach Möglichkeit eine feinkörnige Ober¬ 
fläche zu erstreben sein,.um die Wassermenge der nächsten Umgebung mit- 
teilen zu können. Allerdings ist hier nicht die vorher erwähnte feine 
Schicht m Aschenform Voraussetzung, da sonst die Einrichtung die Funktion 
der Rinne bzw. Schale verkörpern würde. Vielmehr sind die Rinnen mög¬ 
lichst nahe aneinander zu verlegen, um schon bei dem direkten Abtropfen 
mit einer möglichst großen Oberfläche in Berührung zu kommen. Da jedoch 
hierbei ein Abtropfen auf die Oberfläche weniger stattfindet als ein Herab¬ 
gleiten desWassers an den äußeren Rohrwandungen, so wird bei zu großen 
Abständen der Rohrstränge untereinander auch in diesem Falle eine voll¬ 
kommene Ausnutzung der Oberfläche nicht stattfinden können, wenn nicht 
die Zuflußmenge reichlich genug ist, den mehrfach erwähnten Ausgleich 
zwischen Zu- und Abfluß zu schaffen. Zubringereinrichtungen dieser Art 
haben sich auch in der Praxis städtischer Abwasserreinigungs-Anlagen nicht 
bewährt, trotzdem hierbei die Dispositionsfähigkeit betr. die Querschnitts- 
bestimmungen der halbierten Rohre in größere Nähe gerückt ist. Jedoch 
ist bei Anwendung dieses Zubringers das erste Erfordernis, daß die einzelnen 
Stränge in ihrer ganzen Länge in absolut horizontaler Lage sich befinden. 
Jede Unebenheit hat Sackbildungen zur Folge, an denen naturgemäß das 
Wasser in größeren Mengen heraustreten und der Oberfläche zugeteilt werden 
wird, so daß Lachenbildungen an vereinzelten Stellen der Oberfläche die 
unausbleibliche Folge sind und ein größerer Teil der Oberfläche vollkommen 
unausgenutzt ihr Dasein fristen wird. An einen Ausgleich in der Benutzung 
der Oberfläche wird hier um so weniger zu denken sein, als die infolge 
Senkung der einzelnen Rohrteile auftretende Lachenbildung stets auf die¬ 
selben Flächen sich verteilen und auch bei der maximalen Zuflußmenge den 
fühlbaren Mangel zur Folge haben wird. Bei einigermaßen längerem Oxy¬ 
dationskörper wird eine an einzelnen Stellen auftretende Senkung der Rohr¬ 
stränge unter noch so gewissenhafter Verlegung der letzteren nicht zu ver¬ 
hindern sein. 
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Wir sehen also, daß die Flächenzubringer aus halbierten Röhren für 
die Praxis der Oxydationskörper größeren Umfanges so gut wie gar keinen 
Wert haben und die hiermit erzielten Mißerfolge sprechen eine warnende 
Sprache. 

Die letzte Kategorie der Flächenzubringer, die Rohrsysteme mit durch¬ 
lochten Wandungen, bieten dagegen ein größeres Feld praktischer Anwend¬ 
barkeit, wenn dieselben unter den richtigen Voraussetzungen zur Anwendung 
gebracht werden. In den meisten Fällen, in denen diese bisher Platz 
gefunden haben oder in Vorschlag gebracht worden sind, mußte man wiederum 
die systematische Gliederung vermissen, weil es, wie vorher erwähnt, nicht 
für erforderlich erachtet wird, die Praxis mit den theoretischen Grund¬ 
lagen in Einklang zu bringen. Das System ist gegeben, die Rohre erhalten 
in bestimmten Entfernungen voneinander lochartige Austrittsöffnungen, ohne 
daß auch nur festgestellt wird, ob einerseits das Fassungsvermögen des 
gesamten Rohrsystems der zufließenden Wassermenge entspricht und haupt¬ 
sächlich, ob das Ableitungsvermögen der seitlichen Austrittsöffnungen in 
bezug auf die Zeiteinheit mit der zeiteinheitlichen Zuflußmenge in Über¬ 
einstimmung gebracht werden kann. Beim Entwurf von Kanalisations¬ 
leitungen wird man mit aller Strenge darauf bedacht sein, einen Querschnitt 
zu wählen, welcher der abzuführenden Wassermenge entspricht, und keinem 
Kanalisationstechniker wird es einfallen, einen Leitungsquerschnitt an¬ 
zuwenden , welcher die Gefahr einer Anstauung des Abwassers und eine 
Störung der Vorflut verursachen könnte. Aus ökonomischen Rücksichten 
wird andererseits der Leitungsquerschnitt nicht größer gewählt werden, als 
er der größten rechnerisch ermittelten Wassermenge entspricht. Dies aber, 
wie gesagt, nur aus ökonomischen Rücksichten, denn in der Praxis wird 
durch zu große Kanaldimensionen eine Störung der Vorflut nicht eintreten 
können. Ist man aber von dem Gedanken durchdrungen, die sich abspielenden 
Vorgänge annähernd der Wirklichkeit nahe zu bringen, so muß das mit um 
so größerer Konsequenz bei der Dimensionierung der Rohrzubringer 
geschehen, denn nur hiervon allein kann der Wirkungsgrad des Oxydations- 
körpers abhängig gemacht werden. Der Konstrukteur neigt zu leicht dazu, 
Rohrquerschnitte zu wählen, welche ein allzu reichliches Fassungsvermögen 
besitzen und demgemäß auch ein zu hohes Ableitungsvermögen darstellen. 
Aber jedes Zuviel ist hier von größtem Nachteil, nicht allein in ökonomischer 
Beziehung, sondern hauptsächlich in bezug auf den Wirkungsgrad. Es 
leuchtet ohne weiteres ein, daß zu reichlich bemessene Rohrstränge mit den 
entsprechend reichlich vorgesehenen Austrittsöffnungen dem Oxydations¬ 
körper nur einen durch Zufälligkeiten bedingten Wirkungsgrad verleihen. 
Diese Zufälligkeiten bestehen wiederum in mechanischen Senkungen der 
Oberflächenteile, größerer oder geringerer Durchlässigkeit der Ober¬ 
fläche u. a. m. Haben wir aber ein Rohrsystem, welches geeignet ist, gerade 
so viel Abwasser aufzunehmen und fortzuleiten, als demselben hinzugeführt 
wird, so können wir sicher sein, daß die Ausnutzung des Oxydationsmaterials 
auch in der Weise vor sich gehen wird, wie wir bei der Dimensionierung 
der Gesamtanlage vorausgesetzt haben, und daß dann auftretende Mängel 
in dem Reinheitsgrade des Abwassers eine andere Ursache haben als in der 
mangelhaften Verteilung des Abwassers. Wir können auch dann mit größerer 
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Sicherheit diese Ursachen ermitteln und unnötige Bedenken von uns weisen. 
Wir haben in dem Sprinkler den idealsten Zubringer erkannt, müssen es 
aber versuchen, dort, wo uns die Anwendung dieser idealen Einrichtung aus 
verschiedenen Gründen versagt ist, ihr nach Möglichkeit durch andere Hilfs¬ 
mittel nahe zu kommen. Und nicht zuletzt bietet das Rohrsystem mit seit¬ 
lichen Öffnungen die Möglichkeit, dies annähernd zu erreichen. Ein Bei¬ 
spiel möge dies beweisen. Wir haben eine maximale Abwassermenge von 
200 Sekundenlitern durch den Oxydationskörper zu reinigen. Als solcher 
steht uns ein langgestreckter Körper zur Verfügung, an dessen Oberfläche in 
bestimmten, nicht zu großen Abständen voneinander langgestreckte Ver¬ 
teilungsröhren die Aufgabe des Zubringers übernehmen. Die Summe der 
Querschnitte aller Verteilungsrohre muß in der Lage sein, das bezeichnete 
sekundliche Abwasserquantum aufzunehmen, es muß also ein Gesamtquer- 
schnitt vorhanden sein, welcher zuzüglich der Reibungsverluste einem Rohre 
entspricht, das bei einer bestimmten Wassergeschwindigkeit die maximale 
Wassermenge abzuführen vermag. Bei Vorhandensein von n Verteilungs- 
Strängen erhält also jeder einzelne dieser Rohrstränge einen Querschnitt gleich 
1 /» des ermittelten Gesamtquerschnittes. Die Geschwindigkeit, mit welcher das 
Wasser durch die einzelnen Zubringerstränge fließt, muß gleich derjenigen 
sein, welche in dem in den Oxydationskörper einmündenden Hauptzuführungs¬ 
kanal stattfindet. Es muß also in der Zeiteinheit ebensoviel Abwasser die 
Stränge verlassen können, als ihnen zugeführt wird. Dies zu erreichen, 
geschieht in einfachster Weise dadurch, daß die Austrittsöffnungen eines 
einzelnen Stranges insgesamt den Querschnitt des Rohrstranges selbst er¬ 
halten, zuzüglich eines gewissen Plus, welches durch die Austrittswiderstände 
bedingt ist. 

Haben wir ein solches Rohrsystem, so wird in der Tat aus keinem der 
vorhandenen Rohre mehr Wasser austreten können, als ihnen in der Zeit¬ 
einheit zugeführt wird, da die zweckentsprechend angeordneten Austritts¬ 
öffnungen diesem Mehr entgegenwirken. Gegen eine geringere Abflußmenge 
schützen in gleicher Weise die Austrittsöffnungen. Diese werden also in 
volle Funktion erst dann treten, wenn das Rohr in seiner ganzen Länge 
einen vollgefüllten Querschnitt aufzuweisen hat, wie aus dem vorhin Gesagten 
zu folgern ist. Werden die Austrittsöffnungen des einen Stranges in die 
Mitte der beiden benachbarten Öffnungen des gegenüberliegenden Stranges 
verlegt, und besteht die Oberfläche des Oxydationsmaterials aus einer einiger¬ 
maßen feinkörnigen Schicht, so wird eine Ausnutzung des gesamten Oxyda¬ 
tionskörpers in einer annähernd vollkommenen Weise stattfinden können. 

Man könnte vermuten, daß die Dimensionen der so ermittelten Rohr¬ 
und Austrittsquerschnitte zu winzig würden, als daß sie einen brauchbaren 
Wert für die Praxis erhielten. Daß dem aher nicht so ist, hat Verfasser an 
einigen Beispielen festzustellen Gelegenheit gehabt; es ergaben sich bei 
verhältnismäßig langen Rohrleitungen immerhin für die Austrittsöffnungen 
noch Querschnitte von etwa 0*4 bis 0*5 cm, also Öffnungen, welche eine 
Befürchtung in bezug auf Verstopfung bei genügender Vorreinigung des 
Abwassers nicht aufkommen lassen können. 

Dem oben gemachten Vorschläge kann entgegengehalten werden, daß, 
wie in vorliegender Abhandlung des öfteren erwähnt, die Menge der städtischen 
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Abwässer im Laufe des Tages in stetem Wechsel begriffen ist and infolge¬ 
dessen nicht ständig eine ausreichende Funktion der gesamten Austritts¬ 
öffnungen stattfinden kann. Den Folgen dieses ständigen Wechsels an 
WaBsermenge kann jedoch dadurch begegnet werden, daß eine Anordnung 
getroffen wird, welche es ermöglicht, bei einer bestimmten Wassermenge auch 
nur eine bestimmte zu begrenzende Fläche der Oxydationsoberfläche in 
Wirkung treten zu lassen. Unter dieser Voraussetzung wird man eine stets 
gleichwertige Wirkung der benetzten Oxydationsoberfläche erzielen können. 
Es ist durchaus nicht erforderlich, bei einer geringeren Wassermenge die¬ 
selbe Menge an Oxydationsmaterial in Wirkung treten zu lassen als bei der 
maximalen Menge, und wenn zudem noch eine Teilung der Oxydationskörper 
in einem den jeweiligen Fällen zweckentsprechenden Sinne yorgenommen 
wird, so kann nach Belieben ohne großen Bedienungsaufwand der eine oder 
andere Oxydationskörper bei geringerer Wassermenge aus dem Betriebe aus¬ 
geschaltet werden. 

So weit in bezug auf die praktische Brauchbarkeit der Zubringer¬ 
einrichtungen im Großbetriebe. Es unterliegt keinem Zweifel, daß bei 
einigermaßen genauer Kenntnis der abzuföhrenden und zu reinigenden 
Wassermenge auch Zubringereinrichtungen geschaffen werden können, welche 
diese Menge in zweckentsprechender Weise zur Verarbeitung zu bringen 
geeignet sind. Es bedarf nur einiger Erfahrung der einschlägigen Verhält¬ 
nisse, um die Herstellung der Anlage der Wirklichkeit anpassen zu können. 
Gerade bei dem Bau von Oxydationskörpern ist eine allzu ausgiebige Reserve 
nicht erforderlich, da ja bei eintretender Notwendigkeit ohne wesentliche 
Mehrkosten ein weiterer Oxydationskörper hergestellt werden kann, für dessen 
Ausgestaltung die bis dahin gemachten Erfahrungen eine sichere Unterlage 
bilden werden. Dagegen hat eine unwirtschaftliche Ausnutzung des Oxyda¬ 
tionskörpers die schwersten Nachteile zur Folge, und nicht oft genug können 
die maßgebenden Stellen darauf hingewiesen werden, bei Mißerfolgen ihre 
Zubringereinrichtung einer gewissenhaften Prüfung und entsprechenden Ab¬ 
änderung zu unterziehen. Sie werden unter strenger Beobachtung der er¬ 
forderlichen Maßnahmen vor mancherlei Mißgriffen bewahrt werden können. 
Nicht nur, daß der Reinheitsgrad des Abwassers unter Ausnutzung des 
gesamten Bauwerks wesentlich erhöht werden wird, werden auch die üblen 
Begleiterscheinungen mangelhaft funktionierender Oxydationskörperanlagen, 
wie Geruchsbelästigungen, hohe Bedienungskosten, Einfrieren des Ab¬ 
wassers usw., auf ein Minimum herabsinken. Erst wenn die gute Funktion 
der Zubringer festgestellt und trotzdem das erreichte Klärprodukt auf 
Mängel schließen läßt, können die anderen Verhältnisse, wie die Art der 
Vorreinigung des Abwassers, die Menge desselben usw. einer Prüfung unter¬ 
zogen werden, um die Kritik der Gesamtanlage in dem richtigen Lichte 
erscheinen zu lassen. Es können sicherlich Fälle eintreten, die bei einer 
Überlastung der Gesamtanlage noch zufriedenstellende Resultate zeitigen, 
wenn Hand in Hand mit den Erfahrungen der Wissenschaft und Praxis 
jeder einzelne Teil der Anlage derart ausgestaltet wird, daß er in der Tat 
auch das zu leisten vermag, wozu er berufen ist. 
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# 

Von G. Anklam, 

Dirigent des Werkes Müggelsee iu Friedrichshagen. 


Geschichtliches. 

Was das Geschichtliche der Berliner Wasserversorgung anlangt, so sei 
erwähnt, daß schon Kurfürst Joachim II. im 16. Jahrhundert den Versuch 
gemacht hat, seine Residenz mit einer Wasserkunst zu versehen, und daß 
auch zu Ende des 17. Jahrhunderts Kurfürst Friedrich III. an den Werder- 
sehen Mühlen, dort, wo gegenwärtig das Standbild Kaiser Wilhelms I. seinen 
Platz gefunden, eine Wasserkunst erbaut hat. Beide Einrichtungen scheinen 
nicht lange in Betrieb gewesen zu sein. Ein interessantes Stück dieser alten 
gußeisernen Leitung, die beim Bau der Kanalisation an der Schloßfreiheit 
in den 70er Jahren aufgedeckt wurde, befindet sich im Märkischen Provin¬ 
zialmuseum. 

Die Bestrebungen, Berlin mit fließendem Wasser zu versehen, haben 
alsdann lange Zeit geruht. 

Da Berlin eine große Zahl gutes Trinkwasser liefernder Hof- und 
Straßenbrunnen besaß, so wurde von der Mehrzahl der Bewohner bis in 
die 50er Jahre ein Bedürfnis zum Bau einer zentralen Wasserversorgung 
nicht anerkannt. Erst die allmähliche Verschlammung und Verseuchung 
des Untergrundes, vor allem aber der Ekel erregende Zustand der neben 
dem RegenwaBser auch den Straßenschlamm und den Schmutz der Höfe und 
Häuser abführenden tiefen Rinnsteine brachte die Angelegenheit in Fluß. 

1838 schlug der Major Bayer vor, Spreewasser durch Dampf kraft zu 
heben und damit die Rinnsteine zu spülen, während der Architekt Schramke 
zu gleichem Zwecke das Wasser des etwa 20 km entfernten Wandlitz- und 
Liepnitzsees mit dem zur Verfügung stehenden Gefälle von 20 m in einem 
Aquädukt nach Berlin leiten wollte. Beide Vorschläge regten zur Erörte¬ 
rung der Wasserversorgungsfrage in der Tagespresse an. 

Eine von König Friedrich Wilhelm IV. zum Studium der Frage ein¬ 
gesetzte Kommission, der unter anderen auch Alexander von Humboldt 
angehörte, schlug die Bildung eines Aktienvereines zur Einrichtung und 
zum Betriebe eines Wasserwerkes an der Oberspree vor, da die Stadt er¬ 
klärte, sie könne — durch den Bau von Gasanstalten finanziell stark bean¬ 
sprucht 2 ) — sich an dem Unternehmen nicht beteiligen. 

Di* Wirren des Jahres 1848 brachten die Frage ins Stocken. Erst 1852 
wurden die Verhandlungen wieder aufgenommen, und zwar durch das nach 


l ) Die Bildstöcke sind von der Firma R. Oldenbourg, München, und dem 
Verein deutscher Ingenieure freundlich st geliehen. 

*) 1844 erhielt die Stadt durch kgl. Kabinettsorder die Konzession zur Errich¬ 
tung von Gasanstalten — auf 50 Jahre. 
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1848 zu erhöhtem Einfluß gelangte kgl. Polizeipräsidium. Die Seele der 
Bestrebungen war der Regierungsrat Gabeler, der spätere Generalbevoll¬ 
mächtigte det englischen Wasserwerksgesellschaft. Nachdem es ihm — in 
Gemeinschaft mit dem Branddirektor Sc ab eil — gelungen, englisches 
Kapital für die Verwirklichung des Unternehmens sich zu sichern, legte er 
die mit einer Londoner Firma (Frühling u. Göschen) angeknüpften Ver¬ 
handlungen dem Polizeipräsidenten v. Hinkeldey vor. 

Mit der ihm eigenen Energie förderte Herr v. Hinkeldey die An¬ 
gelegenheit derart, daß er bereits unterm 14. Dezember 1852 mit den Unter¬ 
nehmern Charles Fox und Thomas Rüssel Crampton einen Vertrag 
über den Bau der Wasserversorgung Berlins abschloß; in diesem Vertrage 
war der Stadt das Recht eingeräumt, sich mit höchstens 600 000 M. zu be¬ 
teiligen, „jedoch ohne Mitwirkung bei Leitung und Bau tt . 

Daß der Magistrat, welcher eine Beteiligung von 3 000 000 M. (d. i. 
zwei Drittel des Anlagekapitals) angeboten hatte, unter dieser Bedingung eine 
Beteiligung ablehnte, kann man sehr wohl verstehen. Erst nach mehr als 
20 Jahren kam die Stadt in die Lage, die Leitung des Werkes zu übernehmen. 

Der Vertrag galt auf 25 Jahre, vom 1. Juli 1856 ab. Nach Ablauf 
dieser Zeit waren die Unternehmer verpflichtet, das Werk zum Taxwert 
dem Staate oder dem in die Rechte desselben Eintretenden zu überlassen. 
Das für Straßenbesprengung, Straßenreinigung und Feuerlöschzwecke erfor¬ 
derliche Wasser mußte unentgeltlich abgegeben werden. Das den Unter¬ 
nehmern verliehene Enteignungsrecht brachten diese zunächst gegen den 
Magistrat selbst in Anwendung. Das 17*5 Morgen (4'47 ha) große Grund¬ 
stück vor dem Stralauer Tor (dicht hinter dem Oberbaum), auf dem die 
Anlage errichtet wurde, mußte die Stadt für etwa 73 650 M. abtreten. 

Bau des Stralauer Werkes. 

Am 21. Oktober 1853 fand die Grundsteinlegung durch den nachmaligen 
Kaiser Wilhelm I. statt. Die Ausführung der ganzen Anlage wurde derart 
gefördert, daß bereits am 1. April 1856 die Betriebseröffnung des Werkes 
stattfinden konnte. Die Leitung der Ausführung (nach Plänen von Fox 
und Crampton) lag in den Händen des Ingenieurs, späteren Baurates 
James Moore. 

Gegen den für das Werk gewählten Platz war nichts einzuwenden; 
Fabriken waren oberhalb nicht vorhanden, die Schiffahrt war ziemlich gering, 
Dampfschiffe verkehrten auf der Oberspree überhaupt noch nicht 1 ). 

Die Anlage reichte für die Versorgung von etwa 300 000 Einwohnern 
aus; im Bereiche des Rohrnetzes wohnten etwa 500 000 Personen. 

Die Benutzung der neuen Wasserversorgung war im Anfang eine recht 
spärliche trotz der Erleichterungen und sonstigen Mittel, welche die von 
den Unternehmern gegründete Aktiengesellschaft und ihre Protektoren in 
Anwendung brachten. Beispielsweise sollte jeder Polizeileutnant ftfr jeden 
der Gesellschaft zugeführten Wasserabnehmer 3 M. erhalten. 


l ) Die erste regelmäßige Dampferverbindung auf der Oberspree (zwischen 
Jannowitzbrücke und der ßacbsescben Badeanstalt) wurde im Jahre 1860 ein¬ 
gerichtet. 
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Berlin erhielt eine konstante Wasserabgabe ohne Hausreservoire, die 
in Hamburg zum Beispiel noch heute vorhanden sind, deren Beseitigung 
jetzt aber energisch angestrebt wird. Das vorgeklärte und in vier offenen 
Sandfiltern gereinigte Wasser wurde mit Hilfe eines auf dem „Windmühlen¬ 
berge“ (Belforterstraße) aufgestellten primitiven Standrohres direkt in das 
Rohrnetz gedrückt. Das Werk besaß anfänglich nur ein offenes Rein Wasser¬ 
reservoir. Jede Woche war eine Reinigung desselben erforderlich. Da eine 
solche ohne Betriebsstörung kaum möglich war, mußte schon im Jahre 1867 
ein kleiner überwölbter Reinwasserbehälter erbaut werden. Das mit Recht 
verpönte „Stichrohr“ mußte anfänglich häufig in Funktion treten. 

Die Wasserabgabe war zunächst sehr gering; vielfach waren nur die 
meist im Keller liegenden Waschküchen angeschlossen, weil das weiche 
Spreewasser zum Reinigen der Wäsche zweifellos besser war, als das außer¬ 
ordentlich harte (30 bis 50°) Berliner Brunnenwasser 1 ); nur stundenweise 
konnten die Maschinen in der ersten Zeit in Betrieb genommen bzw. er¬ 
halten werden. 

Allmählich wurden die Leitungen dann auch in die Küchen der oberen 
Stockwerke gelegt. Die Zahl der Anschlüsse stieg nach und nach, und schon 
1860, d. h. vier Jahre nach der Betriebseröffnung, warf das Unternehmen 
einen Überschuß von 1 Proz. ab. Im Jahre 1864 war die Dividende bereits 
auf 4V 2 Proz. gestiegen. Im Jahre 1873 erreichte sie die Höhe von 
12 V 4 Proz. 

Nach und nach legte sich das anfängliche Mißtrauen gegen die Anlage. 
Das Aktienkapital mußte vergrößert, das Rohrnetz immer mehr erweitert 
werden. Innerhalb 10 Jahren wurde das Aktienkapital auf 12 000000 M. 
gebracht und die im Vertrage auf 61 ‘5 km vorgesehene Länge des Rohr¬ 
netzes hatte am Schluß des Jahres 1873 bereits die stattliche Länge von 
250*7 km erreicht. 

Eine weitere Ausdehnung des Rohrnetzes über die alte Ringmauer 
hinaus scheiterte daran, daß das statutenmäßige Aktienkapital erschöpft 
war und die Aktionäre neue Aktien nur unter der Bedingung einer Ver¬ 
längerung der Vertragsdauer auf weitere 20 bis 25 Jahre ausgeben wollten. 

Noch bis zum Jahre 1877 existierte am Schönhauser Tor eine Verkaufs¬ 
stelle für Leitungswasser, welche Wasser an die Bewohner der Schönhauser 
Allee gegen Entgelt — gewissermaßen frisch vom Faß — abgab. 

Die Vertrags Verlängerung scheiterte trotz mehrseitiger Befürwortung 
an dem energischen Widerstande der Stadtverordnetenversammlung, welche 
Wasserversorgung und Kanalisation von der Stadt übernommen wissen 
wollte. Zur Kanalisation drängte der unleidliche Zustand der tiefen Rinn¬ 
steine, in die mittlerweile auch die vielen Wasserklosetts ihren unsauberen 
Inhalt entleerten. 

Um spätestens am 1. Oktober 1881, an welchem Tage das ausschließ¬ 
liche Recht der Waterworks Co. ablief, die Wasserversorgung selbst über¬ 
nehmen zu können, beauftragte die Stadt den Zivilingenieur, späteren 


! ) Vgl. Analysen von Dr. Ed. O. Erdmann in: „Die Wasserversorgung 
Berlins und die neuen Wasserwerke in ihrer Bedeutung für die Häuslichkeit“. 
Berlin 1857. Verlag von Decker. 
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Geheimen Baurat Veitmeyer mit den erforderlichen Vorarbeiten. Sein noch 
heute außerordentlich wertvoller Bericht J ) wurde 1871 dem Handelsminister 
eingereicht und gleichzeitig beantragt, der Staat möge das ihm vorbehaltene 
Recht des Ankaufes der Wasserwerke der Stadt Berlin zedieren. Im 
Dezember 1872 wurde der Antrag genehmigt. 

Die darauf von der Stadt mit der Waterworks Go. angeknüpfben Ver¬ 
handlungen hatten Erfolg. Am 1. Juli 1873 gingen die Wasserwerke mit 
allen Rechten für die Summe von 1 250 000 Pfd. Sterl. (etwa 25 Vs Millionen 
Mark) in den Besitz der Stadt über. 

Nun stand nichts mehr im Wege, die Wasserversorgung auf das ganze 
Stadtgebiet auszudehnen. Der Direktor Gill, welcher seit Eröffnung des 
Werkes (1856) an dessen Spitze gestanden und nun in den Dienst der Stadt 
getreten war, legte bereits im Mai 1874 einen Entwurf vor, der auf Grund¬ 
lage der Veitmey er sehen Vorarbeiten vollständig neue Werke im Havel¬ 
gebiete mit einer Leistungsfähigkeit von 1 sec/cbm vorsah. Die Anlage 
sollte in zwei Abteilungen zu je 0*5 sec/cbm an verschiedenen Stellen des 
Tegeler Seeufers zur Ausführung kommen. Selbst wenn das Wasser direkt 
der Havel entnommen würde, würde die Entziehung dieser Menge, welche 
nur ein Neuntel der Minimalergiebigkeit der Havel ausmacht, der Schiffahrt 
nicht schaden. Das Wasser sollte aber aus Tiefbrunnen am Ufer des Tegeler 
Sees entnommen und mit Hilfe einer auf dem Hochplateau von Westend 
errichteten Zwischenstation in das gemeinsame Stadtrohrnetz gedrückt 
werden. Für den hochgelegenen Stadtteil im Nordosten (die sog. Hochstadt) 
war ein getrenntes Rohrnetz mit besonderer Pumpstation in der Belforter- 
straße vorgesehen. 

Der Gill sehe Entwurf wurde von den städtischen Behörden im August 
1874 genehmigt, und gleichzeitig wurden die erforderlichen Mittel (etwa 
13 000 000 M.) bewilligt. 

Werk Tegel. 

Die Ausführung der ersten Hälfte folgte auf dem Fuße, zugleich wurde 
auch die Ausdehnung des Stadtrohrnetzes vorgenommen. Wie groß das 
Bedürfnis für die Erweiterung des Versorgungsnetzes war, geht daraus 
hervor, daß in den im Norden, Westen und Süden entstandenen neuen 
Stadtteilen viele Hauswirte, um ihre Wohnungen überhaupt vermieten zu 
können, sich selbst ein kleines Pumpwerk mit einer Heißluft- oder Gaskraft¬ 
maschine aufstellten. Selbst kleine Gruppen Versorgungen entstanden in 
dieser Zeit, beispielsweise im Westen in der Landgrafenstraße, im Süden 
für „Wilhelmshöhe“ und im Norden für das Gelände der deutsch-holländischen 
Baugesellschaft. Diese Anlagen waren indes mehr oder weniger nur ein 
Notbehelf, und mit Sehnsucht wurde daher allgemein die Inbetriebsetzung 
der neuen Werke erwartet. 

Um die Notstände im Norden und im Nordosten so rasch wie möglich 
zu beseitigen, wurde der Bau der Pumpstation in der Belforterstraße beson¬ 
ders beschleunigt. Bereits am 2. Februar 1877 konnte die Hochstadt im 
Norden und Nordosten mit Wasser vom Stralauer Werk aus versorgt werden. 

l ) Vorarbeiten zu einer zukünftigen Wasserversorgung der Stadt Berlin von 
L. A. Veitmeyer. Berlin 1871. Verlag vou Dietrich Reimer. 
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Am 23. September desselben Jahres wurde auch das Tegeler Werk dem 
Betriebe übergeben. Es standen damit zur Versorgung der Stadt außer den 
60 000 cbm von Stralau 45 000 cbm von Tegel, insgesamt also 105 000 cbm 
Wasser pro Tag zur Verfügung. Während Ende 1873 nur etwa 8100, 
Ende 1876 rund 9650 Grundstücke mit Wasser versorgt waren, wurden 
1877 allein 2775 und 1878 weitere 1620 Anschlüsse hergestellt, so daß am 
1 . April 1879 die Mehrzahl der Berliner Grundstücke (mehr als 14 000) an 
die Leitung angeschlossen waren. Dementsprechend war auch die jähr¬ 
liche Wasserabgabe von etwa 15 000 000 cbm (im Jahre 1873) auf etwa 
21 000 000 cbm (im Jahre 1879) gestiegen. Am 1. April 1885 fehlte es 
keinem Berliner Grundstück mehr an Gelegenheit zum Anschluß an die 
Wasserleitung. 

Zur Verminderung der Wasservergeudung wurden am 1. Oktober 1878 
Wassermesser obligatorisch eingeführt. Der durchschnittliche Verbrauch 
pro Kopf und Tag wurde dadurch von etwa 90 Liter auf 62 Liter herab¬ 
gedrückt, ohne daß der nützliche Wasserverbrauch in den Haushaltungen 
deshalb geschmälert worden wäre. 

Die Wassergewinnung der ersten Abteilung des Tegeler Werkes erfolgte 
durch 23 gemauerte doppelwandige, nicht bloß in der Sohle, sondern auch 
in den Wandungen durchlässige Brunnen; ihre Sohle lag 12 bis 20m unter 
dem ungeBenkten Grundwasserspiegel. 

Das aus ihnen entnommene Wasser war anfänglich schön klar; aber 
schon sieben Monate nach Eröffnung des Betriebes stellte sich die den Lesern 
hinlänglich bekannte Chrenotrixplage ein. Sowohl in den Reservoiren wie 
im Rohrnetz lagerten sich größere Mengen von Eisenschlamm ab. Aus den 
Reservoiren in Tegel und Charlottenburg mußten allein wöchentlich etwa 
140 cbm loser Schlamm entfernt werden. 

Die städtischen Behörden konnten sich nicht entschließen, auf Grund 
der in den Jahren 1880/81 in Tegel vorgenommenen eingehenden Versuche 
eine Enteisenung mit nachfolgender Filtration einzuführen; sie 
beschlossen vielmehr 1882, den Brunnenbetrieb aufzugeben und zu filtriertem 
Seewasser überzugehen. Nach Fertigstellung von elf überwölbten Filtern 
wurde am 15. November 1883 das erste filtrierte Seewasser von Tegel in 
die Stadt geschickt. 

In den Jahren 1884 bis 1887 wurde das Tegeler Werk auf eine 
Leistungsfähigkeit von täglich etwa 90 000 cbm ausgebaut. Die ursprüngliche 
Idee, die zweite Abteilung des Werkes nach Saatwinkel oder Spandau zu 
verlegen, hatte man aus den von mir damals geltend gemachten Gründen, 
hauptsächlich betriebstechnischer Natur, rechtzeitig aufgegeben. Die zweite 
Abteilung erhielt ihre Lage neben der ersten, nur durch die Straße von 
dieser getrennt. 

Damit waren die Wasserwerksanlagen im Havelgebiete zum Abschluß 
gebracht. Die Leistungsfähigkeit der Berliner Wasserversorgung war nun¬ 
mehr auf 60 000 -f- 90 000 = 150000 cbm gestiegen; bei 100 Liter Höchst¬ 
verbrauch pro Kopf und Tag reichte diese Menge für die Versorgung von 
rund anderthalb Millionen Einwohnern aus. 

Mit Rücksicht darauf, daß das Werk am Stralauer Tor infolge der 
zunehmenden Verschlechterung des Spreewassers in absehbarer Zeit außer 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1906. gg 
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Dienst gestellt werden mußte, legte der Direktor Gill bereits im Jahre 1887 
einen Entwurf für ein neues, am Müggelsee bei Friedrichshagen zu erbauen¬ 
des Werk vor. Da die am Fuße der Müggelberge und an der Dahme aus¬ 
geführten Vorarbeiten für die Gewinnung von gutem Brunnenwasser weder 
in qualitativer noch in quantitativer Hinsicht zu einem befriedigenden Er¬ 
gebnis geführt hatten, wurde das neue Werk wiederum auf Oberflächen¬ 
wasser basiert. 


Werk Müggelsee. 

Das Müggelsee-Werk sollte nach Außerbetriebstellung des Stralauer 
Werkes ausreichen, zusammen mit dem Tegeler Werk eine Einwohnerzahl 
von 2 1 / 2 Millionen zu versorgen. Bei einem Tagesverbrauch pro Kopf von 
100 Liter mußte es somit auf eine Leistungsfähigkeit von 2 cbm/sec bzw. 
eine Tagesleistung von 86 400 X 2 = 172 800 cbm eingerichtet werden. 

Wie in Westend für das Tegeler Werk war für das Müggelsee- 
Werk eine Verteilungsatation in dem etwa 16 km entfernten Lichtenberg 
vorgesehen worden, einesteils zur Sicherheit des Betriebes, andererseits um 
an Kosten zu sparen. Beispielsweise hätten die jetzt nur für den Durchschnitts¬ 
verbrauch ausreichenden 16 km langen Druckstränge in Durchmesser oder 
Zahl für den Höchstverbrauch eingerichtet werden müssen. 

Das Werk Müggelsee war im Projekt mit vier Abteilungen vorgesehen, 
deren jede 0*5 cbm in der Sekunde liefern sollte. Die Anlage arbeitet ge¬ 
wöhnlich einheitlich; doch kann erforderlichenfalls auch jede beliebige Ab¬ 
teilung ausgeschaltet werden. 

Die erste Hälfte des Müggelsee-Werkes wurde in den Jahren 1890 bis 
1893 erbaut und im Juni 1893 dem Betriebe übergeben. Sie umfaßte zwei 
Saugekammern am See, in denen das Seewasser durch Siebe von den gröberen 
Schwimmstoffen befreit wurde, zwei Schöpfmaschinenhäuser mit je drei 
40pferdigen Pumpmaschinen, 22 Filter ä 2300 qm Sandfläche, zwei Rein¬ 
wasserbehälter von je 4000 cbm Inhalt, zwei Fördermaschinenhäuser mit je 
drei liegenden Pumpmaschinen von 120 PS und zwei Sandwäschen, die in¬ 
mitten jeder Filterabteilung untergebracht sind. 

Die etwa 24 m über Friedrichsbagen wie über Berlin gelegene und nur 
wenige Kilometer von der Stadt entfernte Verteilungsstation Lichtenberg 
ist mit acht überwölbten, teils gemauerten, teils aus Stampfbeton hergestellten 
Sammelbehältern von je 2300 qm Grundfläche und einem Gesamtfassungs¬ 
raum von 73 600 cbm ausgerüstet und bestimmt, das durch zwei 1200mm 
weite Druckrohre von Friedrichshagen zugeleitete Wasser, dem wechselnden 
Bedarf der Stadt entsprechend, mit Hilfe der dort vorhandenen Pump¬ 
maschinen in das Straßennetz der vier Fünftel der gesamten Stadt um¬ 
fassenden Niederstadt zu drücken. 

Das Werk Lichtenberg hat aber außer der direkten Versorgung der 
Niederstadt die weitere Aufgabe, der knapp 6km entfernten Maschinen¬ 
station „Windmühlenberg“ (Belforterstraße) das für die Versorgung der 
innerhalb der Ringbahn belegenen Hochstadt erforderliche Wasser zu liefern 
und drittens den außerhalb der Ringbahn belegenen, bis jetzt noch wenig 
bebauten Teil der Hochstadt direkt zu versorgen. Der innere Bezirk bietet 
für etwa 300 000, der äußere für etwa 200 000 Einwohner Platz. Die 
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Hochstadt ist mit besonderen Rohrnetzen versehen, um nicht das gesamte 
Wasser für die ganze Stadt unnötig hoch heben zu müssen. 

Ende der 1880er Jahre wurde auch für den im Südwesten der Stadt 
am Ereuzberg belegenen kleinen Hochstadtbezirk eine besondere Pump¬ 
station „Tempelhofer Berg“ mit eigenem Versorgungsnetz errichtet. 

Durch die zeitiger, als ursprünglich beabsichtigt, erfolgte Außerbetrieb¬ 
setzung des Werkes vor dem Stralauer Tor (6. November 1893) wurde es 
erforderlich, auch die dritte Abteilung der Werke Müggelsee und Lichten¬ 
berg schleunigst auszuführen. Ein Teil ist schon 1895, der Rest 1898 in 
Betrieb genommen worden. Müggelsee war damit in die Lage versetzt, bis 
zu 150 000 cbm Wasser täglich abzugeben. Ein Verbrauch der Stadt bis 
zu 240 000 Tagescubikmeter war somit jetzt gesichert. 

Vom Werk Lichtenberg ist inzwischen auch das vierte Viertel fertig¬ 
gestellt worden. Im Ausbau des Werkes Müggelsee trat dagegen ein Still¬ 
stand ein, weil inzwischen die Versorgung der Stadt mit Grundwasser aufs 
neue angeregt wordeu war. 

Wenn auch aus Anlaß der Hamburger Choleraepidemie die Flußwasser¬ 
versorgung vorübergehend etwas in Mißkredit gekommen war, so hatten doch 
gerade die Erfahrungen in Hamburg und Altona den Beweis geliefert, daß 
von gut filtriertem Flußwasser absolut nichts für den Gesundheitszustand 
der Bevölkerung zu befürchten ist. Die seit jener Zeit in allen deutschen 
Filterwerken systematisch durchgeführten bakteriologischen Untersuchungen 
hatten die Bedenken gegen filtriertes Flußwasser vollends zerstreut. Das 
Tegeler wie namentlich das neue Müggelsee-Werk wurden von hervor¬ 
ragenden Hygienikern allgemein als mustergültig bezeichnet. Das das 
Werk Müggelsee verlassende Wasser enthält selten mehr als 20 Keime in 
1 ccm. 

Daß trotzdem Berlin sich zur Umgestaltung seiner ganzen Wasser¬ 
versorgung entschließen mußte, war in der zunehmenden Verunreinigung 
des Tegeler Sees wie auch der Spree begründet. 

Grundwasserversorgung. 

Die Verunreinigung des Tegeler Sees war durch die Einleitung der 
Abwässer aus den nördlichen Vororten herbeigeführt. Die Regierung war 
der Ansicht, daß die kleinen Gemeinden nicht reich genug seien, Rieselfelder 
oder dergleichen zu schaffen, und gestattete trotz des Protestes der Stadt 
Berlin den Gemeinden Tegel und Reinickendorf die Einleitung der nach dem 
Rothe-Degen ersehen Kohlebreiverfahren geklärten Abwässer in den See. 

Die Gefahren, die dem Tegeler See durch die Einleitung der Abwässer 
aus der Gemeinde Tegel drohten, und deren Beseitigung aus ästhetischen 
Rücksichten geboten war, konnten — allerdings nur mit großen Kosten — 
dadurch beseitigt werden, daß diese Abwässer durch den großen gemauerten 
Entwässerungskanal des Werkes Tegel aufgenommen und weiter in die 
Spree abgeleitet wurden. Als aber die Gemeinde Reinickendorf in gleicher 
Weise die Ableitung ihrer Kanalisationswässer in den Tegeler See beantragte 
und ähnliche Anträge auch von anderen Gemeinden im Norden Berlins zu 
erwarten waren, erklärte die Regierung der Stadt, daß der Tegeler See 
unmöglich auf die Dauer rein erhalten werden könne und Berlin deshalb 
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der Umwandlung seines Wasserwerkes in eine Grundwasseranlage bald¬ 
möglichst näher treten müsse. 

Die Frage der Umwandlung des Tegeler Werkes ließ sich nicht hinaus- 
schieben. Der Bau eines Ableitungskanals für die Reinickendorfer Abwässer 
hätte der Stadt so viel gekostet, daß der Umbau des Tegeler Werkes vorzu¬ 
ziehen war. Auch der Umstand, daß die Entnahme des Seewassers der 
Stadt — wie für Müggelsee — nur widerruflich erteilt war, wie endlich 
die zunehmende Abneigung der Hygieniker gegen filtriertes Flußwasser 
sprachen gleichfalls dafür. 

Es mußte nun zunächst untersucht werden, ob gutes Grundwasser in 
genügender Menge vorhanden ist Die früheren Versuche hatten gezeigt, 
daß gegen die Qualität des Grundwassers nichts einzuwenden ist; un¬ 
bequem war nur sein Eisengehalt. Dieser Übelstand findet sich in der 
ganzen norddeutschen Tiefebene. Sowohl die Sande des Jungalluviums wie 
besonders die des darunter liegenden Diluviums enthalten neben Quarz 
zahlreiche durch rote und dunkle Färbung sich kennzeichnende Fragmente 
von EisenBilikaten. In der den Untergrund überlagernden Humusschicht 
befindet sich eine Menge in der Zersetzung begriffener organischer Stoffe, 
genau wie an der Bodenoberfläche. Das in die Tiefe sickernde Regenwasser 
nimmt schon in der Atmosphäre Sauerstoff und Kohlensäure auf. Bei der 
Berührung mit den in Verwesung begriffenen Pflanzenstoffen wird letztere 
noch wesentlich vermehrt; das Regenwasser gelangt also beladen mit Sauer¬ 
stoff, Kohlensäure und organischer Substanz in die Tiefe. Ein so zusammen¬ 
gesetztes Wasser besitzt eine so große lösende und zersetzende Fähigkeit, 
daß ihm keine der im Untergründe vorhandenen Gesteine auf die Dauer zu 
widerstehen vermag. Infolge dieses hydrochemischen Vorganges muß das 
aus solchen Ablagerungen gewonnene Wasser stets Eisen, und zwar gelöst 
in Form von Eisenoxydul, enthalten. Sobald das Wasser dann mit der Luft 
in Berührung kommt, trübt es sich infolge der Sauerstoffaufnahme, bis schließ¬ 
lich das Eisenoxydul in unlösliches Eisenoxyd umgewandelt ist und ausfällt. 

Das Eisen aus dem Wasser zu entfernen, bietet heute keinerlei Schwierig¬ 
keit mehr. Alle existierenden Verfahren laufen bekanntlich darauf hinaus, 
dem Wasser Luft zuzuführen und das ausgefällte Eisenoxyd, soweit es nicht 
vorher zurückgehalten ist, auf dem Filter abzuklären. 

Nicht so leicht zu beantworten war die Frage hinsichtlich der Menge 
des erforderlichen Wassers. Wie schon erwähnt, mußte für eine Einwohner¬ 
zahl von 2V 2 Millionen und einen Tagesverbrauch von 100 Liter pro Kopf 
auf eine Beschaffung von 250 000 Tagescubikmeter gerechnet werden. Mit 
Rücksicht darauf, daß nicht nur die Bevölkerungsziffer, sondern auch der 
Verbrauch pro Einwohner von Jahr zu Jahr zunimmt, und daß auch eine 
Anzahl Vororte von Berlin mit Wasser versorgt wird, muß auf einen Höchst¬ 
verbrauch von 450 000 cbm pro Tag und auf einen Jahresverbrauch von 
110 000 000 cbm gerechnet werden. 

Zu berücksichtigen ist ferner, daß die Nachbargemeinden Charlotten¬ 
burg 1 ), Schöneberg, Wilmersdorf, Lichtenberg, Pankow, Tegel, Reinicken- 


l ) Die die westlichen und südlichen Berliner Vororte (rund 753000 Einwohner) 
mit Grundwasser versorgende Aktiengesellschaft Charlottenburger Wasser- 
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dorf u. a. ihren Bedarf an Wasser dem Untergründe entnehmen und daß 
endlich noch eine größere Zahl kleiner Privatwasserwerke jährlich etwa 
40000000cbm Grundwasser pumpen. Soll also Groß-Berlin in Zukunft 
nur mit Brunnenwasser versorgt werden, so muß später auf eine Entnahme 
von jährlich etwa 200 000 000 cbm aus dem Untergründe gerechnet werden. 

Nach den Versuchen, die früher mit Flachbrunnen von höchstens 23 m 
Tiefe vorgenommen waren, durfte man nicht darauf rechnen, derartige 
Wassermengen aus dem Boden entnehmen zu können. Neuere Versuche 
mit etwa 50 m tiefen Rohrbrunnen, die in Tegel und später am nördlichen 
Ufer des Müggelsees ausgeführt wurden, zeigten indessen, daß die Entnahme 
so großer Mengen aus dem Untergründe sehr wohl möglich ist. Es fragte 
sich nur, ob es möglich sein würde, so große Mengen Brunnenwasser bis zu 
den Maschinen der vorhandenen Werke in Tegel und Müggelsee heranzu¬ 
holen oder mit anderen Worten, ob die vorhandenen Werke in ihrer vollen 
Ausdehnung bei der zukünftigen Grundwasserversorgung Verwendung finden 
könnten. Hätte das Grundwasser an verschiedenen, weit voneinander liegen¬ 
den Punkten gefaßt, hätten also neue Werke oder mindestens neue Hebewerke 
gebaut werden müssen, um das Wasser den vorhandenen Werken zuzuleiten, 
so wäre durch die erheblich höheren Baukosten vermutlich die Rentabilität 
der Berliner Wasserwerke in Frage gestellt worden. 

Bei der Tegeler Anlage B Und am Müggelsee war auch noch mit der 
Höhenlage der Schöpfpumpen zu rechnen, da die Maschinenhausfundamente 
ein Tiefersetzen nicht zuließen. Bei den Pumpen der Tegeler Abteilung A, 
welche von Hause aus für Brunnenbetrieb aufgestellt waren, kam dieser 
Punkt nicht in Frage. Da die alten, vor fast 30 Jahren verlegten Saugrohre 
sich als durchaus intakt und rein erwiesen, so brauchten nur die 23 alten 
Kesselbrunnen in 46 Rohrbrunnen von 50 bis 70m umgebaut, eine Ent¬ 
eisenungsanlage errichtet und die vorhandenen Filter zweckentsprechend 
geändert werden. Von den zehn Filtern wurden zwei als Vorklärbassins 
eingerichtet. Der Umbau vollzog sich verhältnismäßig schnell. Bereits 
Ende 1901 konnte dieser erste Teil der Tegeler Anlage (Abt. A) mit Brunnen¬ 
wasser in Benutzung genommen werden. 

Die Umgestaltung der Abteilung B erforderte eingehende Vorarbeiten. 
Mit der Theorie, daß das Grundwasser sich lediglich durch Versickerung 
des auf das Niederschlagsgebiet niedergehenden Regens bilde und daß man 
nicht mehr als die versickerte Regenmenge dem Untergründe entziehen 
könne, ließ sich nicht viel anfangen. Die Angaben, welche die verschiedenen 
Beobachter über Versickerung und Verdunstung macken, gehen weit aus¬ 
einander. 

Wir haben es hier in unserem Falle nicht mit einem begrenzten 
Niederschlagsgebiet zu tun, sondern mit einem mächtigen, ausgedehnten 
Wasserbecken, welches von weit her seine Zuflüsse erhält. 

Nach den Veröffentlichungen der geologischen Landesanstalt ist das 
heutige Spreetal ein Teil des alten Odertales, und dieses zog sich bis in die 

werke liefert zurzeit täglich durchschnittlich 60 000 cbm Wasser. Die Jahres¬ 
menge betrug 1905 rund 22 043 000 cbm und das Tagesmaximum (1. Juli 1905) 
121 000 cbm. Die Länge des Rohrnetzes beträgt zurzeit rund 968’5 km und die 
Zahl der angeschlossenen Grundstücke rund 16 000. 
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Gegend von Warschau hin. Hier stieß dasselbe mit dem alten Weichseltal 
zusammen. Westlich vereinigten sich Oder und Weichsel zwischen Friesack 
und Fehrbellin. Der westliche Teil des alten Odertales, den man auch wohl 
als Thorn - Eberswalder Tal bezeichnet, wird durchschnitten von dem von 
Norden kommenden Haveltal, das sich bis nach Spandau erstreckt und hier 
wieder mit dem alten Odertal zusammenkommt. An dem Zusammenfluß 
beider Täler liegt der Tegeler See. Alle diese Täler, welche mehrere Kilo¬ 
meter breit und etwa 50 m tief sind, nehmen noch heute die Wasserabflüsse 
der Gebirge auf, bis zu deren Fuß sie sich hinziehen, genau wie früher. 
Daß sie sich im Laufe der Jahrtausende von den Gebirgen her mit Sand 
und Kies gefüllt haben, trägt zur Erhaltung der Wassermengen bei. Die 
am Gebirge wesentlich stärkeren Niederschläge dringen schnell in die 
Spalten und die zutage liegenden grobporigen Sande ein und sind damit 
der anderenfalls sehr starken Verdunstung entzogen. 

In diesen Tälern ziehen heute Spree und Havel hin, ihr Bett ist nur 
etwa 5 m tief eingeschuitten. In der Nähe dieser Flüsse beobachten wir 
mit dem sich ändernden Wasserstand auch ein Steigen und Sinken des 
Grundwasserstandes. Das obere Grundwasser fließt dem Flusse fast recht¬ 
winkelig zu; aber auch das unter dem Strom befindliche Grundwassel* muß 
abfließen, da sein Bett Gefälle zum Meere hin hat. Wir haben somit beim 
Grundwasser nicht nur mit einer Bewegung rechtwinkelig zum Fluß, sondern 
auch parallel zu demselben zu rechnen. 

Sobald aber Brunnen bis auf die wasserführende Schicht abgeteuft 
werden, kann das Grundwasser in seiner ganzen Hohe zur Entnahmestelle 
strömen. Die vorher dem Zufluß entgegenwirkende Reibung ist geringer, 
und die Entnahme wird auf eine gewisse Strecke stromauf- und strom¬ 
abwärts ohne wesentliche Absenkung erfolgen können. Auf Grund dieser 
Überlegung konnten die für die Vorarbeiten geeigneten Stellen bestimmt 
werden. 

In Tegel war nur südlich vom Wasserwerk ein Gelände zur Verfügung, 
im Norden vom See, im Süden vom Spandauer Schiflahrtskanal begrenzt. 
Da in diesem der Wasserstand gewöhnlich l'20m tiefer steht als im See, 
so mußte man darauf rechnen, daß ein Teil des Grundwassers in den Kanal 
bzw. die Unterspree abfließt, die Havel also nur einen Teil aufnimmt. An¬ 
gestellte Untersuchungen haben diese Vermutung durchaus bestätigt. 

Die Ausdehnung der Brunnenanlage von Abteilung A des Werkes Tegel 
betrug nur 1300 m; für die Abteilung B wurde die Fassung auf Grund der 
Vorarbeiten auf 2300m Länge bemessen: eine Galerie von 1500m in süd¬ 
licher Richtung, die zweite von 800 m Länge nach Osten. Die Anzahl der 
ausgeführten Brunnen für die Abteilung B beträgt 72, ihre Tiefe durch¬ 
schnittlich 50 m, ihr gegenseitiger Abstand 32 m, ihre Beanspruchung in 
inax. 7 sec/l, während die 46 Brunnen der Abteilung A bis zu 11 sec/l bean¬ 
sprucht werden mußten. Die alten, langsam laufenden Balanciermaschinen 
und Pumpen, welche nur für eine Förderhöhe von 8 m gebaut waren, mußten, 
da die Förderhöhe vom Wasserspiegel des Sammelbrunnens auf den Rieseler 
18 m, also mehr als das Doppelte betrug, durch neue, ökonomischer arbei¬ 
tende und schneller laufende ersetzt werden. Ein Umbau der alten Ma¬ 
schinen wäre nicht zweckmäßig gewesen. Die nach Art der Skrubber in 
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Gasanstalten bzw. der Kondenswasser-Kühlvorrichtungen konstruierten, fast 
ganz aus Holz hergestellten Rieseler der Abteilung A hatten sich im Betriebe 
gut bewährt, und diese Bauart wurde deshalb — mit unwesentlichen Ände¬ 
rungen — auch für Abteilung B beibehalten. 

Die Filter der Abteilung B bedurften nur einer geringen Änderung. 
Wie in Abteilung A wurden auch hier zwei Filter als Vorklärbassins ein¬ 
gerichtet, um nicht den gesamten Eisenschlamm auf die Filter zu bringen. 

Der Entwurf für Abteilung B wurde im Juni 1902 von den Gemeinde¬ 
behörden genehmigt, und schon im Mai 1903 konnte die Anlage in Betrieb 
genommen werden. Der gesamte Umbau des Tegeler Werkes war damit 
beendet. 


Fig. 2. 



Die Vorarbeiten für den Umbau des Werkes Müggelsee waren in um¬ 
fassender Weise schon während des Tegeler Umbaues in Angriff genommen. 

Wie schon erwähnt, waren vom Müggelseewerk erst drei Viertel fertig¬ 
gestellt; der Ausbau des vierten Viertels war hinausgeschoben worden, weil 
inzwischen die Frage der Umwandlung in ein Grundwasserwerk wieder 
lebhaft erörtert worden war. Wenn auch der neu angelegte Oder—Spree- 
Kanal den Schiffsverkehr zum größten Teil von der Spree nach der Dahme 
abgelenkt hatte, für den See also von dieser Seite eine Verunreinigung nicht 
zu befürchten stand, so waren doch mehrfach recht unangenehme, teils den 
Geschmack des Wassers beeinträchtigende, teils die Filtration in erheblicher 
Weise erschwerende Verschmutzungen des Spreewassers durch die oberhalb 
des Werkes liegenden Fabriken herbeigeführt. Unangenehm war beim 
Müggelseewasser zeitweise auch die besonders im Frühjahr und Herbst auf¬ 
tretende, durch Auslaugung der Spreewaldmoore herbeigeführte gelbe Farbe, 
welche die Waschanstalten wiederholt zu Klagen veranlaßte. Da diese 
Farbe auf huminsaure Eisen Verbindungen zurückzuführen ist, so ließ sie 
sich ohne Anwendung von Chemikalien nicht beseitigen. Zur Verwendung 
derartiger Mittel konnte sich die Verwaltung der Wasserwerke erklärlicher- 
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weise nicht entschließen. Endlich mußte auch noch der Umstand berück¬ 
sichtigt werden, daß, wie schon erwähnt, die Stadt die Genehmigung zur 
Entnahme von Müggelseewasser nur auf Widerruf erhalten hatte. 

Ob nur das letzte Viertel als Grundwasserwerk erbaut oder ob das 
ganze Werk in ein solches umgewandelt werden sollte, hing von mancherlei 
technischen Erwägungen ab. Im ersteren Falle hätte man noch eine Reihe 
von Filtern und mindestens ein neues Schöpfmaschinenhaus bauen müssen. 
Für die Umwandlung des gesamten Werkes reichten dagegen die Schöpf¬ 
anlagen und die vorhandenen Filter aus, weil man Grundwasser erheblich 
schneller filtrieren kann als Seewasser. 

Ob es möglich sein würde, durchschnittlich 1*33 und in max. 2 sec/cbm 
Wasser aus dem Untergründe zur Stadt zu schicken, d. h. also mit Rück¬ 
sicht auf den Eigenbedarf des Werkes im Mittel 1*5 und in max. 2*3 bis 
2*5 cbm dem Untergründe zu entziehen, mußte durch eingehende Unter¬ 
suchungen festgestellt werden. Da im Süden des Werkes der See, im 
Westen der Ort Friedrichshagen liegt, so konnte für die Erschließung des 
Grundwassers nur das Gelände im Norden und Osten in Frage kommen. 

Durch Hunderte von Bohrungen wurde festgestellt, daß der Untergrund 
— ähnlich wie in Tegel — fast überall derselbe war: 12 bis 16m unter 
der Oberfläche eine 0*1 bis 3 m, vereinzelt allerdings bis zu 10 m starke, an 
manchen Stellen, besonders in der Nähe des Sees, aber ganz fehlende Ton¬ 
schicht, darunter eine bis 40 m starke, nach unten grober werdende und 
schließlich in Kies übergehende Sandschicht. Es folgt dann als Talsohle 
ein mächtiges Tonlager, dessen Stärke zwischen 65 und 100 m wechselt und 
das etwa 140 m unter Terrain von zwei Sandadern von 2 bzw. 4 m Stärke 
unterbrochen wird. Während in diesen beiden Sandschichten nur wenig, 
aber salzhaltiges Wasser vorhanden ist, bewegt sich, wie ausgedehnte Pump¬ 
versuche ergeben haben, in dem groben Sande und Kies etwa 40m unter 
der Oberfläche ein starker Strom ganz vorzüglichen Grund wassere. 

Zahlreiche bis zu 10 m Tiefe abgesenkte Beobachtungsrohre bewiesen, 
daß der Grundwasserstrom fast ausnahmslos senkrecht zum Fluß sich be¬ 
wegt. Sein Oberflächengefälle wurde bei Rahnsdorf bzw. Wilhelmshagen 
im Mittel auf 1 : 920, beim Wasserwerk auf 1:390 festgestellt. Daraus 
folgt, daß der mächtige Grundwasserstrom eine verhältnismäßig große Ge¬ 
schwindigkeit besitzt und daß also das Gelände in der Nähe des Wasser¬ 
werkes sich für eine Grundwasserfassung vorzüglich eignet. 

Ausgedehnte Pumpversuche bestätigten die aus den Untersuchungen 
gezogenen Schlüsse vollkommen. Es war mit großer Sicherheit aus ihnen 
zu entnehmen, daß eine etwa 9 km lange Grundwasserfassung die erforder¬ 
liche Wassermenge dauernd abzugeben vermag. Die Verhältnisse erwiesen 
sich hier noch günstiger als in Tegel. 

Nach den chemischen Analysen enthielt 1 Liter Wasser: 


Feste Rückstände (bei 120° getrocknet).*242 mg 

Chlor. 5*6 „ 

Ammoniak. 0*28 „ 

Eisen im Mittel. 1*12 „ 

Schwefelsäure. 16*8 ,, 

Salpetersäure 1 .0 

Salpetrige Säure f 
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Oxydierbarkeit (K Mn 0 4 ). 3 87 mg 

Geeamthärte. 9 *3° deutsch 

Bleibende Härte. 2*2° „ 

Vorübergehende Härte. 7*1° „ 

Temperatur, gleichmäßig. 10° C 


Die Möglichkeit, die dem Projekt zum Umbau des Werkes Müggelsee 
zugrunde gelegte Grundwassermenge von 2*5 sec/cbm zu beschaffen, durfte 
als erwiesen angesehen werden, und sie wurde auch in einem vom Direktor 
der Geologischen Landesanstalt, Prof. Beyschlag, unterm 19. Mai 1904 
erstatteten Gutachten bejaht. 

Der vom Baurat Beer aufgestellte Entwurf wurde hiernach von den 
städtischen Behörden genehmigt und schon im Sommer 1904 mit der Aus¬ 
führung begonnen. Die Baudispositionen sind so getroffen, daß in jedem 
Winter eine der drei Schöpfmaschinenanlagen umgebaut und im folgenden 
Frühjahr wieder in Betrieb genommen wird. 

Dank der günstigen Witterung in den verflossenen beiden Wintern 
konnte am 1. Mai 1905 das erste Drittel des Werkes mit Grundwasser in 
Betrieb gesetzt werden und im September — während der Cholerazeit — 
vorübergehend mehr als 100000 Tagescubikmeter an die Stadt abgeben. 
Auch im letzten Winter konnte der Umbau so gefördert werden, daß trotz 
mancher nicht vorherzusehender Zwischenfälle bereits am 12. April d. J. die 
zweite Maschinenanlage probeweise in Betrieb genommen und fast ununter¬ 
brochen auch erhalten werden konnte. Wir sind also in diesem Sommer 
schon in der Lage, vom Werke Müggelsee aus, wenn erforderlich, täglich 
etwa 150000cbm Brunnenwasser zu liefern, so daß die mit Oberflächen- 
waBser arbeitende dritte Abteilung nicht wesentlich mehr beansprucht zu 
werden braucht. Um sie bei stärkerem Bedarf jederzeit in Bereitschaft zu 
haben, ist eine gänzliche Außerbetriebsetzung untunlich; die Maschinen¬ 
anlage hat aber gewöhnlich nur Tagesbetrieb, während die Filteranlage 
ununterbrochen im Betriebe bleiben muß. Das diesjährige Sommermaximum 
wird meines Erachtens kaum 190 000 cbm erreichen. 

Wird alsdann im September d. J. die dritte Schöpfanlage zum Zweck 
des Umbaues der Bauabteilung übergeben, so hört damit die Lieferung von 
Seewasser gänzlich auf, und Berlin erhält dann in Zukunft ausschließlich 
Grundwasser, vorausgesetzt, daß sich die Anschauungen der maßgebenden 
Kreise im Laufe der Zeit nicht wieder ändern oder die Beschaffung des 
erforderlichen Grundwassers für Groß-Berlin nicht wider Erwarten auf 
Schwierigkeiten stößt. 

Im Frühjahr 1907 ist programmgemäß auch die dritte Schöpfanlage 
fertig und damit der ganze Umbau der Berliner Wasserwerke und, wie wir 
hoffen dürfen, ohne jede Betriebsstörung vollendet. 

Berlin darf alsdann im Bedarfsfälle auf eine tägliche Zufuhr von 
290000 cbm (90000 cbm von Tegel und 200 000 cbm von Müggelsee) 
rechnen. 

Es ist selbstverständlich, daß während des Umbaues und auch in den 
ersten Betriebsjahren manche Schwierigkeiten zu überwinden sein werden, 
auf welche im voraus nicht zu rechnen war. So einfach wie bei einem 
Oberflächenwasserwerk gestaltet sich der Betrieb eines Grundwasserwerkes 
mit einer auf viele Kilometer ausgedehnten Wasserfassung nicht, und es 
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ist besonders nicht leicht, bei dem überaus wechselnden Wasserbedarf die 
Heberleitungen stets zu entlüften bzw. in tadelloser Funktion zu erhalten. 

Hoffentlich werden aber auch diese Schwierigkeiten überwunden werden. 

Ich muß nunmehr etwas näher auf die einzelnen Teile des Werkes 
Müggelsee eingehen (Fig. 3 und Tafel I, Fig. 4). 

Die in der kgl. Forst liegenden Brunnenfassungen erstrecken 
sich über ein Gelände von 9 km Länge und 25 m Breite, das die Stadt 
Berlin dank dem Entgegenkommen der Staatsregierung käuflich erwerben 
konnte. Es kommen drei Brunnengalerien zur Ausführung. Mit Rücksicht 
darauf, daß die Oberfläche des Grundwassers in nördlicher Richtung um 


Fig. 3. 



fast 2 m ansteigt, konnten zwei Galerien parallel angeordnet werdenj eine 
neben der vom Wasserwerk nach Rahnsdorf führenden Chaussee und eine 
zweite auf der Südseite der Niederschlesisch-Märkischen Eisenbahn, eine 
dritte Galerie an der Ostgrenze des Werkes, dann dem Druckstrang folgend 
und schließlich nach Westen in das Gestell C einbiegend. 

Die letztgenannte Galerie A mit einer Länge von 2740 m erhält 
103 Brunnen von einer Höchstleistung von 778 sec/1 bzw. einer Tages¬ 
leistung von 67 220 cbm. 

Die Galerie B (an der Bahn) ist etwa 4600 m lang und hat 169 Brunnen 
mit einer Höchstleistung von 1093 sec/l oder 94 430 Tagescubikmeter. 

Die Galerie C (an der Chaussee) hat eine Länge von 2240m und 
insgesamt 78 Tiefbrunnen mit einer Höchstleistung von 639 sec/l oder 
55 200 Tagescubikmeter. 
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Die Gesamtzahl der Brunnen ist vorläufig auf 350 festgesetzt, und ihre 
Beanspruchung beträgt im Höchstfall vorderhand 6*46 bis 8*2 sec/l pro 
Brunnen. Zurzeit sind bereits mehr als 260 Brunnen im Betriebe. 

Die WasBerfassung ist so angeordnet, daß je 8 bis 11 Brunnen zu einer 
Gruppe zusammengefaßt sind. Jedes Gruppenrohr in einer Lichtweite von 
200 bis 500 mm Durchmesser ist durch einen Schieber vom Hauptheberrohr 
absperrbar (Tafel I, Fig. 5 bis 7). 

Die Tiefbrunnen bestehen aus 23 cm weiten verzinkten, nahtlosen 
schmiedeeisernen Röhren, die je nach dem Boden 40 bis 50 m tief versenkt 
wurden. In ein solches Mantelrohr wird ein zweites, kürzeres, 15 cm weites, 
gegen das erste später durch einen Gummiring abgedichtetes Rohr eingesetzt, 
welches in das durchschnittlich 13 m lange Filter ausläuft. Das Filter ist 
siebartig gelocht und mit einem verzinkten Kupferdrahtgewebe umhüllt; es 
kann mit seinem Aufsatzrohr bei etwaiger Verschlammung nach Bedarf 
herausgezogen und nach der Reinigung wieder eingesetzt werden. Für diese 
Arbeiten muß das Mantelrohr gesenkt und gehoben werden können; es ist 
daher durch ein besonderes, in der Sohle des Brunnenkessels einbetoniertes 
Gußrohr geführt und gegen dasselbe abgedichtet. Das Mantelrohr trägt an 
seinem oberen Ende eine Absperrvorrichtung mit angehängtem 150 mm 
weitem Saugrohr, außerdem ein Peilrohr. Die Länge der Saugrohre schwankt 
zwischen 8*5 und 10 m und ist so bemessen, daß niemals Luft in die Heber¬ 
leitung eintreten kann. 

Jeder Rohrbrunnen ist am Kopf mit einem gemauerten Brunnenkessel 
umgeben, dessen Sohle, wie erwähnt, aus Beton hergestellt ist. Um ein 
Senken des Mantelrohres zu verhindern, ist dasselbe mit der Absperrvor¬ 
richtung an eisernen Trägern aufgehängt, die in die Kesselwände ein¬ 
gemauert sind. An die Absperrvorrichtung schließt sich die 200 mm weite 
Saugleitung an. Das Einsteigen Unbefugter zu verhindern, sind die ge¬ 
mauerten Brunnenköpfe mit sicheren Verschlüssen versehen. 

Um ein Versanden der Brunnen und ein Mitreißen der feinen Sande 
während des Betriebes möglichst zu verhüten, sind die Filterkörbe nicht — 
wie sonst üblich — mit feinem Tressengewebe (Schützenbergerscher Gaze), 
sondern mit einem der jeweiligen Korngröße des Sandes angepaßten Draht¬ 
gewebe von 1 bis 2 mm Maschenweite umgeben. Zwecks Entsandung des 
Brunnens wurden demselben dann mit Hilfe einer Zentrifugalpumpe minde¬ 
stens 40 sec/l, d. h. also das Fünffache des normalen Wasserquantums ent¬ 
nommen, und dabei wurde ständig mittels Druckwasserspülung der feine 
Sand in der Umgebung aufgerührt. Die Entsandung wurde so lange fort¬ 
gesetzt, bis das der Pumpe entströmende Wasser dauernd klar und sandfrei 
blieb. Bei dieser auch an anderen Orten (z. B. Charlottenburg) schon be¬ 
währten Methode darf man mit einiger Sicherheit darauf rechnen, daß man 
weder Sand auf die Rieseler pumpt, noch in absehbarer Zeit eine Ver¬ 
stopfung der Filtergaze erhält. 

Die mit 500mm Durchmesser beginnenden, nach dem Werke hin all¬ 
mählich ansteigenden und dort 1200 bzw. 1100 mm weiten Haupt- bzw. 
Heberleitungen der drei Galerien münden in einen gemeinsamen 8 m weiten 
und 10m tiefen Sammelbrunnen, von dem drei getrennte 1200mm 
weite Saugleitungen nach den Pumpenkellern der Schöpfmaschinenhäuser 
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führen. Jede der drei Heberleitungen ist mit jedem der drei Maschinen¬ 
häuser durch ein an den Heberscheitel anschließendes, 150 mm weites Ent¬ 
lüftungsrohr verbunden, um die mit dem Wasser mitgerissene Luft entfernen 
und die Heberwirkung intakt erhalten zu können. In jedem Maschinen- 
hause waren für diesen Zweck ein bis zwei besondere schnell gehende Luft¬ 
pumpmaschinen vorgesehen. Um das Mitreißen von Wasser wirksam zu 
verhüten, sind die Entlüftungsrohre im Sammelbrunnen mit einer etwa 9 m 
hohen Schleife versehen (Tafel I, Fig. 8 u. 9). 

Nach den bisherigen mehr als einjährigen Erfahrungen kommen wir 
gewöhnlich mit den Kondensatorpumpen für die Entlüftung der Heber¬ 
leitungen aus. Bisher haben wir die Entlüftungspumpen nur beim Anschluß 
neuer Hauptrohrstrecken in Betrieb zu setzen brauchen. Bei tieferen Ab¬ 
senkungen des Grundwasserspiegels werden diese Pumpen später voraus¬ 
sichtlich häufiger in Funktion treten müssen. 

Die Achse der Heberleitung steigt bei Galerie A um 0*96 m (1 : 3513), 
bei Galerie B um 1*47 m (1 :3108) und bei Galerie C um 0*54 m (1:3790). 

Zur Bestimmung der Höhenlage der Heberrohre sind Absenkungen von 
durchschnittlich 4*5 m zugrunde gelegt. 

Die Schöpfmaschinen, welche früher das Seewasser nur auf die Filter 
(etwa 8 m) zu heben hatten, haben jetzt das Brunnenwasser auf die Rinnen 
der Rieseler zu heben, also eine Förderhöhe von 16 bis 19m zu über¬ 
winden. Die Pumpen waren deshalb umzubauen, zum Teil durch neue zu 
ersetzen; die Dampfmaschinen waren nur in einzelnen Teilen zu ver¬ 
stärken, um mit einer um ein Drittel höheren Dampfspannung (8 Atm.) die 
Arbeit leisten zu können. Die Maschinen arbeiteten früher mit je 40 PS, 
für den Brunnenbetrieb sind dagegen 90 bis 100 PS erforderlich. 

Der Eisengehalt des Brunnenwassers ist selbstredend nioht ganz 
konstant; er wechselt je nach dem Grundwasserstande und der Beanspruchung 
der einzelnen Brunnen. In Tegel stieg er im Anfang von 1*1 auf 1*8 mg/1 
und ging allmählich wieder auf 1*3 mg zurück. In Müggelsee fand sich 
bei der Untersuchung der einzelnen Brunnen beim Probepumpen im Liter 
0*02 bis 25 mg Eisen, beim regulären Betriebe zeigte das Mischwasser etwa 
1 bis 1*2 mg/1, und diese Menge ist auch jetzt noch vorhanden. 

Der Oxydationsprozeß beginnt erklärlicherweise schon im Heberrohr, 
dessen oberer Teil mit Luft erfüllt ist. Auf dem Wege durch die Pumpe 
und den Rieseler setzt er sich fort (Tafel II, Fig. 10 bis 12). 

Die Berliner Rieseler sind, wie schon erwähnt, ganz aus Holz her- 
gestellt. In Müggelsee besteht jeder der 4 Rieseler aus 2 Abteilungen, jede 
Abteilung ist in fünf Kammern zerlegt und hat für die Zuleitung des Wassers 
ein besonderes Steigrohr. Die Rieseler-Gerüste für die einzelnen Kammern 
sind 10 m lang, 5 m breit und 3 m hoch und sind von allen vier Seiten zu¬ 
gänglich. Das im 610 mm weiten Steigrohr des Rieselers ankommende 
Wasser gelangt zunächst in eine die ganze Abteilung durchziehende eiserne 
Hauptrinne (1*00 X 1*00 m) und von dieser durch Regulierschützen in die 
Gruppenrinnen, die sich nur über die Kammerbreite erstrecken. Durch 
einzelne hölzerne Schützen wird es in die Verteilungsrinnen gebracht, von 
denen je fünf eine Kammer in der ganzen Länge durchziehen. Durch den 
Boden der Verteilungsrinnen gelangt das Wasser in kleinere Rinuen, welche 
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rechtwinkelig zu letzteren gelagert sind, und aus diesen fällt es in Tropfen 
auf die darunter befindlichen, kreuzweise übereinander gestapelten, aus 
13 mm starken kiefernen Brettchen bestehenden Hürden. 

Aus den Verteilungsrinnen (34 X 32 cm), in denen sich verhältnis¬ 
mäßig viel Eisen absetzt, wird dasselbe von Zeit zu Zeit herausgenommen. 
Aus den kleinen Rinnen und Hürden wird es durch eine sehr kräftige Spü¬ 
lung von den Verteilungsrinnen aus beseitigt. Zu dem Zweck wird das 
Wasser in der Verteilungsrinne so angestaut, daß es über die dreikantig 
geschlitzten Seitenwände strömt. Nötigenfalls können die Rieseler auch 
durch Druckwasser mittels Schlauch gereinigt werden. 

Der größte Teil des Eisens bleibt im Rieseler zurück, häufig geht kaum 
ein Zehntel noch als Oxydul zum Filter. Das Filtrat ist gewöhnlich ganz 
eisenfrei; nur hin und wieder werden noch Spuren in demselben gefunden. 

Für den Gesamtbedarf der Stadt, deren zukünftige Einwohnerzahl nach 
vollständiger Bebauung des Weichbildes auf 2*7 Millionen angenommen ist, 
war im ursprünglichen Entwurf für Müggelsee - Lichtenberg ein täglicher 
Höchstverbrauch von 100 Liter pro Kopf angenommen. Diese Zahl stimmt 
aber heute nicht mehr. In den letzten Jahren ist der Verbrauch wesentlich 
gestiegen un4 hat im letzten Sommer für die Niederstadt bereits 145 Liter, 
für die Hochstadt 110 Liter erreicht. 

Diese Zahlen stellen aber lediglich die Entnahme aus der städtischen 
Wasserleitung dar; die in kleineren Privatanlagen, besonders für industrielle 
Zwecke, teils aus den Flußläufen, teils aus dem Untergrund geschöpften 
Mengen sind hierin nicht enthalten. Auf Grund verläßlicher Schätzungen 
darf man die Gesamtmenge, welche auf diese Weise noch nebenbei täglich 
gefördert wird, auf durchschnittlich 110000 cbm annehmen, so daß als 
Durchschnittsverbrauch der zwei Millionen Einwohner pro Kopf und Tag 
zurzeit in Berlin 85 + 55 = 140 Liter angenommen werden können. 

Wie der Wasserverbrauch im Laufe der Jahre zugenommen hat, zeigt 
nachstehende Übersicht: 


Jahr i 

An¬ 

geschlossene 

Grundstücke 

Gesamte 
in die Stadt 
geförderte 
Wassermenge 
cbm 

Ver¬ 
brauch 
pro Kopf 
u. Tag 
Liter 

Gesamte Wassermenge 
pro Tag 

größte | geringste 

1857 

i 

669 

2 462 836 

224 

_ 

_ 

1862 

2 359 

3 919 820 

101 

18 246 

5 830 

1867 

5 500 

9 213 950 1 

104 

34 353 

16 068 

1872 

7 524 

13 953 070 

79 

54 575 

24 107 

1876 

9 649 

17 537 030 

90 

62 468 

33 677 

1877 

12 365 

20 545 850 

90 

76 210 

37 210 

1882 

16 876 

22 434 532 

64 

82 010 

46 557 

1887 

19 193 

30 877 360 

65 

119 215 

61 606 

1892 

22 638 

40 035 922 

67 

163 976 

75 645 

1897 

24 662 

49 882 328 

, 78 

202 385 

94 510 

1902 

26 525 

55 142 646 

79 

218 220 

104 011 

1904 

27 806 

( 60 861 335 

84 

251 174 

109 793 
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Der anfänglich hohe Verbrauch pro Kopf dürfte hauptsächlich eine 
Folge der vielen Rohrbrüche sein, die in den ersten Wintern wegen zu 
flacher Lage des Rohrnetzes erfolgten. 

1874 ging das Werk an die Stadt über, 1877 wurde die Erweiterung 
in Betrieb genommen. 

Wie die Länge des Stadtrohrnetzes gewachsen, zeigt folgende Tabelle: 


Datum | 

8tadtrohrnetz (Verteilung) 

1 1,1 

1 Meilen 

31. Dezember 

1856 

171 848 

22*9 


1873 i 

250 675 

33*4 

31. März 

1882 

525 166 

70 

n 

1885 

579 319 

77*24 

,, 

1890 

683 314 

91*0 


1895 

| 801 256 

107 


1900 

1 900 670 

120*1 

n 

1904 

1 000 682 

133*3 


Es entspricht somit die gegenwärtige Länge des Berliner Stadtrohr* 
netzes der Entfernung von Königsberg i. Pr. nach Cöln. 

Wenn das Werk Müggelsees bis zum Mai 1907 auf eine Grund¬ 
wasserentnahme von 2*5 sec/cbm ausgebaut sein wird, bleiben nach 
Abzug des Eigenbedarfes etwa 195 000 cbm für die Abgabe an die Stadt 
übrig. 

Eine neulich von mir vorgenommene Untersuchung hat aber gezeigt, 
daß wir mit Anspannung aller Reserven und nach Verlegung eines dritten 
Druckstranges die Lieferfähigkeit des Werkes bis auf etwa 228 000 cbm 
bringen können, so daß der Stadt Berlin alsdann rund 315 000 cbm Wasser 
täglich zur Verfügung ständen, eine Menge, welche für mehr als 2 1 /« Mil¬ 
lionen Einwohner ansreichen würde. 

Für einige Jahre reichen die jetzigen Werke somit noch aus. Aber 
schon sind die Vorarbeiten für ein neues Werk im Gange, so daß ein 
Wassermangel für die Stadt vorläufig nicht zu befürchten steht. 

Die Aufgabe des Direktors der Wasserwerke, Berlin jederzeit gutes 
Wasser in genügender Menge zu liefern, ist keine leichte, und sie ist um so 
schwieriger, als das Wasser auch richtig verteilt werden muß. Bei der 
ständigen regen Bautätigkeit muß genau verfolgt werden, auf welche Stadt¬ 
teile der Bevölkerungszuwachs sich erstreckt, um rechtzeitig die Erweiterung 
bzw. Verstärkung des Rohrnetzes dort vornehmen zu können. 

Seit 1900 hat die Einwohnerzahl der sog. Niederstadt fast gar nicht 
zugenommen. Während die Außenbezirke von Jahr zu Jahr sich ausdehnen, 
werden in der Niederstadt die Wohnhäuser allmählich durch Geschäftshäuser 
ersetzt. Wie aus der nachfolgenden Zusammenstellung hervorgeht, findet 
eine nennenswerte Zunahme der Bevölkerung zurzeit fast nur noch in der 
Hochstadt (vor dem Schönhauser Tor und in der Gegend des Friedrichs¬ 
haines) statt. 
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Jahr 

Niederstadt 

Einw. 

Hochstadt 

Eiuw. 

1901 

1 452 500 

438 400 

. 1902 

1 453 100 

452 400 

1903 

1 447 600 

484 000 

1904 

1 458 000 

512 700 

1905 

| 1 459 300 

542 300 


Diesen Verhältnissen muß natürlich die Wasserwerks Verwaltung Rech¬ 
nung tragen und rechtzeitig für eine Erweiterung des Rohrnetzes in den 
betreffenden Bezirken sorgen. 

Die beiden Direktoren, welche bisher an der Spitze der Berliner Wasser¬ 
werke gestanden, Henry Gill und Ed. Beer, beides hervorragend tüchtige 
Ingenieure, haben die ihnen gestellte Aufgabe glänzend durchgeführt. Gill, 
der fast 40 Jahre Direktor der Berliner Wasserversorgung gewesen ist, hat 
die Betriebseröffnung der Werke Müggelsee - Lichtenberg, seiner letzten 
Schöpfung, leider nicht mehr erlebt. Wenige Tage vor deren Inbetrieb¬ 
setzung wurde er zu Grabe getragen. Beer, der unter der Oberleitung 
von Gill die umfangreichen Bauten zur Lieferung von filtriertem Seewasser 
(Tegel B und Lichtenberg-Müggelsee) ausgeführt hat und nach dessen Tode 
1893 sein Nachfolger wurde, hat sich besonders dadurch um die Stadt ver¬ 
dient gemacht, daß er die Vorarbeiten für eine Grundwasserversorgung 
Berlins wieder aufgenommen und erfolgreich zu Ende geführt und auf Grund 
derselben alsdann die Umwandlung der gesamten Versorgung in verhältnis¬ 
mäßig kurzer Zeit und ohne Betriebsstörung zur Durchführung gebracht 
hat. Der im Januar d. J. erfolgte Tod des Baurats Beer ist für die Stadt 
ein schwerer Verlust. Wie dem verewigten Direktor Gill, war es auch 
ihm nicht vergönnt, sein Werk noch fertiggestellt zu sehen. 
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Dr. med. Alexander Hinterberger: Ist unser Gymnasium eine 
zweckmäßige Institution zu nennen? Wien, Wilhelm 
Braumüller, 1905. gr. 8°. 115 S. Preis 1*50 M. 

Wenn auch die angezeigte Schrift speziell österreichische Verhält¬ 
nisse zur Grundlage hat, so ist sie dennoch von allgemeinem Interesse, weil 
der Ruf nach einer Reform der Gymnasien nicht auf Österreich allein be¬ 
schränkt ist. Daß eine gründliche Änderung in den Lehrplänen der 
Gymnasien nottut, hat schon Lorinser im Jahre 1836 in seiner berühmten 
Streitschrift : „Zum Schutze der Gesundheit in den Schulen“ bewiesen, und 
Löwenthal hat in seiner im Jahre 1887 erschienenen Arbeit: „Grundzüge 
einer Hygiene des Unterrichts 11 sogar für die von ihm empfohlene Einheits¬ 
schule einen vollständigen Lehrplan entworfen, der sich im wesentlichen 
mit den von den zahlreichen neuen Reformen aufgestellten Forderungen deckt. 

Daß der Arzt bei der Reform des Unterrichtswesens ein gewichtiges 
Wort mitzureden hat, muß an dieser Stelle wohl nicht erst bewiesen werden, 
handelt es sich doch bei allen Reformen in erster Linie um eine Hygiene 
des Unterrichtes; daß aber die gesundheitlich gewiß berechtigten Forde¬ 
rungen der Ärzte die allein maßgebenden sein müssen, wie es in den 
meisten der ärztlichen Streitschriften bezüglich der in Frage kommenden 
Lehrplanänderung verlangt wird, vermag ich, trotzdem ich selbst Arzt bin, 
nicht einzusehen. So wichtig auch die Rücksicht auf die Gesundheit der 
Schuljugend ist, die geistige Ausbildung der Schuljugend darf dabei nioht 
Gefahr laufen, und es ist gerade die wichtigste Aufgabe der Schulhygiene, 
Mittel und Wege anzugeben, wie die Erreichung des pädagogisch not¬ 
wendigen Lehrzieles ohne wesentliche Schädigung der Gesundheit 
der Schuljugend ermöglicht werden kann. Dieses „notwendige Lehr¬ 
ziel“ zu umgrenzen, ist aber meiner Ansicht nach Sache des Pädagogen: 
wir Ärzte können wohl auch darüber Vorschläge erstatten, ob aber diese 
Vorschläge in praxi wirklich durchführbar sind, das zu entscheiden, entzieht 
sich unserer Kompetenz und die Überbürdungsfrage wird sich ebenso wie 
die Frage der Reform des Unterrichtswesens nur im Einvernehmen von 
Ärzten und Pädagogen lösen lassen. 

Die beiden erwähnten Fragen hängen eng miteinander zusammen und 
ihre Lösung ist eine dringende und kaum mehr aufzuschiebende: jeder 
neue Anstoß nach dieser Richtung ist nur zu begrüßen, und so verdient 
auch die Streitschrift Hinterbergers, wenn man auch nicht allen An¬ 
schauungen des Verfassers beizustimmen vermag, volle Beachtung, und es 
wäre im Interesse der Sache zu wünschen, daß erfahrene Pädagogen, welche 
den modernen Zug der Zeit begreifen und würdigen, die Vorschläge des 
Verfassers (und der anderen die Reform des Unterrichtswesens fordernden 
Ärzte, z. B. Hueppea, der in seiner Arbeit zu ähnlichen Resultaten gelangt 
wie Hinterberger) vorurteilsfrei kritisieren und auf die Durchführbar- 

Vierteljahrsschrift für GemmdliPitsptlotie, 19 og. 
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keit prüfen würden. In einem Referate ist es selbstverständlich aus Raum¬ 
rücksichten nicht möglich, so wichtig auch die Sache ist, um die es sich 
hier handelt, in Details einzugehen; Referent kann nur in großen Zügen eine 
flüchtige Skizze von dem Inhalte der Streitschrift Hinterbergers entwerfen. 

Hinterberger behauptet, daß ein absolvierter Gymnasiast bei dem 
gegenwärtigen Unterrichtsplane nicht ein für seine Jahre genügend all¬ 
gemein gebildeter Mensch genannt werden kann; dem normalen Buben 
ist das Lernen von Latein und Griechisch eine ihm aufgezwungene Arbeit, 
das Lesen des „Buches der Erflndüngen“ ein Vergnügen. Wenn schon das 
Erlernen einer Sprache den Geist in besonderer Weise schulen soll (was 
Verfasser zugibt, ohne daß es bewiesen wäre), warum soll das gerade bei 
Latein und Griechisch allein der Fall sein? 

Hinterberger stellt für die Umgestaltung des Mittelschnlwesens 
folgende leitende Gesichtspunkte auf: 1. Man ermögliche es, daß ein absol¬ 
vierter Bürgerschüler, etwa nach einer einjährigen Ausbildung an einer 
speziellen Vorbildungsschule (für Sprachen usw.), in die oberen Klassen der 
Mittelschule übertreten kann. 2. Man schaffe eine ganz neue, einheitliche 
achtklassige Mittelschule, in welcher erst vom Beginne des dritten Jahrganges 
an Sprachen und dann nur moderne Sprachen — eventuell auch eine 
internationale Kunstsprache nach Ostwalds Vorschlägen bezüglich einer 
Weltsprache — gelehrt werden, eine Schule, in welcher die Beherrschung 
der Muttersprache in Wort und Schrift sorgfältig gepflegt wird, in welcher 
so viel, aber auch nur so viel gelehrt wird, daß deren Absolventen wirk¬ 
lich allgemein gebildete Menschen sind. 3. Man gewähre den künftigen 
Theologen, Philologen, Juristen und Historikern je nach Bedürfnis eine 
etwa ein- bis zweijährige weitere Vorbereitung für die Hochschule im An¬ 
schluß an die Mittelschule durch Unterricht in den für sie nötigen alten 
Sprachen in eigens zu diesem Zwecke zu gründenden Sprachschulen. 

Deutschland hat neunklassige Mittelschulen, man könne sonach auch 
in Österreich das Mittelschulstudium auf neun, für zukünftige Theologen 
und Altphilologen auf zehn Jahre ausdehnen, für die beiden letzteren 
wären diese zwei Jahre schon als ein Teil der fachlichen Ausbildung zu 
betrachten. Ein bis zwei Jahre Zeit wäre nach Ansicht des Verfassers 
vollkommen genügend, um Latein bzw. Latein und Griechisch in einem 
ziemlichen Ausmaße zu erlernen. Man schütze den zukünftigen Mediziner, 
Naturhistoriker, Mathematiker, Techniker usw. und jene, welche im Laufe 
der Mittelschulzeit verunglücken und ins praktische Leben hinausgehen, 
vor einer Arbeit, die für sie ebenso schwer wie nutzlos ist. Eine täg¬ 
liche Turnstunde, Errichtung von Jugendwehren, ja sogar Uniformierung 
(! ? Ref.) der Mittelschüler und Paraden derselben, wöchentlich mindestens 
ein gemeinsamer Ausflug hätten nach der Ansicht des Verfassers weit mehr 
Nutzen für den Gymnasiasten als die Übersetzung ganzer Bücher von 
Livius und diverse präparierte Gesänge des Vater Homer. In Deutschland 
erwirbt ein Gymnasiast das Reifezeugnis in 20000 bis 25 000 Schul- und 
650 Turnstunden, in England mit 16 500 Schul- und 4500 Turnstunden: 
der Deutsche hat etwa 3 Proz., der Engländer etwa 27 Proz. Turnstunden. 
Vielleicht, sagt Hinterberger, hat der Engländer wirklich etwas zu viel 
Turnstunden, sicher hat aber der Deutsche zu wenig. 
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Der Verfasser fordert weiter, daß Hygiene, Musik und. die Lehre 
vom Staat mit in den Lehrplan der Gymnasien aufgenommen werden. 

Den jüngeren der klassischen Philologen belasse man ihren vollen 
Gehalt als Stipendium für zwei bis drei Jahre Hochschulstudium für moderne 
Sprachen (eventuell eine internationale Kunstsprache) oder für Geschichte 
und verwende diese Lehrer weiter an den geänderten Mittelschulen in diesen 
Fächern. Hinterberger tritt — merkwürdigerweise muß man sagen — 
für die Beibehaltung der Abschlußprüfungen, auch der Maturitätsprüfung 
ein, welche die einzige ist, die wirklich zeigt, ob ein Schüler während seiner 
Mittelschulzeit etwas gelernt hat. Die Maturitätsprüfung sollte sogar viel 
genauer genommen werden, mehr Gegenstände umfassen, mehr Klausur¬ 
arbeiten, aber anonyme, nur mit Kennwort unterzeichnet, haben. 

Schließlich hebt Hinterberger hervor, daß man sogar mit der klassi¬ 
schen Philologie einen ehrlichen Frieden schließen könnte, wenn die Art 
und Weise des Lehrens eine von Grund aus verschiedene wäre. Wenn man 
Latein und Griechisch nur bis zur Fähigkeit der Übersetzung der Autoren 
betreiben würde, könnte man eventuell auch im Rahmen einer neuen Mittel¬ 
schule noch Platz für etwas Latein und Griechisch finden. 

Sehr konsequent scheint dem Referenten dieses Zugeständnis nach den 
vom Verfasser versuchten zahlreichen „ Beweisen “ bezüglich der Entbehr¬ 
lichkeit der alten Sprachen nicht zu sein. Altschul (Prag). 


Prof. Dr. Jessen, Straßburg: Gesunde und kranke Zähne. Eine 
Wandtafel. Straßburg i. E., L. Beust. 

Wer in seinem Berufsleben mitten im Getriebe des Alltags steht und 
offene Augen für die Beobachtung dieses Getriebes hat, der wird bald zu 
der Überzeugung kommen, daß die in der Studierstube und in Ämtern, gewiß 
in der löblichsten Absicht sorgfältig ausgearbeiteten „ Belehrungen u zur 
Verhütung von Krankheiten nur einen sehr begrenzten Wert haben. 

Der Gebildete wird sie lesen und vielleicht für kurze Zeit im Ge¬ 
dächtnis behalten, die Masse des Volkes, für welche diese Belehrungen 
eigentlich gedacht sind, wird sie entweder gar nicht lesen, oder wenn sie 
dieselbe aus Neugierde einmal flüchtig gelesen hat, noch am selben Tage 
vergessen. Dennoch können wir im Kampfe gegen Volkskrankheiten die 
Belehrung nicht völlig entbehren; aber wenn sie wirksam sein soll, muß sie 
so oft als möglich wiederholt werden, das lebendige Wort muß unterstützend 
mitwirken — und den Abbildungen muß, wo sie irgendwie angebracht 
werden können, Raum gewährt werden. Nicht umsonst bedient sich selbst 
der redlichste Kaufmann auffallender Plakate mit Bildern als Reklame 
für seihe Ware, und wenn wir in den breitesten Volksschichten Reklame 
für die Volksgesundheit machen wollen, dann dürfen wir im Interesse 
der Sache nicht zu stolz sein, diese erprobte Methode mit zu verwenden. 

Den fruchtbringendsten Boden für derartige Belehrungen bietet die 
Schule, bei welcher die auch im Elternhause mächtige Autorität des Lehrers 
sehr nachhaltig zu wirken vermag; und wenn durch geschickte Abbildungen, 
welche in Wandtafeln täglich dem Auge vorgeführt werden, diese Belehrun¬ 
gen unterstützt werden, dann wird ein tatsächlicher Nutzen zu erzielen sein. 

39* 
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Es ist deshalb eine gute Idee des um die Einführung der Zahnhygiene 
in die Schule hochverdienten Straßburger Professors Jessen, das Wichtigste 
aus dem Gebiete der Zahnhygiene in einer geschickt entworfenen und 
trefilich ausgeführten Wandtafel den Schülern in Wort und Bild tatsächlich 
ad oculos zu demonstrieren. Derartige Tafeln werden gewiß berücksichtigt, 
und namentlich, wenn ein Schüler Zahnschmerzen hat, wird er die Bilder 
nicht übersehen. 

Die Jessen sehe Tafel, welche 1 m breit und 78 cm hoch ist, ver¬ 
anschaulicht in der oberen Reihe ein Milchzahngebiß und das Gebiß 
eines dreißigjährigen Mannes — der Text gibt das Lebensalter an, in 
welchem die einzelnen Zähne zum Durchbruch gelangen; dann wird an 
Längsschliffen durch einen Schneide- und einen Backenzahn der Bau des 
normalen Zahnes dargestellt und textlich kurz erläutert; weitere Bilder 
zeigen die Entzündung der Pulpa und die Entzündungen der Wurzelhaut 
infolge Caries — der Text macht in knapper Form auf die Folgen dieser 
Krankheiten aufmerksam —, und die unterste Reihe der Abbildungen stellt 
in überaus wirksamem Kontrast kariöse Gebisse vor und nach der Be¬ 
handlung gegenüber. 

Die JessenBche Wandtafel sollte in keiner Schule, ja in keiner Schul¬ 
klasse fehlen. Alt sch ul (Prag). 

Tuberkulin und Organismus, eine kritische und literarische Studie 
zur Wertung des Alttuberkulins in der Gegenwart nach biologischen 
Gesichtspunkten und auf Grund der bisherigen Erfahrungen, von 
Dr. med. F. Köhler. Jena, Gustav Fischer. 

Über das Alttuberkulin ist gerade in den letzten Jahren außerordent¬ 
lich viel veröffentlicht, nachdem dies anfänglich so übertrieben bewertete, 
dann aber sicher zu Unrecht fast völlig diskreditierte Mittel in Diagnose 
und Therapie wieder vielfach zur Anwendung gekommen ist. Aber Köhler 
hat durchaus recht, wenn er behauptet, daß es sich bei diesen Veröffent¬ 
lichungen nicht mehr um die Darstellung der Erfahrungen der einzelnen 
als um eine zusammenfassende Beurteilung „auf breiter physiologischer 
Basis" handelt. Diese große Lücke sucht nun Köhler auszufüllen und 
„gewissermaßen den Entwurf zu einer physiologischen Pathologie des tuber- 
kulinisierten Organismus" zu schaffen. Recht gut ist ihm dies gelungen, 
soweit es sich bei Lösung dieser Aufgabe um „chemisch-pathologische" und 
„pathologisch-anatomische" Fragen handelt, während im „klinischen Teil" 
der Abhandlung doch zuweilen, trotz des Strebens nach objektiver Kritik, 
der eigene ablehnende Standpunkt des Verfassers etwas zu stark hervortritt. 
So kommt Verfasser auch zu einer recht geringen Wertbemessung des 
Tuberkulins als diagnostisches wie als therapeutisches Hilfsmittel. Immerhin 
erscheint aber auch die in diesem Abschnitt durchgeführte kritische Be¬ 
handlung dieser so wichtigen Frage — Verwendung des Alttuberkulins in 
Diagnose und Therapie — ungleich wertvoller als die kritiklose Über¬ 
schätzung dieses Mittels, der man jetzt wieder so vielfach begegnet. 

Im ganzen ein Buch, dessen Lektüre jedem Arzte aufs wärmste emp¬ 
fohlen werden kann, der sich mit der spezifischen Behandlung der Tuber¬ 
kulose befaßt oder befassen will. Pickert (Beelitz). 
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Tuberkulose-Arbeiten aus dem Kaiserlichen Gesundheits- 

amte. Deutschlands Heilstätten für Lungenkranke. Bericht¬ 
erstatter: Dr. Hamei. 4. Heft. Berlin, Julius Springer. 

Das vorliegende Heft enthält die Bearbeitung des statistischen Materials 
aus vier deutschen Heilstätten — Friedrichsheim (Baden), Albertsberg 
(Sachsen), Belzig und Sülzhayn — auf Grund der vom Kaiserlichen Ge¬ 
sundheitsamte verfaßten und ausgegebenen „Zählkarten für Lungenkranke u . 
Diese Zählkarten wurden seinerzeit vom Kaiserlichen Gesundheitsamte ein¬ 
geführt, um so die Grundlage für eine einwandfreie Beurteilung der vielfach 
angezweifelten Erfolge der Lungenheilstätten zu erlangen. Daß diese Er¬ 
folge als recht günstige bezeichnet werden müssen, beweist auch die vor¬ 
liegende ebenso genaue wie großzügig angelegte Statistik. Eine genaue 
Beschreibung der vier hier behandelten Heilstätten nebst Plänen, sowie eine 
kurze Geschichte jeder Heilstätte ist dem Hefte beigegeben. 

Pickert (Beelitz). 


Biedert, Th.: Das Kind, seine geistige und körperliche Pflege 
bis Zur Reife, ln Verbindung mit Lehrer Börlin, Dr. Gramer, 
Prof. Flegler, Dr. Gernsheim, Dr. Kronenberg, Dr. Quint, 
Dr. Reinach, Dr. Rensburg, Dr. Rey, Dr. Selter, Prof. Dr. 
Siegert, Dr. Würtz herausgegeben. Mit 76 Abbildungen und 
2 Kurventafeln im Text. Stuttgart 1906, Ferdinand Enke. Preis 
geh. 8 M., in Leinwand gebd. 9 M. 

Die gegenwärtige mächtige Bewegung zum Schutze der Kinder geht von 
der Überzeugung der Notwendigkeit einer richtig verstandenen und. gut 
durchgeführten Ernährung und Pflege aus, wofür der Herausgeber des vor¬ 
liegenden Werkes schon in früheren Veröffentlichungen mit Erfolg ein¬ 
getreten ist. 

Das vorliegende Buch bringt eine vollständige Bearbeitung der Pflege 
des Kindes in gesunden und in kranken Tagen, von der Geburt an bis 
zu der Zeit, wo es selbständig in das Leben eintritt. Das Buch, das in 
fünf Lieferungen vorliegt, behandelt in sechs Abschnitten die normale Ent¬ 
wickelung im 1. und 2. Lebensjahr, die Erkrankungen im 1. und 2. Lebens¬ 
jahr, die körperliche und geistige Pflege des gesunden Kindes vom 3. Jahr 
ab, die Verhütung und Pflege von Erkrankungen, die Pflege und Erziehung 
während der Schulzeit (Schulhygiene) und die Reife. In die Bearbeitung 
haben sich eine größere Zahl auf den betreffenden Spezialgebieten besonders 
erfahrener Ärzte geteilt. 

Nach einer Einleitung von Biedert bespricht A. Gernsheim in 
Worms die Pflege und Ernährung im 1. und 2. Lebensjahr und Dr. Reinach 
in München die Pflege und Ernährung bei Verdauungskrankheiten im 
1. und 2. Lebensjahr und einigen anderen Krankheiten dieser Zeit. In dem¬ 
selben Abschnitt behandelt Gramer in Bonn die angeborenen Erkrankungen 
bei und unmittelbar nach der Geburt, Rey in Aachen solche, die über 
die erste Zeit hinaus von Bedeutung sind, mit einem Anhang: Anstalten 
und Einrichtungen für Kinder und einem zweiten über ärztlich*hygienische 
Beaufsichtigung der Kostkinder und die Gemeindewaisenpflege von Würtz 
in Straßburg. Hieran schließt sich eine Abhandlung von Siegert in Köln 
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über die konstitutionellen Erkrankungen mit Einschluß der Skrofulöse und 
Tuberkulose. Der dritte und vierte Abschnitt, von Selter, Quint und 
Kronenberg in Solingen bearbeitet, bringt eine eingehende Darstellung 
der Ernährung und Pflege des Kindes vom 3. Jahre ab, besonders im neu¬ 
tralen Kindesalter, sowie der Verhütung und Pflege von Erkrankungen, 
mit Einschluß der Erkrankungen des Auges und des Ohres und der oberen 
Luftwege. Im fünften Abschnitt behandelt Lehrer Börlin in Solingen die 
geistige Pflege und Erziehung vor und während der Schulzeit, während 
Dr. Rensburg in Elberfeld die Schulkrankheiten und Schulhygiene be¬ 
spricht. Im Schlußabschnitt n Die Reife“ wird der Ausbau der Volksschul¬ 
bildung, Fortbildungs- und Haushaltungsschulen von Prof. F legi er in 
Bensheim und endlich der Übergang zu Beruf und Ehe von Dr. Rey in 
Aachen erörtert. Hier wie schon in früheren Abschnitten (Erkrankungen 
des Auges) ist der Berufswahl besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Die 
gemeinverständlich gehaltene, erschöpfende Darstellung ist reich an prak¬ 
tischen Winken und Erfahrungen. Besonderer Wert ist überall mit Recht 
auf ein verständnisvolles Zusammenwirken von Arzt und Umgebung und 
auf gegenseitige Unterstützung beider gelegt. Das ausgezeichnete, durch 
zahlreiche Abbildungen erläuterte Werk kann Angehörigen und Ärzten, 
Lehrern und Freunden der Kinder als Hilfsmittel und Richtschnur für ein 
sachgemäßes, gemeinsames Vorgehen aufs Wärmste empfohlen werden. 

E. Roth (Potsdam). 


Hygienisches Zentr&lblatt. Vollständiges internationales Sammel¬ 
organ für das gesamte Gebiet der Hygiene, herausgegeben von Paul 
Sommerfeld. Leipzig, Gebrüder Bornträger, Bd. 1, Nr. 1. März¬ 
heft 1906. 

Das in der ersten Nummer vorliegende hygienische Zentralblatt stellt 
sich die Aufgabe, die bestehenden Zeitschriften hygienischen Inhalts, auch 
solche referierender Natur, zu ergänzen und ihren Inhalt möglichst schnell 
zur Kenntnis aller Fachgenossen im weitesten Sinne mit Einschluß des 
Verwaltungsbeamten und der mit hygienischen Aufgaben betrauten In¬ 
genieure und Architekten zu bringen. 

Das gesamte Gebiet der wissenschaftlichen und praktischen Hygiene, 
einschließlich Tropenhygiene und soziale Hygiene, Gesetzgebung, Statistik, 
Patente und Berichte aus hygienischen Gesellschaften, soll in 16 Abschnitten 
besprochen werden. Für das Ausland sind eine Reihe von Gelehrten als 
Generalreferenten bestellt. Das vorliegende erste Heft enthält kurze Referate 
über 107 verschiedene Veröffentlichungen, und zwar 6 über solche all¬ 
gemeinen hygienischen Inhalts, die übrigen den verschiedenen Gebieten der 
speziellen Hygiene angehörend. 

Ob gegenüber den zahlreichen bestehenden Zeitschriften hygienischen 
und speziell referierenden Inhalts und insbesondere gegenüber der seit 
15 Jahren bestehenden und vorzüglich geleiteten Hygienischen Rundschau 
ein Bedürfnis vorlag, ein neues derartiges Organ zu schaffen, muß füglich 
bezweifelt werden. E. Roth (Potsdam). 
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Schlossmann, A.: Über die Fürsorge für kranke Säuglinge 
unter besonderer Berücksichtigung des neuen Dres¬ 
dener Säuglingsheims. Mit 12 Tafeln, 11 in den Text ge- 
druckten Abbildungen und 5 Kurven. Sonderabdruck aus dem 
„Archiv für Kinderheilkunde“, Bd. XLIII. Stuttgart 1906, Ferdinand 
Enke. 

Verschiedene Umstände waren für den Verfasser bestimmend, die 
wichtige Frage der Säuglingsfürsorge von neuem zu erörtern, nachdem es 
seinen Bemühungen gelungen war, wenn auch nicht einen Neubau, so doch 
die Anmietung eines passenden Mietshauses im Osten der Stadt (Wormser- 
straße 4) seitens der Stadt zu erwirken. Dieses Haus, das am 15. Januar 
1904 bezogen wurde, dient als Säuglingskrankenhaus für 50 Kinder und 
12 bis 15 Ammen, außerdem als Poliklinik und enthält ferner ein wissen¬ 
schaftliches Laboratorium, das jungen Ärzten Gelegenheit zur theoretischen 
Arbeit auf dem Gebiete der Kinderheilkunde geben soll, außerdem das 
Am men vermittelungsinstitut, die Kontrolle der in Pflege gegebenen Ammen¬ 
kinder, die hygienische Milch Versorgung, die Schwesternschule usw. Alle 
diese Tätigkeitszweige spielen ineinander über; alle werden von einer 
Stelle aus verwaltet und dienen demselben Ziel, die Säuglingssterblichkeit 
zu bekämpfen. Jedes Kind, das geheilt aus dem Hause herausgeht, muß 
ein Zeugnis sein für die Wunderkraft der Frauenmilch. Aber auch eine 
Schule für die künstliche Ernährung und für die Wartung und Pflege der 
Kinder überhaupt sollte die Anstalt vom Tage der Begründung an sein. 
Von besonderer Bedeutung ist die Einrichtung entsprechender Laboratorien, 
in denen den jungen Ärzten die Möglichkeit geboten wird, die Physiologie, 
Pathologie und Hygiene des Säuglingsalters nicht nur praktisch, sondern 
auch theoretisch zu erlernen. 

In dem folgenden Abschnitt führt der Verfasser aus, daß eine für 
kranke Säuglinge bestimmte Anstalt heute für einen auf dem modernen 
Standpunkt unserer Wissenschaft stehenden Arzt ohne Ammen undenkbar 
ist, weil die Ernährung kranker Säuglinge ohne Frauenmilch mit Aussicht 
auf guten Erfolg nicht möglich ist. Durchaus beizustimmen ist dem Ver¬ 
fasser auch darin, daß das Nichtstillen in der überwältigenden Mehrzahl der 
Fälle nicht auf ein mangelhaftes Funktionieren der weiblichen Brust, sondern 
eher auf einen Mangel bei denjenigen zurückzuführen ist, die für die Durch¬ 
führung des Stillens zu sorgen haben, Hebammen und Ärzten. Auf jeden in 
der Anstalt befindlichen Säugling kamen pro Tag 262 g Frauenmilch, auf 
jeden kranken Säugling im Durchschnitt 303g, Mengen, die Schlossmann 
lieber auf 350 und 400 g erhöht sähe; auf 3*07 kranke Säuglinge und auf 
4*02 Säuglinge überhaupt kam eine Amme. Besondere Beachtung verdienen 
die die Abgabe von Ammen und die Ammen Vermittelung betreffenden Mit¬ 
teilungen (S. 35 ff.). 

Ein dritter Abschnitt ist der Pflege der Kinder, dem Pflegepersonal 
und deren Ausbildung gewidmet. Dank dem Vorgehen des Vereins „Kinder¬ 
poliklinik mit Säuglingsheim“ steht den Säuglingen ein an Zahl genügendes, 
in geistiger und ethischer Hinsicht vorzügliches Pflegepersonal zur Verfügung. 

In einem folgenden Abschnitt werden die Heilfaktoren Licht und Luft, 
die Freiluftbehandlung, das Waldheim, das Leben im Walde usw. an der 
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Hand der erzielten Erfolge erörtert. Die Waldsommerstation bedeutet eine 
Entlastung für das eigentliche Säuglingshospital, indem die chronischen 
Fälle und die Rekonvaleszenten den akut Erkrankten nicht mehr den Platz 
wegnehmen. Die Freiluftbehandlung in Waldstationen ergibt therapeutische 
Erfolge, die alle bisher bei der Säuglingspflege beobachteten weit übertreffen. 

Ein letzter Abschnitt beschäftigt sieb mit der Kostenfrage überhaupt 
und den erzielten Erfolgen. Ein dauerndes Absinken der Sterblichkeit der 
länger als sieben Tage in der Anstalt verpflegten Kinder beweist, daß der 
Verfasser diätetisch wie in bezug auf Säuglingspflege überhaupt auf richtigem 
Wege ist. Besondere Beachtung vom hygienischen Standpunkte verdienen 
die Bemerkungen des Verfassers über Krankheitseinschleppung und deren 
Verhütung in Säuglingsheimen. 

Der Bedeutung der Frage der Säuglingsfürsorge und ihrer fortschreiten¬ 
den Erkenntnis entsprechend wird die vorliegende Arbeit des bewährten 
Vorkämpfers auf dem Gebiete der Säuglingskrankenpflege dazu beitragen, 
das Verständnis für die hier vorliegenden Aufgaben zu vertiefen und in 
immer weitere Kreise zu tragen. E. Roth (Potsdam). 


F. Kirstein: Leitfaden für Desinfektoren in Frage und Ant¬ 
wort. Dritte verbesserte Auflage. Berlin, Julius Springer, 1906. 

Die vorliegende dritte Auflage des bekannten „Leitfadens für Des¬ 
infektoren “ weist gegenüber der zweiten Auflage einige Änderungen auf, 
wie sie durch die neueren Arbeiten über die Praxis der Desinfektion aus dem 
Flüggeschen Institut und durch die Desinfektionsanweisung zu dem 
Landesseuchengesetz vom 18. August 1905 sich als notwendig erwiesen. 
Gleichwohl hat der Umfang des Büchleins eine nennenswerte Erweiterung 
nicht erfahren. Der Umstand, daß innerhalb Jahresfrist eine Neuauflage 
sich als notwendig erwies, liefert den sichersten Beweis, daß der Leitfaden 
wegen seiner praktischen Brauchbarkeit sich in der Zwischenzeit zu den 
alten zahlreiche neue Freunde erworben hat. E. Roth (Potsdam). 


W. Roths Jahresbericht über die Leistungen und Fortschritte auf 
dem Gebiete des Militär-Sanitätswesens. Herausgegeben von der 
Redaktion der Deutschen militärärztlichen Zeitschrift, XXX. Jahr¬ 
gang. Bericht für das Jahr 1904. 

In bewährter Gliederung und vortrefflicher redaktioneller Behandlung 
gibt der Jahresbericht ein erschöpfendes Repertorium der gesamten ein¬ 
schlägigen Literatur, deren größerer Teil hier oder in der Deutschen militär¬ 
ärztlichen Zeitschrift eine, wenn auch kurze, so doch gut orientierende 
Besprechung gefunden hat. Er umfaßt das ganze Gebiet des Militär- 
Sanitätswessns — Geschichte, Organisation, Verhandlungen militärärztlicher 
Vereine und anderer Versammlungen, Gesundheitspflege, Dienstbrauchbarkeit, 
Armee, Krankheiten, Militär-Krankenpflege, Gesundheitsberichte, Marine- 
Sanitätswesen , Schutztruppen und Kolonien. — Von besonderem Interesse 
sind die gesammelten Mitteilungen über den russisch-japanischen Krieg und 
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den Feldzug in Südwestafrika, obwohl umfassende Berichte hierüber natur¬ 
gemäß erst von der Zukunft erwartet werden können. 

Der Bericht legt wieder ein beredtes Zeugnis ab von der wissenschaft¬ 
lichen und praktischen Arbeit in den Armeen und Flotten von 23 Staaten, 
zumal Deutschlands, und von den großen Erfolgen nicht nur auf dem Ge¬ 
biete des eigentlichen militärärztlichen Dienstes, sondern auch auf dem der 
allgemeinen Hygiene und Seuchenbekämpfung. Ein näheres Eingehen auf 
Einzelheiten ist hier natürlich ausgeschlossen. Herter. 


Leitfaden zur Errichtung von Kindermilchanstalten, von 

E. Suckow, Direktor des städtischen Schlachthofes und Leiter der 
städtischen Kinder- und Kurmilchanstalt zu Bergisch-Gladbach. 

Es ist ein kleines, aber sehr interessantes und lehrreiches, weil auf 
eigenen Erfahrungen fußendes Büchlein, mit welchem der Verfasser die 
Literatur über öffentliche Kindermilchanstalten bereichert hat. 

Es enthält zwei neue, prinzipiell wichtige Tatsachen. Die eine ist die, 
daß die an das Publikum verabreichte Milch nach den Biedert sehen Grund¬ 
sätzen präpariert ist, d. h. ein sogenanntes Rahmgemenge bildet. Die andere, 
für die Praxis sehr wesentliche Tatsache ist die, daß in Bergisch-Gladbach, 
einer Stadt von 13000 Einwohnern, die Milchanstalt an das städtische 
Schlachthaus angegliedert ist und als Leiter den Direktor des Schlachthofes 
bekommen hat. 

Was die Art der Milchbehandlung anbetrifft, so ist in den deutschen 
Säuglingsmilchküchen im allgemeinen üblich, nach Soxhlet einfach mit 
Wasser zu verdünnen. Man geht dabei von der Ansicht aus, daß es bei 
der so überaus leichten Infektionsmöglichkeit der Milch am geratensten ist, 
möglichst wenig Manipulationen mit ihr vorzunehmen. Vielleicht wirkt auch 
in derselben Richtung das Beispiel Frankreichs, des klassischen Mutter¬ 
bodens der Milchküchen, den Säuglingen möglichst früh Vollmilch zu reichen. 
In der Milchanstalt von Bergisch-Gladbach wird dagegen der Biedert sehe 
Grundsatz vertreten, daß es, selbstverständlich unter Wahrung der Milch¬ 
asepsis, am wichtigsten ist, die an Stelle der Muttermilch gereiohte künstliche 
Nahrung möglichst der Brustmilch chemisch ähnlich zu machen und sie dem 
allmählich wachsenden Verdauungsvermögen des Kindes streng anzupassen. 
Diese Absicht setzt aber neben der Aufstellung eines Separators in der 
Milchküche eine verhältnismäßig große Anzahl von verschiedenen Milch¬ 
mischungen voraus, da der physiologische Ablauf des kindlichen Stoff¬ 
wechsels, man kann wohl sagen, von Monat zu Monat, andere Ansprüche an 
die Zusammensetzung der Nahrung stellt. So führt die Gladbacher Milch¬ 
küche außer Vollmilch fünf verschiedene Milch- bzw. Rahmmischungen, eine 
Sache, die den Betrieb einer Milchküche sehr erschwert und in groß¬ 
städtischen Verhältnissen wohl kaum durchgeführt werden könnte. Aller¬ 
dings gibt der Verfasser in seinem Buche sehr übersichtliche Tabellen, 
welche es auch dem Laien ermöglichen, in kurzer Zeit das jeweilig ge¬ 
forderte richtige Verhältnis zwischen Rahm, Magermilch bzw. Wasser und 
Zucker herzustellen. Fernerhin ist in dem wissenschaftlichen Streite, hier 
möglichste biologische Intaktheit der Säuglingsmilch, dort möglichste An- 
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p&ssung an das Stoffwechselbedürfnis des Kindes, das letzte Wort noch nicht 
gesprochen. Jedenfalls führt der Verfasser seine allerdings zeitlich noch 
recht begrenzten, aber im übrigen glänzenden Erfolge bei der Kinder¬ 
ernährung auf die Anwendung der Biedertschen Methode zurück. Sollten 
sie auch in Zukunft so bleiben, so würde die Biedert sehe Auffassung eine 
sehr gewichtige Stütze gewinnen. 

Die bemerkenswerteste und sozial überaus wichtige Tatsache ist aber die, 
daß in Gladbach einmal die Kommune die Lieferung von Säuglingsmilch in 
die Hand genommen und zweitens ihre Kindermilchanstalt dem städtischen 
Schlachthofe angegliedert hat. Der Verfasser sagt darüber wörtlich folgendes: 

„Diejenigen Städte, die Schlachthöfe besitzen, sind in der glücklichen Lage, 
sofort wegen der vorhandenen Dampf- und Kühlanlagen an einer passenden 
Stelle derselben eine Säuglingsmilchanstalt einzurichten. 

„Da außerdem alle Schlachthofleiter Tierärzte und infolgedessen mehr als 
die Vertreter aller anderen Berufsarten befähigt sind, in wissenschaftlicher und 
praktischer Hinsicht alle einschlägigen Fragen dank Dainmanns und Oster¬ 
tags epochemachenden Arbeiten auf dem Gebiete der Milchhygiene und Rinder¬ 
tuberkulose-Bekämpfung sachverständig zu lösen, so ist es den Stadtgemeinden 
leicht gemacht, ohne besondere Schwierigkeiten und Kosten diese volkswirt¬ 
schaftlich so immens wichtige Frage den richtigen Händen anzuvertrauen.“ 

Man kann wohl ohne große Übertreibung sagen, die Idee, die Säug¬ 
lingsmilchküchen dem Schlacht hofbetriebe einzufügen, ist vom rein sozialen 
und wirtschaftlichen Standpunkte aus ein genialer Wurf. Anders aber liegt 
die Frage, ob die Leitung eines Instituts, welches menschlichen Individuen 
die erste und oft entscheidende Nahrung zu liefern berufen ist, falls es sich 
überhaupt um eine fachmännische Leitung handeln soll, in einer anderen 
Hand liegen darf wie in der eines Arztes. Gewiß kann der Arzt als Leiter 
einer Milchküche nicht die so ungeheuer wichtige Stallhygiene besorgen; in 
der für das Gedeihen unseres kindlichen Nachwuchses so überaus wichtigen 
Frage einer einwandfreien Ernährung muß der Mediziner mit dem Veterinär 
gehen und umgekehrt, dann gibt es einen guten Klang. Sollen die Milch¬ 
küchen ihren wirklichen sozialen Zweck erfüllen, sollen sie nicht reine 
Abgabestellen Ton mehr oder weniger guter Säuglingsnahrung, sondern eine 
Quelle sein stetiger Belehrung für die Mütter und eine Stätte wirksamer 
Propaganda für die einzig rationelle Säuglingsernährung, der an der Mutter¬ 
brust, so muß die Leitung dem Arzte gehören. So sehr unter den heutigen 
Verhältnissen die Errichtung von Säuglingsmilchküchen eine Notwendigkeit 
ist, so ist doch zu wünschen, daß sie so bald wie möglich ihre Pforten 
wieder schließen müssen wegen mangelnden Zuspruchs, soweit die Säug¬ 
linge in Betracht kommen, und zwar aus dem Grunde, weil es die deutschen 
Frauen wieder gelernt haben, ihre Kinder selbst zu stillen. Ein anderes Ziel 
sollte es für die Milchküchen nicht geben, so paradox es klingt, und es ist 
nicht zu erreichen ohne die belehrende Stimme des Arztes. Für die deutsche 
Ärzteschaft würde es sehr bedauerlich sein, wenn sie sich aus dieser ihrer 
ureigensten Domäne sozialer Betätigung verdrängen ließe. 

Im übrigen enthält das Buch des Verfassers sehr gründlich durch¬ 
dachte und zutreffende Anordnungen über die Haltung und Fütterung des 
Rindviehs, über aseptische Gewinnung und Konservierung der Milch. Die 
Behandlung der Milch in der Anstalt selbst steht durohaus auf der Höhe 
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der neuesten wissenschaftlichen Forschungen. Selbst wenn man mit dem 
Verfasser in einigen prinzipiellen Fragen nicht einverstanden ist, muß man 
der Gründlichkeit, mit welcher er sich in ein seinem eigentlichen Wirkungs¬ 
kreise ferner liegendes Gebiet eingearbeitet hat, aufrichtige Hochachtung 
zollen. Dr. v. Ohlen (Hamburg). 


Auerbach: Die Typhus epidemie in Detmold und die Trink- 
wassertheorie. Eine kritische Studie. Mit vielen Textabbil¬ 
dungen. Sonderabdruck aus dem Journal für Gasbeleuchtung und 
Wasserversorgung. München und Berlin, R. Oldenbourg, 1905. 

Die Arbeit gibt zunächst einen Überblick über Morbidität und Mortalität 
nnd den Gesamtverlauf der Epidemie. Dann werden die möglichen Ursachen 
besprochen. Die Milch kann nicht als Verbreiter der Typhusbazillen an¬ 
gesehen werden, ebenso ist an eine Vermittelung durch die Badeanstalt 
nicht zu denken. Ferner ist Verfasser der Meinung, daß auch das Wasser 
nicht als Vermittler anzusehen sei. Er nimmt an, daß dann die Kurve der 
Erkrankungen einen sehr steilen Anstieg und ebenso steilen Abfall hätte 
haben müssen, da die Typhusbazillen ganz plötzlich in die Wasserleitung 
eingebrochen und ebenso schnell entfernt worden wären. In dieser Zeit 
wäre das Wasser so infektiös gewesen, daß schon minimale Mengen genügt 
hätten, um die Krankheit hervorzurufen. Bei den vielen Personen, die 
nicht erkrankt sind, sei eben keine Disposition vorhanden gewesen. Des¬ 
halb verwirft er auch die Annahme, daß der erste Ausbruch durch das 
Wasser hervorgerufen sei, während die späteren Fälle auf Kontaktinfektion 
beruhten; denn es sei unwahrscheinlich, anzunehmen, daß die später Er¬ 
krankten nicht zu Beginn, wohl aber 14 Tage später disponiert gewesen 
seien. — Der Irrtum des Verfassers besteht darin, daß er die Infektiosität 
des Wassers zu hoch anschlägt. Wenn in die Leitung Typhusbazillen ge¬ 
langt waren, so brauchen sie deshalb noch nicht in jedem Cubikcentimeter 
vorhanden zu sein. Lösliche chemische Substanzen breiten sich in Flüssig¬ 
keiten gleichmäßig aus; bei Bakterien findet die Verteilungsmöglichkeit an 
der Zahl eine Grenze. Wir brauchen deshalb durchaus nicht anzunehmen, 
daß die später Erkrankten zuerst nicht disponiert waren, sondern es ist 
viel wahrscheinlicher, daß sie nicht mit dem Trinkwasser, sondern erst 
durch Kontakt Typhusbazillen in sich aufnahmen. — Den Schluß der Arbeit 
bildet die Besprechung anderer Möglichkeiten für die Entstehung der 
Epidemie; doch möchte sich Verfasser für keine derselben entscheiden. 

Kisskalt (Gießen). 


Verhandlungen des internationalen Vereins zur Reinhaltung 
der Flüsse, des Bodens und der Luft auf der 27. General¬ 
versammlung am 17. und 18. Juni 1905 in Frankfurt a. M. 
Hamburg, Kommissionsverlag Gebrüder Lüdeking, 56 S. 

Die behandelten Themen sind: Das System der Abfuhr für die mensch¬ 
lichen Fäkalien (Kot und Urin) verglichen mit anderen Systemen der Städte¬ 
reinigung. Die Anteilnahme der Fischerei an der Reinhaltung der Flüsse. 


Digitized by Google 



620 


Kritiken und Besprechungen. 


Verkennung der Volkswirtschaft und Hygiene. Über das Liernursystem in 
Holland. — Wenn die Ausführungen auch vielfach Übertreibungen zeigen, 
so bieten sie andererseits doch auch viel Beherzigenswertes. Beigefügt ist 
ein gutes Literaturverzeichnis über die behandelten Themen. 

K iss kalt (Gießen). 


H.Salomon: Die städtische AbwäBserbeseitigung in Deutsch¬ 
land. Wörterbuchartig angeordnete Nachrichten und Beschrei¬ 
bungen städtischer Kanalisations- und Kläranlagen in deutschen 
Wohnplfttzen (Abwässer-Lexikon). Erster Band: Das deutsche 
Maas-, Rhein- und Donaugebiet umfassend, nebst einem Anhang: 
Abwässerbe8eitigung8anlagen in größeren Anstalten. Mit 40 Tafeln, 
einer geographischen Karte und neun Abbildungen im Text. Jena, 
Gustav Fischer, 1905. Preis 20 M. 

Das Werk soll auf dem Gebiete der städtischen Abwässerbeseitigung 
das sein, was auf dem der städtischen Wasserversorgung das von Gr ahn 
ist: ein Sammel-, Nachschlage- und Quellenwerk über das bis 1905 Geleistete. 
Für die Folgezeit ist vorgesehen, daß von zwei zu zwei Jahren Ergänzungen 
und Nachträge herauskommen sollen. 

Der vorliegende erste Band umfaßt West- und Süddeutschland, d. h. 
das Gebiet der Maas, des Rheines und der Donau mit über 250 Städten. 
Die Anordnung der Städte in jedem einzelnen Gesamtniederschlagsgebiete 
dieser Flüsse ist alphabetisch. Bei jeder Stadt ist zunächst ein kurzer 
Überblick über die Wasserversorgung gegeben; dann folgt die in Zeit¬ 
schriften und Sammelwerken niedergelegte Literatur. Den Hauptteil bilden 
eingehende Angaben über die Kanalisation und Abwässerreinigung, ihre 
Grundlagen, technische Ausführung und Kosten. Die Zuverlässigkeit der 
Angaben ist dadurch gewährleistet, daß die Bürstenabzüge aller Einzel¬ 
artikel den betreffenden Stadt- und Gemeindeverwaltungen mit der Bitte 
um Durchsicht zugesandt wurden; in den meisten Fällen konnten die Aus¬ 
künfte der Städte selbst gedruckt werden. Durch Beigabe zahlreicher 
Tafeln (z. B. Frankfurt 5, Düsseldorf 5) wird das Verständnis der technischen 
Details erleichtert; in vielen Fällen sind auch Stadtpläne beigegeben. Den 
Schluß des Buches bilden dankenswerte Zusammenstellungen: eine Zeittafel, 
eine Zusammenstellung der sämtlichen Orte nach ihrer Kanalisation 
(100 ganz, 53 teilweise, 58 wild kanalisierte), nach dem dabei angewendeten 
System (15 Trennsystem, 13 teils Misch-, teils Trennsystem) und der Art 
der Abwässerreinigung (4 Rieselfelder, 7 Wiesenberieselung, 1 Stauteiche, 
1 Klärteiche, 34 rein mechanische Klärung, 6 mechanisch-chemische Klärung, 
20 biologische Verfahren, 84 ohne Klärung). Dann folgen Tabellen über 
Regen- und Schmutzwassermengen und damit zusammenhängende Fragen, 
Kostenzusammenstellungen und hydrographische Notizen. Schließlich kommen 
etwas kürzer gehaltene Nachrichten über Abwässerbeseitigung in Lungen¬ 
heilstätten, Provinzialanstalten und Militäranstalten. 

Diese umfangreiche Inhaltsangabe läßt schon erkennen, mit welchem 
Fleiße und mit welcher Sorgfalt das Werk zusammengestellt ist. Es ist 
um so wertvoller, als das Material bisher weit zerstreut und nur unvoll- 
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kommen zu erhalten war. Das Werk ist daher unentbehrlich für jeden, der 
sich mit Abwässerfragen befallt. Der Hygieniker wie der Techniker und der 
Verwaltungsbeamte finden in ihm die notwendigen Angaben aus ihrem eigenen 
wie aus den Grenzgebieten oder wenigstens Hinweise darauf. Besonders 
dankenswert ist es, daß auch zahlreiche kleine Städte unter 10000 Ein¬ 
wohnern aufgenommen sind. Wenn noch ein Wunsch ausgesprochen werden 
darf, so wäre es der nach genaueren Angaben über industrielle Abwässer, 
die bei den einzelnen Städten in Betracht kommen, da diese zur Fluß¬ 
verunreinigung oft mehr beitragen als die Hausabwässer, und da anderer¬ 
seits die Reinigungsart von der Zusammensetzung der Abwässer abhängig 
iat. Vielleicht ließe sich dem in einem der Nachträge abhelfen. — Druck 
und Ausstattung des Werkes sind vorzüglich. Kisskalt (Gießen). 


B. Nocht: Über Tropenkrankheiten. Vortrag in der allgemeinen 
Sitzung der 77. Versammlung deutscher Naturforscher und Ärzte in 
Meran am 24. September 1905. Leipzig, J. A. Barth. 42 Seiten. 
Preis 1 M. 

Der Vortrag gibt ein sehr übersichtliches Bild über unser heutiges 
Wissen von den Tropenkrankheiten. Besonderes Gewicht ist dabei auf die 
Infektionskrankheiten gelegt, deren Erreger wir kennen; von anderen Krank¬ 
heiten wird nur die Beriberi besprochen, deren Ursache unbekannt, vielleicht 
keine einheitliche ist. Ausführlicher werden dann behandelt die Malaria, 
die Trypanosomiasis, die Schlafkrankheit mit ihren vermutlichen Erregern, 
den Trypanosomen und den Hypnokokken, das Gelbe Fieber, der Typhus; 
ferner die Immunität bei Erwerbung im Kindesalter und bei Erwachsenen 
und ihr Verlust bei Schädigungen des Körpers. — Das Werkchen ist zur 
Einführung in das Studium aller dieser Fragen sehr zu empfehlen. 

Ki es kalt (Gießen). 

Prof. Dr. Fr. W. DÜükelberg: Die Reinigung des Wassers für 
kommunale, häusliche und gewerbliche Zwecke durch ein 
neues, bereits erprobtes, in Deutschland und Österreich 
patentiertes Filtersystem. Nebst einer populären An¬ 
weisung zur Maßanalyse und Härtebestimmung des 
Wassers von Dr. Hanamann. Berlin 1906, Polytechnische 
Buchhandlung A. Seidel. 98 S., Preis 2*40 M. 

Das Filter besteht aus einem Zementzylinder, in dem das durch Ab- 
sitzenlassen oberflächlich gereinigte Wasser eine Koks- und eine Sandschicht 
von zusammen etwa 1 m Dicke zu passieren hat; die Geschwindigkeit 
beträgt 27*5 cm in der Stunde. — Es liegt auf der Hand, daß dabei eine 
Reinigung von Bakterien nicht stattfinden kann; Verfasser mißt auch den 
Reinigungseffekt nicht an der Verminderung der Keimzahl, sondern an der 
der oxydierbaren Bestandteile. Mit seinem Schlußsatz, daß durch sein Filter 
eine tadellose Reinigung selbst stark verschmutzten Wassers zustande 
komme, so daß die Furcht vor schädlichen Bakterien jeder Berechtigung 
entbehrt, dürfte wohl kein Fachmann übereinstimmen. 

K i 8skalt (Gießen). 


Digitized by Google 



622 


Kritiken und Besprechungen. 

F. A. Schmidt: Anleitung zu Wettkämpfen, Spielen und 
turnerischen Vorführungen. Vierte Auflage. 1905. 124 S. 
Preis 1*20 M. 

Hermann: Handbuch der Bewegungsspiele für Mädchen. 
Dritte Auflage. 1906. 181 S. Preis 1*80 M. 

Beide Schriften sind als Band II und III der „Kleinen Schriften des 
Zentralausschusses zur Förderung der Volks- und Jugendspiele in Deutsch¬ 
land“ (Leipzig und Berlin, B. G. Teubner) erschienen und unseren Lesern 
bereits aus früheren Besprechungen bekannt, wie auch aus der allgemeinen 
Anerkennung, die sie mit Recht inzwischen gefunden haben. Beide Schriften 
geben in eingehender Beschreibung und an der Hand sehr vieler Bilder 
recht deutliche Anleitungen und werden bei der Durchführung der Schul- 
und Volksspiele, die glücklicherweise eine immer ausgebreitetere wird, ein 
sehr-erwünschtes Hilfsmittel sein. Landsberger (Charlottenburg). 


v. Düring (Kiel): Prostitution und Geschlechtskrankheiten. 
(Heft V der Flugschriften der deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten.) Leipzig, Joh. Ambros. Barth, 1905. 
48 Seiten. 40 Pf. 

Der vielerfahrene und weitgereiste Verfasser steht praktisch auf aboli- 
tionistiechem Standpunkte: er verwirft sowohl Bordelle wie Reglementierung, 
aber er unterscheidet sich von den radikalen Abolitionisten, indem er betont, 
daß die Prostitution immer bestanden hat und immer bestehen wird. Er 
will sie nicht mit Polizeimaßregeln bekämpft sehen, deren Erfolg illusorisch 
ist, sondern durch soziale Fürsorge: Steigerung der Frauenlöhne, Einrich¬ 
tung städtischer Logierhäuser („Ledigenheime tt ), strengere Heranziehung 
der Alimentierungspflichtigen, Ausdehnung des Krankenkassenwesens und 
diskrete, unentgeltliche Behandlung Erkrankter. — Seine Studien hat Ver¬ 
fasser wesentlich in Kleinasien gemacht, das nach seiner Angabe „zu 
einem großen Teile von der Syphilis in einem Maße durchseucht ist, daß 
glücklicherweise die Ausbreitung dieser Krankheit bei uns dagegen un¬ 
bedeutend erscheint". Interessant ist die weitere Mitteilung, daß „dort die 
Geschlechtskrankheiten weitaus in der Mehrzahl der Fälle auf außer¬ 
geschlechtlichem Wege verbreitet werden". — Die polizeiliche Reglementie¬ 
rung verstoße, meint Verfasser, gegen das bestehende Recht, sei aber außer¬ 
dem unheilvoll (den eingeschriebenen Frauen sei die Umkehr fast unmöglich 
gemacht) und zu alledem hygienisch absolut bedeutungslos, zumal die Masse 
der N i c h t reglementierten sich aus Scheu vor der Einschreibung im Er¬ 
krankungsfalle nicht behandeln läßt. Wir stimmen mit dem Verfasser viel 
uneingeschränkter überein, wenn er auch die Bordelle ethisch und juristisch, 
wie hygienisch vollständig verwirft. Allgemein geschieht das allerdings 
noch nicht: hervorragende Hygieniker, wie z. B. Carl Fraenkel, befür¬ 
worten die Einführung der Bordelle, wo „irgend möglich“. Düring weist 
nach, daß faktisch die Bordelle, wo sie bestehen, immer mehr und bis zur 
Bedeutungslosigkeit abnehmen. Ihre Ungesetzlichkeit, ihre provozierende 
Wirkung auf die Männer, ihre versklavende auf die eingeschlossenen Mädchen 
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wird mit Recht hervorgehoben, ihr hygienischer Nutzen durchaus bestritten. — 
Wir können die ebenso warm wie flott geschriebene Broschüre sehr zur 
Lektüre empfehlen und wünschen ihr auch in dem Bestreben Erfolg, für 
die Venerologie im Lehrplan der Universitäten eine gehobenere Stellung zu 
fordern. Landsberger (Charlottenburg). 


Dr. Alfred Wolff-Eisner: Das Hcuflcbcr, sein Wesen und seine 
Behandlung. Mit 10 Kurven und Abbildungen und 2 großen Ta¬ 
bellen. 139 Seiten. Preis 3*6 M. München, J. F. Lehmann, 1906. 

Die seltene Krankheit hat in der letzten Zeit, seit eine wirksame 
Serumtherapie gegen sie gefunden ist, eine reiche Literatur gezeitigt. Genau 
gekannt von denen, die von ihr gequält und immer wieder befallen werden, 
ist sie den meisten Ärzten unbekannt und hat deshalb wissenschaftlich noch 
viel Geheimnisvolles. Verfasser hat als Arzt am medizinisch-poliklinischen 
Institut der Berliner Universität eine Sammelforschung über die Krankheit 
veranlaßt und bekam dadurch beinahe 100 Fälle zur Beobachtung, — „ein 
Material, das wohl größer ist, als es vorher jemand beisammen gesehen 
hat u . Die gewonnenen Erfahrungen teilt er im vorliegenden Buche zu 
Nutz der Heufleberkranken und ihrer Ärzte mit. Man wird es bei 
dieser Krankheit verständlich Anden, daß der Arzt sich auch direkt an die 
Kranken wendet, ln ausführlicher Weise werden außer dem geschichtlichen 
Teil (die Literatur ist erst ein knappes Jahrhundert alt) die vielen Theorien 
über die seltsame Krankheit und ihre Symptome und insbesondere die Be¬ 
handlung dargelegt, welche letztere jetzt eben neue Bahnen beschritten hat. 
Wer sich für das „Heufieber“ interessiert — es ist eigentlich fast nie Fieber 
damit verbunden! — interessiert sich dafür intensiv und wird sich das vor¬ 
liegende Buch beschaffen müssen. Besteht doch sogar, wie wir ihm ent¬ 
nehmen, ein „Heufieberbund“ mit Klubabzeichen und gibt Berichte heraus, 
die gelegentlich mit „Gut Heu“ schlossen! 

Landsberger (Charlottenburg). 


Jahresbericht des großherzoglich hessischen Landeswoh¬ 
nungsinspektors für das Jahr 1904. 123 S. Darmstadt 1905. 

Das Großherzogtum Hessen hat den Ruhm, hinsichtlich der gesetzlichen 
Ordnung der WohnungsVerhältnisse allen anderen deutschen Staaten voran¬ 
gegangen zu sein, und der amtliche Bericht des dortigen Landeswohnungs¬ 
inspektors, im Aufträge des Ministeriums herausgegeben, verdient — als der 
bisher leider einzige in deutschen Landen! — besondere Beachtung. Die 
ausführliche Lokalstatistik, die er enthält, wird allgemein weniger inter¬ 
essieren, aber sie ist trotzdem von großer Wichtigkeit, weil sie den Wett¬ 
eifer der einzelnen Gemeinden sicherlich anregt. Aber auch für den Fern¬ 
stehenden ergeben sich aus dem Bericht sehr bemerkenswerte Hinweise. 
Der Landeswohnungsinspektor (Herr Gretzschel) geht mit Recht davon 
aus, daß höchstens ein Sechstel des Jahreseinkommens bei Minderbemittelten 
für Wohnungszwecke ausgegeben werden dürfte, wenn Nahrung, Kleidung 
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und andere Bedürfnisse nicht allzu sehr eingeschränkt werden sollen, und ver- 
langt ferner, daß eine Familien wohnung mindestens aus Stube, Kammer und 
Küche bestehen müsse. Diesen Voraussetzungen vermag aber in Hessen 
die größere Hälfte der Bevölkerung nicht zu genügen. Haben die Ermitte¬ 
lungen auch durch die schwierige Ausschaltung der Ledigen ihre Fehler¬ 
quellen, so ergeben sie doch, daß in den kleineren Städten über 60, in den 
größeren sogar über 80 Proz. der Elinkommen steuerpflichtigen nicht das 
Einkommen haben, um sich das obige Minimum an Wohnraum verschaffen 
zu können. Mit Recht hebt der Verfasser hervor, daß zwar die Abstellung 
hygienischer und baulicher Wohnungsschäden und der Überfüllung von 
großer Wichtigkeit sei, daß aber der Kern aller Maßregeln in der positiven 
Wohnungsfürsorge bestehen müsse. Der Bericht zeigt, daß man in dieser 
Hinsicht in Hessen recht rührig ist, und daß zahlreiche Bau vereine und 
Baugenossenschaften be- und entstehen, denen zum Teil von den Gemeinden 
wirksame Beihilfe gewährt wird. Von Interesse ist noch, zu erfahren, daß 
in den drei größten Städten des Landes — Mainz, Darmstadt, Offenbach — 
im Berichtsjahre 25 bzw. 42 bzw. 50 Proz. aller Familien umgezogen sind, 
also sich allen Unannehmlichkeiten und Kosten eines Wohnungswechsels 
aussetzen mußten. Auch die starke Bewegung unter den erwerbs¬ 
tätigen Einzelpersonen ist für das Wohnwesen von großer Bedeutung. 
In Mainz (mit einer Bewohnerzahl von 84 000 im Jahre 1900) zogen über 
13 000 solcher Personen zu und über 11000 ab, in Darmstadt (72 000 Einw.) 
über 11000 zu und ab, in Offenbach (50 000 Einw.) über 7000 zu und bei¬ 
nahe 7000 ab. Landsberger (Charlottenburg). 


Schale: Über die Frage des Heiratens von früher Geistes- 
kranken. II. Berlin, Reimer, 1906. Mit 11 Tafeln. Preis 1*20 M. 

Nach Mitteilung eines Schemas für entsprechende statistische Arbeiten 
behandelt Verfasser die für seine Untersuchung maßgebenden biologischen 
Gesichtspunkte und analysiert die Stammbäume von 20 Fällen periodischer 
oder zirkulärer Psychosen. Wie zu erwarten war, zeigte sich ein besonders 
verderblicher Einfluß auf die Nachkommenschaft, wenn ein nervös-psycho¬ 
pathischer Charakter des einen Gatten mit einer konstitutionellen — neuroti¬ 
schen oder auch körperlichen (Tuberkulose) — Erkrankung des anderen 
zusammengetroffen war. Verfasser verlangt eventuell ein staatliches Ein¬ 
greifen und ist sich freilich darüber klar, daß dies wahrscheinlich erst bei 
einer künftigen Revision des Bürgerlichen Gesetzbuches erwartet werden 
könnte. In Betraeht kämen Bestimmungen über das geeignete Heiratsalter, 
über finanzielle Auskömmlichkeit, über Gesundheitsnachweise. Bei allein¬ 
stehenden ungebildeten Personen, die früher schon einmal geistes¬ 
krank waren, sollte schon jetzt ein ärztliches Gutachten vor Zulassung 
der Eheschließung verlangt werden. Landsberger (Charlottenburg). 
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Jahresbericht des Rheinischen Vereins zur Förderung des 
Arbeiterwohnungswesens für 1903/04 zu Düsseldorf. 

Der Jahresbericht hat eine wesentlich glücklichere Gestalt erhalten als 
die früheren. Das bisher vollständig wiedergegebene Zahlenmaterial (und 
Tabellenwerk) erscheint stark gekürzt und im Text wissenschaftlich ver¬ 
arbeitet, wodurch es erst Interesse erhält. Die Übersicht der Tätigkeit der 
Bauvereine, Gemeinden und Kreise ist in zwangloser, knapper Form gegeben; 
die sehablonenmäßige, uninteressante Gestalt ist ihr genommen. Der ganze 
Bericht hat eine anregende und erfreuliche Form erhalten. Sein Haupt¬ 
inhalt erstreckt sich auf die Entwickelung und Erfolge der gemeinnützigen 
Bautätigkeit; die Stellung der öffentlich-reohtlichen Korporationen zum 
gemeinnützigen Wohnungsbau und zum Arbeiterwohn wesen, sowie auf den 
Einfluß der Wohnungsaufsicht auf die WohnungsVerhältnisse der Arbeiter. 
Auch ein als Anhang gegebenes Gutachten des Vereins über den Entwurf 
des preußischen Wohnungsgesetzes bietet allgemeineres Interesse. 

H. Chr. Nussbaum. 


Bericht über die VH. Generalversammlung des Rheini¬ 
schen Vereins zur Förderung des Arbeiterwohnungs¬ 
wesens und über die III. Versammlung des Verbandes 
der Rheinischen Baugenossenschaften zu Düsseldorf am 
23. und 24. November 1905. 

Der Bericht enthält eine Reihe von Gegenständen, die der allgemeinen 
Anteilnahme wert erscheinen. Das erste Referat des Herrn Bürgermeisters 
Feldmann-Saarbrücken: „Städtische Bodenpolitik und Stadtent¬ 
wickelung, dargestellt an dem Entwickelungsgange einer mitt¬ 
leren Stadt“, gibt ein interessantes Bild des Vorgehens und des Erfolges 
der Stadtverwaltung zur Hebung der Stadt Saarbrücken. Nachdem die 
gewerbreiche Stadt St. Johann die Nachbarin in wirtschaftlicher Beziehung 
vollständig überflügelt hatte, schien Saarbrücken dem Rückgänge geweiht. 
Da gelang es einer geschickten Bodenpolitik der Gemeinde, unter der 
geistigen Führung ihres Bürgermeisters, jenen unheilvollen Einfluß völlig 
wett zu machen und eine blühende „Wohnstadt“ aus Saarbrücken zu 
schaffen. Obgleich die eigenartigen Verhältnisse Saarbrückens nur selten 
wiederkehren werden, verdienen dennoch die Leitsätze des Referenten all¬ 
gemeine Beachtung. Sie lauten: 

1. Die Ergänzung des städtischen Grundbesitzes, insbesondere auch 
im Baugelände der Stadt, sowie die richtige Verwertung desselben bildet 
eine der wichtigsten Aufgaben der Stadtverwaltung. 

2. Ausreichender städtischer Grundbesitz ermöglicht: a) die leichte 
Durchführung des Bebauungsplanes, b) das Zusammenlegen und die zweck¬ 
mäßige Aufteilung von Baublocks, c) die Herstellung von gärtnerischen 
Anlagen, Schmuck- und Spielplätzen, d) die richtige Verteilung der öffent¬ 
lichen Gebäude und Anstalten, e) die im öffentlichen Interesse gebotene 
Beeinflussung des Grundstückmarktes, f) die Bereitstellung billiger Bauplätze 
für Minderbegüterte, g) die Belebung der privaten Bautätigkeit. 

3. Die Frage, ob Gemeindegrundstücke endgültig oder nur auf Zeit 
veräußert werden dürfen, ist einheitlich nicht zu beantworten. Ausschließliche 

Vicrteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1006. 4Q 
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Veräußerung auf Zeit (Erbpacht) erscheint ebensowenig durchführbar wie das 
Bestreben, den gesamten Grundbesitz in den Besitz der Gemeinde zu bringen. 

Die in der Schrift wörtlich wiedergegebene Erörterung bietet viel des 
Interessanten, zu einem Eingehen auf sie fehlt hier aber der Raum. 

Über den zweiten Punkt der Tagesordnung, „Die ästhetische Aus¬ 
gestaltung des Arbeiterhauses im Rahmen wirtschaftlicher Möglichkeit", 
erstattete Herr Geh. Regierungsrat Prof. Dr. ing. Henrici-Aachen Bericht. 
Er ging dabei von denjenigen Grundsätzen aus, welche ich für die Ästhetik 
des bescheidenen Hauses aufgestellt habe *). Sie lassen sich etwa wie folgt 
zusammenfassen: Zur künstlerischen Gestaltung des Kleinwohnungshauses 
und Eigenheims ist architektonischer Prunk nicht am Platze. Auch Zier¬ 
rate, die dem Wesen dieser Gebäude nicht entsprechen, bleiben besser fort. 
Es gilt, dem Hause Eigenart zu geben, indem man es unter vollem An¬ 
schmiegen an die örtlichen Gepflogenheiten und das Ortsklima auf das 
zweckmäßigste ausbildet und diejenigen Baustoffe verwendet, welche am 
Orte gebräuchlich und preiswert zu beschaffen sind. Durch höchste Zweck¬ 
mäßigkeit des Inneren nur gelangt man zur wirklich künstlerischen Außeti- 
erscheinung des Hauses, während die der Örtlichkeit entnommenen oder 
angepaßten Baustoffe und Baukonstruktionen, z. B. die dem Ortsklima an¬ 
geschmiegten Fensterformen und Größen, Dachformen und dergleichen, dem 
Hause Eigenart und dadurch denjenigen Reiz verleihen, welcher die Bauten 
früherer Jahrhunderte auszeichnet. So paßt das steile, gegen Schnee¬ 
belastung schützende Dach in die Berge, das flache Dach in die Küsten¬ 
gebiete, weil es vom Sturm wenig in Anspruch genommen wird. Das weit 
überstehende Dach bietet dem Hause Schutz vor Sonnenglut, während es 
dem Sturm eine gefährliche Angriffsfläche bietet, usf. 

Der gleiche Gedankenaufbau durchzieht die Darlegungen Henricis, 
nur beschränken sie sich auf die Verhältnisse und die Eigenart der Rhein¬ 
lande, wo Anschmiegen des Hauses an die Geländeformen meines Erachtens 
die wichtigste Grundbedingung für eine reizvolle Wirkung bildet Auch 
die „Wohnküche" des Arbeiterhauses, für deren Anwendung ich im 
jahrelangen harten Kampf mit den damals herrschenden Anschauungen (als 
erster) eingetreten bin und deren Ausgestaltung ich eingehend geschildert 
habe, bildete einen Angelpunkt in Henricis Referat. 

Ein bedeutungsvolles Referat wurde auf der III. Generalversammlung 
des Verbandes der Rheinischen Baugenossenschaften von Herrn Dr. Grünen- 
berg (Düsseldorf) erstattet: „Tilgung der Hypotheken und Abschrei¬ 
bung bei den gemeinnützigen Bauvereinen und ihre Wirkung 
auf die Vermögenslage und Bilanz." Zu näherem Eingehen fehlt hier 
der Raum. H. Chr. Nuss bäum. 

*) Vgl. „Der Bau und die Einrichtung von Kleinwohnungen“, Be¬ 
richt, erstattet auf der 1. Versammlung der Zentralstelle für Arbeiter wohlfahrts- 
einrichtungen in Berlin von H. Chr. Nuss bäum. Dort gab ich auch Herrn 
Geheimrat Krupp durch (mündliche) Besprechungen die Anregung zur reizvolleren 
Gestaltung seiner Arbeiterwohnungskolonien, welche vorbildlich geworden ist. Ea 
ist notwendig, dies zu erwähnen, da mein Name — wieder einmal — ungenannt 
blieb, während die Namen derer hervorgehoben wurden, die an der von Alfred 
Messel und mir ins Leben gerufenen Bewegung sich — wesentlich später — be¬ 
teiligt haben. 
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Bericht über die VI. Generalversammlung des Rheinischen 
Vereins zur Förderung des Arbeiterwohnungswesens 
und über die n. Versammlung des Verbandes der 
Rheinischen Baugenossenschaften in Düsseldorf 1904. 

Der Bericht enthält das Referat des Herrn Wirkl. Geh. Oberregierungs- 
rat Küster über „die Erschließung von Baugelände und die Bil¬ 
dung geeigneter Baustellen durch Umlegung der Grundstücke 14 . 
Es ist von allgemeinem Interesse, während die übrigen Gegenstände der 
Tagesordnung beider Versammlungen eine mehr örtliche Bedeutung haben. 
Dem Referat ist der Entwurf eines Sondergesetzes für die Rheinprovinz 
zugrunde gelegt, welcher dem Bericht als Anlage beigefügt wurde und der 
Anteilnahme weiter Kreise wert erscheint. Der Entwurf, dessen Wiedergabe 
leider einen zu breiten Raum in Anspruch nehmen würde, bezweckt, die 
Schwierigkeiten aufzuheben, welche gegenwärtig der Bildung bebauungs¬ 
fähiger Grundstücke entgegenstehen. Er weist diese Tätigkeit der „General¬ 
kommission“ zu, bietet aber den Stadtverwaltungen zugleich Gewähr für die 
Durchführung des von ihnen aufgestellten oder aufzustellenden Flucht¬ 
linienplanes. Ferner werden von vornherein diejenigen Härten und Mängel 
aus dem Wege geräumt, welche der Lex Adickes in ihrer verstümmelten 
Gestalt anhaften. 

Wenn ich irgend etwas in dem Entwürfe vermisse, so ist es die Mög¬ 
lichkeit, auf die Fluchtlinienpläne der Ortschaften und Städte dann einzu¬ 
wirken, wenn sie eine ungünstige Erschließung des Geländes hervorrufen. 
Da eine beträchtliche Zahl der Fluchtlinienpläne erhebliche Fehler dieser 
Art aufweisen, so wäre ein solcher Einfluß ein Erfordernis. Doch würde 
seine Forderung die Annahme des vorliegenden Entwurfes erschweren, wenn 
nicht vereiteln. Man darf daher ihr Fehlen nicht als einen Mangel be¬ 
zeichnen. Das treffliche Referat begründet die wichtigen Bestimmungen 
des Entwurfes in geschickter Weise, während Herr Küster im Schlußwort 
diejenigen Bedenken beseitigt oder stark abschwächt, welche in der Erörte¬ 
rung vorgebracht worden waren. Möge dem Entwurf ein günstigeres Er¬ 
gebnis beschieden sein als der Lex Adickes in ihrer ursprünglichen Form. 

H. Ghr. Nussbaum. 


Untersuchung der Wohnungen der minder bemittelten 
Klassen in Bremen. Bearbeitet vom Bremer Statistischen 
Amt. Bremen 1905. Kommissionsverlag von Franz Leuwer. 

Ehe man sich in Bremen für die Elinrichtung einer Wohnungsinspektion 
schlüssig gemacht hat, hielt die vom Senat eingesetzte „Deputation wegen 
Wohnungsinspektion“ es für erforderlich, zunächst über die bestehenden 
Kleinwohnungszustände sich Klarheit zu verschaffen. Die mit aller Sorgfalt 
vorbereitete und durchgeführte Untersuchung wurde auf eine kleine Zahl 
von Straßen beschränkt, in denen das Einlogierer- und Schlafgängerwesen 
besonders stark eingebürgert ist, und von deren Wohnungen anzunehmen 
war, daß sie sich kaum als einwandfrei erweisen würden. Dagegen wurden 
die Wohnungen „in den Gängen“ der Altstadt und Neustadt nicht in die 
Untersuchung einbezogen, weil ihr Zustand bekannt war und keine Mei- 
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nungsverschiedenheit darüber herrschte, daß ein behördliches Eingreifen zu 
ihrer Gesundung erforderlich ist. 

Es würde zu weit führen, das Ergebnis der Untersuchung hier wieder¬ 
zugeben. Zu seinem Studium ist das Lesen der knapp gehaltenen, inhalt¬ 
reichen Schrift notwendig. Dagegen soll hier ein Gesichtspunkt von all¬ 
gemeinem Interesse hervorgehoben werden, den die Untersuchung geklärt 
hat. Ihr Ergebnis bietet sicheren Anhalt zu einem Vergleich des hygieni¬ 
schen Wertes der im kleinen und kleinsten Hause gewonnenen Arbeiter¬ 
wohnungen mit dem im „Bürgerhaus “ und im großen Miethaus erstellten 
Kleinwohnungen. Die Frage, welcher dieser Gebäudegattungen der Vorzug 
gebühre, steht im Vordergründe des volkswirtschaftlichen, hygienischen und 
sozialen Interesses. Wer künftig an ihr mitarbeiten will, wird die hier 
vorliegenden Untersuchungsergebnisse studieren müssen. Aus ihnen geht 
mit vollster Klarheit hervor, daß das Einfamilienhaus nicht ohne weiteres 
Gewähr bietet für eine einwandfreie Anlage der Kleinwohnungen. Auch 
bei ihm drängen vielmehr die im Verhältnis zu den Jahreseinnahmen seiner 
Bewohner hohen Gesamterstellungskosten in der Mehrzahl der Fälle dahin, 
entweder das Haus in ein Mehrfamilienhaus umzuwandeln, einzelne seiner 
Räume in Aftermiete zu vergeben oder Schlafgänger aufzunehmen. Trotz 
der in Bremen im Verhältnis zum Binnenlande hohen Arbeitslöhne und dem 
meist günstigen Arbeitsangebot ist nur der kleinere Teil der Arbeiterschaft 
(neben Unterbeamten und Kleingewerbetreibenden) in der Lage, ein Ein¬ 
familienhaus allein bewohnen zu können. Die überwiegende Mehrzahl der 
untersuchten Gebäude bot zwei, ein großer Teil mehreren Familien Obdach. 
In einzelnen Fällen war der größte Teil der verfügbaren Räume in After¬ 
miete vergeben. Zu allen diesen Zwecken eignet sich das Bremer Klein¬ 
haus aber wenig. Seine Abmessungen sind so winzig, daß eine Abtrennung 
der Familien Wohnungen ausgeschlossen ist. Vielfach wohnen die Familien 
völlig durcheinander. Die Übertragung der (von Person zu Person über¬ 
gehenden) Infektionskrankheiten von einer Familie zur anderen erfährt 
daher eine gewisse Förderung; Zank und Streit unter den Hausbewohnern 
sind in Bremen besonders häufige Erscheinungen; sozialen Gefahren stehen 
Tür und Tor offen. Weitere Nachteile entstehen durch die außergewöhnlich 
geringen Raumgrößen. Die Untersuchung hat ergeben, daß in mehr als 
zwei Fünftel aller Schlafräume der Luftraum hinter den bescheidensten 
Mindestforderungen der Hygiene zurückblieb. Es kommt hinzu, daß die 
Mehrzahl der Häuser ein Schlafzimmer enthält, die sogenannte „Mittel¬ 
kammer", welches keine Außenwand besitzt, also nur aus den Nachbar¬ 
räumen Licht und Luft erhält. Allerdings darf wohl angenommen werden, 
daß in vielen Fällen die Türen der Schlafzimmer geöffnet bleiben und so 
der Luftraum der Wohnzimmer auch nachts dienstbar gemacht wird. Offene 
Dachböden, winzige Verschlage unter den Treppen und in anderen Winkeln 
des Hauses dienen als Schlafraum. Die Untersuchung rollt uns in allen 
diesen Beziehungen das gleiche Wohnungselend auf, wie es in anderen 
Großstädten sich findet. Die Vergleichszahlen des in den Kleinwohnungen 
der Städte Basel, Breslau, Dresden und Bremen gefundenen Luftraumes 
sind für Bremen geradezu erschreckend. Die Wohnungsenge muß hier in 
vielen Fällen als eine trostlose bezeichnet werden. Dabei ist die Verhältnis- 
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zahl der im Keller und im Dachgeschoß gelegenen Aufenthaltsräume gegen¬ 
über den in eigentlichen Wohngeschossen gelegenen als eine so hohe zu 
bezeichnen, wie sie in anderen Städten kaum Vorkommen dürfte. 

Diesen bedeutungsvollen Nachteilen steht allerdings auch eine beträcht¬ 
liche Zahl von Vorzügen gegenüber: Die Lage der Häuser ist als eine aus¬ 
reichend weiträumige zu bezeichnen; die Zahl der Eigentümerwohnungen 
ist eine hohe; der Mietpreis bleibt durchweg in einem erträglichen, vielfach 
in einem bescheidenen Verhältnis zum Gesamteinkommen der Familien; die 
Lichtfülle der Mehrzahl der Räume ist eine außergewöhnlich hohe, weil das 
Ausmaß der Fenster wesentlich größer gewählt wird, als es bei den winzigen 
Abmessungen der Zimmer und Küchen erforderlich ist. Dagegen dürften 
die Wärme Verhältnisse der Räume zu wünschen übrig lassen, weil die Bauart 
der Häuser eine leichte ist, die Herdwärme nur den winzigen, zum Aufent¬ 
halt wenig geeigneten 
Küchen zugute kommt, 
die großen Fenster 
und ungeschützten oder 
wenig geschützten Daoh- 
flächen die Wärme¬ 
übertragung fördern, ein 
Abschluß der Wohnun¬ 
gen gegen Hausflur, 

Treppenhaus und Dach 
fehlt. 

Nach sorgfältiger 
Abwägung der durch 
die Untersuchung in 
Bremen festgelegten 
Verhältnisse und dem 
Vergleich mit den an 
kleineren und großen 
Miethäusern gesammelten Erfahrungen neige ich der Anschauung zu, 
daß das richtig geplante und gut durchbildete kleinere Miethaus, das 
sogenannte Bürgerhaus, die verhältnismäßig günstigsten Wohngelegenheiten 
für den wirtschaftlich schwachen Teil der Großstadtbevölkerung bietet. Der 
in Abb. 1 wiedergegebene (seinerzeit von mir entworfene) Grundplan hat 
sich z. B. gut bewährt, weil er sich preiswert durchführen läßt und bei 
gutem Abschluß jeder Wohnung alles bietet, was eine Großstadtkleinwohnung 
in der Regel an Aufenthalts- und Nebenräumen zu enthalten hat. Wird 
ein Baublock von angemessener Tiefe rings mit solchen Häusern umgeben, 
seine weitere Bebauung aber hintangehalten, dann werden auch die Vorzüge 
der Bremer Hauslage erreicht. Die Geschoßzahl kann den örtlichen Ver¬ 
hältnissen angepaßt werden. In der Regel wird man nicht weniger als drei 
Vollgeschosse anordnen dürfen und nicht über vier hinauszugehen brauchen, 
weil solche Häuser die wirtschaftlich vorteilhaftesten Ergebnisse liefern. 
Eine Ausnutzung der Keller für Aufenthaltsräume ist in ihnen kein wirt¬ 
schaftliches Erfordernis, vielmehr wird man sie ebenso vorteilhaft für das 
Gewinnen von Waschküchen, Vorratsgelassen u. dgl. ausnutzen können. 


Abb. 1. 
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Der Ausbau des Dachgeschosses für Wohnungen pflegt wirtschaftlich vor¬ 
teilhaft zu sein, aber bedeutungsvolle gesundheitliche Nachteile im Gefolge 
zu haben, weil ein ausreichender Wärmeschutz für die warme wie für die 
kalte Jahreszeit nur durch Mittel gewonnen werden kann, die für Klein¬ 
wohnungen als zu kostspielig gelten. Die Raumgrößen werden ebenfalls 
den örtlichen Verhältnissen sich anschmiegen müssen. Doch halte ich es 
nicht nur für hygienisch falsch, sondern auch für wirtschaftlich unrichtig, 
sie so gering zu wählen, wie es in Bremen üblich ist, weil das Ausmaß des 
gewonnenen nutzbaren Raumes in ein ungünstiges Verhältnis gerät zum 
Ausmaß der Wände. Ihre Herstellung erfordert gegenwärtig den wesent¬ 
lichsten Teil der Baukosten. Es empfiehlt sich daher, genaue Kosten¬ 
anschläge und Rentenberechnungen der geplanten Gebäude zu fertigen und 
Vergleiche über die örtlich in Betracht kommenden Mindest- und Höchst¬ 
raumausmaße anzustellen, ehe man an die Ausführung geht. 

H. Chr. Nussbaum. 


Betriebsvorschriften für Drogen- und Gifthandlungen in 
Preußen. Zum Gebrauche für Gewerbetreibende und Behörden 
bearbeitet von E. Urban, Redakteur an der Pharmazeutischen Zei¬ 
tung. Berlin, Julius Springer, 1906. 

Auf 112 Seiten des bekannten kleinen Formats der Springerschen Ver¬ 
lagsbuchhandlung gibt der Verfasser eine Zusammenstellung der für den 
Gewerbebetrieb der Drogisten in Preußen zurzeit in Frage kommenden 
gesetzlichen Bestimmungen und Polizeiverordnungen, indem er außer dem 
Verkehr mit Arzneimitteln und Giften auch den mit feuergefährlichen 
Flüssigkeiten berücksichtigt. 

Der erste Abschnitt handelt von der Genehmigung und Untersagung 
des Gewerbebetriebes mit Bezug auf den Handel mit Giften, der zweite, in 
welchem die Kaiserliche Verordnung, betreffend den Verkehr mit Arznei¬ 
mitteln, vom 22. Oktober 1901 abgedruckt ist, vom Umfange des Gewerbe¬ 
betriebes, der dritte von der Ankündigung des Gewerbebetriebes, der vierte, 
in welchem sich auch die Polizeiverordnung über den Handel mit Giften 
vom 22. Februar 1906 befindet, von der Ausübung des Gewerbebetriebes. 
Der fünfte behandelt die Überwachung des Gewerbebetriebes, der sechste 
die Strafbestimmungen, während ein Anhang das Verzeichnis der dem Apo¬ 
thekenhandverkauf entzogenen Stoffe enthält. 

Eigentliche Erläuterungen der Bestimmungen werden nur in seltenen 
Fällen gegeben, sie fehlen teils fast ganz, so bei der Kaiserlichen Verordnung 
über den Verkehr mit Arzneimitteln. In der Vorrede erwähnt übrigens der 
Verfasser, daß er den Hauptwert auf übersichtliche Gruppierung des um¬ 
fangreichen Materials, sowie korrekte Wiedergabe der gesetzlichen Texte 
gelegt habe. Nach dieser Richtung hin dürfte sich auch das Werkchen, 
zumal da vielfach auf Gerichtsentscheidungen hingewiesen wird, als ganz 
brauchbar erweisen. Nesemann (Berlin). 
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Ärzte als Gewerbeinspektoren. Von Dr. med. Friedr. Bauer 
(München). Referat, erstattet in der oberbayerischen Ärztekammer. 
München 1905. Verlagsbuchhandlung von Seitz und Schauer. 

Dr. Bauers Vortrag behandelt einen so bedeutungsvollen Vorwurf des 
öffentlichen Gesundheitswesens, daß eine Besprechung in dieser Vierteljahrs* 
schrift ungeachtet der seit dem Erscheinen verflossenen Zeit am Platze 
ist. Zweimal habe ich (Bd. 36, 8. 674/75 bei Besprechung von Fridolin 
Schüler, Erinnerung eines Siebzigjährigen, und Bd. 37, S. 640/41 bei 
Besprechung von E. Roths Kompendium der Gewerbekrankheiten) schon 
auf die Anstellung von Ärzten als Gewerbeaufsichtsbeamten nach dem 
Beispiele der Schweiz kurz hingewiesen. 

Bauer begründet diese Forderung in seinem Vortrage eingehend, nach¬ 
dem er eingangs auf die zunehmende Bedeutung des öffentlichen Gesund¬ 
heitswesens überhaupt und dessen mit dem Wachsen des Verständnisses in 
der Bevölkerung sich erweiternden Kreises hinge wiesen hat. Das Beispiel 
von England und der Schweiz, namentlich von letzterer, und die dort ge¬ 
machten guten Erfahrungen, die Deutschland für seine gesundheitlichen 
Gewerbegesetze vielfach als Grundlage gedient haben, sollte das Deutsche 
Reich veranlassen, die Gewerbehygiene in die Hand von Sachverstän¬ 
digen, d. h. von in diesem Fache praktisch vorgebildeten Ärzten 
zu legen. Diese Forderung muß meines Erachtens an ärztliche 
Gewerbeaufsichtsbeamte wie an Lehrer der Gewerbehygiene 
und an die Vertreter derselben in der Zentralinstanz gestellt 
werden. Anderenfalls gewinnt die graue Theorie oder der heilige Bureau- 
kratius einen nicht nur unverdienten, sondern sogar schädlichen Einfluß. 

Bauers Vortrag weist an mehreren Mitteilungen von heutigen Ge¬ 
werbeaufsichtsbeamten den deutlichen Mangel an Sachverständnis nach und 
führt dann Äußerungen von Dr. Adolf Braun und Dr. Wolf Becher u. a. m. 
über die Notwendigkeit einer sachverständigen Gewerbeinspektion an, 
welche ebenso im Interesse der Staatswirtschaft wie der Gewerbetreibenden 
liegt. 

Der Vortrag sei allen Beteiligten, insbesondere den maßgebenden Be¬ 
hörden empfohlen. M. Pistor. 
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Deutscher Verein für öffentliche Gesundheitspflege. 

Einunddreißigste Versammlung 

za Aagsbarg 

in den Tagen vom 12. bis 15. September 1906 
unmittelbar vor der am 16. September beginnenden Versammlung 
Deutscher Naturforscher und Ärzte in Stuttgart. 

Tagesordnung: 

Mittwoch, den 12. September. 

L Bekämpfung der Tollwut. 

Referent: Professor Dr. Frosch (Charlottenburg). 

11. Milchversorgung der Städte mit besonderer Berücksichtigung der 
Säaglingsernähmng. 

Referenten: Stadtbezirksarzt Dr. Poetter (Chemnitz). 

Beigeordneter Brugg er (Köln). 

Donnerstag, 13. September. 

III. Walderholnngsstätten und Genesungsheime. 

Referent: Dr. R. Lennhoff (Berlin). 

IV. Die Bekämpfung des Staubes im Hause und auf der Straße. 

Referenten: Professor Dr. Heim (Erlangen). 

Stadtbaumeister Ni er (Dresden). 

Freitag, den 14. September. 

V. Welche Mindestforderungen sind an die Beschaffenheit der Woh¬ 

nungen, insbesondere der Kleinwohnungen zu stellen? 

Referent: Reg.-Baumeister a. D. Beigeordneter Schilling (Trier). 

Samstag, den 15. September. 

Gemeinsamer Ausflug nach Hohenschwangau. 

Teilnahme an der Versammlung. 

Die Teilnahme an der Versammlung in Augsburg ist nur den Mitgliedern 
des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege gestattet. 

Nach § 2 der Satzungen ist zur Mitgliedschaft jeder berechtigt, der 
Interesse an öffentlicher Gesundheitspflege hat und den Jahresbeitrag von 
6 Mark zahlt. 

Behörden, Stadtgemeinden und Korporationen können dem Verein 
mit einem oder mehreren Vertretern als Mitglieder beitreten und zahlen für 
jeden Vertreter 6 Mark pro Jahr. 

Anmeldungen zur Mitgliedschaft nimmt der Unterzeichnete entgegen. 
Köln, den 25. Mai 1906. 

Zeughausstraße 9. Ständiger Sekretär: 

Dr. Pröbsting. 
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Neu erschienene Schriften über öffentliche 
Gesundheitspflege. 

(110. Verzeichnis.) 


1. Allgemeines. 

Arbeiten aus dem hygienischen Institut der kgl. tierärztlichen Hochschule zu 
Berlin. Leiter: Prof. Dr. 0stertag. Lex.-8°. Berlin, R. Schoetz. Nr. 10. 
Klein, Assistent Emil: Über das Vorkommen von Schweineseuchebakterien 
und diesen ähnlichen Bakterien in der Nasenhöhle des Schweines. (32 S.) 
1906. 1-20 M. 

Arbeiten aus dem kaiserl. Gesundheitsamte. (Beihefte zu den Veröffentlichungen 
des kaiserl. Gesundheitsamtes.) 23. Bd. 2. (Schluß-)Heft. (ni u. S. 316 bis 587 
mit 2 Tafeln.) Lex.-8°. Berlin, J. Springer, 1906. UM. 

Arbeiten aus dem kgl. Institut für experimentelle Therapie zu Frankfurt a. M. 
Herausgegeben von Geh. Med.-Rat Prof. Dr. P. Ehrlich. 1. Heft. (Aus der 
Abteilung für Krebsforschung.) (102 S. mit 6 Taf.) Lex.-8°. Jena, G. Fischer, 
1906. 9 M. 

Arbeiter-Gesundheits-Bibliothek, herausgegeben unter Leitung yon Dr. Zadek. 
(Neue Auflage.) 8°. Berlin, Buchhandl. Vorwärts. 4. Heft. Zadek, Dr. J.: 
Der Achtstundentag, eine gesundheitliche Forderung. Eine Einführung m 
die Gewerbehygiene. Dritte, neu durchgesehene Auflage. (23 S.) 1906. 20 M. 
Brouardel et Mosny, Traite d’hygiene. Fase. II: Le Sol et l’eau. 1 vol. 

J.-B. Bailiiere et Als. Brosch. 10 fres., cart. 11‘50 fres. 

Brouardel et Mosny, Recueil des traveaux du Co mite oonsultatif d’hygiene 
publique de France, t XXXIV. 1 vol. J.-B. Bailliere et Als. 10 fres. 
Gesundheits warte, Neue. Halbmonatsschrift für Gesundheits- und Kranken¬ 
pflege. Billigste Zeitung für naturgemäße Gesundheitspflege und Heilweise. 
9. Jahrgang. April 1906 bis März 1907. 24 Nummern. (Nr. 1 bis 8, 128 S.) 
Lex.-8°. Leipzig-Schi., E. Kretschmer. Vierteljährlich bar —*50 M., einzelne 
Nummern —20 M. 

Handbuch der Tropenkrankheiten. Herausgegeben von Dr. Karl Mense. III. Bd. 
1. Halbband. Mit 161 Abbildungen im Text und auf 8 Tafeln. (432 S.) Lex.-8*. 
Leipzig, J. A. Barth, 1906. 14 M. 

Hebammenzeitung, Sächsische. Herausgeber: Die Direktoren der kgl. Frauen¬ 
kliniken und Hebammenlehranstalten in Dresden und Leipzig Geh. Med.-Räte 
Proff. Dr. Dr. Leopold und Zweifel. Schriftleiter: Dr. Dr. Privat-Doz. 
H. Füthund Weindler. Für den Hebammenteil verantwortlich: Frau Patzig 
und Frau Wollblock. 3. Jahrgang 1906. 12 Nummern. (Nr. 1, 12 S. mit 
1 Abbildung.) 4°. Dresden, v. Zahn & Jaensch. Bar 3 M. 

Kalle, Stadtrat Prof. Fritz, und Stadtarzt Dr. Gust. Schellenberg: Wie erhält 
man sich gesund und erwerbsfähig? 37. Aufl., 356. bis 365. Tausend. (16 S.) 
8°. Berlin, Gesellschaft für Verbreitung von Volksbildung, 1906. —*10 M. 
Plehn, Reg.-Arzt z. D., Prof. Dr. Friedr.: Tropenhygiene mit spezieller Berück¬ 
sichtigung der deutschen Kolonien. Ärztliche Ratschläge für Kolonialbeamte, 
Offiziere, Missionare, Expeditionsführer, Pflanzer und Faktoristen. 21 Vor¬ 
träge. 2. Auflage., 

Veröffentlichungen der deutschen Gesellschaft für Volksbäder. Herausgegeben 
von dem geschäftsführenden Ausschuß. Red.: P. Erb. III. Bd. 5. Heft. 
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(XIV, IV und S. 501 bis 622 mit Abbildungen.) gr.-8°. Berlin, A. Hirsoh- 
wald, 1906. 1 M. 

Vierteljahrssohrift für öffentliche Gesundheitspflege. 38. Bd. 1. Heft. Braun¬ 
schweig, Friedr. Vieweg & Sohn. 8 M. 

Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrankheiten. 52. Bd. 1. und 2. Heft. 
Leipzig, Veit & Co. 12 M. 

Zeitschrift für Krebsforschung. 4. Bd. 1. Heft. Berlin, Hirschwald. 9 M. 

Zeitschrift für Medizinalbeamte. Zentralblatt für das gesamte Gesundheits¬ 
wesen, für gerichtliche Medizin. Psychiatrie und Irrenwesen. Herausgegeben 
von Reg.- und Geh. Med.-Rat Dr. Otto Rapmund. Mit zwei Beilagen. 
Berichte über Versammlungen, Rechtsprechung und Medizinalgesetzgebung. 
19. Jahrgang 1906. 24 Nummern. (Nr. 1, 36 u. 8 S.) gr.-8°. Berlin, Fischers 
medizinische Buchhandlung. Bar 15 M. 

Zeitschrift für soziale Medizin. MedizinalBtatistik, Arbeiterversicherung, soziale 
Hygiene und die Grenzfragen der Medizin und Volkswirtschaft. Heraus- 
gegeben von Dr. Dr. A. Grotjahn und F. Kriegei. 1. Bd. 4 Hefte. (l.Heft, 
96 S.) gr.-8®. Leipzig, F. C. W. Vogel, 1906. 12 M. 


2. Statistik und Jahresberichte. 

Bericht des Wiener Stadtphysikates über seine Amtstätigkeit und über die 
Gesnndheitsverhältnisse der k. k. Reichshaupt- und Residenzstadt Wien in 
den Jahren 1900 bis 1902. Im Aufträge des löbl. Gemeinderates erstattet von 
Stadtpbysicis Dr. Dr. Adolf Löffler und Theodor Szongott unter Mit¬ 
wirkung des städtischen Oberbezirksarztes Dr. Alois Grünberg und der 
Physikatsassistenten Dr. Dr. Paul Hasterlik und Alfred Freund. (XI, 
593 S.) Lex.-8 # . Wien, Gerlach & Wiedling, 1905. nn. 12 M. 

Jahrbuch, statistisches, der Stadt Wien für das Jahr 1903. 21. Jahrgang. Bear¬ 
beitet von der Magistratsabteilung XXI für Statistik. (XIV, 905 S.) Lex.-8°. 
Wien, Gerlach & Wiedling, 1905. Geb. in Leinwand bar nn. 10 M. 

Local Government Board. No. 228. Report to the Local Government 
Board upon the Saoitary Circumstances etc., in the Abertillery Urban 
District. 3 d. 

Local Government Board. No. 229. Report to the Local Government Board 
on an Outbreak of Enteric Fever at Fulbourn Asylum, near Cambridge, with 
Special Reference to Risk of Pollution of Underground Water Supplies by 
the Sewage of the Asylum. 1 d. 

Mitteilungen des statistischen Amtes der Stadt München. 19. Bd. Lex.-8®. 
München, J. Lindauer. 3. Heft, 1. Teil, Müncheper Jahresübersichten für 1905. 
(I. Teil.) (II, IV, 82 S.) 1906. 1 M. 

Statistik; Breslauer. Im Aufträge des Magistrats der kgl. Haupt- und Residenz¬ 
stadt Breslau herausgegeben vom statist. Amt der Stadt Breslau. 25. Bd. 
Lex.-8®. Breslau, E. Morgensterns Verlag. 2. Heft. Bevölkerungswechsel, 
Erkrankungen, meteorologische und physikalische Verhältnisse, Preise für 
Nahrungsmittel usw. im Jahre 1904. (112 S.) 1906. 1 M. — 3. Heft. Jahres¬ 
berichte städtischer Verwaltungen für das Rechnungsjahr 1904. (423 S. mit 

Abbildungen und 7 Tafeln.) 1906. 2 M. 

Statistik; schweizerische. Herausgegeben vom statist. Bureau des eidgenössischen 
Departements des Innern. Lex.-8°. Bern, A. Francke. 148. Lieferung. Die 
Bewegung der Bevölkerung in der Schweiz im Jahre 1904. (32 S.), 1906, 
2 M.; französische Ausgabe (32 S.) 2 M. 

Wochenbulletin; sanitarisch - demographisches, der Schweiz. — Bulletin demo- 
graphique et sanitaire suisse. Herausgegeben vom schweizer. Gesundheits¬ 
amt und eidgen. statist. Bureau. Jahrg. 1906. 52 Nummern. (Nr. 1, 16 S.) 
gr.-8°. Bern, Scheitlin, Spring & Co. 4 frcs.; postfrei 6 frcs. 
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3. Wasserversorgung, Entwässerung und Abfuhr. 

Camion, Henry Lemmoin-, Modern Sewage Disposal. (A Populär Handbook.) 
Being a Brief and Simple Outline of some of the Principal Methods which 
have been and are Employed to Deal with the Sewage of Communities. 
12 mo, sd., pp. 104. Dräne, net 1 d. 

Mitteilungen aus der kgl. Prüfungsanstalt für Wasserversorgung und Abwässer- 
beseitigung zu Berlin. Herausgegeben von Proff. Dr. Dr. Geh. Ober-Med.- 
und vortr. Rat Anstaltsleiter A. Schmidtmann und Geh. Med.-Rat Anstalts- 
vorsteher Karl Günther. 7. Heft. (III, 183 S. mit 37 Abbildungen und 
2 Tabellen.) gr.-8°. Berlin, A. Hirschwald, 1906. 6 M. 

Paul, Prof. fr. Dir. Th., W. Ohlmüller, Geh. Reg.-Rate, R. Heise u. Fr. Auer- 
baoh, Dr. Dr.: Untersuchung über die Beschaffenheit des zur Versorgung 
der Haupt- und Residenzstadt Dessau benutzten Wassers, insbesondere über 
dessen Bleilösungsfähigkeit. (Aus: „Arbeiten aus dem kaiserL Gesundheits¬ 
amte“.) (68 S. mit Figuren.) Lex.-8°. Berlin, J. Springer, 1906. Bar 3 M. 

4. Straßen-, Bau- und Wohnungshygiene. 

Bauordnung für die Landgemeinden und selbständigen Besitzungen des Regie¬ 
rungsbezirkes Hannover vom 28. März 1894 mit den Ergänzungen vom 
27. November 1900 und vom 29. Februar 1904. (33 S.) gr.-8*. Hameln, 
Th. Fuendeling, 1906. —*50 M. 

Bauordnung 1. für die selbständigen Städte des Regierungsbezirkes Hannover 
a) Hameln, Nienburg, b) Bodeowerder, Eldagsen, Münder, Neustadt a. R., 
Pattensen, Wunstorf, 2. für die Gemeinden Barnstorf, Barsinghansen, Bruch¬ 
hausen, Bücken, Diepholz, Eystrup, Springe, Hoya, Vilsen vom 21. Dezember 
1905. (40 S. mit Figuren.) 8°. Hameln, Th. Fuendeling, 1906. —*60 M. 

Baupolineiverordnung für Städte des Regierungsbezirkes Münster vom 5. August 

1905, für den Bezirk der Städte Ahaus, Ahlen, Beckum, Borken, Burgsteinfurt, 
Coesfeld, Dülmen, Gronau, Haltern, Ibbenbüren, Lengerich, Lüdinghausen, 
Olde, Warendorf, Werne, Rheine mit Eschendorf und Schotthock. (56 S.) 
kl.-b°. Dülmen, J. Horstmaon, 1906. —*60 M. 

Ha&se’s, Fr. Herrn., Zeitschrift für Lüftung und Heizung. Faohblatt der Lüftungs¬ 
und Heizungskunde mit Einschluß der Feuerungstechnik und des Ofenbaues 
für Fachleute und Private. Herausgegebeu und redigiert von Ingenieur 
Fr. Herrn. Haase. 12. Jahrg. 1906. 24 Hefte. (1. Heft, 16 S. mit Abbildungen.) 
4°. Berlin, Geschäftsstelle. Halbjährlich bar 6*50 M., einzelne Hefte —*75 M. 

l£aiser, Max: Baupolizeiverordnungen für die Städte und das platte Land des 
Regierungsbezirkes Posen vom 29. April 1904, nebst den ergangenen An¬ 
weisungen, Verfügungen usw. Zusammengestellt und mit kurzen Erläute¬ 
rungen versehen. (VII, 95 S.) 8°. Rawitsch, R. F. Frank, 1905. (Umschlag: 

1906. 1*20 M.; geb. in Leinwand 1*50 M.) 

Roques, Dr. F. Les Logements insalubres, causes et effets, leur l4gislation en 
France et ä l’etranger, le casier sanitaire des maisons. in-8°. 3 frcs. 1 vol. 
Ch. Dirion, a Toulouse. 


5. Schulhygiene. 

Boulenger, M. et N. Ensch: Hygiene soolaire. La lutte contre la degenerescence 
en Angleterre (Inst. Solvay: actualites sociales), in-16°, cart. 1*50 fr. V. Giard 
et E. Briere. 

Domitrovioh, Archit., vorm. Assistent Armin v.: Die Hygiene des Schulzimmers. 
(43 S. mit 10 Abbildungen.) gr.-8°. Berlin, A. v. Domitrovich, 1906. I M. 
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Lorentz, Friedrich: Sozialhygiene und Schule. Ein Beitrag zum Ausbau der 
hygienischen Forderungen moderner Sozialpädagogik. (VII, 162 S.) gr.-8. 
Hamburg, L. Voss, 1906. 2*50 M. 

6. Hospitäler und Krankenpflege. 

Brunner, Chefarzt Dr. Fritz: Grundriß der Krankenpflege. Leitfaden für den 
Unterricht in Diakonissenanstalten, Schwesternhäusern, Krankenpflegekursen. 
Dritte verbesserte und vermehrte Auflage. (222 S. mit 11 Abbildungen.) kl.-8°. 
Zürich, Schulthess & Co., 1906. Kart. 1*80 M. 

Burdett, Sir Henry: Burdett’s Hospitals and Charities. 1906. Being de Year 
Book of Philanthropy and the Hospital Annual. Cr. 8vo. pp. xii—978. Scienti¬ 
fic Press, net 6 d. 

Dümz, General-Oberarzt, Dr.: Das moderne Samariter- und Rettungswesen für 
das Land. Vortrag auf der 10. Hauptversammlung des Deutschen Vereins 
für ländliche Wohlfahrts- und Heimatpflege am 12. Februar 1906. Nebst 
weiteren Ausführungen von Minist.-Dir. Dr. H. Thiel, Sen.-Vors. Geh. Reg.- 
Rat Bielefeldt, Dr. Kormann, Landesversioherungsr. Hansen, Pfarrer 
Gastpar, Pfarrer Peters, Prof. Dr. Georg Meyer. Herausgegeben vom 
Deutschen Verein für ländliche Wohlfahrts- und Heimatpflege. (32 S. mit 
1 Tafel.) 8°. Berlin, Deutsche Landbuchhandlung, 1906. —*40 M. 

Esmareh, Prof. Dr. Frdr. v.: Die erste Hilfe bei plötzlichen Unglüoksfallen. Ein 
Leitfaden für Samariterschulen in 6 Vorträgen. 21. verb. Aufl. Mit 150 Ab¬ 
bildungen im Text und 2 Tafeln. 97. Tausend. (VIII, 128 S.) 8°. Leipzig, 
F. C. W. Vogel, 1906. Geb. in Leinwand 1*80 M. 

Gebarung, Die, und die Ergebnisse der Krankheitsstatistik der nach dem 
Gesetze vom 30. März 1888 (R.-G.-B1. Nr. 33), betr. die Krankenversicherung 
der Arbeiter, eingerichteten Krankenkassen im Jahre 1903. Vom Minister 
des Innern dem Reichsrate mitgeteilt in Gemäßheit des § 72 des bezogenen 
Gesetzes. (IV, 169 S.) Lex.-8°. Wien, Hof- und Staatsdruckerei, 1906. 
2*50 M. 

Jahrbücher der hamburgischen Staatskrankenanstalten. Herausgegeben von 
Dirr. Dr. Dr. Prof. Lenhartz, Reye, Deneke, sowie den Ärzten der An¬ 
stalten unter Redaktion von Prof. Dr. Lenhartz. IX. Bd. Jahrg. 1903/1904. 
(XVI, 214 und 213 S. mit 20 Abbildungen und 15 Tafeln.) gr.-8°. Hamburg, 
L. Voss, 1905. Gebunden in Leinwand 22 M. 

Kreuz, das Rote. Schweizerische Monatsschrift für Samariterwesen, Kranken¬ 
pflege und Volksgesundheitspflege. Herausgegeben vom Zentral verein. 
Red.: Dr. W. Sahli. 14. Jahrgang 1906. 24 Nummern. (Nr. 1, 24 S.) Mit 
der Gratisbeilage: Am häuslichen Herd. Schweizerische illustrierte Monats¬ 
schrift zur Unterhaltung und Belehrung. Redaktion: Dr. Ad. Vögtlin. 
8. Jahrgang 1905. 12 Nummern. (Nr. 1, 32 S.) gr.-8°. Bern, F. Semminger. 
Bar nn. 4 M. 

Mitteilungen aus den hamburgischen Staatskrankenanstalten, herausgegeben 
von Dirr. Dr. Dr. Prof. Lenhartz, Reye, Deneke, sowie den Ärzten der 
Anstalten unter Redaktion von Prof. Dr. Lenhartz. V. Bd. (Wissen¬ 
schaftlicher Teil der Jahrbücher der hamburgischen Staatskrankenanstalten 
VIII. Bd.) (III, 213 S. mit 20 Abbildungen und 15 Tafeln.) Lex.-8°. Ham¬ 
burg, L. Voss, 1905. 15 M. 

Mitteilungen aus den hamburgischen Staatskrankenanstalten, herausgegeben 
von den Direktoren und Ärzten der Anstalten unter Redaktion von Prof. 
Dr. Lenhartz. VI. Bd. (Wissenschaftlicher Teil der Jahrbücher der 
hamburgischen Staatskrankenanstalten X. Bd.) (1. bis 3. Heft, S. 1 bis 
244 mit 61 Abbildungen und 18 Tafeln.) Lex.-8°. Hamburg, L. Voss, 1906. 
15 60 M. 
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7. Militär- und Schiffshygiene. 

Hahn, Regimentsarzt, Oberstabsarzt Dr.: Der deutsche Kriegssanitätsdienst unter 
Berücksichtigung der durch die modernen Geschosse bedingten sanitäts¬ 
taktischen und chirurgischen Maßnahmen. (Aus: „Der Militärarzt“.) (36 S.) 
gr.-8°. Wien, M. Perles, 1906. 1*20 M. 

8. Infektionskrankheiten, Bakteriologie und Desinfektion. 

Arbeiten über die übertragbare Genickstarre in Preußen im Jahre 1905. Von 
Dr.Dr. Chefarzt R. Altmann, Med.-Rat Kreisarzt H.Flatten, Geh.Med.-Rat 
Dir. Prof. C. Flügge, F. Göppert, Geh. Ober-Med.-Rat Prof. M. Kirchner, 
Prof. W. Kolle, Assistent Leuchs, Prof. W. y. Ling eis heim, Privatdozent 
Assistent Prof. E. Meyer, Kreisarzt R. Rieger, Reg.- und Geh. Med.-Rat 
A. Schmidt, Kreisarzt K. Schneider, Prof. A. Wassermann, Privatdozent 
Prosektor M. Westenhoeffer. (Aus: „Klin. Jahrb.“) gr.-8°. Jena, G. Fischer. 

von Behring, Wirkl. Geh. Rat, und Geh. Reg.- n. Med.-Rat Dammann, Proff. Dr. 
Dr.: Bekämpfung der Tuberkulose beim Rindvieh und hygienische Milch¬ 
erzeugung. (Aus: „Archiv des deutschen Landwirtschaftsrats.“) (43 S.) Lex.- 
8°. Berlin, P. Parey, 1906. 1 M. 

Boidin, L.: Recherches experimentales sur les poisons de la baoteridie charbon- 
neuse. Nature de la reaction locale dans Poedeme malin. (These.) in-8°. 
G. Steinheil. 3'50 frcs. 

Bollag, Dr. Max: Zum Kampfe gegen die Lungenschwindsucht! Gemeinverständ¬ 
liche Abhandlung für Gesunde und Kranke. 7. Auflage. 51. bis 55. Tausend. 
(48 S. mit 17 Abbildungen.) 8°. Basel, Georg & Co., 1906. —*80 M. 

Bourgeois, L.: L’isolement des tuberculeux et la lutte contre la tuberculose. 
(Public, de PAdministration generales de PAssistance publique de Paris.) 
in-4°. 1 vol. Berger-Levrault & Co. 1 fr. 

Brouardel et Gilbert, Nouveau traite de medecine; fase. X. Streptococcie, 
staphylococcie, pneumocoocie, colibacillose. in-8°. 1 vol. J.-B. Bailiiere et 
Fils. Broch. 3*50 frcs., cart. 5 frcs. 

Bruns, Dir. Dr. Hayo: Leitfaden für die Ausführung bakteriologischer Wasser¬ 
untersuchungen. Anweisung für Keimzähler. (VIII, 58 S. mit Abbildungen.) 
8°. Berlin, R. Sohoetz, 1906. Gebunden in Leinwand bar 1*50 M. 

Chantemesse, A. et F. Borei: La Reeente epidemie de cholera en Allemagne 
et Bes enseignements. in-8°. O. Doin. 1*50 fr. 

DelahousBe, J.: Dösinfection de la gorge. Son emploi dans la prophylaxie et 
la thörapeutique des maladies infectieuses. (These.) in-8°. 1 vol. Rey & Co., 
ä Lyon. 150 fr. 

Dubruel: Le Beriberi. in-8°. 1 vol. J.-B. Bailliere et Fils. 4 frcs. 

Halbron, P.: Tuberculose et infections associees, etude critique et experimentale. 
in-8°. 1 vol. G. Jacques. 7 frcs. 

Heller, Privatdozent Dr. Otto: Die Schutzimpfung gegen Lyssa. Versuche zur 
Herstellung eines nicht infektiösen Impfstoffes. (142 S.) Lex. -8®. Jena, 
G. Fischer, 1906. 4 M. 

Hutchinson, Jonathan: On Leprosy and Fish-Eating. A Statement of Facts and 
Explanations. 8vo. pp. 444. Constable, net 12/6. 

Israel, Kreisarzt Med.-Rat Dr.: Das preußische Seuchengesetz. (Aus: „Reichs- 
Medizinalanzeiger“.) (11 S.) 8°. Leipzig, B. Konegen, 1906. Bar 1 M. 

Kolle, Prof. Dir. W. und Stabsarzt Vorst. H. Hetsch, Dr. Dr.: Die experimen¬ 
telle Bakteriologie und die Infektionskrankheiten mit besonderer Berück¬ 
sichtigung der Immunitätslehre. Ein Lehrbuch für Studierende, Ärzte und 
Medizinalbeamte. Mit 3 Tafeln und 125 größtenteils mehrfarbigen Abbil¬ 
dungen. (XII, 589 S.) Lex.-&°. Wien, Urban & Schwarzenberg, 1906. 20 M.; 
gebunden in Halbfranz n. 2250 M. 
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Larat, Etiologie et pathogenie de 1a lepre. in-18°. A. Maloine. 1 fr. 

Leray, Dr. A.: Genese de 1a tuberculose. in-8*. Yigot freres. 2 frcs. 

Rüge, Marine-Generaloberarzt Prof. Dr. Rhold.: Einführung in das Studium der 
Malariakrankheiten mit besonderer Berücksichtigung der Technik. Zweite, 
gänzlich umgearbeitete Auflage. Mit 2 photographischen, sowie 2 farbigen 
Tafeln, 1 lithographischen Tafel, 124 Abbildungen, 3 Tafeln und 23 Fieber¬ 
kurven im Text. (IX, 420 S.) Lex.-8°. Jena, G. Fischer, 1906. 11 M.; 

gebunden 12 M. 

Stephens et Christophers: Etüde pratique du paludisme et des parasites du 
sang. in-18°. 1 vol. 0. Doin. 6 frcs. 

Über das Wesen und die Verbreitung der Wurmkrankheit (Ankylostomiasis) mit 
besonderer Berücksichtigung ihres Auftretens in deutschen Bergwerken. 
Unter Mitwirkung von Dr. Dr. Prof. Oberarzt Löbker und Direktor Hayo 
Bruns bearbeitet im kaiserl. Gesundheitsamt. (Aus: „Arbeiten aus dem 
kaiserl. Gesundheitsamte.“) (VI, 102 S. mit Abbildungen.) Lex.-8®. Berlin, 
J. Springer, 1906. 3 M. 


9. Hygiene des Kindes. 

Baginsky, Prof. Dir. Dr. Adolf: Säuglingskrankenpflege und Säuglingskrank¬ 
heiten nach den Erfahrungen im städtischen Kaiser und Kaiserin Friedrich- 
Kinderkrankenhaus in Berlin. Unter Mitwirkung vom wiss. Assist. Laborat.- 
Vorsteher Dr. Paul Sommerfeld. (XIV, 216 S. mit 44 Abbildungen und 
1 farbigen Tafel.) Lex.-8°. Stuttgart, F. Enke, 1906. 7*40 M.; gebunden in 
Leinwand n. 8*60 M. 

Hauptregeln für die Ernährung und Pflege des Kindes im ersten Lebensjahre. 
Von Prof. Dr. Siegert. (4 S.) gr.-8®. Bonn, M. Hager, 1906. —*10 M. 

Kind, Das, seine geistige und körperliche Pflege von der Geburt bis zur Reife. 
Herausgegeben von Geheimrat Prof. Dr. Ph. Biedert. Mit 76 Abbildungen 
und 2 Kurventafeln im Text. (XII, 516 S.) Lex.-8°. Stuttgart, F. Enke, 
1906. 8 M.; geb. in Leinwand n. 9 M.; auch in 5 Lieferungen zu 1*60 M. 

Schlossmann, Prof. Dr. A.: Über die Fürsorge für kranke Säuglinge unter be¬ 
sonderer Berücksichtigung des neuen Dresdener Säuglingsheimes. Mit 
12 Tafeln, 11 in den Text gedruckten Abbildungen und 5 Kurven. (Aus: 
„Archiv f. Kinderheilkunde.“) (94S.) Lex.-8®. Stuttgart, F. Enke, 1906. 4M. 

Siegert, Prof. Dr.: „Über die Aufgaben der Gemeinden im Kampfe gegen die 
Säuglingssterblichkeit mit besonderer Berücksichtigung der Versorgung der 
Städte mit Säuglingsmilch.“ (Aus: „Zentralbl. f. allgem. Gesundheitspflege“.) 
(S. 49 bis 72.) gr.-8°. Bonn, M. Hager, 1906. —*60 M. 

10. Variola und Vaccination (fehlt). 

11. Geschlechtskrankheiten. 

Labit, H. und H. Polin: Le peril venörien. (Encycl. Aide-Memoire.) in-8°. 1vol. 
Masson & Cie. 2*50 frcs. 

Stövenard, L., Le Secret medical et la Syphilis. in-16°. H. Jouve. 3 frcs. 

Thalmann, Stabsarzt Dr.: Die Syphilis und ihre Behandlung im Lichte neuer 
Forschungen. Herausgegeben von der Medizinalabteilung des kgl. sächsischen 
Kriegsministeriums. (33 S.) gr.-8°. Dresden, C. Damm, 1906. 1 M. 

12. Gewerbe- und Berufshygiene. 

Franqois, E: L’Anemie des mineurs. Etiologie, semeiologie, prophylaxie, Organi¬ 
sation medicale. in-8°. A. Maloine. 2*50 frcs. 

Schmidt -Ernsthausen, Staatsanwalt Dr. R.: Das Kinderschutzgesetz, mit Er¬ 
läuterungen und den Ausführungsbestimmungen des Reiches und der größeren 
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Bundesstaaten. (IV, 178 S.) 8°. Stuttgart, W. Kohlhammer, 1906. 2*40 M.; 
gebunden 3 M. 

Schriften der Zentralstelle für Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen. gr.-8°. Berlin, 
C. Heymann. Nr. 29. Die künstlerische Gestaltung des Arbeiterwohnhauses. 
14. Konferenz der Zentralstelle für Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen am 5. und 
6. Juni 1905 in Hagen i. W. (IV, 76 S. und 17 S. Abbildungen.) 1906. 2*40 M. 
Veröffentlichungen aus dem Gebiete des Militäreanitätswesens. Herausgegeben 
von der Medizinalabteilung des kgl. preußischen Kriegsministeriums. Lex.-8°. 
Berlin, A. Hirschwald. 33.Heft. Voss, Stabsarzt, Bat.-Arzt, Privatdozent Dr. 
Otto: Der Bacillus pyocyaneus im Ohr. Klinisch-experimenteller Beitrag zur 
Frage der Pathogenität des Bacillus pyocyaneus. Mit 5 farbigen Tafeln. 
(V, 197 S.) 1906. 8 M. 

Vibert, Ch.: Les Accidents du travail. in.-8°. 1vol. J.-B. Bailiiere et fils. lOfrcs. 
Vogel, Prof. Dr. J. H.: Neue gesetzliche und technische Vorschriften betreffend 
Calciumcarbid und Acetylen in Deutschland, Österreich und der Schweiz. 
Mit Erläuterungen und mit Anweisungen zur Prüfung von Acetylenanlagen. 
(IX, 113 S.) gr.-8°. Braunschweig, Friedr. Vieweg & Sohn, 1906. 2*40 M.; 
geb. 3*40 M. 


13. Nahrungsmittel (fehlt). 

14. Alkoholismus. 

Arzt, Der, als Erzieher. gr.-8°. München, Verlag der ärztlichen Rundschau. 
23. Heft. Bieling, Dr. Kurt: Der Alkohol und der Alkoholismus. Ein 
Wegweiser zum Verständnis moderner Kulturabeit. (84 S.) 1906. 1*40 M. 

Charra, E.: Contribution ä l’etude de Palcoolisme hereditaire. Recherches sur 
les anomalies de developpement observees chez les enfants de parents alcoo- 
liques. (These.) in-8°. 1 vol. Rey & Cie. ä Lyon. 2 frcs. 

Höllischer, Dr.: Alkohol und Tuberkulose. Eine Erwiderung. (Aus: „Prager 
med. Wochenschr.“) (15 S.) gr.-8°. Prag 1906. Wien, Brüder Suschitzky. 
Bar — 25 M. 


15. Verschiedenes. 

Arbeiten aus dem hygienischen Institut der kgl. tierärztlichen Hochschule zu 
Berlin. Leiter: Prof. Dr. Ostertag. Lex.-8°. Berlin, R. Schoetz. Nr. VIII. 
Titze, C.: Beitrag zur Immunisierung gegen Geflügelcholera, Schweineseuche 
und Schweinepest mit „Aggressinen“ nach Bail und mit Bakterienextrakten 
nach Conradi und Brieger. (33 S.) 1906. 1*20 M. 

Erg&nzungsbuch zum Arzneibuch für das Deutsche Reich. (Arzneimittel, welche 
in dem Arzneibuch für das Deutsche Reich nicht enthalten sind.) 3. Ausgabe. 
Bearbeitet und herausgegeben von dem Deutschen Apothekerverein. (III, 
429 S.) gr.-8°. Berlin, Selbstverlag des Deutschen Apothekervereins, 1906. 

Gebunden in Halbfranz bar 6 M. 

Handbuch der ärztlichen Sachverständigentätigkeit. Herausgegeben von P. Dit- 
trich. 5. und 6. Lieferung. Wien, Braumüller. Je 5 M. 

Joe st, Prof. Dr. Ernst: Schweineseuche und Schweinepest. Eine Monographie. 
(VIII, 280 S. mit 22 Abbildungen und 6 Tafeln.) Lex.-8°. Jena, G. Fischer, 
1906. 6 50 M. 

Lusi, Dr. de: La Femme moderne, son hygiene, sa beaute, ses enfants. in-16°. 

1 vol. P. Douville. 3 50 frcs. 

Pudor, Dr. Heinrich: Nacktkultur. 1. Bändchen: Allgemeines; Fußkultur. (VII, 
57 S. mit Abbildungen und 13 Tafeln.) 8°. Berlin-Steglitz, H. Pudor, 1906. 

2 M.; auf japanischem Handpapier 8 M.; gebunden in Leder 15 M. 

Hotter, Bezirks-Obertierarzt Adalbert: Handbuch der österreichischen Veterinär- 

vorschriften. Authentische Sammlung aller einschlägigen Gesetze, Verord- 
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nungen, Erlasse, grundsätzlichen Entscheidungen und Kundmachungen der 
verschiedenen österreichischen Zentralstellen, einschließlich der Judikate des 
Reichsgerichtes, des Verwaltungsgerichtshofes und des obersten Gerichts- und 
Kassationshofes, sowie der wichtigsten Vorschriften für den politischen Ver¬ 
waltungsdienst. (In etwa 30 Lieferungen.) 1. u. 2. Lieferung. (S. 1 bis 128.) 
Lex.-8°. Wien, W. Braumüller, 1906. Je 1*20 M. 

Schnetzler, Bürgermeister, Gesundheitsratsvorsitzender Karl, und Dr. Franz 
Neumann: Die Geheimmittel und die Heilschwindler. Geschildert. 4. Au fl. 
(Neudruck). (VIII. 80 S.) 8°. Karlsruhe 1905. Rudolstadt, P. Keller. 1 M. 
Schüler, Dr. Otto: Touristenhygiene. Ein rascher Ratgeber auf Gebirgswande¬ 
rungen, Militärmärschen, Radtouren, Jagden und Sportplätzen. (19 S.) 16°. 
München, E. Scherzer, 1906. —*40 M. 

Vogel ; Geh. Sanitätsrat Dr. M.: Die erste Hilfe bei Unfällen mit besonderer 
Berücksichtigung der Unfälle im Bergbau und in den verwandten Betrieben. 
Zweite verbesserte ^Auflage. Herausgegeben vom Vorstand der Knappschafts- 
Berufsgenossenschaft in Berlin. (XII, 106 S. mit 84 Abbildungen.) 8°. Berlin, 
C. Heymann, 1906. 
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Die Entwickelung und zukünftige Ausgestaltung des 
Eettungs- und Krankenbeförderungswesens. 

Von Prof. Dr. George Meyer (Berlin). 


Wenn man die Entwickelung der auf dem Gebiete des Rettungswesens 
und der ersten Hilfe in den letzten Jahrzehnten in unserem Vaterlande 
entstandenen Einrichtungen näher betrachtet, so erkennt man bei allen 
den bestimmten Grundgedanken, in Fällen der Not, wie sie besonders durch 
Verunglückung, plötzliche Erkrankung und plötzliche Verschlimmerung 
einer bestehenden Krankheit auftreten, eine sachverständige Hilfe seitens 
eines Arztes oder bis zu seiner Ankunft einer Person, welche für solche 
Fälle besonders unterwiesen ist, bereit zu stellen. Dieser Gedanke ist 
keineswegs ein neuer und etwa, wie vielfach behauptet wird, erst in den 
letzten Jahrzehnten entstanden. 

Die Notwendigkeit von eigenen Vorkehrungen für den genannten Zweck 
ergibt sich aus der Tatsache, daß die Ärzte sowohl in den Städten als auf 
dem platten Lande nicht ständig zu Hause sich aufhalten können, weil die 
Ausübung ihres Berufes sehr häufig ihre Abwesenheit vom Hause bedingt. 
Besonders in den größeren Städten sind die Ärzte zu bestimmten Tages¬ 
stunden im überwiegend größeren Teil vom Hause abwesend, um ihrer 
Tätigkeit außer dem Hause nachgehen zu können. Gerade aber am Tage 
ereignen sich die meisten Unfälle während der Stunden, wo die regste 
Tätigkeit in den Betrieben und im Verkehr vorhanden ist. 

Eine gewaltige Änderung hat sich auf dem Gebiete vollzogen seit jenen 
Zeiten, wo zuerst der Gedanke einer Vorbereitung sachverständiger Hilfe in 
die Erscheinung tritt. 

Es ist interessant, zu beobachten, nach welchen Gesichtspunkten sich 
die Einrichtungen für erste Hilfe bei Unfällen entwickelt haben. Deutlich 
sind zwei Verhältnisse zu erkennen, welche die Anwesenheit einer schnellen 
sachgemäßen Hilfe notwendig erscheinen lassen. 

Nicht wunder kann es nehmen, daß die mörderischen Seuchen, welche 
besonders im Mittelalter herrschten, Veranlassung zu einer Bereitstellung 
einer ständigen Hilfe gegeben haben. Die früheste mir über eine solche be¬ 
kannte Notiz ist enthalten in einer Pestschrift von Habersack vom Jahre 
1679/81: „Relation, In welcher beygebracht wird/ was gestalten die Wien- 
nerische Neustadt Mit der Pest angesteckt worden: Wie man sich in geist¬ 
licher und weltlicher Ordnung verhalten: was für Präservativmittel 
gebraucht: und auff was Weiß die Krancken versehen und curirt worden: 
wie man die inficirte Häuser gereiniget: und wann sich die Pest geendet." 

Die betreffende Stelle lautet: 

„Damit aber kein Abgang in Ermangelung der Beschauer oder Pest- 
Artzt seye; ist einem andern vorhero das Wart-Geld bezahlt worden / mit 
Namen Caspar Seidl einen Baader-Gesellen / deme ein eigne Wohnung in 
der Statt nächst denen Ringmauren ein bequemes Orth zubereitet worden / 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1906. 4 J 
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auch aller anderer unnothwendiger Anßgang verboten: damit man im fall der 
Noth von disem die verdächtigen Persohnen hat können beschauen lassen. “ 

Hier ist also nur vom ständigen Dienst eineB Baders oder Wundarztes die 
Rede. In späteren Zeiten wurde aber während des Herrschens von Epidemien, 
ein ärztlicher Bereitschaftsdienst eingerichtet. So ist in Nr. 32 der „Berliner 
Cholerazeitung“, herausgegeben von Casper im Jahre 1831, in einem Auf¬ 
satz „Geschichte der Cholera in Landsberg a. d. Warthe“ von v. BaBsewitz 
über den ärztlichen Hilfsbereitschaftsdienst folgendes erwähnt: 

„Um den Kranken jedesmal schnelle Hilfe augedeihen zu lassen, haben wir 
die für die Stadt zur Disposition gestellten Herren Ärzte gegen ein Honorar ver¬ 
mocht, daß alle 24 Stunden einer die Wacht hatte, der zu Hause sein mußte. 
Wer dies war, konnte zu jeder Zeit aus dem Anschläge auf der Hauptwache und 
dem Rathause ersehen werden. Um möglichst rasch auch in entfernte Gegenden 
eilen zu können, stand zu seiner Disposition ein Wagen, der von der Stadt ge¬ 
halten wurde, bereit; es folgten demselben zwei Mann Wacht, von denen, im 
Fall der Kranke an der Cholera litt, sogleich einer das Haus besetzte und nie¬ 
manden heraus oder hinein ließ. Der zweite Mann machte die Meldung bei dem 
Dirigenten, worauf sofort die Sperre durch die Polizeibeamten bewirkt und die 
Hauptwache zur Besetzung des Postens angewiesen wurde." 

Mit der Sorge für erste Hilfsleistung für den Kranken waren hier 
gleichzeitig Maßnahmen gegen Verbreitung der Seuche verbunden. 

Ein ärztlicher Bereitschaftsdienst, an welchem sich Ärzte zu bestimmter 
Zeit zu Hause zu halten sich verpflichteten, ist also bereits vor 75 Jahren 
eingerichtet worden. Der Gedanke, diesen Bereitschaftsdienst (für Er¬ 
krankungsfälle) in besonderen Wachen herzustellen, ist damals nicht zur 
Ausführung gekommen, was auffallend ist, da für Versorgung Verunglückter 
die Einrichtungen von eigenen Wachen bereits 64 Jahre vorher in die 
Wege geleitet worden war. 

Im Jahre 1767 war in Amsterdam die erste Rettungsgesellschaft der 
Welt, die Maatschappij tot Redding van Drenkelingen, begründet worden. 
In Holland, welches, durch Beine zahlreichen Wasserläufe hierzu besonders 
geeignet, den Anstoß für Einrichtungen zur Rettung Ertrinkender gab, 
sowie in zahlreichen anderen Ländern wurden ähnliche Gesellschaften er¬ 
richtet, welche die Rettung Ertrunkener, aber auch anderer, besonders durch 
natürliche Ereignisse verunglückter Personen bezweckten. Sie begründeten 
Rettungsstationen, welche mit allen nach damaligem Standpunkt der Wissen¬ 
schaft erforderlichen Gerätschaften ausgerüstet waren. Die von der ersten 
deutschen Rettungsgesellschaft zu Hamburg 1768 herausgegebenen Anord¬ 
nungen sind als sehr gelungen zu bezeichnen, in gleicherweise wie die der 
„Royal Humane Society“, welche 1774 in London ihre Tätigkeit begann, noch 
heute besteht und in Großbritannien und den englischen Kolonien Zweig¬ 
vereine unterhält. Diese Gesellschaft ist wohl ah das erste Beispiel einer 
Zentralisation von Rettungseinrichtungen anzusehen. 

In Hamburg wurden Stationen eingerichtet, auf welchen Wundärzte 
tätig waren. Eine Folge der Bestrebungen damaliger Zeit ist auch die 
1803 erfolgte Begründung der Rettungsanstalten für Ertrinkende in Wien, 
in welchen gleichfalls ein ärztlicher Bereitschaftsdienst hergestellt wurde. 

Ebenfalls aus Österreich stammt eine der ältesten Ankündigungen eines 
Unterrichtes für Laien in der ersten Hilfe 1792 von Zarda. 1780 hatte 
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Ha wes in England „öffentliche Vorlesungen über die Wiederherstellung 
Soheintoter u unentgeltlich eingerichtet. Ob sie auch öffentlich bekannt ge¬ 
geben, ist nicht festzustellen. 

Hier tritt also die Notwendigkeit der Bereitstellung von Einrichtungen 
für Hilfe bei Unfällen in Erscheinung, und zwar einerseits die Bereitstellung 
von Hilfskräften, die dem Heilpersonal angehören, während andererseits sich 
die Erkenntnis Bahn bricht, daß, wo solche fehlen, durch Unterricht an 
Laien eine Hilfsmannschaft für den Notfall vorbereitet werden muß. Be¬ 
sonders die behördlichen Vorschriften aus jener Zeit enthalten Anweisungen, 
wie man die Hilfsleistungen bei Unglücksfällen einzurichten habe. Aller¬ 
dings besteht aus noch früheren Zeiten eine große Reihe von Veröffent¬ 
lichungen, in welchen einzelne Hilfsleistungen bei Ertrunkenen angegeben 
sind. Die Unklarheit aber, welche damals über die Entstehungsart des Er¬ 
trinkungstodes herrschte, konnte nicht dazu beitragen, in der Zeit vor etwa 
1760 zweckmäßige Hilfseinrichtungen zu schaffen. Erst mit Errichtung der 
Amsterdamer Rettungsgesellschaft geschah auf diesem Gebiete ein Wandel. 

Zu erwähnen sind noch die zahlreichen Werke der Volksmedizin aus dem 
Mittelalter, in welchen Anweisungen zur Hilfe und Behandlung bei den ver¬ 
schiedensten Krankheiten angeführt sind. Mit Recht wird bereits zu Ende des 
18. Jahrhunderts herber Tadel gegen viele derselben ausgesprochen, welche 
durch unzweckmäßige Abfassung Begünstigungen der Kurpfuscherei bewirken. 

Die eben erwähnten Bestrebungen einzelner Ärzte, Unterricht in der 
Nothilfe für Nichtärzte einzuführen, waren bereits damals in ausgesprochener 
Weise gegen die Kurpfuscherei gerichtet, genau in gleicher Weise wie heute 
ein von Ärzten geleiteter, zweckmäßig angeordneter Samariterunterricht als 
eine mächtige Waffe gegen die Kurpfuscherei anzusehen ist. 

Ein festeres Gefüge erhielten die Bemühungen zur Verbreitung der 
Kenntnis der ersten Hilfe unter Nichtärzten wohl erst durch die „St. John 
Ambulance Association“, welche 1877 in England einen Unterricht für Laien 
in der ersten Hilfe einführte. Auch die Einrichtungen dieser Gesellschaft sind 
zentralisiert. Nach ihrem Muster verpflanzte v. Esmarch den Samariter¬ 
unterricht nach Deutschland und gab den Anstoß zur Begründung der 
Samaritervereine nicht nur in Deutschland, sondern auch in zahlreichen 
anderen Ländern. Obwohl bereits v. Esmarch betont hatte, daß der 
Unterricht nur durch Ärzte stattflnden solle, und auch im weitesten Sinne 
für möglichste Abhaltung aller Bestrebungen und Gelüste der Kurpfuscherei 
Sorge getragen hatte, wurden dennoch seine Bemühungen besonders in 
ÄrztekreiBen vielfach mißverstanden. 

Erst viel später, und man kann wohl Bagen, erst mit der Begründung 
des Deutschen SamariterbundeB, ist es gelungen, die Allgemeinheit der Ärzte 
immer mehr von der Notwendigkeit zu überzeugen, daß sie sich nicht dem 
allgemeinen Drange deB Volkes nach Aufklärung widersetzen können, und 
daß sie selbst die Pflicht haben, das Publikum über die Ausübung der 
ersten Hilfe bis zur Ankunft des Arztes und über allgemeine hygienische 
Verhältnisse zu unterweisen, damit nicht der Unterricht durch Laien statt- 
flnde, welche häufig Irrlehren im Publikum verbreiten. 

Einen neuen Anstoß erhielt die Frage des Rettungswesens durch den 
Brand des Wiener Ringtheaters am 8. Dezember 1881, welcher die Begrün- 
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düng der Wiener freiwilligen Rettungsgesellschaft zur Folge hatte. Hier 
wurde in einer Zentralsanitätsstation ein ständiger Dienst durch ältere 
Studierende der Medizin, Rigorosanten, eingerichtet, an dessen Stelle im 
Jahre 1894 ein ärztlicher Dienst eingesetzt wurde. 

Für Deutschland war die Arbeiterversicherungsgesetzgebung die Ver¬ 
anlassung zur Begründung weiterer Einrichtungen für die erste Hilfe. Denn 
vor allen Dingen mußten die zunehmenden Verunglückungen in Betrieben 
und im Verkehr die Aufmerksamkeit der Gesellschaften auf sich lenken, 
welchen gesetzmäßig die Versicherung der Arbeiter bei Unfällen obliegt. 
Niemals hätte aber das Rettungswesen einen so gewaltigen Aufschwung 
nehmen können, wenn nicht zu gleicher Zeit die großen Fortschritte in der 
wissenschaftlichen Medizin, vornehmlich in der Antisepsis und Asepsis, sich 
offenbart hätten. 

Wie die bahnbrechenden Forschungen auf dem Gebiete der Bakterio¬ 
logie für die Wissenschaft neue Wege erschlossen, indem die Vorbeugung der 
Krankheiten jetzt in den Vordergrund des Interesses trat, so blieben in 
gleicher Weise die Vorschriften und Maßnahmen zur Vorbeugung der Un¬ 
fälle nicht ohne Einfluß auf das Rettungswesen. 

Da ferner Betriebsverletzungen jetzt in den Vordergrund traten und 
am meisten die Inanspruchnahme von Einrichtungen zur ersten Hilfe be¬ 
dingten, weil in den Betrieben besonders am Tage rege Tätigkeit herrscht, 
so galt es vor allen Dingen, für die Tageszeit eine ständige ärztliche Hilfs¬ 
bereitschaft zu schaffen. 

Das ist zuerst in Leipzig unmittelbar bei der Errichtung des Leipziger 
Samaritervereins, eines der ersten, der auf v. Esmarchs Weckruf be¬ 
gründet wurde, geschehen. 

Groß ist die Zahl von freiwilligen Vereinigungen, welche jetzt meistens 
mit Unterstützung von Behörden, Berufsgenossenschaften, Versicherungs¬ 
gesellschaften das Rettungswesen in Deutschland eingerichtet haben. Von 
freiwilligen Körperschaften ist besonders das Rote Kreuz und die freiwillige 
Feuerwehr an Organisationen für das Rettungswesen beteiligt. 

Um nun eine Zentralisation der Kräfte zu bewirken, wurde 1894 der 
Deutsche Samariterbund begründet, welcher eine stattliche Anzahl von Be¬ 
hörden, Organen der öffentlichen Versicherung, freiwilligen Körperschaften 
und Einzelpersonen umfaßt. Ganz besonders hat der Samariterbund in 
Sachsen, wo der Sächsische Landessamariterverband besteht, eine rege 
Tätigkeit entfaltet und segensreich auf dem Gebiete des Rettungswesens 
nach verschiedener Richtung gewirkt. 

Im Jahre 1901 erfolgte auf Anregung des preußischen Kultus¬ 
ministeriums die Begründung des Zentralkomitees für das Rettungswesen 
in Preußen, in welchem gleichfalls Behörden, Berufsgenossenschaften, frei¬ 
willige Körperschaften und Einzelpersonen, welche auf dem Gebiete des 
Rettungswesens sich besonders hervorragend betätigt haben, vertreten sind. 

Das Zentralkomitee hat folgende allgemeine Regeln für die Einrichtung 
des Rettungswesens aufgestellt: 

Leitsätze für die Organisation des Rettungswesens in Preußen. 

I. Das Rettungswesen bezweckt die erste Hilfe bei plötzlichen Erkran¬ 
kungen und Unfällen. 
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Eine Weiterbehandlung nach Leistung der ersten Hilfe ist von den Auf¬ 
gaben des Rettungswesens ausgeschlossen. 

II. Das Rettungswesen ist zu organisieren mit Hilfe des ärztlichen Standes, 
soweit er zur Mitarbeit bereit ist. 

HI. Den Mittelpunkt des Rettungswesens bilden am zweckmäßigsten die 
öffentlichen Krankenanstalten. 

IV. Mit der Organisation des Rettungswesens ist zugleich eine solche des 
Krankentransportwesens zu verbinden. 

V. Zur Förderung des Rettungswesens wird ein „Zentralkomitee für das 
Rettungswesen tf gebildet In diesem sollen namentlich vertreten sein: 1. das 
Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten; 2. der 
Ärztestand; 3. Krankenhausleiter; 4. Gemeindebehörden; 5. die Organisationen 
der staatlichen und privaten Versicherungen, sowie das Zentralkomitee des Preußi¬ 
schen LandesvereinB vom Roten Kreuz. Das Zentralkomitee hat das Recht der 
Zuwahl. 

VI. Das Zentralkomitee hat insbesondere die Aufgabe, der Wirksamkeit 
und der Entwickelung der Rettungseinrichtungen fortgesetzte Beachtung zu 
schenken, allgemeine Grundzüge für die örtliche Regelung des Rettungswesens 
aufzustellen und deren Verwirklichung anzustreben, auf eine Verschmelzung 
bereits an einem Orte bestehender verschiedener Organisationen für das Rettungs¬ 
wesen hinzuwirken, da, wo das Rettungswesen noch nicht organisiert ist, die 
Organisation in die Wege zu leiten und da, wo sie den aufgestellten Grundzügen 
nicht entspricht, die erforderlichen Änderungen anzubahnen. 

Die Geschäfte des Zentralkomitees führt ein von diesem zu bestellender 
Vorstand, welcher besteht aus dem Vorsitzenden, seinem ersten und zweiten 
Stellvertreter, dem Schriftführer und dessen Stellvertreter. Der Vorstand be¬ 
schließt über die Einberufung des Zentralkomitees und über die demselben zu 
machenden Vorlagen. 

Gründe ug e für die örtliche Regelung des Rettungswesens. 

1. Ärztlicher Wachtdienst. 

Am Wachtdienst, insoweit derselbe nicht von den Ärzten der öffentlichen 
Krankenhäuser versehen wird, sollen möglichst viele Ärzte l ) unter bestimmten 
Bedingungen beteiligt werden. Über die Bedingungen und Dienstvorschriften 
werden Vereinbarungen mit der Ärztekammer oder einer von dieser zu bestim¬ 
menden örtlichen ärztlichen Vereinigung zu treffen sein. 

Die Verträge mit den Ärzten des Rettungsdienstes werden von der ört¬ 
lichen Leitung (Ziffer 5) geschlossen. 

Wo örtliche Gründe den ständigen ärztlichen Wachtdienst nicht gestatten, 
kann von einem solchen abgesehen werden, sofern geeignetes, d. h. gut aus- 
gebildetes und ärztlicherseits streng beaufsichtigtes Laienpersonal vorhanden, 
und die ärztliche Hilfe in anderer Weise gesichert ist. 

Für den Wachtdienst ist in der Regel eine entsprechende Entschädigung 
zu gewähren. 

2. Räumliche Einrichtung. 

Der Wachtdienst ist in besonders dazu eingerichteten Räumen abzuhälten, 
von denen tunlichst ein Raum zur Leistung der ersten Hilfe, ein zweiter zur 
Unterbringung Bewußtloser und, wenn möglich, auch ein dritter Raum für den 
Aufenthalt des Arztes, Heildieners, der Krankentransport- und Bureaugerät- 
schaften zur Verfügung stehen muß. 


*) Durch die Beteiligung möglichst vieler Ärzte am Rettungswerk wird die 
weitere Fortbildung derselben in der ersten ärztlichen Hilfe gesichert. Die bei 
dem Rettungsdienst beteiligten Ärzte bilden andererseits eine sehr erwünschte, 
stets bereite Hilfstruppe bei der Bekämpfung von Seuchen und Massenerkrankungen. 
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Wo es die örtlichen Verhältnisse gestatten, sind Krankenwagen mit den 
erforderlichen Stallangen, dem Personal und Material vorzusehen. 

In erster Linie ist die Einrichtung von Hilfswachen in den öffentlichen 
Krankenhäusern anzustreben. Neben diesen kommen sonstige behördliche oder 
private Einrichtungen zur Versorgung plötzlich Erkrankter und Verunglückter 
in Betracht, soweit sie keinen gewerblichen Zweck verfolgen. 

Diejenigen Räume, welche für die Leistung der ersten Hilfe bestimmt sind, 
dürfen zu anderen Zwecken nicht benutzt werden. 

3. Hilfspersonal. 

In jeder Hilfswache muß mindestens ein Heildiener zur Verfügung stehen, 
welcher erforderlichenfalls dem diensthabenden Arzt bei den Hilfsleistungen zur 
Hand geht. Ist der Arzt auf der Wache nicht anwesend, so hat der Heildiener 
bis zur Ankunft des schleunigst herbeigerufenen diensthabenden Arztes in 
dringenden Fällen (Blutungen, Erstickung) genau nach der erhaltenen Vorschrift 
die erste Hilfe zu leisten. 

Wo der ärztliche Wachtdienst sich auf keine Weise ermöglichen laßt (z. B. 
in ländlichen Ortschaften), ist auf die Einrichtung eines von Laien auszuführen- 
den Hilfsdienstes Bedacht zu nehmen. Diese Laien sind von Ärzten in geeigneter 
Weise über ihre Pflichten als Nothelfer zu unterrichten und ständig zu beauf¬ 
sichtigen. 

4. Meldewesen. Zentrale. 

Die Meldung der plötzlichen Erkrankungen und Unfälle geschieht entweder 
persönlich oder durch die Inanspruchnahme von besonderen Meldern (Telegraph, 
Fernsprecher, Feuermelder), welche auch die Anmeldung der Verunglückten 
und Kranken in den Krankenanstalten vermitteln. Es empfiehlt sich, in Ort¬ 
schaften, wo verschiedene Veranstaltungen für Kranken Versorgung (Hilfswachen 
in Krankenanstalten, in Feuerwachen, Polizeiwachen usw.) vorhanden sind, diese 
möglichst durch direkte Leitung mit einem Mittelpunkt (Zentrale) zu verbinden. 
Die Krankenhäuser sind zu verpflichten, die Zahl der nicht belegten Betten 
dieser Zentrale fortlaufend mitzuteilen. Hierdurch wird diese in den Stand 
gesetzt, auf Nachfrage nach Unterbringung von Erkrankten und Verletzten aus¬ 
reichende Nachricht zu geben und die Beförderung derselben durch geeignete 
Verbindung mit den Krankentransportstationen zu bewirken. 

In Ortschaften, in denen Krankentransportstationen nicht vorhanden sind, 
empfiehlt es sich, Krankentransportgeräte zu beschaffen und an geeigneten, 
äußerlich kenntlich gemachten Stellen niederzulegen. 

5. Örtliche Leitung. 

Soweit nicht kommunale Einrichtungen bestehen oder sonstige Ausnahmen 
gerechtfertigt erscheinen, ist für die Organisation und Verwaltung des Rettungs¬ 
wesens ein Lokalkomitee zu begründen. In demselben muß mindestens ein Arzt 
Sitz und Stimme haben. 

6. Mittel. 

Zur ersten Einrichtung der Veranstaltungen für das Rettungswesen und 
zur Tragung der Kosten für dieselbe sind die Gemeinden in erster Linie zu 
veranlassen. Insbesondere ist auch anzustreben, daß sie ausreichende Gerät¬ 
schaften für den Transport ansteckender Kranker zur unentgeltlichen Benutzung 
bereit halten. 

Zur Aufbringung der Kosten sind außer den Gemeinden namentlich die 
Organisationen der staatlichen und privaten Versicherungen, sowie größere An¬ 
stalten des Verkehrs, und Betriebe, welche mit besonderen Gefahren verbunden 
sind, aufzufordern. 

Die Leistung der ersten Hilfe darf von der Bezahlung nicht abhängig 
gemacht werden. Unbemittelte werden unentgeltlich behandelt. 
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Es ist nicht zu leugnen, daß die Vielgestaltigkeit, welche das Rettungs¬ 
wesen im Deutschen Reiche aufweist, mit dazu beigetragen hat, dasselbe 
nach einzelnen Richtungen zu fördern. Andererseits muß man sagen, 
daß es für die sichere Ausgestaltung und den Fortbestand solcher Einrich¬ 
tungen nicht zweckmäßig ist, wenn sie zum größten Teil auf die Unter¬ 
stützung durch private Wohltäter angewiesen sind. Die Sicherheit des Be¬ 
triebes kann und darf unter keinen Umständen von den zufällig vorhan¬ 
denen Mitteln, welche unter diesen Verhältnissen den Gesellschaften zufließen, 
abhängig sein. Es könnte geschehen, daß notwendige Einrichtungen aus 
Mangel an Mitteln nicht hergestellt, notwendige Gerätschaften aus gleichem 
Grunde nicht beschafft werden können. Ferner können die Beiträge Pri¬ 
vater aus verschiedenen Gründen einmal versiegen, so daß die betreffende 
Vereinigung ihre Tätigkeit, zum Schaden des Allgemeinwohls, einstellen 
muß. Diesen und anderen Unzuträglichkeiten wird mit einem Schlage ein 
Ende bereitet, wenn eine stets gleichmäßige materielle Grundlage für das 
Rettungswesen geschaffen wird. Eine solche kann nur von den Behörden 
gewährleistet werden. Da die Gemeinden die öffentliche Versorgung Er¬ 
krankter zu übernehmen haben, so sind sie auch verpflichtet und am 
besten imstande, für die erste Versorgung Verunglückter und plötzlich Er¬ 
krankter Einrichtungen bereit zu stellen. 

Zum größten Teile haben die Gemeinden in Deutschland vorzügliche 
Einrichtungen für die öffentliche Krankenversorgung geschaffen, und zwar 
nicht nur die Gemeindebehörden der Großstädte, sondern vielfach auch die 
der mittleren Städte. Gar nicht schwierig sind in diesen für die ständige 
Kranken Versorgung im weitesten Sinne bestimmten Veranstaltungen ständige, 
nur für die erste Hilfsleistung bestimmte Einrichtungen herzustellen. Die 
hierdurch entstehenden Mehrkosten sind sicher viel geringer als die Zu¬ 
schüsse, welche jetzt die Gemeindebehörden den Einrichtungen gewähren, 
zusammen mit den von den Veranstaltern selbst gesammelten Beiträgen 
ihrer Mitglieder. Daß die Stadtgemeinden sehr viel höhere Aufwendungen 
zu machen haben würden, wenn sie das Rettungswesen allein übernähmen, 
ist in keiner Weise anzunehmen und durch nichts erwiesen. In erster 
Linie mit Hilfe der bestehenden Krankenversorgungsanstalten und der 
Ärzteschaft ist wohl in den meisten Städten unschwer und nicht sehr kost¬ 
spielig ein Rettungswesen zu organisieren. 

Von seiten der kleinen Landgemeinden ist gleichfalls besonders auf 
diese beide Faktoren in erster Linie zurückzugreifen. Wo die Gemeinden 
zu klein sind, um selbständig sich Krankenhäuser zu errichten, sollen, wie 
in der letzten Generalversammlung des Zentralkomitees für das Rettungs¬ 
wesen in Preußen angeregt wurde, mehrere Landgemeinden sich zu einem 
Verbände vereinigen, um gemeinschaftlich ein Krankenhaus zu erbauen. 
Dieses Krankenhaus ist dann in entsprechender Weise auch für Leistung 
erster Hilfe außerhalb des Krankenhauses einzurichten. Denn gerade 
auf dem Lande, wo ärztliche Hilfe in einzelnen Gegenden sehr schwer er¬ 
reichbar, ist nach irgend einer Weise für eine Hilfsbereitschaft zu sorgen, 
welche wohl in zweckmäßiger Weise von den Krankenhäusern kleinerer 
Gemeinden bewirkt werden kann. Zu diesem Behufe müssen Kranken- bzw. 
Rettungswagen in den Krankenhäusern eingestellt werden, eine Forderung, 
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welche gleichfalls vom Zentralkomitee für das Rettungswesen in Preußen 
erhoben worden ist. Und mit Hilfe der Fernsprecher oder des Telegraphen 
oder durch die Postunfallmeldestellen wird es dann möglich sein, ärztliche 
Hilfe aus dem Krankenhause auf möglichst schnellem Wege zur Unfallstelle 
auch auf dem Lande herbeizuholen. 

Das moderne Rettungswesen hat sich ganz besonders nach den beiden 
vorhin dargelegten Grundsätzen, von welchen es geschichtlich ausging, 
entwickelt. Die Seuchenbekämpfung ist gerade heute als eine besondere 
Aufgabe des Rettungswesens anzusehen. Die großen Rettungsgesell¬ 
schaften, an deren Dienst eine möglichst große Zahl oder alle diejenigen 
Ärzte, welche an dem Dienst teilzunehmen bereit sind, sich beteiligen, 
verfügen hierdurch über genügend sachverständige Kräfte, welche im 
Bedürfnisfalle, d. h. beim Ausbruch von Epidemien, sofort mobil gemacht 
werden können. Es ist bekannt und ganz besonders durch die neuen 
Gesetze zur Seuchenbekämpfung mit angeordnet, daß große Aufmerk* 
samkeit beim Herannahen von Epidemien auf die ersten Fälle der Erkran¬ 
kungen zu richten ist, damit diese nicht unerkannt bleiben und dann zum 
plötzlichen Ausbruch einer großen Zahl von Erkrankungsfällen Veran¬ 
lassung geben. 

Um möglichst schnell diese ersten Fälle festzustellen, ist eine ständige 
Bereitschaft einer sehr großen Zahl von Ärzten erforderlich, so daß gerade 
die Rettungsgesellschaften, welche eine solche Bereitschaft durch Zu¬ 
lassung aller Ärzte, die sich am Dienste beteiligen wollen, gewährleisten, 
für die Seuchenbekämpfung mit herangezogen werden können. Sie sind 
imstande, durch ihre freiwilligen Organe die amtlichen zu unterstüzen in 
gleicher Weise, wie dies beim Roten Kreuz der Fall ist, welches mit seinen 
freiwilligen Helfern die amtlichen Organe für die Kriegskrankenpflege wirk¬ 
sam unterstützt. 

Es ist das immer wieder zu betonen gegenüber vereinzelten Versuchen, 
die Anstellung weniger besonders — chirurgisch — ausgebildeter Ärzte für 
die Zwecke der ersten Hilfe als erstrebenswert darzustellen. Die ärztliche 
Tätigkeit auf dem Gebiete der ersten Hilfe ist keine spezialistische, son¬ 
dern erfordert tüchtige, in allen Zweigen ihres Faches erfahrene Ärzte, 
wie dies auch von Streffer 1 ) vortrefflich beleuchtet ist. 

Die Forderung, alle Ärzte am Rettungsdienst zu beteiligen, ist auch 
in den vom Ärzteverein von West-Berlin 1890 aufgestellten Sätzen aus¬ 
gesprochen. Diese geben die Anschauungen wieder, die in den ärztlichen 
Kreisen über die Art der Einrichtung von Rettungswachen herrschen, wie 
sie bei der Rettungsgesellschaft in Berlin und anderen Orten verwirklicht 
ist. Sie lauten: 

1. Die Stationen müssen Tag- und Nachtdienst haben. Es muß an jeder 
derselben stets ein, wenn angängig, zwei wachthabende Ärzte diensttuend an¬ 
wesend sein; zur Dienstleistung sind möglichst alle Ärzte der Stadt heranzuziehen; 
bei der beträchtlichen Ziffer des ärztlichen Personals in Berlin ist vorauszusetzen, 
daß eine so große Zahl von Ärzten sich zur Teilnahme meldet, daß die Belastung 


*) Spezialärzte und Rettungswesen. Ztschr. f. Samariter- und Rettungswesen 
1906, Nr. 2. 
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des einzelnen } zumal wenn der Umfang der jedesmaligen Wachtzeit nicht zu 
groß gegriffen wird, sich vermeiden läßt. 

2. Die Leitung dieser Stationen muß durch eine feste Organisation zu¬ 
sammengefaßt und zentralisiert werden; das ganze Institut dieser Rettungswehr 
muß gleich dem der Feuerwehr einen offiziellen Charakter tragen, und die Ver¬ 
waltung derselben hat am besten unter städtischer Leitung, mindestens aber unter 
finanzieller Garantie seitens der Stadt zu erfolgen, damit die ganze Einrich¬ 
tung nicht von dem wechselnden Grade der privaten Wohltätigkeit abhängig ist 
und bei erlahmendem Interesse sogar gelegentlich Gefahr läuft, einzuschlafen. 

3. Die Aufgabe dieser Rettungsstationen ist es, bei allen Unfällen irgend 
welcher Art, welche das Leben gefährden, die erste sachgemäße Hilfe in aus¬ 
reichendem Maße zu gewähren und als Sammelstationen für die Krankenhäuser 
zu dienen; die Inanspruchnahme der Stationen für weitergehende innere oder 
chirurgische Behandlung, als sie der Zweck der ersten Hilfeleistung beansprucht, 
ist, weil über die gestellte Aufgabe hinausgehend, als ein Mißbrauch derselben 
streng abzuweisen. Dasselbe gilt für den Fall des leichtfertigen Hilfesuchens in 
unbegründeten Fällen. Denn es liegt hier der gleiche Fall vor wie bei der 
leichtfertigen Herbeirufung der Feuerwehr, und ein Verzicht auf diese Forde¬ 
rung müßte die Wirksamkeit des ganzen Institutes bald erschöpfen. 

4. Um schnelle Hilfeleistung zu gewährleisten, sind die geeigneten Maß¬ 
regeln nach zwei Richtungen zu treffen. Zunächst sind die Stationen mit Tele¬ 
graphen- bzw. Telephonverbindung zu versehen, um sofort benachrichtigt zu 
werden, wenn irgendwo ein schwerer Unfall eintritt. Wir würden es auch als 
nicht zu weitgehend aulfassen, wtnn gleich den Feuermeldern oder mit ihnen 
verbunden Unfallmelder Aufstellung fanden. Dann aber muß für möglichst 
schnelle Beförderung der Ärzte und der Hilfsgegenstände an den Ort des Unfalls 
gesorgt werden. Wir gehen nicht so weit, so viel zu verlangen, wie die Wiener 
Rettungsgesellschaft bietet, welche über einen Fuhrpark von 25 Wagen verfügt, 
aber wir halten es für erforderlich, daß auf jeder Station ein stets bespannter 
Wagen bereit steht, der mit den erforderlichen Hilfsmitteln beladen ist. Dagegen 
erscheint es uns nicht erforderlich, daß die Anzahl solcher Stationen besonders 
hoch gegriffen wird. Wenn zur Verhütung der Feuersgefahr sieben Stationen 
genügen, welche nur die eine Bedingung zu erfüllen haben, daß von eiuer von 
ihnen jeder Punkt der Stadt in höchstens zehn Minuten zu erreichen ist, so 
erscheint dieselbe Forderung auch lür unsere Stationen völlig ausreichend. Es 
wird ja immer noch Fälle geben, für welche selbst diese Zeit eine zu lange ist, 
aber es übersteigt die Grenzen des Erfüllbaren, allen Folgen von Unfällen oder 
einem gelegentlichen Zusammenwirken der verschiedensten ungünstigsten Zufälle 
vorzubeugen. 

5. Die Station muß alle diejenigen Hilfsmittel wie Medikamente enthalten, 
welche für die erste Rettung von Verunglückten oder lebensgefährlich Erkrankten 
erforderlich sind; ferner ist bei der Ausrüstung derselben eiu großer Nachdruck 
auf Bereithaltung derjenigen Apparate zu legen, welche den geeigneten und sach¬ 
gemäßen Transport Verunglückter, namentlich auch bei Massenunfällen gestatten, 
denn es muß der Nachdruck darauf gelegt werden, daß in den allermeisten Fällen 
die erste Hilfe darin besteht, daß die Verunglückten möglichst schnell und 
möglichst gut dem Krankenhause zu sachgemäßer Behandlung zugehen. 

Nach solchen Grundsätzen eingerichtete Rettungsgesellschaften fördern 
in hervorragender Weise das Allgemeinwohl, ohne dabei die Interessen der 
Ärzte zu schädigen — oder vielmehr, weil sie diese neben der Sorge für 
die Allgemeinheit nicht vernachlässigen. Ist also das letztere erreichbar, 
was, wie die Tatsachen beweisen, sehr wohl möglich, so sollte man bei 
Begründung von Rettungsgesellschaften nach diesen Grundsätzen verfahren, 
welche auch in den vom Zentralkomitee für daB Rettungswesen in Preußen 
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eingestellten Leitsätzen und Grundzügen für Einrichtung des Rettungs- 
wesen8 zum Ausdruck gelangen. Die Interessen der Ärzte decken sich 
überall und besonders auf diesem humanitären Gebiete ihrer Wirksamkeit 
mit denen des Allgemeinwohls, denn die ärztliche Tätigkeit ist ja nur auf 
die Besserung der Gesundheitsverhältnisse ihrer Mitmenschen gerichtet. 
Die Ärzte fördern durch ihre wie in keinem anderen Berufe zu findende 
selbstlose Mitarbeit an den großen sozialen Aufgaben die hygienische Lage 
des Volkes. Sie sind die hygienischen Berater und Lehrer für das Volk 
und nicht zum geringsten auf dem Gebiete der ersten Hilfe. 

Mit den mitgeteilten Forderungen für die Einrichtung von Maßnahmen 
zur ersten Hilfe stimmt der überwiegende Teil der deutschen Ärzte überein. 

Die Möglichkeit der Teilnahme an einer so durchaus humanitären 
Tätigkeit wie die der ersten Hilfe und des Samariterwesens muß allen 
Ärzten, welche es wünschen, offen stehen, denn zu allen diesen und ähn¬ 
lichen Aufgaben sind alle Ärzte geeignet, und falls einzelne es nicht Bein 
sollten, müssen sie hierzu sich heranzubilden Gelegenheit haben. Fehlt 
ihnen diese, so entsteht Verbitterung, und zwar, wie nochmals betont werden 
soll, nicht aus materiellen Gründen, sondern ganz besonders aus dem Grunde, 
daß ihnen die Teilnahme an der edelsten und befriedigendsten Tätigkeit, 
welche der Arzt auszuüben hat, der ersten Hilfsleistung in der Not und 
Todesgefahr seiner Mitbrüder, versagt wird. 

Dieser Standpunkt sollte bei der Beurteilung dieser Frage berück¬ 
sichtigt werden, welche damit aus dem ärztlichen Rahmen heraustritt und 
auch Interesse für das weitere Publikum beansprucht. 

Herrschen keine Epidemien, so wird die Wachtbereitschaft im übrigen 
Rettungsdienst geübt und so ausgebildet, daß beim Ausbruch einer Epidemie 
die Hilfskräfte gewappnet dem Feinde gegenübertreten können. 

Noch nach einer zweiten Richtung ist das Rettungswesen an der 
Seuchenbekämpfung beteiligt, nämlich durch die Einrichtungen für die 
Krankenbeförderung. Diese bildet eine Grundlage für das Rettungswesen, 
denn eine zweckmäßig hergestellte Art der Wegschaffung Verunglückter ist 
unerläßlich für ein zweckmäßig eingerichtetes Rettungswesen. 

Ganz besonders wichtig ist aber das Krankenbeförderungswesen bei 
der Beförderung ansteckender Kranker, denn es liegt hier die Möglichkeit 
der Weiterverbreitung der ansteckenden Krankheiten durch die Kranken¬ 
beförderung, d. h. durch die Krankenbeförderungsmittel, vor. Es muß also 
das Krankenbeförderungswesen so eingerichtet werden, daß die Weiter¬ 
verbreitung ansteckender Krankheiten hierdurch nach Möglichkeit aus¬ 
geschlossen wird. Und es läßt sich dieses auch erzielen, wenn alle die 
Grundsätze, die ich selbst vor länger als zehn Jahren aufgestellt, befolgt 
werden. Sie sind in die Tat umgesetzt bei dem Verband für erste Hilfe 
in Berlin. 

Ich stelle zum Vergleich die von mir seinerzeit angegebenen Grund¬ 
sätze und die jetzt bei der Abteilung für Krankentransport des Verbandes 
für erste Hilfe durchgeführten Maßnahmen hier zusammen. Im Jahre 1894 
hielt ich im Ärzteverein von West-Berlin einen Vortrag: „Über das Kranken- 
tran8portwesen u , schilderte die Berliner Einrichtungen und gab folgende 
Schlußsätze an: 


Digitized by Google 



Die Entwickelung und zukünftige Ausgestaltung des Rettungswesens usw. 651 

1. Es ist die Einführung möglichst einheitlicher Verordnungen für den 
Transport von Kranken in Berlin zu erstreben. 

2. Die Stadt Berlin übernimmt den Krankentransport. 

3. Der Krankentransport erfolgt kostenlos. 

4. Die Stationen für die Krankentransportwagen sind zu vermehren, sei es 
im Anschluß an die im Sinne der Vorschläge des Ärztevereins von West-Berlin 
im Jahre 1890 abgeänderten Sanitätswachen, sei es im Anschluß an die Feuer¬ 
wachen, sei es — wohl am zweckmäßigsten — im Anschluß an die bestehenden 
Krankenhäuser, ln letzterem Falle ist in jedem Krankenhause eine dem Ver¬ 
hältnis der Bettenzahl entsprechende Anzahl von Krankentransportwagen bereit 
zu halten. 

5. Jeder zu einem Transport benutzte Krankenwagen ist zu reinigen und 
zu desinfizieren. 

6. Droschken usw. sind nur zum Transport leicht chirurgisch Erkrankter 
zu benutzen. 

Im Verein für innere Medizin hielt ich 1895 einen Vortrag „Über den 
Transport von Personen mit inneren Erkrankungen “ und stellte folgende 
Schlußsätze auf: 

1. Das Krankentransportwesen einer Großstadt ist behördlicherseits einzu¬ 
richten und zu verwalten. 

2. Die Krankentransportwagen sind am besten in den größeren Kranken¬ 
häusern und Feuerwachen unterzuhringen. 

8. Die Bestellung der Krankentransportwagen erfolgt direkt von deren 
Unterkunftsplätzen, durch Vermittelung der Rettungswachen oder der Polizei¬ 
wachen. 

4. Bei der Bestellung der Krankentransportwagen sind den Bestellern so¬ 
gleich Nahrichten über die in dem gewünschten Krankenhause verfügbaren 
Plätze zu geben. 

5. Die Beförderung von ansteckenden und solchen innerlich Erkrankten, 
welche nicht gehen können, in dem öffentlichen Verkehr dienenden Fuhrwerken 
ist zu verbieten. 

6. Die Krankentransportwagen werden nach jeder Benutzung im Kranken¬ 
hause, zu welchem sie fahren oder gehören, gereinigt bzw. desinfiziert. 

7. Die den Krankentransport ausführenden Träger haben nach jedem 
Transport ihre Kleider zu reinigen bzw. zu desinfizieren. 

8. Die Ausführung eines Krankentransportes darf niemals von der Be¬ 
zahlung abhängig gemacht werden. 

Beim internationalen Kongreß für das Rettungswesen in Paris 1900 
lauteten meine Schlußsätze für den Krankentransport innerhalb der Ort¬ 
schaften am Schlüsse meines Vortrages über „Die Bedeutung des Kranken¬ 
transportes für den öffentlichen Verkehr“ folgendermaßen: 

1. Der Transport von ansteckenden Kranken ist für den öffentlichen Ver¬ 
kehr von Bedeutung, da durch denselben die Verbreitung von ansteckenden 
Krankheiten möglich ist. 

2. Es sind daher für den Transport von ansteckenden Kranken innerhalb 
der einzelnen Ortschaften besondere Maßregeln zu treffen, welche sich vor¬ 
züglich auf folgende Punkte zu erstrecken haben: 

a) Einrichtung und Überwachung des Transportes von ansteckenden Kranken 
durch die zuständigen Behörden (Staat oder Gemeinde). 

b) Bereitstellung einer genügenden Zahl eigener Krankenwagen (am besten 
in den Krankenhäusern). 

c) Unentgeltliche Beförderung der Kranken. 


Digitized by Google 



652 


Prof. Dr. George Meyer, 

d) Desinfektion der Krankenwagen und der für den Kranken benutzten 
Stücke nach einem jeden Transport. 

e) Bereitstellung eigener Krankenträger, welche yor Ausführung eines 
Transportes besondere Anzüge anzulegen haben, welche nach jedem 
Transport zu desinfizieren sind. 

f) Verbot des Transportes von ansteckenden Kranken in allen dem öffent¬ 
lichen Verkehr dienenden Fuhrwerken und Fahrzeugen (Droschken, 
Omnibus, Sänften, Straßenbahnen, Eisenbahnen und Schiffen im Klein¬ 
verkehr innerhalb der einzelnen Orte und Vorortsverkehr). 

Beim Krankentransportwesen des Verbandes für erste Hilfe ist als neu 
vor allen Dingen durchgeführt, daß nach jedem Transport eine Desinfektion 
der Krankentransportmittel stattfindet, die für diesen Zweck in geeigneter 
Weise eingerichtet sind; daß ferner Desinfektions- und Badeanstalten mit 
den Krankentransportstationen räumlich verbunden sind; daß die Ausführung 
des Transportes niemals von der Bezahlung abhängig gemacht wird, weniger 
Bemittelte zu ermäßigten Sätzen befördert werden, und daß eine eigene 
ärztliche Beaufsichtigung der hygienischen Angelegenheiten des Kranken¬ 
transportes 8tattfindet. 

Es sind zunächst drei Krankentransportstationen von der Abteilung für 
- Krankentransport des Verbandes für erste Hilfe in Berlin errichtet worden, 
welche Räume zur Unterbringung der Wagen und Pferde, ferner Bureau¬ 
räume, sowie Schlaf- und Unterkunftszimmer für die Mannschaften, Räume 
zur Aufbewahrung von Fourage, Wäsche und anderem Material enthalten. 
Besonders bemerkenswert ist die Einrichtung der Desinfektionsanstalten. 
Jede derselben besteht io der Hauptsache aus einem Desinfektions- und 
einem Heizraum. In diesen befinden sich ein Dampfdesinfektionsapparat, 
ein Wäschekochapparat, eine Lübbecke sehe Spritze, ein Sammelbehälter 
für gebrauchte Wäsche, Wasserleitung, Vorrichtung zur Bereithaltung von 
heißem Wasser, sowie sonst erforderliche Geräte für die Herstellung von 
Seifenlösungen usw. 

Der Dampf- und der Kochdesinfektionsapparat sind von der einen Ab¬ 
teilung in die andere durch die Wand hindurch hineingebaut. Die benutzten 
Gegenstände werden auf der einen Seite in die Apparate gebracht, auf der 
anderen desinfiziert herausgenommen. Ein Brausebad ist zur Benutzung 
für die Desinfektoren, Kutscher und Mitfahrer angelegt. Auch die Be¬ 
kleidung des Personals wird nach Vorschrift desinfiziert. Ein Raum neben 
dem Baderaum dient, besonders im Winter, zum Aufenthalt nach dem Bade. 

In der Abteilung, in welcher die Desinfektionsgegenstände den Appa¬ 
raten entnommen werden, ist der Dampfentwickler, der in die Desinfektions¬ 
abteilung auch heißes Wasser liefert, welches dort jederzeit zur Verfügung 
stehen muß. Der Verkehr zwischen dem Personal der beiden Abteilungen 
wird durch Fernsprecher vermittelt. 

Nach Ausführung eines Transportes reinigen sich Kutscher und Mitfahrer 
Gesicht und Hände mit lauwarmem Seifenwasser. Der Wagen wird in die Des¬ 
infektionsabteilung gebracht und seines Inhaltes entledigt, d. h. der Tragbahre 
mit Decken und Überzügen, des Traggestelles, der Überziehmäntel, Hand¬ 
tücher und Stechbecken. Die Wäsche wird zunächst in den Wäschesammel¬ 
behälter gelegt. Ist dieser gefüllt, so werden die wollenen Decken, die 
Überziehmäntel der Mitfahrer und Kutscher und die Tragbahrenüberzüge 
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in den Dampfdesinfektionsapparat gebracht. Etwa darin enthaltene Flecke 
werden vorher durch Ausbürsten mit heißer Seifenlösung entfernt. Die 
übrige Wäsche wird in den Kochdesinfektionsapparat gelegt, welcher mit 
kaltem Wasser mit Seifenlösung unter Sodazusatz gefüllt wird. Allmählich 
wird das Wasser bis auf 70° erhitzt. Durch dieses Verfahren werden die 
Flecke gelöst und sterilisiert, so daß die Wäsche nachher in beliebiger Weise 
gewaschen werden kann. Ein solcher Apparat ist erforderlich, da in der 
Wäsche vorhandene Flecke durch Desinfektion mit Dampf einbrennen. Die 
Tragbahre, daB Tragbahrengestell und das Stechbecken werden wie das 
Wageninnere desinfiziert. Ist das Stechbecken während des Transportes 
benutzt worden, so wird es besonderer Desinfektion mit Kresolseifenlösung 
unterworfen. Die Desinfektoren sind bei ihrer Arbeit mit besonderer Klei¬ 
dung versehen, welche täglich desinfiziert und erneuert wird. 

Das Wageninnere, d. h. Wände, Decken, Fußboden, wird mittels der 
Lübbeckeschen Spritze mit einer heißen 3 l /2P roz * Seifenlösung unter 
starkem Druck bespritzt, hierauf mit Schrubbern und Bürsten abgebürstet. 
Dann wird mittels der gleichen Spritze das Wageninnere mit reinem 
Wasser abgespült und hierauf der Wagen mit reinen Tüchern ge¬ 
trocknet. Die Tücher werden nach der Benutzung im Wäschekochapparat 
desinfiziert. 

Es muß an dieser Stelle hervorgehoben werden, daß die geschilderte Art der 
Desinfektion der Krankentransportmittel nach einem jeden Transport außer¬ 
ordentlich kostspielig ist, und dennoch wird an diesem Verfahren feBtgehalten. 
Es ist vor allen Dingen maßgebend, daß die Diagnose einzelner, besonders 
ansteckender Krankheiten in den Anfangsstadien so schwierig ist, daß nicht 
immer mit Genauigkeit vor dem Transport festgestellt werden kann, ob eine 
ansteckende Erkrankung vorliegt. Wird nun ein Krankenbeförderungsmittel 
nach der Beförderung nicht desinfiziert — wenn die Desinfektion, wie dies 
in zahlreichen Städten der Fall ist, nur nach dem Transport ansteckender 
Kranker stattfindet —, so können die nächsten Benutzer des Wagens einer 
Infektion ausgesetzt werden. Auch wenn man die Desinfektion des Kranken¬ 
wagens oder der Droschke dann ausführen läßt, wenn die Diagnose des 
betreffenden Falles sichergestellt ist, z. B. beim Unterleibstyphus nach etwa 
fünf Tagen, so ist in dieser Zeit die Gefahr der Übertragung der Krankheit 
vorhanden. In ähnlicher Weise verhält es sich bei der Diphtherie und bei 
anderen Erkrankungen. Es ist ferner beachtenswert, daß auch ein Mensch, 
welcher an einer nichtansteckenden Krankheit leidet, z. B. ein auf der Straße 
Verunglückter, so viel fragwürdiges Material in den Wagen hineinbringen 
kann, daß eine Entfernung aller dieser Stoffe nach dem Transport dringend 
erforderlich erscheint. 

Ferner ist daran zu erinnern, daß ein Phthisiker, welcher eine Ver¬ 
letzung erleidet und wegen dieser Verletzung einen Krankenwagen zur 
Beförderung benutzen muß, als nichtansteckender Kranker für den Trans¬ 
port gilt und während des Transportes Decken und Wäsche des Wagens 
durch seinen Auswurf verunreinigen kann. 

Die Forderung, nach jedem Transport sämtliche Krankenbeförderungs¬ 
gerätschaften zu desinfizieren, ist daher als berechtigt und wünschenswert 
anzusehen, obwohl sie die gesetzlichen Forderungen übertrifft. 
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Der Einwand, welcher bisweilen zu hören ist, daß die Zahl der wegen 
ansteckender Krankheiten beförderten Patienten im Verhältnis zur Gesamt¬ 
zahl der Krankentransporte nur eine ge^hge sei, ist nicht stichhaltig, da 
nur bei einem Teile der Krankentransporte die Diagnose der Erkrankung 
des Patienten sicher feststeht, in einer Anzahl von Fällen, wie sich bei der 
Abteilung für Krankentransport des Verbandes für erste Hilfe in Berlin 
deutlich gezeigt hat, sogar gänzlich unbekannt ist, besonders wenn es sich 
um schleunige Transporte, die von der Polizeibehörde bestellt werden, han¬ 
delt. Bei den im Jahre 1905 vom Verband für erste Hilfe ausgeführten 
9286 Krankentransporten war in 739 — also in 8 Proz. aller — Fällen 
keine Diagnose der Krankheit angegeben. Unter früheren Verhältnissen 
war nach Ausführung dieser Transporte die Desinfektion der Fuhrwerke 
unterblieben, da sie nur auBgeführt wird, wenn ein ansteckender Kranker 
befördert, d. h. also, wenn die Diagnose der Krankheit bei der Bestellung 
des Krankenwagens bekannt ist. Wieviel Patienten mit ansteckenden 
Krankheiten unter jenen 739 Fällen gewesen sein mögen, entzieht sich der 
Kenntnis. Die Zahl der Transporte ansteckender Kranker ist daher eine viel 
größere, als gewöhnlich angenommen wird, und sie würde eine noch viel 
größere sein, wenn wirklich alle Patienten mit ansteckenden Krankheiten 
überhaupt in Krankenwagen befördert würden. Die Gründe, die der Nicht¬ 
benutzung des Krankenwagens bisher entgegenstehen, bestehen vornehmlich 
darin, daß der Preis für die Transporte zu teuer und ferner die innere und 
äußere Gestaltung der Krankenwagen nicht immer eine ansprechende ist. 

Vom Standpunkte der Gesundheits- und Krankenpflege ist festzuhalten, 
daß für die meisten Kranken der Transport im Krankenwagen die einzig 
richtige Art ihrer Wegschaffung ist. 

Es war ferner früher die Bestellung der Krankenwagen in den meisten 
Städten eine etwas umständliche, so daß auch aus diesem Grunde gewöhn¬ 
liche Fuhrwerke und Droschken häufig für die Beförderung der Kranken 
benutzt wurden. Seit Einführung der Fernsprecher ist hierin Wandel ge¬ 
schaffen, da es fast in allen Städten möglich sein wird, Tag und Nacht auf 
schnellstem Wege Krankenwagen zu erlangen. 

Die Zahl der Krankentransporte, welche in den einzelnen Jahren in 
den Großstädten stattfindet, läßt sich ungefähr aus der Zahl der Aufnahmen 
in den öffentlichen Krankenhäusern ermessen. Als erster habe ich im 
Jahre 1894 eine Umfrage bei den Berliner Krankenhäusern angestellt, um 
Näheres über die Art des Ankommens der Kranken in den Krankenhäusern 
zu erfahren. Ich habe diese Tabellen in meinem Vortrage im Verein für 
innere Medizin 1895 veröffentlicht. Später haben andere Autoren den 
gleichen Weg zur Ermittelung der bezüglichen Verhältnisse eingeschlagen. 

Wie ich bereits erwähnt, sind die Kosten für die Einrichtung des 
Krankentransportes nach den erwähnten Grundsätzen keine geringen, und 
das ist ein schwieriger Punkt für eine freiwillige, nicht behördliche Organi¬ 
sation. Es ist unmöglich, daß die Unkosten für ein Krankenbeförderungs¬ 
wesen in einer Großstadt aus privaten Mitteln von freiwilligen Vereinigungen 
ständig bestritten werden können. Auch wenn die Behörden einen Teil zu 
diesen Kosten beitragen, ist die Erhaltung durch Private auf die Dauer 
nicht möglich. Ferner ist die Fürsorge für Arme, Kranke und Verun- 
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glückte, also auch für Vorkehrungen für diese Zwecke Aufgabe der Ge¬ 
meinden (nicht des Staates). Der Staat beaufsichtigt die getroffenen Ein¬ 
richtungen. 

Will man zweckmäßige Verhinderungsmaßregeln treffen, daß dem all¬ 
gemeinen Verkehr dienende Fuhrwerke für die Beförderung Kranker benutzt 
werden, was tatsächlich geschieht, obwohl es fast in allen Ländern und 
Städten verboten ist, so kann dies nur bewirkt werden, wenn man die Be¬ 
förderung der Kranken möglichst unentgeltlich gewährt und höchstens für 
Bemittelte eine geringe Kostenentschädigung ansetzt. Nur dann kann die 
Benutzung der allgemeinen Fuhrwerke zur Beförderung von (ansteckenden) 
Kranken verboten werden, wenn ein Ersatz ebenso billig oder vollkommen 
kostenlos zur Verfügung gestellt werden kann. Und nur die Gemeindebehörden 
sind imstande, die Krankenbeförderungsmittel ständig kostenlos zur Ver¬ 
fügung zu stellen. Die Unterhaltung eines gewöhnlichen Krankentransport¬ 
betriebes in einer Großstadt, besonders aber wenn nach jeder Beförderung 
eine Desinfektion der Krankenbeförderungsmittel stattfindet, ist eine so kost¬ 
spielige, daß Bi'e durch private Mittel auf die Dauer nicht unterhalten werden 
kann. Die Desinfektion der Krankentransportgerätschaften bewirkt eine 
erhebliche Abnutzung des Materiales, Bowohl der Krankenwagen als der 
Wäsche, Decken, Tragbahren Überzüge usw. Die Erhaltung bzw. der Ersatz 
aller dieser Gegenstände erfordert Summen, welche weit den Etat über¬ 
schreiten, welcher durch private Wohltätigkeit bereit gestellt werden kann. 
Aber auch, wenn die Desinfektion nicht in so ausgedehntem Maße betrieben 
wird, sind die Kosten der dauernden Unterhaltung bo bedeutende, daß sie 
nur aus öffentlichen Mitteln bestritten werden können. Wo die Gemeinden 
oder andere Behörden die Krankenbeförderung in eigener Verwaltung haben, 
müssen sie für diese Zwecke Zuschüsse leisten, weil die Einkünfte nicht die 
Betriebskosten decken. Freiwillige Körperschaften werden also auf die Dauer 
solchen Unternehmungen materiell kaum gewachsen sein. 

Ich habe vor mehreren Jahren in dieser Zeitschrift*) die Einrichtungen 
für die Krankenbeförderung in London geschildert, welche wohl die groß¬ 
artigsten sind, welche in der Welt bestehen. Sie sind dort von der Stadt¬ 
behörde eingerichtet und unterhalten. Die Krankentransporte werden 
meistens für ansteckende Kranke auBgeführt, und zwar zu den städtischen 
Fever Hospitals, in welchen die ansteckenden Kranken verpflegt werden. 
Letzteres geschieht auf Kosten der Stadtbehörde und vollkommen kostenlos 
für die Beteiligten. In gleicher Weise ist auch die Krankenbeförderung 
in diesen Fällen kostenlos, weil die Stadtbehörde für die Versorgung der 
ansteckenden Kranken eintritt, während Transport zu den Hospitälern zur 
Verpflegung von Kranken mit anderen Krankheiten, den General Hospitals, 
mit 5 sh zu bezahlen ist. 

Die Stadtbehörden haben jetzt auch in Berlin begonnen, der Übernahme 
des Rettungswesens in städtische Verwaltung näher zu treten, und der Ge¬ 
danke, der hierzu geführt hat, ist aus den oben dargelegten Gründen als 
ein sehr glücklicher zu bezeichnen. In Berlin waren als erste Stätten, in 
welchen eine ständige Hilfsbereitschaft — zur Nachtzeit — vorgesehen 


l ) Bd. XXIX, 1897, 2. Hälfte. 
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wurde, die Sanitätswachen vorhanden, welche nach dem Kriege 1870/71 auf 
Veranlassung der Kaiserin Augusta vom Verein im Felde verwundeter und 
erkrankter Krieger begründet wurden. Als später die Tätigkeit in Betrieben 
und der Verkehr sich steigerten, Unfälle also besonders am Tage sich mehrten, 
erschien es wünschenswert, auch für den Tag eine ständige ärztliche Hilfs¬ 
bereitschaft zu sichern, und dies geschah, indem auf Anregung einiger Berufs¬ 
genossenschaften 1894 Unfallstationen errichtet wurden, welche zunächst 
nur für die Zwecke der Berufsgenossenschaften eingerichtet waren und deren 
jede mit einer eigenen kleinen Klinik verbunden war. 

Diese beiden Veranstaltungen, von denen die erstere besonders rühmend 
hervorgehoben zu werden verdient, weil sie das früheste derartige Unter¬ 
nehmen in Berlin darstellt, haben die zahlreichen Fälle erster Hilfsleistungen, 
welche von Ärzten in ihrer Praxis, von den Krankenhäusern und in Poli¬ 
kliniken versorgt werden, bei ihrer Begründung nur teilweise oder gar 
nicht berücksichtigt. Die Zahl dieser Fälle aber, besonders in den Poli¬ 
kliniken der größeren Krankenhäuser, in welchen Patienten mit frischen 
Verletzungen sofort behandelt werden, ist eine sehr große und schwer 
berechenbare. Es würden sich sonst für diese Fälle Zahlen ergeben, mit 
welchen die Zahl der Hilfsleistungen aller besonderen Anstalten für erste 
Hilfe kaum vergleichbar ist. 

Die Tätigkeit der Ärzte und die Wirksamkeit der Krankenhäuser 
auf dem Gebiete des Rettungswesens darf aber nicht unberücksichtigt 
bleiben und ist für die Organisation besonderer Einrichtungen für erste 
Hilfe von Bedeutung. Es müssen Ärzte mit an der Spitze von Einrichtungen, 
deren Ziel und Zweck Ausübung ärztlicher Tätigkeit ist, stehen. Die analoge 
Forderung wird von jeder Berufsart für ihre entsprechende Tätigkeit er¬ 
hoben und allen auch zugestanden. 

Dieser Punkt ist einer derjenigen, welche dazu beitrugen, die Berliner 
Ärzteschaft im Jahre 1894 um das Banner zu scharen, welches Ernst von 
Bergmann entrollte, als er die Berliner Rettungsgesellschaft begründete. 
Und auch der zweite Gesichtspunkt wurde maßgebend für die Begründung 
der Gesellschaft, die Beteiligung der öffentlichen Krankenhäuser an dem 
Rettungsdienste. 

Es war bereits vorhin darauf aufmerksam gemacht, daß die Inanspruch¬ 
nahme der Krankenhäuser für erste Hilfsleistungen keineswegs eine geringe 
ist. Sie war früher eine sehr große und ist es auch jetzt noch, trotzdem in 
Berlin eine große Fülle von anderen Rettungsstationen vorhanden ist. 

Der hohe Wert der Krankenhäuser für das Rettungswesen in kleineren 
Städten und für das platte Land ist ohne weiteres klar. In der Großstadt 
hingegen tritt zunächst der Wert des Krankenhauses für die ständige Ver¬ 
pflegung oder Weiterversorgung der Kranken in die Erscheinung. 

Und dennoch ist es am besten, die Krankenhäuser in den Dienst für die 
erste Hilfe mit hineinzubeziehen, da es am zweckmäßigsten und humansten 
ist T Schwerverletzte direkt in ein Krankenhaus zu bringen, ohne sie erst 
einer Zwischenstation zuzuführen. Es wird durch letzteres Verfahren ein 
doppelter Verband und ein doppelter Transport erforderlich, Umstände, die 
für den Patienten nicht nur qualvoll sind, sondern auch gefährlich werden 
können, weil ja jede Berührung frischer Wunden möglichst vermieden 
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oder eingeschränkt werden soll, ferner eine Ausdehnung der Krankentrans¬ 
porte bei Schwerverletzten, z. B. bei Verunglückten mit Knochenbrüchen, 
mit Verletzungen am Leibe, mit Blutungen im Bereiche innerer Organe (Ge¬ 
hirn, Lunge, Magen usw.) erhebliche Gefahr für den Patienten bewirken 
kann. In einzelnen Fällen kann es wohl zweckmäßig sein, eine Rettungs¬ 
wache als nächsten Ort zur ersten Hilfe, z. B. bei einer lebensgefährlichen 
Blutung, aufzusuchen. Meistens jedoch ist die sofortige Überbringung ins 
Krankenhaus bei schweren Verunglückungen allen anderen Maßnahmen vor¬ 
zuziehen. Das gilt auch für die Unterbringung Bewußtloser (Betrunkener, 
Epileptiker, Geisteskranker usw.), deren längerer Aufenthalt an anderen 
Orten, z. B. in Polizeiwachen, kleineren Rettungsstationen usw., für die 
Patienten sowohl als ihre Umgebung mit Gefahr verbunden sein kann. 
Betrunkene sind (durch Alkohol) Vergiftete und gehören in besondere An¬ 
stalten, nicht in Polizeigewahrsame. Am besten wäre es, für diese Gruppe 
von Kranken besondere Beobachtungswachen mit einer Anzahl von Betten, 
ärztlichem und Wärterpersonal bereit zu halten, von welchem die Patienten 
dann nach Hause oder in andere Anstalten entlassen werden könnten. 

Die Berliner Rettungsgesellschaft hat die beiden genannten Faktoren, 
welche für die Organisation des Rettungswesens als wichtigste in Betracht 
kommen, die Ärzte und die Krankenhäuser, um sich vereinigt und ein Werk 
geschaffen, welches in organisatorischer Hinsicht nach jeder Richtung als 
vorzüglich angesehen werden muß. 

Von der Rettungsgesellschaft ist in Berlin eine Einrichtung getroffen, 
welche bisher in der ganzen Welt in gleicher Ausdehnung nicht bestand und 
auch heute noch einzig dasteht. Von den Krankenhäusern Berlins und der 
Nachbargemeinden sind direkte Fernsprechleitungen nach einer bestimmten, 
im Mittelpunkte der Stadt gelegenen Stelle gelegt, mit welcher außerdem 
Rettungswachen, ferner die Fuhrgeschäfte der gewerblichen Krankentrans¬ 
portunternehmer, das Polizeipräsidium, die Wohnung des ärztlichen Direktors 
verbunden wurden. Täglich zweimal werden dieser Zentralstelle die Zahl der 
in den Krankenhäusern frei stehenden Betten gemeldet. Da außerdem auf An¬ 
regung des Verfassers in der Zentrale ein Zentralkrankenpflegenachweis für 
Berlin und Umgegend untergebracht ist, so ist es durch einen einzigen An¬ 
ruf an diese Stelle möglich, bei Unglücks- und sonstigen Notfällen ärztliche 
Hilfe, Mitteilung über Platz in einem Krankenhause, ferner Krankenpflege¬ 
personal und Krankentransportwagen zu erlangen. Die Tätigkeit der Zen¬ 
trale der Rettungsgesellschaft ist seit ihrem Bestehen eine gewaltige gewesen 
und hat in bedeutender Weise zugenommen. Sie betrug bis zum Ende des 
Jahres 1904, wie ich an anderer Stelle 1 ) auseinandergesetzt habe, 205 899 
und bis zum Ende des Jahres 1905 251 960 Fälle. 

Eine solche Zentralstelle muß sich möglichst an einer gesonderten 
Stelle befinden, d. h. nicht an Stellen, mit welchen noch andere Betriebe 
zentralisiert sind, und auch nicht so, daß die Zentralisation auf einem 
Umwege durch die Polizei bewirkt wird. Es können hierdurch schwer¬ 
wiegende Verzögerungen besonders bei Anruf einer solchen Zentrale zur 


l ) Der Einfluß der Zentrale der Berliner Rettungsgesellschaft auf die Kranken¬ 
versorgung Berlins. Klin. Jahrb. 1905. 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1906. 42 
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Hilfsleistung bei Massenunfällen entstehen. Ferner ist es nötig, daß die 
Zentralstelle in der Lage ist, durch ein einziges Signal allen oder möglichst 
allen ihren angeschlossenen Teilnehmern die Meldung z. B. eines Massen¬ 
unfalles zugehen zu lassen, was sich am besten ermöglichen lassen wird, 
wenn die Zentrale für das Rettungswesen gesondert besteht. 

Die Versorgung des ärztlichen Dienstes in den Rettungswachen ist dem 
eben auseinandergesetzten Grundsatz gemäß einer eigenen ärztlichen Ver¬ 
einigung, dem Ärzteverein der Berliner Rettungsgesellschaft, übertragen, 
welchem etwa 1100 Berliner Ärzte angehören, von denen etwa 230 sich 
am Wachtdienst beteiligen. 

Es ist wichtig, die im Jahre 1887 von Pi stör in dieser Zeitschrift 
(Bd. 19, S. 369) gemachten Darlegungen über die Beschaffung ärztlicher 
Hilfe zur Nachtzeit und bei Unglücksfällen zu vergleichen. Er hat besonders 
die Bestrebungen in Berlin zur Erlangung ärztlicher Hilfe für jedermann 
auch zur Nachtzeit geschildert. Sein Aufsatz ist eine der nicht sehr häufigen 
literarischen Erscheinungen auf diesem Gebiete aus jenen Zeiten. Er birgt 
eine Fülle bemerkenswerter Anregungen. Besonders wichtig ist es, daß der 
verehrte Verfasser vor jetzt beinahe 20 Jahren den gleichen Standpunkt für 
die Errichtung von Sanitätswachen geteilt hat, welchen jetzt die Berliner 
Rettungsgesellschaft zu ihrem eigenen gemacht hat. Er verlangt von einer 
verständig geleiteten Sanitätswache, daß dort „nur Fälle, welche keinen 
Aufschub erleiden dürfen, vorläufig ärztlichen Beistand erhalten u 
(also keine Weiterbehandlung). 

Ferner: „Als erste Bedingung für Sanitätswachen und alle ähnlichen Einrich¬ 
tungen muß im Interesse der Kranken, der einzelnen Ärzte wie des ärztlichen 
Standes gefordert werden, daß derartige Anlagen ihre Hilfe lediglich auf solche 
Unglücks- und Erkrankungsfälle beschränken, für welche Gefahr im Verzüge 
liegt. Die Sanitätswachen sollen weder den Ärzten Konkurrenz machen, noch 
dazu dienen, die darin beschäftigten Ärzte in die Praxis einzuführen, ein Vor¬ 
wurf, der öfter und vielleicht nicht ohne Grund laut wird; mir erwecken alle 
jene Wachräume, welche ärztliche Hilfe nachweisen, den Verdacht, daß Privat¬ 
interessen im Spiele sind, sobald lediglich ein oder zwei Ärzte zum steten 
Dienst auf den Ruf des betreffenden Heildieners bereit sind. Nach meiner Auf¬ 
fassung verdienen den Namen einer Sanitätswache nur diejenigen Einrichtungen, 
in welchen der Dienst unter mehreren Ärzten wechselt, von denen während der 
ganzen Nacht bzw. auch bei Tage stets einer zugegen und jeden Augenblick 
bereit ist, Hilfe bei dem Leben gefahrdrohenden Erkrankungs- und Unglücks¬ 
fällen in der Wache zu leisten; in einzelnen, spärlich mit Ärzten besetzten Stadt¬ 
teilen wird es sich zweifelsohne empfehlen, daß auch bei Tage auf der Wache 
ein Arzt zu jenen Zeiten bereit sei, in welchen die Ärzte gewohnheitsgemäß 
ihre Praxis außerhalb der Wohnung betreiben. Bei Tage kommen ebenfalls plötz¬ 
liche Erkrankungen und Verunglückungen vor, welche eiligst sachverständiger 
Hilfe bedürfen.“ 

Daß das gleichzeitige Bestehen der beiden Körperschaften, Unfall¬ 
stationen und Rettungsgesellschaft, welche nach außen gleiche Ziele ver¬ 
folgten, zunächst einige Zwistigkeiten zur Folge hatte, ist erklärlich. Im 
Jahre 1903 gelang es den Bemühungen des Zentralkomitees für das Rettungs¬ 
wesen in Preußen, in Ausführung seiner Ziele einen Zusammenschluß der 
drei Körperschaften, Sanitätswachen, Unfallstationen und Berliner Rettungs¬ 
gesellschaft, unter dem Namen Verband für erste Hilfe herbeizuführen. 
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Dieser besorgte vor allen Dingen eine gleichmäßigere Bekanntmachung der 
Hilfsstellen durch Regelung des Ankündigungswesens, eine einheitliche 
Bezeichnung aller Rettungswachen, Unfallstationen und Sanitätswachen, ein 
geregeltes Vorgehen bei .den Hilfsleistungen bei Massenunfällen, größeren 
Volksansammlungen usw. Die vom Verband für erste Hilfe bewirkte Um¬ 
gestaltung des Krankenbeförderungswesens in Berlin ist oben erwähnt und 
beschrieben. 

Wie oben dargelegt, ist sowohl die Übernahme des Rettungswesens als 
des Krankenbeförderungswesens durch die Gemeinden durchaus erstrebens¬ 
wert und auch unschwer durchführbar. Die Ansicht Josephs, daß zunächst 
freiwilige Vereinigungen diese Dinge auszuführen hätten und daß dann die 
Behörden, wenn die Angelegenheit aus dem Stadium der Versuche heraus¬ 
gekommen sei, das Ganze übernehmen könnten, kann ich nicht teilen. Gerade 
bei freiwilligen Vereinigungen werden die Mittel der Mitglieder nicht zu 
Anstellung von Versuchen vorhanden sein oder gewährt. Zur Ausführung 
von Versuchen sind wiederum nur die Behörden in allen ihren Instituten 
befugt und imstande. Unterstützt von den Behörden, ist jetzt in Preußen * 
eine Anzahl von Körperschaften (Zentralkomitees und Zentralstellen) auf 
humanitärem Gebiete entstanden, in welchen Sachverständige der betreffen¬ 
den Fächer wirken, wodurch eine zweckmäßige Lösung der einschlägigen 
Fragen wohl gewährleistet ist. 

Durch Beratungen und durch Aufstellung von Grund zögen in den 
Zentralkomitees wird keineswegs eine Schematisierung in diesen Zweigen 
bewirkt. Ebensowenig wird ein Schematismus dadurch hervorgerufen, daß 
die Behörden, und zwar die hierzu befugten Gemeinden, diese Veranstal¬ 
tungen selbst unterhalten. Pulsierendes Leben entsteht allerorts durch an 
richtiger Stelle zielbewußt wirkende Personen. 

Es muß immer wieder hervorgehoben werden, daß in jedem Orte selbst¬ 
verständlich nach der geschichtlichen Entwickelung sowohl des Ortes als 
der Krankenanstalten, ferner nach der geographischen Lage (an Flüssen, 
mit bergigen Straßen usw.), nach der Art des Verkehrs und der Zahl der 
Fabrikbetriebe die Einrichtungen für das Rettungs- und Krankenbeförde¬ 
rungswesen in verschiedener Weise gestaltet werden müssen. Aber gemein¬ 
sam für alle sind große Grundsätze, nach welchen diese Veranstaltungen zu 
treffen sind. Der weitere besondere Ausbau ist den einzelnen Gemeinden 
zu überlassen. 

Wie sich aus dem vor kurzem erschienenen Bericht des Zentralkomitees 
für das Rettungswesen in Preußen ergibt, ist in den meisten Großstädten 
die Krankenbeförderung von den Behörden, und zwar den Gemeinden, ein¬ 
gerichtet und unterhalten, was ich in meinen früheren Veröffentlichungen 
als die zweckmäßigste Art der Organisation hervorgehoben habe. 

Wenn Joseph in seiner Arbeit 1 ) sich gegen den von mir aufgestellten 
Grundsatz: n Das Krankentransportwesen einer Großstadt ist behördlicher¬ 
seits einzurichten und zu verwalten“ wendet und meint, daß er diesen Satz 
heute nicht unbedingt unterschreiben möchte, weil dies nicht für alle Städte 
unterschiedslos empfehlenswert sei, so hätte er selbst nicht in seiner Zu- 

l ) Die Reform des Krankentransportwesens. Vierteljahrsschr. f. ger. Med. u. 
öff. Sanitätsw. 3. F. 31. Suppl.-Heft. 
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sammenstellung zahlreiche deutsche Städte aufführen sollen, in welchen 
gerade städtische Einrichtungen für die Krankenbeförderung vorhanden 
sind. Nur zwei, Frankfurt und München, hat er genannt, in welchen frei¬ 
willige Körperschaften die Krankenbeförderung ausführen. In Frankfurt 
ist außerdem der Krankentransport zum Teil behördlich geordnet. 

Außer in den von Joseph genannten Großstädten ist noch in 
Bremen, Lübeck, Königsberg die Krankenbeförderung behördlicherseits 
geregelt Obwohl also in den meisten deutschen Großstädten und auch 
noch in einer Anzahl von Mittelstädten die Gemeinden die Kranken¬ 
beförderung in eigener Verwaltung haben, ist sie dennoch überall sehr 
verschieden gestaltet, d. h. den örtlichen Verhältnissen einer jeden Stadt 
individuell angepaßt, so daß also keineswegs eine einseitige Schematisierung 
einer hygienischen Einrichtung dadurch stattfindet, daß die Gemeinden sie 
selbst einrichten und verwalten. * Das kann man auch bei anderen großen 
Veranstaltungen auf dem Gebiete der öffentlichen Gesundheitspflege, welche 
seit langer Zeit von den Gemeinden übernommen worden sind, erkennen, 
* über welche also kein Zweifel besteht, daß sie zu den Aufgaben der Ge¬ 
meinden gehören, z. B. bei der Versorgung der körperlich und geistig 
Schwachen, ferner bei der Straßenreinigung, der Müllabfuhr, der Kanalisation, 
der Wasserversorgung und bei zahlreichen anderen Einrichtungen der öffent¬ 
lichen hygienischen Fürsorge. 

Joseph hebt den Wert der privaten Wohltätigkeit für die öffentliche 
Wohlfahrtspflege hervor und meint, daß es kaum möglich gewesen wäre, 
daß z. B. eine so große Zahl von Heilstätten für die Tuberkulosebehandlung 
hätte geschaffen werden können, wenn behördliche Organe alles allein hätten 
leisten sollen. Es hat sich aber gerade in jüngster Zeit gezeigt, daß Be¬ 
hörden sehr wohl bereit sind, erhebliche Aufwendungen für das öffentliche 
Wohl zu leisten, und zwar bei der Gelegenheit der Feier der silbernen Hoch¬ 
zeit unsere* Kaiserpaares, welches selbst die hochherzige Anregung gab, daß 
bei diesem Feste der Armen und Kranken gedacht werden möge. Bedeutende 
Stiftungen sind von Gemeinden für Begründung und für den Ausbau. von 
Heilanstalten aller Art errichtet worden. Es hat sich ein edler Wetteifer 
unter den Gemeinden in der Bewilligung erheblicher Mittel für diese Zwecke 
entwickelt. Bund 4 x /a Millionen Mark in bar sind nach den Berichten von 
städtischen Behörden gewährt worden. 

Und noch eine andere Einrichtung für die Hilfe von Kranken ist hier 
zu erwähnen, ein leuchtendes Beispiel für das Vorgehen der Behörden ohne 
Unterstützung von seiten privater und freiwilliger Kräfte, die Organisation 
des Rettungswesens auf den Eisenbahnen in Preußen. Kaum jemals über¬ 
haupt ist eine humanitäre Einrichtung in so schneller und durchgreifender 
Weise erfolgt, als die von der Eisenbahnbehörde ins Werk gesetzte Ein¬ 
stellung von Rettungszügen auf 78 Stationen. Ohne Mitwirkung von anderen 
Seiten hat diese Behörde gleichfalls die Krankenbeförderung auf den Eisen¬ 
bahnen vortrefflich und schnell umgestaltet. Es fehlt also nicht an Bei* 
spielen, daß die Behörden allein Vorkehrungen für die Wohlfahrtspflege 
schaffen können. Diese Tatsache wird nicht dadurch geändert, daß für die 
Zwecke der ersten Hilfe bei größeren Eisenbahnunfällen die Mitwirkung 
freiwilliger Hilfskräfte heranzuziehen in Aussicht genommen ist. 
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Eine wirkungsvolle Anregung für die Gemeinden zur Übernahme oder 
Ausgestaltung des Rettungs- und Krankentransportwesens wird die Gesetz¬ 
gebung bilden. Es steht zu hoffen, daß die Denkschrift, welche das Zentral¬ 
komitee für das Rettungs wesen dem deutschen Reichskanzler überreicht hat, 
und deren Inhalt darin gipfelt, daß das Rettungs- und Krankenbeförderungs¬ 
wesen überall im Reiche von den Gemeinden zu* übernehmen sei, den ge¬ 
wünschten Erfolg haben wird, daß die Gesetzgebung auf diesem Gebiete 
bahnbrechend Vorgehen wird. 

In Berlin hat die Stadtgemeinde bereits begonnen, eine Verstadtlichung 
des Rettungswesens herbeizuführen. Zunächst ist im Rathause eine Melde¬ 
stelle für freie Betten in den städtischen und einzelnen anderen Kranken¬ 
häusern errichtet worden. Es schweben ferner Verhandlungen, um andere 
Einrichtungen der ersten Hilfe möglichst in den Kreis des neuen städtischen 
Rettungswesens hineinzubeziehen. Von seiten der Unfallstationen ist in 
bereits erwähnter Denkschrift erklärt worden, daß sie kein Bedürfnis für 
die Stadt Berlin sähen, das Rettungswesen in städtische Verwaltung zu 
übernehmen. 

Es wird ferner behauptet, daß kaum anzunehmen sei, daß eine städtisch 
verwaltete Einrichtung (für das Rettungswesen) die „wichtigen Interessen 
der Berufsgenossenschaften in sich vereinigen sollte, ohne daß es zu einer 
Kollision mit den den Stationen als öffentliche Einrichtung für erste Hilfe 
gestellten Aufgaben käme, und daß eine solche Einrichtung auch den anderen 
wichtigen Aufgaben, wie beispielsweise denen für das Rote Kreuz, wie bisher 
dienen könnte“. Leider hat der Verfasser unterlassen, hierfür Beweise zu 
erbringen. Jede zweckmäßige ärztliche Einrichtung ist für genannte Zwecke 
geeignet. Das ärztliche Tun deckt sich zum großen Teil mit den Zielen der 
Berufsgenossenschaften und des Roten Kreuzes. Die Berufsgenossenschaften 
wünschen möglichst schnelle Wiederherstellung ihrer Unfallverletzten, ein 
Zweck, welchen jeder Arzt wohl gleichfalls bei seinen Patienten verfolgt. 
Ferner ist jeder Arzt an sich durch seinen Beruf Mitglied der großen 
internationalen Gemeinschaft auf dem Felde der Humanität; zu ihr gehören 
nicht einzelne Wenige. Die gesamte ärztliche Tätigkeit steht unter dem 
Zeichen des Roten Kreuzes. 

Da jede gut geleitete Wache für erste Hilfe den Interessen der Berufs- 
genossenschaften zu dienen in der Lage ist, so sind auch städtische Rettungs¬ 
wachen hierfür geeignet, da sie ohne Zweifel ebenso gut geleitet sein werden, 
als die Stationen freiwilliger Organisationen. 

Wichtig ist, daß der Grundsatz, der auf Samaritertagen, Ärztetagen usw. 
einstimmig Anerkennung gefunden, daß in Wachen für erste Hilfe nur 
diese, niemals aber Weiterbehandlung ausgeübt werden darf, aufs 
strengste durchgeführt \|ird. Es ist das auch bei der Organisation eines 
städtischen Rettungsdienstes genau zu beachten. Die Leistung der ersten 
Versorgung auch bei Unfallverletzten, für welche Berufsgenossenschaften 
sofort einzutreten haben, kann in denselben Räumen geschehen, in welchen 
der ärztliche Wachtdienst stattfindet. Anders jedoch verhält es sich mit 
der Weiterbehandlung, welche von den Sektionen einiger Berufsgenossen- 
schaften übernommen ist. Die Weiterbehandlung Unfallverletzter muß von 
dem Betrieb der Rettungswachen getrennt werden, damit von den Wachen 
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jede Nachbehandlung ferngehalten wird. Die Leistung der ersten Hilfe 
ist von der Weiterbehandlung, welche jene Berufsgenossenschaften ausüben, 
streng zu sondern. Das wünschen nicht „ manche Ärztekreise“, wie es in 
der oben erwähnten Denkschrift heißt, sondern es ist der größte Teil der 
Deutschen Ärzte hierüber einig. Daß die weitere Behandlung der Verletztem 
nachdem sie die erste Versorgung erhalten, „doch nur einer kleinen Anzahl 
yon bestimmten Ärzten übertragen werden würde", ist wohl möglich und 
die Berechtigung hierfür wird auch nirgends den Berufsgenossenschaften 
abgesprochen. 

Jede Station, die den an sie gestellten Anforderungen entspricht, ist 
auch imstande, die Zwecke des Roten Kreuzes zu fördern, also sind auch 
städtische Rettungswachen hierfür geeignet. Eine Zusammenarbeit der 
städtischen Behörden mit Organen des Roten Kreuzes auf dem Gebiete der 
ersten Hilfe ist, wie sich aus dem Berichte des Zentralkomitees für das 
Rettungswesen in Preußen ergibt, in zahlreichen Städten zum Segen der 
Beteiligten bewirkt. 

In vielen Städten in Deutschland sind Übergänge zu einem allgemeinen 
städtischen Rettungswesen vorhanden, welche nach der geschichtlichen Ent¬ 
wickelung der Einrichtungen in den einzelnen Orten, deren Kenntnis un¬ 
erläßlich für die Beurteilung der bestehenden einschlägigen Verhältnisse ist, 
in den meisten Städten nur eines Anstoßes bedürfen, damit dieses wichtige 
Gebiet der öffentlichen Krankenversorgung in die einheitlich geordneten 
Verhältnisse städtischer Verwaltung übergeführt werde. 

Allerdings tritt in einem größeren Verwaltungskörper nach außen die 
Tätigkeit der einzelnen Person in den Hintergrund und nur die von der 
Gesamtheit geleistete Arbeit in Erscheinung. Da diese aber der Allgemein¬ 
heit zum Nutzen geschieht, so haben auch die in den städtischen Körper¬ 
schaften beschäftigten Männer, wie bei allen Behörden, das Bewußtsein, ihre 
Kräfte dem Dienste der Öffentlichkeit zu weihen. Mit diesem Bewußtsein 
sind sie auch zur Genüge entschädigt. 

Es ist sicher zu erwarten, daß die Stadt Berlin auf dem begonnenen 
Wege jetzt weiter schreiten wird, um in der Reichshauptstadt ein Rettungs¬ 
wesen zu errichten, welches ebenso mustergültig wird wie die übrigen hygie¬ 
nischen Einrichtungen Berlins. Im Interesse der öffentlichen Gesundheits¬ 
pflege und Krankenversorgung und der öffentlichen Wohlfahrt ist eine 
einheitliche Organisation des Rettungswesens unter städtischer Leitung 
ein Erfordernis, welches in nicht zu ferner Zeit in allen Gemeinden erfüllt 
werden wird. 
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Die verschiedenen Arten des Strassenpflasters vom 
hygienischen Standpunkte aus. 

Von Magistratabaurat G. Pinken bürg (Berlin). 

(Fortsetzung und Schluß.) 


G. Das Holzpflaster. 

Wie bei der Besprechung des Asphaltpflasters bereits erwähnt worden 
ist v hat uns die Natur außer dem bituminösen Kalksteine noch das Holz 
zur Herstellung von geräuschlosem Straßenpflaster geliefert. 

Die ältesten Holzpflasterungen, die diesen Namen verdienen, sind um 
1839 in London ausgeführt worden. Bereits 1843 waren etwa 80000qm 
Holzpflaster in London verlegt. Die Ergebnisse sind indessen so unbefrie¬ 
digend gewesen, daß das Holzpflaster nach und nach wieder beseitigt und 
durch Steinpflaster ersetzt worden ist. 

Von 1869 ab beginnt sich das Holzpflaster in London auf Grund neuer 
Verfahren abermals einzubürgern, gewinnt stetig an Umfang und Beliebt¬ 
heit, so daß 1884 bereits etwa 820000 qm Straßen Oberfläche mit Holzpflaster 
belegt waren. 

In Paris gehen die ersten Versuche mit Holzpflaster bis auf das Jahr 
1842 zurück. Der Erfolg war ebenso unbefriedigend, wie in London. 

Erst nach 1881 gelang es einer englischen Gesellschaft auf Grund ihrer 
einfachen, aber sachgemäßen Bauweise (Betonunterbettung) zu so günstigen 
Ergebnissen zu gelangen, daß Anfang 1886 Paris 350000qm Holzpflaster 
besaß. 

Trotz dieser unleugbaren Fortschritte, die das Holzpflaster in verhält¬ 
nismäßig kurzer Zeit in Paris gemacht hatte, dürfte es mehr als zweifelhaft 
gewesen sein, ob es dieser Pflasterart gelungen wäre, sich zu der ungeahnten 
Höhe emporzuschwingen, die es seitdem in Paris erreicht hat, wenn nicht 
der schwerwiegende Umstand eingetreten wäre, daß fast sämtliche in Asphalt 
hergestellten Straßen infolge der Verwendung schlechter Baustoffe und 
schlechter Herstellung in kurzer Zeit von Grund aus zerstört worden wären. 
So kam das Asphaltpflaster sowohl bei der Bevölkerung von Paris, wie bei 
der StadtverVerwaltung vollkommen in Verruf und hatte zur Folge, daß der 
Stadtrat am .21. April 1886 den folgenreichen Beschluß faßte, von 1886 ab die 
Holzpflasterungen im eigenen Betriebe auszuführen. Von diesem Tage an 
schreibt sich ein neuer Aufschwung des Holzpflasters in Paris her, der weit 
über die Grenzen der Stadt hinaus sich bemerkbar gemacht hat. 

Mit großem Eifer ging man an die Vorbereitungen. Man errichtete am 
Quai de Javel eine kleine Fabrik zum Schneiden und Verarbeiten des ge* 
kauften Holzes, nahm die erforderlichen Arbeitskräfte in Dienst und sandte 
Ingenieure nach Schweden, Norwegen und Rußland, um an Ort und Stelle 
die verschiedenen Holzarten zu studieren. Seitdem hat die Stadtgemeinde 
Paris Holzpflasterungen nur noch in eigenem Betriebe ausgeführt. 1896 
waren bereits rund 467000 qm in dieser Weise verlegt. Die Gesellschaften, 
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die 1887 etwa 404000 qm Holzpflaster verlegt batten, haben ihren Besitz¬ 
stand seitdem nicht mehr vermehrt. In den letzten Jahren ist der Umfang 
des Holzpflasters so bedeutend gestiegen, daß Ende 1900 über 1200000 qm 
Straßenfläche damit belegt waren. Die Provinzen sind dem Beispiele der 
Hauptstadt indessen nur in sehr bescheidenem Maße gefolgt. 

In Berlin hat das Holzpflaster in den ersten Jahren seines Bestehens 
(1879 bis 1892) einen vollständigen Mißerfolg zu verzeichnen gehabt. Von 
den in diesen Jahren nach verschiedenen Verfahren ausgeführten, etwa 
77000 qm betragenden, Holzpflasterungen aus Weichholz 1 ) ist keine zu ver¬ 
zeichnen, die sich irgendwie bewährt hätte, so daß die Mißstimmung gegen 
diese Pflasterart eine allgemeine war und die der Ausbreitung des Asphalt- 
pflasters, gegen das ja bekanntlich in den ersten Jahren seines Bestehens 
ebenfalls viele Einwendungen laut wurden, außerordentlichen Vorschub ge¬ 
leistet hat. Die Gründe für den Mißerfolg liegen in der Hauptsache in der 
Unkenntnis der Eigenschaften des Baustoffes, in der ungeeigneten Auswahl 
der Holzarten und in der Behandlung der Holzklötze. Erst nach dem Be¬ 
kanntwerden der in Paris gewonnenen Erfahrungen und Erfolge ist es auch 
bei uns besser geworden, indem der Erforschung der Eigenart des Holz¬ 
pflasters die nötige Aufmerksamkeit zugewandt worden ist. Trotzdem ist 
seine Verwendung bis jetzt eine geringe geblieben, zumal sich der Asphalt 
inzwischen die volle Gunst des Publikums erobert hat. Derartige Mißerfolge, 
wie sie das Holzpflaster in Berlin zu verzeichnen gehabt hat, schwinden 
nicht so schnell aus dem Gedächtnisse der Verwaltung und des Publikums. 

Nicht viel anders ist es im Reiche mit dem Holzpflaster bestellt ge¬ 
wesen. Wir treffen im Anfang überall auf dieselbe Unkenntnis in bezug 
auf die Kenntnis der Eigenschaften des Holze* und seiner Verarbeitung bei 
den Unternehmern und den Verwaltungen. Daher überall die gleichen ab- 
sprechenden Urteile über die Tauglichkeit des Holzes zu Pflasterzwecken. 
Wie eingangs bemerkt, besitzen zurzeit die deutschen Städte nur etwa 
300 000 qm mit Holz gepflasterte Straßendämme. Mit der Herstellung von 
Holzpflaster haben sich die nachstehenden Firmen befaßt: Guido Rütgers- 
Wien, Heinrich Kr äfft- Wolgast, H. Lönholdt-Frankfurt a. M., 
v. d. Wettern-Köln, Heinrich Freese-Berlin. Letztere Firma hat es 
verstanden, sich die Pariser Erfahrungen voll und ganz zunutze zu machen 
und ihr ist es zu danken, daß dem Holzpflaster seitens der Behörden wieder 
mehr Vertrauen entgegengebracht wird. Seit 1892 sind von ihr in Berlin 
bis zum Aufkommen des Hartholzpflasters sämtliche Holzpflasterungen mit 
bestem Erfolge hergestellt worden. 

Diesen kurzen Angaben über die Entwickelung und Verbreitung des 
Holzpflasters seien noch einige weitere über die verschiedenen Verfahren, 
mit Holz zu pflastern, hinzugefügt. 

Als ältestes Verfahren, die Oberfläche der Straßendämme mit Holz zu 
befestigen, darf der sogenannte Knüppeldamm bezeichnet werden. Junge, 
runde Holzstämme werden nach Abschlagen der Zweige bis zu mehreren 

') Als Weichhölzer kommen überhaupt in Betracht: 1. Schwedische Kiefer 
(Piuus sylvestris); 2. schwedische Fichte (Picea excelsa); 3. süddeutsche Kiefer 
(Pinus sylvestris); 4. Pin des Landes (Pinus maritima); 5. Pitch pine (Pinus australis); 
6. Österreichische und bosnische Kiefer (Pinus sylvestris). 
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Schichten einfach auf den Weg geworfen und die Zwischenräume mit Erde 
ausgefüllt. Die Anordnung kann selbstverständlich nur da zur Anwendung 
kommen, wo das Holz im Überflüsse vorhanden ist und wo die Ansprüche an 
eine gut befestigte Oberfläche sehr gering sind. Die Tatsache, daß das Stirn¬ 
holz den Angriffen der Pferdehufe und der Räder besser widersteht als Lang¬ 
holz, hat sicher schon früh dazu geführt, Stammabschnitte von 10 bis 20 cm 
Stärke herzustellen und diese entweder in rohem, rundem Zustande (Amerika) 
oder behauen zur Befestigung zu verwenden. Die Holzklötze wurden einfach 
in Sand gebettet und die Zwischenräume ebenfalls mit Sand verfällt. Als Fort¬ 
schritt muß es bezeichnet werden, daß man die Klötze auf einer aus Bohlen 
hergestellten Unterlage verlegte. Hier wurde zum ersten Male zwischen 
Pflasterunterlage und Pflasterdecke unterschieden. Alle diese Versuche haben 
keinen Erfolg gehabt, da einmal die Verdrückungen der Holzklötze nicht 
verhindert wurden und weil ferner die Holzunterlagen und damit auch die 
Unterseiten der Klötze sehr bald unter den Einwirkungen der Bodenfeuchtig¬ 
keit verfaulten. Erst mit dem Augenblicke, wo man sich entschloß, die 
Unterlage, gleich wie beim Asphalt, aus einer genügend starken Betonschicht 
herzustellen, wurden auch beim Holzpflaster Erfolge erzielt. Dadurch, daß 
man endlich die Fugen zwischen den Klötzen, sei es mit dünnflüssigem 
Zementmörtel einschlämmte, sei es mit bituminösen Stoffen ausgoß, ver¬ 
hinderte man das Eindringen der Tagewässer und der Fäulnis erzeugenden 
Abfallstoffe der Straße von oben. 

Die Frage liegt nabe, worin das Verdienst der Ingenieure der Stadt 
Paris besteht, das Holzpflaster in einem verhältnismäßig kurzen Zeiträume 
auf eine Höhe der Vollendung gebracht zu haben, die es vordem nicht an¬ 
nähernd besessen hat. 

Wir haben bereits bei der Besprechung des Steinpflasters auf die Schäden 
hingewiesen, die den alten Pflasterungen anhafteten, und besonders hervor¬ 
gehoben, daß es ein Gedanke von weittragender Bedeutung und durch¬ 
greifender Wirkung war, die Unterbettung als einen in sich festen Körper 
herzustellen, der von der Zerstörung des eigentlichen Pflasters unberührt 
bleibt, so tragfähig, dAß er in der Lage ist, dem Drucke der größten über 
ihn hinweggehenden Verkehrslast genügenden Widerstand zu leisten usw. 
Das gleiche gilt vom Holzpflaster. Steinpflaster und Holzpflaster haben das 
Gemeinsame, daß ihre Oberfläche aus einzelnen Stücken besteht, die, zur 
Bildung der Pflasterdecke aneinandergefügt, zwischen sich Fugen lassen. 

Steine wie Holzklötze unterliegen unter den Einwirkungen der Verkehrs¬ 
lasten der Zerstörung und müssen daher von Zeit zu Zeit erneuert werden. 
Diese Zerstörung wird um so schneller und stärker vor sich gehen, je 
weniger widerstandsfähig der verwandte Baustoff an sich ist. 

Wir haben schon darauf hingewiesen, daß erst nach Einführung der 
Betonunterbettung in London und Paris bessere Ergebnisse mit den Holz¬ 
pflasterungen erzielt wurden. Diese Betonschicht bot die verschiedensten 
Vorteile. Einmal gab sie den Holzklötzen den erforderlichen festen Halt 
gegen Verdrückungen und dann verhinderte sie das Eindringen der Boden¬ 
feuchtigkeit in die Fußflächen der Klötze, so daß ein Verfaulen dieser von 
unten, wenn nicht unmöglich, so doch sehr erschwert wurde. Ganz schlecht 
war es aber nach wie vor mit der Auswahl der Holzklötze auf gleiche 
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Widerstandsfähigkeit und daher auf gleiche Abnutzung hin bestellt. Es ist 
klar, daß man aus einem Holzstamme ganz verschieden widerstandsfähige 
Klötze gewinnt, je nachdem die Bohlen dem Stamm- oder Zopfende an¬ 
gehören , je nachdem sie dem Kernholze oder dem Splintholze entnommen 
sind. Welch ein gewaltiger Unterschied in bezug auf Festigkeit besteht 
zwischen dem Kernholze des Stammendes und dem Splintholze des Zopfendes, 
und welch eine. Fülle von Abstufungen gibt es zwischen diesen beiden Grenz¬ 
werten. Um diese in der Natur des Holzes als eines organischen Körpers 
begründeten Unterschiede kümmerte man sich nicht, sondern pflasterte die 
den verschiedensten Teilen der Holzstämme entstammenden Klötze unsortiert 
durcheinander. Die Folge war, daß Klötze aus festestem Stammende mit 
solchen vom obersten Zopfende im Gemenge lagen. Hieraus ergab sich 
naturgemäß die größte Ungleichheit in der Abnutzung. Das weiche Zopf¬ 
holz unterlag unter der Einwirkung des Verkehrs sehr schnell der Ab¬ 
nutzung, während das Stammholz sich widerstandsfähiger erwies. Dadurch 
wurde die Oberfläche sehr bald holperig. Die vorstehenden Klötze größerer 
Widerstandsfähigkeit unterlagen alsdann auch ihrerseits stärkerer Abnutzung. 
Dazu kam, daß man auf die Unterhaltung und Ausbesserung des Pflasters 
sehr wenig Sorgfalt verwendete, indem man hierzu nur Klötze nahm, die 
die Höhe der ursprünglich verwandten besaßen. So kam es, daß die Flick¬ 
stellen über ihre Umgebung hervorragten und infolgedessen nur noch mehr 
zum schlechten Aussehen und zur Zerstörung des Pflasters beitrugen. 

Als organischer Körper ist das Holz aber auch noch der Zerstörung 
durch kleinste Lebewesen, Tagewässer und die auf den Straßen befindlichen 
Abgänge ausgesetzt. Um das Holz in dieser Beziehung widerstandsfähiger 
zu machen, durchtränkte man es mit verschiedenen Stoffen nach den bei 
den hölzernen Schwellen des Eisenbahnoberbaues üblichen Verfahren. Auch 
in dieser Beziehung haben sich im Anfang die Unternehmer vergriffen. Ganz 
besonders gilt dies von der Durchtränkung mit Teerölen. 

Von wesentlichem Einflüsse war endlich die Behandlung der Fugen 
zwischen den einzelnen Klötzen. Diese bilden naturgemäß die schwachen 
Punkte jeder aus einzelnen Stücken zusammengesetzten Pflasterdecke, da 
sie ihren Zusammenhang aufheben und den Angriffen der Pferdehufe und 
der Räder der Fuhrwerke verstärkte Angriffspunkte bieten. Des weiteren 
aber gelangten durch sie die Tagewässer und der von ihnen mitgeführte 
Straßenschmutz auf die feste Unterbettung und unter die Klötze; die Folge 
war, daß diese von unten her in Fäulnis übergingen. Es kam daher darauf 
an, die Fugen nach Möglichkeit zu schließen. Hierzu verwandte man mit 
Vorliebe bituminöse Stoffe. Leider war auch dies ein Fehlgriff, indem die 
Ausgußmasse unter der Einwirkung der Wärme im Sommer weich wurde, 
sich teils nach unten unter die Holzklötze zog, dadurch die Reibung zwischen 
diesen und dem Beton verminderte, teils nach oben aus den Fugen hervor¬ 
quoll, sich mit dem Straßenstaub mischte und das Pflaster auf weite Strecken 
zum Schaden der Fußgänger mit einer schmutzigen, klebrigen Schicht be¬ 
deckte und einen unangenehmen Geruch verbreitete. Gerade in dieser Be¬ 
ziehung sind in Berlin wenig erfreuliche Erfahrungen gemacht worden. 
Endlich ist für Berlin noch hervorzuheben, daß die geringe Höhe der Klötze, 
8 bis 10cm, die man ihnen teils aus falscher Sparsamkeit, teils aus Un- 
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kenntnis der Sachlage gab, ebenfalls sehr wesentlich zu den Mißerfolgen 
beigetragen hat, die man nach einigen Jahren verzeichnen mußte. Fassen 
wir aus dem Gesagten das Wesentlichste zusammen, so beruht der Miß¬ 
erfolg der älteren Holzpflasterungen in folgendem: # 

1. Ungenügende Unterbettang. 

2. Unterlassen einer sorgfältigen Auswahl der Klötze in bezug auf ihre 
Widerstandsfähigkeit, Durcheinanderpflastern von Klötzen der verschieden¬ 
sten Festigkeit. 

3. Mangelhafte Durchtränkung der Klötze mit fäulniswidrigen Stoffen. 

4. Zweckwidriger Fugenausguß. 

5. Zu geringe Höhe der Klötze. 

Wir haben nunmehr zu betrachten, in welcher Weise die Ingenieure 
der Stadt Paris vorgegangen sind, um diese Mißstände zu beseitigen, die 
dem Holzpflaster nach dem Gesagten anhafteten. 

Zunächst wandte man, wie oben bereits mitgeteilt wurde, der Auswahl 
der Hölzer volle Aufmerksamkeit zu. Zu dem Zwecke wurden Ingenieure 
nach Norwegen und Schweden entsandt, um dort an Ort und Stelle nach 
Standort und Wachstum taugliche Nadelhölzer anzukaufen. In erster Linie 
zog man die schwedische Kiefer (sapin rouge, pinus sylvestris) in Betracht. 
Aus ihr sind in den ersten Jahren die gesamten im Eigenbetriebe der Stadt 
Paris ausgeführten Holzpflasterungen hergestellt. Nachdem man mit diesen 
Hölzern genügend Erfahrungen gesammelt hatte und die Erfolge nicht aus¬ 
geblieben waren, ging man zunächst schrittweise und schließlich ganz zur Ver¬ 
wendung einheimischer Nadelhölzer über. In der Seekiefer (pinus maritima), 
die hauptsächlich in dem „Les Landes u genannten, am Atlantischen Ozean 
zwischen Bordeaux und Bayonne gelegenen Landstriche wächst, fand sich 
das geeignete Holz. Außerdem sind versuchsweise noch Nadelhölzer aus 
dem Jura und den Vogesen, sowie amerikanisches Pitch pine verwandt 
worden. 

Den wesentlichsten Fortschritt bei der Herstellung des Pflasters bildete 
aber die sorgfältige Sonderung der Klötze. In gewissenhafter Weise trennte 
man nach Herkunft und Güte der Bohlen die Klötze in vier Klassen. Die 
vierte Klasse enthielt die minderwertigen, mit Fehlern behafteten Klötze, 
die nur in den Rinnsteinen verlegt werden durften. Das beste und festeste 
Holz kam in die erste Klasse. Je nach Größe und Schwere des Verkehres 
verteilte man dann die Holzklötze auf die Straßen. Des weiteren gab man 
den Holzklötzen durchweg die beträchtliche Höhe von 15 cm. Dadurch wurde 
einmal eine bei weitem größere Standsicherheit der einzelnen Klötze erzielt 
und ferner die Möglichkeit geboten, daß die Klötze sich erheblich abnutzen 
konnten, ohne daß der Bestand des Pflasters dadurch gefährdet wurde. 
Gleichzeitig richtete man das Augenmerk auf eine zweckentsprechende Quer¬ 
schnittsform der Straßen, die einen derartig gewölbten Querschnitt erhielten, 
daß auch bei starker Abnutzung die Tagewässer stets ihren Abzug nach 
den Rinnsteinen fanden. Ferner sorgte man für eine zweckentsprechende 
Durchtränkung der Klötze mit reinem Kreosotöl, das vor allem keinerlei 
Teerzusatz haben durfte. Die Durchtränkung fand nur im Niederdruck- 
verfahren statt. Während bei den früheren Pflasterungen die Klötze ohne 
weiteres auf die rauhe Betonunterbettung gestellt wurden, gab man dieser 
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nunmehr einen sorgfältig abgeglichenen Überzug aus Zementmörtel und er¬ 
zielte dadurch eine große Standsicherheit der Klötze und eine ebene Ober¬ 
fläche der Pflasterdecke. Endlich gab man den einzelnen KlcAzreihen einen 
durch zwischen gelegte Fugenleisten gesicherten Abstand von 1,0 cm und 
schlämmte die Fugen mit einem dünnflüssigen Zementmörtel ein. Nach 
Fertigstellung des Pflasters wurde die Oberfläche mit grobem Kies bedeckt, 
der unter den Einwirkungen des Verkehrs zerrieben wurde. Die sich bilden¬ 
den Steinsplitter drangen in das weiche Stirnholz ein, und da der Bewurf 
mehrmals im Jahre wiederholt wurde, trat mit der Zeit eine Verkiesung der 
Oberfläche ein, die einen guten Schutz gegen zu rasche Zerstörung gewährte* 
Dies dürften in der Hauptsache die Maßnahmen sein, denen die Pariser 
Ingenieure ihre unleugbaren Erfolge verdankten. 

In Deutschland wurde man zu Anfang der neunziger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts zuerst auf das Pariser Verfahren aufmerksam. In Berlin ist 
man seitdem bemüht gewesen, sich die Pariser Erfahrungen nicht nur zu¬ 
nutze zu machen, sondern auch auf ihnen weiter zu bauen. 

Was die Herstellung des Holzpflasters anlangt, so ist. darüber noch 
kurz folgendes zu sagen. Nachdem die Betonunterlage fertig gestellt, ge¬ 
nügend erhärtet ist und ihren Zementüberzug erhalten hat, werden die 
Holzklötze, deren Höhe von 10cm bis 13cm schwankt, reihenweise auf¬ 
gebracht. Längs der Bordschwellen legt man zwei bis drei Längsreihen, sowie 
unmittelbar an erstere eine Tonfuge aus etwa 3 bis 5 cm ein. Dies Verfahren 
hat folgenden Zweck. Das Holz ist bekanntlich sehr hygroskopisch und 
dehnt sich bei Wasseraufnahme erheblich aus. Eine solche tritt aber ein, 
wenn die Fugen zwischen den einzelnen Klotzreihen mit dem dünnflüssigen 
Zementmörtel ausgegossen werden und bei atmosphärischen Niederschlägen. 
Alsdann tritt das gefürchtete „Treiben“ des Holzes ein. Die Klötze dehnen sich 
aus, die ganze Holzdecke geht hoch, wenn der Widerstand der Bordschwellen 
genügend ist, um der Treibkraft des Holzes zu widerstehen. Ist dies nicht 
der Fall, so werden die Bordschwellen aus ihrer Lage gedrängt. In den 
Längsreihen und der plastischen Tonfuge längs der Bordschwelle hat man 
nun ein vortreffliches Mittel, den Gefahren des Treibens des Holzes vor¬ 
zubeugen. Einmal gestattet die Plastizität des Tones sein Zusammenpressen, 
ferner kann man den Längsreihen der Holzklötze durch Fortnehmen von einer 
oder anderthalb Reihen usw. den nötigen Raum schaffen, um der Ausdehnung 
der Querreihen des Holzes genügenden Spielraum zu lassen. Sind die Fugen 
vergossen, ist die Holzdecke zur Ruhe gekommen und der Mörtel genügend 
erhärtet, so erhält die Oberfläche noch einen Bewurf von kleinen Porphyr¬ 
stückchen. Dies hat den Zweck, daß die feinen Steinsplitter unter den Ein¬ 
wirkungen des Verkehrs sich in die obersten Holzfasern eindrücken. Dadurch, 
daß dieser Bewurf alle Vierteljahre wiederholt wird, tritt allmählich eine 
Verkiesung der Oberfläche ein, die nicht wenig zur Haltbarkeit des Pflastere 
beiträgt. 

Es darf nicht unerwähnt bleiben, daß die ersten Versuche mit Holz¬ 
pflasterungen in Deutschland auch andere Holzarten als die schwedische 
Kiefer in Betracht gezogen haben. Indessen war der Mißerfolg der gleiche. 
Nachdem dann zu Anfang der neunziger Jahre des vorigen Jahrhunderte 
die Firma H. Freese in Berlin die französische Verlegungsart in Deutsch- 
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land eingeführt und mit Erfolg weiter ausgebildet hatte, ist in den darauf¬ 
folgenden Jahren in Norddeutschland wohl ausschließlich die schwedische 
Kiefer verwendet worden. 

Anders in England, wo man schon längere Zeit die sogenannten Hart¬ 
hölzer aus Australien und den Sundamseln verwendete. Die große Schwere 
des Holzes gestattete eine geringe Höhe der Klötze. In Frage kommen 
hauptsächlich Eucalyptusarten aus West- und Ostaustralien, ferner Hölzer 
von den Sundainseln *)• 

In Paris hat die städtische Bauverwaltung sehr ausgedehnte Versuche 
mit den verschiedensten Harthölzern gemacht. In Deutschland begann man 
um das Jahr 1895 herum sich der Verwendung der Harthölzer zuzuwenden. 
Es war besonders das Tallow-Wood, welches in ausgedehnterem Maße zur 
Holzpflasterung herangezogen worden ist und sich gut bewährt hat. 

Vom hygienischen Standpunkte aus interessieren indessen diese Hart¬ 
holzpflasterungen weniger, als vom technischen und finanziellen. 

Wenden wir uns nun zu dem hygienischen Verhalten des Holzpflasters, 
so ist nicht zu bestreiten, daß es gerade in dieser Beziehung große Vor¬ 
züge besitzt. 

An Geräuschlosigkeit übertrifft es das Asphaltpflaster, indem — 
wenigstens bei den Weichholzpflasterungen — der durch das Aufschlagen 
der Pferde hervorgerufene so lästige Lärm ebenfalls fortfällt. Fernerhalten 
die Pflasterklötze längere Zeit nach dem Besprengen die Feuchtigkeit fest, 
so daß die Staubbildung und Staubbewegung im allgemeinen eine geringere 
ist, als bei den beiden anderen Pflasterarten. 

In der Presse — nicht bloß in der politischen Tagespresse, sondern 
auch in wissenschaftlichen Schriften — ist vielfach davon die Rede gewesen, 
daß die in der Oberfläche zerfaserten Holzklötze wahre Brutstätten für alle 
möglichen Mikroben seien, wodurch der Ausbruch von Epidemien begünstigt 
würde. Niemand wird bezweifeln, daß sich an der Oberfläche der Holzdecke 
sehr viele Mikroben finden werden, aber noch niemand hat einwandfrei 
nachweisen können, daß dies pathogene Keime sind. Wenn dem so wäre, so 
müßten London und Paris ja die ungesundesten Städte sein, da das in ihren 
Straßen liegende Holzpflaster nach Hunderttausenden von Quadratmetern zählt. 

Die Hauptbrutstätten für die Mikroben bildet der Pferdemist und 
schädlich erweist sich dieser nur dann, wenn er zu Staub zerrieben bei 
Trockenheit in die Höhe getrieben und so von den Menschen eingeatmet 

') Von den vielen Hartholzarten seien folgende erwähnt: 1. Eisenholz-Borneo, 
Eusideroxylum Zwagerii; 2. Liem-Annam, Erythrophloeum; 3. Teak (Djati)-Java, 
Tectonia grandis; 4. Ironbark-Australien Ost, Eucalyptus crebra; 5. Blue gum- 
A. O., Eucalyptus soligna; 6. Blackbutt-A. 0., Eucalyptus pilularis; 7. Red Mahagoni- 
A. O., Eucalyptus resinifera; 8. Tallow Wood-A. 0., Eucalyptus microcorys; 
9. Spotted gum-A. 0., Eucalyptus maculata; 10. Red gum-A. 0., Eucalyptus rostrata; 
11. Htingy bark-A. 0., Eucalyptus obliqua; 12. Jarrah-Australien West, Eucalyptus 
marginata; 13. Karri*A. W., Eucalyptus diversicolor. Schließlich muß noch die 
Buche, die ebenfalls zu den Harthölzern zählt, erwähnt werden. Deutschland 
ist bekanntlich sehr reich an den schönsten Buchenwaldungen. Es sind daher viele 
Versuche gemacht worden, die Buche ebenfalls zu Holzpflasterungen heranzuziehen, 
indessen stets mit dem größten Mißerfolg. Einmal besitzt die Buche einen sehr 
hohen Eiweißgehalt und ist daher sehr der Fäulnis ausgesotzt und ferner fahren 
sich die Klötze sehr ungleichmäßig ab. 
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wird. Pferdemist findet sieb aber auf jeder Pflasterart. Wir haben aber 
gesehen, daß das Holzpflaster im allgemeinen länger feucht bleibt als Stein- 
und Asphaltpflaster, so daß die Staubgefahr eine geringere ist. 

Selbstverständlich werden die Übelstände der Staubbildung durch eine 
sorgfältige Reinigung der mit Holz geflasterten Straßen noch wesentlich 
verringert. Es genügt indessen nicht, die Straßen zu besprengen, sondert! 
sie müssen täglich einmal wenigstens abgewaschen werden, damit der 
Pferdemist auch wirklich beseitigt wird. 

D. Neuere Pflastermethoden. 

In bezug auf die Beschaffung der Rohstoffe zu den drei besprochenen 
Pflasterarten, also der Steine, des Asphalts und des Holzes, ist Deutschland 
in mancher Hinsicht schlechter gestellt als andere Länder. Ganz Nord¬ 
deutschland besitzt außer den wenigen Steinbrüchen am Harz und in Drans¬ 
feld bei Göttingen keinerlei geeignete Fundorte für wetterfeste, natürliche 
Steine. Ganz besonders schlimm ist die ReichshauptBtadt daran gewesen, 
von der Zeit an — also von 1876 ab — wo die Stadt Berlin dazu überging, 
ein technisch wie hygienisch vollwertiges Pflaster herzustellen und dem¬ 
entsprechend die mehr oder weniger verwitterten märkischen Granite (Find¬ 
linge der letzten Eiszeit) von der Verwendung auszuscheiden. Dem bis in die 
letzten Jahre sehr erheblichen Bedarf der Reichshauptstadt an natürlichen 
Pflastersteinen haben die deutschen Steinbrüche Schlesiens und Bayerns nicht 
zu genügen vermocht, so daß man sich zum Bezüge schwedischer Granite ge¬ 
nötigt sah, wobei der billige Wassertransport noch vorteilhaft ins Gewicht fiel. 

Nicht besser ist es mit dem natürlichen Asphaltkalk bestellt. Hier 
kommen nur die allerdings sehr bedeutenden Grubenfelder am Hils bei 
Eschershausen im Braunschweigischen in Betracht. Indessen ist der dort 
gewonnene Asphaltkalk so ohne weiteres zu Stampfasphalt nicht zu ge¬ 
brauchen. Er bedarf vielmehr eines mehr oder weniger teuren Aufbereitungs¬ 
verfahrens. Deutschland ist also auch in bezug auf den Asphalt in erheb¬ 
lichem Maße auf das Ausland angewiesen. 

Was endlich das Holzpflaster anlangt, so haben Versuche mit einheimischen 
Hölzern zu keinerlei befriedigenden Ergebnissen geführt, so daß Deutschland 
auf diesem Gebiete durchaus auf ausländische Hölzer angewiesen ist. 

Unter diesen Umständen gehen jährlich Millionen für die Erwerbung 
von Baustoffen zur Straßenbefestigung in das Ausland. 

Es kann daher nicht wundernehmen, wenn berufene und unberufene 
Erfinder sich daran machten, an Stelle der natürlichen Pflastersteine 
und des natürlichen Asphaltkalkes Ersatzbaustoffe ausfindig zu machen, 
denen die hochtönendsten Namen gegeben und denen die wunderbarsten 
Eigenschaften angedichtet wurden. Die Zahl der gewonnenen Patente und 
die Anzahl der von Behörden und Privaten beigebrachten Atteste ist eine sehr 
große. Was aber die Brauchbarkeit dieser Ersatzstoffe zu Straßenpflasterungen 
anlangt, so hängt diese von verschiedenen Umständen ab. In erster Linie 
maßgebend ist die Größe und Schwere des Verkehrs. So ist eine große An¬ 
zahl dieser künstlichen Baustoffe für kleinere Provinzstädte, ruhige Neben¬ 
straßen usw. recht gut geeignet, während ihre Abnutzung und Zerstörung unter 
dem starken Verkehre der Hauptstraßen der Großstädte eine sehr schnelle ist. 
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Als Pflastersteine haben sich die aus Rückständen bei der Kupfer¬ 
aufbereitung hergestellten Schlackensteine im allgemeinen bewährt. In 
hygienischer Beziehung gilt von ihnen das früher über Steinpflasterungen 
Gesagte, so daß sie in dieser Hinsicht vor den natürlichen Pflastersteinen 
keinerlei Vorzüge besitzen. 

Eisenpflaster x ) ist nur in sehr geringem Umfange verwendet worden. 
Es hat sich, was nicht wundernehmen kann, in keiner Weise bewährt und 
ist nach einigen Jahren wohl überall wieder beseitigt worden. 

Diese beiden Pflasterarten erwiesen sich schon darum für Großstädte 
als unbrauchbar, als infolge der vorhandenen Fugen der Lärm, den die über 
das Pflaster hinwegfahrenden Fuhrwerke verursachten, noch unerträglicher 
war, wie bei dem Pflaster aus natürlichen Steinen. 

Andere Versuche gingen daher darauf aus, ein Pflaster zu erfinden, 
das die Fugenlosigkeit des Asphaltpflasters aufwies. Dahin gehören in erster 
Linie die künstlischen Asphalte. So versuchte man die zur Verfügung 
stehenden Asphaltkalke, die so ohne weiteres sich nicht zur Herstellung von 
Stampfasphalt eigneten, durch besondere Aufbereitungsverfahren hierfür 
tauglich zu machen. Dies gilt, wie bereits bemerkt, besonders von den 
Asphaltkalken am Hils im Braunschweigischen. Einen gewissen Erfolg kann 
man den Fabriken in Eschershausen und Vorwohle, die in dieser Weise ver¬ 
fahren, nicht absprechen. Für nicht allzu verkehrsreiche Straßen ist das 
Erzeugnis durchaus brauchbar und gewährt die gleichen Vorteile, wie die 
aus natürlichem Asphaltkalke hergestellten Pflasterungen. Dagegen haben 
alle Versuche, auf chemischem Wege ein brauchbares Asphaltpulver her¬ 
zustellen, einen entschiedenen Mißerfolg gehabt. 

Ferner ist das Zementmakadampflaster zu erwähnen, das in der Haupt¬ 
sache aus zwei Lagen Zementbeton besteht und mit einem dünnen Überzüge von 
Zementmörtel versehen wird, um eine glatte Oberfläohe zu erzielen. In Berlin 
sind die mit dieser Pflasterart angestellten Versuche gescheitert, in den ganz 
stillen Straßen der Vororte, die nur geringen Wagen verkehr besitzen, hat sich 
diese Pflasterart länger gehalten. Der Grundgedanke für diese Art des 
Pflasters geht von falschen Voraussetzungen aus. Es ist nicht berücksichtigt 
worden, daß der Zementmörtel sich schneller unter den Einwirkungen des 
Verkehrs abnutzt, als der zu dem Beton verwendete Steinschlag. Infolge¬ 
dessen wird die zunächst glatte Oberfläche unter den Hufschlägen der Pferde 
und den Wagenrädern sehr bald rauh und holperig, da der Zement zu Staub 
zerrieben wird und nach allen Seiten verfliegt, während die einzelnen Steine 
hervortreten. So entsteht in kurzer Zeit ein ganz schlechtes Pflaster, dem 
vom hygienischen Standpunkte aus die Mängel eines solchen in hohem Maße 
anhaften, als: Starke Staub- und Schmutzbildung sowie Lärm. 

Nicht viel besser ist es mit dem Kieserlingschen Basaltzement¬ 
steinpflaster bestellt. Auch dieses besitzt eine fugenlose Oberfläche und 
des Rühmens ist kein Ende über seine großen Vorzüge gegenüber anderen 


l ) In der Keichshauptstadt lagen kleine von der Laurahütte hergestellte Probe¬ 
strecken in der Straße Unter den Linden und auf der Möckernbrücke. Anfang 
der neunziger Jahre des vorigen Jahrhunderts wurde da9 CI aussen sehe Asphalt¬ 
pflaster mit eisernen Kippenkörpern erheblich angepriesen. (Siehe hierüber Pinken- 
burg in der Deutschen Bauzeitung, Jahrg. 1893, S. 53 ff.) 
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Pflasterarten und die Zahl der beigebrachten Atteste ist erheblich. Indessen 
bei genauer Betrachtung weisen beispielsweise die in Rixdorf bei Berlin in 
dieser Art ausgeführten Pflasterungen erhebliche Schäden auf. Die Ab¬ 
nutzung erfolgt ähnlich wie beim Zementmakadam. Zunächst werden die 
weicheren Mörtelteilchen unter dem Einflüsse der Verkehrs]asten zerrieben, 
während die Basaltsteinsplitter länger Widerstand leisten. Auf diese Weise 
entsteht ebenfalls eine holprige Oberfläche, so daß von Geräuschlosigkeit 
keine Rede mehr ist. Hierzu kommt, daß die Firma in geeigneten (!) Abständen 
Temperaturfugen (?) anordnet, die aus zwei Eisenflachschienen bestehen und 
deren Zwischenraum mit Gußasphalt ausgefüllt ist. Diese nutzen sich nun 
erst recht nicht ab. So kommt es, daß nach einiger Zeit das Eisen Über 
der Straßenoberfläche hervorragt und jedes Rad beim Passieren dieser Vor¬ 
sprünge ebenfalls Lärm erzeugt. 

Von den Bau Verwaltungen der Provinzstädte ist ein sogenanntes Klein- 
pflaster anstatt der Chaussierung oder des teuren Reihensteinpflasters ver¬ 
wendet worden. Die Herstellung erfolgt in der Weise, daß die obere Lage 
(Decklage) der Chaussierung durch ein Pflaster aus kleinen Steinen (6 bis 
9 cm im Quadrat) ersetzt wird. Die Unterlage ist die einei> gewöhnlichen 
Chaussierung. Oder, um es noch genauer auszudrücken: die feste Schotter¬ 
unterbettung des Steinpflasters wird unter Fortlassung der Steine (Würfel 
oder Prismen) allein zur Herstellung der Straßenoberfläche benutzt und 
dabei die obere Decklage durch die oben erwähnten kleinen, aber regelmäßig 
geformten Steine ersetzt, deren Fugen mit Zementmörtel ausgegossen werden. 

Dieses Pflaster besitzt vom hygienischen Standpunkte aus alle Vorteile und 
Nachteile des Steinpflasters, gegenüber den Chaussierungen aber den großen 
Vorzug der geringeren Staub- und Schlammbildung. Es dürfte daher noch eine 
Zukunft haben und sich auch für kleinere Städte mit geringem Wagen¬ 
verkehr und für die stillen Wohnstraßen der Vororte von Großstädten eignen. 

Zum Schluß haben wir noch das Pflaster aus Klinkern (hartgebrannten 
Ziegelsteinen) zu erwähnen, welches beispielsweise in Holland, Ostfriesland, 
Oldenburg und den Marschen seit altersher zur Befestigung sowohl städtischer 
Straßen, wie auch der Landstraßen in ausgedehntem Maße verwendet wird, 
da diese Gegenden bekanntlich keinerlei Hausteine benutzen. Diese Klinker 
sind schmäler als unsere Backsteine und Klinker, die wir zum Häuserbau, 
zu Wasser- und Brückenbauten benutzen. Einem starken Verkehre dürften 
diese Klinker allerdings nicht widerstehen. Die Staubbewegung ist nicht so 
groß wie auf fugenlosem Pflaster, da gerade die vielen Fugen den Staub¬ 
teilchen immer wieder einen Halt gewähren. Um so größer ist die Schlamm¬ 
bildung, die noch wesentlich durch die häufigeren Regenperioden begünstigt 
wird, denen Nordwestdeutschland ausgesetzt ist. Sonst gibt diese alte Pflaster¬ 
art, die doch immerhin einen Straßenbau bedeutet, in hygienischer Beziehung 
zu Bedenken keinerlei Veranlassung. Die in Frage kommenden Landesteile 
erfreuten sich bereits zu einer Zeit eines geordneten Dammpflasters, als die 
städtischen Straßen im Innern Deutschlands noch das früher geschilderte, 
miserable Steinpflaster besaßen. 

E. Ergebnisse. 

Vorstehend haben wir die zurzeit üblichen Arten der Straßenpflasterungen 
beschrieben und ihr hygienisches Verhalten in der Hauptsache geschildert. 
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Es zeigt sich aufs neue, daß es unter der Sonne nichts Vollkommenes gibt 
und daß alle Menschenarbeit vergänglich ist. Wir haben uns entsprechend 
dem gesteckten Ziele damit begnügt, die Pflasterarten und ihre hygienischen 
Vor- und Nachteile zu besprechen. Indessen um zu einem gerechten Urteile 
zu gelangen, darf auch der finanzielle und technische Standpunkt der Ge¬ 
meinden bei der Auswahl der Pflasterarten nicht außer acht gelassen werden. 
Die Stadtverwaltungen sind vielfach gar nicht in der Lage, sich bei der Aus¬ 
wahl des Pflasters lediglich vom hygienischen Standpunkte leiten zu lassen. 

Wir haben bereits früher hervorgehoben, daß sich in der Güte des 
Straßenpflasters in den letzten 40 Jahren ein erheblicher Wandel zum 
Bessern bemerkbar gemacht hat. In erster Linie sind es das Wachstum der 
Städte und die gesteigerten Verkehrsbedürfnisse gewesen, die hierfür maß¬ 
gebend gewesen sind. Zählte Deutschland um die Wende des vorigen Jahr¬ 
hunderts etwa 100 Städte mit einer Einwohnerzahl über 30000 Seelen, so 
besitzt es nach der Volkszählung vom 1. Dezember 1905 zurzeit bereits 
über 150 Städte mit über 30000 Seelen. Indessen ist noch ein weiterer 
Gesichtspunkt in Betracht zu ziehen, der meistens zu wenig beachtet wird, 
nämlich das ins Ungemessene gesteigerte Reisen, namentlich der Städter. 
Hierdurch kommt es, daß eine große Anzahl von Leuten mit den besseren 
Pflasterarten und deren Vorzügen in den Großstädten bekannt wird. Nach 
Hause zurückgekehrt, genügt den Menschen der heimische Pflasterzustand 
nicht mehr. Die Zeitungen öffnen den Klagen ihre Spalten und über kurz 
oder lang sehen sich die Gemeindebehörden genötigt, den Wünschen der 
Bevölkerung nach einem besseren Pflaster Rechnung zu tragen. Ganz be¬ 
sonders gilt dies von den Vororten der Großstädte, die in steter Verbindung 
mit diesen stehen. So finden wir Asphalt- und Holzpflaster — gewisser¬ 
maßen als Luxuspflaster — in Städten, wo nur ein ganz geringer Wagen¬ 
verkehr herrscht, wo die Nerven der Bewohner nicht in dem Maße überreizt 
sind, daß das Rollen eines Wagens über Steinpflaster sie bereits nervös 
macht und wo die Luft nicht so verbraucht ist, wie in den Straßen der 
Großstädte infolge der Miasmen, die der Urin und der Mist der Pferde er¬ 
zeugt. Ein gutes Steinpflaster würde in diesen Städten meistens genügen, 
aber das geräuschlose Pflaster ist nun einmal Modesache geworden — also 
wollen die Kleinstädter auch etwas davon haben. Die Stadtverwaltungen 
kommen manchmal dadurch in eine unangenehme Lage, da das Asphalt- und 
Holzpflaster teurer sind als Steinpflaster. Beim Holzpflaster sucht man sich 
auf Kosten der Haltbarkeit dadurch zu helfen, daß man das Höhenmaß der 
Klötze unter das zulässige Maß herabsetzt. Vielfach aber greift man zu den 
Ersatzmitteln: künstlichem Asphalt, Zementmakadam, Kieserlingscbem 
Basaltzementsteinpflaster. Diese Pflasterungen verträgt der Stadtsäckel, 
wenn sich auch vom technischen Standpunkte manches dagegen sagen läßt. 
Immerhin hat man zunächst ein geräuschloses Pflaster, das bei der Gering¬ 
fügigkeit des Wagen Verkehrs ja auch auf Jahre seine Pflicht und Schuldigkeit 
tun wird. 

Anders liegt der Fall für die Großstädte, wobei der erhebliche Unter¬ 
schied zwischen großen Städten und Großstädten ganz besonders hervor¬ 
gehoben werden muß, denn jede große Stadt ist noch keine Großstadt, aber 
jede Großstadt ist zugleich eine große Stadt. 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1906. 40 


Digitized by Google 



674 


G. Pinkenburg, 

So sind Magdeburg mit rund 240000, Charlottenburg mit rund 240000, 
Schöneberg mit rund 140000, Köln mit 428000, Hannover mit 250000 
Seelen usw. wohl große Städte, aber keine Großstädte. 

Anmerkung: Für Deutschland kommen nur wenige Städte als Großstädte 
in Frage. Der Unterschied liegt in erster Linie auf dem Gebiete des Verkehrs. 

Je kleiner die Stadt, um so geringer ist das Bedürfnis nach Fahrgelegen¬ 
heiten. Die Menschen bedienen sich ihrer eigenen Gehwerkzeuge, wenn sie 
zu irgend einem Zwecke ihre Wohnung verlassen. Droschken sind kaum 
vorhanden, höchstens wenn der Bahnhof weit von der Stadt abliegt. Auch 
gibt es dann in einzelnen Fällen wohl schon einen Omnibus oder eine Straßen¬ 
bahn, welche die Verbindung zwischen Bahnhof und Stadt hersteilen. Erst 
wenn die Einwohnerzahl eine gewisse Grenze überschritten hat, kommen die 
für Massenverkehr eingerichteten Fuhrwerke in ausgedehntem Maße in Be¬ 
tracht: Omnibusse und Straßenbahnen. Bei diesen werden die Wagen ent¬ 
weder von Pferden oder durch Elektrizität angetrieben, letzteres ist heut¬ 
zutage nichts Außergewöhnliches mehr. Eine ganze Anzahl von Städten, wie 
beispielsweise Hannover, Dresden, Leipzig usw., besitzen ein ausgedehntes 
Straßenbahnnetz, ohne darum Großstädte zu sein. 

Bei dem Überwiegen der billigen Transportmittel können Droschken erst bei 
einer erheblichen Ausdehnung des Weichbildes mit einer gewinnbringenden 
Tätigkeit rechnen. Früher lag die Sache anders. Hatte die Stadt eine gewisse 
Größe überschritten, so fanden sich zunächst Droschken ein, dann kamen die 
Torwagen und Omnibusse, zuletzt die Straßenbahnen. Heute dagegen be¬ 
herrscht die billige Straßenbahn fast ausschließlich das Feld. 

Bei weiterer Zunahme der Bevölkerung trat der Zeitpunkt ein, wo einige 
große Städte sich zu Großstädten entwickelten und dann die bereits erwähnten 
Fahrgelegenheiten nicht mehr genügten. Der Wagenverkehr in den Straßen 
wird so erheblieh, daß nur ein langsames Weiterkommen möglich ist, die 
Wohnungen im Innern der 8tadt werden so teuer, daß der Preis dafür von 
vielen Einwohnern nicht mehr erschwungen werden kann. Im Innern der 
Stadt verwandeln sich die Wohnhäuser in Geschäftshäuser. So tritt natur¬ 
gemäß eine Trennung zwischen Wohnort und Geschäftssitz ein. Die Einwohner 
werden notgedrungen gezwungen, vom Zentrum immer mehr nach den äußeren 
Stadtteilen zu ziehen oder es entstehen Vororte, wo das Wohnen billiger ist, 
gute Luft und Buhe herrschen. 

So vollzieht sich die Entwickelung zur Großstadt. Nun genügen auch die 
oben erwähnten Beförderungsmittel, wie Omnibusse und Straßenbahnen, nicht 
mehr. Des Morgens strömt eine große Menschenmenge von den Außenbezirken 
und den Vororten nach dem Innern der Stadt hinein, das Zentrum saugt 
sich gewissermaßen voll wie ein Schwamm und abends fluten die Menschen¬ 
massen zurück. Hunderte können aus Mangel an Platz nicht befördert werden. 
Außerdem verlangt der bereits nervös gewordene Großstädter, für den Zeit 
Geld ist, nach einer schnelleren Beförderungsart. So kommt es zur Einführung 
von Vorortzügen, die gleich Hunderte von Personen befördern können und die so 
geleitet sind, daß sie mit dem Straßenfuhrwerke nicht mehr in gleicher Höhe 
liegen. Dabei ist es ganz gleich, welche Betriebskraft angewendet ist, ob Dampf 
oder Elektrizität usw. Diese Bahnen durchziehen dann wohl die ganze Stadt. 
Nicht mit Unrecht hat man das Wort vom f lokalen Schnellverkehr“ geprägt. 

Neben diesem Fährverkehr ist ein Zeichen der Großstadt: der sich fast den 
ganzen Tag über gleich bleibende, außerordentlich starke Fußgängerverkehr. 
In großen Städten findet sich eine solche Anhäufung von Fußgängern 
allerdings ebenfalls zu gewissen Tageszeiten, wenn beispielsweise des Abends 
die Fabriken und Geschäfte geschlossen werden oder die Mittagspause eintritt. 

Diese Unterschiede im Verkehrswesen großer Städte und der Großstädte 
hervorgehoben zu haben, dürfte genügen. Selbstverständlich ergeben sich 
noch eine Fülle anderer Unterschiede, auf die einzugehen zu weit führen würde. 
Wir kommen nun zu der Besprechung der wichtigen Frage: Welche der 
vorstehend geschilderten Pflasterungen eignen sich vom hygienischen 
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Standpunkte aus für die verschiedenen Städte, hauptsächlich in Rücksicht 
auf den Verkehr? 

Da scheidet unserer Ansicht nach von den Ersatzstoffen für Pflasterungen 
das Eisenpflaster gänzlich aus. Vom hygienischen Standpunkte aus be¬ 
trachtet taugt es gar nichts. Diese Art der Pflasterung ist daher mit 
Recht gänzlich aufgegeben worden. 

Für stille Wohnstraßen der Vororte von Großstädten und für kleine 
Städte ist kein Grund vorhanden, nicht auch Schlackensteine, Zement- 
makadam, Kieserlingsches Basaltsteinpflaster, Kleinpflaster und Pflaster 
aus natürlichen Steinen zu verwenden. Von den hygienischen Rücksichten, 
auf die Bedacht genommen werden muß, fällt der Lärm so gut wie ganz 
fort, da der Wagenverkehr meistens ein ganz geringer ist. Die Staub¬ 
belästigung läßt sich durch Besprengen der Straßen fast ganz beseitigen. 
Dazu kommt aber noch ein wesentlicher Umstand, daß nämlich die Nerven 
der Kleinstädter auch nicht annähernd so vom Leben in der Stadt an¬ 
gegriffen sind, wie die des Großstädters. Die Hetze, in der der Großstädter 
eigentlich ununterbrochen lebt, fällt so gut wie ganz fort. Sonnenschein, 
Baumwuchs, Gärten usw., die der Gesundheit so förderlich sind, sind noch 
genügend vorhanden und ohne Anstrengung vermag der Kleinstädter binnen 
kurzem in gute, reine Luft zu gelangen. Und ebenso bald ist er wieder 
daheim, während sich der Großstädter den Aufenthalt im Freien mit erheb¬ 
lichen Anstrengungen und nicht unbeträchtlichem Zeitverluste erkaufen muß. 
Wer hat die Unannehmlichkeiten, die die Rückkehr von einem Sonntags¬ 
ausfluge am Abend aus der Umgegend von Berlin oder Paris oder London 
im Gefolge hat, nicht erlebt. Das lange Fahren in der Straßen- oder Eisen¬ 
bahn in dicht besetzten Wagenabteilen erschöpft und ermüdet oft so, daß 
man abgespannter nach Hause kommt, als man am Morgen abgefahren ist. 

In großen Städten verringern sich die Ersatzstoffe für Pflasterungen 
in dem Maße, wie der Verkehr zunimmt Für einzelne lebhafte Straßen mit 
starkem Verkehr wird man zu den geräuschlosen Pflasterarten, wie Holz 
und Asphalt, greifen. Im übrigen aber ist ein gutes Reihenpflaster aus 
natürlichen Steinen das am meisten gebräuchliche. Welche Art von Pflaster¬ 
material man wählt, ist von der geographischen Lage der Stadt abhängig, 
ob Granit, Porphyr, Syenit usw. 

Für die wirklichen Großstädte mit ihrem Riesen verkehr stehe ich 
nicht an, den Grundsatz aufzustellen: Das Beste ist hier gerade gut 
genug. Die Verhältnisse liegen eben gänzlich anders, als in den anderen 
Städtegattungen. Der ins Ungeheure gewachsene Straßenverkehr mit der 
Unzahl schnell fahrender Gefährte aller Art als: Droschken, Omnibusse, 
Lastwagen, Straßenbahnen und Automobile, stellt an die Haltbarkeit des 
Pflasters die allergrößten Anforderungen, namentlich die schnell fahrenden 
schweren Fuhrwerke, die mit Bremsen versehen sind, um schnell halten zu 
können. In erster Linie sind es die Omnibusse; denn während des Bremsens 
rollen die Wagenräder nicht mehr über das Pflaster, sondern sie schleifen 
darauf und dadurch wird die Abnutzung erheblich vergrößert 

Hierzu kommt der unglaubliche Lärm, den die Fuhrwerke und Pferde 
verursachen. Das Aufschlagen der Pferdehufe, das Hinabfallen der Wagenräder 
in die Täler zwischen den Pflastersteinen, das Klappen der ausgeleierten 
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Eisenteile der Straßenbahnen oder der mit Eisenteilen beladenen Fracht¬ 
fuhrwerke usw. gewinnt eine so außerordentliche Ausdehnung, daß das 
Nervensystem der Großstädter fraglos darunter leiden muß. Dazu gesellt 
sich vielerorts ein unglaublicher Staub bei trockenem, windigem Wetter, 
wenn nicht genügend gesprengt wird. Endlich beachte man die schlechte 
Luft in den Straßen des steinernen Häusermeeres, der, wenn auch nur auf 
Stunden, zu entfliehen den wenigsten möglich ist. Faßt man alle diese 
Punkte zusammen, so ist ohne weiteres klar, daß an die Nerven der Groß¬ 
städter Anforderungen gestellt werden, von denen der Kleinstädter keine 
Ahnung hat. Endlich fällt noch erschwerend ins Gewicht: die dauernde Hetze, 
in der sich der Großstädter infolge der großen Entfernungen zwischen Wohnsitz 
und Geschäft befindet. Man beobachte nur einmal, wie sich der Verkehr auf 
einem Vorortbahnhofe einer Großstadt abspielt. Da kommen die von der ange¬ 
strengten Arbeit und den schlechten hygienischen Verhältnissen Ermüdeten 
mittags von allen Seiten angerannt, denn vielleicht geht in zwei Minuten ihr 
Zug, den sie noch benutzen möchten, damit ihr ausgehungerter Magen zu 
seinem Rechte kommt. Ähnlich liegen die Verhältnisse am Morgen, wo jeder 
eilt, um nur rechtzeitig an den Ort seiner Berufstätigkeit zu kommen. — 

Das Beste an Pflaster ist also für die Großstädte gerade gut genug! 
Dies hat mit zur Einführung des geräuschlosen Pflasters geführt: Asphalt 
oder Holz. Dadurch ist dann der Lärm zurzeit wenigstens auf ein erträg¬ 
liches Maß herabgemindert worden. Aber es hat leider den Anschein, als 
ob hier bereits wieder eine Wendung zum Schlechten eintreten sollte. Das 
Eisenzeug der schweren elektrischen Wagen, das Klappern der Hufe der 
Pferde auf dem Asphalt, das immer mehr überhandnehmende Getute der 
Automobile wirkt sicher nicht nervenberuhigend. Was die Verbesserung der 
Luft anlangt, so ist sie in den Sommermonaten nur durch eine ausgiebige 
Besprengung des Straßenpflasters zu erzielen, an die sich aber eine aus¬ 
giebige Reinigung des Pflasters sofort anschließen muß, denn nur auf 
diese Weise ist es möglich, den ausgetrockneten Pferdemist zu beseitigen. 
Für Asphaltstraßen ist an heißen Tagen noch eine Besprengung in den 
Abendstunden dringend wünschenswert, da sie ein ungeheures Wärmereser¬ 
voir bilden, und auch um den Staub niederzuschlagen. Leider wird das, was 
die Straßenreinigung hier bessern kann, durch den üblen Geruch der sich un¬ 
heimlich schnell vermehrenden Automobile erheblich abgeschwächt. Für Groß¬ 
städte sollte man daher nur Automobile mit elektrischem Antriebe zulassen. 

Aus dem Gesagten dürfte das Eine unzweifelhaft hervorgehen, daß 
nämlich die gesundheitlichen Verhältnisse der Städte, soweit das Straßen¬ 
pflaster in Frage kommt, sich noch wesentlich verbessern lassen. 

Es wäre eine dankbare Aufgabe für den Verein für öffentliche Gesund- 
heitspflege, sich dieser für das allgemeine Wohl der Großstädte so wichtigen 
Frage kräftig anzunehmen, Leitsätze aufzustellen und diese den Stadt¬ 
verwaltungen zur Berücksichtigung zu übersenden. So wie die Dinge augen¬ 
blicklich stehen, halte ich das Asphaltpflaster — wenn man nicht nur die 
Rücksicht auf den hygienischen, sondern auch auf den finanziellen und 
technischen Standpunkt in Betracht zieht — fraglos für das beste Pflaster 
für die Straßen großer Städte mit starkem Verkehr und für Großstädte. 
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Über Gefängnishygiene *). 

Von Medizinalrat Prof. Dr. Gk Puppe (Königsberg i. Pr.). 


Es dürfte unbestritten sein, daß der Staat die Verpflichtung hat, den 
Sträflingen so viel Gesundheit und Kraft zu erhalten, daß sie nach ihrer 
Entlassung aus der Anstalt imstande sind, wie andere freie Menschen, ihr 
Brot durch Arbeit ehrlich zu verdienen a ). Ebenso dürfte es auch unbestritten 
sein, wenn behauptet wird, daß auch diejenigen, die mit geschwächter Ge¬ 
sundheit und mit psychisch labilem Gleichgewicht in das Gefängnis kommen, 
gekräftigt werden sollen, und zwar geistig und körperlich, so daß sie sich 
wiederfinden und nach ihrer Entlassung den Kampf ums Dasein mit frischer 
Kraft aufnehmen können; das ist zweifellos eine der Aufgaben des modernen 
Strafvollzuges. Die Gefängnishygiene hat die Pflicht, den Strafvollzug in 
dieser Hinsicht zu unterstützen und regulierend in ihn einzugreifen; 
infolgedessen hat sie auch die Pflicht, alle Nebenwirkungen der Freiheits¬ 
strafe, die aus dem Strafvollzug etwa resultieren sollten, zu beseitigen 
und fernzuhalten. 

Gefängnishygiene und Strafvollzug stehen deshalb in engen Beziehun¬ 
gen zueinander, und als enorme können daher auch die Fortschritte be¬ 
zeichnet werden, die sie beide während der letzten hundert Jahre gemaoht 
haben. 

Werfen wir einmal einen Blick in ein Gefängnis um das Ende des 
18. Jahrhunderts, so hören wir folgendes 3 ): 

„In den Arbeitsstuben, besonders den männlichen zu ebener Erde gelegenen, 
findet man den Unrat so angehäuft, daß, wenn je eine Scheuerung einmal vor 
sich geht, um ihn von den Dielen loszustoßen, man Hacken und Schaufeln ver¬ 
wenden muß. Ein Mensch, der den Sinn des Geruchs verloren hat, kann bloß 
ohne Empfindung bleiben, wenn er an den Ort kommt, wo die weiblichen Zücht¬ 
linge schlafen. Die Unreinigkeit, fauler Gestank und alles, was die Nase belei¬ 
digen kann, ist hier anzutreffen; die nahegelegenen Abtritte erhöhen den üblen 
Geruch, und die mephitische Luft erstickt jeden, der seine Nase nicht zu diesem 
üblen Gerüche nach und nach gewöhnt. Die männlichen Schlafklausen sind 
dumpf und ungesund, von einer Durchlüftung der Räume ist keine Rede. Neben 
dem Krankenhause liegen die Schweineställe, neben den Schlafklausen die große 
offene Düngergrube, wodurch die Luft verpestet wird. Das Wasser der Brunnen 
wird durch die naheliegenden Kloaken verdorben. Die Gefangenen schlafen 
nachts in ihren Kleidern, weil die Lagerstätten zu kalt sind; Waschen und 
Baden sind im Zuchthause fast unbekannte Begriffe, es wird daher vorgeschlagen, 
am Brunnen auf dem Hofe einige Tröge einzurichten, um dahin die Gefangenen 


*) Nach einem am 10. Mai 1906 vor dem Lehrkursus für Gefängniswesen 
im Königlichen Kammergericht zu Berlin gehaltenen Vorträge. 

*) Vgl. Mittermaier, Blätter für Gefängniskunde, Bd. XVI, S. 89. 

8 ) Wagnitz, Historische Nachrichten und Bemerkungen über die merk¬ 
würdigsten Zuchthäuser Deutschlands, Halle 1792; zitiert nachKrohne und Uber, 
Die Strafanstalten und Gefängnisse in Preußen, S. IX. Berlin 1901, Heymann. 
Die Angaben beziehen sich auf das Zuchthaus in Brieg. 
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zu führen und sie zum Waschen anzuhalten. Die Folgen dieser gesundheits¬ 
widrigen Verhältnisse zeigen sich in der überaus großen Zahl der Krankheits¬ 
und Todesfälle; die Ursache der letzteren ist vorzugsweise Kerkerfieber, Ruhr, 
Skorbut, Wassersucht, Krankheit der Leber. Auf eine Klassifizierung der Zücht¬ 
linge in Hinsicht ihres Geschlechts, Verbrechens, Alters, Moralität wird gar keine 
Rücksicht genommen. Viele weibliche Gefangene sind im Zuchthause geschwän¬ 
gert ünd entbunden. Man behandelt den großen Verbrecher wie den kleinen, 
man läßt dem größeren Bösewicht den Umgang mit dem minder Bösen, und so 
wird das Zuchthaus, anstatt eines Besserungsortes, eine Akademie des Lasters. 
Der Züchtling weiß keine andere Pflicht, als die Leistung seiner Zahlarbeit; hat 
er es darin zur Fertigkeit gebracht, so kann er bei dem teuflischsten Herzen, bei 
einer Menge von Bosheiten, die er nur geschickt auszuüben weiß, seine Strafzeit 
durchleben und als ein ausgelernter Bösewicht ins Publikum zurückgehen. Der 
Ordentliche hat keinen Vorzug vor dem Unordentlichen, der minder Böse vor dem, 
der dem Galgen entgangen; der vierzehnjährige Knabe, der keine Begriffe von 
Gott, Tugend und Religion hat, hält sich unter der Anzahl Männer auf, die 
unter Ausübung von Lastern, wovor die Menschheit erzittert, alt geworden, und 
da dieser junge Mensch genötigt ist, sein Tagewerk gesetzmäßig zu bringen, so 
bleibt keine Zeit zu seinem Religionsunterricht übrig.“ 

In jener Zeit beginnt aber die Erkenntnis von der Notwendigkeit einer 
Reorganisation des Gefängniswesens Platz zu greifen. 

Im Jahre 1775 wurde das Zuchthaus in Gent durch Maria Theresia 
gegründet: Männer, Frauen und Kinder wurden in besonderen Abteilungen 
mit Arbeitszwang und Trennung bei Nacht untergebracht. Ein Jahr darauf 
wurde die erste Gefängnisgesellschaft in Philadelphia unter dem Einflüsse 
von William Penn und Benjamin Franklin gegründet, und im Jahre 1790 
wurde das Gesetz betreffend die Trennung der Gefangenen nach Geschlecht, 
Alter und Arbeitsfähigkeit und Haltung in Einzelhaft unter dem Einflüsse 
der Ideen beider Männer gegeben. Bald nachher entstand im Staate Newyork 
das Auburnsche System: Gemeinschaftshaft mit Schweigegebot und nächt¬ 
licher Trennung. 

In Europa führte Belgien die Einzelhaft zuerst ein, dann die nordischen 
Länder, dann Ungarn 1843 durch Franz Deak, und Frankreich und 
Deutschland folgten. In Deutschland wurde 1848 das erste Zellengefängnis, 
und zwar in Bruchsal, errichtet*). 

Am 4. November 1835 erlangte in Preußen ein neues Gefängnisregle¬ 
ment Gesetzeskraft; dieses stand auf dem Boden der Gemeinschaftshaft und 
war eine Art Klassensystem. Die Gefangenen wurden in zwei Klassen geteilt. 
Die erste Klasse wurde etwas besser als» die zweite in vielfacher Beziehung 
behandelt; bei guter Führung konnten die Sträflinge der zweiten Klasse in 
die erste aufrücken. Es bestand in jener Zeit ein Widerwillen gegen die 
Einzelhaft in Preußen, weil man fürchtete, daß Geistesstörung und Selbst¬ 
mord in der Einzelhaft besonders stark auftreten, und weil man ferner die 
Kosten größerer Zellengefängnisse mit Einzelhaft scheute. Im übrigen 
schwankte man in jener Zeit bei dem Bau neuer Strafanstalten zwischen 
den einzelnen Haftsystemen; so wurde die Strafanstalt in Insterburg (1832) 
nach dem Klassensystem, die in Halle (1837) nach dem Aub um sehen 
System errichtet. 


*) v. Engelberg, Der gegenwärtige Zustand des Gefängniswesens. Blätter 
für Gefängniskunde, Bd. XXXIX. 
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Für uns Preußen ist außerordentlich bemerkenswert das persönliche 
Eingreifen Friedrich Wilhelms IV. in die Frage der Gefängnisreorganisa¬ 
tion. Friedrich Wilhelm IV. teilte nicht die Bedenken der Gegner der 
Einzelhaft, setzte vielmehr die Einzelhaft als die Norm der Strafvollstreckung 
fest, er bestimmte aber dabei, daß bei Zuchthäusern Räume zu gemeinschaft¬ 
licher Arbeit und Schlafzellen zur nächtlichen Trennung anzulegen seien; 
er bestimmte ferner, daß Männer- und Weibergefängnisse voneinander zu 
trennen seien, und daß in Weibergefängnissen außer dem Vorsteher nur 
weibliche Beamte fungieren sollten. Die Größe der Einzelzellen wurde an¬ 
gesetzt auf 23 bis 26 cbm. Friedrich Wilhelm IV. schwebte bei seinen 
Plänen England vorbildlich vor. Leider wurde die weitere Durchführung 
dieser vorurteilslosen Ideen durch die Ereignisse des Jahres 1848 verhindert. 
Nach der Einführung des neuen Strafgesetzbuches im Jahre 1851 vermehrte 
sich die Zahl der Gefangenen rapide, und so kam es, daß in Insterburg, 
Sonnenburg und Köln vom Klassensystem und in Halle vom Au bum sehen 
System nichts mehr zu bemerken war. In Ratibor, Münster und Breslau 
konnte die Einzelhaft nicht zur Durchführung kommen. Die Reform 
Friedrich Wilhelm IV. war bis auf die Trennung der Geschlechter in 
besondere Gefängnisse, die im allgemeinen durchgeführt war, gescheitert; es 
herrschte fast durchgehends das Zweiklassensystem, allerdings nur in der 
Weise, daß die beiden Klassen in den Zahlen auf den Jackenärmeln der 
Sträflinge, sonst aber kaum merkbar, ihren Ausdruck fanden. 

In der Zwischenzeit aber klärten sich die Ansichten über die Einzel¬ 
haft. Man erkannte, daß die Zustände unhaltbar seien, und daß insbesondere 
Jugendliche, Kurzstrafige, Langstrafige für die erste Zeit, Gelegenheits¬ 
verbrecher und Untersuchungsgefangene in Einzelhaft gehalten werden 
müßten l ). 

Es kann hier nicht meine Aufgabe sein, über die Haft6ysteme als solche 
mich abschließend zu äußern. Das, was vom hygienischen Standpunkte aus 
dazu zu bemerken ist, wäre kurz folgendes: 

I. Gemeinschaftshaft. 

Die Vorteile dieses Haftsystems sind in hygienischer Beziehung inso¬ 
fern größere, als von psychischer Depression bei dieser Strafvollziehungsart 
kaum etwas zu bemerken sein wird, weil der Gefangene durch die Mit¬ 
gefangenen abgelenkt wird, und weil er sieht, daß mit ihm viele, andere das 
gleiche Los teilen, dessen Schrecklichkeit dadurch für ihn auf ein Minimum 
reduziert wird. Zweifellos liegt in diesem Vorteile des Strafvollzugssystems 
auch ein großer Nachteil: Der Gefangene ist in der Nähe der Mitgefangenen, 
er lebt in körperlicher enger Berührung mit ihnen und ist deshalb In¬ 
fektionen leichter ausgesetzt. Neben diesen hygienischen Nachteilen wird 
der Strafvollzugsbeamte wohl zweifellos auch den weiteren Nachteil, der 
aber nicht hygienischer Provenienz ist, hervorzuheben haben, daß der Ge¬ 
fangene in der Gemeinschaftshaft verführt wird, wenn er noch nicht ver¬ 
führt war, daß die Reue in ihm erstickt wird, und daß er mit der Außenwelt 
durch zur Entlassung gelangende Haftgenossen zu kommunizieren in der 
Lage ist. 

*) Krohne und Uber, 1. c. 
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Eine Abart des Gemeinscbaftshaftsystems ist das Klassifikationen 
System. Das System hat manches in prinzipieller Beziehung mit dem 
progressiven Haftsystem, das nachher zu besprechen ist, gemein, wenn man 
davon ausgeht, daß der Gefangene zunächst in die niedrigste Klasse kommt 
und sich dann die bessere Kost und die bessere Behandlung durch gute 
Führung und tüchtige Arbeit verdienen muß. Faßt man das Klassifikations¬ 
system aber so auf, daß etwa der in das Gefängnis eingelieferte Gefangene 
sofort nach seinem Alter und nach seiner Verbrecherkategorie in eine be¬ 
stimmte Gruppe der Gefangenen eingereiht wird, so ist das ein System, 
welches sohwer durchzuführen ist, weil eine Klassifizierung der Menschen 
kaum in einwandfreier Weise nach diesen Gesichtspunkten gelingt. Im 
übrigen treffen die Vorteile, vor allem aber die Nachteile des Gemeinschafts- 
baftsysterns auch auf dieses Klassifikationssystem zu. 

Eine weitere Abart des Gemeinschaftshaftsystems besteht darin, daß die 
Sträflinge am Tage gemeinsam arbeiten und nachts in großen Schlafsälen, 
aber jeder in seiner eigenen Schlafkoje, die verschlossen wird, die Nacht 
zubringen müssen. Diese Schlafkojen bestehen aus Eisenblech und sind ver¬ 
gittert; eine Kommunikation der Sträflinge miteinander ist damit aus¬ 
geschlossen, soweit eine körperliche Berührung in Frage kommt. Zu berück¬ 
sichtigen ist aber, daß die Luft in diesen Schlafkojensälen häufig eine sehr 
schlechte ist, weil der Luftkubus des einzelnen Gefangenen ein zu geringer 
ist; wer einmal zur Nachtzeit in einen solchen Schlafkojensaal gekommen 
ist, wird den Eindruck der verdorbenen Luft, die ihm entgegenströmt, nicht 
sobald wieder los. Außerdem wird der Strafvollzugsbeamte gegen dies 
System einzuwenden haben, daß die Aufsicht in den Schlafkojensälen sehr 
schwer zu führen ist; wenn eine Unruhe, ein Gespräch, ja ein Unfug laut 
wird, so wird es schwer festzustellen sein, wer der Urheber gewesen ist. 

II. Das Auburnsche System. 

Das Auburnsche System hat in hygienischer Hinsicht geringe Vorteile, 
wohl aber die Nachteile der Gemeinschaftshaft insofern, als die Gefangenen 
miteinander in enger körperlicher Berührung leben und arbeiten und Infek¬ 
tionen deshalb leichter ausgesetzt sind; vor allen Dingen aber ist bei dem 
konsequent durchgeführten Au bum sehen System das qualvolle Sprech¬ 
verbot, das durch harte Strafen aufrecht erhalten werden muß, etwas psy¬ 
chisch deprimierendes und zugleich die Gefangenen erregendes, was vom 
hygienischen Standpunkte aus nicht als ideal bezeichnet werden kann. 

III. Die Einzelhaft. 

Nach § 87 der Preußischen Gefängnisordnung kann die Strafe in Einzel¬ 
haft vollstreckt werden, doch darf die Dauer drei Jahre ohne Zustimmung 
des Gefangenen nicht überschreiten. Jugendliche dürfen ohne Genehmigung 
des Oberstaatsanwaltes nicht länger als drei Monate in Einzelhaft bleiben. 

Ein Vorteil der Einzelhaft ist zunächst in hygienischer Beziehung eine 
Fernhaltung der einzelnen Gefangenen voneinander, und damit der Infektion; 
die Ruhe der Einzelhaft, die Insichabgeschlossenheit des Sträflings wird der 
Strafvollzugsbeamte als erstrebenswert bezeichnen, und der Hygieniker wird 
ihm nicht widersprechen; denn in der Einzelhaft kann durch erziehlichen 
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Zuspruch seitens des Aufsichtspersouals und des Geistlichen, durch Indivi¬ 
dualisierung hinsichtlich der Kost seitens des Arztes viel Gutes gewirkt 
werden, wozu in der Gemeinschaftshaft nicht so gute Vorbedingungen ge¬ 
schaffen sind. Die Beamtenfrage ist allerdings für die Einzelhaft eine 
eminent wichtige. 

Ich möchte ganz besonderen Wert darauf legen, daß das Beamten¬ 
personal im Gefängnis, insbesondere die Unterbeamten, ein gewisses 
Mindestalter, am besten 30 Jahre, erreicht haben muß, welches eine Rei¬ 
fung der Persönlichkeit gewährleistet. Nach meinen Erfahrungen werden 
die jungen Aufseher zu Übergriffen dem Gefangenen gegenüber leichter 
geneigt sein; die mangelnde Welterfahrung des jungen Aufsehers läßt den 
Gefangenen andererseits leicht das geistige Übergewicht über den Aufseher 
gewinnen, und doch soll ja gerade der Aufseher ebenso wie der Gefängnis- 
Oberbeamte die Persönlichkeit des Gefangenen geistig erfassen und durch¬ 
dringen. Ich möchte den Wunsch aussprechen, daß man sich einer Fort¬ 
bildung des Gefängnisaufsichtspersonals geneigt zeigen möge, daß 
ein Fortbildungsunterricht, geeignet, den geistigen Horizont des Personals 
zu erweitern, obligatorisch werde, insbesondere an größeren Gefängnissen, 
wo langstrafige Gefangene ihre Strafe verbüßen. Große Kosten würde ein 
solcher Fortbildungsunterricht nicht machen, aber die Anregung, die er dem 
im Gefängniseinerlei ermüdenden Aufseher gibt, wird die Kosten reichlich 
aufwiegen. 

Es ist außerordentlich dankbar anzuerkennen, daß die hier zum Lehr¬ 
kursus einberufenen Herren Gelegenheit haben, an einer Reihe mustergülti¬ 
ger Anstalten die Gefängnisverhältnisse praktisch kennen zu lernen. Es 
darf jetzt daran erinnert werden, daß Japan auf dem Gebiete des Gefängnis¬ 
wesens, wie es scheint, an der Spitze marschiert: Seit 1899 besteht in diesem 
Lande eine Akademie für Polizei- und Gefängnisbeamte, an der 
ein einjähriger Kursus von 15 Professoren über Theorie des Strafvollzugs, 
Statistik, Anthropometrie, Zwangserziehung usw. gelesen wird. Die jähr¬ 
lichen Kosten betragen 200000 M.; außerdem werden an der Universität 
Vorlesungen über diese Materien gehalten. Es bestehen ferner Schulen zur 
Ausbildung für Gefängnisgeistliche. Zweifellos sind das Zustände, wie sie 
auch für uns als erstrebenswert angesehen werden müssen 1 ). 

Es darf hier ferner an ein Gesetz erinnert werden, welches im Jahre 1904 
in Italien gegeben worden ist, nach welchem die Stellung der Gefängnis¬ 
beamten gehoben wird, das aber vor allem bestimmt, daß bei Anstalten für 
Jugendliche die Aufseher zugleich Lehrer (Erzieher) sind. 

Was die Mortalitätsverhältnisse in der Einzelhaft und in der 
Gemeinschaftshaft anbetrifft, so wird man Baer 3 ) nicht ohne weiteres bei- 
stimmen können, der aus den Verhältnissen des Gefängnisses zu Plötzensee 
konstatiert, daß die Sterblichkeit in Gemeinschaftshaft eine größere als in 
Einzelhaft gewesen ist. Man wird vielmehr annehmen müssen, daß diese 
Sterblichkeitsziffer, die Baer zweifellos feststellt, in der Gemeinschaftshaft 
deshalb eine größere ist, weil eben die minderwertigen Gefangenen im all- 


l ) v. Engelberg, 1. c. 

*) Baer, Hygiene des Gefängniswesens, S. 174. Jena 1897. 
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gemeinen mehr in der Gemeinschaftshaft gehalten werden, und weil diese 
eben wegen ihrer Minderwertigkeit auch leichter erkranken und zugrunde 
gehen. 

Von Erheblichkeit ist die Frage der Geisteskrankheit in der 
Einzelhaft. Wir besitzen hierüber eine Reihe von Statistiken, die Baer 
mitteilt. 

Nach der Statistik von Kirn erkrankten von 110 Fällen geistig: 

27 im 1. Monat 10 im 4. Monat 1 10 im 10. bis 12. Monat 

14 „ 2. , 12 „ 5. bis 6. Monat 7 „ 18. „ 18. „ 

14 f) 3. „ 14 B 7. , 9. „ | 2 , 2. „ 5. Jahre. 

In Plötzensee erkrankten nach Baers Feststellungen geistig: 
in Gemeinschaftshaft . . . von 1879 bis 1889 = 0*94 Proz. 

„ Einzelhaft für Erwachsene „ 1879 „ 1889 = 1*32 „ 

„ „ „ Jugendliche „ 1879 „ 1889 = 0*27 „ 

aller Gefangenen. 

Von 166 geisteskrank gewordenen Gefangenen in Plötzensee waren: 
37 schon früher geisteskrank, 

16 waren Alkoholiker, 

9 „ Epileptiker, 

61 „ erblich belastet. 

Von den 166 geisteskrank gewordenen Gefangenen in Plötsensee 
waren: 

94 isoliert, 72 in Gemeinschaft, 

davon geheilt: 

53 „ 27 „ 

58 von 166 geisteskrank Gewordenen waren zum erstenmal bestraft, 
alle anderen waren rückfällig. 

Ans den vorstehenden Zusammenstellungen ergibt sich wohl, daß die 
Gefahr der Geisteskrankheit eine so besonders naheliegende in der Einzel¬ 
haft nicht ist, insbesondere dürfte festzustellen sein, daß die ersten Monate 
eine gewisse Gefährdung der Psyche bei minderwertigen Persönlichkeiten 
in sich schlielfen, und daß deshalb auf die während der ersten Haftmonate 
internierten Personen ganz besonders seitens des Aufsichtspersonals und des 
Arztes Obacht zu geben ist. Sind diese ersten Haftmonate aber überstanden, 
dann wird die Gefahr der Gefängnispsychose, die ohnehin in vielen Fällen 
keine ungünstige Prognose hat, als eine naheliegende nicht bezeichnet werden 
können. Bemerkenswert erscheint von den Baer sehen Zahlen die große 
Anzahl von Heilungen bei den in der Isolierhaft Erkrankten, und die relativ 
geringe Anzahl der Heilungen bei den in Gemeinschaftshaft Erkrankten. 

Ein anderer Ein wand, der gegen die Einzelhaft erhoben ist, betrifft den 
Selbstmord. 

Nach meinen Erfahrungen ist der Selbstmord allerdings in der Einzel¬ 
haft zu fürchten, wenn es sich um Untersuchungsgefangene handelt, und 
auch hier wieder sind die ersten Tage der Untersuchungshaft die Tage, an 
welchen besondere Obacht zu geben ist; ferner sind die Tage nach verant¬ 
wortlichen Vernehmungen, nach Hauptverhandlungen u. dgl. m. kritische 
Tage im Leben des Untersuchungsgefangenen, an welchen gleichfalls be¬ 
sondere Obacht zu geben ist, wie dies ja auch aus der Lage der Sache 
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hervorgeht. Baer teilt mit, daß unter 50363 Insassen des Untersuchungs¬ 
gefängnisses zu Moabit innerhalb eines zehnjährigen Zeitraumes 38 = 0*75 
pro Tausend Selbstmord begingen, außerdem fanden 102 Selbstmordversuche 
statt; im Weibergefängnis waren während derselben Zeit 2 Selbstmorde 
unter 11230 weiblichen Untersuchungsgefangenen und 20 Selbstmordver¬ 
suche. Aus seiner eigenen Erfahrung, die er im Plötzenseer Gefängnis 
gesammelt hat, teilt Baer weiter mit, daß er in 15 Jahren 10 Selbstmorde 
= 0*134 pro Tausend erlebte, hiervon waren 3 Selbstmorde = 0*055 pro 
Tausend in Gemeinschaftshaft und 7 = 0*708 pro Tausend in Einzelhaft, 
ein Jugendlicher war nicht hierunter. Ob die Gefahr eines Selbstmordes in 
der Einzelhaft hiernach nahezu deijenigen eines Selbstmordes in der Unter¬ 
suchungshaft gleichkommt, wie es hiernach scheinen könnte, muß dahin¬ 
gestellt bleiben, die Zahlen scheinen mir nicht groß genug, um einen der¬ 
artigen Schluß zuzulassen. 

Bemerkt sei noch, daß die Motive für den Selbstmord während der 
Strafhaft oft kleinliche sind, ferner sei hervorgehoben, daß ich nicht daran 
zweifle, daß mancher Selbstmord ursprünglich kein ernst gemeinter ge¬ 
wesen ist, sondern daß der betreffende Gefangene vielmehr aus irgend einem 
Motiv heraus hat Komödie spielen wollen. Es ist ja bekannt, daß der sioh 
Erhängende schnell bewußtlos wird, und daß. er nicht mehr imstande ist, 
sich das Strangwerkzeug wieder zu entfernen, wenn einmal die Blutzufuhr 
zum Gehirn abgeschnitten ist. 

Daß die Onanie eine durch die Einzelhaft bedingte Gefahr ist, möohte 
ich mit Baer bezweifeln. Baer hat das schöne Wort geprägt: „Werkeusch 
in die Zelle hineinkommt, geht ebenso keusch wieder hinaus“, und ich habe 
aus meiner Erfahrung heraus keine Veranlassung, dem zu widersprechen; 
daß die Onanie in vielen Fällen nichts primäres ist, sondern sich als ein 
Symptom psychischer Degeneration neben anderen Symptomen findet, möchte 
ich kurz hervorheben. 

IV. Das progressive Haftsystem. 

Das progressive Haftsystem ist seinerzeit durch Crofton in 
Irland zur Einführung und zur Blüte gelangt. Es beruht darauf, daß die 
Gefangenen sich selbst durch gute Führung eine bessere Behandlung ver¬ 
dienen können, daß sie dann in Zwischenstationen kommen, und daß 
sie endlich bei Wohl verhalten vor Ablauf der Strafzeit entlassen werden, 
nachdem sie in den Zwischenanstalten oder überhaupt bei freierer Behand¬ 
lung seitens des Aufsichtspersonals allmählich wieder an die Freiheit ge¬ 
wöhnt sind. 

Vom hygienischen Standpunkte aus wird man einem solchen System 
vor allen anderen den Vorzug geben müssen, denn es hat das große Ver¬ 
dienst, daß der Gefangene bis zu einem gewissen Grade Herr seiner Lage 
ist, und daß der Gefangene sich dessen bewußt wird. Er ist aus eigener 
Initiative heraus in der Lage, sich seine Situation durch gute Führung und 
dergleichen mehr zu verbessern, und er ist fern von eintöniger Hoffnungs¬ 
losigkeit, die vom hygienischen Standpunkte aus als etwas möglichst Fern¬ 
zuhaltendes bezeichnet werden muß, weil sie geeignet ist, insbesondere auch 
körperlich degenerierend auf den Gefangenen zu wirken. 


Digitized by Google 



684 


Prof. Dr. G. Puppe, 


Ungarn hat das progressive Haftsystem adoptiert (1878), indem es in 
sein Strafgesetzbuch folgende Strafbestimmungen aufgenommen hat: 

1. Einzelhaft für ein Drittel der Strafzeit bzw. für 1 Jahr bei Strafen 
von 3 Jahren an. 

2. Dann folgt die Gemeinschaftshaft mit nächtlicher Trennung. 

3. Dann kommt Einsperrang in Zwischenanstalten, bei lebenslänglichem 
Zuchthaus nach 10 Jahren. Der Aufenthalt in den Zwischenanstalten währt 
soviel Monate, wie die Strafe Jahre. 

4. Vorläufige Entlassung nach drei Viertel der Strafzeit bzw. nach 
15 Jahren bei lebenslänglichem Zuchthaus. 

Wir hören, daß man in Ungarn von dem Prinzip der Zwischenanstalten 
nur sehr wenig Gebrauch macht, und daß sich in diesen von Grofton in 
den Strafvollzug eingeführten Anstalten zurzeit nur sehr wenig Verbrecher 
finden sollen. Auch hier wird, wie überall, die Einrichtung und Durchführung 
ein es schwierigen Prinzips an geeignete Persönlichkeiten geknüpft sein. 
Auch England hat die Zwischenstationen fallen gelassen. Mit seinem pro¬ 
gressiven Klassensystem, das seinen Ausdruck findet in der Möglichkeit, daß 
der Gefangene eine bestimmte Anzahl von Marken verdient haben muß, um 
in die nächst höhere Klasse zu kommen, hat es aber gute Erfahrungen ins¬ 
besondere auch in sanitärer Hinsicht gemacht. Es wäre dringend zu wünschen, 
daß auch das progressive Haftsystem in einer für uns geeigneten Form in 
unseren Gefängnissen seinen Einzug halten möchte. Der Hygieniker würde 
gewiß in erster Linie damit einverstanden sein. 

In einem kurzen Vortrage auf sämtliche Einrichtungen eines Gefäng¬ 
nisses erschöpfend einzugehen, erscheint mir unmöglich. Ich kann das um 
so mehr unterlassen, als Sie ja durch einen hervorragenden Bausachverstän¬ 
digen über die einzelnen baulichen Einrichtungen bereits orientiert worden 
sind. Vom hygienischen Standpunkte aus habe ich dazu nur folgendes zu 
bemerken. 

Notwendig erscheint in der Gemeinschaftshaft die Trennung der 
Schlafräume von den Arbeitsräume n; für letztere ist 4 qm Grundfläche 
und 16 cbm Luftraum pro Kopf zu fordern. Was die Schlafräume anbetrifft, 
so ist in Preußen ein zu geringer Luftkubus von 10 cbm als ausreichend 
angenommen. Die Gefahr bei einem zu geringen Luftkubus besteht eben in 
der Kohlensäurevergiftung des Sträflings, mag während der Zeit der Nicht¬ 
benutzung die Lüftung noch so ausgiebig sein. Lebt der Gefangene in 
Einzelhaft, so wird man einen Luftkubus von 25 cbm als nötig erachten 
müssen, da seine Zelle ja als Arbeits- und Schlafzelle zugleich dient. 

Im allgemeinen wird es genügen, wenn eine ausgiebige Ventilation 
durch die Fenster statthat, deren oberes Drittel als nach innen sich öffnen¬ 
des Klappfenster gestaltet werden muß, während gleichzeitig durch die nach 
dem Gange zu bewegbare Tür bei jeder Öffnung derselben ein gehöriger 
Lufteintritt in die Zelle vonstatten geht; aber es ist auch unter der Berück¬ 
sichtigung regnerischen Wetters notwendig, daß durch Ventilationskanäle 
in den Zellen frische Luft ein- und verbrauchte Luft austritt; der Austritt 
der verbrauchten Luft kann füglich durch Exhaustoren, durch Anbringung 
von Flammen in den Luftschächten, durch Kombination mit den Heizungs¬ 
vorrichtungen u. dgl. befördert werden. 
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Eine Zentralheizung im Gefängnis erscheint als das Erstrebens¬ 
werte. Sie ist zwar in der Anlage nicht billig, aber der Betrieb ist billiger 
als der der Heizung mit Kachelöfen. Der größere Nachteil einer Zentral¬ 
heizung im Geföngnis wird häufig darin bestehen, daß eine Kommunikation 
der Gefangenen untereinander durch Sprechen an den Heizrohren, die 
horizontal von Zelle zu Zelle verlaufen, statthat; würde man die Heizrohren 
nicht von Zelle zu Zelle, sondern von der Zelle zum Korridor und von diesem 
wieder in die nächste Zelle verlaufen lassen, und die Heizrohren in gehöriger 
Weise isolieren, oder würde man für einen senkrechten Verlauf der Heiz¬ 
rohren Sorge tragen, so würde die Gefahr der Kommunikation nur eine sehr 
geringe sein. 

Wenn irgend möglich, soll die Abwässerbeseitigung durch eine 
zentrale Abwässerbeseitigungsanlage erfolgen, nicht durch Tonnen u. dgl. 
Die Klosetteinrichtung ist möglicht als Wasserspülklosetteinrichtung 
anzulegen; ich habe diese Einrichtung im Berliner Untersuchungsgefängnis 
als durchaus erprobt und bewährt befunden. Verstopfungen des Klosetts 
kamen nur ausnahmsweise vor, nämlich dann, wenn etwa ein Gefangener 
Arbeitsmaterial verdorben und durch Hinein stopfen in das Klosett zu 
beseitigen versucht hatte. Die Spülung des Klosetts erfolgte täglich zu 
bestimmten Zeiten von der Station aus. Der Gefangene hat selbst nur 
Gelegenheit, nach Benutzung des Klosetts Wasser aus seinem Eimer nach¬ 
zugießen, das genügt vollständig zur Beseitigung übler Gerüche und Her¬ 
stellung eines gehörigen Wasserverschlusses. Wenn — wie es noch bei 
einem großen Teile der Gefängnisse geübt wird — in den Zellen Eimer 
stehen (sogenannte Nachtkübel), in welche die Gefangenen ihren Urin und 
im übrigen die Notdurft nur während der Nacht verrichten, während sie 
sonst mehrmals am Tage auf gemeinsame Klosetts geführt werden, so ist das 
auch eine Einrichtung, die sicher nicht den Zweck der Strafe fordert, weil 
sie die Leute, die isoliert bleiben sollen, miteinander in Berührung bringt, 
und weil sie vom ästhetischen Standpunkte aus abstoßend wirkt. 

Was die Wasserversorgung anbetrifft, so gelten hier die allgemeinen 
Vorschriften. Besteht eine gute Zentralwasserleitung, so wird ein Anschluß 
an dieselbe selbstverständlich erstrebenswert sein; ist das Wasser einmal 
verdorben, so wird man das Wasser im Gefängnis im abgekochten und ab¬ 
gekühlten Zustande verabfolgen können; daß das abgekochte Wasser schlecht 
schmeckt und nicht genießbar ist, ist eine Behauptung, die ich nicht be¬ 
stätigen kann. Handelt es sich um größere Gefängnisse, die außerhalb der 
Stadt liegen, dann wird es sich empfehlen, eigene Wasserwerke, di*aus 
einem System von Tiefbrunnen gespeist werden, anzulegen, um so das Ge¬ 
fängnis unabhängig von der allgemeinen Wasserversorgung zu machen. 

Die Fenster sollen 1 qm groß sein, die beiden unteren Drittel sollen 
geripptes Glas, das obere durchsichtiges Glas haben; die Helligkeit in den 
Zellen in der Nähe des Zentrums ist bei sternförmigen Bauten durch weißen 
Anstrich der Gefängnisaußenwände zu erhöhen; die Helligkeit der Korridore 
durch durchsichtige Bedachung. Anbringung von Brettern vor den Gefängnis¬ 
fenstern, die die Kommunikation mit der Außenwelt verhindern sollen, muß 
als veraltet angesehen werden. Die Lichtzufuhr und häufig auch die Luft¬ 
zufuhr wird durch derartige Bretter unangemessen reduziert. Die künstliche 
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Beleuchtung kann durch Petroleum- oder Spiritus-, oder auch Gasglüh¬ 
licht hergestellt werden. 

Das Verfahren bei der Gasbeleuchtung, wie es im Berliner Unter¬ 
suchungsgefängnis geübt wird, hat sich durchaus bewährt. Der Stations¬ 
aufseher öffnet zu einer bestimmten Zeit des Abends und ev. Morgens den 
Stationsgashahn und öffnet ferner den Zellenhahn außen vor der Tür der 
Zelle, wenn er das Gas anstecken will; durch ein kleines Fenster über der 
Tür sieht er stets, ob die Zelle hell ist oder nicht, er kann deshalb sofort, 
wenn er die Zelle verdunkelt sieht, hinzueilen und die Gefahr der Kohlen¬ 
oxyd Vergiftung verhüten. Ich habe während meiner vierjährigen Tätigkeit 
im Untersuchungsgefängnis in Berlin keinen Fall von Kohlenoxydvergiftung 
durch ausströmendes Gas erlebt. 

Bei dieser Gelegenheit sei auch noch der Notwendigkeit besonderer 
Beleuchtungszellen gedacht. Es sind das Zellen, in denen besonders 
schwierige Gefangene untergebracht werden, die ständiger Beaufsichtigung 
gerade auch zur Nachtzeit bedürfen. Es brennt zu diesem Behuf ein Licht 
außen oberhalb der Tür, dessen Strahlen durch ein daselbst befindliches 
Fenster die Zelle erhellen und so den Gefangenen der Beobachtung durch 
die Observationsklappe zugänglich machen. 

Von größter Bedeutung für die Durchführung und für die Beseitigung 
aller Nebenwirkungen der Freiheitsstrafe ist nun die sachgemäße Ernäh¬ 
rung. Es ist ja bekannt, daß 118 g Eiweiß, 56g Fett und 500g Kohle¬ 
hydrate für einen Gefangenen als Nahrung in Betracht kommen, und daß 
die Umrechnung dieser Nahrungsmengen in Wärmeeinheiten etwa bei mitt¬ 
lerer bis schwerer Arbeit 3000 bis 3500 Kalorien ergeben soll. 

Eine Berechnung der zurzeit in den Gefängnissen der Justizverwaltung 
(abgesehen von einigen größeren Anstalten mit besonderem Speiseetat) 
gewährten Kostordnung ergibt nun folgendes. 

Die Eiweißmengen betragen im Sommer: 



Eiweiß 

Fett 

Kohle¬ 

hydrate 

Kalorien 

Am Sonntag. 

125 

60 

630 

3500 

„ Montag. 

159 

38 

654 

8600 

» Diepstag. 

75 

32 

611 

3100 

„ Mittwoch. 

134 

40 

633 

3400 

„ Donnerstag. 

118 

57 

684 

3800 

« Freitag. 

89 

37 

672 

3400 

„ Sonnabend . 

1 US 

| 89 

668 

3500 


im Winter: 


Am Sonntag. 

124 

75 

615 

3500 

» Montag. 

159 

45 

654 

3700 

„ Dienstag. 

81 

32 

693 

3700 

„ Mittwoch. 

134 

40 

633 

3400 

„ Donnerstag. 

1 100 

58 

592 

3300 

« Freitag. 

90 

33 

709 

3600 

„ Sonnabend . 

74 

37 

591 1 

3100 
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Hieraus ergibt sich, daß die Eiweißmengen an sich keineswegs als 
spärliche angesehen werden dürfen, daß sie aber ziemlich ungleich sind, 
insbesondere stehen die Tage, an welchen es Mischgemüse, Mohrrüben, Reis, 
Graupen und Wruken gibt, hinter den Tagen, an welchen Erbsen und 
Bohnen verabfolgt werden, an Eiweißmenge erheblich zurück. 

Ferner ergibt sich, daß die Fettmenge mit einigen Ausnahmen die Norm 
nicht erreicht. 

Die Menge der Kohlehydrate ist durchweg reichlich bemessen. 

Die Menge der Kalorien bewegt sich ständig über 3000, zum Teil über 
3500, ist also als ausreichend anzusehen. 

An sich liegen also die Verhältnisse keineswegs ungünstig, wenngleich 
lange nicht ideal hinsichtlich der Kost, aber es ist hier ganz besonders 
zu betonen, daß die Kostfrage nichts weniger als ein einfaches Rechen¬ 
exempel ist, und daß hier in Frage kommt die Monotonie der Kost, die 
wocheauB, wocheein dieselbe ist, abgesehen davon, daß im Sommer und 
Winter gewisse Verschiebungen des Diätzettels eintreten; als ganz besonders 
nachteilig muß es aber angesehen werden, wenn die Gefangenen morgens 
und abends an einem Tage dieselbe Suppe erhalten, und weiter als Nachteil, 
wenn überhaupt nur wenige Nahrungsmittel, z. B.Brot, Hafergrütze, Gersten¬ 
mehl und Gerstengrütze, zur Verfügung stehen, um die, wie schon bemerkt, 
einander völlig gleichen Morgen- und Abendsuppen daraus zu bereiten. 

Zu berücksichtigen ist weiter, daß die bisherige Gefangnisnahrung arm 
an animalischem Eiweiß ist, und doch ist zu fordern, daß 35 Proz. des 
Eiweißes animalischen Ursprungs sei. 

Endlich ist zu berücksichtigen, daß die Gefangenen, abgesehen von 
den Außenarbeitern, sich wenig bewegen; die halbstündigen Spaziergänge 
erscheinen zur Belebung der Zirkulation der Körpersäfte nicht ausreichend, 
es sei denn, daß dieser Spaziergang in etwas energischerer Weise als bisher 
gestaltet wird. Es sollte zu erwägen sein, ob nicht ein Marschtempo 
von etwa 120 Schritt in der Minute als erstrebenswert für die sogenannte 
Freistunde der Gefangenen durch Reglement festzusetzen ist Damit 
würde einer hygienischen Forderung nach einer halbstündigen energischen 
Bewegung entsprochen werden; ein Vergnügen soll ja auch der Spazier¬ 
gang, wie überhaupt die Freiheitsstrafe nicht sein. Invalide und andere 
körperlich minderwertige Personen können außer der Reihe im langsameren 
Tempo ihren Weg machen. Die mangelnde Bewegung kann auch, wie das in 
Plötzensee und in Tegel begünstigt wird, durch gehörige Freiübungen inner¬ 
halb der Zelle ergänzt werden; es erscheint durchaus angemessen, an den 
Wänden der Zelle Tafeln anzubringen, welche den Gefangenen darüber be¬ 
lehren, auf welche Weise er Zimmergymnastik zu treiben hat. 

Den hinsichtlich der Kostordnung zu stellenden Anforderungen ent¬ 
sprechen Vorschläge der Königlichen wissenschaftlichen Deputa¬ 
tion für das Medizinalwesen, welche diese im Jahre 1903 gemacht hat, 
und welche darin gipfeln: 

1. 14 tägiger Turnus des Kostzettels. 

2. Erhöhung der täglichen Fettung auf 25 g. 

3. Erhöhung der Fleischportion dreimal wöchentlich auf 125 g. 
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4. Darreichung von mehr animalischem Eiweiß in Form von Käse oder 
Fisch (Hering), und zwar pro Woche 250 g Käse und 300 g Hering. 

Die Klagen, die naoh Genoß von Fischgerichten bei gelegentlichen Ver¬ 
suchen mit dieser Ernährungsweise gehört wurden, nämlich, daß die Fische 
nicht gehörig sättigen, können dadurch beseitigt werden, daß eine genügende 
Menge Fett — 8peck u. dgl. — zu dem Fisch hinzugesetzt wird. 

Ein Umschütten der Kostportion von Menage zu Menage ist unzulässig, 
weil der Gefangene dadurch leicht zu sehr gekühlte Nahrung in sich auf¬ 
nimmt. 

Wenn Disziplinarstrafen, bestehend in Herabsetzung der Kost auf 
Wasser und Brot, verhängt werden, so geschieht ihre Vollstreckung in der 
Weise, daß, wenn es sich um eine Kostherabsetzung für die Dauer unter 
einer Woche handelt, täglich 700 g Brot verabfolgt werden, das macht etwa 
1500 Kal. täglich; wenn die Kostherabsetzung aber länger als eine Woche 
dauern soll, dann erhält der Gefangene zwei Tage hintereinander 700g 
Brot und am dritten Tage wieder Hauskost usf. Es erscheint unter allen 
Umständen gut, daß seitens der Justizverwaltung besonderer Wert auf eine 
genaue Untersuchung des Gefangenen vor, während und nach einer mehr 
als dreitägigen Disziplinarstrafe gelegt wird. Zweifellos bildet es eine 
ständige Crux für die Strafvollstreckung, wenn ein Lungenkranker sich 
Disziplinarvergehen zuschulden kommen läßt; aber man wird mir zustimmen, 
wenn ich sage, daß derartige Kostherabsetzungen für Lungenkranke ärzt¬ 
licherseits zu widerraten sind; hier wird man sich eben mit anderen Dis¬ 
ziplinarstrafen: Entziehung der Arbeit, der Lektüre u. dgl. m. helfen müssen. 
Besonderer Wert muß seitens des Aufsichtspersonals darauf gelegt werden, 
daß die Dunkelarrestzelle in ausgiebiger Weise morgens und abends je eine 
halbe Stunde gelüftet werde. 

Ich möchte mich nunmehr zu einem recht wichtigen Kapitel wenden, 
nämlich zu der Frage: Soll Alkohol in der Strafhaft verabfolgt werden? 
Die Frage ist bezüglich Untersuchungsgefangener zu bejahen. Gerade 
die Erregungen, die mit der plötzlich verhängten Untersuchungshaft ver¬ 
bunden sind, lassen es angezeigt erscheinen, das Maß dessen, was dem 
Untersuchungsgefangenen genommen wird, auf ein möglichst geringes 
Minimum zu reduzieren; ist der Gefangene an einen regelmäßigen Alkohol¬ 
genuß gewöhnt, so wird man ihm ein gewisses Quantum Bier oder Wein 
pro Tag auch nicht entziehen wollen; ich verweise im übrigen auf das oben 
hinsichtlich des Verfalls in Geisteskrankheit und bezüglich der Gefahr des 
Selbstmordes betreffs Untersuchungsgefangener Gesagte. 

Handelt es sich dagegen um Strafgefangene, so ist zu unterscheiden 
zwischen solchen, welche ihre Straftat unter dem Einflüsse des Alkohols 
begangen haben und solchen, bei welchen dies nicht der Fall ist. Bei den 
Strafgefangenen der letzten Kategorie habe ich kein Bedenken dagegen, daß 
den Gefangenen mit den Zusatznahrungsmitteln, wenn sie es wünschen, 
auch Bier gegeben werden kann; bei den Strafgefangenen der ersten Kate¬ 
gorie dagegen erscheint Abstinenz während der Haft unter allen Umständen 
notwendig; ja es erscheint weiter notwendig, diese Gefangenen zur weiteren 
Abstinenz nach der Entlassung aus dem Gefängnis zu erziehen; das kann 
durch gehörige Aufklärung über die Wirkungen des Alkohols zuwege gebracht 
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werden, die ihnen durch das Aufsichtspersonal oder durch den Arzt oder 
den Geistlichen bei den gelegentlichen Besuchen zuteil wird. Ferner empfehle 
ich sehr, unter die Druckschriften, die in jeder Zelle ausliegen, auch eine 
oder mehrere über die nachteiligen Wirkungen des Alkohols anzufügen. 
Ich reiche mehrere solcher Druckschriften herum, wie sie von dem Deutschen 
Verein gegen Mißbrauch geistiger Getränke zur Verfügung gestellt werden 1 ). 
Es ist anzunehmen, daß bei dem Gefangenen, welcher in der Einsamkeit 
seiner Zelle über sich nachdenken muß, auch etwas von dem haften bleibt, 
was er liest, zumal wenn dies durch Erörterungen des Aufsichtspersonals 
unterstützt wird. Es dürfte sich weiter fragen, ob es nicht angezeigt 
erscheint, in den Städten, in welchen Blaukreuzer und ähnliche Vereinigungen 
sind, welche die Abstinenz von geistigen Getränken zu ihrer Sache gemacht 
haben, derartige Gefangene nach ihrer Entlassung den erwähnten Vereini¬ 
gungen zuzuweisen oder die Vereinigungen auf die Gefangenen aufmerksam 
zu machen. Diese Gefangenen haben ja gezeigt, daß sie intolerant gegen 
Alkohol sind, und auf sie muß ganz besonders auch in dieser Hinsicht 
während der Strafhaft eingewirkt werden. 

Die Ernährungsfrage während der Freiheitsstrafe ist nicht nur wichtig 
wegen der Erhaltung und Stärkung der körperlichen Kraft, sondern sie hat 
auch noch eine andere fundamentale Bedeutung: Wir wissen, daß die un¬ 
genügende Bewegung, die Depression während der Haft und die immerhin 
einseitige Ernährung eine Reihe anämischer Zustände zeitigt, die man 
als Gefängniscachexie oder auch als Gefängnismarasmus bezeichnet hat, und 
diese Zustände müssen bekämpft werden; denn wenn sie auftreten, erliegt 
der Gefangene einer tuberkulösen Infektion, die er im Gefängnis, wie überall, 
akquirieren kann, leicht, oder steckt die Infektion bereits in ihm, war sie 
aber bis dahin latent, auf einen bestimmten Herd beschränkt, so genügt 
das Auftreten der Gefängnisanämie, die latente Anlage manifest werden zu 
lassen, und wieder kommt hier die Tuberkulose als höchste Gefahr in Frage. 

Es ist zweifellos, daß ein Teil der Gefangenen, bei denen Tuberkulose 
festgestellt wird, bereits tuberkulös in das Gefängnis kommt. Eine Unter¬ 
suchung der Gefangenen bei der Einlieferung wird hierüber Aufschluß geben. 
Insbesondere werden auch in den Gefängnissen mit großem Wechsel, in 
denen zahlreiche kurzstrafige Gefangene ihre Freiheitsstrafe verbüßen, alle 
verdächtig aussehenden Individuen sofort zu untersuchen und von der 
Gemeinschaftshaft, d. h. von der Berührung mit ihren Mitgefangenen, unter 
allen Umständen auszuschließen sein. Wenn eine nahe Lebensgefahr nicht 
vorliegt oder zu besorgen ist, dann sind diese Gefangenen ja nach der 
Strafprozeßordnung als haftfähig anzusehen, und das Gefängnis hat die 
schwere Aufgabe, die Freiheitsstrafe an ihnen zu vollstrecken, aber auch 
das Lungenleiden zu behandeln. Ich habe aus meinen Erfahrungen heraus 
bei sich regelmäßig wiederholender Untersuchung solcher Individuen recht 
gute Erfolge zu verzeichnen, wenn ich den Betreffenden eine gehörige Kranken¬ 
kost mit reichlicher Milch und medikamentöser symptomatischer Behandlung 


l ) Dicke und Kohlmetz, Die Schädlichkeit des Mißbrauchs geistiger Ge¬ 
tränke, Hattingen 1902. Komm ereil, Ärztliches über das Trinken, Hildesheim 
1899. Strähler, Gibt Alkohol Kraft? Mäßigkeitsverlag. 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1906. 44 
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zuteil werden ließ; diese Gefangenen genießen dann im Gefängnis die ärzt- 
liehe Beobachtung und eine gehörige Behandlung, wie sie ihnen in der 
Freiheit oft nicht gegeben werden kann. 

Andere Gefangenen kommen gesund in das Gefängnis und erkranken 
an Tuberkulose; daß dies vorkommt, geht aus den Berichten vieler erfahrener 
Gefängnisärzte hervor; doch ist zu berücksichtigen, daß nicht kurzstrafige, 
sondern langstrafige Gefangene in diesem Punkte in Betracht kommen. 

Nach der Statistik Baers starben in Plötzensee von 1873 bis 1893 
58 Proz. aller im Gefängnis Verstorbenen an Tuberkulose; in Karthaus 
starben von 1857 bis 1874 423 Gefangene, darunter 217 an Tuberkulose. 
In Kaiserslautern wurden von 1882 bis 1892 934 eingeliefert, 241 erkrankten 
an Tuberkulose. Die Statistik der Gefängnisse der Justizverwaltung, die 
hier interessiert, ergibt, daß im Jahre 1902 nur 27 Proz. und im Jahre 1903 
18 Proz. aller verstorbenen Gefangenen an Tuberkulose zugrunde gegangen 
sind. Es ist hierbei selbstverständlich zu berücksichtigen, daß die große 
Menge der Insassen der Gefängnisse der Justizverwaltung kurzstrafige Ge¬ 
fangene sind, und daß gemäß §487 der Strafprozeßordnung.eine Entlassung 
aus der Strafhaft in den Fällen eingetreten sein wird, in welchen die 
Krankheit einen solchen Grad erreicht hat, daß eine nahe Lebensgefahr zu 
besorgen war. 

Nach den weiter vorliegenden Statistiken ist die Tuberkulosesterblich- 
keit in der Einzelhaft stärker alB in der Gemeinschaftshaft. Im Zellen- 
gefängnis zu Plötzensee starben von 1877 bis 1882 90*9 Proz. aller Ver¬ 
storbenen an Tuberkulose. 

Im Zellengefängnis Moabit . . . 1884 bis 1893 = 74 Proz. 

n » „ • . • 1857 „ 1860 = 74 „ 

„ „ „ 1869 „ 1879 = 71*45 Proz. 

„ „ zu Nürnberg 1868 „ 1878 = 80*4 „ 

Man wird diesen Zahlen gegenüber eine gewisse Skepsis walten lassen 
müssen, insofern als anzunehmen ist, daß jeder, bei dem Tuberkulose fest¬ 
gestellt wurde, auch in Einzelhaft verlegt wurde und daselbst starb; die 
Verlegung in Einzelhaft mußte erfolgen, damit er isoliert wurde, so daß 
seine Mitgefangenen vor der Infektion geschützt werden konnten. Nichts¬ 
destoweniger aber wird man nicht umhin können, bei den Zellengefängnissen 
eine häufigere Erkrankung an Tuberkulose festzustellen, als bei den Gefäng¬ 
nissen mit Gemeinscbaftshaft. Daß eine Infektion im Gefängnis eingetreten 
ist, ist zwar in keinem Falle erwiesen, aber daß einmal durch vertrocknetes 
Sputum, durch Arbeitsmaterial u. dgl. eine Infektion statthaben kann, ist 
zuzugeben. 

Wie hat man sich nun demgegenüber zu verhalten? Die Königliche 
wissenschaftliche Deputation für das Medizinalwesen hat sich bereits in 
einem bekannten Gutachten vom 13. März 1889 mit dieser Frage beschäftigt. 
Die höchste wissenschaftliche medizinische Behörde Preußens hat gefordert, 
daß der Auswurf feucht in Spucknäpfen aufgefangen werden solle, daß alle 
Zellen, in welchen hustende, der Tuberkulose verdächtige Gefangene unter¬ 
gebracht worden waren, desinfiziert werden sollen, daß Desinfektionsapparate 
zu diesem Zwecke den Gefängnissen zur Verfügung stehen, und daß tuber- 
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kulöse Personen bei der Herstellung von Gebrauchsgegenständen nicht mit- 
arbeiten sollen. 

Um zunächst auf letzteren Punkt zu kommen, so wird es sich empfehlen, 
derartige Personen mit der Herstellung von Gebrauchsgegenständen zu 
beschäftigen, welche nach ihrer Herstellung durch Auskochen wieder des¬ 
infiziert werden können; in Betracht kommen hier z. B. Wäschestücke, 
waschbare Anzüge, Strumpfwaren und ähnliches; aber wo eine derartige 
Industrie im Gefängnis nicht besteht, da wird es außerordentlich schwer 
halten, diese Kranken, die doch schließlich beschäftigt werden müssen, auch 
zu beschäftigen. 

Was sodann die Einführung von Desinfektionsapparaten anbetriffk, 
so ist es sehr anzuerkennen, daß in neuester Zeit in den Gefängnissen der 
Justizverwaltung in diesem Punkte sehr energisch vorgegangen wird. Die 
größeren Gefängnisse besitzen wohl durchweg derartige Desinfektions- 
apparate; eine weitere Ausdehnung der Beschaffung derselben auch auf 
mittlere und kleinere Gefängnisse ist dringend zu wünschen. Die Desinfek¬ 
tion der Zellen wird durch energisches Aufwaschen des Fußbodens mit 
Sublimatlösung nach intensivem Aufwischen mit Seifenwasser bewirkt werden 
können, die Wände werden durch Kalkanstrich neu geweißt werden können, 
die Gebrauchsgegenstände können der Desinfektion im Apparat unterzogen 
werden; empfehlenswert ist die obligatorische Einführung der Formaldehyd¬ 
desinfektionsapparate, zum mindesten in den großen Gefängnissen. 

In das Gefängnis sollen Keime nicht hineinkommen, deswegen ist es 
notwendig, daß die Kleider aller Personen, die im Gefängnis getragen werden 
sollen, auch in dem Moment desinfiziert werden, in dem die Betreffenden 
ihre Strafe an treten und ihr Reinigungsbad erhalten. Das Aufsichtspersonal 
muß von dem Gefängnisarzt auf die Gefährlichkeit der Tuberkulose sowohl 
für die Gefangenen als auch für die Beamten immer wieder hingewiesen 
werden, und auch die Gefangenen selbst müssen lernen, sich und andere zu 
schützen. 

Empfehlen möchte ich hier wieder die Einverleibung von Druckschriften 
in die Bücherei der Zelle, ich meine hier besonders zwei Schriften: Die preis¬ 
gekrönte Schrift von Knopf über Tuberkulose und eine zweite Arbeit von 
Carl Fränkel, die ich hier herumreiche 1 ). 

Vor allem aber kommt die Prophylaxe in Betracht, die durch regel¬ 
mäßig sich alle 14 Tage mindestens wiederholende Bäder, durch gehörige 
Mundpflege (Zahnbürsten!), durch Gymnastik, durch energische Bewegung 
in der Freistunde und dergleichen zu bewerkstelligen ist, nicht nur durch 
eine gehörige Regelung der Nahrung. 

Von anderen Infektionskrankheiten besitzt für unsere Gefängnisse das 
früher sogenannte Kerkerfieber nur noch historisches Interesse (Typhus 
exanthemicus); es ist aus den Gefängnissen geschwunden, seitdem die Ge¬ 
fängnishygiene überhaupt als berechtigt für den Strafvollzug anerkannt ist, 

*) Knopf, Die Tuberkulose als Volkskrankheit und deren Bekämpfung. 
Preisschrift. Herausgegeben vom Deutschen Zentralkomitee zur Errichtung von 
Heilstätten für Lungenkranke. Geschäftsstelle: Berlin W, Wilhelmsplatz 2, Berlin 
1901. — C. Fränkel, Das Wesen und die Bekämpfung der Tuberkulose. Ebenda. 
Geschäftsstelle: BerlinW, Eichhornstraße 9, Berlin 1905. 

44* 
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ebenso wie Eiterfieber und Sepsis und Wunddiphtberie aus unseren Spitälern 
nach Einführung der antiseptischen Wundbehandlung verschwunden sind. 
Fälle von Unterleibstyphus sollen aus den Gefängnissen sofort nach 
ihrer Feststellung evakuiert werden; ich glaube, daß auch überall demgemäß 
verfahren wird. 

Eine eigenartige Rolle im Gefängnis spielt das Erysipel. Fälle von 
Gefängnisrose kommen immer wieder vor, zuweilen bleiben sie vereinzelt, 
zuweilen kommen mehrere gehäuft vor; fast stets handelt es sich um Fälle 
von Gesichtsrose. Man wird solche Fälle nach meiner Erfahrung füglich 
im Gefängnis behandeln können, wenn man das Aufsichtspersonal auf die 
Gefährlichkeit einer Infektion aufmerksam macht, und für eine Desinfektion 
jedes Menschen, der in der Zelle etwas angefaßt hat, in einer vor der Zelle 
stehenden Schüssel mit Sublimat durch energisches Bürsten der Hände 
Sorge trägt, vielleicht auch noch, indem man gleichzeitig eine Tafel an der 
Zelle anheftet, auf welcher der Name der Krankheit verzeichnet ist. Das 
Gefängniserysipel ist eine eigenartige Erkrankung, welche gewiß der ernste¬ 
sten Sorge des Gefängnisarztes bedürftig ist; worauf diese eigenartige Infek¬ 
tion beruht, ist noch nicht aufgehellt. 

Die Lungenentzündung kommt zuweilen gleichfalls gehäuft vor, 
auch andere Erkrankungen, wie Halsentzündung, Influenza u. dgl., 
werden sich im Gefängnis weiter verbreiten, ohne daß es immer gelingt, die 
Infektion bei der Einlieferung des Betreffenden zu erkennen und die weitere 
Infektion zu verhüten. 

Wenn, wie es in einer Zirkularverfügung vom 10. Oktober 1899 gesagt 
wird, Krätze-, Granulöse- und Influenzakranke erst in das Gefängnis 
aufgenommen werden sollen, wenn sie von ihrer Erkrankung geheilt sind, 
so dürfte das kaum den bestehenden Bedürfnissen entsprechen; es erscheint 
im Gegenteil notwendig, solche Leute, die zum Teil keine Ahnung davon 
haben, daß sie krank sind, und an welcher Krankheit sie leiden, schleunigst 
im Gefängnis zu behandeln, nachdem sie isoliert worden sind, damit sie 
nicht weiter ihre Krankheit extra muros verbreiten können; soziales Be¬ 
dürfnis kommt hier in Frage. 

Als Gefängniskrankheiten, die nicht zu den Infektionskrankheiten zu 
rechnen sind, kommen Erkältungskrankheiten, wie Rheumatismen und 
Verdauungsstörungen (vgl. oben), in Betracht. Zuweilen kommen 
skorbutische Erkrankungen zur Beobachtung, die unter Änderung der 
Kost, Darreichung von frischen Gemüsen u. dgl. sowie geeigneter interner 
Behandlung zurückzugehen pflegen. 

Es ist notwendig, daß jedes größere Gefängnis Isolierzellen und 
auch einen Raum für Erkrankte, die in Gemeinschaft liegen sollen, 
enthält; der Luftkubus ist hier größer, auf etwa 45 cbm in der Einzelhaft 
zu bemessen. 

Zeitgemäß erscheint es weiter, auch noch in anderer Beziehung eine 
Änderung in der Beobachtung und Behandlung der Gefangenen eintreten 
zu lassen. Ich meine durch Führung von Krankenjournalen über jeden 
Krankeitsfall im Gefängnis. Die Anregung, welche seitens der Justizverwal¬ 
tung in diesem Punkte vor etwa einem Jahre gegeben worden ist, erscheint 
durchaus zeitgemäß, und die Einrichtung solcher Krankenjournale wird 
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einem Bedürfnisse entsprechen. Ein solches Krankenjoarnal setzt den Arzt 
sofort über die bisherigen Krankmeldungen und die getroffenen Verord¬ 
nungen in Kenntnis, eine Mehrarbeit erwächst ihm aus der Führung des 
Journals nicht, wenn er, wie es seine Pflicht ist, wie bisher in seinem Tage¬ 
buche Eintragungen über subjektive Beschwerden, objektive Befunde und 
getroffene Verordnungen in das Krankenjournal coram aegrotis macht. 
Wenn diese Krankenblätter aufbewahrt werden und wenn sie bei jeder Vor¬ 
führung eines Kranken vor den Arzt durch das Aufsichtspersonal dem Arzte 
mit überreicht werden, dann hat lediglich die Verwaltung dadurch mehr 
Arbeit, der Arzt aber hat von dieser Einrichtung nur einen Gewinn; viele 
Rückfragen werden schnell erledigt werden können, wenn diese Einrichtung 
eine bleibende wird, und viel mühevolles Umschlagen in den Krankenbüchern 
wird umgangen werden können. Die ärztliche Behandlung im Gefängnis 
aber erfüllt damit eine Forderung, wenn sie derartige Krankenblätter führt, 
die seitens der modernen ärztlichen Wissenschaft gestellt werden muß. 

Schwer und verantwortungsvoll ist das Amt des Gefängnisarztes. Ich 
stehe nicht auf dem Standpunkte wie jener Gefängnisarzt, der von sich sagte, 
wenn er 100 Kranke untersucht und ihnen Verordnungen gegeben habe, so 
habe er sich 99 zu Feinden gemacht; ich glaube vielmehr, daß eine exakte 
ärztliche Untersuchung und eine das Notwendige treffende ärztliche Verord¬ 
nung auch dem kranken Gefangenen als richtig imponieren muß. Der Ge¬ 
fangene soll das Gefängnis nicht verlassen mit Verbitterung, sondern mit 
Achtung vor den bestehenden Gesetzen, und die gehörige Durchführung 
aller durch die Gefängnishygiene gebotenen und von ihr geforderten Maß¬ 
nahmen wird dazu beitragen, daß dies geschieht. So leistet auch der 
Gefängnisarzt ein großes Stück soziale Arbeit. 
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Bericht über eine Reise zum Studium Ton Anlagen 
zur Reinigung Ton Abwässern in England. 

Den bremischen Behörden erstattet von Prof. Dr. Tjaden, Geschäftsführer 
des Gesundheitsrates in Bremen, beauftragt mit der Oberleitung des hygie¬ 
nischen Instituts, und Baurat Graepel, Vorstand der Straßenbauinspektion. 

(Mit 7 Abbildungen.) 


Für Bremen, wie für fast alle großen Städte, ist die unschädliche Ab¬ 
führung der Abwässer eine schwer wiegende wirtschaftliche Aufgabe. Die 
Anlagen müssen so gewählt werden, daß sie den gesundheitlichen Anforde¬ 
rungen entsprechen, dabei aber an Verzinsungs-, Amortisations- und Betriebs¬ 
kosten sich möglichst niedrig stellen. Zur Lösung dieser schwierigen Frage 
bedarf es einer genauen Prüfung der bis jetzt auf diesem Gebiete geschaffenen 
Anlagen, damit auf Grund eigener und anderweitig gemachter Erfahrungen 
die zweckmäßigste Art der Reinigung der Abwässer für Bremen bestimmt 
werden kann. Aus diesem Grunde hat auch bereits im Jahre 1898 eine 
Besichtigung der hauptsächlichsten Anlagen in Deutschland, und zwar der 
Einrichtungen für die Städte Marburg, Frankfurt a. M., Wiesbaden, Braun¬ 
schweig, Magdeburg, Berlin, Breslau, Leipzig, Kassel, durch eine Kommission, 
bestehend aus den Herren Dr. A. Feldmann, dem verstorbenen Direktor 
Dr. Kurth und Baurat Graepel, stattgefunden. 

Die bei diesen Besichtigungen gesammelten Kenntnisse haben dazu 
geführt, zunächst für die Stadt am rechten Weserufer mit möglichst geringen 
Mitteln eine vorläufig genügende Anlage zu schaffen, um dem dringendsten 
Bedürfnis auf Reinigung der Abwässer vorläufig zu genügen. 

Seit dem Jahre 1898 sind aber auf dem Gebiete der Abwässerreinigung 
so bedeutende Fortschritte gemacht worden, daß es notwendig ist, neue 
Besichtigungsreisen vorzunehmen, bevor bestimmte Vorschläge über die für 
die Stadt Bremen zu treffenden Anlagen gemacht werden. Insbesondere 
erschien es zweckmäßig, die Anlagen in England einer eingehenden Be¬ 
sichtigung zu unterziehen, weil man in England, durch die Verhältnisse 
gezwungen, der Reinigung der Abwässer am frühesten näher getreten ist 
und bei größeren Anlagen praktische Erfahrungen hat sammeln können. 
Allerdings besteht über die Anlagen in England bereits eine umfangreiche 
Literatur. Man kann danach aber nicht beurteilen, ob die dort geschaffenen 
Einrichtungen auch für die hiesigen Verhältnisse passend sind, da die Be¬ 
schaffenheit der Abwässer und die Aufnahmefähigkeit der Vorfluter und 
andere örtliche Verhältnisse für die zweckmäßigsten Anlagen und den er¬ 
forderlichen Grad der Reinigung maßgebend sind. Außerdem herrscht auf 
dem Gebiete der Abwasserreinigung eine so rastlose Tätigkeit, daß ein fort¬ 
währendes Studium dieser Materie unerläßlich ist. 

Durch Beschluß der Deputation für das Gesundheitswesen und der 
Baudeputation, Abtl. Straßenbau, wurden daher nachstehend verzeichnete 
Herren mit einer Besichtigung der Anlagen in England beauftragt: 
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Herr Dr. A. Feldmann als Mitglied der Deputation für das Gesund¬ 
heitswesen. 

Herr Professor Dr. Tja den als Geschäftsführer der Gesundheitsbehörde. 

Herr Zink als chemischer Assistent des Vorstehenden. 

Herr M. Boettcher als Mitglied der Baudeputation, AbtL Straßenbau. 

Herr Bau rat Graepel als Vorstand der Straßenbauinspektion. 

Herr Baumeister Böhler als maschinentechnischer Assistent des vor- 
benannten Baurats. 

Diese Kommission wurde von dem hiesigen Senat bei der Kaiserlichen 
Botschaft in London angemeldet mit der Bitte, ihr bei der Lösung ihrer 
Aufgaben mit Bat zur Seite zu stehen und sie mit Empfehlungen an die 
betreffenden Stadtverwaltungen und sonstigen Behörden zu versehen. Be¬ 
sonders wurde auch darauf hingewiesen, daß die Kommission den Wunsch 
habe, sich der Royal Commission on Sewage Disposal, der obersten Behörde 
für die Reinigung von Abwässern in Großbritannien, vorstellen zu dürfen. 
Diese Behörde bearbeitet als Zentralinstanz die Abwässerungsfragen in 
wissenschaftlicher Weise in Verbindung mit den Gemeindeverwaltungen, sie 
ist daher am besten über den derzeitigen Stand der Abwässerreinigung und 
der angewandten Methoden unterrichtet. 

Bei ihrer Ankunft in London wandte sich die bremische Kommission 
zunächst an die Kaiserliche Botschaft, wo sie in Abwesenheit des Herrn 
Botschafters von dem Kaiserlich deutschen Botschaftsrat, Herrn Grafen 
Johann Bernstorff, empfangen und mit weiteren Anweisungen versehen 
wurde. Die Vorbereitungen waren derart sorgfältig getroffen, daß die 
Kommission noch an demselben Tage von den Herren Dr. McGowen und 
Mr. Freye als Vertreter der Royal Commission on Sewage Disposar empfangen 
werden konnte, und daß die genannten Herren bei dem Eintreffen der 
bremischen Kommission bereits ein allgemeines Reiseprogramm vorbereitet 
hatten. In außerordentlich liebenswürdiger und entgegenkommender Weise 
suchten sich die genannten Herren zunächst in mehrstündiger Unterhaltung 
über die bremischen Verhältnisse zu unterrichten, um danach bemessen zu 
können, welche Anlagen nach den gegebenen Verhältnissen in erster Linie 
zu besichtigen seien. Nach dieser Orientierung sind alsdann auf Empfeh¬ 
lung der Royal Commission die Anlagen nachstehend verzeichneter Städte 
besichtigt worden: 

1. Barking, wo die Abwässer der 

Stadt London am linken 

Themseufer vor dem Abfluß in 

die Themse gereinigt werden. 

2. Friern Barnet. Eine kleinere 

Stadt, die als Vorstadt von 

London zu betrachten ist. 

3. Nottingham. 

4. Manchester. 

Die bremische Kommission wurde von der Royal Commission für alle 
in Betracht kommenden Städte mit Empfehlungsschreiben versehen. 

Über das Ergebnis der Reise ist das Nachstehende zu berichten. 


5. Salford. 

6. Accrington. 

7. Burnley. 

8. Leeds. 

9. Chorley. 

10. Glasgow. 

11. Birmingham. 

12. Horfield bei Bristol. 

13. Exeter. 
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Allgemeines. 

Die Entwickelung der wirtschaftlichen Verhältnisse und die Beschaffen¬ 
heit der Flußsysteme haben die englischen Gemeindeverwaltungen schon 
wesentlich früher als die deutschen genötigt, der Beseitigung der städtischen 
Abwässer eine erhöhte Aufmerksamkeit zuzuwenden. 

Durch ihre regen persönlichen Beziehungen zu überseeischen Ländern, 
deren Klima eine sorgfältige Pflege der Körperoberfläche erfordert, hatten 
die leitenden Kreise in England den Wert reichlicher Zufuhr reinen Wassers 
schätzen gelernt. Sie hatten aber auch eingesehen, wie sehr die erhöhte 
Leistungsfähigkeit jedes Einzelnen den Wohlstand der Gesamtheit fördert. 
Diese Erkenntnis wirkte zurück auf die Verwaltungen. Die für die Ein¬ 
richtung zentraler Wasserversorgungsanlagen zu bringenden Opfer erschienen 
ihnen nicht zu groß, wenngleich sie die Ausführung zunächst geschäftlichen 
Unternehmungen überließen. 

Die zentrale Zufuhr vermehrt den Verbrauch und hat immer eine zentrali¬ 
sierte Abfuhr des gebrauchten Wassers zur Folge. Der zufließende Strom 
reinen Wassers löst sich in dem Versorgungsgebiet in kleine Zweige auf, welche 
in den einzelnen Häusern mit Schmutzstoffen beladen werden und sich dann 
wieder zu größeren Ästen und schließlich zu einem abfließenden Strome ver¬ 
einigen. Diesen abfließenden Strom in die öffentlichen Wasserläufe zu leiten, 
war das Gegebene. Hier stellte sich aber die Schwierigkeit ein, daß aus den¬ 
selben Wasserläufen häufig das Reinwasser für die Versorgung entnommen 
werden mußte. Wenn man auch eine künstliche Reinigung des Flußwassers 
vornehmen konnte, so war dies doch nur bis zu einem gewissen Grade möglich, 
und es blieben die ausschlaggebenden Beziehungen zwischen den Mengen des 
ursprünglichen Flußwassers und denjenigen des zugeleiteten Hausabwassers 
bestehen. Übertraf die Menge des ersteren nicht diejenige des letzteren um ein 
Vielfaches, so machten die im Flusse sich abspielenden Fäulnisvorgänge für 
unterhalb liegende Städte die Benutzung des Wassers unmöglich. Nun führen 
die englischen Flüsse wegen der Kleinheit ihres Flußgebietes durchweg wenig 
Wasser, während die zuzuführenden Abwassermengen große sind. Die nach¬ 
stehende, einer Arbeit von Bredtschneider und Thumm entnommene 
Tabelle gibt einen Vergleich zwischen englischen und deutschen Flüssen: 


Flüsse 

Länge 

Flußgebiet 

Flüsse 

Länge 

Flußgebiet 

in England 

km 

qkm 

in Deutschland 

km 

qkm 

Humber. 

298 

24 068 

Rhein. 

1225 

196 303 

Ouse/Yorksh. . . 

72 

4 771 

Mosel. 

525 

29 500 

Trent. 

240 

10 495 

Main. 

495 

26 430 

Derwent . . . 

— 

2 056 

Ruhr. 

232 

4 700 

Great Ouse .... 

230 

7 164 

Emscher . . . 

98 

793 

Themse. 

323 

| 13 600 

Weser ..... 

720 

47 960 

Lea. 

80 

Elbe. 

1165 

143 327 

Exe. 

89 

1 512 

Havel .... 

856 

24 351 

Severn. 

299 

21 027 

Spree .... 

365 

9 470 

Mersey. 

90 

4 460 

Oder. 

940 

115 560 

Irwell. 

48 

535 

Weichsel .... 

1050 

184 700 

Bibble.. 

87 

1 515 

Pregel. 

126 

19 230 
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Dieselben Autoren geben an, daß nach ihnen gewordenen Mitteilungen 
die Themse oberhalb London 60 sec/cbm Wasser im Jahresdurchschnitt 
fahren soll, Mersey und Irwell etwa 10*5 sec/cbm und die Aire etwa 2*3 sec/cbm, 
das macht im Tagesdurchschnitt 5*2 Millionen Cubikmeter Wasser für die 
Themse, 900 000 cbm far Mersey und Irwell und 200 000 cbm für die Aire. 
Die Spree führt bei Berlin bei niedrigem Wasser etwa 700000 Tagescubik- 
meter, bei Mittelwasser 2*6 Millionen; die Weser oberhalb Bremen bei niedri¬ 
gem Oberwasser noch 4*6 Millionen. 

Die Zufuhr des Reinwassers ist in den englischen Städten durchweg 
eine hohe. So wurden uns folgende Angaben gemacht. 

Im Durchschnitt liefert die Wasserversorgung von: 


Accrington.95 Liter pro Kopf und Tag 

Horfield.100 „ „ „ , „ 

Exeter.100 n * „ „ * 

Nottingham.112 n „ „ „ 

Burnley.114 n „ 

Chorley.120 „ 

Birmingham.120 „ 

Salford.124 n 

Manchester.130 , w „ „ 

Leeds 1 ).180 „ „ „ „ 

Glasgow 1 ). 250 „ * „ „ 


Nimmt man für London nur 100 Liter pro Kopf und Tag an — nach 
schätzungsweisen Angaben sollen es 157 Liter sein —, so würden der oben 
angegebenen Wasserführung der Themse von 5'2 Millionen Tagescubikmeter 
rund 500000 cbm häusliche Abwässer entgegenstehen. Manchester und 
Salford entwässern in den Manchester Schiffahrtskanal, der seinerseits von 
Irwell und Mersey gespeist wird. Mersey und Irwell führen 900 000 Tages¬ 
cubikmeter, die Wasserversorgungsanlagen führen aber beiden Städten allein 
schon täglich 100 000 cbm zu. Die Aire hat die Abwässer von Leeds auf¬ 
zunehmen; sie führt täglich 200000cbm, Leeds erhält aus seiner Wasser¬ 
versorgung allein 80 000 cbm. Birmingham schickt die ihm durch seine 
Wasserversorgung täglich zugeführten 65 000 cbm in die Tarne, einen kleinen 
Nebenfluß des Trent. Dieser nimmt etwas weiter unterhalb auch die Ab¬ 
wässer von Nottingham mit täglich 30000cbmReinwasserzufuhr auf. Glasgow 
erhält täglich etwa 275 000 cbm Reinwasser zugeführt, die es als Schmutz¬ 
wasser dem Glyde wieder zuschickt. 

Diese wenigen Angaben beweisen, daß die englischen Flüsse schon 
nicht in der Lage sind, die ihnen nur von einzelnen Großstädten zugemuteten 
häuslichen Abwässer ohne Belästigungen zu verarbeiten. Abgesehen davon, 
daß noch eine große Anzahl anderer Städte dieselben Wasserläufe ebenfalls 
als Vorfluter benutzen, bestehen die städtischen Abwässer auch nicht allein 
aus den der Wasserversorgung entsprechenden Mengen. 


l ) Die letzten hohen Zahlen sind auffällig, aber richtig; sie finden sich in 
den offiziellen Berichten der Stadtverwaltungen. Leeds gibt an, daß von den 
180 Litern 60 für gewerbliche Zwecke dienen. Der gelegentliche Verbrauch steigt 
dort bis zu 400 Litern pro Kopf und Tag. Glasgow verwendet 150 Liter für 
Haushaltungs- und 100 Liter für gewerbliche und öffentliche Zwecke. 
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Der in einer Stadt sich bildende Abwasserstrom erhält als Nebenzufloß 
mehr oder minder beträchtliche Mengen gewerblicher Abwässer. Diese 
steigern einmal die Menge, da ein nicht unbeträchtlicher Teil, und zwar 
besonders die größeren gewerblichen Anlagen, eigene lokale Wasserversor- 
gungen besitzen, andererseits beeinflussen sie die Zusammensetzung in mehr 
oder minder hohem Grade. 

Die Steigerung der Abwassermenge durch gewerbliche Anlagen mit eigener 
Wasserversorgung ergibt sich aus einem Vergleich des sogenannten Trocken¬ 
wetterabflusses (durchschnittliche Abwas3ermenge an regenfreien Tagen) und 
der Reinwasserzufuhr. Es zeigt sich, daß in London, Manchester, Salford und 
Nottingham in beträchtlichem Maße lokale Versorgungsanlagen bestehen. In 
London beträgt die Reinwasserzu fuhr pro Kopf und Tag 157 Liter; Barking, die 
Abwässerungsanlage für 3 l / 2 Millionen Einwohner Londons (nördlich der Themse) 
bewältigt 680000 cbm Trockenwetterabfluß, d. h. 194 Liter täglich. In Manchester 
ist das Verhältnis 130 zu 200 Liter. In Salford 124 zu 157 und in Nottingham 
112 Liter zu 160. London schickt deshalb auch nicht nur 500000 cbm Abwässer 
täglich in die Themse, sondern sogar an regenfreien Tagen mindestens die 
doppelte Menge, so daß sich das Verhältnis von Flußwasser zu Abwasser wesent¬ 
lich ungünstiger stellt. Hier ist allerdings zu berücksichtigen, daß in der Themse 
an der Einmündungsstelle der Abwässerkanäle schon eine bedeutende Flutwirkung 
besteht. Manchester und Salford haben zusammen eine Trocken wetterabwasser¬ 
menge von rund 150000 cbm. Das Mengenverhältnis des Irwell-Merseywassere 
zu dem Trockenwetterabfluß der beiden Städte stellt sich also auf 6 zu 1. In 
Nottingham besteht etwa 30 Proz. des Abwassers aus Fabrikabwässern. Die 
Wasserversorgung liefert 112 Liter pro Kopf, der Trockenwetterabfluß beträgt 
160 Liter. In geringem Grade bestehen für die Fabriken besondere Wasser¬ 
versorgungsanlagen in Exeter und Accrington. Das Mehr aus ihnen beträgt 
10 bzw. 13 Liter pro Kopf und Tag. In Burnley, Chorley, Birmingham, Leeds 
und Glasgow entnehmen die gewerblichen Anlagen ihren Wasserbedarf aus der 
öffentlichen Versorgung; die Abwassermenge deckt sich annähernd in diesen 
Städten an regenfreien Tagen mit der Wasserzufuhr. 

Die qualitative Beeinflussung der Abwässer durch die Abflüsse gewerb¬ 
licher Anlagen ist gelegentlich eine günstige. Dies ist in Nottingham der 
Fall, wo die FabrikabWässer fast reines Wasser darstellen und die Verriese¬ 
lung des Abwassers erleichtern. In Leeds enthalten die Ab Wasserabflüsse 
viel Eisensalze, die bis zu einem gewissen Grade üble Gerüche zurückhalten 
und bei der Klärung mittels Chemikalien den Zusatz in Eisensalzen über¬ 
flüssig machen. In Birmingham ist ähnliches der Fall, dort lassen sich in 
dem Klärschlamm nicht unbeträchtliche Mengen von Eisen, Kupfer und 
sogar Spuren von Gold nachweisen. 

Gewöhnlich erschweren jedoch die Fabrikabflüsse die Reinigung der 
Gesamtabwässer. In Leeds wurde sehr über den reichlichen Gehalt der 
Abwässer an WollfaBern, welche der dortigen ausgedehnten Tuchindustrie 
entstammen, geklagt. Die Abflüsse der zahlreichen Färbereien und chemi¬ 
schen Fabriken bewirken eine Verfärbung der Abwässer, welche in weiten 
Nuancen schwankt, sehr häufig wechselt und an die Leistungsfähigkeit der 
Anlagen hohe Forderungen stellt. In Chorley beeinflußten die Abgänge aus 
einer großen Lederfabrik, sowie aus dem Schlachthause die Zusammensetzung 
in ungünstiger Weise, indem sie die Menge der gelösten und ungelösten 
fäulnisfähigen Stoffe zeitweise in unverhältnismäßig hohem Grade steigern. 
Auch fetthaltige Abwässer erschweren die Reinigung (Fett- und Talg- 
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schmelzen, Manchester), ebenso die ölhaltigen aus Gaswerken. Der Zufluß 
großer Mengen anorganischer Säuren (Metallindustrie, Birmingham) ist bis¬ 
weilen ein so beträchtlicher, daß das Abwasser mit leicht saurer Reaktion 
auf der Reinigungsanlage ankommt und schon seiner Reaktion wegen der 
Zerlegung und Reinigung Schwierigkeiten bereitet. 

Der Einfluß der gewerblichen Abwässer auf die Zusammensetzung der 
Gesamtabwässer schwankt von Stadt zu Stadt und auch hier noch zeitlich 
ziemlich weitgehend. 

Trotzdem das Einleiten der Fabrikabflüsse in die öffentlichen Kanäle 
den Gemeindeverwaltungen Opfer auferlegt, weil die zu beseitigenden Mengen 
nicht unwesentlich gesteigert werden und trotzdem diese Opfer sich noch 
dadurch erhöhen, daß die Abwässer wegen ihrer Beschaffenheit größere und 
kompliziertere Reinigungsanlagen erfordern, haben die meisten Stadtver¬ 
waltungen sich nicht entschließen können, den gewerblichen Unternehmungen 
Beschränkungen aufzuerlegen. Bezeichnend für diese Anschauung sind 
einige Sätze aus einem Artikel im Nottingham Daily Express vom 17. No¬ 
vember 1904: 

The Nottingham City Council decided in its wisdom to admit into its 
sewers all trade effluents without making any Charge for the additional 
cost incurred by their treatment. The Royal Commission had before it a 
mass of evidence from both sides- that is, from the manufacturers on the 
one eide and from the point of view of local authorities on the other. The 
Royal Commission experienced the same difficulty in dealing with this 
subject as many others have done. The City Engineer (Mr. A. Brown) in 
hiB report to the City Council pointed out the difficulty of making a special 
Charge to the manufacturers for treating the trade effluents discharged by 
them into the river Leen, when persons in the same trades in the city of 
Nottingham had obtained wbat they believed to be a prescriptive right 
to deliver these effluents into the public System of sewers, having done so 
for very many years. 

The policy adopted at Nottingham of taking all trade effluents is no 
doubt the fairest to all parties, but it naturally increases the volume and 
difficulty of dealing whit the sewage, and as now the trade effluents repre- 
sent nearly half the total volume of the sewage, it can be easily estimated 
how very largely the dealing with trade effluents is responsible for the 
great outley on the extension of the sewage farm at Stocke. To have put 
in force the Powers of the Rivers Pollution Act would, there is no doubt 
have ruined the trades, and the Council, it is considered, took a wise view 
in electing to take the responsibility of purifying tbese trade effluents rather 
than ruin the trades or cause them to leave the town. 

Nur hier und dort ist die Einleitung der Fabrikabwäaser in die Kanäle 
an einschränkende Bedingungen geknüpft; diese sind jedoch durchweg 
leicht zu erfüllen. Salford, Leeds und Birmingham verlangen z. B. nur 
Sammelbecken in den größeren Fabriken, um die Belastung der Straßen¬ 
kanäle gleichmäßig zu verteilen; Birmingham auch nur dann, wenn Mineral¬ 
säuren in das Abwasser gelangen. Salford geht so weit, daß es den in den 
Fabriksammelbecken sich anhäufenden Schlamm durch Karren, welche der 
Abwasserreinigungsanstalt gehören, abholen läßt und ihn den Schlamm¬ 
massen in der Kläranlage beimischt. In Manchester wird verlangt, daß die 
Fabrikabwässer sich über die 24 Stunden des Tages möglichst gleichmäßig 
verteilen, daß sie keine Stoffe enthalten, welche die Kanäle schädigen oder 
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innerhalb derselben gefährlich wirken können (Explosionen); auch darf die 
Menge der ungelösten Stoffe eine bestimmte Höhe nicht überschreiten. 

Den dritten Faktor, welcher die Abwässer quantitativ und qualitativ 
beeinflußt, bilden die meteorischen Niederschläge. Diese werden in den 
englischen Städten, wo nicht ganz besondere Verhältnisse vorliegen, durch¬ 
weg mittels des Kanalsystems abgeführt. Unter den von uns besuchten 
Städten waren es nur Burnley, Horfleld und Friern Barnet, welche für die 
Ableitung der Himmels Wässer besondere Kanäle besitzen, und hier waren 
es auch nur einzelne Teile des Entwässerungsgebietes. Die Aufnahmefähig¬ 
keit des Kanalsystems ist naturgemäß eine beschränkte; überall sind daher 
Notauslässe angeordnet, welche die Abwässer auf dem kürzesten Wege den 
Flüssen zuführen, sobald sie durch die Niederschläge bis zu einem gewissen 
Grade verdünnt sind. In London traten die Notauslässe bei 6*4 mm Regen¬ 
höhe in 24 Stunden in Tätigkeit; in Leeds, wenn die Menge des Trocken¬ 
wetterabflusses auf das 3Vs^ ac ^ e gestiegen ist, in Salford auf das vierfache, 
in Manchester, Exeter und Chorley auf das sechsfache. Die sechsfache 
Menge scheint Überall die obere Grenze zu bilden. 

Qualitativ werden die Abwässer durch die Himmelswässer insofern be¬ 
einflußt, als eine Verminderung der gelösten Stoffe, eine Vermehrung der 
ungelösten eintritt. Letztere sind im wesentlichen von der Oberfläche der 
Straßen abgespült und schwanken außerordentlich nach der Beschaffenheit 
des Pflastermaterials, der Frequenz der Straßen, nach der Reinhaltung der¬ 
selben in regenfreien Tagen, nach der Menge und Intensität des Regens usw. 

Den weitgehenden durch die Himmelswässer bedingten Schwankungen 
können die Reinigungsanlagen nur bis zu einem gewissen Grade folgen. 
In England pflegt man zu verlangen, daß bis zur dreifachen Menge die 
Reinigung in gleicher Weise wie beim Trockenwetterabfluß durchgeführt 
wird, für die darüber hinausgehenden Mengen (sogenanntes Sturmwasser) 
hält man aber eine weniger durchgreifende Reinigung für zulässig. Der 
letzteren Anschauung ist beizustimmen; sie wird noch durch die Tatsache 
gestützt, daß Regenmengen, welche eine Verdünnung des Abwassers um 
mehr als das Dreifache bewirken, auch die in den Flußläufen vorhandenen 
Wassermengen erheblich steigern. 

Die Zufuhr von Kot und Urin beeinflußt die Beschaffenheit der Abwasser 
nicht in nennenswerter Weise. In England ist wie in Deutschland das Spül* 
klosettsystem im Fortschreiten begriffen. In Leeds, Accrington, Burnley, Horfleld 
und Exeter fanden wir dasselbe schon durchgeführt; in Accrington und Burnley 
wird die Spülung zum Teil mit Brauchwasser, zum Teil mit Reinwasser bewerk¬ 
stelligt. In Nottingham ist das Spülklosett noch nicht allgemein, für Neubauten 
aber vorgeschrieben. In Manchester waren im Anfang des Jahres 1902 rund 
46000 Spülklosetts und 74000 Tonnenklosetts vorhanden In Chorley besteht 
noch das KübelBystem, doch wird, hier der Inhalt der Tonnen vielfach in die 
Straßenkanäle entleert. 

Die Entfernung der Abwasserreinigungsanlagen von dem Zentrum des 
Entwässerungsgebietes ist durchweg eine geringe. Für die Reiniguugs« 
möglichkeit ist eine größere Entfernung im allgemeinen nicht ungünstig, 
weil in dem längeren Stammsiel eine gleichmäßigere Durchmischung der 
verschiedenen Abwasserarten erfolgt, weil ferner die gröberen Partikel 
mancher Schwemmstoffe in kleinere sich auflösen und weil der Abbau der 
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fäulnisfähigen Stoffe schon his zu einem gewissen Grade vor sich geht. 
Diesen Vorteilen stehen aber selbst dort, wo das Abwasser mit natürlichem 
Gefälle der Reinigungsanlage zufließt, wo also Kosten für Pumpwerke weg¬ 
fallen , die erhöhten Anlagen und Unterhaltungskosten für die längeren 
Stammsiele gegenüber. Es ist unter gewissen Umständen ein weiterer Nach¬ 
teil, daß der Geruch des Abwassers mit eingetretener Fäulnis belästigender 
wirkt als der des frischen. 

In Friern Barnet liegt die Anlage innerhalb des zu reinigenden Distriktes 
— Friern Barnet hat einen ländlichen Charakter, ln Exeter ist sie 1 km, in 
Accrington 2km, in Salford, Chorley und Horfleld 3km von dem Zentrum der 
Stadt entfernt. In Burnley beträgt die Entfernung 4 km, in Leeds 5 km. Die 
Yorreinigungsanlage liegt in Birmingham etwa 4 km, das Rieselfeld etwa 9 km 
von der Stadt entfernt. In Manchester beträgt die Entfernung 8 km, in Glasgow 
West 11km, während die Reinigungsanlage in Glasgow Ost unmittelbar am Ende 
der Stadt liegt. Der Mittelpunkt des Rieselfeldes in Nottingham ist 12 km von 
der Stadt entfernt. Die Abwasserreinigungsanlagen für London liegen 13 km 
(Barking für den nördlich der Themse gelegenen Stadtteil) bzw. 16 km (Croßneß 
für den südlichen Stadtteil) von der London Bridge, dem annähernden Mittel¬ 
punkte der Stadt, entfernt. 

Die einzelnen Reinigungsanlagen. 

Dem Zwecke unserer Reise, möglichst verschiedene Typen der Abwässer¬ 
reinigung in praktischer Ausführung kennen zu lernen, trug die uns beratende 
Royal Commission on Sewage Disposal in weitgehender Weise Rechnung. 
Die nachstehende Zusammenstellung möge eine kurze Übersicht über die 
besichtigten Systeme geben. 

I. Beseitigung ohne weitergehende Vorbehandlung: Bristol. 

II. Klärung in Absitzbecken unter Zusatz von Chemikalien: 

A. ohne Nachbehandlung des geklärten Wassers: Barking (London), 

Leeds, Glasgow Westwerk, Glasgow Ostwerk; 

B. mit Nachbehandlung in einfachen Körpern: Chorley, Horfleld, 

Salford; 

C. mit Nachbehandlung in doppelten Körpern: Friern Barnet. 

III. Vorbehandlung in Faulbecken, Nachbehandlung: 

mit Tropfkörpern: Accrington; 

mit einfachem Einstaukörper: Exeter; 

mit primären und sekundären Einstaukörpern: Manchester, 

Burnley; 

mit Tropfkörpern oder mit Rieselfeldern: Birmingham. 

IV. Beseitigung durch Rieselei ohne Vorbehandlung: Nottingham. 

Bevor die einzelnen Anlagen beschrieben werden, seien einige sich 
häufig wiederholende Fachausdrücke kurz erklärt. Wir schließen uns dabei 
im wesentlichen der von Bredtschneider und Thumm gewählten 
Nomenklatur an. 

Vorfluter bedeutet derjenige Wasserlauf, welcher die Abwässer auf¬ 
zunehmen hat. 

Als Absitz- oder Klärbecken sind diejenigen Becken bezeichnet, in 
welchen nur ein Abscheiden der Schwebestoffe erstrebt wird; legt man Wert 
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darauf, daß in solchen Becken neben der Abscheidung noch eine intensive 
Fäulnis der gelösten und ungelösten Stoffe vor sich geht, so spricht man 
von Faulbecken oder Septictanks. 

Einstaukörper oder Füllkörper sind solche mit festem Material 
gefüllte Becken, in welche Abwasser so lange hineingeleitet wird, bis die 
Zwischenräume zwischen dem festen Material gefüllt sind, und welche perio¬ 
disch gefüllt und geleert werden. Im Gegensätze dazu bringt man bei den 
Tropfkörpern das Abwasser in feiner Verteilung nur auf die Oberfläche 
und läßt es so durchlaufen, daß eine Füllung der Poren nicht entsteht. 

Einfache, erststufige oder primäre Körper sind diejenigen, 
welche das Abwasser nach der Vorbehandlung zu reinigen haben, doppelte, 
zweitstufige oder sekundäre Körper solche, die mit den Abflüssen aus 
dem einfachen Körper beschickt werden. 

Das in Deutschland vielfach geübte Verfahren, die Abwässer ohne 
Zusatz von Chemikalien durch Stromverlangsamung in Absitzbecken von 
einem Teil ihrer Schwebestoffe zu befreien und das so geklärte Wasser den 
Vorflutern zuzuführen, haben wir in England nicht gesehen; nach uns ge¬ 
wordener Auskunft wird es dort mit Rücksicht auf die besonderen Verhält¬ 
nisse für unzureichend gehalten und kommt deshalb kaum zur Anwendung» 

I. 

Beseitigung ohne weitergehende Vorbehandlung. 

Bristol steht unter außerordentlich günstigen Bedingungen; sein Vor¬ 
fluter, die breitgewordene Mündung des Severnflusses bzw. der Bristolkanal, 
in welchen der Atlantische Ozean mit seiner mächtigen Flutwelle frei hinein¬ 
spülen kann, gestattet es, die solchen Wassermengen gegenüber verschwin¬ 
denden Abwassermengen der Stadt ohne Klärung weglaufen zu lassen. Es 
trifft hier ähnliches zu wie in Deutschland für Hamburg, wenngleich die 
Verhältnisse in Bristol noch günstiger liegen. So einfach gestaltet sich die 
Beseitigung der Abwässer aber selten. Selbst dort, wo der Unterlauf der 
Themse und des Clyde als Vorfluter zur Verfügung stehen, hat man große 
Reinigungsanlagen hersteilen müssen. 

II. 

A. Reinigung der Abwässer in Absitzbeoken unter Zusatz von 

Chemikalien. 

Das geklärte Abwasser wird ohne weitere Behandlung den Flußläufen 
überwiesen. 

Diese Reinigungsart ist in Gebrauch in London, Leeds und Glasgow. 

London. Das Abwasser des nördlich der Themse gelegenen Stadt¬ 
teiles (täglich 680 000 cbm Trockenwetterabfluß) wird in drei nebeneinander 
liegenden Stammsielen, welche zur Regelung des Abflusses untereinander 
durch Queröffnungen verbunden sind, der in Barking liegenden Reinigungs¬ 
anlage zugeführt. Das aus den tiefer gelegenen Stadtteilen stammende 
Wasser hat vorher gehoben werden müssen. In der Reinigungsanlage erhält 
das Abwasser zunächst einen Zusatz von Kalk, und zwar 71g pro Cubik- 
meter. Der Kalk wird zugeführt in Form von Kalkmilch, die mittels Kanal- 
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w&sser aus dem Kalk hergestellt wurde. Um eine innige Mischung beider 
Flüssigkeiten herbeizuführen, wird die Kalkmilch nicht einfach mittels eines 
Rohres in den Abwasserstrom geleitet, sondern sie schlägt entsprechend 
nebenstehender Skizze (Fig. 1) auf einen eingemauerten Steinsockel, um auf 
diese Weise nach allen Seiten zu verspritzen. 1 

Der Kalk wird oberhalb London gewonnen und Terrain 

auf dem etwa 23 km langen Flußwege nach der 777777777777777777777777777777777777 7 7777 7 ? . 
Verbrauchsstelle geschafft. Etwa 400 m unter¬ 
halb der Zuleitungsstelle der Kalkmilch erfolgt 
die Zuführung von Eisenvitriol. Die Menge 
beträgt 14 g pro Cubikmeter. Die Auflösung 

erfolgt unter Verwendung von reinem heißem LAJ 

Wasser. Kalk und Eisenvitriol finden auf einem 

weiteren 200 m langen Wege Gelegenheit, sich 

mit dem Abwasser gleichmäßig zu mischen. Dann 

erfolgt die Stromverlangsamung des Wassers 

durch Eintritt in die Klärbecken. Diese sind als überdeckte Längskanäle 
mit einer Länge von 300 m und einem Querschnitt von 4*5 m nebenein¬ 
ander liegend angeordnet. Das Abwasser strömt in ihnen mit einer Durch¬ 
schnittsgeschwindigkeit von 15 bis 20 mm in der Sekunde und findet damit 
Gelegenheit, während seines vier- bis sechsstündigen Aufenthaltes in diesen 
Kanälen den größten Teil seiner Schwemmstoffe und die durch den Kalk- 
und Eisenvitriolzusatz künstlich erzeugten Niederschläge absitzen zu lassen. 
Unterhalb der Klärbecken ist ein Querkanal angeordnet. Aus diesem fließt 
das Wasser noch durch vier ebenfalls unterirdisch gelegene aus früheren 
Zeiten stammende Bassins und von diesen in die Themse. 

Die Schieberstellungen in den Reinigungsbecken werden von einer 
Zentralstelle aus auf mechanischem Wege geregelt. Der Wasserstand in 
den Klärbecken wird durch Schwimmervorrichtungen dorthin automatisch 
angezeigt. Die Absitzbecken sind etwa vier Tage in Gebrauch, dann werden 
sie gereinigt. Den in ihnen befindlichen Schlamm läßt man durch unter¬ 
irdische Kanäle in einen gemeinsamen Schlammsumpf laufen, wo er zum 
Absitzen kommt. Das im Schlammsumpfe sich bildende Wasser (täglich 
etwa 4000 bis 5000 cbm) wird dem Stammsiele nochmals zur Reinigung zu¬ 
geführt. Seine Beschaffenheit ist eine so schlechte, daß ein Zusatz von 286 g 
Kalk und 143 g Eisenvitriol pro Cubikmeter erforderlich ist. Aus dem 
Schlammsumpf fließt der Schlamm entweder mit eigenem Gefälle in Tank¬ 
schiffe oder er wird bei Hochflut oder Nebel in ein Hochreservoir gepumpt. 
Letzteres hat ein Fassungsvermögen von 15 000 cbm. 

Näheres über die Mengen des Schlammes, seine Zusammensetzung und 
seinen weiteren Verbleib soll im Zusammenhänge mit den übrigen Anlagen 
in einem besonderen Abschnitt erörtert werden. 

Etwa 80 Proz. der ungelösten Stoffe sollen in Barking im Durchschnitt 
entfernt werden. Das ablaufende Wasser ist jedoch noch trübe, wie wir 
uns überzeugen konnten, es ist nicht geruchfrei und noch fäulnisfähig. 
Klagen über Belästigungen im Vorfluter sind nicht laut geworden, weil das 
Wasser desselben seiner Seewasserbeimengungen wegen für Nutz- und Brauch¬ 
zwecke nicht mehr herangezogen wird. 
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Barking besitzt als Nebenanlage noch alte Dibdinsche Einstaukörper, 
deren unterste Schicht bereits 12 Jahre liegt. Sie dienen Versuchszwecken 
und reinigen Wasser, welches aus den Absitzhecken abfließt. 

Leeds. Das Abwasser fließt der Reinigungsanlage in einem Stamm¬ 
siel zu, welches das Dreieinhalbfache des Trockenwetterabflusses zu fassen 
vermag. Letzterer beträgt 76000 cbm täglich. In der Anlage muß das 
Wasser zunächst 1*5 m gehoben werden, doch vermögen die Pumpen zurzeit 
nur die zweieinhalbfache Menge zu bewältigen; es ist jedoch eine dem- 
nächstige Erhöhung ihrer Leistungsfähigkeit auf das Sechsfache des Trocken¬ 
wetterabflusses vorgesehen. Diejenigen Wassermengen, welche nicht ge¬ 
hoben werden können, fließen neben der Anlage in den Vorfluter. Die 
Klärung der Hauptwassermengen geschieht unter Zusatz von Kalk, und zwar 
43 g pro Gubikmeter. Ein Zusatz von Eisensalzen ist nicht erforderlich, weil 
die Abwässer solche in großen Mengen enthalten. Die Strömung des 
Wassers ist in den Absitzbecken soweit verlangsamt, .daß der Aufenthalt in 
denselben etwa drei Stunden beträgt. Dennoch hat das in den Vorfluter 
(die Aire) sich ergießende Wasser noch einen Gehalt an Schwebestoffen von 
85 bis 100 mg im Liter. 

Man ist sich in den beteiligten Kreisen darüber klar, daß die Anlage 
den zu stellenden Anforderungen nicht genügt und ist deshalb seit acht 
Jahren bemüht, durch im großen Maßstabe angestellte Versuche die für das 
Leedser Abwasser geeignetste und dabei am wenigsten kostspielige Reini¬ 
gungsmethode zu ermitteln. 

Diese Versuchsanlagen bieten für den, der sich eingehender mit den 
einschlägigen Vorgängen beschäftigen will, eine Fülle von wichtigen und 
interessanten Einzelheiten. Um einzelnes herauszuheben, so sind besondere 
Becken mit einem Fassungsvermögen von 12 000 cbm eingerichtet, in welchen 
nicht mit Kalk versetztes Abwasser zum Ausfaulen gebracht wird. Während 
die Rohjauche einen Gehalt von etwa 560 mg im Liter hat, besitzt das hier 
ablaufende Wasser nur einen solchen von 200 mg. Die verbleibenden 360 mg 
haben sich jedoch nicht einfach niedergeschlagen, sondern 140mg, d. h. 
annähernd 40 Proz. haben sich vergast. Es bedeutet dies eine außerordent¬ 
liche Schlammverminderung. Die aus diesen Septictanks stammenden Ab¬ 
wässer gelangen mittels Überfälle zum Abfluß, angeblich um eine Durch¬ 
lüftung herbeizuführen. Sie sind nicht übelriechend, eine Tatsache, die auf 
den hohen Gehalt des Rohwassers an Eisensalzen zurückgeführt wird. Die 
Faulbeckenabflüsse werden auf Tropfkörpern, die mittels drehbarer Sprenger 
beschickt werden, nachbehandelt. Der eine Tropfkörper hat eine Höhe von 
1*5, der andere eine solche von 2*4 m. Sie erhalten auf den Quadratmeter 
Oberfläche täglich 1*1 cbm Abwasser. Die Tropfkörperabflüsse haben, wie 
anderswo auch, den Schönheitsfehler, daß sie nicht vollständig blank sind 
und schwärzliche Flocken enthalten, die zwar meistens nicht mehr fäulnis¬ 
fähig sind, aber wegen ihrer spezifischen Schwere in kleinen Vorflutern be¬ 
lästigend wirken können. Man leitet deshalb in Leeds diese Abflüsse noch 
auf besondere Filterbecken aus grobem Material mit aufgebrachter Fein¬ 
schicht und erzielt so vollkommen blankes Wasser. Neben diesen größeren 
Versuchsanlagen sind noch eine Reihe kleiner vorhanden, um technische 
Einzelheiten zu erproben. Unter anderen hat man den Versuch gemacht. 
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das Rohwasser durch sehr feine Drahtsiebe von seinen Schwebestoffen zu 
befreien. Das Wasser wird intermittierend zugeleitet; jeder nachfolgende 
Schub spült die von dem vorhergehenden Zuffusse auf dem Siebe lagernden 
Stoffe zur Seite, so daß die Reinigung des Siebes automatisch erfolgt. Nach 
einer Äußerung des Führers hat die praktische Verwertung einer solchen 
Einrichtung im Großen jedoch mancherlei Schwierigkeiten. 

Die Versuche in Leeds gehen ihrem Ende entgegen. Die endgültigen 
Ergebnisse waren zur Zeit unserer Besichtigung in Bearbeitung, so daß wir 
eine bestimmte Auskunft nicht erhalten konnten. Wir hatten jedoch den 
Eindruck, daß man dort auch zu dem System der Faulbecken mit nach¬ 
folgender Tropfkörperbehandlung greifen wird. 

Glasgow. Glasgow hat die Reinigung seiner Abwässer dezentralisiert. 
Es hat drei Systeme: eins für den südlich des Clyde gelegenen Stadtteil 
(die Reinigungsanlage liegt am westlichen Ende der Stadt bei Shieldhall, 
sie ist noch nicht ganz fertig gestellt), zwei für die nördlich des Clyde ge¬ 
legenen Stadtteile. Der Westen und das Zentrum dieses Stadtteiles ent¬ 
wässern nach der in Dalmuir gelegenen Anlage, dem sogenannten Westwerk, 
der Osten hat ein besonderes Werk in Dalmarnock, am Ostende der Stadt 
— Ostwerk. 

Das Süd werk und das Westwerk sollen im Durchschnitt täglich 
440000cbm Abwasser reinigen, das gereinigte Abwasser erfährt in dem 
Vorfluter zur Flutzeit eine Verdünnung von 1 :30. 

Das Ostwerk reinigt etwa 63 000 cbm täglich, die Verdünnung im Vor¬ 
fluter beträgt 1:40. 

Westwerk. Diese Anlage ist erst in den letzten Jahren hergestellt. 
Die Abwässer werden mit Kalkwasser und gelöstem Eisenoxyd versetzt und 
zwar zunächst mit dem Eisenpräparat und dann mit dem Kalk. Sie durch¬ 
fließen Absitzbecken von 225 m Länge und setzen hier den größten Teil 
ihrer Schwebestoffe ab. Aus den Becken läuft das Wasser über einen Überfall 
in einen allen Becken vorgeschalteten offenen Kanal und durch diesen in den 
Clyde. Die Absitzbecken sind gewöhnlich sechs Tage in Benutzung, manch¬ 
mal aber auch zehn. Der Schlamm läuft mit natürlichem Gefälle in einen 
Schlammsumpf, aus welchem er in ein Hochreservoir gepumpt wird. Von 
diesem Reservoir aus werden die den Schlamm definitiv entfernenden Tank¬ 
schiffe beladen. Das gereinigte Wasser hatte am Besichtigungstage eine 
Durchsichtigkeit von 14 cm erreicht, während diejenige des Rohwassers 
2 bis 3 cm betrug. Man sah in dem abfließenden Wasser noch Schwebe¬ 
stoffe in geringer Menge. Nach einigen Stunden setzte es zahlreiche bräun¬ 
liche Flocken von Eisen ab. Der Geruch war nicht auffallend, ein leichter 
Stich ins Moderige war vorhanden. Die von uns vorgenommene chemische 
Analyse 1 ) ergab in saurer Lösung einen Permanganatverbrauch von 159, in 
alkalischer von 193 mg. Salpetrige- und Salpetersäure waren nicht vor¬ 
handen. Das Abwasser kann also als vollständig gereinigt nicht angesehen 
werden, für den vorhandenen Vorfluter genügt jedoch das Maß der erreichten 
Reinigung. In Dalmuir wurde besonderer Wert darauf gelegt, die Chemi- 

l ) Die von der Kommission veranlaßten Analysen sind im bremischen Hygie¬ 
nischen Institut ausgeführt. 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1908. 45 
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kalien billig herzustellen und weitgehend auszunutzen. Man hat dort be¬ 
sondere und technisch vollkommene Anlagen zu diesem Zwecke errichtet, 
die sich nach einer Äußerung des Chefingenieurs trotz ihrer Anlagekosten 
vorzüglich rentieren. Der sorgfältig zerkleinerte Kalk wird in großen 
Becken zu Kalkmilch und darauf zu Kalkwasser verarbeitet. Dann läßt 
man in den Becken das Kalkwasser sich klären und benutzt zur Abwasser¬ 
reinigung nur dieses geklärte Kalkwasser. Der verbleibende Kalkschlamm 
wird mittels mechanisch betriebener Rechen aufgerührt und von neuem 
zu Kalkwasser verarbeitet. So wiederholt sich der Vorgang, bis aller Kalk 
verbraucht ist. Auf diese Weise gelingt es, von dem Rohkalk 86 Proz. 
auszunutzen. 

Auch die Herstellung des schwefelsauren Eisenoxyds geschieht auf 
dem Werke selbst. Zunächst wird in großen Bassins, die mit Blei aus¬ 
geschlagen sind, schwefelsaures Eisenoxydul hergestellt, und zwar durch 
Einwirkung von Schwefelsäure auf alte Schmiedeeisenabfälle. Das Mengen¬ 
verhältnis beträgt 4*5 Teile Schwefelsäure, 2 Teile Eisen und 3*5 Teile 
Wasser. Die Oxydation der schwefelsauren Eisenoxydullösung erfolgt durch 
Einwirkung von Salpeter oder Natriumnitrit bei Gegenwart von freier 
Schwefelsäure. Das Verfahren ist patentiert. Dem Erfinder wurde für das 
Patent 40 000 M. bezahlt, das Verfahren rentiert sich aber angeblich jährlich 
mit 120000 M. 

Glasgow Ostwerk (Dalmarnock). Das Entwässerungsgebiet hat 
eine Einwohnerzahl von 200 000 Menschen. Die Klärung des Abwassers 
erfolgt hier mittels Zusatz von schwefelsaurer Tonerde und Kalk im Ver¬ 
hältnis von 2 zu 1. Die Menge der dem Abwasser zuzusetzenden Chemi¬ 
kalien wird von halber zu halber Stunde durch Probeentnahme und Zusatz 
bis zur neutralen Reaktion bestimmt. Der Betrieb der Absitzbecken war 
früher in der Weise geregelt, daß man sie nach der Füllung einige Stunden 
ruhig stehen ließ, man hat aber gefunden, daß bei dauerndem Durchlaufen 
mit etwa vier- bis fünfstündigem Aufenthalt des Wassers in den Becken 
qualitativ ebensoviel und quantitativ mehr erreicht wird. Zur Nachbehand¬ 
lung des geklärten Wassers sind eine Anzahl Filterbecken eingerichtet worden. 
Der Betrieb ist jedoch mit Rücksicht auf die hohen Kosten wieder aufgegeben. 
Man begnügt sich mit der in den Absitzbecken erzielten Reinigung, und 
dieselbe ist in der Tat als eine relativ gute zu bezeichnen. Es gelingt, die 
Schwebestoffe fast vollständig zu beseitigen, obgleich der Gehalt der Roh¬ 
jauche an denselben zeitweise ein recht hoher ist — nach einem Berichte 
des Chefingenieurs schwankt der Gehalt zwischen 280 und 14 000 mg im 
Liter. Am Besichtigungstage hatte nach unseren Feststellungen das ge¬ 
reinigte Wasser eine Durchsichtigkeit von 47 cm erreicht und zeigte nur 
noch kaum bemerkbare Spuren von Schwebestoffen. Freilich waren gelöste 
fäulnisfähige Stoffe noch in reichlicher Menge vorhanden. Das ablaufende 
Wasser hatte einen leichten Fäkalgeruch und setzte nach einigen Tagen 
hellgraue Flocken in ziemlicher Menge ab; eine stärkere Fäulnis war jedoch 
nicht eingetreten. Eine von uns ausgeführte Analyse ergab eine Oxydier¬ 
barkeit in der Höhe von 156 bzw. 181 mg Kaliumpermanganatverbraucb 
in saurer bzw. alkalischer Lösung und die Anwesenheit von 30 mg Gesamt¬ 
stickstoff bei 11*9 Ammoniak- und 2*2 Albuminoidstickstoff. 
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Der Clyde führt so viel Wasser, daß Belästigungen durch den Zufluß 
des in Dalmarnock gereinigten Wassers nicht eintreten, obgleich er noch 
die ganze Stadt durchströmt. Zu Trinkwasserzwecken ist das Wasser 
freilich nicht brauchbar. Wir können dem städtischen Oberingenieur jedoch 
beistimmen, wenn er mit Rücksicht auf den Reinigungseffekt sagt: The 
result may leave something to be desired, but it must be borne in mind that 
economy imposes a limit on achievement in this direction. 

Der Reinigungseffekt mittels Klärung unter Zusatz von Chemikalien 
ist in den vorstehend kurz geschilderten Anlagen nur ein teilweise befriedi¬ 
gender. Überall sind aber große Mengen Abwässer zu bewältigen, deren 
weitergehende Reinigung bedeutende Kosten bedingen würde. London und 
Glasgow können sich mit dem Erreichten begnügen, da die zur Verfügung 
stehenden Vorfluter nicht unbedeutende Wassermengen führen und das Fluß¬ 
wasser unterhalb dieser Städte zu Nutz- und Brauchzwecken keine Verwen¬ 
dung mehr findet,. Für das zentral gelegene Leeds trifft beides, wie bereits 
erwähnt, nicht zu; es ist deshalb im Begriffe, sein Reinigungsverfahren 
weiter auszugestalten. 

Eine Art dieser erweiterten Ausgestaltung ist in der jetzt zu beschrei¬ 
benden Gruppe von Städten vorhanden. Sie besteht in der Nachbehandlung 
der vorgeklärten Wässer in einfach angeordneten Reinigungskörpern. Diese 
Städte sind Chorley, Horfield und Salford. 

B. Chemische Vorklärung; Nachbehandlung in einfachen Körpern. 

Chorley. Die Einwohnerzahl beträgt 28 500. Der Jahresdurchschnitt 
der zu reinigenden Abwassermengen beläuft sich pro Tag auf 4500 cbm, 
pro Kopf also auf 180 Liter. Die Reinigung geschah früher auf einem Riesel¬ 
felde. Die zur Verfügung stehende Fläche beträgt jedoch nur 32 ha, es 
hatte also 1 ha die Abwässer von 900 Einwohnern aufzunehmen. Das Feld 
mußte infolgedessen überlastet werden und versagte. Zurzeit wird es noch 
gelegentlich zu Düngungszwecken mit gutem Erfolge überrieselt. 

Die chemische Klärung geschieht mittels Zusatz von Aluminiumsulfat. 
Das Präparat wird in der Anlage selbst aus Bauxit, einer vorwiegend Alu¬ 
miniumoxyd enthaltenden Gesteinsart, Schwefelsäure und Wasser hergestellt. 
Man erhält das Aluminiumsulfat dabei in 
Form von Blöcken von etwa 30 zu 15 cm, 
die in das Zulaufsgerinne des Schmutz¬ 
wassers gelegt werden, sich dort nach 
und nach auflösen und so mit dem letz¬ 
teren vermischen. Die Mischung durch¬ 
fließt noch einen etwa 100 m langen 
Kanal und gelangt dann in die Absitzbecken. Der Betrieb ist hier ein 
intermittierender, d. h. die Becken werden gefüllt und bleiben nach der 
Füllung etwa drei bis vier Stunden ruhig stehen; dann läßt man das Wasser 
ablaufen. Nach zweimaliger Benutzung eines Beckens erfolgt die Beseitigung 
des Schlammes. Derselbe fließt mittels eigenen Gefälles nach einem Liegeplatz 
und wird von hier aus weiter verarbeitet. 

Zum Nachreinigen des chemisch vorgeklärten Wassers sind 15 Filter¬ 
betten eingerichtet, von denen die an den Enden liegenden je drei je eine 
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Grundfläche von 170 qm, die mittleren nur die halbe Größe haben. Die 
Beschickung der Becken geschieht automatisch von Vor hecken aus, die Ver¬ 
teilung des Wassers mittels hölzerner auf der Oberfläche liegender Rinnen. 
Jedes Filter wird etwa alle 40 Minuten mit dem Inhalte eines Vorbeckens 
(11 cbm) überschüttet. Da das Wasser schon in wenigen Minuten durch¬ 
läuft, so bleibt hinreichend Zeit für eine 
gründliche Durchlüftung der Filterbetten. 
Der Aufbau der Filter ergibt sich aus der 
82 om nebenstehenden Skizze (Fig. 3). Die Ver¬ 
wendung des Polarite — ein nach Angabe 
des Patentinhabers magnetisch wirkendes 
Eisenoxyd — hat keine besonderen Vor- 
65 cm z üge. Die Filter werden etwa alle Woche 
einmal durch rückströmendes Wasser 
unter gleichzeitigem Umrechen der ober¬ 
sten Sandschicht gereinigt. 

42 cm Der Reinigungseffekt der Anlage ist 

ein guter. Unsere Analyse des gereinig¬ 
ten Abwassers ergab folgende Zahlen: 
26 cm Durchsichtigkeit über 50 cm, Oxydierbar- 
22 cm keit 37 bzw. 62 mg. Permanganat ver¬ 
brauch in saurer bzw. alkalischer Lösung. 
Ammoniakstickstofl 5*44, Albuminoid- 
stickstoff 1*68, Gesamtstickstoff 21*0 mg 
0 cm - im Liter. Salpetrige Säure 0, Salpetersäure 
reichlich, Abdampfrückstand 724 mg, 
Glühverlust 144 mg. Chlor 46 mg im Liter. 
Schwebestoffe nur in Spuren vorhanden. Das Wasser ist geruchlos, klar 
und fault bei achttägiger Beobachtung nicht nach. 

Belästigungen sind in dem kleinen Vorfluter (Yarrowfluß, einem Neben¬ 
flüsse des Ribble) nicht aufgetreten. 

Horfield. Horfield ist ein kleiner Vorort von Bristol mit etwa 2500 
Einwohnern; seine Abwässer konnten wegen Terrainschwierigkeiten schwer 
mit denjenigen Bristols vereinigt werden. Man zog es deshalb vor, für 
Horfield eine besondere Reinigungsanlage zu bauen. Die zu reinigende 
Menge beträgt bei trockenem Wetter täglich 250 cbm, am Besichtigungstage 
waren es infolge Regenfalles 340 cbm. Bis zu 500 cbm vermag die Anlage 
zu bewältigen. Die Abwässer sind reine Hausabwässer von bedeutender 
Konzentration. 

Als Klärmittel wird hier schwefelsaure Tonerde zugesetzt, und zwar 
110 g pro Cubikmeter Abwasser. Die Abscheidung der Schwebestoffe erfolgt 
nicht in Becken, sondern in Klärbrunnen, die in England vielfach den Namen 
Dortmundbrunnen führen. Das Wasser wird den Brunnen in geschlossenen 
Röhren bis etwas mehr als die halbe Tiefe von oben her zugeführt, erhält 
dadurch zunächst die Richtung von oben nach unten, um dann zu wenden 
und wieder oben nahe am Rande des Brunnens mittels kreisförmiger Umlauf¬ 
kanäle abzufließen. Da die drei vorhandenen Brunnen den ganzen täglichen 
Trockenwetterabfluß aufzunehmen vermögen, so ist die aufsteigende Strö- 
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mang in ihnen langsam genug, um den Schwebestoffen die Möglichkeit zu 
geben, der Stromrichtung entgegen sich abzusetzen. Aus dem tiefsten Teile 
der Brunnen, der sich konisch verengt, kann der Schlamm durch öffnen 
eines Schiebers mittels einer besonderen Röhrenleitung in ein Sammelbecken 
abgelassen werden. Der Kl&rbetrieb braucht dabei in den Brunnen nicht 
außer Tätigkeit gesetzt zu werden. Das geklärte Wasser wird auf Tropf¬ 
körper geleitet. Ein Teil dieser Körper hat eine Tiefe von 0‘9 m, ein anderer 
von 2*2 m. Das letztere wird in Horfield für vorteilhafter gehalten. Das 
Material der Tropfkörper ist Schlacke mit einer Korngröße von 3*7 bis 7*2 cm. 
Die Außenseiten sind mit größeren Schlackenstücken aufgesetzt und zwar 
so, daß zwischen den Umfassungsmauern und dem Tropfkörpermaterial ein 
Zwischenraum für die Luftzirkulation bleibt. Der Boden des Körpers ist 
dachförmig geneigt und ohne besonders angeordnete Drainage. Die gleich¬ 
mäßige Verteilung des Wassers über die Oberfläche des Tropfkörpers ge¬ 
schieht durch sogenannte Stoddartrinnen. Es sind dies wellenförmig gebogene 
gelochte Bleche, in deren Löcher nagelförmige Stifte eingelassen sind, von 
welchen das Wasser abtropft. Die Löcher befinden sich auf der Höhe der 
Wellen. Eine Reinigung der Bleche soll nur alle zwei bis drei Monate 
erforderlich sein, ln Horfield ist man mit dieser Verteilungseinrichtung 
recht zufrieden; dieselben werden übrigens auch mit gutem Erfolge in 
Chemnitz angewandt, nur hatte man hier unterhalb der Bleche noch Bündel 
von Weißdornreisig angeordnet. Eine Schwierigkeit liegt darin, den Tafeln 
die erforderliche vollständig horizontale Lage zu geben und sie darin zu 
erhalten. 

Die von uns vorgenommene Analyse der Rohjauche und der Abflüsse aus 
den Tropfkörpern ergab die nachstehenden Werte: 

a) Rohjauche: Durchsichtigkeit 1*5 cm, Oxydierbarkeit in saurer Lösung 253, 
in alkalischer 310rog Kaliumpermanganatverbrauch. 

b) Aus dem 0*9 m hohen Tropfkörper: Durchsichtigkeit 17 cm, Oxydierbar¬ 
keit in saurer Lösung 115, in alkalischer 153 mg Kaliumpermanganatverbrauch. 

c) Aus dem 2*2 m hohen Tropfkörper: Durchsichtigkeit 16 cm, Oxydierbar¬ 
keit in saurer Lösung 84, in alkalischer 115 mg Kaliumpermanganatverbrauch. 

Stickstoff in Form von Ammoniak bei a) 80*2mg, bei b) und c) qualitativ 
reichlich. Salpetrige Säuren bei a) Spuren, bei b) und c) deutliche Reaktion. 
Salpetersäure bei a) nicht vorhanden, bei b) und c) starke Reaktion. Chlor bei 
a) 113, bei b) und c) 70 mg im Liter. Schwebestoffe bei a) 194 mg im Liter, 
bei b) und c) Spuren. Geruch bei a) stark fäkal, bei b) und c) frisch ohne An¬ 
deutung von Jauchegeruch. Das gereinigte Wasser faulte bei achttägiger Auf¬ 
bewahrung nicht nach. Der Geruch blieb bei c) frisch, bei b) nahm er einen 
Stich in das Moderige an. Die Reinigung war also an dem Besichtigungstage 
eine genügende, trotzdem die Anlage um das anderthalbfache verstärkt in An¬ 
spruch genommen wurde. Der 2’2m hohe Tropfkörper arbeitete auch nach 
unseren Analysen besser als der 09m hohe, doch ist der Unterschied nicht so 
bedeutend, daß er der viel größeren Materialmenge entspricht. Wie sich die 
Sache gestalten würde, wenn man den höheren stärker beschickt als den niedri¬ 
gen, soll hier nicht erörtert werden. 

Auch in Horfield befanden sich kleine Nebenanlagen für weitere experi¬ 
mentelle Versuche. 

Das gereinigte Wasser wird dem Froonbach zugeführt; Mißstände sind 
nicht hervorgetreten, obgleich der Bach selbst sehr wenig Wasser hat. 
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Salford. Das Reinigungsgebiet hat rund 250000 Einwohner. Der 
Trockenwetterabfluß beträgt täglich 36 000 cbm, auf den Kopf kommen also 
täglich 157 Liter. Der Jahresdurchschnitt unter Hinzurechnung der Regen¬ 
wassermengen beträgt jedoch 55 000 cbm oder pro Kopf 230 Liter täglich. 
Yon der der Anlage zufließenden Abwassermenge müssen etwa 80 Proz. 
durch Pumpen gehoben werden, der Rest gelangt mit eigenem Gefälle dahin. 
Geklärt wird in Salford mittels Zusatz von Kalk, 44 bis 57 g pro Cubik- 
meter Abwasser, und Eisenvitriol, 29 bis 44g pro Cubikmeter. Zwischen 
dem Kalk- und dem Eisenvitriolzusatz liegt ein 60 m langer Weg. Die 
Abscheidung der Schwebestoffe findet in zwei Absitzbecken statt, die neben¬ 
einander angeordnet sind und abwechselnd benutzt werden. Jedes Becken 
vermag etwa den dritten Teil des täglichen Trockenwetterabflusses zu fassen, 
so daß die Strömung hinreichend verlangsamt wird. Der Schlamm wird 
durch unterirdische Leitungen einem großen Schlammsumpfe zugeführt und 
von hier mittels Pumpen in Tankschiffe befördert. 

Um die nachfolgenden Tropfkörper möglichst von aufgeschwemmten 
Stoffen frei zu halten, schickte man früher das aus den Absitzbecken ab¬ 
fließende Wasser zunächst über Grobfilter mit Kiesfüllung. Diese mußten 
jedoch außer Betrieb gesetzt werden, weil sie verschlammten und Maschinen 
zur Reinigung des Kiesmateriales nicht vorhanden waren. Man ist jedoch 
im Begriff, auf den Kies zum Abfangen des Schlammes noch eine Sandschicht 
zu bringen und diesen Sand häufig zu waschen. 

Die weitere Reinigung des Abwassers erfolgt mittels Tropfkörper von 
1*5 bzw. 2*4 m Höhe. Das Wasser wird auf ihnen verteilt mittels fontänen¬ 
artig wirkender Streudüsen, die einen Strahlungsradius von 1 m haben. 
Bei den zuerst gebauten Tropfkörpern ist die Wasserzuführung unterirdisch 
angeordnet, um das Material abnehmen und reinigen zu können; das hat 
sich jedoch als nicht notwendig erwiesen, so daß bei den neueren Betten 
die Wasserzuführung oberhalb der Körper angeordnet ist. Das Material 
der Körper hat eine Korngröße von 5 bis 19 mm, die 15 cm starke Boden¬ 
schicht besteht jedoch aus gröberem Material. Wegen des verhältnismäßig 
feinen Materials gewährt man der einen Hälfte der Körper während der 
Nacht, der anderen während des Tages Ruhe. Auch hat man zur besseren 
Durchlüftung am Boden gemauerte, mit zahlreichen seitlichen Öffnungen ver¬ 
sehene Gänge durchgeführt. Das Material ist im übrigen auf den gewachsenen 
Boden aufgeschüttet. Es besteht aus Schlacke, die im allgemeinen gegen 
Ersatz der Fuhrkosten umsonst zu haben ist, gelegentlich allerdings mit 
3 M. die Tonne bezahlt werden muß, wenn die Lieferanten merken, daß 
Bedarf vorhanden ist. 

Das gereinigte Wasser läuft in einer Kammer zusammen und von hier über 
ein Überfallwehr in den Manchester Schiffahrtskanal. Der Reinigungseffekt ist 
ein guter. Nach unseren Analysen hatte das Wasser eine Durchsichtigkeit 
von 25 cm erlangt, Schwebestoffe waren nur noch in Spuren vorhanden. Die 
Oxydierbarkeit betrug 80 mg Permanganatverbrauch. Salpetrigsaure Salze waren 
in geringen, Salpetersäure in größeren Mengen vorhanden. Das Wasser hatte 
einen etwas moderigen Geruch; eine Nachfaulung trat auch bei längerer Auf¬ 
bewahrung nicht ein. Nach einer Mitteilung des leitenden Ingenieurs schwankt 
die durch die Reinigung erzielte Oxydationsannahme zwischen 80 und 90 Proz. 
Für die Anlage stehen 13*6 ha zur Verfügung, hiervon sind zurzeit 7 2 besetzt. 
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C. Chemische Vorklärung; Nachbehandlung in doppelten Körpern. 

Diese Art der Abwasserreinigung wird geübt in Friern Barnett, 
einer der nördlichen Vorstädte von London. Das teilweise einen ländlichen 
Charakter tragende Entwässerungsgebiet wird von 12 000 Menschen bewohnt. 
Der Trockenwetterabfluß beträgt 1 350 cbm täglich, also 112 Liter pro Kopf. 
Die Klärung geschieht unter Zusatz von Eisenalaun (14 g pro Cubikmeter) 
und Kalk (56 g pro Cubikmeter). Der Zusatz erfolgt im Anfang des neben¬ 
stehend gezeichneten Mischkanales, und zwar pjg ± 

in der Art, daß an einer Kette ein Block Eisen- Zulauf vom A*yi 

alaun in das fließende Schmutzwasser einge¬ 
hängt wird, der sich langsam auflöst. Dicht 
vor dieser Stelle erfolgt der Zufluß der Kalk¬ 
milch. Eine gründliche Mischung der chemi¬ 
schen Zusätze mit dem Abwasser wird durch 
die zwangsweise wechselnde Wasserführung 
des letzteren mittels der eingebauten seitlichen 
Zwischenplatten erreicht (s. Fig. 4). Das ein¬ 
gezeichnete Ponceletrad wird durch den Ab- 
wasserstrom getrieben und liefert die Kraft für 
die Herstellung der Kalkmilch. Nachdem das 
Wasser den etwa 50 m langen Mischkanal 
passiert hat, gelangt es in vier Absitzbecken 
von je einem Fassungsvermögen von 300 cbm 
bei einer Länge vdn 30 m. Die Becken werden 
kontinuierlich betrieben und zwar gewöhnlich 
unter Zuhilfenahme von Umlauf kanälen hinter¬ 
einander geschaltet. Sie können jedoch auch 
einzeln benutzt und ausgeschaltet werden. Drei 
Becken befinden sich immer in Betrieb, während 
eins abwechselnd der Reinigung unterzogen 
wird. Die drei Becken vermögen zusammen 
70 Proz. des täglichen Trockenwetterabflusses 
zu fassen, es ist somit den Schwebestoffen reich¬ 
lich Zeit gegeben, sich zu Boden zu senken. 

Das geklärte Wasser wird über Einstau¬ 
betten geleitet, die so angeordnet sind, daß die 
aus dem einen Körper abfließenden Wässer noch 
über einen zweiten geleitet werden können. 

Vier Filterbetten sind vorhanden mit einer Ge¬ 
samtfläche von 6 ha, bei einer Tiefe von 1*8 m. 

Der Boden ist gewachsener Grund, die Seitenwände sind gemauert. Die 
unterste Schicht der Körper besteht in einer Stärke von 0*6 bis 0*7 m aus 
Ziegelsteinbrocken, die mittlere in einer Stärke von 0*9 m aus einer Mischung 
von Ziegelsteinen, sandigem Boden und Koksstückchen von 6 bis 12 mm Korn¬ 
größe. Die oberste 0*15 m starke Feinschicht besteht aus sandigem Boden. Die 
Abwässer werden den Betten mittels fünf Einlässen zugeführt und durch recht¬ 
winkelige Holzrinnen verteilt. Der Betrieb ist viertägig, so daß jedes Bett 
immer 12 Tage Zeit zur Erholung hat. Die Ableitung des Wassers geschieht 
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mittels Tonröhren, deren untere Hälften durchlöchert sind, ln jedem Bett 
sind vier Hauptlängsstränge vorhanden mit einem Durchmesser von 22’5 cm; 
diese Längsstränge sind zwecks Ventilation bis zur Oberfläche des Bettes 
verlängert. Aus den Längssträngen fließt das Wasser in einen Querstrang 
von 45 cm Durchmesser und von diesem in den Vorfluter. Als solcher 
dient ein kleiner Bach, der selbst nicht mehr Wasser hat, als das ihm zu¬ 
geführte, Abwasser beträgt. Er mündet in die Lea, einen Nebenfluß der 
Themse. 

Außer diesen Körpern sind noch sogenannte Sturmwasserbetten vor¬ 
handen, welche das Abwasser aufnehmen, wenn die Menge desselben das 
Drei- bis Sechsfache des Trockenwetterabflusses beträgt. Der Sturmwasser¬ 
betten sind vier vorhanden mit einer Oberfläche von je 900qm, bei einer 
Tiefe von 1*3 m. Ihr Aufbau besteht aus vier gleichmäßigen Schichten von 
50 mm, 38 mm, 25 mm und 13 mm Korngröße (vou unten nach oben ge¬ 
rechnet). Das Material besteht in einem Bett aus Schlacken, in den anderen 
aus Ziegelsteinbrocken. Die Drainage ist flschgrätenartig angeordnet. 

Friern Barnet kann sich also den an die Reinigungsanlage zu stellenden 
Anforderungen in jeder Weise anpassen. Für gewöhnliche Wassermengen 
durch Benutzung der Einstaubetten als einfache Körper; werden die Absitz¬ 
becken bei größeren Wassermengen rascher durchströmt und die einfachen 
Körper infolgedessen mit größeren Mengen beschickt, so kann ihr Abfluß 
mittels nachgeschalteter Sekundärkörper nachgereinigt werden. Bei einer 
Verdünnung des Abwassers, die mehr als das Dreifache beträgt, können durch 
Umlaufkanäle noch die Sturmwasserbetten herangezogen werden. 

Die Anlage ist seit einer Reihe von Jahren in Benutzung und arbeitet 
dauernd gut. Es hat sich gezeigt, daß die am ersten Tage der Tätigkeit 
aus den Filterbetten abfließenden Wassermengen gelegentlich noch eine 
geringe Trübung zeigen, doch riecht das Wasser vollständig frisch und 
fault nicht nach. Vom Ende des ersten Tages an ist das Wasser voll¬ 
ständig blank, die Durchsichtigkeit betrug nach unserer Feststellung mehr 
als 50 cm. 

Das Ergebnis der Besichtigung der zur Gruppe II gehörigen Anlagen 
läßt sich kurz dahin zusammenfassen, daß die Reinigung der Abwässer durch 
Absitzen unter Zusatz von Chemikalien an sich unzureichend ist, daß sie 
aber bei größeren Vorflutern unter gewissen Verhältnissen genügt. Hier ist 
Prüfung von Fall zu Fall erforderlich. Mittels einer Nachbehandlung der 
vorgeklärten Abwässer in Reinigungskörpern verschiedener Art läßt sich 
jedoch ein Produkt hersteilen, das selbst in ganz kleinen Vorflutern zu Be¬ 
lästigungen nicht mehr führt. 


III. 

Vorbehandlung des Abwassers in Faulbeeken ohne 
Chemikalienzusatz. 

Die Behandlung der Abwässer mit Chemikalien hat im wesentlichen 
den Zweck, künstlich grobflockige Niederschläge zu erzeugen, welche beim 
Niedersinken die feineren Schwebestoffe des Abwassers mit zu Boden reißen. 
Eine Zerlegung dieser Schwebestoffe findet dabei im allgemeinen nicht statt. 
Über die Beeinflussung der gelösten Stoffe gehen die Meinungen ausein- 
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ander. Einheitliche Befunde lassen sich kaum erzielen, da die aufeinander 
einwirkenden Faktoren selbst und die Bedingungen, unter welchen sie auf¬ 
einander ein wirken, Ton Fall zu Fall schwanken. Bei den gelegentlich be¬ 
nutzten Eisensalzen kommt noch die desodorisierende Wirkung dieser Stoffe 
zur Geltung. 

Bei der Vorbehandlung der Abwässer in Faulbecken bezweckt man 
etwas anderes. Hierbei sollen die kompliziert gebauten festen und gelösten 
organischen Bestandteile des Abwassers durch Fäulnis Vorgänge zerlegt und 
in einfache umgewandelt werden. Man erwartet davon eine Verminderung 
der festen Bestandteile, weil bei dem Fäulnisvorgange gasförmige Produkte 
entstehen, die sich verflüchtigen. Man ist aber auch der Meinung, daß die 
zerlegten einfacheren, aber noch offensiven Stoffe leichter zu inoffensiven 
umgewandelt werden, als unzerlegte komplizierte; die auf die Faulung fol¬ 
gende Reinigung soll also leichter auszuführen sein. 

Bei der Erörterung der Schlammfrage wird auf diese Punkte noch näher 
einzugehen sein. 

A. Vorbehandlung durch Faulung; Nachbehandlung mit einfachen 

Körpern. 

Accrington. Die Stadt zählt 50 000 Einwohner. Der Trockenwetter¬ 
abfluß beträgt 5700 cbm, auf den Kopf kommen also täglich 106 Liter. Das 
der Anlage zufließende Abwasser wird in Becken geleitet, durch welche es 
so langsam strömt, daß der Aufenthalt durchschnittlich 24 Stunden beträgt; 
für 1 cbm Trockenwetterabfluß sind 1'5 cbm Faulbeckenraum vorhanden, so 
daß bei trockenem Wetter der Aufenthalt auf anderthalb Tage ausgedehnt 
werden kann. Gelangt mehr als die dreifache Menge Wasser zur Reinigungs¬ 
anlage, so wird es durch Umlaufkanäle direkt in den Vorfluter geleitet. 
Eine Beseitigung des in dem Faulbecken angesammelten Schlammes ist 
höchstens alle sechs Monate nötig. 

Aus den Faulbecken gelangt das Abwasser auf die Tropfkörper, die 
Verteilung geschieht durch Sprenger, deren Arme ungleich lang sind, damit 
alle Teile des Körpers gleichmäßig Wasser erhalten. Die Zuführung mittels 
feststehender gelochter Röhren hat sich hier nicht so gut bewährt. Die 
Tropfkörper haben eine achteckige Gestalt; sie sind auf dem sorgfältig ein¬ 
geebneten Boden aufgebaut mit einer dünnen Unterlage von Beton. Ihre 
Höhe beträgt 2'7, bei einigen 2’4 m. Das Material, dessen Korngröße zwischen 
50 und 75 mm schwankt, besteht bei einzelnen aus Schlacke aus dem Müll¬ 
verbrennungsofen, bei anderen aus Gaskoks. Am Boden der Körper liegen 
dicht aneinander gefügt halbzylinderförmige durchlochte Schalen aus ge¬ 
branntem Ton. Diese sollen einmal das gereinigte Wasser abführen, anderer¬ 
seits der Luftzirkulation dienen. Umgeben sind die Körper bis zu drei¬ 
viertel der Höhe von unterbrochenem Mauerwerk, über diesem befindet sich 
ein netzförmig gestaltetes eisernes Gitter, darüber liegen die Seitenflächen 
der Körper frei. 

Die Tropfkörper haben zusammen eine Oberfläche von rund 3800 m, 
einen Rauminhalt von 9700 cbm. Auf 1 qm Oberfläche kommt also täglich 
1*5 cbm Trockenwetterabfluß, auf 1 cbm Material 0*6 cbm. Die Durchtropf¬ 
zeit beträgt 15 bis 18 Minuten. 
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Das aus dem Faulbecken abfließende Wasser batte am Besichtigungs¬ 
tage ein schwarzes Aussehen und starken Geruch, das von dem Tropfkörper 
abfließende war mittelklar (Durchsichtigkeit 10 cm) mit geringen Mengen 
schwärzlicher Flocken. Das Wasser hatte einen frischen Geruch und faulte 
bei der Aufbewahrung nicht nach. Die Analyse ergab einen reichen Gehalt 
an salpetriger Säure und Salpetersäure. Es war also während des Aufenthaltes 
in dem Tropfkörper Sauerstoff in genügender Menge aufgenommen, den 
Stickstoff zu mineralisieren. Die schwärzlichen Flocken sucht man aus dem 
abfließenden Wasser durch Einschaltung kleiner Becken zu entfernen. Trotz 
der bedeutenden spezifischen Schwere der Flocken gelingt dies nur zum Teil, 
da die Becken zu klein sind. 

Auch in Accrington fanden wir neben der geschilderten Hauptanlage 
eine Anzahl kleiner Versuchsanlagen, in welchen unter Mitwirkung der 
Royal Commission on Sewage Disposal weitere Versuche angestellt werden. 

Exeter. An beiden Ufern der Exe gelegen, hat die Stadt 47 000 Ein¬ 
wohner; auf den am linken Ufer gelegenen Stadtteil kommen davon 37 000. 
Der Trockenwetterabfluß aus diesem Stadtteil beträgt 4500 cbm, auf den 
Kopf also 122 Liter täglich. 

Das zufließende Wasser wird in überwölbten Becken der Ausfaulung 
überlassen. Man hatte früher Einrichtungen getroffen, das sich in den Becken 
ansammelnde Gas zur Beleuchtung der Anlage zu verwenden. Diese Be¬ 
leuchtungsart mußte jedoch aufgegeben werden, weil die Gasentwickelung zu 
unregelmäßig war. Es sollen Schwankungen in der Produktion zwischen 0,8 und 
110 cbm in der Stunde vorgekommen sein. Jetzt läßt man das Gas mittels Ven¬ 
tilationsröhren dauernd entweichen. Die Beseitigung des Schlammes aus den 
Faulbecken erfolgt etwa alle Monat, doch wird jedesmal nur ein Teil entfernt. 
Die Tätigkeit der Becken soll eine bessere sein, wenn ein Teil der in Umsetzung 
begriffenen Stoffe bei der Neubeschickung in ihnen noch vorhanden ist. Zur 
Abführung des Schlammes dienen unterirdische Rohrleitungen, die Becken 
brauchen dabei nicht entleert zu werden. Das ausgefaulte Wasser wird zum 
Zwecke der Wegverlängerung, um etwa mitgerissenen Schwemmstoffen noch 
Gelegenheit zum Absitzen zu geben, zunächst in einen den Becken vorge¬ 
schalteten Querkanal geleitet. Von diesem aus erfolgt die Füllung der Einstau¬ 
becken, und zwar automatisch. Die hierzu erforderlichen Apparate sind seit 
neun Jahren ohne Störung in Tätigkeit Die Einstaukörper haben eine Tiefe 
von 1*5 m, ihr Material besteht aus Schlacke von 6 bis 20 mm Korngröße. Oben 
tragen sie eine 5 cm starke Deckschicht von feinem Material mit 3 mm Korn¬ 
größe, um das eigentliche Arbeitsmaterial des Körpers dadurch vor Verschlam¬ 
mung zu schützen. Auf der Deckschicht fanden wir Mangold gepflanzt. 

Zur Ableitung des geklärten Wassers dient ein Kanal mit einem Gefälle 
von 1 zu 4000, Ablagerungen waren in demselben nicht zu sehen. An der 
Einmündungsstelle in den Vorfluter wuchsen grüne Algen. 

Die Anlage vermag das fünf- bis sechsfache des Trockenwetterabfiusses 
zu verarbeiten, das darüber hinaus zufließende wird auf Land geleitet und 
dort der Versickerung überlassen. 

Ara Be8ichtigung8tage herrschte starker Regen, die Anlage wurde auf 
das Äußerste angespannt, so daß an einzelnen Stellen die Überläufe in Tätig¬ 
keit traten. 
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Eb wurden von uns Proben aus dem Rohwasserkanal a, von den Faulbecken- 
abflüssen b und von den vereinigten Abflüssen der Einstaukörper c untersucht. 
Die Analyse ergab: Durchsichtigkeit a 1cm, b 1*5 cm, c 4*0cm; Permanganat¬ 
verbrauch bei der Oxydation a 429 mg, b 310 mg, c 165 mg im Liter in saurer 
Lösung, in alkalischer 467 bzw. 366 bzw. 209 mg; Ammoniakstickstoff o 43*1 mg, 
b 329mg, c 16*3mg; Albuminoidstickstoff a 5*6mg, b 3*9mg, c 3’Omg; Gesamt¬ 
stickstoff a 56*5 mg, b 41 *7mg, c 27*0mg; salpetrige Säure bei a und b leichte Re¬ 
aktion, bei c starke; Salpetersäure bei a Spur, bei b 0, bei c deutliche Reaktion. 
Schwebestoffe bei a 458 mg, bei b 285 mg, bei c 41*8 mg im Liter. Das Wasser 
war bei a fast geruchlos, schwarzgrau, stark getrübt; bei b Geruch deutlich 
fakal, Farbe mehr schwarz, Aussehen getrübt; bei c Geruch frisch, Farbe bräun¬ 
lichgrau, Aussehen leicht getrübt. Das Wasser von c fault bei längerem Auf¬ 
bewahren nicht nach, es nahm einen etwas moderigen Geruch an. 

Bei Berücksichtigung der Verhältnisse, unter welchen die Anlage am 
Besichtigungstage arbeitete, ist die Leistung als eine befriedigende zu be¬ 
zeichnen, trotzdem die Umsetzung der stickstoffhaltigen Stoffe nicht weit 
gediehen war. 

Neben der Hauptanlage befand sich eine kleine Nebenanlage, in welcher 
die Hausabwässer aus einem Bezirk von etwa 1200 Einwohnern besonders 
gereinigt wurden. Sie dient Versuchszwecken. Ihre Einrichtung entspricht 
derjenigen der Hauptanlage, der Schlamm wird jedoch aus den Faulbecken 
nur alle 12 Monate entleert. Die Royal Commission erhält regelmäßig Proben 
zur Untersuchung. 

Das Arbeitspersonal der Anlage besteht nur aus drei Mann; nach der 
Ansicht des Führers könnte man mit zwei auskommen, wenn nicht nebenbei 
etwas Landwirtschaft getrieben würde. 

B. Vorbehandlung durch Faulung; Nachbehandlung mit doppelten 

Körpern. 

Die Nachbehandlung des vorgefaulten Wassers in einfachen Körpern 
stellt an diese Anforderungen weitgehender Natur. Es wird daher eine 
Entlastung und ein vollkommenes Ergebnis dadurch herbeizuführen gesucht, 
daß man die aus den ersten Körpern abfließenden Wässer noch einer weiteren 
Nachbehandlung in Körpern zweiter Stufe unterzieht. Manchester ist auf 
Druck der Zentralbehörde hin im Begriff, eine solche Anlage zu schaffen; 
Burnley hat sie in vollendeter Weise fertig gestellt. 

Manchester. Das Entwässerungsgebiet bewohnen rund 560 000 
Menschen. Der Trocken wetterabfluß beträgt 110000 cbm täglich, der Jahres¬ 
durchschnitt infolge der den Kanälen zufließenden Regen wassermengen jedoch 
153 000 cbm, auf den Kopf der Bevölkerung kommen also 200 bzw. 273 Liter 
Abwasser täglich. Bis vor wenigen Jahren wurde die Reinigung unter Zu¬ 
satz von Kalk und Eisenvitriol in Absitzbecken ausgeführt; dieselbe war 
jedoch eine so wenig ausreichende und führte in dem Vorfluter, dem Man¬ 
chester Schiffahrtskanal, zu solchen Mißständen, daß die Aufsichtsbehörde 
sich veranlaßt sah, einzuschreiten. Zur Aufstellung der neuen Reinigungs¬ 
projekte wurden die besten Fachmänner Englands auf diesem Gebiete (je 
ein Bakteriologe, Ingenieur und Chemiker) berangezogen. Nach eingehen¬ 
den Beratungen und Versuchen kam eine Übereinstimmung zwischen Zentral¬ 
behörde und Stadtverwaltung dahin zustande, die vorhandene Anlage in der 
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Weise umzubauen, daß einer Vorbehandlung in Faulbecken eine Nachbehand¬ 
lung in doppelten Einstaukörpern zu folgen habe; das aus der zweiten Stufe 
der Einstaukörper abfließende Wasser solle noch einer Nachbehandlung auf 
Land unterzogen werden. Dieser weitgehenden Behandlung sei das Ab¬ 
wasser jedoch nur zu unterziehen, so lange nicht mehr als die dreifache 
Trockenwetterabflußmenge zu verarbeiten sei, bei einer vier- bis sechsfachen 
Verdünnung könne ein vereinfachtes Verfahren in Sturm wasserfiltern Ver¬ 
wendung finden. Bei mehr als sechsfacher Menge treten die Notauslässe 
in der Stadt in Tätigkeit. Als Trockenwetterabfluß wurde der tägliche 
Wasserverbrauch (95 000 cbm) zugrunde gelegt. Die Kosten zur Herstellung 
der neuen Anlage, unter möglichster Ausnutzung der vorhandenen, wurden 
auf 10 Millionen Mark veranschlagt, doch ist es dem leitenden Beamten 
gelungen, wesentliche Beträge zu ersparen, so daß die veranschlagte Bau¬ 
summe nicht ausgegeben ist. 

Der erste Teil der Anlage liegt in Davyhulme, etwa 8 km vom Mittel¬ 
punkt der Stadt entfernt; hier befinden sich die 15 offenen Faulbecken und 
im Anschluß an sie die Einstaubetten erster Stufe und die Sturmwasser¬ 
betten. Die Abflüsse dieses Teiles sollen in einem etwa 4 km langen, teils 
offenen, teils geschlossenen Kanal an dem Schiffahrtskanal entlang zur Ge¬ 
markung Carrington geführt werden, wo innerhalb einer durch den Mersey 
dicht oberhalb seiner Einmündung in den Schiffahrtskanal gebildeten Schleife 
der zweite Teil der Anlage — die Einstaukörper zweiter Stufe und der für 
die Landbehandlung angepaßte Boden — hergerichtet werden soll. Es 
besteht jedoch auch die Einrichtung, daß die Abflüsse der Anlage in Davy¬ 
hulme direkt dem Schiffahrtskanal zugefübrt werden können. 

Zur Beurteilung der gewaltigen Größe des Werkes mögen folgende 
Zahlen dienen. Die Faulbecken haben bei einer Oberfläche von 4 ha ein 
Fassungsvermögen von 92000 cbm; die Oberfläche der Einstaukörper erster 
Stufe beträgt 18*5 ha, diejenige der Sturmwasserbetten etwa 11ha. Soweit 
war die Anlage bei unserer Besichtigung annähernd vollendet. Mit dem 
Bau der Einstaukörper zweiter Stufe in Carrington hatte man noch nicht 
begonnen; zur Verfügung stehen dort 120 ha Reserveland, auf welchen 18 ha 
Einstaukörper zweiter Stufe und 40 ha für Rieselei aptiertes Land eingerichtet 
werden sollen. Die Erfahrungen, welche mit der Wirksamkeit des ersten 
Teiles der Anlage gemacht wurden, sind jedoch so gute, daß man von der 
Herstellung des zweiten Teiles der Anlage glaubt zunächst absehen zu 
können. Statt dessen ist man im Begriff, in der unmittelbaren Nähe von 
Davyhulme bei Barton Locks eine geringere Anzahl kleiner Reinigungskörper 
zweiter Stufe anzulegen; wir sahen die ersten bereits in Tätigkeit. 

Der Aufenthalt des Abwassers in den Faulbecken dauert etwa sechs 
Stunden. Der am Boden sich ansammelnde Schlamm wird von Zeit zu Zeit 
ohne Störung des Betriebes teilweise abgelassen. Man benutzt dazu be¬ 
sondere Leitungen mit Evakuierkammern, in welche der Schlamm durch den 
Druck des in den Becken stehenden Wassers hineingetrieben wird. Aus 
den Evakuierkammern wird der Schlamm mittels Preßluft in ein Sammel¬ 
becken befördert, von wo aus er in Tankschiffe fließen kann. 

Die Einstaukörper werden täglich etwa zweimal mit dem ausgefaulten 
Wasser gefüllt. Ihr Material besteht vorwiegend aus Schlacke, gelegentlich 
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auch aus anderen festen Körpern; dies ist gewaschen und gesiebt und hat 
eine Korngröße, die zwischen 5 und 25 mm schwankt. Die Wasserzuführung 
geschieht von der Mitte des Körpers aus mittels radiär angeordneter Rinnen, 
welche auf der Oberfläche seicht ausgehoben sind und eine besonders feine 
Deckschicht von weniger als 3 mm Korngröße besitzen. Diese feine Deck¬ 
schicht hält einen wesentlichen Teil der in dem Faulwasser noch vorhandenen 
Schwebestoffe zurück und schützt damit den Körper vor dem Verschlammen. 
Der auf der Deckschicht der Rinnen angesammelte Schlamm wird von Zeit 
zu Zeit entfernt, er hat übrigens, da er aus dem Faulbecken stammt,'eine 
körnige Beschaffenheit und ist nicht mehr fäulnisfähig. Die Tiefe der Ein- 
staukörper ist 1 m, die Bodendrainage für die Abführung der gereinigten 
Wässer ist eine sehr sorgfältige. 

Die Sturmwasserbetten sind nicht so sorgsam hergestellt, wie die eben 
geschilderten Einstaukörper. Sie haben nur eine Tiefe von 0*75 m, ihr 
Material ist nur gesiebt und nicht so vorsichtig ausgewählt. Die Wasser- 
verteilung geschieht bei ihnen ebenfalls von der Mitte aus, nur fehlen die 
Verteilungsrinnen. Damit auch diese Körper jederzeit gut eingearbeitet sind, 
beschickt man sie von Zeit zu Zeit an regenfreien Tagen. Bei starkem 
Regen geschieht der Betrieb in der Weise, daß sie bei geschlossenem Ablauf¬ 
schieber zunächst gefüllt und mehrere Gentimeter hoch mit Wasser überstaut 
werden; dann wird der Ablaufschieber geöffnet und nun unter Beibehaltung 
der ÜberBtanhöhe das zu reinigende Wasser kontinuierlich durchgeleitet. Die 
Erfahrungen sind jedoch nicht feststehend, ob ein derartiger kontinuierlicher 
Betrieb besser ist oder ein intermittierender, selbst wenn die einzelnen Perioden 
der Unterbrechungen nur sehr kurze sind. Die oberste Schicht dieser Betten 
wird von Zeit zu Zeit umgebarkt, etwa alle Monat einmal; sehr selten hat 
sich eine Abtragung der Oberfläche als nötig erwiesen. Das abgetragene 
Material, das einen Fettgehalt von mehr als 30 Proz. besitzen soll, wird mit 
Kohle verbrannt und dient dann zur Wegebefestigung. 

Die Füllung und Entleerung sämtlicher Körper geschieht von Hand, 
automatische Einrichtungen haben sich hier nicht als praktisch erwiesen. 

Der Bau der zweitstufigen Körper entspricht im allgemeinen dem der 
erststufigen; das Material ist aber etwas feiner gewählt, weil sie in erster 
Linie den Zweck haben, diejenigen Schwebestoffe zurückzuhalten, welche 
sich noch in den Abflüssen der primären Reinigungskörper Anden. Wenn 
diese Stoffe auch kaum noch fäulnisfähig sind, so können sie doch bei der 
großen Menge der Abwässer zu Ablagerungen im Shipkanal führen, die ver¬ 
mieden werden sollen, ln zweiter Linie vollenden die Körper der zweiten 
Stufe die Umsetzung des organischen Materials. 

Wir waren in der Lage, die Abflüsse aus dem Sammelkanal der erststufigen 
Körper (a) und solcher aus einem zweitstufigen Körper (6) zu untersuchen. Die 
Analyse ergab: Durchsichtigkeit a 7 cm, b über 50cm; Verbrauch von Perman¬ 
ganat in saurer Lösung a 121*8mg, b 30*7mg im Liter, in alkalischer Lösung a 
165*6 mg, b 55*8 mg; Ammoniakstickstoff a 32*64 mg, b 12*92 mg; Albuminoid- 
stickstoffa l*68mg, b l*40mg; Gesamtstickstoff a 34*72mg, b 31*36mg; salpetrige 
Säure a schwache Reaktion, b starke Reaktion; Salpetersäure a schwache Reak¬ 
tion, b starke Reaktion; Schwebestoffe a 80mg im Liter, b kaum nachweisbar. 
Äußere Beschaffenheit a ziemlich stark getrübt, von gelbschwärzlicher Farbe 
und schwachem Geruch nach Abwasser, klärt sich nach einigen Tagen und 
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scheidet Eisen aus; nach zwei Tagen deutlicher Abwassergeruch, b klar mit 
frischem Geruch, bleibt auch bei tagelanger Aufbewahrung unverändert. 

Man muß zwar bei einem Vergleich der beiden untersuchten Proben 
vorsichtig sein, weil sie nicht sicher demselben Rohwasser entstammen, es 
ergibt sich aber aus den Analysen, daß der Abfluß aus den Körpern der 
zweiten Stufe ein in jeder Weise einwandfreies Wasser darstellt, das jedem 
Vorfluter zugemutet werden kann, während der Abfluß aus den Körpern der 
ersten Stufe an den Vorfluter noch ziemlich hohe Anforderungen stellt. 
Wenn das Ergebnis gleichmäßig ein derartiges ist, wie wir es gefunden 
haben, wird Manchester nicht umhin können, die Körper der zweiten Stufe 
voll auszubauen. 

Die ganze Anlage ist ein Musterwerk der Technik und zeigt, wie klar 
und zielbewußt die Fachmänner an die Lösung der schwierigen Aufgabe 
herangegangen sind. 

Burnley. Das Entwftsserungsgebiet zählt 82000 Einwohner, der 
Trockenwetterabfluß beträgt täglich 9000 cbm, auf den Kopf kommen also 
110 Liter. Vor Eintritt in die Faulbecken passiert das Abwasser zwei 
Absitzbecken, welche etwa die Mitte halten zwischen den üblichen Sand¬ 
fängen und eigentlichen Absitzbecken; die Raum Verhältnisse sind 15 zu 12 m 
bei einer Tiefe von 2*4 m. Faulbecken, und zwar offene, sind 17 vorhanden 
mit einem Gesamtfassungsvermögen von 11 000 cbm, so daß ein genügend 
langer Aufenthalt des Abwassers in diesen Becken ermöglicht ist. Versuche 
mit überwölbten Faulbecken haben keine Vorzüge derselben vor offenen 
ergeben. Es ist die Einrichtung getroffen, daß die Faulbecken einzeln 
benutzt werden können, sie lassen sich aber auch zusammenschalten. Der 
Betrieb ist ein kontinuierlicher, bei der Reinigung der Becken wird er jedoch 
unterbrochen. Seither mußte man den Schlamm alle sechs Monate etwa 
beseitigen; seit der Fertigstellung der sämtlichen Becken glaubt man jedoch 
die doppelte Zeit warten zu können. Bei der Schlammbeseitigung macht 
die auf den Becken häufig vorhandene Schwimmdecke Schwierigkeiten; durch 
Zerstückelung derselben und Vermischung mit flüssigem Schlamm ist es 
jedoch gelungen, sie in einen pumpfähigen Zustand zu versetzen. Der an¬ 
gesammelte Schlamm wird durch Leitungen in einen Schlammsumpf geführt, 
von welchem aus er weiter verarbeitet wird. 

Die Einstaukörper für die Nachbehandlung liegen etwa 1 km von den 
Faulbecken entfernt. Die Körper haben eine Tiefe von 0*9 m, das Material 
besteht aus gesiebter Schlacke; sie sind auf gewachsenem Boden aufgebaut 
und haben als seitliche Begrenzung Erdwälle. Die gehegten Befürchtungen, 
daß Ratten diese Wälle undicht machen würden, haben sich nicht bestätigt. 
Die erststufigen und die zweitstufigen Körper zeigen gleiche Konstruktion, 
nur die Korngröße des Materials ist verschieden; sie liegt bei der ersten 
Gruppe über 12mm, bei der zweiten zwischen 6 und 12 mm. In Burnley 
erwuchsen viele Schwierigkeiten dadurch, daß die Aufnahmefähigkeit der 
erststufigen Einstaukörper zeitweise um zwei Drittel zurückging. Die Unter¬ 
suchung ergab, daß der mit dem Material eingebrachte Staub mit dem Ab¬ 
wasser schwammartige Massen bildete, welche die Volums Verminderung 
bedingten. Außerdem fand man, daß sich auf den einzelnen Stücken der 
Abführungsdrainage gelatinöse Massen entwickelt hatten, die den Wasser- 
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abfluß stellenweise vollkommen verhinderten. Die Schwierigkeiten ließen 
sich dadurch beseitigen, daß man das Schlackenmaterial nicht bloß siebte, 
bevor es in die Körper eingebracht wurde, sondern auch wusch. Das Waschen 
hatte noch den Vorteil, daß nun für die zweitstufigen Körper das Material 
bis zu 3 mm Korngröße hinunter benutzt werden konnte, wobei die Wirksam¬ 
keit dieser Körper noch stieg. Beim Waschen entsteht ein Verlust von 
10 Proz., wenn Material aus alten Körpern benutzt wird, von 22 Proz. 
jedoch, wenn man frisches Material nimmt. Die Reinigungskosten stellen 
sich auf 1*25 M. für 1 cbm altes Material. Hierbei sind die Kosten für 
Auspacken, Verlegen der Leitungen, Waschen, Sieben und Wiedereinpacken, 
sowie Ersatz des verloren gegangenen Materiales eingeschlossen. 

Das Sturmwasser wird in Burnley zunächst über Land geleitet; fließt 
soviel Wasser zu, daß die Versickerung nicht rasch genug erfolgt, so wird 
der überfließende Teil auf zweitstufige Körper geführt. 

Die Verteilung des Wassers über die einzelnen Körper geschieht mittels 
durchlochter Röhren; man hält dies Verfahren für billiger, als das in Man¬ 
chester geübte mittels Rinnen, weil bei den ersteren soviel an Arbeitskraft 
gespart werden soll, daß die größere Kapitalanlage, welche die Röhren 
erfordern, mehr als ausgeglichen wird. Die Schieberstellungen beim Zu* 
und Abfließen des Wassers erfolgen von Hand; automatische werden nicht 
für praktisch gehalten. 

Am Besichtigungstage fiel reichlicher Regen, die Körper wurden stärker 
belastet als im Durchschnitt. Der Abfluß aus einem zweitstufigen Körper 
hatte eine Durchsichtigkeit von 8*5 cm, das Aussehen war schwach getrübt, 
der Geruch des Wassers frisch, die Reaktion auf salpetrige Säure war nicht 
sehr stark, diejenige auf Salpetersäure jedoch sehr stark. Das Wasser 
klärte sich beim Stehen unter Abscheidung grauer Flocken und faulte nicht 
nach. Der Anlage kann demnach eine genügende Leistung nicht abgesprochen 
werden. 

Birmingham. Birmingham bildet mit einigen benachbarten Ortschaften 
eine Abwässerungsgenossenschaft, den Tarne and Rea District Drainage 
Board. Die Gesamtbevölkerung des Entwässerungsgebietes beträgt 820 000 
Menschen, an denen Birmingham mit 540 000 beteiligt ist. 

Die Vorbehandlung der Abwässer geschieht in Faulbecken — für 80000 
Menschen ist aus räumlichen Gründen eine kleine besondere Vorbebandlungs- 
anlage geschaffen. — Die Nachbehandlung sämtlicher Abwässer geschieht 
zum Teil auf Rieselfeldern, zum Teil auf Tropfkörpern. 

Der Trockenwetterzufluß zu den Faulbecken beträgt täglich 90 000 cbm, 
oder pro Kopf 121 Liter. Von 1872 bis 1900 wurde mit Kalk in Absitz¬ 
becken geklärt, dann hörte man mit dem Kalkzusatz auf und benutzte einen 
Teil der Becken als Absitzbecken, den anderen als Faulbecken. Nach und 
nach hat man die Absitzbecken in Faulbecken umgewandelt, so daß zurzeit 
die noch vorhandenen verkleinerten Absitzbecken nur als Vorkammern für 
die Faulbecken dienen, um die schwersten Sinkstoffe abzufangen. Das 
Fassungsvermögen der Faulbecken beträgt 48 000 cbm, gewährleistet somit 
einen 13- bis 15 ständigen Aufenthalt des Trockenwetterabflusses. Eine Be¬ 
seitigung des Schlammes aus den Faulbecken ist etwa jährlich einmal erforder¬ 
lich. Der Schlamm wird in Druckrohrleitungen, welchen in Entfernungen 
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von je 180 m Nebenleitungen angeschraubt werden können, weggedrückt 
und auf Land ausgebreitet. 

Fließt der Anlage mehr als das zweifache des Trockenwetterabflusses 
zu, so treten Sturmwasserbetten in Tätigkeit. Diese sind 0*9m tief. Das 
in sorgfältig ausgemauerte Becken eingefüllte Material besteht aus Schlacke 
oder Koks, deren Oberfläche häufig umgerissen werden muß, um die erforder¬ 
liche Durchlässigkeit zu erhalten und die bei trockenem Wetter leicht ein¬ 
tretende lästige Staubentwickelung zu verhüten. 

Das vorgefaulte Wasser wird in einem etwa 4 km langen geschlossenen 
Kanal dem Rieselfelde zugeführt. Hier stehen 740 ha zur Verfügung, davon 
werden 390 für intermittierende Filtration, 350 für die eigentliche Rieselung 
benutzt. 1 ha hat also die Abwässer von 1100 Menschen aufzunehmen. 
Der Boden wurde damit überlastet. Da außerdem die Bevölkerung des 
Entwässerungsgebietes ständig wächst und geeignete weitere Ländereien 
nicht zu haben waren, entschloß man sich nach jahrelangen sorgfältigen 
Vorversuchen, einen Teil der Abwässer mittels Tropfkörpern zu reinigen. 
Von diesen ist eine Anzahl schon im Betrieb, andere sind im Bau begriffen. 
Man hat hier Körper angelegt von 100m Länge, 30m Breite und 1*8m 
Tiefe. Das Material besteht aus Granit mit einer Korngröße von 50 bis 
75 mm, die obere 25 cm starke Schicht hat jedoch etwas feineres Korn. 
Nach den Erfahrungen des Leiters der Werke, Watson, ist die Art des 
Materials gleichgültig, wenn es nur dauerhaft ist und keine zu glatte Ober¬ 
fläche hat. Kieselsteine sind deshalb nicht brauchbar, Brocken von alten 
hartgebrannten Mauersteinen lassen sich dagegen verwenden. Das benutzte 
Material kostet eingebracht in die Körper 7*5 M. pro Gubikmeter. 

Der Boden der Tropfkörper besteht aus 15 cm starken Betonplatten, 
auf welchen halbzylinderförmige glasierte Tonschalen unmittelbar aneinander 
gereiht verlegt sind. Jeder der Schalen sind an ihren beiden Enden kleine 
Nasen angeformt, so daß beim Verlegen der Fassonstücke jeweils ein Ab¬ 
stand von etwa 1*5 cm entsteht. Es geschieht dies, um die bei der Größe 
der Körper besonders zu beachtende Durchlüftung zu fördern. 

Die Verteilung des Abwassers geschieht mittels Streudüsen, wie sie bei 
Salford bereits erwähnt wurden. 

In den Abflüssen der Tropfkörper finden sich auch hier die schwärz¬ 
lichen Flocken, von denen früher bereits die Rede war. Um sie zu beseitigen, 
will Watson das gereinigte Wasser noch einmal durch Dortmundbrunnen 
schicken (vgl. Horfield). Die Brunnen waren bei unserer Besichtigung erst 
im Bau begriffen. 

Die Nachbehandlung der gefaulten Abwässer mittels Tropfkörpern ist 
nach der Meinung Watsons für Birmingham vorläufig noch teurer als die 
Rieselei; jedoch glaubt er, daß der Kostenunterschied mit der Zeit geringer 
wird, weil der Betrieb bei den Tropfkörpern sich nach und nach einfacher 
gestaltet und damit die Kosten heruntergehen. Die Notwendigkeit einer 
Erneuerung des Tropfkörpermaterials oder einer Reinigung desselben ist 
nach Watson nicht zu erwarten. 

Eine von uns ausgeführte Analyse des Tropfkörperzuflusses a und Ab¬ 
flusses b ergab folgende Resultate: Durchsichtigkeit a 3*5 cm, b 12*0cm; Perman¬ 
ganat verbrauch in saurer Lösung a 159*4mg, b 93*5mg; in alkalischer Lösung a 
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187*6mg, b 112*4mg; Ammoniakstickstoff a 72*7mg im Liter, b 34*7mg; Albu- 
minoidstickstoff a 4*48 mg, b 3*36 mg; Gesamtstickstoff a 69*44 mg, b 59*9 mg; 
salpetrige Säure a Omg, b mäßige Reaktion; Salpetersäure a 0mg, b ziemlich 
starke Reaktion. Schwebestoffe a reichlich vorhanden, b mäßige Mengen. 
(Der Abfluß war nicht durch einen Dortmundbrunnen gelaufen.) Geruch a 
stinkend, b leicht moderig. Farbe a grauschwarz, b fast farblos; a fault bei der 
Aufbewahrung weiter, b fault nicht nach. Der Tropfkörper hatte demnach eine 
mittelgute Arbeit geleistet, wenngleich eine vollkommene Reinigung des Ab¬ 
wassers noch nicht erfolgt war. 


IV. 

Reinigung des Abwassers durch Rieselei ohne besondere 
Vorbehandlung. 

Nottingham. Das Entwässerungsgebiet hat 280000 Einwohner. Der 
Trockenwetterabfluß beträgt täglich 45 000 cbm, auf den Kopf kommen somit 
160 Liter. Etwa 30 Proz. sind Fabrikabwässer. Ein Drittel des Abwassers 
kann mit natürlichem Gefälle nach dem Rieselfelde laufen, der Rest muß 
gehoben werden und zwar teilweise bis zu 7 m. 

Das Rieselfeld liegt mit seiner Mitte 12 km vom Zentrum der Stadt 
entfernt. Der ßoden besteht aus sandigem Lehm, der in einer oberen Schicht 
von etwa 0*6 m ein feines Korn hat, in den tieferen Schichten mit gröberen 
Kieselsteinen durchsetzt ist. Das Gut besteht aus zwei Teilen, einem älteren, 
seit 25 Jahren in Benutzung befindlichen, und einem jüngeren, seit 4 Jahren 
in Betrieb genommenen. Der ältere Teil hat eine Größe von 360 ha, der 
neuere von 440 ha. Bei einer Einwohnerzahl von 300000 sind also die 
Abwässer von 375 Menschen auf 1 ha zu reinigen. Berücksichtigt man die 
Verhältnisse vor fünf bis zehn Jahren, so kam auf eine Einwohnerzahl 
von 200000 bis 250000 Menschen ein Rieselgebiet von 360 ha, d. h. 1 ha für 
550 bis 700 Menschen. Bei dieser Belastung wurde der Boden überangestrengt, 
er wurde sewage—sick. Mit dem neu hinzugefügten Areal denkt man für 
25 Jahre zu reichen. 

Die Verteilung des Abwassers geschieht von zwei Hauptverteilungs¬ 
zentren und von Nebenzentren. Die Hauptverteilungsröhren liegen bei dem 
alten Teile auf der Oberfläche, bei dem neuen sind sie in den Boden hinein¬ 
gelegt. Die einzelnen Äcker sind in Form von Hängeland angeordnet, für 
die letzte Verteilung des Abwassers werden entweder Rillen ausgeworfen 
oder es werden hölzerne Rinnen benutzt. Die Ableitungsdrains liegen in 
einer Tiefe von 1*35 m in einer kieshaltigen Bodenschicht. Die Anfangs¬ 
drains haben eine Weite von 10 cm, sie liegen 1*7 m auseinander. Sie münden 
in ein System von Sammelröhren von 30cm Weite, die ihrerseits zu Ablei¬ 
tungskanälen von 37*5 bis 60 cm Durchmesser führen. Sechs solcher Lei¬ 
tungen münden in den Vorfluter, den Trent. 

Die aufgebrachten Schmutzwässer hatten eine schwarzgraue Farbe, ent¬ 
hielten eine Menge rasch ausfallender Stoffe und besaßen einen intensiven Geruch 
nach Schwefelwasserstoff. Sie waren also schon in vorgeschrittener Ausfaulung 
begriffen, die in der langen Zuführungsleitung vor sich geht. Diese Leitung 
ersetzt bis zu einem gewissen Grade die in Birmingham vorgeschalteten Faul¬ 
hecken. Das abfließende Drainwasser war vollständig klar und hatte einen 
frischen Geruch. Unsere Analysen ergaben folgende Resultate: Rohwasser o, 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1906. 40 / 
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Drainwasser ö. Durchsichtigkeit a 1*6 cm, b über 50 cm; Permanganatverbrauch 
in saurer Lösung a 542mg, b 15*0mg; in alkalischer Lösung a 605mg, b 30*5 mg; 
Ammoniak a starke Reaktion, b kaum nachweisbar; salpetrige Säure a 0mg, 
b Spuren; Salpetersäure a 0 mg, b mäßige Reaktion; Schwebestoffe a viel, b nicht 
vorhanden. Eine Nachfaulung des Drainwassers trat nicht ein. 

Man muß der Royal Commission zustimmen, wenn sie in ihrem Be¬ 
richte den Reinigungseffekt als außerordentlich gut bezeichnet und erklärt, 
daß das Drainwasser in seiner Zusammensetzung gutem Trinkwasser gleich 
käme. 

Gebaut wird auf dem Rieselgate italienisches Raygras, wobei bis zu 
fünf Schnitten erzielt werden, Mangold, verschiedene Kohlsorten, Kohlrabi, 
Steckrüben und Getreide. Das Gemüse wird nur zur Viehfütterung benutzt. 
Der Viehstand beträgt rund 140 Pferde (eigene Zucht), 700 Stück Rindvieh, 
400 Schweine und etwa 700 Schafe. Beschäftigt sind im ganzen etwa 120 
Leute, darunter 100 Erwachsene, von denen der größere Teil verheiratet ist. 
Die Arbeiter wohnen auf dem Gute in Häusern, welche der Verwaltung ge¬ 
hören. Miete wird nicht bezahlt. Wir hatten Gelegenheit, eine Anzahl 
soeben fertig gestellter Arbeiterhäuser zu besichtigen; dieselben waren recht 
zweckmäßig und praktisch eingerichtet. Typhuserkrankungen sollen unter 
der Bewohnerschaft des Gutes nicht vorgekommen sein. 

An Geldmitteln wurden im Jahre 1903 40 000 M., im Jahre 1904 
5000 M. zugesetzt; es sind hierbei sämtliche laufenden Unkosten berechnet, 
einschließlich einer 3 1 / 2 proz. Verzinsung des Anlagekapitals und einer 
l 1 / 3 proz. Amortisation. Nicht berechnet sind die Kosten der Zuleitung des 
Abwassers bis zu dem Rieselgute. 

Nottingham beseitigt also seine Abwässer in einwandfreiester Weise 
mit geringen Kosten. Zur Herabsetzung der Kosten trägt aber nicht am 
wenigsten die vorzügliche Wirtschaftsführung auf dem Gute bei. 

Rückstände. 

Bei der Erfüllung der wesentlichsten Aufgabe der Abwasserreinigung, 
der Entfernung der festen Stoffe, sammelt sich eine Menge Material an, das 
der weiteren Behandlung bedarf. 

Die äußere Beschaffenheit der Stoffe schwankt in weiten Grenzen; da 
die Hau8abwa8serleitungen und die Öffnungen der Straßenkanäle vielfach als 
geeignete Aufnahmestellen angesehen werden für einen großen Teil dessen, 
was an festen Stoffen in den Haushaltungen abfällt, so findet man in dem 
Abwasser Holzstücke, Körke, Lumpen, Apfelsinenschalen, Kaffeesatz und 
ähnliche Dinge in nicht zu kleinen Mengen. Dazu kommen beträchtliche 
Mengen Sand, der von der Straßenoberfiäche abgespült wird. Aus prakti¬ 
schen Gründen bemüht man sich, alle diese Stoffe vor der eigentlichen Reini¬ 
gungsanlage abzufangen und sie von den feinen Schwebestoffen zu trennen. 

Die spezifisch leichten Schwimmstoffe müssen besonders beseitigt werden, 
weil sie beim Niederfallen der Schwebestoffe nicht mit zu Boden gehen. 
Ein Teil von ihnen ist außerdem von so großer Form, daß sie in den 
Pumpen der Anlagen zu Störungen Veranlassung geben würden. Anderer¬ 
seits setzen sich die spezifisch schweren Stoffe, wie Sand und Kaffeesatz, so 


Digitized by 


Google 



Anlagen zur Reinigung von Abwässern in England. 


723 


rasch zu Boden, daß es eine unnütze Belastung der Reinigungsanlage be¬ 
deuten würde, wenn man diese Eigentümlichkeit nicht ausnutzen wollte. 

Zum Abfangen der Stoffe der eben geschilderten Art dienen kleine Vor¬ 
anlagen, die im allgemeinen aus Gitter und Recheneinrichtungen und soge¬ 
nannten Sandfängen bestehen. 

Die Sandfänge sind vertiefte Erweiterungen des Zuführungskanals, 
welche durch ihren vergrößerten Querschnitt den zu fließenden Abwasserstrom 
etwas verlangsamen, also prinzipiell gleiche Einrichtungen wie die Absitz- 
becken darstellen. 

Ob man die Gitter zum Abfangen der groben Schwimmstoffe am An¬ 
fänge oder am Ende der Sandfänge anordnet, ist ohne Bedeutung. 

Unter den von uns besichtigten Anlagen ist Barking die einzige, 
welche eine solche Voranlage nicht besitzt, hier befinden sich aber vor dem 
Schlammsumpfe besondere Gitter; außerdem sorgen in den einzelnen Absitz¬ 
becken Eintauchbretter dafür, daß die Schwimmstoffe zurückgehalten werden. 

Die Gitter sind gewöhnlich Stabgitter, die einfach oder mehrfach hinter¬ 
einander angeordnet sind. Im letzteren Falle pflegt die Entfernung zwischen 
den einzelnen Stäben nach der Anlage zu enger zu werden. So sind in 
Manchester drei Gitter angeordnet, die eine Stabweite von 150, 37 und 
10 mm haben. In Burnley beträgt die Entfernung zwischen den einzelnen 
Stäben 18, 13 und 6*5 mm. Bei 
einfachen Gittern schwankt sie 
zwischen 12 und 25 mm. 

Statt der Gitter fanden wir 
im Westwerk von Glasgow fest¬ 
stehende durchlochte Eisenblech- 
tafeln, in der Nebenanlage von 
Birmingham durchlochte, über 
Walzen bewegte Blechplatten. 

Vorzüge vor den Gittern haben 
diese Einrichtungen nicht. In 
Friern Barnet war in dem Zu¬ 
bringerkanal eine rotierende sieb¬ 
artige Trommel eingeschaltet, die 
bei ihren Umdrehungen die abge¬ 
fangenen Stoffe in einen zentral 
angeordneten besonderen Schacht warf; von der Rückseite her wurde die 
Trommel automatisch bespült (siehe Fig. 5). Eine nette Einrichtung, die 
bei den dort vorhandenen kleinen Abwassermengen gut arbeitete, auf 
größeren Werken aber schwer zu verwenden sein dürfte. 

Die Entfernung der zurückgehaltenen Stoffe findet entweder von Hand 
oder mittels besonderer maschineller Einrichtungen statt. Die erstere Art 
ist gewählt in Barking, Friern Barnet, Manchester am ersten Gitter, Leeds, 
wo das Gitter eine Stabentfernung von 25 mm besitzt, Horfield und Exeter. 
In den übrigen Städten fanden wir automatisch arbeitende Rechen, deren 
Zahnstellung entweder eine durchgehende oder wie in Nottingham eine 
unterbrochene war (siehe Fig. 6 auf folgender Seite). In der Nebenanlage zu 
Birmingham werden Abstrichbürsten benutzt. 

46* 
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Eig. 6. 

8tifte ium Aaskratses 
I ^ | de* Fangrechen* | 


Die Verwertung der erhaltenen Stoffe geschieht zusammen mit den aut 
den Sandföngen erhaltenen; nur Burnley macht eine Ausnahme. 

Aus den Sandföngen werden die zu Boden gegangenen schweren Sink¬ 
stoffe mittels Baggervorrichtungen gehoben, die sie je nach der Menge in 
Karren oder Eisenbahnwagen zum Weitertransport werfen. Gewöhnlich 
dienen diese Stoffe landwirtschaftlichen Zwecken; 
sie sind dafür geeigneter als der eigentliche Schlamm, 
weil ihr Wassergehalt geringer ist und ihnen die 
Fettstoffe fehlen. In Nottingham, Salford und 
Manchester werden sie verbrannt; in Salford unter 
dem Kessel der Anlage, in Nottingham und Man¬ 
chester in Müllverbrennungsöfen. In der letzteren 
Stadt wurden sie bis vor einem Jahre zur Aus¬ 
füllung eines alten Irwellbettes benutzt. Burnley 
verwertet die vor den Gittern abgefangenen Stoffe 
landwirtschaftlich, während die Sinkstoffe aus den 
Sandfängen mit dem übrigen Schlamm gepreßt 
werden. 



[Oclenkkett« 


Groß sind die Mengen der in Frage kommenden Stoffe nicht. In Barking 
betragen sie täglich 10 bis 12 cbm, in Manchester ebenso viel. Das Ost¬ 
werk von Glasgow erhält 3 bis 4 cbm täglich im Durchschnitt, Leeds etwa 
2 cbm, während sie bei Accrington etwa 3 bis 4 cbm betragen. Letzteres 
ist verhältnismäßig viel, die Ursache für die erhöhte Menge vermochten wir 
nicht festzusteilen. 


Ungleich wichtiger als die seither geschilderten Stoffe 9ind diejenigen, 
welche aus den Absitzbecken und aus den Faulbecken stammen. Sie haben 
von jeher die Crux der Abwasserreinigungsanlagen gebildet, und das Be¬ 
streben aller Fachmänner geht darauf hinaus, ihre Mengen unbeschadet der 
genügenden Reinigung des Abwassers nach Möglichkeit herabzusetzen und 
ihnen bestimmte lästige Eigenschaften zu nehmen. 

Wie groß die Mengen des Schlammes sind, mögen die nachfolgenden 
Zahlen zeigen. In Salford werden täglich rund 300 cbm Schlamm gewonnen, 
in Leeds die gleiche Menge, im Ostwerk zu Glasgow 600cbm, in Barking 
gar 5000 cbm. Der Wassergehalt beträgt durchweg 90Proz., steigt gelegent¬ 
lich auf 92 Proz., in Barking ausnahmsweise auf 95 Proz. Auf 1 cbm Ab¬ 
wasser rechnet man in Glasgow Ostwerk 9'0 Liter flüssigen Schlamm, in 
Barking 7*3, in Birmingham 6*0, in Salford 5*0 und in Leeds 4*4. Einige 
interessante Zahlen stehen uns von Manchester zur Verfügung. Hier wurden 
vom 1. April 1903 bis dahin 1904 157 000 cbm Schlamm gewonnen, 66 000 cbm 
weniger als im vorhergehenden Jahre. In dem angezogenen Jahre kommen 
2*7 Liter flüssiger Schlamm auf 1 cbm Abwasser, im Vorjahre 3*8; beide 
Ziffern sind auffällig niedrig, wenn man sie mit denjenigen der anderen 
Städte in Vergleich bringt. Der Rückgang des Jahres 1903 ist mit dadurch 
bedingt, daß in diesem Jahre der Zusatz von Chemikalien zu einem beträcht¬ 
lichen Teile des Abwassers nicht mehr stattfand. 43 Proz. des Abwassers 
wurden schon ohne einen solchen Zusatz gereinigt. In Manchester und 
auch in einigen anderen Städten ist man der Meinung, daß durch die 
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Klärung mittels Chemikalien die Schlammenge bis zum doppelten gestei¬ 
gert wird. 

Das 'Bestreben, die Schlammengen zu vermindern, war es in erster 
Linie, welches dahin führte, daß die Absitzbecken durch Faulbecken ersetzt 
wurden. Man ist der Meinung, daß durch die lebhaften Fäulnisyorgänge 
in Becken der letzteren Art der organische Bestandteil der Schwebestoffe in 
mehr oder minder weitgehender Weise in gasförmige Produkte, die in die 
Luft entweichen, umgewandelt wird. Das trifft auch zu, nur scheint man 
quantitativ im Anfänge zu viel erwartet zu haben. Schätzt doch ein so 
guter Kenner der Verhältnisse, wie Watson in Birmingham, die Verminde¬ 
rung nur auf 10 bis 15 Proz. An anderen Stellen glaubt man allerdings 
die Schlammverzehrung höher annehmen zu dürfen. So rechnet man in 
Horfield mit 20 Proz., in Accrington mit 35 Proz., in Leeds mit 40 Proz., 
in Exeter in der üauptanlage mit einer Abnahme bis zu 67 Proz., in der 
Nebenanlage bis zu 87 Proz. Die letzten Zahlen sind außerordentlich hoch, 
es ist aber zu berücksichtigen, daß die Zusammensetzung der Abwässer hier 
eine große Rolle spielt und daß Exeter fast reine, viel organische Stoffe 
enthaltende Hausabwässer verarbeitet. 

Wie dem auch sein möge, eine Verminderung der Schlammengen wird 
sicher erreicht. Sie ist vorweg schon dadurch bedingt, daß die zum Aus¬ 
faulen bestimmten Abwässer keinen Zusatz von Chemikalien erhalten, daß 
also die Menge des Schlammes an und für sich kleiner ist und weiter da¬ 
durch, daß von diesen kleineren Mengen noch ein Teil vergast wird. 

Ein zweites kommt hinzu. Nicht bloß die Menge des Schlammes wird 
geringer, seine Beschaffenheit wird in den Faulbecken auch eine andere. 
Der aus den Absitzbecken stammende Schlamm ist von klebrig schleimiger 
Beschaffenheit, er trocknet schwer, geht beim Lagern in Fäulnis über und 
verbreitet üble Gerüche. Der aus den Faulbecken stammende ist körnig, 
trocknet leichter und riecht wenig oder gar nicht. Damit ist seine endgültige 
Beseitigung wesentlich erleichtert, den Wert als Dungstoff hat er allerdings 
ziemlich vollständig verloren. So bot in Birmingham das Getreide auf 
einigen Äckern, die mit derartigem Schlamm gedüngt waren, ein geradezu 
ärmliches Aussehen, während der Boden an und für sich nicht sohlechter 
war als derjenige benachbarter Ländereien, auf denen die Frucht anders 
aussah. 

Bei der endgültigen Beseitigung des Schlammes haben sich die einzelnen 
Städte in verschiedener Weise zu helfen gesucht. Zunächst wird er fast 
überall in Becken oder sogenannten Schlammsümpfen zusammengeführt. 
Das sich hier an der Oberfläche bildende Wasser wird zum Zwecke noch¬ 
maliger Reinigung dem Zübringerkanal wieder zugeleitet, ln Salford schöpft 
man die oberste Schicht des Schlammes, welche dort viel Fett enthält, noch 
besonders ab und verwertet sie industriell. 

Entfernt wird der Schlamm mittels Schiffen in Barking, Glasgow West, 
Manchester und Salford, mittels Lagerung auf Land in Friern Barnet, Leeds, 
Accrington, Exeter und Birmingham, mittels maschineller Verarbeitung in 
Glasgow Ost, Chorley, Horfield und Burnley. 

Barking besitzt sechs solcher Schlammschiffe. Es sind Doppelschrauben¬ 
dampfer mit einem Fassungsvermögen von je 1000 cbm. Sie enthalten 
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Wohn- und Schlafräume für wissenschaftliche Beamte, welche die Folgen 
der massenhaften Schlammablagerung studieren sollen, ebenso kleine Labora¬ 
torien für die ersten an Ort und Stelle auszuführenden Untersüchungen. 
Die Ablagerungsstelle liegt 80 km von Barking entfernt in der Außenmün¬ 
dung der Themse bei den Barrow-Deeps. Ob man dauernd diese Stelle be¬ 
nutzen kann, ist den beteiligten Eireisen zweifelhaft, andernfalls müßte man 
etwa 15 km weiter seewärts gehen. Die Entleerung der Schiffe geschieht 
kurz nach Flut, damit die Strömung die Schlammstoffe nicht der Küste zu¬ 
führt. Störungen des Betriebes durch Nebel sind nicht selten, man hat 
deshalb auf der Reinigungsanlage Reservoire eingerichtet, in welchen der 
Schlamm einige Tage aufgespeichert werden kann. 

Ähnlich wie Barking machen es die drei anderen Städte, die Schiffe 
sind zum Teil etwas kleiner und einfacher eingerichtet; im letzten Jahre 
hat Manchester einen Teil des Transports für Salford mit übernommen. 

Die Lagerung des Schlammes auf Land ist der älteste und verbreitetste 
Notbehelf. Man breitet den Schlamm auf drainiertem Boden aus und wartet, 
bis er durch die Drainage und durch Verdunstung soviel Wasser abgegeben 
hat, daß er stichfest geworden ist. Es ist dazu eine Reduktion des Wasser¬ 
gehaltes von etwa 90 auf 60 Proz. erforderlich. Dieser Vorgang erfordert 
aber durchgängig Monate Zeit, da der Schlamm die unangenehme Eigen¬ 
schaft hat, das Wasser zäh festzuhalten, die Drains zu verstopfen und an 
der Oberfläche eine Kruste zu bilden, welche die Verdunstung hindert. In¬ 
zwischen gehen die Fäulnisvorgänge in dem Schlamme weiter, sie zerlegen 
die in ihm enthaltenen beträchtlichen Mengen von Fettstoffen, deren Pro¬ 
dukte sehr übelriechend sind. Auch die stickstoffhaltigen Stoffe werden 
abgebaut, wobei ein Teil des Stickstoffs sich verflüssigt, der Dungwert des 
Stoffes also herabgesetzt wird. 

In seiner ursprünglichen Form wird der Schlamm von den Landwirten 
nicht geholt, weil er seines hohen Wassergehaltes wegen den Transport 
nicht lohnt. Aber auch in stichfester Form wird er nicht besonders ge¬ 
schätzt. In Friern Barnet bringt man ihn deshalb auf eigenem Terrain 
unter und mischt ihn mit dem Hausmüll. Die zur Verfügung stehende 
Fläche ist im Vergleich zur Menge des dort erwachsenden Schlammes eine 
große. Üble Gerüche waren nicht besonders stark, Fliegen fanden wir jedoch 
in nicht geringen Mengen. In Leeds sucht man den stichfest gewordenen 
Schlamm so gut wie möglich los zu werden, ein kleiner Teil wird dort auch 
von den Landwirten abgenommen. Die Schlammkalamität ist hier eine 
wesentliche Triebfeder mit gewesen, daß die Umänderung des Reinigungs¬ 
verfahrens in Angriff genommen wurde. In Birmingham half man sich 
bis in die letzte Zeit damit, daß man oberflächlich ausgehobene Gräben mit 
Schlamm füllte, sie einige Tage offen stehen ließ und dann mit der aus¬ 
gehobenen Erde deckte; der so behandelte Acker blieb ein Jahr brach liegen 
und wurde das andere Jahr landwirtschaftlich ausgenutzt. Darauf wieder¬ 
holte sich das Spiel. Das Verfahren hat sich bewährt, erfordert aber viel 
Platz und ist kostspielig. Man hat es vielfach anderwärts nachgeahmt, 
aber in Birmingham fängt man schon an, es wieder zu verlassen, weil es 
dort nicht mehr erforderlich ist. Das Bedürfnis ist in Birmingham geringer 
geworden, je mehr man von den Absitzbecken zu den Faulbecken überging. 
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Oben wurde schon erwähnt, daß dem Faulbeckenschlamm die unan¬ 
genehmen Eigenschaften des Absitzbeckenschlammes fast ganz abgehen. 
Man kann den Faulbeckenschlamm neben yielbegangenen Wegen lagern, 
ohne daß er zu Belästigungen führt. So sahen wir es in Exeter und in 
Birmingham. In Exeter hatte der Schlamm annähernd das Aussehen und 
die Beschaffenheit yon Torfstreu, wir mußten erst yon dem Führer aufmerk¬ 
sam gemaoht werden, daß wir uns in unmittelbarster Nähe der Schlamm¬ 
ablagerungsstelle befänden. Ein hineingesteckter Stab überzeugte uns dann, 
daß der unmittelbar yor unseren Füßen liegende Boden noch keine feste 
Beschaffenheit angenommen hatte. Ähnlich war es in Birmingham, nur hatte 
die Masse hier ein weniger braunes, sondern ein mehr graues Aussehen. 
In Birmingham geschieht die Beseitigung der größten Menge des Schlammes 
zurzeit in der Art, daß er in eine Druckrohrleitung gepreßt wird, welche 
alle 180 m durch Reyisionsschächte unterbrochen ist. Diese Reyisionsschächte 
geben Gelegenheit, durch Anschraubeij yon Bogenstücken je nach Bedarf 
Schlamm auf die rechts und links 
yon der Druckrohrleitung liegenden 
Felder zu leiten und hier trocknen 
zu lassen, was rasch und ohne Be¬ 
lästigung yor sich geht (s. neben¬ 
stehende Fig. 7). 

In Accrington wird der aus den 
Faulbecken stammende Schlamm in 
der Anlage auf Land getrocknet, 
dann mittels Karren zum nahen 
Liyerpoolkanal gefahren und in 
Schiffe verladen. Hier nehmen ihn Dla Stücke * f werden “ ch Bedarf 
die Landwirte ohne Bezahlung ab. Die bis zum Schiffe entstehenden Kosten 
trägt die Stadt. 

Die dritte Art der Beseitigung des Schlammes besteht in seiner maschi¬ 
nellen Verarbeitung; man will durch Pressung sein Volumen yerkleinern 
und den Wassergehalt herabsetzen. Es wird also dasselbe erstrebt wie bei 
der Lagerung auf Land, nur daß der Prozeß rasch vollzogen wird, die Be¬ 
lästigungen der langsamen Fäulnis daher ausbleiben. Ohne weiteres ist der 
frische Schlamm jedoch nicht preßfähig, er bedarf eines Zusatzes yon Kalk. 
In Glasgow Ost erhält er einen solchen yon 2 Proz., in Chorley, Horfield 
und Burnley yon 5 Proz. Das Pressen geschieht mittels der gewöhnlichen 
Filterpressen unter Zuleitung yon Dampf; die Filtertücher sollen bis zu 
einem Monat brauchbar bleiben. Durch die Pressung wird der flüssige 
Schlamm in Horfield auf ein Zehntel, in Chorley auf ein Achtel, in Glasgow 
auf ein Siebentel und in Burnley auf ein Fünftel seines Volumens herab¬ 
gesetzt. Da der Wassergehalt bei weitem nicht dementsprechend vermindert 
wird, so müssen mit dem Preßwasser bedeutende Mengen feiner fester Stoffe 
durch die Filter hindurchgehen. Das Preßwasser fließt den Reinigungs¬ 
anlagen wieder zu; der durch die Pressung erreichte Erfolg ist daher für 
den Gesamtbetrieb zum Teil ein scheinbarer. 

Über die Zusammensetzung der Preßkuchen liegt uns aus dem Jahre 1904 
von Burnley eine Analyse vor. 
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Danach waren in 100 Teilen vorhanden: 

Flüssigkeit . ..51*74 Proz. 

Organische Substanz ..8*28 „ 

Calciumoxyd ... . ..9*83 „ 

Calciumcarbonat. 20*30 „ 

Phosphorsäure.1*07 „ 

Eisen- und Aluminiumoxyd.1*10 , 

Kieselsäure .. . 7*5 „ 


Eine von uns ausgeführte Gegenanalyse ergab Wasser 38*40 Proz., feste 
Stoffe 61*60 Proz. In 100 Teilen wasserfreien Schlammes sind enthalten: orga¬ 
nische Stoffe 14*77 Proz., anorganische 85*23 Proz. Der Gehalt an Gesamtfett 
betrug 5*59 Proz., davon direkt extrahierbar 2*94 Proz., in Form von Seifen 
2 65 Proz. 

Der Gehalt an Stickstoff betrug 0*79 Proz. 


Die Asche setzte sich zusammen aus: 

Kieselsäure .16*53 Proz. 

Eisen- und Aluminiumoxyd.4*52 * 

Kalk (CaO) .. . 47*75 „ 

Magnesia (MgO).1*04 „ 

Phosphorsäure (P f O & )... . 0*71 „ 

Schwefelsäure (SO a ).1*20 „ 


Bei der Beurteilung der Analysenergebnisse ist aber zu berücksichtigen, daß 
es sich in Burnley um Schlamm aus Faulbecken handelt. Bei Schlamm aus 
Absitzbecken hätte die Analyse mehr Wasser, mehr organische und weniger 
anorganische Stoffe ergeben. 

Die Verwertung der Schlammpreßkuchen ist ebenfalls nicht leicht. In 
Horfield wurde darauf hingewiesen, daß die Landwirte auch den gepreßten 
Schlamm nicht wollten, daß man dort stapeln müsse; in Burnley erhält man 
80 Pf. für das Cubikmeter; in Chorley, das eine Ausnahmestellung einnimmt, 
2 M. Hier wird ein kleiner Teil des Preßschlammes weiter getrocknet und 
dann zur Produktion von Leuchtgas verwendet, ein kleiner Scherz des 
Ingenieurs. In Glasgow Ost erhält man 1 M. pro Cubikmeter; hier trocknet 
man einen Teil der Preßkuchen bis zu einem Wassergehalt von 15 Proz., 
mahlt das Produkt fein und vertreibt es als „Globe Fertilizer“ zum Preise 
von 8 bis 10 M. den Cubikmeter. Aber das Geschäft blüht auch nicht be¬ 
sonders. Nach einem uns vorliegenden Berichte wurden im Jahre 1902 bis 
1903 gewonnen 32 759 Tons gepreßter Schlamm; davon wurden auf dem 
Boden der Anlage gelagert 5451 Tons, verkauft zu Dungzwecken 14 211 Tons, 
verarbeitet zum „Globe Fertilizer“ 5487 Tons und mittels Eisenbahn zu 
Reservelagerplätzen befördert 7609 Tons. 

Man sieht aus den vorstehenden Ausführungen, daß die Pressung des 
Schlammes keine Lösung der Aufgabe der Schlammbeseitigung bedeutet. 

Die Kosten. 

Bei einer Beurteilung der durch die Reinigung der Abwässer erwach¬ 
senden Kosten sind die Anlagekosten von den reinen Betriebskosten zu 
trennen. 

Die ersteren schwanken in weitgehendsterWeise nach den lokalen Ver¬ 
hältnissen; Vergleiche der einzelnen Städte untereinander sind kaum an- 
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gängig. Diejenigen Reinigungsarten, welche viel Platz erfordern, bedingen 
naturgemäß im allgemeinen hohe Anlagekosten, zumal der Grund und Boden 
in der Nähe der Städte nicht billig zu sein pflegt. Andererseits sind große 
Anlagen in ihrer Herstellung und im Betriebe relativ weniger kostspielig 
als kleine. Die Art und Weise der Ausführung der Anlagen wirkt, ab¬ 
gesehen von dem gewählten System, in weitgehender Weise auf die Kosten 
ein. Noch eine Reihe anderer Faktoren, z. B. die Zeit, wann die Anlage 
gebaut wurde usw., kommen in Frage, so daß wir darauf verzichten müssen, 
ein allgemeines Urteil auf Grund unserer Besichtigungen abzugeben. 

Die billigste Anlage hat Leeds; sie stammt noch aus dem Jahre 1874. 
Der Grund und Boden, 11ha, hat damals nur 104000 M. gekostet; der 
maschinelle Teil, die Becken usw., 1 100000 M., so daß für die ganze Anlage 
nur 3*0 M. pro Kopf der Bevölkerung herauskommt. 

Dies wird sich ändern, sobald mit der Umänderung begonnen wird. 
Wenn man auch mit dem zur Verfügung stehenden Terrain auszukommen 
imstande ist, so werden die erforderlichen biologischen Körper doch wesent¬ 
liche Aufwendungen bedingen. Leeds rechnet übrigens sehr gut, man bat 
dort einen neuen Leiter für die Reinigungsanlage mit einem Gehalt von 
20 000 M. angestellt. Der Verwaltungschef der Magistratsabteilung be¬ 
gründete uns gegenüber diese auch für England hohe Honorierung damit, 
daß ein erstklassiger Fachmann bei den Umänderungen und beim späteren 
Betriebe so viel sparen könne, daß die Stadt bessere Geschäfte mache, als 
wenn sie für geringes Gehalt einen weniger tüchtigen Mann anstelle. 

London hat für seine beiden Reinigungsanlagen einschließlich der Schiffe 
etwas mehr als 20 Millionen Mark angelegt, d. h. pro Kopf der angeschlosse¬ 
nen Bevölkerung 4*7 M. Ob die Kosten für Grund und Boden einbegriffen 
sind, vermochten wir nicht zu erfahren. 

Glasgow Ost bezahlte für seine Anlage ohne Grunderwerb (11 ha) 

2 400000 M., d. h. pro Kopf 7 M. 

Exeter ohne Grunderwerb 340 000 M., pro Kopf also rund 10 M. 

Chorley ohne Grunderwerb 400000 M., pro Kopf etwa 16 M. 

Die alte und neue Anlage in Salford kosten einschließlich des Terrains, 
13*6 ha, 4 Millionen Mark, pro Kopf daher 16 M. 

Manchester hat für seine alte und neue Anlage 14 Millionen Mark 
aufgewendet, hier scheint der Grunderwerb mit eingeschlossen zu sein. Auf 
den Kopf der Bevölkerung entfallen 25*8 M. 

Der Tarne and Rea District Drainage Board, dessen Hauptteilnehmerin 
Birmingham ist, bezahlte für die Vorreinigungsanlage und die Rieselfelder, 
einschließlich der oberirdischen und unterirdischen Leitungen, Gräben usw., v 
22 Millionen Mark, das ist 27 M. für den Kopf der angeschlossenen Bevölke¬ 
rung. 1 ha Rieselfeld kommt auf 19 000 M. 

Die teuerste Anlage, welche wir sahen, hatte der kleine Vorort Horfield 
gebaut, sie kostete 150000 M., pro Kopf der Bevölkerung daher 42 M. 

Die reinen Betriebskosten der einzelnen Anlagen ohne Verzinsung und 
Amortisation des Anlagekapitals lassen eher einen Vergleich zwischen den 
einzelnen Reinigungssystemen zu, wenngleich bei der endgültigen Beurteilung 
die Verzinsungs- und Amortisationsaufwendungen mit berücksichtigt werden 
müssen a 
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In folgendem sei zunächst nur von den reinen Betriebskosten die Rede. 

Wir hatten die Reinigungsarten in vier Gruppen geteilt: I. Reinigung 
mittels Chemikalien ohne Nachbehandlung; 2. Reinigung mit Chemikalien 
und biologischer Nachbehandlung; 3. Reinigung ohne Chemikalien in Faul¬ 
becken mit biologischer Nachbehandlung; 4. Rieselwirtschaft. 

Die erste Gruppe wird vertreten durch Leeds, London und Glasgow. 
In Leeds kostet die Reinigung eines Cubikmeters Abwasser 0*5, in London 
0*71, in Glasgow Ost 0*95 Pf. 

Zur zweiten Gruppe gehören Chorley, Salford und Horfield. Die Be¬ 
triebskosten für die Reinigung stellen sich in Chorley auf etwa 1*2, in Sal¬ 
ford auf etwa 1*6 und in Horfield auf 3*1 Pf. 

Salford wird voraussichtlich bei dem weiteren Betriebe, wenn alles ein¬ 
gearbeitet ist, sich billiger stellen. In den kleinen Anlagen zu Chorley und 
Horfield stehen die Ausgaben für Personal den sachlichen Ausgaben gegen¬ 
über zu sehr im Vordergründe. In Chorley sind ständig sechs Leute be¬ 
schäftigt, in Horfield ein bis zwei. 

Zur dritten Gruppe gehören Exeter, Manchester und Accrington. In 
Exeter stellte sich die Reinigung des Cubikmeters Abwasser nur auf 0*25 Pf. 
Die Ursache liegt hier in dem Fehlen der Auslagen für Chemikalien und in 
dem geringen Beamtenpersonal (drei Mann für die ganze Anlage). In Man¬ 
chester kostet die Reinigung 0*6 Pf. pro Cubikmeter, in Accrington 1*1 Pf. 
Für Accrington gilt zum Teil das für Chorley und Horfield Gesagte; Man¬ 
chester dagegen arbeitet billig. 

Halb zu dieser, halb zur vierten Gruppe gehört Birmingham. Die 
Betriebskosten betragen hier 1*33 Pf. pro Cubikmeter netto, d. h. nach Abzug 
der von den Rieselfeldern erzielten Einnahmen. Wie schon erwähnt, muß 
die Hälfte des Rieselfeldes in Birmingham für intermittierende Filtration 
benutzt werden, so daß hier Einnahmen sich nicht erzielen lassen. Der 
Boden ist dort aber überhaupt für Rieselei nicht sehr geeignet, wodurch die 
Höhe der zu erzielenden Erträge wesentlich beeinflußt wird. Daß Riesel¬ 
felder billiger arbeiten können, zeigt Nottingham. Hier sind im letzten Jahre 
überhaupt nur 5000 M. zugesetzt, obgleich die Verzinsung zu 3 l / a Proz. und 
die Amortisation zu lVs Proz. mit einbegriffen sind. 

Aus den vorstehenden Angaben erhellt, daß ein generelles Urteil, welches 
Verfahren am billigsten arbeitet, sich überhaupt nicht fällen laßt. Unter 
den von uns besuchten Städten fallen bei Leeds, London und Glasgow ge¬ 
ringe Anlage- und geringe Betriebskosten zusammen, aber bei allen drei 
Städten liegen auch, wie schon wiederholt betont wurde, besondere Verhält¬ 
nisse vor. Exeter arbeitet bei mäßigen Anlagekosten auffallend billig. Bei 
Manchester stehen hohen Anlagekosten mäßige Betriebskosten gegenüber. 
Bei Birmingham und mehr noch bei Horfield sind beide hohe. 

Schlußbemerkungen. 

Der erste und nachhaltigste Eindruck, welchen wir bei unseren Be¬ 
sichtigungen in England empfinden, war der, daß dort ein außerordentlich 
hoher Wert auf die einwandfreie Beseitigung der städtischen Abflußstoffe 
gelegt wird. Es prägt sich dies nicht nur in dem Vorgehen der einzelnen 
Stadtverwaltungen, sondern auch in gesetzgeberischen Maßnahmen /ür die 
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Gesamtheit aas. Bereits im Jahre 1875 wurde das Gesetz für die öffent¬ 
liche Gesundheitspflege (Public Health Act) erlassen, welches eine zweck¬ 
mäßige Organisation der Gesundheitsbehörden schuf, zu deren Hauptaufgaben 
die Sorge für eine gute Entwässerung der Ortschaften gehörte. Diesem 
allgemeinen Gesetze folgte im Jahre 1876 das Gesetz zur Verhinderung der 
Verunreinigung öffentlicher Wasserläufe (the Rivers Pollution Prevention 
Act). Hier Anden sich bis in das Einzelne gehende Bestimmungen, welche 
es auch kleinen Minderheiten ermöglichen, Flußverunreinigungen seitens der 
Städte, größerer gewerblicher Anlagen usw. hintanzuhalten. Dazu geben 
beide Gesetze dem Local Government Board in London die Befugnis, in 
diese Dinge jederzeit mit hineinzureden. Diese oberste Behörde muß sogar 
in jedem Falle gefragt werden, wenn eine Gemeinde eine Anleihe aufnehmen 
will; sie hat das Recht, ihre Bedingungen zu stellen, selbst wenn diese Be¬ 
dingungen mit den Zwecken der Anleihe nicht in direkter Beziehung stehen. 
Durch die Local Government Act vom Jahre 1888 wurden die Lokalbehörden 
ermächtigt, ihrerseits die Ausführung des Gesetzes von 1876 in die Hand 
zu nehmen und die Reinhaltung der ihr Gebiet durchziehenden Wasserläufe 
zu überwachen. Sie können sich mit benachbarten Gemeinden zu diesem 
Zwecke vereinigen zur Bildung von Joint Gommittees, welche die Aufsicht 
über ganze Flußläufe übernehmen. Für einige größere Flüsse wurden von 
Staatswegen durch besondere Gesetze Aufsichtsbehörden eingesetzt (Conser- 
vancy Boards). In England existieren auf Grund der Local Government 
Act von dem Jahre 1888 drei derartige Conservancy Boards, nämlich „the 
Mersey and Irwell Joint Committee“ (1891 gebildet), „the Ribble Watershed 
Joint Committee“ (1891) und „the West Riding of Yorkshire Rivers Board“ 
(1893). 

Das von diesen Conservancy Boards überwachte Gebiet ist ein sehr 
großes; so umfaßt das Gebiet des Mersey and Irwell Committee ein Areal 
von rund 2000 qkm mit einer Bevölkerung von über 2 1 / i Millionen und mit 
über 450 Fabrikanlagen; das Ribble Joint Committee umfaßt ein Gebiet von 
1400 qkm mit einer Bevölkerung von über 1 Million und mit über 70 Fabrik¬ 
anlagen; das Gebiet des West Riding River Board deckt sich mit dem geo¬ 
graphischen Gebiete West Riding und besitzt eine Ausdehnung von über 
7000 qkm mit nicht ganz 2 1 / i Millionen Einwohnern. 

Außer den vorgenannten drei Boards gibt es noch „the Thames“, „the 
River Lea“ und „the River Medway Conservancy Board“, die schon längere 
Zeit vor Erlaß des vorgenannten Gesetzes (Thames Conservancy Board 1857, 
Lea Conservancy Board 1868) auf Grund besonderer Gesetze errichtet worden 
sind (nach Bredtschneider und Thumm). 

Bereits in den neunziger Jahren machte sich jedoch das Bedürfnis nach 
einer zentralen Fachbehörde für die wissenschaftliche Bearbeitung der ein¬ 
schlägigen Abwasserfragen geltend; diese wurde durch Erlaß der Königin 
im Jahre 1898 als Royal Commission on Sewage Disposal eingerichtet. Sie 
besteht aus neun Mitgliedern: 2 Ingenieuren, 2 Medizinern, 1 Bakteriologen, 
1 Chemiker und 3 Laien. Die Aufgabe der Kommission ist, zu untersuchen 
und zu berichten: 

1. welche Methoden der Behandlung und Reinigung der Ahwässer be¬ 
sonders geeignet sind, die Reinigung in Übereinstimmung mit den gesetz- 
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liehen Bestimmungen zum Schutze der öffentlichen Gesundheitspflege in öko¬ 
nomischer Weise den lokalen Anforderungen entsprechend zu bewirken; 

2. wenn mehrere Methoden geeignet sind, diejenigen zu bestimmen, 
welche nach Beschaffenheit und Mengen der Abwässer, sowie nach der Be¬ 
völkerung und anderen Umständen für die einzelnen Fälle am geeignetsten 
sind, und 

3. auf Wunsch Nachweise über empfehlenswerte Anlagen zu geben. 

Eine Anzahl vorzüglicher Berichte sind bereits von der Kommission 

herausgegeben, und manches hat sie zur Klärung wesentlicher Fragen bei¬ 
getragen. 

Die Ausübung der den Zentralbehörden durch die Gesetze übertrage¬ 
nen Befugnisse findet bei den Städteverwaltungen Entgegenkommen. Man 
merkt dies an der Art und Weise, wie die Reinigungsanlagen ausgeführt 
sind. Es wurde offenbar überall Wert darauf gelegt, die Anlagen nicht 
bloß technisch vollkommen zu machen, sondern dabei auch noch bis zu 
einem gewissen Grade Schönheitsrücksichten mit walten zu lassen. Nirgends 
fanden wir schlechtes Mauerwerk, nirgends verwahrloste Wege oder der¬ 
gleichen, überall herrscht große Ordnung und Sauberkeit. Die Abwässerungs¬ 
anlagen sind in England keine Schmutzstätten, sondern trotz des häßlichen 
Materiales reingehaltene, zum Teil mit gärtnerischen Anlagen versehene 
städtische Anstalten, die keinen unangenehmen Eindruck machen. Nicht 
bloß die Fachleute, auch die Verwaltungsbehörden zeigten sich über die 
Probleme der Abwasserreinigung gut orientiert. So gut, daß es manchmal 
den Anschein gewann, als bestehe zwischen den Städten ein edler Wettstreit, 
auf diesem Gebiete das Vollkommenste zu leisten. Daß unter solchen Verhält¬ 
nissen auch wirklich etwas Gutes geleistet wird, kann nicht Wunder nehmen, 
zumal wenn einem Lande eine solche Anzahl hervorragender Fachleute zur 
Verfügung steht, wie England sie besitzt. Man kann von den englischen 
AhwäsBerungsanlagen sagen, daß sie mit Lust und Liebe, Verständnis und 
reichlichen Mitteln errichtet wurden. 

Der zweite Eindruck, den wir empfingen, war der, daß man auch in 
England in der Abwasserreinigung noch in einer Umwandlung begriffen ist, 
die freilich dort schon bedeutend weiter sich befindet als in Deutschland. 
Die alte chemische Reinigungsmethode, deren Bahnbrecher vor mehr als 
30 Jahren ebenfalls die Engländer waren, ist trotz ihrer Kostspieligkeit als 
unzulänglich erkannt. Man weiß, daß es nicht bloß auf die Beseitigung der 
ungelösten, sondern ebenso sehr auf die Unschädlichmachung der gelösten 
faulnisfähigen Bestandteile des Abwassers ankommt, und dieser Erkenntnis 
hat man seit zehn Jahren in England praktisch Rechnung zu tragen sich 
bemüht. Überall stießen wir auf alte und neue Versuchsanlagen, die unter 
praktischen Verhältnissen arbeiten. In den älteren waren die ersten all¬ 
gemeinen Erfahrungen über den Abbau der in Frage kommenden Stoffe 
gesammelt, in den neueren sucht man die Natur der Vorgänge wissenschaft¬ 
lich zu ergründen und in den Rohbau des ganzen Systems die Einzelheiten 
einzufügen. Solche Versuche sind seit den letzten Jahren hei uns in 
Deutschland auch vielfach im Gange, und es ist ein nicht geringes Verdienst 
Dunbars, hierzu in erster Linie den Anstoß gegeben zu haben. Auch die 
Preußische Prüfungsanstalt für Wasserversorgung und Abwässerbeseitigung 
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arbeitet mit vorzüglichem Erfolge in gleicher Richtung. Immerhin kann es 
jedem Fachmann, der sich eingehender mit den Fragen der Abwässer¬ 
beseitigung zu beschäftigen hat, nicht dringend genug empfohlen werden, 
die englischen Arbeiten auf diesem Gebiete an Ort und Stelle kennen zu 
lernen. Man kann dies um so eher, als die englischen Behörden mit außer¬ 
ordentlicher Liebenswürdigkeit die Anlagen zugängig machen und ihre Er¬ 
fahrungen mitteilen. 

Über die Richtung, welche die Art der Abwasserreinigung in England 
nehmen wird, läßt sich allgemein Gültiges kaum sagen. Oie lokalen Ver¬ 
hältnisse spielen in jedem einzelnen Falle eine zu große Rolle. Im großen 
und ganzen scheint es aber das Prinzip der Faulbecken mit nachfolgender 
Reinigung in Einstau- oder Tropfkörpern zu sein, welches in kommenden 
Jahren maßgebend sein wird. Ob man sich mehr für Einstaukörper oder 
für Tropfkörper entscheidet, bleibt abzuwarten, uns scheinen die letzteren 
die größere Aussicht zu haben. 
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Zur Frage der Milchhygiene. 

Über Ernährung, Haltung und Züchtung des MHchyiehes, 

mit besonderer Berücksichtigung der Wirtschaftsweise und des Milch¬ 
viehschlages in Ostfriesland und auf der zugehörigen Nordseeinsel Juist. 

Von Dr. Enno Arends, Badearzt in Juist. 

(Mit 14 Abbildungen.) 


Obwohl die Hygiene der Milch schon so oft und in so mannigfaltiger 
Weise behandelt worden ist, erscheint es bei der hohen Bedeutung der 
Milchhygiene für die Volkswirtschaft und Volksgesundheit, besonders für 
Städte, Kurorte, Krankenhäuser, Sanatorien, Kinderheilstätten, Krippen usw., 
bei der großen Rolle, welche die Milch für die neuzeitliche Bewegung und 
Bestrebung zur Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit und der Tuberkulose 
spielt, gerechtfertigt, diese Frage immer wieder anzuregen, neu zu beleben 
und von den verschiedensten Gesichtspunkten zu beleuchten. 

Wenn hier von Milch die Rede ist, so ist damit die Kuhmilch gemeint. 
Die Kuhmilch ist zwar für die Menschen als künstliches Nahrungsmittel 
nicht gleichwertig mit der Muttermilch, sie hat aber doch annähernd den¬ 
selben Nähr- oder Brennwert und ist als angenehmstes und billigstes Ersatz¬ 
mittel in aller Welt bekannt und begehrt und geradezu unentbehrlich. Sie 
dient Millionen von Kindern zur Nahrung, die dabei blühen, wachsen und 
gedeihen; sie wird von jung und alt, arm und reich, von Gestanden und 
Kranken, kurz in allen Lebensaltern und in allen Bevölkerungskreisen ver¬ 
langt; sie ist ein Kurmittel ersten Ranges, vorausgesetzt, daß sie sorgfältig, 
den hygienischen Anforderungen entsprechend gewonnen und behandelt 
wird. Denn so nützlich und segensreich auch die Milch in reinem, gesundem 
Zustande wirkt, so verderblich kann sie werden bei unreiner, kranker Be¬ 
schaffenheit. Gerade weil dieses Nahrungsmittel so viel begehrt und ge¬ 
nossen wird, darum dient es in schlechtem, verdorbenem Zustande zur Er¬ 
zeugung und Verbreitung vieler Krankheiten. 

Gerhardt 1 ) hat deshalb sein Urteil dahin gefällt: „Milch ist zwar das 
beste, aber nicht mehr das unschuldigste, sondern faöt das schädlichste aller 
Nah rungsmittel. tf 

Bedenkt man die ungeheuren Gefahren der Zersetzung der Milch, hervor¬ 
gerufen durch Legionen von Bakterien und anderen Pilzen der verschieden¬ 
sten Art, die allüberall in der Luft, im Wasser und in der Erde verbreitet 
sind, besonders aber im Stallstaube, im Kuhkot, in den Futtermitteln und in 
unreinen Milchgefäßen sich finden und oft eine derartige Verunreinigung der 
Milch bewirken, daß in einem Cuhikcentimeter mehrere hundert Millionen 
Keime enthalten sind; vergegenwärtigt man sich ferner, wie viele Krankheiten 
die Milch erregen kann durch Erkrankungen des Viehes infolge mangelhafter 
Ernährung, Haltung und Züchtung desselben oder durch Seuchen der ver- 
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schiedensten Art, besonders durch Tuberkulose, oder auch durch Verbreitung 
menschlicher Infektionskrankheiten; zieht man schließlich in Betracht, wie 
die Milch durch schädliche chemische Konservierungsmittel, vor allen Dingen 
aber durch Verwässerung gefälscht wird, und daß auf diese Art und Weise 
durch Zusatz von schlechtem Wasser menschliche Infektionskrankheiten, 
Typhus, Cholera u. a., verbreitet werden können: dann erscheint uns die 
furchtbare Anklage Gerhardts leider nur zu gerechtfertigt. 

Darum ist es unsere heiligste Pflicht, die gefahrdrohenden Übelstände 
nach Kräften zu bekämpfen und zu beseitigen und für eine gute reine Milch 
zu sorgen. # 

Bei der hohen Bedeutung der Milch in volkswirtschaftlicher und gesund¬ 
heitlicher Hinsicht haben bereits die am meisten interessierten Kreise zu 
dieser Frage oft Stellung genommen; Hygieniker, Ärzte, Tierärzte, Ver¬ 
waltungsbeamte, Landwirte, Milchindustrielle, Händler haben die Milch¬ 
angelegenheit auf Tuberkulosekongressen, in ärztlichen und tierärztlichen 
Versammlungen, auf Bädertagen, in Versammlungen des Milchwirtschaft- 
lichen Vereins, auf hygienischen Ausstellungen usw. gründlich erörtert. 
Alle, Sachverständige sowohl als auch Interessenten, sind mehr oder weniger 
darin übereingekommen, daß hinsichtlich der Ernährung, Haltung und Züch¬ 
tung des Milchviehes viel zu wünschen übrig bleibe, daß arge Mißstände im 
Verkehr mit der Milch vorliegen und eine große Gefahr in der Verbreitung 
von Krankheiten durch die Milch, besonders in der Übertragung der Tuber¬ 
kulose vorhanden sei, daß Maßregeln dagegen getroffen werden müssen, 
und daß eine polizeiliche Überwachung des Verkehrs mit Milch erforder¬ 
lich sei. 

Angeregt durch solche Bestrebungen berief der Reichskanzler in den letzten 
zwanzig Jahren des vorigen Jahrhunderts wiederholt Kommissionen von Sach¬ 
verständigen und Interessenten, welche darüber zu beraten hatten, ob und inwie¬ 
fern der Verkehr mit Milch für das ganze Reich auf Grund des Nahrungsmittel- 
gesetzes vom 14. Mai 1879 geregelt werden könnte. Diese Kommissionen erkannten 
zwar arge Mißstände an und machten dagegen Verbesserungsvorschläge, hielten 
aber eine einheitliche Regelung nicht für möglich, weil die milch wirtschaftlichen 
Betriebe und die Zusammensetzung der Milch in den verschiedenen Gegenden 
Deutschlands verschieden seien. Darauf erschienen in Preußen am 28. Januar 1884 
und am 27. Mai 1899 Ministerialerlasse, durch welche die Regierungspräsidenten 
ersucht wurden, überall dort in ihren Bezirken, wo ein öffentliches Bedürfnis 
vorhanden sei, denVerkehr mit Milch nach Maßgabe der von den Kommissionen 
aufgestellten Grundsätze durch Polizeiverordnungen zu regeln*). 

Ein solches Bedürfnis liegt meines Erachtens allgemein vor; denn wir 
müssen verlangen, daß dem Volke die Milch, das beste, nahrhafteste und 
verbreitetste Nahrungsmittel in reinem, unverdorbenem Zustande geliefert 
wird. Notwendig ist die gesetzliche Regelung in Städten, wo die Milch aus 
den verschiedensten Quellen zusammenströmt und wo die Gefahr der Ver¬ 
unreinigung und Verfälschung in hohem Grade vorhanden ist, besonders da, 
wo es sich um Kurmilch oder Kindermilch handelt. Dringend erforderlich 
ist aber vor allem die Regelung des Milchverkehrs in Kurorten, namentlich in 
sogenannten Familienbädern, die hauptsächlich von Kindern besucht werden. 
Hier ist .gute, reine, gesunde Milch ebenso wichtig wie gesundes Wasser, 
gesunde Wohnungen, gesunde Luft und Bäder. Wenn nun auch nicht 
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za verkennen ist, daß die Karorte in den letzten zehn Jahren keine 
Opfer gescheut und sich nach Kräften bemüht haben, den hygienischen An¬ 
forderungen gerecht zu werden, namentlich auch den Vorschriften des preußi¬ 
schen Ministerialerlasses vom 8. Oktober 1898, betreffend Gesundheitswidrig¬ 
keiten in Bade- und Kurorten, nachgekommen sind, so läßt doch die Hygiene 
der Milch noch überall viel zu wünschen übrig. 

Eine Verbesserung der Milchverhältnisse können wir herbeiführen durch 
sorgfältige hygienische Behandlung und durch polizeiliche Überwachung der 
Milch im Verkehr, in erster Linie aber durch eine zweckmäßige Ernährung, 
Haltung und Züchtung des Milchviehes. D% aber dieses letztere wichtige 
Kapitel in hygienischer Beziehung leider oft zu wenig berücksichtigt und 
kurz abgefertigt wird, so wollen wir es hier etwas sorgfältiger und ein¬ 
gehender behandeln. 

Die Frage der Ernährung, Haltung und Züchtung des Milchviehes ist 
nicht nur vom landwirtschaftlichen, sondern auch vom ärztlichen Stand¬ 
punkte von höchster Bedeutung. Um zu bestimmen, woher die Milch be¬ 
zogen werden soll, muß der Arzt so viele Fachkenntnisse von der Milch¬ 
gewinnung besitzen, daß er erforderlichenfalls imstande ist, den Betrieb des 
betreffenden Produzenten selbst beurteilen und kontrollieren zu können; 
dann wird er nie in die Gefahr kommen, eine gesundheitsschädliche Milch 
zu empfehlen. Die Ärzte sollten sich nicht vornehm darüber hinwegsetzen 
und denken: was geht mich die Rindviehzucht an; sie sollten sich auf diesem 
Gebiete Kenntnisse aneignen; mit dem Wissen kommt auch das Verständnis 
und die Würdigung dieser von Hause aus landwirtschaftlichen Angelegen¬ 
heit. Die Ärzte würden sich um die Volksgesundheit sehr verdient machen, 
wenn sie gemeinschaftlich mit Tierärzten, Landwirten und Verwaltungs¬ 
beamten sich über alle milchhygienischen Angelegenheiten beraten wollten. 

Da die Ernährung, das Gedeihen und die wirtschaftliche Leistungs¬ 
fähigkeit des Milchviehes im wesentlichen durch die geographische Lage, 
durch die klimatischen Verhältnisse und durch die Bodenbeschaffenheit eines 
Landes bedingt werden, so ergeben sich überall mehr oder weniger große 
örtliche Verschiedenheiten, die bei der Haltung und Züchtung des Milch¬ 
viehes zu berücksichtigen sind. Einheitliche Normen und Vorschriften lassen 
sich darüber nicht aufstellen. 

In diesem Sinne habe ich in vorliegender Arbeit gelegentlich die mir be¬ 
kannten milchwirtschaftlichen Einrichtungen und Verhältnisse meines Heimat¬ 
landes Ostfriesland zur Veranschaulichung als Beispiel dargestellt, weil hier 
bekanntlich die Viehzucht in hoher Blüte steht, weil das ostfriesische Milch¬ 
vieh sich durch viele hervorragende Eigenschaften auszeichnet, und weil die 
hiesige Wirtschaftsweise in manchen Beziehungen als Muster hingestellt 
. werden kann. Hand in Hand damit habe ich den milch wirtschaftlichen Betrieb 
unserer ostfriesischen Nordseeinsel Juist, bekannt als Badeort, in Betracht 
gezogen. Dabei sind nicht nur die Lichtseiten, sondern auch die Schatten¬ 
seiten hervorgehoben, um auf diese Weise ein objektives Urteil zu gewinnen 
und hygienische Verbesserungsvorschläge zu machen, die nicht nur örtliche 
Interessen berühren, sondern sich verallgemeinern lassen und auf Wirtschafts¬ 
weisen mit ähnlichem Charakter in anderen Provinzen sinngemäße Anwen¬ 
dung finden können. 
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Die Ernährung des Milchviehes. 

Bei der Ernährung des Milchviehes sind die Einwirkungen des eigen¬ 
artigen Klimas und der besonderen Bodenverhältnisse eines Ortes auf die 
Pflanzenwelt zu erforschen, und ist die Vegetation in pflamengeographischer, 
biologischer und floristiseher Hinsicht, ihre Abstammung und Veränderung, 
ihre Entwickelung und Ausbreitung und ihre Verschiedenheit von der Flora 
anderer Landstriche in Betracht zu ziehen. Demgemäß müssen die Nahrungs¬ 
plätze, die Wiesen und Weiden, und die Stallfütterung für das Milchvieh 
eingerichtet werden. 

Eis würde zu weit führen, hier näher auf die Kultur der Wiesen und 
Weiden, auf ihre Düngung, Ent- und Bewässerung usw. einzugehen: 
Fragen, die von landwirtschaftlichen Sachverständigen zu beantworten sind. 
Empfehlenswert ist es jedoch, daß alle, die sich für die Milchhygiene inter¬ 
essieren, sich ein allgemeines Verständnis der zu ihrem Milch versorgungs¬ 
gebiete gehörigen Wiesen und Weiden aneignen, daß sie die Hauptnutz¬ 
pflanzen und die lästigen und schädlichen Unkräuter kennen lernen, 
namentlich die Giftpflanzen, die auf die Kühe selbst oder deren Milch und 
dadurch auf die Menschen von schädlichem Einfluß sind, sowie die Pflanzen, 
welche, von den Tieren gefressen, die Konsistenz, den Geruch, den Geschmack 
und die Farbe der Milch in günstiger oder ungünstiger Weise verändern 
können. 

Nur beispielsweise sei daran erinnert, daß gewisse Gramineen, einige 
Festuca- und Avenaarten, Straußgras, Mannagras, Rispengras, Lolch, Wiesen¬ 
fuchsschwanz und Dünnschwanz zu den hochgeschätztesten Futtergräsern 
gezählt werden, daß auch das Kammgras und das Knäulgras nicht zu ver¬ 
achten sind, während die Trespen, das Ruchgras und die Holkusarten als 
minderwertig gelten. Ferner gehören einige Trifolium-, Vicia-, Wegerich- 
und Dreizackarten zu den nahrhaftesten Futterpflanzen. Auf den Außen¬ 
weiden an der Nordsee z. B. bilden Meerstrandswegerich (Plantago maritima) 
und Stranddreizack (Triglochin maritima) im Verein mit dem weißen See- 
straußgras (Agrostis alba, var. maritima), dem Meerschwingel (Festuca 
thalassica) und einigen Kleearten ein vorzügliches Viehfutter, das hier unter 
dem Namen Queller bekannt ist und ebenso sehr als Weidefutter wie als 
Heu geschätzt wird. Dagegen sind Schachtelhalm, Klappertopf, Huflattich, 
Hahnenfuß, Bärenklau, Kälberkropf als lästige Schmarotzer bzw. als giftige 
Unkräuter auszurotten, während eine mäßige Beimengung von Kümmel, 
Fenchel, Schafgarbe, Minze, Hornklee und anderen aromatischen Kräutern 
erwünscht ist, weil diese den Appetit anregen und die Verdauung beför¬ 
dern 3 ) 4 ). 

Bekanntlich können bei Tieren nach dem Genüsse gewisser Pflanzen 
giftige Substanzen in die Milch übergehen und dadurch den Menschen ge¬ 
fährlich werden; dahin gehören Herbstzeitlose, Wolfsmilch, Bilsenkraut, 
Stechapfel, Goldregen, Mutterkorn, Mohn- und Gnadenkraut. Ferner sind 
in den Pflanzen Farbstoffe, Bitterstoffe und aromatische Stoffe enthalten, 
welche die Farbe, den Geschmack und den Geruch der Milch verändern. 
Gelblich oder rötlich wird die Kuhmilch gefärbt, wenn die Tiere Karotten, 
Krokus, Labkraut, Rhabarber; bläulich, wenn sie Schachtelhalm, Vogelknöte¬ 
rich, Wachtelweizen oder die Blüte von Ochsenzunge fressen. Bitter kann 
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die Milch nach dem Genüsse von Disteln, Rainfarn, Wermut und bitteren 
Leguminosen werden 5 ). An der Nordsee schmeckt z. B. die Milch im Monat 
Juni zuweilen bitter, wenn die Kühe die jungen Triebe des Seewermuts 
(Artemisia maritima) fressen, einer Pflanze, die sie im ausgewachsenen Zu¬ 
stande verschmähen. Knospen und Samen des Seewermuts liefern bekannt¬ 
lich das wurmtreibende Mittel: Semen cinae, Zitwersamen. Nach dem Ge¬ 
nüsse von den Salzpflanzen Glasschmalz und Schmalzmelde (Suaeda maritima 
und Salicornia herbacea) bekommt die Milch zuweilen einen faden, brackigen 
Geschmack, besonders während der Blütezeit im September und Oktober, wo 
diese Pflanzen vom Vieh gefressen werden. Auch kann der Geschmack der 
Milch nachteilig verändert werden, wenn die Tiere Kastanien, Eicheln und 
Laub von Ahorn nehmen. Einen eigenartigen, lieblichen Geruch und Ge¬ 
schmack hat die Milch von Alpenkühen. Auch auf einigen Nordseeinseln 
wachsen Gräser, wie das Heiligengras (Hierochloe odorata), deren Aroma in 
die Milch übergeht und ihr einen lieblichen Geruch und Geschmack verleiht. 
Ein großer Futterwert ist diesem Grase übrigens nicht beizumessen; nur die 
zarten jungen Halme werden von den Tieren genommen. Auch die Strand¬ 
nelke (Armeria maritima), die mit ihren schönen hellrosa Blüten die Außen¬ 
weiden an der Nordsee ziert und im knospenden Zustande von den Kühen 
gern gefressen wird, gibt der Milch Wohlgeruch, Wohlgeschmack und eine 
schwach rötliche Färbung. 

Die Kühe bedürfen nicht nur des zum Aufbau und zur Erhaltung des 
Organismus erforderlichen Futters, sondern noch dazu eines Überschusses, 
wenn sie wirtschaftlich leistungsfähig sein und Milch produzieren sollen; sie 
bedürfen außer dem Erhaltungsfutter noch Produktionsfutter 6 ). Während nun 
die Tiere auf einer guten Weide ein in jeder Beziehung passendes und hin¬ 
reichendes Futter selbst Anden und auswählen, werden sie im Stalle sozu* 
sagen künstlich ernährt und sind auf die Nahrung beschränkt, die der 
Mensch ihnen bietet. Deshalb kommt es bei der Stallfütterung darauf an, 
daß ein tüchtiger Landwirt die richtige Auswahl trifft und den Kühen ein 
gesundes und ausreichendes Futter verabfolgt. 

Bei rationeller Ernährung des Milchviehes auf der Grundlage der neuen 
tierphysiologischen Forschungen 7 ) richtet sich die Nährstoffzufuhr nach der 
Individualität der Tiere; die Futterration wird jeder einzelnen Kuh nach 
der Beanlagung und Leistungsfähigkeit und nach dem jeweiligen Zustande 
der Laktation angepaßt. Wird das richtige Maß des Produktionsfutters 
überschritten, findet eine Überernährung statt; so entsteht, ganz abgesehen 
von der Futterverschwendung, eine Fettanhäufung in den Organen, welche 
die Milchproduktion in nachteiliger Weise beeinflußt. Beschränkt man da¬ 
gegen die Milchkuh auf das Unterhaltungsfutter, oder bleibt man wohl gar 
noch unterhalb dieser Grenze, so daß das Tier hungert, dann bildet sich die 
Milch auf Kosten des Körpers, bis die Milchproduktion schließlich gänzlioh 
auf hört. Zugleich wird aber dadurch der Organismus des Milchtieres 
geschwächt, die Widerstandsfähigkeit herabgesetzt, und es entsteht eine 
verhängnisvolle Empfänglichkeit für Infektionskrankheiten, namentlich für 
Tuberkulose 8 ). 

Das Futter muß hinsichtlich der Menge und der Zusammensetzung der 
Hauptnahrungsstoffe, des Eiweißes, der Kohlehydrate und Fette allen An- 
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forderungen genügen. Die ei weiß- oder stickstoffhaltigen Nährstoffe müssen 
za den ei weiß- oder stickstofffreien Nährstoffen in einem bestimmten Verhält¬ 
nis stehen, in einem Verhältnis von 1:5 oder 6 (Nh:Nfr = 1:5 oder 6 9 ), 
wenn sie gut ausgenutzt und nicht unverdaut ausgeschieden werden sollen. 
Kohlehydrate und Fette können sich teilweise vertreten, und zwar hat 1 kg 
Fett ungefähr den gleichen Nähr- oder Brennwert wie 2*2 kg Kohlehydrate. 
Außerdem müssen in dem Futter Mineralstoffe, vor allem Phosphorsäure, 
Kalk, Kali, Natron, Magnesia, Eisen bzw. deren Salze — Stoffe, die zum 
Aufbau des Organismus, besonders auch zur Ausbildung des Knochengerüstes 
erforderlich sind — in genügender Menge vorhanden sein. Da diese Mineral¬ 
stoffe auch in die Milch Übergehen, so sind sie für die menschliche Ernährung, 
namentlich für die Ernährung der Säuglinge in diätetischer Hinsicht gewiß 
von großer Bedeutung. 

Diesen Anforderungen entspricht gutes Heu, das von tadellosen Wiesen 
in zweckmäßiger Weise und bei günstiger Witterung gewonnen wird. Vor 
allen Dingen muß das Heu gut trocken sein und in trockenen, luftigen 
Räumen auf bewahrt werden. Bei anhaltenden Niederschlägen löst der Regen 
Nährstoffe und aromatische Würzstoffe des Heues auf und schwemmt sie 
fort, und dadurch wird die Qualität des Futters bedeutend beeinträchtigt. 
Da die Gräser den höchsten Nährstoffgehalt besitzen, wenn die Blüte eben 
beginnt, so darf mit dem Mähen nicht zu lauge gewartet werden, weil später 
der Gehalt an Holzfaser zunimmt und das Protein schwerer verdaulich wird. 
Heu von sauren Wiesen, die sich durch Binsen, Riedgräser, namentlich Woll¬ 
gras, ferner durch Hahnenfuß, Schachtelhalm, Sauerampfer und andere Un¬ 
kräuter charakterisieren, auf denen aber wohlschmeckende, nahrhafte und 
leicht verdauliche Gräser, sowie Leguminosen und aromatische Kräuter 
fehlen oder selten sind, desgleichen Heu von einem an Pflanzennährstoffen, 
besonders an Phosphorsäure, Kalk und Kali armen Boden, ist minderwertig. 
Ferner ist altes, übeijähriges Heu von geringerem Werte, weil es im Laufe 
der Zeit durch Verschwinden aromatischer Stoffe geschmacklos geworden 
ist und weil ihm viele nahrhafte, leicht zerbrechliche Blättchen verloren ge¬ 
gangen sind 4 ). Bei ausschließlicher Fütterung mit minderwertigem Heu 
können die Milchkühe nicht bestehen; sie magern ab und geben wenig 
Milch. Werden junge Tiere nur mit saurem Heu ernährt, dann entwickelt 
sich das Knochensystem mangelhaft; die Knochen können dabei so morsch 
werden, daß sie bei den geringfügigsten Veranlassungen, z. B. beim Springen 
der Tiere auf der Weide, brechen 10 ). 

Wo also tadelloses Heu nicht zur Verfügung steht, ist eine Zufütterung mit 
anderen Nahrungsmitteln erforderlich. Dahin gehören: Grünfutter, Stroh und 
Spreu, Hackfrüchte, wie Runkelrüben, Steckrüben, Möhren, Kartoffeln, Topinam¬ 
bur, ferner Sauerfutter und Süßpreßfutter, gewerbliche Abfälle, die bei der Be¬ 
reitung von Bier, Branntwein, Zucker und Stärkemehl erhalten werden, die Ab¬ 
fälle der Ölindustrie, wie Palmkemkuchen, Erdnußkuchen, Baumwollensaatmehl, 
Sesamkuchen, Hanfkuchen, Sonnenblumenkuchen, Leinkuchen, Rapskuchen, 
schließlich Getreide und Hülsenfrüchte, Kleie und Reisfuttermehl, worauf wir im 
Rahmen dieser Arbeit nicht näher eingehen können. 

Hackfrüchte und gewerbliche Abfälle, wie Treber, Schlempe, Schnitzel, 
Melasse, dürfen nicht in zu großen Mengen und nicht ausschließlich ver¬ 
abfolgt werden; sie können nur als Beifutter gelten, da vielen von ihnen die 
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erforderlichen Nahrungsstoffe, namentlich Protein, Phosphorsäure und Kalk, 
fehlen 4 ). In hygienischer Hinsicht ist sorgfältig darauf zu achten, daß diese 
Futtermittel rein und unverdorben gegeben, daß sie gut gelagert und auf¬ 
gehoben, und daß die Krippen und Gefäße sorgfältig gereinigt werden, weil 
diese Futtermittel sich leicht zersetzen und, in verdorbenem Zustande und 
in großen Mengen verfüttert, die Konsistenz, die Farbe, den Geruch und den 
Geschmack der Milch nachteilig verändern und die menschliche Gesundheit 
schädigen können. Da ferner von solchem unreinen, zersetzten Futter von 
außen Bakterien und Pilze der verschiedensten Art in die Milch übergehen 
und sie verderben können, so ist peinlichste Reinlichkeit im Stalle dringend 
erforderlich. Hierbei ist noch der Umstand in Betracht zu ziehen, daß die 
Milch begierig alle üblen Gerüche aus der Umgebung aufnimmt. Deshalb 
darf die Milch in solchen Ställen, wo Hackfrüchte und gewerbliche Abfälle 
verfüttert werden, nicht lange verweilen, sondern muß sogleich nach dem 
Melken hinausgetragen werden. 

Glage 5 ) hat die schädlichen Einwirkungen gewisser Stallfuttermittel 
auf die Milch zusammengestellt und sagt darüber unter anderem folgendes: 

„Viel wässerige Schlempe, Kübenblätter, faulige Rüben und Kartoffeln in 
größerer Menge erzeugen eine gehaltsarme Milch, da dem Euter nicht entsprechend 
Milchbildungsmaterial zugeführt wird. Saure Schlempe und Treber können eine 
leiohtere und schnellere, freiwillige Gerinnung der Milch veranlassen. Wasser¬ 
rüben, Rapskuchen, Erbsen- und Haferstroh, in großer Quantität verabreicht, 
führen einen bitteren Geschmack der Milch herbei. Ein unangenehmer, ranziger, 
bitterer oder süßlicher und strenger Geschmack kann auch entstehen nach Gaben 
von faulen oder gefrorenen Kartoffeln und Rüben, von ranzigem öl oder Sesam¬ 
kuchen, Rübenblättern, zersetzten Trebern oder saurem Gesöff. Ebenso können 
wirken Olivenöl, Leinöl, Raps- und Leinsaraenabfalle. Ein Trangeschmack stellt 
sich als Folge der Verabreichung von Fischen ein. Zu reichliche Verwendung 
von Hülsenfrüchten macht die Milch abnorm fett. Schädlich und unzweckmäßig 
ist auch eine zu umfangreiche Maisfütterung. Außer Geschmack und Geruch 
wird bei der Verabreichung ungeeigneter Futtermittel auch oft die Farbe und 
Konsistenz der Milch verändert. Sie wird z. B. blau, gelb, rot oder schleimig. 
Es ist bei solcher Sachlage nicht verwunderlich, wenn die abnorme Milch schäd¬ 
lich wirkt, was man schon wiederholt beobachtet hat. Die Schlempemilch soll, 
wie vielfach angenommen wird, für Säuglinge nicht zuträglich sein, ebenso 
können Kälber direkt bei solcher Fütterung zugrunde gehen. Ähnlich ist es mit 
der Milch nach der Verfütterung von Rübenpreßlingen und Melasse an die Milch¬ 
kühe. Auch die Rückstände der Ölfabrikation oder Erdnußkuchen können Anlaß 
sein, daß die Kühe giftige Milch liefern. Sehr gefährlich wegen des Gehaltes an 
Senf sind Raps- und Rübsenkuchen, ebenso treten nach der Verfütterung von 
Rizinuskuchen Abweichungen der Milch ein. Milch von Kühen, die faulige Rüben 
gefressen hatten, rief bei Kindern Brechdurchfall hervor. Verschlimmert werden 
die nachteiligen Folgen einer ungeeigneten Fütterung dadurch, daß die Kühe 
an Verdauungsstörungen erkranken und auch schon dieserhalb schlechte Milch 
liefern.“ 

Da also die Nahrung auf die Beschaffenheit der Milch einen großen 
Einfluß ausübt und die Tiere oft unzweckmäßig ernährt werden, so ist es 
im Interesse der menschlichen Gesundheit nützlich und notwendig, daß der 
Staat unter Umständen die Art der Fütterung der Milchkühe durch Polizei¬ 
verordnungen vorschreibt, besonders in den Fällen, wo es sich um Kurmilch 
oder Kindermilch handelt. 
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Auf dem ostfriesischen Festland©, Ton dem die Badeorte der vor¬ 
gelagerten Inseln zum größten Teile mit Milch versorgt werden, verabfolgen 
die Landwirte dem Milchvieh neben Heu, Stroh, Häcksel, Kaff und Spreu in 
erster Linie Kohl, der hier Überall wegen seines hohen Nährstoffgehaltes als 
Futterpflanze sehr geschätzt und angebaut wird, während Hackfrüchte selten 
oder gar keine Verwendung finden. Als Kraftfutter werden daneben von 
den Hülsenfrüchten vorwiegend Bohnen gebraucht, und zwar werden diese 
nahrhaften Leguminosen entweder roh oder als Mehl, oder in Form von 
Brot und Schrot verfüttert. Außerdem gibt es Hafer und Gerste oder 
ein Gemenge von Bohnen, Hafer, Gerste und Roggen, selten Weizen. Nach 
Wegner 10 ) wurde früher die alte ostfriesische Futter- und Stallordnung in 
der Marsch folgendermaßen durchgeführt: 

6 Uhr Stroh, Dünger auskarren, melken; 

7 „ Stroh, dann Träoke; 

77, * Kohl; 

9 n Stroh, Putzen des Viehes; 

12 „ Bohnen mit Kaff, eventuell melken; 

2 „ Heu oder Spreu von der Diele, Dünger auskarren, Putzen des 

Viehes; 

3 n Stroh; 

87, „ Tränken; 

4 „ Kohl, melken; 

67s » Stroh; 

87, n Stroh. 

Auf der Geest wird als Zufutter außer Kohl hauptsächlich Hafer und 
Roggen, meist in Form von Mehl und Brot verabfolgt. Außerdem gibt es 
in ärmeren Gegenden Spreu von Buchweizen und Weizen, Kartoffeln und 
Rüben. Rapskuchen, Palmkuchen, Erdnußkuchen usw. finden in Ostfriesland 
als Viehfutter seltener Verwendung. 

Während nun das festländische Ostfriesland vermöge seines fruchtbaren 
Bodens in der glücklichen Lage ist, die Nahrung für das Vieh selbst hervor¬ 
zubringen, und deshalb auch selten ausländische Produkte verwendet, müssen 
die Inseln das Stallfutter meist von auswärts beziehen. In früheren Jahren, 
wo hier sehr armselige Zustände herrschten, wo der Verkehr mit dem Fest¬ 
lande sehr mangelhaft und namentlich im Winter vollständig ausgeschlossen 
war, fanden auf einigen Inseln merkwürdigerweise Fische zu Fütterungs¬ 
zwecken Verwendung. Nachdem aber durch den Aufschwung der Badeorte 
der Wohlstand sich gehoben hat und die Verkehrs Verhältnisse gebessert 
worden sind, ist man von dieser originellen Fütterungsart gänzlich ab¬ 
gekommen. Jetzt werden hier neben Heu, welches zumeist vom Festlande 
bezogen wird, als Zufutter Abfälle von Gemüse, Kohl, Kartoffeln, Hafer- und 
Roggenmehl, selten gewerbliche Abfälle verabfolgt. 

Es mag dahingestellt bleiben, ob und inwiefern die Fütterungsweise in 
Ostfriesland den allgemeinen Normen entspricht; jedenfalls gedeihen die 
Kühe dabei und liefern einen guten Milchertrag. Neuerdings wirken hier 
die Kontrollvereine, auf die wir später noch zurückkommen werden, segens¬ 
reich, indem sie für eine rationelle Fütterung sorgen. 

Hinsichtlich der Sommerfütterung der Milchkühe bestehen Meinungs¬ 
verschiedenheiten darüber, ob Stallfütterung oder Weidefütterung zu empfehlen 
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Bei. Während früher die Stalifütterung, und zwar ausschließliche Trocken¬ 
fütterung, Torgezogen wurde und auch jetzt noch in vielen Städten zur 
Gewinnung yon Kur- oder Kindermilch durch Polizeiverordnungen vor¬ 
geschrieben wird, treten neuerdings manche Autoren entschieden für die 
Weidefütterung ein. 

Sicherlich ist der Weidegang für das Vieh am naturgemäßesten. Der 
Aufenthalt und die Bewegung in frischer, freier Luft üben einen günstigen 
Einfluß auf das Allgemeinbefinden und die Funktionen des tierischen Orga¬ 
nismus aus; die Zirkulation wird verbessert, der Stoffwechsel angeregt und 
besonders auch die Milchproduktion gefördert, der Gesundheitszustand hebt 
sich, der Körper wird abgehärtet und widerstandsfähiger gegen Krankheiten. 
Diejenigen Tiere sind am gesündesten, welche sich viel im Freien auf halten. 
Daher ist es z. B. auch erklärlich, daß die Tuberkulose unter dem ostfriesi¬ 
schen Rindvieh, welches den größten Teil des Jahres, von April bis November, 
ununterbrochen auf der Weide subringt, verhältnismäßig selten ist. Das 
Weidefutter ist für das Milchvieh das beste, sofern wir darin das richtige 
Nährstoffverhältnis finden (1:5 bis 6). Erstklassige Dauerweiden in der 
Marsch, die vorwiegend mit englischem Raigras (Lolium perenne) bewachsen 
sind, zeichnen sich aus durch hohen Proteinreichtum, so daß z. B. nach 
Funk im Oldenburger Fettweidegras ein Nährstoffverhältnis von 1:2*4 
gefunden wurde. Auf guter Weide verzehren die Tiere die wohlschmeckend¬ 
sten, nahrhaftesten und leichtverdaulichsten Gräser und Kräuter; hier finden 
sie nicht nur eine gehaltvolle, sondern auch reichliche Nahrung, und so ist 
es erklärlich, daß durch den Weidegang die Milch sowohl qualitativ als 
auch quantitativ, d. h. hinsichtlich der Menge, des Gehaltes an Trocken¬ 
substanz und Fett, des Geruchs und Geschmacks verbessert wird 4 )* Darum 
sollte überall da, wo Klima und Bodenbeschaffenheit es gestatten, und wo 
die Weideverhältnisse günstig sind, der Weidegang vorgeschrieben werden, 
wie dieses erfreulicherweise auch von einigen Milchversorgungsgesellschaften, 
z. B. „Kjöbenhavns Maelkeforsyning“ in Kopenhagen, die bekanntlich eine 
tadellose Trinkmilch liefert, geschieht 11 ). 

Mir leuchtet es auch nicht ein, warum in vielen Orten für die Produk¬ 
tion von Kinder- und Kurmilch Grünfutter verboten, und warum für die Stall¬ 
fütterung ausschließlich Trockenfutter verlangt wird. Ebensowenig wie man 
stillenden Frauen Obst und frisches Gemüse verbietet, sollte man Milchkühen 
das Grünfutter vorenthalten. Entsteht danach wie beim Weidegang ein 
dünner Kotabgang, so muß man daraus nicht sogleich auf einen krankhaften 
Zustand des Tieres schließen, und es liegt darin kein Unheil, wenn man nur 
durch zweckmäßige stallhygienische Vorkehrungen eine Verunreinigung der 
Milch durch Kuhkot verhütet. In dieser Hinsicht darf man auch nicht 
ohne weiteres jeden Durchfall bei Kindern im Sommer auf Kuhmilch zurück¬ 
führen. Stammt das Futter von einer guten Wiese, ist es frisch und gesund, 
herrscht im Stalle Ordnung und Reinlichkeit, dann braucht man kein Be¬ 
denken zu tragen, den Milchkühen Grünfutter als Zukost in mäßiger Menge 
zu verabfolgen. 

Es erübrigt noch, die Tränkwasserversorgung zu erörtern, eine An¬ 
gelegenheit, die leider oft von den Landwirten sehr stiefmütterlich behandelt 
wird. Findet man doch zuweilen sogar bei Luxusställen, die im übrigen 
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nach allen Regeln der Hygiene eingerichtet sind, recht mangelhafte Tränk¬ 
anlagen. 

Vor allen Dingen müssen wir ein gesundes Tränkwasser verlangen. 
Deshalb ist sorgfältig darauf zu achten, daß die Brunnen, Quellen und 
Wasserleitungen, welche die Viehtränken speisen, nicht durch gewerbliche 
und Küchenabfälle oder durch Zuflüsse aus Dungstätten, Abortgruben und 
Schlinggruben verunreinigt werden. Während nun in Gebirgsgegenden 
meist aus Bächen und Quellen ein reines, gesundes Tränkwasser gewonnen 
wird, Anden wir in den Niederungen, besonders in den Marschen an der 
Elbe, Weser und Ems, z. B. in Ostfriesland, ein Wasser, das man keineswegs 
als einwandfrei bezeichnen kann. Das Brunnenwasser hat hier einen hohen 
Gehalt an Eisen, das namentlich in Verbindung von Eisenhydroxyd (Fe(OH) 3 ) 
und Eisensulfld (FeS) in der Pulvererde bzw. im Knick, zwei von den Land¬ 
wirten sehr gefürohteten und gehaßten Bodenarten, sich findet, und enthält 
zuweilen größere Mengen von Schwefelwasserstoff, wodurch es eine trübe, 
rötliche Farbe und einen widerlichen Geruch und Geschmack bekommt. Nur 
ausnahmsweise gelingt es, durch kostspielige Anlagen von Tiefbrunnen ein 
besseres Tränkwasser zu erhalten, wogegen Versuche, das Wasser durch 
Filtration zu verbessern, sich bislang als nutzlos erwiesen haben. Vielleicht 
könnte hier eine Reinigung des Tränkwassers durch Ozon bewirkt werden, 
nach einem Verfahren, welches Siemens und Halske in den letzten Jahren 
mit gutem Erfolge in Großbetrieben eingeführt haben, sofern das Wasser 
hierdurch filtriert, entfärbt und sterilisiert wird. Unter den gegenwärtigen 
Umständen können aber nur größere, leistungsfähige Kommunen solche Ein¬ 
richtungen sich leisten, sie sind jedoch für den einzelnen Wirtschaftsbetrieb 
zu kompliziert und zu kostspielig. Auch sind hierbei noch besondere 
Lüftungsvorrichtungen zur Enteisenung des Wassers erforderlich. Auf der 
milchhygienischen Ausstellung in Hamburg im Mai 1903 hatte die Firma 
Hammelrath u. Co. Wasserfilter aus Asbestporzellan ausgestellt, wodurch 
eine vollkommene Filtration und Sterilisation bewirkt werden soll. Neuer¬ 
dings werden von Deseniss und Jacobi Enteisenungsanlagen hergestellt, 
welche direkt reines, von Eisen befreites Wasser aus dem Brunnen auf holen 
sollen, indem bei diesem Verfahren während des Pumpens zugleich mit der 
Hebung Luft in das Wasser eingelassen und das Gemisch durch einen Sand¬ 
filter ohne weiteres hindurchgeführt wird 13 ). 

Zuweilen erhält man verdorbenes Wasser aus schlechten Brunnen, die 
in nächster Nähe von Grüppen, Abortgruben, Schlinggruben und Dung¬ 
stätten angelegt sind. Das Wasser aus solchen Brunnen sieht braun aus 
wie Jauche und hat einen intensiven, widerlichen Fäkaliengeruch, so daß 
es geeigneter zur Düngung eines Ackers als zur Tränkung des Viehes 
erscheint. Um gutes Trinkwasser zu gewinnen, müssen wir von vorn¬ 
herein dafür sorgen, daß die für das Vieh bestimmten Brunnen zweckmäßig 
in reinem gesunden Boden angelegt werden. Dazu können baupolizeiliche 
Vorschriften, wie sie z. B. in der Baupolizeiverordnung für die Insel- 
gemeinde Juist vom 5. November 1900 im Interesse der Hygiene des Bade¬ 
ortes erlassen sind 14 ), dienen, insbesondere diejenigen Bestimmungen 
welche auf die Reinhaltung des Bodens und auf die Gewinnung guten 
Trinkwassers bedacht sind und in § 17, betreffend Anlage von Aborten, 
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Ställen und Dungstätten, ihren Ausdruck finden; namentlich sind folgende 
Punkte von Bedeutung: 

8. Der Faßboden von Ställen für Pferde, Rindvieh, Schweine, Schafe und 
Ziegen muß undurchlässig hergestellt werden. 

9. Zur Aufnahme vou flüssigen Stallabgängen müssen in den Ställen oder 
in ihrer nächsten Nähe, jedoch in einem Abstande von wenigstens 10m von 
Röhren- und Kesselbrunnen undurchlässige, dicht abgedeckte Gruben angelegt 
werden. Alle übrigen Dungstätten müssen undurchlässig hergestellt werden und 
müssen mindestens 5 m vom Brunnen entfernt bleiben. 

10. Die Anlage von Schlinggruben zur Aufnahme von Stallabgängen ist 
verboten. 

Die zum Tränken des Viehes bestimmten Gefälle müssen von den Futter¬ 
krippen getrennt sein und wie diese aus gutem, dauerhaftem, leicht zu 
reinigendem Material besteben. Es ist von großer Wichtigkeit, daß Futter 
und Wasser nicht miteinander vermengt, Bondern getrennt verabfolgt 
werden, und daß das Vieh das Wasser selbst nach Bedürfnis zu sich nehmen 
kann 15 ). 

Das Tränkwasser soll nicht zu kalt und nicht zu warm sein, sondern 
eine gemäßigte Temperatur von 10 bis 15° haben. Diesen Anforderungen 
werden die Selbsttränken gerecht, die wir an anderer Stelle beschreiben 
wollen. (Vgl. S. 748.) 

Auch auf den Weiden muß für gutes Tränkwasser gesorgt werden. 

In den ostfriesischen Marschen sind die Weideländereien zumeist mit 
sumpfigen Wassergräben rings umgeben, die dem Weidevieh als Tränken 
dienen. Diese Sumpfgräben, durchwachsen mit Laichkraut, Wasserlinsen, 
Froschkraut und vielen anderen Wasserpflanzen, ans denen sich giftiger 
Hahnenfuß, Giftschierling und Wasserfenchel erheben — ein dichtes Pflanzen¬ 
gewirr, in welchen Frösche, Kröten, Schnecken, Wasserkäfer, Spinnen, Milben, 
Infusorien und Mikroorganismen der verschiedensten Art in Legionen leben, 
weben und sterben — sind wohl ein Eldorado für Botaniker und Zoologen, 
empören aber, wenn man sieht, wie das Vieh ihr ekelerregendes Wasser, in 
welchem sich in heißer Sommerzeit giftige Sumpfgase und Schwefelwasser- 
stoffgase bilden,* saufen muß. Ist es nicht gerade, als wenn man hier ein 
Experiment machen wollte, was man dem lieben Vieh bieten darf, und was 
die tierische Kreatur alles aushalten kann? Die Annahme ist wohl berech¬ 
tigt, daß nach dem Genüsse eines solchen Wassers Krankheiten unter den 
Tieren entstehen, und daß Infektionskrankheiten, wie Maul- und Klauenseuche, 
dnrch diese Gräben, die überall miteinander in Verbindung stehen, weiter 
verbreitet werden können. 

Vielleicht könnten diese Übelstände durch die Anlage von Röhren¬ 
brunnen auf der Weide beseitigt werden. Diese Einrichtung hat sich wenig¬ 
stens auf der Nordseeinsel Juist vorzüglich bewährt. Früher behalf man 
sich hier wie vielfach anderwärts in der Weise, daß man sogenannte Dobben 
in den Sand eingrub, worin sich das Regenwasser sammelte. Die Tiere, 
welche zu diesen Wassergruben freien Zutritt hatten, wühlten mit ihren 
Hufen den Untergrund auf und verunreinigten die Viehtränke durch Fäkalien, 
und so entstand ein trübes, schmutziges, ungesundes Tränkwasser, zumal 
wenn es noch dazu von den heißen Strahlen der Sonne im Juli und August 
auf Bruttemperatur erhitzt wurde. In trockenen Sommern versiegten wohl 
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auch diese Tränken, so daß Wassermangel eintrat und die Tiere vor Durst 
brüllend umherliefen. Deshalb ist vor einigen Jahren auf der östlichen 
Hälfte der Insel, im höheren Dünengelände, ein Röhrenbrunnen geschlagen 
worden, welcher ein gutes und in jeder Hinsicht einwandfreies Tränkwasser 
liefert, hinreichend, um selbst in den trockensten Zeiten sämtliche Dorfkühe 
zu tränken. Diese Einrichtung hat sich vorzüglich bewährt; die Kosten 
sind verhältnismäßig gering, und reichlich werden die Opfer durch besseres 
Gedeihen des Viehes und durch ergiebigeren Milchertrag belohnt. Zu diesem 
Zwecke muß aber ein tüchtiger, zuverlässiger Hirt angestellt werden, der 
in gewissenhaftester Weise seinen Verpflichtungen nachkommt, die Kühe 
regelmäßig zur Tränke führt und ihnen dann jedesmal frisches Tränkwasser 
in den Trog hiueinpumpt. Überhaupt muß der Hirt das Vieh in sorgfältig¬ 
ster Weise behandeln und besonders auch darauf halten, daß die Kühe auf 
der langen Weidefläche nicht rasch getrieben, sondern ruhig und langsam 
geweidet wird. 

Je reichlicher, besser und zweckmäßiger wir die Milchkühe ernähren, 
desto größer wird die Menge und desto vortrefflicher wird die Beschaffenheit 
der Milch, vorausgesetzt, daß die Tiere gut beanlagt und gesund sind 16 ). 

Deshalb muß unser Bestreben vor allen Dingen darauf gerichtet sein, 
ein gutes, gesundes Vieh zu halten. 

Die Haltung des Milchviehes. 

Wie der Mensch nur dann gedeihen und ersprießlich wirken kann, wenn 
die Bedingungen zu einem gesunden Leben durch gesunde Wohnung, reine 
Luft, gutes Licht, geeignete Wärme usw. erfüllt werden, so können wir von 
unseren Haustieren nur dann Gesundheit und wirtschaftliche Leistungsfähig¬ 
keit erwarten und verlangen, wenn wir auch ihnen die Wohltaten der Ge¬ 
sundheitspflege erweisen. 

Dazu gehören vor allen Dingen gesunde Ställe, in welchen das Vieh 
einen großen Teil seines Daseins verbringen muß. 

Die Stallhygiene. 

Wenn man sieht, wie die Tiere in stallhygienischer Hinsicht vernach¬ 
lässigt und mißhandelt werden, wie sie in schadhaften, aus zusammen¬ 
gesuchtem, morschem Holz gezimmerten Bretterbuden, die keinen genügenden 
Schutz gegen Kälte, Wind, Regen und Schnee gewähren, oder in engen 
dumpfen Ställen, denen Licht und Luft mangelt, leben, wie sie auf Lager¬ 
stätten mit durchlässigen Böden auf dürftiger, schmutziger Streu in ihren 
Exkrementen stehen und liegen, während die flüssigen Abgänge jahraus, 
jahrein in den Boden eindringen und durch ihre Ausdünstungen die Stall¬ 
luft verpesten, dann darf man in einer solchen Behausung ein gutes, ge¬ 
sundes, leistungsfähiges Vieh nicht erwarten. 

Solche Übelstände müssen bekämpft werden durch gesunde Ställe, die 
gegen alle schädlichen Witterungseinflüsse schützen, besonders aber hinsicht¬ 
lich der Richtung des Gebäudes, der Lage des Bauplatzes, der Beschaffenheit 
des Baugrundes, des Baumaterials und der verschiedenen Bauteile, kurz in 
der ganzen Anlage den hygienischen Anforderungen entsprechen: Ställe, die 
den Tieren gesunde Luft, gutes Licht, geeignete Wärme, genügenden Raum 
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und reinliches Lager bieten und von einem tüchtigen Dienstpersonal versorgt 
werden. 

Was zunächst die Richtung des Gebäudes zur Himmelsgegend anbelangt, 
so soll die Lage so gewählt werden, daß die Haupt- oder Langfront nach 
Osten schaut, weil auf diese Weise in der heißen Sommerzeit die Morgen¬ 
sonne mit ihrem milderen Lichte und ihrer geringeren Wärme zur Geltung 
kommt, wogegen der Einfluß der heißen Nachmittagssonne abgeschwächt 
wird 15 ). Das gilt besonders für Tiere, welche das ganze Jahr hindurch 
aufgestallt und auf Stallfütterung beschränkt sind. Für Ställe, die nur im 
Winter benutzt werden, während das Vieh im Sommer auf der Weide lebt, 
ist die Richtung der Hauptfront nach Westen oder Süden vorzuziehen. 

Die weitere Sorge muß darauf gerichtet sein, einen gesunden, reinen 
Bauplatz zu bekommen; ein Boden, der zumeist aus Dünger, Kehricht und 
Abfällen der verschiedensten Art besteht und somit von Krankheitsstoffen 
durchseucht ist, darf nicht als Baugrund genommen werden. Ferner muß 
der Platz, auf dem das Stallgebäude errichtet werden soll, trocken und so 
beschaffen sein, daß er gegen das Eindringen von Regenwasser oder Wirt¬ 
schaftswasser geschützt ist und außerhalb des Bereiches von Grundwasser 
und Überschwemmungen sich befindet. Deswegen soll das Grundstück 
keinesfalls tiefer liegen als das umgebende Gelände, sondern sich womöglich 
darüber erheben, mindestens aber mit der Umgebung in gleicher Höhe sich 
befinden. Der Abstand der Sohle des Kellers vom höchsten Grundwasser- 
stande muß nach der Art des Bodens örtlich verschieden sein, sollte aber 
auf alle Fälle mindestens 0*5 m davon entfernt liegen. 

Als Baugrund ist am meisten der Sandboden zu empfehlen, da dieser 
in der Regel am durchlässigsten und am trockensten ist. Dagegen sind 
schwere, kleiige, undurchlässige Bodenarten möglichst zu vermeiden, weil 
bei feuchtem Untergrund das Mauerwerk Wasser kapillar ansaugt und damit 
eine Durchseuchung des Stalles herbeiführt. Will man einen solchen Boden 
benutzen, so muß man die obere Schicht ausschachten und mit Sand aus¬ 
füllen und durch Drainage trocken legen, indem man Tonröhren mit durch¬ 
brochenen Wandungen einlegt und dadurch das Wasser ableitet. 

Hat man nun in dieser Weise einen geeigneten Bauplatz gefunden und 
eingerichtet, so muß man bei der Ausführung des Baues von vornherein 
darauf bedacht sein, sowohl den Untergrund als auch das ganze Gebäude 
trocken und rein zu halten, für tadellose Baumaterialien sorgen und An¬ 
lagen für die Beseitigung der Schmutzstoffe herstellen. Zum Schutze gegen 
Regen und sonstige atmosphärische Niederschläge ist das Stallgebäude mög¬ 
lichst massiv zu errichten und mit einem wasserdichten, über das Mauer¬ 
werk vorspringenden Dache zu versehen. Um das Eindringen der Boden¬ 
feuchtigkeit zu verhindern, empfiehlt es sich, zur Ableitung des Traufwassers 
am Fuße der Außenmauern gepflasterte, nach außen abgeschrägte Trauf- 
streifen anzulegen oder besser noch Dachrinnen mit Ablaufröhren anzu¬ 
bringen, den Stallboden in der Sohle wasserdicht herzustellen und die 
Außenmauern durch eine Isolierschicht, durch Einfügen von Teer- oder 
Asphaltpappe in den Steinlagen, etwa 50cm über dem Fußboden, gegen 
Nässe zu schützen. Auch Isoliermauern können, wenn sie gut und sach¬ 
gemäß ausgeführt werden, nützlich sein. 
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Was im übrigen die Konstruktion der einzelnen Bauteile anbelangt, so 
sollen die Umfassungsmauern möglichst massiv aufgeführt werden, feuer¬ 
sicher, wetterbeständig und trocken sein und dabei eine gewisse Porosität 
besitzen. Die letztere Eigenschaft ist von großer Wichtigkeit, weil poröse 
Wände durch natürliche Ventilation die Stalluft verbessern, außerdem aber 
als schlechte Wärmeleiter die Ställe im Sommer kühl und im Winter warm 
erhalten. Luftdichte Mauern dagegen, z. B. solche, die aus glasierten 
Klinkern hergestellt werden oder mit Zement verputzt sind, bewirken das 
Gegenteil; diese kühlen sich im Winter ab, und es schlagen sioh dann an 
ihnen die Wasserdämpfe, die sich durch die Ausatmungen und Ausdünstun¬ 
gen des Viehes, durch die flüssigen Abgänge desselben und durch das Brüh¬ 
futter, welches den Tieren verabfolgt wird, in der Stalluft bildet, in Form 
von Wasserdämpfen nieder und machen dadurch die Stallungen feucht, kalt 
und ungesund. Hölzerne Wände, die von der Feuchtigkeit beschädigt werden 
und dann die Ansiedelung von Krankheitskeimen begünstigen, sind möglichst 
zu vermeiden. 

Wir sehen hier also überall, welchen großen Wert die Hygiene auf die 
Trockenheit der Ställe legt. Und sicherlich mit Hecht, wenn wir hinblicken 
auf die durch die Feuchtigkeit verursachten großen Gefahren und Schäden! 
In der feuchten Stalluft gedeihen Legionen von Bakterien und anderen 
Pilzen der verschiedensten Art, die besonders auf den nassen Wänden einen 
guten Nährboden Anden, die hölzernen Bestandteile angreifen, Mauerfraß 
und Schwammbildung verursachen und im Verein mit üblen, aus den tieri¬ 
schen Dejektionen sich bildenden Gasen einen dumpügen, modrigen Geruch 
erzeugen, wodurch die Gesundheit der Kühe in nachteiligerWeise beeinflußt 
wird. Die feuchte, kalte Luft entzieht den Tieren viele Wärme, vermindert 
ihre Milchergiebigkeit, ruft bei ihnen Neigung zu Erkältungen hervor, macht 
sie weniger widerstandsfähig gegen Krankheiten und verursacht namentlich 
jene ominöse Empfänglichkeit für Tuberkulose, den verderblichsten Feind 
der Menschen und des Rindviehes. Darum sollten die Landwirte zum all¬ 
gemeinen und zu ihrem eigenen Wohle die Regeln der Hygiene beobachten 
und vor allen Dingen für gesunde, trockene Ställe sorgen. Die hierdurch 
verursachten Kosten werden durch eine bessere Gesundheit und eine größere 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Milchviehes reichlich ausgeglichen 
werden. 

Der Stall muß in seiner Sohle wasserdicht hergestellt werden. Dazu 
eignet sich am besten eine mit Zementverputz versehene Steinpflasterung 
oder ein Estrich von Zementbeton. Die Standflächen für das Vieh müssen 
in solchen Ställen, wo sie mit dem Fußboden in gleicher Höhe sich befinden, 
eine gewisse Neigung zur Jaucherinne haben, damit der Kuhharn abfließen 
kann. 

Vom hygienischen Standpunkte aus dürften wohl am meisten „Grüppen- 
8tälle u , wie wir sie allgemein in Ostfriesland haben, zu empfehlen sein (s. Fig. 1). 
Hier bilden die Standplätze eine horizontale, etwa 2m lange, 25cm über 
das Niveau des 1 bis 2 m breiten Ganges sich erhebende Fläche, hinter 
denen 40 cm breite und 25 cm tiefe Grüppen zur Aufnahme der festen und 
flüssigen Ausleerungen des Viehes angebracht sind. Diese Grüppen, die 
sich in der Längsrichtung des Stalles hinter den Standreihen hinziehen, 
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müßten keine Ecken und Winkel bilden, sondern, um leicht gereinigt werden 
zu können, in Form einer Hohlrinne mit einem leichten Gefälle nach außen 
in eine auf der Düngerstätte befindliche Grube münden, in welche die Jauche 
abfließen kann. 

Sowohl vom hygienischen als vom landwirtschaftlich praktischen Stand¬ 
punkte aus halten wir es mit Gross für empfehlenswert, die Grüppen hinter 
den Standflächen mit Torfmull einzustreuen, da dieser in hervorragender 



Querschnitt eines ostfriesischen Grüppenstalles. 


Weise dazu dient, Jauche und üble Gerüche aufzusaugen und aufzunehmen, 
und, wenn er sich vollgesogen hat, auf den Düngerhaufen gebracht werden 
kann. Besonders hat dieses Verfahren den Vorzug großer Reinlichkeit. 

Um das Eindringen von Jauchegasen und von Zugluft in den Stall von 
außen durch die Jaucherinne zu verhindern, werden diese nach den Vor¬ 
schriften von Dam mann 17 ) nach ihrem Austritt aus dem Stallgebäude eine 
Strecke lang in den Boden vertieft und an geeigneter Stelle mit einem Schieber 
versehen. In unterirdisch kanalisierten Ställen bringt Schubert 18 ) an den 
tiefsten Punkten der Stallrinne Jaucheablaufbehälter mit Wassergeruch¬ 
verschlüssen an, wodurch ein Zurücktreten von Jauchegasen in die Stalluft 
verhindert wird. Wir können im Rahmen dieser Arbeit nicht näher darauf 
eingehen und verweisen auf die diesbezüglichen Werke, die in ausführlicher 
Weise die Stallhygiene behandelt haben. 

Die Futterkrippen in den Ställen sollen nicht aus Holz, sondern aus 
dauerhaftem, leicht zu reinigendem Material, aus emailliertem Gußeisen, aus 
Zement oder aus glasiertem Ton hergestellt werden. Auch sollen die Futter¬ 
krippen nicht eckig, sondern mulden- oder rinnenförmig sein, damit sie leicht 



Aus: Niemann und Profö, Grundriß der Veterinärhygiene. Verlag von Louis Marcus, Berlin. 

gereinigt werden können. Sehr empfehlenswert scheinen mir deshalb mulden¬ 
förmige Glasfutterkrippen zu sein, da diese am meisten den hygienischen 
Anforderungen entsprechen. 

Ebenso ist auch die Anlage der Tränken von großer Bedeutung für die 
Gesundheit des Viehes. 

Den hygienischen Anforderungen werden am besten die Selbsttränken 
gerecht (s. Fig. 2). 
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Bei dieser Einrichtung wird das Wasser in einen im Stalle befindlichen 
großen Behälter gepumpt und gelangt von hier in einen damit in Verbindung 
stehenden kleineren Regulierbehälter, wo es durch eine Schwimmkugel- 
Ventil Vorrichtung auf einer bestimmten Höhe gehalten wird, so daß die 
damit durch eine Röhrenleitung in Verbindung gesetzten Tränkbecken den 
gleichen Wasserstand haben. Um eine Verunreinigung des Wassers in den 
Tränkgefäßen zu verhindern, sind diese mit Klappdeckeln versehen, welche 
das Vieh beim Saufen selbst mit der Schnauze auf heben kann, und welche 
nach der Benutzung infolge ihrer Schwere von selbst wieder zufallen. 

Da aber auf diese Weise immerhin noch Schmutz und Futterabfälle 
in das Wasser gelangen und dadurch eine Verunreinigung und Verstopfung 
der Röhrenleitung herbeiführen können, so hat Hüttenrauch ein Tränk¬ 
becken mit oberem Wasserzulauf hergestellt, in welchen eine besondere 



Füllkammer eingebaut ist (s. Fig. 3). Auf diese Weise werden die einzelnen 
Tränkgefäße gewissermaßen isoliert; es kann das in dem einen Becken befind¬ 
liche Wasser nicht in die Leitung oder in ein zweites Becken gelangen, ein 
Umstand, der vom hygienischen Standpunkte von Bedeutung ist, sofern jedes 
Tier frisches Tränkwasser für sich erhält. Zur leichten und gründlichen 
Reinigung der Gefäße ist unten am Boden eine durch eine Schraube ver¬ 
schließbare Öffnung angebracht. 

Was die Konstruktion der Decken der Ställe anbelangt, so kommt es 
darauf an, ob der Bodenraum über denselben zur Aufbewahrung von Futter¬ 
vorräten oder zur Wohnung für das Dienstpersonal dienen soll. Ist letzteres 
nicht der Fall, dann sind poröse, durchlässige Decken vorteilhaft, da sie für 
gute Entlüftung des Stalles sorgen, vorausgesetzt, daß die verbrauchte Stall- 
•luft durch geeignete Ventilationsvorrichtungen aus dem Dache entweichen 
kann. Alsdann empfiehlt es sich, auf dem Bodenräume über der Decke 
Stroh zu lagern, das aber als Streu, nicht als Futter Verwendung finden 
darf, da es durch die Ausdünstungen des Viehes beschädigt wird. Soll aber 
der Boden zu anderen wirtschaftlichen Zwecken benutzt warden, dann ist 
die Decke massiv und dunstsicher herzustellen und mit geeigneten Dunst- 
schächten zu versehen. 

Der Futterboden ist mit einem regendichten Dache zu überdecken, 
welches Fenster zur Beleuchtung des Raumes und Entlüftungsvorrichtungen 
zur Beseitigung des Futterschweißes haben muß. Dazu eignen sich Jalousie- 
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lüfter, welche auch bei Hegenwetter in wirksamer Weise verdorbene Luft 
und nasse Dämpfe abführen, ohne daß Regen in das Gebäude eindringeu 
kann (s. Fig. 4). 

Die Stalltüren müssen gut schließen und so breit sein, daß die Tiere 
bequem durch die Türöffnungen hindurchgehen können, ohne sich dabei zu 
verletzen; lange Klinkenhaken und sonstige Hervorragungen sind nicht an- 





Jalousiedachfenster von Hürtgen, Mönnig u. Co., Köln-Lindenthal. 


zubringen. Die Türen müssen entweder als Schiebetüren eingerichtet werden 
oder nach außen schlagen, damit das Vieh bei Feuersbrünsten leicht ins 
Freie gelangen kann. 

Die Stalluft wird beständig verunreinigt durch die Ausdünstungen und 
Ausatmungen des Yiehes, durch die aus den Exkrementen sich entwickelnden 
Gase, durch den durch die wirtschaftliche Tätigkeit der Menschen ver- 
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ursachten Staub und die darin enthaltenen unzähligen Mikroorganismen. 
Darum ist eine beständige Lufterneuerung in den Stallungen notwendig 
wie in den menschlichen Wohnungen; ja, eigentlich noch notwendiger, sofern 
die Mensohen die Macht und die Freiheit haben, nach Belieben ihre Häuser 
zu yerlassen und draußen in freier Natur frische Luft zu schöpfen, während 
das Vieh dazu verurteilt ist, einen großen Teil seines Lebens in seiner Be¬ 
hausung, gleichsam in der Gefangenschaft, zu verbringen. 

Wolpert* 0 ) hat daher für den Luftwechsel in Viehställen folgende 
Forderungen aufgestellt: 

1. Unter normalen Umständen sollen stündlich für je 1000 kg Tiergewicht 
100 cbm frische Luft in den Stall gelangen, unter ungünstigen Umständen wenig, 
stens noch 60 cbm. 

2. Die zugeführte reine Luft soll nicht großenteils ungenutzt wieder ent¬ 
weichen, sondern sich vollständig mit der Stalluft mischen. 

3. Die Zuführung kalter Luft darf nicht durch Niederschlag des mit fäulnis¬ 
erregenden organischen Substanzen beladenen Dunstes an Mauern, Verputz und 
Holzwerk verderblich werden. 

4. Die Luftzuführung darf nicht nachteiligen Zug oder zu starke Herab¬ 
setzung der Stalltemperatur veranlassen. 

5. Die Lüftung darf nicht mit Einführung von Regen und Schnee ver¬ 
knüpft sein. 

6. Der Luftwechsel darf nicht durch Schnee oder Eis gehemmt werden. 

7. Die aus dem Stalle abziehende Luft muß ins Freie gelangen, ohne vorher 
in anderen Räumen nachteilige Wirkungen hervorzubringen. 

Diese Forderungen werden nun zum Teil ohne jedes menschliche Zutun 
erfüllt durch die natürliche Ventilation, indenf die Luft durch die Ritzen und 
Fugen von Türen und Fenstern und durch die porösen Wände eindringt, 
und zwar infolge der Druckdifferenz zwischen der warmen Stalluft und der 
kälteren Außenluft, sowie durch den Winddruck der atmosphärischen Luft 
auf die Außenmauern. Die auf diese Weise zugeführte kalte reine Luft 
vermischt sich innig mit der warmen Stalluft, ohne daß nachteiliger Zug 
entsteht, und ohne daß sich gesundheitswidrige Niederschläge bilden, während 
andererseits das Eindringen von Regen und Schnee verhindert wird. Die 
verbrauchte Luft entweicht zumeist durch die durchlässigen Stalldecken. 

Unterstützt wird diese Luftversorgung durch das öffnen von Fenstern 
und Türen. 

Bei voll besetzten Ställen unter engen Raumverhältnissen genügt aber 
ein solcher Luftwechsel nicht; hier müssen wir unsere Zuflucht zu anderen 
Hilfsmitteln nehmen, welche gut, dabei aber auch möglichst einfach, billig 
und leicht zu handhaben sind. Diese Forderungen werden erfüllt durch 
räumlich getrennte Luftkanäle, welche die Luft zuführen und abführen. 
Nur muß man dafür sorgen, daß Luftzuführung und Luftabführung in 
gleichem Verhältnisse stehen, weil sonst beim öffnen von Fenstern und 
Türen Zug entstehen würde. 

Nach Rubner 1 *) müssen die Luftkanäle zur Vermeidung von Wider¬ 
ständen glattwandig und an den Ein- und Austrittsstellen abgerundet sein, 
und es müssen aus demselben Grunde plötzliche Krümmungen und Quer¬ 
schnittsänderungen vermieden werden. Besonders ist auf die richtige gegen¬ 
seitige Lage große Sorgfalt zu verwenden; die Eintrittsöffnungen sind so 
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anzulegen, daß sieb die zugeführte Luft im ganzen Raume gleichmäßig ver¬ 
teilt, während sie an der entgegengesetzten Seite durch Austrittsöffnungen 
abgeleitet wird. 

Dazu dienen nach Noak 21 ) in einfachster Weise Tonröhren von 15 bis 
20cm lichter Weite, die in einem Abstande von 2m und, zur Beseitigung 


Fi des Schwitzwassers, mit einer kleinen 

.^. ^ ^. Neigung und Hervorragung nach außen 

ggs agf geeigneten Stellen in den Außen- 

mauern anzubringen sind. Diese Luft- 
X röhren brauchen keine Verschlußvor- 

\ \ ff richtungen und werden nur bei strenger 

| | Kälte mit Stroh verstopft. 

* \j&. Als we ^ ere Hilfsmittel werden 

Dunstschlote empfohlen, welche durch 
^-j | den Dachboden hindurch über das Dach 

hinaus zu führen sind, so daß sie 
den Dachfirst um etwa 50 cm über- 
_J ragen. Zum Schutze gegen die Witte- 

Wolperts Loftsauger. run 8 mÜB8en sie mit Klappen Tersehen 

Aui: Bubner, Lehrbach der Hygiene. Verlag Werden. 

Franz Deuticke, Leipzig u. Wien. 

In dieser Hinsicht leistet der Wo 1 p e r t - 
sehe Luftsauger gute Dienste (s. Fig. 5). Dieser Apparat besteht nach Rubner im we¬ 
sentlichen aus drei Teilen: aus einem gekrümmten Schirm, einem nach oben aus- 


Fig. 6. 



geschweiften Mantel (Saugkessel) und aus 
einer horizontalen Deckplatte, welche mit 
freien Zwischenräumen duroh Stifte unter¬ 
einander verbunden sind und so den Durch¬ 
gang des Zugwindes gestatten, im übrigen 
aber alle die Ventilation störenden Witte¬ 
rungseinflüsse , die durch Niederschläge, 
Sonne und Windströmungen verursacht 
werden können, abhalten. 

In idealster Weise wird allen An¬ 
forderungen genügt durch eine Venti¬ 
lationsanlage (Fig. 6), welche dem Grund¬ 
riß der Veterinärhygiene von Niemann 
und Profö entnommen ist und daselbst 
nach Stödter 15 ) in folgender Weise 
beschrieben wird: 


Yentilationsanlage für große Ställe. „In jedem Fensterpfeiler der Front- 

Nach stödter entnommen aus: mauern ist ein lotrechtes Abzugsrohr S 

Niemann-Prof^, Grundriß der Veterinär- ~ i , 

hygiene. Verlag von Louis Marcus, Berlin. VOn lb cm Durchmesser ZUm vertikalen 

Abzüge der Luft am Fußboden eingelegt, 
bis über das Daoh geführt und oben mit Luftsauger L versehen. Ferner ist 
unter jedem Fenster ein kleiner senkrechter Kanal li in der Mauer angelegt, 
dessen oberes Ende mittels eines schräg aufwärts führenden Teiles unterhalb 
oder innerhalb der Fensterbrüstung in dem Stallinnern mündet, während der 
untere Teil durch eine horizontale Öffnung nach außen führt. Die hier ein¬ 
strömende kältere und somit schwerere Luft zwingt die wärmeren und daher 
leichteren Gase am Fußboden zum Abzüge durch das vorher bezeichnete Abzugs- 
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rohr. Außerdem sind unmittelbar unter der Decke 20 cm weite Ventilations- 
Öffnungen zur horizontalen Ab- uud Zuführung der Luft durch die Mauern gelegt. 

„Sämtliche Kanäle dieses Veatilationssystems sind durch Klappen ver¬ 
schließbar. Somit kann das ganze an sich selbsttätige Ventilationssystem je nach 
Bedarf in Tätigkeit gesetzt und reguliert werden, was dem Dienstpersonal bei 
der Einfachheit der Klappenbehandlung bald so geläufig wird, daß dadurch die 
Möglichkeit geboten ist, selbst bei schroffem Wechsel der äußeren Temperatur 
die den Tieren bekömmliche Stallwärme zu erhalten. Außerdem sind in der 
Mitte des Daches Dunstschlöte angebracht.“ 

Solche Ventilationsanlagen passen aber nur für große, geräumige Ställe 
mit hohen Mauern, wo die Fenster in entsprechender Höhe angebracht sind 
und wo die Tiere bei seitlicher Beleuchtung einen genügenden Abstand von 
den Fenstern haben. 

In niedrigen Ställen mit niedrigen Langfrontmauern, wo das Vieh auf 
erhöhten, senkrecht zur Außenwand gerichteten Standflächen aufgestallt und 
dicht an der Wand angebunden ist, so daß es dieselbe berühren kann, 
und wo die Fenster sich in Kopf höhe des Viehes befinden, muß in anderer 
Weise für Entlüftung gesorgt werden. 

Hier können Luftröhren unter der Bodendecke angebracht werden, oder 
man bringt solche Luftschlöte in den Decken an, die zugleich für Luftzufuhr 
und für Luftabfuhr sorgen. Zu diesem Zwecke werden Muirsehe Vier¬ 
richtungsventilatoren, die diagonal in vier gleiche Kanäle geteilt und bei 
jeder Windrichtung wirksam sind, empfohlen, oder Hammondsehe Venti¬ 
latoren, bestehend aus zwei übereinander geschobenen Röhren, von denen 
die innere die verunreinigte Stallufb abführt, während die äußere in ent¬ 
gegengesetzter Richtung die frische Luft von außen zuführt. 

Daß eine gute Durchlüftung der Ställe nicht nur die Gesundheit, 
sondern auch die Leistungsfähigkeit des Milchviehes verbessert, dafür liefert 
Wolpert 30 ) zwei beredte Beispiele: 

Biomayer in Homberg erhielt nach Einführung einer zweckmäßigen 
Ventilationsanlage in seinem Stalle, bei im übrigen gleichbleibender Haltung und 
Ernährung des Viehes, durchschnittlich in einem Jahre 450 Liter Milch mehr 
von jeder Kuh wie bei dem früheren Wirtschaftsbetriebe, und ebenso erzielte 
die Milchkuranstalt in Frankfurt einen Mehrertrag von 483 Liter Milch. 

Die Ventilation ist insofern auch von großer Bedeutung, weil dadurch 
die Temperatur des Stalles geregelt werden kann. Nach veterinärhygieni¬ 
scher Ansicht ist eine Temperatur von 15 bis 18° C für das Milchvieh am 
zuträglichsten. Bedeutende Abweichungen von diesen Wärmegraden nach 
oben oder unten üben auf die Tiere einen ungünstigen Einfluß aus; ist die 
Temperatur zu warm, so werden die Kühe verweichlicht und weniger wider¬ 
standsfähig gegen Krankheiten, besonders im Frühling beim Austreiben auf 
die Weide, während sie bei zu geringer Wärme in der Milchergiebigkeit 
herabgesetzt werden. Darum sollte man in jedem Stalle ein Thermometer 
zur Kontrolle auf hängen und nach Maßgabe desselben die Ventilation ein¬ 
richten, so daß in dem Stallraume beständig eine bestimmte gleichmäßige 
Temperatur herrscht. 

Ebenso wie reine Luft und behagliche Wärme ist gute Beleuchtung für 
die Gesundheit des Milchviehes dringend erforderlich. Der Aufenthalt in 
dunkeln Ställen macht die Tiere matt und unlustig; es stellen sich allerlei 

Vierteljahrs 8 chrift für Gesundheitspflege, 1906. 43 
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körperliche Störungen ein, die eine Verminderung der Freßlust, des Stoff¬ 
wechsels und der Verdauung und damit auch eine Verminderung der Milch¬ 
ergiebigkeit zur Folge haben. Ein gesuncfer Stall muß deshalb ausreichend 
hell und mit geeigneten Fenstern, die auch das Eindringen von Sonnen¬ 
strahlen in den Stallraum ermöglichen, versehen sein. Denn das Sonnenlicht 
übt auf das Vieh einen erregenden und belebenden Einfluß aus, während es 
andererseits gesundheitsschädigende Mikroorganismen, namentlich schwamm- 
und schimmelbildende Pilze, vernichtet. Die Fenster dürfen nicht zu klein 
sein und müssen möglichst hoch angebracht werden, damit das Licht auf 
den Boden fallen und tief in den Stall, in alle Ecken und Winkel desselben 
hineindringen kann. Die Sonnenstrahlen dürfen aber den Tieren nicht direkt 
ins Gesicht fallen, wie es oft in niedrigen Ställen der Fall ist, wo die Kühe 
mit den Köpfen nach den Fensterwänden gewendet stehen und wo die Fenster 
sich in Kopfhöhe der Tiere befinden, weil dadurch nach Stödter schmerz¬ 
hafte Augenkrankheiten entstehen können. In solchen Ställen sollte man 
wenigstens durch mattes Fensterglas die Lichtstrahlen abschwächen. Um 
diese Übelstände zu vermeiden, stellt man die Kühe in gewissem Abstande 
parallel zu den Fenstern, so daß sie seitliche Beleuchtung erhalten. Wie 
für menschliche Wohnungen hat man auch für die Ställe das Maß der 
erforderlichen Helligkeit nach dem Verhältnis der Fensterfläche zur Boden¬ 
fläche bestimmt. In diesem Sinne ist nach Gerlicher 33 ) ein Stall genügend 
beleuchtet, wenn sich die Fensterfläche zur Bodenfläche verhält wie 1:12. 
Das für die Wohnräume der Menschen erforderliche Verhältnis von 1:6 
würde dagegen für Ställe unzweckmäßig sein, weil durch zu große Fenster¬ 
fläche eine übermäßige, den Tieren nachteilige Abkühlung des Stallraumes 
verursacht wird. 

Nicht nur für das Vieh, sondern auch für die Menschen, die zur Wartung 
und Pflege der Tiere bestellt sind, ist das Licht im Stalle von großer Be¬ 
deutung: In hellen Räumen fühlt sich das Personal wohler und behaglicher 
und wird angeregt, bei der Behandlung des Viehes die größte Reinlichkeit 
zu beobachten; das Licht ist der größte Feind aller Unreinlichkeit; wie ein 
Polizist dringt es, wie Rubner sagt, in alle Ecken hinein und zeigt jeden 
Schmutz an, der sich dort etwa verborgen hält. Wie die Menschen in engen, 
niedrigen, überfüllten Wohnungen dahinsiechen, wie Krankheiten und Sterb¬ 
lichkeit mit der Wohnungsdichte sich mehren, so leiden auch die Tiere in 
kleinen, ungeräumigen Stallungen. Deshalb soll jeder Stall einen bestimmten, 
nach Grundfläche und Höhe zu berechnenden Rauminhalt, eine der Anzahl 
und der Nutzungsart der Tiere entsprechende Größe haben; Standbreite und 
Standlänge, Breite deB Futterganges und der Krippe, des Mistganges und 
der Jaucherinne müssen von bestimmtem Maße sein. 

Die Standbreite soll nach Niemann und Prof6 33 ) für je einen Stand 
bei kleinen Kühen 1*0 bis 1*2 m, bei größeren Kühen 1*3 m, bei Ochsen 
1*3 bis 1*5 m und bei Jungvieh 0*9 m betragen. Die Standlänge wird je 
nach Alter, Nutzungsart, Rasse und Art und Weise der Aufstellung auf 
1*5 bis 2*5 m berechnet. Der Futtergang und die Krippe sollen für eine 
Reihe Tiere 1*4 bis 1*6 m, für zwei Reihen, wenn die Tiere sich mit den 
Häuptern gegenüberstehen, 1*8 bis 2*0 m breit sein. Der Mistgang und die 
Jaucherinne sollen hinter einer Reihe Vieh eine Breite von 1*2 bis 1*5 m. 
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zwischen zwei Reihen eine Breite von 1*8 bis 2*0 m haben. Die lichte Höhe 
wird für einen Stall, der nicht mehr als 12 Tiere enthält, auf 3*0 m % , für 
einen Stall für 12 bis 3G Stück auf 3*5 bis 4*0 m und für einen Stall für 
30 bis 100 und mehr Stück Vieh auf 4*0 bis 4*8 m berechnet. 

Ähnlich sind auch nach den Bestimmungen des preußischen Ministeriums 
die Raumverhältnisse für die Ställe auf königlichen Domänen festgesetzt. 

Das Vieh kann, wie aus 7 

den folgenden aus Funks 
„Rindviehzncht“ entnommenen 
Abbildungen ersichtlich ist, in 
Längsreihen und in Querreihen 
aufgestellt werden, worauf wir 
hier nicht näher eingehen 
können (s. Fig. 7, 8, 9). 

Vom hygienischen Stand¬ 
punkte aus soll aber die Auf¬ 
stellung in der Weise erfolgen, 
daß die Tiere möglichst über¬ 
all von einer gleichmäßigen 
Temperatur umgeben sind und nirgends durch Kälte und Zugluft getroffen 
werden, daß sie sich nicht anhusten, und daß ihnen das grelle Sonnenlicht 
nicht in die Augen fällt. 9 



Langständen und gemeinschaftlichem Futtergang. 

a Futtergang, b Viehstand, c Mistgang. 


Fig. 8. 



Kindviehstall mit Langreihen 
uud gemeinschaftlichem Mistgang. 
a Futtergang, b Viehstand, c Mistgang. 




Rindviehstall mit Querständen. 

a Futtergang, 6 Viehstand, c Mistgang. 
Aus: Funk, Rindviehzucht. 6. Aufl. 
Verlag von Paul Parey, Berlin. 


Sodann ist dafür zu sorgen, daß die Exkremente das Lager nicht be¬ 
schmutzen, sondern in eine Rille fallen, aus der sie leicht und rasch beseitigt 
werden können. In dieser Hinsicht sind die ostfriesischen und holländischen 
Ställe, die niedrige Krippen, kurze Standreihen und dahinter tiefe, breite 
Grüppen zur Aufnahme der festen und flüssigen Ausleerungen haben, muster¬ 
haft. Ähnliche Stalleinrichtungen gibt es auch in Dänemark und Schweden, 
die von Boysen warm empfohlen werden 34 ). Dagegen sind Lager mit 
dauernder Spreu, auf denen das Vieh beständig in seinen Exkrementen liegt 
und steht, in gesundheitlicher Hinsicht zu verwerfen. Dadurch wird nicht 
nur die Stalluft verunreinigt, sondern es entwickeln sich auch in der faulen¬ 
den Streu zahlreiche Krankheiterreger der verschiedensten Art, die auf die 
Gesundheit und Leistungsfähigkeit des Milchviehes einen nachteiligen Ein¬ 
fluß ausüben. 


48* 
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Abfallstoffe und Stroh, welches bereits zu anderen Zwecken benutzt 
worden ist, sollten nicht als Streu Verwendung finden. Besonders ist vor 
dem Gebrauch von Bettstroh als Streumittel zu warnen, weil dadurch Infek¬ 
tionskrankheiten, wie Typhus, Masern, Scharlach, Diphtherie und Keuch¬ 
husten, verbreitet werden können. 

In Anbetracht dieser großen Gefahren und Schäden sollten die Land¬ 
wirte zu ihrem eigenen Wohle allen Forderungen der Hygiene hinsichtlich 
der Reinlichkeit des Stalles gerecht werden, stets für reine, trockene Streu 
sorgen und Vorkehrungen zur leichten und raschen Abführung des Düngers 
und der Jauche treffen. 

Der segensreiche Nutzen solcher nach allen Vorschriften der Hygiene 
eingerichteten Ställe kann sich aber nur dann bewähren, wenn sie von einem 
tüchtigen, zuverlässigen Personal bedient werden. 

Die Menschen, die zur Pflege der Milchtiere bestellt sind, müssen in 
erster Linie gesund sein; Personen, welche mit ansteckenden und ekel¬ 
erregenden Krankheiten behaftet sind, dürfen zum Stalldienst nicht heran¬ 
gezogen werden. Die Angestellten müssen ihre Arbeit, besonders die Fütte¬ 
rung i die Stallreinigung und das Melken gründlich verstehen. Sie müssen 
dafür sorgen, daß die Tiere nicht in ihren Exkrementen stehen und liegen, 
sondern daß sie auf reinem, trockenem Lager, auf guter Streu aufgestellt 
werden. Zur Befreiung von Staub, Schuppen, losen Haaren usw. ist die 
Haut öfters täglich zu striegeln und zu bürsten; besonders ist auch dabei 
auf eine gründliche Reinigung der Flanken zu sehen. Schmutzige Euter 
und Zitzen müssen vor dem Melken gewaschen werden. 

Die größte Sorgfalt ist auf das Melkgeschäft zu verwenden. Vor allen 
Dingen muß man von den Melkern die größte Sauberkeit verlangen. Das 
Personal ist gründlich zu unterrichten und so weit hygienisch zu schulen, 
daß es die Milchfehler, die Ursachen der Milch Verderbnis und die Folgen 
der Milchverunreinigung kennt. Leider herrscht aber auf dem Lande in dieser 
Hinsicht oft eine große Unwissenheit, Gleichgültigkeit und Unsauberkeit. 
Mag es auch zu den Seltenheiten gehören, daß die Dienstboten beim Melken 
in die Hände spucken, um sie schlüpfrig und geschmeidig zu machen, so 
kommt es doch öfters vor, daß die Leute zu diesem Zwecke die ungewaschene 
Hand in die im Eimer befindliche frisch gemolkene Milch hineinstecken. 
Das Melkpersonal sollte sich häufig baden, mindestens aber vor dem Melkakt 
sich die Hände waschen und dann mit abgetrockneten Händen das Melken 
besorgen. Rein sei auch die Kleidung der Melker, da von unreinen Jacken 
und Schürzen durch die Bewegungen beim Melken, durch das Scheuern der 
Ärmel Schmutz in die Milch hineingelangen kann. Wünschenswert wäre 
es, wenn das Personal zweckmäßige Melkanzüge hätte, Blusen oder Kittel 
aus waschbaren Stoffen, von solcher Weite, daß sie leicht über andere Kleider 
gezogen werden können, und mit kurzen Ärmeln, damit das Melken mit 
bloßen Armen vollzogen werden kann. Da von außen in die Ausführungs¬ 
gänge der Zitzen oft Pilze eindringen, so empfiehlt es sich, die ersten Striche 
der Milch auf den Boden und nicht in den Eimer zu melken. Beim Melken 
müssen die Schwänze der Kühe befestigt und die Hinterbeine gefesselt 
werden, damit die Tiere nicht in die Milch hineinschlagen und auf diese 
Weise eine arge Verunreinigung der Milch herbeiführen. 
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Musterhaft sind in stallhygienischer Hinsicht die dänischen Milchver- 
sorgung8geno88enschaften „Kjöbenhavns Maelkeforsyning“ und 
„DanskeMaelke-Compagni“ eingerichtet und organisiert 11 ). Diese 
Gesellschaften haben mit den Milch liefernden Landwirten Verträge abge¬ 
schlossen, wonach diese unter Kontrolle gestellt und streng verpflichtet sind, 
tadellose, hygienisch einwandfreie Milch zu liefern. Beamtete Tierärzte 
überwachen den Gesundheitszustand des Milchviehes und untersuchen es 
namentlich häufig auf Tuberkulose. Auch der Verdacht auf Tuberkulose 
wird festgestellt. Tuberkulöses Vieh muß aus dem Stall entfernt und bald¬ 
möglichst abgeschaffb werden. Ebenso sind anderweitig kranke Kühe abzu¬ 
sondern, und ist die Milch solcher Tiere von der Lieferung ausgeschlossen. 
Die Viehhalter smd verpflichtet, jeden Krankheitsfall der Gesellschaft sofort 
anzuzeigen. Sorgfältig achten die Tierärzte auf den Allgemeinzustand und 
auf die Stallhygiene und sehen streng darauf, daß die Tiere nach Vorschrift 
gehalten und ernährt werden. Um sich über die hygienische Milchgewinnung 
auf den Gutshöfen zu vergewissern, namentlich auch darüber, daß das Melken 
vorschriftsmäßig ausgeführt wird, daß die Milcheimer und Milchgefäße rein 
und sauber gehalten werden und stets Eis zum Kühlen in genügender 
Menge vorhanden ist, hat die Gesellschaft Aufseherinnen angestellt, welche 
jeden Betrieb mindestens zweimal im Jahre unangemeldet kontrollieren und 
über den Befund einen Bericht erstatten müssen. Sämtliche Arbeiter müssen 
kerngesund sein, sich stets der größten Reinlichkeit befleißigen und in vor¬ 
geschriebener reiner, weißer Kleidung den Dienst verrichten. Um eine 
Übertragung von menschlichen Infektionskrankheiten zu verhindern, stehen 
sämtliche Angestellte und deren Angehörige beständig unter ärztlicher 
Kontrolle. Erkrankt ein Arbeiter oder ein Familienmitglied desselben an 
einer Infektionskrankheit, so muß Bofort Anzeige darüber erstattet werden; 
der betreffende Angestellte wird alsdann so lange von der Arbeit aus¬ 
geschlossen, bis jede Gefahr der Ansteckung vorüber ist. Damit nun nicht 
etwa Krankheiten verheimlicht oder vertuscht werden, ist die Einrichtung 
getroffen, daß jeder Arbeiter für die Dauer der Ausschließung wegen Krank¬ 
heiten, die ihn selbst oder seine Familienmitglieder betreffen, den vollen 
Lohn bekommt. 

Um so höher ist der Wert der Stallhygiene für die hygienische Milch¬ 
versorgung zu veranschlagen, da sich mehr und mehr die Erkenntnis Bahn 
bricht, daß die künstliche Behandlung, namentlich die Sterilisierung der 
Milch, unter Umständen die menschliche Gesundheit schädigen kann. 

Berbillon* 5 ) in Paris verwirft grundsätzlich die Sterilisierung, weil da¬ 
durch nach seiner Meinung gewisse lösliche Fermente, Enzyme (Zymasen), welche 
die Milch verdaulicher und bekömmlicher machen, vernichtet werden, und gibt 
den Kindern deshalb keine sterilisierte Kuhmilch, sondern ungekochte, natürliche, 
„lebende“ Ziegenmilch. 

Nach Edlefsen 26 ) werden durch Kochen, besonders durch längeres Steri¬ 
lisieren, die physiologischen Eigenschaften des Milchfettes verändert, so daß es 
nicht so leicht verdaut und resorbiert werden kann. Dadurch sollen ferner die 
für die Ernährung wichtigen Phosphorverbindungen, besonders Nuclein und 
Lecithin, in ihrer Zusammensetzung geändert und in ihrem Nahrungswerte ver¬ 
mindert werden. Auch soll das Kochen die in der Milch enthaltenen Kalksalze 
verändern, indem ein Teil derselben in Tricalciumphosphat verwandelt wird. 
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Nach Seiffert* 7 ) sind aber nicht nur diese physikalischen und chemischen 
Veränderungen gefährlich, sondern vor allen Dingen „die Schädigungen, welche 
bei der Erhitzung der Milch jene nativen Eiweißkörper betreffen, denen enzy¬ 
matische, antitoxische und immunisatorische Einflüsse auf den Körper des Säug¬ 
lings zugeschrieben werden“. „Die Erhitzung der Milch bei der Sterilisation 
oder Pasteurisation hat eine Denaturierung ihrer nativen Eiweißkörper (Albumin 
und Globulin) zur Folge, wobei gerade die oben erwähnten physiologisch wich¬ 
tigen Folgen derselben aufgehoben werden. Aus dem Wegfall der enzymatischen, 
antitoxischen und immunisatorischen Einflüsse der rohen Milch auf den Organis¬ 
mus des mit ihr ernährten Säuglings sind die Schädigungen zu erklären, welche 
der Körper des mit sterilisierter oder pasteurisierter Milch andauernd ernährten 
Säuglings ausgeBetzt ist. Je nach dem Zeitpunkte und der Intensität ihres Ein¬ 
tretens und je nach dem Vorhandensein anderer disponierender Ursachen (akute 
Magen- und Darmerkrankungen) führt in solchen Fällen der anhaltende Gebrauch 
der pasteurisierten oder sterilisierten Milch als Säuglingsnahrung zu allgemeinen, 
die Konstitution des Organismus oft dauernd schädigenden Erkrankungen, welche 
als die disponierenden Ursachen vieler, namentlich chronischer Krankheiten und 
insbesondere der Tuberkulose durch das ganze spätere Leben nachwirken. Diese 
Konstitutionsschädigungen sind die Anämie, Rachitis und Barlowsehe Krank¬ 
heit und, als letzter und höchster Grad, die Atrophie der Säuglinge.“ Um die 
Nachteile der Milchbehandlung durch Hitze zu vermeiden, empfiehlt Seiffert 
sein aseptisches Verfahren der Milchgewinnung und Milchkonservierung durch 
Bestrahlung mit ultraviolettem Licht, wodurch er ohne erhebliche Mehrkosten 
eine haltbare Milch im Rohzustände liefern will 

Viele Kinderärzte, namentlich Neumann in Berlin“), führen besonders 
die Barlo wsche Krankheit auf den Genuß sterilisierter Milch zurück und 
empfehlen dagegen als Heilmittel die rohe, ungekochte Milch. 

Vor allen hat sich aber v. Behring 39 ) entschieden gegen die bisher 
üblichen Konservierungsmethoden erklärt. 

Durch das Kochen, Pasteurisieren und Sterilisieren gehen nach v. Behring 
nicht nur schädliche Bakterien, sondern auch antibakterielle Kräfte, gewisse 
Schutz- oder Antikörper zugrunde. Über die Natur und Herkunft dieser anti¬ 
bakteriellen Kräfte hat er eingehende Untersuchungen angestellt und dabei ge¬ 
funden, daß dieselben an der Unversehrtheit von Eiweißkörpern, namentlich des 
genuinen Bluteiweißes, gebunden sind. Das Bluteiweiß der frischen, unveränderten, 
natürlichen Milch hat besonders die Eigenschaft, einen Krankheit erzeugenden 
Darmpilz, Bacterium coli, der bei den Kälbern Ernährungsstörungen und Darm¬ 
katarrhe, namentlich die gefürchtete Kälbersterbe, erzeugen soll, unschädlich zu 
machen. Diese antibakterielle Kraft geht aber schon durch Erhitzen der Milch 
auf weniger als 60® C verloren. Deshalb kann man die Kälbersterbe oder Kälber¬ 
ruhr bei neugeborenen Kälbern dadurch hervorrufen, daß man ihnen als erste 
Mahlzeit gekochte Milch zu trinken gibt. „Es kann“, sagt v. Behring, „nur 
eine Frage der Zeit sein, daß auch für die Ernährung menschlicher Säuglinge 
die Milchsterilisierung als vom Übel erkannt sein wird, wenn auch als notwen¬ 
diges Übel, solange das Damoklesschwert der Tuberkulosegefahr noch über dem 
Haupte der mit roher Kuhmilch ernährten Säuglinge schwebt. Denn das ist ja, 
vom naturwissenschaftlichen Standpunkte aus betrachtet, schwerlich zu bezweifeln, 
daß biologische Grundgesetze beim Menschen nicht Halt machen. Es bedarf nur 
des Einsetzens des Wortes Junger menschlicher Nachwuchs“ an Stelle des 
Wortes „Kälberaufzucht“, um die Nutzanwendung auch auf den Menschen zu 
finden.“ 

Bedenklich ist nach v. Behring auch die Tiefkühlung, sofern eine unter 8» 
abgekühlte Milch nach dem Wiedererwärmen leicht verdirbt, viel leichter als ge¬ 
wöhnliche rohe Milch unter gleichen Umständen, und die Zersetzung der Eis- 
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milch nar so lange hintangehalten wird, als sie ihre niedrige Temperatur 
beibehält. 

Diese Übelstände will nun y. Behring beseitigen und uns eine möglichst 
unveränderte, hygienisch einwandfreie, haltbare Milch im Rohzustände liefern 
mittels Konservierung durch Formaldehyd. Formaldehyd, in geringer Menge 
der Milch zugesetzt, hat nach v. Behring zwar keine bakterientötende Kraft, 
es hemmt aber die Entwickelung der Keime, hält auch die Veränderung der 
Eiweißsubstanzen auf und verhüllt die äußerst empfindlichen bakterienfeindlichen 
Stoffe, die Schutz- oder Antikörper. 

Es mag dahingestellt bleiben, ob und inwiefern durch diese und andere 
künstliche Konservierungsmethoden eine hygienisch einwandfreie Milch ge¬ 
liefert werden kann. Solange sich solche Methoden in der Praxis nicht 
einwandfrei bewährt haben, solange ihre Nützlichkeit und Unschädlichkeit 
nicht mit Sicherheit festgestellt sind, müssen wir uns dagegen ab wartend 
verhalten. Der natürlichste und einfachste Weg ist der beste. Wie unsere 
vornehmste Pflicht und Aufgabe darin besteht, Krankheiten vorzubeugen, 
indem wir ihre Entstehung und Verbreitung von vornherein nach den Regeln 
der Hygiene bekämpfen und ihnen den Boden entziehen, so müssen wir 
auch bei der Milch von Anfang an das Verderben zu verhindern suchen. 
Die größten Gefahren drohen der Milch an der Ursprungsstelle, und darum 
müssen wir besonders bei der ersten Gewinnung der Milch auf der Hut 
sein. Hier ist Reinlichkeit das oberste Gesetz. Reines, gesundes Vieh, in 
reinen gesunden Ställen muß die Losung sein! 

Nur kurz wollen wir darauf hinweisen, daß die Eimer, Kannen, Gläser 
und sonstigen Milchgefäße sorgfältig gereinigt und rein gehalten werden 
müssen und daß die Milch filtriert und gekühlt werden muß. Zum Filtrieren 
werden Wattefilter von Ulander, Bernstein, Pittius oder Fliegei oder Kies¬ 
filter von Busch und Timpe, zum Kühlen konische Rundkühler von Christi¬ 
ansen oder von Fliegei empfohlen. 

Neuerdings hat uns Backhaus 80 ) gelehrt, daß man ohne Sterilisation 
und ohne chemische Zusätze, durch eine zweckmäßige Züchtung, Ernährung 
und Haltung des Milchviehes, durch sorgfältige Stallhygiene, durch Beobach¬ 
tung der hygienischen Vorschriften bei der Milchgewinnung, namentlich 
durch sachgemäßes Melken eine relativ keimarme Milch erzielen, daß man 
durch die Bestrebungen der sogenannten aseptischen Milchgewinnung nicht 
nur die Zahl der Bakterien bedeutend vermindert, sondern auch die Bak¬ 
terienflora in der Milch in günstiger Weise beeinflussen kann. Besonders 
legt Backhaus bei seiner Methode der aseptischen Milchgewinnung 
großes Gewicht auf das Melkgeschäft. Er hat im Februar und März 1906 
Untersuchungen angestellt und Proben der nach seinem Verfahren gewon¬ 
nenen Milch auf der zu jener Zeit tagenden Ausstellung für Säuglingspflege 
vorgelegt. Obgleich nun die Milch in einem gewöhnlichen Berliner Kuhstall 
gewonnen war, zeigte sie sich bei der bakteriologischen Prüfung dennoch 
keimfreier als gleichzeitig zum Vergleich untersuchte Sanitätsmilch und 
Marktmilch aus Berlin. Demnach betrug der Bakteriengehalt in 1 ccm 

23. Februar 27. Februar 2. März 

Aseptisch gewonnene Milch. 530 630 350 

Berliner Sanitätsmilch. 23 000 60130 231070 

Berliner Marktmilch. 839 200 963000 1048720 
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Die Milch wurde in Flaschen im Eisachrank, zeitweilig auch im warmen 
Zimmer aufbewahrt. Viele von diesen Milchproben waren nach Verlauf 
von vier Wochen noch nicht geronnen, während gewöhnliche Milch schon 
nach einigen Tagen gerinnt. 

Ebenso hat auch Vieth 31 ) die Beobachtung gemacht, daß eine von 
reinen, gesunden Kühen nach allen Regeln der Hygiene gewonnene, in sorg¬ 
fältig sterilisierte, mit ausgeglühten und in Paraffin getränkten Asbeststopfen 
verschlossene Flaschen gemolkene Milch sich wochenlang unzersetzt erhält. 

Gewiß ist es praktisch nicht allgemein durchführbar, die Milch in 
solcher Reinheit zu gewinnen. Die Milchproduzenten sollten sich aber nach 
Kräften bemühen, den Anforderungen der Stallhygiene gerecht zu werden, 
um auf diese Weise eine möglichst keimfreie Milch zu liefern. 

Zu diesem Zwecke halten wir mit P1 e h n 3a ) eine hygienische Kontrolle 
des Kuhstalles und des darin beschäftigten Personals für erforderlich, eine 
Kontrolle, die aber weniger auf Polizeiverordnungen sich stützen, als aus 
eigener Initiative und aus freiem Willen der Interessenten selbst hervor¬ 
gehen und durchgeführt werden müßte, in ähnlicherWeise, wie dieses bereits 
von den Kontrollvereinen hauptsächlich hinsichtlich der Ernährung und der 
Rentabilität des Milchviehes geschieht. Die Konsumenten müßten aber solche 
löblichen Bestrebungen unterstützen, indem sie die Milch nur von solchen 
Produzenten beziehen, deren Ställe einer hygienischen Kontrolle unter¬ 
worfen sind. 

Eindringlich ist dem Stallpersonal eine freundliche Behandlung der 
Tiere zur Pflicht zu machen. Liebevoll, wie die Araber ihre Pferde, sollen 
die Landleute ihre Kühe, denen sie zumeist ihre Existenz verdanken, be¬ 
handeln. Jede Beunruhigung, jede Mißhandlung, die dem Vieh Schmerzen, 
Angst und Schrecken verursachen, üben einen nachteiligen Einfluß auf die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Milchtiere aus. 

Jörgen Petersen 33 ) gibt für das Stallpersonal „gute Ratschläge“ 
(siehe nebenstehende Seite), die wohl verdienen, in jedem Stalle zur Be¬ 
achtung aufgehängt zu werden. 

Musterställe. 

Seitdem die Erkenntnis von der hohen Bedeutung der Stallhygiene die 
landwirtschaftlichen Kreise durchdrungen hat, sind in dem letzten Jahrzehnt 
vielerorts Ställe nach allen Regeln der neuzeitlichen Gesundheitslehre er¬ 
richtet worden, Mustergebäude, die oft unser Staunen und unsere Bewun¬ 
derung erregen. 

So hat, um aus vielen ein Beispiel herauszunehmen, neuerdings 
Ed. Lippert in Hohenbüchen bei Hamburg einen Milchviehstall mit Meierei 
und Maschinenhaus angelegt und damit einen milchwirtschaftlichen Betrieb 
ins Leben gerufen, der sowohl durch schönen architektonischen Bau als 
durch vortreffliche Einrichtung hervorragt und allen hygienischen Anfor¬ 
derungen genügt. Da hier die Milch in jeder Beziehung hygienisch einwand¬ 
frei von tadellosen, gesunden Milchkühen gewonnen wird, so gelangt sie in 
natürlichem, ungekochtem Zustande, und zwar in Flaschen in den Handel und 
findet in Hamburg viele Freunde und Abnehmer. Wenn nun auch nicht jeder 
Landwirt sich solchen Milchviehpalast leisten kann, so ist es doch für jeden 
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Gute Ratschläge! 



Melker! Merke dir folgendes: 

1. Die Kuh ist ein lebendes Geschöpf. 

Freundliche Behandlung erleichtert dir die Arbeit und gibt 
dir einen größeren Milohertrag! 

2. Der Gebranch vervollkommnet das lebende Gerät. 

a) Melke rein! Das Reinmelken entwickelt das Euter und 
fördert die Leistungsfähigkeit, und 

b) du erhältst eine fettreichere Milch, denn die allerletzte 
Milch ist bei weitem die fettreichste. 

3. Führe die Arbeit richtig aus. 

a) Ergreife die Zitze mit voller Hand. 

b) Die Milch sollst du durch einen Druck herausbefordern. 

c) Vergiß den sanften Druck nicht nach oben ins Euter. 

d) Unterbrich niemals die Arbeit, wenn die Milch „zufällt“. 

e) Vergiß das Nachtnelken nicht und die letzten Tropfen. 

f) Streichle die Kuh wieder freundlich, wenn du fertig bist. 

4. Reinlichkeit beim Melken. 

a) Erscheine mit reinen Geläßen (auch Transporteimern). 

b) Wasche deine Hände vor und während der Arbeit. 

c) Melke mit trockenen Händen. 

d) Erscheine in reinem und praktischem Melkanzug. 

5. Gesundheitszustand des Euters. 

a) Empfindlichkeit oder Beulen am Enter oder an den Zitzen, 

b) Hartmelkung oder verstopfter Milchkanal, 

c) annatürliche Milch — sofort Meldung machen! 

6. Melkzeiten. 

a) Fange mit der Arbeit zur festgesetzten Zeit an. 

b) Führe die Arbeit jedesmal in derselben Reihenfolge aus. 

7. Betrachte es als eine Ehrensache, das Melken gut aus- 
zuführen. 

Futtermeister! Merke dir: 

1. Reine Kühe. 

2. Gute Luft im Stalle. 

3. Reichliches Licht im Stalle fördert Reinlichkeit und 
Arbeitslust. 



Empfehlenswert zum Aushang sind ferner 25 Milch- und Stallregeln, duroh- 
geführt in den Musterstallungen, welche die Milch für die Kindermilchpräparate: 
Biederte Ramogen, Biederts Somatose-Milch und Buttermilch - Konserve nach 
Dr. Biedert und Dr. Selter liefern* 4 ). 
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Fachmann interessant und lehrreich, eine solche Anlage kennen zu lernen, 
weil er daraus ersehen kann, wie sich die Lehren der Hygiene in der Tat 
verwirklichen lassen. 

Musterhaft sind auch die Stalleinrichtungen von Hüttenrauch, der es 
sich zur speziellen Aufgabe gemacht hat, hygienisch einwandfreie Ställe zu 
liefern. 

Ein solcher Musterstall für 40 Stück Großvieh war im Mai 1903 auf 
der allgemeinen Ausstellung für hygienische Milchversorgung in Hamburg 
ausgestellt, wo er reichen Beifall fand (s. Fig. 10). 


Fig. 10. 



Hygienisoher Musterstall von Franz Hüttenrauch. 


Nach der Beschreibung Hüttenrauchs ist das Gebäude 38m lang 
und 9 m tief und besteht aus Holzfachwerk, dessen Längsseiten und Giebel 
mit Tonkinplatten, einem wetterfesten, aber auch zugleich porösen Material, 
verkleidet sind, während das Dach mit verzinktem Pfannenblech gedeckt ist. 

Durch diese Art der Ausführung wird es ermöglicht, das Gebäude ohne 
große Kosten an einem beliebigen Orte aufzustellen. 

Die innere Einrichtung der Hütten rauch sehen Anlage entspricht den 
vorstehend ausgesprochenen Forderungen. Den Beteiligten ist zu empfehlen, 
einen solchen Stall in Augenschein zu nehmen. 

Die ostfriesischen Viehställe im Lichte der Hygiene. 

Vergleichen wir nach dieser Darstellung der Stallhygiene hiermit unsere 
ostfriesischen Viehställe, wie sie auf dem Festlande allgemein und, bei 
größeren Betrieben, auch auf den Inseln eingerichtet sind, und prüfen wir 
demnach, inwiefern diese Anlagen den hygienischen Anforderungen ent¬ 
sprechen, so finden wir manche Licht- und manche Schattenseiten. 

In den ostfriesischen Wirtschaftsgebäuden sind die Wohnungen für die 
Menschen, die Scheune für die Futtervorräte und die Stallungen für das Vieh 
in der Regel unter einem Dache vereinigt. Es sind lange, massiv auB Backsteinen 
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ausgeführte, meist mit einem Ziegeldach, seltener mit einem Strohdach versehene 
Gebäude, mit schmälerem Vorderhaus („Vörhus“) und breiterem, in einer oder 
in mehreren Abstufungen vorspringendem Hinterhaus („Agterhus“), die in den 
Marsohen häufig von hübschen Gartenanlagen umgeben sind und deren statt¬ 
liches Äußere auf die Wohlhabenheit der Besitzer schließen läßt (b. Fig. 11). 



Wenn möglich wird die Lage so gewählt, daß die Front des Wohngebäudes 
nach Süden sieht. 

Das Wohnhaus oder Vorderhaus ist von dem Hinterhause durch eine Brand¬ 
mauer getrennt (s. Fig. 12). Von dem meist einstöckigen Wohnhause wird in der Regel 
nur das Erdgeschoß zu Wohnzwecken benutzt, während der Bodenraum vornehmlich 
zur Lagerung von Kornvorräten Verwendung findet. Der Eingang befindet sich 
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meist an der Seite des Gebäudes und fährt zunächst in einen längB der Brand¬ 
mauer sich hinziehenden 2 bis 3 m breiten Hausflur. Hechts davon liegen die 
Wohnräume, unterhalb welcher sich der Milchkeller befindet, nach links gelangt 
man in das Hintergebäude, und zwar zunächst in die sogenannte Sommerküche, 
welche meist den Dienstboten als Wohnung dient, von hier in das Karnhaus, in 


Fig. 12. 



Grundriß und Profil eines ostfriesischen 
Bauernhofes aus Wegners „Rindvieh- 
Schläge 08tfrieslands u . 

1 . Viehhau«. 2. Schweinest&ll. 3. Abort 
4. Pferdestall. 5. Heugstställe. 6. Durchfahrt 
(Dreschtenne). 7.Scheunenraura (Gulf). 8. Gelaß 
fttr Brennmaterialien usw. 9. Hausflur, Aufgang 
zum Kornboden. 10. Fremdenatube; darunter 
Keller. 11. Winterküche. 12. Sommerküche. 

13. Karnhaus. 

dienen. Vor jedem Stande befindet sich 
Fenster, welches fest in der niedrigen 
nicht geöffnet werden kann. 

Hinter der äußeren Standreihe, in 
Schweinestall, dahinter der Abort. 


welchem Butter und Käse bereitet wird, 
und von diesem schließlich in den 
Kuhstall (Viehhaus). 

Der Kuh stall enthält je nach der 
Größe des Betriebes eine oder zwei 
Standreihen für das Vieh, hinter, bzw. 
zwischen welchen ein 1*50 bis 2 m 
breiter Milch- und Mistgang (Kuhgang) 
sich hinzieht, der durch eine ver¬ 
hältnismäßig kleine Stalltür auf den 
hinteren Hofraum zur Düngerstätte 
führt. Zwischen Kuhgang und Stand¬ 
reihen verläuft die zur Aufnahme der 
festen und flüssigen Exkremente be¬ 
stimmte 40 cm breite, 25 bis 35 cm 
tiefe Kotrinne oder Grüppe, welche 
durch eine Öffnung in der hinteren 
Stallmauer, unterhalb und seitlich von 
der Stalltür, ins Freie mündet und die 
Jauche auf den Misthaufen oder in 
eine daselbst angebrachte Jauchegrube 
ergießt. Die einzelnen, in der Regel 
für je zwei Kühe eingerichteten 2 m 
breiten Stände sind durch hölzerne 
Scheidewände voneinander getrennt. 
Zwischen je zwei Ständen sind hölzerne 
Träger zur Stütze des Daches ange¬ 
bracht. Die Kühe werden durch Seile 
bzw. Ketten so auf den Ställen ange¬ 
bunden, daß sie mit den Hinterfüßen 
am Rande des horizontalen, 2 m langen 
Standes stehen, der 25 bis 35 cm höher 
liegt wie der dahinter gelegene Kuh¬ 
gang. Auf diese Weise wird das Lager 
stets rein gehalten, da die Exkremente 
in die Kuhgrüppe fallen. Am Kopfende 
des Viehes zieht sich an der Langfront¬ 
mauer eine Rinne entlang, die zur 
Tränkung des Viehes dient und in der 
Regel von einem im Stalle befindlichen 
Brunnen gespeist wird. In Ermange¬ 
lung einer solchen Vorrichtung wer¬ 
den die Tiere mit Eimern getränkt. 
Die Rinne muß in vielen Fällen, wo 
eine besondere Krippe nicht vorhanden 
ist, zugleich zur Aufnahme des Futters 

etwa in Kopfhöhe der Tiere ein kleines 

Außenwand eingemauert ist, so daß es 

gleicher Flucht mit derselben, liegt der 
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In der rechten Abteilung, im Scheunenraum des Hinterhauses, an dessen 
dem Viehhause gegenüberliegender Längsseite, befindet sich die Dreschtenne 
(„Döskedeele“). Diese Tenne hat einen Fußboden aus harter Lehmschicht und 
ist in der Regel durch zwei große, in der vorderen und hinteren Frontmauer 
angebrachte, für die Ein- und Ausfahrt bestimmte Scheunentüren zugänglich. 

Auf der Tenne werden ferner zur Stütze des mächtigen Daches und zur 
Verstärkung der Außenwand in einem Abstande von 2 m von der Außenwand 
Holzpfosten eingesetzt, die man durch Längtfcalken verbindet. Der Raum zwischen 
diesen Pfosten und der Außenwand wird mit Brettern verkleidet und dient zu¬ 
weilen zu Hengstställen, zur Aufstallung von Füllen und Kälbern oder zur Lagerung 
von Torf und sonstigen Brennmaterialien. 

Zwischen Kuhstall und Tenne liegt im Hauptschiff des Gebäudes der Futter¬ 
scheunenraum. Die Überdachung desselben wird durch zwei Reihen starker, 
meist aus schwerem Eichenholz verfertigter Ständer getragen, die durch Quer¬ 
balken verbunden sind. In dem Zwischenraum, dem „Gulf“, werden die Futter¬ 
vorräte, Heu, Stroh, Bohnen usw. gelagert. 

Hinter diesen Vorratsräumen, im „Harnende“ des Hinterhauses, zwischen 
Tenne und Kuhstall, ist der Pferdestall eingebaut. 

Die Stallräume sind durch dünne Mauern oder durch Holzwände von den 
Futtergulfen getrennt. Oben sind die Ställe mit hölzernen Decken abgeschlossen, 
während der Fußboden mit einer Plattsteinschicht gepflastert ist. Auf dem 
Bodenraum über den Kuh- und Pferdeställen lagern Heu und Stroh, welches 
sowohl zu Streu- als zu Futterzwecken benutzt wird. 

Die ostfriesischen Viehställe haben in hygienischer Hinsicht gewiß 
manche löbliche Eigenschaften. Dahin gehört in erster Linie die musterhafte 
Ordnung und Sauberkeit, die in den Ställen herrscht, eine Reinlichkeit, die 
den ostfriesischen und den stammverwandten holländischen Landwirten 
eigentümlich und die geradezu sprichwörtlich für sie ist. Ein gut geschultes 
Personal ist im Winter beständig im Stalle beschäftigt; nach einer alten 
ostfriesischen Stallordnung (vgl. S. 741) wird das Vieh zweimal täglich 
geputzt, und ebenso oft wird der Dünger ausgekarrt. 

Im Frühling wird nach dem Austreiben des Viehes auf die Weide der 
ganze Stall „geschummelt“, d. h. gründlich gereinigt; die Wände, die Decken, 
die Lagerstätten, die Grüppen usw. werden sorgfältig mit Wasser abgespült 
und geschrubbt, wobei kein Eckchen und Winkelchen unberücksichtigt bleibt; 
die Pflastersteine werden gerötelt, die Wände mit frischem weißen Kalk¬ 
anstrich versehen, ja, zuweilen sogar die Stallfenster mit Gardinen behängt, 
so daß ein solcher Stall einen reinlichen, behaglichen, geradezu wohnlichen 
Eindruck macht. 

Musterhaft ist vor allen Dingen die Einrichtung der ostfriesischen 
Grüppenställe, mit niedrigen Krippen, hohen, über den Gang hervorragenden 
Standreihen und dahinter befindlichen tiefen, breiten Grüppen zur Aufnahme 
det* Exkremente, die rasch und leicht beseitigt werden können (vgl. Fig. 1, 
S. 748). Die Tiere stehen deshalb immer trocken und rein, da das Lager 
nicht beschmutzt wird. Der Reinlichkeit halber werden in vielen ost¬ 
friesischen Ställen die Schwänze der Milchkühe mit einem Seil an die Stall¬ 
decke gebunden. Dazu kommt noch der Vorteil, daß die Anlage verhältnis¬ 
mäßig billig ist, und daß der ganze Betrieb leicht übersehen werden kann. 

Diesen Vorteilen stehen aber manche Nachteile gegenüber: 

Mangelhaft ist die Ventilation in vielen Ställen, sofern sie sich hier ledig¬ 
lich auf die natürliche Lufterneuerung durch poröse Wände und Decken und 
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durch die Öffnung der einzigen kleinen Stalltür beschränkt, während die ein¬ 
gemauerten kleinen Fenster überhaupt nicht geöffnet werden können. Er¬ 
schwerend fällt dabei noch der unzureichende Rauminhalt ins Gewicht, be¬ 
sonders die Niedrigkeit der Ställe, die bei einer Breite von höchstens 5 bis 
7 m zuweilen nur 1*75 bis 2 m hoch sind. 

Treffend schildert Wegner 10 ) die nachteilige Wirkung solcher Stall¬ 
einrichtungen folgendermaßen: 

„Die vielerorts mangelhafte und unzureichende Ventilation führt nicht selten 
zu einer starken Verunreinigung und Überhitzung der Luft, welche um so nach¬ 
teiligere Folgen haben muß, als einmal das Vieh bis spät in den Herbst auch bei 
rauhem Wetter Tag und Nacht im Freien verbleibt, andererseits im Frühjahr 
bei wochenlang wehendem, schneidendem und trockenem Ostwind ohne Übergang 
wieder ins Freie gebracht wird. Erkrankungen der Atmungsorgane sind denn 
auch gerade nichts Seltenes, und es geht manches Stück Vieh im Frühjahr in den 
ersten Weidewochen zugrunde.“ 

Es ist einleuchtend, daß bei der Verweichlichung des Viehes in den 
überhitzten Ställen die Widerstandsfähigkeit der Tiere gegen ansteckende 
Krankheiten abnimmt und daß dadurch unter Umständen eine unheilvolle 
Empfänglichkeit für Tuberkulose geschaffen werden kann. 

Mangelhaft ist auch die Beleuchtung der Ställe und die Aufstellung 
des Viehes gegen das eindringende Licht. Die kleinen Stallfenster genügen 
nicht, den Stallraum ausreichend zu beleuchten, und lassen die entfernter 
gelegenen Ecken und Winkel dunkel. Wo die Fenster in den Ständen in 
Kopfhöhe des Viehes angebracht sind, scheint das grelle Licht denjenigen 
Kühen, welche auf der äußeren, nach der Außenmauer gerichteten Standreihe 
stehen, direkt in die Augen hinein, während die Tiere, welche auf der 
inneren Standreihe, mit dem Rücken der Fenster wand, mit den Köpfen der 
Futtergulfwand zugekehrt aufgestellt sind, an Lichtmangel leiden. 

Mangelhaft ist vom hygienischen Standpunkte die Einrichtung des 
Fußbodens, der in der Regel nur mit einer Plattsteinschicht gepflastert ist, 
so daß das Wirtschaftewasser und die flüssigen Ausscheidungen der Tiere 
beständig in den Boden einsickern und auf diese Weise eine Verunreinigung 
des Bodens und der Stalluft herbeiführen. 

Mangelhaft ist ferner die Art und Weise der Aufbewahrung der Futter¬ 
vorräte in den Gulfen, die zuweilen nur durch Bretterwände von den Kuh¬ 
ställen getrennt sind, während auf dem Bodenraum über den durchgängigen 
hölzernen Decken Heu und Stroh zu Fütterungszwecken gelagert ist, so daß 
die Stalldünste von allen Seiten hineindringen können. 

Mangelhaft ist schließlich in vielen Wirtschaftsgebäuden die Tränk¬ 
wasserversorgung. Bei manchen, im übrigen tüchtigen Landwirten sind aber 
in dieser Hinsicht irrige Meinungen verbreitet, und so sieht man z. B., wie 
sie in nächster Nähe von Grüppen, Abortgruben, Schlinggruben und Dünger¬ 
haufen Brunnen für das Vieh anlegen, deren Wasser schon bei oberfläch¬ 
licher Untersuchung sich durch Farbe, Geruch und Geschmack als völlig 
verdorben erweist. Für das liebe Vieh soll aber diese Jauche immer noch 
gut genug sein. 

Erfreulicherweise erkennen nun viele Landwirte selbst die vorhandenen 
Mängel in ihren Betrieben an und bemühen sich neuerdings nach Kräften, 
ihre Stalleinrichtungen den Verhältnissen entsprechend zu verbessern. 
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Namentlich scheut man jetzt auoh nicht mehr die Mittel zur Ver¬ 
besserung der Tränkwasserverhältnisse, indem man in den Ställen unter 
anderem automatische Viehtränken anlegt. Ein einwandfreies Tränkwasser 
bekommt man freilich damit noch nicht. Auf alle Fälle sollte man dafür 
sorgen, daß die Brunnen zweckmäßig angelegt werden und den erforderlichen 
Abstaud von Grüppen, Abortgruben, Schlinggruben und Dungstätten haben. 

Im ganzen dürfen die ostfriesischen Stalleinrichtungen als gute be¬ 
zeichnet werden. Dadurch und durch den langen Aufenthalt auf der Weide 
wird die Gesundheit der Tiere gefördert, so daß namentlich die Tuberkulose 
Yerhältnismäßig selten ist. Nach Gross 35 ) fand Ostertag unter den von 
ihm und Romann untersuchten Beständen die Tuberkulose nur wenig ver¬ 
breitet, und er spricht sich darüber folgendermaßen aus: 

„Diese Tatsache dürfte durch drei Umstände zu erklären sein, welche 
der Viehhaltung in Ostfriesland eigentümlich sind, nämlich durch den langen 
Weidegang vom Frühjahr bis Ende November, die Aufstellung der Tiere mit den 
Köpfen gegen die Wände und das seltene Umstellen der einmal aufgestellten Tiere. 
Alle diese Umstände wirken einer starken Verbreitung der Tuberkulose entgegen. 

„Die gegenwärtige geringe Verbreitung der Tuberkulose schafft im Verein 
mit der friesischen Wirtschaftsweise die besten Möglichkeiten, die Tuberkulose 
nach dem in Ostpreußen zuerst in Anwendung gebrachten Verfahren schnell zu 
tilgen. Vielleicht ist es angezeigt, die Züchter in Ostfriesland auch zu einem 
gemeinschaftlichen Vorgehen gegen die Tuberkulose anzuregen, da die Aussichten 
für einen schnellen Erfolg in Ostfriesland besonders günstig sind.“ 

Die Züchtung des Milchviehes. 

Ursprung und Entwickelung unseres Milchviehes. 

Nach Funk 9 ) gehört unser ostfriesisches Milchvieh wie die holländi¬ 
schen, oldenburgischen und Schleswig - holsteinischen Schläge und einige 
Schläge in England und im nördlichen Frankreich zu den westeuropäischen 
Niederungsschlägen. 

Was besonders die Abstammung unseres ostfriesischen Milchviehes an¬ 
belangt, so ist darüber nach den eingehenden Forschungen Wegners 10 ) 
wenig bekannt; eine Urrasse läßt sich mit Sicherheit nicht feststellen. 

Wir dürfen annehmen, daß in Ostfriesland in den letzten zwei Jahr¬ 
tausenden, nachdem durch die Kultur Wälder ausgerodet, Sümpfe ausge¬ 
trocknet, Moore urbar gemacht und besonders fruchtbare Marschländereien 
dem Meere abgerungen waren, sich aus der ursprünglich vorhandenen Vieh¬ 
rasse, bedingt durch eigenartige klimatische Boden- und VegetationsVerhält¬ 
nisse und durch besondere Ernährung, Haltung und Züchtung, ein ganz 
charakteristischer Viehschlag entwickelt hat, der sich aber nicht ganz rein 
erhalten, sondern im Laufe der Zeit mit fremdem Blute vermischt ist. Be¬ 
ständige Kriegs- und Beutezüge brachten fremdes Vieh ins Land und führten 
auf diese Weise eine Vermischung herbei; gewaltige Sturmfluten und Über¬ 
schwemmungen verursachten an der Nordseeküste großen Schaden, so daß 
z. B. in der Hochflut von 1717 allein 13437 Haupt Vieh verloren gingen, 
und nötigten die Maschbewohner, Vieh aus der Geest und den benachbarten 
auswärtigen Bezirken heranzuziehen; vor allen Dingen aber richteten ver¬ 
derbliche Seuchen, besonders die Rindviehpest im 18. Jahrhundert, große 
Verheerungen an und verminderten den Viehstand derartig, daß die Ein- 
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wohner sich gezwungen sahen, aus dem nördlichen, östlichen nnd südlichen 
Deutschland fremdes Vieh einzuführen. Mörderisch wütete die Krankheit 
im ganzen Lande in den Zeitabschnitten von 1716 bis 1721 und 1744 bis 
1783 mit kurzen Unterbrechungen und vernichtete nicht weniger als 200000 
bis 300000 Stück Vieh. Vergeblich waren dagegen alle Heilmittel, alle 
Sperren und sonstige Vorsichtsmaßregeln; die Seuche forderte überall ihre 
Opfer, verschonte keinen Ort und drang auch auf die Inseln, die zu der Zeit 
nur einen geringen Verkehr mit dem Festlande unterhielten. So heißt es 
in einem Berichte an den König von Preußen im Jahre 1749: 

„Daß alle menschliche Fürsichtigkeit nicht helfe, daß sogar die Seuche auf 
der vier Meilen in See liegenden Insel Borkum, welche keine Kommunikation 
mit dem Festlande habe, aufgetreten sei.“ 

Wenn nun auch die Regierung Friedrichs des Großen sich bemühte, 
durch Ausfuhr- und Schlachtverbote „die Überbleibsel der guten alten Rasse 
dem Lande zu erhalten“, konnte doch Ostfriesland bei so ungeheuren Ver¬ 
lusten seinen Bedarf an Vieh nicht decken, sondern mußte Vieh von aus¬ 
wärts beziehen und so wurden nicht nur aus der nächsten Nachbarschaft, 
aus Oldenburg und dem Münsterlande, sondern auch aus weiter Ferne, aus 
Schleswig-Holstein, Lüneburg, Lippe und Hessen-Nassau, Kühe eingeführt. 

Aus der Vermischung dieser Arten mit der einheimischen Rasse ist nun, 
wie gesagt, im Laufe der Zeit ein ganz charakteristischer Viehschlag ent¬ 
standen: das weit und breit berühmte ostfriesische Vieh. Es wird in die 
verschiedensten Provinzen und Staaten Deutschlands, besonders in Pommern, 
Posen, Ost- und Westpreußen, Schlesien, Sachsen und Brandenburg ein¬ 
geführt und hier sowohl zur Reinzucht als zu Kreuzungszwecken benutzt. 

Neuerdings finden unsere Milchtiere auch zur Gewinnung von Kurmilch 
auswärts Verwendung und treten in dieser Hinsicht mit dem Schweizervieh 
erfolgreich in Wettbewerb. So sah ich z. B. im Sommer 1904 zu meiner 
großen Freude in der Milchkuranstalt des Bades Neuenahr ostfriesische 
Milchkühe, die von ihrem Besitzer sehr gelobt wurden. Ferner fand ich in 
der Eifel, im Kloster Maria Laach, dessen fleißige, dem Benediktinerorden an- 
gehörigen Brüder unter anderem auch eine ausgedehnte Landwirtschaft be¬ 
treiben, ausschließlich ostfriesisches Vieh. Mit Vergnügen habe ich dort im 
vorigen Sommer in den musterhaften Ställen die mir wohlbekannten statt¬ 
lichen Gestalten, etwa 120 Stück, besichtigt, über deren Nutzbarkeit der 
Leiter der landwirtschaftlichen Abteilung sich sehr zufrieden äußerte. Aber 
nicht nur im ganzen Deutschen Reiche ist unser Milchvieh bekannt, sondern 
es wird auch in das Ausland, selbst über die See, neuerdings sogar nach 
Südafrika ausgeführt. 

Je nach der Güte des Bodens und der Vegetation, nach der Art des 
Wirtschaftsbetriebes, nach den Weideverhältnissen, der Stallfütterung und 
der Behandlung in den Ställen entwickelt sich das Vieh verschieden und 
unterscheidet sich durch Wuchs, Körperbau, Größe, Schwere und wirtschaft¬ 
liche Leistungsfähigkeit. So gedeiht in der fetten, fruchtbaren Marsch ein 
sehr milchreiches, schweres Vieh, mit massigem Knochenbau, in der Geest 
und auf den Inseln leichtere, feinknochigere Tiere, die aber einen guten 
Milchertrag liefern, auf dem Moore und in der Heide ein armseliges Vieh 
mit geringem Milchertrag. 
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Die ostfriesischen Yiehschläge. 

Wir unterscheiden nach Wegner 10 ) in unserem Züchtungsgebiete zwei 
Viehstämme, das bunte Vieh (Fleckvieh) und das einfarbige Vieh (Braun¬ 
vieh), die aber nicht nur hinsichtlich der Farbe, sondern auch hinsichtlich 
der Größe und Schwere, der Körperform und des Körpermaßes voneinander 
abweichen. Im allgemeinen ist das einfarbige Vieh leichter und kleiner, 
hat einen Kopf von geringerem Längen- und größerem Breitenmaße, ist 
weniger gestreckt, kürzer und hochbeiniger wie das Fleckvieh und gibt 
einen geringeren Milchertrag. Es gibt aber manche löbliche Ausnahmen, 
in denen das Braunvieh in keiner Weise, sowohl was Größe und Schwere 
als Milchergiebigkeit anbelangt, zurücksteht. 

Nach F. Arends 36 ) war ursprünglich das echte ostfriesische Rindvieh, 
ein Mittelschlag zwischen der kleinen Art und der schweren friesischen Rasse, 
einfarbig rotbraun, und es ging erst später durch Vermischung mit Bullen 
aus Budjadingen, Groningen und Friesland daraus das buntfarbige rotbunte 
und schwarzbunte Vieh hervor, während dem westlich von der Ems gelegenen 
Rheiderland, welches nach seiner Lage und Bodenbeachaffenheit mehr zu 
Groningen als zu Ostfriesland gerechnet werden könnte, das große, schwere 
schwarzbunte Vieh ursprünglich angehörte. 

Gegenwärtig finden wir das einfarbige Vieh vorzugsweise in der Geest 
und Heidegegend, ebenso auch auf unserer Insel vorwiegend, während in 
den Marschen, namentlich im Rheiderland, das schwarzbunte Vieh vorherrscht. 
Eine scharfe Abgrenzung zwischen Geestvieh und Marschvieh nach Boden¬ 
art und Farbe ist aber nicht immer durchführbar, da beide Arten häufig 
ineinander übergehen; die Bullen für das Geestvieh werden meist immer 
aus dem kräftigeren Marschschlage genommen, und so findet namentlich an 
den Grenzgebieten eine fortwährende Blutvermischung statt. Jetzt über¬ 
wiegt das Buntvieh und ist im ganzen Lande verbreitet. 

Wir können diese Angelegenheit hier nur kurz berühren; wer sich 
näher dafür interessiert, dem empfehlen wir die wiederholt zitierten Werke 
voü Wegner 10 ): „Die Rindviehschläge Ostfrieslands“ und von Gross 85 ): „Das 
ostfriesische Rind“, in welchen alles Wissenswerte auf diesem Gebiete in 
ausführlicher Weise behandelt worden ist. 

Züchtungsarten und Zuchtwahl. 

Da bei der Züchtung das Naturgesetz von der Vererbung und An¬ 
passung von höchster Bedeutung ist, so muß man in diesem Sinne mit Sorg¬ 
falt und Umsicht die Tiere aussuchen, die sich zur Paarung eignen und dem 
Klima und den VegetationsVerhältnissen angepaßt sind. 

Zur Gewinnung eines guten, leistungsfähigen Viehstammes kommen für 
uns die Inzucht, die Reinzucht und die Kreuzung in Betracht. 

Bei der Inzucht, die Funk als eine Verbesserung in sich und durch 
sich bezeichnet, wählt man die vorzüglichsten Tiere aus dem eigenen Vieh¬ 
beschlage aus und zieht die Nachkommenschaft durch geeignete Ernährung 
und Haltung ihrem wirtschaftlichen Zwecke entsprechend auf. Aus dieser Zucht 
wählt und benutzt man wieder die besten Exemplare zur weiteren Fortpflanzung 
und sucht auf diesem Wege Generationen hindurch die vorhandenen guten 
Eigenschaften des eigenen Stammes durch Vererbung zu übertragen, zu heben 
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und zu fördern. Wenn nun an oh auf solche Weise in der Tat gute Erfolge 
erzielt werden können, wie es in Ostfriesland z. B. früher der Fall war, und 
wie dieses auch in großem Umfange die Gebrüder Colling in England 
durch die Züchtung des berühmten Shorthornscblages bewiesen haben, so 
birgt doch dieses System große Gefahren in sich, sofern dadurch häufig die 
nächsten Blutsverwandten aus derselben Familie zur Paarung genommen 
werden, die nicht nur die guten, sondern auch die schlechten Eigenschaften 
vererben. Durch eine solche Verwandtschaftszucht, durch Insucht in des 
Wortes verhängnisvollster Bedeutung, wird schießlich eine Entartung des 
Stammes herbeigeführt; es entsteht ein schwächliches, wenig widerstands¬ 
fähiges und leistungsfähiges Geschlecht. 

Bei der Reinzucht werden diese Gefahren vermieden. Hier paart man 
zwar auch die Tiere des vorhandenen Schlages mit Tieren derselben Art, 
man nimmt aber zur Zucht Exemplare aus einer anderen Herde, die noch 
besser und leistungsfähiger sind wie die eigenen. Auf diese Weise werden 
die guten charakteristischen Eigenschaften und die Vorzüge der eigenen Art 
erhalten, die Mängel aber verbessert. Die Reinzucht, welche wohl als die 
vorzüglichste Züchtungsart bezeichnet werden darf, wird auch bei uns in 
Ostfriesland hauptsächlich angewandt; ihr haben wir unseren guten ost¬ 
friesischen Viehschlag zu verdanken. Das hatte auch die Regierung Fried¬ 
richs des Großen erkannt, als sie zu Ende des 18. Jahrhunderts ihre Haupt¬ 
sorge darauf richtete, „die gute alte Rasse dem Lande zu erhalten tt . 

Bei der Kreuzung werden Tiere von ganz verschiedenen Rassen mit¬ 
einander gepaart; man paart, wie Funk sagt, auserlesene Tiere des vor¬ 
handenen Stammes mit Tieren aus einer anderen Rasse, einem anderen 
Schlage oder Stamme, deren Eigenschaften man als vorzüglich anerkannt 
hat und welche man auf den eigenen Viehstamm übertragen möchte. 

Die Kreuzung wird hauptsächlich angewandt zur Verbesserung des 
eigenen Schlages, wenn die Leistungsfähigkeit desselben abnimmt, oder zur 
Steigerung nach bestimmten Richtungen hin, z. B. zur Steigerung der Milch¬ 
ergiebigkeit oder Mastfähigkeit, oder zur Veredelung, um schlechtes, unedles 
Blut der eigenen Herde durch Vollblut aus einer anderen Rasse zu verdrängen. 

In Ostfriesland finden Kreuzungen zwischen Braunvieh und Buntvieh 
statt, woraus in erster Generation immer nur einfarbige schwarze oder 
schwarzbraune Tiere hervorgehen, die sich auch im Körperbau dem Braun¬ 
vieh nähern. Es scheint demnach, als ob die Vererbungskraft des Braun¬ 
viehes überwiegt. Erst durch weitere Paarungen dieser Kreuzungsprodukte 
durch mehrere Generationen hindurch wird Buntvieh erzeugt, welches sich 
in seinen Eigenschaften bald mehr dem einen, bald mehr dem anderen 
Schlage nähert. 

Holländisches Vieh, und zwar namentlich solches aus den am Meere 
gelegenen Landesteilen Groningens, das sich durch schweren Körperbau bei 
leichterem Knochengerüst auszeichnet, wurde früher bei uns häufiger zur 
Verbesserung der Körperformen des einheimischen Viehes benutzt. Jetzt 
kommt man mehr und mehr von dieser Züchtungsart ab, weil in Holland 
die Viehrasse sich nicht überall rein erhalten hat, sondern oft mit Shorthorn- 
blut vermischt ist; man betreibt deshalb in Ostfriesland meist nur mehr 
Reinzucht mit dem guten eigenen Schlage. 
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Von wenigen Züchtern sind auch in Ostfriesland in einigen Kreisen 
Kreuzungen mit Shorthornvieh vorgenommen, deren Nachkömmlinge sich 
zwar durch schöneren Körperbau und leichtere Ernährungsfähigkeit aus¬ 
zeichneten, im übrigen aber die Züchter wenig befriedigten und namentlich 
hinsichtlich der Milchergiebigkeit hinter dem einheimischen Schlage zurück¬ 
standen. Deshalb sind auch diese Kreuzungsversuche mit Shorthorns nur 
vereinzelt geblieben, zumal die Sektion für Rindviehzucht stets sorgfältig 
auf die Reinhaltung der ostfriesischen Rasse bedacht ist und alle Mischlinge 
von den Prämiierungen und von der Eintragung in das Herdbuch ausschließt. 

Nur gesunde, perlsuchtfreie Tiere, die besten Exemplare der Art, welche 
sich durch tadellosen Wuchs und Körperbau, durch guten Ernährungszustand, 
hervorragende wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und alle sonstigen vortreff¬ 
lichen Eigenschaften ihres Schlages auszeichnen, sind zur Paarung zuzu¬ 
lassen, kurz, Zuchttiere, die nach sachverständigem Urteil in jeder Beziehung 
als gesund und tauglich befunden worden sind. 

Das gilt in erster Linie von den Zuchtbullen, da diese ihre Eigen¬ 
schaften auf eine große Menge verschiedener Tiere übertragen sollen. Das 
wissen vor allen der Staat und landwirtschaftliche Vereine zu würdigen, die 
oft bedeutende Summen für die Beschaffung guter Zuchtbullen aufwenden 
und besondere Prämien für die besten Exemplare aussetzen. Leider wird 
aber der Zuchtwert der Stiere nooh nicht in Deutschland allgemein genügend 
berücksichtigt; einige Landwirte ziehen ihre Stiere nach eigenem Outdünken 
und Ermessen zum eigenen Gebrauch auf, und ^für manche Viehhalter ist 
der nächste Bulle zum Decken gut genug. Zur Paarung sollten nur solche 
Stiere zugelassen werden, die durch eine besondere, von der Obrigkeit ge¬ 
nehmigte Körungskommission auf Grund sorgfältiger Nachforschungen und 
Untersuchungen über Alter, Abstammung, erbliche Verhältnisse, Gesundheits¬ 
zustand usw. als tauglich befunden worden sind. 

Nicht minder wichtig für die Rindriehzucht ist die Auswahl der weib¬ 
lichen Zuchttiere. Zur Zucht dürfen nur Kühe aus einem guten, gesunden 
Stamme gewählt werden, die alle guten Eigenschaften ihres Schlages ver¬ 
einigen, die gesund und vor allen Dingen frei von Tuberkulose sind. 

Um die Beschaffung guter Zuchtkühe haben sich die Herdbuchgesell¬ 
schaften große Verdienste erworben, und es würde viel zur Hebung und 
Förderung der Viehzucht beitragen, wenn die Züchter sich allgemein am 
Stammbuch beteiligten und ihre besten Kühe in dasselbe eintragen ließen. 

Aus den vorstehenden Ausführungen leuchtet vor allen Dingen die 
Notwendigkeit hervor, bei der Züchtung des Rindviehes das größte Gewicht 
auf die Reinheit der Rasse zu legen und Entartungen durch Vermischung 
mit minderwertigem Blute zu verhindern. Der Gobinausche Satz, daß die 
Völker infolge und im Verhältnis der Mischungen, welche sie durchmachen, 
entarten, kann auch auf das Milchvieh sinngemäße Anwendung finden. Je 
reiner sich ein Schlag in seinem Blute erhält, je edler und besser wird er 
sein und je mehr wird er leisten. Gerade weil unsere ostfriesischen Züchter 
so sorgfältig auf die Reinheit des einheimischen Schlages bedacht sind, 
marschiert Ostfriesland auf dem Gebiete der Viehzucht voran und hat hierin 
das einst ebenbürtige Holland bereits übertroffen. Wo aber ausnahmsweise 
eine Kreuzung erforderlich ist, da sollten die Züchter streng darauf sehen, 
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daß die zur Vermischung zugezogenen Tiere nicht schlechter und minder¬ 
wertiger sind, und daß sie mit dem eigenen Schlage harmonieren. 

Ferner lehren unsere Betrachtungen, daß man bei der Zuchtwahl nicht 
nur das Äußere der Tiere, sondern auch ihre inneren Eigenschaften, nament¬ 
lich die Leistungsfähigkeit und die Gesundheit prüfen und berücksichtigen 
soll. Wenn die Züchter die Kühe nicht nur nach dem äußeren Habitus be¬ 
urteilen, sondern sich vor der Zuchtwahl von ihrer wirtschaftlichen Leistungs¬ 
fähigkeit, besonders hinsichtlich der Menge und des Fettgehaltes der Milch 
überzeugen, außerdem aber sich über ihren Gesundheitszustand vergewissern 
und demgemäß die minderwertigen und ungesunden Tiere absondern und 
von der Zucht ausschließen, dann wird auf diese Weise eine Verbesserung 
und Gesundung unseres Viehschlages herbeigeführt. 

Dann brauchten die Züchter auch nicht in die Ferne zu schweifen 
und aus dem Auslande Zuchtvieh zur Kreuzung herbeizuholen; sie würden 
finden, daß das Gute nahe liegt, daß die auf der eigenen heimatlichen Scholle 
entsprossenen Tiere ebensoviel und noch mehr leisten wie Shorthorns und 
andere Fremdlinge. 

Denn die Heimat mit ihrem Klima, ihrer Bodenbeschaffenheit und ihrer 
Vegetation, die Heimat mit den Tieren, mit den Menschen und ihren 
Gebräuchen übt auf das Milchvieh, welches unter diesen Verhältnissen 
Generationen hindurch gezüchtet wird, einen mächtigen Einfluß aus. Durch 
diese Faktoren sind die verschiedenen Rassen entstanden, die durch Wuchs 
und Körperbau, durch Größe und Schwere, durch wirtschaftliche Leistungs¬ 
fähigkeit und andere Eigenschaften verschieden sind. 

Wie nun ein Unterschied zwisohen Hochgebirgsland und Tiefebene vor¬ 
handen ist, so besteht auch ein Unterschied zwischen Gebirge- und Niede¬ 
rungsrasse des Milchviehes, dessen Lebensbedingungen mit der Heimat so 
innig verknüpft sind, daß sie nur dort gedeihen und ganz nutzbar werden, 
wo sie geboren und aufgezogen sind. Man kann deshalb z. B. nicht un¬ 
vermittelt ohne Beeinträchtigung Alpenkühe auf Ostfrieslands Weiden und 
umgekehrt ostfriesische Kühe auf Schweizer Almen versetzen. 

Der Akklimatisations- und Akkommodationsprozeß spielt sich eben nicht 
in kurzer Frist, sondern nur ganz allmählich, meist erst in mehreren Gene¬ 
rationen ab. 

Solche Gegensätze bestehen aber nicht allein zwischen Gebirge- und 
Tiefland, sondern auch in letzterem machen sich wieder manche Abwei¬ 
chungen bemerkbar. 

Es ist mir nun einleuchtend, was mir der frühere Domänenpächter auf 
der Bill mitteilte, daß nämlich auf Juist das schwere Marschvieh nicht so gut 
gedeihe und so nutzbar sei wie das leichte Vieh der Geest. Er bezeichnet die¬ 
jenigen Kühe als die besten, welche auf der Insel selbst geboren und aufgezogen 
sind, und empfiehlt deshalb, für die Insel einen besonderen Schlag zu züchten, 
einen Inselschlag, der allmählich durch Anpassung und Anerbung widerstands¬ 
fähig gegen die Witterungseinflüsse geworden ist, in dem spezifischen Seeklima 
besonders gedeiht und nutzbar ist, dessen Organe die Fähigkeit erlangt haben, 
die in der eigenartigen Inselflora enthaltenen Nahrungestoffe zu verdauen, zu 
assimilieren und wirtschaftlich nutzbar zu verwerten. 

Trefflich drüokt Max Eyth die in vorstehender Betrachtung enthal¬ 
tenen Gedanken aus mit den Worten: 
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„Hervorragendes ist auch in der Landwirtschaft dauernd nur zu erreichen, 
wenn es im Einklang mit Boden und Klima, mit dem Charakter von Tieren 
und Menschen entsteht, unter deuen es sich entwickeln muß. Mit dem Impor¬ 
tieren kommt man nicht weit über die Anfänge einer ungesunden Kunstproduk- 
tion hinaus. Die deutsche Landwirtschaft muß bis in ihre Wurzeln hinunter 
aus deutschem Boden kommen, deutsch denken und deutsch schaffen. Sie muß 
sich von dem geliebten Hange befreien, im Fremden stets das Vorzüglichste zu 
sehen und daran zu verzweifeln, daß bei uns auf ähnlichem Wege Ähnliches er¬ 
reicht werden könne. Die englischen Hunturs, die englischen Shorthorns, die 
englischen Schafe und Schweine sind nicht von selbst entstanden. Sie sind die 
Erzeugnisse langjähriger, geduldiger, englischer Arbeit. Wir können uns diese 
Arbeit nicht ersparen, indem wir Tiere kaufen.“ 

Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit unseres Milchviehes. 

Was die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der ostfriesischen Milchkühe 
anbelangt, so sind diese vor allem als gute Milchgeber weit und breit be¬ 
rühmt und bekannt. Gute Kühe geben durchschnittlich 15 Liter Milch; 
28 bis 30 Liter sind während des Weideganges nicht selten; einzelne Kühe 
liefern einen enorm hohen Milchertrag von mehr als 40 Liter am Tage 17 ). 
Der Fettgehalt der Milch beträgt durchschnittlich 3 Proz., zuweilen 4 bis 
5 Proz., Wychgram 38 ) fand vereinzelt über 8 Proz. 

Die dem ostfriesischen Viehschlage angehörigen Kühe der Insel Juist 
sind nicht so leistungsfähig wie die des Festlandes. Um einen allgemeinen 
Gesamtüberblick über die Güte und Leistungsfähigkeit des hiesigen Milch¬ 
viehes zu gewinnen, und zwar besonders Aufschluß über das spezifische Ge¬ 
wicht und den Fettgehalt der Milch zu erhalten, habe ich im August 1901 
gemeinschaftlich mit meinem damaligen Assistenzärzte Herrn Dr. Wilm aus 
Berlin die Milch sämtlicher zu der Zeit auf der Insel vorhandenen Kühe 
untersucht und das Ergebnis in Tabellen eingetragen, die wir hier aber im 
Rahmen dieses Aufsatzes nicht unterbringen und ausführlich erörtern können. 

Die Arbeit wurde anfangs in der Weise ausgeführt, daß der hier sta¬ 
tionierte Gendarm Proben von einzelnen Kühen entnahm und uns über¬ 
mittelte. Wir kamen dabei zu ganz überraschenden Resultaten, indem wir 
einen schwankenden Fettgehalt von 0'6 bis 6*0 Proz. feststellten, und führten 
diesen Befund auf eine mangelhafte Probeentnahme zurück. Mehrere Nach¬ 
untersuchungen ergaben indessen im wesentlichen dasselbe. 

Mit großer Sorgfalt hat dann Wilm die Milch sämtlicher Kühe auf 
der Insel Juist untersucht, indem er morgens um 5 und abends um 7 Uhr bei 
dem Melken zugegen war, die Proben vorschriftsmäßig entnahm und den 
Fettgehalt und das spezifische Gewicht bestimmte. 

Das spezifische Gewicht wurde mit dem Laktodensimeter von Que venne, 
der Fettgehalt mit Acidbutyrometern mittels der Gerb ersehen Zentrifuge 
festgestellt. Vorher wurden zum Vergleich Fettbestimmungen mit dem 
Fes ersehen Laktoskop vorgenommen, die aber wegen ihrer Schwankungen 
und oft beträchtlichen Abweichungen von den butyrometrischen Prüfungen 
wenig befriedigten, wenn sie auch nur in einigen Fällen die erlaubten 
Fehlergrenzen von 0*7 überstiegen. 

Das Ergebnis der Untersuchungen war nun folgendes: Auf der Insel 
Juist wurden im Jahre 1901 47 Kühe gehalten, davon 25 im Dorfe in kleinen 
Herden bis zu vier Stück auf 12 Einwohner verteilt, welche die Milch teils 
für eigenen Bedarf verwendeten, teils verkauften, und 22 Kühe in einer 
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Herde auf der fiskalischen Domäne „Bill“. Sämtliche K&he lieferten zu¬ 
sammen 510 Liter Milch. Die Stallproben der einzelnen Kühe ergaben einen 
Fettgehalt von 0*6 bis 6*0 Proz. und ein spezifisches Gewicht von 1*025 bis 
1*033. Im ganzen ergab sich ein durchschnittliches spezifisches Gewicht 
Ton 1*029 und ein Durchschnittsfettgehalt von 2*7 bis 2*9 in der Abend- 
bzw. Morgenmilch. 

Während demnach das spezifische Gewicht den normalen Verhältnissen 
entspricht, tritt uns hier als merkwürdige Tatsache eine große Schwankung 
im Fettgehalt von 0*6 bis 6*0 Proz. entgegen, wie wir es sonst in der Lite¬ 
ratur nicht gefunden haben. 

Nach den Lehrbüchern der Hygiene von Rubner 1 *) und Prausnitz”) 
und nach Emmerich und Trillich 40 ) beträgt das spezifische Gewicht der 
Mischmilch bei 15* C 1*029 bis 1*034, während das spezifische Gewicht der Milch 
einzelner Kühe innerhalb weiter Grenzen schwanken kann. Zink 41 ) führt an» 
daß nach Wernais und Becquerell sehr große Unterschiede im spezifischen 
Gewicht von 1*016 bis 1*041 Vorkommen sollen. Nach sorgfältigen, langjährigen, 
einwandfreien Untersuchungen, die Vieth und Quevenne, Chr. Müller^ 
Goppelsröder u. a. in den verschiedensten Ländern angestellt haben, schwankt 
das spezifische Gewicht der Milch einzelner Kühe zwischen 1*025 bis 1*040 und 
das spezifische Gewicht der Mischmilch mehrerer Kühe unter normalen Verhält¬ 
nissen zwischen 1*028 bis 1*034. Nach Kirchner 4 *) kommen Schwankungen im 
Fettgehalt von 0*8 bis 8*0 Proz. vor. Wyohgram fand bei der Untersuchung 
von 97 ostfriesischen Milchkühen als äußerste Grenzen des prozentisohen Fett¬ 
gehalts 1*65 und 8*20. 

Allgemein war bislang die Meinung verbreitet, daß die Milchmenge 
zum Fettgehalt im umgekehrten Verhältnis stehe. Neuerdings haben aber 
Fleischmann 48 ) und Hittcher 44 ) und Wychgram 38 ) diese Ansicht 
widerlegt, indem sie im Gegenteil nachwiesen, daß in der Regel die Milch 
milchreicher Kühe die fettreichste ist. 

Wir sind auf Grund unserer Milchuntersuchungen, soweit dieselben in 
Betracht kommen können, zu derselben Ansicht gelangt. Als voll beweis¬ 
kräftig können sie nicht gelten, da es sich hier nur um die einmalige Unter¬ 
suchung der Morgen- und Abendmilch unserer Milchkühe handelt. Um zu 
einem sicher zutreffenden Endergebnisse zu gelangen, müßte man in der 
gründlichen Weise verfahren wie Fleischmann und Hittcher, die 16 Kühe 
eines in Ostpreußen rein gezüchteten holländischen Schlages während der 
Dauer einer Laktation Tag für Tag, mit Ausnahme von Sonn- und Feier¬ 
tagen, untersuchten und dabei die Menge jedes einzelnen Gemelks, sowie die 
Zusammensetzung desselben nach den verschiedensten Richtungen feststellten, 
oder wie Wychgram, welcher die Milch von 97 ostfriesischen Kühen aus 
sieben verschiedenen Herden Ostfrieslands auf Menge und Fettgehalt während 
der Dauer einer Laktation regelmäßig zweimal in jedem Monat untersuchte. 
Dabei würde es sich empfehlen, gleichzeitig sorgfältige meteorologische 
Beobachtungen zu machen und festzustellen, wie Wärme und Kälte, Nieder¬ 
schläge, Stürme, Überschwemmungen und sonstige durch Witterungseinflüsse 
bedingte Naturerscheinungen, wie die Jahreszeiten mit ihrer jeweiligen 
Vegetation und wie besonders bestimmte einzelne Pflanzen auf Menge und 
Fettgehalt und andere Eigenschaften der Milch einwirken. 

Wychgram machte nun ferner bei seinen Milchprüfungen noch die 
für die Viehzucht wichtigen Beobachtungen und Erfahrungen, daß man von 
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dem Äußeren nicht auf die Leistungsfähigkeit des Milchviehes schließen 
kann, daß die Menge und Güte der Milch bei gleiohem Alter, bei gleicher 
Haltung und Ernährung bei Terschiedenen Kühen sehr verschieden und von 
der individuellen Veranlagung der Tiere abhängig ist, und daß diese indi¬ 
viduelle Eigenschaft nioht nur hinsichtlich der Milchmenge, sondern vor 
allen Dingen auch hinsichtlich des Fettgehalts erblich ist. Er hat aus seiner 
Arbeit folgende Lehren gezogen: 

1. Die Beurteilung der Kühe nach dem Exterieur gibt keinen Aufschluß 
über die Leistungsfähigkeit derselben in bezug auf die Fettproduktion; hierüber 
können nur regelmäßig vorgenommene Bestimmungeu der Milchmenge und des 
Fettgehaltes der Milch Kenntnis geben. 

2. Zu einer für den Zweck züchterischer Maßnahmen geuügend sicheren Er¬ 
mittelung der Leistungsfähigkeit einer Milchkuh genügt die zweimal im Monat in 
regelmäßigen Abständen erfolgende Feststellung der Menge und des prozentischeu 
Fettgehalts der Tagesmilch. 

9. Diese Feststellung ist überall auch für die kleinen Züchter ohne nennens¬ 
werte Opfer an Zeit und Geld durchführbar. 

4. Die individuelle Beanlagung der einzelnen Kuh, eine fettarme oder fett¬ 
reiche Milch zu produzieren, wird mit fast absoluter Sicherheit auf die Nach¬ 
kommenschaft übertragen. 

Möchten doch unsere Züchter allgemein diese guten Lehren beherzigen 
und danach handeln! Wenn es der einzelne nicht vermag, so sollten mehrere 
Züchter einen Kontrollverein bilden und die erforderlichen Untersuchungen 
durch einen Kontrollassistenten ausführen lassen. 

Hierbei dürfen wir aber nicht unterlassen, darauf hinzuweisen, daß in 
der Steigerung der Züchtung auf einseitige Leistung eine große Gefahr liegt, 
sofern dadurch nach Damm ann 46 ) eine Entartung und eine verminderte 
Widerstandsfähigkeit des Organismus gegen Seuchen, namentlich gegen 
Tuberkulose, herbeigeführt werden kann. Deshalb darf diese Steigerung 
der Leistungsfähigkeit nicht auf Kosten der Gesundheit erfolgen und eine 
gewisse Grenzen nicht überschreiten. Diese Gefahr ist aber bei dem ost- 
friesischen Viehschlage nicht so groß, weil die Gesundheit und Widerstands¬ 
fähigkeit der Kühe durch eine gute Stallpflege und durch einen lange 
dauernden Weidegang gekräftigt werden, und weil bei der Paarung der 
Gesundheitszustand der Tiere sorgfältig beobachtet wird. 

Was die Leistungsfähigkeit unserer Inselkühe an belangt, so stehen sie, 
wie wir oben bereits erwähnt haben, hinter den Festlandsküben zurück. 
Beim Vergleich unserer 47 Kühe mit einer gleichen Anzahl von Kühen auf 
dem Festlande, die Wychgram ungefähr gleichzeitig im August untersuoht 
hat, fanden wir dort z. B. insgesamt eine tägliche Milchmenge von 575*05 
Liter und 143*15 Fettprozente, bei uns 510 Liter und 134*10 Fettprozente. 
Bedenkt man aber, daß die zum Vergleich herangezogenen Kühe zu aner¬ 
kannt guten Herden gehörten, von tüchtigen Landwirten gehalten und ge¬ 
züchtet wurden und größtenteils in das Stammbuch des Vereins ostfriesischer 
Stammvieh Züchter eingetragen waren, dann drückt uns dieser Vergleich 
nicht so sehr nieder. War auch bei uns in einigen Fällen die Milchmenge 
und der Fettgehalt außerordentlich gering, so stehen diesen doch Beispiele 
von so guten Milcherträgen gegenüber (3, 4 bis 6 Proz. Fett), wie sie nur 
gute Milchkühe liefern können. Immerhin haben wir eine Milchmenge von 
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durchschnittlich täglich 10 Liter und einen Fettgehalt von 2*7 Proz. t während 
das Mindestmaß der polizeilich zulässigen Grenze des Fettgehalts in einigen 
Städten 2*4 Proz. beträgt. 

Da unsere Untersuchungen während des Weideganges im August an¬ 
gestellt worden sind, also zu einer Zeit, wo die Kühe meist unter gleichen 
Verhältnissen leben, so folgt daraus, daß der Milchertrag nicht lediglich von 
der Nahrung, von den Weideverhältnissen abhängt, sondern zum Teil auf 
die individuelle Veranlagung zurückgeführt werden muß. 

Zwar haben wir hier nicht die üppigen Weiden wie auf dem Festlande, 
immerhin bieten aber unsere Wattweiden eine Vegetation, namentlich den hoch- 
geschätzten Queller (vgl. S. 737), woraus die Kühe die für eine gute Milchproduk¬ 
tion erforderlichen Stoffe beziehen können. Bei der Betrachtung des Wattweide¬ 
bodens sollten wir eine üppige Vegetation erwarten; denn wir haben hier einen 
fetten, von der Natur gedüngten Boden, reich an Kalk und Kali, und bei dem 
günstigen Klima wohlgeeignet, um eineü sehr guten Pflanzenwuchs hervorzu¬ 
bringen. Dem steht aber ein mächtiges klimatisches Element entgegen, der 
Wind, ein pflanzengeographischer Faktor von höchster Bedeutung 4 *), der im 
Verein mit häufigen Seewasserüberschwemmungen die Pflanzenwelt klein und 
niedrig hält. 

"Wenn wir also bei einigen Inselkühen zuweilen eine geringe Milch¬ 
menge und einen geringen Fettgehalt in der Milch finden, so liegt die Ur¬ 
sache hierfür nicht allein in den Weideverhältnissen, sondern, wie gesagt, 
in den Tieren selbst, in ihrer induviduellen Veranlagung. Würden hier nur 
gute, dem Klima und den VegetationsVerhältnissen angepaßte Milchkühe von 
tüchtigen, erfahrenen Landwirten gehalten und gezüchtet, dann könnten wir 
hier durchweg einen guten Milchertrag haben. 

Zu diesem Zwecke müßten die Viehhalter, wie wir oben ausgeführt haben, 
in erster Linie sich bestreben, einen eigenen Schlag heranzuzüchten. Bei 
der Einfuhr fremden Viehes aber sollten sie sich vorher über die Leistungs¬ 
fähigkeit der zu kaufenden Tiere hinsichtlich der Milchmenge und des Fett¬ 
gehaltes der Milch vergewissern und vor der Annahme der Kuh eine Be¬ 
scheinigung von einem Tierarzte darüber verlangen, daß das Tier gesund 
und besonders nicht tuberkulös ist. Eine Kuh, die unter normalen Verhält¬ 
nissen bei guter Haltung und Ernährung weniger als 10 Liter Milch und 
unter 2*7 Proz. Fett liefert, ist meines Erachtens als Milchkuh unbrauchbar. 
Jedenfalls müßte ein solches Tier von der Paarung ausgeschlossen werden 
und zu Zuchtzwecken keine Verwendung finden. 

Die Hebung und Förderung der Viehzucht. 

Bei der hohen Bedeutung der Viehhaltung und Milchwirtschaft in 
hygienischer, volkswirtschaftlicher und nationaler Beziehung ist es die Pflicht 
aller wahren Volksfreunde, nach Kräften für die Hebung und Förderung der 
Viehzucht zu sorgen und einen Rückschritt auf diesem Gebiete, eine Ab¬ 
nahme des Viehbestandes, eine „Depekoration“ im L am bischen 47 ) Sinne zu 
verhindern. 

Aus einer graphischen Darstellung, welche wir einer Arbeit von Mohr 48 ) 
entnommen haben, leuchtet die Wichtigkeit der Erzeugnisse der Rindvieh¬ 
haltung für unser Volk hervor (s. Fig. 13). 
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Danach steht die Milchwirtschaft mit obenan, an zweiter Stelle, mit 
einem Ertrage von 1625 Millionen Mark. 

Nicht nur im Frieden, sondern vor allen Dingen auch im Kriege ist es 
von unschätzbarer Bedeutung, wenn ein Land in der Lage ist, seine Ein¬ 
wohner mit eigenen landwirtschaftlichen Produktei£zu versorgen, wenn es 
in dieser Beziehung vom Auslande unabhängig ist und der Einfuhr nicht 
bedarf. 

Fig. 13. 



Graphische Darstellung der Erträge der deutschen Landwirtschaft. 


Leider hat aber nach Mohr im Deutschen Reiche der Viehstand mit 
der Zunahme der Bevölkerung nicht gleichen Schritt gehalten. Wenn auch 
nach Ausweis der Viehzählungen die Zahl des Milchviehes von Jahr zu Jahr 
gewachsen und z. B. von 15776702 Haupt im Jahre 1873 auf 18939692 Haupt 
im Jahre 1900 gestiegen ist, so steht doch diese Vermehrung mit der gleich¬ 
zeitigen Bevölkerungszunahme nicht im entsprechenden Verhältnis. 

Es entfielen auf die Zähljahre 1873 1883 1892 1897 1900 
auf 100 Einwohner .... 38*4 34*5 35*5 35*4 33*6 Rinder 

und wir haben somit einen relativen Rückgang der Viehhaltung zu ver¬ 
zeichnen. 
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Fig. 14. 


Dänemark 


Schweden 






Zwar wird nach Fleischmann dieser Ausfall dadurch gedeckt, daß 
mit voranschreitender Kultur eine Verbesserung des Viehes durch Erhöhung* 
des Körpergewichtes und durch Steigerung der wirtschaftlichen Leistungs¬ 
fähigkeit der Milchtiere stattfindet, es ist aber dabei in Betracht zu ziehen, 
daß zugleich mit der Abung des Wohlstandes größere Ansprüche an die 
Lebenshaltung sich geltend machen und namentlich einen größeren Konsum 
von Fleisch, Milch und Molkereiprodukten bedingen. 

Das Deutsche Reich ist schon lange nicht mehr in der Lage, seinen 
Bedarf an diesen Landeserzeugnissen zu decken, und muß deshalb die Ein¬ 
fuhr dieser Artikel von Jahr zu Jahr steigern. Auch hieraus scheint hervor¬ 
zugehen , daß die Milchwirt¬ 
schaft keine genügenden Fort¬ 
schritte gemacht hat und nicht 
mit der Bevölkerungszunahme 
im Einklang steht. Deutschland 
gehört also auf milch wirtschaft¬ 
lichem Gebiete zu den Einfuhr¬ 
ländern. 

Wie aus der nebenstehenden bildlichen Dar¬ 
stellung ersichtlich ist, steht daB Deutsche Reich 
hinsichtlich der Kuhhaltung im Verhältnis zur Ein¬ 
wohnerzahl erst an siebenter Stelle (s. Fig. 14). 

Die großen Gefahre*, die unserem Vaterlande 
durch einen Rückgang des Viehbestandes drohen, 
finden wir in erster Linie auf hygienischem Gebiete. 
Aber auch in volkswirtschaftlicher und nationaler 
Beziehung liegen ernste Bedenken vor. Von den 
3 bis 4 Millionen Hektar Ödländereien, welche 
jetzt noch in Deutschland brach liegen, könnte ein 
großer Teil kultiviert und zur Viehzucht benutzt 
werden. Darum hat das ganze deutsche Volk 
mehr oder weniger Interesse an einer gedeihlichen 
Entwickelung der Viehhaltung und Viehzucht, als 
der besten Quelle der Volksgesundheit und Volks- 
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Graphische Darstellung des Wohlfahrt. 


Verhältnisses d. Milchvieh¬ 
haltung zur Bevölkerung 
nach Mohr. 


Da eine gesunde, leistungskräftige Milchwirt¬ 
schaft vom hygienischen Standpunkte dringend 
erforderlich ist, so müssen wir alle auf die Hebung 
und Förderung der Viehzucht gerichteten Bestrebungen mit Freuden be¬ 
grüßen. 

Dabin gehören, abgesehen von den Verbesserungen der Ernährungs¬ 
verhältnisse und der Haltung des Viehes, die wir oben behandelt haben, 
sorgfältige Schutzmaßregeln zur Verhütung verderblicher ansteckender Krank¬ 
heiten, mit denen uns das Ausland bedroht, durch rechtzeitige Grenzsperren, 
ferner Vieh Versicherungen gegen Verluste durch Unfall, Seuchen usw. 

Als ein hervorragendes Mittel zur Hebung der Zucht sind die Tier¬ 
schauen zu betrachten, die je nach ihrem Zwecke und ihrem Umfange in 
Lokal-, Distrikts- und Provinzialschauen zerfallen. Hier werden von dem 
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zum Wettbewerb ausgestellten Zuchtvieh die besten Tiere durch besondere 
Prämien, welche vom Staate und von landwirtschaftlichen Vereinen gestiftet 
sind, ausgezeichnet. Durch solche Ehrenpreise werden die Züchter an¬ 
gespornt und aufgemuntert, freudig und beharrlich weiter zu arbeiten, während 
sie andererseits auf den Tierschauen durch gegenseitigen Austausch ihrer 
Beobachtungen und Erfahrungen manche nützliche Belehrung und Anregung 
gewinnen. 

Von großer Wichtigkeit ist ferner die Stierkörung. 

Im hygienischen Interesse wäre es wünschenswert, daß die Zwangsstier¬ 
körung für alle Viehhaltungen des Deutschen Reiches gesetzlich eingeführt 
würde. Zu diesem Zwecke ist die Polizeiverordnung, betreffend die Stier¬ 
körung im Regierungsbezirk Aurich vom 2. Mai 1903, zu empfehlen, die 
besonders auch den Gesundheitszustand der Zuchtstiere gebührend berück¬ 
sichtigt und Tiere, die krank oder erblich belastet sind, namentlich tuberku¬ 
löse oder tuberkuloseverdächtige Stiere von der Körung ausschließt s& ). 

Nach § 16 dieser Polizeiverordnung trifft der Körungsausschuß seine 
Entscheidung über die Zulässigkeit eines Stieres nach gewissenhaftem Er¬ 
messen unter Berücksichtigung des Standes und der Bedürfnisse der Rindvieh¬ 
zucht des Körungsbezirks. Dabei sind folgende Grundsätze maßgebend: 

a) Ausgeschlossen von der Körung sind: Stiere unter einem Jahre, kranke 
Tiere während der Dauer der Krankheit, Stiere, welche künstlich, z. B. durch 
Abschleifen der Hörner, verschönt sind, und Stiere aus Stammen, welche offen¬ 
kundig an erblichen Krankheiten, insbesondere an der Perlsucht (Tuberkulose), 
leideu. 

b) Es ist ein guter, regelmäßiger Körperbau der Stiere zu fordern und 
daneben auf deren guten Futterzustand zu halten. Der Rindviehstand und die 
Ernährungsverhältnisse in dem betreffend enden Körungsbezirke haben hierbei 
gebührende Berücksichtigung zu finden. 

Der Körung8aussohuß hat dahin zu wirken, daß ein häufiger und unver¬ 
mittelter Wechsel verschiedener Schläge vermieden wird. 

Die hohe Bedeutung der Rindviehzucht in Ostfriesland geht aus der 
Tatsache hervor, daß der landwirtschaftliche Hauptverein jährlich zur Förde¬ 
rung der Zucht 40000 bis 50000 M. zu verwenden pflegt Darunter werden 
auch bedeutende Mittel für die Errichtung von Bullenstationen und Stier¬ 
haltungsgenossenschaften bewilligt. 

Sehr anregend und befruchtend für die Hebung der ostfriesischen Vieh¬ 
zucht wirkt vor allen Dingen auch die Einrichtung von Stammbüchern für 
das ostfriesische Rindvieh, dessen Charakter, Zweck, Ziele und Mittel aus 
folgenden Paragraphen der Vereinssatzungen hervorgehen: 

§ 1. 

Auf Grund freier Vereinbarung bildet sich unter dem Namen: Verein ost¬ 
friesischer Stamm Viehzüchter eine Gesellschaft von Züchtern und Freunden der 
Viehzucht, welche sich als Sektion des landwirtschaftlichen Hauptvereins für 
Ostfriesland konstituiert und dauernd in Verbindung mit dem Hauptverein ver¬ 
bleibt. 

§ 2 . 

Zweck der Gesellschaft ist im allgemeinen die Hebung der Rindviehzucht 
in Ostfriesland, im besonderen die Einrichtung eines einheitlichen Stammzucht¬ 
registers für ostfriesisches Rindvieh. 
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§ 3. 

Zur Erreichung seiner Zwecke faßt der Verein zunächst ins Auge: 

1. die Verbesserung der Züchtung: 

a) durch Führung von Sprungregistern, 

b) durch Eintragung ausgezeichneter Tiere und ihrer Nachkommen in 

ein Stammbuch, 

c) durch Verbesserung der Stierhaltung mittels ßildung von Stierhaltungs¬ 

genossenschaften und Prämien, 

d) durch Schauen und durch Fesselung hervorragender Tiere an unser 

Zuchtgebiet; 

2. die Verbesserung der Haltung; 

8. die Belebung des Handels mit Zuchtvieh nachgewiesener Abstammung. 

§ 4 . 

Die Mittel, welche der Verein zur Erreichung der genannten Zwecke be¬ 
nutzt, sind folgende: 

1. zwei jährliche Generalversammlungen der Mitglieder an zwei verschiedenen 

Orten Ostfrieslands; 

2. eine jährliche Wanderversammlung an einem der Orte, an welchen der 

landwirtschaftliche Hauptverein seine Distriktsschau oder entsprechende 
Schau abhält; 

3. Organisation eines Vorstandes, welcher die Angelegenheiten des Vereins 

leitet; 

4. Veröffentlichung der Arbeiten des Vereins in dem Organe des landwirtschaft¬ 

lichen Hauptvereins für Ostfriesland und auswärtigen Fachzeitschriften; 

6. die Publikation des Stammbuches in geeigneten Zeiträumen in den 
Sprachen der Völker, welche als Abnehmer von ostfriesischem Zucht¬ 
vieh bekannt sind. 

Dieser Verein fand in den landwirtschaftlichen Kreisen von Anfang an 
großen Beifall, so daß schon bald nach der Gründung 1000 der besten Tiere 
in das Stammbuch aufgenommen wurden. Jetzt ist der Verein ostfriesischer 
Stamm Viehzüchter im ganzen Lande verbreitet und zählt viele Mitglieder. 
In das Stammbuch sind jetzt nach einer Mitteilung von Gross rund 28000 
Haupt Vieh eingetragen. 

Erfreulicherweise werden jetzt auch in Ostfriesland Kontrollvereine nach 
dänischem Muster eingeführt. 

Diese Kontroll vereine wurden im Jahre 1895 von Viehzüchtern in Däne¬ 
mark zu dem Zwecke ins Leben gerufen, um auf Grund sorgfältiger Beobach¬ 
tungen und Untersuchungen der Milchmenge und des Fettgehaltes, sowie der 
Fütterung der einzelnen Kontrolliere die Leistungsfähigkeit derselben kennen 
zu lernen und danach durch geeignete Haltung und Züchtung eine Veredelung 
der Viehrasse, namentlich eine Steigerung des Butterertrages zu bewirken. 
Diejenigen Kühe, welche sich nicht rentieren, werden ausgemerzt. Vom Vereine 
werden besondere Kontrollassistenten angestellt, welche die Untersuchungen 
auszuführen haben. Diese Beamten inspizieren regelmäßig die Ställe der 
Vereinsmitglieder, wirken anregend und belehrend, führen genau Buch über 
die Ernährung und Leistung der Kühe und arbeiten auf Grund dieses 
Materials eine vergleichende Übersicht über die Verhältnisse der verschie¬ 
denen Viehbestände aus. Dadurch wird unter den Züchtern ein reger Wett¬ 
eifer entfacht. Diese Einrichtung hat sich so gut bewährt und so großen 
Anklang gefunden, daß sich die Zahl der Kontroll vereine in Dänemark bereits 
im Jahre 1903 auf 308 mit 7308 Mitgliedern und 136 500 Kühen belief. 
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Angeregt durch das gute Beispiel Dänemarks und durch die günstigen 
Erfolge, welche dort erzielt wurden, gründete man auch in Schweden im 
Jahre 1898 solche Kontrollvereine, die hier bald einen raschen Aufschwung 
nahmen und sich bald auf der skandinavischen Halbinsel verbreiteten 49 ). 

In Deutschland ist diese nützliche Einrichtung zunächst in Schleswig- 
Holstein mit gutem Erfolge eingeführt und ist von hier nach Ostfriesland 
gelangt. In Ostfriesland haben wir jetzt neun Rindviehkontrollvereine, in 
denen rund 1800 Kühe unter Kontrolle stehen. 

Wenn auch der Hauptzweck dieser Kontrollvereine ein wirtschaftlicher 
ist und darauf hinzielt, die Rentabilität der Viehzucht zu erhöhen, so ist 
doch andererseits diese Einrichtung durch Verbesserung der Ernährung und 
Haltung des Viehes, namentlich durch die Hebung der Ordnung und Rein¬ 
lichkeit in den Ställen von großer hygienischer Bedeutung. Mögen diese 
Vereine auch in unserem Lande sich entwickeln, wachsen und gedeihen! 
Möge ihre Arbeit sowohl in hygienischer und wirtschaftlicher, als auch in 
nationaler Hinsicht für die deutsche Milchwirtschaft von segensreicher Wir¬ 
kung sein, damit wir auch auf diesem Gebiete nicht hinter dem Auslande 
zurückstehen! 

Ackerbauschulen, landwirtschaftliche Winterschulen, Molkereischulen 
und sonstige derartige Bildungsanstalten müssen für die Ausbildung der 
jungen Landwirte sorgen und ihnen namentlich eine gründliche Fertigkeit 
in den Milchuntersuchungsmethoden und die zum Verständnis einer ratio¬ 
nellen Züchtung, Haltung und Ernährung des Milchviehes erforderlichen 
ökonomischen und naturwissenschaftlichen Kenntnisse beibringen. 

Große Sorgfalt ist auch auf die Entwickelung des Molkereiwesens zu 
verwenden, und es muß besonders darauf gesehen werden, daß die Molkerei¬ 
anstalten die Fortschritte auf dem Gebiete der Milchhygiene und der Milch¬ 
technik sich aneignen und danach ihre Betriebe einrichten und vervoll¬ 
kommnen. 

Aus dem vorstehenden Kapitel haben wir ersehen, auf welche Weise 
sich eine Verbesserung der Milch Verhältnisse durch eine gute Gesundheits¬ 
pflege des Milchviehes, durch zweckmäßige Ernährung, Haltung und Züch¬ 
tung desselben erzielen läßt. Dabei sind einige Verbesserungsvorschläge 
gemacht, die aber weniger durch Gesetze und Polizei Verordnungen, als aus 
Einsicht und gutem, freiem Willen durchgeführt und durch gutes Beispiel 
und Belehrung gefördert werden müssen. 

Erfreulicherweise machen sich neuerdings in landwirtschaftlichen Kreisen, 
namentlich im Deutschen milch wirtschaftlichen Verein, Bestrebungen geltend, 
„mehr und bessere Milch u zu liefern und die Bevölkerung mit gesunder 
Milch zu versorgen 50 ). Es ist die Pflicht aller wahren Volksfreunde, diese 
löblichen Bestrebungen zum Heile der Volks Wohlfahrt und Volksgesundheit 
zu unterstützen, und besonders sollten alle diejenigen, welche durch ihren 
Stand dazu berufen sind: Hygieniker, Ärzte, Tierärzte, Apotheker, Chemiker 
und andere, die Sache fördern und das Volk über das Wesen, die Bedeutung 
und den Wert der Milch aufklären und belehren. Wenn heute noch die 
Milchhygiene so viel zu wünschen übrig läßt, so liegt die Schuld zum großen 
Teile in der Unwissenheit und Gleichgültigkeit des Publikums. Dagegen 
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helfen uns die Polizeiverordnungen nicht, die sich hauptsächlich darauf be¬ 
schränken, die Verfälschungen der Milch durch Wasserzusatz zu bekämpfen, 
während sie den Reinlichkeitszustand der Milch, ihren Gehalt an Keimen, 
an Kuhkot, Stallstaub usw. unberücksichtigt lassen. Die Reinlichkeit ist 
aber die Hauptsache: eine solche Beschaffenheit, daß wir die Milch nicht 
ängstlich durch künstliche Mittel, durch Pasteurisieren und Sterilisieren vor¬ 
zubereiten und zu sichern brauchen, sondern in ihr ein von Ursprung an 
gesundes, unschädliches Nahrungsmittel erblicken, das man unbeschadet im 
natürlichen, ungekochten Zustande genießen darf. Das erreichen wir aber 
in erster Linie durch eine zweckmäßige Ernährung, Haltung und Züchtung 
des Milchviehes. 

Die zu diesem Zwecke erforderlichen hygienischen Verbesserungen sind 
mit großen Kosten verknüpft, die von allen Interessenten gemeinschaftlich 
getragen werden und die sie in gerechterWeise unter sich verteilen müssen. 
Produzenten und Konsumenten sollten sich zu Genossenschaften vereinigen, 
um auf diese Weise unter Vermeidung eines überflüssigen und verteuernden 
Zwischenhandels hygienisch einwandfreie Milch zu möglichst billigem Preise 
zu gewinnen. Unrecht wäre es aber, die Lasten einseitig den Produzenten 
zuschieben zu wollen. Sollen die Landwirte den hygienischen Anforderungen, 
die an sie gestellt werden, entsprechen, sollen sie die Milch von gesunden, 
zweokmäßig ernährten und gezüchteten Tieren in hygienisch einwandfreier 
Weise gewinnen und liefern, dann müssen auch die Konsumenten billiger¬ 
weise die durch die gesteigerten Produktionskosten verbesserte, aber auch 
verteuerte Milch entsprechend vergüten. Ausdrücklich müssen wir dieses 
hervorheben, weil hinsichtlich der Qualität der Milch oft eine bodenlose Un¬ 
kenntnis, Gleichgültigkeit und Nachlässigkeit herrscht. Das Publikum denkt 
einfach, Milch ist Milch, ohne dabei zu unterscheiden, ob die Milch als Vieh¬ 
futter, zur Butter- und Käsebereitung und zu anderen gewerblichen Zwecken 
oder als menschliche Nahrung dienen soll, ohne dabei zu berücksichtigen, 
ob die Milch im Haushalt zur Bereitung von Speisen oder zur ausschließ¬ 
lichen Ernährung von zarten Säuglingen oder zur Heilung von Kranken 
Verwendung finden soll. Während sonst im Haushalt in manchen Dingen 
der Grundsatz gilt: Das Teuerste ist das Beste, während z. B. der Vater sorg¬ 
fältig für sich die teuersten, wohlgepflegtesten Biere auserkiest und die 
Mutter die feinsten, kostspieligsten Toiletten für sich beansprucht, soll für 
den Säugling, welcher der Mutterbrust ermangelt, die billigste Marktmilch 
gut genug sein, und so wird oft der Grund gelegt für unheilvolle Darm¬ 
krankheiten, für Bleichsucht, Rachitis, Skrofulöse und Tuberkulose. Das 
geschieht nicht etwa in armen, sondern in wohlhabenden Familien, die wohl 
in der Lage wären, die Mehrkosten für die hygienische Milchverbesserung 
zu bestreiten, wenn sie nur die Luxusausgaben, namentlich den übertriebenen 
Alkoholkonsum, einschränken und dafür tadellose, wenn auch etwas teurere 
Milch für den Haushalt kaufen wollten. Der Nutzen und Segen, den sie 
auf diese Weise durch Vermehrung des Wohlstandes und durch Verbesserung 
der Gesundheit erzielten, würde bei weitem die verhältnismäßig geringe 
Mehrausgabe für gute, unverfälschte Milch übertreffen. 

Auch der Staat, die Gemeinden und alle wohlhabenden Menschenfreunde 
sollten sich im Interesse der Volks Wohlfahrt und der Volksgesundheit um 
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die Milch Versorgung bekümmern, die wirtschaftlich Schwachen unterstützen, 
damit sie den hygienischen Anforderungen gerecht werden können, und durch 
öffentliche und private Wohlfahrtseinrichtungen dafür sorgen, daß Un¬ 
bemittelten reine, gesunde Milch zu ermäßigten Preisen geliefert wird, wie 
es vielfach in Frankreich, Dänemark und Schweden und bei uns in Deutsch¬ 
land unter anderen durch die Säuglingsheime in Dresden und Heidelberg 51 ) 
und durch die Säuglingsmilchküchen der Patriotischen Gesellschaften in 
Hamburg 53 ) in musterhafter Weise geschieht. 

Um aber eine einwandfreie, möglichst keimfreie Milch zu gewinnen, 
eine Milch, die man ohne Bedenken im ungekochten, natürlichen Zustande 
genießen darf, müssen wir, wie wir in vorstehender Arbeit ausgeführt haben, 
in erster Linie auf eine zweckmäßige Ernährung, Haltung und Züchtung 
des Milchviehes bedacht sein. 
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Vorschläge zur Entlastung der städtischen 
Krankenhäuser. 

Von Dr. Dosquet-Man&sse , leitender Arzt des Krankenhauses Nordend in 
Niederschönhausen (Berlin). 

(Mit 1 Abbildung.) 


Es ist in den letzten Jahren immer wieder von der Krankenhausnot 
und der Überfüllung der Berliner Krankenhäuser die Rede gewesen. Trotz¬ 
dem ist der Rat, welcher der Stadtgemeinde von vielen Seiten gegeben 
wurde, ihrer Pflicht durch Erbauung weiterer Krankenhäuser in der Stadt 
Berlin selbst zu genügen, von der Hand zu weisen. 

Schon im Jahre 1900 hat der große Kliniker v. Ziemssen sich dahin 
ausgesprochen, daß man zur Entlastung der städtischen Krankenhäuser den 
chronisch Kranken eine möglichst vollkommene physikalisch-diätetische Be¬ 
handlung nicht in der Stadt, sondern in ländlicher Umgebung angedeihen 
lassen sollte ] ). 

„Die Einrichtung von Rekonvaleszentenheimen“, so sagt er, „war schon ein 
entschiedener Fortschritt und bewährt sich ja auch.“ Den großen Kategorien 
der chronischen Krankheiten, den Lungen- und Herzkrankheiten, den Nerven¬ 
leiden, den Blut- und Konstitutionsanomalien, den Krankheiten des Verdauungs¬ 
systems, des Bewegungsapparates, den Nachwirkungen schwerer Verletzungen 
und Operationen und anderen kommen die Rekonvaleszentenanstalten nicht zu¬ 
gute. Was in den Spitälern der großen Städte meist ungenügend vertreten ist, 
sollte hier in reichstem Maße geschaffen werden: Licht und Luft, geräumige 
Schlafsäle und ebensolche Tagesräume, großes Garten- und Waldterrain, freie 
Bewegung des Kranken, eine methodische und individualisierende physikalisch- 
diätetische Behandlung, Sorge für Beschäftigung und Unterhaltung des Kranken. 
Der Genuß der Luft im Freien ist durch keine künstliche Ventilation der Kranken¬ 
zimmer zu ersetzen. Es ist ja nicht die Einatmung der reinen Landluft allein, 
sondern auch die erfrischende Wirkung der Luftströmung, der Bewegung und 
des physischen Eindruckes der Natur. Das sind Heilfaktoren ersten Ranges, die 
Jedermann zu würdigen weiß, der selbst als Kranker ihren Einflüssen ausgesetzt 
war oder der als Arzt in Sanatorien Gelegenheit hatte, die Einwirkung der freien Luft- 
behandlungauf die Stadtbewohner zu beobachten. Die Hebung des Selbstvertrauens, 
die zuversichtliche Hoffnung auf Genesung, welche die unvergleichliche Wirkung 
der innigen Berührung mit der Natur besonders in günstiger Jahreszeit ist, 
prägt sich in der Farbe der Haut, in der Mimik, in der Elastizität der Bewe¬ 
gungen, in der fröhlichen Stimmung aus. Diese Anregung des Zentralnerven¬ 
systems ist ein mächtiger Faktor für die Anregung der Heilungstendenz zur 
Rückbildung der anatomischen Veränderung und für die Reintegration der zu¬ 
grunde gegangenen Zellengebiete und ihrer normalen Funktion.“ Und am Schlüsse 
seiner Betrachtungen sagt v. Ziemssen: „Im Interesse des Wohles der un¬ 
bemittelten Kranken, deren Gesundheit und Arbeitskraft ihr einziges Gut ist, 
wird diese Frage, so hoffe ich, nicht wieder von der Tagesordnung verschwinden.“ 

*) Deutsche med. Wochen9chr. 1900, S. 507. 

Vierteljahrsschrilt für Gesundheitspflege, 1906. 5Q 
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Es dürfte wohl keinen einzigen Arzt mehr geben, der sich im Prinzip 
nicht auf den hier vertretenen Standpunkt stellt, und doch ist seitdem ver¬ 
hältnismäßig wenig zur Verwirklichung dieser Gedanken geschehen. Viel¬ 
leicht sind die berufenen Stellen noch nicht zu haben gewesen, weil das 
Wünschenswerte ärztlicherseits bezüglich der Ausführung im einzelnen nicht 
klar genug allerorts ausgesprochen wurde. Schon die Menge der Bezeich¬ 
nungen für die hier in Frage kommenden Anstalten (Sanatorium, Erholungs¬ 
stätte, Heimstätte, Heilstätte, Genesungshaus, Walderholungsstätte und an¬ 
dere mehr) deuten in jedem Falle auf besonders Gewolltes hin und bezeugen 
das Herumtasten nach einer zweckmäßigen Form der Erankenversorgung. 

Für die Stadt Berlin kommen zur Entlastung der Krankenhäuser für 
die chronisch Erkrankten mit Ausnahme der besser versorgten Lungen¬ 
kranken besonders die städtischen Heimstätten und das Sanatorium Beelitz 
der Landesversicherung in Betracht. Abgesehen davon, daß die Anzahl 
der dort unterzubringenden Kranken verhältnismäßig klein ist, weisen diese 
Veranstaltungen gewisse Eigentümlichkeiten auf, die sie dem gedachten 
Zwecke entfremden. 

Die geringe Anzahl der Betten verschuldet bei beiden zum Teil den 
schweren Übelstand, daß die Aufnahme der Kranken nicht sofort auf ärzt¬ 
liche Verordnung erfolgt. Es ist ein umständliches Aufnahmeverfahren 
vorgeschrieben. Der behandelnde Arzt hat ein umfängliches Formular aus¬ 
zufüllen, der Kranke wird bei der Landes Versicherungsanstalt nach einiger 
Zeit einer Nachuntersuchung durch einen zweiten Arzt unterzogen und erst 
nach langen Monaten und dem Verlust kostbarer Zeit für den Kranken er¬ 
folgt die Mitteilung der Aufnahme des Kranken in die Anstalt. 

Der zweite Übelstand, der sich in vollem Umfange bei einer Zahl der 
städtischen Heimstätten geltend macht, liegt in der mangelnden ärztlichen 
Versorgung. Es gibt Heimstätten, in denen sich nur ein- bis zweimal in 
der Woche ein Arzt für einige Stunden in der Anstalt aufhält. Es liegt 
auf der Hand, daß eine derartige Heimstätte wohl ein Rekonvaleszentenbeim 
sein kann, dagegen nimmermehr zum Nutz und Frommen der chronisch 
Kranken ein städtisches Krankenhaus entlasten wird. Am wenigsten dürfte 
nach unseren heutigen ärztlichen Anschauungen der Einwand berechtigt 
sein, daß für Bleichsüchtige und Nervöse, um die es sich vielfach handelt, 
eine derartige ärztliche Versorgung genüge. Gerade bei diesen Erkrankungen 
des Stoffwechsels und des Nervenapparates ist die beständige ärztliche Be¬ 
wachung das wichtigste Erfordernis für eine Besserung des Leidens. Man 
kann sich eher vorstellen, daß eine umsichtige erfahrene Krankenpflegerin 
zur Not einen akut Erkrankten einige Zeit ohne ärztliche Hilfe über Wasser 
halten kann. Der Neurastheniker aber bedarf sogar eines besonders quali¬ 
fizierten Arztes, der sich in den seelischen Zustand seines Patienten zu ver¬ 
setzen vermag und ihn unausgesetzt günstig zu beeinflussen versteht. Wir 
wissen heute, welch sorgsame Behandlung zur Erlangung und Erhaltung 
der Arbeitskraft der sogenannte „nur Nervöse“ bedarf. Welches Maß sug¬ 
gestiver Kraft erfordert es nicht oft, solche „nervöse Personen“, die in Wahr¬ 
heit den Keim zu den schwersten Störungen des Nervenapparates bereits in sich 
tragen können, zu der unumgänglich nötigen Liege- oder Mastkur, besonders 
zur Winterszeit im Freien, zu bestimmen oder die bei manchen rheumatischen 


Digitized by 


Google 



Vorschläge zur Entlastung der städtischen Krankenhäuser. 


787 


Leiden oft segensreiche Anwendung des kalten Wassers durehzusetzen. 
Wer selbst in der Großstadt viel zu tun gehabt hat, wird wissen, wie falsch 
die Auffassung der arbeitenden Bevölkerung über eine zuträgliche Ernäh¬ 
rungsweise ist. Die für den Stoffwechsel und die Verdauung wertvollsten 
Nahrungsmittel wie Vegetabilien, Marmeladen usw. werden verabscheut, 
minderwertige und gesundheitsschädliche Nahrungs- oder Genußmittel an 
ihre Stelle gesetzt. Selbst die Technik des Essens, die richtige Benutzung 
der Kauwerkzeuge muß erst mühsam gelehrt werden. Zu alledem bedarf 
es der unausgesetzten Tätigkeit eines hierzu besonders befähigten Arztes, 
umsomehr, wenn man die Ziele der Anstalt weiter steckt, wenn man erstrebt, 
daß die Kranken einen Schatz von hygienischem Wissen mit ins Leben 
nehmen, der sie befähigt, den Wert der frischen Luft zu jeder Jahreszeit, den 
Nutzen einer gesundheitsgemäßen, einfachen Nahrung und einer zweckmäßigen 
leichten Wasseranwendung zu erkennen, um auch im späteren Leben außer¬ 
halb der Anstalt nach diesen Grundsätzen, soweit angängig, zu leben. 

Daher empfinden wir ganz besonders schmerzlich den gänzlichen Mangel 
an ärztlicher Beratung in den Walderholungsstätten, die der Vollständigkeit 
halber erwähnt werden sollen. Es läßt sich nicht leugnen, daß diese in der 
letzten Zeit viel genannten und gerühmten Institute als Aufenthaltsort im 
Freien während der Ausgehzeit für eine bestimmte Zahl der erwerbsunfähigen 
Kassenkranken faute de mieux ihren Wert haben. Viel mehr aber dürften 
sie nicht bieten. Das wesentlich neue und bestrickende dieser Einrichtung 
bestand darin, daß man eine große Menge von Kranken an einem Orte tags¬ 
über versammeln und durch die Abschiebung der Kranken in ihre eigenen 
Wohnungen zur Abendzeit große Baulichkeiten, Verwaltungskosten und Per¬ 
sonal sparen konnte. Diese Abschiebung hat aber ihre Schattenseite. Der 
Krankenbestand dieser Anstalt zerfällt in zwei Gruppen; ein Teil benutzt 
die ihnen durch das Unterbleiben der Kontrolle der Kassen beamten erwach¬ 
sende Freiheit dazu, sich nur die ihnen angenehme Zeit in der Erholungs¬ 
stätte aufzuhalten oder gesundheitsschädigende Exzesse zu begehen, die 
jedem Sachkundigen bekannt genug sind. Diejenigen aber, welche ernsthaft 
auf die Wiederherstellung ihrer Gesundheit bedacht sind, werden durch das 
Hin- und Herfahren morgens und abends beunruhigt und durch schlechte 
Unterkunft bei Nacht in oft traurigen Verhältnissen gesundheitlich geschä¬ 
digt. Es ist in vielen Fällen als heilender Faktor gerade die gänzliche un¬ 
unterbrochene Entfernung aus dem schädigenden Milieu für längere Zeit 
anzusehen. Gleiche Erfahrungen hat offenbar die Stadt Frankfurt a. M. 
gemacht. Auerbach schreibt in Nr. 47 der medizinischen Reform im 
Jahre 1905: 

„Die Walderholungsstätten, die wie anderswo, so auch hier, seit mehreren 
Jahren bestehen, haben für unsere Nervenkranken nicht den Nutzen gebracht, 
den wir von ihnen erhofft hatten. Die meisten dieser Patienten werden durch 
den Gedanken beunruhigt, in aller Frühe mit einem bestimmten Zug sich an 
Ort und Stelle begeben zu müssen. Es ist einleuchtend, daß die so häufig bei 
unseren Kranken bestehende Schlaflosigkeit hierdurch ungünstig beeinflußt 
wurde. Auch herrscht dort zu wenig Ruhe für die schweren Neurastheniker. 
Vor allem aber fehlt es an den notwendigen therapeutischen Einrichtungen. 11 

Die Schöpfer der Walderholungsstätten haben diesen Übelstand übrigens 
richtig erkannt und bei manchen Erholungsstätten nach Möglichkeit für 

50* 
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Schlafräume zu sorgen gesucht, um die Kranken dauernd an Ort und Stelle 
zu halten. Hiermit geht aber der „Typ“ der Walderholungsstätte verloren 
und wandelt sich in eine gegenüber den stationären Anstalten minderwertige 
Einrichtung. Aber auch bei Aufrechterhaltung der zugrunde liegenden Idee, 
der Unterbringung einer großen Anzahl von Kranken ohne Fürsorge für 
ihren nächtlichen Aufenthalt, sind die Kosten für die Krankenkassen, welche 
die Walderholungsstätten erhalten, nur scheinbar geringe. Der Kranke, 
welcher die Walderholungsstätte besucht, muß von der Krankenkasse mit 
dem Krankengelde ausgestattet werden, das in manchen Fällen 2*50 M. täglich 
beträgt; dazu kommen die Kosten für das Mittagbrot, die Milch und die Fahrt. 
Es stellt sich somit der gesamte tägliche Aufwand für einen besser bezahlten 
Arbeiter (1. Klasse) per saldo um ein beträchtliches höher, als der orts¬ 
übliche Satz für die Unterbringung in einem Krankenhause, Heilanstalt oder 
Sanatorium. 

Nachdem wir nunmehr gezeigt zu haben glauben, daß die bisher in Berlin 
vorhandenen Anstalten sich zur Entlastung der Krankenhäuser wenig eignen, 
wollen wir in Kürze angeben, welche Grundsätze bei der Einrichtung wei¬ 
terer Krankenhäuser seitens der Stadt zu befolgen wären. 

Erstens müssen die neuerbauten Krankenhäuser nicht in entlegenen Ort¬ 
schaften näher oder weiter von Berlin gelegen sein, sondern direkt an der 
Peripherie der Stadt. Sobald die Anstalt gleich der Heimstätte 
weiter ab von der Stadt liegt, verliert sie den Charakter einer 
zur Entlastung der städtischen Krankenhäuser bestimmten Ein¬ 
richtung. 

Die Kranken sowohl wie ihre Angehörigen müssen das Krankenhaus 
mit der Straßenbahn leicht erreichen können. Der Transport mittels Kranken¬ 
wagen muß billig und schnell erfolgen können. 

Die Nähe der Stadt wird es auch ermöglichen, stets billige und frische 
Lebensmittel zur Verfügung zu haben. 

Der Hauptwert der unmittelbaren Nähe der Stadt aber liegt darin, daß 
sich ohne all zu hohe Unkosten leicht hervorragende geeignete Ärzte aus 
der Großstadt selbst als Anstaltsleiter werden gewinnen lassen, auf welche 
man sonst Verzicht leisten müßte. 

Man könnte gegen die von uns geforderte Lage einwenden, daß sich 
die Peripherie einer Stadt in absehbarer Zeit verschiebt. Dieser Umstand 
wird uns umsomehr veranlassen, von kostspieligen, für lange Zeiträume be¬ 
rechneten Bauten abzusehen. Wenn nach einer Reihe von Jahren sich die 
Stadt bis zu dem ländlichen Krankenhause ausgedehnt haben sollte, so ist 
inzwischen auch der Grundwert gestiegen und man ist hierdurch in die Lage 
versetzt, durch Verkauf oder andere Benutzung des alten Terrains ein 
größeres an der neuen Peripherie zu erwerben, welches man nach den in¬ 
zwischen gesammelten Erfahrungen sicherlich noch zweckdienlicher und 
zeitgemäßer bebauen kann. 

Die zweite Forderung für unser ländliches Krankenhaus ist ein verein¬ 
fachter Aufnahmemodus, welcher nur in der kurzen schriftlichen Überweisung 
des Kranken durch den behandelnden Arzt bestehen darf. Die geringeren 
Terrain- und Baukosten werden gestatten, daß die nötige Anzahl von An¬ 
stalten ins Leben gerufen wird. 
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Drittens ist zu verlangen, daß der ärztliche Dienst mit Rücksicht auf 
die oben geschilderte Eigenart der meisten chronischen Krankheiten womög¬ 
lich noch sorgfältiger wie in den Stadtkrankenhäusern ausgeführt wird. 

Viertens müssen alle wesentlichen und erprobten Einrichtungen zur 
Anwendung der physikalischen, hydro-therapeutischen Heilmethoden in ein¬ 
facher Ausführung vorhanden sein. 

Ratsam ist es auch, niemals Männer uud Frauen in einer Anstalt ge¬ 
meinschaftlich unterzubringen. Bei der freieren Bewegung der Patienten 
in den ländlichen Krankenhäusern maß alles vermieden werden, was zu Un¬ 
zuträglichkeiten oder Exzessen führen könnte oder eine zu scharfe Bewachung 
nötig macht. Eine zuverlässige Trennung beider Geschlechter würde, wenn 
überhaupt möglich, zu viel Bodenfläche beanspruchen. 

Endlich mögen noch einige Erfahrungen über die zweckmäßige Bauart 
ländlicher Krankenhäuser Platz Anden. Ein wesentlicher Vorteil besteht 
darin, die Kranken nur in hohen, zu ebener Erde gelegenen Räumen unter¬ 
zubringen. Treppen sind unter allen Umständen zu vermeiden. Der von 
uns ausgeführte Versuch hat bewiesen, daß ein Unterkellern der Baulichkeiten 
sich erübrigt und ein Eindringen von Feuchtigkeit zu keiner Jahreszeit 
stattfindet, wenn man vor der Anlage des Gipsestriches das gut zementierte 
Fundament mit stark asphaltierter Dachpappe belegt. Man ist sogar in der 
Lage, bald nach dem Trocknen des Gipsestriches, das einige Wochen benötigt, 
Linoleum ohne Gefahr zu verlegen. 

Sodann müssen sich neben den häufig angeordneten Fenstern in jedem 
einzelnen der zur ebenen Erde gelegenen Räume Glasdoppeltüren befinden, 
die unvermittelt in den Garten führen. Man erleichtert es hierdurch den 
Kranken, die zu jeder Jahreszeit reizvolle, das Gemüt erhebende und er¬ 
heiternde Natur zu genießen. Auch luftscheue und träge Patienten werden 
auf diese Weise aus dem Zimmer gelockt. Selbst der Bettlägerige empfindet 
den Zimmerarrest weniger, wenn er aus den weiten Fenstern und Türen 
Wiesen und Bäume zum Greifen nahe vor sich erblickt. Es braucht wohl 
nicht besonders betont zu werden, daß mit Rücksicht auf die kalte Jahres¬ 
zeit jeder Raum außerdem noch eine zweite Tür besitzen soll, die erst durch 
einen heizbaren Raum ins Freie führt. Bei den neuen Krankenhäusern, die 
mehrere Stockwerke hoch sind, hat man zur Vornahme von Luftkuren Liege¬ 
hallen vor den Fenstern angebracht. Man erschwert aber hierdurch der 
keimtötenden und neues Leben spendenden Sonne den Eintritt in die Kranken¬ 
räume selbst. Aus demselben Grunde sind Korridore möglichst zu vermeiden, 
die eine Belichtung und Ventilation der Krankenzimmer von zwei Seiten 
verhindern. 

Die umstehende Skizze (Fig. 1) veranschaulicht eine einfache und zweck¬ 
mäßige Anordnung der Räume. Das mitten im Garten zu ebener Erde ge¬ 
legene Gebäude A hat Doppelfenster an allen vier Seiten und ist in vier 
Räume zu je 15 Betten geteilt, von denen jeder auf der Südseite eine 
Doppelglastür besitzt. Durch die Tür gelangt man in einen hellen Korridor, 
der in die Klosetträume und die zur Wasserbehandlung bestimmten 
Räume W führt. Durch die Tür t x gelangt man in den Tagesraum 2?, der 
Speisesaal, Turnraum und Arztzimmer enthält. Durch die Tür t 2 im Korridor 
gelangt man in ein zweites Gebäude, das Zimmer für je vier Kranke enthält, 
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die ruhebedürftiger sind. Jedes dieser Zimmer hat wiederum auf der Süd¬ 
seite ein Fenster und eine Doppelglastür, die ins Freie führt, während auf 
der Nordseite jedes Zimmer eine Tür nach dem Raume B besitzt. Die Liege¬ 
hallen sind bei hi und angebracht. Durch diese Anordnung können die 
Pflegerinnen alle Räume leicht erreichen und übersehen. Die Kranken ge¬ 
langen unvermittelt ins Freie, kommen aber auch bequem, ohne den Fuß 
hinauszusetzen, nach den Klosetts und Baderäumen, Speise-, Turnsaal und 
Arztzimmer. Das ganze ländliche Krankenhaus stellt eine luftige und doch 
mit allem nötigen Krankenkomfort ausgestattete geschützte Schlafhütte dar, 
die einen ungezwungenen Verkehr der Kranken mit der Natur begünstigt. 


Fig. l. 



Ich möchte diese Zeilen nicht beschließen, ohne besonders zu betonen, 
daß sich ein solches ländliches Krankenhaus nicht nur im Sommer, sondern 
ganz besonders zur Winterszeit bewährt. Die Erfolge in unserem Kranken¬ 
haus Nordend in Niederschönhausen haben gelehrt, daß neben den chroni¬ 
schen Krankheiten des Stoffwechsels, der Gefäße und der Verdauungsorgane 
sich auch Frauenkrankheiten, die zur konservativen Behandlung bestimmt 
sind und akute Krankheiten, die einen chronischen Verlaufstypus mit akuten 
oder subakuten Rezidiven aufweisen (Gelenkrheumatismus usw.) zur Auf¬ 
nahme besonders geeignet sind. 

Wer beispielsweise einmal einen Kranken mit Magengeschwür, der zu 
langdauernder Bettruhe verdammt ist, in einem „ländlichen Krankenhause“ 
mit den Einrichtungen für Liegekuren im Freien behandelt hat, wird sich 
schwer entschließen, einen ähnlichen Fall einem Krankenhause, das in der 
Stadt gelegen ist, zu überweisen. 

Es erübrigt sich wohl für den Fachmann hinzuzufügen, daß das Bett 
in einer solchen ländlichen Anstalt, falls man sich im Bau, in der Lage des¬ 
selben usw. an meine Vorschriften hält, trotz der großen Vorteile für den 
Kranken nicht entfernt so teuer ist als in den städtischen Krankenhäusern. 
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auf Grund eines speziellen Falles besprochen von 
Prof. W. Prausnitz, Vorstand des hygienischen Instituts der Universität Graz. 


Zur Erhaltung der Gesundheit bedarf der Mensch einer größeren Zahl 
technisch-hygienischer Einrichtungen, deren Ausführung einen nicht uner¬ 
heblichen Einfluß auf sein Gedeihen ausüben kann. Sind dieselben zweck¬ 
mäßig, so werden sie ihre Aufgaben erfüllen, sind sie unzweckmäßig, so 
können sie, abgesehen von wirtschaftlichen Schäden, auch für das mensch¬ 
liche Wohl nachteilig wirken. Die große Zahl der notwendigen hygienisch¬ 
technischen Einrichtungen erklärt es, daß sich eine ausgedehnte Industrie 
mit ihrer Herstellung befaßt. Die starke Nachfrage verursacht begreiflicher¬ 
weise ein bedeutendes Angebot. Die vielen auf technisch-hygienischem Ge¬ 
biete arbeitenden Firmen machen sich gegenseitig die heftigste Konkurrenz 
und ein jeder, welcher den hier in Betracht kommenden Verhältnissen etwas 
näher steht, weiß, daß sich die Konkurrenz nicht immer idealer Mittel im 
wirtschaftlichen Wettbewerb bedient. Prospekte, Zirkulare und sogenannte 
Gutachten, welche sich besonders kapitalkräftige Firmen unschwer beschaffen 
können, überschwemmen den Markt und machen dem „Konsumenten“ die 
Wahl schwer. Hierzu kommt, daß besonders beim Hausbau der Architekt 
oder Baumeister, welcher das entscheidende Wort zu sprechen hat, der 
Wichtigkeit der hygienisch-technischen Einrichtungen häufig nicht das not¬ 
wendige Verständnis entgegenbringt und auch, wenn dies geschieht, nicht 
in der Lage ist, sich selbst ein Urteil zu bilden, inwieweit der warm empfoh¬ 
lenen Einrichtung Vertrauen zu schenken ist. Es ist dies um so bedauer¬ 
licher, als Fehler bei hygienisch-teohnischen Einrichtungen häufig sehr 
schwer, jedenfalls immer nur mit bedeutenden Kosten und zumeist großen 
Belästigungen wieder gut zu machen sind und deren Abänderung deshalb 
zum Schaden der Gesundheit leider nur viel zu oft unterbleibt. 

Unter solchen Verhältnissen ist eine absolut unabhängige, unpar¬ 
teiische Fachpresse ein dringendes Bedürfnis. Die Fachpresse muß unter 
anderem dafür Sorge tragen, daß nicht nur Artikel erscheinen, welche 
neuere Einrichtungen besprechen und empfehlen, sondern auch solche, 
welche berichten, wie sich die empfohlenen Einrichtungen bewährt 
haben. Die letzteren müssen die notwendige Ergänzung der ersteren bilden; 
sie sind zum mindesten ebenso wichtig wie die ersteren. 

Welche Erfahrungen ich nun in dieser Hinsicht machen konnte, soll 
aus folgendem entnommen werden. Schon seit Jahren habe ich Gelegenheit 
und Veranlassung gehabt, mich mit Zentralheizungen zu beschäftigen. Es 
sind in Graz in letzter Zeit relativ viel neue öffentliche Gebäude errichtet 
worden, in denen Zentralheizungen verschiedener Systeme eingeführt wurden. 
Wie auch anderswo, haben die Heizungen wiederholt zu Klagen geführt 
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und ich kann ohne jede Übertreibung versichern, daß icb, besonders während 
der Heizperiode, sehr häufig von Kollegen an der Universität und der tech¬ 
nischen Hochschule, von den Leitern von Krankenanstalten u. a. inter¬ 
pelliert werde, wieso es kommt, daß die Zentralheizungen den an sie zu 
stellenden hygienischen Anforderungen so wenig entsprechen. Besondere 
Veranlassung, mich mit einer Zentralheizung zu beschäftigen, hatte ich nach 
Übersiedelung der dem hygienischen Institut angegliederten staatlichen 
Lebensmittel*Untersuchungsanstalt in einen für die Anstalt bestimmten 
Neubau. In diesem Neubau war auf besondere Empfehlung der Grazer 
Filiale der Firma Brückner u. Co. eine sogenannte „Brücknerheizung“, 
also eine Warmwasser-Schnellumlaufheizung nach Brücknerschem 
System, eingerichtet worden. Abgesehen von vielfachen Mißständen, die 
durch die mangelhafte Ausführung der Anlage bedingt waren, aber sonst 
kein allgemeineres Interesse besitzen, hatte der Betrieb gezeigt, daß die An¬ 
lage in jeder Beziehung verfehlt war. Die Größe der Heizkörper war eine 
teilweise unrichtige, die Regulierung der Wärmezufuhr in den einzelnen 
Räumen ganz ungenügend, so daß einige Räume auch bei abgestellten Ven¬ 
tilen überhitzt, andere wiederum nicht rechtzeitig warm wurden. Die Kessel¬ 
anlage war verfehlt und durch häufige Explosionen für die Bedienung 
geradezu gefährlich. Der Schnellumlaufbetrieb gab zu den ernstesten Miß¬ 
ständen Veranlassung usw. Da also die bei uns, in einem öffentlichen Ge¬ 
bäude eingerichtete Heizung ganz versagt hatte, hielt ich mich für ver¬ 
pflichtet, dies besonders aus folgenden Gründen weiteren Kreisen bekannt 
zu geben. Die Anlage in unserem Hause ist eine relativ kleine gewesen, 
da das mit Zentralheizung versehene Gebäude nur eine Front von sechs 
Fenstern hat und außer Keller und Parterre nur noch zwei Obergeschosse 
besitzt; hierzu kommt noch ein bis zum Parterre reichender Verbindungs¬ 
trakt von zwei Fenster Front und etwa 12 m Tiefe. Es hatte also das 
System bei einer kleinen Anlage ganz versagt, und dA es mir be¬ 
kannt war, daß die Firma Brückner ihr System auch für große Kranken¬ 
hausanlagen empfahl, so z. B. für das neue, vor kurzer Zeit eröffnete steiri¬ 
sche Tuberkulosen-Sanatorium, so war es geradezu meine Pflicht, meine 
warnende Stimme zu erheben und andere vor einem ähnlichen Mißgeschick, 
wie wir es gehabt hatten, zu warnen J ). Wie die Ärzte in Fachblättern 
warnen, wenn ein neu empfohlenes, nicht genügend ausprobiertes Heilmittel 
den Erwartungen nicht entspricht, so darf nicht nur, sondern muß 
sogar der Hygieniker öffentlich berichten, wenn ein neu empfohlenes Heiz¬ 
system zu ernsten Klagen Veranlassung gibt. Ich habe deshalb mit einem 
meiner Assistenten, Dr. Netolitzky, einen durchaus sachlichen Bericht im 
„Gesundheitsingenieur“ (10. Juni 1905, Nr. 16) veröffentlicht. Bei Übersen¬ 
dung des Artikels an die Redaktion des „Gesundheitsingenieur“ ersuchte ich 
dieselbe, bei der zu erwartenden Entgegnung der Firma Brückner mög¬ 
lichst vorsichtig zu sein. Ich wußte, daß die Firma ihre Mißerfolge gewöhn¬ 
lich in einer Weise zu deuten bemüht ist, welche den Tatsachen nicht ent- 

l ) Erst vor kurzer Zeit wurde mir mitgeteilt, daß die Firma Brückner ihre 
Brücknerheizung in einem kleinen Privatspital eingerichtet hat, wo trotz 
sehr häufiger Abänderungen und Reparaturen ähnliche schwere Mißstände zu be¬ 
klagen waren wie bei dem von uns beschriebenen Fall. 
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spricht. So war bei den zahlreichen Störungen, welche unsere Heizanlage 
verursacht hatte, zunächst immer der Heizer beschuldigt worden, obwohl 
uns gerade Aufmerksamkeit, Pflichttreue und Fleiß dieses Mannes — übrigens 
eines amtlich geprüften Heizers — wiederholt vor noch schwererem Miß¬ 
geschick geschützt hatten. Ich hatte also die Redaktion des „Gesundheits- 
ingenieurs“ ersucht, nur die Entgegnungen der Firma Brückner aufzu¬ 
nehmen, welche mir vorher vorgelegt waren, damit ich in der Lage wäre, 
rechtzeitig etwa notwendige Zusätze zu machen. Die Redaktion hat diesen 
meinen nach allgemeinen literarischen Usancen durchaus berech¬ 
tigten Wunsch nicht erfüllt, sie hat vielmehr Entgegnungen der Firma 
Brückner aufgenommen, ohne mir die Möglichkeit zu geben, die in den¬ 
selben enthaltenen Unrichtigkeiten sofort richtig zu stellen. Ich habe des¬ 
halb im vorigen Jahre nur eine kurze Richtigstellung auf den ersten Angriff 
im n Gesundheitsingenieur tt veröffentlicht (Nr. 18). Auf die in der gleichen 
Nummer enthaltenen Angriffe der Firma Brückner glaubte ich, obwohl 
mir dies die Redaktion sogar nahe gelegt hatte, nicht in einer der nächsten 
Nummern antworten zu müssen. Ich hatte ja, wenn auch kurz, die Art der 
Polemik der Firma Brückner charakterisiert und zog es deshalb vor, die 
weitere Entwickelung der ganzen Angelegenheit abzuwarten, um dann im 
„Gesundheitsingenieur“ wiederum sachlich berichten zu können, wenn d i e Ab¬ 
änderungen und Reparaturen an der Heizung beendet waren. Da 
nun bis Mitte Mai dieses Jahres an der Heizung gearbeitet wurde, habe ich 
Ende Mai der Redaktion einen Artikel zugesandt. Um die Redaktion auch 
darüber zu informieren, daß ich mich nur auf amtlich festgestellte Tatsachen 
stütze, habe ich der Redaktion Einsicht in die amtlichen Protokolle frei¬ 
gestellt, indem ich dem Redakteur dieselben durch meinen Assistenten, 
Privatdozent Dr. P. Tb. Müller, welcher eines Kongresses wegen nach 
Berlin gereist war, vorzeigen ließ. Dr. Müller hat auch der Redaktion 
Photographien vorgelegt, aus welchen man den Zustand der Verwüstung 
entnehmen konnte, in welchen die Anstalt durch die Abänderungen der 
mißglückten Heizungsanlage versetzt worden war. Ich hatte Dr. Müller 
gebeten, der Redaktion bei Übergabe meines kleinen Artikels Gelegenheit 
zu geben, sich durch Einsichtnahme in die amtlichen Protokolle und Besich¬ 
tigung der Photographien zu informieren, um so jede weitere, unrichtige 
Behauptungen enthaltene Polemik von gegnerischer Seite ausschließen zu 
können. Die Redaktion hat nun auch den in Anwesenheit von Dr. Möller 
genau durchgesehenen Artikel angenommen und Dr. Müller erklärt, er 
würde vor dem Erscheinen der Firma Brückner vorgelegt und mir die 
Möglichkeit geboten werden, einer etwaigen Entgegnung der Firma sofort 
das Schlußwort beizufügen, damit in der gleichen Nummer die Angelegen¬ 
heit definitiv erledigt würde. Bei dieser Unterredung, welche Dr. Müller 
auf mein Ersuchen mit dem Redakteur führte x ), wurde dem ersteren mit¬ 
geteilt, daß zwar die amtlichen Ingenieure mit der Publikation un¬ 
serer „Beobachtungen an einer Brücknerheizung** vollkommen 
einverstanden seien, daß jedoch den Firmen solche Veröffent- 

*) Es sei ausdrücklich hervorgehoben, daß es sich nicht um eine private 
Unterredung, sondern um eine offizielle in meinem Namen geführte Besprechung 
handelt, von welcher öffentlich Gebrauch zu machen ich mich für berechtigt halte. 
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liohungen unangenehm wären. Diese Mitteilung ist für das Ver¬ 
ständnis des weiteren Verlaufs der Angelegenheit ganz besonders 
wichtig. Ich erhielt nämlich einige Zeit darauf ein Schreiben der Redak¬ 
tion, in welcher ich gebeten wurde, den Artikel zurückzuziehen. Diese Bitte 
habe ich selbstverständlich nicht erfüllt, sondern nur an die Dr. Müller in 
meiner Vertretung gegebenen Zusagen erinnert. Nach einer weiteren Woche 
erhielt ich nun mein Manuskript in ganz verschmutztem Zustande zurück¬ 
gesandt. Die Verschmutzung wurde damit entschuldigt, daß dasselbe schon 
im Druck gewesen wäre. Die Rücksendung wurde damit begründet, daß das 
Erscheinen desselben nicht im Sinne der Mehrheit der Leser liegen 
würde. Offenbar als Trost wurde mir noch mitgeteilt, daß voraussichtlich 
in kurzem im n Gesundheitsingenieur tt ein von einem hervorragenden Heizungs- 
fachmann verfaßter Artikel erscheinen würde, der sich gegen die Brückner¬ 
heizung im Prinzip wendet. 

Ich habe darauf zwei Mitgliedern der Redaktion geschrieben, daß ich 
die ganze Angelegenheit der Öffentlichkeit übergeben würde, wenn mein 
Artikel nicht, wie zugesagt, aufgenommen würde. Die Redaktion forderte 
mich deshalb auf, mich damit einverstanden zu erklären, daß sie bei der 
Verlagsbuchhandlung R. Oldenbourg erwirke, meinen „Artikel unentgelt¬ 
lich als besonderes Flugblatt zu drucken und unentgeltlich als 
Beilage mit einer Nummer des „Gesundheitsingenieur“ zu ver¬ 
senden" usw. Ich habe selbstverständlich dieses „Entgegenkommen der 
Redaktion", welches sie „für mich außerordentlich vorteilhaft" be- 
zeichnete, zurückgewiesen. Was noch weiter in der Angelegenheit geschah, 
kann ich, da es sich um eine private Korrespondenz mit einem der 
Redakteure handelt, leider nicht veröffentlichen. 

Ich lasse nunmehr den von der Redaktion des „Gesundheitsingenieur" 
zuerst angenommenen, dann in Druck gegebenen, schließlich zurückgesandten 
Artikel genau in dem Wortlaut folgen, wie er der Redaktion übergeben wurde. 
Es soll hierdurch weiteren Kreisen die Möglichkeit geboten werden, zu ent¬ 
scheiden, ob ich nach den scharfen, durchweg auf unrichtigen Angaben be¬ 
ruhenden Angriffen der Firma Brückner u. Co. im „Gesundheitsingenieur" die 
Grenze berechtigter Kritik überschritten habe und ob es nicht vielmehr im 
Interesse der Allgemeinheit lag, daß unsere weiteren Erfahrungen an einer 
„Brücknerheizung" als notwendige Ergänzung unserer im vorigen Jahre er¬ 
schienenen „Beobachtungen“ zum Abdruck gelangten. Da ich Wert darauf 
legen mußte, den genauen Wortlaut des der Redaktion des „Gesundheits¬ 
ingenieur" übergebenen Manuskripts zum Abdruck zu bringen, habe ich einige 
Wiederholungen des schon im vorhergegangenen Gesagten nicht vermeiden 
können. 

Beobachtungen an einer Schnelletrom-^Warmwasserheizung, System 
Brückner (Brücknerheizung), 
von Prof. W. Prausnitz, Graz. 

Unter obigem Titel habe ich mit Dr. Netolitzky in Nr. 16 des „Ge¬ 
sundheitsingenieur“ 1905 Beobachtungen mitgeteilt, welche wir an einer 
„Brücknerheizung" in dem im Oktober 1904 bezogenen Neubau der staat¬ 
lichen Untersuchungsanstalt für Lebensmittel zu machen Gelegenheit hatten. 
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Am Schluß des Aufsatzes wurde erklärt: daß, wenn die in Aussicht genom¬ 
menen Reparaturen und Abänderungen der besprochenen Heizungsanlage 
zu den gewünschten Ergebnissen führen sollten, wir an dieser Stelle noch¬ 
mals Bericht erstatten würden. Die kleine Arbeit hat eine Polemik zur Folge 
gehabt, gelegentlich welcher die Firma Brückner ein Gutachten als Beilage 
zum „Gesundheitsingenieur“ Nr. 17 veröffentlichte, welches ein zugezogener 
Sachverständiger über die Anlage abgegeben hatte. Dieses Gutachten dürfte 
auch die Veranlassung gewesen sein, daß der Verband deutscher Zentral¬ 
heizungsindustrieller zu der ausgebrochenen Differenz Stellung nahm und 
daß der erste Vorsitzende desselben in einer an die Redaktion des n Gesund¬ 
heitsingenieurgerichteten Zuschrift im Aufträge des Vorstandes eine Er¬ 
klärung des Verbandes mitteilte, „nach welcher dieser der Ansicht ist, daß 
die in der Nr. 16 veröffentlichten Beobachtungen nicht die erforderliche Ge¬ 
währ für Zuverlässigkeit böten, da sie nicht von Sachverständigen her¬ 
rührten u . Unter solchen Verhältnissen halte ich es für erwünscht, über 
den Verlauf dieser Angelegenheiten noch kurz zu berichten, weil aus diesem 
Bericht sowohl die Ingenieure wie die Ärzte sich ein Urteil darüber bilden 
können, was sogar in einer staatlichen Anstalt bei Anlage von Zentral¬ 
heizungen Vorkommen kann, fernerhin wie vorsichtig man bei Begutachtungen 
von Zentralheizungen sein soll und wie erwünscht es ist, daß hygienisch ge¬ 
schulte Ärzte ihre Erfahrungen bei verfehlten Heizungsanlagen in Fachzeit¬ 
schriften mitteilen.. 

Da® als Beilage im „Gesundheitsingenieur u publizierte Sachverständigen¬ 
gutachten hatte die Fehler und Mängel der Anlage als nicht sehr bedeutend 
hingestellt und erklärt, daß alle Arbeiten, welche die Firma noch zu leisten 
hätte, ohne wirkliche Beeinträchtigung der Anstalt ausgeführt werden könnten. 
Wie schwer sich der technische Sachverständige getäuscht hatte, erhellt am 
besten daraus, daß die Firma Brückner selbt bei der Rekonstruktion der 
Anlage die wichtigsten Vorschläge des Sachverständigen ignorierte und ganz 
andere Wege einschlug; die vollständige Verkennung der Mängel der Anlage 
seitens des zugezogenen Sachverständigen ist weiterhin aus den von der 
Firma gemachten Abänderungen zu entnehmen, die ich nach den offiziellen, 
auch von der Firma Brückner gezeichneten Protokollen hier kurz 
zusammenstelle. Ich bemerke hierzu, daß ich nur den, übrigens nicht er¬ 
füllten Wunsch ausgesprochen hatte, die Anlage in eine einfache Warm¬ 
wasserheizung umzuwandeln und den Schnellumlaufbetrieb ganz auszu¬ 
schalten und daß ich weiterhin, um die Rekonstruktionsarbeiten zu erleich¬ 
tern, auf die Beheizung der Kellerräumlichkeiten verzichtete. 

Es wurde beschlossen: 

1. Um die als Schnellumlaufheizung ausgeführte Anlage „als Warm¬ 
wasserheizung zweckmäßiger betreiben zu können u , vor der Hochführung 
der von den Radiatoren kommenden zum Verdichter führenden Leitung 
eine kurze direkte, mit einer Absperrung versehene Verbindung zum Kessel 
auszuführen. 

2. Wurde die Beheizung des Souterrains ausgeschaltet. 

3. Wurde die Zuleitung der im Parterre aufgestellten Radiatoren der¬ 
art abgeändert, daß sie von oben berab, nicht wie früher, von unten herauf 
erfolgte. 
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4. Wurde die am Reservoir auf dem Dachboden befindliche Standrohr« 
schleife ganz eliminiert und das System in ein offenes verwandelt. 

5. Wurden die bisher vollkommen fehlenden Isolierungen der Rohr¬ 
leitungen, des Expansionsgefäßes usw. ausgeführt. 

6. Wurden die teilweise fehlenden Rohrhülsen bei den Deckendurch¬ 
brüchen und Wanddurchbrüchen eingezogen. 

7. Waren die schweißenden Stellen der Rohrleitung, der Verbindungs¬ 
stellen mit den Heizkörpern bei den Regulierventilen zu dichten usw. 

Außer diesen hier nach dem offiziellen Protokoll angegebenen Abän¬ 
derungen und Reparaturen, welche von dem vom Ministerium abgesandten 
Ingenieur, der Bauleitung (Statthalterei = Regierung) und der Firma ver¬ 
abredet waren, hat die Firma noch auf eigene Initiative ausgeführt: 

8. Eine Auswechslung der bestandenen Hauptsteigleitung vom Durch¬ 
messer 51mm gegen eine solche vom Durchmesser 64 mm. 

9. Verkleinerung der Rostfläche des Kessels, wodurch dieselbe in ein 
richtigeres Verhältnis zur Heizfläche kommen sollte. 

10. Abänderung der Deckplatten für die Zugänge zu den Zügen. 

11. Eliminierung der direkten Speisung des Kessels von unten. 

12. Auswechslung aller Ventile bei den Heizkörpern. 

13. Reduzierung der Niveau-Differenz zwischen dem Überlauf-Niveau 
(beim Verdichter auf dem Dachboden) und dem Wasserstande des Expan¬ 
sionsgefäßes von 20 auf 10 cm. 

14. Anbringung eines anderen Regulators beim Kessel im Keller unter 
gleichzeitiger Veränderung der Situierung desselben. 

15. Einschaltung eines Kupferkompensators auf dem Dachboden. 

16. Verlegung der oberen Friscbluftzuführung, welche vom Kessel fort¬ 
genommen und direkt in den Rauchzug eingeleitet wurde. 

Um jede weitere Diskussion zu vermeiden, habe ich der Redaktion 
dieser Zeitschrift Gelegenheit gegeben, sich davon zu überzeugen, daß ich 
mich bei Aufzählung der ausgeführten Abänderungen genau an die offi¬ 
ziellen, auch von der Firma Brückner u. Co. gezeichneten Protokolle ge¬ 
halten habe. 

Daß bei solch ausgedehnten Abänderungen es nicht möglich war, den 
Betrieb der Anstalt aufrecht zu erhalten, wie dies das als Beilage zum „ Ge¬ 
sundheitsingenieur u von Brückner u. Co. publizierte technische Gutachten 
erklärte, ist ja ganz selbtverständlich. Die Anstalt mußte ihren Betrieb drei 
Monate in ein anderes Haus verlegen (Juli bis September 1905). 

Die am 29./30. September ausgeführte Probeheizung 1 ) ergab im allge¬ 
meinen befriedigende Resultate. „ Bemerkens wert ist“, so heißt es unter 
anderem im Protokoll, „daß die ausgeführte Anlage als Warmwasser¬ 
heizung betrieben, im allgemeinen günstigere Resultate liefert 
als bei Schnellumlauf betrieb.“ Dasselbe konnten wir übrigens auch 
bei einer vom 17. bis 23. Dezember 1905 ausgeführten sorgfältigen Unter¬ 
suchung bestätigen, auf deren detaillierte Veröffentlichung ich zunächst ver¬ 
zichten möchte. Nachdem nun die Anstalt anfangs Oktober wieder in den 

*) Eine weitere und zwar 14 tägige Probeheizung hatte sich die Firma zur 
Einregulierung des Systems ausbedungen; sie fand vom 2. bis 14. Januar 1906 
statt. Die letzte Probeheizung unter amtlicher Kontrolle erfolgte im Januar 1906. 
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anfangs Juli verlassenen Neubau übersiedelt war, wurde mir Mitte Oktober 
mitgeteilt, daß die Firma Brückner eine neue Abänderung am Reservoir 
(Dachboden) machen wolle. Ich habe mich dem begreiflicherweise auf das 
entschiedenste widersetzt, da ja unsere Heizung lange genug als Versuchs¬ 
objekt für Brücknerheizung gedient hatte; nach Übergabe des Neubaues und 
Beziehen der Anstalt sind die Angestellten der Firma Brückner u. Co. 
mindestens vier Monate mit Abänderungen, Reparaturen, Messungen, Prü¬ 
fungen usw. beschäftigt gewesen. Ich habe deshalb die neuerlich vor¬ 
geschlagene Abänderung mit der Begründung abgelehnt, daß erst abgewartet 
werden sollte, ob die Heizung nicht als Warmwasserheizung allein unter 
vollständigem Verzicht auf die „Brücknerheizung“ betrieben werden könnte. 
Das ist nun auch im vergangenen Winter ganz gut gegangen. Es hatte 
sich nur herausgestellt, daß in einem Raum (Kanzlei) der vorhandene Heiz¬ 
körper nicht ausreichte, weshalb von der Firma ganz spontan die Anlage 
einer Heizschlange vorgeschlagen wurde. Diese Arbeit wurde, einige kleine 
Reparaturen eingeschlossen, vom 30. April bis 15. Mai d. J. ausgeführt und 
hoffe ich, daß die Anlage nunmehr als Warmwasserheizung zur Zufrieden¬ 
heit funktionieren wird. Nach den bisherigen Erfahrungen kann ich nicht 
entscheiden, ob es jemals notwendig sein wird, den Schnellumlaufbetrieb zu 
benutzen. 

Wer einigermaßen darüber informiert ist, welche Unannehmlichkeiten 
eintreten, wenn Reparaturen in einem fertiggestellten Neubau notwendig 
werden, der kann sich einen Begriff von den Störungen machen, die die Ab¬ 
änderung der Heizung mit den oben aufgeführten Arbeiten erheischten. 
Während die Montierung der neuen Heizanlage vertragsmäßig in sechs 
Wochen beendet sein sollte, ist allein im Sommer 1905 über zwei Monate mit 
Überstunden, ferner an Sonn- und Feiertagen, an den Ergänzungen und 
Reparaturen gearbeitet worden. An etwa 30 Stellen wurden die Zwischen¬ 
decken und vertikalen Mauern durchbohrt, um Rohre herauszunehmen, aus¬ 
zuwechseln usw. Das Bild, welches unser Neubau darbot, haben wir durch 
photographische Aufnahmen festgehalten, die wir der Redaktion zur Ansicht 
vorgelegt haben. 

Wenn nun schließlich auch erreicht ist, daß die Heizung jetzt im all¬ 
gemeinen als Warmwasserheizung zufriedenstellend funktioniert, so ist dies 
doch erst durch die vielen und ausgedehnten Nacharbeiten geschehen, durch 
welche die Anstalt direkt und indirekt auf das schwerste geschädigt wurde. 

Es war deshalb geradezu meine Pflicht als Hygieniker, auf die vielen 
Mißstände, die die Anlage der Brücknerheizung zur Folge hatte, hinzuweisen. 
Wer soll dies tun, wenn nicht der Hygieniker in solchen Fällen seine Stimme 
erhebt? Daß dies der Firma Brückner nicht angenehm sein würde, ist 
begreiflich. Die Art der Abwehr, welche sie ergriffen, ist jedoch in jeder 
Hinsicht zu verurteilen, wofür ich schließlich nur noch ein Beispiel anführen 
will. Die Firma hat unsere Angabe, daß nur die vertragsmäßig bedungene 
Braunkohle verwandt wurde, im „Gesundheitsingenieur“ (S. 311) bestritten. Um 
auch in dieser Beziehung Klarheit zu schaffen, habe ich der Redaktion des „Ge¬ 
sundheitsingenieur" eine Zuschrift der Kohlenhandlung vorgelegt, in welcher 
dieselbe erklärt, sogar unter Eid aussagen zu wollen, daß für unsere Anstalt 
nur Köflacher Braunkohle geliefert wurde, wie sie vertragsgemäß zur Hei- 
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zung verwendet werden sollte. An diesem einen Beispiel will ich die Art 
der Polemik charakterisieren, die gegen unsere Beobachtungen Aber Brückner¬ 
heizung geführt wurde. Ich bin überzeugt, daß ein jeder Leser, ob Ingenieur 
oder Arzt, mit mir darin übereinstimmen wird, daß es bedauerlich ist, wenn 
eine in einem Fachjournal gemachte Publikation in solcher Weise angegriffen 
wird! 


Schluß. 

Der Wiedergabe des vorstehenden, von der Redaktion des „Gesundheits¬ 
ingenieur“ zuerst angenommenen, dann in Druck gegebenen, schließlich mit 
Rücksicht auf die angebliche Mehrheit derLeser zurückgesandten 
Artikels habe icb nur noch wenig zuzufügen. Ich habe den Beweis geliefert, 
daß der „Gesundheitsingenieur“ in seine Spalten die auf unrichtigen An¬ 
gaben beruhenden Angriffe gegen einen Artikel aufgenommen hat, welcher 
rein sachlich die Mängel eines Heizungssystems besprach, welches, obwohl 
nicht genügend ausprobiert, sogar für Krankenbausbauten empfohlen wurde - t 
hierbei war ich in der Lage, festzustellen, daß der Redakteur selbst 
mitgeteilt hatte, daß die amtlichen Ingenieure die in dem ange¬ 
griffenen Artikel vertretenen Anschauungen vollkommen 
billigten. Ich habe weiter gezeigt, welche Schwierigkeiten dagegen die 
Redaktion des „Gesundheitsingenieur“ der Aufnahme eines weiteren Artikels 
bereitete, der die unrichtigen Angaben der in Frage stehenden Heizungsfirma 
richtig stellte und zur Klarstellung der im „Gesundheitsingenieur“ entstandenen 
Differenz absolut notwendig war. Hieraus möge ein jeder selbst die seinem 
Empfinden entsprechenden Schlußfolgerungen ziehen. Wer der Ansicht 
ist, daß die Fachpresse zur Aufklärung da ist und daß die Redaktion 
einer jeden Fachzeitschrift streng objektiv vorzugehen und sich 
nicht nach der Gunst von Lesern bzw. Abonnenten zu richten hat 
und wer mit mir die Anschauung teilt, daß insbesondere eine der Hygiena 
gewidmete Fachzeitschrift zur Objektivität verpflichtet ist, dem 
wird das Urteil über die von mir der Öffentlichkeit übergebenen Vorkomm¬ 
nisse nicht schwer fallen. 
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Dr. R. H&efcke in Berlin-Friedenau: HandbUOh döS AbdöCkerei- 
WÖSÖIIS. Für Verwaltungs- und Kommunalbehörden, Sanitäts-, 
Veterinär- und Gewerbeaufsichtsbeamte bearbeitet. Mit 90 Text¬ 
abbildungen. Berlin, Paul Parey, 1906. Gr.-8°, 608 S. Preis 15 M. 

Die zunehmend^ Bedeutung, welche man der sachgemäßen Betreibung 
der Abdeckerei im Hinblick auf ihre hygienische Wichtigkeit in den letzten 
Jahren beigemessen hat, und die fortwährende Steigerung von modernen 
Ansprüchen genügenden Apparaten und Einrichtungen aller möglichen Arten 
ließen eine eingehende Erörterung aller in die Abdeckerei einschläglichen 
Fragen wünschenswert erscheinen. Berichterstatter, der selbst im Jahre 1887 
in dieser Vierteljahrsschrift, später in seinem und Wernichs Lehrbuch des 
öffentlichen Gesundheitswesens und in Th. Weyls Handbuch der Hygiene 
umfänglichere Arbeiten auf diesem Gebiete geliefert und die einschlägigen 
Verhältnisse dauernd mit Interesse verfolgt hat, kann es daher nur mit 
Freude begrüßen, daß Haefcke in einer so eingehenden und sachgemäßen 
Weise über dieses Gebiet ein Lehrbuch verfaßte, und daß ihm die Verlags¬ 
buchhandlung , obwohl ein derartiges Buch — nach sonstigen allgemeinen 
Erfahrungen auf anderen Gebieten — vielleicht keinen großen Käuferkreis 
finden dürfte, ihm hierbei die Hand bot. 

Das in vortrefflicher Weise in Druck, Papier und mit zahlreichen 
klaren und leichtverständlichen Abbildungen, sowie mit eingehendem alphabe¬ 
tischem Sachregister ausgestattete Werk gibt Aufschluß über alle irgendwie 
in Betracht kommenden Fragen, über Etymologie und geschichtliche Ent¬ 
wickelung des Abdeckereiwesens, Über die Abdeckereiprivilegien, ihre Be¬ 
deutung, Ausdehnung, Ablösbarkeit u. dgl. m., über die gesetzliche und 
rechtliche Lage der Angelegenheit und über den gegenwärtigen Stand des 
Abdeckereiwesens unter Beibringung von zahlreichen Tabellen, Landes¬ 
gesetzen, Polizeiverordnungen, Reglements u. dgl. m. Hierüber hatte 
Haefcke durch Umfrage bei beamteten Tierärzten, Polizei-und Verwaltungs¬ 
behörden sich ein — freilich nicht immer gleichwertiges — reichhaltiges 
Material beschafft. 

Andererseits enthält das Buch auf Grund der Kenntnisse des Verfassers 
als Nahrungsmittel- und Landwirtschaftschemiker, sowie seiner im Zusammen¬ 
hänge hiermit gewonnenen praktischen Erfahrungen sachgemäße, praktische 
und kritische Ausführungen über die alten, zum Teil noch jetzt vielfach ge¬ 
übten und über die modernen Verfahren zur einfachen Kadaver Verbrennung 
wie zur gewerblichen Ausnutzung, was durch zahlreiche Abbildungen ver¬ 
deutlicht wird. Ein am Schlüsse des Werkes gegebenes Verzeichnis über 
78 deutsche Anstalten läßt ersehen, daß zurzeit die meisten Vernichtungs¬ 
anstalten von Rud. A. Hartmann (25 nach seinem, 18 nach Ottes System), 
ferner 18 von v.Podewils, 5 nach Venuleth und Ellenberger, 3 nach 
Rietschel und Henneberg und 1 nach Hochmuths System hergestellt 
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sind. — Auch über die Verwertung der Materialien, über Beseitigung von 
Schlachtbausabfällen, über Kadaver- usw. Transport, über Tötung kranker 
Tiere, Hundefang, Verwaltung, Beaufsichtigung usw. sind Abschnitte bei¬ 
gegeben, so daß wohl über jede einscbläglicbe Frage eingehende Belehrung 
geboten sein dürfte. 

Wenn Referent auch vielleicht eine andersartige Stoffgruppierung, als sie 
Verfasser in seinem Werke bot, manchmal für übersichtlicher gehalten batte 
und ferner fand, daß relativ geringe Literatur aufgeführt war, was auch 
sonst in letzter Zeit öfters üblich wird, so sind dies Nebensächlichkeiten, 
die den Wert des vortrefflichen Werkes zu schmälern kaum geeignet sein 
dürften. Dasselbe sei zum Studium besonders empfohlen. 

R. Wehm er (Berlin). 


Dr. Arthur Hartmann: Bericht über die Tätigkeit der Berliner 
Schulärzte im Jahre 1004/05, der städtischen Schuldeputation 
erstattet. Berlin, W. u. S. Loewenthal, 1905. Fol., 13 S. 

Der bekannte Ohrenarzt, welcher Mitglied der Berliner Schuldeputation 
ist und seinerzeit die hiesigen Einrichtungen ins Lehen rufen half, auch 
Vorsitzender eines Vereins der Berliner Gemeindeschulärzte ist, gibt in 
seinem Berichte ein anschauliches Bild der einschlägigen Verhältnisse, und 
zwar zunächst von der Entwickelung der ganzen Einrichtung, sodann 
tabellarische Übersichten über die häufigsten krankhaften Zustände, weiter 
über die Tätigkeit der Ärzte und sonstigen in Betracht kommenden Persön¬ 
lichkeiten, ferner von allgemeinen hygienischen Einrichtungen, Schulbänken, 
Ventilation, Beleuchtung, Klosettanlagen, gewerblicher Beschäftigung der 
Schulkinder, Schulbeginn, Bekämpfung der Infektionskrankheiten, Befolgung 
der erteilten Ratschläge, besonders über Augenleiden, Ohrenleiden, Haut¬ 
leiden, Rückgratsverkrümmung, Nervenkrankheiten in besonderen Fällen. 

Hieraus sei entnommen, daß in Berlin, wo 1900 zuerst versuchsweise 
10 Schulärzte angestellt waren, jetzt 36 Schulärzte für je 7 bis 9 Gemeinde¬ 
schulen, d. h. für je 127 Klassen bzw. 6200 Kinder, also für erheblich mehr als 
anderwärts, vorhanden sind. Von bei der Einschulung bisher untersuchten 
17236 Knaben und 17 326 Mädchen (zusammen 34562) wurden 1305 Knaben 
und 1622 Mädchen, zusammen 2927 = 8*2 Proz., d. h. weniger als in 
früheren Jahren, zurückgestellt und 7041 = 20*4 Proz. in Überwachung 
genommen, so daß jeder Schularzt durchschnittlich 673 Kinder zu über¬ 
wachenhatte. Die größten Zahlen bei Zurückstellungen hatten aufzuweisen: 
ungenügender Kräftezustand (Blutarmut) 1091, Rachitis 519, geistige 
Minderwertigkeit 240 (daneben 60 Idioten), Skrofulöse 104 und Lungen¬ 
tuberkulose 131. Bei Überwachten: ungenügender Kräftezustand (Blutarmut) 
830 ( , Augenleiden 779, Ohrenleiden 772, Wirbelsäulenverkrümmungen 520, 
Skrofulöse 420. Diese letzteren Zahlen reden deutlich den Wert der ganzen 
Einrichtung. 

Von Schulbänken sind jetzt in alten Schulen drei- bis viersitzige 
Bänke mit Plusdistanz von einer Größe in jeder Klasse (überhaupt drei 
Bankgrößen), seit 1901 wurden neu angeschafft nur zweisitzige Bänke mit 
Null- oder Minusdistanz, jetzt hei Neuanschaffungen die Zahn sehe Bank.— 
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Auffällig ist, wieviel Kinder täglich Bier zu sich nehmen, nämlich 31*9 Proz. 
Mädchen und 34*4 Proz. Knaben, Schnaps 1*8 Proz. Mädchen und 4*8 Proz. 
Knaben. (Was mag bei dieser Erhebung wohl von den Kindern geflunkert 
und renommiert sein! — Referent.) 

Die von den Schulärzten gegebenen Ratschläge bei Augen-, Ohren-, 
Haut- und Nervenleiden wurden gern befolgt, meist mündlich den bei der 
Untersuchung anwesenden Müttern gegeben, übrigens die Kinder an Haus¬ 
ärzte oder Polikliniken gewiesen. 

Den Beschluß der warm zum Studium empfohlenen Arbeit bildet ein 
Bericht über die Sitzungen der „Freien Vereinigung Berliner Schulärzte“ 
unter Anführung der Gegenstände, über die hierbei Vorträge gehalten wurden. 

(Referent möchte im Interesse der Vervollständigung anführen, daß 
neben dieser mehr der privaten bzw. persönlichen Gesundheitspflege dienenden 
Einrichtung noch im Interesse der öffentlichen, bzw. zur Aufdeckung und 
Beseitigung allgemeinerer Schäden alle drei Jahre kreisärztliche Schul¬ 
besichtigungen stattfinden.) R. Wehm er (Berlin). 


Dr. Wilhelm Ebstein, Geh. Medizinalrat, o. ö. Professor der Medizin: 

Charlatanerie und Kurpfuscherei im Deutschen Reich. 

62 Seiten. Stuttgart 1905. 

Es ist außerordentlich erfreulich, daß sich auch so hervorragende 
medizinische Autoritäten, wie Ebstein, durch aufklärende Schriften an der 
Bekämpfung des Kurpfuschertums beteiligen. Die vorliegende, durchaus 
gemeinverständlich gehaltene Schrift behandelt zuerst die Nomenklatur, 
Etymologie, Definition und den Unterschied zwischen Kurpfuscherei und 
Charlatanerie; sie bringt dann einen Abriß der Geschichte dieser Auswüchse 
der Heilkunst, beschäftigt sich im dritten Abschnitt mit dem Arbeitsgebiet 
und der Arbeitsweise der Charlatane und der Kurpfuscher und bringt 
schließlich eine Besprechung des Kampfes gegen das Kurpfuschertum. Wie 
fast alle, die sich eingehender mit diesem Kampfe beschäftigt haben, kommt 
auch Ebstein zu dem Ergebnis, daß es ein Fehler gewesen ist, das Heil¬ 
gewerbe freizugeben, und daß ein Kurierverbot wieder geschaffen werden 
muß. Die Hoffnung darauf, daß die Dummen alle werden könnten, erklärt 
Verfasser für trügerisch; allerdings erwartet er von der Wiedereinführung 
des Kurierverbots auch keine vollständige Beseitigung der Kurpfuscherei. 

Wenn ich mir erlauben darf, gegen eine der Ebstein sehen Ansichten 
Bedenken zu äußern, so ist es die, die er mit den Worten ausdrückt: „es 
gibt leider auch Kurpfuscher unter den diplomierten Ärzten“, und die wei¬ 
tere Bemerkung, daß diese unter die Kurpfuscher treten, „sobald sie in 
ihrem ärztlichen Tun und Handeln in betrügerischer Weise die Leicht¬ 
gläubigkeit derer ausnutzen, welche sich ihrer Behandlung anvertrauen“. 
Auch weiterhin in seiner Schrift kehrt diese Ansicht wieder. Er beginnt 
sie demgemäß mit der Notiz, daß man als Kurpfuscherei usw. „heutzu¬ 
tage“ die unbefugte Ausübung der ärztlichen Praxis bezeichne. In Wirk¬ 
lichkeit aber lehrt ein Studium der Geschichte der Worte „pfuschen“ und 
„Pfuscher“, daß man gerade früher durchaus nur die unbefugte Ausübung 

Vierteljahrsschriit für Gesundheitspflege, 1906 . 
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eines Gewerbes damit bezeichnet hat. Weder der Begriff des Betruges, 
noch auch der der unbrauchbaren und wertlosen Leistung liegt ursprünglich 
darin. Gehen wir auf das älteste Wörterbuch der deutschen Sprache, auf 
Stieler (Nürnberg 1691), zurück, so finden wir, daß er „Pfuschen“ folgen¬ 
dermaßen definiert: „ingerere et immiscere se arti ad se non pertinenti“. 
In Steinbachs Wörterbuch (Breslau 1734) heißt der Pfuscher: „qui opi- 
ficium contra jus fasque exercet“. Heine bemerkt zu „pfuschen“: „ur¬ 
sprüngliches Handwerkerwort, die Arbeit eines Unzünftigen bezeichnend“. 

Der davon abgeleitete Begriff der oberflächlichen, lüderlichen und 
wertlosen Leistung ist offenbar davon erst abgeleitet worden, weil ja in der 
Tat im Durchschnitt die Arbeit des Pfuschers schlechter sein wird als die 
des Meisters. Der Begriff des Betruges vollends liegt auch heute nicht in 
dem Worte, wiewohl sich natürlich nicht selten nachweisen läßt, daß die 
Pfuscher wider besseres Wissen in ihren Kunden einen Irrtum erregen, um 
sich einen unberechtigten Vermögensvorteil zu verschaffen. 

Keferent legt Wert darauf, dies auch hier ausdrücklich zu betonen, 
weil es für den Kampf gegen das Kurpfuschertum von Wichtigkeit ist, daß 
der Ausdruck nicht als eine beleidigende Kritik der Leistungen oder gar 
des guten Glaubens, sondern als ein objektiver Terminus technicus 
allgemein angesehen wird. Kossmann. 


Das tierärztliche Kurpfuschertum im Lichte der Fleisch- 
und Milchhygiene und Vorschläge zu dessen Bekämp¬ 
fung. Von Bezirkstierarzt Maier in Konstanz. Berliner Tierärztl. 
Wochenschrift 1905, Nr. 40 (Separatabdruck). 

Verfasser zeigt in vorliegender Arbeit, einen wie gemeingefährlichen 
Charakter die Tätigkeit des tierärztlichen Kurpfuschertums auf dem Gebiete 
der Fleisch- und Milchhygiene annehmen kann. Die schädliche Wirkung 
dieses Unwesens in bezug auf das zur menschlichen Nahrung dienende 
Fleisch der Schlachttiere, welche sich in verschiedenster Weise äußern kann, 
sei es, daß das Fleisch infolge Behandlung der Tiere mit Arzneimitteln, 
sowie durch verzögerte oder verspätete Schlachtung eine verdorbene Be¬ 
schaffenheit annehmen oder gar bei Fehldiagnosen bei Seuchen wie Milz¬ 
brand, Rauschbrand usw. gesundheitschädliche Eigenschaften erlangen kann, 
sei es durch Begünstigung von Schmuggel mit krankem Fleisch, ist zwar 
durch das Schlachtvieh- und Fleischbeschaugesetz vom 3. Juni 1900 in 
wirksamer Weise eingedämmt, jedoch, wie an einigen Beispielen gezeigt 
wird, nicht völlig ausgeschaltet. Einen noch schädlicheren und weitgehen¬ 
deren Einfluß als bei dem Fleischwarenverkehr kann das Kurpfuschertum 
auf dem Gebiete des Milchverkehres ausüben. Man bedenke nur, wie bei 
der weiten Verbreitung einer Milch, insbesondere einer Sammelmilch, durch 
dieselbe eine Seuche, welche der Kurpfuscher bei der Behandlung eines 
kranken Milchtieres nicht erkannt hatte, die weiteste Ausdehnung erlangen 
kann oder wie vielfache Gesundheitsschädigungen bei der Abstammung einer 
Milch von euterkranken oder mit stark wirkenden oder giftigen Arzneimitteln 
behandelten Tieren durch dieselbe hervorgerufen werden können. In diesen 
Fällen ist zwar den den Milchverkehr regelnden gesetzlichen Bestimmungen 
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zufolge die Milch Tom Verkaufe ausgeschlossen und den Tierärzten be¬ 
sonders zur Pflicht gemacht, die Milchviehbesitzer besonders darauf auf¬ 
merksam zu machen; ob dies aber auch bei der Behandlung erkrankter Tiere 
durch Empiriker geschieht, erscheint sehr fraglich. — Zum Einschreiten 
gegen dieses Unwesen und zur Überwachung der tierärztlichen Quacksalber 
bestehen zwar außer den einschlägigen Paragraphen der Gewerbeordnung 
gesetzliche Bestimmungen und Handhaben beispielsweise in Preußen und 
besonders in Baden, dieselben haben aber noch keinen durchgreifenden 
praktischen Erfolg gezeitigt. Verfasser schlägt zur Behebung der gerügten 
Mißstände außer der unbedingt notwendigen Aufklärung des Publikums 
noch vor die Errichtung von Viehversicherungen nach dem Muster von 
Baden und Bayern; die Erlassung eines Reichsmilchgesetzes; schärfere Be¬ 
strafung der Kurpfuscher und Viehbesitzer auf Grund dieses Gesetzes oder 
des Nahrungsmittelgesetzes bei Nichtbeachtung der milchhygienischen Vor¬ 
schriften; ferner ein zeitweises oder dauerndes Verbot der Praxisausübung 
bei strafbaren Handlungen der Quacksalber oder bei Seuchenausbrüchen 
in ähnlicher Weise, wie in letzterem Falle auf Grund des § 32 des Reichs¬ 
viehseuchengesetzes bei milzbrandkranken oder verdächtigen Tieren nur 
den approbierten Tierärzten gestattet ist; und endlich die zwangsweise 
Führung von Geschäftstagebüchern durch die Kurpfuscher unter Straf¬ 
androhung bei mangelhafter oder unrichtiger Führung dieser Bücher. 

S. Merkel. 


Jahrbuch für Volks- und Jjjgendspiele. In Gemeinschaft mit 
E. v. Schenckendorff und Prof. Dr. med. F. A. Schmidt heraus- 
gegebeu von Prof. H. Wickenhagen-Berlin. Leipzig und Berlin 
1906, 15. Jahrgang. B. G. Teubner. 

Der Zentralausschuß zur Förderung der Volks- und Jugendspiele in 
Deutschland verlangt neben dem eingeführten Turnunterricht den von allen 
Schularbeiten freien Spielnachmittag nach den Erfahrungen der Vergangen¬ 
heit, den Mahnungen der Gegenwart und den Gesetzen der Physiologie. 
Eine Reihe wertvoller Abhandlungen tritt warm für diese Tendenz ein und 
bringt Empfehlungen von Spielen aller Art. Den Lesern unserer Zeitschrift 
begegnen einige Arbeiten wieder, die auf unserer letzten Versammlung als 
Vorträge auf der Tagesordnung standen (SanitätsratProf. Dr.A. Schmidt- 
Bonn, Oberbaurat Klette-Dresden). Sehr lesenswerte Abhandlungen 
bringen Generalarzt Dr. M ei sn er-Berlin: Wehrfähigkeit und Schule, Prof. 
Dr. 0. Baumgarten-Kiel: Physische Kraft, Oberlehrer Franz Hahne- 
Braunschweig: Was können Schule und Elternhaus zur Förderung der Jugend¬ 
spiele tun?, Generalleutnant v. Janeon-Berlin-Grunewald: Ritterliche Leibes¬ 
übungen in Japan, Dr. M. Vogt-München: Altgriechische Bewegungs¬ 
spiele. Eine Reihe kleinerer Mitteilungen über: Der freie Spielnachmittag; 
das Spiel im allgemeinen; Wandern und Reisen; Schwimmen und Verwandtes; 
Rudern; Wintersport; Spielkurse ergänzen wie in den Voijahren das äußerst 
interessante und lesenswerte Jahrbuch. Neben dem Mitgliederverzeichnis 
schließt das wertvolle Büchlein mit einem äußerst warm gehaltenen Aufruf 
zum Beitritt als neues Mitglied zur Förderung der Volks- und Jugendspiele 
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in Deutschland. Referent möchte diesem Aufrufe die weiteste Verbreitung 
wünschen, glaubt jedoch, es müßte hierzu ein anderer Weg (sämtliche hygie¬ 
nische und pädagogische Zeitschriften!) gefunden werden als das eigene 
Jahrbuch. S. Merkel. 


Dr. Heinrich Pudor: Nacktkultur. Erstes Bändchen: Allgemeines; 
Fußkultur. Berlin - Steglitz 1906. H. Pudor Verlag. 57 Seiten, 
11 Abbildungen und 2 Tafeln. 

Verfasser bekämpft in scharfer Weise die unmäßige Kleiderkultur 
der Jetztzeit und tritt für Nacktkultur, d. h. für vollständiges Nacktgehen 
als Lebensart ein. Da aber ein solcher Umschwung in unserer Kultur sich 
nicht sprungweise von heute auf morgen, sondern vielleicht erst in mindestens 
100 Jahren vollziehen kann, so fordert Verfasser als jetzt erreichbares Ziel: 
Nacktheit als Kurmittel und Regenerationsmittel, Nacktturnen und Nackt¬ 
sport. In treffender Weise wird die eingehende, unzweckmäßige Fußbeklei¬ 
dung, sowie die Vernachlässigung der Fußpflege gegeißelt und an Abbil¬ 
dungen antiker Statuen die normale Fußform gezeigt gegenüber den ver¬ 
kümmerten Füßen des heutigen Kulturmenschen. Zur Fußpflege empfiehlt 
Verfasser häufige Fußwaschungen, Gehen mit bloßen Füßen (Sommer wie 
Winter), sowie Fußgymnastik, zu welcher Anleitung gegeben wird. Auf zwei 
Tafeln wird der anatomische Bau des Fußes veranschaulicht. 

Referent hat den Eindruck, als ob Verfasser des sonst sehr lesenswerten 
Büchleins wie mancher Vorkämpfer einer neuen Lehre an einzelnen Stellen 
etwas über das erreichbare Ziel hina#sschießt. S. Merkel. 


Das Rettungs- und Krankenbeförderungswesen im Deut¬ 
schen Reiche. Nach dem Material der auf Anregung des Zentral¬ 
komitees für das Rettungswesen von den deutschen Bundesregie¬ 
rungen erhobenen Umfrage im Aufträge des Zentralkomitees bear¬ 
beitet vom Generalsekretär Prof. Dr. George Meyer-Berlin. Dritter 
Ergänzungsband zum Klinischen Jahrbuch. Mit zehn Kurventafeln 
und vier Karten. Jena 1906, Gustav Fischer. 

Das Zentralkomitee für das Rettungs wesen in Preußen hat, wie schon 
der Titel besagt, verschiedene Fragebogen hinausgegeben, Fragebogen be¬ 
züglich der Einrichtungen auf dem Gebiete des Rettungs- und Kranken¬ 
transportwesens in Staat, Verwaltungsbezirk, Ort, Einwohnerzahl, Zahl der 
Ärzte. 1. Allgemeine Fragen. 2. Krankenhäuser. 3. Besondere Rettungs¬ 
wachen. 4. Rettungs wesen am Wasser. 5. Krankentransportwesen. 6. Sama¬ 
riterunterricht. 7. Meldewesen. 

Zu bearbeiten waren 11746 Fragebogen. Meyer hat sich der Aus¬ 
arbeitung dieser Bogen mit einem Fleiße und einer Genauigkeit unterzogen, 
die die allergrößte Hochachtung verdienen. Die einzelnen Fragen werden 
von den verschiedensten Gesichtspunkten aus beleuchtet, eine Reihe äußerst 
wertvoller Statistiken und Tabellen ergänzen und erläutern die ungemein 
interessante Arbeit. 
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Als ganz außerordentlich wertvoll zum Nachschlagen erscheint dem 
Referenten ein am Schlüsse des Werkes aufgeführtes Verzeichnis von Ort¬ 
schaften, Gemeinden usw., in welchen irgend eine Vorkehrung auf dem Ge¬ 
biete des Rettungs- oder KrankenbeförderungsWesens angegeben worden ist, im 
erschienenen Werke. Nach den üblichen Angaben der Lage des Ortes usw. usw. 
folgt die Art der Rettungseinrichtung oder Krankenbeförderungsvorkehrung, 
welche in der betreffenden Gemeinde vorhanden ist, und zwar Rettungswesen, 
Rettungswesen am Wasser, Samariterunterricht, Krankenhäuser, Meldewesen. 

Die Anschaffung des vortrefflich zusammengestellten Werkes kann um 
so mehr empfohlen werden, als es mit seiner Hilfe jetzt sofort möglich ist, 
über die Rettungseinrichtungen der verschiedenen Orte sich rasch und genau 
zu orientieren, und damit Fragestellungen, beispielsweise über das Heim¬ 
schaffen von Erkrankten oder Umtransportieren von solchen an Eisenbahn¬ 
knotenpunkten, sofort Rede und Antwort stehen zu können. 

S. Merkel. 


Über das Wesen und die Verbreitung der Wurmkrank¬ 
beit (Ankylostomiasis) mit besonderer Berücksichti¬ 
gung ihres Auftretens in deutschen Bergwerken. Unter 

Mitwirkung von Dr. Löbker, Mitglied des Reichsgesundheitsrates, 
Königl. Preuß. Professor, Oberarzt am Krankenhause „Bergmanns¬ 
heil“ zu Bochum und Dr. Hayo Bruns, Direktor des Instituts für 
Hygiene und Bakteriologie zu Gelsenkirchen bearbeitet im Kaiser¬ 
lichen Gesundheitsamt. Sonderabdruck aus „Arbeiten aus dem 
Kaiserlichen Gesundheitsamte“ Bd. 28, Heft 2. Berlin 1906, Julius 
Springer. 

Das starke Auftreten der Wurmkrankheit in der zweiten Hälfte des 
vorigen Jahrzehntes gab der deutschen Reichsverwaltung Anlaß, über den 
Stand der Krankheit und über die zu ihrer Bekämpfung schon getroffenen 
Maßnahmen zuverlässige Feststellungen herbeizuführen. Das Reichsamt des 
Innern, verschiedene parlamentarische Verhandlungen, der Präsident des 
Kaiserlichen Gesundheitsamtes mit mehreren Kommissaren haben sich im 
weiteren Verlaufe der in Rede stehenden Frage angenommen. Auch im 
Kaiserlichen Gesundheitsamt wurden eingehende Untersuchungen über die 
Lebenseigentümlichkeiten des Krankheitserregers, über seine Abtötung mittels 
geeigneter Stoffe und über die Art seiner Einwanderung in den Körper an¬ 
gestellt. Auch ein innerhalb des Reichsgebietes an alle Steinkohlen-, Braun¬ 
kohlen- und Erzgruben versandter Fragebogen brachte Material über die 
stattgehabten Untersuchungen und ihre Ergebnisse und über die einzelnen 
zur Abwehr der Krankheit getroffenen Maßregeln. Die Ergebnisse der hier¬ 
nach ausgeführten Forschungen und Erhebungen sind in der vorliegenden 
Arbeit verwertet. 

Die einzelnen Abschnitte bringen: Geschichte und geographische Ver¬ 
breitung der Ankylostomiasis, der Krankheitserreger, die Krankheit serschei- 
nungen, die Behandlung der Wurmbehafteten, die Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Ankylostomiasis, die bei der Bekämpfung der Ankylostomiasis im Ober¬ 
bergamtsbezirke Dortmund erreichten Erfolge und aufgewendeten Geldmittel. 
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Als Anhang werden angefügt: 1. Bergpolizeiverordnung des Oberberg¬ 
amtes Dortmund, betr. Maßregeln zum Schutze der Gesundheit der Bergleute» 
sowie zur ersten Hilfeleistung bei Unfällen, vom 12. März 1900. 2. Berg¬ 

polizeiverordnung des Oberbergamtes Dortmund, betr. Maßregeln gegen die 
Wurmkrankheit der Bergleute, vom 13. Juli 1903. 3. Bergpolizeiliche An¬ 

ordnung, betr. Sicherheitsmaßregeln gegen die Wurmkrankheit (für verseuchte 
Zechen). 

Man muß es dem Kaiserlichen Gesundheitsamt zu Dank wissen, in 
klarer, übersichtlicher Weise auch bei dieser Krankheit durch Zusammen¬ 
stellung der bereits vorhandenen Forschungen, sowie durch Anstellung neuer 
ein mustergültiges Werkchen zur Veröffentlichung gebracht zu haben. Ein¬ 
zelne Kapitel sind mustergültig, beispielsweise die Abhandlung über den 
Krankheitserreger. S. Merkel (Nürnberg). 


Ghantemesse und Borrel: M0U0h.6S 6t CholÖra. (Les Actualites 
medicales.) Paris, J. B. Bailliere et fils. 96 Seiten. 1*50 Frc. 

Das Werkchen bietet eine sehr gute Übersicht über die gesamte Epi¬ 
demiologie der Cholera. Der historische Teil mit einem Kärtchen der gegen¬ 
wärtig herrschenden Epidemie reicht bis Ende 1905. Im zweiten Teile 
werden die Ausbreitungswege der Cholera auf große Entfernungen (trans- 
port), innerhalb einzelner Länder (propagation) und in befallenen Ortschaften 
(dissemination) eingehend besprochen. Die Rolle der Fliegen in letzterem 
Falle ist vielleicht etwas überschätzt, nimmt aber in dem Buche keinen 
so breiten Raum ein, wie der Titel vermuten läßt. Der die Prophylaxe be¬ 
handelnde Teil ist etwas kurz. — Das Werkchen ist zur Information über 
die einschlägigen Fragen sehr zu empfehlen. Kisskalt (Berlin). 


Otto Heller: Die Schutzimpfung gegen Lyssa. Versuche zur 
Herstellung eines nicht infektiösen Impfstoffes. Jena, Gustav Fischer. 
142 Seiten. Preis 4 M. 

Im ersten Teile der Arbeit stellt Verfasser einige neue Hypothesen über 
die Lyssa auf. Das Virus soll zwei Entwickelungstypen zeigen: Typus I sei 
der des Straßenvirus; bleibt bei wiederholter künstlicher Übertragung di© 
krankmachende Fähigkeit vorhanden, so beruhe dies auf der Ausbildung eine» 
neuen Typus II, der beim Virus fixe ausschließlich vorhanden sei. Al» 
Hilfshypothese nimmt Verfasser hinzu, daß auch außerhalb des Tierkörpers 
auf einem unbekannten Substrat eine Entwickelung stattfinde. Auf da» 
Unwahrscheinliche dieser Hypothesen kann hier nicht näher eingegangen 
werden; einige dagegen sprechende Gründe führt Verfasser selbst an, ohne 
sie genügend widerlegen zu können. — Im zweiten Teil führt Verfasser 
Versuche mit dem Gifte der Lyssa an, das er nach der Methode von Mac- 
fadyen (Gefrierenlassen und Verreiben) aus dem Gehirn lyssakranker 
Tiere hergestellt hat. Von zehn damit immunisierten Kaninchen erlag der 
subcutanen Impfung mit Lyssa keines, die Kontrolltiere erlagen ihr. Ver¬ 
suche mit cerebraler Impfung wurden nicht gemacht. 

Kisskalt (Berlin). 
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Kritiken und Besprechungen. 

Die Prostitutionsfrage in der Sohweiz und das schweize¬ 
rische Strafgesetzbuch. Materialien, Betrachtungen und Vor¬ 
schläge von Dr. jur. Theodor Weiss in Lausanne. Bern, Stämpfli 
u. Co., 1906. 8°. 236 S. 

Der Verfasser schildert nach einem kurzen, manches Interessante ent¬ 
haltenden historischen Überblicke im ersten Teile des Buehes die Zust&nde 
der Prostitution und ihre strafrechtliche Beurteilung, wie sie in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts in den hier in Betracht kommenden 
Kantonen und Städten Genf, Zürich, Bern, Neuenburg und Waadt (Lausanne) 
herrschten. Im Anschlüsse daran wird das Auftreten der Sittlichkeitsvereine 
und der Abolitionisten mit ihrem Eingreifen in die Gesetzgebungen be¬ 
sprochen; ihre Bestrebungen hatten in Genf, wo die Bordelle fortbestehen, 
keinen Erfolg, in Zürich, in Neuenburg und in Waadt führten sie jedoch 
zur Abschaffung der Bordelle und der Reglementierung, während in Bern 
die Protistuierten geduldet, aber nicht besonders beaufsichtigt sind. Im 
zweiten Teile werden die mehr oder weniger abolitionistisch beeinflußten 
Vorarbeiten zu dem zu erwartenden eidgenössischen Strafgesetzbuch ab¬ 
gehandelt, und im dritten Teile gibt der Verfasser kritische Betrachtungen 
und Vorschläge, in denen er die Bordellfrage vom sittlichen, hygienischen 
und staatsrechtlichen Standpunkte bespricht und das Verhältnis der Prosti¬ 
tution zum Strafgesetz sowie die Behandlung der Kuppelei erörtert. Der 
Stoff ist mit größter Unparteilichkeit behandelt, obwohl der Verfasser sich 
als Reglementarist bekennt, und die Darstellung verrät überall gründliche 
Kenntnisse, ein eingehendes Vertrautsein mit den Verhältnissen des prak¬ 
tischen Lebens und einen gesunden sozialen Blick. Das Buch, in dem u. a. 
die Ausführungen des Prof. Köhler und des Staatsrates Cornaz vom Ver¬ 
fasser mit Recht hervorgehoben werden, muß somit auch außerhalb der 
Schweiz als ein wichtiger und ernster Beitrag für das Studium der modernen 
Prostitutionsfrage empfohlen werden. Dr. Grün wald (Frankfurt a. M.). 


Die Syphilis, eine soziale Gefahr. Flugschrift der französischen 
Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. Von Prof. 
Dr. Alfred Fournier, Mitglied der Akademie der Medizin. Deutsch 
von Dr. med. Gaston Vorberg. Leipzig, Felix Dietrich, 1905. 
8°. 32 S. 

Die Schrift behandelt die durch die Syphilis bedingten Schädigungen 
des einzelnen und der Familie, die Vererbung der Syphilis mit ihren schäd¬ 
lichen Folgen für die Nachkommenschaft und ihr Verhältnis zur Entartung 
der Rasse. Die Darstellung gipfelt in genauen, zum Teil über Tausende von 
Fällen sich erstreckenden Statistiken, die die Verteilung der Spätsyphilis auf 
die einzelnen Organe, die Totgeburten und die Häufigkeit der Ansteckung 
in den verschiedenen Altersstufen beleuchten. Wenn auch z. B. die zwischen 
Syphilis und englischer Krankheit behaupteten Beziehungen wohl nicht 
durchweg Anerkennung finden werden, so ist doch die geistvoll und im 
besten Sinne populär geschriebene Broschüre auch in Deutschland als ein 
beachtenswertes Hilfsmittel im Kampfe gegen die Syphilis zu bezeichnen. 

Dr. Grünwald (Frankfurt a. M.). 
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Friedrich Lorentz: Sozialhygiene und Schule. Ein Beitrag 
zum Ausbau der hygienischen Forderungen moderner Sozialpäda¬ 
gogik. Hamburg, Leopold Voss. Gr. 8°, 162 Seiten. Preis 2’50 M. 

Es ist immer freudig zu begrüßen, wenn Schulmänner, welche sich in 
der medizinischen Literatur etwas umgesehen haben, durch entsprechende 
Schriften im Kreise ihrer Berufsgenossen Propaganda machen für die Lehren 
der Schulhygiene; auch der umfangreichen und fleißigen Arbeit von Lorentz 
kann man die Anerkennung nicht versagen. 

Der Verfasser ist allenthalben bemüht, auf Grund der zumeist detailliert 
wiedergegebenen theoretisch-wissenschaftlichen Grundlage jene Maßnahmen 
festzustellen, welche in der Schulpraxis vom Lehrer durchgeführt werden 
können und sollen. 

Die Vorschläge, welche Lorentz, ein erfahrener und belesener Schul¬ 
mann, diesbezüglich erstattet, kann man im allgemeinen gutheißen, aus¬ 
genommen jene, wo sich der Verfasser in rein medizinische Fragen etwas 
zu weit vorwagt. Referent ist seit vielen Jahren immer für ein Zusammen¬ 
wirken von Ärzten und Lehrern eingetreten, weil ohne dieses Zusammen¬ 
wirken eine praktische Schulhygiene einfach undenkbar ist. Nicht alles, 
was in hygienischen Instituten und am Studiertische, und was aus wissen¬ 
schaftlichen Experimenten erschlossen wurde, hat die Feuerprobe der prak¬ 
tischen Durchführbarkeit bestanden und ein maßgebendes Urteil über 
die letztere kommt der Lehrerschaft zu. Es ist deshalb eigentlich selbst¬ 
verständlich, daß die Lehrer mit den Grundzügen der Schulhygiene voll¬ 
kommen vertraut sein müssen; aber das befähigt sie noch nicht zu einem 
medizinischen Urteile: der Geist der Medizin ist nicht so leicht zu 
fassen, wie es viele pädagogische Fachleute, die über Schulhygiene schreiben, 
zu glauben scheinen. Es ist keine zünftige Eifersüchtelei, die dem Referenten 
diese prinzipiellen Einwendungen in die Feder diktiert, sondern wahres 
Interesse für die gute Sache, die durch mißverstandene Auslegung medizini¬ 
scher Forderungen nicht selten zu Schaden kommt. 

Durch diese Bemerkungen soll das Verdienst von Lorentz, bei seinen 
Berufsgenossen ein Interesse für das wichtige Gebiet der Schulhygiene rege 
gemacht zu haben, und der fraglose Wert der Arbeit nicht geschmälert 
werden; denn was das Buch an praktischen pädagogischen Vorschlägen vor¬ 
bringt, sichert ihm einen ehrenvollen Platz in der Fachliteratur. 

Das erste Kapitel erläutert „das Wesen der sozialen Hygiene und ihre 
Beziehungen zur Volksschule“. Lorentz tritt hierin mit Recht für die 
Unterweisung der Schüler in Hygiene ein. Das Muster für einen „Lehrplan“, 
das er nach der in einer Schule der Stadt Boston geltenden Vorschrift in 
deutscher Übersetzung wiedergibt, soll wohl nur ein Beispiel sein; denn eine 
genaue Befolgung dieses amerikanischen Musters wäre bei uns weder mög¬ 
lich, noch auch erwünscht. 

Das zweite Kapitel bespricht „die Bekämpfung der Tuberkulose und 
sonstiger Volkskrankheiten durch die Schule“. Vieles, sehr vieles in diesem 
Abschnitte ist ganz vortrefflich und beachtenswert; manchem aber, was eben 
rein medizinisch ist, kann nicht zugestimmt werden. Wenn Lorentz z. B. 
verlangt, daß der Lehrer die Schüler beim Sitzen und beim Stehen zu einer 
geraden Körperhaltung mahne, so ist das nur zu billigen, wenn er aber hin- 
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zufügt, daß der Lehrer „erforderlichen Falls u strafen soll, so muß dem 
entgegengetreten werden: ein skoliotisches oder kyphotisches Kind kann 
sich nicht gerade halten, wenn es sich auch noch so sehr anstrengt; solch ein 
Kind ist nicht zu strafen, sondern dem Arzte zuzuführen, der die krank¬ 
hafte schlechte Haltung behandeln muß. 

Oder wenn der Verfasser bei Besprechung der Diphtherie den Aus¬ 
spruch tut: „Die belegte Zunge eines Schülers, eine Anschwellung des 
Halses, verbunden mit Fieberzuständen sind dem aufmerksam beobachtenden 
Lehrer die untrüglichen (! Ref.) Zeichen zur Erkennung dieser Krank¬ 
heit“, so ist das kaum zutreffend. Es liegt zwar nichts daran, wenn der 
„aufmerksam beobachtende Lehrer“ jedes hebernde Kind mit und ohne 
Halsschmerz dem Arzte zuführt, aber die Diphtherie kann der Lehrer nach 
den oben angeführten Symptomen nicht diagnostizieren und soll es auch gar 
nicht. Genug der Beispiele, deren sich aus dem zweiten Kapitel noch einige 
anführen ließen. 

Der dritte Abschnitt: „Die Fürsorge für die geistig Minderwertigen 
und die mit Sprachgebrechen Behafteten“, ist dem Verfasser vollkommen 
gelungen, nicht minder auch das vierte und fünfte Kapitel: „Das Erwerbs¬ 
und Wohnungsleben der Volksschüler in sozialhygienischer Beziehung 1 * und 
„Maßnahmen der Volsschule in bezug auf die Sozialhygiene der Nahrung 
und Kleidung“. Da kann man fast jedes Wort mit unterschreiben, da kann 
man sich der sachkundigen Führung des Verfassers getrost anvertrauen. 

Alles in allem eine wohldurcbdachte Arbeit, die man angelegentlichst 
empfehlen kann. Alt schul (Prag). 


Dr. med. Alexander Hinterberger: Zur Frage des Unterrichts 
in Hygiene an Mittelschulen. Wien und Leipzig 1906. 
Wilhelm Braumüller. Kl. 8°, 20 Seiten. ; 

Der Verfasser ist den Lesern dieser Zeitschrift kein Fremder; seine 
trotz mannigfacher Schwächen höchst beachtenswerte (in demselben Verlage 
erschienene) Streitschrift: „Ist unser Gymnasium eine zweckmäßige In¬ 
stitution zu nennen?“ wurde im dritten Heft dieses Jahrganges bereits be¬ 
sprochen. Die vorliegende kleine Schrift ist die Detailausführung einer in 
der vorerwähnten Arbeit Hinterbergers gestellten Forderung: der Auf¬ 
nahme des Unterrichts in Hygiene in den Lehrplan der Gymnasien. 

Die Einschachtelung des hygienischen Unterrichts in andere Disziplinen, 
speziell dessen Eindicken in die der deutschen Sprache eingeräumten Lehr¬ 
stunden durch Aufnahme von Lesestücken hygienischen Inhaltes in die Lese¬ 
bücher, hält der Verfasser für ein total verfehltes Beginnen, hauptsäch¬ 
lich deshalb, weil die Hygiene nur von einem speziell hierfür geschulten 
Fachmann, also einem Arzt, welcher eine spezielle Prüfung über Hygiene 
abgelegt hat, vorgetragen werden kann. 

Hinter berger begründet diese Forderung in ausführlicher Weise und 
kommt zu dem Schlüsse, daß der Lehrer der Hygiene „die Wissenschaft vom 
Tage“ seinem Schüler übermitteln, d. h. imstande sein muß, die wissenschaft¬ 
lichen Forschungsresultate richtig und sofort zu verwerten, und das könne 
nur ein Arzt. Hinterberger gibt gleichsam als Programm derartiger 
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Vorträge die Kapitelüberschriften aus Gärtners Lehrbuch der Hygiene 
wieder und will außerdem eine Belehrung über die Gefahren, welche dem 
Jüngling bei dem Eintritt der Pubertät drohen, mit inbegriffen wissen. 

Für Schulen, die unter dem Niveau der Oberstufe einer Mittelschule 
stehen, läßt der Verfasser die Belehrung durch gelegentliche Zwischen¬ 
bemerkungen während des Unterrichtes und durch entsprechende Lesestücke 
gelten; er fordert aber Unterricht über Hygiene in den Lehrerbildungs¬ 
anstalten und Kontrolle der Lesestücke durch hierzu berufene Ärzte. 

Es ist ja nichts Neues, wie Hinterberger selbst betont, was in der 
kleinen, flott geschriebenen Broschüre geboten wird, aber es ist nicht über¬ 
flüssig, diese Ideen immer wieder von neuem zu verbreiten und eingehend 
zu begründen, und so kann Hinterbergers Schrift empfohlen werden. 

Auffallend ist es aber, daß der Verfasser es sich hat entgehen lassen, 
auf Ungarn hinzuweisen, wo schon im Jahre 1885 der damalige Unterrichts¬ 
minister Trefort die obligatorische schulärztliche Aufsicht in Mittelschulen 
eingeführt und den Schulärzten auch die Pflicht auferlegt hat, Hygiene zu 
lehren. Die Schulärzte in Ungarn führen deshalb auch den allerdings 
nicht vollberechtigten offiziellen Titel „ Professoren der Hygiene tt . Diese 
Einrichtung hat sich in Ungarn (wie unter anderen Prof. Liebermann 
auf dem Nürnberger schulhygienischen Kongresse ausführlich berichtete) 
sehr gut bewährt, und dennoch wäre es sehr gewagt, behaupten zu wollen, 
daß gerade dieser Modus überall der einzig empfehlenswerte ist. So wäre, 
um nur ein Beispiel hervorzuheben, die Unterweisung aller Mittelschüler 
durch einen Schularzt im Hauptamte — mit Recht wendet man sich jetzt 
immer mehr dieser Form der ärztlichen Schulaufsicht zu — praktisch un¬ 
durchführbar, und Referent vermag nicht einmal zuzugestehen, daß tatsäch¬ 
lich für den Unterricht in der Hgiene nur Ärzte berufen sind; ein durch 
obligate Vorlesungen an der Hochschule entsprechend vorgebildeter Mittel¬ 
schullehrer ist zweifellos auch befähigt, den Schülern ein genügendes Ver¬ 
ständnis bezüglich der wichtigsten Fragen der Gesundheitslehre beizu¬ 
bringen. Es ist dabei gar nicht nötig, ja nicht einmal erwünscht, den 
Mittelschüler mit allen neuen Forschungsergebnissen „sofort“ bekannt zu 
machen; der Mittelschüler soll doch kein Hygieniker werden, dem alle neuen 
Theorien geläufig sein müssen, er soll nur lernen, was für eine gesundheits¬ 
gemäße Lebensweise und was für die Volksgesundung an hygienischen 
Maßnahmen notwendig ist; nicht die mitunter recht wandelbare „Hygiene 
vom Tage“ soll er lernen, wie es Hinterberger verlangt, sondern die fest¬ 
stehenden und sicheren Errungenschaften der hygienischen Wissenschaft. 
Gute Lehrbücher, welche natürlich von sachkundigen Ärzten verfaßt sein 
müssen, können als Grundlage des Unterrichts benutzt werden, und in „neuen 
Auflagen“ können die (gewiß nicht allzu zahlreichen) den bisherigen An¬ 
schauungen direkt widersprechenden sicheren Forschungsresultate der 
Neuzeit immer noch rechtzeitig genug berücksichtigt werden. 

Übrigens gehört zu einem nutzbringenden Unterricht neben dem posi¬ 
tiven Wissen auch pädagogische Kunstfertigkeit, und wir erleben es 
selbst bei Hochschullehrern nicht gar zu selten, daß ein großer Gelehrter 
ein sehr schlechter Lehrer und umgekehrt mancher ausgezeichnete Lehrer 
nicht gerade ein Stern erster Größe am wissenschaftlichen Himmel ist. 
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Die Notwendigkeit eines Unterrichts in Hygiene in allen Schulen, 
nicht in den Mittelschulen allein, kann nicht bestritten werden, aber in der 
Personalfrage des Lehrers wird man nicht schabionisieren dürfen, schon des¬ 
halb nicht, weil, wenn man das Problem nicht nur auf dem Papiere lösen 
will, im praktischen Leben leider auch die Geldfrage, der Ausgabeetat für die 
Lehrer in Hygiene, eine wichtige Rolle spielt. Man wird individualisieren, 
d. h. man wird sich nach lokalen Verhältnissen richten müssen. Sind ge¬ 
nügende Mittel vorhanden und steht eine entsprechende Anzahl für den 
Unterricht befähigter Ärzte zur Verfügung — namentlich wo Schulärzte 
angestellt sind — dann ist natürlich der ärztliche Lehrer allen anderen vor¬ 
zuziehen; wo dieses aber nicht zutrifft, wird man deswegen nicht auf den 
Unterricht in Hygiene für die Schüler verzichten müssen, dann können ent¬ 
sprechend vorgebildete Pädagogen immer noch sehr ersprießlich wirken. 

Daß die Hygiene zum obligaten Unterrichtsgegenstand werde, das 
ist die Hauptsache, das Wie? ist schließlich doch eine cura posterior. 

Altschul (Prag). 


VolkswoMfahrt und Volksgeselligkeit nach den Erfah¬ 
rungen des Dresdener Vereins „Volkswohl“. Heraus¬ 
gegeben von diesem Verein. Dresden, in Kommission bei 0. V.Böhmert, 
1906. 127 S., mit 26 Bildern und einem Plane. 2 M. 

Wer die Tätigkeit des im Titel genannten Vereins kennt — und wer 
kennte sie nicht in rühmlichster Weise? — wird mit Recht vermuten, daß 
er in der vorliegenden Schrift ungemein viel Lehrreiches finden kann und 
daß die genaue Beschreibung der vielen mustergültigen Schöpfungen und 
Leistungen des Vereins zur Begründung ähnlicher gemeinnütziger Unter¬ 
nehmungen zu verhelfen vermag. Möchte es in umfangreichem Maße ge¬ 
schehen! Wie notwendig die Pflege der Volksgeselligkeit und ihre Ver¬ 
edelung ist, das empfindet heutzutage alle Welt, und glücklicherweise ist 
man überall in Stadt und Land emsig um sie bemüht. Den Gebenden er¬ 
wächst daraus ebenso großer Nutzen wie den Empfangenden. Der vielleicht 
besten Resultate vermag sich Dresden zu rühmen, wo schon früh — bereits 
vor zwei Jahrzehnten — durch ein „Komitee für Volkswohl“ die ersten 
Volksunterhaltungsabende veranstaltet wurden. Alsdann schritt man dort 
zur Gründung ständiger Erholungsstätten und schuf „Volksheime“, deren es 
nun schon sieben gibt. Wie sie sich entwickelt haben, wie sie verwaltet 
werden, wie ihre Ausbreitung und Ausgestaltung wuchs, das erfährt der Leser 
mit Freude aus der vorliegenden Schrift, welche zweifellos beispielgebend und 
anregend nach vielen Seiten wirken wird. Die Dresdener Volksheime dienen 
nicht bloß der Unterhaltung, Erholung, Fortbildung, sondern sie sind zu¬ 
gleich Mittelpunkt für die Förderung anderer sozialpolitischer Aufgaben, 
z. B. Lehrlings- und Mädchenheime. Ein Verein von etwa 6000 Mitgliedern 
aus allen Teilen der Bevölkerung bietet ihnen Halt und Hilfe — er hat 
bekanntlich auf der Pariser Weltausstellung von 1900 die goldene Medaille 
erhalten. Allen Gemeinden kann man zurufen: Gehet hin und tuet des¬ 
gleichen! Landsberger (Charlottenburg). 
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Hermann Dekker: LöböüSrätSöl. Der Mensch, biologisch dargestellt. 

2 Teile in einem Bande. 209 und 231 S. Mit Abbildungen. Stuttgart, 

Ernst Heinrich Moritz, 1906. 

Von dem dankenswerten Bestreben ausgehend, dem Laienpublikum 
eine nicht allzu umfangreiche und dennoch erschöpfende Darstellung des 
Menschenleibes und seiner Funktionen und zugleich seines Ent- und Bestehens, 
wie seines Vergehens zu liefern, hat Verfasser ein Buch geschrieben, in dem 
eine Fülle von Tatsachen und wissenschaftlichen Lehren niedergelegt ist, 
ohne daß sie systematisch aneinandergereiht sind. Wer sich über eine 
Einzelfrage aus physiologischem oder pathologischem Gebiete Auskunft holen 
wollte, wird sie nicht leicht bestimmt zu finden wissen. Wer aber mühelose 
Blicke in die Gesamtlehre vom Menschen und von seiner Stellung in der Natur 
tun will, mag durch die einzelnen Abschnitte befriedigt werden können, in 
denen er in zwangloser und geistreicher Plauderei informiert wird — 
nicht bloß über Leib und Seele und ihre Funktionen, sondern zugleich über 
vergleichende Anatomie, Anthropologie, Geschichte der Medizin und allerlei 
Zugehöriges. Unklar bleibt uns die Wahl des Haupttitels, denn der Ver¬ 
fasser will keine Rätsel formulieren und lösen, sondern, wie gesagt, wissen¬ 
schaftliche Kenntnisse zur Verhütung von Pfuscherei verbreiten. Der Titel 
„Der Mensch, biologisch dargestellt“ hätte allein dieser Absicht besser 
entsprochen. Jedenfalls wird das Buch, gerade weil es unsystematisch ist 
und unzählige Themen anschlägt, mit Recht vielen Anklang finden, und es 
hätte gar nicht der vielen allzu variierenden und etwas sensationellen Seiten¬ 
überschriften bedurft, um zum Lesen anzulocken. Bei der Überfülle des 
vom Verfasser verwandten Materials kann es uns nicht beifallen, Einzel¬ 
heiten diskutieren zu wollen. Landsberger (Charlottenburg). 


Der Aberglaube in der Medizin. Von Prof. Dr. D. von Hanse¬ 
mann. („Aus Natur und Geisteswelt.“ Sammlung wissenschaftlich¬ 
gmeinverständlicher Darstellungen aus allen Gebieten des Wissens. 
83 Bändchen.) Leipzig, B. G. Teubner. IV. u. 133 S. 8°. Geh. M. 1—, 
geschmackvoll geb. M. 1‘25. 

Der Aberglaube besteht in unserer Zeit mehr noch, als man gewöhnlich 
glaubt, nicht bloß bei den Bauern auf dem Dorfe, sondern gerade bei den 
sogenannten Gebildeten in den Städten. Es ist deshalb mit Freuden zu 
begrüßen, wenn von sachverständiger Seite die Schäden, die der Aberglaube 
anrichtet, mit schonungsloser Offenheit einmal aufgedeckt werden. Verfasser 
spricht nach einer kurzen Vorrede zunächst vom Aberglauben und seiner 
Entstehung, dann von dem Aberglauben bei der Geburt, bei den Geschlechts¬ 
krankheiten, bei den Geisteskrankheiten und in der Heilkunst. Der letzte 
Abschnitt ist der Kurpfuscherei gewidmet und macht auf die großen 
Gefahren aufmerksam, die dem Publikum durch die Kurpfuscher drohen, 
indem die wirkliche Heilung der Krankheiten nicht nur verzögert, sondern 
manchmal gänzlich vereitelt wird. 

Das Bftchelchen verdient Verbreitung in den weitesten Kreisen. 

R. Blasius (Braunschweig). 
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Wohnungsenqueten der Ortskrankenkasse für den Ge¬ 
werbebetrieb der Kaufleute, Handelsleute und Apo¬ 
theker in Berlin. 

Der Vorstand der Berliner Ortskrankenkasse für Kaufleute, Handels¬ 
leute und Apotheker hat in rühmenswerter Weise seit mehreren Jahren 
Wohnungsermittelungen bei einem Teile der erwerbsunfähig erkrankten 
Mitglieder vorgenommen und übergibt den in ihrem eigenen Verlag erschie¬ 
nenen, von Albert Kohn bearbeiteten Bericht über die Wohnungsenquete 
von 1905 der Öffentlichkeit. — Aus den Tabellen ergibt sich, daß (nach ab¬ 
gerundeten Ziffern) in Räumen bis zu 15 qm Grundfläche 32 Proz. der er¬ 
krankten Männer und Frauen, in Räumen von weniger als 10qm Grund¬ 
fläche 9 Proz. der Männer, 8 Proz. der Frauen wohnten. In Räumen von 
weniger als 2*50 m Lichthöhe wohnten rund 8 Proz., in solchen von weniger 
als 2*25 m Höhe rund 2 Proz. der Erkrankten. Unter dem Höhenmaß 
von 2*50 m blieben 37 Proz. der Kellerwohnungen und 50 Proz. der Dach¬ 
wohnungen zurück. 

Verlangt man für einen Erkrankten einen Mindestluftraum von 20 cbm, 
so entbehrten des genügenden Luftraumes 3690 = rot. 52 Proz. der Männer 
und 2932 = rot. 48 Proz. der Frauen, oder nach Vorder-und Hinterhäusern 
verteilt: 49 Proz. der Männer und 47 Proz. der Frauen in Vorderhäusern 
bzw. 54 Proz. der Männer und 50 Proz. der Frauen in Hinterhäusern. 
Weniger als 10cbm Luftraum hatten von 6379 Vorderhausbewohnern 
1151 oder 18 Proz., von 6842 Hinterhausbewohnern 1375 oder 2 0 Proz. 
(Räume von 70 cbm Inhalt und mehr sind dabei außer Betracht geblieben). Die 
Unterscheidung der Wohnungen in Vorder- und Hinterhäusern ist dabei 
leider nicht so durchgeführt, wie es im hygienischen Sinne erwünscht ge¬ 
wesen wäre; von Bedeutung ist nicht so sehr die Lage, ob im Vorder- oder 
Hinterhause, als vielmehr die Lage der Räume, ob an der Straße oder am 
Hofe. Und bei den Hofwohnungen wäre auch zu unterscheiden die Lage, 
ob am umbauten Hofe oder am freien Blockinnern; letzteres ist allerdings 
in Berlin eine Seltenheit. Der Verfasser des Berichtes errechnet statt der 
von uns angegebenen Zahlen 16*3 Proz. bzw. 15*3 Proz. Räume in Vorder- 
hzw. Hinterhäusern, die der Mindestforderung von 10 cbm Luftraum pro 
Kopf nicht genügen; er hält ferner diese, auch im preußischen Wohnungs¬ 
gesetzentwurf aufgestellte Forderung für unzureichend. Darin mag er nicht 
Unrecht haben; immerhin aber zeigt die Enquete, daß der Fortschritt ein 
bedeutender wäre, wenn die Forderung von 10 cbm gesetzlich festgelegt und 
wohnungspolizeilich durchgeführt würde. Und weitere Fortschritte wären 
ja nicht ausgeschlossen. Jedenfalls würde eine Vorschrift von 20 cbm Mindest¬ 
luftraum, den gegenwärtig die Hälfte der untersuchten Wohnungen dem ein¬ 
zelnen Bewohner nicht zur Verfügung stellt, undurchführbar sein. 

Von den in ihren Familien lebenden Patienten wohnten 21 Proz. vier 
Treppen hoch, 2*7 Proz. im Dachgeschoß, 5*2 Proz. im Keller. Bei den in 
Schlafstelle (oder möbliert) wohnenden Kranken stellten sich diese Prozent¬ 
sätze auf 19 Proz., 3*5 Proz. und 4 Proz. Gegen Keller- und Dachwohnungen 
erhebt der Berichterstatter die schwersten Bedenken. In Schlafstelle (oder 
möbliert) wohnten überhaupt 19 Proz. der Erkrankten und zwar 24 Proz. 
der Männer, 15 Proz. der Frauen; gegen die Ermittelung des Vorjahres sind 
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diese Zahlen um 5 Proz. gestiegen. Die überwiegende Mehrzahl der Haus¬ 
haltungen mit Schlafleuten entfällt, wie bekannt, auf die Kleinwohnungen 
von ein bis drei Räumen. 


Es betrugen in runden Ziffern 

i 

in Familien 

Proz. 

in Schlafstellen 

Proz. 

Die Erkrankungen der Lunge. 

12 

12 

Die Erkrankungen der übrigen Atmungsorgane . 

7-5 

7*5 

Neurasthenie und Hysterie. 

35 

4 

Sonstige Nervenleiden. 

4*5 

4*5 

Rheumatische Erkrankungen der Männer .... 

»' 13-5 

l 1 

„ „ der Frauen .... 

9 

1 7*5 

Akute Infektionskrankheiten. 

1 8 

6*5 

Sonstige Krankheiten . 

53 

56 


Der Bericht stellt ferner fest, daß eine stete Zunahme derjenigen Woh¬ 
nungen stattfindet, die nur aus einem Raume bestehen, daß nur etwa 17 Proz. 
der Erkrankten (auch der Lungenkranken) einen Schlafraum für sich allein zur 
Verfügung hatten, während 20'5 Proz. der Männer und 18*5 Proz. der Frauen 
in Wohnungen untergebracht waren, die überhaupt nur aus einem Raume be¬ 
standen. Die Zahl der Räume, in welchen vier und mehr Personen schlafen, 
ist gestiegen. Für die Bekämpfung des Schlafstellenwesens erscheint die 
Errichtung von Ledigenheimen immer dringender notwendig. 

Was die Aborte betrifft, so ergeben die Tabellen, daß im Vorderhaus© 
nur 42 Proz., im Hinterhause nur 34 Proz. der Erkrankten Aborte benutzten, 
auf welche bis zu fünf Personen angewiesen waren. Mit fünf bis zehn Per¬ 
sonen teilten die Abortbenutzung 35 bzw. 38 Proz., mit 11 bis 15 Personen 
14 bzw. 16 Proz., mit 16 bis 40 Personen und mehr 9 bzw. 12 Proz. Es 
ist leider nicht ermittelt worden, wie viele von den Aborten für eine, zwei 
oder mehr Familien dienten; man darf aber aus den Zahlen folgern, daß 
mindestens die Hälfte aller Aborte von mehr als einer Haushaltung benutzt 
wird — was im hygienischen und sozialen Sinne eine recht bedenkliche Er¬ 
scheinung ist. 

Aus der angegebenen Verteilung der Krankheiten auf die verschiedenen 
Lebensalter würden sich mehr Schlüsse ziehen lassen, wenn auch die Ver¬ 
hältniszahlen zu den Gesunden mitgeteilt wären. Die Hinterhauswohnungen 
erweisen sich in bezug auf Erkrankungen im allgemeinen ungünstiger als in 
Wohnungen im Vorderhause. Unter den Lungenkranken waren von 22 Proz. 
der Männer und 29 Proz. der Frauen bereits Familienmitglieder an Lungen¬ 
leiden erkrankt, und zwar bei den Männern in 52 Proz. der Fälle Eltern, 
in 37 Proz. Geschwister, in 6 Proz. Kinder, in 5 Proz. Ehegatten; bei den 
Frauen lauten dieselben Zahlen 41, 32, 10 und 13 Proz. Auffallend ist die 
große Zahl der bereits lungenkranken Eltern. Von den lungenkranken Fa¬ 
milienmitgliedern waren 4 Proz. geheilt, 77 Proz. gestorben, 19 Proz. noch 
krank. 

Unter den erwerbsunfähigen Kranken überwiegen auffallend stark die 
von auswärts zugezogenen Personen, eine Erscheinung, deren Aufklärung 
vielleicht durch spätere Ermittelungen ermöglicht werden wird. Eine höchst 
traurige Sache aber ist es, daß im Jahre 1904 18 Proz. der lungenkranken 
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Männer nnd 28 Proz. der lungenkranken Frauen, im Jahre 1905 16 und 
19 Proz., ihr Bett mit anderen Personen teilten! 

Der Berichterstatter veranschaulicht schließlich 49 mangelhafte Woh¬ 
nungen durch Beschreibungen und deren 12 durch Photographien und teilt 
den verwendeten Fragebogen mit. Obwohl wir letzteren für verbesaerungs- 
fähig halten, auch bezweifeln möchten, daß alle einzelnen Angaben ohne 
Ausnahme zuverlässig sind, scheinen uns doch die gefundenen Ergebnisse 
von großem Werte zu sein und zum Teil eine sehr beredte Sprache zugunsten 
einer tatkräftigen Wohnungsreform, namentlich zugunsten der Wohnungs¬ 
inspektion und der Wohnungsämter, zu sprechen. Trotz mancher Fort¬ 
schritte entsprechen die Berliner Kleinwohnungen durchaus noch nicht den 
berechtigten hygienischen und sozialen Forderungen. Auch bei dem nun 
einmal in Berlin herrschenden System der Mietskasernen sind entschiedene 
Verbesserungen anzustreben und möglich. J. St. 


Dr. med. W. H a n a u e r, Arzt in Frankfurt a. M.: Di© ArböitöP- 

wohnungsfrage in Deutschland am Beginn des 20. 

Jahrhunderts. Vom ärztlich-hygienischen Standpunkt beleuchtet. 

Schumanns medizinische Volksbücher. Leipzig 1903. J. F. Wilhelm 

Schumanns Verlag. 

Das Werkchen ist schon einige Jahre alt und vermag wesentlich Neues 
kaum zu bieten; die Darstellung ist aber eine so klare und sachgemäße, 
daß ihm die weiteste Verbreitung gewünscht werden muß. Der Verfasser 
teilt seine Erörterungen in fünf Abschnitte: 1. Hygienische Mindestforde¬ 
rungen an Arbeiterwohnungen. 2. Die tatsächlichen Wohnungszustände. 
3. Die Folgen der Wohnungsnot. 4. Die Ursachen der Wohnungsnot. 5. 
Abhilfemaßregeln. So will der Verfasser die Arbeiterwohnungsfrage nicht 
nur in den hygienischen, sondern auch in allen ihren vielfachen Beziehungen 
zu kommunalpolitischen, finanziellen, Steuer- und verkehrspolitischen Fragen 
darlegen. 

In dem ersten Abschnitt sieht der Verfasser eine Überfüllung schon als 
vorhanden an, wenn mehr als drei Bewohner auf ein Zimmer entfallen. Er 
verlangt wenigstens 20 cbm Wohnraum (10 cbm Schlafraum) auf jeden Er¬ 
wachsenen; ferner bei mehr als drei Bewohnern mindestens zwei Räume 
und außerdem Küche, Keller und Abort. Für jede Familie einen eigenen 
Abort, der am besten innerhalb des abgeschlossenen Wohnungsflures liegt, 
unmittelbar beleuchtet und gut lüftbar ist. Keller- und Dachwohnungen 
sind am besten ganz zu verbieten, jedenfalls aber baulich so einzurichten, 
daß sie die Gesundheit nicht schädigen. Mit der Dichtigkeit der Bevölke¬ 
rung steht die Sterblichkeit in einem gewissen Zusammenhänge; Miets¬ 
kasernen bieten, obwohl mit ihnen nicht unbedingt gesundheitliche Gefahren 
verbunden sein müssen, doch so viele Nachteile, daß der Ruf nach mög¬ 
lichster Einschränkung dieser Massenwohnungen gerechtfertigt erscheint. 
Je weniger dicht und je weiträumiger, desto gesunder; dafür zu sorgen 
ist Sache der Bauordnung (und Wohnungsordnung). 

Nach einer Schilderung der tatsächlichen Wohnungszustände zeigt Ver¬ 
fasser die Folgen der Wohnungsnot auf gesundheitlichem Gebiete: Blutarmut, 
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Neigung zur Skrofulöse und namentlich Tuberkulose, ferner mangelhafte 
körperliche Entwickelung der Kinder, endlich Geschlechtskrankheiten (infolge 
des Schlafgängerunwesens). Die Abhängigkeit der Sterblichkeitsziffer von 
der Wohnungsdichtigkeit ist zahlenmäßig erkennbar, und die Gefahren 
drohen besonders der den Mietskasernen entsprießenden nächsten Generation. 
— Als Hauptursachen der Wohnungsnot werden angegeben verkehrte Boden¬ 
politik, mangelhafte Bauordnung und Auswüchse der Boden- und Bauspeku¬ 
lation. Der wichtigste und umfangreichste Abschnitt bezieht sich auf die 
Abhilfemaßregeln. Hier werden in bezug auf die Neuherstellung von 
Wohnungen die Aufgaben der Gemeinden, der Arbeitgeber, der gemein¬ 
nützigen Vereine, der Baugenossenschaften, der Versicherungsanstalten, end¬ 
lich des Reichs und der Bundesstaaten ausführlich und sachgemäß erörtert; 
und ebenso wird die Bekämpfung ungesunder und schlechter oder überfüllter 
Wohnungen an der Hand der Gesetzgebung dargelegt. Wohnungsordnungen, 
Wohnungsinspektion, Sanierungsmaßregeln werden besprochen; kaum eine 
Frage gibt es auf dem Gebiete der modernen WohnuDgsfürsorge, die der Ver¬ 
fasser nicht in den Kreis seiner Erörterungen zieht. Leider fehlt für die 
rasche Orientierung ein Inhaltsverzeichnis. Dennoch aber muß die schon 
eingangs ausgesprochene Empfehlung des verdienstlichen Werkchens zum 
Schlüsse nochmals wiederholt werden. J. Stübben (Berlin). 


Prof. Dr. Rudolf Emmerich in München und Dr. Friedrich Wolter in 
Hamburg: Die Entstehungsursaolieii der Gelsenkirolieiier 
Typhusepidemie von 1901. 

Die Verfasser, bekanntlich Schüler v. Pettenkofers, haben die vor¬ 
liegende Monographie als n Jubiläumsschrift zum 50 jährigen Gedenken der 
Begründung der lokalistischen Lehre Max v. Pettenkofers* 1 herausgegeben. 
Wie auf dem Titelblatt vermerkt und in der Vorrede des Dr. Wolter aus¬ 
führlich begründet ist, sind die Ursachen der in neuerer Zeit in Tages- und 
Fachpresse viel besprochenen Epidemie unter Berücksichtigung der für die 
Verhandlungen des Gelsenkirchener Prozesses erstatteten Sachverständigen¬ 
gutachten dargestellt. Dem Andenken v. Pettenkofers soll die Schrift 
deshalb gewidmet sein, weil den Autoren ihrer Ansicht nach der Nachweis 
geglückt ist, daß „die Tatsachen der Entstehung und des Ablaufes auch 
dieser Epidemie ein neuer Beweis für die Richtigkeit der Pettenkoferschen 
Lehre sind“. 

Als die Typhusepidemie in Gelsenkirchen ausgebrochen war, entsandte 
das Preußische Kultusministerium eine Kommission, die von Robert Koch 
geleitet wurde. Diese Ministerialkommission kam ebenso wie die Königl. 
preußische wissenschaftliche Deputation für das Medizinalwesen zu der in 
einem Gutachten bzw. Obergutachten niedergelegten Überzeugung, daß die 
„Typhusepidemie durch den Gebrauch des Trinkwassers verursacht wurde, 
und daß es, wenn auch nicht sicher, so doch sehr wahrscheinlich ist, daß 
der Infektionsstoff, nämlich die Typhusbazillen, durch die Beimengung des 
rohen Ruhrwassers vermittelst des Stichrohres in das Wasser eingeführt 
worden ist“. 
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Gegen diese Auffassung wendet sich nun die vorliegende Schrift. Sie 
unterzieht den „in dem Gutachten geführten Indizienbeweis für die Wasser¬ 
infektion einer eingehenden Nachprüfung u und gibt ferner „eine eingehende 
Darstellung der Entstehungsursachen der Epidemie vom Pettenkofer- 
schen Standpunkte aus u . 

Was den letzten Teil der Ausführungen betrifft, welche die Verfasser 
machen, so kommt hier der seit lange bestehende Gegensatz zwischen den 
Anhängern der älteren Bodentheorie und den Vertretern der neueren Richtung 
über die Verbreitung des Typhus durch Trinkwasser und Kontakt deutlich 
zum Ausdruck. Es läßt sich eine ersprießliche Argumentation aber mit 
denjenigen nicht führen, die, wie z. B. Wolter, behaupten, den Beweis er¬ 
bracht zu haben, daß das Auftreten der Cholera in Hamburg von 1831 bis 
1893 mit den Pettenkof er sehen Bodentheorien sich allein erklären ließe. 
Wer sich den Beweisführungen der Bakteriologen, die wegen ihrer bakteriolo¬ 
gischen Kenntnisse nicht weniger gute Epidemiologen zu sein brauchen als 
die Anhänger der Pettenkof er sehen Bodentheorien, über Trinkwasser¬ 
epidemien, über die Lebenseigenschaften der Typhusbazillen und die Schluß¬ 
folgerungen aus ihnen für die sogenannte Bodentheorie verschließt, wird 
nicht als objektiv betrachtet werden können. 

Tatsächlich zieht sich in der an erster Stelle veröffentlichten Arbeit 
von Wolter bei der Erörterung der Frage, ob im Herbste 1901 im Seuchen¬ 
gebiete die örtlichen und zeitlichen Bedingungen nachweislich vorhanden 
waren, aus welchen nach den Lehren der epidemiologischen Forschung 
(v. Pettenkofer) an einem Orte, wo der Typhus endemisch immer vor¬ 
kommt, ein epidemisches Auftreten der Seuche zu resultieren pflegt, die ein¬ 
seitige subjektive Auffassung des Autors durch die ganze Darstellung. Bei 
der Behandlung der bakteriologischen Fragen geht Wolter in seiner Skepsis 
zu weit oder macht Schlüsse, denen wir nicht folgen können. Weil Koch 
und viele andere jetzt die Ansicht vertreten, daß Typhusbazillen sich im 
Wasser nicht lange halten, ist damit keineswegs gesagt, daß Trink wasser 
nicht Typhusbazillen enthalten kann. Die Typhusbakterien gehen nicht inner¬ 
halb weniger Stunden, wie Wolter annimmt, sondern oft erst nach 5, 10 bis 
15 Tagen im Wasser offener Flußläufe, Seen usw. zugrunde. 

Wenn Wolter seine Betrachtungen in die vier Sätze zusammenfaßt: 

„1. Im Seuchengebiet waren im Herbst 1901 alle örtlichen und zeit¬ 
lichen Bedingungen nachweislich vorhanden, aus welchen nach den Lehren 
der epidemiologischen Typhusforschung an einem Orte, an welchem der 
Typhus endemisch nicht vorkommt, ein epidemisches Auftreten der Seuche 
zu resultieren pflegt; 

2. aus diesen nachweislich vorhandenen Faktoren der örtlichen und 
zeitlichen Disposition für die Typhusentstehung ist das Auftreten der Epi¬ 
demie zu erklären; 

3. dem streng lokalen Charakter der Seuche entsprechend findet die 
Verschiedenheit des Befallenseins der einzelnen Teile des Seuchengebietes 
und die räumliche Begrenzung der Epidemie ihre Erklärung in örtlichen 
Verhältnissen; 

1. die Verhältnisse der Wasserversorgung sind an der Entstehung und 
Ausbreitung der Epidemie ätiologisch nicht beteiligt“, 

Vierteljahraschrift für Gesundheitspflege, 1906. 52 
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so hat er apodiktisch Dinge behauptet, für die Referent die Beweise 
nicht erbracht sieht. Die Trink wassertheorie, für welche sich auch die 
wissenschaftliche Deputation, wenn auch mit einer gewissen Zurückhaltung, 
ausgesprochen hat, ist heutzutage so gut begründet, daß man ihre lichtvollen 
Lehren ganz anders widerlegen muß, als esWolpert gelungen ist. Welche 
Beweise hat Wolpert beispielsweise dafür erbracht, daß, wie er behauptet 
(um einige Beispiele herauszugreifen), 1. es noch völlig unklar ist, wie und 
unter welchen Umständen die Typhusbakterien in den Körper des Menschen 
übergehen und ihn krank machen, 2. die Lokalität den Menschen zur Er¬ 
krankung disponiert, oder 3. die Lokalität etwas hervorbringen kann, was 
dem eingeschleppten Krankheitskeim geradezu feindlich ist oder das die 
Menschen dagegen immunisiert? 

Das sind alles Hypothesen, die nicht bewiesen sind und sich wohl nie 
beweisen lassen werden. Man sollte doch nun endlich die alten, längst 
widerlegten Bodenhypothesen so ruhen lassen, wie die Typhus- und Cholera¬ 
bakterien, die etwa in den Boden gelangen, dort meistens unschädlich ruhen 
und zugrunde gehen. 

Was nun die Arbeit Emmerichs betrifft, so ist sein Standpunkt be¬ 
züglich unseres Wissens über die Verbreitung des Typhus mit demjenigen 
aller Hygieniker unvereinbar, welche die Typhusbazillen als Erreger deB 
Typhus anerkennen. Als ein Beispiel für die Art, wie Emmerich seine 
Ansichten beweisen will, die dem Pettenkofersehen Standpunkt, wie er 
vor 30 Jahren von der Münchener Schule vertreten wurde, entsprechen, 
mögen die Versuche mit Protozoen und Typhusbazillen kurz besprochen 
werden. Emmerich hat Wasser aus dem Eibergbach, d. i. jenem stark 
verunreinigten und mit Typhus infizierten Wasserlauf, aus welchem Wasser in 
die Ruhr und von dort in das Stichrohr des Wasserwerkes gelangte, sowie 
Ruhrwasser mit Typhuskulturen versetzt und untersucht, innerhalb welcher 
Zeit die Bazillen darin zugrunde gehen. Nach 70 bis 105 Stunden konnte 
er durch das Kulturverfahren keine Typhusbazillen mehr in den infizierten 
Wasserproben nachweisen. Da in den gleichen, sterilisierten Wasserproben 
sich die Typhusbazillen dagegen tagelang hielten, sollen nach Emmerich die 
zahlreichen Protozoen der Ruhr und des Eibergbaches die Typhusbazillen 
vernichten und also verhindern, daß diese Wässer, wenn sie infiziert werden, 
zur Verbreitung von Typhus führen. Durch diese, bisher noch von keiner 
Seite ^bestätigten Laboratoriums versuche will Emmerich die wissenschaft¬ 
liche Unhaltbarkeit der Trinkwassertheorie bewiesen haben. Sein intran¬ 
sigenter Standpunkt führt ihn immer wieder zur Bodentheorie zurück, zu 
deren Stütze er auch verschiedene Versuche angestellt hat. In reinen Boden¬ 
proben gehen nach seinen Untersuchungen die Typhus- und Cholerabakterien 
infolge Mangels der nötigen Nährstoffe rasch zugrunde, in den verunreinigten, 
wie sie sich im Ruhrgebiet, speziell in Gelsenkirchen finden, vermehren sie sich 
aber und halten sie sich längere Zeit. Diese Tatsache, zusammen mit der nach¬ 
gewiesenen Verunreinigung des Bodens, dem Stande des Grundwassers und 
Ruhrwassers im Herbst 1901, soll nach Emmerich die Erklärung für das 

l ) Es wäre namentlich notwendig, Anreicherungsverfahren zum Nachweise 
der Typhusbazillen heranzuziehen. 
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Zustandekommen der Typhusepidemie geben. Es hieße den ganzen Streit 
um die Bodentheorie, der ja längst zu ungunsten dieser Theorie entschieden 
ist, wieder auf leben lassen, wollte man in eine ausführliche Besprechung der 
Emmerich sehen Ausführungen eingehen. Dem Referenten und jedem, der 
die Begründung des „Indizienbeweises“ kennt, wie ihn die Anhänger der 
Bakteriologie und Trinkwassertheorie liefern, ist es unverständlich, wie die 
Anhänger der Pettenkof er sehen Theorien die lichtvollen Lehren und die 
vielen Tatsachen der bakteriologischen Forschung, durch welche wir die 
Epidemiologie des Abdominaltyphus allein verstehen können, ignorieren 
oder mißverstehen. Es hieße Eulen nach Athen tragen oder Wasser ins 
Danaidenfaß schöpfen, wollte man anfangen, die gesamten Ausführungen 
von Wolpert und Emmerich in den Einzelheiten zu widerlegen. Die 
genannten Autoren und alle, welche ihnen noch Folgschafi unter den Ärzten 
leisten, wird man nicht überzeugen — sonst wäre es schon vorher geschehen. 
Die überwältigende Mehrzahl der gebildeten Ärzte braucht aber diese Be¬ 
weise nicht noch einmal aufgezählt zu erhalten. Für sie ist der Indizien¬ 
beweis, daß die Typhusepidemie in Gelsenkirchen durch infiziertes Trink¬ 
wasser verursacht war, erbracht. W. Kolle (Bern). 
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Neu erschienene Schriften über öffentliche 
Gesundheitspflege. 

(111. Verzeichnis.) 


1. Allgemeines. 

AbrahaU, W. Hoskyn: The Health Reader. With and Introduction by Sir Victor 
Horsley. Illust, with 4 Coloured Plates and 47 black and white figures. Cr. 
8vo, pp. XV—277. Cassell 1/9. 

Ahlfeld, Geh. Med.-R. Dir. Prof. Dr. Frdr.: Nasciturus. Eine gemeinverständ¬ 
liche Darstellung des Lebens vor der Geburt und der Rechtsstellung des 
werdenden Menschen, für Juristen, Mediziner und gebildete Laien verfaßt 
(VII, 92 S. mit 30 Abbildungen). Lex.-8°. Leipzig, F. W. Grunow, 1906. 2 M. 

Arbeiten aus dem kaiserl. Gesundheitsamte. (Beihefte zu den Veröffentlichungen 
des kaiserl. Gesundheitsamtes.) 24. Bd., 2. (Schluß-)Heft. (S. 181—345, mit 
1 färb. Tafel.) Lex.-8°. Berlin, J. Springer, 1906. 6M. (Die Abnehmer der 
Veröffentlichungen des kaiserl. Gesundheitsamtes erhalten die Arbeiten zu 
einem um 20 Proz. ermäßigten Preise.) 

Arbeiten aus dem kgl. Institut für experimentelle Therapie zu Frankfurt a. M. 
Herausgegeben von Geh. Med.-R. Prof. Dr. P. Ehrlich. Lex.-8°. 2. Heft: 
Otto, *R.: Die staatliche Prüfung der Heilsera. Mit 8 Figuren. (Aus der 
prüfungsteohnischen Abteilung.) (86 S.) Jena, G. Fischer, 1906. 3 M. 

Arbeiter-Gesundheits-Bibliothek, herausg. unter Leitung von Dr. Zadek. 
(Neue Auflage.) 8°. 7. Heft: Gebert, Dr. Ernst: Geschlechtsverkehr und 
Geschlechtskrankheiten. Zweite verbesserte Auflage. (16 S.) Berlin, Buch¬ 
handlung Vorwärts, 1906. Jedes Heft 0 20 M. 

Arcbives of the Public Health Laboratory. Vol. 1. Edit. by Prof. Sheridan 
Delepine. M. Sc., M. B., C. H. M. Cr. 4 to. pp. 450. Illust. Sherratt & Hughes, 
net, 21/; net, 22/. , 

Bibliothek der Gesundheitspflege, herausgegeben von Dr. Dr. f Hans Büchner, 
Geheimrat Max Rubner, Pro ff., und Ober medizinalrat F. Gussmann. kl.-8. 
18. Bd.: Rieder, Prof. Dr. Herrn.: Körperpflege durch WaBseranWendung. 
Mit 28 Illustrationen. (201 S.) Stuttgart, E. H. Moritz. 

Brouardel et Mosny, Traitö d’Hygiene. Fase. III: Hygiene individuelle. in*8°. 
J.-B. Bailiiere et fils. Broche 6frcs.; cart. 7*50 fres. 

Bücherei, freie hygienische. gr.-8°. Leipzig, Dr. Boden. Nr. 15: Karell, 
Leibarzt Dr. Philipp: Die Milchkur. Vortrag. Mit einem Nachwort heraus¬ 
gegeben von Dr. Boden. (24S.) 1906. Bar 0*50 M.— Nr. 16: Middendorp, 
Prof. Dr. H. W.: Die Ursache der Tuberkulose nach Prof. Dr. Robert Koch 
und dessen Heilverfahren. Vortrag. (12 8.) 1906. Bar 0*50 M. 

Gesundheitswesen, Das, des preußischen Staates im Jahre 1904. Im Aufträge 
Sr. Exzellenz des Herrn Ministers der geistl., Unterrichts- und Medizinal¬ 
angelegenheiten bearbeitet von der Medizinalabteilung des Ministeriums. 
(XII, 429 S. und 63 S.) Lex.*8°. Berlin, R. Schoetz, 1906. 12 M. 

Local Government Board. No. 234. Report on the General Sanitary Circum- 
stances and Administration of the Urban District of Royston (Yorkshire) 
and upon the Prevalence of certain Infectious Diseases therein. 4 d. 
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Xaoc&l Government Board. No. 235. Report on the S&nitary Circumstauces 
and Administration of the Valley Rural District: Anglesey. 3 d. 

Local Government Board. No. 236. Report ou the Sanitary Circumstances 
and Administration of the Rural District of Pocklington. 3 d. 
Medizinalbericht von Württemberg für das Jahr 1904. Im Auftrag des kgl. 
Ministeriums des Innern herausgegeben von dem kgl. Medizinalkollegium. 
Mit 3 Abbildungen und 3 Übersichtskärtchen im Text. (VII, 180 S.) Lex.-8". 
Stuttgart. W. Kohlhammer, 1906. Bar 2*50 M. 

Verhandlungen der medizinischen Gesellschaft zu Leipzig im Jahre 1905. (Aus: 
„Münchener med. Wochenschrift“.) (Xlli, 155 S., mit Abbildungen.) gr.-8°. 
München, J. F. Lehmanns Verlag, 1906. 4 M. 

Veröffentlichungen der deutschen Gesellschaft für Volksbäder. Herausgegeben 
von dem geschäftsführenden Ausschuß. Red.: P. Erb. IV. Bd. 1. Heft. (IV, 
164 S.) gr.-8 a . Berlin, A. Hirschwald, 1906. Bar 1 M. 

Vierteljahrsschrift für öffentliche Gesundheitspflege. 38. Bd. 2. Heft. Braun¬ 
schweig, Friedr. Vieweg & Sohn, 1906. 6*50 M. 

Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrankheiten. 52. Bd. 3. Heft. Leipzig, 
Veit & Co. 8 M.; dasselbe, 53. Bd., 1. u. 2. Heft, ebenda 14 M. 


2. Statistik und Jahresberichte. 

Annalen der schweizerischen balneologischen Gesellschaft. — Annales de la 
societe suisse de balneologie. Red.: Dr. Herrn. Keller. 2. Heft. (HI, 104 S.) 
Lex.-8 P . Aarau, H. R. Sauerländer & Co., 1906. 3 frcs. 

Annuaire medical de la Riviera. in-8°. 1 vol. A. Maloine. 3*50 frcs. 

Bericht der ober hessischen Gesellschaft für Natur- und Heilkunde zu Gießen. 
Neue Folge. Medizinische Abteilung. 1. Bd. (Aus: „Deutsche med. Wochen¬ 
schrift“.) (VI, 84 S.) gr.-b°. Gießen, A. Töpelmann, 1906. 1*40 M. 

Bericht über die Tätigkeit des k. k. arbeitsstatistischen Amtes im Handels- 
nfinisterium während des Jahres 1905. (30 S.) Lex.-8°. Wien, Hof- und 
Staatsdruckerei, 1906. 1 M. 

Jahrbuch, statistisches, der Haupt- und Residenzstadt Budapest. VII. Jahrgang 

1904. Red. von Doc. Vizedir. Prof. Dr. Gust. Thirring. (Ungarisch und 
deutsch.) (XXII, 359 S.) Lex.-8°. Budapest. Berlin, Puttkammer & Mühl¬ 
brecht, 1906. Geb. in Leinw. 6 M. 

Jahrbuch, statistisches, für das Deutsche Reich. Herausgegeben vom kaiserl. 
statistischen Amt. 27. Jahrgang 1906. (XXIV, 347 u. 51 S., mit 6 [5 farbigen] 
Tafeln.) gr.-8°. Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht, 1906. Kart. 2 M. 
Jahresbericht über soziale Hygiene, Demographie und Medizinalstatistik und 
alle Zweige des sozialen Versicherungswesens. 5. Bd.: Bericht über das Jahr 

1905. Herausgegeben von Dr. Dr. A. Grotjahn und F. Kriegei. (VIII, 

428 S.) gr.-8°. Jena, G. Fischer, 1906. 11 M. 

Jahresbericht, 36., des kgl. Landesmedizinalkollegiums über das Medizinalwesen 
im Königreich Sachsen auf das Jahr 1W04. (401 S.) Lex.-8°. Leipzig, 

F. C. W. Vogel, 1906. 4 M. 

Mitteilung des statistischen Amtes der Stadt München. 20. Bd. Lex.-8 P . 1.Heft: 
Erhebung, die, der Wohnverhältnisse in der Stadt München 1904 bis 19U7. 

I. Teil. Die Altstadt. (30 S., mit eingedrucktem Plan.) 1906. Bar 1 M. — 

II. Teil. Der X., XI. und XII. Stadtbezirk. (30 8., mit 1 eingedrucktem Plan.) 

1906. Bar 1 M. München, J. Lindauer. 

Mitteilungen des statistischen Amtes des Kantons Basel-Stadt. 8°. Nr. 8: 
Mangold, Dr. F.: Bericht über die Bautätigkeit im Kanton Basel-Stadt im 
Jahre 1905. (Mit 10 Tafeln: Reproduktionen einiger typischer Bauten vou 
Ein- und Mehrfamilienhäusern.) (48 S.) Basel, C. F. Lendorff, 1906. 1 M* 
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Publikationen des statistischen Bureaus der Haupt- und Residenzstadt Budapest. 
Lex.-8. XXXIV. Bd.: Körösy, Dir. Dr. Jos. Statistik des Unterrichts¬ 
wesens der Hauptstadt Budapest für die Jahre 1895/96—1899/1900. Aus dem 
Ungarischen. (VIII, 48 u. 87 S.) Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht, 1906. 4 M. 
Sitzungsberichte des ärztlichen Vereins Nürnberg. Red. von Dr. Dr. C. v. Rad 
und W. Hauenschild. Jahrg. 1905. [Aus: „Münchener med. Wocbenschr.“] 
(VIII, 84 S., mit Abbildungen und 1 Tafel.) gr. 8°. München, J. F. Lehmanns 
Verlag, 1906. 2-40 M. 

Sitzungsberichte des allgemeinen ärztlichen Vereins zu Köln im 34. Vereinsjahre 

1905. [Aus: „Münchener med. Wochenschrift“.] (IX, 84 S., mit Abbildungen.) 
gr.-8°. München, J. F. Lehmanns Verlag, 1906. 2*40 M. 

Statistik, österreichische. Herausgegeben von der k. k. statistischen Zentral- 
kommission. 77. Bd. gr.-8°. 1. Heft: Statistik des Sanitätswesens in den im 
Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern für das Jahr 1902. (II, 
XXX, 252 S.) Wien, C. Gerolds Sohn, 1906. 8*50 M. 

3. Wasserversorgung, Entwässerung und Abfuhr. 

Anleitung für die Einrichtung, den Betrieb und die Überwachung öffentlicher 
Wasserversorgungsanlageu, welche nicht ausschließlich technischen Zwecken 
dienen. (15 S.) Lex.-8°. Berlin, J. Springer, 1906. Bar 0*40 M. 

Böhm, Ingen. Frdr. Paul: Leitende Grundsätze für die Entwässerung von Ort¬ 
schaften. (82 S., mit Abbildungen und 3 Tafeln.) gr.-8°. Leipzig, Kühnei, 

1906. 2*80 M.; geb. in Leinw. 3 75 M. 

Hache, Stadtbauinspektor: Die AbwassereiniguDg. [Aus: „Kohle und Erz.“] 
(15 S.) 8°. Kattowitz, G. Siwinna, 1906. 1*20 M. 

Lempelius, K.: Das neue Wasserwerk der Stadt Worms. (19 S., mit Abbildungen.) 

4°. Leipzig, F. Leineweber, 1906. 1*50 M. 

Salomon, Reg.- u. Med.-Rat Dr. Herrn.: Die städtische Abwässerbeseitigung in 
Deutschland. Wörterbuchartig angeordnete Nachrichten und Beschreibungen 
städtischer Kanalisations- und Kläranlagen in deutschen Wohnplätzen. (Ab¬ 
wässerlexikon.) II. Bd. 1. Lieferung: Das Emsgebiet nebst vorgelagerten 
Inseln und das Wesergebiet. (138 S., mit 11 Abbildungen und 11 Tafeln.) 
Lex.-8. Jena, G. Fischer, 1906. 5 M. 


4. Straßen-, Bau- und Wohnungshygiene. 

Bauordnung für die Stadt Altona vom 15. November 1892 in der durch die 
Nachträge 1 —IX (vom 13./6. 95, 25./11. 97, 6./1. 99, 9./10. 99, 12./2. 1900, 
15./6. 1901, 5./9. 1902, 6/5. 1904 u. 6./2. 1906) abgeänderten Fassung. (51 S.) 
gr.-8°. Altona, J. Harder, Sort., 1906. 0*50 M. 

Baupolizeiordnung, die, für den Stadtkreis Berlin vom 15. August 1897, nebst 
Anhang, enthaltend die Baupolizeigebührenordnung, Eigengewichte und Be¬ 
anspruchung von Baumaterialien und Bauteilen, eine Darstellung der bei 
Neubauten anzuwendenden Wandstärken, sowie ein alphabetisches Sach¬ 
register. 6. Auflage. (70 S., mit Figuren.) kl.-8°. Berlin, G. Siemens, 1906. 
075 M. 

Entwürfe, preisgekrönte, von Kleinwohnungen. Herausgegeben vom Ernst- 
Ludwig-Verein, hessischer Zentralverein für Errichtung billiger Wohnungen 
in Darmstadt. 66 Tafeln. (Mit 2 S. Text.) 4°. Darmstadt, E. Zernin, 1906. 
In Mappe f 14 M. 

Kretzschmar, Stadrat Dr. Herrn.: Bauordnung für die Stadt Dresden vom 22. De¬ 
zember 1905 nebst den Ortsgesetzen über das Oblastenbuch, über die Anlage 
und Benutzung von Wasserklosetts und über die Entwässerung der Grund¬ 
stücke. Handausgabe mit Erläuterungen, 37 Abbildungen im Text, 8ach- 
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register und Übersichtsplan. (XVI, 431 S.) gr.*8°. Dresden, Gewerbebuchh. 
E. Schürmann, 1906. Geb. in Leinw. bar 6'50 M. 

Mangold, Dr. F.: Denkschrift über die staatlichen Maßregeln zur Verbesserung 
der Wohnungsverhältnisse in Kanton Basel-Stadt. Im Aufträge des Regie- 
rungsrates des Kantons Basel-Stadt verfaßt. (Ausstellung in Mailand 1906 
zur Eröffnungsfeier des Simplontunnels.) (25 S.) gr. 8°. Basel, C. F. Len- 
dorff, 1906. 0*60 frc. 

Mattem, Wasserbauinspektor E.: Die Ausnutzung der Wasserkräfte. Technische 
und wirtschaftliche Grundlagen. Neuere Bestrebungen der Kulturländer. 
(VII, 260 S., mit 66 Abbildungen.) gr.-8°. Leipzig, W. Engelmann, 1906. 
7 M. 

Mitteilungen über Forschungsarbeiten auf dem Gebiete des Ingenieurwesens, 
insbesondere aus den Laboratorien der technischen Hochschulen, heraus- 
gegeben vom Verein deutscher Ingenieure. 33. Heft. (III, 76 S., mit Abbil¬ 
dungen und 2 Tafeln.) Lex.-8°. Berlin, J. Springer, 1906. Bar 1 M. 

Strauch, F.: Baupolizeiverordnung für das platte Land und die Stadt des Regie¬ 
rungsbezirkes Breslau (mit Ausnahme der Stadt Breslau). Zweite vermehrte 
Auflage. (V, 242 S.) kl.*8°. Breslau, Schietter, 1906. 2*50 M. 

Toichmüller, Baurat G.: Bauordnung für das Herzogtum Anhalt nebst der Aus¬ 
führungsverordnung. Nach der Fassung der Gesetze Nr. 1226 vom 19. Juni 
1905 und Nr. 1240 u. 1241 vom 21. Mai 1906. Mit Erläuterungen. Zweite, 
durchgesehene Auflage. (VII, 176 S.) kl.-8°. Dessau, C. Dünnhaupt, 1906. 
Gebunden in Leinwand 2*50 M. 


5. Schulhygiene. 

Kirchner, Geh. Ober-Med.-Rat Prof. Dr. Martin: Die Tuberkulose und die Schule. 
(32 S.) gr.-8°. Berlin, R. Schoetz, 1906. 0*80 M. 

Pick, Oberbezirksarzt Dr. Julius: Der Schularzt. Systematische Darstellung des 
schulärztlichen Dienstes unter Rücksichtnahme auf die wissenschaftliche 
Hygiene und praktische Erfahrung. Zum Gebrauche für Arzte, Sanitäts¬ 
beamte, Schulbehörden und Gemeindeverwaltungen. (35 S.) 8°. Saaz, A. Ip- 
poldts Nachf., 1906. 1 M. 

6. Hospitäler und Krankenpflege. 

Bardswell, Noel Dean: The Consumptive Working Man. What can Sanatoria 
do for Hirn? 8vo. pp. 210. Scientific Press, net, 10/6. 

Deneke, Dir. Dr.: Die Neubauten des allgemeinen Krankenhauses St. Georg, 
Hamburg. Im Verein m. Dr. Dr. Oberarzt Wiesinger, Prosektor Sim- 
monds, leitendem Arzt Albers-Schönberg, Assistent Adam, Sekundärarzt 
Schlagintweit, unter technischer Mitwirkung von Bauinspektor F. Ruppel 
herausgegeben. Mit Titelbild und 148 Abbildungen im Text. (VIII, 163 S.) 
Lex.-8°. Jena, G. Fischer, 1906. 8 M.; geb. 9 M. 


7. Militär- und Schiffshygiene. 

Dienstvorschrift für die Sanitätsinspektionen. (Dv. f. San.-Insp.) Vom 1. Juni 
1906. (D. V. E. Nr. 408.) (12 S.) 8°. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1906. 
bar f 0-10 M.; kart. + 0*20 M. 

Kocht, Chefarzt Med.-Rat Dr. B.: Vorlesungen für Schiffsärzte der Handelsmarine 
über Schiffshygiene, Schiffs- und Tropenkrankheiten. (XII, 332 S., mit 34 Ab¬ 
bildungen und 3 Tafeln.) Lex.-8°. Leipzig, G. Thieme, 1906. 8 40 M.; geb. 
in Leinw. 9*40 M. 
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Sanit&tsbericht über die kaiserl. deutsche Marine für den Zeitraum vom 1. Ok¬ 
tober 1903 bis 30. September 1904. Bearbeitet in der Medizinalabteilung: des 
Reichsmarineamtes. (III, 183 S.) gr.-8°. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1906. 

2 M.; geb. 3 M. 

8. Infektionskrankheiten, Bakteriologie und Desinfektion. 

Arbeiten über die übertragbare Genickstarre in Preußen im Jahre 1905. Von 
Dr. Dr. Chefarzt R. Altmann, Reg.- u. Med.-Rat H. Flatten, Geh. Med-Rat 
Dir. Prof. C. Flügge, F. Göppert, Geh. Ober-Med.-Rat Prof. M. Kirchner, 
Prof. W. Kolle, Assistent Leuchs, Prof. W. v. Lingelsheim, Privatdozent 
Assistent Prof. E. Meyer, Kreisarzt R. Rieger, Reg.- und Geh. Med.-Rat 
A. Schmidt, Kreisarzt K. Schneider, Prof. A. Wassermann, Privat¬ 
dozent Prosektor M.Westenhoeffer. 3. Teil. [Aus: „Klin. Jahrb.“] (IV, 
S. 447 bis 532, mit 1 Abbildung und 3 Tafeln.) gr. -8°. Jena, G. Fischer, 
1906. 7 M. 

Bmery, W. D’Este: Clinical Bacteriology and Haematology for Practitioners. 
Being the 2nd. ed. of a llandbook of Bacteriological Diagnosis for Practi¬ 
tioners. 8vo. pp. 254. H. K. Lewis, net, 7/6. 

Höraueourt, Dr. Ferd.: Cholera asiatica. Geschichte, Ätiologie, Wesen, Erschei¬ 
nungen, Diagnose, patholog. Anatomie, Prognose, Prophylaxe und Therapie, 
zum Teil auf Grund eigener Beobachtungen geschildert, nebst einem Anhang: 
Organisation der deutschen Ärzte. Bearbeitet aus Anlaß seines 50jährigen 
Doktorjubiläums. (II, 73 S.) 8°. Straßburg, E. d’Oleire, 1906. 1*60 M. 

Hybram, L.: Contribution ä l’etude de la meningite cerebro-spinale. Relation 
d’une epidemie dans la province d’Oran (these). in-8°. 1 vol. Privat, ä Tou¬ 
louse. 3 frcs. 

Kruse, Prof.: Für oder wider Pettenkofer? [Aus: „Centralbl. f. allgem. Gesund¬ 
heitspflege.“] (S. 279—310.) gr. 8°. Bonn, M. Hager, 1906. 0*75 M. 

Landespolizei Verordnung, betr. die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. 
Nr. 1244 der Gesetzsammlung für das Herzogtum Anhalt. Veröffentlicht am 
2. August 1906. (31 8.) kl.-8®. Dessau, C. Dünnhaupt, 1906. 0*40 M. 

Lefas, E.: La Technique hiBto-bacteriologique moderne (actualites medicales). 
in-16°. 1 vol. J.-B. Bailliere et Als. 1*50 frc. 

Looal Government Board. No. 226. Report to the Local Government Board 
on the Epidemie of Enteric Fever in the City of Lincoln. 1904/5. 2/3. 

Loeal Government Board. No. 230. Report to the Local Government Board 
on the Sanitary Circumstances &c., of the Langport Rural District. 9d. 

Local Government Board. No. 231. Report to the Local Government Board 
on the Sanitary Circumstances and Administration of Merthyr Tydtil Urban 
District. 9 d. 

Luerssen, Dr. Art.: Die Cholera, ihre Erkennung und Bekämpfung. Ein Erfolg 
der modernen Naturforschung. Gemeinverständlich dargestellt (48 S.) kl.-8. 
Berlin, J. Püttmaun, 1906. Kart 0*70 M. 

Müller, Privatdozent Assistent Dr. Paul Th.: Weitere Versuche über die Wir¬ 
kung von Staphylokokkenkulturen auf das Knochenmark. Ausgeführt mit 
Hilfe einer aus dem Legat Wedl gewährten Unterstützung der kaiserl. 
Akademie der Wissenschaften in Wien. [Aus: „Sitzungsber. d. kais. Akademie 
d. Wissensch.“] (39 S.) gr.-8°. Wien, A. Holder, 1906. MO M. 

Paton, D. Montgomery: New Serum Therapy. Cr. 8vo. Bailliere. net, 6d. 

Paul, G. P.: Nursing in the acute Infectious Fevers. Cr. 8vo. Saunders. net, 4 d. 

Pitres, A.: La Lutte antituberculeuse ä Bordeaux et dans la region, Organisation 
et fonctionnement, Conference, in-8°. 1 vol. Lib. de la Mutualite, a Bor¬ 

deaux. I frc. 
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R&binowitsoh, Dr. Lydia: Untersuchungen über die Beziehungen zwischen der 
Tuberkulose des Menschen und der Tiere. [Aus: „Arbeiten aus dem patho¬ 
logischen Institut zu Berlin.“] (74 S.) Lex.-8°. Berlin, A. Hirschwald, 1906. 
Bar 2 M. 

Roepke, Chefarzt Dr. 0.: Zur Aufklärung und Belehrung über die Tuberkulose, 
ihre Entstehung, Verhütung und Heilung. Dritte erweiterte Auflage. 60. bis 
70. Tausend. (55 S.) 8°. Melsungen, A. Bernecker, 1906. 0 60 M. 

Roepke, Chefarzt Dr.: Kurzer Leitfaden für die Wohnungsdesinfektion. Zweite 
Auflage. (27 S.) kl.-8°. Melsungen, A. Bernecker, 1906. 0*60 M. 

Sohereschevsky-Portnoff, Madame 0.: L’Epidemie de peste actuelle et les 
resultats des mesures prophylactiques. in-8°. F.-R. de Rudeval. 4 fres. 

Tartarin« Etüde sur la tuberculose dans les milieux maritimes en Allemagne 
et chez les marins du commerce en France. iü.-8°. A. Maloine. 1*25 frc. 

Zentralblatt) internationales, für die gesamte Tuberkuloseliteratur. Heraus- 
gegeben von Dr. Dr. Direktor Ludolph Brauer, Osk. de la Camp, Proff., 
dirig. Arzt G. Schröder. Red.: Dirig. Arzt Dr. G. Schröder. 1. Jahrgang. 
August 1906 bis Juli 1907. 12 Nummern. (Nr. 1, 27 S.) Lex.-8°. Würzburg, 
A. Stübers Verlag. Bar 8 M. 


9. Hygiene des Kindes. 

Pescatore, Dr. M.: Pflege und Ernährung des Säuglings. Ein Leitfaden für 
Pflegerinnen. (IV, 79 S.) 8°. Berlin, J. Springer, 1906. Kart. 1 M. 
Zeitschrift für Säuglingsfürsorge, redigiert vom dirig. Arzt Dr. Bruno Salge. 
1. Bd., 12 Hefte. (1. Heft, 42 S.) gr.-8°. Leipzig, J. A. Barth, 1906. 12 M. 


10. Variola und Vaccination (fehlt). 


11. Geschlechtskrankheiten und Prostitution. 

Berger, Emil, und R. Loewy: Über Augenerkrankungen sexuellen Ursprunges 
bei Frauen. Wiesbaden, J. F. Bergmann. Etwa 4*80 M. 

Chotzen, Dr. Martin: Atlas der Syphilis und syphilisähnlioben Hautkrankheiten 
für Studierende und Ärzte. Zweite, unveränderte wohlfeile (Titel-)Ausgabe. 
(73 zum Teil farbige Tafeln mit XII, 611 S. Text) Lex.-8°. Hamburg, L. Voss, 
(1898) 1906. Geb. in Halbfranz 20 M. 

Finger, Prof. Dr. E., und Privatdozent Assistent Dr. K. Landsteiner: Unter¬ 
suchungen über Syphilis an Affen. (II. Mitteilung.) (21 S.) gr.-8®. Wien, 
A. Holder, 1906. 0*70 M. 

Fliedner: Infektionskrankheiten und ihre Verhütung. Naunhof, Schäfer & Schön¬ 
felder. Etwa 1*50 M. 

Monin, Dr. E.: L’Hygiene des sexes. in-18°. 0. Doin. Kart. 4 fres. 

Morhardt, Dr. P.-E.: Les Maladies veneriennes et la reglementation de la Prosti¬ 
tution au point de vue de l’hygiene sociale. in-8°. 0. Doin. 5 fres. 

12. Gewerbe- und Berufshygiene. 

Baum, Fabrikinspektorin Dr. Marie: Drei Klassen von Lohnarbeiterinnen in 
Industrie und Handel der Stadt Karlsruhe. Bericht, erstattet an das groß¬ 
herzogliche Ministerium des Innern und herausgegeben von der großherzogl. 
badischen Fabrikinspektion. (XI, 232 S.) gr.-8°. Karlsruhe, G. Braunsche 
Hofbuchdruckerei, 1906. 1*80 M. 


Digitized by tjOOQle 



826 


Neu erschienene Schriften. 


Bericht der k. k. Gewei beinspektoren über ihre Amtstätigkeit im Jahre 1906. 
(CXXXII, 612 S., mit 8 Abbildungen.) Lex.-8°. Wien, Hof- und Staats¬ 
druckerei, 1906. 4 M. 

Bleivergiftungen in hüttenmännischen und gewerblichen Betrieben. Ursachen 
und Bekämpfung. Herausgegeben vom k. k. arbeitsstatistischen Amte im 
Handelsministerium. IIL Teil. Protokoll über die Expertise betr. die Blei- 
und Zinkhütten. (X, 32 S.) 4°. Wien, A. Holder, 1906. 1*80 M. 

Grillet: L’Hygiene du travail dans les etablissements industriels et commerciaux 
(encyclopedie de l’Aide- Memoire). 1 vol. Masson et Co. Broch. 2*50 frcs.; 
cart. 3 frcs. 

Katalog, offizieller, des Museums für Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen in München 
und des kgl. Oberbergamtes auf der bayerischen Jubiläums-Landesindustrie-, 
Gewerbe- und Kunstausstellung Nürnberg 1906. Ausstellung des Bayerischen 
Staates. Kgl. Staatsministerium des kgl. Hauses und des Äußern. (48 S., mit 
1 Plan.) 8°. Nürnberg, Vertriebsstelle der offiziellen Drucksachen der bayer. 
Jubiläums-Landesausstellung, 1906. bar f 0*30 M. 

Recueil de documents sur les accidents du travail, reunis par le ministere du 
Commerce. No. 20: Jurisprudence, t. VI, mars 1906. in-8°. 1 vol. Berger- 
Levrault et Co. 2*50 frcs. 


13. Nahrungsmittel. 

Bericht der kgl. Lehranstalt für Wein-, Obst- und Gartenbau zu Geisenheim a. Rh. 
für das Etatsjahr 1905, erstattet von dem Direktor Prof. Dr. Jul. Wortmann. 
(IV, 319 S.,mit 49 Abbildungen und 9Taf.) gr.-8°. Berlin, P. Parey, 1906. 4M. 

Blairon, Dr. F.: Prophylaxie de la gastro-enterite des nourrisBons, la suralimen- 
tation et son remede. in-8°. A. Michalon. 4 frcs. 

Biihler, Tierarzt Dr. R.: Die Fleischbeschau der Schweiz mit besonderer Berück¬ 
sichtigung ihrer geschichtlichen Entwickelung. (II, 147 S.) 8°. Teufen 1906. 
St. Gallen, Scheitlin. 2*50 frcs. 

Cathomas, Dr. J. B.: Die Hygiene des Magens. Ärztliche Ratschläge für Gesunde 
und Kranke. Mit Anhang: „Diätetische Krankenküche.“ Zweite Auflage. 
(48 S.) gr.-8°. St. Gallen, Scheitlin, 1906. 1*20 frc. 

Eocles, Dr. R. G.: Die Bedeutung der Konservierungsmittel für die menschliche 
Ernährung in wirtschaftlicher und hygienischer Hinsicht. In deutscher Be¬ 
arbeitung herausgegeben vom Bunde deutscher Nahrungsmittelfabrikanten 
und Händler E. V. (XI, 172 S.) gr.-8°. Heidelberg, C. Winter, Verl., 1906. 4*50 M. 

Fehlauer, Dr.: Unser Gesundheitsbuch. Praktischer Ratgeber zur Erhaltung 
und Wiederherstellung der Gesundheit. gr.-8°. 1. TI: Die Gesundheitsküche. 
Auswahl und Zubereitung einfacher, nahrhafter und wohlschmeckender 
Speisen. Mit einer Einleitung: Die Nahrung des Menschen. — Die Reform 
der Mehl- und Brotbereitung. (90 S.) Berlin, G. Eichler, 1905. 1 M.; geh. 
bar 1*60 M. 

Jacobson, Stadttierarzt Adolf: Verfälschung des Fleisches und der Fleisch¬ 
produkte und die zu deren Nachweisen dienenden neueren Untersuchungs¬ 
methoden von Adolf Jacobsen, Stadttierarzt, Chef für Nahrungsmittel¬ 
kontrolle in Kristiania, und Viktor Sohmelck, Chemiker, Kristiania. Vor¬ 
trag. (64 S.) 8°. Kristiania, A. Cammermeyer, 1906. 1 70 M. 

Jahresbericht über die Fortschritte in der Untersuchung der Nahrungs- und 
Genußmittel, bearbeitet von Geh. Med.-Rat Prof. Dr. H. Beckurts. Unter 
Mitwirkung von Dr. Dr. Prof. G. Frerichs und Assist. H. Frerichs. [Aus: 
„Jahresbericht der Pharmazie.“] 14. Jahrgang, 1904. (III, 224 S.) gr.-8®. 
Göttingen, Vandenhoeck & Ruprecht, 1906. 7 M. 

Lafar, Prof. Dr. Franz: Technische Mykologie. Ein Handbuch der Gärungs¬ 
physiologie für technische Chemiker, Nahrungsmittelcbemiker, Gärungs¬ 
techniker, Agrikulturchemiker, Pharmazeuten und Landwirte. 2. Bd. Eumy- 
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cetengärungen. Zweites Drittel. Mit 31 Abbildungen im Text Redigierter 
Sonderabdruck aus Lafar, Handbuch der technischen Mykologie. (S. 539 
bis 714.) Lex.-8 # . Jena, G. Fischer, 1906. 4*40 M. 

Local Government Board. Preservatives in Milk. Circular to Authorities 
under Sale of Food and Drugs Acts. 1 d. 

14. Alkoholismus (fehlt). 

15. Verschiedenes. 

Arbeiten aus dem hygienischen Institut der kgl. tierärztlichen Hochschule zu 
Berlin. Leiter: Prof. Dr. Ostertag. Lex.-8°. Nr. IX.: Schmidt, Tierarzt 
Fritz: Immunisierung gegen Schweinepestbazillen mit Autolysaten, Schüttel¬ 
extrakten und Zerreibungsprodukten dieser Bazillen. (43 S.) Berlin, 
R. Schoetz, 1906. 1*20 M. 

Beiträge zur Schwachsinnigenfürsorge. Im Aufträge des österr. Fürsorgevereins 
herausgegeben von Hans Bösbauer, Leopold Miklas und Hans Schiner. 
gr.-8°. 3. Heft: Pilcz, Vorst. Dozent Dr. Alex.: Das für den Laien Wissens¬ 
werte über Epilepsie. (15 S.) Wien, Sallmayersche Buchhandlung, 1906. 
Bar nn. 0*60 M. 

Böttger, Redakteur Dr. H.: Giftverkaufbuch für Apotheker und Drogisten. Ent¬ 
hält die vom Bundesrat beschlossenen Vorschriften über den Handel mit 
Giften und die Einführungsverordnungen der Einzelstaaten, nebst dem vor¬ 
schriftsmäßigen Formular zum Einträgen der verkauften Gifte. Zusammen- 
gestellt und mit kurzen Erläuterungen versehen. Dritte, neubearbeitete 
Auflage. (40 S. und 50 Doppelseiten.) gr.-8°. Berlin, J. Springer, 1906. 
Geb. bar nn. 3 M. 

Böttger, Redakteur Dr. H.: Vorschriften über den Handel mit Giften im Deutschen 
Reiche. Beschlüsse des Bundesrates und Einführungsverordnungen der Einzel¬ 
staaten. Zusammengestellt und mit kurzen Erläuterungen versehen. Dritte, 
neubearbeitete Auflage. (40 S.) gr.*8°. Berlin, J. Springer, 1906. Bar 1 M. 

Brauer, Johann Ernst: Der infektiöse Scheidenkatarrh, dessen Folgen und die 
Bacillolbehandlnng bei ansteckenden Krankheiten landwirtschaftlicher Nutz¬ 
tiere und im Haushalt, mit einer Tabelle als Anhang. (53 S.) 8°. Leipzig, 
A. Hasert & Co., 1906. 1 M. 

Büchner, Ludwig: Darwinismus und Sozialismus oder der Kampf um das Dasein 
und die moderne Gesellschaft. Zweite Auflage. (52 S.) gr.-8°. Stuttgart, 
A. Kröner, 1906. 1 M. 

Dekker, Dr. Herrn.: Lebensrätsel. Der Mensch, biologisch dargestellt. 2 Teile. 
(209 S., mit 35 Abbildungen und 231 S., mit 24 Abbildungen.) kl.-8°. Stutt¬ 
gart, E. H. Moritz, 1906. Je 2 M. 

Giffen, G. Haxton: Students’ Manual of Medical Jurisprudence and Public Health. 
2nd ed., revised and enlarged. Cr. 8vo. pp. 382. Simpkin. net, 5 d. 

Haefcke, Dr. H.: Handbuch des Abdeckereiwesens. Für Verwaltungs- und 
Kommunalbehörden, Sanitäts-, Veterinär- und Gewerbeaufsichtsbeamte bear¬ 
beitet. (IX, 608 S., mit 90 Abbildungen.) gr.-8°. Berlin, P. Parey, 1906. 
Geb. in Leinw. 15 M. 

Handbuch der gerichtlichen Medizin. Herausgegeben von Prof. Geh. Ober- 
Med.- u. vortr. Rat Dr. A. 8chmidtmann. Neunte Auflage des Casper- 
Liman sehen Handbuches. 3. Bd. (VIÜ, 727 S.) Lex.-8°. Berlin, A. Hirsch¬ 
wald, 1906. 16 M. 

Jahresbericht über die Verbreitung von Tierseuchen im Deutschen Reiche. 
Bearbeitet im kaiserl. Gesundheitsamte zu Berlin. 20. Jahrg. Das Jahr 1905. 
Mit 4 (farbigen) Übersichtskarten und 19 in den Text gedruckten Diagrammen. 
(VIII, 88 und 210 S.) Lex.*8°. Berlin, J. Springer, 1906. 10 M. (Für Käufer 
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der Veröffentlichungen des kaiserl. Gesundheitsamtes zu einem um 20 Proz. 
ermäßigten Preise.) 

Legal. No. 483. Order of the Local Government Board for Ireland, dated 
June 12, 1906, Prohibiting and Oiscontinuing Burials in the following Burial 
Ground: Graigue Burial Ground (Mountmelick). 1 d. 

Looal Government Board. No. 332. Report on further Experiments on 
Sulphur Dioxide, as applied in the Destruction of Rats and in Disinfection 
on Shipboard. 2/6. 

Local Government Board. No. 233. Report upon the Sanitary Circumstances 
ad Administration of the Narberth Rural District. 4 d. 

Seilers, Wm.: A Handbook of Legal Medicine. Cr. 8vo. pp. 300. Sherratt & 
Hughes, net, 7/6. 

Wachsen^ Oskar: Alphabetisches Verzeichnis sämtlicher gesetzlich geschützten 
Wortzeichen der Warenklassen 2 und 42: Arzneimittel und Verbandstoffe 
für Menschen und Tiere, Drogen, Tier- und Pflanzenvertilgungsmittel, Konser- 
vierungs- und Desinfektionsmittel unter Berücksichtigung sämtlicher Ände¬ 
rungen und Löschungen bis Ende März 1906, auf Grund amtlicher Veröffent¬ 
lichungen zusammengestellt und mit einem erklärenden Vorwort versehen. 
(107 S.) 4°. Berlin, G. Legal, 1006. 4 50 M. 
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Gesamtübersicht des XXXVII. u. XXXVIII. Bandes. 

Enthaltend: 

I. Sachverzeichnis. 

II. Namenverzeichnis. 

III. Ortsverzeichnis. 


I. Sachverzeichnis. 

Die in fetter Schrift gedruckten Namen bezeichnen die Autoren von Original¬ 
mitteilungen und die Namen der Referenten, die in Kursivschrift gedruckten 
die Namen von Verfassern der in der Vierteljahrsschrift besprochenen Werke 
oder Mitteilungen. D. V. f. ö. G. bedeutet: Deutscher Verein für öffentliche 
Gesundheitspflege. 


Abdeckereiwesens , Handbuch des —. 

(Wehmer, Referat.) XXXVIII, 799. 
Abwässer , Bericht über eine Reise zum 
Studium von Anlagen zur Reinigung der 

— in England. (Tjaden und Graepel.) 
XXXVIII, 694. 

Abwässerbeseitigung , Die städtische 

— in Deutschland. (Kisskalt, Referat.) 
XXXVIII, 620. 

Abwässerfrage, Der gegenwärtige Stand 
der—. (Kisskalt, Referat.) XXXVII, 745. 
Ammenuntersuchungsarztes, Stellung 
und Aufgaben des —. (Koblanck, Refe¬ 
rat.) XXXVII, 729. 

Anchylostomiasis, Über die —. (A. Ten¬ 
holt.) XXXVIII, 271. 

Anleitung zu Wettkämpfen, Spielen 
und turnerischen Vorführungen. (Lands¬ 
berger, Referat.) XXXVIII, 622. 
Apothekerwesens, Bemerkungen zur Re¬ 
form des —. (M. Pistor.) XXXVII, 657. 
—, Z. Reform d.—. (E. Kempf.) XXXV11I.342. 
Arbeiten aus dem Kaiserlichen 
Gesundheitsamt. Bd. XXI. (Dietrich, 
Referat.) XXXVII, 717 ff. 

— — — — —. (M. Pistor, Referat.) 

XXXVIII, 439. 

ArbeiterSGhutzkonferenz, Zwei Druck¬ 
schriften zur Vorbereitung einer internatio¬ 
nalen —. (Roth, Referat.) XXXVII, 742. 
Ar beiter Wohnungsfrage, Die — in 
Deutschland am Beginn des 20. Jahr¬ 
hunderts. (J. Stübben - Berlin, Referat.) 
XXXVIII, 815. 

Arbeiterwohnungswesen, Bericht 1905 
und 1904. (Chr. Nussbaum, Referat.) 
XXXV11I, 625, 627. 


Ärzte als Gewerbeinspektoren. 

(M. Pistor, Referat.) XXXVIU, 631. 
Ärztewahl, Die freie — vom Standpunkte 
der öffentlichen Gesundheitspflege. (Oskar 
Schwartz.) XXXVIII, 362. 
Ii’assainissement et repeuplement des 
rivieres. (Pröbsting, Referat.) XXXVII, 
642. 

Badeanlagen in Krankenhäusern. (Wolff.) 
XXXVII, 311. 

Badewesen, Das öffentliche — im Re- 
gierungsbez. Arnsberg. (Solbrig.) XXXVIII, 
563. 

Bakterien, Infektionskrankheiten 

und deren Bekämpfung. (W. Kolle, 
Referat.) XXXVII, 703. 
Bergmannskrankheiten, Über die —, 
(E. Roth, Referat.) XXXVIU, 262. 
Beschränkung der Dirnen auf das 
Wohnen in bestimmten Straßen. (Gerland.) 
XXXVII, 525. 

Bewegungsspiele, Handbuch der — für 
Mädchen. (Landsberger, Referat.) XXXVII, 
740. 

Bleistiftarbeiter, Über das Vorkommen 
von Polierekzemen bei —. (Glauning.) 
XXXVII, 477. 

Bleivergiftung , Zur Frage der — bei 
Tünchern und Malern und in anderen 
Gewerbebetrieben. (S. Merkel.) XXXVU, 
267. 

Desinfektion , Leitfaden der —. (Abel, 
Referat.) XXXVII, 708. 

—, Wert und Anwendung der — mit Forra- 
aldehvd und Formaldehydpräparaten. 
(M Levy.) XXXVII, 384. 
Desinfektoren, Leitfaden für — in Frage 
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und Antwort. (Roth, Referat.) XXXVII, 
711; XXXVIII, 616. 

—, — — —. (Landsberger, Referat.) 

XXXVII, 636. 

Diakonievereines, Das erste Jahrzehnt 
des evangelischen —. (Landsberger, Refe¬ 
rat.) XXXVII, 740. 

Drogen- und Giftbandlungen, Be¬ 
triebsvorschriften für —. (Nesemann, 
Referat.) XXXVIII, 630. 

Enteisenungsverfahren, Die im ham- 
burgischen Staatsgebiet angewandten —. 
(Lübbert.) XXXVII, 581. 

Ferienkolonien, Der Verein für — in 
Leipzig in seiner 25jährigen Tätigkeit. 
(Landsberger, Referat.) XXXVII, 741. 

Fleisch, Wie weit darf die Freizügigkeit 
des —es gehen, ohne die Fleischversorgung 
der Städte in hygienischer Hinsicht zu 
gefährden? Referat auf der XXIX. Ver¬ 
sammlung d. D. V. f. ö. G. in Danzig. 
(Öhler-Dr. Bündle.) XXXVII, 83. 

Fleischbeschau, Handbuch der —. (Dr. 
Bündle, Referat.) XXXVII, 632. 

Fleisohbeschauer, Leitfaden für —. 
(Dietrich, Referat.) XXXVII, 716. 

Formalin-Desinfektion, Das Straß¬ 
burger Verfahren der —. (S. Merkel, 

Referat.) XXXVIII, 438. 

Gefängnishygiene, Über —. (Puppe.) 
XXXVIII, 677. 

Gerichtliche Medizin, Handbuch der 
—. (Schmidtmano.) (M. Pistor, Referat.) 
XXXVUI, 444. 

Geschlechtskrankheiten, Verschiede¬ 
nes über —. (F. Neisser, Frankfurt a. M., 
Referat.) XXXVII, 440. 

Gesundheitslehre, Kleine —. (Lands¬ 
berger, Referat.) XXXVII, 634. 

Gesundheitsverhältnisse und Gesund¬ 
heitsanstalten in Nürnberg. (Landsberger, 
Referat.) XXXVII, 634. 

Gesundheitswesen, Das — de» Preuß. 
Staates. (M. Pistor, Ref.) XXXVII, 711. 

—, Bibliographie der schweizerischen Landes¬ 
kunde. (M. Pistor, Referat.) XXXVII, 715. 

Gewerbehygiene, Lehrbuch der —. 
(E. Roth, Referat.) XXXVIII, 260. 

—, Kompendium der Gewerbekrankheiten 
und Einführung in die —. (M. Pistor, 

Referat.) XXXVII, 640. 

Großstadterweiterungen, (J. Stübben, 
Referat.) XXXVJI, 434. 

Gymnasium, Ist unser — eine zweck¬ 
mäßige Institution zu nennen? (Altschul, 
Referat.) XXXVIII, 609. 

Haustiere, Zeitschrift für Infektionskrank¬ 
heiten, parasitäre Krankheiten und Hy¬ 
giene der —. (Dr. Bündle, Referat.) 
XXXVIII, 437. 

Hebammenlehrbuoh, Das neue preußi¬ 
sche —. (Hermann Freund, Referat.) 

XXXVII, 616. 

Hebammenschulen, Die Errichtung ge¬ 
burtshilflicher Polikliniken an —. (Die¬ 
trich, Referat.) XXXVII, 715. 


Heiratens, Die Frage des — von früher 
Geisteskranken. (Landsberger, Referat.) 
XXXVIII, 624. 

Heizanlagen, Die hygienischen Anforde¬ 
rungen an zentrale —. Referat auf der 
XXIX. Versammlung d. D. V. f. ö. G. in 
Danzig, (v. Esraarch-Rietschel.) XXX VII, 
102. 

Heulieber, Das —. (Landsberger, Re¬ 
ferat.) XXXVIII, 623. 

Hochschulen, und zwar Universitäts¬ 
kliniken und andere medizinische Lehr¬ 
anstalten usw. (J. Stübben, Referat.) 
XXXVII, 631. 

Hygiene, Grundzüge der —. (Kisskalt, 
Referat.) XXXVII, 440. 

—, Leitfaden für —. (M. Pistor, Referat.) 

XXXVII, 639. 

—, Jahresbericht über die Fortschritte und 
Leistungen auf dem Gebiete der sozialen 
— und Demographie. (M. Pistor, Referat.) 
XXXVII, 715. 

—, Soziale — und Entartungsproblem. (Bla¬ 
sius, Referat.) XXXVII, 637. 

— und Seuchenbekämpfung. (M. 
Pistor, Referat.) XXXVII, 638. 

—, Zur Frage des Unterrichts in — in Mittel¬ 
schulen. (Altschul, Ref.) XXXVIII, 809. 

—, Zur Geschichte der sozialen —. (M. Pistor, 
Referat.) XXXVII, 713. 

—, Zur — des Krieges. (Herter, Referat.) 
XXXVII, 699. 

Hygienische Betrachtungen über offene 
und geschlossene Bauweise, über Klein¬ 
haus und Mietskaserne. (Gemünd.) I. Teil, 
XXXVIII, 376; II. TeU, XXXVIII, 457. 

— Studien in China. (Wodtke, Referat) 
XXXVII, 646. 

Hygienisches Zentralblatt. (E. Roth, 
Referat.) XXXVIII, 614. 

Jahresbericht des großherzoglich hessi¬ 
schen Landes Wohnungsinspektors für 
das Jahr 1904. (Landsberger, Referat.) 
XXXVIII, 623. 

Immunität, Schutzimpfung und Serum¬ 
therapie. (Kisskalt, Ref.) XXXVII, 729. 

Impfgesetzes, Die jetzige Bekämpfung des 
deutschen — vom Standpunkte der öflentl. 
Gesundheitspflege. (Schwartz.) XXXVII, 
338. 

Kältetechnik, Die — im Dienste der 
öffentlichen Gesundheitspflege. Referat auf 
der XXIX. Versammlung d. D. V. f. ö. G. 
in Danzig. (Stetefeld.) XXXVII, 65. 

Kind, Das —, seine körperliche und geistige 
Pflege bis zur Reife. (E. Roth, Referat.) 
XXXVIII, 613. 

Kindermilohanstalten, Leitfaden zur 
Errichtung von —. (v. Ohlen, Referat.) 

XXXVIII, 617. 

Kindersohutzes, Grundfragen des —. 
(S. Engel-Budapest.) XXXVII, 497. 

Kläranlagen, Städtische— und ihre Rück¬ 
stände. Referat auf der XXIX. Versamm¬ 
lung d. D. V. f. ö. G. in Danzig. XXXVII, 
171. 
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Kleinhaus und Mietskaserne. (Nuss- 
bäum, Referat.) XXXVII, 721. 

Kohlenrauch, Der —, seine Schädlichkeit 
und seine Abwehr. (Ascher.) XXXVIH, 
365. 

Krankenhaus der kleinen Städte, 

Welche Aufgaben erfüllt das- 

und wie ist es einzurichten? (Wodtke, 
Referat.) XXXVII, 645. 

Krankenhäusern, Errichtung und Einrich¬ 
tung von — nach den Grundsätzen der 
öffentlichen Gesundheitspflege. (Schmieden- 
Boethke.) XXXVII, 319. 

—, Vorschläge zur Entlastung der städti¬ 
schen—. (Dr.Dosquet-Manasse.) XXXVIII, 
785. 

Krankenpflegepersonal, Die Ausbil¬ 
dung und Organisation des —. Referat 
auf der XXIX. Versammlung des D. V. f. 
ö. G. in Danzig. XXXVII, 137. 

Krankheiten und Ehe. (Landsberger, 
Referat.) XXXVII, 633. 

Krebs, Der Einfluß von Boden und Haus 
auf die Häufigkeit des —. (S. Merkel, 

Referat.) XXXVII, 252. 

—, Einfluß der Rasse und Häufigkeit des 

— und deren Verbreitung im Kanton Bern. 
(Kolb.) XXXVIII, 544. 

Kurpfuscher. (Roth, Referat.) XXXVIII, 
260. 

liebensrätsel. (Landsberger, Referat.) 
XXXVIII, 812. 

liUngenkranke, Auskünfte- und Fürsorge¬ 
anstalten für—. (P. Hesse.) XXXVIII, 289. 

Lungenkrankheiten, Die — Königs¬ 
bergs. (Pickert, Referat.) XXXVIII, 447. 

Lungenphthise, Der neue Mikrobe der —. 
(Pickert, Referat.) XXXVII, 437. 

Lyssa, Schutzimpfung gegen —. (Kiss¬ 
kalt, Referat.) XXXVIII, 806. 

Materialprüfungsamt, Das königliche 

— der Technischen Hochschule in Berlin. 
(Memmler.) XXXVII, 426. 

Medizinalgesetze, Die — und Verord¬ 
nungen des Königreichs Sachsen. (E. Roth, 
Referat.) XXXVIII, 261. 

Medizinalreform in Preußen. Zur 
—. (M. Pistor.) XXXVIII, 479. 

Medizinalstatistik, Ein Fortschritt auf 
dem Gebiete der—. (Hirschberg.) XXXVII, 
363. 

Milch, Neue physikalisch-chemische Unter¬ 
suchungen der —. (von Ohlen, Referat.) 
XXXVII, 623. 

Milchhygiene, Zur Frage der —. (Enno 
Arends.) XXXVIII, 734. 

Militär - Sanitätswesen , Jahresbericht 
über die Leistungen und Fortschritte auf 
dem Gebiete des —. (Herter, Referat.) 
XXXVIII, 616. 

Mouches et Cholöra. (Kisskalt, Re¬ 
ferat.) XXXVIII, 806. 

Moustiques etFiövre jaune. (S. Merkel, 
Referat.) XXXVIII, 439. 

Mflllabladestellen , Über — in Wohn- 
quartieren. (Th. Weyl.) XXXVIII, 345. 


Müllbeseitigung und Müllverwer¬ 
tung. Verh. d. D. V. f. ö. G. (Dr. Thie- 
sing-Berlin.) XXXVIU, 147. 

Nahrungsmittelkontrolle in Deutsch¬ 
land , ihre Entstehung und Entwickelung, 
sowie ihr Einfluß auf den Verkehr mit 
Lebensmitteln und die Volksernährung. 
(A. Juckenack.) XXXVII, 678. 

Pocken, Anweisungen des Bundesrats zur 
Bekämpfung der —, Cholera, Pest, des 
Fleckfiebers und Aussatzes. (M. Pistor, 
Referat.) XXXVII, 714. 

Pocken, Maul- und Klauenseuche, 
Untersuchungen über die Ätiologie der 
—. (Kisskalt, Referat.) XXXVII, 647. 

Prostitution, Die ärztliche Überwachung 
der —. (Ascher, Referat.) XXXVII, 
708. 

Prostitution und Geschlechtskrank¬ 
heiten. (Landsberger, Referat.) XXXVIII, 
622. 

Prostitutionsfrage, Die — in der Schweiz 
und das schweizerische Strafgesetzbuch. 
(Grünwald, Referat.) XXXVIII, 807. 

Protozoen, Studien und Mikrophotogramme 
zur Kenntnis der pathogenen —. (Abel, 
Referat.) XXXVII, 705. 

Publizistik , Schwere Mißstände in der 
technisch-hygienischen —. (W. Prausnitz- 
Graz.) XXXV1U, 791. 

Rauches, Der Einfluß des — auf die At¬ 
mungsorgane. (Pickert, Referat.) XXXVII, 
739. 

Reinhaltung der Flüsse usw., Ver¬ 
handlungen des internationalen Vereins 
zur —. (Kisskalt, Referat.) XXXVIH, 
619. 

Repertorium der im Laufe des Jahres 
1904 in deutschen und ausländischen Zeit¬ 
schriften erschienenen Aufsätze über öffent¬ 
liche Gesundheitspflege. (Frau Spiess.) 
XXXVII, 747. 

Rettungs - und Krankenbeförde¬ 
rungswesen, Das — im Deutschen 
Reich. (S. Merkel, Referat.) XXXVIII, 
804. 

Rettungs- und Krankenpflege wesen, 

Die Entwickelung und zukünftige Aus¬ 
gestaltung des —. (George Meyer.) 
XXXVIH, 641. 

Rotzbekämpfung, Die — und die Maliein¬ 
probe beim Pferde. (Grabert, Referat.) 
XXXVII, 710. 

Ruhr , Die — und ihre Bekämpfung. 
(Kruse-Döpner.) Referat auf der XXIX. Ver¬ 
sammlung d. D. V. f. ö. G. in Danzig. 
XXXVH, 11. 

Saluti aegrorum, Aufgaben und Bedeu¬ 
tung der Krankenpflege im modernen 
Staat. (Mugdan, Referat.) XXXVII, 615. 

Säuberung des Straßenverkehrs der 
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